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Die Aufbringung 
der Mittel im Beichsunfallverficherungsred;t 
von Dr. Hermann PBoeverlein.') 


Borwort. 


Die Frage nach der Aufbringung der Mittel Hat infolge ihrer weit— 
tragenden praftiichen Bedeutung bereit3 bei den parlamentarischen Berathungen 
der Unfallverfiherungsgejege lebhafte Debatten hervorgerufen. 

Trotzdem hat jich die Theorie bi8 vor wenigen Jahren mit den hier ein- 
ichlägigen Problemen jehr kurz und oberflächlich abgefunden, wodurch die in 
diefer Materie ohnehin ſchon bejtehende Verwirrung nur noch vermehrt wurde. 
Es blieb Roſin vorbehalten, die einzelnen Detailfragen näher zu unterjuchen 
und dadurch das Chaos zu lichten. Sp jehr nun die Verdienfte Rojin’s an- 
zuerfennen find, jo jehr iſt es andererjeits zu bedauern, daß gerade Die neueren 
Autoren auf diefem Gebiete, namentlih Biloty und Weyl,*) auf dem von 
ihm eingejchlagenen Wege nicht weitergegangen, jondern in die alten Fehler 
zurücdverfallen find, 

Unter jolchen Umftänden und bei dem Mangel einer eingehenderen ſyſte— 
matiichen Bearbeitung diejes Themas habe ich mich an eine jolche herangewagt, 
indem mir die Schwierigkeiten, welche die Bewältigung einer umfangreichen 
Literatur und die zum Theil recht mangelhafte Terminologie boten, wohl be: 
wußt waren. Mögen diejelben die Mängel der Arbeit entjchuldigen. 


) Un Literatur wurden zu dieſer Arbeit außer den bei den einzelnen Paragraphen 
jitirten Schriften und Abhandlungen namentlich benüßt: 

„Handbuch der Unfallverſicherung.“ Die Reichs-Unfallverfiherungsgefege dargeſtellt 
von Mitgliedern des Reichs-Verſicherungsamts. 2. Aufl. Leipzig 1897. (Handbud)). 

. Bornbat, G,: „Das deutſche Arbeiterrecht” in den Annalen des Deutichen Reichs von 
Hirth und Seydel. jahre. 1892 S. 556 ff. Bornhak in Annalen). 

Yaband, B: „Das Staatsrecht des Deutfchen Reiches.” 3. Aufl. 2 Bde, Freiburg i. B. 
und Leipzig 1895. Laband.) 

. ee U: „Die Arbeiterverficherung nad öfterreihiichem Rechte.“ Leipzig 1893. 
Menzel.) 

PBiloty, R: „Das Reichs-Unfallverſicherungsrecht, deſſen Entitehungsgefchichte und 
Snitem.“ 3 Bde. Mürburg 1890 ff. Piloty). 

— —: „Die Arbeiterverlicherungsgefege des Deutichen Reichs." 2 Bode. München 1893. 
‚Bilotn, Arbeiterverfiherungsgeiege.) 

Roſin, H.: „Das Recht der Arbeiterverficherung.“ Erſter Band. Berlin 1893. (Rofin). 

Schactfle, A. € F.: „Der torporative Hilfsfaflenzwang.“ 2. Aufl. Tübingen 
1884. (Schaeftle). 

Weyl, R.: „Lehrbuch des Reichsverficherungsrechts (Kranken, Unfall, Ynvaliditäts- 
und Altersverficherungsredht).” Leipzig 1894. (Menl). 

Woedtke, E.v.: „Unfallverfiherungsgefeh. Vom 6, Juli 1884. Kommentar.” 4. Aufl. 
Berlin 1889. (v. Woedtke zu U. B. G.) 

— —: „Unfallverfiherung der in land- umd foritwirthichaftlichen Betrieben beichäftigten 
Verſonen. Nach dem Reichsgeſeß vom 5. Mai 1886." Kommentar. 2. Aufl. Berlin 1888. 
(vo. Woedtke zu L. U. V. G.) 

Bezüglich der Abkürzungen fei bier auf das Handbuch ©. VIf. verwieſen, wobei 
id; bemerfe, daß ich das im Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Abänderung der Unfall- 
verficherungsgejege enthaltene Gemwerbe-Unfallverfiherungsgeieg als „G. U. B. G.“ zitire. 

* Anmerkung der Redaktion: Es ift irrig, daß Piloty im PVerhältnik zu Rofin als 
der „neuere Autor auf diefem Gebiete” bezeichnet wird; er ift, wie aus der Literatur beider 
Schriftiteller zu erſehen, gleichzeitig. Weyl's Bud) ift ein Jahr fpäter erichienen. S. auch 
Anm. 1 bei Boeverlein. Seydel. 
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Außer dem beftehenden Rechte glaubte ich auch die bereits veröffent— 
lichten Neformentwürfe einer, wenn auch fürzeren Betrachtung unterziehen 
zu müſſen. Es lagen mir dabei alle Erörterungen jozialpolitiicher 
Natur ferne; da ich indeſſen glaube, dal auch eine objektive Behandlung der 
Rechtsfragen Anhaltspunkte und Grundlagen für die in Bälde zu er: 
wartende Neform zu bieten im Stande ift, jo darf ich vielleicht hoffen, zu 
einer jolchen einiges — wenngleich nur bejcheidenes — Material beigetragen 
zu haben. 

Einleitung. 
8 1. Die Borläufer des Reichsunſallverſicherungsrechtes. 

1) Eines der jehwierigiten Probleme des modernen öffentlichen Nechtes, an 
dejjen Löjung die Theorie jchon jeit Jahren ihre Kräfte erprobt, ohne bis jegt 
zu endgiltigen, allgemein anerfannten Rejultaten gelangt zu jein, it die Frage 
nach dem Verhältniß unſeres geltenden Arbeiterverficherungsrechtes zu den ver- 
wandten Formen des älteren Rechtes. Nicht nur bet den parlamentariichen 
Berathungen find aus leicht begreiflichen Gründen der Politik viele Verſuche 
gemacht worden, das gejammte joziale VBerficherungsrecht als eine Erweiterung 
und Fortbildung hergebrachter Nechtsinftitute Hinzuftellen, jondern auch in der 
Theorie hat man jich vielfach bemüht, die moderne Arbeiterverficherung ledig— 
lich aus den Gedanken des beitehenden Nechtes heraus zu erklären. Alle dieſe 
Verſuche mußten nothwendigerweiſe an der juriftiichen und nationalöfonomijchen 
Eigenart jcheitern, die das Gebäude unſerer jozialen Verſicherung trägt. 

Trogdem aber läht ich dasjelbe in jeinem Weſen nur dann ganz erfaſſen, 
wenn es im Zujammenhalt mit den verwandten Einrichtungen des früheren 
Nechtes betrachtet wird. Gerade für das bier zu erörternde Ihema erjcheint 
es angezeigt, zuvörderſt dieſe älteren Nechtsinftitute, an die ſich das neue Necht 
in diefem Punkte zum Theil ſehr eng amjchließt, nad) der in Rede jtehenden 
Seite hin einer fürzeren Betrachtung zu unterziehen.) Dabei joll dann zu: 
gleich das Verhältniß berührt werden, in welchem fie zu unſerem Arbeiter: 
verjicherungsrechte, insbejondere dem Unfallverficherungsrechte, ftehen. Es wird 
jich hierbei zeigen, dal eine Entlajtung der Unfallverfiherimg durch diejelben 
in finanzieller Hinficht nur im geringem Umfange eintritt, dal ihnen aber 
andererjeits mit dem Inslebentreten der erjteren eine bedeutende Yajt abge— 
nommen Wurde”) 

In Betracht fommen bier vor allem: 

a) die Alimentationspflicht der Berwandten; 
b) die öffentliche Armenpflege; 

e) die Öffentlichrechtliche Fürjorge ; 

d) die Fürſorge auf Grund Dienjtvertrages; 
e) die Schadenserjaß: und Haftpflicht ; 

1) Bgl. bierüber namentlihb Wenl ©. 20 fi; Nofin ©. 1ff; Bornhak in 
Annalen S. 556 ff, 581 f.; Wenl, R.: „Die Gntwidelung und die Grundlagen der 
Arbeiterverficherung im Deutichen Reiche“ in „Die Invaliditäts- und Altersverficherung.” 
V. Jahrg. 1894/05 S. 1 ff, 9 fi, 17 #1, 25 fi; Brentano, 2: „Die Arbeiterverficherung 
gemäß der heutigen Wirthichaftsordnung.“ Leipzig 1879. ©. 32 ff. 

*; Weber das Verhältniß der Unfallverficherung zu den älteren Nechtsinitituten vgl. 
Weyl S. 411 ff; Piloty ©. 133 ff. — Tie leptgenannten Grörterungen gehören zwar, 
genau genommen, nicht an Diele Stelle, jedoch mögen diejelben des Zuſammenhanges halber 
bier lab finden, umſomehr als in den folgenden Paragraphen wiederholt auf diefelben 
Bezug genommen werden mußte. 
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f} die private Unternehmerverjicherung ; 
g) die öffentlichrechtliche Verjicherung auf Gegenjeitigfeit. 

Es jei jedoch gleich vorausgeſchickt, daß alle dieje Nechtsinftitute Feine 
jelbftjtändige und jpezielle Unfallfürjorge begründen, jondern daß dieſe hier in 
einer allgemeinen Fürjorgepflicht für Erwerbsunfähige, oft auch in einer weiter: 
gehenden Entjchädigungspflicht aufgeht oder wenigjtens im Zujammenhange mit 
einer Jolchen erjcheint. Trogdem aber fommt der durd) fie erzielte Effekt that- 
jählich oft einer Unfallfürjorge nach Art unjerer modernen Gejeßgebung nahe. 

2) Die rudimentärjten Anfänge einer Unfallfürforge finden fich in der 
privatrechtlichen Alimentationspfliht der Verwandten. Gie 
gewährt von allen hier zu bejprechenden Nechtsinftituten die ausgedehntefte 
Fürſorge, indem bier der Grund der Erwerbsunfähigfeit völlig belanglos ift, 
vielmehr die Verpflichtung jchon auf Grund der Thatſache eintritt, daß der 
Alimentationsberechtigte außer Stande ift, jeinen nothwendigen Lebensunterhalt 
zu bejtreiten. Es fommen deshalb in erjter Linie die jogenannte „Jugend— 
periode” und „NAltersperiode“') in Betracht, daneben aber auch jede durch 
Krankheit, Invalidität oder Unfall hervorgerufene Erwerbsunfähigfeit. 

Ueber den Umfang des Verwandtichaftsfreijes, innerhalb dejjen Necht und 
Pflicht zur gegenjeitigen Alimentation bejteht, und über die Bedingungen, an 
welche das Entjtehen des Anjpruches geknüpft ijt, jowie die Höhe der Leitungen 
gehen die Nechte der einzelnen Zeiten und Völker je nach den hHerrichenden 
volfswirtbhichaftlichen und ethijchen Anjchauungen jehr auseinander. Eine jozia- 
liſtiſche Wirthſchaftsordnung wird jelbjtverjtändlich eine jolche Alimentationspflicht 
in weit ausgedehnterem Maße kennen al3 eine individualiſtiſche. 

Im modernen Unfallverficherungsrechte nun iſt dieje Pflicht der Ver: 
wandten fajt gänzlich unberücjichtigt geblieben. Insbeſondere kann jie die 
Ssürjorgepflicht der Verficherungsverbände in feinem Falle ausjchliegen. 

Nur für das Gebiet der land» und forjtwirthichaftlichen Unfallverficherung 
it es Durch L. U. V. G. S 1 Ab. 3 der Landesgejeßgebung überlafjen, „zu be— 
jtimmen, im welchem Umfange und unter welchen Borausfegungen ....- 
‚samilienangehörige, welche in dem Betriebe des Familienhauptes befchäftigt 
werden, von der Berjicherungspflicht ausgeſchloſſen jein jollen.“*) Die Regel 
it aljo auch bier, daß die im Betriebe bejchäftigten Familienangehörigen ver: 
jihert find. 

' In ähnlicher Weiſe hat das R.V. A. auch entjchieden, daß der im Betriebe 
des einen Ehegatten bejchäftigte andere Ehegatte nicht als Arbeiter im Sinne 
des U.V. G. 8 1 zu erachten ift und deshalb auch der gejeßlichen „Verſiche— 
rungspflicht” nicht unterliegt.‘) 

Soweit nun die Familienangehörigen verjicherungspflichtig, alſo fürſorge— 
berechtigt ſind, zeſſirt ſelbſtverſtändlich die Alimentationspflicht inſoweit, als für 
ihren Unterhalt bereits auf Grund der Unfallverſicherungsgeſetze gejorgt iſt. 

Streitig fann jein, ob die Alimentationspflichtigen, wenn jie trogdem ihrer 


ı) Vgl. Engel: „Der Preis der Arbeit“ in Virhow und v. Holtendorff, Sammlung 
gemeinveritändlicher willenichaftlicher Vorträge. Heft 20/21. Berlin 1872. ©. 36 ff. 

2) Vgl. hierzu v. Woedtke Anm. 13 zu LIN.B.G.S1. — MN. 1885 ©. 3. — 
Roſin S. 196 fi. — Roſin, 9: „Die Verfiherungspflicht der Haustinder” in Hirth's 
Annalen 1890 ©. 919 ff. 

Wohl aber zumeilen der jtatutariichen (liche hierüber v. Woedtke Anm. 7 zu 
1.2.6. 52. — Val. auch A.N. 1887 5.142 (anders 1888 ©. 314; bier handelt es ſich 
übrigens um eine ganz andere Fragel). — Roſin ©. 195 f. 
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Verpflichtung nachgekommen ſind, gegenüber dem Verſicherungsverbande den 
Fürſorgeanſpruch für ihre Perſon geltend machen können, ob ſonach hier eine 
cessio legis ſtatt hat. Vom Standpunkte des R.V. A. aus iſt dieſe Frage 
wohl zu bejahen.) 

3) Neben der privatrechtlichen Alimentationspflicht der Verwandten einher 
geht ſchon jeit alten Zeiten die Verpflichtung des Staates und anderer öffent: 
licher Körperjchaften zur Unterftügung ihrer in Noth gerathenen Glieder, die 
öffentlihe Armenpflege”) Auch bei ihr bat fich im Laufe der Jahr: 
hunderte Borausjegung und Umfang der Unterjtügungsleiftungen, ſowie die 
Perſon der Verpflichteten in mannigjacher Weiſe geändert. Gegemwärtig gilt 
hier im Neichsgebiete das Gejeg vom 6. Juni 1870 und für Bayern die Ge: 
jege vom 16. April 1868 über Heimat, Verchelichung und Aufenthalt, jowie 
vom 29. April 1869, die öffentliche Armen: und Kranfenpflege betreffend, wäh: 
rend in Eljaß : Lothringen nach dem dort geltenden franzöfiichen Syſtem die 
Öffentliche Armenpflege nur eine fafultative it. 

Die Aufbringung der Mittel innerhalb der unterftügungspflichtigen Körper: 
ichaften erfolgt durch gleichheitliche Bertheilung des Bedarfes auf die einzelnen 
Glieder nad) Maßgabe eines gewiljen Steuerfußes. 

Die Armenpflege unterjcheidet ſich von der Arbeiterverficherung vor allem 
dadurch, daß es ihr nicht um die Erhaltung der jelbftändigen wirtbichaftlichen 
Erijtenz des Individuums zu thun it, jondern daß fie erjt dam eintritt, 
wenn dieje jchon zerftört it. Weiters verleiht fie dem Bedürftigen feinen feſten, 
verfolgbaren Rechtsanipruch auf Unterftügung, ſondern erzeugt im äußerſten 
Falle eine Verpflichtung der unterjtügungspflichtigen Körperſchaften gegenüber 
dem Staat, die allerdings in ihren Wirkungen dem Individunm zu Gute fommt. 
Dbendrein gehen durch den Empfang von MArmenunterjtügung dem Unterjtügten 
in der Regel verjchiedene öffentliche Nechte verloren, jo dah er nur in den 
Fällen höchſter Noth ſich veranlaßt jehen wird, die öffentliche Armenpflege in 
Anjpruch zu nehmen. 

In allen diejen Punkten jtcht die Unfallverjicherung in direktem Gegen 
jage zu der letzteren. Hat dieſes Verhältniß auch nicht, wie in der Kranken— 
verficherung, unmittelbaren gejeglichen Ausdruck gefunden, io bat doch die 
Theorie im richtiger Erkenntniß desjelben die Unterfchiede durchwegs ſcharf 
betont. en 


1) val. hierüber U. B. 6G. 88 und die Parallelſtellen im Zuſammenhalt mit Handbuch 
Anm. 8 Abſ. 3 zu 1.8.8. 8 n — Tem steht auch U. V.G. $ 68 nicht im Wege, da dieſer 
nur von freiwilliger Yelfton und von Pfändung ſpricht. 

) Umgetebrt äubert fich die Alimentattonsprlicht auch bezüglich des ee Des 
Fürforgerechtes M.B.8.86 Zi. 1. — L. LV. 6. 87 Ziff. 2. — BU. B.6.586 Abſ. 1. — 
Su. V. G. 13 Si. Ziche auch noh U V.G. S 68. — L.II.V.G. S 73. — BU. NG. 

$ 38 Abi. 2 SU. V. G. 8 76. 

) Wohl zu cn it biervon die freiwillige Armenpflege, die feine 
Pflicht der fie leiltenden Norporationen und Privaten darftellt, Sondern in deren freiem 
Ermessen steht. Dementiprechend geitaltet fich bei ibr auch die Aufbringung der Mittel 
wejentlich anders. 

*) Vgl. außer den oben S. 2 Note 1 Yitirten namentlih Roſin S. 12 f. 16f. 
ee dejien Ausführungen ich im Tert bauptlächlich acfolgt bin, außerdem Rente 5.400}. — 

MWocdtke Ann. 1 m U.V. G. 85. — Speziell Dausbalter, F: „Tie Gemeinde 
tranfenverficherung. Unfallverficherung und gemeindliche Armenpflege.“ München 1888. und 
v Frankenberg: „Ermittelungen über das Verhältuniß zwiſchen Arbeiterverficherung und 
Armenpflege in Deutichland“ im Archiv für foziale Gefehgebung und Statiſtik. Jahrg 1897 
>. 265 ff. — Siehe auch K. V. 6. 8 77. 
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Soweit nun die Armenpflege die Unteritügung der durch erlittene Betriebs- 
unfalle in Noth Gerathenen zum Gegenjtande hat, wird fie durch die Unfall: 
verjicherung nicht berührt. Soweit aber „auf Grund jolcher Verpflichtung Unter: 
ſtützungen in ‚Füllen gewährt find, in welchen dem Unterjtügten nach Mahgabe 
dieſes Gejeges (U.B.G.) ein Entichädigungsanipruch zusteht, geht der leßtere 
bis zum Betrage der geleiſteten Unterſtützung auf .-... die Gemeinden oder 
die Armenverbände über, von welchen die Unterftügung gewährt worden ift.“ ') 

4) Bon einem ähnlichen Gedanfen wie die Armenpflege ausgebend, daß 
nämlich Die Gemeinweſen ein Intereſſe an der Erhaltung ihrer wirtbichaftlich 
ſchwächeren Glieder und jomit auch eine Verpflichtung dazu haben, haben die 
Geſetze einiger deutſchen Staaten eine öffentlichrechtliche Fürſorge für 
Arbeiter und Dienitboten eingerührt. Bahnbrechend war hiefür das ſchon 
erwähnte bayertiche Gefeg vom 29. April 1869, die üffentliche Armen: und 
Ktranfenpflege betreffend, dem die Geſetzgebung Badens und Württemberg ge: 
tolgt iſt.) Durch diefe Gejege erlangen die darin näher bezeichneten Klaſſen 
von Arbeitern und Dienſtboten einen jelbitändigen Anipruch auf Unterjtügung 
gegenüber den Gemeinden im Erfranfungsfalle. Dadurch verlieren die Unter: 
jtügungen den Charakter eine Almojens, einer Armenunteritügung. Dement: 
entiprechend jind aber auch die Gemeinden ermächtigt, von diefen Perſonen 
einen regelmäßigen Beitrag (in Bayern „Sranfenitener”, in Baden „Verſiche— 
rungsbeitrag” genannt) bis zu der gejeglich zuläſſigen Maximalhöhe zu erheben. 
Kur der alsdann noch verbleibende Reſt wird durch Steuern aufgebracht. 

Auch dieje Fürlorgeaniprüche find Durch die Unfallverficherung nicht be 
jeitigt; bezüglich des Regreßrechtes der Gemeinden gelten hier ebenfalls die unten 
in Note 1 angeführten Gejegesbeitimmungen. 

Tie öffentlichrechtliche Kürforge nähert ſich der modernen jozialen Ver: 
iherumg ſchon weit mehr als die Armenpflege. Ihr Grundgedanke, die Pflicht 
des Staates und der Kommune zur Erhaltung der wirtbichaftlich Schwachen, 
bat daher auch im Unfallverficherungsrechte Eingang gefunden durch die joge 
nannten „masfirten Zuſchüſſe“ des Neiches, der Einzelftaaten und Kommunen, 
worauf ich unten ($ 9) noch zurückkommen werde, ſowie durch die direkte Für— 
torgepflicht der Gemeinden für die eriten 13 Wochen nach dem L. U.V. G. und 
B. U.V. G. (fiche hierüber 8 24 Ziff. 2). 

5) In den vorgenannten drei Fällen bildete den Rechtsgrund für die 
Unterſtützungspflicht ein rechtlich relevanter Zuſtand; das ältere Recht weiſt 
aber auch mehrere Fälle auf, in denen eine ſolche durch ein rechtlich relevantes 
Ereigniß begründet wird. 

Am engſten ſchließt ſich an das Vorhergehende an die Unterſtützungs— 
pflicht des Arbeitgebers auf Grund des Dienſtvertrages, tie ſie 
bauptjächlich durch die preußische Gefindeordnung vom 8. November 1810 und 
die Seemannsordnung vom 27. Dezember 1872 anerfaunt it. Dieſe Gejege 
begründen eine Berpflichtung der Tienjtberren, bezw. Nheder zur Unterjtügung 
ihrer Dienjtboten, bezw. Schifisleute im GErfranfungstalle Dieje Verpflichtung 
tritt mit Abjchluß des Vertrages ipso iure ein und bedarf feiner befonderen 
Erwähnung im Vertrag, kann aber durch dieien auch wicht rechtswirkſam aus: 


y» NG. 88 — LUNGEN — 
auch I.N.G. 5 68. — LIB.G.HB. — 
iowie A. N. 1893 ©. 197. 

2; & 34 des badiichen Armengelehes vom 5. Mai 1870. — Art. 29 des württembergiichen 
Ausführungsgelees zum Reichsgejeg über den Unterftügungswohnfis, von 23. April 1873. 


BAD. 86. — SMV.G. 8 15. — Dal. 
BUNG, 838 Abi. 2. — EUNG, 8 76, 
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geichloffen werden. Durch ihren Nechtsgrund, den Dienftvertrag, unterjcheidet 
jie jich auch von der jogleich zu bejprechenden Haftpflicht. 

Auch das H.G.B. vom 10. Mai 1897 beitimmt im Anjchlug an 
Art. 60 A. 2. 9.6.8. in 8 63, dab ein Handlungsgehilfe, der „durch 
unverjchuldetes Unglück im der Leiftung der Dienjte verhindert“ wird, jeinen 
Anſpruch auf Gehalt und Unterhalt, jedoch nicht über die Dauer von ſechs 
Wochen hinaus, behält.") 

Adgejehen von diejen wenigen Bejtimmungen, die eine gejegliche Unter: 
jtügungspflicht des Arbeitgebers begründen, it jelbjtverjtändlich auch eine 
freiwillige Uebernahme der Unterjtügungspflicht jeitens des Arbeitgebers 
durch den Dienftvertrag nicht ausgeichlofien; in dieſem Falle hat Letzterer 
auch über die Modalitäten der Fürforgeanfprüche Beitimmungen zu treffen. 

Eine gejegliche Fürjorgepflicht der Arbeitgeber findet ſich auch in unjerem 
Arbeiterverjicherungsrechte, jo vor allem in den Betriebs: und Baufranfen: 
fafjen, bei der Unfallverficherung in den Fällen des U.V. G. 8 5 Abi. 9, 10 
und der Barallelftellen?), jowie mittelbar auf allen Gebieten des Arbeiter: 
verjicherungsrechtS durch die Beitragspflicht der Arbeitgeber. Auch die lehtere 
erklärt fich weit mehr aus dem Gedanken einer Pflicht des Arbeitgebers zur 
Fürſorge für jeine erwerbsunfähig gewordenen Arbeiter als aus dem der 
N: ) 

6) Die Haftpflicht beruht im ihrer urfprünglichen Form auf dem 
gemeinrechtlichen Gedanken, daß jeder für einen durch jeinen Vorjap ( (dolus) 
oder jein Berjchulden (culpa) verurjachten Unfall haftet. Eine Haftung für 
Unfälle, die durch das Verjchulden Anderer herbeigeführt find oder durch 
Zufall ſich ereignen, fennt das ältere Necht nur in bejonderen Ausnahme— 
fällen. Bei der jtetig fortichreitenden Entwidlung der Imduftrie und dem 
leberhandnehmen des Maichinenbetriebes konnte jedoch diefer Nechtszuftand 
den Anforderungen der Praxis nicht mehr genügen. Der moderne Staat 
griff hier ein, indem er das jogenannte Haftpflichtrecht jchuf, als deſſen vor— 
läufiger Abjichluß für das Gebiet des deutjchen Neiches das Neichsgejeg vom 
7. Juni 1871, betreffend die Verbindlichkeit zum Schadenserjag für die bei 
dem Betriebe von Eijenbahnen, Bergwerken, Fabrifen, Steinbrüchen und 
Gräbereien herbeigeführten Tödtungen und Körperverlegungen, ericheint. 

Diejes jeinem Inhalte nach hinlänglich befannte Geſetz brachte ziwar einige 
wejentliche Fortichritte, war aber daneben mit einer Reihe von Mängeln be: 
haftet, durch welche die Erreichung feiner Zwecke in vielen Fällen illuforisch 
—5— wurde, ſo daß man gar bald die Unzulänglichkeit ſeiner Beſtimmungen 
einſah.“ 


2) Vgl. biezu für die Zukunft bezüglich aller Dienftverhältnifle, - bei welchen der Ver— 
pflichtete in die häusliche Gemeinschaft des Dienftherren aufgenommen it, B.6.B. 8 617. 

) B. U. B. G. $ 6 Abi. 1 — EUVG. 8 10. — Vgl. aud) EUB.G. s 116 Abi. 3. 
— 31.9.6. $ 49 Abf. 1. 

9 Indeilen ericheint es nicht angängig, wie von Einigen (Engelmann, Commentar 
zum K. V.G. Erlangen 1886. ©. 338; Mandry „Der civilrechtliche Inhalt der Reichs— 
geſeße.“ 3. Aufl. Freiburg 1885 ©. 434; Hahn, Commentar zum K N G. Berlin 1892, 
©. 7 f.) verfucht worden ilt, Die ganze Arbeiterverficherung auf den Dienſtvertrag zwiſchen 
Arbeitgeber und Arbeiter zurüczufübren. Bei der Unfallverfiherung it dies ſchon deßhalb 
nicht zuläffig, weil jie nicht vom Abſchluſſe eines Arbeitsvertrages abhängig it Bol. AN. 
1890 ©. 495 Ziff. 862. — Anders K.N.G. S 1 mit S 2 Abi. 1 Hiff. 9). 

* Mal. Begründung zum 3. Entw. 1.8.6. Sten. Ber. 1884 Wo. III ©. 66). — 
Der vergebliche Verfuch, die geſammte Unfallverficherung als eine Erweiterung des Haft- 

pflichtrechtes hinzuftellen, liegt namentlich dem Antrag Buhl und Genoſſen (Sten. Ber. 
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Sleihwohl it das Haftpflichtrecht auch jest noch neben der Unfall: 
verficherung aufrecht erhalten, allerdings in der durch die Unfallverficherungs: 
geſetze modifizirten Form. Die Geltendmachung der Unfallverjicherungs- 
anprüche wird durch etwaige auf Grund des Haftpflichtgejeges bejtehende 
Anſprüche nicht ausgeichlofien ; indejjen geben umgefehrt die leßteren bis zur 
Höhe der geleifteten Entichädigungen auf die unterjtügungspflichtigen Ber: 
Jicherungsverbände über. ’) 

7) Bei diejer mangelbaften Fürjorge, die dem Arbeiter im Falle einer 
durch Unfall verurjachten Erwerbsunfäbigfeit geboten war, blieb, wenn über: 
haupt jein Unterbalt und jein Fortkommen garantirt jein jollte, zumeist nichts 
übrig als die Zuflucht zur privaten Unternehmerverjicherung bei 
einer der zahlreichen Verficherungsgesellichaften. Die Mittel wurden bier durch 
Beiträge der Berjicherungsuchmer, die jogenannten Prämien, aufgebracht, 
deren Höhe dadurch feitgeitellt wurde, das die Summe der zu leitenden Ent: 
Ihädigungsbeträge und die Berwaltungsfojten nach verficherungstechnijchen 
Grundjägen auf die Verficherungsuehmer umgelegt wurden. Es darf aber 
nicht überjehen werden, daß ſich infolge des hier zur Amwendung fommenden 
Prinzips der Unternehmerverjicherung diefen beiden Posten des Bedarfes noch 
ein dritter anichloß, nämlich der Unternehmergewinn; war die Erzielung eines 
jolchen auch nicht immer der einzige Zweck diejer VBerficherungsgejellichaften, 
jo blieb er doch nie ganz außer Betracht.) 

Die Unfallverficherungsgejege haben nun dieſe älteren Berficherungs- 
verträge beitehen lajjen. Auch bleibt es den auf Grund gejeglicher Vorſchrift 
Berjicherten unbenommen, ſich auch in Zukunft nebenher bei Brivatgejellichaften 
zu verjichern. Der durch Gejeg oder Statut begründete Berficherungszwang 
wird jedoch hiedurch in feiner Weiſe berührt. Es iſt vielmehr nur beftimmt, 
daß die B.Gn. in ältere Verficherungsverträge, welche von Unternehmern oder 
Arbeitern der ıhmen angehörigen unfallverjicherungspflichtigen Betriebe gegen 
die ‚Folgen von Betriebsunfällen mit Berficherungsanitalten abgejchlofjen find, 
eintreten fünnen, wenn die Berjicherungsnehmer diejes bei dem Vorſtande der 
B.G. beantragen. In Ddiefem Falle geben dann jämmtliche Nechte und 
Prlichten aus jolchen Verträgen auf die B.G. über. Dieſe Vorjchrift quali: 
lifizirt ic) aber, wie aus den Motiven deutlich bervorgebt, lediglich als 
Uebergangsbeftimmung und findet deßhalb auch nur auf die zur Zeit des 
Intrafttretens der Unfallverſicherungsgeſetze bereits abaenlohenen Verträge 
Anwendung.“) (Bgl. unten 8 4 Ziff. 5; 8 10 Ziff. 4 


1882/83 Bd. II S. 299, ſowie der Schrift von Blum: „Tie erite Frucht des deutſchen 
Staatsjozialismus“. Leipzig 1881. zu Grunde. Auf das Prinzip des Schadenserjahes ſuchen 
die Unjallverſicherung auch Menzel im Archiv fir bürgerl. Recht Wo. I S. 341 ff. und 
Frant: „Der Recdtscharafter der durch die deutiche Zocialgeiehgebung aekhäffenen Unter: 
tüsungsanfprüche”., Halberitadt 1891. zurüctzuführen 

' Bat. 1. NG, 88 95 ff. — LM. V. G. SS 116 ff. — B. . B. G. SS 48 f. — EUBG. 

s 109 ff. — unten S 10, 

”) Die Aehnlichteiten zwiſchen der Privatverficherung und der jozialen Verficherung nadh- 
zuweiſen bat vor allem Köhne in der Zeitſchrift für Handelsrecht Bd 37 5. 116 fi. ver- 
juccht, iſt aber bierin entichieden zu weit gegangen; über die ſpeziell bezüglich der Beiträge 
ich ergebenden Ilnterichiede vgl. unten S 6 Ziff. 1. — Auch der 1. Entw. U. B.G. ſuchte 
die Reichsverfiherungsanttalt nad) den Regeln der Privatverſicherung zu geſtalten. 


) Val. 1.8.9. 8 100. — B. U V.G. 8 49 Abi 2. — ZUBG. S 114. — Dagegen 
iſt bei der land- und toritwirtbichaftlichen Unfallverficherung ein Fintritt in ältere er 
ficherungsverträge unzuläflig- — Siehe auch Handbuch Anm. 3 zu U. B.G. $ 100, — Entſch. 
R.Ger. Bd. XIX ©. 77 ft. — Piloty S. 147 ff. 
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8) Neben diefen, auf dem Prinzip der Unternehmerverjicherung beruhenden 
Privatverjicherungsgejellihaften famen jeit der Mitte diejes Jahrhunderts, vor 
allem begünjtigt durch die preußijche Gewerbegejeggebung,') auch in Deutjch- 
(and immer mehr die in England als Friendly societies jchon lange bejtehenden 
Hilfsfajjen auf, deren erſte Anfänge bis auf die religiöfen Gilden und 
Innungen des Mittelalters zurüdreichen. Auch in Deutjchland beftanden jie 
für Bergarbeiter als Knappſchaftsvereine jchon jeit mehreren Jahrhunderten, °) 
während fie für die übrigen Induſtriezweige erjt durch das Reichsgeſetz vom 
7. April 1876 über die ki di pa Hilfskaſſen endgiltige Regelung 
erfuhren. 

Während bei den zuerjt genannten Knappichaftsfafjen auch die Arbeit: 
geber zu Beiträgen mit herangezogen werden, erfolgt bei den Hilfskaſſen die 
Aufbringung der Mittel durch gleichheitliche Umlegung auf die Kaſſenmit— 
glieder, aljo die Arbeiter, nach den gejeglich zugelajienen Beitragsmaßitäben 
und den näheren Bejtimmungen des Statut3. in Beitrittszwang zu Diejen 
Kaſſen beitand, mit Ausnahme der Knappſchaftskaſſen, in der Negel nicht. 

Die moderne Gejeßgebung hat dieje Kaſſen zwar beibehalten; um jedoc) 
in den neuen Rahmen zu pajjen, mußten jie mannigfache Abänderungen 
erfahren.°) Zudem haben fie durch die num anderweitig gebotene Fürſorge 
ein gut Stüd ihrer Bedeutung eingebüßt. 


8 2. Ber Begriff des Reichsunfallverſicherungsrechtes. 

1) So unbeftritten und jcharf abgegrenzt der Begriff des Neichsunfall: 
verficherungsrechtes auf dem eriten Bli auch erjcheinen mag, jo it es doch 
nicht überflüjfig, zu deſſen Firirung noch Einiges vorauszujchiden. 

Einmal haben es die folgenden Erörterungen im Wejentlichen nur mit 
der Daritellung des geltenden Rechtes zu thun. So kommt vor Allem den 
verjchiedenen Entwürfen der jetzt in Kraft befindlichen Unfallverjicherungss 
gefege nur eine hiftoriiche Bedeutung zu, injofern ſie für das richtige Ver: 
ſtändniß und die Interpretation der geltenden Geſetze von Bedeutung find. 
Andererjeit3 ſteht das Necht der Gegenwart im Gegenjaß zu den zwei Geſetz— 
entwürfen eines Erweiterungs- und eines Abänderungsgejeßes, von denen zwar 
der Letere bereit3 in der vorigen Seſſion Gegenjtand der Berathung durch 
den Neichätag war, die indejjen beide feine Gejegesfraft erlangt haben. *) 

2) Bezüglich des räumlihen Geltungsbereiches fonnten lediglich Die 
für das Gebiet de3 ganzen Reiches, wenn auch zum Theil nur dispojitiv oder 
jubfidiär geltenden Nechtsnormen zur Daritellung gelangen. Dagegen mußten 
die landesgejeglichen Bejtimmungen und die ftatutariichen Vorschriften territorial 


) Allg. Gew.D. vom 17. Januar 1845. — Verordnung vom 2. Februar 1849. — 
Geſetz vom 3. April 1854. 

2) Sie find bereits in der fogenannten Huttenberner Bergordnung (Constitutio juris 
metallici Wenzelai II.) vom Sabre 1300 erwähnt Kloſtermann: „Das Allgemeine 
Berggefe für den preußiichen Staat vom 24. uni 1865." Commentar. 3. Aufl. Berlin 1874. 
©. 264 Anm. 364). — Die Regelung der Rechtsverhältnifie dieſer Knappſchaftskaſſen iſt 
durch die Berggefege erfolgt (vgl. namentlid das eben erwähnte preußische Berggeſetz vom 
24. Juni 1865). 

%, So insbeiondere dur das Reichsgeieh vom 1. Juni 1884. k 

* Wal. über die Entwürfe außer den Gejehesmaterialien (aufgeführt im Handbuch bei 
den einzelnen Geſetzen) namentlih Piloty ©. 41 ff. — Die einichlägigen Beitimmungen 
wurden an den betreffenden Stellen des Tertes berüdiichtigt. — Tie beiden Entwürfe vom 
Jahte 1894 hingegen haben in den beiden Schlußparagraphen gejonderte Behandlung 
gefunden. 
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beſchränkter B. Gn. außer Betracht bleiben; wo es geboten ſchien, fanden die— 
ſelben vergleichsweiſe Berückſichtigung. 

3) In ſachlicher Beziehung ſcheidet aus die öffentlichrechtliche Ver— 
ſorgung, zu welcher das Reich, die Einzelſtaaten, die Kommunalverbände oder 
andere öffentliche Korporationen auf Grund der Unfallverſicherungsgeſetze den 
in ihren Betrieben beſchäftigten Perſonen gegenüber verpflichtet ſind. Wie 
Bornhak (in Annalen S. 581 f.) mit Necht hervorhebt, handelt es ſich 
bier nicht um eine Ilnfallverficherung analog der berufsgenofienichaftlichen, 
jondern „um ein von der Gejetgebung ſelbſt ſingular geftaltetes Rechts: 
verhältnig“, das eine gewiffe Aehnlichkeit hat mit den Penfionsanjprüchen der 
Staatödiener. Es gelten dementiprechend bier auch für die Aufbringung der 
Mittel ganz andere Regeln als bei der berufsgenofjenichaftlichen Unfall: 
verjicherung. 

4) Weiters jcheiden aus die den übrigen Gebieten der Arbeiter: 
verjicherung zuzuweiſenden Ansprüche und Berpflichtungen. 

a) Hierher gehört vor allem die Fürſorge für den Verlegten innerhalb 
der eriten 13 Wochen, joweit jie auf Grund des K. V. G. geleiftet 
wird, jowie die Uebernahme der Kranfenverficherung durch die B.Gn. nach 
K.B.G. 8 76c.') 

b) Dagegen bildet die Fürſorge innerhalb der eriten 13 Wochen, joweit 
jie auf Grumd der Unfallverjicherungsgejege zu gewähren it, ein Stüd der 
Unfallfürjorge*), ebenjo auch die nad U.V.G. $ 5 Abi. 8 und den Parallel- 
ftellen ®) von den B.Gn. auf die Kranfenfafjen übertragene Fürſorge für den 
Berlegten über den Beginn der vierzehnten Woche hinaus, jchließlich auch die 
nah S. U. VB.G. $ 11 bj. 2, 3 auf den Unternehmer übertragene Unfall— 
fürjorge. 

5) Was jchlieglich den Begriff des Rechtes anlangt, jo iſt hier vor 
Allem auf zweierlei hinzuweiſen: 

a) Als Necht fommt hier, wie überall, nicht nur das in den Geſetzen ent- 
haltene Recht in Betracht, jondern neben diejen ericheinen noch als Nechtsquellen: *) 

&) Die auf Grund gejeglicher Delegation ergebenden Verordnungen des 
Kaijers, des Bundesrathes, der Einzeljtaaten, des Neichsfanzlers und der 
Behörden. Solche Nehtsverordnungen fünnen jedoch nur injoweit 
Geltung beanjpruchen, als jie auf Grund ausdrücdlicher gejeglicher Delegation 
ergeben. 

8) Die Autonomie der Verjicherungsverbände (B.Gn.). Ihre 
Befugniß zur Aufftellung von Nechtsjägen ergibt ich in der Negel ebenfalls 
aus bejonderer gejeglicher Delegation; doch it eine jolche bier nicht erforderlich, 
joweit es fich um die Regelung der inneren Angelegenheiten diejer Verbände 
„Innerhalb des Rahmens ihrer vom Geſetz gegebenen Zweckbeſtimmung“ 
(Rojin S. 77 Note 4) handelt. 


N Per Entwurf eines Abänderungsgeiehes ſieht auch eine Uebernahme der Invaliditäts— 
und Altersverfiherung durch die B.6in. vor vgl. unten S 29). 

) Anders Piloty Arbeiterveriicherungsgeiege, Vorbemerkung zum U.V. G. (2. 1); 
dies iſt offenbar unrichtig. — Wal. namentlihb Oppenbeimer, A.: „Die rechtliche Natur 
der Krankengelderhöhung bei Unfällen” in Blätter für abminiftrative Praxis. Bd. XLVII. 
München 1897. ©. 71 fff, Sowie auch unten $ 24 Ziff. 2. 

2) L. U. BG. S 10 Abi. 4. - B. V. G. $ 6 Abi. 1. 

* Die Landesgeſetze kommen als Rechtsquelle fait nur für die land, und forſtwirth— 
ihaftlihe Unfallverfiherung zur Geltung. — Vgl. übrigens zum Folgenden hauptſächlich 
Rojin ©. 65 fi. — Laband Bo. I >. 562 fi. 
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y) Im ähnlicher Weiſe erſcheint auch die Rechtsanwendung, in 
beſondere der Gerichtsgebrauch, als rechtsbildender Faktor. Auch durch fie 
fann das auf gejehlicher Grundlage beruhende Necht weiterentwidelt werden, 
jedod) jtet3 nur im Einklang mit den Gejegen. Ergehen jolche Entjcheidungen 
auf Grund geieglicher Delegation zur näheren Interpretation der im Gejeß 
angewendeten Begriffe, jo fann man mit Roſin (©. 85 f.) von „Declara- 
torien“ jprechen. 

5) Die Doftrin hat ich bis jegt mit einer Weiterbildung des praftifchen 
Nechtes wenig bejchäftigt, vielmehr ſich hauptſächlich auf rein theoretijche 
ragen geworfen. Wo indeß aus deren Beantwortung Schlüſſe für Die 
Praxis gezogen werden fünnen, jind auch die Nejultate der Wiffenjchaft, wenn: 
gleich jie der gejeglichen Autorität entbehren, zum mindeiten bei Auslegung 
der Geſetze zu berückſichtigen. 

€) Von einem Gewohnheitsrechte jchließlich kann bei der furzen Zeit, 
die jeit Infrafttreten der Unfallverficherungsgejege verjtrichen ift, hier kaum 
die Rede jein. — 

Unjere Betrachtung wird fich jonach nicht auf das Gejegesrecht bejchränfen 
fünnen, jondern auch die Nechtsjäge, welche durch die letztgenannten Rechts: 
quellen geichaffen find, zu verwerthen haben. 

b) Allein auch darüber hinaus wird fie fich nicht damit begnügen können, 
das jo entitandene materielle Necht zu behandeln. Vielmehr it es gerade 
auf dem Gebiete des Verficherungsrechtes, wo viele finanztechniiche Fragen mit 
bereinjpielen, unmöglich, die Nechtsvorjchriften von den jogenannten 
Berwaltungs: und Ausführungsvorjchriften, welche das Verfahren 
und die Organijation regel, jcharf zu trennen. Erjcheint doch Vieles, was 
auf der einen Seite lediglich VBerwaltungsvorichrift it, auf der anderen als 
Nechtsvorichrift.") Andererjeits würde eine jolche Trennung auch für die ein= 
heitliche Daritellung der Materie, insbejondere des Ganges des Verfahrens, 
feinesiwegs von Vortheil jein. 


$ 3. Die Grundprinzipien der Unfallverlicherung. 


1) In $ 1 wurden die Iuftitute des früheren Nechtes dargejtellt, die als 
Borläufer unſeres IUnfallverjicherungsrechtes anzujchen und zum Theil auch 
in Dasjelbe übergegangen find. Das Beftreben, unſere Arbeiterverjicherung 
mit denjelben in Parallele zu jtellen oder gar einem derjelben zu jubjumiren, 
hat, wie jchon erwähnt, in der Theorie lebhafte Meinungsverjchiedenheiten, 
zumeilen aber auch recht abjurde Anfichten hervorgerufen. 

Es fann hier nicht meine Aufgabe jein, alle dieſe Theorien zu erörtern, °) 
vielmehr genügt es mir, meinen Standpunkt in diefer Frage dahin zu prä- 
zifiren, dab mir die Arbeiterverficherung, insbejondere die Unfallverficherung, 
von allen bisher bejtehenden Nechtsintituten ihrem Wejen nach verjchieden 
erjcheint, trogdem aber viele Aehnlichfeiten und Analogien mit den: 
jelben aufweist, die nicht nur vein formeller und äußerlicher Natur find, ſondern 
in fachlichen und biftorischen Beziehungen ihren Grund haben. Sch nehme 
deßhalb auch keinen Anſtand, ſie als Verſicherung zu bezeichnen, ohne indeſſen 





1) Diele Unmöglichkeit einer ſcharfen Trennung läßt fi auch aus unseren Unfall 
verficherungsgejeßen deutlich erfennen, indem dieſelben Vieles enthalten, was eigentlich dem 
Bereich der Verwaltung angehört (, ‚tormelle Gelee“ ; vgl. Yaband Yo. I ©. 540 ff.) 

*) Ngl. die Citeraturzuiammenftellung bei Weyl S. 877 fi. 
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den großen Abjtand zu verfennen, der fie von der Privatverficherung 
trennt. 

2) Die IUmfallverficherung it ihrem Weſen nah Perſonenver— 
ſicherung, inſoferne als durch fie „die nachtheiligen Folgen einer Schädigung 
oder Bernichtung perjönlicher Güter Erjag finden. Dieſe perjünlichen Güter 
iind Die Gejumdheit, die Erwerbsfähigfeit und das Leben der verlicherten 
Perjonen.* (Menzel ©. 19 f.). 

Weiters iſt die Unfallverficherung in der Negel Nentenverjiherung, 
indem als Erjag nicht ein einmaliger Napitalbetrag, jondern eine fortlaufende 
Rente gewährt wird. Eine Ausnahme hievon machen lediglich die Beerdigungs: 
koſten und die Koſten dt3 Heilverfahrend. Dagegen gehört die Stapitals- 
abfindung nicht hierher, da fie nur eine „Erjegung des Anjpruches auf Nente durc) 
einen Anſpruch auf die einmalige Zahlung eines entjprechenden Kapitals“ bildet. ‘) 

3) Für unjer Thema weit wichtiger ijt die Frage, ob die Unfallverjicherung 
eine Berjicherung auf Gegenjeitigfeit oder eine Unternehmer: 
verjicherung darftellt. 

a) Ausichlaggebend it hier nicht etwa das „Moment der Spefulations- 
abjicht“, wie ja auch auf dem Gebiete der Privatverficherung die Gewinn: 
abficht nicht als Ejjentiale, jondern höchſtens als Naturale gelten fann. ?) 
Sämmtliche Inititute unjerer gejammten Arbeiterverjicherung arbeiten ohne 
Gewinn. Prinzipiell ift zwar auch bei ihnen ein Ueberichuß denkbar ; in einem 
Falle geitattet das Geſetz ſogar „ausnahmsweiſe und unter bejtinmten Eautelen... 
die Ueberführung deijelben in das allgemeine Vermögen des Berjicherungs- 
unternehmers® (Rojin ©. 554). Eine Spefulationsabficht des Lebteren iſt 
jedoch von vornherein ausgejchloflen. °) 

b) Bon Wichtigkeit für die Unterfchetdung it vielmehr Folgendes: 

Bei der Berjicherung auf Gegenſeitigkeit it Verjicherungsträger die Ge— 
jammtheit der Berficherungsnehmer ae A Die zu dieſem Zwecke 
zu einem Berbande vereinigt jind. In welche Nechtsform diejer gekleidet iſt, 
kann bier außer Betracht bleiben. In der Negel wird er wohl als jelbjt- 
ſtändige juriftiiche Perfünlichkeit auftreten; begrifflich nothwendig iſt es jedoch 
nicht. *) Je nach der gewählten Rechtsform wird es fich auch entjcheiden, ob 


4 NRoſin ©. 415 fi. — Fälle einer ſolchen Kapitalsabfindung im Unfallverficherungs: 
techte iind: 

a) Die Abfindung der Mittwe bezüglich ihrer Mittmenrente im alle der Wieder— 
verbeiratbung (U.B.8. $ 6 BUT. 2a Abi. 3. — L..VB. G. 7 Ziff. 2a Abſ. 3. — B. U.B.G. 
56 Abi. 1. — S. U.V.G. 8 13 Ziff. 2a Abſ. 3). 

b) Die Abfindung vom Ausländern, „meldhe dauernd das Reichsgebiet verlailen ( U V.G. 
8 67. — L.V.G. $ 72. — B. V.G. 8 39 Abi. 2. — SEAM.V.G. $ 75 Abſ.2 

In allen andern Fällen ift fie umläffe a. Rx 1886 S. 203 ft, 244; 1897 >. 468 
ff. 1649, 

”) Wal. oben S1 Ziff. nr — Damit jcheinen mir aud die Ausführungen Wagner’s 
in — Handbuch i4. Aufl.) Bd. II Halbbd. 2 S. 396 ff. nicht im Widerſpruche 
zu ſtehen 

BURG. 8 17 Abi. 3. — Val. auch Motive zu Entw. Bell B.G. 8 15 Sten. Ber. 
1887 Bd. III ©. 203): „Die Verficherungsanitalt Toll weder eine Erwerbsquelle für die 
Zerufsgenoſſenſchaft werden, noch deren Mittel dauernd ſchmälern.“ — Dieſe Befugniß der 
B.5n. bildet vielmehr lediglich ein Aequivalent für die ihnen duch BUBs. 817 Abi. 4 
auferlegte Vorſchußpflicht. — Siehe auch unten S 25. 

9 Anders Roſin S. 553), dem ich im Uebrigen bier gefolgt bin. Aehnlich Ya 
band Bo. II S. 245 Ziff. 3. — Es erſcheint m. E. nicht ausgeichloiien, daß zwiſchen den 
Verſicherungsnehmern lediglih ein Sozietätsverhältniß beſteht ſo z. B. bei den Verein: 
barungen mehrerer B.Gn. zum Zwecke der Rückverſicherung; ſ. unten $ 27). 
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der einzelne Verjicherungsnehmer in einem MNechtsverhältniffe zu den anderen 
oder zu dem Verbande oder auch zu beiden fteht, jowie ob und inwieweit den 
Einzelnen außer den vermögensrechtlichen auch perjönliche, ſich aus der Mit— 
gliedjchaft ergebende Rechte und Pflichten zujtehen.*) 

Bei der Unternehmerverjigerung hingegen tritt als Berjicherungsträger 
ein von den einzelnen Berjicherungsnehmern verichiedenes, jelbititändiges Rechte- 
jubjeft auf, das diejen gegenüber lediglich vermögensrechhtliche Anjprüche 
und Berpflichtungen hat. 

0) Dazu fommt, daß bei der Unternehmerverficherung das wirthichaftliche 
Riſiko wenigitens zum Theil auf dem Unternehmer laftet, mag er die Ver: 
ſicherung aus jpefulativer Abjicht betreiben oder nicht. In erjterem Falle 
wird der Unternehmergewinn etwaige durch das Nififo entitchende Werlufte 
ausgleichen; in leßterem wird es jich empfehlen, das Riſiko feineswegs zu 
hoch zu itellen, vielmehr dafjelbe durch anderweitige Sicherjtellung?) möglichjt 
zu erleichtern. 

Nie Rofin S. 553 Note 5, ©. 260 Note 16) mit Recht hervorhebt, 
ijt Die hier durch QTragung des Rifikos begründete Vorſchuß⸗ bezw. Zuſchuß— 
pflicht gänzlich verſchieden von der rechtlich unbeſchränkten Haftung des Unter— 
nehmers bei Privatverſicherungsgeſellſchaften. 

d) Unſer Reichsunfallverſicherungsrecht beruht faſt durchweg auf dem 
Prinzip der Verſicherung auf Gegenſeitigkeit. Nur bezüglich der in B.U.V. G. 
8 4 Ziff. 4 aufgeführten Bauarbeiten iſt eine Unternehmerverficherung durch: 
geführt, bei der als Unternehmer die Hochbau: B.Gn., als Organe die B.An. 
ericheinen. °) 

e) Bon der Stellung des Unternehmers jcharf zu unterscheiden iſt Die 
des Garanten, der im Falle der Leiftungsunfähigfeit oder des Aufhörens der 
Erijtenz eines Verficherungsverbandes für defien VBerbindlichfeiten aufzufommen 
hat. Dieje Saranticpflicht findet ſich ſowohl bei der Unternehmerverficherung 
als bei der Berjicherung auf Gegenjeitigfeit.*) Sie ftellt mur ein äußerſtes 
jubjidiäres Hilfsmittel der Gejeggebung dar, um die einmal erworbenen Nechte 


') Bei der Unternehmerverſicherung find ſolche Mitgliedichaftsrechte von vornherein au 
geichlofien (val. Piloty Arbeiterverficherungsgejege Note zu B. V. G. S 21). 

9 on gehort z. B. die Haftung der Zwiſchenunternehmer und Bauherren nad) 
BURG. 


” oh s 9 Abi. 1 (ebenio L. U.VB. G. $ 13 Ab. 1. — BUPB.G. S 4 Ziff. 1. 
S. U.B. G. 8 16 Sb 1: „Die Verficherung erfolgt auf —e— Hnders nad) dem 
1. Entw. U.B. G. in dem als Verficherer das Reich erichieni — Im Gegenſaß dazu B. U V. G. 


816ff. Aehnlich auch Die Gemeindekrankenverſicherung, bei der als Ilnternehmer die po» 
litiichen Gemeinden ericheinen. Nicht bierber gehören dagegen die Beſtimmungen des 86 
wonach dem Betriebsunternehmer bei den Betriebs, bezw. Baukrankenkaſſen ähnliche Ver— 
pflichtungen auferlegt werden; bier handelt es ſich lediglich um Erweiterung einer Beitrags 
pflicht, keineswegs aber um llebertragung der echte und Prlichten eines Verſicherungs— 
unternehmers. 

) Nach dem Wortlaut der Verſicherungsgeſetze ericheint das Neich, bezw. die Einzel— 
itaaten eigentlich nur als Garant der B.Gn. Es könnte ſonach zweifelhaſt ſein, ob auch 
bezüglich der B,.An. eine ſolche Garantiepflicht beſteht. Ta aber für die Verpflichtungen 
der letzteren die B.G. haftet BU.V.G. 8 17 Abi. 4; Motive zu S15 Entw. B.U. V. G. in 
Sten.Ber. 1887 Wo, III ©. 203. — Rolin S. 149 f. bemerkt mit Necht, daß dieſe Vor- 
ſchüſſe fih unter Umständen thatiächlich in Auibüfie verwandeln fünnen), das Weich 
aber als Garant der B.Gn. ericheint, ſo eritredt ich dieſe Garantiepflicht mittelbar auch 
auf die durch die B.An. erwachfenden Verpflichtungen. — Val. auch unten $ 9 Ziff. 5 


ee he lt See ee ee ee 
- ’ 
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der Verſicherten ficher zu jtellen, während prinzipiell die Fürſorgepflicht dem 
—— obliegt. 

4) Die Unfallverjicherung it der Negel nach Verſicherung zu Gunſten 
Dritter. Als Verſicherungsnehmer (beitragspflichtig) erſcheinen die Unter— 
nehmer, die die ihnen obliegenden vermögensrechtlichen Pflichten auch nicht mit 
rechtlicher Wirkung auf die Verſicherten abwälzen können, als Verſicherte (für— 
ſorgeberechtigt) dagegen die Arbeiter und Betriebsbeamten. 

Roſin bemüht ſich (S. 262), nachzuweiſen, daß die Unfallverſicherung 
keine Berſicherung zu Gunſten Dritter darſtelle, indem er ſich auf das Fehlen 
eines „Vertrags zu Gunſten des Dritten“ ſtützt und behauptet, daß „ohne 
das Verliragsmonem. . .. die Verſicherung zu Gunſten eines Dritten, falls 
nicht andere Momente eintreten, einfach in eine geſetzliche Leiſtungspflicht des 
angeblichen Verſicherers A an den B und ein geſetzliches Forderungsrecht des 
A an den C* auseinanderfalle. Dieje Argumentation ift aber nur damı richtig, 
wenn eine Verſicherung überhaupt nur durch Vertrag begründet werden kann; 
falls aber die Nothwendigfeit eines jolchen nicht angenommen wird, iſt fie 
nicht ſtichhaltig. ES befteht nämlich immerhin ein innerer Zuſammenhang 
ziwtichen den Leiltungen des A an den B und denen des C an den A, indem 
die erjteren durch die letzteren zwar nicht bedingt, aber doch ermöglicht 
werden. In Roſin's Deduttion ſtecken vielmehr nur die beiden richtigen 
Gedanken, daß einmal dem einzelnen Fürſorgeberechtigten kein Anſpruch auf 
Zahlung der Beiträge gegenüber dem Bertragspflichtigen zufteht, jondern nur 
dem Berbande,') daß aber auch dementiprechend der Beitragspflichtige dem 
Berbande gegenüber fein jelbititändiges Necht auf die Unterſtützung des Für: 
Jorgeberechtigten bat. 

Wenn im Öegenjage hiezu Köhne?) die Unfallverficherung als eine Haft: 
pflichtverficherung der Unternehmer hinftellt und demgemäß behauptet, dab 
diejelben zugleich Berficherungsnehmer und Verſicherte ſeien, jo liegt darin 
eine Verkennung des ganzen Wejens der Unfallverficherung. Es ift auch ganz 
undenfbar, wie einerjeit3 die Berufsgenofjenichaften dazu da jein jollten, den 
Unternehmer gegen etwaige aus dem Haftpflichtrechte Für ihn entipringende 
Verpflichtungen ficherzuitellen, andererjeits, wie c8 nach U.V. G. 88 95 ff. und 
den Barallelitellen gejchieht, dieje jelben B.Gn. Anjprüche aus der Haftpflicht 
gegenüber dem Unternehmer geltend machen jollten. 

Sohin iſt fein Grund vorhanden, die Unfallverficherung, joweit ſie auf 
dem Berlicherimgszwang beruht, nicht als VBerficherung zu Gunſten Dritter 
zu betrachten. Aber auch die freiwillige Unfallverficherung fällt zum größten 
Theil unter dieſen Begriff. Eine Ausnahme hievon macht lediglich die Selbft: 
verjicherung, bei der Verficherungsnchmer und Verſicherter zujanmenfallen.”) 


Aehnlich Roſin ©. 607 bei Note 4. — Wal. hierüber und bezüglich des Folgenden 
auh Laband Bo. IT ©. 247. 

Köhne: „Ter Charakter und die — Stellung des Arbeiterverſicherungs 
rechts“ in Seitichrift für Handelsrecht Bd. 37 ©. 1 ft. 

Dies iſt der einzig richtige Gebrauch) Diefer : Bezeichnung; über andere Anwendungen 
vgl. Rofin © 5 442 Note 45. 

Tie Selbitverficdyerung ift entweder 


a) freiwillig (11.8 6 82 Abſ. 2. — L. U.B. . 52 Ab. 1. — B. .V. G. 882 
Abi, 1,48. — SUNG, $ 4) oder 

b) durch Statut sbligatortich gemacht L.U.V. 6. 82 Abi. 2. — BM.BG. 85 2 
Abi. 2, 48). 
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I. Ter Bedarf. 
S 4. 

1) Die Summe der jämmtlichen durch die Unfallverficherung innerhalb 
einer bejtimmten Periode verurjachten VBermögensaufwendungen jtellt den 
Bedarf dieſer Pertode dar. Faſt alle diefe Aufwendungen werden durch Die 
BVBerficherungsverbände B.Gn. und V. An.) gemacht.) Inſoferne dies der Fall 
iſt, erſcheinen dieſelben als Ausgaben dieſer Verbände und ſtellen im ihrer 
Summe deren Bedarf dar. 

Während es nun bei allen privaten und bei vielen öffentlichen Wirth: 
ichaften feinen Unterjchied macht, ob die einzelnen Ausgaben nothwendig Find 
oder nicht, ob fie auf Grumd gejeglicher Vorſchrift gemacht werden oder nicht, 
gilt für die Verbände der Unfallverficherung das Prinzip, daß fie nur die 
gejeglich nothiwendigen und zuläſſigen Aufwendungen machen dürfen und dal; 
weitere Ausgaben durchwegs verboten find. *) 

Die einzelnen Poſten dieſes gejeglic) begrenzten Bedarfes jollen in den 
folgenden Ziffern kurze Beiprechung finden. 

2) Aus dem Charakter und Zweck der Unfallverficherung erklärt es fich, day 
die Hauptmafje des Bedarfes durch die Leiftungen zu Nozialpolitijden 

wecden („Entjchädigungsbeträge”, Fürjorgeleiftungen) gebildet wird. Die 
Höhe und Art diejer gejeglich vorgejchriebenen Leijtungen iſt in den betreffenden 
Sejegesitellen genau bezeichnet und genügt es deshalb, hier darauf zu ver: 
weijen.’) Durch dieje gejegliche Firirung der Leiftungen ift aber nicht nur das 
Minimum, jondern auc das Maximum derjelben gegeben: Die Berficherungs- 
verbände find nicht befugt, Ddiejelben über das im eich vorgejchriebene Maß 
zu erhöhen.*) 

Dieje Fürjorgeleiftungen fünnen im wejentlichen von fünferlei Art fein: 

a) einmalige Naturalleiftungen (Kur und Verpflegung) ; 

b) periodiſche Naturalleiftungen (jo nur nah LU.B.G. S 9); 
c) einmaliger Koſtenerſatz; 

d) pertodijche Geldrenten ; 

e) Kapitalsabfindungen (vgl. ©. 11 Note 1 oben). 

3) Einen zweiten Hauptbeftandtheil des Bedarfes bilden die Koſten der 
Organifation und Verwaltung („VBerwaltungsfojten“), d. h. „diejenigen 
Aufwendungen, welche durch die Derjtellung und Erhaltung der Bedingungen 
für die einerjeits möglichjt wirkſame, andererſeits möglicyjt wenig belaftende 
Durchführung der joctalpolitiichen Aufgaben erwachjen.“ 

Es bedarf wohl feiner bejonderen Hervorhebung, daß unter Verwaltungs: 
fojten nicht nur die durch Organijation und Verwaltung der eigentlichen Ver— 





) Die fich ergebenden da von „Diefer Regel fommen in $ 24 zur Daritellung. 
) 1.9.6. 8 10 Abſ. 3 — ERS. 815 Abi. 2 — BULNS. 812 Abi. 1. — 
S.U.V.G. 8 18 pi. 2 — Aehnuͤch Yu. R 65.88 28 mit 24 Abi 1. — Die in dieſen 
Baragrapben enthaltenen Aufzäblungen des Bedarfes find indeflen nicht vollitändig (vgl. 
oben Ziff. 5). 
i >» U.V. G. 88 5-7. — LM. V. G. SS 5-10. — B. U. V. G. 88 6-8. — S. U.V. G. 
a 
4 No. A. N. 1886 ©. 74 Ziff. 154; 1896 ©. 425 Ziff. 1547. — „Auch Zinfen 
von rüdjtändigen Entfhähigungsbelsänen dürfen den "Entichädigungs berechtigten nicht zuge: 
Iprochen werden“ Handbuch Anm. 33 zu UBS 85. — Ueber Aufwendungen für die 
Fürſorge während der eriten 13 Wochen ſiehe A. N. 1887 S. 55, 121; 1889 ©. 133, 
357. — KUNG. 8 76c. 
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ſicherungsverbände erwachſenen Koſten zu verſtehen ſind, ſondern alle Auf— 
wendungen, welche zur Durchführung der Unfallverſicherung erforderlich ſind, 
alſo insbeſondere auch die durch Inanſpruchnahme von ſtaatlichen und Kom— 
munalbehörden verurſachten. 

Ihrem Weſen entſprechend konnten die Verwaltungskoſten ihrer Höhe 
und Art nach nicht geſetzlich feſtgeſetzt werden. Doch ſind in den Geſetzen 
einzelne Aufwendungen ausdrücklich als von der B.G. zu tragende (Verwal— 
tungskoſten bezeichnet.) 

4) Die Prämien für Rettung Verunglückter und Abwen— 
dung von Unfällen ftellen einen der Unfallverficherung eigentbümlichen 
Poſten des Bedarfes dar, der ſich ebenjo wie die Entjchädigungsbeträge ün— 
mittelbar aus den von der Geſetzgebung verfolgten jozialpolitiichen Zwecken, 
mittelbar aber auch durch das Interefje der B.Gn. an einer möglichſt geringen 
Zabl und Größe von Betricebsunfällen rechtfertigt. Während aber bei den Ent: 
Ihädigungsleiftungen die Höhe durch gejegliche Vorschrift, bei den Verwaltungs: 
fojten durch den thatjächlichen Aufwand feſtſteht, erjcheint es hier — ähnlich 
wie bei dem jogleich zu beiprechenden legten Bojten des Bedarfes — in das 
Ermeſſen der B.Gn. gejtellt, ob und im welcher Höhe ſie jolche Prämien 
bezahlen wollen. Sie jind darin auch an feinerlei behördliche Genehmigung 
gebunden. 

5) Die Verpflihtungen aus älteren VBerjicherungsper- 
trägen. Dieje „Ausgaben auf Grund übernommener Unfallverjicherungsver: 
träge” ericheinen in der alljährlih vom R.B.M. in den A. N. veröffentlichten 
„Nachweiſung über die geſammten Nechnungsergebnifje der Berufsgenofjen: 
ichaften” in Spalte 34 ſtets unter „e) Allgemeine Berwaltungstojten. 1. Koſten 
der eriten Emrichtung.* Es bedarf aber wohl feiner weiteren Auseinander: 
jegung, daß diejelben mit den Verwaltungstojten in dem oben (unter Ziff. 3) 
jejtgejtellten Sinne abjolut nichts zu thun haben (vgl. hiezu auch 8 1 Ziff. 6, 
8 10 3ıff. 4). 

6) Dagegen find als bejondere Poſten des Bedarfes nicht anzujehen: 

a) Die Einlagen in den Rejervefonds, da dieſer ebenfalls nur zur Deckung 
des vorjtchend bezeichneten Bedarfes dient und fediglich eine Lebertragung von 
Laſten aus einer jpäteren in eine frühere Bedarfsperiode darjtellt. Wenn die 
jelben in der Gejeggebung trogdem ſtets al3 eigener Pojten des Bedarfes auf: 
geführt werden, jo hat das jeinen Grund einzig und allem in praftijchen 
Rüdjichten, die aber für unjere theoretiſche Betrachtung nicht maßgebend 
jein fünnen (vgl. über den Nejervefonds unten $ 25). 

b) Der durch Uneinziehbarkeit der Beiträge entftandene Ausfall, der 
umgefehrt eine Laſtenübertragung aus einer früheren in eine jpätere Bedarfs— 
periode und zugleich eine jubjidiäre Haftung der zahlungsfähigen Genofjen- 
jchaftsmitglieder für die Verpflichtungen der zahlungsunfähigen begründet. 

ec) Der durch Nücderjtattung bezw. Anrechnung zuviel erhobener Beiträge 
entftehende Ausfall, der ebenfalls der folgenden Bedarfsperiode zur Lait fällt. 
(Vgl. zu b) und ec) unten 8 25 Ziff. 2). 

" So die Entſchädigung der Arbeitervertreter (1.3.6. SS 44 Abſ. 4, 55 Abi. 15 dazu 
Sten.Ber. 1884 Bd. III ©. 81), die Koſten des Schtedsgerichts, ſowie des Verfahrens vor 
demielben 11.8.6. S 50 Abſ. 5), die durch die Ueberwachung und Kontrolle der Betriebe 
entitehenden Koſten U.V. G. S 86), die den reauirirten Behörden zu eritattenden Auslagen 


U2.6. 8 101. — Ueber den Ausschluß einzelner Arten der VBerwaltungstoiten von der 
allgemeinen Yaftenübertragung ſiehe unten $ 24. N 
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Il. Die Mittel. 
S 5. Allgemeine UHeberficht. 

1) Dem Bedarf stehen als äquivalenter Faktor gegenüber die zu dejjen 
Dedung beftimmten Mittel, deren Aufbringuug (wiederum vorbehaltlich der in 
S 24 zu cevörternden Ausnahmen) durch Die Verficherungsverbände erfolgt, 
weshalb jie als Einnahmen der lehteren erjcheinen. Im Gegenſatz zu den Aus: 
gaben, welche geleglich begrenzt find, ſind den Verbänden alle gejeglich über: 
haupt zuläjligen Einnahmequellen offen gelaffen. Da aber die meisten derjelben 
befondere VBermögensaufwendungen erfordern und jolche den Verbänden nicht 
gejtattet find, jo ſind thatjächlich auch die Einnahmen ihrer Art und Zahl 
nach jehr bejchränft. 

Dafür Hat ihnen andererjeits die Geſetzgebung bejtimmte Einnahmequellen, 
die Ihnen entiweder mit anderen öffentlichrechtlichen Körperſchaften gemeinjam 
oder auch ihnen eigenthümlich find, neu eröffnet.') 

2) As Einnahmen fommen nun für die Unfallwerficherung in Betracht: 

a) Die Beiträge; 
b) die Strafgelder; 
) die Zuſchüſſe des Neiches, der Einzeljtaaten und der Gemeinden; 
) die Einnahmen aus Kapitalzinjen ; 
e) die freiwilligen Zuwendungen; 
) die Einnahmen aus äfteren Verficherungsverträgen; 

g) die Einnahmen aus Negreßanfprüchen. 

Eine Eintheilung dieſer Eumahmen ergibt ich nach folgenden Geſichts— 
punften: 

3) a) VBeränderliche Einnahmen jind jolche, die dem jeweiligen Bedarf 
angepaßt werden können: Beiträge. 

b) Konſtante Einnahmen, bei denen zwar nicht immer das „an?“, wohl 
aber das „quantum ?* im Voraus ſchon feſtſteht, jind alle jonjtigen Ein- 
nahmen. ?) 

4) a) Ordentliche Enmahmen ſind jolche, die auf Grund allgemeiner 
gejeglicher Vorſchrift in allen Verficherungsfällen gleichmäßig zur Erhebung 
gelangen: Beiträge, Reichs- und Staatszujchüffe. 

b) Außerordentliche dagegen find jolche, die nur in einzelnen Fällen 
auf Grumd eines bejonderen Thatbeftandes erhoben werden, bezw. eingeben: 
Strafgelder, Einnahmen aus Kapitalzinien, freiwilligen Zuwendungen, älteren 
Verficherungsverträgen und Regreßanſprüchen. 

5) a) Auf Öffentlichen Rechtstitelm beruhen: Beiträge, Zujchüffe 
von Reich, Einzelftaaten und Gemeinden, Strafgelder. 

b) Huf privatrechtlichen Titeln beruhen: die Einnahmen aus 
Stapttalzinjen, freiwilligen Zuwendungen, älteren VBerjicherungsverträgen und 
Regreßanſprüchen. 


C 
d 
f 


8 6. Die Beiträge. 

1) Analog den die Hauptmaſſe der Ausgaben bildenden Fürſorgeleiſtungen 
wird die Hauptmaſſe der Einnahmen durch die Beiträge gebildet. Dieje ftellen 
zugleich ein der jozialen Berficherung eigenthümliches Institut dar, in dem fich jo 
—— Hierher zäblen namentlich Die auf öffentlichen Rechtstiteln beruhenden Einnahmen: 
Beiträge, Strafgelder, Reichs: und Staatszuſchüſſe. 

) Am Handbuch (Note 2 zu UV.G. 8 71) werden diefe unter der wenig pallenden 
Bezeichnung „Verwaltungseinnabmen” zujanmengefaßt. 
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recht die Doppelnatur der legteren al3 Verficherung und zugleich als Einrichtung 
des öffentlichen Nechtes zeigt. Werleihen die Beiträge der Unfallverficherung 
einerjeit3 gewiſſe Aehnlichkeit mit der Privatverjicherung, jo unterjcheiden jie 
ſich andererjeitS jelbjt wieder in verjchtedener Hinficht ganz erheblich von den 
Prämien der Berficherungsgejellichaften. 

a) Vor allem jind auf dem Gebiete der Unfallverficherung Beitragsleiftung 
und Fürſorgeanſpruch volltommen unabhängig von einander, während bei der 
Privatverjicherung legterer in Bejtand und Höhe durch die vorausgegangene 
Prämienzahlung bejtimmt ift.') 

b) Weiters bejteht bei der Unfallverficherung jtet3 (auch für die freiwillige 
Berjicherung) eine Beitragspflicht, deren Erfüllung durch ftaatliche Machtmittel 
gewährleijtet ijt, während bei der Privatverficherung nur eine Verpflichtung 
zur Leiftung der einzelnen Prämien bejteht, deren Nichterfüllung lediglich privat- 
rechtliche Nachtheile, eventuell den Berluft der Anwartichaft nach ſich zieht 
(vgl. über die Beitragspflicht den folgenden Paragraphen). 

e) Die Feititellung der Beiträge erfolgt bei der Privatverficherung unter 
größtmöglicher Individualifirung des Riſikos nach  verjicherungstechnijchen 
Grundjägen, bei der Unfallverficherung Hingegen nach mehr oder weniger 
generalijirenden Umlagemapjftäben.?) 

2) Nach Rojin (S. 536) bezeichnet Beitrag „die Form der Lajten- 
übertragung von einem Verbande auf jeine Glieder, indem die Gejammtlajten 
desjelben für eine beitimmte Zeitperiode als Einheit auf die Zugehörigen des 
Verbandes nad) einem beitimmten Mapjtabe vertheilt werden.“ Den Gegenjaß 
dazu bildet dann die Erjtattung (dev Rückgriff). Bei dieſer Definition find 
indeß die Ausgleichungs:, namentlich Nückverjicherungsverbände (vgl. über dieje 
unten $ 27) mit inbegriffen. Da dieje jedoc einen ganz anderen Zweck ver: 
folgen als die Verficherungsbeiträge, indem fie der Aufbringung des Bedarfes 
eines Nüdverficherungsverbandes durch Umlegung auf die Einzelverbände dienen, 
jo jind Diejelben naturgemäß nicht hier, jondern erjt bei der Darftellung der 
gemeinjamen Tragung des Riſikos zu erörtern. 

3) Die Unfallverficherungsbeiträge jind, wie alle Beiträge zur ſozial— 
politischen Berjicherung, öffentlihrechtliher Natur. Dies äußert jich 
in doppelter Hinficht, in materieller und in formeller: 

a) Die Feſtſtellung der Beiträge beruht der Zuläfjigfeit und der Höhe 
nach auf Säten des öffentlichen Nechtes. 

b) Die Erhebung der Beiträge erfolgt nach Art der öffentlichrechtlichen 
Abgaben. Als jolche fommen in eriter Linie Steuern und Zölle in Betracht ; 
aber auch die Prämien bei der landesrechtlichen Immobiliarfeuer- und Hagel- 
verfiherung find als üffentlichrechtliche Beiträge anzujehen und werden dem- 
entiprechend erhoben und beigetrieben. ?) *) 


'; Vgl. dazu vor allem Roſin ©. 255 ff. und die dort Zitirten. 

) Wal. unten $ 16 Ziff. 2, fowie Rofin ©. 265: „Gegen den Charakter der Bei- 
träge als Verſicherungsprämien jpricht endlich der weitreichende Mangel jener „Individuali- 
jirung des Riſikos“, der Abſtufung der Gegenleiitung nach der Wahricheinlichkeit der Gefahr, 
welche dem vplanmäßigen Großbetrieb des Verficherungsgeichäfts jo eigenthümlich it.“ 

°, Aebnlich bezeichnet Roſin (5. 609 f) die Beiträge zur Gemeindetrantenverlicherung 
als „commumale Beiträge“. Die öffentlichrechtlihe Natur der Krantenveriicherungsbeiträge 
ift auch bereits vom R. er. anerfannt dur Entich. vom 12./26. Juni 1896 (abgedrudt in 
AN. 1896 S. 362 Ziff. 2. — Eine ganz andere Frage ift, ob die Peitragspflicht, bezw. 
der einzelne Beitragsanipruch öffentlichrechtlicher Natur iſt (vgl. hierüber $ 7 Ziff 1b). 

*) Die Beiträge des legten Jahres vor der Stonkurseröffnung geniehen deshalb auch 
das Worzugsrecht im Konkurs aus K.O. 8 54 Ziff. 3. Vgl. hierzu Handbuch Anm. 10 zu 

Annalen de Deutfgen Reichs. 1900. 2 
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4) Dem Charakter und Zweck der Arbeiterverficherung, ſowie den Eigen: 
thümlichkeiten des Bedarfes der VBerficherungsverbände entiprechend erjcheinen 
die Beiträge in der Negel als periodisch wiederfehrende Leiſt— 
ungen. Nur die Siranfenverficherung weist auch einmalige Beiträge in Form 
eines Eintrittsgeldes auf.) Auf dem Gebiete der Unfallverficherung dagegen 
fommen jolche überhaupt nicht vor; die Leiftung der Unfallfürjorge während 
der erjten 13 Wochen durch den Unternehmer, bezw. Die Gemeinde hat nicht 
die Natur eines Beitrags, jondern einer jelbftjtändigen Fürjorge (vgl. dazu 
unten 8 24 Ziff. 2). 


$ 7. Bie Beitragspfligt. 


1) Die Beitragspflicht des Unfallverficherungsrechtes iſt die öffentlich- 
rechtliche Pflicht der Verficherungsnehmer zu gewiſſen, durch Geje und Statut 
ihrem Umfange nad) näher bejtimmten, periodiſch wiederfehrenden vermögens: 
rechtlichen Leiftungen an den Werjicherungsverband.’) — Dierbei iſt bejonders 
hervorzuheben: 

a) Die Beitragspflicht it eine Nechtspflicht, feine obligatio naturalis. 

b) Die Beitragspflicht it öffentlihrechtlicher Natur ähnlich der 
Pflicht zur Entrichtung von Steuern und anderen öffentlichen Abgaben.°) 

c) Die Beitragspflicht ſtellt ſtets eine Verpflichtung zu vermögens— 
rechtlichen Leiftungen dar im Gegenſatz zu den perjünlichen Verpflich— 
tungen, welche fich aus der Mitgliedichaft ergeben.*) 

d) Dieje Leiftungen find auf dem Gebiete der Unfallverficherung durchivegs 
pertodijch wiederfehrend Hiedurch unterjcheiden jie fi) vor allem 
auch von den Etrafgeldern (val. auch $ 6 Ziff. 4 oben). 

e) Dieje Leitungen dürfen nicht im unbegrenzter, jondern nur in 
der durch Geſetz und Statut vorgefchriebenen Höhe erhoben werden.”) 

f) Die Beitragspflicht beiteht nur gegenüber dem Verficherungs: 
verbande, micht gegenüber dem Berjicherten. Diejer hat feinerlei Rechts— 
anjprusch auf Zahlung der Beiträge (vgl. oben 8 3 Ziff. H.“) Dadurch unter: 


U.B.G. 8 74 — Entſch. R.Ger. Bd. XXII S. 139 fi. — Rai N. 2 36 
1887 5.138; 1889 S. 360. — Anders K. V. G. 8 55. J. u. ABS, 8 
ftände das Vorzugsrecht aus K.O. 8 54 Ziff. 1 haben. 

) K. V. G. S26. — Der Anfiht Roſin's (S. 596 F.), der in Dem Eintrittsgeld einen 
all der „außerordentlichen Beitragsbemeilung“ erblict, kann ich micht beipflichten, da es 
von jedem nen eintretenden Mitglied in gleicher Meile erboben wird, zudem ſeine Höbe 
durch ſtatutariſche Beſtimmung im vornherein, wenigitens prozentual, feſtgeſetzt it. Tem- 
aegenüber kann auch die rein äußerliche Aehnlichkeit mit den anderen Fällen der außer 
ordentlichen Beitragsbemeſſung nicht ins Gewicht fallen. 


S. 128 Ziff. 179; 
137, wonach Rück— 


) Val. vor Allem Roſſin S. 607 f.; Vilotn ©. 678 ff. — Piloty Arbeiter- 
verſicherungsgeſetze, Note zu U. B.G6G. 8 10 Abi. 1 gebraucht dafür den Ausdruck „Um: 
lageprlicht.“ 


' Wal. über die öffentlichrechtliche Natur der Beiträge oben S 6 Ziff. 3. — Die öffentlich 
rechtliche Natur der einzelnen Beitragsanipriüche it auch anerfannt von Pilotn 
684 f. Note 6; dagegen bezeichnet das R.V.A. diejelben als privatrechtliche (AU. N. 1887 
138 Sr 336. 

Wenl (S. 474 f) theilt Die negemüber den Bin. beftchenden Prlichten ein in folche, 
welche fih aus der Mitgliedichaft, und foldhe, welche fich aus der „Tualität als Betriebs+ 
unternebmer” ergeben; zu den legteren rechnet er die Weitragäpflicht 

° Am deutlichiten Spricht Dies aus BA.BG 523. Auch die Erhebung von logenannten 

„Zwlabbeiträgen” it auf dem Gebiete der IInfallverficherung nicht vorgeleben. — Es iſt Das 
ein Analogon zu dem oben S 4 Ziff. 2 Geſagten. 

®, Anders bei der Anvaliditäts- und Witersverlicherung, bei welcher der Arbeiter ein 
Intereſſe an der wirklichen Einzahlung der Beiträge bat vgl. Roſin ©. 607 f.). 
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icheidet fich die Veitragspflicht auch von der unmittelbaren Fürjorgepflicht der 
Arbeitgeber bezw. Gemeinden während der erjten 13 Wochen. 

2) Vom Standpunkte der Verficherungsverbände aus betrachtet äußert 
ji die Beitragspflicht al3 ein ſelbſtſtändiges Necht derjelben gegenüber den 
einzelnen Beitragspflichtigen auf Entrihtung von Beiträgen. Diejed 
Recht ift auf Seite der Berechtigten höchſtperſönlich und kann daher ſeitens 
derselben in feinerlei Weile übertragen werden. Insbeſondere jtellt die Ein— 
jiehung der Beiträge durch die Gemeinden feine jelbjtftändige Ausübung diejes 
Rechtes, jondern ein dem Mandat am nächjten verwandtes Rechtsverhält- 
niß dar.') 

3) Diefem Recht der Verficherungsverbände entjpricht aber feine Pflicht 
derielben zur thbatjählihen Erhebung der ihmen gejchuldeten Bei— 
träge. Eine jolche Pflicht haben die B.Gn. weder gegenüber den Berficherten 
noch gegenüber den übrigen Genojjenjchaftsmitgliedern. *) 

Etwas ganz anderes ift das Necht des Neiches, im Aufjichtswege 
gegen B.Gn., die es an der richtigen Bermögensverwaltung fehlen laſſen, ein- 
juichreiten, jowie die zivile und jtrafrechtliche Haftung der Genofjenjchafts- 
organe, wonac) diejen eine öffentlichrechtliche Pflicht zu getreuer Verwaltung 
ded Vermögens der B. Gn. obliegt. 

4) Der Nehtsgrund, auf welchem die Beitragspflicht ?) beruht, kann 
ebenio wie der Nechtsgrumd des Fürſorgerechtes ein mehrfacher fein : 

a) Den hänfigiten und jozialpolitiich wichtigiten Fall bildet die Beitrags- 
pflicht auf Grund eines Zuftandes. Die hier vertretene Anficht, daß die Bei— 
tragspflicht, wenigitens bei der Zwangsverficherung, eine Zujtandsobligation 
darstellt, d. h. ein obligatorisches Nechtsverhältnig, welches ohne bejondere 
Willenserklärung der Betheiligten unmittelbar aus der Rechtsnorm beim Vor— 
handenjein des von dieſer vorausgeſetzten jubjeftiven Thatbejtandes ſich ergibt, 
it zwar nicht umbeftritten, hat vielmehr zu weitichweifigen Debatten Anlaß 
gegeben.) Nachdem aber die jogenannte „Vertragstheorie", welche Die ganze 
Arbeitervericherung auf Berträge zwijchen den Verficherungsnehmern und den 
Verſicherern zurücdführen wollte, fait allgemein aufgegeben worden ift, erjcheint 
mir die weitere Streitfrage, ob durch die Arbeiterverjicherung eine zwei: 
jeitige Obligation begründet wird oder zwei (vielmehr mehrere) 
getrennte Obligationen, die in ihrer Exiſtenz und in ihren Wirkungen 
unabhängig von einander find, für den Grund der Beitragspflicht irrelevant. — 
Tiefe it vielmehr bei der nothwendigen Berficherung auf jeden Fall begründet: 

a) durch einen objeftiven Thatbeitand (die gejeßliche, bezw. ſtatu— 
tariiche Norm, welche gewiſſe Perſonen unter gewiſſen Umftänden für beitrags- 
pflihtig erklärt); 

N Mal. hiezu L. U.V.G. 881 Abſ. 2. — B. U. V. G. $ 25 Abf. 3,4. — Fin eigentliches 
Mandat liegt deshalb nicht vor, weil die Gemeinde für ihre Thätigkeit eine Vergütung zu 


beanſpruchen hat, noch weniger aber der Ihatbeitand einer locatio conduetio operis oder 
assignatio, 

.. » Implieite it diefer Gedanke auch in dem etwas myſtiſchen Satze enthalten, den 
Riloty S. 672) an die Spike feiner Erörterung über die Aufbringung der Mittel ftellt: 
‚Die Aufbringung der zur Durchführung der Verficherung bei den Berufsgenofienichaften 
ertorderlichen Mittel iſt eine reine Korporationsangelegenheit dieſer Genoſſenſchaften.“ 

) 63 mag vielleiht Wunder nehmen, warum ich hier (im Gegenſatz zu den meiften 
Autoren) von Beitrags» und nicht von Verficherungspflicht ipreche. Die Gründe hiefür 
ergeben fich aus dem unten (Ziff. 5) Gelagten. j 

P Eine Zufammenitellung der Literatur z. B. bei Bornhak in Annalen ©. 577 f. 
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BP) durch einen jubjektiven Thatbejitand (das VBorhandenfein 
der eben erwähnten, vom Gejch bezeichneten Umftände im einzelnen Falle), 
wobei es gleichgiltig ift, ob durch diejen Thatbeitand auch noch andere Nechte 
und Pflichten (Fürſorgerecht, Mitgliedfchaftsrechte) begründet werden. 

Es erjcheint mir diefe Auffaffung auch forrefter als die Verſuche, die Ver— 
jiherungs: und damit Beitragspflicht einerjeitS nur aus der geießlichen (bezw. 
Itatutarischen) Norm, andererjeitS nur aus dem Borhandenfein des jubjeftiven 
Thatbeftandes abzuleiten. Vielmehr bilden beide in ihrem Zuſammenwirken den 
— der Beitragspflicht. 

b) Dadurch, daß die Beitragspflicht in den weitaus meiſten Fällen eine 
Zuftandsobligation darjtellt, ift aber e prineipio nicht ausgeſchloſſen, daß jie 
auch durch Vertrag begründet werden kann. Hier lafjen ſich wieder drei Mög- 
lichfeiten unterjcheiden: 

a) Die Eingehung des Vertrages kann beiden Theilen durch das Geſetz 
zur Pflicht gemacht jein. Die Anhänger der Vertragstheorie legen der Zwangs— 
verjicherung dieſes Verhältniß zu Grunde (jo auch bei der Immobiliarfeuer— 
und Dagelverjicherung). 

B) Sie kann auf Seiten des Verficherers lediglich eine Pflicht, auf Seiten 
des Verſicherungsnehmers lediglich) ein Necht darjtellen (analog dem Kontra— 
hirungszwang bei der Poſt und Bahn nach dem H.G. B.). Es ijt Dies der 
von umjeren ſämmtlichen VBerficherungsgejegen bei der freiwilligen Verſicherung 
durchgeführte Modus.') 

y) Sie kann endlich beiden Theilen freiftehen. 

Es ſei hier noch ausdrüdlich betont, daß der Nechtsgrund der Verjiche- 
rung für die Wirkungen der Beitragspflicht, insbejondere die Höhe der Beiträge 
und das Verfahren bei ihrer Erbebung auf dem Gebiete der Unfallverjicherung 
ohne Bedeutung tit.”) 

5) Bejondere Hervorhebung verdient noch der Unterschied zwiichen 
dem Begriff der Beitragspfliht und dem der „VBerjides 
rungspjlidt". 

Daß die beiden nicht identisch find, iſt zweifellos, wird auch alljeits zu: 
gegeben.?) Ueber den Begriff der Verficherungspflicht herricht jedod) noch 
ziemliche Unklarheit, die einen fleinen Exkurs hierüber rechtfertigen mag. 





1.88.82 Abi.2. — LING, 82 Abl.1. Bee s2 Abi.1. — 512.8. 
8 4 — Aehnlich RVG. 5 4 Abi. 2, — 3. au A.B. G. 88 

Einige jo Piloty S. 184; Rofin © S. 4427; Rehm in Archiv für öffentl. Recht 
BB. VS. 557 1; Menzel 8 193 f. und in Kohler's Ardiv Bd. 1S 349) jtellen 
auch für dieſen Fall das Vorhandenſein eines Vertrages in Abrede. — Tagegen zutreffend 
Bornhak in Zeitſchrift für Haudelsrecht Bd. 39 S. 230 f. und in Annalen S. 579 f. 
587 f. — Laband Bd. 11 S. 249, 

Nach dem Wortlaut des U. B.G. 8 2 Abſ. 2: „Durch Statut kann ferner beitimmt 
werden, daß und unter welchen Bedingungen ee +. berechtigt ſind, ſich ſelbſt 
oder andere » - Perſonen . . . . zu verfichern“ könnte man allerdings anderer arg 
fein; ſo ichlieht ; 9. Piloty Arbeiterverficherungspeiehe, Note zu U.V. 6. SS 2 Abi. 2 
daraus: „Diele Bedingungen können Tich auf . die Beitragspflicht der betheiligten Unter— 
nehmer beziehen. (Fine Dlinderung derielben it indes nicht zuläſſig.“ Womit er den letten 
Satz begründen will, it mir ganz unerfindlich. — Wichtig Handbuch Anm. 10 zu U 21.8, 
$ 2: „Es ilt den BGn. durd 8 2 insbelondere nicht das Recht eingeräumt, Die Grundſätze 

des Umlageverfahrens, auf denen das Geſeß beruht, durch Statut zu ändern.“ Wal. 
dagegen Handbuch Anm. 18 zu U. B. G. 82. — Anders bei der Invaliditäts und Alters: 
verlicherung, indem fich bier bei der freiwilligen Berficherung infolge des Wegfallens des 
Reichszuſchuſſes die Beiträge weientlich höher ſtellen als bei der ömangsuerficherung. 

) Siehe jedoch die Tefinition von Yaband ı2. Aufl.) unten auf S. 21 Note Ze, 








der Mittel im Neichsunfallverfiherungsrect. 21 


Dat ſie feine Pilicht, ein Verficherungsverhältnii einzugehen, darstellen 
fann, was der Wortlaut eigentlich vermuthen ließe, ijt in der Theorie längjt 
anerfannt.*) 

Um mun allen Mipverjtändniffen vorzubeugen, hat man nach dem Vor: 
gange Proebſt's (l. e.) anjtatt des Ausdrudes „Berjicherungspflicht” einen 
neuen gewählt, der fich aber von diejem weder durch größere Schönheit noch 
durch größere Dentlichkeit vortheilhaft unterjcheidet, den Ausdrud „Verſiche— 
rungspflichtigfeit”. Was man aber hierunter, bezw. unter „verficherungspflichtig” 
zu verjtehen hat, darüber jind ich die unten in Note 1 zitirten Autoren 
jelbit nicht einig, was die Vergleichung ihrer eigenen Definitionen am deut: 
lichſten zeigt.?) 

Bei noch jo gründlicher Betrachtung diejer Definitionen kann ich zu feinem 
anderen Nejultate gelangen, als daß dieje jog. „Verlicherungspflichtigfeit” im 
Grunde genommen nichts anderes it als das durch Verſicherungs— 
zwang begründete Kürjorgerecht (im Gegenjag zu dem durch frei- 
willige Berjicherung erworbenen), ein Reſultat, dem auch die eben angeführten 
Definitionen von Proebit und von Laband (3. Aufl.) jehr nahe fommen. Die 
mannigfachen, dieſem Fürjorgerecht gegemüberftchenden Pflichten (Beitragspflicht, 
Ssürjorgepflicht des Unternehmers, bezw. der Gemeinden, Strafpflicht n. j. w.) 
ſind lauter jelbitjtändige Pflichten, die weder gegenjeitig von einander abhängig 
jind noch mit diefer jog. „Verficherungspflicht* etwas zu thun haben. 

Es erjcheint mir nach alledem überflüjfig, die beiden ebenjo unjchönen ala 
nihtsjagenden Bezeichnungen „VBerjicherungspflicht“ und „VBerficherungspflichtig: 
keit“ auch in Zukunft noch in der Theorie weiterzujchleppen.?) Ich jehe nicht 
recht ein, warıım gerade diejenigen Autoren, welche die Amvendbarfeit des Ber: 
jiherungsbegriffes auf die Unfallverficherung leugnen, fich jo zäh an diefe Aus: 
drüde, die doch logiſch immer wieder auf eine Berficherung hinweiſen, Elammern 
und warum gerade Rojin (©. 432) behauptet, diejer Begriff („Verſicherungs— 
pflichtigkeit“) jei „der Grundbegriff der gefammten jocialpolitischen Geſetzgebung.“ 


", Zuerſt von PBroebit in Hirth's Annalen 1888 ©. 817 ff.; Yaband Wo. II 
2.246 fi.; Roſin 5. 432 fi. 

2) a) Proebſt (S. 318): „Der Nusdrud „verficherungspflichtig“ im Sinne unferer 
Beiekgebung beiagt vielmebr ſowohl binfichtlich der Perſonen als binfichtlich der Betriebe 
lediglib, daß eine Werpflichtung zur Verſicherung, d- b. zur Fürſorge gegen die durch Er— 
kantungen und Unfälle drohenden Nachtheile beiteht, er beiagt aber nicht, wen diele Ner- 
vflichtung obliegt.“ 

b) Broebit (S. 327): „Weriicherungspflichtig it ſonach, wer durch Gefe der Verſiche— 
rungspflicht oder, wie das Krankenverſicherungsgeſetz in der Ueberſchrift des eriten Abſchnittes 
torretter jagt, dem Verſicherungszwange, d. b. der unabhängig von feinem oder eines Anderen 
Villen unmittelbar auf rund des Gejehes eintretenden Fürſorge bei Krankheiten und Une 
fällen unteritellt iſt.“ 

. ©) Laband (2. Aufl. S. 246): „Verficherungsprlichtig it eine Perſon, zu deren Ver— 
Vorgung die Pflicht zur Zahlung von Beiträgen geſetzlich begründet it.“ 

)Roſin (5. 434): es „wird damit die allieitige rechtliche Gebundenheit zum Aus» 
drud gebracht, welche in Berug auf die Entitehung des Fürſorgerechts und die mit dem- 
jelben etwa gegebenen rechtlichen Folgen und Pflichten vorhanden it.“ 

e) Zaband (3. Aufl. S. 246): „Ebenfowenig beißt derjenige verlicherungspflichtig, 
melher die Fürſorge zu gewähren bat, fondern im Gegentbeil derjenige, welcher fie zu 
empfangen bat, auf welchen ſich die Fürſorge des Neiches für den Fall der Arbeitsunfäbig- 
feit eritredt, welcher von Rechtswegen verforgungsberedtigt it.“ 

’, Die Praris mag damit aus Gründen der Kürze und Beauemlichteit weiter operiren. 
Trogdem haben auch hier gerade die Unfallveriicherungsgeiege erfreulicherweife diefe Termino- 
logie verlajien, indem fie nicht mehr von Perſonen fprechen, die „verlicherungspflichtig find“, 
londern die „verfichert werden“ 4. B. U.V. G. $ 1). 
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Diefer Standpunkt Roſin's erflärt fid) vor Allem daraus, dab nad) jeiner 
Anficht auch für die „Werficherungspflichtigen“ dag Fürjorgerecht nicht immer 
ipso iure entjteht, jomit der Kreis der „verficherungspflichtigen” und fürjorge- 
berechtigten Perſonen fich nicht dedt. Er führt (S. 438 ff.) mehrere Fälle an, 
in denen eine „Verficherungspflichtigfeit* ohne Fürforgerecht bejtehen joll; 
das ijt aber nur jcheinbar der Fall. 

a) Die Sonderbeftimmung des L.U.B.G. $ 142 Abſ. 1, 2, wonach bei 
jolchen Perſonen, welche durch ftatutarische Beſtimmung einer Gememde oder 
eines Kommunalverbandes für franfenverficherungspflichtig erklärt werden, die 
Verficherung mit dem Tage ihrer Ueberweijung an die Gemeinde 
franfenverjicherung oder Ortsfranfenfafje beginnt, erklärt jich nicht aus einem 
Auseinanderfallen der „VBerficherungspflicht” und des Fürjorgerechtes. Viel— 
mehr entjteht hier „die alljeitige rechtliche Gebundenheit”, in welcher Roſin 
die „Verficherungspflichtigfeit* findet, ebenſo wie das Fürjorgerecht erjt mit 
dem Tage der Ueberweilung. Etwas ganz anderes ijt die Pflicht der Gemeinde: 
behörden, diefe Ueberweiſung vorzunehmen; dieje Pflicht entiteht mit dem Zus 
jtandefommen einer diesbezüglichen ſtatutariſchen Beftimmung. 

b) Wo jodann Surrogatfürjorgerechte bejtehen (jo im den Fällen des 
K.V.G. 8 3 und L. UV. G. $ 136), jchließen diefe nicht nur das Fürſorge— 
recht, jondern alle Nechte und Pflichten zwiſchen dem Berficherungsverband 
und den Surrogatfürjorgeberechtigten aus, oder, wie das Geſetz ſich ausdrückt, 
dieje „Sind von der VBerficherungspflicht zu befreien.” 

c) Am zweifelhafteften fünnte der Fall der, Invaliditäts- und Alters- 
verficherung erjcheinen, bei der das Entitchen eines Fürforgerechtes jcheinbar 
durch eine Beitragsleiftung bedingt iſt.') Bedingt jind aber bier nur Die 
Fürforgeanjprüche; das Fürforgerecht dagegen, die Anwartſchaft, 
erwerben die Verjicherten ebenjo wie bei der Unfallverficherung ipso iure auf 
Grund der Nechtsnorm und des jubjektiven Thatbeftandes. Diejes Necht 
erzeugt jedoch erjt Anſprüche, wenn die gejeglichen Borausjegungen erfüllt find, 
d. h. das gejegliche Mindeſtmaß von Beiträgen geleijtet ift.”) 

E3 find jonach auch die aus diejen drei Fällen gegen die Identität von Für— 
jorgerecht und „Berficherungspflichtigfeit“ erhobenen Einwendungen unhaltbar. 





ı) Sp Roſin S. 440): „Der Verficherungspflichtige erwirbt alfo bier das Fürſorge— 
recht, die Anwartichaft, nicht kraft Geſetzes, ſondern durch die auf Grund der Verficherungs- 
pflicht erfolgende Beitragsleiftung.“ Er verwechſelt bier das Fürſorge recht und die Für— 
forgeaniprücde, während er fie an anderen Stellen itreng auseinanderhält, jo 3. B. 
S. 418 f.: „Der FürſorgeAnſpruch it daber das berechtigte Verlangen einer unmittel- 
baren fürforglichen Leiſtung, welches bei Eintritt der geſetzlich beſtimmten Vorausſetzungen 
erboben wird. Tas Fürlorgerecht aber beiteht ſchon vor der Realifirung dieler Voraus 
feßungen für den Fall derielben.“ — Zu dielen Borausſetzungen gehört eben auc „Die 
Aurüdlegung der vorgeichriebenen Wartezeit“ und „Die Leiltung von Beiträgen.” IJ. u. A. V. G. 
$ 15). — Richtig 3. B. Piloty Arbeiterverficherungsgelege, Note zu J. u. A.V. G. S 15: 
„Die Erfüllung der in Ziff. 1 u. 2 genannten Erforderniiie bildet feine VBorausfegung der 
Verſicherung, fondern des Verfiherungsaniprucdes.“ 

2) Daraus erllären ſich vor allem 

a) Die Uebergangsbeitimmungen des J. u. A.V. G. wonach die Beitragsleiftung in 
gewiſſem Umfange durch den Nachweis einer „verfiherungspflichtigen“ Beihäftigung erlebt 
wird vgl. Roſin ©. 263 f,, 112 ff.). 

b) Die Auläffigkeit einer nachträglichen Verwendung von PBeitragsmarfen für Zeiten 
„verficherungspflichtiger” Beichäftigung (AN. — J. u. UV. — 1894 S 79: „Es fommt 
vielmehr in Betracht, dab . . . die Leiltung des Werficherten, welche den Anspruch auf 
Rente als Grumdlage dient, zunächſt nicht die Veitragsentrichtung, fondern die Ausübung 
verficherungspflichtiger Thätigteit ift”). 


Lu Se — u — —— 
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6) Als Träger der Beitragspflicht erſcheinen in der Unfallverſicherung 
regelmäßig die Unternehmer.) Eine Ausnahme von diejer Negel macht nnr 
die Banumfallverjicherung für Bauarbeiten von höchſtens jechstägiger Arbeits: 
dauer, bei der die Kommunalverbände als Träger der Beitragspflicht erjcheinen 
BUB.G. 88 21 lit. b, 30). 

Eine Beitragspflicht der verficherten Perjonen findet fich nur bei der 
freiwilligen Selbjtverficherung der Unternehmer. Dagegen ift in allen an: 
deren Fällen, auch der freiwilligen Verficherung, eine Ucbertragung der Bei- 
tragspflicht von dem Verſicherungsnehmer auf den Verficherten durch aus: 
drüdliches gejeßliches Berbot unter allen Umftänden ausgejchloffen. ?) 

7) Der Beginn der Beitragspflicht iſt verjchieden je nach dem 
Rechtsgrunde, auf dem fie beruht. 

a) Bei der Zwangsverjicherung beginnt fie mit der Vollendung 
eines Thatbejtandes, von welchem das Gejeh oder Statut die Leiltung von 
Beiträgen abhängig macht, z. B. beim Kauf einer Fabrik, bei Vergrößerung 
eines Betriebes, bei Aufitellung einer Dampfmajchine. ’) 

b) Dagegen beginnt bei der freiwilligen VBerjicherung die Bei 
tragspflicht mit dem Abſchluß des Vertrages. 

z) Dieſer iſt aber erit dann als perfeft anzujchen, wenn die in der 
geſetzlich und ftatutarisch vorgejchriebenen Form abgegebene Erklärung des 
Verficherungsnehmers bei dem VBerficherer eingelaufen it. Es genügt aljo 
nicht Abgabe der Erklärung. ') 

8) Andererjeits it aber auch feine Genehmigung diefer Erklärung feitens 
des Verſicherers nothwendig, da Leßterer zu ihrer Annahme durch das Geſetz 
verpflichtet ijt, jofern überhaupt ein Fall der Verſicherungsberechtigung vor⸗ 
liegt und die Erklärung den geſetzlichen Anforderungen entipricht.°) 

ec) Einen bejonderen Fall bildet noch das Fortbeſtehen — geſetzlich 
begründeten Beitragspflicht auch nach dem Aufhören des ſie begründenden 
Thatbeſtandes durch freiwillige Fortſeßzung der Verſicherung. 
Die Unfallverſicherungsgeſetze ſehen dieſen Fall nicht bejonders vor.*) Doc 
üt zweifellos anzunehmen, daß eine freiwillige Fortſetzung der Berjicherung 


RG. 8 10. — vL. U. V. G. 8 3 15. — B.U.V.G. 8 10. — SUV.G. $ 18, 

7, U.V.G. 899. — LBS. 5 120. — SUNG s 49. — SUR. 6 s 113. — 
en oben S s3 Ziff. 4am Ende, jomie U N. 1885 5.288 Ziff. 55; Sten.Per. 1884, Bd. IH 

„Die bier gegebene Norichrift verbütet, daß die Genofienichaften oder die Vetriebs- 
ieh die ihnen durch das Geſetz auferlegten Werpflichtungen den Werficherten 
aufbürden “ 

) Mit demielben Zeitpunkt beginnt auch die Mlitaliedichaft des Ilnternehmers 
U.B.G $ 34 Abi. 1. — LUV.G. 8 45. — B. U. V. G. S 14 Abi. 2. — S. V.G. $ 43 
Abſ. 1. — Unrichtig daher Biloty Arbeiterveriicherungsgeiebe , Note u U. V. G. 8 10 
Abi. 1: „Die Umlagepflicht beginnt mit der feſtgeſtellten Mitgliedſchaft.“ Richtig derſelbe, 
Note zu BU.V. G. S 16: „Die Gröffnung einer Bauarbeit bewirkt unmittelbar die Ver- 
fiherung des bielelbe ausführenden Arbeiters.” — Vgl. auch AM. 1888 5.335 Ziff. 616; 
1889 > 119 Ziff. 653; 1889 S. 324 Ziff. 724. 

A. N. Riloty Arbeiterverficherungsaeiche, Note zu 8 2 Abſ. 2 U.V G.: „Frei⸗ 
willige Selbitverficherung der Unternehmer mb notbwendige VBerficherung anderer Rerjonen 
dur Erklärung des Unternehmers... . Die Verficherung „anderer Berfonen“ wird 1m 
mittelbar durch die ſtatutgemäße Erklärung des Unternehmers herbeigeführt.” 

°) Sehr bedenklich ericheint daher die im Handbud Anm. 10 Abi. 4 zu U.B.6. 8 2 
vertretene Ansicht, wonach durd das Statut der Beginn der Selbitverfiherung von einer Ge— 
nehmigung abhängig gemacht werden kann, ſofern dieſe „nur deklaratoriſch zu verſtehen 
it.“ — Anders, wenn das Statut ſelbſt den Beginn der Selbſtverſicherung nur an be 
timmten Terminen zuläßt. 

) Im Gegenjag zu 8.8.6.8 11. — J. u. AV.G. $ 117, 
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auch auf dem Gebiete der Unfallverficherung zuläjfig ift, joferne von den zuvor 

egebenen Thatbejtandsmerfmalen des Berjicherungszwanges eines in Wegfall 
ommt und damit nur mehr der Thatbeſtand einer Verjicherungsberechtigung 
gegeben ijt. Im diejem Falle müfjen aber ebenfalls die ımter b) dargeitellten 
Borausjegungen gegeben jein. 

8) Die Endigung der Beitragspflict. 

a) Die Beitragspflicht endet in allen Fällen mit dem Wegfallen eines 
oder mehrerer der jie begründenden ITIhatbeftandsmerfmale ipso iure. Es iſt 
hiezu (anders nach dem RB.6. 8 52 Abi. 1) auch feine vorhergehende Ab— 
meldung notwendig. ') 

b) Die durch Vertrag begründete Beitragspflicht endet außerdem auch 
durch Kündigung des Vertrages, die jedoch nur dem Verficherungsnehmer, 
nicht aber dem Berficherer freiiteht (wegen des für diejen beftehenden Stontra= 
hirungszwanges).?) 

c) Es bedarf eigentlich Feiner bejonderen Hervorhebung, dat mit der Beis 
tragspflicht nicht auch die fchon begründete Verpflichtung zu einzelnen Leiſt— 
ungen erlijcht, mögen dieje jchon fällig jein oder erjt nach Ablauf der laufenden 
Bedarfsperiode fällig werden. Das Statut der B.Gn. muß Beſtimmung 
treffen, wie dieſe Leiltungen im alle einer Betriebseinjtellung ficher: 
gejtellt werden. ®) 

9) Bezüglich der Wirfungen der Beitragspflicht lafjen fich zwei 
Gruppen unterjcheiden: 

a) Die ordentlichen (normalen), welche ſich aus dem Begriffe der 
Beitragspflicht ergeben. Als deren hauptjächlichjte erjcheinen die Verpflichtungen 
zu den einzelnen vermögensrechtlichen Leiftungen, „zur unmittelbaren Befrie— 
digung eines concreten Beitragsanjpruchs”, welch legterer in der Negel durch 
„eine bejtimmte formale Thätigfeit der Organe des beitragsberechtigten Ber: 
bandes“ entjteht.*) Während die Beitragspfliht unübertragbar ift und nie 
verjähren fann, it bei der einzelnen Leiftungspflicht ſowohl Uebertragung als 
Verjährung innerhalb der allgemeinen gejeglichen Verjährungsfriften möglich. ®) 


Y) Vol. Piloty Arbeiterverficherungsgefege, Note zu U.B.G. 8 17 Ziff. 7: „Die 
Wirkungen der Betriebseinitellung auf Verfiherung und Mitgliedichaft treten kraft Geſetzes 
ein.“ nder8 Handbuch Anm. 20 zu 1.8.69. 82. — Tie Ausnabhmebeitimmung des 
U.V. G. 8 37 Abf. 8 und der Barallelitellen erzeugt lediglich eine praesumptio iuris, wonach 
ein Fortbeſtehen der Beitragspflicht des früheren neben der des gegenwärtigen Wetriebs- 
unternehmers fingirt wird, 

) Diefe Kündigung erfordert (analog dem Abichluß des Vertrages) eine Erklärung 
feitens des Verficherungsnehmers und das Cinlaufen derjelben beim Werficherer, dagegen 
feine Annahme jeitens des Letzteren. Cine ſolche Erklärung wird auch durch konkludente 
Handlung, 3. B. des Nichtentrichten fälliger Beiträge, erfolgen können. 

19.8. 8 17 Ziff. . — L. IV. G. $ 22 Ziff. 8 — BURG. 8 12 Abſ. 1. — 
S. U.V. G. 8 24 Ziff. 7. — Ter 2. Entw. 1.9.6. batte für diefen Fall die Grlegung einer 
Kaution geleßlich vorgeichrieben (vgl. Sten.Ber. 1882/83 Bob. V ©. 181 $ 70; dazu auch 
v. Woedtke Anm. 10 zu U.B.G. $ 17). 

Einige (fo 3. B. Weyl ©. 505) erbliden in dielen Hautionsbeträgen einen befonderen 
Poſten der Finnahmen; dies iſt unrichtig, da diefelben auf die definitiv zu leiſtenden Bei- 
träge zur Verrechnung kommen und daher eine — wenn auch eigenartig geitaltete — 
Vorichußleiitung darftellen. Es regelt ſich daher auch das Verfahren bei ihrer Erhebung 
und die Haftung analog den Beiträgen. — Bei Betriebsveränderungen find feine 
bejonderen Vorſichtsmaßregeln getroffen. 

Roſin ©. 610, au S. 463. — Tal. ©. 22 Note 1. 

d) Der Entwurf eines Abänderungsgeiehes (GU. V. G. 8 74, Abi. 2 und Parallelftellen) 
will für die rüdftändigen Beiträge eine zweijährige Verjährungsfrift einführen, fomeit nicht 
eine abfichtliche Hinterziehung derfelben vorliegt. 
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b) Die außerordentlichen, welche ſich an einen bejonderen, in diejem 
alle vom Gejeße nicht gewollten Thatbeſtand anſchließen, indem nämlich die 
Verſäumung der Leiſtungspflicht gewiſſe Straffolgen!) nach ſich zieht. 

10) Theoretiſch und praktiſch gleich wichtig iſt die Frage nach der 
Uebertragbarkeit der Beitragspflicht. Dieſe Frage iſt dahin zu 
beantworten, daß die Beitragspflicht eine höchſtperſönliche Pflicht des 
jeweiligen Betriebsunternehmers daritellt. Daraus ergeben ſich 
folgende Konſequenzen: 

a) Eine Lebertragung der Beitragspfliht unter Zebenden ift 
gänzlich ausgeſchloſſen. Auch im Falle einer Gejchäftsnachfolge findet feine 
ſolche ftatt; vielmehr endigt die Beitragspflicht des bisherigen Unternehmers 
mit der Gejchäftsübergabe, während an ihre Stelle die von ihr unabhängige 
Beitragspflicht des neuen Unternehmers tritt.) 

b) Ebenjowenig findet aber auch ein Uebergang der Beitragspflicht 
von Todes wegen auf die Erben des Betriebsumternehmers ſtatt. Führen 
dieje den Betrieb weiter, jo entjtebt für jie mit dem Momente des Anfalles 
der Verlaſſenſchaft eine neue Beitragspflicht. *) 

e) Die Wirkungen der Beitragspfliht bemefjen ſich nur für die Dauer 
derjelben. Deßhalb endigt die Verpflichtung zu den einzelnen Leiftungen mit 
der Endigung der Beitragspflicht. Für die bereits begründeten Bei- 
tragsanjprüche bleibt der frühere Unternehmer haftbar (vgl. Ziff. 7e). 

d) Deßhalb haftet auch für alle nach einer Betriebsübernahme 
begründeten Beitragsanjprüche nur der neue Unternehmer. Demjelben 
obliegt aber feinerlei Haftung für die bereit3 vorher begründeten Leiſtungen 
außer, wenn er die Schulden feines Vorgängers ausdrüdlich mit über: 
nommen bat.‘) 

e) Dajjelbe gilt für die Erben verjtorbener Betriebsunternehmer. Sofern 
dieſe den Betrieb nicht fortjegen, haften fie nur für die zur Zeit des 
Todes bereits begründeten Beitragsanjprüche in gleicher Weife 
wie für die ſonſtigen Erbichaftsjchulden. >) 


11) Die Beitragspflicht wäre bei ihrer höchjtperjönlichen Natur in vielen 

') Bei der freiwilligen Verfiherung kann das Statut auc das Erlöfchen der_ Ver 
ERBE als Straffolge vorjehen (Handbuch Anm. 11 zu U.B.G. 8 2; UN. 1888 ©. 86 
ziff. 470). — Vgl. dazu Rofin S. 607 Note 2, AN. 1885 ©. 2 f. 

A. A. Piloty (S. 683 5): „Die Beitragspflicht ist eine perfönlide Pflicht 
des —— Sie haftet, aud) wo fie aus der genoflenichaftlichen Betriebszugehörigkeit 
folgt, nicht etwa an dem Betriebe, bleibt vielmehr auch bei Uebergabe des Betriebes bei 
der Perion des einmal verpflichteten Unternehmers. . . . Unter Lebenden kann eine Leber- 
tragung der Beitragspflicht auf andere Berfonen als die geiehlich Verpflichteten mit 
Wirkung für die Berufsgenofienihaft nur mit deren Zuſtimmung geſchehen.“ — Das alles 
kann fich aber nur auf die Verpflichtung zu einzelnen Leiftungen beziehen, nicht aber auf 
die abitrafte Beitragspflicht. — Für die bier vertretene Anficht jpricht arg. e contrario auch 
UN.G. S 37 Abi. 8, indem nur in diefem Falle eine vom Geichäftsbetrieb unabhängige 
Beitragspflicht beitebt, während dieſe fonit jtets an die Perſon des jeweiligen Unternehmers 
gebunden iſt. 

) Auch bier wieder Piloty (l. e): „Mit feinem Tode gebt fie nad) den für Die 
Erbichaft geltenden Regeln auf die Rechtsnachfolger über.” 

) Val. biesu „namentlich Handbuh Anm. 11 Abſ. 4 zu U. V. G. $ 37 und Anm. 9 
Abi. U zu U.V. G. $ 74, fowie UN. 1887 ©. 352 Su. 414. 

°) Vgl. Handbuch Anm. 9 Abi. 2 zu U.VB. G. $ 74 — AN. 1893 S. 154 Biff. 1207. 
— Hier entiteht noch die Beionderheit, daß die Peitreibung nicht in dem Bmwangsverfahren 
des U.V. G. 8 74 erfolgen kann, jondern im Wege der ordentlihen Zwangsvollitredung 
erfolgen muß. 
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Fällen illuſoriſch, wenn nicht das Geſetz gleichzeitig die Haftung für Die 
Beiträge geregelt hätte. 

a) Hier gilt vor allem der Grundjag, daß der Schuldner mit feinem 
ganzen Vermögen haftet. Dies fommt namentlid; beim Nheder zur Geltung, 
indem auch diejer nicht nur mit Schiff und Fracht (fortune de mer), jondern 
mit jeinem ganzen Vermögen (fortune de terre) haftet. Mitrheder haften nach 
dem Berhältniffe ihrer Antheile am Schiff. Zugleich gewähren jämmtliche 
Forderungen der Genoſſenſchaft die Rechte eines Schiffsgläubigers nad) Art. 
757 A.D.H. G. B. S. U.V. G. 8 86 Abi. 1, 2), Die Haftung von Handels: 
gejellichaften regelt fich nach den Beitimmungen des Dandelsrechtes. 

b) Daneben ijt aber in einigen Gejegen noch eine Haftung Dritter ftatuirt 
unter Vorbehalt des Regreſſes gegenüber dem primär Leiftungspflichtigen. 

2) So haftet vor allem bei jänmtlichen Bau:B.Gn. der Bauherr für 
die Prämien und jonftigen „geie blichen Leiſtungen zahlungsunfähiger Baus 
unteruchmer während eines Jahres mach der endgiltigen Feititellung der bes 
treffenden Berbindlichkeit. Sind Zwiſchenunternehmer vorhanden, ſo haften 
auch dieſe und zwar vor dem Bauherrn (B. U. V. G. SS 27, 48 Abſ. 1). 

3) Ebenſo haftet bei der land- und forftwirthichaftlichen und bei der Baus 
Unfallverjicherung die zur Einziehung der Beiträge verpflichtete Gemeinde für 
Diejenigen Beiträge, bei denen ſie den wirklichen Ausfall oder die fruchtlos 
erfolgte Zwangsvollitredung nicht nachweiien kann.) 

y) Anderer Natur it die durch) $ 37 Abi. 8 UV.G. und die Parallel: 
ftellen ?) begründete „Verhaftung“ des bisherigen neben dem neuen Betriebs: 
unternehmer, indem dieje feine jubjidiäre Haftung, jondern cine primäre ſelbſt— 
jtändige Beitragspflicht darftellt. 

12) Die Sujpendirung der Beitragspflicht (Befreiung von 
Beiträgen). 

In gewiſſen Füllen fann die urfprünglich vorhandene Beitragspflicht durch 
gejegliche oder jtatutarische Anordnung jujpendirt werden. Vom Standpunfte 
der Beitragsprlichtigen aus äußert fich dieſe Sujpendirung als eine Befreiung 
von Beiträgen. Dieje fann jein 

a) eine dauernde (auf die Dauer des Betriebes; jo L.U.B.©. 8 16) 
oder eine zeitweije (während der Geltungsdaner des Arbeitsvertrages: Tv 
für die Sranfenverjicherung nah 2.U.B.G. 88 137, 138). 

b) eine gänzlihe (L. U.V.G. 8 16 z. Th.) oder eme theilweije 
(L.U. V. G. 88 16 5. Th., 137, 138). 

Dieje Befreiung von der Beitragspflicht darf durchaus nicht ver: 
wechielt werden mit Der Befreiung von der „Verſicherungspflicht“, wie 
ſie U.V.G. 8 1 Abſ. 7 zuläßt. Bei letzterer entſtehen von vornherein 
keinerlei Rechte und Pflichten gegenüber dem Verſicherungsverband; bei der 
Befreiung von der Beitragspflicht dagegen bleibt „das gegenüberſtehende ſocial— 
politiſche Fürſorgerecht, bezw. die Rechtsform, in welche daſſelbe gekleidet 
erſcheint Kaſſen-Mitgliedſchaft), unberührt.“ °) 





) E1.B.G. 881 Abi. 3. — B.MUVG. 8 25 Abi. 5. — Val auch — des 
bayer. ERN. 168. 183 Ziff. 82. — Siehe unten Ss 26 Si 6; 22 Zi. Ze. 

L. U. B — „541. — BR .B. 2 — ZUNG. S 45 Abi. 2. — Vgl. biezu auch 
AN. 1887 ©. Ziff. 414; 18885 ©. 35 Ziff. 3. 

 Hofin * 592. — —— Axca daher bei er Arbeiterverlicherungs- 
eſetze, Note u L.UVG. die —— auf U.B. G. 851 Abi. T. — Val. auch 
L.N. 1888 ©. 32, ſowie unten $ 29 Ziff. 2 











der Mittel im Reichsunfallverficherungstedht. 27 


13) Den Gegenjat zur Sujpendirung der Beitragspflicht bildet die aus 
Gründen der Billigfeit erfolgende Rüderjtattung bereits gezahlter 
Beiträge, wie jie ich indeh nur auf dem Gebiete der Invaliditäts- und 
Altersverfiherung findet. Hier beftand urſprünglich eine Beitragspflicht; da 
jedoch das Fürſorgerecht erliicht, ohne dem Berechtigten Bortheile gebracht 
zu haben, jo wird ein Theil der entrichteten Beiträge zurücderjtattet.') 


8 8. Die Strafgelder. 

1) Die Strafgelder haben mit den Beiträgen gemeinfam, daß fie jelbit- 
Htändige vermögensrechtliche Leiftungen an den Verficherungsverband find, die 
auf Grund einer Rechtsnorm und eines jubjektiven Thatbeitandes erhoben 
werden. Während aber diejer Lebtere bei den Beiträgen durch einen Zujtand 
dargestellt wird, erjcheint für die Strafgelder als Thatbeſtand ein rechtlich 
relevantes Ereignif; und zwar eine Zuwiderhandlung gegen die geſetzlichen oder 
ſtatutariſchen Beſtimmungen.?) 

2) Unter den Begriff der Strafe in dieſem Sinne fallen vor Allem nicht: 

a) Die unſelbſtſtändigen Straflaſten, bei denen „an die Ueber— 
tretung eines ſocialpolitiſchen Gebotes Vermögensnachtheile angeknüpft werden, 
welche in einer Abänderung der normalen —— über die Tragung, bezw. 
—— der ſocialpolitiſchen Laſten beſtehen“ (Roſin ©. 631; vgl. unten 

uf 

b) Die nicht vermögensrehtlichen Strafen (vor allem Entziehung 
jormaler Rechte, Stimmrechte oder Bejchwerderechte). 

c) Die Kriminaljtrafen, deren Berhängung Sache der ordentlichen 
Gerichte ift.°) 

3) Was nun die Einnahmen aus den bier allein in Betracht 
tommenden jelbjtjtändigen Ordnungsſtrafen anlangt, jo gilt 

a) als Grundſatz, daß diefelben in die Kaſſe der B.®. fliehen, 
gleichviel von wem fie verhängt find. *) 

b) Nur, wo dies durch das Geſetz ausdrücklich vorgeſchrieben, bezw. ge— 
ſtattet iſt, fließen ſolche Strafgelder in andere Kaſſen. — Es ſind dies na— 
mentlich: 

2) Die auf un des U.V.G. 88 88, 89; L. U. V.G. 88 96, 97; 
Bu V. G. $ 45 Abſ. 1; S. U. V. G. SS 98, 99 vom R. V. A., bezw. L. V. A. 


) Bgl. J. u. A.V. G. 88 30, 31, 95. — Tiefer all iſt nicht zu verwechſeln mit dem 
der Rücerttattung irrtbümlich zu viel erhobener ne bezüglich deren von Anfang an 
keine Beitragspflicht beitand (vgl. unten $ 25 Ziff. 2b). 

” Piete Zumiderhandlung braucht nicht nothwendig in einem Delikt im inne des 
Etrafrechts zu beitehen. — Eine Zufammenitellung der bier in Betracht fommenden Strafen 
fiche bei v. Mocdtte Anm. 5 zu U.V. G. 8 108. 

®) Auch die ——— enthalten a folcher Kriminalitrafen ; 
URB.G. 88 26 Abi. 2, 107, 108. — L. U. BG. SS 31 Abi. 2, 127, 128. — B. U. B. G. 
849 Abi. 2. — SUR.G. 832 Abi. 2. 

Es bedarf wohl feiner beionderen Erwähnung, daß ſolche kriminelle Gelditrafen im 
geile » „den allgemeinen geſetßlichen Beitimmungen entiprechend behandelt“ werden Roſin 


* Tiefen Grundſatz fpricht deutlich aus S.U.V. G. $ 122 Abf. 2: „Gelditrafen, über 
deren Abführung das Geſet keine Beſtimmungen enthält, fliehen in die Senofienichaftstafte.“ 
— Roiin (S. 804 ff., 823) ſucht bier zu unterfcheiden zwiſchen ſt aathichen und Ver— 
bandsitrafen. Leßtere ſollen ſtets dem Verband zufließen, erſtere in der Regel dem Staat, 
nur auf Grund beſonderer Zuwendung durch die Gelege den Verbänden. Ohne bier auf 
die Gründe näber eingehen zu können, ericheint mir feine ganze Unterfcheidung nicht haltbar, 
vielmehr obige Regel dem Gefegesinhalt am meilten entiprechend. 
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verhängten Strafen, welche m die Reichs-, bezw. Landeskaſſe fließen.') 

3) Die auf Grund des 1.8.6. 88 78 Abi. 1 Ziff. 2, 80; B.U.B.G. S 44 
von den Organen der Kranfenfafjen, bezw. den Drtspolizeibehörden verhängten 
Strajen, „weiche in die betreffende Krankenkaſſe fliehen. 

y) Die gemäß U.B.G. 88 11 Abi. 3, 35 Abi. 2, 82 Abi. 2, 85 Abi. 2 
2L.U.B.G. 85 34 Ab. 2, 90 Abi. 2, 93 Abi. 2; 3.1.8.6. 88 49 Abi. 8 
mit 22 Ab}. 2 von den Berwaltungsbehörden, bezw. dem R.V. A. verhängten 
Strafen. Bezüglich diejer it es den Zentralbehörden der Bundes: 
jtaaten anheimgegeben, zu bejtimmen, in welde Kaſſen jie fließen. 
Mangels einer ſolchen Bejtimmung it auch hier anzunehmen, daß fie in die 
Genofjenichaftsfafje fließen. ”) 

4) Die Beitreibung der jämmtlichen Drdnungsitrafen, gleich— 
viel in welche Kaſſe fie fließen, erfolgt nach Art der Gemeindeabgaben. °) 


8 9. Bie Zuſchüſſe öffentliher Körperſchaften. 


1) Bei den Berathungen der Tozialpolitiichen Berficherungsgeiege durch 
die geiegebenden Berjammlungen bildeten einen Hauptgegenitand der Debatte 
die Zuſchüſſe des Neiches, der Einzelitaaten und der Gemeinden.‘) Selbſt in 
jüngjter Zeit jind noch Stimmen laut geworden, die eine Uebernahme der 
ganzen Arbeiterverficherung auf Reichs-, bezw. Staatskoſten verlangen. °) Dem: 

egenüber ift in unſerem geltenden Unfallverjicherungsrechte (im Gegenjaß zur 

Snvaliditäts- und Altersverjicherung) eine Theilnahme der öffentlichen Körper: 
ſchaften an der Dedung des Bedarfes nur in bejchränften Maße anerkannt 
worden. 


2) Bor allem iſt Hier zu nennen Die Aufbringung der Mittel für die 
Verficherung der in B.U.B.G. 88 4 Ziff. 4 mit 21 lit. b) aufgeführten 
Bauarbeiten durch die Gemeinden, weiteren Nommunalverbände, bezw. Ver: 
waltungsbezirfe (B. U. V. G. 5 30). Dieje Zuſchüſſe Heiden jich in die Form 
von Beiträgen, jind daher — dieſen zu beſprechen (vgl. oben $ 8 Ziff. 6; 
unten $ 23 Ziff. 2). 

Eine ähnliche Weſcheinung bildet die unmittelbare Fürſorgepflicht der 
Gemeinden nach dem L. U.V.G. und dem B. U. V. G. während der erſten 
13 Wochen (vgl. dazu unten 8 24 Ziff. 2). 

3) Ein jog. „masfierter Reichszuichuß“ findet jich auf dem Gebiete der 
Unfallverficherung, indem ein großer Theil der Verwaltungstoiten durch das 


) Vgl. ——— * 12 zu UV.G. 8 88; Piloty Arbeiterverſicherungsgeſetze, 
Note wu U. V. G. $ 88 Abi. 

?, Vgl. die mais bei v. Moedtle Anm. 2 zu UV.G. 8 109. — Diele 
Strafgelder können, ſoweit ſie zur Staatskaſſe fliehen, als theilweiler Griaß für Die den 
Einzelitaaten durch die Unfallverficherung erwachienden Bermaltungstoiten (jtebe hierüber $ 9) 
angejehen werdei en. 

Ju». 2. $ 109 Abf. 1. — L. U. B. G. 8 130. — B.UP.G. $ 49 Abi. 2. — S. U.V. G. 
8 108 abi. 

9 So Folk nah dem ſog. Baare' ſchen Entwurf die Wohnſitzgemeinde ein Viertel 
der Prãmie zahlen. — Der 1. Entwurf hatte einen Reichszuſchuß, der indeß von der Kommiſſion 
ebenſo wie im Plenum verworfen wurde. Trotzdem glaubte auch der 2. Entwurf, ohne 
einen joldyen nicht ausfommen zu können; erit der 3. Entwurf bat ihn gänzlich fallen 
gelaſſen. 

) So früher Arendt, O.; „Allgemeine Verſicherung und Verſicherungsſteuer.“ 
ae Per — Jeßt wieder Seybolp, f.: „Tas Gefammtverfidherungsgeieg.“ Straß: 

urg 1894 
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Reich, die einzelnen Bundesjtaaten und die Gemeinden getragen wird. Hier 
fommen namentlich in Betracht: 

a) Die Verpflichtung jämmtlicher öffentlichen WBehörden, den Organen 
der Unfallverjicherung unentgeltliche Rechtshilfe zu leiften. Diejelben können 
lediglich) Eritattung ihrer baaren Auslagen verlangen.) 

b) Die umentgeltlihe Mitwirkung jchon bejtehender ftaatlicher und Ge- 
meindebehörden bei der Durchführung der Gejeße. ?) 

ec) Die Errichtung und Unterhaltung bejonderer Behörden für die Durch— 
führung der Verjicherungsgejege, de3 R.V. A. und der L.B.Xer. °) 

In diejen drei Fällen findet feinerlei Verrechnung, ebenjowenig Erjtattung 
der aufgewendeten Beträge jtatt. Nichtsdejtomweniger läßt ſich nicht leugnen, 
daß die hiedurch entjtehende, ziffermäßig nicht nachweisbare Belajtung der 
öffentlichen Körperjchaften eine ganz erhebliche iſt (vgl. unten 8 24 Ziff. 3). 

4) Nicht unerheblich ift ferner die Belajtung, welche die Auszahlung der 
Entihädigungen durch die Poſt verurjaht. Sie findet ihren Grund nicht 
nur in der Inanſpruchnahme des Beamtenorganismus, jondern hauptjächlich 
in der „zeitlichen Hinausjchiebung der Erftattung ohne die Befugniß einer 
Zinjenliguidation.**) Infolge Vereinbarung zwijchen dem Weich und den 
Regierungen von Bayern und Württemberg wird dieſe gejammte Belajtung 
vom Neich getragen, indem die Reichsbankſtellen den Pojtbehörden die erfor: 
derlichen Mittel zur Verfügung ftellen. ®) 

5) Endlich kann ausnahmsweije eine Belaftung des Reiches, bezw. der 
Einzeljtaaten eintreten durch die ſeitens derjelben übernommenen Garantie für 
B.Ön., welche zur Erfüllung der ihmen auferlegten Verpflichtungen leiſtungs⸗ 
unfähig und deßhalb aufgelöſt werden.“ Dieje Belaſtung wird theilweiſe aus— 
geglichen, indem auch die Rechte ſolcher B.Gn. auf den betr. Garanten übergehen. 


8 10. Die privatrechtlichen Einnahmen. 

1) Neben den bereit3 erörterten öffentlichrechtlichen Einnahmen der B. Gn. 
jpielen die bier zu behandelnden privatrechtlichen eine verhältnigmäßig unter: 
geordnete Rolle. 

Gemeinjam ift ihnen, daß ihre rechtliche Geltendmachung vor den ordent- 
lihen Gerichten zu erfolgen hat.”) 


) U.B. G. $ 101. — L. U.V. G. $ 121. — B. U.V. G. 849 Abf. 2. — S. U.V. G. $ 115. 
— Vgl. hiezu AN. 1894 S. 1 f.; 1896 ©. 173 Ziff. 1478. 

) Von dem großen Behördenapparat, der hiezu benöthigt wird, gibt einen ungefähren 
Begriff die Jufammenitellung in AN. 1894 S. 20 ff. — Wal. U. V.G. 8 109 Abi. 1. — 
LUV.G. SS 129 Abi. 1, 131. — B. U.B. G. $ 49 Abi. 2. — SUDB.G. $ 121 Abi. 1. 

’) 1.8.8. 88 87 ff. — LUDBG. SS 95 ff. — BUD.G. 88 45, 48. — S.U.V. G. 
SS 97 ff — Bezüglich der L.V. Aer. 1.8.6. 88 92 f. — LUD... SS 100 f. — BM.V.G. 
SS 45, 48. — Siehe auch AN. 1886 5.83, 100; 1888 5.2, 234 f.; 1889 ©. 77; Hand» 
buch Anm. 1 zu U.V. G. $ 9. 

PRoſin S. 624 f, der mit Recht darin einen Fall der „Rejidual- oder Reſt— 
belaſtung“ erblidt. 

Vgl. dazu v. Woedtke Anm. 6 zu U.B.G. 8 69. — ESten.Ber. 1884 Bo. II 
2. 85. — Ueber eine weitere Belaftung der Poſt durch die portofreien Reichsdienſtſachen 
vol. AN. 1886 S. 72. 

° 1.9.8. 88 33, 92 Abi. 5. — L. . V. G. 88 14, 101 Abi. 5, 113, 114. — BUD.®. 
312 Ai 1. — S.UBG. 5 42. — Vgl. auch oben $ 3 Ziff. 36. 

‘; Dies iſt bezüglich der Rechte aus älteren Veriicherungsverträgen aus 
drüdlih anerfannt duch AN. 1885 ©. 351; 1887 ©. 357 ff. 428, Entich. R.Ger. 
Bd. XIX S. 77 (vgl. Handbuh Anm. 5 zu U.B.G. $ 100); bezüglich Iver Regreß— 
aniprüce vgl. Piloty Arbeiterverficherungsgeiege, Note zu U... $ 96 Abf. 1. — 
Bei den Hapitalszinfen und freiwilligen Zuwendungen veriteht es ſich von jelbit. 
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2) Kaum in Betracht kommen die freiwilligen Zuwendungen, die 
zwar in der Theorie ab und zu Erwähnung finden,!) in der Praxis aber 
fajt ganz in den Hintergrund treten. Es mag dies jeinen Grund theils darin 
haben, dal die Verjicherungsverbände ohnehin in der Regel über die nöthigen 
Mittel verfügen, theils aber auch in der geringen Beliebtheit, deren ſich Die 
joziale Berficherung in großen Streifen der Bevölferung leider noch immer erfreut. 

3) Wichtiger find die Einnahmen aus Kapitalszinien, vor allem 
den Zinfen der jog. Reſervefonds. Allein gerade hier zeigt ic) die Eigenichaft der 
Verficherungsverbände als öffentlichrechtlicher Inſtitute in doppelter Weiſe: 

a) Einmal jind fie in der Verwaltung und Anlegung ihrer jämmtlichen 
Geldbeftände beichränft durch die gejeglichen VBorjchriften, wonach alle verfüg- 
baren Gelder nur in Öffentlichen Sparfaffen oder wie Gelder bevormundeter 
Perjonen angelegt werden dürfen, joferne aber bejondere gejegliche Vorjchriften 
über die Anlegung der Legteren nicht bejtehen, nur im den gejeglich näher 
bezeichneten Werthpapieren oder auch verzinslich bei der Neichsbanf.”) Es joll 
dadurch nicht nur eine erhöhte Garantie geboten, jondern zugleich auch jede 
Spekulation jeitens der B.Gn. ausgejchloffen werden. 

b) Eine noch jtärfere Gebundenheit zeigt ſich bei den Zinſen aus den 
obligatorischen Nejervefonds bezüglich ihrer Verwendung. Diejelben dürfen 
nämlich erſt nach Ablauf einer bejtimmten Zeit und erſt dann zur Dedung 
der Genofjenjchaftslaften verwendet werden, wenn der Nejervefonds jeine ges 
jegliche Normalhöhe erreicht hat. Bis dahin müſſen ſie demjelben zugejchlagen 
und dürfen nur in dringenden Fällen mit Genehmigung des R. V. A. angegriffen 
werden (vgl. hierüber unten $ 25 Ziff. 7b). 

4) Wie die übernommenen älteren Berjicherungsverträge für Die 
B.Gn. Verpflichtungen erzeugen, jomit ihnen Ausgaben verurjachen, jo bilden 
fie für diejelben auch eine Quelle von Nechten und damit von Einnahmen 
(vgl. oben 8 1 Ziff. 6; $ 4 Ziff. 5). Es iſt indes hier noch bejonders 
hervorzuheben, daß die Nechte des verjicherten Dritten hierbei unberührt bleiben 
und nur die Rechte des Verficherungsnehmers auf die B.G. übergehen.?) 

5) Schlieklich werden für die B.Gn. auch nocd Einnahmen gejchaffen durch 
die ihnen zuftehenden Negreganjprüce tm Falle der jchuldhaften Herbei— 
führung eines Betrieböunfalles. Die Fälle dieſer Regreßpflicht find im Geſetz 
genau normirt, ebenjo die als regrekpflichtig ericheinenden Perſonen.) Die 
einen ſolchen Regreßanſpruch begründenden Unfälle erzeugen für die B.Gn. die 
jelben Berpflichtungen wie alle anderen Unfälle; doch erjcheint als Erſatz für 
die dadurch verurjachten Ausgaben cin gleich großer Bolten im Einnahme-Etat. 
Um aber die Verwirklichung ihres Anjpruches möglichit zu erleichtern, können 


FJ So z. bei Roſin S. 534 Note 12. 

2, 1.9.8, 8 76. — LUNG. 8 85. — BAl.V. G. 88 43, 48. — SRG. 8 88. — 
Val. dazu Anleitung des RV.A. in "u. N. 1889 S. 325 fi. — UV.G. $ 76 Abi. 2 und 
die WBarallelitellen werden mit Inkrafttreten des Bſ. B. S8 1807 |) gegenitandslos. — 
Vgl. auch den Entwurf eines Abänderungsgeiches. 

Erwerb von Grunditüden it hienach für die B.Gn. im Allgemeinen ausgeichloiien ; 
hiedurch wird jedoch der Erwerb von Grundſtücken als Berwaltungävermögen nicht 
berührt; vol. Handbuch Anm. 11 zu U. V.G. 55, Anm. 6 zu U.B. G. 8 10. — Roſin 
©. 700 Note 15. 

») ent. R.Ger. vom 14. Mai 1887, Bd. XIX ©. 77 fi., abgedrudt in AU. N. 1887 


68 } 
9 N V.G. 85 96 Abf. 1, 3; 98. — LUNG. 88 117 Abi. 1, 3; 119. — B. U. V. G. 
849 Abi. 2. — SUNG. $S 110 Abi. 1,3; 112. — Siehe auch oben 8 1 Ziff. 5. 
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die B.Ön., bezw. Krankenkaſſen als Erſatz der Nente mac) freier Wahl deren 
Kapitalwerth fordern.') 


III. Die Ausgleihung zwiſchen Bedarf nnd Mitteln. 
$ 11. Allgemeines. 

1) Im den vorhergehenden Baragraphen wurden Bedarf und Mittel, Aus: 
gaben und Einnahmen der Verficherungsverbände , gejondert behandelt als zwei 
von einander völlig unabhängige Größen. Als jolche fommen fie aber in der. 
Praris nie zur Erjcheinung; ſie treten vielmehr. jtets in einem gegenjcitigen 
Verhältwiß zu einander auf, das im folgenden zur Daritellung gelangen joll. 

Zuvor muß jedoch noch ein von Roſin (S. 529 ff.) in die Theorie ein- 
gerührter Begriff, die „Laftenübertragung“, erwähnt werden, worunter cr „die 
Vebertragung der jocialpolitiichen Laſten von einer Wirtbichaft zur anderen“ 
veriteht. Sozialpolitiiche Lajten wiederum find „die jelbjtitändigen Vermögens: 
aufvendungen, welche in der Durchführung der jocialpotitiichen Fürjorge ihren 
Grund finden“. Es ijt hier nicht der Plag, auf die hieran anfnüpfenden Er: 
örterungen Roſin's näher einzugehen, vielmehr muß hierüber auf jein Werf 
verwieſen werden. 

2) Die rechneriiche und faktiiche Ausgleichung zwiichen Ausgaben und 
Einnahmen num, die hier im Anſchluß an die Gejeggebung und Theorie als 
„Die Aufbringung der Mittel” bezeichnet wird, jtellt nur einen Theil, jedoch 
einen Imtegrivenden Theil in dieſem Prozeß der Lajtenübertragung dar. Es 
bletben in der langen Kette von einzelnen Uebertragumngen, an deren einem 
Ende die Fürjorgeberechtigten ftehen, deren anderes Ende die „Laftenträger“ 
bilden als „diejenigen Subjecte, welche nicht mehr die Möglichkeit haben, die 
ihnen obliegende jocialpolitiiche Zaft im Wege des Socialrechts weiter zu über: 
tragen“ (Rojin ©. 534 f.), von unjerer Vetrachtung die beiden Endpunkte 
ausgeſchloſſen, nämlich: 

a) Die Uebertragung der Laften von den Fürjorgeberedtigten 
Verſicherten) auf die VBerjiherungsverbände (Berjicherer). 

b) Tie Hebertragung der Laſten von den Beitragspflichtigen auf 

andere Nechtsjubjefte (die Lajtenträger), joweit jie auf Rechtsvor— 
ſchrift beruht.?) 
3) Andererſeits überſchreitet unſere Betrachtung wieder den Rahmen der 
ſozialpolitiſchen Yajtenübertragung im Sinne Roſin's, indem auch andere 
Kalten, Die er nicht zu den jozialpolitiichen zählt, joweit fie der Ausgleichung 
zwichen Bedarf und Mitteln dienen, mit bereingezogen ind. Es find Dies 
namentlich : 

a) Die erternen Lajten, d. h. diejenigen, welche „ihren Grund außer— 
halb des jocialpolitiichen Gebietes finden“; es ijt jedoch unmöglich, diefe von 
den ſozialpolitiſchen Laſten ſtreng zu ſcheiden, wie Roſin ſelbſt zugeben muß.“) 

Streitig könnte erſcheinen, ob ein ſolcher Regreßanſpruch auch den Betriebsunter- 
nebmern zuſteht, welche Mn die eriten 15 Wochen Aufwendungen gemacht haben (auf Grund 
UBS. 8 5 Ni. 9, 10). Diefe Fra e dit unbedenklich zu bejahen. Doc kommen die be 
'onderen Modalitäten der auf ©. 30 Note 4 zitirten Paragraphen dabei wicht sur Anwendung. 

?, Soweit fie nur auf wirtbichaftlicher Möglichkeit berubt, Fällt fte überhaupt 
nicht i in ben Bereich juriitiicher Betrachtung ; vgl. bierüber Roſin 2.533, 143 bei Note 10. 

” 2.533: „Es kann durch die Vebertragung eine focialpolitiiche Yaft in eine externe 


—3 — verwandelt werden.“ — Gin Beiſpiel folder externen Laſten aibt 11.9.6. 
6 Abi. 1. 


WG at a A en Aa de SS oo 2 .7 x u — te nd za "raue oa, = 


32 Dr. Hermann Poeverlein: Die Aufbringung 


b) Die unſelbſtſtändigen Vermögensaufwendungen zu ſozialpolitiſchen 
Zwecken, namentlich „die Erhöhung, welche die allgemeinen Verwaltungskoſten 
des Staates oder der Gemeinden durch die Mehrbelaftung ihrer Behörden mit 
der Durchführung der jocialpolitischen Gejege erfahren.“ ') 

4) Bezüglich des Verhältniſſes zwijchen Bedarf und Mitteln lafjen fich num 
zwei Möglichkeiten denfen: 

a) Die Höhe der Einnahmen ijt bedingt durch die Höhe 
der a aber nicht umgefehrt. Dies ift der normale Fall, wie er 
ſich im Gebiete der Kranken- und der Unfallverficherung findet. Hier handelt es 
ji) darum, die Höhe der Einnahmen jo feitzufegen, daß dadurch die gefammten 
Ausgaben, deren Höhe im vornherein von dem freien Willen der Betheiligten 
losgelöſt ijt,?) bejtritten werden können. Da indeß ein Theil der Einnahmen 
(konjtante Einnahmen; vgl. oben $ 5 Ziff. 3) ebenfalls in jeiner Höhe jchon 
fejtjteht, jo kann ſich diefe Anpafjung nur bei den veränderlichen Einnahmen (Bei- 
trägen) vollzichen. Wie dies gejchieht, it aus den folgenden Paragraphen zu —— 

b) Es iſt aber möglich, daß nicht nur die Höhe der Einnahmen nach der 
der Ausgaben jich richtet, jondern daß beide in einem gegenjeitigen 
Abhängigfeitsverhältniß von einander jtehen. Dies iſt jedoch 
nur bei der Invaliditäts- und Altersverficherung der Fall, wo die Höhe der 
einzelnen Fürjorgeanjprüche bedingt ift durch die Höhe der geleifteten Beiträge 
(vgl. 3. u. A.V. G. 8 26). Daraus ergibt ſich dann auch eine Abhängigkeit 
der Sejammtjumme der Ausgaben von der der Einnahmen. 

5) Im folgenden joll num zuerft der normale Gang der Lajten- 
übertragung behandelt werden in jeinen drei Dauptjtadien, der 
Feſtſtellung des Bedarfes, der Umlegung des Bedarfes und 
der Erhebung der Beiträge. Im Anjchluß daran joll dann das im 
den einzelmen Zweigen der an zur Anwendung 
fommende Verfahren im Zuſammenhang dargeitellt werden. Ein 
zweiter Haupttheil wird den bejonderen Arten der Zafjtenübertragung 
gewidmet jein. 

A. Die normale Nebertragung der Laiten. 
a) Die Feitjtellung des Bedarfs. 
8 12. Allgemeines. 


1) Der Bedarf der Verficherungsverbände zeigt gegenüber dem anderer 
öffentlicher Körperjchaften eine jehr wejentliche Eigenthümlichkeit, indem nämlich 


Y Roſin ©. 530. — Er behauptet dort von dieler Erhöhung, „Te bilde feinen geeigneten 
Gegenitand rechtlicher Betrachtung.“ Hiefür kann ich jedoch feinen Grund einjeben; denn 
wenn diefe Beträge auch nicht ziffermäßig feitgelegt werden fünmen und deshalb nicht zur 
Verrechnung gelangen, fo fallen jie doch rechtlich ebenjo ins Gewicht wie etwa bie Ver 
pflihtung der Poſtverwaltungen zu unverzinslihen Vorſchußleiſtungen, bei denen ja aud) 
die Höhe der der Poſt entgangenen, Zinſen nicht berechnet wird. — Zudem kann die Schwierig 
keit einer rechtlichen Betrachtung eine ſolche nicht ausichließen, muß vielmehr erit recht dazu 
anregen. Dabei wird ſich dann allerdings zeigen, daß Diele —— an der 
FRA er ey n Uebertragung der Laſten nicht Antheil nehmen (vgl. oben $ 9 Ziff. 3; unten 

iff 3). 

*, Diefes Prinzip wird in gewiſſem Maße durchbrochen durch die den B.Gn. anheim- 

gegebene llebernahme älterer Verficherungsverträge und Gewährung von Prämien für Rettung 

Verunglüdter und Abwendung von Unfällen, insbeiondere aber durch die freiwillige er» 
ficherung, indem bier die Begründung der Beitragspflicht und damit auch des Aürforgerechtes 
in den Willen der Verficherungsberechtigten geitellt iit. Iſt fie aber einmal erfolgt, jo iſt 
die Höhe der Beiträge umd Fürſorgeanſprüche dem Gutdünken der Vertragstheile entzogen. 
(Val. oben Seite 20 Note 2.) 
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feine Hauptmaffe durch Leiftungen gebildet wird, die nicht in der Gegenwart 
zu erfüllen jind, jondern zwar jchon jeßt eine Verpflichtung erzeugen, aber erjt 
in der Zukunft fällig werden. 

Aus diejer Beronderheit ergeben ich für die Feſtſtellung des Bedarfes 
zwei Möglichkeiten, bei denen aber wohl zu beachten ift, daß es fich hier nicht 
um bloß formale Unterjchiede, ein bloßes „Wie?“ handelt, jondern 
um ein „Was?“, aljo um jehr einjchneidende materielle Fragen, wes— 
halb dieje beiden Möglichkeiten auch (im Gegenſatz zu den verjchiedenen unten 
ju behandelnden „Syjtemen“) al8 „Brinzipien“ bezeichnet werden.') 

Es können nämlich in jeder einzelnen Bedarfsperiode (jiehe hierüber Ziff. 2) 
entweder nur die in derjelben zur Auszahlung gelangenden Renten 
oder aber der Kapitalwerth der in ihr begründeten Rentenanjprücde 
gededt werden. Je nachdem jpricht man von einem Ausgabendedungs- 
prinzip oder von einem Kapitaldefungsprinzip.’) 

2) „Bedarfjsperioden” find Diejenigen Zeiträume, „für welche der 
Bedarf als einheitliche Größe zum Zwecke jeiner Vertheilung unter die Beitrags- 
taftoren fejtgejtellt wird” (Rojin ©. 586). 

Das J. u. A.V. G. ($$ 21, 96 ff.) nennt Ddiefe Zeiträume „Beitrags- 
perioden“; dieſe Bezeichnung ift injoferne richtig, als ſie in erfter Linie für die 
Feititellung der Beiträge maßgebend find, amdererjeits aber zu eng, da die 
Bedarfsperioden auch für den übrigen Bedarf, joweit er nicht durch Beiträge 
gededt wird (aljo für den gefammten Bruttobedarf) Bedeutung haben.?) 

Die Dauer der Bedarjsperiode beträgt bei der Unfallverjicherung jtet3 
ein Jahr, und zwar fällt dieſes mangels anderweitiger gejeglicher Be— 
jimmung mit dem NRechnungsjahr zujammen.*) 


8 13. Bas Prinzip der Ausgabendekung. 

1) Das Prinzip der Ausgabendeckung befteht, wie jchon kurz erwähnt, 
darin, daß in jeder Periode außer den laufenden Ausgaben die Summe der 
in ihr zur Auszahlung gelangenden Nenten aufgebracht wird. 

Der Name „Ausgabendedung” ftammt von Roſin (S. 561 ff.) Menzel 
gebraucht dafür die Bezeichnung „Aufwandsdeckung“ (S. 198 f.). Die weiters 
üblihen Ausdrüde „Umlageprinzip*, „Umlageverfahren“ find einerjeits jehr 








2%) Aus demselben Grunde beanitandet Rofin (S. 561 Note 1) den (auch von der 

Geieggebung gebrauchten) Ausdrud „Berfahren“. 
2 ) Siehe hierüber unten $$ 15, 16. — An Literatur iſt bauptlächlich S nennen 
Shäffle S. 85 ff, Roſin ©. 561 ff, Piloty ©. 673 fi, Menzel ©. 198 ff. 
Weyl ©. 419 ff, ſowie neueitens Borgbt, R. van der: „Umlage oder Kapitaldedungs- 
(Prämien) Verfahren bei obligatoriicher Unfallverficherung.” Berlin 1897. 

’, Menn Rofin (l.c.) jagt, man könnte fie auch „Steigerungsperioden” nennen, 

„oweit bis zur Erreichung des Beharrungszuftandes ein regelmäßiges Aniteigen des Bedarfes 
und damit der Beiträge vorgeſehen it”, fo iſt dabei richtig, daß mit dem Beginn jeder 
neuen ſolchen Periode vorläufig ein Anwachſen der Beiträge eintritt. Allein es dürfte fich 
doc viel mehr empfehlen, mit einem guten und paſſenden Namen fich zu begnügen, als 
- —* äußerlichen Merkmalen neue, noch dazu wenig und nur vorübergehend paſſende 
abzuleiten. 
9 Als Rehnungsjahr wiederum ift durch Verordnung des Bundesrathes das Kalender 
jahr beitimmt (Bel. des Reichslanzlers vom 2. Nov. 1887, E. Bl. ©. 545). — Vgl. biezu 
Entw. eines Abänderungsgeiehes, G.U.B.G. S 77 Abi. 2 und Barallelitellen: „Das Rech— 
nungsjahr beginnt mit dem 1. Januar und endet mit dem 31. Dezember.“ 

Nah dem J. u. A.V. G. von 1889 hatte die erite „Beitragsperiode” eine Dauer von 
10 ‘Jahren, die folgenden eine ſolche von je fünf Jahren, während der 2. Entw. U.V. G. das 
Rehnungsbalbjahr als Bedarfsperiode annahm (vgl. Sten. Ber. 1882/83 Bd. V ©. 184 f.). 

Annalen des Deutſchen Reihe. 1900. 3 
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nichtsjagend, andererjeit3 können fie auch wegen ihrer vielfach irrthümlichen 
Verwendung nur zu leicht zu Mißverftändnifjen Anlaß geben.') 


2) Es it nun im einer Bearbeitung, die fich lediglich die Darftellung 
des geltenden Rechtszuftandes zum Ziele gejett hat, eigentlich nicht der Platz, 
auf die Vor- und Nachtheile dieſes Prinzips einzugehen; vielmehr ge- 
hört deren Erörterung in das Gebiet der Sozialpolitif. Des Zuſammenhanges 
— mögen jedoch die wichtigſten derſelben hier angeführt werden: ? 

) Das A sgabendeckungsprinzip erleichtert der Industrie die Uebernahme 
der — Laſt, indem dieſelbe nicht ſofort nach dem Inkrafttreten der Geſetze 
in vollem Umfange verſpürt wird, ſondern ſich erſt allmählich fühlbar macht. 

b) Es wird zu Gunſten der Induſtrie eine bedeutende Zinserſparniß er⸗ 
zielt und die Anſammlung von Kapital für die Zukunft vermieden, welches die 
a felbjt jehr gut verwenden fann. 

) Infolge der Vereinfachung in der Feititellung des Bedarfs und in der 
—— der Beiträge wird die Verwaltung weſentlich vereinfacht und 
verbilligt. 

d) Es tritt eine gleichmäßigere Vertheilung der Laſt auf die einzelnen 
Bedarfsperioden ein, vor allem mit Nüdjiht auf etwaige Mafjenunfälle. 

e) Es wird ein Mequivalent geichaffen für die Koſten der Unfallverhütung, 
welche lediglich der Gegenwart zur Laſt fallen, aber auch der Zukunft zu 
Gute foınmen. 

f) Die Verantwortung ift für die ehrenamtlichen VBerwaltungsorgane, die 
mit den B.Gn. ins Leben treten, wejentlich erleichtert. 


3) Diejen Vortheilen jtehen indeß auch mehrere, zum Theil nicht zu unter: 
ice Nachtheile gegenüber: 

) Das Prinzip der Ausgabendedung überbürdet der Zufunft eine große 
Laſt, ie durch die Gegenwart verurjacht ijt, und entjpricht daher nicht den 
Anforderungen der Gerechtigkeit. 

b) Es hat eine fortwährende Steigerung der Beiträge im Gefolge, da jtet3 
neue Rentenanjprüche zur Entjtehung gelangen, während die alten Renten noch 
fortlaufen, und demgemäß bis zu einem gewiljen Zeitpunfte (Beharrungsmoment) 
der Bedarf von Jahr zu Jahr wächlt. 

ce) Diejes Prinzip bietet daher auch feine unbedingte Garantie für die 
Zukunft, indem die Befriedigung der Fürjorgeanjprüche der gegenwärtigen Ver: 
Jicherten von der Leiftungsfähigfeit der zukünftigen Beitragspflichtigen abhängig 
gemacht ift. 

4) Das Prinzip ift demnach am Platze: 

a) Wo die Verbindlichkeiten der Verficherungsverbände entweder in eins 
maligen Zahlungen fich erjchöpfen vder doch in jolchen, die zwar periodilch, 
aber nur während verhältnißmäßig furzer, die einzelne Bedarjsperiode nicht 
erheblich überjchreitender Zeiträume zu leiften find (vgl. Roſin ©. 561 f.). 

b) Weiters wird e8 feiner Natur nach nur da Anwendung finden fünnen, 
wo die Zahl und Leiftungsjähigfeit der Beitragspflichtigen eine ziemlich kon— 


') Von Einigen wird darunter das bier beiprochene Prinzip verftanden, von Anderen 
Go 3. B. Menzel ©. 196) das Repartitionsiyitem, von den meiiten (jo von Piloty 
S.673 f., Weyl ©. 421 ff.) jedoch die in der berufsgenojlenichaftlichen Unfallverjicherung 
jur Durchführung gelangte Verbindung Ddiefer beiden (vgl. über das Nepartitionsigitem 
unten 
?) Ausführlicheres — ſiehe bei v. Woedtke Note 1 zu U.V.G. 8 10. — 
van der Borght (l.c.) S.12 fi. 
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jtante ift, wo demnad) die Dedung der in der Gegenwart begründeten, aber 
erjt in der Zukunft realifirbaren Anjprüche hinreichend verbürgt ijt. Bei einem 
ſchwankenden Bejtand von Beitragspflichtigen, wie ihn z.B. die V. An. der Bau- 
—————— aufweiſen, kann von einer Anwendung dieſes Prinzips keine 
ede ſein. 
ec) Seine Nachtheile können jedoch einigermaßen aufgewogen werden einer— 
jeit3 durch die obligatorische Anfammlung eines Nejervefonds (vgl. 8 25), 
andererſeits durch die Garantieleiftung des Neiches, bezw. der Einzeljtaaten 
für a geurgahige Berjicherungsverbände (vgl. oben $ 3 Ziff. de und 
if. 


59 
5) Das Ausgabendedungsprinzip hat in unjerem geltenden Rechte An: 
wendung gefunden auf dem ganzen Gebiete der Gianfenverhiherung, ift Dagegen 
bei der Imvaliditäts- und Altersverficherung gänzlich ausgejchlofjen.') 

Sein Hauptanwendungsgebiet jedoch liegt im Bereiche der Unfallverfiche- 
rung. Hier hatte der erjte Entwurf das Prinzip der Anwartjchaftsdedung 
(„Prämienverfahren“) angenommen, doch jchon der zweite Entwurf ging davon 
ab, indem er es durch das Prinzip der Ausgabendeckung („Umlageverfahren“) 
erſetzte; diejes ift denn auch im dritten Entwurf und in den geltenden Gejegen 
für die berufsgenofjenjchaftliche Unfallverficherung beibehalten mit Ausnahme 
der Tiefbau: B.G., bei welcher das Prinzip der Anſpruchsdeckung durchgeführt 
it. Ebenjo erfolgt aud) in den V. An. für die Verficherung der Bauarbeiten 
von höchſtens jechstägiger Arbeitsdauer die Aufbringung der Mittel nach dem 
Prinzip der Ausgabendefung.?) 


8 14. Bas Prinzip der Kapitaldeckung. 


1) Dem Prinzip der Ausgabendefung jteht gegenüber das der Kapital- 
defung, bei welchem im jeder Bedarfsperiode außer den laufenden Ausgaben 
der Kapitalwerth der in ihr begründeten Rentenanſprüche aufzubringen it. 

Die Frage, welche Nentenanjprüche al3 in einer beftimmten Bedarfsperiode 
begründet zu gelten haben, fann num auch wieder zwei verjchiedene Löſungen 
erfahren, wonach diejes Prinzip jelbit in zwei Unterarten zerfällt (fiehe hierüber 
Ziff. 4 und 5). 

Beide falle ich unter dem Namen „Kapitaldelungsprinzip“ zujammen, 
da jie unleugbar, bejonders in ihren Wirkungen, Vieles gemeinfam haben. 
Ich weiche damit von der üblichen Terminologie etwas ab, indem die meiften 
5 B Menzel ©. 199 f., Rojin ©. 563 ff.) unter „Kapitaldeckungs— 
prinzip” nur die eine Abart verjtehen, während jie die andere entweder ganz 
ignoriren oder als „Prämienſyſtem“ bezeichnen. Der Ausdrud „Kapitaldeckungs— 


’) Ngl. K. B.G. 88 9, 22. — J. u. A.V. G. 8 20 Abf. 2. 

‚ ‚m öfterreichifchen Rechte findet es fich gleichfalls bei der Kranken, dagegen nidt 
bei der Unfall» und bei der Brubderladenverficherung (vgl. hiezu Menzel ©. 198 fi. — 
Verlauf, L.: „Das öſterreichiſche Gefeh über die Unfallverficherung der Arbeiter” in 
Contad's Jahrbücher für Nationalölonomie und Statiftif. Jahrgang 1888 ©. 430 fi. — 
Berfauf, L.: „Die Krankenverſicherung in Defterreih” ibid. ©.491 ff. — Höhne, P.: 
Oeſterreichiſche und deutiche Arbeiterverficherung” in Schmollers Jahrbuch für Sefeggebung, 
Verwaltung und Bolkswirtbichaft. Jahrg. 1894. 3. Heft S. 227 ff.). 

Siehe auch die am Schluß beigefügte tabellariiche Ueberſicht. 

) 1.8.8. 88 10 Abf. 1, 71 Abi. 1. — L. U.BG. 88 15 Abf. 1, 76. — BUB.G. 
88 21 lit. b, 30 Abi. 1. — S. U.V. G. 88 18 Abi. 1, 79 Abi. 1. 

lleber die einjchlägigen Beitimmungen der Entwürfe eines Abänderungs= und eines 
Erweiterungsgefeges ſiehe $$ 29, 30 unten. 
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prinzip“ erjcheint mir indejjen für beide gleich pajjend, da in dem einen wie 
in dem andern Falle der Kapitalwerth der Renten zu deden ift.') 

2) Was die Bor: und Nactheile diejes Prinzips anlangt, jo ergeben 
ſich diejelben e contrario aus dem im vorigen Paragraphen über das Prinzip 
der Ausgabendedung Gejagten. 

Dementiprechend ift auch jeine Anwendbarkeit gegeben in allen Fällen: 

a) wo die in der einzelnen Bedarfäperiode begründeten Berbindlichkeiten 
nicht in wenigen Jahren getilgt werden können, jondern vorausjichtlich auf lange 
Zeit hinaus Anjprüche erzeugen ; 

b) wo der nach Zahl und Leijtungsfähigfeit der Beitragspflichtigen wech- 
jelnde Bejtand der Berjicherungsverbände es angezeigt erjcheinen läßt, dab die 
Rentenanjprüche, jowie fie einmal zur Entjtehung gelangt find, auch von vorn- 
herein durch Niederlegung des entiprechenden Kapitals gejichert werden. 

3) Bei der einen Abart nun, welche gewöhnlich als „Kapitaldedungs- 
prinzip“, von Rojin als das „Syſtem der Anſpruchsdeckung“ bezeichnet 
wird, gelten als in der einzelnen Bedarfsperiode begründet diejenigen Anjprüche, 
welche aus den im ihr ji ereignenden Unfällen fich ableiten. 

Diejes Prinzip findet Anwendung auf dem Gebiete der Bauunfallverfiches 
rung einmal bei der Tiefbau:B.G., jodann bei den V. An. für die Verjicherung 
der Bauarbeiten mit mehr als jechstägiger Arbeitsdauer.?) Es findet ich 
ferner als „Sapitaldefung nad) Perioden“ bei der Invaliditäts- und Alters: 
verjicherung.?) 

4) Am weitejten geht in der Anjfammlung von Mitteln das Prinzip der 
„Anwartihaftsdedung“ (Rojin ©. 565). Hier wird in der einzelnen 
Bedarjsperiode nicht der Stapitalwerth derjenigen Rentenanjprüche aufgebracht, 
welche die in ihr jich ereignenden Unfälle verurjacht haben, fondern der Kapital- 
werth „aller Renten, welche die einzelnen Berficherten bei ihrer etwaigen 
Invalidität dermaleinft vorausjichtlich zu beanjpruden haben 
werden.“*‘) Der Berechnung des Kapitalwerthes wird hiernach nicht die Zahl, 
Höhe und Dauer der Rentenanjprüche, jondern die Zahl, voraussichtliche 
Invaliditätsgefahr und Lebensdauer der Verſicherten zu Grunde gelegt. 


Roſin (©. 563) faßt beide unter dem Begriff „Relervirungsiniteme“ zuſammen. 

?), Anders der 1. Entw. B. U. V. G., der für die Tiefbau-B.G. das Prinzip der Aniprudhs- 
dedung einführen wollte (ſiehe hierüber Zeller, W.: „Das Reichsgeieh, betreffend die 
Unfallverficherung der bei Bauten beichäftigten Verfonen.“ Nördlingen 1887. Note 1 zu 810. 

Jetzt B.U.B.G. 8 10 Abf. 1: „Der Kapitalwerth der ihr im abgelaufenen Rechnungs- 
jahre zur Laſt gefallenen Renten“; 8 24 Abi. 1: „der Hapitalwerth derjenigen Leiltungen, 


welche der Berficherungsanftalt aus den .... im ‚Jahre durchichnittlich zu erwartenden 
Unfallen vorausfichtlih erwachien werden.“ — Aus der verjchiedenen Faltung der beiden 
Baragraphen ſchließt Weyl (S. 437): „Dasielbe ‚das Prämienverfahren bei den V.An.) be 
rüdiichtigt als Unkoſten, welche zu deden find, . . nicht (wie das Hapitaldedungsverfabren) 


nur bezüglich der Renten den Napitalwertb, fondern bezüglih aller Unteritügungen den 
Kapitalwerth.“ Tiefe materielle Verschiedenheit, die nach feiner Anficht der Bedarf bei der 
Tiefbau-B.$. und bei den V.An. aufweiien foll, it aber nicht vorhanden. Es könnten 
außer den Renten als „Unteritügungen“ nur noch in Betracht fommen die einmaligen de 
ſorgeleiſtungen. Bezüglich dieler jagt aber das R.V. A. (AU. N. 1894 ©. 152 Ziff. 1): „Wie 
bisher find alle einmaligen Entihädigungen ... außer Betracht gelafien, indem dieſe neben 
dem Dedungstapital aufzubringen bleiben“ (vgl. auch A.N. 1889 ©.78 ff.; 1894 ©. 141 ff., 
S. 297 ff. über die Berechnung des Kapitalwerthes). Materiell iſt alſo der Bedarf in beiden 
Fällen ganz derfelbe (anders jedoch das Verfahren bei der Feſtſtellung). 

2) Nal. J. u. A.B.G. 8 20 Abi. 2. — Im öfterreihiichen Rechte beruht die ganze 
Unfallverfiherung auf dem Kapitaldedungsprinzipe (vgl. S. 35 Note 1 oben). 

* Kommilfionsberiht zu Entw. J. u. A.B.G. 8 15 in Sten. Ber. 1888/89 Bo. V 
©. 910. — gl. auch Sten. Ber. 1888/89 Bd. II S. 1174 D, 1316 A. 
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Daraus ergibt jich von jelbit, daß dies Prinzip im ftärfften Gegenjat zu dem 
der Ausgabendedung ſteht. 

Die Bezeichnung „Syſtem der Anwartſchaftsdeckung“ ſtammt von Roſin 
(l. e.), während es Men zel (l.c.) als das Prinzip der „Wahrjcheinlichkeits- 
deckung“ bezeichnet.) Als „Brämienverfahren” (auch „PBrämien:, Prämien: 
deckungs- oder VBerjicherungsprinzip” genannt) lag es auch dem Entwurf des 
3.0. A.V.G. zu Grunde, ijt aber im Gejeg jelbft durch das Prinzip der An- 
ipruchsdedung erjeßt.?) 

b) Die Umlegung des Bedarfs. 
8 15. Allgemeines. 

1) Der nach den Prinzipien der vorangegangenen Baragraphen feitgeitellte 
Bedarf muß alsdann zum Zwede feiner Aufbringung auf die einzelnen Beitrags: 
pilichtigen vertheilt, umgelegt werden. Da aber die Verjicherungsverbände 
außer den Beiträgen auch noch eine Reihe von anderen Einnahmen aufzumweijen 
haben, jo müfjen dieje natürlich von dem gejammten (Brutto=) Bedarf vorweg 
in Abzug gebracht und dadurch der Netto bedarf ermittelt werden, der allein 
an dem weiteren Verfahren der Zajtenübertragung noch Antheil nimmt. 


2) E3 wäre nun theoretijch ganz gut denfbar, daß diejer Bedarf auf die 
einzelnen Beitragspflichtigen einfadh nad) Köpfen vertheilt würde, Doc) ſchon 
ein ganz oberflächlicher Blick auf die Schaar der Beitragspflichtigen zeigt, daß 
dieje nicht nur, was die Leiftungsfähigfeit, jondern vor allem auch, was 
die Belaftung anlangt, die ſie dem BVerficherungsverband verurjachen, große 
Ungleichheiten unter ſich aufweiſen. Es liegt daher auf der Hand, daß eine 
Vertheilung nad) Köpfen zu den größten Ungerechtigkeiten führen würde; Die 
Geſetzgebung hat deshalb andere Wege eingejchlagen, indem jie Beitrags: 
masftäbe und Beitragsfaftoren als Anhaltspunkte für die Bemefjung 
der Beiträge wählte (jiehe hierüber $ 16). 


3) Wie bei der Feitjtellung, jo fommen auch bei der Umlegung des Be 
darfes zwei Möglichkeiten in Betracht. Je nachdem nämlich die auf die ein- 
jelnen Beitragspflichtigen entfallenden Beiträge nah Ablauf der Bedarfs: 
veriode auf Grund des thatſächlich erwachjenen Bedarfes oder aber 
vor Ablauf derjelben auf Grund des durch Abſchätzung ermittelten 
vorausjihtlichen Bedarfes feitgeitellt werden, umterjcheidet man das 
Repartitiond- und das Prämienſyſtem. Ich gebe zu, dab je nad) 
Bahl des einen oder andern diejer beiden Syſteme jchon das bei der Feſt— 
ſtellung des Bedarfes zur Anwendung kommende Mean verjchieden 
ft, daß fie jomit die Art der Feſtſtellung formell beeinfluffen. Allein, da 
prinzipiell eine möglichite Annäherung des durch Abichägung ermittelten an den 
tbatjächlich erwachjenen Bedarf erzielt werden joll,?) jo macht fich die hier in 
Frage fommende Unterjcheidung materiell und der Hauptjache nach erft 


Schäffle (im Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaften“ Bd. I S. 210) nennt 
—* „verficherungstechnifche Prinzip.“ 

?) Praftiich geworden ift es in der Provifionsverficherung der öfterreichifchen Bruder 
laden („Gejet vom 28. Juli 1889 R.G. Bl. Nr. 127), betreffend die Regelung der Verhältnifie 
der nach dem allgemeinen Berggeiege errichteten oder noch zu errichtenden Bruderladen.“ 
Of. Ausgabe. Wien 1889. $ 35). 

Wr Brattiich wird natürlic eine bis auf den Pfennig genaue Abichägung felbit bei 
aonatter Ausnügung der Verfiherungstechnit nie gelingen. — Vgl. auch oben ©. 36 
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bei der Umlegung des Bedarfes geltend, Hat daher hier ihren Platz zu 
finden (fiehe 88 17, 18 unten).') 

4) Das zeitliche Moment it aber bei der Berechnung der Beiträge auch 
noch in anderer Weije von Einfluß. Wie nämlich einerjeit3 die Intenjität 
der Belaftung jeitens der Beitragsfaktoren für die Höhe der Beiträge maß— 
gebend ift, jo hängt letere andererjeit3 auch von der Dauer der Zeit 
ab, während welcher die einzelnen Beitragsfaktoren dem Verficherungsverbande 
zur Laft fallen (hierüber ſiehe $ 19). 


$ 16. Die Berühfidtigung des Rifikos, 

1) Wenn jchon oben hervorgehoben wurde, daß die Beitragspflichtigen 
nicht alle in gleicher Höhe zu Beiträgen herangezogen werden, jo ift dem hier 
ergänzend hinzuzufügen, daß in der Unfallverjicherung ebenjowenig wie in der 
Kranken- und der Invaliditäts- und Wlteröverficherung für die Bemefjung der 
Beiträge die perjönlichen Eigenschaften der Beitragspflichtigen ent- 
icheidend find, vielmehr werden derjelben bejtimmte andere wirthichaft- 
lihe Einheiten zu Grunde gelegt, Die jich vermöge ihrer Eigenjchajten 
bejonder8 dazu eignen, die von Roſin (©. 568 ff., 598 ff.) jo benannten 
„Beitragsfactoren“ Diefer Ausdrud bejagt feineswegs, daß dieſen 
wirthichaftlichen Einheiten irgend welche Nechte oder Pflichten zufommen, 
vielmehr bezeichnet er „nur eine rechtliche Eigenjchaft derjelben, die nämlich, an 
der finanziellen Umlegung des Verſicherungsbedarfs pajjiv mit Theil zu 
nehmen“ (Rojin ©. 569). 

Inder Unfallverficherung erjcheinen als Beitragsfaktoren faſt durchgängig die 
Betriebe.) Eine Ausnahme macht nur die Verficherung bei den V. An., 
indem bier theil® die Gemeinden, theil8 die Unternehmer der ein: 
zelnen Bauarbeiten die Beitragsfaftoren daritellen. Dagegen fommt hier 
(im Gegenjag zu der Kranken- und der Invalidität: und Altersverficherung) 
den Berficherten mie die Eigenjchaft eines Beitragsfaftors zu. 

2) Die Eigenjchaften diefer Beitragsfaktoren finden nun bei der Berech- 
nung der Beiträge in der Weile Berüdjichtigung, daß die Höhe der Beiträge 
zu ihrer Intenfität in ein gewiſſes Verhältniß gejett, im — gefteit 
wird. Die erjte Hälfte diejer Proportion, welche ziffermäßig die Intenjitäts- 


) An Literatur vgl. namentlih Rofin ©. 555 ff. (der merkwürdigerweiſe dieje beiden 
Syiteme vor den Prinzipien der Bedarfsfeititellung beipriht), Piloty 5. 673 ff., 
Menzel ©. 19 f., Weyl ©. 419 ff. — Mit Ausnahme von Rofin und Menzel 
verquiden faft alle Autoren die Behandlung diefer Syiteme mit der der in 88 13, 14 oben 
erörterten Prinzipien. 

Rofin (S. 568) bezeichnet im Gegenſatz dazu als PBeitragsfaltoren bei der berufs- 
genojlenichaftlihen Unfallverfiherung „die Mitglieder der Berufsgenoſſenſchaft als LUnter- 
nehmer der einzelnen zur —— gehörigen Betriebe.“ Er folgert dies aus U. V. G. 
88 37 Abſ. 8 mit 17 Ziff. 6 und AM. 1887 ©. 352 Ziff. 414. In dieſem Falle muß 
jedoch eine gefonderte Berehnung der Beiträge für die beiden Unternehmer deß— 
balb eintreten, weil für jeden derjelben auch eine geionderte Beitragspflicht befteht, 
indem die des früheren Unternehmers erliicht und für den gegenwärtigen eine neue entitcht 
(vgl. oben $ 7 Ziff. 10a). Richtiger Piloty Arbeiterverficherungsgelege, Note zu 1.0.8. 
$ 28 Abſ. 4: „Die Veranlagung erfolgt betriebsweile.” — Wenn Rofin dort weiter 
bervorbebt, daß bei der Kranken und bei der Invaliditäts- und Altersverficherung Beitrags- 
pflichtige und Beitragsfaktoren nicht zufammenfallen, jo möchte ich dem ergänzend hinzu— 
fügen, daß auch bei der Unfallverficherung einem Beitragspflichtigen mehrere Beitragsfattoren 
entiprechen fünnen (wenn nämlich ein Unternehmer mehre felbititändige Betriebe hat), um- 
ww 48 auch einem Beitragsfaktor mehrere Beitragspflichtige im Falle des U.B. G. 
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grade der als Bemeffungsgrundlage dienenden Eigenjchaften, in ein gewiſſes 
Verhältniß gejegt, zum Ausdrud bringt, it dabei der Beitragsmaßitab.') 

3) Von den Eigenjchaften der Beitragsfaktoren find für die Beitrags: 
bemeilung nicht alle von gleicher Wichtigkeit. Vielmehr fommt Bedeutung nur 
denjenigen zu, welche das Rififo zum Ausdruck bringen, mit welchem der ein- 
zelne Beitragsfaltor den Verband belajtet. Dies kann wiederum in doppelter 
Weiſe geichehen: ?) 

a) Die Eigenjchaften können mit dem Riſiko in direftem Zuſammenhange 
itehen, es jomit unmittelbar beeinflufjen. Man jpricht dann von direkten 
Maßſtäben. Zu diejen gehören: 

a) Die Größe des wirklichen oder angenommenen Arbeitsverdienftes. 

3) Die Zahl der im Betriebe bejchäftigten Perjonen (mit oder ohne Be: 
rüdjichtigung der Arbeitszeit). 

y) Die Höhe der Gefährlichkeit eines Betriebes (Unfallgefahr, bedingt 
durch Häufigkeit und Schwere der Unfälle). 

b) Die Eigenjchaften fünnen aber auch ohne Einfluß auf das Riſiko fein, 
vielmehr nur in einem gewijjen Parallelismus mit demjelben jtehen, woraus 
ih dann analogijirende Maßſtäbe ergeben. Als folche kommen bei 
der Umfallverficherung zur Anwendung: 

a) Die Höhe einer oder mehrerer „direkten Staat3- oder Kommunalſteuern“ 
LU.B.G. 8 33 Ab. 1). 

B) Die Höhe der für das leßtvergangene Rechnungsjahr auf die einzelnen 
Mitglieder vertheilten Beiträge (B.U.B.G. 8 10 Abj. 2). 

y) Die Bevölferungsziffer (B.U.8.G. $ 30 Abf. 1). 

5) Die Größe des Fahrzeugs (S. U. V. G. $ 13 Abſ. 3).°) 

4) Während nım die Privatverficherumg in ihren vollendeteren Formen be: 
itrebt ijt, die Prämien joviel als möglich dem Riſiko anzupafjen, aljo das 
Prinzip der Imdividualijirung des Riſikos (aud) „das Klaſſi— 
filationsſyſtem“ mit Prämienstufentarif genannt) befolgt, darf die öffentlich 
rechtliche Unfallverfiherung, will fie anders ihren Zweck nicht verfehlen, auf 
diefem Wege nicht jo weit gehen. Würde fie ihren Ausgang davon nchmen, 
dab jeder Unternehmer möglichjt die durch feinen Betrieb dem Verband er= 
wachienden Lajten zu tragen hätte, jo würde das einen jehr bedenflichen Rück— 
Ihritt in Richtung gegen das alte hen bedeuten. Vielmehr ijt hier, 
wie es jchon im Wejen der B.Gn. liegt, das Bejtreben zum Ausdrud gelangt, 


) Dentiſch damit find die Vezeichnungen: „Vertheilungsmaßſtab‘' (UN.G. $ 71 
Abſ. 1); „Mapftab für die Umlegung der Beiträge” VL. UVWG. 8 22 Ziff. 6 mit $ 33 
Ueberſchrift). — Ein Beiipiel: 

1000 ME. verdienter Arbeitslohn): (5000 ME. verdienter Arbeitslohn) = (2 Mt. Beitrag) : 
(x ME. Beitrag). . 

— iſt die erſte Hälfte der Proportion der Beitragsmaßſtab, das erſte Glied die Maß 

abseinheit. 

Bgl. zum Folgenden Roſin ©. 572 fi.; Piloty ©. 685 fi. 
Die Anwendbarkeit analogifirender Maßſtäbe ift namentlich dann gegeben, wenn bei 
einzelnen Beitragsfattoren ihrer Figenart wegen ein direkter Maßſtab nicht zur Anwendung 
gelangen kann, oder auch, wenn die Anwendung derfelben eine bedeutende Vereinfachung 
und Erleichterung der Berechnung mit fich bringt. 
.. 5 Außer der bier beiprodenen Unterſcheidung zwilhen direften und analogi- 
iirenden Maßſtäben maht Rofin (S. 578) noch einige, denen ich indeß feine beiondere 
Bedeutung beilegen kann, fo namentlich: 

Geldiummen — andere Größen; 
vorläufiger — ——— Maßſtab. 
Ueber die fog. kombinirten Mabitäbe ſiehe unten Ziff. 7, 8. 
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die dem einzelnen Genofjen zur Laſt fallenden Berbindlichkeiten auf die breiteren 
Schultern der Gejammtheit zu übernehmen, jomit das Prinzip der 
Generalijirung des NRijifos, wenn auch mit gewiſſen Einſchränkungen, 
durchgeführt. 

Dieß äußert ſich in dreierlei Weiſe: 

a) In der Mehrzahl der Fälle gelangen nicht ſämmtliche für das Riſiko 
entjcheidenden Eigenjchaften der Beitragsfaktoren bei Bemefjung der Beiträge 
zum Ausdrucke) oft auch gar nur einer derjelben. 

b) In einer zweiten Gruppe von Fällen wird nicht ein individueller, 
den Berhältnifjen des einzelnen Individuums entnommener, iondern 
ein genereller, auf die Verhältniſſe einer qualitativ bejtimmten Gruppe 
von Individuen gegründeter Beitragsmaßſtab zur Anwendung gebracht ; 
e3 find aljo bier nicht die Eigenjchaften des einzelnen Beitragsfaktorg, fondern 
einer ganzen Klaſſe von Beitragsfaktoren für die Bemefjung der Beiträge 
entjcheidend. *) 

c) Endlich kommt es auch vor, day zwar ein individucher Maßſtab 
angewendet wird, aber die Beitragsfaktoren auf Grund der damit vollzogenen 
Meſſung in gewifien Klaſſen zujammengefaßt und für diefe dann einheitliche 
Beitragsjäge aufgejtellt werden. Es ijt dies vor allem der Fall bei den 
Gefahrenklafjen der Unfallverfiherung. Je nach der Zahl der in Anwendung 
gebrachten Klaſſen kann die Individualifirung hier beliebig ausgedehnt, aber 
auch a Trailer werden (vgl. insbejondere Roſin ©. 584 Note 46). 

5) Während das Nähere über die Anwendung der einzelnen Bei: 
tragsmaßjtäbe der jpäteren Betrachtung (unten 88 21 fi.) vorbehalten 
bleiben muß, joll bier das dabei einzujchlagende Verfahren in allgemeinen 
Zügen ſtizzirt werden. °) 

a) Zunächit wird eine gewilje Höhe des Maßſtabes, eine gewiſſe Inten- 
jität der in Betracht Backen Eigenjchaft ald Einheit angenommen („Maß: 
jtabseinheit“). 

b) Durch diefe Maßſtabseinheit wird die Bemeffungsgrundlage des ein- 
zelnen Beitragsjaftors dividirt. Der jo erhaltene Quotient Dildet die Anzahl 
der Mapitabseinheiten.‘) 

ec) Dieſe Anzahl der Maßſtabseinheiten jtellt aber zugleich; auch Die 
Anzahl der Beitragseinheiten dar. 

Co; B L. U.V. G. $ 35 Abi. 6. — S. U.V. G. $ 38 j 

Am Unfallverficherungsrechte bleiben Körperkonſtitution * Geſchlecht gänzlich außer 
Betracht, auch das Alter iſt Lediglich bei Berechnung der Lohnhöhe bezüglich der jugend-« 
lihen Arbeiter maß En U.V. G. 8 3). — Val. aud Piloty Arbeiterverficherungsgeiebe, 
Note 1 zu U.R.G. 8 1 Abi. 1, bejonders aber Rofin ©. 265 f. 

27, So bezüglich der jugendlichen Arbeiter U.V. G. 88 10 Abi. 1 mit 3 Abf. 3. — 
B. UBS. $ 10 Abſ. 1 mit U.B. G. $3 Abi. 3, — Allgemein bezüglich der in Hilfsbetrieben 
beſchäftigten — S. U. B. G. F 7. — Bal. Rofin 5. 580 fi. 

®) ch folge hier im Ganzen den Erörterungen Roſins (©. 575 f.). — * bie 
auch AN. 1886 ©. 94 fi.; 1887 ©. 22 ff., 53 f.; 1888 ©. 199 f.; 1889 ©. 331. — 
Rofin (l. ec.) bemerkt mit Recht „Ob aber dieſe ganze Rechnung nad dem —— 
ſyſtem mit hatſahůch bereits feititehendem oder nad) dem Prämienſyſtem mit ſchätzungsweis 
ermitteltem Material — wird, kann ſachlich keinen Unterſchied begründen.“ Siehe 
auch unten $ 21 Ziff. 2 

%) Das RON. — die Anzahl der Maßſtabseinheiten, ſoweit darin die Unfallgefahr 
zum Ausdrud nelangt, früher „Beitragsfuß“ (vgl. UN. 1887 S. 22 Ziff. 1: Unter Bei- 
tragsfuß iſt „lediglich eine Verhältnißziffer zu veritehen, durdy welche die für den Betrieb 
angenommene Unfallgefahr zum Ausdryd gelangt.“ Nebnlich AN. 1887 ©. 53 f.) est 
gebraucht es dafür den Ausdrud „Befahrenziffer” (UN. 1888 S. 201. 





der Mittel im Reichsunfallverficherungsredht. 41 


d) Durch Addition der jämmtlichen jo erhaltenen Zahlen erhält man die 
Gejammtjumme der Beitragseinheiten für den ganzen Verſicherungs— 
verband. 

e) Durch dieje wird num der Nettobedarf dividirt und jo die Größe der 
einzelnen Beitragseinheit, der „Beitragsſatz“ ) gefunden. 

f) Multiplizirt man dieſen jchlieglich mit der Anzahl der auf den einzelnen 
Beitragsfaftor entfallenden Beitragseinheiten, jo ergibt das Produft den diejem 
— Beitrag. 

6) Eine Vereinfachung der Beitragsbemeſſung entſteht in den Fällen, 
in denen derſelben als Maßſtab eine beſtimmte Geldſumme zu Grunde liegt, 
alſo die Bemeſſungsgrundlage und die einzelne Maßſtabseinheit durch eine 
beitimmte Anzahl von Münzeinheiten dargeftellt wird. Bier kann die Höhe 
des Beitrages einfach in Prozenten der Höhe der Bemefjungsgrundlage aus: 
gedrückt werden (jo durchgehends bei der Stranfenverficherung). Dient eine 
Steuer al3 Bemefjungsgrundlage, jo fünnen, da die Erhebung fich nach 
gleichen Grundjägen vollzieht, die Beiträge als Zujchläge zu derjelben bezeichnet 
werden (jo L. U.V. G. 8 33 bj. 1). 

7) Umgefehrt fönnen ſich auch Komplikationen des unter Ziff. 5 geichil: 
derten Verfahrens ergeben. 

Es ijt nämlich einmal N daß bei der Berechnung der Beiträge nicht 
mr einer der oben (Ziff. 2) aufgeführten Maßſtäbe, jondern mehrere 
derjelben gleichzeitig * in Verbindung mit einander zur Ans 
wendung gelangen, jo daß in dem auf dieje Weije feftgeitellten Beitrage mehrere 
Bemeffungsgrundlagen zum Ausdrud gebracht erjcheinen. Im diefem Falle 
wird die definitive Anzahl der Mahftabseinheiten für jeden Beitragsfaktor 
durch Muftiplikation der den einzelnen Bemefjungsgrundlagen entiprechenden 
Anzahlen von Maßſtabseinheiten gefunden (vgl. hiezu unten Seite 49 Note 3). 
Hier ericheint e8 zweckmäßig, im Gegenjag zu den einfachen von fombinirten 
Maßſtäben zu jprechen. 

8) Auf einem ganz anderen Gelichtspunfte beruht folgende Unterjcheidung : 

a) Das Naturgemäße und der Gerechtigkeit am meijten Entjprechende 
iſt, dab ein Maßſtab auf alle einem Berficherungsverbande zugehörigen 
deitragsjaftoren in ihrem gejammten Umfange Anwendung findet. 

b) Es iſt jedoch auch) denkbar, daß bei einer und derjelben Umfegung 
gewiſſe Beitragsfaltoren mit dem einen, andere mit einem anderen Maßſtabe 
gemeſſen werden. ?) 

e) Schließlich ift e8 jogar möglich, daß auf ein und denjelben Beitrags: 
aftor neben einander verjchiedene Maßſtäbe angeivendet werden, indem der 
jelbe theilweije mit dem einen, theilweije mit dem andern Maßſtab gemejjen 
wird.‘) In diejem alle ergibt ſich die definitive Anzahl der Maßſtabsein⸗ 
heiten für den Beitragsfaktor nicht als das Produkt, ſondern als die Summe 
der bei Anwendung der einzelnen Maßſtäbe gefundenen Zahlen. *) 





) Bol. L.UDB.G. $ 35_Ubf. 1 bezüglich des Ausdrudes. — Man Ipricht auch von 
„Beitragsfuß“ Rofin ©. 576), das B. U. V.G. 8 23 Abi. 1 von „Einbeitslägen“. 

So bei Anwendung des analogifirenden Maitabes des SUNG. $13 Abſ. 3. — 
Aehnlich auch bei Feſtſetzung eines Pauſchalbetrages nach B. U.B .®. $ 29. 

’) So 3.8. nad 2.1.2.6. 880. Vol. v. Wocdtte Note 2 zu LU.B.G. 8 76. — 
Die allgemeine Zuläffigkeit eines ſolchen Verfahrens ift vom R. V. A. anerlannt in AN, 1886 
Ss. 1. Ziff. 6; 1888 ©. 199 ff. Ziff. 6; ſiehe auch 1885 ©. 287 Ziff. 51. 

So auch Rofin (S. 578 f. — Penn er aber dort die hier unter Ziff. 7 und 8 
erörterten Fälle nleihmäßig als „combinirte” Mahitäbe bezeichnet und theilmeife fogar 
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9) Wie bei der Feititellung des Bedarfes, jo fommen auch bei Aufftellung 
der für die Umlegung mahgebenden Bemefjungsgrundlagen gewiſſe Zeiträume 
in Betracht, die Roſin (S. 588) „Nevijionsperioden“ nennt. 

Während diefe nun in der Invalidität: und Altersverficherung mit den 
Bedarfsperioden zujammenfallen (3. u. A.V.G. 8 20 Ubi. 2) und bei der 
Stranfenverjicherung die Nevifion überhaupt an feine bejtimmten Perioden ge— 
bunden ijt, jchreiben die Unfallverjicherungsgejege vor, daß der Gefahrentarif 
das erjte Mal nach Ablauf von längjtens zwei Rechnungsjahren, jpäter min— 
deftens von fünf zu fünf Jahren einer Nevijion zu unterziehen ift. Es gilt 
dies jowohl für die fafultativen wie für die obligatorischen Gefahrentarife.") 

In denjelben Zeiträumen ijt bei der land» und forjtwirthichaftlichen und 
bei der SceUnfallverficherung auch die Veranlagung und Die ar al der 
Betriebe zu revidiren (L.U.B.G. $ 39. — S. UV.G. $ 37 Abi. 3 

Eine ähnliche Bedeutung hat die Beitimmung des B.1.B.G. $ 24 Abi. 1, 
wonach der Prämientarif alle drei Jahre vom R.B.A. nad) Anhörung des 
Vorſtandes neu feitzujegen ift. 


$ 17. Bas Repartitionsfyftem. 


1) Bei dem Nepartitionsiyitem wird nad) Ablauf jeder Bedarfsperiode 
der Gejammtbetrag des im ihr erwachienen Nettobedarfes fejtgeftellt und auf 
die einzelnen Beitragspflichtigen vertheilt. Während die Definitionen dieſes 
Syſtems in der Literatur dem Sinne nach ziemlich übereinftimmen, läßt fich 
bezüglich der Terminologie feine gleiche Uebereinftimmung behaupten. Menzel 
nennt es (S. 196) „das Umlageverfahren“; da aber diejer Begriff jehr viel— 
deutig ift, bin ich dem Sprachgebrauche Roſin's (©. 555 ff.) gefolgt, der es 
al3 „Repartitionsſyſtem“ bezeichnet?) 

2) Das Wejen diejes Syjtems beruht nicht eigentlich in der zeit— 
lichen Aufeinanderfolge zwifchen der TFeititellung des Bedarfes und der Um— 
legung desjelben. Vielmehr wird legtere durch die Feſtſtellung des Bedarfes 
auch materiell beeinflußt, indem hier der thatſächlich erwachſene Bedarf der 
Berechnung zu Grunde gelegt wird. Erſt daraus ergibt ſich dann als noth— 
wendige Folge, daß die Feſtſtellung des Bedarfes — Umlegung voran— 
gehen muß. 

3) Darauf gründen ſich denn auch die Vorzüge und Nachtheile dieſes 
Syftems gegenüber dem im folgenden Paragraphen zu bejprechenden Prämien: 
iyitem : 

a) Einmal gejtaltet fich die Berechnung der auf die einzelnen Beitrags: 
pflichtigen entfallenden Beiträge hier am einfachiten, indem deren Höhe auf 
Grund feitftehender thatjächlicher Unterlagen durch bloße rechnerifche Opera— 
tionen eruirt werden fann, ohne daß dazu ein jo fomplizirter verficherungs- 
technijcher Apparat nothivendig wird wie beim Prämienjyitem. Dieje Einfach: 


einander gegenüberitellt, fo Tiegt darin eine Verquidung von ganz verfchiedenen Gefichts- 
punkten. Ich halte es deßhalb für richtiger, nur in dem zuerit behandelten all von fom- 
binirten Maßſtäben zu ſprechen; will man den Fällen der Ziff. 8 einen beionderen Namen 
geben, fo darf das jedenfalls nicht derjelbe fein wie für die Fälle der Hirt. * 
) 12.6. s238 Ziff. 5. — LUNG. 8 35 Abi. 5 — BUDB.G. $ 12 Abſ. 1. — 
S. U.V G. 8 36 Abf. 2. — In Dielen Fällen kann auch von "Zarifperioben” —57 
— — "al. auch den Entwurf eines Abänderungsgeiehes BUNG. $ 28 bj. 4 und 
Rarallelitellen, wonad; eine Neuveranlagung auch während der Tarifperiode erfolgen kann 


Im Anschluß an Wagner in Schönberg’s Handbuch (3. Aufl.) Bd. II ©. 794: 


„reelle Repartition”. 
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beit in der Berechnung äußert fich vor allem da am deutlichiten, wo diejes 
Syſtem in Verbindung mit dem Prinzip der Ausgabendefung auftritt ſiehe 
hierüber Ziff. 4). 

b) Andererjeit3 geitattet diefes Syſtem eine möglichjte Anpafjung der Ein: 
nahmen an die thatjächlich erforderlichen Aufwendungen und entipricht daher 
auch am meilten den oben ($ 3 Ziff. 3) ausgeführten Prinzipien der Gegen- 
jeitigfeitSverficherung, welche etwaige Ueberſchüſſe möglichit zu vermeiden jucht, 
umgefehrt aber auc) fein größeres und dauerndes Defizit eintreten laſſen darf. 

e) Dingegen bietet dieſes Syftem den großen Nachtheil, daß eine praenu- 
merando-Erhebung der Beiträge hier prinzipiell nicht möglich ift, infolge deſſen 
die Vorzüge einer jolchen für dasjelbe von vornherein in Wegfall kommen 
(vgl. hiezu $ 20 Ziff. 2 unten). 

4) Daraus erklärt ſich denn auch der Kreis, innerhalb dejjen das Repar— 
titionsſyſtem in umjerem geltenden Nechte zur Anwendung gelangt ift, je nach— 
dem mehr der eine oder der andere der voraufgeführten Gefichtspunfte ala 
ausichlaggebend erachtet wurde. Hier iſt vor allem vor dem \weitverbreiteten 
Irrthum zu warnen, als ob dieſes Syitem nur in Verbindung mit dem oben 
($ 13) beijprochenen Prinzip der Wusgabendedung vorkommen fünne oder gar 
mit demjelben identijch jei. 

a) In den meijten Fällen jind allerdings beide verbunden, jo namentlich 
auf dem ganzen Gebiete der berufsgenofjenichaftlichen Unfallverficherung (mit 
Ausnahme der Tiefbau-B.G.), indem hier vorgejchrieben ift, daß „die von den 
Zentral: Bojtverwaltungen zur Erjtattung liquidirten Beträge“ nad) Ablauf der 
Bedarfsperiode „auf die Genojjenjchaftsmitglieder umzulegen“ find, ebenjo bei 
den V. An. für die Berficherung der Bauarbeiten von höchjtens jechstägiger 
Arbeitsdauer.') 

b) Dagegen findet ſich bei der Tiefbau:B.G. das Repartitionsjyften in 
Verbindung mit dem Prinzip der Anjpruchsdedung.?) 


$ 18. Pas Prämienfyflem. 


1) Im Gegenjaß zu dem vorbeiprochenen Syftem wird bei dem Prämien: 
ſyſtem der Nettobedarf vor Ablauf der Bedarfsperiode durch Abſchätzung er: 
mittelt und daraus die auf die einzelnen Beitragspflichtigen entfallenden Bei- 
träge (Prämien) berechnet. 

Der hier gebrauchte Name ift für diefes Syften allgemein angenommen, 
daneben aber in der verjchiedeniten Weile gebraucht worden.?) 

2) Als bejondere Eigenthümlichfeit erjcheint hier die „Feſtigkeit der 


i U.B.G. $ 71 Abf. 1. — L. U.V. G. $ 76. — SUNG. 879 Abi. 1. — B. .B. G. 
ss 21 lit.b, 30 Abi.1. — Der 1. Entw. 1.2.6. ($ 56) hatte das Prämienſyſtem am 
mommen, das indeß ichon im 2. Entw. ($ 98) dem Wepartitionsinftem Plak machte. — 
Lie Gelegesmaterialien nennen diefe Verbindung „Umlageverfabren“. 

I BURVG. $ 10 Abi. 1, dazu Zeller (l. ec.) Note 1 zu $ 10, — Die Materialien 
Iprehen bier von „Kapitaldedungsverfahren“. 

Bei der Kranken, ebenſo der Invaliditäts und Altersverſicherung, ſowie im geſammten 
öfterreichiichen Necht ift diefes Syſtem nirgends zur Anwendung gelangt. 

. 9) So für das Prinzip der Anmartichaftspedung (vgl. oben $ 14 Ziff. 4), für das der 
Anipruchsdedung ivgl. Rofin ©. 564 Note 13), ichließlih auch als Gegeniak zur 
Gegemieitigkeitsverficherung (3. B. allg. Motive des 2. Entw. U. B.G. in Sten. Ver. 1882/83 
%.V 5.199: „Daß an die Stelle der Verficherung genen feite Prämien eine Verficherung auf 
Gegenseitigkeit tritt,“ „Erfeßung der im vorjährigen Entwurf in Ausficht genommenen Ver- 

ng gegen feite Prämien durch eine Verficherung auf Gegenfeitigfeit”; vgl. auh Roſin 
©. 556 fi; Menzel S. 196; A. D. HG.B. Art. 271 gift 3. 
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Prämien“. Indem deren Höhe jchon von vornherein fejtjteht, ift eine Anpaffung 
der Mittel an dem thatjächlich entjtandenen Bedarf ausgejchloffen. Den hieraus 
jich ergebenden Mißſtänden kann nur abgeholfen werden: 

a) durch eine möglichit genaue auf Erfahrung beruhende verjicherungs- 
techniiche Berechnung des Bedarfes und der Prämien; 

b) durch Anjammlung eines Nejervefonds zur Dedung eines etwaigen 
Defizits (vgl. unten $ 25 Ziff. 4). 

Die übrigen Vor: und Nachtheile diejes Syitems ergeben fich aus dem 
in Ziff. 3 des vorigen Paragraphen Gejagten. 

3) Wie das Nepartitiongs, jo tritt auch das Prämienjyftem jowohl in 
Berbindung mit dem Prinzip der Ausgabendedung als mit dem der Anjpruchs- 
deefung auf. 

a) Erjtere Kombination liegt unjerem gefammten Kranfenverficherungsrechte ‘) 
zu Grunde, findet fich dagegen nicht auf dem Gebiete der Unfallverficherung. 

b) Im Gefolge des Prinzips der Anjpruchsdedung erjcheint das Prämien: 
ſyſtem in der Invaliditäts- und Altersverficherung, in der Unfallverficherung 
dagegen nur in jehr bejchränftem Maße, nämlich bei den B.An. für die Ver: 
fiherung der Bauarbeiten mit mehr als jechstägiger Arbeitsdauer.?) 


8 19. Bie Berükfihtigung des zeitlichen Momentes. 


1) Außer den in $ 16 Ziff. 9 beiprochenen Nevifionsperioden fommt hier 
noch eine weitere Art von Perioden in Betracht, die der Bemejjung der 
Beiträge ald zeitliche Grundlage dient. Es find dies die von Roſin 
(©. 586 f.) jo benannten „Bemejjungszeiträume.“ Als jolche bezeichnet 
er auf dem Gebiete der Kranfenverficherung die einzelnen Tage, auf dem der 
Invalidität und Altersverficherung die Kalender: (Beitrags:) wochen. Er hebt 
dabei mit Necht hervor, daß es „Kleiner bemefjene Beiträge für Stunden, bezw. 
bei der Imvaliditätsverjicherung für Tage“ nicht gebe. 

2) Dagegen behauptet Rofin, daß „auf dem Gebiete der Unfallverfiche- 
EINE 5% bejondere Bemefjungsperioden nicht zur Anwendung“ fommen. 
Wenn er dabei den Nachdrud auf das Wort „bejondere” legen und damit 
das Vorhandenjein von Bemejjungsperioden bei der Unfallverficherung nicht 
gänzlich leugnen, jondern nur fonftatiren wollte, daß jie hier mit den Bedarfs— 
perioden zujammenfallen, jo muß ich dem beipflichten. Wollte er hingegen, 
wofür allerdings der Wortlaut jpricht, das VBorhandenjein von Bemeſſungs— 
perioden auf dem Gebiete der Unfallverjicherung gänzlich in Abrede ftellen, jo 
fann ich dem durchaus nicht beiftimmen. Als Bemefjungsperiode ift vielmehr 
bier durchwegs, bei allen Zweigen der Unfallverficherung, das Jahr anzujehen 
und zwar das Nechnungsjahr.’) 

Dieje Bemefjungspertode unterjcheidet ſich aber von den in Ziff. 1 auf: 

i) K. V. G. 88 9 Abi. 1 mit 10 Abi. 1, 22 Abi. 1 mit 30, 33. — Vgl. dazu Rofin 
S. 556. — Dies ift die einzige Kombination, welche noch keinen befonderen Namen erhalten 
bat; es ift das um fo auffallender, als fie zugleich die älteite iſt. — Auch das öfterreichiiche 
K. V.G. beruht auf ihr. 

) B. U. B.G. 88 21 lit. a, 23 ff. — Auch der 1. Entw. U.N.G. Hatte dieſe Kombi— 
nation angenommen; ebenſo liegt fie dem öſterreichiſchen U.V. G. zu Grunde. Dagegen iſt 
im Bruderladengeleg (ähnlich wie im deutichen Entw. J. u. A.V.G.) das Prämienſyſtem mit 
dem Prinzip der Anwartſchaftsdeckung fombinirt. i 

*, Dafür fpricht vor allem Sil.V.G. 8 80 Abi. 1: „Die Kürzung erfolgt für das- 
jenige Rechnungsjahr, in welches die angegebene Zeit der Unthätigkeit gefallen itt.“ 
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geführten vor allem durch ihre bedeutend längere Dauer. Daraus ergibt fich 
eine weitere Eigenthümlichfeit der Unfallverficherung: 

Bei den furzen Bemefjungsperioden der Kranken-, ſowie der Invaliditäts- 
und Altersverjicherung wird es der regelmäßige Fall jein, daß der einzelne 
Beitragsfaktor für die Dauer der ganzen Bemefjungsperiode eine Veitragspflicht 
erzeugt. Selbjt wo das ausnahmsweiſe nicht der Fall jein follte, kann im Intereſſe 
einer möglichiten Vereinfachung der Berechnung von einer „Kürzung“, richtiger 
einer antheilsweiien Bemeſſung der Beiträge hier füglich abgejehen und die Bei- 
tragspflicht durch Fiktion auf die ganze Bemefjungspertode ausgedehnt werden. 

Bei den langen Bemejfungsperioden der Unfallverficherung dagegen iſt der 
Fall, daß ein Beitragsfaftor den Verband nur während eines Theiles der Be: 
weile ae belajtet, gar nicht jelten. Wollte man aber das eben gejchil- 
derte Verfahren auch hier zur Anwendung bringen, jo würde das gegenüber 
den davon betroffenen Beitragspflichtigen zu großen Härten und Ungerechtig- 
feiten führen, die auch durch die erzielte Vereinfachung der Beitragsbemejjung 
nicht aufgewogen werden könnten. Es war deshalb in anderer Weiſe Abhilfe 
zu ſchaffen. 

3) a) Eine weitere Berüdjichtigung des zeitlichen Momentes erjcheint auch 
hier nicht nöthig in den Fällen, wo die von den VBerficherten verdienten Löhne 
im Beitragsmaßftab zum Ausdrucke gelangen, da ohnehin hier das zeitliche 
Moment in der Bemejjungsgrundlage ſchon berüdjichtigt ift. Diejer Fall ift 
gegeben bei der induftriellen Unfallverficherung, der Tieſbau-B.G. und bei den 
V.An. der Bauunfallverfiherung bezüglich der Bauarbeiten von mehr als ſechs— 
tägiger Dauer. Hier fann jede nur theilweije in Betracht fommende Bemefiungs- 
periode gleiche Behandlung erfahren wie die übrigen. 

b) Dagegen zeigt fich die erwähnte Schwierigfeit in vollem Maße bei den: 
jenigen Zweigen der Unfallverjicherung, bei denen lediglich ſolche Größen als 
Beitragsmaßjtäbe dienen, deren Höhe von der Dauer des Betriebes unabhängig 
it, jo vor allem bei der land- und forftwirthichaftlichen und bei der See: 
Unfallverfiherung. Das Geſetz hat e8 unterlaffen, für diejen Fall eine allge: 
meine Negel aufzuftellen. E3 ift deshalb zunächjt Sache des Statuts, dies zu 
thun. Wo das nicht gejchehen, wird eine Berechnung pro rata temporis als 
das Naturgemäße Pla greifen in der Weiſe, daß jchon bei Aufitellung der 
Bemeſſungsgrundlage dieje nur für die Zeit ihrer thatjächlichen Eriftenz in 
Anja gebracht wird.') 

ec) Für ein jolches Verfahren jpricht auch die Analogie des ©. U. V. G. 
55 80, 81, indem bier „für Fahrzeuge, welche erweislich ununterbrochen 
länger al3 vierzehn Tage hindurch außer Betrieb gewejen find“, eine jolche 
„Kürzung“ des Beitrage® pro rata temporis (wovon indeß 14 Tage in Ab- 
rechnung fommen) vorgejchrieben ift, ebenjo „bei Fahrzeugen, welche im Lauf 
des Rechnungsjahres verloren oder verjchollen find.“ 

Wenn die Zuläifigfeit diejer Kürzung im speziellen Fall weiters von 
beitimmten ‘Formalitäten, jo einer vorherigen Glaubhaftmachung, abhängig 
gemacht wird, jo bemerft Roſin (S. 530) mit Necht, daß dadurch „Ddieje 
„Kürzung des Beitrags” den als Ausnahmen gedachten Fällen der außer: 
ordentlichen Beitragsbemefjung nahe“ gebracht wird. 


...) So v. Woedtle Note 3 zu L.U.B. G. S 47. — Roſin ©. 589 f. — Die Zur 
Händigfeit des Statuts ergibt fih auch aus 1.8.6. $ 17 Ziff. 6, 7 und den Parallelitellen. 
Dal. 3. B. 8 42 Abſ. 1 des Normalitatuts für landmwirtbichaftlihe B. Gn. (U. N. 1887 


— 


S. 256); $ 39 Abſ. 1 des Statuts der Sc-B.G. (Berlin, Reichsdruckerei 1887). 








46 Dr. Hermann Poeverlein: Die Aufbringung 


c) Die Erhebung der Beiträge. 
8 20. 


1) Das lebte, von der TFeitftellung des Bedarjes und der Umlegung des: 
jelben auf die einzelnen Beitragspflichtigen jcharf zu umterjcheidende Stadium ijt 
das der Erhebung der Beiträge. 

Dem Sprachgebraud, Einiger (z.B. Piloty’3 ©. 700 ff.), welche die Er- 
hebung von der Beitreibung trennen wollen, kann ich mich nicht anfchließen. 
Vielmehr verjtehe ich, der gejeglichen Terminologie folgend, unter Erhebung die 
ganze Thätigfeit der Organe der Unfallverjicherung, joweit fie die Verwirk— 
lihung des Anjpruches der B.Gn. auf Zahlung der durch die Umlegung feſt— 
geftellten Beiträge zum Zwecke hat. 

2) a) Wie die Umlegung jo kann auch die Erhebung der Beiträge ent- 
weder vor oder nach Ablauf der Bedarfsperiode erfolgen. Im erjteren Falle 
jpricht man von praenumerando-, im leßteren von postnumerando-Erhebung 
bezw. -Bahlung. 

b) «) Die postnumerando - Erhebung liegt im möglichjten Interefje der 
Beitragspflichtigen, indem dabei dieje die an die B.G. zu entrichtenden Bei— 
träge während der laufenden Erhebungsperiode noch ihrem Betriebe, bezw. ihren 
perjönlichen Zwecken nugbar machen können. 

B) Dagegen bietet die praenumerando-Erhebung größere Sicherheit, daß 
die gejchuldeten Beiträge auch wirklich zur Einzahlung gelangen. Zugleich) 
gibt jie dem Verficherungsverbande von Anfang an Mittel zur Vejtreitung der 
laufenden Ausgaben in die Hand, jo daß dieſer fich nicht genöthigt fieht, zu 
fremdem Kredit jeine Zuflucht zu nehmen. ') 

7) Dieje legtgenannten Wortheile, welche die praenumerando-Erhebung 
aufweiſt, können jedoch auch bei dem gegentheiligen Berfahren erreicht werden 
durch Erhebung von Vorſchüſſen. In der That hat die Geſetzgebung, wo fie 
eine postnumerando-Erhebung einführte, eine er: theils fafultativ, theils 
auch obligatorijch gemacht (vgl. unten $ 26 Ziff. 4,5) 


ec) @) Eine postnumerando- En ng kann ſowohl in Verbind— 
ung mit den Repartitions⸗ als mit dem Prämienſyſtem auftreten. Das erſtere 
iſt der Fall bei der geſammten berufsgenoſſenſchaftlichen Unfallverſicherung 
(auch bei der Tiefbau-B. G.), ſowie bei den B.N. bezüglich der Verſicherung der 
Bauarbeiten von Höchitens jechstägiger Arbeitsdauer, das legtere bezüglich der 
Bauarbeiten von mehr als jechstägiger Arbeitsdauer, indem hier die Erhebung 
der Prämien ftet3 vierteljährlich postnumerando erfolgt. ?) 

PB) Eine eigentlihe praenumerando-Erhebung ift dagegen nur 
beim Prämienſyſtem möglich. Ste findet ich auf dem Gebiete der Unfallver— 
ſicheruus nirgends, dagegen in der Invaliditäts- und Altersverficherung, joweit 
die Löhne praenumerando bezahlt werden, ſowie bei der Gemeindekranfen: 
verjicherung, während bei den übrigen Stranfenfaffen die re durch 
das Statut feſigeſetzt werden (KK.V.G. 88 52 Abj. 1, 65 Abſ. 1, 72 Abſ. 3, 73 
Abſ. 1). 


3) Weitere Verſchiedenheiten ergeben ſich aus der Dauer der Zeiträume, 


2 Beüglic der hieraus bei der postnumerando-Erhebung fich ergebenden Mikitände 
vgl. unten $ Ss 25 Ziff. 

2) B. U. V. G. 8 25 Abi. 1: „Nach Ablauf des —— — Vol. dazu 
vor allem Roſin S. 559 f. — Achulich 1. Entw. 1.9.6. $ 11 Abj 
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für welche die Beiträge zur Erhebung gelangen, der Erhebungsperioden.') 
Während bei der Sranfenverficherung die Dauer diejer Perioden nur für die 
Gemeindefranfenverficherung durch das Geſetz auf eine Woche fejtgefegt, im 
übrigen der jtatutarijchen Beltimmung überlafjen it (vgl. die oben angeführten 
Stellen), nach dem J. u. A. V.G. ($ 109 Abj. 1) Hingegen deren Dauer durch 
die Lohnzahlungsperioden gegeben ift, fallen fie bei der Unfallverjicherung 
prinzipiell mit dem Rechnungsjahr, johin auch mit den Bedarfs- und Bemeſſ— 
ungsperioden zujammen. Eine Ausnahme machen hievon nur die Prämien 
bei den B.An., welche vierteljährlich erhoben werden (B. U. V. G. $ 25 Abf. 1). 

4) Bezüglich des bei der Erhebung zur Anwendung kommenden Ber: 
tahrens ijt im Allgemeinen noch Folgendes zu bemerfen: 

a) Das Natürlichjte und Einfachjte ijt eine direkte Einzahlung in bar 
durch die Beitragspflichtigen an die Verjicherungsverbände, wie fie auch in der 
Kranfenverjicherung und in den meijten Zweigen der Unfallverficherung zur 
Durchführung gelangt it. Bei der großen territorialen Ausdehnung einzelner 
Verjiherungsverbände tjt jedoch ein jolches Verfahren zuweilen ſchwer durch: 
führbar, da der einzelne Beitragspflichtige oft von der VBerbandsleitung weit 
entfernt jeinen Wohnſitz hat und eine Einjendung durch die Poſt unverhältniß: 
mäßige Koften verurfachen würde. ?) 

b) Es iſt deßhalb für die land- und forjtwirthichaftliche Unfallverficherung 
und für die B.An., joweit bei legteren die Gemeinden nicht jchon jelbft als 
Beitragspflichtige erjcheinen, vorgejchrieben, daß die Erhebung der Beiträge 
durch Vermittlung der Gemeindebehörden zu erfolgen hat, indem dieje die Bei- 
träge von jämmtlichen ihrem Gemeindebezirke angehörigen Beitragspflichtigen 
einziehen und in ganzer Summe an den Genofjenjchaftsvorftand einjenden. Die 
Gemeindebehörden können hiefür eine Vergütung beanjpruchen, haften aber 
andererjeitS vorjchußweije für diejenigen Beiträge, bei denen fie den wirklichen 
Ausfall oder die fruchtlos erfolgte Zwangsvollitredung nicht nachweiſen fünnen.°) 


d) Zujammenhängende Darjtellung des Berfahrens 
in den einzelnen Zweigen der Unfallverjicherung. 


8 21. Bie induftrielle Unfallverficherung.‘) 
1) Die Feftitellung des Bedarfes (U. V. G. 88 10 Abj. 1, 70 j.). 
Binnen acht Wochen nad) Ablauf jedes Rechnungsjahres jtellen die Zentral: 
Poſtbehörden den einzelnen Genofjenjchaftsvorftänden Nachweijungen der auf 


Die Bezeichnung „Zahlungsperioden“, die Roſin (S. 587 f.) gebraucht, ericheint 
mir mit Rüdjicht auf die Invaliditäts- und Altersverficherung als zu eng. — Die „Lohn— 
ablungsperioden“ des K. V. G. $ 52 Abſ. 1 ftehen hiemit in feinem Zufammenbange, 
wie Roſin (l. e.) annimmt, da diefe nur für die Eritattung der Beitragsantheile an den Arbeit- 
geber durch den Arbeiter maßgebend find. 

?), Das R. V. A. bat daher auch die Einziehung der Beiträge durch Vermittlung einer 
Bank für zuläflig erflärt, dagegen nicht durch Requifition der Gemeinden oder Staats: 
behörden (A. N. 1885 S. 372 Ziff. 96; 1888 ©. 222). | 

) 2.1.8. G. 8 81 Abi. 2, 3 (Bgl. Motive zum 2, Entw. L. U. V. G. in ten. Ber. 
1885.86 Bd. IV ©. 412). — B. U. B. G. $ 25 Abf. 3-5. — Vol. auch oben S. 19 Note 1, 
ſowie unten 88 22 Ziff. 2c, 23 Ziff. 2e, 26 Ziff. 6. 

* nn diefem wie in den folgenden Baragraphen habe ich mich möglichit an den Text 
der Geſeße gehalten. 

Vgl. zu diefem Paragraphen vor Allem v. Woedtle Note 1 zu U.BG.S 71; 
neuerdings Hartmann, S.: „Die Berechnung der Imlagebeiträge für die Unfallverficherung 
bei den — Berufsgenoſſenſchaften.“ Berlin 1896. — Daneben auch Piloty S. 688 ff., 
Weyl S. 421 ff., ſowie Biloty Arbeiterverficherungsgejege, Note zu $ 71 U. B. ©. 
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Anweifung der Vorſtände geleifteten Zahlungen zu und bezeichnen gleichzeitig 
die Poſtkaſſen, an welche die zu erjtattenden Beträge einzuzahlen ſind.“) Dieje 
Vorſchüſſe werden alsdann addirt, außerdem das nah 1.8. ©. $ 18 zu be- 
mejjende Vielfache der Entjchädi — als Einlage in den Nejervefonds 
(vgl. hierüber unten $ 25 Yıff. 6b), jowie die jonjtigen im vergangenen Rech— 
nungsjahre erwachjenen Ausgaben, eventuell auch die uneinbringlichen Beiträge 
des Vorjahres und die durch unrichtige Berechnung der Beiträge im Vorjahre 
entftandenen Ausfälle Hinzugeichlagen und auf dieje Weife die Gejammtjumme 
des Bedarfes ermittelt. 


Bon diefem Bruttobedarf werden die Einnahmen der B.G. ausſchließlich 
derjenigen aus Beiträgen (aljo die jog. „Verwaltungseinnahmen”) in Abzug ge— 
bracht und dadurd) die Höhe des Nettobedarfes feitgeitellt. 


2) Die Umlegung des Bedarfes (U. V. G. SS 10 Abj. 1, 28, 71 f.) 
a) Die Einjchäßung (UA. V. G. 88 28, 71). 
@) Die Veranlagung der Betriebe. 


Durch die Genofjenichaftsverfammlung, welche im Wege der Delegation 
auch einen Ausjchuß oder den Vorſtand hiezu ermächtigen fann, werden mit 
Genehmigung des N. V. A. für die zur Genofjenjchaft gehörigen Betriebe je 
nach dem Grade der mit denjelben verbundenen Unfalig efahr entiprechende 
Gefahrenklaſſen gebildet umd zugleich die Höhe der denjelben entiprechenden 
Beiträge (die Beitragsjäge) in dem Gefahrentarif feitgejegt.”) Auf Grund der 
jo aufgeitellten Öefahrentarife erfolgt dann mach näherer Beitimmung des 
Statuts duch die Organe der Genofjenjchajt Die Veranlagung der Betriebe 
zu den einzelnen Gefahrenklafjen, gegen die dem Betriebsunternehmer binnen 
einer Frift von ziwer Wochen die Bejchwerde an das R. V. A. zuftcht. 

P) Die Nachweilung.?) 

Binnen ſechs Wochen nach Ablauf des Nechnungsjahres hat jedes Mit- 
glied der Genofjenichaft dem Genofjenjchaftsvorjtande eine Nachweiſung einzu— 
reichen, welche enthält: 

a) die während des abgelaufenen Nechnungsjahres im Betriebe bejchäftigten 
verjicherten Berjonen und die von Ddenjelben verdienten Löhne und 
Gehälter; 

b) eine Berechnung der bei der Umlegung der Beiträge in Anrechnung 
zu bringenden Beträge der Löhne und Gehälter; 


e) die Gefahrenflaffe, in welche der Betrieb eingejchägt worden iſt. 
nr Die Prüfung der Nachweilungen. 





ı) Eine Aber von diefem Verfahren ergibt fih aus U. B. G. $ 94 Abi. 2d für 
die Knappfchafts ⸗BiGn. 

2) Für die Eintheilung in Klaſſen und Unterflaiien find ftets nur objeftive Merk 
male mahnebend. (Dal. Motive zu U. V. G. 8 28 in Sten. Ber. 1884 Bd. III ©. 76; 
Handbuch Anm. 2 zu U. B. G. 5 28; UN. 1886 S. 94 Yiff. 4, 81 Ziff. 161; 1885 
©. 216 Ziff. 5; weiters 1888 S. 199 ffi; 1889 5. 331 ff.; 1896 ©. 225 

Die B. Ön. find befugt, „von den "Einrichtungen der” Betriebe, ſoweit fie für die Ein- 
ſchatzung in den Gefahrenklafien von Bedeutung find, Kenntniß zu nehmen” Al.V.G. 8 82 
Abi. 1. — LM.V. G. 8 90 Abi. 1. — BU.V. G. 8 44. 

Ueber die Reviſion der Hefahrentarife vgl. oben S 16 Ziff. 

RPiloty Arbeiterverfiherungsgeiege, Note zu um, 8. * 71 bemerkt mit Recht, 
daß dieſe Lohnnachweiſung „eine Art Selbſteinſchäßzung Faſſion)“ bilde. 
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Die Genoſſenſchaft läßt ſodann die eingereichten Nachweiſungen durch ihre 
Organe prüfen.') 

dö) Die einjeitige Feititellung. 

Für Genofjenjchaftsmitglieder, welche mit der rechtzeitigen Einjendung der 
Nahweifung im Rückſtande find, erfolgt die Feſtſtellung Sr legteren durch 
den Genoſſenſchafts- bezw. Seftionsvorjtand auf Vorjchlag des etwa bejtellten 
Bertrauensmannes. 


b) Die Berehnung (U.B.G. 88 10 Abi. 1,2; 72). 


Nun werden auf Grund der eingereichten Nachweilungen die auf die ein- 
zelnen Betriebe entjallenden Lohnſummen feſtgeſtellt. Hiebei kommen in An— 
rechnung: 

a) ei erwadjenen, auögebifbeten Arbeitern und Betriebsbeamten 
die tbatjächlich verdienten?) Löhne und Gehälter; joweit fie jedoch den 
durchichnittlichen Betrag von vier Mark täglich überfteigen, fommen fie nur 
zu einem Drittel in Anrechnung. 

B) bei jugendlichen und nicht ausgebildeten Arbeitern der Jahres- 
arbeits verdienſt, d. h. das Dreihundertfache des von der höheren Ver— 
waltungsbehörde nach Anhörung der Gemeindebehörde für Erwachjene Ietge 
jegten, ort3üblichen Tagelohnes gewöhnlicher Tagearbeiter (U.B.G.$ 3 Abi. 

Dieje Lohnſummen der einzelnen Betriebe werden mit den entjprechenden 
Gefahrenziffern multiplizirt und dadurch die Anzahl der Mahjtabseinheiten für 
die einzelnen Betriebe gefunden. Durch Addition dieſer Zahlen erhält man 
die Gefammtjumme der Mabitabseinheiten innerhalb der Genoſſenſchaft. Wird 
der Nettobedarf alsdann durch dieje Geſammtſumme dividirt, jo erhält man 
die Größe der einzelnen Beitragseinheit. Das Produft aus Veitragseinheit, 
Sefahrenziffer und Lohnjumme des einzelnen Betriebes ergibt jchlieglich die 
Höhe des auf diejen entfallenden Beitrages.?) 


») Vgl. hiezu A. N. 1889 S. 194 Ziff. 708. 

Sie fann dabei von dem ihr nah 1U.8.@. $ 82 zuftehenden Recht der Einfichtnahme 
in die Geichäftsbücher und Liſten der Mitglieder Gebrauch machen. — Nah K. V. G. 5 76a 

2 find auch die Organe der Bemeindelrantenverficherun der Krankenkaſſen und der 
im B6 S 75 bezeichneten Hilfslaſſen verpflichtet, den Beauftragten der B.Gn. Die 
kinſichmahme ibrer Bücher und Liſten in den Geſchäftsräumen und Geichäftsitunden zu 
dieſem Zmwed zu geitatten. 

N Die verdienten, nicht die mwirflih ausbezablten Löhne und Gehälter; To 
Biloty Arbeiterverficherungsgeieße, eg 1 Abſ. 2 zu 1.9.6. $ 71. — Weyl ©. 422 
Note = Handbuh Anm. 16 zu U.V. G. 71. — U N. 1885 ©. 373 Ziff. 100; 
1886 S. 8 Ziff. 112; 1887 ©. 208; 1894 ©. 277. — Falſch dagegen v. Woedtte 
Anm. ® zu U. B. G. 8 71 „über die... von ihnen gezahlten, anrechnungsfähigen Yöhne 
und Gebälter.“ 

Als Gehalt oder Lohn gelten auch Tantiemen und Naturalbezüge; die legteren werden 
nah Ortsdurchſchnittspreiſen in nung gebracht; vgl. Hartmann (l. ec) ©. 1 
dandbuh Anm. 2—5 zu U.V.G. $ 3; Anm. 15, 16 zu U.BG 8 71. — AN. 1888 
©. 298; 1894 S. 277 
— "| Dal. biezu oben 8 16 Ziff. 5, 7; fowie A. N. 1886 ©. 97; 1887 ©. 54; 1889 

Durch die inkorrefte Ausdrudsmweife v. Woedtfe’s (Note 1 zu U.B.G. 8 71), der 
ven die u ammten Lohnbeträge addiren läßt und durch Multiplilation diefer Summe 

efabrenziffern aller zur Genoilenichaft gebörenden WBetriebe als Produft die 
he der bei der Vertheilung in Betracht kommenden — — erhalten will, hat 
fh im der Literatur ein bedenklicher Irrthum eingeſchlichen. So jagt Roſin ©. 578 f.: 


„Die mathematijche Formel für den zujammengeiegten Maßſtab ift die der Multiplication 

igen Summen von Maßitabseinheiten, welche bei Ginzelanwendung der combinirten 

Maßſtäbe erzielt werden“ und gar Piloty Arbeiterveriicherungsgefege, Note zu 1.8.6. 
Annalen des Deutſchen Reichs. 1900. 4 
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c) Die Feftitellung (U.B.G. 8 71 Abi. 2). 

Sie gejchieht durch Aufftellung der Heberolle, in welche die für die ein— 

zelnen Unternehmer betriebsweife berechneten Umlagen eingetragen werden. 
3) Die Erhebung der Beiträge (U.8.6. 88 72 ff.). 
a) Die Mittheilung (U.B.G. $ 72 Abj. 2). 

Jedem Genofjenichaftsmitgliede wird ein Auszug aus der Heberolle mit 
der Aufforderung zugeftellt, den feitgejegten Beitrag zur Vermeidung der zwangs— 
weijen Beitreibung binnen zwei Wochen einzuzahlen. Der Auszug muß die: 
jenigen Angaben enthalten, welche den Zahlungspflichtigen in den Stand jeßen, 
die Nichtigkeit der angejtellten Beitragsberechnung zu prüfen.') 

b) Die Anfechtung (U.V.G. $ 73 Abſ. 1-3). 

«) Der Widerſpruch. 

Die Mitglieder der Genofjenjchaften fünnen gegen die Feſtſtellung ihrer 
Beiträge binnen zwei Wochen nach Zuftellung des Auszuges aus der Hebe— 
rolle unbejchadet der Verpflichtung zur vorläufigen Zahlung Widerjpruch bei 
dem Genofjenjichaftsvorjtande erheben. 

8) Die Bejchwerde. 

ird dem Widerjpruche entiveder überhaupt nicht oder nicht in dem be- 
antragten Umfange Folge gegeben, jo fteht den Genofjenjchaftsmitgliedern inner: 
halb zwei Wochen nach der Zuftellung der Entjcheidung des Genojjenjchafts- 
vorjtandes die Bejchwerde an das R.V. A. zu. Dieje iſt jedoch nur zuläjlig, 
wenn fie fich entweder auf Nechenfehler oder auf die unrichtige Feltitellung 
des anrechnungsfähigen Betrages der Löhne und Gehälter oder auf den irr— 
thümlichen Anja einer anderen Gefahrenflajje, als wozu der Betrieb einge: 
ihägt ift, gründet; aus dem legteren beiden Gründen jedoch dann nicht, wenn 
die Feitftellung in dem Falle der von dem Genofjenjchaftsmitgliede unterlafjenen 
Einjendung der Nachweijung durch den Vorſtand bewirkt worden war. 

ec) Die Einziehung (U. DV.G. 88 72 Abi. 2, 74 Ab}. 1). 

Die Beiträge werden von den Mitgliedern direft an den Genofjenichafts- 
vorjtand, bezw. die von diejem ermächtigte Bank (vgl. oben ©. 47 Note 2) 
eingejendet. 

Rüdjtändige Beiträge werden in derjelben Weije beigetrieben wie Gemeinde- 
abgaben. ?) 





$ 71: „Die Summe der Gefahrenziffern aller Genoflenfchaftsbetriebe, multipliziert mit der 
— aller anrechnungsfähigen Löhne und Gehälter ergibt die Summe aller Beitrags- 
einheiten.” 

Richtig jeßt Hartmann E. c. S. 46f.): „.... wird für jeden Betrieb das Produkt aus 
den anrechnungspflichtigen Löhnen und Gehältern und der Gefahrenziffer und damit bie 
Bahl der fogenannten Beitragseinheiten jedes Betriebs ermittelt; die Summe aller 
diefer Produfte giebt eine Zahl, durch welche der ganze Umlagebetrag zu dividiren ift, um 
den auf eine Beitragseinheit entfallenden Umlagebeitrag zu erhalten” ; ähnlich auch v. Woedtke 
in Anm, 2b,e zu 2.1.8.6. 8 76. 

1) Der Entwurf eines folhen Auszuges in A. N. 1887 ©. 58 f. (abgebrudt bei 
v. Woedtke U. V. G. ©. 508 f.). 

Die Zuftellung erfolgt durch die Poſt mittels eingeichriebenen Briefes (U. B.G. $ 110). 

*) Die Einfendung wie die Beitreibung hat auf Koſten des betreffenden Mitgliedes zur 
erfolgen (Handbuch Anm. 5 zu U.V. G. $ 72). Die Koften einer ev. Beitreibung werden 
ebenfalla mit beigetrieben (A. N. 1887 S. 122 Ziff. 316, S. 878 Ziff. 444; 1888 ©. 208 
Ziff. 512. Handbuch Anm. 6 zu U. V. G. 8 74, — Verzugszinien können jedoch dabei nicht 
erhoben werden (U. N. 1896 S. 172 Ziff. 1477). 
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822. Die übrigen Iweige der berufsgenoffenfchaftlihen Unfallverficerung. 

1) Das Berfahren bei den übrigen Zweigen der berufsgenojjenschaftlichen 
Unfallverfiherung jchließt fich im allgemeinen an das eben geichilderte an. Es 
jollen deshalb, um überflüjjige Wiederholungen zu vermeiden, im Folgenden 
nur die Punkte berührt werden, in denen beide auseinandergehen. 

2) Die land» und LDERI EU GA TEINE Unfallverjiderung.') 

a) Die Feititellung des Bedarfs. 

Hier fommen vor Allem die Zujchläge für den Rejervefonds in Wegfall, 
joerne nicht durch Landesgeſetz oder Statut die Errichtung eines jolchen obli- 
gatoriich gemacht ijt (2.1... $ 17), außerdem auch die Ausgaben infolge 
er älterer Verjicherungsverträge. 

b) Die Umlegung des Bedarfs. 

Die weſentlichſten VBerjchiedenheiten ergeben fich bezüglich des der Beitrags— 
bemeijung zu Grunde liegenden Umfagemaßttabes. Hier find vier Fälle denkbar: 

a) Das Statut fann, joferne nicht durch die Landesgejeßgebung die Ver: 
fiherung der Familienangehörigen des Betriebdunternehmers ausgejchlofjen ift, 
beitimmen, dab die Berechnung der Beiträge nad) Maßgabe einer direkten 
Staats: oder Kommunalſteuer erfolgt. Soferne das Statut eine ſolche Vor: 
Ihrift enthält, muß dasjelbe auch darüber Beſtimmung treffen, wie jolche Mit- 
—— welche die der Erhebung zu Grunde gelegte Steuer für ihren geſammten 

etrieb oder einen Theil desſelben nicht zu entrichten haben, zu den Genoſſen— 
ſchaftslaſten heranzuziehen find. 

In diefem Falle erjcheinen die Beiträge ald Zujchläge zu der gewählten 
Steuer, in Prozenten derjelben ausgedrüdt. Die Berechnung erfolgt, indem 
die Höhe des Bedarfes durd) die Gejammtjumme der von den Genofjenjchafts- 
mitgliedern gezahlten Steuern dividirt und die jo erhaltene Mahjtabseinheit 
mit der Höhe der Steuer des einzelnen Veitragspflichtigen murltiplizirt wird. 

5) Es iſt jodann theoretijch möglich, daß mit diefem Beitragsmaß— 
jtab der der Unfallgefahr kombinirt wird und zu diefem Zwecke Gefahrenflafjen 
gebildet werden. Das bei Aufitellung der Gefahrentarife zur Anwendung 
Iommende Berfahren gejtaltet jic) analog dem im vorigen Paragraphen ge 
ichilderten. 

Bei der Berechnung werden die Steuerjummen der einzelnen Gefahren- 
Hajlen mit der Gefahrenziffer multiplizirt und durch Addition diefer Produkte 
die Anzahl der Maßſtabseinheiten für die ganze Genojjenjchaft efunden. 

Praktiſch ijt die Anwendung diejer Kombination unzuläjjig, da das 
Geje hierüber feinerlei Bejtimmungen enthält. ?) 

y) Soferne das Statut die Umlegung nach dem Maßſtabe von Steuern 
nicht vorjchreibt, erfolgt die Umlegung der Beiträge nad) der Höhe der mit 
dem Betriebe verbundenen Unfallgefahr und dem Maße der in den Betrieben 
durchichnittlich erforderten menjchlichen Arbeit (L.U.B.G. $ 33 Abj. 2). 

Die Abjhägung der Betriebe geht in der Weije vor fi, dab für jeden 
Unternehmer unter Berückſichtigung der Zahl der in jeinem Betriebe bejchäftigten 
Arbeiter und der Dauer ihrer Beichäftigung die Zahl derjenigen Arbeitstage 
abgeichägt wird, welche zur Bewirthichaftung jeines Betriebes im Jahresdurch— 


Bol. — v. Woedtke Anm. 2, 3 zu L. U.V. G. 5 76. — Daneben Piloty 
©. 124 1; Wey 429 ff.; Piloty Urbeiterverficherungsgefege, Note zu L.U. V.G. 8 76. 

) A. A. v. chin Anm. 3 Abi. 1 zu L. U.V.G. $ 33; Arm. 2 Abf. 3 zu EU. 3. G. 
8 355 ebenfo Piloty Arbeiterverficherungsgelege, Note zu L. U.V.G. 8 33. — Diele 
Meinung ift aber dem Haren Wortlaut des L.U. V. 6. 8 38 gegenüber unhaltbar. 
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ſchnitt erforderlich find. Dabei find dauernd beichäftigte Arbeiter mit drei- 
hundert Arbeitstagen in Rechnung zu ziehen und die Arbeitstage weiblicher 
Perjonen nad) Verhältnig des SO UNS auf Arbeitötage männ— 
licher Arbeiter zurüdzuführen E. U. V. G. $ 36). 

Es wird hiebei für jeden Arbeitstag eines Arbeiter oder einer anderen nach 
82 verjicherten Perſon der dreihundertite Theil des nad) 5 6 für den Sit des 
Betriebes ermittelten durchjchnittlichen Jahresarbeitsverdienftes für erwachjene 
männliche Arbeiter in Anrechnung gebracht. 

Bei den Betrieböbeamten hingegen werden die in einer bejonderen Nach: 
ee jährlih feitzuftelenden thatjächlich bezogenen Löhne und Gehälter 
L.U.B.G. 8 79), bei verficherten Betriebsunternehmern deren Sahresarbeits- 
2 LU B.G.$ 6 Abſ. 4) der Berechnung zu Grunde gelegt (L.U. V. G. 

8). 

Der die Höhe von täglich vier Marf, das Jahr zu dreihundert Arbeits- 
tagen gerechnet, überfteigende Betrag des Sahresarbeitäverdienites ijt nur mit 
einem Drittel in Anrechnung zu bringen (L. U.V.G. $ 80). 

Die Anzahl der Mafitabseinheiten wırd hier gefunden, indem die Summe 
der durch Abſchätzung ermittelten (bezw. von den Betriebsbeamten thatjächlich 
bezogenen) Lohnwerthe in den einzelnen Gefahrenklafjen mit der treffenden Ge- 
tahrengiffer multiplizirt und die jo erhaltenen Produfte dann addirt werden. 

5) Nun fann aber bei diejem Syſtem in B.Gn., in welchen die einzelnen 
Betriebe eine erhebliche VBerjchiedenheit der Unfallgefahr nicht bieten, die Ge— 
nojjenjchaftsverjammlung, auf Grund Delegation durch dieje auch ein Aus— 
ihuß oder der Vorſtand, mit Genehmigung des R.V.A. beſchließen, daß von 
ber, Aufelung eines Gefahrentarifes brand genommen werde (L.U. V. G. 

Abj. 6 
5 In dieſem Falle jtellt jich die Anzahl der Maßſtabseinheiten einfach dar 
al3 die Summe der durch Abjchägung ermittelten, bezw. thatjächlich bezogenen 
Lohnwerthe. — 

Die Bejonderheiten der gewählten Umlagemaßjtäbe bringen es bei der 
land» und forjtwirthichaftlichen Unfallverjicherung mit fich, daß bei der Um— 
legung nad) dem Maßſtabe von Steuern eine Nachweilung, Prüfung und ev. 
einjeitige Feititellung überhaupt nicht, bei der Umlegung nach dem Maßjtabe 
der in den Betrieben verwendeten Arbeit nur bezüglich der thatjächlich bezogenen 
Gehälter oder Löhne der Betriebsbeamten nothwendig ift (L.U.B.G. $ 79). 

An deren Stelle treten z. Th. die nach 2.U.B.©. 88 34, 38 in allen 
Fällen aufzujtellenden, in den Fällen des $ 33 Abj. 2 auch mitzutheilenden 
Unternehmerverzeichnifje, die nicht etwa (wie die Genofjenjchaftsfatajter nach 
U. V. G. $ 37) nur Beurkundungen der genofjenjchaftlichen Betriebszugehörigkeit, 
jondern auch über Die Veranlagung und Abſchätzung der Betriebe darjtellen 
und jomit auch als Grundlage für die Beitragserhebung dienen. 

ec) Die Erhebung der Beiträge (vgl. oben $ 20 Ziff. 4b). 

x) Die Mittheilung (L.U.B.G. $ 81 Abj. 2, 3). 

Den Gemeindebehörden werden bezüglich der dem Gemeindebezirfe ans 
gehörenden Genojjenjchaftsmitglieder Auszüge aus der Heberolle mit der Auf- 
jorderung zugejtellt, die Beiträge einzuziehen und in ganzer Summe binnen 
vier Wochen an den Genojfenichaftsvoritand einzujenden. Die Auszüge müffen 
diejenigen Angaben enthalten, welche die Zahlungspflichtigen in den Stand 
legen, die Nichtigfeit der angejtellten Beitragsberechnung zu prüfen. Sie find 
von der Gemeindebehörde während zwei Wochen zur Einficht der Betheiligten 
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auszulegen; der Beginn dieſer Friſt iſt auf ortsübliche Weile befannt zu 
machen. 

B) Die Anfechtung (L.U.B.G. 85 82 Abi. 2, 38 Abſ. 3, 4). 

a) Binnen einer weiteren Friſt von zwei Wochen kann der Betriebsunter- 
nehmer, unbejchadet der Verpflichtung zur vorläufigen Zahlung, gegen die Bei- 
tragsberechnung bei dem Genofjenichaftsvorftande Einjpruch erheben. Durch 
diejen Einſpruch kann jedoch die nach L. U.V. G. 88 35 und 36 erfolgte Ver: 
anlagung und Abſchätzung nicht angefochten werben. 

b) Gegen den auf den Einjpruch jchriftlich zu ertheilenden, vorläufig voll- 
ftredbaren Beicheid fteht dem Betriebsunternehmer binnen zwei Wochen nad) 
der Zujtellung die Beichwerde an den Genoſſenſchaftsausſchuß zu. 

c) Gegen die Entjcheidung des Lebteren hat der — — 
innerhalb der gleichen Friſt das Recht der en an en 

y) Die Einziehung (L. U.V.G. 88 81 Abi. 2 

Innerhalb vier Wochen von Zuftellung des inne an haben 
die Semeindebehörden die Beiträge einzuziehen und in ganzer Summe an den 
Genoſſenſchaftsvorſtand einzujenden. Beiträge, bezüglich deren jie weder den 
wirklichen Ausjall noch die fruchtlos erfolgte Zwangsvollſtreckung nachweiſen 
fann, hat die Gemeinde vorſchußweiſe mit einzujenden vorbehaltlich jpäterer 
Sritattung aus dem Betriebsfonds, erforderlichenfall3 auch aus dem Reſerve— 
tonds der B.®. 

Für die Einziehung haben die Gemeindebehörden von der B.G. eine Vergüt- 
ung zu beanjpruchen, deren Höhe von den Landes-Zentralbehörden feitzufegen iſt. 
i aahımnge Beiträge werden in derjelben Weiſe beigetrieben wie Gemeinde: 
abgaben 

d) Endlich it hervorzuheben, daß gerade bezüglich der hier in Frage 
ſtehenden Punkte derZandesgejeggebung eine weitgehende Selbititändigfeit 
eingeräumt tft, indem diejelbe nach L.U. V.G. 8 110 befugt ift, das Verfahren 
bei Betrieböveränderungen, den Maßſtab für die Umlegung der Beiträge und 
dad Verfahren bei deren Umlegung und Erhebung abweichend von den Be 
ſtinmungen des L.U.B.G. zu regeln.') 

3) Die berufsgenofjenfhaftlide Bauunfallverfiherung.?) 

) Die Feititellung des Bedarfes. 

Dier ift vor Allem zu berüciichtigen, daß bei der Tiefbau-B.G. der Kapi- 
talwerth der im abgelaufenen Nechnungsjahre zur Entjtehung gelangten Renten: 
un P deden iſt. Die Grundjäße für deſſen Berechnung ftellt das 

4. feit.® 

Zur Bildung eines Rejervefonds, die auch hier obligatorisch ift, find den 
Beiträgen jährlich fünf Prozent derjelben jolange zuzuſchlagen, bis der Reſerve— 
fonds unter inzurechnung der Zinjen — Beſtandes die Höhe der erforder— 
lichen Jahresbeiträge erreicht (B.U.B.G. 8 13 Abſ. 1). 

b) Die Umlegung des Bedarfes. 

Dieje geht hier genau in derjelben Weiſe vor fich wie bei der industriellen 
Unfallverficherung. 

c) Die Erhebung der Beiträge. 

Die Mitglieder der Tiefbau: B.G. oben vierteljährliche Vorſchüſſe auf 


) Die Betrachtung der gig Se Vorſchriften gehört nicht in den Rahmen dieſer 
Arbeit Ar yr oben $ 2 dm 2 iloty ©. 735 #}.). 

U. V. G. * 10 dir — — Dazu A. N. 1889 S. 78ff.; 1894 ©. 141ff. 
Dal. dazu Weyl ©. 435 ff. 
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die Beiträge zu leiften. Diefelben bemeſſen fich für die einzelnen Mitglieder 
nach der Höhe der für das letztvergangene Nechnungsjahr auf fie vertheilten 
Beiträge und betragen jedesmal den vierten Theil der letzteren, jolange nicht 
die Genofjenichaftsverfammlung einen niedrigeren Betrag feitgejeßt hat.) 

Diefe Vorſchüſſe find binnen zwei Wochen nach den durch das Statut 
oder die Genofjenjchaftsverfammlung bejtimmten Fälligfeitsterminen von den 
Mitgliedern an den Genofjenichaftsvoritand einzuzahlen. Nüdjtändige Bor: 
Schütte werden in derjelben Weife beigetrieben wie Gemeindeabgaben (B.1.B.©. 
8 10 Abi. 4). 

d) Für die Hochbau-B.Gn. gelten im Allgemeinen die Beitimmungen 
des U.V. G. Doc, fann die sub c) bejprochene Erhebung vierteljährlicher Vor— 
a durch das Statut auch bei ihnen eingeführt werden (B. U.V. G. 8 48 

9 


4) Die Seeunfallverſicherung. 

a) Die Feititellung des Bedarfs. 

Das Verfahren Iehnt ſich hier ganz an das der induftriellen Unfallvers 
fiherung an. 

b) Die Umlegung des Bedarfs. 

Hier ift zu unterjcheiden zwijchen den Seeſchiffahrts- und den Hilfs— 
betrieben. 

«) Bei erfteren erfolgt die Umlegung nach Maßgabe desjenigen Betrages, 
welcher fich für jedes Fahrzeug aus der Summe der Durchſchnittslöhne und 
Gehälter für die durch Abſchätzung feitgeitellte Zahl der Beſatzung ergibt 
(S. U.V. G. $ 79 Abi. 4 lit. a). Dieſe Abſchätzung erfolgt auf Grund des 
Handbuchs für die deutiche Handelsmarine und der mit Hilfe der Meßbriefe 
aufgeftellten Verzeichniſſe (S.U.B.G. 88 34, 21). 

Die Summe der Durchjchnittslöhne und -Gehälter wird nad S. U.V. G. 
$ 6 und zwar für jede Lohnkategorie (Vollmatrojen, Steuerleute, Maſchiniſten, 
Jonftige Schiffsoffiziere, Schiffer, ev. noch weitere Abftufungen); gejondert 
berechnet, indem als SJahresarbeitsverdienit das Neunfache desjenigen vom 
Neichsfanzler feitzujfegenden Durchjchnittsbetrages angenommen wird, welcher 
bei der Anmufterung oder Anwerbung durchichnittlich für den Monat an Lohn 
(Heuer) oder Gehalt gewährt wird, unter Hinzurechnung von zwei Fünftel des 
für Vollmatrojen geltenden Durchjchnittsjages ald Geldwerth der auf Seefahr: 
zeugen gewährten Beföftigung. Dabei wird für diejenigen Klaſſen der Schiffs- 
befagung, welche neben dem Lohn oder Gehalt regelmäßige Nebeneinnahmen 
zu beziehen pflegen, bei Berechnung des Jahresarbeitsverdienite8 auch der 
durchjchnittliche Geldwerth diefer Nebeneinnahmen in Anja gebracht. 

B) Bei Hilfsbetrieben dient als Beitragsmaßitab die Zahl der Arbeitstage, 
indem für je dreihundert Arbeitstage der Sahresarbeitsverdienit zur Anrechnung 
gebracht wird, d. h. der Verdienjt, welcher von den in diejen Betrieben be- 
ichäftigten Perſonen im Jahre durchjchnittlich erzielt wird. Diejer Durchſchnitts— 
verdienft wird von der höheren Verwaltungsbehörde des Beichäftigungsortes 
fejtgejeßt. Soferne er den dreihundertfachen Betrag des ortsüblichen Tagelohns 
gewöhnlicher Tagearbeiter nicht erreicht, gilt als Jahresarbeitsverdienjt der 
letztere (S. UV.G. 88 79 Abi. 4 lit. b; 7). 

In beiden Fällen [x) und B)] kommt der zwölfhundert Mark für Perjon 


B. U. B. G. 8 10 Abſ. 2,3. — Dafelbit auch über die Bemeſſung der Vorſchüſſe für 
neu eintretende Mitglieder und während des erſten Rechnungsjahres. 
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und Jahr überſteigende Betrag nur mit einem Drittel, der zweitauſend Mark 
überjteigende Betrag nur inſoweit in Rechnung, als durch Statut die Ver— 
— auf einen höheren Jahresarbeitsverdienſt erſtreckt iſt (S. UV.G. 879 
Abſ. 5). 

Die Anzahl der Maßſtabseinheiten iſt in den durch Abſchätzung, bezw. 
Berechnung ermittelten Lohnjummen gegeben, falld aber die B.G. von ihrer 
Befugniß zur Aufitellung eines Gefahrentarif3 Gebrauch machen jollte,') durch) 
die Summe der Produkte aus den Zohnjummen der einzelnen Gefahrenflafjen 
mit der jeweiligen Gefahrenziffer. 

Eine Nachweijung ift hier nur bei den Hilfsbetrieben erforderlich; aus 
derjelben muß jich ergeben, an wieviel Tagen des verflofjenen Rechnungsjahres 
und in welcher Anzahl fie Verſicherte beichäftigt haben (S.U.B.G. $ 79 
Abi. 2), Im übrigen werden die Nachweilungen durch die gemäß S. U.V. G. 
SS 21, 22 aufzuftellenden Verzeichniſſe erjegt. 

c) die Erhebung der Beiträge. 

Das Verfahren ijt bier dasjelbe wie bei der indujtriellen Unfallver- 
jiherung. Die Genofjenjchaft ift jedoch befugt, die Beitreibung der einer 
Khederei oder einem Mitrheder zur Laſt fallenden Beträge dem Korreſpondent— 
rheder oder Bevollmächtigten zu übertragen (S. U.V. G. $ 86 Abi. 3). 


8 23. Bie Berfiherungsanftalten der Bauunfallverfiherung. ?) 


1) Während bei den B. Gn. der Bedarf ſtets eine einheitliche, nach gleichen 
Regeln umzufegende Summe darftellt, gliedert er fich bei den V. An. in zwei 
ſcharf zu jcheidende Teile, bei denen die drei Stadien des Verfahrens nad) 
ganz verjchiedenen Prinzipien und Syſtemen vor ſich gehen, die daher gejonderte 
Betrahtung verlangen. °) 

2) Die Berjiherung nad) B.U. V. G. $ 21 lit. a) (d. h. von „Baus 
arbeiten, zu deren Ausführung, einzeln genommen, mehr al3 als jech® Arbeits: . 
tage thatjächlich verwendet worden jind“). 

a) die Feitjtellung des Bedarfes. 

Sie geichieht bei Aufttellung des Prämientarifes, der alle drei Sahre von 
dem R.V. A.“) für jede B.G. nad) Anhörung des Borjtandes derjelben im 
Voraus feftgejeßt wird. Als Grundlagen dienen der Kapitalwerth derjenigen 
Seiftungen, welche der V. A. aus den bei Bauarbeiten der in $ 21 lit. a) 
bezeichneten Art im Jahre durchichnittlich zu erwartenden Unfällen vorausjicht- 
ih erwachjen werden, ferner die zur Bildung des vorgejchriebenen Nejerve: 
jonds erforderlichen Zuſchläge, jowie ein Pauſchbetrag für Verwaltungstoften, 


NEUDVG. 8 35. — Bis jegt hat fie das nicht gethan (vgl. Handbuch Anm. 1 
u SUD.G. $ 35). 

Vgl. namentlih Piloty ©. 716 ff.; Weyl ©. 433 ff. 437 ff. 

”) Die Ausscheidung der beiden Beſtandtheile des Bedarfs obliegt nah B.U. V. G. 
3 41 dem Genojlenidaftsvoritand. 
-, . Vezüglic der Ausiheidung des Bedarfs ergeben ſich aud noch in anderer Richtung 
Schwierigfeiten, die aus dem Welen der V. A. als einer Einrichtung der B.G. fich ableiten. 
08 lafien ſich namentlich die Verwaltungskoſten der V. A. von den durch die berufsgenoflen- 
\haftliche Verficherung verurjachten oft nicht trennen. Deshalb hat das B. UV. G. 8 17 
Abi. 6 vorgeichrieben, daß von der V. A. außer den durd) die befondere Verwaltung derjelben 
tatlächlich erforderlich gemweienen Aufwendungen nad näherer Beitimmung des R.BN. 
als Etſaß des auf die BA. entfallenden Antheils an den gemeinfamen Bermwaltungstoiten 
em Paufchbetrag erhoben werde (vgl. dazu A. N. 1889 S. 195 Ziff. 704). 

*) Bezw. dem bayeriihen E.B.A. AU N. 1888 S. 21 fi. — R. Anz. 1887 Nr. 293. 
— Mittheilungen des bayeriihen L. B. A. I S. 99. — M.A.Bl. 1887 ©. 444). 
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welcher nach der Höhe der in der vorangegangenen Periode im Jahresdurchichnitt 
für die BA. entjtandenen Berwaltungsfoften unter Berüdjichtigung des auf 
die Gemeinden nach $ 31 entfallenden Betrages bderjelben zu berechnen ift. 
(B. U. V. G. $ 24 bj. 1).') 
b) Die Umlegung des Bedarfes. 
«) Die Einfhägung. 
a) Die Aufftellung Ges PBrämientarifes. 

Der Prämientarif muß die der Berechnung der Prämien zu Grunde zu 
legenden Einheitsjäge nach Berhältniß der bei der Bauausführung von den 
Verſicherten verdienten Löhne oder Gehälter, bezw. des in Betracht kommenden 
Jahresarbeitsverdienjtes dergejtalt erjichtlich machen, daß jich ergibt, wieviel 
für jede angefangene halbe Mark des in Betracht kommenden Lohnes an 
Prämie zu entrichten tft. 

Soferne nad) dem für die B.G. beftehenden Gefahrentarif die einzelnen 
Arten von Bauarbeiten zu verjchieden bemefjenen Beiträgen herangezogen 
werden, find auch die Einheitsjäge der an die VA. zu entrichtenden Prämien 
nach dem durch den Gefahrentarif der rl fejtgejtellten Verhältniſſe 
ie zu berechnen (B. U.V. G. $ 23). 

Der Prämientarif ift durch den NeichSanzeiger und diejenigen Blätter zu 
veröffentlichen, welche zu den amtlichen Bekanntmachungen der Landes-Zentral- 
behörden oder der höheren Verwaltungsbehörden, in deren Bezirken er Gel— 
tung haben joll, beitimmt find. * Veröffentlichung erfolgt durch das R.V. A. 
(B. U.V. G. 8 24 Abſ. 3). 

b) Die — — 

Die Unternehmer haben der von der Landes-Zentralbehörde beſtimmten 
Behörde nad) einem von dem R. V. A. vorzuſchreibenden Formular längſtens 
binnen drei Tagen nach Ablauf eines jeden Monats eine Nachweiſung der in 
dieſem Monate bei Ausführung der Bauarbeiten verwendeten Arbeitstage und 
der von dem Verficherten dabei verdienten Löhne und Gehälter vorzulegen 
(BURG. $ 22 Abi. 1). ?) 

c) Die Prüfung und einjeitige Feſtſtellung. 

Die eingereichten Nachweifungen werden von der betr. Behörde geprüft. 
Soweit die BVerpflichteten die Nachweifung nicht rechtzeitig oder nicht voll: 
jtändig einreichen, hat fie diejelbe nach ihrer Kenntnig der Verhältniſſe jelbft 
aufzuftellen oder zu ergänzen. Sie kann zu dieſem Zweck die Verpflichteten 
zu einer Auskunft innerhalb einer zu beftimmenden Friſt durch Geldftrafen 
bis zu — Mark anhalten (B. U. V. G. $ 22 Abſ. 2). °) 

Die Ueberweiſung der Nachweiſungen. 

Die achweiſungen ſind binnen zwei Wochen nach Ablauf des Kalender— 
vierteljahres an den Genoſſenſchaftsvorſtand oder das von dieſem bezeichnete 
Organ der Genoſſenſchaft einzureichen. Dabei hat die betr. Verwaltungsbehörde 
zu beſcheinigen, daß ihr über die Ausführung weiterer Bauarbeiten, für welche 


*) Ueber die Berechnung des Kapitalwerthes ſiehe A. N. 1889 ©. 78 ff.; 1894 ©. 141 ff. 

’) Diefe Nachweiſung dient nicht (mie nah L.U.V. G. 88 34, 38 die Unternehmer: 
verzeichnifie) der Feſtſtellung der Verficherungszugebörigfeit, Sondern lediglich der Prämien: 
berehnung. Piloty Arbeiterperficherungsg A Note zu BURG. $ 22). — Formular und 
Anleitung | fiehe A. N. 1888 S. 14. 

Für — — öffentliche Korporationen und andere Bauherren, welche 
regelmäßig ohne Uebertragung an, andere Unternehmer Bauarbeiten ausführen, kann auf 
ihren Antrag eine ſolche einſeitige Feſtſtellung der der erw der Prämien zu 
Grunde zu legenden Arbeitslöhne und Gehälter erfolgen (B. U.V. G. 8 


Ge — — — 


der Mittel im Reichsunfallverſicherungsrecht. b7 


nad) den vorjtehenden Vorſchriften in ihrem Bezirke Arge vorzulegen 
wären, nichts befannt geworden jei (B.U.B.G. $ 22 bj. 3). 

8) Die Berehnung. 

Nach Ablauf des Rafenbervierteljahres wird auf Grundlage des Prämien- 
tarifs und dieſer Nachweilungen vom Genofjenichaftsvoritande die Prämie 
berechnet, welche auf jeden Unternehmer entjällt. Dabei ift für diejenigen Ber: 
ionen, deren bei der Ausführung der Bauarbeit verdiente Löhne und Gehälter 
für den Arbeitstag den Betrag des ortsüblichen Tagelohnes gewöhnlicher er: 
wachiener Tagearbeiter nicht erreichen, dieſer lettere Betrag der Berechnung 
der Prämie zu Grunde zu legen (B.U.B.G. 8 25 Abi. 1, 2). 

Im übrigen ftellt jich die Berechnung der Beiträge bier jehr einfach, da 
die Beitragsjäge für die einzelnen Lohnhöhen und Gefahrenflafjen ohne weiteres 
aus dem Prämientarif erjichtlich find. 

y) Die Feſtſtellung. 

Sie geichieht durch Aufftellung der Heberolle (B.U.B.G. 8 25 Abſ. 1). 

c) Die Erhebung der Beiträge. 

Das Verfahren gejtaltet ich bier analog dem der land» und forjtwirth- 
Ihaftlichen Unfallverficherung. Verſchiedenheiten ergeben fich lediglich bezüglich 
der Anfechtung. 

a) Der Einjpruch ift mur zuläffig, wenn fich derjelbe auf unrichtigen An- 
ſatz der Löhne, auf unrichtige Anwendung des Prämientarifs, auf Nechenfehler 
oder auf Die Behauptung ſtützt, daß der in Anſpruch Genommene zur Ent: 
richtung von Prämien für die von ihm bejchäftigten Perjonen nicht verpflichtet 
jet. Auf unrichtigen Anjag der Löhne kann der Einſpruch in den Fällen nicht 
getäßt werden, in welchen die Nachweilung wegen Säumniß des Verpflichteten 
von der Gemeindebehörde aufgeitellt worden war. 

P) Wird dem Einjpruch überhaupt nicht oder nicht in dem beantragten 
Umfange Folge gegeben, ſo jteht dem Zahlungspflichtigen binnen zwei Wochen 
na der Zustellung der Entjcheidung des zujtändigen Genojjenschaftsorgang 
die Beſchwerde an die untere Berwaltungsbehörbe zu. 

y) Gegen die Enticheidung derjelben ift binnen zwei Wochen nach der 
Zuftellung Rekurs an das R. V. A. zuläfjig. Derjelbe darf aber nur auf die 
Behauptung geitügt werden, daß eine NG zur Entrichtung von 
Prämien nicht vorliege (B.U.B.G. 8 26 Abi. 2, 3). 

3) Die Verfiherung nah B.U.V. G. S 21 it. b), d. h. von „Bau- 
orbeiten von geringerer Dauer“ (böchitens sche" Arbeitstage). 

a) Die Feititellung des Bedarjes. 

AS Bedarf fommen hier die im betr. Jahre aufgewendeten Mittel zur 
* der — — und Verwaltungskoſten in Betracht (B. U. V. G. 

bſ. 

b) — Umlegung des Bedarfes. 

Dieſelbe erfolgt jährlich auf die Gemeinden, bezw. weiteren Kommunal— 
verbände oder Verwaltungsbezirke nach dem Verhältniß der Bevölkerungsziffer, 
d. h. derjenigen Zahl von Einwohnern, welche aus Anlaß der nächſtvorher— 
gegangenen Volkszählung von der zujtändigen Behörde amtlich fejtgeitellt iſt, 
und zwar von dem auf die Fejtitellung folgenden Nechnungsjahre ab (B. U. V. G. 
$ 30). Die Bevölferungsziffer jtellt hier zugleich die Anzahl der Beitrags: 
einheiten dar. 

ec) Die Erhebung der Beiträge. 

a) Die Mittheilung. Den Beitragspflichtigen wird ein Auszug aus der 
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aufzuftellenden Heberolle mit der Aufforderung zugeſtellt, den feſtgeſetzten 
Betrag bei Vermeidung der zwangsweijen Beitreibung binnen zwei Wochen 
einzuzahlen. Der Auszug muß diejenigen Angaben enthalten, welche die Ge- 
meinden u. ſ. ww. in den Stand jegen, die Richtigkeit der angejtellten Beitrags 
berechnung zu prüfen. ”) 

B) Die Anfechtung. Widerjpruch und Beichwerde regeln fich hier ebenjo 
wie bei der induftriellen Unfallverſicherung; letztere ift jedoch nur zuläſſig, 
wenn fie jich entweder, auf Nechenfehler oder auf Irrthümer bei Anja der 
Bevölferungsziffer gründet. 

y) Die Einziehung. Rückſtändige Beiträge werden in derjelben Weije 
beigetrieben wie Gemeindeabgaben (B.U.B.G. 88 41 Abj. 3, 42 Abi. 1). 


B. Die beionderen Arten der Laftenübertragung. 
8 24. Die Ausfcließung einzelner Laſten von der normalen Laftenübertragung. 


1) Die Negel it, daß alle Aufwendungen zu Zwecken der Unfallver— 
jicherung gleichheitlich e der ım Vorjtehenden ‚gejchilderten normalen Zajten= 
übertragung teilnehmen. ?) Hievon giebt es aber einige, 3. Th. jehr einjchneidende 
Ausnahmen, bei denen ein Doppelte möglich ift: 


a) Die einzelnen Laſten erjcheinen überhaupt nicht im Etat der Ver- 
jicherungsverbände, indem fie durch von diejen gen — Rechtsſubjekte 
getragen werden (jo in den Fällen von Ziff. 2, 3 a, 4). 


b) Die Laften werden zwar von den Verficherungsverbänden getragen, 
jedoch diejen von anderen Nechtsjubjeften wieder erjtattet, jo daß fie an der 
allgemeinen Lajtenübertragung feinen Antheil zu nehmen brauchen (jo im Falle 
der Biff. 3 b). — Die Birkung ift in beiden Fällen die gleiche. 

2) Bor allem gehört hierher die ummittelbare Fürſorge durch 
den Unternehmer desjenigen Betriebes, in welchem der Unfall fich ereignet 
hat, bezw. die Gemeinde, in deren Bezirk der Verletzte bejchäftigt war. °) 

a) Diefelben (nah U.B.G., B.U.B.G., S.UB.G. die Unternehmer, 
nach L. U.V.G. und B.U.B G. bezüglich der dort in $ 4 Ziff. 4 Abi. 1 auf- 
geführten Bauarbeiten die Gemeinden) find nämlich einmal verpflichtet, die 
Differenz zwiſchen dem gejeglich oder ftatutengemäß zu gewährenden Kranken— 
gelde und dem auf mindeltens zwei Drittel des bei der Berechnung zu Grunde 
gelegten Arbeitslohnes zu bemejjenden Kranfengelde den betheiligten Kranfen- 
fajjen, bezw. der Gemeindefranfenverficherung zu erjtatten. 

b) Diejelben haben weiters den auf Grund gejeglicher (nicht ſtatutariſcher) 
Borichrift gegen Unfall verjicherten Perjonen, welche nicht nach den Beſtimm— 
ungen des KV.G. verſichert ſind, die in K. V. G. 88 6, 7 vorgeſehenen Unter: 


Vol. — AN. 1889 S. 318 Ziff. 708. 

Es ericheint deshalb ganz "überflüffig, wenn dies in den Geſetzen bezüglich einzelner 
Laſten befonders bervorgeboben wird, vol. 3. B. im U.V. G. 8 100: „Die der Genoflen- 
Ichaft hieraus (aus älteren Verficherungsverträgen) exwachſenden _Bablungsverbindlichteiten 
werden durch Umlage auf die Mitglieder derielben gededt.“ — Ebenſo SU8.G. $ 114 Abi. 3. — 
Aehnlich betont Rofjin (©. 632 f.) befonders, daß „in und mit dem Sefammtbedarf auch die 
Berwaltungstojten nad) dem in ihm berrichenden Snitem durch Beiträge aufgebracht werden,“ 
daß fie „andererfeits auch an den fonitigen Ericheinungen der Laftenvertbeilung analogen 


Antheil” ne 
) U. V 5 Abi. 9, 10. — L. U.V.G. $ 10. — B. U.V. G. 88 6 Abi. 1; 7. — 
5.1.8.6. 81 
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ſtützungen einschließlich des aus dem Vorftehenden jich ergebenden Mehrbetrages 
für die erjten dreizehn Wochen aus eigenen Mitteln zu leijten. ') 

In diejen beiden Fällen erfolgt die Fürjorge nicht durch Vermittlung der 
Verjiherungsverbände; vielmehr erjcheinen im erfteren Falle die Leiftungen als 
Zuſchläge zum Krankengeld und werden mit diefem durch die Krankenkaſſen 
(bezw. Gemeinde) ausbezahlt; im letzteren Falle erfolgt die Fürjorge direkt 
durch den Unternehmer, bezw. die Gemeinde. 

3) Einen zweiten Hauptfall bilden die Verwaltungskoſten, bezüglic 
deren jich in zweifacher Weije Abweichungen von dem normalen Gang der 
Laftenübertragung ergeben. 

a) Von vornherein bleiben von derjelben ausgeichloffen diejenigen Ber: 
waltungsfojten, welche durch Inanjpruchnahme der Behörden des Neiches, der 
Einzeljtaaten und der Gemeinden entjtehen und diejen nicht erjtattet werden. 
(Bol. hiezu oben $ 9 Ziff. 3). 

b) Weiters können die Koſten, welche durch Ueberwachung und Kontrole 
der Betriebe entjtehen, joweit fie in baren Auslagen bejtehen, durch den Bor: 
itand dem Betriebsunternehmer auferlegt werden, wenn diejer durch Nichter- 
füllung der ihm obliegenden Verpflichtungen zu ihrer Aufwendung Anlaß ge 
geben hat. Sie werden alsdann wie Gemeindeabgaben beigetrieben; an der 
Feititellung und Umlegung des Bedarfes nehmen fie jedoch nicht Antheil, 
werden vielmehr jchon vorher in Atzug gebracht. °) 

4) Einen leßten, bereits oben ($ 9 Ziff. 4) beiprochenen Fall ftellen die 
unverzinslichen Vorſchüſſe dar, welche die Poſt in Folge Ueber: 
tragung des Auszahlungsgejchäftes an fie zu leiften hat. Die rechtliche Be— 
a. ijt hier die gleiche wie bei den in Ziff. 3a erwähnten Verwaltungs: 
often. 


$ 25. Die Deckung des Bedarfs durd) andere Bedarfsperioden. 


1) Auch von dem Prinzip, daß jede Bedarfsperiode lediglich den ihr zur 
Laſt fallenden Bedarf —— habe, ohne ſich dabei um denjenigen ver— 
gangener oder künftiger Perioden zu kümmern, ergeben ſich aus Zweckmäßig— 
feitsrücfichten verjchiedene Ausnahmen. ?) 

2) a) Zunächſt entjtehen naturgemäß in jeder VBedarfsperiode bei der Er- 
hebung der Beiträge Ausfälle durch Zahlungsunfähigfeit einzelner 
Beitragspflichtigen. Für jolche Fälle jchreibt die Gejeggebung den Aus: 


n eg ge ergeben ſich 
4) beim L. U.V.G. und B.U.B.G. (bezüglich der Bauarbeiten des $ 4 Ziff. 4 Abi. 1), 
indem die Gemeinde hier während der eriten dreizehn Wochen dem PVerlegten die often 
des Heilverfahrens in dem im K. V.G. vom 15. Juni 1883 8 6 Abf. 1 Ziff. 1 bezeichneten 
Umfange zu gewähren bat, jedoch nur inſoweit demjelben nicht Schon anderweitige Fürſorge⸗ 
anfprüche zuftehen. Als Erfaß der Koſten des Heilverfahrens gilt im Zweifel die Hälfte des 
nah dem K. B. G. gewährenden Mindeſtbetrages des Krankengeldes. 
5) Beim S.UB.G,, indem ſich bier das Maß der sub b) bezeichneten Fürſorge bei 
Seeleuten nad den Beitimmungen des AU. D. H. G. B. art. 523 ff. und der Seemanns- 
ordnung SS 48 ff. richtet, zudem diefelbe nur dann eintritt, wenn ein geſetzlicher Anſpruch 
auf ng weder gegen den Rheder noc gegen Krankenkaſſen beſteht. 
188.886. — LUNG 8A. — BUIDVG.S HM — S. U.V. G. 8 96. — 
Bol. dazu oben $ 2 Ziff. 4b. 
F ae Tragung der durch die Sektionen veruriachten Verwaltungstoften vgl. unten 
7 af. 2. 
Dieſe Fälle dürfen jedoch mit den oben ($ 14) beiprochenen Kapitaldedungsprinzipien 
nicht vermechielt werden, da es ſich bei diefen nicht etwa um eine Dedung zukünftigen, 
Iondern um eine andere Auffaflung des Begriffes des gegenwärtigen PBedarfes handelt. 
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weg vor, daß dieje uneinziehbaren Beiträge vorſchußweiſe aus dem Betriebs— 
fonds oder erforderlichenfalls aus dem Nejervefonds der B.G. gededt und 
dann bei der Umlegung der nächiten Bedarfsperiode mit berüdjichtigt werden. ') 

b) In ähnlicher Weile kann beim Nepartitionsigftem infolge eines 
Fehlers bei der Berechnung und Herabminderung zu hoch feitgejegter 
Beiträge ein Ausfall eintreten. Auch diejer ift bei der Umlegung des nächjten 
Nechnungsjahres zu deden. ?) 

3) Während dieje beiden Fälle nur Irregularitäten in dem normalen 
Verlaufe des Verfahrens darftellen, bildet die Anjammlung von Rejerve- 
fonds eine vom Gejeg gewollte und in den meiften Fällen obligatorisch ge— 
machte Art der Dedung des Bedarfes durch andere Bedarfsperioden. R ojin 
(©. 567) erblict in denjenigen Beträgen, welche in jeder Periode für die An- 
jammlung eine® Nejervefonds verwendet werden, „einen wichtigen Factor des 
aufzubringenden Bedarfs". Es ijt richtig, daß die Zufchläge für den Reſerve— 
fonds formell als gejonderter Bedarfsfaktor erjcheinen. Materiell und 
mittelbar dagegen dienen auch fie nur zur Dedung des übrigen Bedarfes, wes— 
halb auch oben davon abgejehen wurde, fie als jelbjtjtändigen Pojten des 
Bedarfes darzuftellen. 

4)a) Der Zweck des Reſervefonds ift, wie jchon oben ($ 13 Ziff.de) 
hervorgehoben wurde, einmal, die ftetige Steigerung des Bedarfes durch Zus 
rüclegen von Mitteln zur Dedung des zukünftigen Bedarfes auszugleichen, 
jodann aber auch die Leiftungsfähigfeit der Verficherungsverbände bei außer: 
ordentlichen Bedarfsfällen zu jichern. 

b) Die Wirkung der Anjammlung eines Reſervefonds it 
demnach vor Allem eine Belaftung der gegenwärtigen zu Gunſten der zu: 
künftigen Beitragspflichtigen. 

Da num die jeweiligen Beitragspflichtigen jelbjtverftändlich das Bejtreben 
haben, dieje Laſten möglichjt zu verringern, jo durfte die Bildung eines Reſerve— 
fonds in den meiſten und wichtigiten Fällen nicht der Bejtimmung des Statut3 
oder gar den Beſchlüſſen der Genofjenihaftsorgane anheimgegeben werden; viel» 
mehr mußte fie das Gejeß obligatorisch machen und zugleich eine Normalhöhe für 
den zu bildenden Nejevefonds jelbjt wie Vorjchriften über die Zujchläge zu 
demjelben fejtjegen. Will dann die Genoffenjchaft noch ein Uebriges thun, 
indem fie dem Nejevefonds höhere Zujchläge zuführt, als das Gejeß fie vers 
langt, oder denjelben über die vorgejchriebene Normalhöhe erhöht, jo bleibt 
ihr das vorbehaltlich der Genehmigung des R.V. A. unverwehrt. °) 

Undererjeit3 aber wird durch die Anſammlung eines Nejervefonds der 
Induftrie in der Gegenwart Kapital entzogen, das jie oft zu andermweitigen 
Sweden jehr ſtark benöthigte. Es war deshalb Sache des Geſetzgebers, Die 
Anjammlung eines Refervefonds nur da obligatorisch zu machen, wo jie durch) 
die Rüdfiht auf Erhaltung der Leiſtungsfähigkeit der Verficherungsverbände 
geboten war, und dementiprechend auch jeine Normalhöhe nicht höher als noth- 
wendig feitzujegen. 

5) a) Die Nothwendigfeit eines Nejervefonds wird im erjter 





) U. V. G. 8 74 —— — L.U. V.G. 8 83 Abi. 2. — B. U.V. G. 8 42 Abſ. 2. — 
S. U.V. G. 8 86 Abi. 4. — Dal. oben $ 4 Ziff. 6b. 
1.8.8. 8 73 Ubi. 4. — LUNG, S 82 Abi. 3. EUDB.G. 8 85 Abi. 1. — 


Nach letzterem Gefehe iſt auch eine errehmung auf den Beitrag Für das nächite Rechnungs- 
jahr zuläffig. — Wal. oben 5 4 Biff. 6 
1.0.8. $ 18 Abi. 2 BURG. $ 13 Abi. 2. — S.V.G. $ 19 Abi. 2 
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Linie bedingt durch das für die Feſtſtellung des Bedarfes maßgebende Prinzip. 
Sie iſt naturgemäß am größten bei dem Prinzip der Ausgabendeckung, da 
diejed die geringiten Garanticen für die zufünftige Leiftungsjähigkeit der Ver— 
jiherungsverbände bietet. Sie ergibt ſich aber auch für das Prinzip der An— 
ſpruchsdeckung, da ſich auch hier infolge der zunehmenden Zahl der Fürſorge— 
anſprüche ein ſtetiges Anwachſen des Bedarfes bemerlbar macht. Am geringjten 
ft jie bei dem Prinzip der Anmwartjchaftsdedung. ') 

b) Aber auch das für die Umlegung des Bedarfes gewählte Syftem fann 
die Nothiwendigfeit eines Nejervefonds mit ſich bringen, wie das bei dem 
Prämienjyitem der Bauunfallverjicherung der Fall iſt. Indem nämlich hier 
die Höhe des Bedarfes im Boraus durch Schätzung ermittelt wird, ijt es leicht 
möglih, daß in einer Bedarfsperiode infolge faljcher thatjächlicher oder ver: 
jicherungstechnijcher Grundlagen oder eines Irrthums in der Berechnung die 
Prämien den thatfächlichen Bedarf nicht erreichen. In diejem Falle wird die 
Beitreitung des Fehlbedarfes — abgejehen von der jubjidiären Haftung der 
3.9. — hauptjächlich durch den Reſervefonds ermöglicht. *) 

6) Unjer geltendes Unfallverficherungsreht hat in feinen jämmtlichen 
Zweigen mit Ausnahme der land- und forjtwirthichaftlichen Unfallverficherung 
die Bildung eines Nejervefonds obligatorijch gemacht und dabei folgende Grund» 
ſätze aufgejtellt: 

a) Als Normalhöhe‘) des Rejervefonds erjcheint diejenige Höhe, nad 
deren Erreichung die Zinjen demjelben nicht mehr zuzujchlagen find. Sie ijt 
im 1.8.6. $ 18 bj. 1 und SU.V. G. 8 19 Abſ. 1 auf die Höhe des dop- 
pelten Laufenden Jahresbedarfes jejtgejegt, für die Tiefbau-B. G. nach B. U. V. G. 
$13 Abj. 1 auf die Höhe des Gejammtbetrages der aufzubringenden Jahres: 
beiträge; bei den B.An. endlich ijt eine Normalhöhe im Geſetz nicht vorge: 
ihrieben (vgl. dagegen B.1.B.G. 8 18 Abi. 1 Ziff. 3). 

b) Die Anjammlung erfolgt nah dem U.B.®. (l. e.) und S. U.V. G. (l. c.) 
in der Weije, daß bei der Umlegung der Entjchädigungsbeträge in Prozenten 
derjelben ausgedrüdte Zujchläge erhoben werden, > zwar: 

im 1. — 0 °/o 





ahre . . 3 
im 2. Jahre 200 lo 
im 8. Sfabre . . . .. 150 °/o 
im 4. Jahre . . . . 100 °%/o 
im 5. \jahre 80 Jo 


im 6. Sabre . - » =». 60°%, 
von da ab bis zur 11. Umlegung jedesmal 10°/, tveniger. Nac Ablauf der erjten 
11 Jahre find — cbenjo wie während derjelben — die Zinjen des Rejervefonds 
demjelben noch folange zuzujchlagen, bis die Normalhöhe erreicht ift.*) 


. N) Es war deshalb im Entw. J. u. A.B.G., der diejes Prinzip angenommen hatte, 
die Bildung eines Refervefonds nicht vorgejeben; ebenjomwenig it dies geicheben bei den 
Trovifionstafien des öfterreichiichen Bruderladengejeges, welches für diefen Zweig der Ver- 

ng nur die jog. „Reſerveantheile“ und den lediglich für Maflenunglüd beitimmten 
„Gentralrefervefonds” kennt. 

”) Ein ſolches Angreifen des Reiervefonds ericheint bier zuläſſig, nachdem es nicht 
mie in den übrigen Gelegen dur ausdrüdliches Verbot ausgeichlofien if. — Vgl. auch 
BUV.G. $ 17 Abi. 4 — Handbuh Anm. 3 zu $ 17 B. U. B. G. j 

Ueberfteigt umgefehrt die Summe der Prämien den thatſächlich erwachſenen Bedarf, 
fo werden, falls nicht die Genofjenichaft von dem ihr nah B.U.B.G. $ 17 Abi. 3 zuſtehen⸗ 
den Rechte Gebraudy machen will, die Ueberſchüſſe entweder auf die nädhite Bedarfsperiode 
verrechnet oder in den Refervefonds der BA. abgeführt werden. 

’ Wen (S. 508) nennt diefe Höhe „Minimalhöhe“. 

* Vogl dazu A. N. 1887 ©. 40 Ziff. 305; 1888 S. 86 Ziff. 472: 1895 ©. 133. 
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Bei der Tiefbau:B.G. werden den Entjchädigungsbeträgen und Verwal— 
tungsfoften jährlich fünf Prozent derjelben jo lange zugejchlagen, bis Der 
Nejervefonds unter Hinzurechnung der BZinjen jeines Bejtandes 
die Höhe der erforderlichen Jahresbeiträge erreicht hat. Die Zinjen find noch 
einmal zuzujchlagen, da erjt dann der Beſtand jelbjt die vorgejchriebene Nor— 
malhöhe hat. 

Bei den V. Au. ift auch die Art der Anjammlung der Beitimmung des 
Nebenſtatuts überlafjen.') 

7) Die Vorjchriften über die Anfammlung von Rejervefonds wären num 
ziemlich illujorisch gemacht, wenn die B.Gn. in der Verwendung derjelben freies 
Spiel hätten. Es waren deshalb weitere gejegliche Beitimmungen nothwendig 
über die Anlegung und Verwendung der angejammelten Gelder. 

a) Bezüglic) der Anlegung kann Hier auf das oben?) über die Anlegung 
von Geldern der B.Gn. im Allgemeinen Gejagte verwiejen werden. 

b) Der Rejervefonds jelbjt darf, auch injoweit er die oben angegebene 
Normalhöhe im einzelnen Fall überjchreitet, nicht angegriffen werden. Ebenjo 
dürfen auc) die Zinfen aus dem Nefervefonds erſt dann zur Dedung der 
Genofjenjchaftslaften verwendet werden, wenn diejer jeine Normalhöhe er— 
reicht hat. °) 

Eine Ausnahme von diefen Regeln kann die B.G. nur in dringenden 
Bedarfsfällen mit Genehmigung des R.B.N. machen; die Wiederergänzung 
erfolgt alsdann nach näherer Anordnung des R.BA. *) 

Eine vorſchußweiſe Entnahme von Geldern aus dem Nejervefonds ijt auch 
zuläjfig zur Dedung der uneinziehbaren Beiträge, jowie bei den V. An. zur 
Beitreitung der für ihren Gejchäftsbetrieb etwa erforderlichen Mittel. °) 

8) Eine dem Rejervefonds ähnliche Stellung nimmt der jog. „eilerne 
Betriebsfonds“ ein, der jedoch lediglich zur Dedung der VBerwaltungsfoften 
beſtimmt ift. 

Aus der ganz unzweideutigen Uebergangsbeitimmung des U. V. G. $ 10 
Ab. 4 und der Baralleljtellen‘), daß die B.Gn. von den Mitgliedern behufs 
Beihaffung der zur Bejtreitung der Verwaltungskoften erforderlichen Mittel 
für das erste Jahr einen Beitrag im voraus erheben fünnen, hat das R.B.W.”) 
durch eine — m. E. gejeglich durchaus nicht begründete und daher auch nicht 
zuläjfige — extenfive Interpretation gefolgert, daß es den B. On. frei jtehe, „jähr- 
lih von Neuem eine entjprechende Summe zur Dedung der Berwaltungskoften 
umzulegen und diejelbe jedesmal bei der nächjitfolgenden Umlage wieder 
auf den Beitrag der einzelnen Unternehmer in Anrechnung zu bringen“ (der 
jog. „gewöhnliche Betriebsfonds"). 

Das R. V. A. ift aber (l. ec.) noch weiter gegangen und hat es jogar für 


B. u. V. G. 5 18 Abi. 1 Bi. 3. — Vol. A N. 1888 S. 187 iff. 7 und Hand» 
buh Anm. 1 zu B. UV.G. 8 18: „In allen Nebenitatuten it zur Bildung eines 
Refervefonds die —— eines Zuſchlages von 10 v 9. des dem Prämien— 
— Grundlage dienenden Kapitalwerthes der in Ausſicht ſtehenden Leiſtungen 
vorge eben.” 

2, Siche $ 10 Ziff. 3a oben. — Vgl. au A. N. 1887 ©. 213 Ziff. 403. 

7, Dal. A. N. 1897 ©. 332 Ziff. 1614. 

18.8. 8 18 Abi. 3. — B. U. V. G. $ 13 Abi. 3. — S. U.V. G. $ 19 Abi. 3 

*) U.8.. 5 74 Abi. 2. — UDO. 88 aa 2. — BUB.G. 8 42 Ab. 2. — 
S. U.V. G. $ 86 Abi. 4 — B. U.V. 6 S 17 abi. 4 

9) 2.1.8.6. $ 15 Abi. 3. — S. U. V. G. $ 18 Abi. 3. 

 A.N.1886 5.92; 18878.213 3ifj.403. Dazu Handbuch Anm. 8 zu 1.8.6.8 10, 


_ 2, 
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zuläjfig erflärt, „Durch Umlagen einen bleibenden jog. eijernen Betrieb3- 
fonds zu bejchaffen, von dejjen jährlicher Verrechnung Abjtand gewonnen 
werden fann.“ 

Die zulegt erwähnte Behauptung, daß von der jährlichen Verrechnung 
dieſes eijernen Betriebsfonds Abjtand genommen werden könne, ftüßt das 
R. V. A. darauf, daß „als unbedingt nothwendig .... eine jolhe Anrechnung 
nur hinjichtlich der auf Grund des 8 10 Abjag 4 a. a. O. nad) der Kopfzahl 
der Verficherten für das erjte Verwaltungsjahr umgelegten Betriebsmittel” er: 
iheine. Daraus ergibt fich von jelbft der Trugjchluß, welcher der Argumen- 
tation des R.V. A. zu Grunde liegt. U.V. G. $ 10 Abj. 4 will nicht etwa 
jagen, daß nur der hier vorgejehene Vorſchuß verrechnet werden müfje, da er 
ja überhaupt nicht3 über dejjen Verrechnung beftimmt, vielmehr will der Para— 
graph nur die Zuläjligfeit einer jolchen Vorjchußerhebung für das erjte Jahr 
ſtatuiren. 

Jede Erhebung von Vorſchüſſen ſtellt aber eine Abweichung von dem 
normalen Verfahren der Laſtenübertragung dar. Noch vielmehr gilt dies von 
der Anſammlung eines eiſernen Betriebsfonds ohne alljährliche Verrechnung, 
da dadurch ſogar das Prinzip, daß jede Bedarfsperiode ihren eigenen Bedarf 
ſelbſt aufzubringen hat, durchbrochen wird. Beides könnte daher nur inſoweit 
ſtattfinden, als es durch ausdrückliche geſetzliche Vorſchrift für zuläſſig erklärt 
iſt. Dieß iſt aber nur für das erſte Jahr geſchehen. Es muß deßhalb im 
Gegenſatz zu der vom R. V. A. vertretenen Anſchauung jede Erhebung von 
Vorſchüſſen in den ſpäteren Jahren, vor Allem aber die Anſammlung eines 
eiſernen Betriebsfonds für unzuläſſig erklärt werden.!) 


$ 26. Borfhüfe und Vorſchußpflicht. 

1) Während es ſich beim Nejervefonds um Leitungen handelt, welche 
jest jhon zur Dedung des künftigen Bedarfes gemacht werden, jtellen die 
Vorſchüſſe einftweilige Leiſtungen dar, welche zur Dedung des gegenwärtigen 
Bedarfes gegen jeinerzeitige Rüderftattung, bezw. Aufrechnung bei der definitiven 
Umlegung desjelben im voraus zu machen find. Gerade dieje jeinerzeitige 
Rüderjtattung, bezw. Aufrechnung bildet das Charafteriftiiche diejer Vorſchüſſe 
und unterjcheidet fie vor allem auch von den „Zuſchüſſen“, bei denen eine 
jolhe Erftattung nicht ftattfindet. °) 

2) Soweit eine gejegliche Verpflichtung zur Leiftung von Vorſchüſſen beiteht, 
lann diejelbe analog der Beitragspflicht als Vorſchußpflicht bezeichnet 
werden (Rojin ©. 425). Dieje VBorjchußpflicht ftellt gleich der erjteren eine 


_ N) Troßdem theilen auch andere die Anficht des R.B.N., fo 3.2. v. Woedtke 
Anm. 8 zu U. B. G. $ 10), der allerdings bemerkt: „Ihatfächlich wird dadurd die Be 
fımmung in Abf. 4, daß für Vermaltungstoiten „des eriten Jahres“ ein Betrag im voraus 
erhoben werden kann, dahin verallgemeinert, daß hierzu ein Vorichuß auch für alle ferneren 
Jahre erhoben werden darf.“ 

J gebe zu, daß der hier vertretene Standpunkt praktiſch zu großen Unzuträglichkeiten 
führt (vgl. oben 8 20 Ziff. 2b); doc können Zweckmäßigkeitsrückſichten über die oben ge 
äußerten Bedenken nicht hinmwegjegen ſiehe oben $2 Ziff. 5a y. — Eine Löfung verfucht der 
ann Abänderungsgeieges in G.U.V.G.$ 10a und den Barallelitellen (vgl. unten 

if. 4). 

.Rofin hält an verſchiedenen Stellen (jo ©. 537 ff., 553 f., 628 ff.) die Vor- und 
Zuſchüſſe nicht ſcharf auseinander, da, wie er behauptet, „Durch die dauernde Unzulänglich: 
lit des Vermögens .... ſich Vorſchüſſe that ſächlich in Zuſchüſſe verwandeln“ können. 
Ties lann nicht bezweifelt werden ; doch ſolche thatiächliche Umftände können den großen 
Unterſchied in der rechtlichen Natur der beiden nicht bejeitigen. 
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Öffentlichrechtliche Pflicht zu gewiſſen, durch Gejeg und Statut ihrem Umfange 
nach näher bejtimmten vermögensgrechtlichen Leiſtungen an den Verſicherungs— 
verband dar. Cie unterjcheidet ſich aber von der Beitragspflicht einmal da— 
durch, daß die durch jie begründeten Leiſtungen nicht immer periodijch wieder: 
fehrende find, jodanı vor allem durch das implieite in ihr ftedende Necht auf 
Wiedererftattung der vorgejchofjenen Beträge. 

As Subjefte der Vorjchußpflicht erjcheinen entweder 

a) die definitiv Leiltungspflichtigen jelbft; in dieſem Falle fällt die 
Berjon des Vorſchuß- und des Geiftungspflichtigen zujammen, derjelbe fann daher 
nur Aufrechnung verlangen; oder 

b) andere Rechtsjubjefte; diejen jteht jodann ein Anſpruch auf Erftattung zu. 

2) Die Nothwendigfeit von VBorjchüjjen ergibt ſich Hauptjächlich 
da, wo innerhalb einer Bedarföperiode jeitens der Verficherungsverbände ein= 
zelne Leitungen zu machen find, zu deren Erfüllung die Mittel erjt nach Ab» 
lauf der Bedarfsperivde liquid werden und die auc) nicht aus anderweitigen 
Beitänden des Verbandes einjtweilen gedect werden fünnen. Sie liegt natur- 
gemäß überall da vor, wo die Erhebung der Beiträge postnumerando erfolgt, 
aljo vor Allem bei dem Nepartitionsjyjtem und bei dem Prämienſyſtem der 
Bauunfallverficherung (vgl. oben $ 20 Ziff. 2by). 

3) Als wichtigjter und häufigjter Fall erjcheint Die vorjchußmeije 
Auszahlung der Entijhädigungsbeträge durd die Poſt. Da 
diefe alle Merkmale einer Vorſchußleiſtung aufweilt, jo kann ich Roſin nicht 
beiftimmen, wenn er (S. 560) diejes Nechtsverhältnig als Inanfpruchnahme 
fremden Kredits der Vorſchußleiſtung gegemüberjtellt. Dabei darf freilich nicht 
überjehen werden, daß jich hier infolge der Unverzinslichfeit der vorgejchofjenen 
Summen gleichzeitig mit der Vorjchußleiftung auc eine definitive Lajten- 
übertragung auf die Poſt vollzieht. ') 

4) Einen weiteren Hauptfall bildet die bereits in $ 25 Ziff. 8 bejprochene 
Erhebung von Vorjhüjjen „behufs Bejhaffung der zur Be— 
ftreitung der VBerwaltungsfoften erforderlichen Mittel“ im erjten 
Jahre des Beſtehens der B.Gn. Mangeld anderweitiger jtatutarifcher, bezw. 
ar der land und forjtwirthichaftlichen Unfallverficherung) landesgejeglicher 

ejtimmung it der Berechnung dieſer Vorjchüfle die „Zahl der von den Mit- 
gliedern in ihren Betrieben dauernd bejchäftigten, verficherungspflichtigen Per— 
jonen“ zu Grunde zu legen. ?) i 

5) Eine weitergehende Vorschußpflicht bejteht nach) B. U.V.G. $ 10 Ab. 2 
für die Mitglieder der Tiefbau-B.G, indem hier die Erhebung von viertel- 
jährlichen, periodijch wiederkehrenden VBorjchüffen durch das Geſetz obligatorifch 
gemacht iſt. Die Vorſchüſſe bemejjen ſich für die einzelnen Mitglieder nach 
der Höhe der für das legtvergangene Rechnungsjahr auf jie vertheilten Beiträge 
und betragen jedesmal den vierten Theil derjelben, jolange nicht die Genofjen- 
ſchaftsverſammlung einen niedrigeren Betrag feitgejegt hat. 

Die Vorſchußpflicht fann durch das Senoffenichaftäftatut auch bei den 
nad) dem U. V. G. für Baugewerbetreibende errichteten B. Gn. eingeführt 
werden (B. U. V. G. $ 48 Abj. 1; vgl. oben $ 22 Ziff. 3c). 


1) Bol. dazu oben 8$ 9 Ziff. 4; 24 Ziff. 4. — U. B. G. 88 69,75 Abi. 1.— L. U. B. G. 
88 74, 84 Abi. 1. — B.U.V.G. 88 88 Abi. 2; 42 Abi. 3. — S. U. V. G. 88 77,87. 
»U.8. ©. 8 10 Abi. 4 — UU.2.G. $ 15 Abf. 3. — Anders S.U.2.@. $ 18 
Abi. 3, wonach fich die Berechnung der Vorſchüſſe auf Grund anderer Umlagemaßitäbe 


vollzieht. 
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6) Ferners beiteht nach dem L. U. V. G. $$ 81 Abi. 3; 83 Abi. 2 
und B. U. V. G. 88 25 bj. 5; 42 Abſ. 2, joweit bei letzterem die Erhebung 
der Beiträge durd) Vermittlung der Gemeindebehörden erfolgt, eine Vor— 
ſchußpflicht der Gemeinden bezüglich derjenigen uneinziehbaren Beiträge, 
bet denen fie den wirklichen Ausfall oder die fruchtlos erfolgte Zwangsvoll- 
jtredung nicht nachweifen fünnen. Die Erftattung erfolgt durch die B. Gn. aus 
dem Betriebsfonds, bezw. Rejervefonds. ') 


8 27. Die Theilung und gemeinfame Tragung des Rifikos. 


1) Eine Verichiebung des normalen Berlaufes der Lajtenübertragung kann 
auch dadurd) eintreten, dal nicht die einzelnen B. Gn. als Träger der jozial- 
politischen Fürſorgelaſt erjcheinen, jondern die Lajten entweder auf ihre Unter: 
abtheilungen (Sektionen) abwälzen oder Vereinbarungen zu deren gemeinjamer 
Tragung eingeben. 

2) Die Theilung des Riſikos. 

a) Die Sektionen find „beiondere, im Interefje einer Decentralijation 
der Verwaltung zu jchaffende Einrichtungen“ der B. Gn. Rojin ©. 619). Sie 
müſſen daher nicht nothwendig an der — ep theilnehmen und unter: 
iheiden jich auch Hiedurch von den unter Ziff. 3 zu bejprechenden „Berein- 
barungen.* Die Nechte einer juriftiichen PBerjon fommen den Sektionen als 
bloßen Verwaltungseinrichtungen (ebenjo wie den B. An. der Banumfallverjicher: 
ung) m. E. nicht zu, daher haben diejelben auch fein jelbjtjtändiges Necht auf 
Entrihtung der Beiträge. 

b) Die Uebertragung der Laſten auf die Seftionen erfolgt 
auf Grund jtatutarijcher Vorſchrift. Auf die Sektionen fünnen abgewälzt 
werden: 

2) Die Entjchädigungsbeträge bis zu fünfzig Prozent. ?) 

B) Dieje Uebertragung des Riſikos umfaßt mittelbar auch die Zujchläge 
zum Reſervefonds (U.N.1887 S. 40 Ziff. 305; Handbuch Anm. 1 zu U.V. G. 829). 

y) Nad) der (allerdings im Geſetz nicht begründeten) Anficht des R. V. A. 
fönnen indeß auch die bejonderen Berwaltungskojten der Sektionen diejen auf: 
erlegt werden. °) 


» Mol. oben SS 7 Ziff. 11b; 22 Biff. 20. 

Weyl S. 444) Stellt die Behauptung auf: „Bei dem Prämienverfabren beiteht feine 
Lorſchußpflicht.“ Dieſe feine Anficht erflärt ſich daraus, daß er (S. 443 Note 2; ähnlich) 
>. 209 f. bezüglich der Kranfenverficherung) diefe Pflicht der Gemeindebehörden als etwas 
von der Vorſchußpflicht ganz Verichiedenes erklärt. Er ſtatuirt deßhalb (5. 407 f.) eine von 
der Vorſchußpflicht verichiedene „Auslagepflicht,“ begreift darunter aber auch den Fall der 
Abmwälzung der Unfallfürforge von den B.Gn. auf die Krankenkaſſen, der ficher mit der 
—** icht der Gemeinden noch weniger gemein hat als die übrigen Fälle der Vor— 

uspflicht. 

1.9.8. 829 Abi. 1. — L. U. VB. G. $ 40 Abi. 1. — B. U. B. G. 8 17 Abi. 1.— 
Rad U. V. G. 894 Abf. 2 lit. a) fönnen die Knappſchafts-B. Gn. beitimmen, daß die Ent- 
Ihädigungsbeträge auch über fünfzig Prozent hinaus von den Sektionen zu tragen find. 

”) $. N. 1886 ©. 1 Ziff. 102, S. 11 Ziff. 119, ©. 73 Ziff. 148; 1887 ©. 32 
if. 290, S. 40 Ziff. 305. 

Bol. Sten. Ber. 1884 Bd. III S. 85: „Was die Nermwaltungstoften anlangt, fo fommt 
es darauf an, ob etwa nach dem Statut Diejenigen der Sektionen lediglich auf die Mitglieder 
der Yegteren umzulegen find.“ Dazu das Normalitatut für B. Gn. (U. N. 1886 ©. 16): 
„Lie Verwaltungstoiten der Sektion werden von dieler allein getragen.“ 

.. Ein Ausnahme ſtatuirt 1.0.6. $ 50 Abi. 5, indem die durch Organifation und PVer- 
fahren der Schiedsgerichte entftebenden Koften ſtets durch die Genoſſenſchaft zu tragen find. 

Das R. V. Ahat zugleich eine weitere Dezentralifation der VBerwaltungstoiten für um 

Aanalen des Deutfhen Reiche. 1900. r 
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c) Die Umlegung dieſer Beträge auf die Mitglieder der Sek— 
tionen erfolgt (unter Berüdjichtigung der Sefahrentlafjen) nach Maßgabe der 
in der Genofjenjchait zu entrichtenden Beiträge. “Um beiten werden dabei die 
auf eine Beitragseinheit in der B. G. und in der Sektion entjallenden Bei: 
tragsjiße gejondert berechnet.') 

d) Die Wirfung diejer Theilung des Riſikos ift ähnlich der- 
jenigen einer möglichjten Individualifirung des Veitragsmaßjtabes, indem hier 
wie dort das Nijifo von den Schultern der Gefammtheit abgewälzt und anf 
einzelne, bezw. bejtimmte Klaſſen der BVeitragspflichtigen übertragen wird. Es 
wird durch Diejc Uebertraguug eines Theil des Riſikos auf die Sektionen 
einerjeit$ „das Interefje derjelben an einer jparfamen und gewiljenhaften Ver- 
waltung, ſowie an der Verhütung von Unfällen und demgemäß an der jorg- 
jameren Beaufjichtigung der Betriebsanlagen“ gefördert (Motive zum 3. Entw. 
1.8.6. $ 29 in Sten.Ber. 1884 Bd. III ©. 76), andererjeits der bei den 
einzelnen Beitrieböziweigen obwaltenden örtlichen Berjchiedenheit der Produftiong: 
bedingungen und damit der Unfallgefahr Rechnung getragen. 

3) Die gemeinſame Tragung des Rijifos. 

a) Gerade dem entgegengejegten Zweck wie die Sektionen verfolgen die 
jog. „Ausgleichungsverbände”, insbejondere die „Rüdverjicherungsver- 
bände.“ Es find die Vereinigungen von Berjicherungsverbänden zu dem 
Zwecke, die fie treffenden Lajten nach beitimmtem Maßſtabe unter fich zu ver: 
theilen und dadurch das Die einzelnen treffende Riſiko auszugleichen (vgl. 
Rofin ©. 611 jj.). 

Diejevon den PBrivatverficher ungsanftalten überfommene Einrichtung findet fich 
auf allen Gebieten unjerer ſozialpolitiſchen Gejeßgebung, nachdem die Novelle zum 
K. V. G. vom 10. April 1892 jie auch bei der Stranfenverficherung eingeführt hat. 

b) Auf dem Gebiete der Unfallverficherung find ſolche Rückverſicherungs— 
verbände zugelaffen als „Vereinbarungen von Genofjenichaften, die von ihnen 
zu leiftenden Entjchädigungsbeträge ganz oder zum Theil gemeinjam zu tragen.“ *) 

Durch diefe Vereinbarung wird ebenjorwenig wie durch die Bildung von 
Sektionen an der Erijtenz und den Eigenjchaften der einzelnen B. Gn. etwas 
geändert. Die Unfallverficherungsgejege vermeiden es jogar abjichtlich, fie als 

Verbände” zu bezeichnen. Es it Daher die Frage, ob dieſen Vereinbarungen 
inriftische Berfönfichfeit zukommt, entichieden zu verneinen; diejelben ſtellen 
ineimiehT lediglich Öffentlichrechtliche Sozietäten dar.‘) 





zuläſſig erklärt vgl. Handbuh Anm. 3 zu U. V. G. 8 71: „Es ift nicht angängig, einen 
Mm ıdeitbetrag von Verwaltungstoiten für jeden Betrieb feftzuſehen, um dadurch zu erreichen, 
daß auch die kleinſten Betriebe wenigſtens ſoviel an Verwaltungskoſten beiſteuern, als ſie 
eu verurlachen”). — Eine Ausnahme hievon machen nur die fog. „Kontrolkoſten“ (vgl. oben 
8 24 Si. 3b). 

") Ueber die rechneriiche Behandlung ſiehe U. V. ©. 529 Abi. 2; EN.B.6.$540 Abi. 2; 
AN. 1886 S.82 Hilf. 164, fowie Hartmann (.c.) ©. 47 f. 

1. Y 8.830. — 2.UBG Ss4 — BAM. 0. s 12 Abi 1. — Dagegen 
nicht nad S. U. B. G. (vgl. biezu Sten, Bi 1887 Bd. III S. 56). — Mit Umrecht erklärt 
jie Weyl iS. 442 f) auch bei der Tiefbau B.8. für unzuläffig. 

5 Aehnlich Wenyl ©. 405: „Sie find nicht felbitändige juriſtiſche Perfonen, fondern 
lediglih Eocietäten, Deren einzelne "Silieder allerdings juriſtiſche Perſonen iind"; S. 441: 

„Eine ſolche Vereinbarung bat nicht die Natur einer befonderen juriſtiſchen Rerfon, iſt viel: 
neit lediglich eine ſocietätsmäßige privatrechtliche freilich von uriſtiſchen Perſonen des 
öffentlichen Rechts eingegangene Berſicherung auf Gegenſeitigkeit.“ 

Anders nah K.WGſh. 8 46 Abſ. 3: „Der Verband kann unter feinem Namen Rechte 
erwerben und Verbindlichkeiten eingeben, vor (Sericht Hagen und verklagt werden.“ 
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ec) Die Bildung der Rüdverjiherungsverbände it in das 
freie Belieben der betheifigten VBerficherungsverbände gejtellt. Die Berein: 
barungen des Umnfallverficherungsrechtes jpeziell bedürfen zu ihrer Giltigfeit 
der übereinjtimmenden Bejchlüffe der betheiligten Genojjenjchaftsverfammlungen 
Piloty ©. 707), jowie der Genehmigung des R.V. A., fünnen aber nur 
mit Beginn eines neuen Nechnungsjahres in Wirkjamfeit treten. Dagegen be: 
jtehen für die Kündigung der getroffenen Vereinbarungen feine gejegliche Regeln ; 
nah Analogie des K.B.G. wird jedoch anzunehmen jein, daß Ddiejelbe den 
betheiligten B. Gn. jederzeit freiſteht. 

d) Die Wirkung diejer Bereinbarungen tft nur eine Aenderung 
in der Bertheilung der Laften, nicht in der Perjon der Berjicherungsträger. 
„sürforgepflichtig bleibt nach wie vor der einzelne Verband; der Fürſorge— 
anipruch richtet jich gegen ihn, nicht gegen die Geſammtheit“ (Roſſin ©. 615; 
ähnlich; Weyl S. 405). Dementjprechend vollzieht jich auch fein Uebergang 
von Rechten von der einzelnen B.G. auf die Gejammtheit. Vor allem bleiben 
Beitragsrecht und Beitragspflicht zwiichen der B.G. und den Beitragspflichtigen 
unverändert bejtehen. 

Es entjteht lediglich ein nenes Nechtsverhältuiß zwiſchen der Gejammtheit 
der an der Vereinbarung theilnehmenden B. Gn., wonach nicht mehr jede der- 
jelben ihren Sonderbedarf zu decken hat, jondern der ſich als Summe diejer 
einzelnen Bedarfspojten ergebende Gejammtbedarf (ganz oder zum Theil) auf 
die einzelnen Genoſſenſchaften repartirt wird. Ueber die Modalitäten Ddiejer 
Repartition muß die Vereinbarung Bejtimmungen treffen. Dagegen iſt es 
Sache der Genofjenjchaft, wie jie den auf fie entjallenden Antheil unter ihre 
Mitglieder vertheilen will. Die B.Gn. Sind in diejem ‚Falle jogar ermächtigt, 
Ren für die Umlegung jonjt gejeglich vorgejchriebenen Verfahren abzu- 
weichen. 

e) Den Nücdverficherungsverbänden ähnlich find die Ausgleichungs- 
verbände des B.UBG. S 30 Abi. 4 Diejelben ftellen ebenfalls eine 
Xereinbarung zur gemeinjamen Tragung von Lajten, aber nicht unter den 
Verjicherern, jondern unter den VBerjicherungsnehmern dar. Es 
fünnen nämlich „Gemeinden durch übereinftimmende Beichlüffe zur gemeinjamen 
Icbernahme der... . ihnen zufallenden Laften jich vereinigen.“ Dabei find Be: 
ftimmungen über die Vertretung und Verwaltung dieſer Vereinigungen zu 
treffen, die ebenjo wie die legteren jelbjt der Genehmigung der Landeszentral: 
behörde bedürfen und den betreffenden B.Gn., jowie dem R.V. A. mitzus 
teilen jind. 

S 28. Die außerordentliche Bemeffung der Beiträge.') 

1) In den vorhergehenden Paragraphen war überall eine gleichmäßige 
Behandlung aller Beitragspflichtigen und aller Beitragsfaktoren des einzelnen 
Verficherungsverbandes und der einzelnen Bedarjspertode als Grundjag für 
die Umlegung des Bedarfes angenommen. 

Im Gegenjag zu diefem Prinzip gelangen nun im der außerordentlichen 
Beitragsbemeſſung gewifje thatjächliche Eigenjchaften des einzelnen Beitrags: 
pflihtigen, bezw. Beitragsfaktors zur rechtlichen Geltung, in erſter Linie ſolche, 
durch welche jich das Riſiko, womit der einzelne Beitragsfaftor den Verband 
belajtet, zu Gunſten oder zu Ungunjten des leteren verjchiebt. Cine jolche 
auperordentliche Beitragsbemejjung kann bejtehen in einer völligen Befreiung 


') Siehe hiezu namentli Rofin S. 591 fi. 
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(Nachlah) von Beiträgen, in einer blogen Minderung oder Erhöhung derjelben, 
ichlieglich auch in der Einſchätzung in eine höhere Gefahrenklaſſe. 

2) Der Fall einer gänzlichen oder theilmweijen Befreiung von 
Beiträgen findet ſich auf dem Gebiete der land» und jorjtwirthichaftlichen 
Unfallverjicherung, indem bier durch die Yandesgejeggebung, das Ctatut oder 
Beihluß der Genofjenichaftsverfammlung bejtimmt werden fann, „daß Unter: 
nehmer jolcher Betriebe, welche mit erheblicher Unfallgefahr nicht verbunden 
ind und im welchen ihres geringen Umfanges wegen Yohnarbeiter nur aus— 
nahmsweiſe bejchäftigt werden, von Beiträgen ganz oder theilweije befreit jein 
jollen.“') Dieje Beitimmung vechtfertigt ſich durch die geringe Uufallgefahr 
und infolgedellen geringe Höhe der Entichädigungsbeträge, mit welchen jolche 
Betriebe die B.Gn. belaſten, jowie andererjeitS durch die bedeutende Verein— 
fahung des Verfahrens, insbeſondere der Berechnung, welche eine gänzliche 
Befreiung fleinerer Unternehmer mit jich bringt. 

3) Eine ähnliche, wenn auch nicht jo tiefgreifende Beſtimmung, die aber 
in ihren Wirkungen vielfach einem Ipezialifirenden Beitragsmaßſtab nahe fonımt, 
enthält das U. V.G. in S 28 Abi. 5 mit jeinen Parallelſtellen.“ Es kann 
nämlich die Genofienjchaftsverjammtung den Unternehmern nach Maßgabe der 
in ihren Betrieben vorgefommenen Unfälle für die nächite Nevifionspertode *) 
Zuichläge auferlegen oder Nachläfle bewilligen. Dieje Zujchläge und Nachläffe 
werden bei der jedesmaligen Umlegung des Bedarjes im vornherein abzurechnen, 
bezw. daraufzuichlagen jein. Dieje Beitimmungen „bezwecken einmal eine Ver— 
mehrung der objektiven Kriterien der Einſchätzung und damit eine Steigerung 
der Individualiſirung und jollen dem Reichs-Verſicherungsamt jeine Aufgabe 
erleichtern. Sie fnüpfen ferner das größte Interefle des Unternehmers an die 
möglichite Verhütung von Unfällen.“ (Kommifjionsbericht zu U.B.G. $ 28 
Abi. 4 in Sten.Ber. 1884 Bd. IV ©. 875), 

Es ijt dadurch der B.G. anheimgeftellt, das Individualriſiko, mit welchem 
die Beitragsfaktoren ſie belaften, in ausgedehnteftem Maße zu berüdfichtigen.*) 

4) Eine weitere Berücdjichtigung des individuellen Riſikos gejtattet noch 
das S. UV.G. SS 39 FH. Zunächſt künnen die Zuſchläge oder Nachläſſe 
hier nicht nur für eine ganze NRevifionsperiode, jondern auch für Theile der- 
jelben auferlegt werden. Sodann iſt der See-B. G. noch das Necht einges 
räumt, durch Statut zu beitimmen, dat bei befonders gefährlicher Ladung oder 
bei Reiſen in bejonders gefährlichen Gewäſſern oder Jahreszeiten für die Dauer 
dieſer Reiſen höhere Beiträge zu zahlen find. Enthält das Statut eine jolche 
Beſtimmung, jo hat die Genojlenichaftsverfammlung über die Grundjäge, nad) 
welchen die Beitragserhöhungen erfolgen jollen, jowie über die Anmeldung und 


) L. U.VB.G. 8 16 Abſ. 1. — Bol. dazu oben $ 7 Ziff. 12. 

⁊ L. U. B. G. 8 35 Abi. 5. — BnVG. 8 12 Abi. 1. — SUNG. $ 39. 
) Nicht das nächlte Rechnungsſahr! Bgl. Bilotn Arbeiterverficherungsgeiehe, Note 
zu UN. 8 28 Abſ. 5. — Handbuch Anm. 22 zu UV.G. 528. — AN. 1887 S. 358 
Ziff. 436. 

Wenn Rofin S. 594) berworhebt, dak damit nicht bezweckt ift, „den Umfang, in 
welchem fich das vorbandene Riſiko thatlächlich verwirklicht bat, für die Bemeſſung der 
Beiträge enticheidend fein zu fallen,“ und wenn v. Woedtfe Anm. 8 zu U.V.G. 828, 
ähnlich auch Bilotn :MArbeiterverficherungsgelcke, Note zu U.V.G. S 28 Abi. 5) ausfübrt, 
wie Diefe Beſtimmung in der Praxis nicht angewendet werden „Darf“, fo find das recht 
gut gemeinte Anſchauungen, die aber im Geſetze felbit nicht begründet find. Eine ver- 
nünftige Praxis wird in der Individualiſirung des Riſikos nicht zu weit geben, it aber 
darin durch feinerlei geſetzliche Grenzen eingeſchränkt. 


os 
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Feſtſtellung derjenigen Thatſachen, welche für die Auferlegung der Beitrags: 
erhöhung von Erbeblichkeit find, Vorſchriften zu erlaffen. Im einzelnen Falle 
errolgt dann die Beitragserhöhung nach näherer Beltimmung des Statuts durch 
die Organe der Genoſſenſchaft nach dem Verhältniß der in jedem Rechnungs— 
jahre zurücgelegten Neifen.’) 

5) Etwas abweichend von den bisher beiprochenen find diejenigen Fälle, 
in welchen nicht bejondere Eigenjchaften der Beitragsfaktoren, jondern Hand— 
lungen, bezw. Unterlajjungen der Beitragspflidtigen cine Bei: 
traggerhöhung begründen. 

a) Nach U.B.G. 8 24 Abi. 3 und den Baralleljtellen ?} können Genoſſen— 
ihaftsmitglieder, welche eine Wahl ohne einen Grund ablehnen, aus welchem 
auch das Amt eines VBormundes abgelehnt werden fünnte, durch Beichluß der 
Senojienichaftsverfammlung für die Dauer der Wahlperiode zu erhöhten Bei: 
trägen bis zum doppelten Betrage herangezogen werden. — Dieje Vorjchrift 
qualifizirt ſich lediglich als Strafbeftimmung, inden die unzuläſſige Ablehnung 
von Wahlen mit dem Riſiko nicht im dem geringiten Zuſammenhange ſteht. 

b) Gleichfalls eine Strafe, daneben aber auch eine Korrektur des Gefahren: 
tarifes begründen die Borichriften, wonach die B.Gn. befugt jind, die Betriebe 
derjenigen Mitglieder, welche den von der Genofjenjchaft erlaſſenen Unfallver— 
hütungsvorjchriften zuwiderhandeln, in cine höhere Gefahrenklaſſe einzu— 
ihägen oder, joferne ich diefelben bereits in der höchſten Gefahrenklafje be- 
Inden, dieſen Mitgliedern Zujchläge bis zum doppelten Betrage ihrer Beiträge 
aufzuerlegen.*) 


Auhang.) 
8 29. Der Entwurf eines Gefebes, 
betreffend die Abänderung der Unfallverficherungsgefebe. 
1) Im Juni 1894 veröffentlichte die Regierung den Entwurf eines Ge: 
ſehes, betreffend die Abänderung der Unfallverjicherungsgejege. In Nr. 209 
des Neichsanzeigers8 vom 2. September 1896 erjchien derjelbe in etwas ab- 


geänderter Faſſung und ging in diefer unterm 17. November 1896 den Reichs: 
tag ag zu. Hier wurde er im Januar 1897 einer dreitägigen Berathung unter: 





Bis 1. Juli 1896 bat die See B. G. von dieſen Befugniſſen feinen Gebrauch ges 
macht val. Handbuch Anm. 1 zu S.U V.G. 8 40. — Roſin (5. 595) bemerkt mit Recht, 
dab diefe Beitimmungen auch dann anwendbar find, wenn fein Gefabrentarif aufgeitellt it. 

L. U.V.G. 8 29 Abi. 3. — BUD.G. 8 12 Abi. 1. — zur G. 8 80 Abi. 3. 

ENG. 878 Abſ. 1 Bi. 1. — LUNG S 87 Abſ. I. — BURG. 88 44 
Zi, I mit 48 Abſ. 1: ‘hier Strafandrohung obligatoriich!). — END.G. Ss 90 Abi. 1. 

v. Woedtke Anm. 7 zu U. V.G. 8 78 fieht in diefen Zuichlägen feine Strafe, 
jondern lediglich „eine Korreftur für die Einthrilung der Gefahrentlalien”, während fie 
Roſin S. 595 f. im Anichluß an die et ‚Strafzuichläge” nennt. Auch Piloty (Ar 
beiterverſicherungsgeſetze, Note zu U.B. G. 78) und Handbuch Anm. 5 zu 1.8.6. 5 78) 
beieichnen die höhere Einſchätzung als — — (Mal, A. N. 1886 S. 81 Ziff. 161; 1888 
2. 190 ff. 496; 1889 5. 337 Ziff. 12). — Tadurd) iſt aber feineswegs ausgeichlofien, 
dab Diele Strafzufchläge, bezw. die höhere Einſchätzung gleichzeitig auch eine Korrektur des 
Beiahrentarifs bezwecken. 

Von den eigentlichen Ordnungsitrafen untericheiden fie fich, wie ſchon oben hervor- 
gehoben wurde, durch ihre Anjelbititändigfeit. Während die Ordnungsitrafen ihren Grund 
Anden in einer Strai fpflicht der Mitglieder, ericheinen dieſe Strafzuſchläge als eine — aller» 
dings Strafʒwecte verfolgende — Erweiterung der normalen Beitragspflicht. 

* Leider konnte das am 1. Januar 1900 in Kraft tretende ‚nvalidenverficherungsgefeh 
vom 13, Juli 1899 bei voritehender Arbeit nicht mehr berüdfichtigt werben; ich behalte mir 

deshalb vor, auf die einichlägigen Beitimmungen desjelben bei fpäterer Gelegenheit einzugehen. 
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zogen und dann durch Beſchluß vom 26. Januar 1897 der XVII. Kommiſſion 
zur Vorberathung überwieſen; dieſe erfolgte in 41 Sitzungen. Da der Ent— 
wurf dann unerledigt blieb, iſt in der folgenden Beiprehung die Faſſung der 
Kommiſſionsbeſchlüſſe zu Grunde gelegt.) 

2) Zunächjt erfährt der Bedarf der B.Gn. nach dem Entwurf wejent- 
liche Aenderungen: 

a) Die B.Gn. können unter ihrer Haftung bejondere Einrichtungen zu 
dem Zwede begründen, die Invaliditäts- und Altersverjicherung an Stelle der 
hiefür beftehenden Anstalten für diejenigen Perjonen zu übernehmen, welche in 
den zur Genoſſenſchaft gehörenden Betrieben oder einzelnen Arten diejer Bes 
triebe bejchäjtigt werden, ſowie für Diejenigen Unternehmer diejer Betriche, 
welche gleichzeitig der Unfallverficherung und der Invaliditäts- und Alters— 
Verſicherung unterliegen, oder für einzelne Arten dieſer Unternehmer. 

Dieje neue Aufgabe der B.Gn. fteht jedoch mit der Unfallverjicherung in 
gar feinem Zujammenhange. Es erfolgt deshalb auch die Aufbringung der 
Mittel hier nad) einem bejonderen Verfahren; auch jind die aufgebrachten 
Mittel von den übrigen Bejtänden der B.Gn. naturgemäß ſtreng gejondert zu 
en (art. III). 

b) Mehnliches gilt von den durch die Kommiſſionsbeſchlüſſe neu einges 
fügten Beftimmungen des Art. IIIa, wonach die B. Gn. berechtigt find, Ein: 
richtumgen zu treffen: 

&) zur Berficherung ihrer Mitglieder gegen Haftpflicht; 
B) zur Organiſation des Arbeitsnachweijes.?) 

ec) Dagegen hat auch der durch die Unfallverjicherung jelbit ver: 
urjachte Bedarf der B.Gn. einige Erweiterungen erfahren, indem nämlich die 
Gejege in der vorgejchlagenen Faſſung) an Stelle von Prämien für Ab: 
wendung von Unglüdsfällen jolche „zu Zweden der Unfallverhütung“ über: 
haupt zulafjen, außerdem auch die Erhebung von Beiträgen „zur Errichtung 
von Kranken- und Refonvaleszenten- Anſtalten“, legteres jedoch nur mit Ge— 
nehmigung des R.V. A. 


3) In dem Berfahren bei lImlegung des Bedarfes ergibt fich 
ebenfalls eine Menderung, die zwar nicht er oft praftiich amvendbar werden 





Bol.  dazn Sten. Ber. 1895/97 Anl. Bd. V S. 2355 fi; Bd. VIS, 4256 D fi., 

4278 B * 4301 © ff.; Anl.Bd. VII ©. 4529 ff. 

An Literatur: 

Lange, E.: „Erweiterung und Reform der deutichen Infallveriherungsgeießgebung“ in 
Ardiv für foziale Gefekgebung und Statiltil. Jahrg. 1894 S. 410 fi.; 

Landmann, R.: „Weber Die Vereinfachung, der Arbeiterverlicherung”“ in Rreußifche Jahr · 
bücher. BD, XXV. Berlin 1894. 5. 246 ff.; 

Kulemann, W.: „Die Reform unſerer Eocialveriherung” in Schmoller's Jahrbuch 
für Gefengebung, Verwaltung und Boltsmwirthichaft. \abrg. 1894. Heft 3 ©. 159 ff.; 
Heft 4 5 

— —: Die Vorlage betreffend die Abänderung der Unfallverficherung“ in Archiv für 
foziale Geſeßgebung und Statiftit. Jahrg. 1897 S 119 fi. 

Im Folgenden fonnten jelbitveritändlich nur Die wichtigfl en Aenderungen Beiprechung 
finden, während einzelne andere bereits in den früheren Noten erwähnt wurden. 
) Es war auch nody beantragt, einzuschalten: 
„zur Verficherung ihrer Mitglieder gegen Feuerſchäden, Tampftellel-Erplofionen 
und andere elementare Ereigniſſe“, weiters 
„zur Verficherung der in den Betrieben der Genoſſenſchaftsmitglieder beichäftigten 
Arbeiter gegen vorübergebende, durch Betriebs-Cinjchräntungen verurfadhte Arbeitsloftgteit.“ 
Dieter Theil des Antrages wurde jedod) — 
2) G. U. B. G. 8 110. — TUB.6 8 15.— BUVG 810. — SUB.G. $ 18, 
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dürfte, dafür aber zu weittragenden Konſequenzen führen kann. Es können 
nämlich nach dem Entwurf (G. U. VB. G. $ 10b und Parallelſtellen, nicht aber 
L. U.V.6. und S. U.V. G.) „Unternehmer von Betrieben, deren Sit fich im 
Auslande befindet, . . . . wenn fie vorübergehend im Inlande einen vers 
jicherungspflichtigen Betrieb ausüben, vom Genofjenjchaftsvorftande mit Bei: 
trägen bis zur doppelten Höhe und zur Sicherheitsleiftung herangezogen 
werden.“ Sp erwünjcht nun eine Sicherheitsleiftung in diefem Falle jein 
muß, jo erjcheint jie andererjeit3 auch als genügend. Wenngleich ein Ne 
gterungsvertreter bei der Kommiſſionsberathung erklärte, daß dieſe Beftimmung 
mit den Dandelsverträgen im Einklang ſtehe, da fie fich „auch auf Inländer 
beziehe, die einen Betrieb mit dem Sit im Auslande haben”, jo hat doch 
dieſe Borjchrift einen ſtark ſchutzzöllneriſchen Anſtrich und läßt fich aus feinerlei 
materiellen Gründen rechtfertigen, am wenigjten im den Fällen, wo fie auf 
Suländer Amvendung finden würde. 

4) Die jtärfite Abweichung von dem bejtehenden Necht enthalten die Be- 
ftimmungen über Erhebung der Beiträge. Es joll nämlich als Korrelat 
für die beim Nepartitionsiyjtem unvermeidliche postnumerando-Erhebung 
im ganzen Anmendungsbereiche desjelben die Erhebung von Vorſchüſſen obli: 
gatoriich gemacht werden. Dieje erfolgt viertel: oder halbjährlich nach Be: 
ſtimmung des Statuts. Die Vorichüffe bemeſſen fich für die einzelnen Mit: 
glieder nach Maßgabe der für das feßtvergangene Nechnungsjahr auf fie um— 
gelegten Beiträge und betragen jedesmal den vierten Theil, bezw. die Hälfte 
derjelben, jolange nicht die Genoffenjchaftsverjammlung einen niedrigeren Betrag 
feitgeiegt hat. Sie find binnen zwei Wochen nach den durch) das Statut 
oder die Genojjenjchaftsverfammlung bejtimmten Fälligfeitsterminen an den 
Borjtand einzuzahlen. ?) 

5) Einige weitere Menderungen betreffen nur einzelne Zweige der 
Unfallverjicherung. 

a) Hierher gehört namentlich die Beitimmung des L. U.V. G. S 77a, 
wonach für land» und forftwirthichaftliche Betriebe, die mit Nebenbetrieben ge— 
werblicher Art verbunden find, auf Grund jtatutariicher Vorjchrift bejondere 
Zujagbeiträge erhoben werden fünnen. 

bj Weiters iſt nah B. UV.G. 8 13 bei der Tiefbau:B.G. von der 
Anlammlung eines Rejervefonds abzujehen, und find die bisher angefammelten 
Beträge „zu dem übrigen Vermögen der Berufsgenoflenichaft" abzuführen. 
Es jteht dies im Zujammenhang mit dem bier durchgeführten Kapitaldeckungs— 
prinzip, durch welches diejenigen Eventualitäten ausgejchlofjen find, welche bei 
den übrigen Unfallverficherungszweigen zur Einrichtung des Rejervefonds ge: 
führt haben. 

e) Schlieglih wird nad) dem S.U.B.G. 8 6 Abj. 1 nicht mehr das 
Neunfache, jondern das Zehnfache des durchichnittlichen monatlichen Lohnes 
oder Gehaltes als Jahresarbeitsverdienft der Bemefjung der Beiträge zu 
Grunde gelegt. 

Auch haben nad) S.U.B.G. 88 10 ff. die Vorjchriften über die unmittel— 
bare Fürjorge während der erjten 13 Wochen wejentliche Aenderungen erfahren. 
Ein bei der Kommiffionsberathung geftellter Antrag jedoch, diejelbe anf die 
BGn. zu übertragen, wurde nicht angenommen. 


6UVG. 8 10. — LURG. 815. — BUNG. 8 10. — SUNG. 8 18, 
. DEUDG. 8 10a. — L. U.V. G. 8 15a. — S. UV. G. $ 18a. — Val. oben SS 20 
fl. 2 b; 22 Ziff. 3. 
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S$ 30. Der Entwurf eines Geſetzes, betreffend Erweiterung der 
Unfallverfiherung. 


1) Faſt gleichzeitig mit dem Entwurf eines Gejeßes, betreffend die Abänderung 
der Unfallverjicherungsgejege veröffentlichte die Negierung im Jahre 1894 den 
Entwurf eines Gejeges, betreffend Erweiterung der Unfallverficherung. Derjelbe 
gelangte jedoch nicht an den Neichstag; vielmehr wurden einzelne Theile des— 
jelben mit in den im vorigen Paragraphen beiprochenen Entwurf vom Jahre 
1896 herübergenommen. ') 

2) a) Bei dem Bedarf fommen vor allem die Ausgaben (dementiprechend 
auch bei den Mitteln die Einnahmen) auf Grund älterer Verficherungsverträge 
in Wegfall. 

b) Die Feititellung des Bedarfs erfolgt hier nach dem Prinzipe 
der Anfpruchsdedung. Die Gründe, welche für die Wahl diejes Prinzipes 
ausschlaggebend waren, find in der Begründung des Entwurfes (Allgemeiner 
Theil. III. Ziff. 2) näher auseinandergejeßt. Im twejentlichen find es diejelben, 
welche auch für die Zufammenfaffung der Unternehmer nach territorialen 
Grenzen (im Unfallverficherungsgenofjenjchaften) anftatt nach der Art des 
Betriebes in B. Gn. fprechen. 

Bei den leßteren, die eine weit größere Garantie für die Zufunft bieten, 
fann nach Entw. 8 21 die Genoſſenſchaftsverſammlung bejchließen, „an Stelle 
des Kapitalwerths der Nenten nur den Sahresbetrag der der Berufsgenofjen- 
haft im abgelaufenen Nechnungsjahre zur Laſt gefallenen Entichädigungen 
mittel3 der Umlage zu erheben. Ein jolcher Bejchluß bedarf der Zuftimmung 
von mindejtens drei Bierteln aller in der VBerfammlung vorhandenen Stimmen.“ 
Es iſt aljo für die B.Gn. des Entwurfs die Amvendung des Prinzipes der 
Ausgabendekung fakultativ zugelaffen; dagegen ift fie bei den Unfallver- 
ſicherungsgenoſſenſchaften gänzlich ausgeichloffen. 

c) Dementjprechend it die Anjammlung eines Nefjervefonds 
auch nur bei den B.Gn. obligatorisch. Die Beitimmungen über die Höhe und 
Bildung desjelben find die gleichen wie im U.V. G.; doc) kann der Bundesrath 
eine Erhöhung und Berlängerung der Jahreszujchläge anordnen (Entw. $ 56). 

3) a) Die Umlegung des Bedarfes erfolgt in allen Fällen nad) 
dem Repartitionsſyſtem. 

b) Als Beitragspflichtige ericheinen in der Negel die Unternehmer. 
Doch kann „durch jtatutariiche Beitimmung einer Gemeinde oder eines weiteren 
Kommunalverbandes . . . mit Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde 
für beftimmte Bezirfe oder Betricbszweige angeordnet werden, daß die Beiträge, 
welche auf die Betriebsunternehmer fallen, an Stelle diefer Unternehmer ganz 
oder theilweije durch Gemeinden oder Kommunalverbände aufzubringen find“ 
(Entw. $ 20, dajelbjt auch über das Verfahren). 

c) Bezüglich des Umlagemapftabes gewährt — ähnlich wie das 
LU.B.G. — der Entwurf den Genoſſenſchaften weitgehende Autonomie. 

@) Die Umlegung fanıı nad) Beitimmung des Statuts duch Zuſchläge 
zu öffentlihen Abgaben erfolgen. Die Wahl der Steuer iſt der 
Genoſſenſchaft anheimgegeben; nach den Motiven (zu 8 19) dürfte „bei einer 
großen Anzahl der in den Unfallverficherungsgenofjenjchaften vereinigten Betriebe 
. . . Die nach Zandesgejehen erhobene Gewerbejteuer einen geeigneten Maßſtab 


i) Vgl. zu diefem Paragraphen das oben S. 70 Note 1 Gefagte. 
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für die Beitragspflicht abgeben.“ Das Statut muß gleichzeitig auch darüber 
Beitimmung treffen, wie Mitglieder, welche Die der Beitragserhebung zu Grunde 
zn legenden Abgaben nicht zu entrichten haben, zu den Genofjenjchaftslaften 
heranzuziehen find (Entw. 88 19 Abj. 1; 46). 

8) Wo nun das Statut dieje Art der Umlegung nicht ausdrüdlich vor: 
ihreibt, erfolgt diejelbe „nach der Zahl der durchjchnittlich das ganze 
Jahr hindurch in dem Betriebe beſchäftigten verjicherten 
Perſonen (Bollarbeiter)* (Entw. 88 19 Abſ. 1; 46). Dieſe Zahl wird 
auf Grumd der von den Gemeinden einzureichenden Unternehmerverzeichnifie 
(Entw. $ 72) vom Vorſtande durch Schätung ermittelt (Entw. $ 76) und in 
das Katajter eingetragen, welches die Grundlage für die Erhebung der Beiträge 
bildet (Entw. 88 77, 78) (Vgl. auch Motive zu $ 19). 

y) In beiden Fällen kann der Umfagemaßjtab dadurd fombinirt werden, 
daß durch das Statut die Aufitellung eines Gefahrentarifes angeordnet 
wird. Für die Nevifion desjelben find fünfjährige Perioden gejeglich vor: 
geichrieben. Dagegen obliegt die Beſchlußfaſſung über die Aufitellung, Bei— 
behaltung und Abänderung des Gefahrentarifes der Genoſſenſchaftsverſammlung, 
ev. infolge Delegation durch dieſe einem Ausjchuß oder dem Borjtand. 
Sämmtliche auf den Gefahrentarif bezügliche Beichlüffe bedürfen der Ge: 
nehmigung des R.V. A. (Entw. 8 47). 

4) a) Die Erhebung der Beiträge erfolgt postnumerando. 
Doch ift, ſoferne nicht Kommunalverbände die Beitragspflicht übernommen 
haben, die Entrihtung von Vorſchüſſen obligatorisch gemacht, deren Einzel 
heiten den in $ 29 Aıff. 4 aufgeführten analog find (Entw. $ 19 Abi. 2—5). 

b) Aehnlich wie nach dem L.U.B.G. und B. U. V. G. geſchieht die Ein— 
ziehung der Beiträge durd Vermittlung der Gemeindebehörden 
(Entw. 88 110 ff.). 
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Miszellen. 


Tas Statiſtiſche Jahrbuch für das Deutſche Reich 1899 Hat ſich wieder ein— 
geſtellt und iſt im 20. Jahrgang erſchienen. Dieſes Jahrbuch behandelt ſtatiſtiſch 
alle diejenigen Gegenſtände, über welche jährlich zuſammenfaſſende ſtatiſtiſche Nach— 
weiſe für alle Bundesſtaaten gebracht und Summen für das Reich gezogen werden. 

Neu find im Jahrbuch pro 1899 aufgenommen die Nachweiſe über Wein— 
und Hopfenfultur, dann im Abschnitt über BVichitand der Nachweis über den Zu— 
lommenhang der Stärke des Viehſtands mit der Größe des landwirthicaftlichen 
Betriebs, bei dem Kapitel über Geld» und Kreditweſen die Nachweiſe über die 
fteuerfreie Notenreferve der Neich3banf und über Emijjion von Werthpapieren, 
Veröffentlichungen, die gerade jeßt, da wieder über theueres Geld geklagt wird, 
jehr intereffant find. Auch die Verbrauchsberechnungen über den Verbraud an 
Gold im indujtriellen Betrieb dürften ein fehr aktuelles Antereffe haben, Sehr 
mwihtig find die Wenderungen, die in der Anordnung der Nachweife über den 
auswärtigen Handel herbeigeführt wurden, und im Spezialhandel über die 
wihtigeren Waaren nach Jahren und Ländern überfichtlich zufammengefaßt 
worden iſt. 

Die beigegebenen Karten veranſchaulichen die Geburtenhäufigfeit von 1894/96 
in den verfchiedenen Landestheilen des Reichs. Wenn im Durchſchnitt 37 Geburten 
auf 1000 Einwohner per Jahr kommen, jo trifft da Marimum mit 61°/,. auf 
> preußiſchen Kreis Zabrze und das Minimum mit 24°/,, auf Meb (Stadt 
und Land.) 

Die Bertheilung der Tertilbevölferung in Deutfchland zeigt die zweite Karte, 
woraus zu entnehmen ilt, daß im bayerischen Bezirksamt Münchberg b/Hof 421 Per— 
jonen anf 1000 Einwohner der Tertilindustrie-Berufsgruppe angehören, während 
ſonſt der Durchſchnitt nur 35/4 iſt. Die dritte Karte veranſchaulicht den aus— 
wärtigen Handel des deutjchen Zollgebiets. Wir fehen, wie die Einfuhr im Ge— 
jammteigenhandel von 1892 bis 1898 von 4,5 Milliarden ME. auf 5,7 Mil: 
liarden ME. angefchwollen ift, die Ausfuhr dagegen fi nur von 3,5 Milliarden 
Mark auf 4,3 Milliarden ME. gehoben hat. 

Während Einfuhr und Ausfuhr von bezw. nach Großbritannien und Oeſter— 
tihellngarn ſich ziemlich gleihmäßig entwidelt hat, it die Einfuhr aus der 
amerifanischen Union von 600 auf 900 Millionen ME, unjere Ausfuhr dorthin 
aber nur von 350 auf 400 Millionen ME. geitiegen, bezw. im Jahr 1898 fogar 
auf 300 Millionen Mark gejunfen. Die Einfuhr aus Rußland nad) Deutjchland 
it jogar von 400 auf 800 Millionen ME. gewachien, unfere Ausfuhr dorthin 
aber von 200 auf 500 Millionen Mt. Die legte Karte gibt ein Bild der Reichs: 
tagswahlen im Jahr 1898. 

Was unjer engeres Baterland Bayern betrifft, jo leuchten aus der grünen 
ölähe des Zentrums die zwei fozialdemofratifchen Nothflede (München und Nürn- 
berg) hervor, das fonfervative Blau in Mittelfranfen ericheint ganz vereinzelt. 

Der reiche Inhalt dieſes Jahrbuch wird auch im diefem Jahre den Kreis 
der Freunde desfelben wieder erweitern, zumal da der Ladenprei von 2 ME. jo 
außerordentlich billig. ift. 
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Im Einzelnen entnehmen wir dem reichhaltigen Inhalte dieſes Jahrbuchs 
noch Folgendes: 

Der deutſche Außenhandel hat ſich in den letzten 10 Jahren im Spezial— 
handel in der Einfuhr von 4 Milliarden auf 5'/, Milliarden ME. d. h. von 
4087 Millionen ME. auf 5440 Millionen ME. vermehrt. Da im Jahr 1889 
die Bevölkerung des Reichs 49, im Jahr 1898 aber über 54 Millionen Seelen 
betrug, fo trafen im Jahr 1889 81 ME. und im Jahr 1898 jchon 100 ME. 
Einfugr-Waaren auf den Kopf der Bevölkerung ; die Einfuhr ift alfo raſcher ge= 
ftiegen al3 der Bevölferungszumwacs. Unfere Ausfuhr ift von 3260 auf 4010 Mil— 
lionen ME. angewachien, fo daß im Jahr 1889 66 ME, im Jahr 1898 aber 
fait 75 ME. Ausfuhr-Waaren auf den Kopf der Bevölferung treffen. 

Die Einfuhr von Vieh und lebenden Thieren Hat ji in dem genannten 
Zeitraum von 10 Jahren gar nicht vermehrt, iſt vielmehr unter Anwachſen von 
183 Millionen ME, auf 280 Millionen ME. im Jahr 1894, von da ab wieder 
auf 182 Millionen ME. geſunken, auch unfere Ausfuhr in diefem Artikel hat jich 
nicht wejentlicy verändert, fondern ijt nur von 32 auf 21 Millionen ME. zurück 
gegangen. 

Dagegen hat ſich die Einfuhr fonftiger Nahrungs= und Genußmittel in Roh— 
itoffen von 841 auf 1380 Millionen ME. gehoben, während die Ausfuhr hievon 
von 86 auf 127 Millionen ME. geitiegen ift. Nach Abzug der Ausfuhr ver: 
brauchten wir alfo im Jahre 1889 für 755 Millionen ME. ausländiſcher Nahr— 
ungsmittel, Robjtoffe, d. h. pro Kopf 15'/, und im Jahr 1898 für 1250 Mil— 
lionen ME. d. h. per Kopf 23 ME. 

Nechnet man die Mehrausfuhr an Nahrungsmittel-Fabrifaten gegenüber der 
Einfuhr hieran ab, indem im Jahre 1889 für 205 Millionen ME Nahrungs: 
wittelfabrifate ein- und für 284 Millionen ME. ausgeführt worden find (Mehr 
ausfuhr SO Millionen ME.) und im Jahr 1898 für 257 Million ME. ein= und 
für 356 Millionen ME. ausgeführt worden find (Mehrausfuhr ca. 100 Mil: 
lionen ME), fo verbleibt immerhin noch ein Verbrauch von 1150 Millionen ME. 
für ausländische Nahrungs» und Genußmittel oder pro Kopf 21 ME. Der Vers 
brauch von Noggen beträgt im Durchichnitt 120 kg pro Kopf, an Weizen und 
Spel; 75 kg, an Gerſte 60 kg, an Hafer 85 kg und an Kartoffeln über 
400 kg. Der Verbrauch von Kohlen Hat ſich von 1170 kg pro Bevölferungs- 
kopf im Sahre 1876 auf 2276 kg pro Kopf im Jahre 1897 vermehrt und der 
Verbrauch an Roheifen ift von 51'/, kg auf 134 geitiegen. 

Ebenjo ift der Zuderverbrauh von 7'/;, kg vom Jahre 1888 auf beinahe 
12 kg (11,8 kg) geitiegen. An Baummolle verbrauchten unjere Vorfahren im 
Jahre 1840 nur '/,; kg per Kopf, wir konſumiren 6'/,; kg per Kopf, der 
Kaffeefonfum iſt von 1 kg (1836) auf 2,80 kg (1897) gewacjen, von Bier 
trinkt jet der Norddeutiche 103 1 pro Jahr, im Jahre 1878 tranf er erit 
611. In Bayern jtieg der Bierkonſum feit 1878 von 228 auf 243 ], in Württem= 
berg dagegen ift der Vierverbraud etwas zurüdgegangen und beträgt jet 195 1 
pro Kopf. In Württemberg und Baden wechſelt der Bierfonfum nad dem Aus— 
fall der Weinernte. Der Branntweinverbraud geht, joweit der Trinkbranntwein 
in Frage kommt, etwas zurüd (von 4,4 1 auf 4,2 Ir. A), Dagegen ijt Der 
Berbrauh von Branntwein zu gewerblichen Zweden von 0,8 auf 1,6 1r. N. 
gejtiegen. Die Preiſe für Noggen jind in den lebten zehn Jahren ziemlich gleich 
geblieben, etwa 165 ME.; auch für die Weizenpreije iſt fein Rückgang zu ver— 
zeichnen, fie notiren mit rund 200 ME., für Haber und Gerjte feinen die Preije 
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jogar etwas angezogen zu haben, auch Kartoffeln und Schlachtvieh it theurer 
geworden. 

Nur der Nohzuder iſt von 40 Pi. im Jahre 1889 auf 19',, Pf. vom 
Sabre 1897 pro kg gefallen, im Jahre 1898 wieder auf 21 Pf. geitiegen, fo 
daß 1 kg Konſumzucker mit Steuer ꝛc. jept 50 Bi. jtatt 67 wie im Jahre 1889 
foitet. Der Kartoffeljpiritus ijt frei of Bord Hamburg (Weltpreis) von 22 auf 
27 ME. pro hir. A. gejtiegen und der Julandspreis hat ſich von 52 auf 66 Mt. 
(incl. Maifchbottichiteuer) gehoben. 

Ter Kaffee it von 170 auf 8O ME. per dz gejunfen. Das Noheifen ift 
gleichfalls im Preife — ſchon im Jahre 1897/98 gejtiegen, ebenfo fonnten die 
Steinfohlen ihre Preiſe erhöhen. 

Die Hauptartifel für unfere Zolleinkünfte find Getreide mit 148 Millionen ME. 
(28,8°/, des gefammten Zollauffonmens und 2,70 ME. pro Kopf); dann Petroleum 
(665 Millionen ME., 12,8%/,, 1,21 ME), Kaffee (61 Mill. ME, 12%,, 1,12 M.), 
Bau und Nupholz (18 Mill. ME. 3,5%, 33 B.), Wein (15 Mitt. Mi. 3°%/, 
28 Pr), Fleiſch (14'/, Mill. ME 2,8%, 26 Pf.), Schmalz 14 Mill. Mit. 2,8°%%,, 
26 Pf.) Im Jahre 1898 war der Werth der zollpflichtigen Einfuhr 2854 Mill. 
Mart von 5440 Mill. ME. Gejammteinfuhr, der Zollanfall ergab 515'/, Mill. 
Marf, jo das 18°%/, des Werth3 der Einfuhrwaaren an Zoll erhoben worden 
imd. Bei der PVerbilligung der Preife der Imduftriewaaren erhöht jich nature 
gemöß der prozentuale Antheil des Bollertrags. 

Bon den 515'/, Millionen Markt Zoll wurden 30 Millionen ME. für Roh— 
ſtoffe, 113 Millionen ME. für Induftriefabrifate und 372'/, Millionen ME. für 
Nahrungsmittel, Vieh und Genußmittel erhoben, 

Der Branntweintonfum liefert eine Abgabe von 150 Millionen ME, Netto— 
ertrag oder pro Kopf 2,80 ME, das Bier ergibt an Steuern im Ganzen Deutjchen 
Reich 92 Millionen ME, dagegen der Tabaf nur 65 Millionen ME, das Salz 
50 Millionen ME. und der Zuder 100 Millionen Mit. 


der Güterverkehr auf den Waſſerſtraßen Elſaß-Lothringens 1880-97. — 
Werthvolle Ergänzungen zur amtlichen Statijtit des Waarenverkehrs auf den 
dentichen Wajjeritraßen bilden die Sondererhebungen über bejtimmte Fluß- und 
Kanalgebiete. Eine hervorragende Stelle unter diefen behauptet wegen ihrer 
Ausführlichkeit die „Statijtif über den Verkehr auf den Kanälen in Elſaß-Lothringen.“ 
Rachdem die Hauptergebniffe Ddiejes Verkehres für die Jahre 1874—77 im 6., 
8. und 9. Hefte der „Statiſtiſchen Mittheilungen über Elfaß-Lothringen“ und 
für die Jahre 1878 und 1879 in den „Mittheilungen aus dem Gejchäftsbereiche 
des Kaiſerl. Minijteriums für Eljaß-Lothringen bekannt gemacht worden find, 
liegen jeit 1880 bejondere Jahresveröffentlichungen unter dem oben genannten 
Titel vor, welche fich feineswegs nur auf die drei Hauptfanäle, nämlich den 
Saartohlen-, den Rhein-Marne- und den Rhein-Rhone-Kanal erjtreden, fondern 
auch den Berfehr auf der Mojel in Lothringen, auf dem Ill-Rhein-, dem Breuſch— 
Kanale und den Zweigfanälen des Rhein-Rhone-Kanals, ſowie denjenigen in den 
Häfen und an den Einbindes und Umbindejtellen der Flöße, alſo den gefanmten 
Kanal und Flugverkehr der Reichslande umfaſſen. 
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Ein allgemeines Bild von der Entwidelung des Waarenverkehrs auf den 
Wafjeritraßen Elfaß:Lothringens gewährt zunächſt die folgende Ueberſicht. Es 
betrug der Gejammtverfehr in Berge und Thalfahrt: 








f Tonnen: a Tonnen 

im Jahre | Kilometer | im Jahre | Kilometer 
J | 127902508 | 1899... 22 222. | 153 669.002 
IB ao aan 118060398 | 1890. . 222.222.» | 154 364 842 
Tr 6 Araaee | 161 962 714 
TITTEN | 128863068 | 1892... . . . . 1.148 058 368 
1.) 150531810 | 1898... .. ER | 152 767 084 
BEER N 1151567102 | 1894... 2.2222... ! 166 394 067 
— T 1147751664 | 1895 . 2.222220. \ 160 590 160 
JJ an etan 1 172681608 | 1896... ....... | 187 433 852 
TE | 165296466 | 1897 . 2.222220. | 190 366 812 


Diefer Verkehr iſt alfo troß mehrfadher Schwankungen im Ganzen erfreulich 
gejtiegen und hatte im Jahre 1897 jeinen höchſten Stand erreicht, indem er 
denjenigen von 1880 um 48,, d. 9. übertraf. 

Die alljährlih auf diefen Waſſerſtraßen beförderten Gütermengen verhielten 
ji fodann nad den Haupt-Verfehrsrichtungen, wie folgt. Der Gejammtverfehr 
betrug Tonnen: 

















im Jahre Einfuhr Durchfuhr Berkehr | Ausfuhr | zufammen 
BEN 2 ac 0 ae rar 335495 | 437116 | 387490 | 86 121 1 246 222 
1885 .. . ; ß +» 1 360539 | 592 759 | 293438 | 105 257 1351 993 
1800: 24: 8 u 454 381 | 402 950 | 357 787 | 143 852 1 358 970 
DO a ee ade 449 482 | 368032 | 374514 | 164755 | 1356 783 
BE a et ee ne 527565. | 407 877 530 749 | 232496 | 1 698 697 


Wir jehen, daß die Güterausfuhr alljährlich zwar mit dem kleinſten Betrage 
betheiligt war, aber doc unausgeſetzt gejtiegen iſt; 1897 belief ſich ihr Antheil 
auf 13,, dv. 9. des Gefammtverfehres. Die Gütermengen der übrigen Verkehrs: 
richtungen jchwanften ; im Sabre 1897 wichen die Mengen der Einfuhr und des 
inneren Berfehres nur wenig von einander ab und machten 31,, bezw, 31, v. 
9. des Gejammtverfehres aus; die Durchfuhr war mit 24,, dv. H. am leßteren 
betheiligt. 

Was die einzelnen Waarengattungen anlangt, fo überwiegt der Verfandt 
von Brennftoffen (außer Holz und Holzkohle), jowie von Bauftoffen (außer Holz) 
denjenigen aller übrigen Güter bei Weitem, was daraus hervorgeht, daß ver— 
ichifft wurden: 

















180 |. _ 10 __| 1885 _ 
I — Tonnen 
— — — — m re ae 
1. Brennitoffe (außer Holy). » -» » 2: - | 581 181 | 614 675 622 723 
2. Banitoffe (außer Holz), Erdarten, Geſteine 428%8 | 477819 466 636 
3. Dinger, ee ; ‚ J 497 28 400 - + 
a. in Schiffen . -» | 78230 77.001 31 
Rut und Brennholz |. in slöhm - \ 60719 31 444 4804 
5. Robitoffe und Erzeugnifle des Hüttengewerbes | 41 601 104 480 151 388 
6. ſonſtige gewerbliche Erzeugnifle . - - - - 4589 7362 17 478 
7. landwirthichaftliche Erzeugniſſe, Yebensmittel | 23 824 17 485 32 095 
8. fonftige Güter . >: >22 20. | 2613 304 | 216 
sufammen . . . | 1246 222 1358 970 | 1356 783 


— 


Die Brennſtoffe (außer Holz) bildeten alſo dem Gewichte nach in jenen drei 
Jahren 46,, bezw. 45,, und 46,, v. H. aller beförderten Güter, wie dieſelben 
fih denn nebſt den Baujtoffen wegen ihres großen Gewichtes im Verhältniſſe 
zum Werthe vornehmlich zum Werjandte auf dem Wajjerwege eignen. Unter den 
Vrennitoffen nehmen die Kohlen den Haupttheil ein. Es handelt fich in Elſaß— 
Yothringen um drei Kohlenarten, welche mit einander in Wettbewerb treten: Die 
Zaarkohle, die Ruhrkohle und die belgiſche Kohle; über ihre Abſatzverhältniſſe 
an den beiden HauptsVerfehrspläßen Straßburg und Mülhauſen gibt nachitehende 
Uebericht Auskunft. Es betrug im Jahre 1897 der Eingang: 
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| in Strahburg | in Mülbaufen 
u ĩ Tonnen 


Eee ra rien | 57 327 143 979 
BE 5.6 ei era ee i 66 946 


belgiſcher Kehle. ..... 53 666 76 973 
zufammen . . . | 110 998 287 893 


Während demnach zu Straßburg Saarkohle und belgische Kohle in annähernd 
gleichen Mengen auf dem Waſſerwege bezogen wurden und Nuhrkohlen auf dieje 
Teile feinen Eingang fanden, betrug in Mühlhaufen der Bezug von Saarkohle 
allein die Hälfte der gefammten Kohlenzufuhr zu Wafjer; .an der anderen Hälfte 
hatte die belgijche Kohle den größeren Anteil. (Stat. Corr.) 





Der Eentralverein für Arbeitsnahweis in Berlin im Jahre 1898. — 
Tiefer Berein, deſſen Einrichtungen befanntlid in mancher Bezichung vorbildlich) 
auch für andere Nachweisanſtalten geworden find, fonnte im Jahre 1898 einen 
neuen Aufichwung feiner Gejchäftsthätigfeit verzeichnen. Der Verein unterhält zu: 
nädit einen allgemeinen, vorzugsweiſe von „ungelernten” Arbeitern benußten 
Kadweis. In diefem betrug 1898 (1897) die Zahl der eingejchriebenen Per- 
jonen (Arbeitsgeſuche) 19 625 (16 455), die der zu befegenden Stellen 14 993 
13 033), die der bejeßten Stellen 14 533 (12 695). Nahezu alle angebotenen 
Stellen fonnten ſonach wirklich) auch bejett werden. Dieſes günitige Ergebniß 
ſpricht ſowohl zu Gunjten der Vermittlungsthätigkeit des Vereines wie auch der 
Sage des Arbeitmarktes; denn ein ungejchieter Vermittler wird nicht jo oft 
Erfolg haben, und amderjeit3 wird bei Mangel an Arbeitsgelegenheit auch cine 
geihidte Vermittlung nicht im Stande fein, mit den oft minderwerthigen Arbeits— 
fräften, die ſich gerade bei allgemeinen Nachweisanjtalten zu melden pflegen, 
gleichwohl faſt der ganzen Nachfrage für Arbeitskräfte in geeigneter Weije zu 
genügen. Auch die Ergebnijje der jogenannten Facharbeitsnachweiſe des Vereines, 
dei welden die Zahl der angebotenen Stellen für das Vorjahr theilweife nicht 
ieftgeitellt iit, erjcheinen günjtig. Bei den Malern, Anjtreichern und Ladirern 
tehen 7 667 eingejchriebenen Perſonen 5 796 Stellenangebote und 5 476 beſetzte 
Stellen gegenüber; bei den Schlojjern lauten die bezüglichen Ziffern 2 264, 
1750 und 1361, bei den Klempnern 1372, 945 und 871, bei dem Arbeits— 
nachweiſe für weibliche Perſonen, der leider noch viel zu wenig von den Arbeit: 
gebern benupt wird, 3389, 2184 und 1900, Für die Facharbeitsnachweiſe 
hat der Vorſtand ein Normaljtatut aufgeitellt, wonad) das Nuratorium des Nach: 
weiſes aus je vier Vertretern der Arbeitgeber (zu wählen von Innung, Verein 
u. dergl.) und Arbeitnehmer (von dem Ausſchuſſe des Gewerbegerichtes zu wählen) 
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jowie aus zwei Mitgliedern des BVereinsvoritandes, die als Vorſitzende, bezw. 
jtellvertretende Vorfigende zu fungiven haben, beitehen ſoll. 

Für den Verwaltungsbeamten wie für die Statiftif gleich intereffant iſt eine 
neuerdings von dem Borjtande des Bereined nugenonmene Aenderung der Buch- 
führung. Statt der Lijten iſt nämlich das Karteuſyſtem eingeführt. ES be= 
stehen im Ganzen nur Drei Formulare, eind zur Beſcheinigung über die 
Einschreibung gegen 20 Pfennig Gebühr, ein zweites, auf welches die Anmels- 
dung offener Stellen übertragen wird, ein drittes für die Ueberweiſung von 
Arbeitern durch den Berein, die in der Negel fo erfolgt, daß der Arbeitgeber 
ansreichende Auswahl hat. Die Beicheinigungen müffen von den nicht eingeltellten 
Urbeitern zur Vermeidung nochmaliger Einfchreibgebühr binnen 24 Stunden zu— 
rücdverlangt werden. Auf dieſe Weife gibt die Zahl der nicht zurüdverlangten 
Bejcheinigungen einen ziemlich jicheren, wenn nicht ganz und gar genauen Maß: 
tab für die Anzahl der bejepten Stellen; es wird auf ihnen dann der Tag der 
Einjtellung vermerkt und anf dem Formulare der Arbeitgebermeldung die Nummer 
jeder nicht zurüdgeforderten Beicheinigung eingetragen. Statiftiichen Zwecken dient 
noch ein mit der Bejcheinigung verbundener, diejelbe Nunmmer tragender, bei der 
Aushändigung der Beiheinigung zurüdbehaltener Abjchnitt, auf welchem u. U. 
Name, Geburtstag, Familienftand, Dauer der Arbeitslofigfeit, fpäter der Beruf 
in der etwa nachgewiejenen Arbeitöitellung eingetragen werden. Zur Vermeidung 
von Verwechslungen unterjcheiden ji) die Formulare der einzelnen Abtheilungen 
des Arbeitsnachweiſes nach der Farbe. Die vortreffliche Bewährung des Karten— 
an Stelle des Lijtenjyitemes in der Statijtif ijt befannt; der anliegende Bericht 
betätigt deſſen Vorzüge zugleich auch für die praktiſche Verwaltung. 

(Stat. Corr.) 
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"ler, Dr. Georg, Profeſſor der Nationalökonomie in Baſel, Die Sozialreform und der Kauf— 
manngjtand. (Separat-Abdrud aus den Annalen des Deutichen Reichs 1891.) 4 Bogen 
ar. 8%. Preis broſch. ME. 1.50. . 

Asfieh, DO. Frdr. v., kgl. bayer Oberreg-Rath und kaiſerl. Reichsbevollmächtigter für Zölle und 
Steuern, Die Zölle und Steuern, jowie die vertragäSmäßigen audwärtigen 
Handelsbeitimmungen des Deutſchen Neihes. Bierte, vollitändig umgearbeitete 
Auflage. 1898. 19'/ Bogen gr. 8°, Preis broſch. Me. 2.50, geb. Mt. 3.25. 

Betuhal, Eonrad, Das deutſche Arbeiterredt. 12 Bogen ar. 8%. Broſchit Mt. 3.—. 
(Separat:-Abdrud aus den Annalen des Deutichen Reichs, 1892.) 

Burlart, Karl, kgl. Regierungsrath, Verfaijung und Reform der direkten Steaern und 
der Finanzverwaltung in Bayern. Zweite Aufl. 4° Bogen ar. 8°, brojch. ME. 1.50. 

Dehn, Bau, Zur Einführung der Reihspojt-Sparkajjen. 1884. 54 Seiten, gr. 8°. Vf. 1.20. 

Eger, Dr Georg, Regierungsrath, Die geihihtlihe Entwidlung des Eiſenbahn-Irans— 
portredts in Breußen mit bejonderer Berüdiihtigung des Eijenbahn-Tarifrechts. Eine 
vom Berein für Eijenbahntunde in Berlin preitgefrönte Abhandlung. (Separat-Abdrud aus 
den Annalen des Deutſchen Reichs 1895.) 4'fs Bogen gr. 8°. Preis broſch. ME. 1.75. 

Felſet, 5, kgl. bayer. Oberzollrath, Das Tabatsmonopol und die amerilaniihe Tabar 
Steuer. Eine ſtaatswirthſchaftliche Unterſuchung der Tabakbeſteuerungsſyſteme, zugleich eime 
Entgegnung auf den G. M.:Artikel der Allgemeinen Zeitung: „Borbereitende Studien zur ' 
Einführung des Tabafmonopols in Deutichland*“. 1878. Mt. 1.—. 

Seller, 5, tgl. bayer. Oberrechnungsrath, Zur Tabakjteuerfrage. Abwehr gegen die kritifchen - 
Nachträge zu den Dr. Mayr’iben Studien über das Tabatmonopol. 1878. 50 Bi. 

Frenlenſtein, Dr. Kuno, Die deutihe Fabrikinſpektion, ihre Thätigkeit im Jahre 1890 
und ihre Reform. 4° Bogen, gr. 8%. Broſchirt Mt. 1.50. (Separatabdrud aus den 
Annalen des Deutihen Reichs 1892.) 

Göring, Philipp, Die Veterinär: Polizeiverwaltung nad den reichsgejeplichen Beftimmungen. 
1882. 11'/z Bogen, gr. 8%. Broſchirt ME. 3.—. 

eig, Dr. Elemens, Die großen Eintommen in Deutihland und ihre Zunahme in den 
legten Jahrzehnten. Bon der hohen ftaatswiljenichaftlichen Fakultät der Umiverfität Tübingen 
mit dem afademijchen Preiie gefrönte Arbeit. (Separatabdrud aus den Annalen des Deuticen 
Reichs 1893.) 7 Bogen gr. 8°, brojchirt Mi. 1.75. 

Henfel, Dr. Paul, Die Stellung des Neichstanzlers nach dem Staatsrechte des Deutſchen Reichs. 
1882. 4 Bogen, gr. 8°. M. 2.—. 

Hirt, Dr. Georg, Freiiinnige Anfichten der Vollswirthichaft und des Staats. 1876. 27 Bogen 
fi. 8°. Broihirt ME L.—. 

Joel, Mar, Reditsanwalt und Notar in Berlin, Das Geſetz betreffend die Erwerbs- und 
Wirthſchaftsgenoſſenſchaften vom 1. Mai 1889. (Separatabdrud aus den Annalen 
des Deutihen Reichs 1890.) 17’/s Boaen gr. 8°, broid. Mt. 5—. 

ehmaun, Bodo, Kaijerl. Conjul 5. D., Die deutihe Neihsangehörigkeit vom nationalen 
und internati..talen Standpunkt. Eine Studie. 51 Bogen qr. 8°. (Separatabdrud aus 
den Annalen des Deutjhen Reichs 1899.) Broich. ME. 1.75. 

%s, Dr. Walther, Der Streit um die Berftaatlihung der Reichsbank. Vortrag, ges 
balten am 19. November 1897 im Soziälwifjenichaftlihen Verein zu Münden. 1'/s Bogen 
r. 8°. Preis brojch. 50 Pf. (Sevaratabdrud aus den Annalen des Deutichen Reichs 1898.) 

Frengel, Theod., Beiträge zur Wahlprüfungsitatijtit des deutihen Neihstages 1871-90 
5'/s = gr. 8°. Broſch. ME. 1.50. (Separatabdrud aus den Annalen des Deutichen Neich® 1892.) 

Rehm, Prof. Dr. Hermann, Der Erwerb von Staatd: und Gemeindeangebörigfeit in 
geichichtliher Entwidelung nad) römiſchem und deutſchem Staatsrecht. gie Boxen gr. 8°, 
broſchirt Me. 2.50. (Separatabdrud aus den Annalen des Deutichen Reichs 1892.) 

Rofin, Prof. Dr. H, Souveränetät, Staat, Gemeinde, Selbitverwaltung. Sritifche 
Begriffsftudien. 4 Bogen, gr. 8°. ME. 1.75. 

— — Örundzüge einer it emeinen Staatälehre nad den politiichen Neden und 
Schriitjtüden des Füriten Bismard. (SeparatAbdrud aus den Annalen des Deutichen 
Reich? 1898.) 3 Bogen gr. 8. Mt. 1.—. 

Edanze, Dr., Regierungsrath, Die patentrehtlihen Beftimmungen des deutſcheöſter— 
reichiſchen —— — über den gegenſeitigen Patent-, Mujter- und 
Martenihup vom 6. Dezember 1891. 3 Bogen ar. 8°, broſch. Mt. —.75. (Separat- 
Abdruf aus den Annalen des Deutichen Neiches 1894.) 

Epdel, Dr. Mar, Das Gewerbe-Polizeirecht nad der Reichs-Gewerbeordnung. Mit einem 
Anhang: Tert der Gewerbeordnung. 1881. 13 Bogen, ar. 8%. M. 3.—. 

Eiengel, Earl von, Profeſſor der Rechte in München, Die deutihen Schupgebiete, ihre recht— 
lihe Stellung, Berfajjung und Verwaltung. Dritte vermehrte Auflage. 18'/, Bogen 
gr. 8° brod. ME. 3.—. (Separat-Abdrud aus den Annalen des Dentichen Neidyes 1895. 

Urdihum, Dr. Fr., ord. Profefior an der Umiverfität Tübingen, Das Neichs-Beamtenredt 

„. 1876. 8')s Bogen, gr. 8, Mt. 4.—. 

Vilderndorff, Dr. Otto Freiherr von, f. bayer. Miniiterialrath, Deutiche Verfaifungen umd 
Berfaijungsentmwürje. 11 Bogen gr. 8°. Brojchirt Dit. 3.—. (Separat-Abdrud aut 
den Annalen des Deutſchen Reichs 1890.) 
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In ©. Birth’s Derlag in München und Leipzig erjcheint 
in Bälde: 


Die Zülle und Steuern 
ſowit die verfenasmäßigen auswärtigen Handels— 
bezichungen des deutſchen Reithes 


von 
Otto Freiherrn von Aufjeß. 


Fünfte, vollſtändig umgearbeitete und ſtark vermehrte Auflage 


von 


Carl Wieſinger 


f. b. Oberzollrath und Reichsbevollmächtigter für Hölle und Steuern in Altona. 


28 Bogen groß 8°. Preis broid. Mt. 7.—, in Ganzleinwandband ME. 7.75. 
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Das im Jahre 1891/92 in vierter Auflage veröffentlichte Buch foll jest 
in einer vermehrten und verbefferten fünften Auflage in unferm Derlage 
erfcheinen, da die Entwickelung des ZOU- und Steuerwefens des Reiches feit 
jener Heit, die Einverleibung Hamburgs in den Zollverband, die neue 
Branntwein- und Aucerfteuergejeggebung, die in den Jahren 1892 
bis 1899 abgeichlojjenen Zol- und Handelsverträge und die damit 
verbundenen Zolltarifänderungen jo viele Neuerungen hervorgerufen haben, 
dag eine wiederholte Umarbeitung des Buches dringend geboten erfchien. Das 
Werk befaßt fihh mit dem gefammten Befhäftsumfang der Zoll: und Steuerver- 
verwaltung des Reiches und wird dem Theoretifer wie dem Praftifer als ein will: 
fommenes Handbuch fich erweifen. Ein alphabetifches Inhaltsverzeichnif 
wird den Gebrauch des Buches welentlich erleichtern, auch die Hinweifung auf 
die Quellen der Gefetgebung und die amtlichen Publifationen des Reiches wie der 
einzelnen Bundesftaaten, fowie auf die binfichtlich der Zoll- und Steuerverwaltung 
vorhandene Eitteratur dürfte jedem, der ſich näher und eingehender über diefe ſ. 5- 
wieder mehr als je hervortretenden Holle und Steuerfragen und Handelsvertrags- 
verhältnifie unterrichten will, die gemwünfchten Auffchlüffe geben. 
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CAlnpa;naz, WE 
Die Tabackbeſteuerung in Deutſchland. 
j on 


Franz Graf, f. Oberzollinipeltor in Paſſau. 
(Sortjegung.) ') 


5. Kapitel. 
Das Gewichtsſteuer- oder Rohtabaditenergefeg von 1879. 


Das Tabaditeuergejeg vom 16. Zuli 1879, welches den Rohtaback und 
zwar nach dem Gewichte bejteuert — wobei indejjen für fleinere Pflanz- 
ungen die Flächenſteuer zugelafjen ift — hat verjchiedene Entwidlungsitufen 

emacht. Wir werden diejelben, da das Gejeg heute noch gilt und im 
deutſchen Neichstag jowohl, wie in der Preſſe wiederholt Gegenftand der 
öffentlichen Erörterung war, im Nachfolgenden eingehend betrachten. 

Bereit im Jahre 1873 wurde der Entwurf zu einem jolchen Gejege dem 
Bundesrath vorgelegt, welcher aber aus den in unjerem zweiten Slapitel am 
—— *) erwähnten Gründen beſchloß, den Entwurf dem Reichstage nicht 
vorzulegen. 
as Jahre 1878 wurde ein fait gleichlautender Entwurf vom Bundes» 
rate angenommen und darauf auch im Neichstage durchberathen, worüber wir 
in unjerem dritten Kapitel am Eingange desjelben berichtet haben. ®) 

Diejer neue Entwurf wurde jchlieglich an die Budgetkommiſſion über- 

wiejen, jedoch dajelbjt nicht weiter verfolgt, nachdem inzwilchen das Geſetz be- 
treffend die Veranſtaltung einer Tabad »Enquete in Vorlage gebracht, vom 
Keihstage angenommen und dann auch in Kraft gejegt wurde. 
Bon der Enquetefommijfion wurde das Nohtabadjteuerprojeft, wie die 
übrigen Projekte einer eingehenden Unterjuchung und Berathung unterjtellt und 
alsdann bei der Abftimmung der Kommijjionsmitglieder über jämmtliche Steuer: 
formen weder für das Tabadmonopol, noch für die Tabadjabrifatiteuer, noch 
für das NRohtabadmonopol jich eine Mehrheit ergab, erklärten ſich jämmtliche 
Kommijjionsmitglieder für die Möglichkeit und Durchführbarfeit der Bejtenerung 
nach dem Gewichte des Nohtabads und zwar ftimmten die Meijten für den in 
der Druckſache N. 79 des V. Bandes der weiteren Anlagen zum Berichte der 
Enquetefommijjion dargelegten Entwurf. 

Bevor auf Ddiejen Entwurf näher eingegangen wird, muß des Materials 
gedacht werden, welches die Beratbungen der Enquete-Kommiſſion 
über Syitem und Grundzüge u. j. w. diejer Steuerart ergeben hatten. 

Einſchlägig find hiezu die Drucdjachen Nr. 2 (©. 7 und 8), 43 (©.5 ff.), 
49 (©. 4 ff), 55 (©. 8), 63, 66, 67, 69, 70, 71, 73, 74, 77, 78, 79, 


) Mgl. „Annalen“ 1895, ©. 169 ff. Der Verfaſſer iſt leider durch feine Berufs- 
geichäfte längere Zeit an der FFortjegung feiner Arbeit verhindert geweien, hofft aber nun, 
diefelbe raſcher fördern zu können. 

2) „Annalen“ 1893, ©. 542/43. 

2) „Annalen“ 1893, ©. 543 ff. 
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82, 83, 84, 85, 86, 89, 91, 94, 95, ferner die Protokolle der XXXV. und 
der folgenden Sigungen, Protokolle Seite 60 ff. des vorerwähnten Anlagen 
bands zum Bericht der Kommilfion. 

Aus diefer Fülle von Material jollen zunächjt die prinzipiellen Ge— 
jichtSpunfte hervorgehoben werden, welche für und gegen eine Robhiabad- 
jteuer im Schooße der Kommiſſion geltend gemacht wurden. 

Ein Hauptgegner diejer Steuer war das Kommijjionsmitglied, bayer. 
Oberrechnungsrath Felſer (Referent für die Fabrifatjteuer), welcher zwar Die 
techniiche Einfachheit der Steuer anerfannte, aber Ddiejelbe nur dann als an- 
nehmbar bezeichnete, wenn dadurch ein relativ geringer Steuerbetrag geliefert 
werden folle, während er, wenn ein einigermajjen höheres Steuererträgniß in 
Frage fommen jolle, eine jolche aus folgenden Gründen für unannehmbar be: 
zeichnete ?). 

1) Zunächjt jei e8 ein wirthichaftlicher Nachtheil bedenklichiter Art, daß 
die Steuerpflicht dem Tabakpflanzer aufgebürdet werde, da der kleine Pflanzer 
zur Auslegung der Steuer fein Kapital befige, und daher in die Hand des 
Händlers, der die Steuer in den Preis des Tabacks einrechne, gegeben ſei. 
Wenn vom Nobtabad eine höhere Steuer gewonnen werden jolle, müfje die: 
jelbe, jtatt dem Pflanzer, einem anderen, dem Verbrauche näher liegenden, und 
mit Sapitalien mehr ausgejtatteten Interejjentenfreije, d. h. entweder dem 
Händler oder dem Fabrifanten auferlegt werden. 

2) Sodann werde durch eine Nohtabadjteuer das NRohmaterial unver: 
hältnigmäßig umd auch ungleichmäßig vertheuert. Dasjelbe müſſe nämlich in der 
Tabadfabrifation längere Zeit zubringen, bevor es in das fertige, genußfähige 
Fabrikat verwandelt jei. Der Steuervorjchuß müfje aljo das Material während 
geraumer Zeit nicht allein mit dem Steuerbetrag, fondern auch mit den Zinjen 
und Zinjeszinjen hieraus belaften und dementjprechend vertheuern. (Dieje Zeit: 
dauer vertheile ſich indeffen auf die einzelnen Gejchäfte jehr ungleich, indem 
fie beim Schneidgut auf ein Vierteljahr herabgedrüdt, bei der Schnupftabad- 
fabrifation aber auf fünf Jahre ausgedehnt jein fünne.) Ebenſo müſſe eine 
Nohmaterialjteuer den einheimischen und den fremden Tabad in vielen Fällen 
der Zeit nach ungleich treffen. 

3) Dieje Vertheuerung des Rohmaterial3 zwinge aber den Fabrifanten, 
jelbjt jchlechte Theile des verjtenerten Rohgutes, wie Abfälle, Staub u. ſ. w., 
die jonjt als werthlos aus den Fabriflofalen entfernt werden, zu verarbeiten, 
da ja hierauf bei hohem Steuerfuß ein bedeutender Steuerwerth liege. Ferner 
dränge das theuere Material zu Erjparungen durch überreichen Zujag von 
Ingredienzien 3. B. Saucen, Zuder u. j. w. zur Surrogatverwendung. Für Ver: 
hinderung der Schädigung der Staatsfafje jeien hienach die Staaten mit hoher 
Nohmaterialjteuer gezwungen, die Surrogatverwendung zu verbieten und das 
zuläjjige Maß der Anwendung von Ingredienzien vorzujchreiben. Erjteres aber 
bedinge eine Yabriffontrole wie bei der Fabrikatſteuer, aljo eine Kontrole, 
die mit der Nohmaterialiteuer eigentlich nicht vereinbar jet, leßteres jei mit 
unmwirthichaftlichen Eingriffen in den Betrieb der Tabadfabrifen verfnüpft. . 

4) Die Nohmaterialjteuer habe weiter den bedeutenden wirthichaftlichen 
Nachtheil, daß es bei derielben unmöglich jei, die Rüdvergütungsfrage befriedi- 
gend zu löjen, da die Steuer ja grumdjäglich in vielen Fällen ohne Rückſicht 


ı) Drudfahe Nr. 2, S. 7 und 8, Nr. 49 S. 2 und 3, dann Aff., Nr. 55 ©. 8 des 
V, Bandes der Anlagen zum Bericht der Tabad-Enquete-HKommilfion. 
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auf die jchliegliche VBeitimmung des Fabrikats zum inländischen Verbrauch oder 
zum Erport entrichtet werden müſſe, und es jodann beim Erport von Fabrifaten 
Ihmwierig jei, die Menge des hiezu verwendeten jteuerpflichtigen Rohmaterials 
zu ermitteln, wehhalb in den Staaten mit Nohmaterialjteuer bei der Ausfuhr 
entweder feine oder nur eine theilweije Rückvergütung der gezahlten Steuer 
bewilligt werde. 

5) Die NRohtabadjteuer habe ferner, da fie die Fabrikanten nöthige, ihr 
umlaufendes Kapital um den ganzen Betrag der im voran entrichteten Steuer 
zu erhöhen, zur nothwendigen Folge, daß neben einer für die Fabrikation 
nachtheiligen Beichränfung der Borräthe an Rohtaback zum laufenden Betriebe 
die Tabadindujtrie auf eine verhältnigmäßig geringe Anzahl von größeren Ge: 
ihäften, d. h. auf die vermöglicheren Fabrifanten, fonzentrirt bezw. reduzirt 
werde. 

6) Endlich jei es bei einem hohen Steuerjag jehr jchwierig, das Ber: 
hältnis des Nohtabadzoll3 zur inländifchen Nohtabaditeuer richtig zu regeln. 
Es konnte hierüber jchon bei den geringen Sägen des ProjeftS von 1873 eine 
Einigung weder innerhalb der Kommijjion, noch innerhalb des Bundesraths 
erzielt werden, da eben bei Feſtſtellung diejes VBerhältniffes zahlreiche Momente 
von wechjelnder und ſchwer zu jchägender Bedeutung gewürdigt werden müfjen, 
3. 8. die verjchiedenartigen Kulturfojten und Bodenrenten, die VBerfchiedenheiten 
in der Qualiiät und im Marftpreife der inländijchen und ausländiichen Tabade, 
das Maß der Entjchädigung für die dem inländischen Tabadbau aufzuerlegende 
Kontrole. ES falle jchwer, aus dieſen ganz verjchiedenartigen Verhältnijjen 
zutreffende Wertheinheiten für die Bejtimmung des Verhältnijjes der Belaftung 
des inländiichen Tabacks zu jener des ausländischen Tabads zu gewinnen. 

Diejen gegen eine Nohtabaditeuer geltend gemachten Bedenfen wurden 
von dem Referenten für dieſe Steuerform, preuß. Seh, Oberfinanzrath Schomer 
folgende Gegengründe gegenübergejtellt:') 

1. Wenn die Steuerpflicht dem Tabadpflanzer und nicht dem Händler 
oder Fabrikanten auferlegt werde, jo habe dieß aus folgenden Erwägungen 
nichts VBedenkliches auf ſich. Zunächſt werde in Wirklichkeit dem Pflanzer gar 
nicht angejonnen, die auf dem von ihm gezogenen Tabad ruhende hohe Steuer 
ju tragen oder doch auszulegen und man fönne auch nicht behaupten, dal 
er hiezu nicht im Stande jei. Was jpeziell legteres anlange, jo jet ja richtig, 
dab unter den Tabadpflanzern unbemittelte Leute vorfommen, ja daß die 
Mehrzahl davon nicht zu den wohlhabenden zähle, aber diejelben wären doc) 
in der Lage, eine erhebliche Steuer, die ihnen ja nächſtens doch eritattet werde, 
vorläufig auszulegen. Ihr Tabad jei nach den jetigen Verhältniſſen für den 
Verkehr zur Herftellung billiger und bejonders qualifizirter Tabadjorten nöthig; 
dieß Bedürfni werde auch jet nicht direft vom Pflanzer gededt, jondern es 
ſeien dazu Vermittler, Händler erforderlich, welche dabei ihren Gewinn machen, 
aber jelbjt erhebliche Auslagen ohne viel Schwierigkeiten bejchaffen könnten. 
Man unterjchäge die Wirkungen des freien Verkehrs, wenn man annehme, daß 
die Pflanzer nicht durch dieje direft dabei interejjirten Leute den nöthigen durch 
die Ernte völlig geficherten Kredit erhalten würden. Die Furcht, dann rett— 
ungslos den Bedingungen diefer Abnehmer anheimzufallen, werde hinfällig 
duch die ſtarke Konkurrenz der legteren unter jich und habe für bejtenerten 





') Drudfadhe Nr. 73 a. a. O. ©. 2 ff. 
6* 





— — —. 


84 F. Graf: Die Tabadbeitenerung in Deutichland. 





Taback faum eine wejentlich höhere Bedeutung, als fie jet jchon in Bezug 
auf die Gewährung der Preiſe für fajt jteuerfreien Tabad habe. 

Sodann aber werde ja ein eigentlicher Vorſchuß von dem Pflanzer über: 
haupt nicht gefordert, denn die Steuer jolle nicht vor der Ernte, jondern nad 
Beendigung derjelben entrichtet werden, wenn der Tabad in dachreifem Zujtand 
jei, dephalb jederzeit verfauft und damit der jofortige Erjat der veraus— 
lagten Steuer herbeigeführt werden fünne. Der Berfauf der Ernte trete that— 
jächlich regelmäßig zu dieſem Beitpunft ein und daher jei von vorjchüfjiger 
Steuerentrihtung nicht die Nede. Für Ausnahmsfälle jei ja übrigens Kreditir- 
ung vorgejehen. 

Die Beiteuerung des Rohtabad3 beim Pflanzer erjcheine aljo nicht un: 
möglich, dafür würde aber die Verjchiebung des Zeitpunkts der Steuerpflicht 
auf einen jpäteren Zeitpunkt neue Stontrolen bedingen, welche nicht allein Die 
Freiheit des Verkehrs einjchränfen, jondern auch den Steuerertrag durch ihre 
Koſten unnöthig ſchmälern würde. 

2. Der Borwurf unverhältmigmäßiger und ungleichmäßiger Vertheuerung 
des Nohmateriald gründe fich lediglich darauf, daß Fabrifant und Händler 
Binfen von der einjtweilen verauslagten Steuer berechnen und dieje Zinjen 
bei länger in der Entwidlung begriffenen oder auf Lager befindlichen Fabrikaten 
(Schnupftabad) natürlich Höher jein müſſen, als bei jofort in den Verbrauch 
übergehenden Fabrikaten. Es werde fich dabei fragen, ob der Konjument 
unter Vorausjegung eines gleich hohen Steuerertrags für gleich gute Waare 
mehr bezahlen muß bei Einführung einer Nohmaterialfteuer oder einer anderen 
Stenerform (Fabrifatjteuer, Monopol). Hier jei nun zu bemerfen, daß zwei 
ziffermäßig gleiche Steuerbeträge dann nicht gleich jind, wenn der eine Betrag 
Jofort, der andere erjt nach vier Sahren erhältlich ift. Sollen die Steuer: 
beträge wirklich gleich jein, jo müfje letterwähnter Betrag um die Zinjen 
und Zinjeszinfen erhöht werden, welche bis zur Fälligkeit desjelben auf den 
fofort gezahlten Betrag auflaufen. Daher müfje der Ertrag einer jofort fälligen 
Nohmaterialjteuer, wenn er mit dem Ertrag einer Yabrifatjteuer oder eines 
Monopols verglichen werden joll, um den Betrag der Zwiſchenzinſen vermehrt 
werden, was jchon bei Annahme einer Entwidelungsperiode von vier Jahren 
ganz erheblich ins Gewicht falle. 

Dem Konjumenten fünne es ganz gleich fein, ob, von dem von ihm ge: 
fauften Produkt die Steuer früher oder jpäter entrichtet ift, für ihn fomme es 
nur daruaf an, ob er die Waare theuer bezahlen muß. Und da fünne geradezu 
behauptet werden, daß eine gleichen Ertrag liefernde NRohmaterialiteuer Die 
Waaren weniger vertheuert, als irgend eine andere Steuerform. Die Roh— 
materialfteuer fünne nämlich eine ganze Reihe von Kontrolen entbehren, die 
bei andern Steuerformen nothwendig jeien und die bei Fabrifatiteuer und 
Monopol jehr erheblich im Preis der Waare zum Ausdrud fommen müßten 
(fall3 jie nicht den Steuerertrag jchmälern jollen, was für eine richtige Ber: 
gleichung eine unzuläjjige Annahme jein würde), während bei der Nohmaterial: 
itener durch Wegfall dieſer Koften der Preis der Waare unter jonjt gleichen 
Verhältniſſen billiger jein könne. 

Richtig jei in gewiſſem Sinne, daß eine Nohmaterialjteuer die Fabrikate 
ungleich vertheuert, da Nauchtabad, der in einem halben Jahr aus einem 
Pfund Rohtabad hergeftellt wird, zweifellos mit einer geringeren Steuer be: 
faftet jei als Schnupftabad, der 4 Jahre zur Entwidlung braucht und da 
Eigarren in Folge der größeren Menge von Abfällen dem Nauchtabad gegen: 


F. Graf: Die Tabadbeiteuerung in Deutichland. 85 


über zweifellos im Nachtheil jeien. Man werde aber dieß als Nachtheil der 
Rohmaterialjteuer nur dann bezeichnen können, wenn man von der für dieſe 
Steuerform gar nicht paſſenden Vorausjegung ausgeht, daß jedes Pfund der 
aus einem gewilien Quantum bergeitellten Fabrifate die gleiche Steuer tragen 
müſſe. Wenn die Rohtabackſteuer die Wirkung Hat, dak auf Eigarren nnd 
Schnupftaback durchichnittlich eine höhere Steuer fällt, als auf das gleiche Ge- 
wicht Rohtaback, jo jei das von fteuerpolitiichen Standpunkt fein Nachtheil, 
jondern ein Vortheil, da der Cigarrenkonſum dem Rauchtabadfonjum gegen: 
über ficherlich die fururiöfere Form ift, und der Schnupftabadfonfum für den 
Einzelnen nicht den Umfang annimmt, wie der Konſum an Rauchtaback. 

3. Daß bei einer Rohmaterialjteuer mehr Abfälle und jchlechte werthloje 
Theile verwendet werden, als bei anderen Steuerarten, jei zu bejtreiten, da 
der verftändige Fabrikant durch nichts gehindert jet, den Gelammtbetrag der 
auf dem Rohmaterial ruhenden Steuer auf die wirklich verfäuflichen Fabrifate 
zu Schlagen und es eine reine Fiktion jei, wenn man annehme, auf den 
Abfällen ruhe noch ein Steuerwerth. 

Richtig jei nur, daß jede hohe Steuer, aljo etwa auch eine Fabrifatfteuer, 
die Verwendung geringwerthigen Material® (Abfälle u. dgl.) veranlafje, um 
auf dieje Weiſe noch cine — troß der hohen Steuer — billige Waare an 
bieten zu fünnen. 

Surrogate und Ingredienzien würden allerdings bei einer Rohmaterial: 
itener eher verwendet, als bei anderen Steuerformen, was aber ohne bejonderen 
Belang jei. Eine wejentliche Gefahr für die ftenerlichen Intereſſen würde nur 
dann entitehen, wenn der Geſchmack des Publikums in erheblichem Grade dem 
Genuſſe jolcher Surrogate fich zuwenden würde, was aber 3. B. bei Kartoffel— 
und Runfelrübenblättern — deren Beimiſchung übrigens billigere Waare er- 
mögliche und den Konſumentenkreis ausdehne — wohl nicht jehr zu fürchten 
ji. Der Gebrauch von Ingredienzien (wie Lafrizen, Zuder u. ſ. w.) hänge 
weit mehr von der Gejchmadsrichtung des Publikums, als von der Höhe der 
Steuer ab. In Amerifa würden diefe Stoffe mit dem Fabrifate gleich dem 
Tabad verfteuert und fänden doch in großem Umfang Berwendung, namentlic) 
auch beim Nauchtabad. Steuerpolitiich jei es übrigens faum richtig, Ingre— 
dienzien, Schmalz, Zafrizen, Zuder u. j. w. wie Tabad zu bejteuern; für den 
geſundheitspolizeilichen Standpunft aber jet in einem Steuergejege nicht zu jorgen. 

Die Frage der NRüdvergütung bei der Ausfuhr biete bei einer Roh— 
materialjteuer allerdings große Schwierigkeiten, die indejjen fich würden löſen 
laſſen. Beim Monopol träten jolche Schwierigkeiten wicht hervor, weil die 
Ausfuhr von Fabrikaten durd) Private nicht möglich ſei. Auch bei einer hohen 
sabrifatjteuer werde eine erhebliche Ausfuhr nicht Itattfinden. Es ſei bet der: 
jelben zwar ganz leicht, den Nüdvergütungsiat zu finden und die volle Steuer 
zu eritatten, allein die Koſten, die durch die Steuerfontrole entjtehen und theil: 
werte direft vom Fabrikanten getragen werden, würden Doch nicht eritattet 
werden, und es würde dieß ein erfolgreiches Mitwerben auf ausländijchen 
Märkten wohl in Frage jtellen. Wollten aber dieje Koften bei der Ausfuhr: 
vergütung in Gejtalt einer Prämte berüdjichtigt werden, jo würde eine jolche 
Regelung faum weniger Schwierigfeiten bieten, als bei einer Rohtabackſteuer. 
Lie Schwierigfeit der Nüdvergütung bei der Nohmaterialiteuer trete nur deß— 
halb jo hervor, weil bei diefer Stenerform ein Export möglich bleibe, während 
derjelbe bei andern Steuerformen verjchtwinde. Darin liege wohl fein bes 
jonderer Nachtheil einer Rohtabadijtener, 
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5. Es jei nur theilweile richtig, daß die Fabrifanten bei einer Rohmaterial- 
fteuer ihr umlaufendes Kapital um den ganzen Betrag der im Voraus ent: 
richteten Steuer erhöhen müffen, und daß infolgedefjen die Lager der Fabri- 
fanten bejchränft werden und die Induſtrie auf große fapitalfräftige Betriebe 
fich zurüdziehen werde. Denn es jeien ja jeßt jchon die Lager der Fabrikanten 
meistens nicht mit den Fabrifationsräumen verbunden und es fönnten auch 
fünftig jteuerfreie Lager geitattet werden. Gegenüber der Fabrikatſteuer, bei 
welcher der Fabrifant die Steuer nad) Vollendung des Fabrikats ebenfalls 
vorjchießen müffe, jei die Differenz aljo nicht erheblich. 

6. Die richtige Feitiegung des Verhältnifjes der Inlandsſteuer zum Ein- 
gangszoll auf ausländischen Tabad jei der jchwierigjte Punkt bei jeder hohen 
Steuer, aber bei einer Rohtabadjteuer nicht jchwieriger als bei anderen Steuer: 
formen. 

Die Schwierigkeit jei erjtens vorhanden in Beziehung auf den inländtichen 
Tabackbau, da derjelbe in jeiner bisherigen Ertragfähigfeit erhalten bleiben 
jolle, zweitens aber in Beziehung auf den Slonjumenten, da es unrichtig jei, 
denjelben durch hohe Zölle zum Gebrauch einer theureren und jchlechteren 
inländischen Waare zu zwingen, während diejelbe bejjer und billiger vom Aus» 
fand bezogen und im Inland in diefer Qualität vielleicht gar nicht erzeugt 
werden fünne. 

Beim Monopol würden dieje Schwierigfeiten durch den Anfauf inländijcher 
Tabade gelöft; feien die dafür gezahlten Preije zu hoch, d. h. über den Marft- 
werth entjprechender ausländischer Waaren, jo jei das in der Wirfung genau 
dasjelbe, ald wenn der inländische Tabadbau durch einen hohen Zoll geſchützt 
würde. Die Fabrikatſteuer, welche inländijchen und ausländiichen Taback mit 
gleichem Steuerjaße treffe, könne die Schwierigfeit nur in der roheſten Weije 
durch einen den ausländischen Tabad allein treffenden Schußzoll löjen. Das 
fönne doch aber auch bei einer Nohtabadjteuer gejchehen und könne hieraus 
doch fein Moment gegen die legtere hergeleitet werden. 

Alle die geltend gemachten Bedenfen dürften aljo einem Eingehen auf das 
NRohtabaditeuerprojeft nicht entgegenstehen; dagegen habe letzteres den nicht zu 
unterjchägenden Vortheil, daß dabei weniger Kontrofen nöthig jeien, als bei 
irgend einem andern Projekt, daß es fich dem Beitehenden am nächjten an: 
ichließe und die größte Freiheit des Handel8 und Verkehrs geitatte. 

Dieje Gründe und Gegengründe werden von ung jpäter noch in unjerer 
Schlußbetrahhtung einer Würdigung unterftellt werden. 

Das Hauptgewicht unter den Gründen gegen eine Robtabadjteuer in 
der beabjichtigten und weiter unten erjichtlichen Faſſung beanjprucht offenbar 
der Vorwurf (Ziff. 1 oben), daß es volfs- und finanzwirtbjchaftlich unrichtig 
und auch ungerecht jei, dem in der Negel unbemittelten Tabadpflanzer 
die Steuerpflicht aufzuerlegen. 

Diejes Bedenken veranlaßte den Neferenten für die Fabrifatfteuer, Ober— 
rechnungsrath Feljer, einen bejonderen Entwurf eines Nohtabadjteuergejeßes 
auszuarbeiten, nach welchem der Pflanzer von jeder Steuerpflicht befreit und 
(egtere dem Fabrifanten auferlegt werden jollte. ') 

Die Hauptbejtimmungen dieſes Entwurfes waren folgende: 

Die Bezirfe und Minimalgrenzen, innerhalb deren Tabad gebaut werden 
darf, werden gejeglich beftimmt (Kontingentirung). Die Pflanzer haben die 





) Druckſachen Nr. 66, 84 und Ma. a. O. 


F. Graf: Die Tabadbeitenerung in Deutichland. 87 


Tabadgrundjtücke jährlich bis 15. Juli der Steuerbehörde jchriftlich anzumelden. 
Sie find ferner verpflichtet, den geernteten Tabad bis zum 1. Auguſt des auf 
die Ernte folgenden Jahres an einen Händler oder Yabrifanten zu veräußern 
und abzuliefern (Räumungszwang), falls der Tabad nicht über die Zollgrenze 
ausgeführt oder in eine fteuerliche Niederlage verbracht wird. Die Pflanzer 
haben jih vom Händler oder Fabrifanten über den Berfauf des Tabadz an 
diejelben eine jchriftliche Beſcheinigung ausstellen zu lajjen. Um die Räumung 
dee Tabacks zu fichern, ift die Steuerbehörde befugt, vor Beginn der Ernte 
die mindeſtens al3 geräumt nachzuweijende Gewichtsmenge feitzuftellen. Fehl— 
mengen, deren Räumung der Pflanzer nicht nachzumeijen vermag, hat derjelbe 
ju verſteuern. Die bewirkte Räumung hat der Pflanzer der Gemeindebehörde 
unter Vorlage Jchriftlicher Nachweife anzuzeigen, worauf die Steuerbehörde mit 
dem Pflanzer auf jein Näumungsjoll Abrechnung hält. 

Die Händler mit inländischen Rohtaback haben ihren Gewerbebetrieb 
jährlih der Steuerbehörde anzumelden, eine Nachweilung der Magazinräume 
einzureichen, dieſe Räume äußerlich durch einen Schild zu fennzeichnen und über 
jeden yugang und Abgang an inländiichem NRohtabad genau Buch zu führen 
Lagerbuch). Die Magazinsräume unterliegen der Kontrole der Steuerbeamten, 
welche auch vom Lagerbuch Einficht nehmen und das Lager jederzeit revidiren 
dürfen, legteres insbejondere, um die Nichtigkeit der Buchführung, die Ueber- 
enjtimmung des buchmäßigen Beitandes mit dem wirklichen Beftande und die 
Belegung der Zur und Abgänge mit den vorgejchriebenen Transportausweifen 
ſ. unten) zu prüfen. 

Ausländiiche Rohtabade dürfen auf jteuerliche Niederlagen oder auf Fabrik: 
lager eingeführt werden, legterenfalld nur nach vorgängiger amtlicher Abfertig- 
ung und Berzollung. 

Die Tabakfabrifanten haben fich jährlich bei der Steuerbehörde einen 
Anmeldeichein (Lizenzichein) zu löjen, eine genaue Nachweijung der Fabrik und 
Lagerräume einzureichen, das Fabrifgebäude äußerlich durch einen Schild zu 
fennzeichnen und den Beginn oder die Einftellung des Gejchäfts anzuzeigen. 
In das Fabriflager dürfen nur inländiiche Rohtabade aufgenommen werden, 
die mit den vorgejchriebenen Lieferfcheinen verjehen find. Dem Fabrifanten 
obliegt die Pflicht zur Entrihtung der Tabadjteuer (Gewicht 
teuer), welche beim Einbringen des Tabads in das Fabrif- 
lager fällig wird. Die Steuer wird vom Gewichte des fermentirten Tabads 
erhoben. Die Steuerbehörde nimmt wöchentlich) oder monatlich auf Grund 
einer vom Fabrifanten zu fertigenden Zujammenftellung die Feltitellung des 
geihuldeten Steuerbetrag3 vor, welcher binnen acht Tagen zu entrichten ift, 
ſalls nicht Kreditirung auf Grund geleifteter Sicherheit eintritt. Der Fabri— 
font hat genau Buch zu führen über den Empfang und Verbrauch an Roh— 
tabad zur Fabrikation (Lagerfonto) und über die Menge der fertiggeitellten 
und verjendeten Erzeugnifje (Fabriffonto). 
Alle Sendungen von Rohtaback müfjen mit Transportbezettelung (Liefer: 
Iheinen) verjehen jein, welche bei den Sendungen der Pflanzer von den Ge: 
meindebehörden, bei den Sendungen aus Rohtabadlagern und Tabadfabrifen 
von den Händlern und Fabrikanten, bei den Sendungen von verzolltem aus: 
ländiſchem Rohtaback aber von den Steuerbehörden ausgeftellt werden. Die 
näheren Vorjchriften über diejen Lieferjcheinverfehr können hier füglic außer 
Betracht bleiben. — — 

In den Motiven zu diefem Geſetzentwurf, welche in Drudjache Nr. 94 
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a. a. D. enthalten find, wird Hauptjächlich ausgeführt, daß, wenn eine Tabad- 
jteuer hohe Erträge bringen jolle, die Steuerpflicht einem Iuterefjentenfreije 
auferlegt werden müſſe, welchem die nöthigen Mittel zum Vorſchuß der Steuer 
zur Verfügung ſtünden, was beim Tabadpflanzer am wenigften zutreffe. Werde 
num dem Letzteren gleichwohl die Steuerpflicht bei hohem Steuerfuß auferlegt, jo er- 
höhe jic das Nijifo des Tabadbaues in einer Weiſe, daß unbemittelte Pflanzer 
von demjelben geradezu ausgeichlofjen werden, da jie den Folgen einer jchlechten 
Ernte ökonomiſch nicht gewachjen jeien. Die Steuerpflicht müſſe daher ent- 
weder dem Nohtabadhändfer oder dem Tabadfabrifanten auferlegt, der Tabad- 
pflanzer aber von jeder jolchen Pflicht befreit werden. Allerdings jeien mit 
einem jolchen Syſtem auch Kontrolen auf dem ganzen Wege, von der Tabad- 
pflanzung bis zur Fabrik verbunden, allein es jeien Transport und Lager: 
fontrolen ja auch bei dem Rohtabackſteuerſyſtem, wie e8 die Kommiſſion im Auge 
habe, nothwendig. Außerdem wird im diefen Motiven auc hervorgehoben, 
daß der Tabad, jo lange er im Gewahrjam des Pflanzers ift, noch unfermen— 
tirt ift, durch die Fermentation aber jpäter einen ziemlich bedeutenden Gewichts: 
verluft erleidet, und daß es demnach unrichtig und ungerecht jei, dem Pflanzer 
die Steuerpflicht für das Gewicht des Tabads in unfermentirtem Zuftande 
aufzuerlegen, wie dies durch den von der Kommiſſion zur Annahme empfohlenen 
Gejegentwurf (Drudjache Nr. 79) geichah. 

Diejer Gejegentwwurf wurde in der XXXVI. Eitung der Enquetefommijfion 
(am 3. Dezember 1878) durchberathen, fand aber bei der Schlußabitimmung 
in der XLII. Sigung (am 16. Dezember 1878) nicht die Mehrheit der Kom— 
miſſion.!) 

Wir fommen nunmehr zu der oben ſchon erwähnten Druckſache Nr. 79, 
weiche die Grundlage der heute noch giltigen Beltimmungen bildet und im 
Ganzen auch den Gejeßentwürfen von 1873 und 1878 (ij. oben) entiprad). 

Die weſentlichen Bejtimmungen diejer Drudjache waren, in gedrängter 
Form mitgetheilt, Folgende: 


Sp 1) — — an iſt an Eingangszoll zu erheben von einem 
Zentner 
1. Tabackblätter, umbearbeitete und Stengel . . . 00 ME. 
2. fabrizirter Tabad 
a) Zigarren und Zigaretten . » » 00 Mt. 
b) anderer . . . . 00 ME’) 


(Eine Anmerkung bejagte, daß bier eventuell die auf die Kontingen— 
— g des inländiſchen Tabackbaues bezüglichen Beſtimmungen einzuſchalten 
wären). 

$ 2. Der innerhalb des Zollgebiets vom 1. April 1879 an erzeugte 
Tabak unterliegt einer Steuer von OO ME?) für einen Zentner nach Maß— 
gabe des Gewichts des Tabads in getrodnetem (dDachreifem), 
unfermentirtem Zujtand. 

8 3. Jeder Tabadpflanzer ijt verpflichtet, der Steuerbehörde bis zum 
Ablauf des 15. Juli die bepflanzten Grundſtücke nad) Lage und Größe genau 
Ihriftlich anzugeben. Später bepflanzte Grundftüde find jpätejtens am dritten 
Tag nad) der Bepflanzung anzumelden. 


; ) Brotofolle der Tabackenquete-Kommiſſion (Bd. V der weiteren Anlagen) S. 62/64 
und ©. 79/80, 

) Au den Zoll und Steuerfägen vgl, Abfchnitt 6 des 4. Kapitels unferer Abhandlung, 
„Annalen“, Jahrg. 1895 S. 169 ff. 
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$ 4. Die Steuerbehörde prüft in Gemeinschaft mit den Gemeindebeamten 
die Anmeldung des Pflanzers. 

85. Der Inhaber der bepflanzten Grundjtüde haftet für die Vorführung 
des Tabacks zur amtlichen Verwiegung. 

s5 6 u. 7. Zur Sicherung der vollitändigen Geitellung des Tabads 
zur amtlichen Berwiegung kann die Steuerbehörde vor Beginn der Ernte die 
Blätterzahl oder die Gewichtsmenge feititellen, welche von dem Grundftüds- 
inhaber mindejtens zur Verwiegung gejtellt und verfteuert werden muß. Die 
erforderlichen Ermittelungen werden an Ort und Stelle von Steuerbeamten 
im Beijein von Gemeindebeamten bezw. Sachverjtändigen vorgenommen. Der 
Pilanzer fann diejen Ermittelungen, deren Termin vorher befannt gemacht wird, 
beimohnen. Das Ergebniß der Ermittelungen wird in ein Regiſter eingetragen, 
welch legteres in der Gemeinde aufgelegt wird; gegen die Einträge fann Eins 
ipruch erhoben werden, über welch leteren durch eine Kommijjion von Steuer: 
beamten und Sachverjtändigen entichieden wird. 

S 8. Die Feitiegung der Blätterzahl oder Gewichtsmenge fann durd) 
eine verbindliche Deflaration des Pflanzers erjegt werden, wenn die Prüfung 
der legteren durch die Steuerbehörde nichts zu erinnern gibt. 

$ 9. Für den Abgang an der Tabadmenge vor der Berwiegung durch 
Unglüdsfälle (Mißwachs oder dergl.), ferner durch Bruch und Abfall wird ein 
entiprechender Abzug an dem feitgejegten Soll gewährt. 

8 10. Die Steuerbeamten fünnen die Trodenräume des Tabacks bejuchen 
und Proben behufs Jdentifizirung entnehmen. 

8 Vor der amtlichen Verwiegung darf der Taback nur mit Ge— 
nehmigung der Steuerbehörde veräußert und nur unter amtlicher Kontrolle 
über die Zollgrenze ausgeführt werden. 

$ 12. Nach der Trocknung und vor der Fermentation wird der Taback 
bei der Steuerjtelle oder bei bejonderen Verwiegungsitellen amtlich vermwogen. 

$ 13. Die Tabadblätter find zu dieſem Zwed nach bejonderer jteuerlicher 
Anwerfung in Büſchel und Bündel zu verpaden; auch Grumpen, Bruch und 
Abfälle find vorzuführen. Die Tara für Umjchliegungen wird auf Grund von 
Probeverwiegungen bejtimmt. 

8 14. Die Steuerbehörde bejtimmt den Berwiegungstermin und läßt 
ihn durch die Gemeindebehörden befannt machen. 

8 15. Die Anzahl der Tabadbündel iſt jchriftlich anzumelden. Die bei 
er Verwiegung nöthigen Handdienftleiftungen hat der Tabadinhaber zu ver— 
roten. 

$ 16. Ueber das Ergebniß der Verwiegung wird eine amtliche Bejcheinig- 
ung ertheilt. Demnächſt wird der Steuerbetrag fejtgeftellt und dem Steuer: 
pilihtigen befannt gemacht. 

Der feitgejtellte Betrag ijt bei der erjtmaligen Veräußerung des Tabads, 
ipäteftens jedoch am 31. März des auf das Erntejahr folgenden Jahres zu 
zahlen, wenn nicht Kredit bewilligt oder der Tabad über die Zollgrenze aus: 
geführt oder in eine jteueramtliche Niederlage aufgenommen wird. 

Die Verjteuerung unterbleibt, wenn der Tabad unter amtlicher Aufficht 
vernichtet wird. Verhältnißmäßiger Steuererlaß tritt ein, wenn der im Ganzen 
noch beim Pflanzer vorhandene Tabadgewinn durch Feuerſchaden mindeſtens 
ju einem Viertel vor dem 1. April des auf das Erntejahr folgenden Jahres 
jeritört worden ift. 

8 17. Wenn inländiicher Tabak in eine Niederlage für unverzollte 
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Waaren aufgenonmen wird, jo finden die für jolche Niederlagen geltenden 
Beitimmungen mit der Maßgabe Anwendung, dab in allen Fällen das Aus- 
fagerungsgewicht der weiteren Abfertigung zu Grunde gelegt und die beim 
Uebergang in den freien Verfehr zu entrichtende Steuer nach dem Sate von 
00 ME. für den Zentner (nad) dem um ein Viertel erhöhten Steuerjag) zu 
bemeſſen tft. 

Auf befonderen Antrag kann unverfteuerter Tabad, welcher in eine Nieder- 
lage der bezeichneten Art aufgenommen wurde, wie unverzollter ausländijcher 
behandelt werben. 

8 18. Auf die mit jteueramtlicher Bewilligung ausjchließlich für unver: 
jteuerten inländischen Taback eingerichteten öffentlichen oder unter amtlichen 
Mitverichluß ftehenden Privatniederlagen finden die Beitimmungen des Ver: 
einszollgejeges mit der oben bezeichneten Maßgabe Anwendung. 

8 19. Zur Entrihtung der Steuer ift zunächſt Der verpflichtet, dem 
die Gejtellung zur Verwiegung obliegt. Bei der eritmaligen Veräußerung des 
Tabads geht die Steuerpflicht auf den Käufer oder jonjtigen Erwerber über. 
In ſolchen Fällen hat der bisher Steuerpflichtige vor der lIebergabe des Ta- 
bads die Steuerbehörde von der Veräußerung zu benachrichtigen und für Die 
Steuer jo lange jolidariich zu haften, als er nicht durch die Steuerbehörde 
ausdrücklich davon entbunden wird. 

8 20. Die Kreditirung der Steuer kann auf Antrag nach bejonderen 
Vorſchriften bewilligt werden. Händlern, Fabrikanten u. ſ. w., die in anderen 
Steuerbezirfen wohnen, fünnen zur Erleichterung des Uebergangs der Steuer: 
pflicht auf Ddiejelben von dem Hauptamt ihres Wohnortes Kredit-Certifikate 
ausgeſtellt werden. 

8 21. Hit nicht die ganze feitgeftellte Blätterzahl oder Gewichtämenge 
zur Verwiegung gejtellt, jo wird fr die treffende Fehlmenge die treffende 
Steuer eingezogen. 

822. Für die Behandlung der Tabadpflanzungen gelten bejondere hier 
nicht näher zu erörternde Vorjchriften. 

88 23 und 24. Die Verwendung von Tabadjurrogaten bei der Her: 
ftellung von Tabadfabrifaten ijt verboten. Auch dürfen Produfte, die zur 
Befriedigung des Tabadgenuffes dienen, aus anderen Stoffen als der Tabad- 
pflanze nicht hergeftellt werden. Ausnahmen fanır der Bundesrath gejtatten 
und über die nöthigen Kontrolen, jowie über die für die Surrogate zu ent- 
richtenden Abgaben Beitimmung treffen. Behufs Ueberwachung fann die Steuer: 
behörde Proben der einzelnen Fabrifate bei den Fabrifanten und Händlern 
entnehmen laffen und über den Bezug genauen Aufichluß verlangen. 

$ 25. Alle Forderungen und Nachjorderungen an Tabackſteuer, ſowie 
die Ansprüche auf Nüderjag zuviel oder zu Unrecht gezahlter Steuer verjäbren 
binnen Sahresfrift vom Tage des Eintritt der Zahlungsverpflichtung bezw. 
der agahlung an. Auf den Regreß des Staates gegen Steuerbeamte und auf 
die Nachforderung Hinterzogener Steuer findet dieje Friſt feine Anwendung. 

826. Wer im freien Verfehr befindlichen Robtabad oder entrippte Tabads- 
blätter in Mengen von mindeſtens 50 Pfund über die Zollgrenze ausführt 
oder in eine ſteueramtliche Niederlage niederlegt, fan — außer in den oben 
erwähnten Fällen, wo Ausfuhr oder Niederlegung vor Entrichtung oder Kre— 
ditirung der Steuer erfolgt — Stenervergütung beanfpruchen, welche vom 
Gentner Nettogewicht bei unfermentirtem Rohtaback . . . 00 ME., bei fermen: 
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tirtem desgleichen . . . OO ME., bei entrippten Blättern . .. OO ME. beträgt. ‘) 
Bei Ausfuhr von grünen Blättern, Geizen, Grumpen, Tabadftengeln und Ab: 
füllen wird feine Vergütung gewährt. 

8 27. Inländiſchen Tabadfabrifanten kann bei der Ausfuhr ihrer Fabri— 
fate über die Zollgrenze oder bei Niederlegung derjelben in eine fteueramtliche 
Niederlage eine Vergütung geleiftet werden, welche je nach der Heritellung des 
Fabrikats aus aus: oder aus inländilchem Tabad, vom Gentner Nettogewicht 
beträgt: 1. für Fabrifate aus ausländiichen Blättern: a) für Schnupf- und 
Kautaback . .. OO ME., b) für Rauchtaback .... 00 Mk., c) für Cigarren 
. . . 00 Mk.; 2. für Fabrifate aus inländiichen Blättern: a) für Schnupf: 
md Kautabaf ... OO ME., b) für Rauchtabaf ... OO ME., c) für Cigarren 
.. MME.; 3. für Fabrikate theilweile aus ausländischen und theifiweife aus 
nländiihem Taback nad) Maßgabe des Miichungsverhältnifjes beider Gattungen 
nach vorstehenden (in diefe Drudjache noch nicht eingejegten) Säßen. 

Die Fabrifanten, welche von der Vergütung Gebrauch) machen wollen, 
haben der Steuerbehörde vor der Heritellung der Fabrikate Anzeige zu machen 
md ji den auferlegten Bedingungen zu unterweijen. Die näheren Beſtim— 
mungen und den Zeitpunft, von welchem ab die Sätze in Kraft treten jollen, 
beitimmt der Bundesrath. 

Die Formulierung der Strafbejtimmungen bleibt vorbehalten. 

Die diejem Gejeg entgegenjtehenden Borjchriften des Zolltarif8 und das 
dermalige Tabaditeuergejeg werden von dem oben beftimmten (in dieſer Drud- 
jahe noch nicht eingejegten) Zeitpunfte ab aufgehoben. — 

Diefer Entwurf erlitt noch im Schooße der Kommiſſion mehrere wichtige 
Aenderungen, und zwar auf Grund der von den Kommijjionsmitgliedern Felſer 
und Groß in Drudjache Nr. 83 des fünften Anlagenbandes zum Bericht der 
Enquetefommijjion gejtellten Anträge. 

Zunächſt wurde in diejen Anträgen beanjtandet?), daß nach 8 2 des Ent: 
wurf3 die Steuer von dem Gewicht des Tabads in dachreifem unfermentirtem 
Zuftande erhoben werden jollte, während doch befanntlich der Tabad durd) 
das nothiwendige Eintrocdnen oder die Fermentation noch bedeutende Gewichts: 
derluſte erleidet. Da num der Pflanzer für die Entrichtung der Steuer bis 
jur Veräußerung des Tabads verpflichtet ift, wird er nur dann feine Einbuße 
erleiden, wenn es ihm gelingt, den Tabad jo rechtzeitig zu verfaufen, daß er 
no feinerlei Verluſt durch Eintrocknen erlitten hat. Gelingt ihm dies nicht, 
was bei minderwerthigen Tabaden oder aus anderen Urjachen öfters eintreten 
fan, jo muß er für die ganze von dem dachreifen Tabad berechnete Steuer 
emtreten, obwohl der Tabad durch die Fermentation eine bedeutende Gewichts: 
enbuge erlitten haben wird, d. h. er muß ein höheres Gewicht von Tabad 
verfteuern, als er thatfächlich noch beſitzt. Der Käufer wird nämlich jelbitver- 
ändlich nur jenes Gewicht übernehmen, welches der Tabad zur Zeit des Kaufes 
noch hat, die Steuer für die Differenz gegen das urjprünglich feſtgeſetzte Ge— 
wiht muß aljo der Pflanzer aus eigener Tajche zahlen. 

Dieje Erwägungen veranlaßten den Antrag, an Stelle des 82 des Ent- 
wurfs, wie jolcher oben mitgetheilt ift, folgende Beſtimmung zu ſetzen: 

„Der innerhalb des Zollgebiet3 vom 1. April 1879 an erzeugte Tabad 
unterliegt einer Steuer von OO DE, für einen Zentner nach Maßgabe des 


) Zu den Ausfuhrvergütungsfägen vgl. Abichnitt 6 des 4. Kapitels unferer Abhand- 
- „Annalen“ 1895 Seite 175 ff. 
”) Bol. Drudiahe Nr. 94 a. a. O. Seite 2, 3 u. 4. 
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Gewichts des Tabads im fermentirten oder getrodneten fabri- 
fationsreifen Zuftande. 

Befindet fi) der Tabad zur Zeit jeiner Verfteuerung noch im dachreifen 
BZuftande, jo wird das ermittelte Gewicht mit einem Abzuge von einem 
Fünftel der Berfteuerung zu Grunde gelegt.“ 

Dieſer Antrag wurde in der XLII. Sigung der Kommiſſion!) angenommen. 

Weiter wurde daran Anftand genommen, daß die primäre Steuerpflicht 
dem unbemittelten, zum Vorſchuß der Steuer am wenigjten geeigneten Taback— 
pflanzer auferlegt wird, ($ 19 des Entwurfs), und daß man nicht von vorne— 
herein den Pflanzer von aller Steuerpflicht befreit und legtere ausichließlich 
jenem Intereſſentenkreis auferlegt, welchem die nöthigen Mittel zum Vorſchuß 
der Steuer zur Verfügung jtehen. Um diejen prinzipiellen Mangel zu be- 
jeitigen, wurde, wie oben jchon näher ausgeführt, vom Kommijjionsmitglied 
Felſer ein bejonderer den Eintritt der Steuerpflicht des Tabad3 an den Zeit— 
punkt der Verbringung desjelben in die Tabackfabrik verjchiebender Geſetz— 
entwurf ausgearbeitet, welcher aber, wie gleichfall3 erwähnt, von der Kom— 
miſſion nicht angenommen wurde. Um nun aber gleichwohl eine Beſſerung 
des Entwurfs der Drucjache Nr 79 in der gedachten Richtung herbeizuführen, 
wurde folgende Fafjung des $ 19 diejes Entwurfs vorgejchlagen: 

„Der Tabak wird fteuerpflichtig mit dem Uebergange aus der Hand des 
Tabadpflanzerd an den Käufer oder jonjtigen Erwerber. Die Uebergabe des 
Tabads an den zur Entrichtung der Steuer verpflichteten Käufer oder jonftigen 
Erwerber hat vor der Steuerbehörde ftattzufinden. Gleichzeitig it die Ver: 
wiegung ($ 16) und Nevijion des Tabads von-der Steuerbehörde zu bewirken. 
Hat die Uebergabe des Tabads an einen Käufer oder jonjtigen Erwerber nicht 
bi8 zum 31. März des auf die Ernte folgenden Jahres jtattgefunden oder 
joll der Tabad vor der erjtmaligen Veräußerung in den freien Verkehr gejeßt 
werden, jo ift der Tabadpflanzer zur Entrichtung der Steuer verpflichtet. 

In jedem Falle haftet der Tabak ohne Rückſicht auf die Rechte eines 
Dritten an demjelben für die darauf ruhende Tabadfteuer und kann, jo lange 
deren Entrichtung nicht erfolgt, von der Steuerbehörde mit Bejchlag belegt 
oder zurücgehalten werden.“ 

In der Drucjache Nr. 94 wird zu diefem Aenderungsantrag bemerkt, es 
werde dadurch beabfichtigt, dem deutjchen Pflanzer ähnliche Begünftigungen 
zuzugeftehen, wie fie dem türfiichen Tabadpflanzer eingeräumt jeien; dieſer 
Pflanzer jei nämlich von jeder Steuer (mit Ausnahme der Grundjteuer) frei 
und habe dagegen der Erwerber des Tabads die Nohtabadjteuer zu bezahlen. 
Die Kontrole des Pflanzers erfolge auf dem Wege einer Matertalfontrole 
mittelft Kontirung durch Zus und Abſchreibung auf Anerfenntnifjen. Der 
Pflanzer habe jodann bei der Schlußabrechnung nur mehr für die als zuläjlig 
nicht anerfannten Mankos zu haften, eine jonjtige Haftung für den veräußerten 
Tabad jei ihm nicht auferlegt. 

Allein dieje in dem erjten und vierten Sate des eriten Abjages obigen 
Aenderungsvorichlags ausgedrücdte Abjicht, die primäre Steuerpflicht des 
Pflanzers gänzlich zu befeitigen und den Pflanzer nur dann zur Entrichtung 
der Steuer zu verpflichten, wenn er den Tabak nicht bi8 zum 31. März des 
auf die Ernte folgenden Jahres an einen Käufer oder jonjtigen Erwerber ab- 
gegeben hat oder wenn er ihn vor der erjtmaligen Veräußerung in den freien 


») Protokolle a. a. DO, V. 79/80. 
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Verfehr jegen wolle, ließ fich nicht verwirklichen. Die Kommiſſion ftrich die 
eriten drei Sätze des eriten Abſatzes des Vorſchlags und nahm bloß den legten 
(vierten) Sat dafelbjt, jowie den zweiten Abjab an. (Protofolle ©. 80.) 

S 19 des Entwurfs in der nunmehr bejchlofjenen Faſſung lautete demnach: 

„Zur Entrichtung der Steuer iſt zunächjt Derjenige verpflichtet, welchem 
die Geſtellung des Tabacks zur amtlichen Verwiegung obliegt ($ 5). 

Bei der erjtmaligen Veräußerung des Tabads geht die Steuerpflicht auf 
den Käufer oder jonjtigen Erwerber über. Im jolchen Fällen hat der bisher 
Steuerpflichtige vor der Uebergabe des Tabad3 die Steuerbehörde von der 
Veräußerung zu benachrichtigen und für die Steuer injolange ſolidariſch zu 
haften, al3 er nicht durch die Steuerbehörde ausdrüdlic) davon entbunden 
wird. Hat die Uebergabe des Tabads an einen Käufer oder jonftigen Er: 
werber nicht bi8 zum 31. März des auf die Ernte folgenden Jahres jtatt- 
gefunden oder joll der Tabad vor der erjtmaligen Veräußerung in den freien 
Verfehr gejettt werden, jo iſt der Tabadpflanzer zur Entrichtung der Steuer 
verpflichtet. 

In jedem Falle haftet der Tabak ohne Nücjicht auf die Nechte eines 
Iritten an demjelben für die darauf ruhende Tabadjteuer und fann, folange 
deren Entrichtung nicht erfolgt, von der Steuerbehörde mit Bejchlag belegt 
oder zurücgehalten werden.“ 

Die übrigen in Drudjache Nr. 83 zum Entwurf (Drudjache Nr. 79) ge 
tellten, zum Theil angenommenen, zum Theil abgelehnten Aenderungsvor: 
ihläge jind zum größten Theil unmejentlicher Natur; zu erwähnen ift Lediglich 
noch, daß, theilmeije dem gemachten Vorſchlag entiprechend, beichlofjen wurde, 
nad) $ 21 des Entwurfs folgenden neuen Paragraphen einzujchalten: 

„Die Lagerung und Berjendung von unverjteuertem Taback unterliegt der 
amtlıhen Kontrole nad) den hierüber vom Bundesrath getroffenen Bejtim: 
mungen. 

Für Gewichtsverluft durch Eintrodnung während der Lagerung und des 
Transports fann ein entjprechender Gewichtsabzug bewilligt werden." — 

Das Quellenmaterial der Enquetefommijjion zum Gewichtsitenergejeg ift 
biemit erjchöpft. Es folgt num die weitere Bearbeitung des Gejegentwurfs 
durch den Bundesrath. 

Am 27. März 1879 gelangte an den Bundesrath ein Antrag der ver: 
einigten Ausjchüffe für Zolle und Steuerwejen, für Handel und Berfehr und 
für Rechnungswejen, zwei Gejegentwürfen betreffend die Bejteuerung des Tabacks 
und die Erhebung einer Nachjteuer vom Tabak und von ZTabakfabrifaten, die 
Zuftimmung zu ertheilen.‘) Dieje Entwürfe hatten folgende Faſſung: 

A. Entwurf eines Gejeßes betreffend die Bejteuerung des Tabacks. 

I. Beſteuerung des Tabads: 

8 1. Vom an iſt an Eingangszoll zu erheben von 100 kg 
l. Tabadblätter, unbearbeitete und Stengel, auch Tabadjaucen 120 Me.; 
- N Tabak: a) Zigarren und Zigaretten 270 Me, b) anderer 
0 Me. 


$ 2. Der innerhalb des Zollgebietes vom... . . an erzeugte Tabad 
unterliegt einer Steuer von SO ME. für 100 kg nad) Mahgabe des Gewichts 
des Tabacks in fermentirtem oder getrodnetem fabrifationsreifen Zuſtande. 

In welchen Fällen an Stelle dieſer Steuer die Entrichtung einer Abgabe 


) Bundesrathsdruckſache Nr. 63 der Seſſion 1878/79. 
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nad) Maßgabe des Flächenraums des mit Tabad bepflanzten Grundſtücks tritt, 
ift in den 88 23 ff. beſtimmt. (Diejer zweite Abjag ift gegenüber dem Ent: 
wurfe der Enquetefommijjion, in welchem eine Flächenfteuer für fleinere Grund- 
jtüde nicht vorgejchen war, neu.) 

3, 4, 5,6, 7,8, 9, 10, 11, 12, 13, 14 und 15 wurden unverändert 
aus dem oben mitgetheilten Entwurf der Enguetefommijjion übernommen. 

$ 16. Ueber das Ergebniß der Verwiegung wird eine amtliche Beſcheini— 
gung ertheilt. Demmächft erfolgt die Feititellung des Stenerbetrags und deſſen 
Bekanntmachung an den zur Entrichtung der Steuer Verpflichteten. Hiebei 
wird das ermittelte Gewicht des dDachreifen Tabads nad Ab: 
zug von einem Fünftel desjelben als das jteuerpflichtige Ge— 
wicht des Tabads in fermentirtem oder getrodnetem fabri: 
fationgreifem Buftande angenommen. 

Der feitgejtellte Betrag ift bei der erjtmaligen Veräußerung des Tabads, 
jpätejtens jedoch am 31. März des auf das Erntejahr folgenden Jahres zu 
zahlen, joweit nicht Kredit bewilligt oder der Tabak zur Ausfuhr über Die 
HZollgrenze oder zur Aufnahme in eine für unverzollte Waaren bejtimmte oder 
mit Bewilligung der Steuerbehörde ausichließlich für dieſen Zive eingerichtete 
Öffentliche oder unter amtlichem Mitverfchluß ftehende Privatniederlage abge: 
fertigt wird. Die Lagerung und Verſendung von unverjteuertem 
TZabad unterliegt der amtlichen Kontrole nad den hierüber 
vom Bundesrathe getroffenen Bejtimmungen. 

Die Verjteuerung unterbleibt, foweit die Vernichtung des Tabads bei der 
Verwiegung beantragt und demnächſt unter amtlicher Aufficht vollzogen wird. 
Desgleichen wird von dem auf der Niederlage gänzlich verdorbenen und un: 
brauchbar gewordenen Tabad, nachdem derjelbe unter amtlicher Aufjicht ver: 
nichtet worden, Steuer nicht erhoben. Wird der noch im Ganzen beim Tabad- 
pflanzer vorhandene Tabadgemwinn durch Feuerjchaden mindeftens zu einem 
Viertel erweislich vor dem 1. April des auf das Erntejahr folgenden Jahres 
zerftört, jo joll ein verhältnigmäßiger Erlaß der Steuer eintreten. 

(Die durchichoffen gedrudten Stellen dieſes Paragraphen find gegenüber 
dem Entwurf der Engquete-Drudjache Nr. 79 neu und entjprechen den oben 
erwähnten, nachträglichen Abänderungsbeichlüffen hiezu.) 

$ 17. Wenn inländiicher Tabad in eine Niederlage für unverzollte Waaren 
aufgenommen wird, jo finden auf denjelben die für die betreffende Niederlage 
überhaupt geltenden VBorjchriften mit der Maßgabe Anwendung, daß in allen 
Fällen das Auslagerungsgewicht der weiteren Abfertigung der abgemeldeten 
Mengen zu Grunde gelegt wird und die beim Uebergang in den freien Ver— 
fehr zu entrichtende Steuer nad) dem Satze von BO ME. für 100 kg zu be— 
meſſen it. Dagegen erlijcht die Berpflihtung zur Entridtung 
der Steuer, welche bei der in Gemäßheit des $ 16 vorgenom— 
menen amtlichen Berwiegung für den in die Niederlage auf— 
genommenen Tabad fejtgejtellt war. Demgemäß wird von dem 
Steuerbetrage, welchen derNiederleger in Gemäßheit dernach 
8 16 erfolgten Feititellung oderin Folge jpäterer Uebernahme 
(5 19) zu entrichten hat, bei der Aufnahme einer Tabadmenge 
in die Niederlage regelmäßig derjenige Betrag abgejegt, 
welcher für ein gleiches Gewicht Tabad in Dahreifem Zuftande 
ermittelt if. Wenn jedoh nach der amtlihen Verwiegung 
($ 16) und vor Einlieferung zur Niederlage nod einetagerung 
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ftattgefunden hat, jofann für die Eintrodnung während diejer 
Sagerung und während des Transportes nad den von dem 
Bundesrath zu treffenden näheren Beftimmungennocd ein ent: 
ſptechender Zujchlag zu diefem Gewichte gewährt und der ſich 
hienadh ergebende höhere Betrag von der urjprünglid feit: 
geitellten Steuer ($ 16) abgejegt werden. 

Auf bejonderen Antrag fann die Aufnahme des unverjteuerten Tabafs in 
eine Niederlage der bezeichneten Art auch mit der Wirkung zugelaffen werden, 
dab derjelbe in Bezug auf die fernere Abfertigung dem unverzollten auslän— 
dien Taback gleichgeftellt und beim Uebergange in den freien Berfehr der 
Eingangsabgabe ($ 1) unterworfen wird. 

(Die durchichofjen gedrudten Stellen jind neu.) 

$ 18 blieb unverändert, wie im Enquete-Entwurf. 

8 19. Zur Entritung der Steuer iſt zunächſt Derjenige verpflichtet, 
welhem die Geſtellung des Kabads zur amtlichen Verwiegung obliegt. ($ 5.) 

Ber der erjtmaligen Veräußerung des Tabads geht die Steuerpflicht auf 
den Käufer oder jonjtigen Erwerber über. In jolchen Fällen hat der bisher 
Steuerpflichtige vor der Uebergabe des Tabads die Steuerbehörde von der 
Veräußerung zu benachrichtigen und für die Steuer jo lange jolidarijch zu 
daten, als er nicht durch die Steuerbehörde ausdrüdlich davon entbunden wird. 
DieSteuerbehördehat die Entlajjungdesurjprünglid Steuer 
hilihtigen aus diejer jolidarijchen Haftpflicht regelmäßig zu 
gewähren, ſofern wicht im einzelnen Falle wegen der Berjön- 
Iihfeit des Käufersoder mangelnder Sicherheit für die Steuer 
entrihtung bejondere Bedenfen entgegenjtehen. Hat die Leber: 
gabe des Tabads an einen Käufer oder jonftigen Erwerber nicht bis zum 
3l. März des auf die Ernte folgenden Jahres ftattgefunden, oder joll der 
Taback vor der eritmaligen Veräußerung in den freien Verfehr gejegt werden, 
jo it der Tabadpflanzer zur Entrichtung der Steuer verpflichtet. 

In jedem Falle haftet der Tabak ohne Rüdficht auf die Mechte eines 
Tritten an demjelben für die darauf ruhende Tabadjteuer und kann, jolange 
deren Entrichtung nicht erfolgt, von der Steuerbehörde in Beichlag genommen 
oder zurüdgehalten werden. 

(Die durchichoffen gedrudte Stelle ijt neu.) 

55 20, 21 und 22 lauten wie im EngqueteEntwurf. 

23. Für Tabadpflanzungen auf Grunditüden von 
weniger als 4 Ar Flächeninhalt tritt, jtatt der in $2 bejtimm- 
ten Gewichtjteuer, die Bejteuerungnad Maßgabe des Flächen— 
taums ein. Die Steuer beträgt von 1879 ab 18 Pfennig für 
Hr — — der mit Taback bepflanzten Grundfläche 
ährlich. 

—Durch beſondere Anordnung der Steuerbehörde können 
edoch auch ſolche Pflanzungen der Entrichtung der Gewichts— 
tener unterworfen werden. 

5 24. Im Betreff der nach Maßgabe des Flächenraums zu verfteuern- 
den Planzungen finden die Bejtimmungen in den $$ 3 und 4 gleichmäßig 
wendung. 

Nach gejchehener Prüfung der Anmeldung ($ 4) wird die von dem Tabad- 
langer zu entrichtende Steuer berechnet und demjelben befannt gemacht. Der 
dahaber des Grundjtüds haftet für den vollen Betrag der Steuer, auch wenn 
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er den Taback gegen einen beſtimmten Antheil oder unter ſonſtigen Bedingungen 
durch einen Andern anpflanzen oder behandeln läßt. 

Die feſtgeſtellten Steuerbeträge ſind bis zum 1. März des auf das Ernte— 
jahr folgenden Jahres einzuzahlen. Ein Erlaß der Steuer ſoll eintreten, wenn 
durch Mißwachs oder andere Unglücksfälle, welche außerhalb des gewöhnlichen 
Witterungswechſels liegen, die Ernte ganz oder zum größeren Theile verdorben, 
oder wenn durch Feuerſchaden der noch im Ganzen beim Tabackpflanzer vor— 
handene Tabackgewinn vor dem vorbezeichneten Fälligkeitstermine erweislich 
mindeſtens zu einem Viertel zerſtört iſt. 

Die Bedingungen und das Verfahren für dieſen Erlaß werden von dem 
Bundesrathe feitgeitellt. 

$ 25 bejtimmt, daß ausnahmsweile, wenn die Gejammtfläche der Pflanz- 
ungen in einer Gemarfung im Vorjahre 2 ha nicht überjtiegen hat und Die 
örtlichen VBerhältniffe für die Durchführung der Gewichtiteuer nicht günftig find, 
auch für Pflanzungen auf Grundjtüden von 4 Ar und mehr Flächeninhalt die 
Beiteuerung nach dem Flächenraum oder eine Fixation der Gewichtſteuer nad) 
dem Durchjchnittertrag in anderen Gemarfungen angeordnet werden kann. 

$ 26 bejtinumt, daß die jteuerlichen Anordnungen über die nad 88 23 
und 25 treffende Bejteuerungsart zeitig und womöglich bis zum 1ö. Aprıl des 
Erntejahres, jedenfall aber innerhalb 14 Tagen nach der Anmeldung zu er: 
laſſen find. 

(Die vorstehenden Beitimmungen über die Flächenſteuer u. ſ. w. find 
gegenüber dem Enquete-Entwurfe neu, waren aber bereit3 im 1873er und 
1878er Geſetzentwurf enthalten.) 

8 27. Die Verwendung von Tabadjurrogaten bei der Herjtellung von 
Tabadfabrifaten ijt verboten. 

Ausnahmen hievon fann der YBundesrath geftatten und dabei über die 
nöthigen Kontrolen jowie über die bei der Verwendung von Surrogaten zu 
entrichtenden Abgaben Beitimmung treffen. 

8 28. Die Steuerverwaltung ijt befugt, behufs Ueberwachung des im 
8 27 ausgejprochenen Verbots Proben der einzelnen Tabadjabrifate bei den 
Fabrifanten und Händlern entnehmen zu lajjen und über den Bezug der be- 
treffenden Fabrifate genauen Aufichluß zu verlangen. 

$ 29 lautet wie $ 25 des Enquete-Entwurfs. 

$ 30 lautet im Wortlaut wie $ 26 des Enquete-Entwurfs. Als Ber: 
gütungsjäge find beitimmt von 100 kg netto für unfermentirten Rohtabad 
58 ME., für fermentirten desgl. 70 ME., für entrippte Blätter 84 ME. 

8 31 lautet im Wortlaut wie $ 27 des EnqueteEntwurfs. Als Ver— 
gütungsjäge find beitimmt von 100 kg netto 1. für Fabrifate aus ausländ- 
tischen Blättern: für Schnupf- und Kautaback 84 ME., für Nauchtabad 114 Mk., 
für Zigarren 132 Mf. 2. Für Fabrifate aus inländischen Blättern: für 
Er und Kautaback 56 ME., für Nauchtabad 76 Mk., für Bigarren 
83 Mi. 3. Für Fabrifate theilweife aus in- und ausländiichem Taback nad 
Maßgabe des Mijchungsverhältnifjes beider Gattungen nach den vorjtehenden 
Sätzen. 

32, 33, 34, 356, 36, 37, 38, 39, 40, 41, 42, 43, 44, 45, 46 und 
47 enthalten die umfangreichen jtrafrechtlichen Beftimmungen, welche hier nicht 
näher zu erörtern find. 

. Die diefem Geſetz entgegenftehenden Borichriften des Zolltarifs 
unter Nr. 25 v. und das Gejeß, die Beltenerung des Tabads betreffend, vom 
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%. Mai 1868, werden von dem in $ 1 und 2 bejtimmten Beitpunfte an 
aufgehoben. 

$ 48a. Von der Tabadernte des Jahres 1879 wird ftatt des im $ 2 
feitgejtellten Steuerjages von BO ME. für 100 kg ausnahmsweije ein jolcher 
m dem ermäßigten Betrage von 60 Mi. erhoben. 

Die hiewegen erforderlichen Anordnungen trifft der Bundesrath. 

II. Bejtimmungen über den Handel und Verkehr mit Rohtaback und 
Tabadfabrikaten. 

$49. Jede Perjon (Firma, Handelögejellichaft oder Korporation), welche 
innerhalb des Zullgebiets Handel mit Rohtabad treibt, oder Rauch-, Kau= oder 
Schnupftabad, Zigarren oder Zigaretten gewerbsmäßig für eigene Rechnung 
jelbjt anfertigt oder durch andere anfertigen läßt, oder endlich mit Tabad- 
tabrifaten Handel treibt, it gehalten, alljährlich zuvor bei der zuftändigen 
Steuerbehörde einen Lizenzichein zu löjen. 

Bei dem Anſuchen um Ertheilung der Lizenz jind die Näume für die 
Anfbewahrung, die Fabrikation und den Verfauf des Tabacks oder der Tabad- 
jabrifate anzumelden. Dieje Räume unterliegen der ſteueramtlichen Kontrole. 

3 50. Die lizenzirten Rohtabackhändler, Tabadjabrifanten und Händler 
mit Zabadfabrifaten haben Gejchäftsbücher zu führen, aus denen a) bei den 
Kohtabackhändlern der Bezug und Abgang von Nohtabad, b) bei den Fabri— 
fanten der Bezug von Rohtabad, der Abgang an jolchem ſowohl behufs der 
Ueberlaſſung an Dritte, als auch behufs Entnahme zur Fabrikation, der Zus 
gang an jelbjt erzeugten oder jonjt erworbenen Fabrifaten und der Abgang 
von Fabrikaten, endlich der Verbleib der Fabrifationsabfälle, ce) bei den En— 
groshändlern mit Tabadfabrifaten der Zu: und Abgang an jolchen; d) bei 
den Detailhändlern mit Tabadjabrifaten der Zugang an jolchen zu erjehen ift. 

$ 51. Den Beamten der Steuerverwaltung ijt die Einficht in die Ge 
ihäftsbücher geftattet und dürfen dieje Beamten eine Revilion der vorhandenen 
Beitände an Rohtabad, Halb» und Ganzfabrifaten in den Gejchäftsräumen 
vornehmen. Die hiebei erforderlichen Handleijtungen hat der Fabrifant auf 
Erfordern zu leiften oder auf jeine Kojten durch Andere leijten zu lafjen. 

s 52. Wlljährli bis zum 15. Februar hat a) der Rohtabadhändler 
und der Tabadfabrifant den im Laufe des lebten Kalenderjahres bezogenen 
Kobtabad, b) der Händler mit Tabadfabrifaten die in demjelben Zeitraume be— 
zogenen Tabadfabrifate nad) Gattung und Gewicht der zujtändigen Steuer: 
ttelle anzuzeigen. Die Richtigkeit der Anmeldung fann von der Steuerbehörde 
gemäß der in 8 51 enthaltenen Bejtimmungen geprüft werden. 

5 53. Für dem Lizenzichein, welcher auf den SJahreszeitraum vom 
l. April bis 31. März lautet, ift eine zur Reichskaſſe fliegende Gebühr von 
15 ME. zu entrichten. Vor der Erhebung des Lizenzicheins darf das Handels- 
geihäft oder der Fabrikbetrieb nicht begonnen oder fortgejeßt werden. 

$ 54. Die ertheilten Lizenzjcheine müfjen von den Händlern und Fabri— 
—— den Beamten der Steuerverwaltung auf Verlangen jederzeit vorgezeigt 
werden. 

855. Wer eine der in diefem Abjchnitte erwähnten Verpflichtungen vor— 
Yüglih verlegt, insbejondere wer vor Empfang des Lizenzicheins das Gewerbe 
als Tabadhändler beginnt oder fortjegt, oder wmrichtige Eintragungen im Die 
von ihm zm führenden Gejchäftsbücher macht oder erforderliche Eintragungen 
unterläßt, hat eine Gelditrafe von 30 ME. bis zu 3000 ME. zu entrichten. 
Die Ertheilung des Lizenzicheins, jomwie die Erneuerung desjelben kann 
Annalen des Deutihen Reihe. 1900. 7 
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folchen Perſonen verjagt werden, welche im Laufe der legten 5 Sahre wieder- 
holt wegen vorjäglicher Verlegung der in dieſem Abjchnitt des Geſetzes er— 
wähnten Verpflichtungen bejtraft find. 

$ 56 enthält noch eine hier nicht aufzuführende ftrafrechtliche Beitimmung. 

(Dieje vorjtehenden, im den Gejchäftsbetrieb der Tabadhändler und Ta- 
badfabrifanten tief eingreifenden Beftimmungen über den Handel und Verkehr 
mit Rohtabad und QTabadfabrifaten waren weder in den Gejegentwürfen von 
1873 und 1878, nod) in jenem der Enquete-Kommiſſion enthalten gewejen. 
Diejelben paſſen "auch nicht zum Syſtem und Prinzip des vorliegenden Geſetz— 
entwurfs, welcher ein Nohtabadjteuer-Gejeg jein und daher zum Mindejten 
den Verkehr mit Tabackfabrikaten umbehelligt lajjen jollte. Das Wejent- 
liche diejer Bejtimmungen ijt vielmehr dem Projekte eines Fabrikatſteuer— 
gejeges entnommen. Die Gründe, welche für die Aufnahme derjelben in den 
vorliegenden Entwurf angeblich maßgebend waren, find in den weiter unten 
mitgetheilten Motiven zu dem dem Reichstag vorgelegten Gejegentwurf Druck— 
2% Nr. 136 der Reichstagsverhandlungen, II. Seſſion 1879] enthalten, vgl. 

. 105 unten). 

B. Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Erhebung einer Nachfteuer vom 
Tabak und von Tabadfabrifaten. 

$ 1. Die zur Zeit des Eintritt? der Wirkſamkeit des Gejeges vom... . 
im freien Verkehr befindlichen Nohtabade, Halb» und Ganzfabrifate von Tabad 
unterliegen einer Nachiteuei, gleichviel, ob der Inhaber ein Handel: und Ge- 
werbetreibender iſt oder nicht. 

Die Nachſteuer beträgt für 100 kg Netto 7 Tabadblättern, Tabad- 
ſtengeln, Halb- und Ganzfabrifaten von Taback — 74 ME. 

$ 2 bejtimmt, daß eine Nachiteuer nicht — wird, wenn die bezeich— 
neten Gegenſtände über die Zollgrenze geſchafft, oder in eine ſteuerliche Nieder— 
lage gebracht und unter Steuerverſchluß geſtellt werden. Für die hienach aus— 
eführten Tabacke und Fabrikate wird Rückvergütung nach den früheren Steuer— 
Fügen gewährt. 

$ 3 beitimmt, daß von der Nachjteuer befreit find a) die eigenen, für 
ein und denjelben Inhaber insgejammt 10 kg netto nicht überjteigenden Vor— 
räthe, b) die unter amtlicher Kontrole vernichteten Mengen. 

$ 4 bejtimmt, daß die Entrichtung der Nachiteuer dem Inhaber der Tabade 
obliegt, der fie jpätejtens acht Tage nach Verkündigung des neuen Gejeges 
der Steuerbehörde jchriftlich anzumelden hat. 

$ 5 bejtimmt, daß die Nachjteuerbeträge, wenn nöthig, nach vorgängiger 
Reviſion von der Steuerbehörde fejtgejegt werden und Die etwa erforderlichen 
Handdientleijtungen auf Verlangen vom Inhaber der Tabade zu leiten oder 
leijten zu laſſen jind. 

$ 6 beitimmt, daß bis zur Durchführung der Nachverjteuerung Tabade 
und Tabadfabrifate, ausgenommen Sendungen unter 1 kg, nur unter jteuer- 
amtlicher Bezettelung verjandt werden dürfen und in ein dem revidirenden 
Steuerbeamten vorzulegendes Verzeichnig einzutragen jind. 

SS 7 und 8 enthalten kurze ftrafrechtliche Bejtimmungen für die Fälle 
von Nachjteuerdefraudationen. (Vgl. zu dieſen Nachjteuerbejtimmungen den 
7. ee) des 4. Kapitels unjerer Abhandlung. „Annalen,” Jahrgang 1895 
©. 1 .) — 
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Die beiden Geſetzentwürfe gelangten am 5. April 1879 im Bundesrathe 
zur Berathung.‘) Es wurden hiebei, abgejehen von nicht erwähnenswerthen 
Aenderungen, folgende wejentliche Aenderungen der Entwürfe bejchlofjen: 

1. Zu $ 23 des Entwurfs A wurde bejchloffen, den Flächenſtenerſatz 
von 18 Pfennige auf 12 Pfennige für den Quadratmeter herabzujegen. 

2. Zu $ 31 des Entwurfs A wurde der bis dahin ausgejegt gebliebene 
Ausfuhrvergütungsjag für-Zigaretten aus ausländiichen Blättern 
auf 92 ME. und für jolche aus inländiichen Blättern auf 62 ME. von 100 kg 
netto feſtgeſetzt. 

3. Au der in den 88 49 bis 56 des gleichen Entwurfs behandelten Frage 
der Erhebung von Lizenzgebühren wurde zunächit darüber abgeitimmt, 
ob ſolche Gebühren überhaupt zu erheben jeien, was bejaht wurde. Weiter 
wurde darüber abgejtimmt, ob, wie im Entwurfe vorgejchlagen, eine einheit- 
liche feſte Lizenzgebühr oder aber eine jolche mit beweglichen Zujchlägen nad) 
Mapgabe des Umjages eingeführt werden jolle, wobei legtere Alternative die 
Mehrheit fand. (Ein weiterer Antrag, bei Bemeſſung der Lizenzgebühr zwijchen 
Großhändlern und Detailhändlern zu unterjcheiden, wurde abgelehnt.) 

Nunmehr wurde folgende Faſſung des $ 53 beichlojjen: 

„Für den Lizenzichein, welcher auf den Jahreszeitraum vom 1. April bis 
3l. März lautet, ift eine Gebühr zu entrichten, die nach der Menge der im 
tegten Kalenderjahr bezogenen Nohtabade bezw. Tabadjabrifate ae wird, 
und zwar auf jährlid): 

a) 10 ME, jowie weitere 5 ME. für jede angefangenen 100 Zentner 
Rohtabad, über eine Menge von 100 Zentner hinaus für Nohtabadhändler ; 

b) 10 ME., jowie weitere 5 ME. für jede angefangenen 20 Zentner Roh: 
tabaf über eine Menge von 20 Zentner hinaus für Tabadfabrifanten ; 

ce) 10 Mk., jomwie weitere 5 ME. für jede angefangenen 5 Bentner Tabad> 
tabrifate, über eine Menge von 5 Zentner hinaus für Händler mit Tabad- 
tabrifaten. 

Neu lizenzirte Händler und Fabrifanten entrichten für den erjten Lizenz: 
ihein nur den Jahresjag von 10 Mk. Derjelbe Sag iſt von allen Händlern 
und Fabrifanten für den erjten nach Eintritt der Wirfjamfeit diejes Geſetzes 
zu entnehmenden Lizenzjchein zu entrichten. Vor der Ertheilung eines Lizenz: 
iheind darf das Handelsgejchäft oder der FFabrifbetrieb nicht begonnen oder 
tortgejegt werden.” 

4. Zu $2 des Entwurfs B wurde der zweite 9— wonach bei der Aus⸗ 
fuhr von nachjteuerpflichtigen Nohtabaden und Tabadjabrifaten Rücdvergütung 
nad den früheren Steuerjägen gewährt werden jollte, gejtrichen. 

5. Zu $ 5 des oben erwähnten Entwurfes wurde als zweiter Abjag ein- 
geſchaltet, daß die Nachjteuer auf Antrag auch freditirt werden dürfe. — 

Nach der hiedurch bedingten Faſſung wurden nun beide Gejegentiwürfe 
angenommen. . 

Am 17. April 1879 wurden diejelben vom Reichskanzler dem Deutjchen 
Reichstag vorgelegt?), zugleich mit umfaſſenden Motiven. 

Um eine leichtere Orientirung in den nun folgenden Neichstagsverhand: 
lungen zu ermöglichen, jeien hier die Hauptbejtimmungen der beiden Gejeß- 
entwürfe nochmals furz hervorgehoben. 





N $ 203 der Protokolle. j 
?) Drudfache Nr. 136 der Reichstagsieilion 1879. 
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Als Eingangszoll-Sätze ſind aufgeführt: 120 Mk. für unbearbeitete 
Tabackblätter und Stengel, auch Tabackſaucen, 270 ME. für Zigarren und 
Zigaretten und 200 ME. für andere Tabadfabrifate. 

Als immerer Steuer-Sag it beitimmt 80 ME. für 100 kg Tabad in 
fermentirtem oder getrocknetem fabrifationsreifem Zuftand. 

Für Heinere Tabadpflanzungen (unter 4 Ar) it Flächenjteuer und zwar 
der Sat von 12 Pfennig für 1 Quadratmeter bejtimmt. 


Dem Tabadpflanzer ijt die Pflicht zur Anmeldung ſeines Tabadgrund- 
jtüds bei der Steuerbehörde und die weitere Pflicht, den geernteten Tabad 
bei dieſer Behörde zur amtlichen Verwiegung vorzuführen, auferlegt. Der 
Steuerbehörde iſt die Befugniß eingeräumt, die zur Verwiegung zu ſtellende 
Mindeſtmenge Taback mittelſt beſonderen Verfahrens auf dem Felde feſtzuſtellen. 

Nach der Verwiegung wird die Steuer feſtgeſtellt und dem Steuerpflich— 
tigen bekannt gemacht, wobei als ſteuerpflichtiges Gewicht, d. h. als Gewicht 
des Tabacks in fermentirtem oder fabrikationsreifem Zuſtande das ermittelte 
Gewicht des dachreifen Tabad3 nad) Abzug von einem Fünftel desjelben gilt. 

Steuerpflichtig it zunächjt Der, dem die Geitellung des Tabads zur 
amtlichen Berwiegung obliegt, aljo der Tabadpflanzer. Bei der eritmaligen 
Veräußerung des Tabads geht jedoch die Steuerpflicht auf den Käufer oder 
ſonſtigen Erwerber über. Hat die Uebergabe des Tabacks an einen Käufer 
oder ſonſtigen Erwerber nicht bis zum 31. März des auf die Ernte folgenden 
Jahres jtattgefunden oder joll der Tabak vor der erjtmaligen Veräußerung 
in den freien Verfehr gejegt werden, jo it der Tabadpflanzer zur Steuerent- 
richtung verpflichtet. Im jedem Falle haftet der Tabad, jolange die Steuer 
nicht bezahlt ift, für die Entrichtung derjelben. Der Steuerbetrag ijt bei der 
eritmaligen Veräußerung des Tabads, jpätejtens jedoch am 31. März des auf 
die Ernte folgenden Jahres zu zahlen. 

Die Verwendung von Surrogaten bei der Tabadfabrifation it unter ent— 
jprechenden Kontrolmaßregeln verboten. 

Für die Ausfuhr von Rohtabad oder entrippten Blättern wird Vergütung 
nach folgenden Sägen gewährt: unfermentirter Nohtabad 58 Mk., fermentirter 
dsgl. 70 Mk. entrippte Blätter 84 Mf. für 100 kg. 

Inländiſchen QTabadfabrifanten wird für die Ausfuhr von Fabrikaten 
Vergütung nach folgenden Sätzen gewährt: 

Fabrikate aus ausländischen Blättern: Schnupf- und Kautabad 84 Mk., 
Rauchtabad 114 ME., Zigarren 132 ME., Zigaretten 92 ME.; Fabrifate aus 
inländischen Blättern: Schnupf- und Kautabad 56 ME., Nauchtabad 76 ME., 
Zigarren 88 ME., Zigaretten 62 Mf., alles für 100 kg. 

Nobtabadhändler, Tabadjabrifanten und Händler mit QTabadfabrifaten 
haben jährlich einen Lizenzjchein zu löjen und ſich beitimmten jteuerlichen Kon— 
trolen (Einficht der Gejchäftsbücher, Vornahme von Vejtandsrevifionen u. ſ. w.) 
zu unterwerfen. Ueber die jährlich zu entrichtende —— ſiehe Ziff. 3 
der oben aufgeführten Bundesrathsbeſchlüſſe vom 5. Aprit 1879. 

Die zur Zeit des Inkrafttretens des neuen Tabadjteuergejeges tim freien 
Verkehr befindlichen Tabacke und Tabackfabrikate unterliegen einer Nachſteuer 
von 74 Mt. für 100 kg. 


In der Begründung zum Gejegentwwurfe über die Tabadbefteuerung 
werden zunächit die außer einer Gewichtjteuer möglichen Syiteme einer näheren 
Betrachtung unterzogen. 


— 
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Tas Monopol jei zwar in anderen Ländern mit Erfolg durchgeführt und 
liefere bei gerechter Vertheilung der Lajt hohe finanzielle Beträge, jei aber bei 
der blühenden Entwidlung des deutjchen Tabadhandels und der deutichen Tabad- 
industrie, jorwie des deutichen Tabadkbaues auf unjere Verhältniffe nicht ohne 
weiteres anwendbar. Es mühten vor Allem erjt genaue jtatijtiiche Ermittlungen 
gewonnen werden, welche zu gewinnen jelbjt die Enquetefommijfion, die ‚ja 
ſonſt jehr ſchätzbares Material geliefert habe, nicht in der Lage geweſen jei, 
nämlich genaue Angaben über den Umfang der vorhandenen Tabadinduftrie, 
den Werth der Gebäude, Majchinen und Vorräthe u. j. w. Solange hierüber 
nicht Zuverläjjiges feititehe, könne fein Urtheil_über die Wirkung eines Mono: 
pol3 auf die deutiche Tabadindujtrie und den Tabadhandel abgegeben werden. 
Die von der Kommijfion berechnete Summe der Entichädigung an Fabrifanten 
und Händler (687 Millionen Mark) beruhe nur auf willfürlichen Schägungen, 
während in Wirklichkeit wohl eine erheblich geringere Summe ausreichen würde. 
Für jegt könne übrigens das Monopol jchon deshalb nicht in Betracht fommen, 
weil es ſich um die baldige Erzielung eines höheren finanziellen Grtrages 
handle, während bet Einführung des Monopol in den erjten Jahren große 
Auslagen jür die Errichtung und Einrichtung von jtaatlichen Fabriken, für 
die Anjtellung von Fabrik und Handelsperjonal u. j. w., jowie für die Zah: 
lung der Entjchädigungen entjtehen würden, .; welche der Reinertrag 
natürlich jehr gejchmälert würde. 

Das Rohtabadmonopol beruhe auf der Abſicht, den Pflanzer mög: 
(ihjt wenig unter einer hohen Steuer leiden zu lajjen und zugleich eine 
Steuerabjtufung nad) dem Werth der Waare zu ermöglichen. Es jeien damit 
feine jo einjchneidenden Menderungen verbunden, wie mit dem reinen Monopol, 
auch würden die über den infändiichen Tabad vorliegenden jtatijtiichen An— 
gaben wohl ein ziemlich jicheres Urtheil über die Gejtaltung der fteuerlichen 
Aufgaben gejtatten, allein trogdem ergäben fich auch hier große praftijche 
Schwierigfeiten. 

Bei diefem Syſtem müſſe nämlich jämmtlicher inländischer Nohtabad von 
den Pflanzern an die Regieverwaltung, welche das Recht und die Verpflichtung 
habe, denjelben wieder zu veräußern, abgeliefert werden, die Verwaltung müſſe 
daher Die weitere Behandlung des Tabads, insbejondere dejjen Fermentation 
übernehmen, wozu bejondere Magazine an verjchiedenen Orten zu errichten 
wären und wozu weiter ein großes, technijch gejchultes Perjonal erforderlich 
jet. Es jei dabei unmöglich, jedem einzelnen Pflanzer den wirklichen Erlös 
für den von ihm eingelieferten Tabad auszuhändigen, da die Zahl der Pflanzer 
zu groß und die von dem Einzelnen gebaute Quantität zu flein jei; zur 
Turhführung des Fermentationsprozeſſes müßten größere Mengen zuſammen— 
gelegt werden, weshalb die Identität der einzelnen Tabackmengen verloren 
ginge. Es müſſe daher den Pflanzern gleich bei der Einlieferung ein feſter 
Preis für die gelieferte Menge gezahlt werden. Dieſer Preis könne nicht 
dauernd höher normirt werden, als der Marktpreis, was ſich ſchon mit Rück— 
ſicht auf die im finanziellen Intereſſe aufrecht zu erhaltende Konkurrenz des 
ausländijchen Tabacks mit dem inländijchen verbiete. Es müfje aljo entweder, 
wie dies jet von den Händlern gejchehe, der Werth des eingelieferten Tabacts 
geihägt und das Riſiko der weiteren Bearbeitung und Veräußerung, bezw. 
der etwaigen Umveräußerlichfeit übernommen oder aber nach früheren Durch: 
ſchnittspreiſen eine jährlich veränderliche Taxe feſtgeſetzt werden. Erſterer Weg 
ſei ein unſicherer und erfordere ein zur Zeit nicht vorhandenes techniſch 
ſchultes Perſonal. Beim zweiten Weg ſei es fraglich, ob er den —28 
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der Pflanzer entiprechen werde. Denn wenn in den der Durchichnittsberechnung 
zu Grunde zu legenden legten 5 Jahren die Qualität des Tabads jchlecht und 
der Preis gering war, jo fünne für einen vielleicht gerade diesmal vorzüglichen 
Taback nur ein niedriger Preis gezahlt werden. Sei aber das Gegentheil der 
Fall, jo habe der Vortheil eines hohen Preijes für geringwerthigen Tabad 
nur dann Bedeutung, wenn es fi um dauernden Tabadbau handle. Er— 
fahrungsgemäß aber wird der Tabak in einer Neihe von Jahren nicht immer 
von ein und demjelben Pflanzer in dem gleichen Umfang gebaut, es trete hiebei 
vielmehr vielfach Wechjel ein und dem einen Pflanzer, der früher einmal Nach: 
theil durch geringen Preis für gute Waare gehabt, nütze ed wenig, wenn 
jpäter ein anderer Pflanzer für jchlechte Waare guten Preis befommt. Außer— 
dem würden hohe Preife, die fich für eine Reihe guter aber quantitativ geringer 
Ernten berechnen, übermäßige Ausdehnung des Anbaues, niedrige Preije aber 
jofortige Einjchränfung desjelben veranlafien, jo daß einjchränfende Beſtimm— 
ungen über die Zuläjligfeit des inländiichen Anbaues die nothwendige und 
läftige Folge wären. 


Es jeien aljo jchon die technischen Manipulationen beim Ein: und Verfauf 
der NRohtabadfe mit Schwierigfeiten verfnüpft und weitere Bedenken ergeben 
ſich aus der Art und Weije der dabei ftattfindenden Steuererhebung. ollte 
man die Steuer lediglich vom Gewichte des eingelieferten Tabads ohne 
Rückſicht auf deſſen Qualität bemeſſen und diejelbe vom Einlöjungspreis ab- 
ziehen, jo liefe diefe Erhebungsform faft auf die Gewichtsjteuer hinaus, wäh— 
rend zugleich damit die oben gejchilderten Nachtheile verbunden wären. Der 
Vorzug wäre dann lediglich der, daß der Pflanzer jtet3 einen zahlungsfähigen 
Käufer findet und nicht gezwungen ift, jeinerjeits die hohe Steuer zu veraus— 
lagen. Dagegen wären fajt die gleichen Stontrolen, wie beim Monopol und 
jeder hohen Steuer, nothiwendig und die Angemefjenheit des Preijes ließe ſich 
nach Obigem nicht garantiren. Zudem fomme in Betracht, daß der Zwang 
zur VBorausentrichtung der Steuer für den Pflanzer auch bei anderen Syſtemen 
durch angemejjene Feftitellung des Fälligkeitstermins und durch Vorjchriften 
über Kreditirung und Abwälzung der Steuer gemildert werden fann. 


Es müfje demnach, joll ein Rohtabadmonopol empfohlen werden, Die 
Steuer vom Werthe des Tabads berechnet und erhoben werden, was in der 
Weiſe geichehen fönne, daß die Abgabe lediglich nad) dem Werthe der Waare 
abgejtuft werde, aber auch in der Weile, daß neben einer nach dem Werthe 
bemejjenen Abgabe zugleich eine nad) dem Gewicht feſtzuſetzende Steuer erhoben 
* jo daß die Steuer theilweiſe eine Werthabgabe, theilweiſe eine Gewicht: 
teuer jei. 


Ein jolches Syjtem biete große Schwierigfeiten und jei jo künſtlich, daß 
— abgejehen von dem Mangel der erforderlichen geeigneten Beamten und 
Ausführungsorgane — die praktische Durchführbarfeit zweifelhaft fei. Die 
Werthsermittelung für die Tabade erfordere große kaufmänniſche Kenntnifje 
und fönne zur Zeit in richtiger Weile nur an den großen Tabadhandels: 
pläßen vorgenommen werden, wo, wenn die Handelsverhältniffe ſich wejentlich 
ändern, vielleicht die nöthigen Kräfte gar nicht dauernd gewonnen werden 
fünnten. Auch würde die Schägung an verjchiedenen Orten durch verjchiedene 
Perſonen wohl eine differentielle Begünftigung einzelner Gegenden und Plätze 
zur Folge haben. Es müſſe eine zutreffende Werthichägung aljo wohl an 
Einem Orte ftattfinden. Nun eriftire zwar in Deutjchland für den Handel 
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mit ausländischem Tabak ein alle anderen Märkte an Bedeutung weit über: 
ragender Platz, allein daneben jei doch auch noch eine Anzahl nicht unwichtiger 
Handelspläge vorhanden und die Thätigfeit jenes bedeutenditen Plages um— 
faſſe feineswegs im gleicher Weije alle in Deutichland in Betracht fommenden 
Tabadjorten, namentlich nicht den inländiſchen Tabad. Die Tabackſchätzung 
jei an umd für jich jehr jchwierig und ſtets von den Handelsfonjunfturen ab: 
hängig. Wenn der Werth des Tabad3 der Beiteuerung zu Grunde gelegt 
werden folle, jeien demnach thatfächlich gezahlte Preife als Deflenerungsmab- 
ftab anzunehmen, was zur Einführung von Auktionen führe, welche zum 
großen Nachtheil des Verfehrs auf einen oder einige Plätze zu bejchränfen 
wären. Die Enquetefommijjion habe zwar die zur Ausgejtaltung eines jolchen 
Syſtems erforderlichen Maßregeln ausgearbeitet, allein es jei zweifelhaft, ob 
eine richtige Werthbejtenerung damit erreicht werden könne. Werden z.B. in 
Einem Looſe Tabade von verjchiedenem Werthe zur Berfteigerung gebracht, 
wie dies von den Importeuren, der jog. erjten Hand, nicht jelten geichieht, 
jo jtelle auch der Auftionserlös nur einen Durchichnittswerth dar, und belajte 
die verfchiedene Qualität nicht ihrem wirklichen Werth entjprechend. Daneben 
biete die Regelung der Ausfuhrvergütungen bei jeder Werthbejteuerung unent- 
rinnbare Schwierigfeiten. Auch diejer zweite Bortheil eines Rohtabackmonopols 
jet Daher höchſt unſicher und ſehr ſchwer erreichbar. Ein Verſuch mit dieſem 
Syſtem wäre um ſo bedenklicher, als dasſelbe noch in keinem der Staaten mit 
hoher Tabackbeſteuerung zur Durchführung gelangt ſei. — 


Das Fabrikatſteuer-Syſtem liefere in den Vereinigten Staaten von 
Amerifa hohen Ertrag, habe im vorigen Jahr im deutjchen Reichstag Anklang 
gefunden und fei, unter Entjendung von deutjchen Kommifjarien nach Amerifa, 
eingehend auf jeine Zweckmäßigkeit geprüft worden. 


Diefes Syſtem treffe den Tabad, wenn er als Fabrikat die Fabrik ver: 
lafje. Sein Vorzug jei, daß weder den Pflanzer, noch den Händler eine 
Zahlungsverbindlichkeit belajte, dab die Ausfuhrvergütungsfrage leicht in der 
Weiſe jich Löjen lafje, daß beim Erport der Fabrikate die Steuer unerhoben 
bleibe, daß der Anreiz zur Surrogat:Verwendung weniger als bei der Ges 
wihtiteuer vorhanden jei, und daß bei diejer Steuerform fich leicht Hohe Er: 
träge erzielen lajjen. 

Allein die Einführung ber Fabrilatſteuer in Deutſchland ſei praktiſch viel 
ſchwieriger als in den Vereinigten Staaten. In letzterem Staatsgebiet ſei die 
Befreiung des Pflanzers von jeder Kontrole und Steuer naheliegend und 
natürlich, da die Kultur des Tabads auf weite dünnbevölferte Streden aus— 
gedehnt, aljo jchwer zu fontroliren und da der größte Theil der Ernte zum 
abgabefreien Erport ins Ausland bejtimmt it, da ferner das zur Stontrole 
des Anbaus erforderliche Beamtenperjonal gänzlich mangelt, und endlich auch 
der politiiche Einfluß der Pflanzer die Beitenerung berjelben zu verhindern 
weiß. Im Deutichland dagegen bei freiem Tabadban in dicht bevölferten Ge— 
bieten, bei alljeitig „‚teier Entwicklung der Tabadjabrifation und des Tabad- 
handels lägen die Dinge ganz anders. Es werde hier jehr ſchwer fein, eine 
Sabrifatjtener mit Erfolg durchzuführen, da der Anreiz zu Defrauden zu groß 
ji; man bedenfe in Ießterer Nichtung nur, wie geringe Vorbereitungen und 
äußerlich hervortretende Einrichtungen z. B. die Herftellung von Bigarren er— 
fordere und wie verbreitet und leicht zu erwerben die Fertigkeit hiezu ſei. 
Jedenfall3 müßten die Kontrolmittel weit ausgebildeter und umfafjender fein, 
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al3 in Nordamerifa, e8 müfje die ganze Entwidlung und Bewegung Des 
Tabacks von der Pflanzung bezw. vom Örenzeingang ab durch die Magazine 
der Händler und Fabrifanten bi in die Läden der Detailliiten und in Die 
. der Konjumenten verfolgt werden, aljo ein Fomplizirtes und läſtiges 

ontroligitem, das gleichwohl nicht im Stande jein werde, die auf jedem Punkte 
des weit geipannten Netzes möglichen Defrauden mit Sicherheit zu unterdrücken. 

Die Fabrifatjteuer fünne aljo für Deutjchland gleichfalls nicht empfohlen 
werden. 

Das großbritannische Syitem endlich (Verbot des inländijchen An— 
baues und Erhebung hohen Eingangszolls) kann für Deutjchland mit feinem 
ausgebreiteten Tabackbau überhaupt nicht in Frage kommen. 

Es erübrige aljo bloß das als Gewichtſteuer bezeichnete Syſtem einer 
Rohtabackbeſteuerung. Hierüber äußern ſich die Motive weiter, wie folgt. 

Der vorliegende Entwurf fchließe fi im Ganzen dem vorjährigen an; 
einige Aenderungen jollen den im Neichstag geltend gemachten Bedenken Rech: 
nung tragen. Von den Vorjchlägen der Enquetefommiljion weiche indefjen 
der Entwurf in zwei wejentlichen Richtungen ab, nämlich bezüglich der Kon— 
tingentirungsfrage und bezüglich der Erhebung einer Lizenzſteuer. 

Die Kontingentirung jei deshalb ins Auge gefaßt worden, weil Die 
verjchiedene Normirung des Zolles auf ausländischen und der Steuer auf in- 
ländiichen Tabak leicht dazu führen fünne, das zwilchen beiden Sorten be— 
jtehende Konfurrenzverhältnig zu verjchieben und eine zu große Ausdehnung 
des inländischen Anbaus zu veranlajjen. Es jei zwar, um bier einzugreifen, 
bereit3 eine angemefjene Regulirung beider Sätze beabfichtigt, allein bei dem 
Mangel hinreichender Erfahrung über die Wirkung diejer Negulirung und bei 
der Schwierigkeit der Abänderung gejeglich eingeführter Sätze wäre es höchſt 
wünjchenswerth, noch außerdem eine Einrichtung zu jchaffen, welche das Kon— 
furrenzverhältniß jelbjtthätig im jeßigen Zuftand erhalten fünne. Dieſen Zweck 
verfolge eben die Kontingentirung, d. b. die Beichränfung des Anbaus auf 
einzelne Gegenden, und der mit Tabad zu bebauenden Flächen auch inner: 
halb diejer Gegenden auf ein beftimmtes Maß, wozu dann noch eine Ent— 
Ihädigung der von dem Verbote Betroffenen in Ausjicht genommen worden 
jei. Zur Bejeitigung der Bedenken gegen die Größe der Differenz zwiſchen 
den vorgeichlagenen Süßen jür ausländiichen und inländischen Tabad jeien 
diefe Mittel wohl recht geeignet, allein von der Ausführung derjelben habe 
gleichtwohl Abitand genommen werden müſſen. Schon die Feitjtellung der zum 
Anbau zuzulafjenden Bezirke würde Willfürlichfeiten veranlafjen, noch ſchwieriger 
aber wäre, innerhalb der Bezirke die Anbaufläche auf die einzelnen Pflanzer 
zu vertheilen und die Entjchädigungsfrage zu regeln. Dieje Angelegenheiten 
fünnten nicht den Gemeinden oder Kreiſen überlaſſen werden, jondern e8 müßten 
genaue VBorjchriften gegeben werden, nach welchen Kontingentirung und Ent- 
ſchädigung zu regeln wären, und es würde ſich bald ergeben, daß jolche Vor— 
Ichriften mit unüberwindlichen Schwierigkeiten verfnüpft wären. Der in Ber: 
bindung mit der Kontingentirungsfrage gemachte Vorſchlag, den Anbau fünftig 
auf zujammenhängende Flächen von mindeitens 4 Ar zu bejchränfen, würde 
an ſich zwar durchzuführen jein, wäre aber ohme Verbindung mit den übrigen 
Beichränfungen nicht genügend wirffam und würde das Interefje zahlreicher 
kleiner Pflanzer bedenklich gefährden; der Anbau werde nämlich in Deutjchland 
von einer großen Menge Perjonen in kleinſtem Umfang und als Nebengejchäft 
betrieben, es würden dabei ſonſt brachliegende Arbeitskräfte nugbringend ver: 
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werthet, und es müſſe deshalb nicht nur ein ſolches Verbot vermieden, ſondern 
im Gegentheil dieſer kleine Anbau, ſoweit vom ſteuerlichen Siandpunti nur 
möglich), unterſtützt und gefördert werden. Nachdem aber hienach die Kontin— 
gentirung in Wegfall fam, mußte die von der Enquetekommiſſion als entbehr— 
[ich erachtete Flachenſteuer wieder aus dem früheren Entwurf übernommen 
werden, da die durch die Gewichtſtener erforderlichen Kontrolen auf einzelne 
Heine Parzellen nicht anwendbar ſeien. 

Was jodann die Beitimmungen über den Handel und Verkehr mit Roh— 
taback und Tabadfabrifaten (Zizenziteier) anlange, jo jollen diejelben einer: 
jeits den finanziellen Ertrag der Tabaditener erhöhen, andererjeit3 zur Kon— 
trole des Ergebnijjes der Beiteuerung eine fortdauernde Ueberſicht über den 
Zuftand des Handel3 und der Fabrikation ermöglichen. Die Gebühr jei nach 
dem Umfang des Handels oder der Fabrikation abgeftuft und jolle nach den 
Selbitdeflarationen der Steuerpflichtigen feitgeitellt werden, dieje Deflarationen 
aber jollen der jtenerlichen Kontrole unterliegen. Um dies zu ermöglichen, 
jeten den Händlern und Fabrikanten in Bezug auf die Führung der Geſchäfts— 
bücher und Die Revifion der Gejchäftsräume bejtimmte, auf das geringite Maß 
reduzirte, umd jchon im Intereſſe der Ordnung des Gejchäftsbetriebes erforder: 
liche Verpflichtungen auferlegt. Die für Detailhändler mit Tabadfabrifaten 
vorgejchriebene einfache Notirung des Zugangs an TFabrifaten bedeute wohl 
feine wejentliche Beläjtigung; die den Steuerbeamten gejtattete Einficht der 
Geihäftsbücher aber jolle lediglich zur Feititellung der für die Steuerverwal: 
tung in Betracht fommenden Thatjachen, feineswegs aber darüber hinaus zum 
Eindringen in die Gejchäftsverhältnijje benügt werden. Auch in anderen 
Staaten mit hoher Tabadbejtenerung, insbejondere in Großbritannien und den 
Vereinigten Staaten jeien jolche Lizenzgebühren eingeführt und zwar theils 
zur Gegenfontrole gegen die direkt bei der Steuererhebung gewonnenen Er— 
mittlungen, theil3 als Grundlage zu einer fortlaufenden, für die Steuerver- 
waltung faum entbehrlichen Statiftif über die Tabackgewerbe. 

Die Höhe der dem Tabad aufzuerlegenden Steuer habe einerjeit3 mit 
Rüdjiht auf die vorzügliche Geeignetheit des Tabacks als Steuerobjekt, anderer: 
jeitö aber in möglichiter Schonung des in Deutjchland jo ausgedehnten Tabad- 
baues, wie geichehen, bemeſſen werden müfjen. 

Der in Ausficht tehende finanzielle Ertrag jet wegen der vermuth— 
ih eintretenden Einjchränfung des Konſums und in den erjten Jahren auch 
wegen der Anjammlung gering bejteuerter Borräthe, die durch die Erhebung 
einer Nachfteuer zwar vermindert, aber nicht gefordert werden fünne, nur um: 
ficher zu _Ihägen. Eine jolhe Schägung ſei auf Grund der früher wirklich 
erzielten Steuererträge vorzunehmen, wobei jedoch wegen der im gegenwärtigen 
und vorausgegangenen Jahre ftattgehabten außergewöhnlichen Spekulationen 
die Erträge dieſer Jahre außer Betracht bleiben müßten. 

Die Einfuhr an unbearbeiteten Tabadblättern und Stengeln habe im 
durchſchnitt der 6 Jahre 1871/72 bis 1876/77 996,369 Bentner, die Aus— 
fuhr an Tabadjabrifaten 81,600 Zentner betragen. Nehme man die Hälfte 
diefer Ausfuhr als aus inländifchem Tabad bejtehend an, jo ergebe ſich als 
durchjchnittlicher Verbrauch an ausländiichem Taback 955,569 Zentner; Die 
Abnahme des reg in ER der höheren Steuer jei auf etwa 25 Pro— 
zent zu jchägen, jo daß Bentner bleiben würden, welche bei einem 
Zolljage von 120 Me. * "Too kg einen Ertrag von 43,020,0U0 ME. liefern 
würden. Dazu kämen durchjchnittlich 10,000 Zentner Rauchtabad und nad) 
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Maßgabe ter um nur 10 Prozent ermäßigten durchjchnittlichen Einfuhr 13,000 
Zentner Eigarren, welche nach den Zolljägen von 200 bezw. 270 ME. für 
100 kg nod) eine Summe von 1,000,000 und 1,755,000 ME. ergeben würden, 
jo daß der Eingangszoll für ausländischen Tabad und ausländische Tabad: 
fabrifate überhaupt 45,775,000 ME. einbringen würde. 

Der inländiiche Anbau werde ſich wahrjcheinlich ebenfall3 vermindern, 
und fünftig vermuthlich etwa 15,000 ha (1877/78 noch 18,000 ha) betragen, 
welche Fläche etwa 290,000 Zentner fermentirten Tabad ertragen würde. Der 
©teuerertrag wäre demnach bei 80 ME. für 100 kg. 11,600,000 kg. 

Der Ertrag der a hänge von der Wirkung des Gejeßes auf 
die Tabadgewerbe ꝛc. ab. Nach den ftatijtiichen Ermittlungen der Enquete 
jeien im Jahre 1878 zujammen 380,172 Tabadgejchäfte (Rohtabadhandlungen, 
Zabadfabrifationd- und Zabadhanbelsgefchäfte) vorhanden gewejen, welche bei 
einem Minimaljag von 10 ME. 3,800,000 ME. ergeben würden. Diejer An: 
ſchlag ſei indejjen bei den vermuthlich eintretenden Veränderungen zu hoch ge 

riffen und werde eher ein folcher von 3,000,000 ME. entjprechen. Der Ge: 
— — aus der Beſteuerung des Tabacks ſei hienach etwa 60 Milli— 
onen Mark. — 

Die nun folgende Begründung der einzelnen Geſetzesbeſtimmungen 
äußert ſich meiſtens über Fragen ſteuertechniſcher Natur. Für die Zwecke 
unſerer Abhandlung ſind nur folgende Stellen von Intereſſe: 

Die Zollſätze und ihr Verhältniß zu einander entſprächen dem Gut— 
achten der Enquete-Kommiſſion.) Die Zollſätze für die Fabrikate ſeien jo 
normirt, daß dadurch nicht allein der Eingangszoll für das zur Heritellung 
erforderliche Rohmaterial gededt werde, jondern auch der bisherige Zollſchutz 
gewährt bleibe. Die Aufführung der Tabadjaucen jei neu und erjcheine noth: 
wendig, um Mibbräuche zu verhüten, und die auch jegt jchon jtattfindende 
Einfuhr dieſes Fabrifat3 gleich den übrigen Fabrifationsmaterialien zu bes 
lajten. Es genüge, auf Tabadjaucen, welche nur als Fabrifationsmittel und 
nicht zum direften Genufje geeignet jeien, den Zollja für Rohtabad anzu: 
wenden. 

Der Steuerjag für inländifchen Tabak von 80 ME. jei jeitens der 
Enquete-Kommiſſion mit Rückſicht auf die beabjichtigte Kontingentirung des 
Anbaus vorgejchlagen worden. Obwohl die Kontingentirung in den Entwurf 
nicht übernommen worden, jet gleichwohl diejer Sat beibehalten, um den 
dringend geäußerten Befürchtungen über einen ungünftigen Einfluß einer 
höheren Beftenerung auf den inländiichen Anbau die thunlichite Berückſichti— 
gung angedeihen zu lafjen. Die Berechnung der Steuer nad) dem Gewichte 
des fermentirten Tabacks diene dazu, einen richtigen Vergleich zwiſchen 
der Belajtung des ausländijchen, in fermentirtem Zuftand eingeführten Tabads 
mit der Belaftung des inländischen Tabads zu ermöglichen. 

Hinfichtlich der Feititellung der Steuer und der Haftung für 
Entrichtung derjelben wird bemerkt, daß die Beltimmungen des Entwurfs 
wejentliche Erleichterungen zu Gunsten des Pflanzers gegenüber der früheren 
Vorlage enthielten. Es jet als Fälligfeitstermin der Steuer nicht die kurze 
14tägige Frift nach der amtlichen Verwiegung, wie früher, jondern der 31. 
März des auf die Ernte folgenden Jahres bejtimmt, bis zu welchem Zeit: 
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punkte unter regelmäßigen Verhältniſſen jtet3 der Verkauf der Ernte erfolgt 
jein werde, jo daß der Pflanzer nicht gezwungen jet, die Steuer vorher aus: 
zulegen und jich wegen der Erjtattung an den Käufer zu halten. Berfaufe 
der Bilanzer früher, jo werde auch die Steuer jofort fällig, da der Grund 
emer weiteren Hinausſchiebung des Fälligfeitstermins wegfalle. Weil der 
Bilanzer die Steuer regelmäßig nicht jelbft entrichten jolle, jet bejtimmt, daß 
bei der eritinaligen Beräußerung des Tabads die Steuerpflicht ohne Weiteres 
auf den Käufer oder jonjtigen Erwerber übergebe. Auf Grund deſſen fünne 
der Pflanzer von dem Käufer die jofortige Regulirung des Steuerpunftes 
verlangen. Da andererjeits der Verkauf des Tabad3 ohne Genehmigung und 
ohne Willen der Steuerbehörde gejchehen könne, ſei es micht thunlich, den 
Planzer ohne Weiteres von der Haftung für die Steuer zu entbinden, viel: 
mehr müſſe, zur Aufrechterhaltung der Ordnung, der Pflanzer jolidarifch mit 
dem neuen Erwerber jolange haftbar erflärt werden, bis er von der Steuer: 
behörde hievon entbunden jei. Es jei indejjen, um unnöthige Iteuerliche Be— 
lötigungen fernzuhalten, hervorgehoben, dab regelmäßig die Entlaffung aus 
der Haftpflicht zu aewähren jei, wenn nicht die Perjon des neuen Erwerbers 
oder mangelnde Sicherheit Bedenken hiewegen veranlaſſe. Wolle ein Pflanzer 
den Tabad nicht gleich verkaufen, auch nicht ſofort zur Niederlage bringen, 
jondern einftweilen unverjteuert bei fich behalten, jo jet für den Öewichtäver. 
luſt bei diejer Zwijchenlagerung ein Rabatt zu gewähren, damit ein Pflanzer, 
der jeine Ernte zur Niederlage liefert, auch von der vollen dafür zu entrichten: 
den Steuer befreit werden fünne, ungeachtet das zur Niederlage gebrachte Ge— 
in ein geringeres jei, al3 das früher bei der amtlichen Verwiegung ermittelte 
icht. 

Hinſichtlich der Einführung einer Flächenſteuer ſiehe das ſchon oben 
Ewähnte. Daß dieſe Steuer auf Grundſtücke unter 4 Ar beſchränkt bleiben 
jolle, wird in den Motiven mit der Höhe der in Ausjicht genommenen Steuer: 
füge begründet. Der Sag von 12 Pfennig für das Quadratmeter oder 
1200 ME. für das Hektar entipreche bei einem Steuerjate von 80 Me. für 
100 kg fermentirten Tabad einem Ertrage von 15 Me. für das Hektar, ein 
Ertrag, welcher nicht al3 übermäßig anzunehmen ſei und in vielen Fällen noch 
übertroffen werde. 

Das Verbot der Verwendung von Surrogaten werde durch die Höhe 
der Steuer und die bei Surrogatverwendung eintretende Gefährdung des 
finanziellen Ertrags gerechtfertigt. Bei der Verjchiedenartigkeit der Surrogate 
indefjen und ihrer in einzelnen Fällen anzuerfennenden Ungefährlichfeit jei dem 
Bundesrath die Befugniß zur ausnahmsweiien Geftattung der Verwendung 
md zur Anordnung der nöthigen Kontrolen beizulegen. 

Die vorgejchlagenen Ausfuhrvergütungsijäge entiprächen dem Gut: 
achten der Enquetefommiljion'). Hinjichtlic” der neu aufgenommenen Süße 
für Zigaretten jei zu erwähnen, daß diejelben, wie beim Eingangszoll, auch 
bier den Zigarren gleichzuftellen waren, jo daß für 100 kg netto eine Ver: 
gütung von 132 bezw. 88 Mk zuzugejtehen wäre. Da jedoch ein Theil der 
Zigaretten aus Papier beftehe, jeien nicht dieje Säte, jondern joldhe aufge: 
nommen, welche nach jachverjtändigen Angaben dem Berhältnifje des Gewichts 
des Tabads zum Gewicht des Papiers (70:30) entjprächen. — 

In der Begründung zum Gejegentwurf betreffend die Erhebung einer 
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Nachſteuer von Taback und Tabadfabrifaten') wird ausgeführt, daß die in 
Aussicht genommene Steuererhöhung den durchjchnittlichen Werth des nach den 
bisherigen Beitimmungen verjtenerten Tabads übertreffe, und deshalb der von 
der neuen Steuer betroffene und im Preis dadurch wejentlich erhöhte Tabad 
mit dem erjteren nicht mehr zu fonfurriren vermöge. Solange die Vorräthe 
des geringer befteuerten Tabads für den Bedarf ausreichen, twerde demnach 
eine erhebliche Einfuhr von Tabak nicht ftattfinden können, und die Befiger 
de3 eriteren Tabads werden demnach die Preije für denjelben auf die daraus 
hergejtellten Fabrifate billiger jtellen fünnen, als diejenigen, welche von der 
neuen Steuer betroffenen Tabad verkaufen oder verarbeiten. Erſtere könnten 
alſo die Konkurrenz der letzteren beſeitigen, zugleich aber den Preis ihrer Waare 
um einen Theil der Steuerdifferenz erhöhen und ſo einen nicht motivirten 
Gewinn zum Nachtheil des Steuerfiskus machen. Dieſe Vortheile würden den 
kapitalkräftigeren Händlern und Fabrikanten zu Gute kommen, welche ſich 
größere Tabackmengen vor der Steuererhöhung hätten verſchaffen können, 
während die Nachtheile die ohnehin ſchon ungünſtiger ſituirten Gewerbetreiben— 
den treffen würden. Zudem könne der inländiſche Taback der nächſten Ernte— 
jahre, der zur höheren Steuer herangezogen werde, mit dem noch zum niedrigen 
Satze verzollten ausländiſchen Taback nicht konkurriren. 

Zu dieſen ungeſunden Zuſtänden komme noch weiter, daß der Ertrag der 
Steuer erſt nach Aufzehrung der alten Vorräthe durch die Steuererhöhung 
geſteigert werden könne. Würde man die vorhandenen Vorräthe ſteuerlich 
verjchonen, jo würde das Steuereinkommen bedeutend geſchmälert werden, was 
ſich aus folgender Zujammenftellung_ ergebe. An Rohtabad jei eingegangen 
im Jahre vom 1. Juli 1871/72: 977,643 Ztr., 1872/73: 1,534,089 Btr., 
1873/74: 688,532 Btr., 1874/75: 858,679 Btr., 1875/76: 925,728 Ztr., 
1876/77: 993,546 Btr., 1877/78: 1,531,968 Btr., vom 1. Juli 1878 bis 
31. März 1879: 1,480,978 Ztr. Nehme man die Einfuhr 1876/77 als 
normale an (jie werde bei der geringen Ernte diejes Jahres keinesfalls als 
zu niedrig erjcheinen), jo jei hienach in den beiden legten Jahren, oder genauer 
erechnet in den legten ſieben BVierteljahren bereits mehr ald der dreifache 
— eingeführt. Daher werde in Folge der durch die Steuererhöhung 
vorausſichtlichen Konſumsminderung mindeſtens in den nächſten zwei Jahren 
eine weſentliche Zufuhr von ausländiſchem Taback nicht erforderlich ſein, der 
Reichskaſſe aber würde, wenn von einer Nachverſteuerung des gegenwärtig 
vorhandenen Vorraths von 1,500,000 bis 2,000,000 Zentner abgeſehen werde, 
bei einer Steuerdifferenz von 37 ME. für den Bentner ein Betrag von etwa 
55 bis 75 Millionen entgehen. 

Hienach erjcheine die Erhebung einer Nachjteuer im Intereſſe der Induſtrie, 
des inländiſchen Tabackbaues und der Reichskaſſe nothwendig. 

Die in Geſetzentwurf gemachten Vorſchläge wichen von denjenigen der 
Enquetefommiffion (Drudjache Nr. 77 dajelbft) erheblich ab, da letztere Bor: 
ichläge praftijch nicht durchführbar ımd unwirkſam jeien. Die von der Kom— 
miſſion vorgejchlagene Unterjcheidung der verjchiedenen Tabadarten und Fabri— 
fate könne nur bei eingehender Prüfung der Handelsbücher und Korrejpon- 
denzen durchgeführt werden, von einer jolchen müſſe aber abgeiehen werden, 
weil die Erhebung der Nachiteuer in fürzefter Friſt vollendet jein müſſe, um 
die Freiheit des Verkehrs wieder herzustellen und weil die Zahl der zu jolchen 
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Prüjungen vorhandenen und geeigneten Beamten nur bejchränft ſei; es ſei 
daher nur ein Nachſteuerſatz vorgejchlagen und auf eine höhere Belaftung 
der Fabrifate gegenüber dem Rohtabad verzichtet. 

Der vorgejchlagene Sag entipreche in jeiner Höhe der Differenz zwiſchen 
der künftigen und jegigen Bejtenerung des inländischen Tabads. Da die 
Nachſteuer den ausländifchen Tabad gleichmäßig treffe, werde das Verhältniß 
desielben für die Konkurrenz mit dem inländischen Taback nicht geändert. 
Hierin eine Unterjcheidung einzuführen, jei mit den größten Schwierigkeiten 
verfnüpft. 

Wenn die Enquetefommijjion vorjchlage, nicht die volle Differenz zwijchen 
dem künftigen und jegigen Steuerjaß, jondern nur die Hälfte derjelben zur 
Erhebung zu bringen, jo würde eine jo jehr ermäßigte Nachſteuer noch immer 
die erwähnte Verjchiebung der Konfurrenzverhältniffe herbeiführen und der 
Spekulation Hierauf Raum lafjen, aljo dem Zweck des Gejeges wider: 
ſprechen. — 

Die erite Berathung der beiden Gejeßentwürfe im Deutjchen 
Reihstag fand in dejjen Sitzung vom 10. Mai 1879 jtatt.') 

Der Breußijche Finanzminijter Hobrecht warf als erjter Redner 
enen Rüdblik auf die verjchiedenen, in der Enquetekommiſſion erörterten 
Tabadjteueriyfteme, indem er diejelben in ähnlicher Weiſe beleuchtete wie in 
den oben wiedergegebenen Gejegesmotiven gejchehen. Er bezeichnete außerdem 
das Kohtabadmonopol auch deshalb als unannehmbar, weil ji) an das 
Monopol des Ein- und Verkaufs des inländijchen Rohtabacks unerbittlich die 
Nothwendigfeit anjchließe, auch auf die Fabrifation eine Herrſchaft auszuüben, 
jo da, wenn nicht die Gefahr großer Verlujte eintreten jolle, mit dem Mono: 
vol des Rohtabadhandels das Monopol der Fabrikation verbunden werden 
müſſe; dann aber jeien bei diefem Syſtem fait alle Bejchränfungen des reinen 
Monopol eingeführt, ohne dag doch die großen Vortheile des legteren erreicht 
würden. Die Fabrifatjteuer bezeichnete er als mit dem bejcheidenen und geringen 
Kontrolmitteln, mit denen man ſich in Amerifa begnüge, in dem dichtbevöls 
ferten Deutjchland undurhführbar ; wolle man aber die nothwendigen jchärferen 
Kontrolen einführen, jo würde dies eine umerträgliche Beläjtigung von Handel, 
Verfehr und Industrie zur Folge haben. Das reine Monopol bezeichnete cr 
als jene Steuerform, die bei möglichjt gerechter Belaftung des fonjumirenden 
Bubliftums die größten Erträge für den Staat liefere, die aber gleichwohl nicht 
vorgeschlagen werden könne, weil die jtatiftiichen Grundlagen und zwar ins: 
bejondere für die Bemeſſung der Entjchädigungspflicht mangelten, und weil 
wegen diefer Entjchädigungen das Monopol auf längere Zeit hinaus nur ge: 
ringe und ungenügende Erträge liefern würde, Es bliebe aljo, da von dem 
großbritannischen Syſtem jelbjtverjtändlich abzujehen jei, nur die Rohtaback— 
jteuer, welche, joweit es bei einer Abgabe auf Verbrauchsartifel überhaupt 
wöglich jei, den geringjten Eingriff in die Freiheit der Produktion, des Handels 
md der Fabrikation mache. Es liege im eigenen Interejje der Fabrifation 
und des Handels, die Preiſe entiprechend der verichiedenen Leiſtungsfähigkeit 
and den verjchiedenen Anjprüchen des Publikums abzujtufen und dabei für 
den leijtungsfähigeren und anjpruchsvolleren Theil die Preiſe möglichit hoch 
zu jtellen, um für die große Maſſe des anjpruchslojeren, weil weniger be 
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mittelten Publikums mehr den Mafjenabjag zu billigen Preifen zu ermöglichen. 
Die Nothwendigfeit, die ausgelegte Steuer, jelbjt wenn jie ganz gleich be 
mejjen ift, wieder erjtattet zu erhalten, werde dies Beſtreben nicht beeinträchtigen, 
denn für Handel und Verkehr jei es ja ziemlich gleichgiltig, ob die Auslage 
arithemetisch gleich auf die Waare vertheilt werde, oder in verjchiedenen Ab- 
jtufungen, wenn fie nur im Ganzen wiedererjtattet werde. Daß es bei der 
Detailpreisbejtimmung viel wichtigere Faktoren gebe, al3 Steuer und Roh— 
materialwerth, dafür jpreche die von der Enquetekommiſſion ſtatiſtiſch fejtgeftellte 
Thatjache, daß im Durchichnitt der Jahre 1871-—1877 der Materialwerth des 
Rohtabackverbrauchs im HZollverband rund 66 Millionen, Steuer und Joll zu= 
jammen 14 Millionen, beides aljo 80 Millionen Marf, die für die Konſumtion 
im Deutichland jährlich gezahlte Summe aber 225 Millionen, aljo faſt das 
Dreifache von Abgaben und Rohmaterialwerth zujammen betragen habe. Es 
gehe daraus hervor, in welchem Umfange Verkehr und Umjag im Stande jeten, 
in der Abjtufung des Breijes, auch eine Abjtufung der Steuerlajt herbeizu- 
führen. Als Zolljäge feien von der Enquetefommijjion 50, 60 und 70 ME. 
und als Steuerjäße 33, 40 und 50 ME. für den Zentner in Vorſchlag ge: 
bracht — Trotz der großen Steuerfähigkeit des Tabacks hätten die ver— 
bündeten Regierungen nicht die höchſten, ſondern die mittleren Sätze vorge— 
ſchlagen, und zwar einerſeits um „den Sprung nicht zu ſtark zu machen“, 
andererſeits zur möglichſten Schonung des inländiſchen Tabackbaus; letzterer 
Grund ſei auch für die Bemeſſung des Verhältniſſes zwiſchen Zoll und Steuer 
maßgebend geweſen. Freilich werde bei ſorgfältigſter Erwägung der ſich hier 
gegenüberſtehenden Intereſſen nicht möglich ſein, mit Sicherheit zu verhüten, 
daß der Einfluß dieſer Sätze zu einer unbeabſichtigten Ausdehnung des inländ— 
iſchen Anbaus oder zu einer noch weniger beabſichtigten Beſchränkung desſelben 
führen könnte. Den Intereſſen der Pflanzer werde abgeſehen davon, daß die 
Steuer für inländiſchen Tabak nach dem Gewicht in fermentirtem Zuſtand be— 
mejjen ſei, auch noch durch die Beſtimmungen wegen des Zahlungstermins, 
dann wegen des Uebergangs der Haftpflicht von dem Pflanzer auf den Käufer 
und wegen der Streditirung, jowie durch die Beftimmungen wegen Zulaffung 
der Flächenſteuer, die niedriger bemeſſen jei, al3 bei VBergleichung mit der Ge— 
wichtjteuer eigentlich der Fall jein jollte, bejonders Rechnung getragen. Die 
als neu vorgejchlagene Lizenzſteuer, die jich bei den meilten Steuerformen 
des Auslandes ebenjo finde, jei deshalb angefochten worden, weil man darin 
eine Uebergangsitufe zum Monopol erblide. Dieje Rückſicht dürfe aber nicht 
abhalten, diejelbe einzuführen, wenn man fie jonft vernünftig finde, denn jowenig 
die etwaige fünftige Einführung des Monopols ganz abgejchnitten werden dürfe, 
ebenjowenig werde derjelben dadurd), daß man die Materialien für die Be— 
rechnung der zu zahlenden Entjchädigungen jammle, Vorſchub geleiftet. Am 
meijten Anfechtung werde wohl die gleichjalls als neu vorgejchlagene Nach— 
jteuer erfahren. Wenn ein Zoll erhöht werde, werde die Spekulation immer 
vorher noch große Mafjen des betroffenen Artikels einzuführen verjuchen und 
dadurch) die Staatskaſſe, da dieje infolge dejjen nicht jofort in den vollen Genuf 
der höheren Zollbeträge gelange, benachtheiligen; demgegenüber ftehe aber der 
Vortheil, daß der Uebergang von den bisherigen zu den höheren Preijen fich 
allmählig und ohne harte Stöße vollziehe. Trotz diejes von den Regierungen 
nicht verfannten Vortheils jei die Nachjteuer im — Falle dennoch, und 
zwar deshalb vorgeſchlagen worden, weil hier Momente vorlägen, die bei ge— 
wöhnlichen Zollerhöhungen nicht gegeben ſeien. Es ſei dies der ganz außer— 
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gewöhnliche Umfang der Einfuhr von niedrig verzolltem Tabad, (ſiehe hierüber 
die treffenden Ausführungen oben in den Motiven), jodann aber auch die Nüd- 
jiht auf dem inländiichen Tabadbau, da der Abjag der nächſten Ernte ficher: 
ih durch die gewaltige Konkurrenz des zu jo günftigen Bedingungen einge: 
führten ausländischen Tabacks werde beeinträchtigt werden, Mit Ruͤckſicht auf 
diejen jtarfen Import jei auch der Gedanke aufgetaucht, denjelben durch mög— 
licht rajche Feſtſtellung des Ausführungstermindg zum neuen Geſetze abzu: 
ihneiden, allein die verbündeten Megierungen jeien dazu nicht ermächtigt ge: 
weien und durften die Verantivortung hiefür nicht übernehmen. Diejelben be: 
abfichtigten indejjen, eine furze Form für die rajche Feſtſetzung des provijorischen 
Ausführungsterming zu finden. 

Abgeordneter Frhr. von Marſchall bezeichnet eine jtärfere Belaſtung 
des Tabad3 zwar ebenfalls als nothwendig, wünjcht aber zugleich dringend, 
dab etwas Definitives gejchaffen werde und nicht etwa ein quälender Uebergang 
zu irgend einem vorjchwebenden Steuerideal, was wohl die vorgejchlagene 
Kzenzſteuer beziwede, die ja jozujagen als Fortjegung der Enquete anzujehen 
jet. Bei der Regelung der Tabadfteuerfrage jei nicht ausjchließlich das finanzielle 
Intereffe ins Auge zu fajjen, jondern auch zu bedenken, daß die bisherige 
Geringfügigfeit der Beſteuerung wirthichaftlich reichen Segen gebracht habe. 
Der Tabakbau jei die Domäne des Fleinen Mannes, jelbjt das Eleinfte Grund» 
jtüd gebe dem Bauer und jeiner Familie reichen Ertrag, und der Tabad werde 
vieljah auf Boden gebaut, auf dem irgend eine andere Handelspflanze nicht 
mit gleichem Erfolg gedeihen würde. Der Tabadpflanzer müſſe aljo möglichjt 
geihügt werden. Schon die vorjährige unerledigte Vorlage habe den Tabad: 
handel geſchädigt und die Preije gedrüdt, wenn das Gleiche fic diesmal wieder 
hole, je dies für den Pflanzer jchlimm. Es werde daher, da andere Steuer: 
jormen ausſichtslos jeien, nur erübrigen, die Gewichtsiteuer diesmal anzu— 
nehmen, obwohl diejelbe das rohejte und primitivfte Steuerſyſtem darftelle, 
und zwar jchon deshalb, weil das höchjtwerthige Objekt mit einer jehr geringen, 
das minderwerthige aber mit einer jehr hohen Steuer betroffen werde. Der 
Zentner Havannatabaf im Werthe von 900 M. zahle 60 M., der Zentner 
Pfälzer Sandgrumpen im Werthe von 15 M., dagegen 40 M. Zoll bezw. 
Steuer, aljo eine Progrejjivitener nach unten, das Mufter einer Steuer, wie 
ie nicht jein jolle. Werde eine jo mangelhafte Steuer angenommen, jo müfje 
fie fi im gewiljen Grenzen halten, es dürfe nicht ein jo ftarfer Sprung ge 
mat werden, wie in der Vorlage vorgeichlagen, nämlich eine Erhöhung der 
Steuer für den Zentner von 2 auf 40 M., aljo um 2000 Brozent. Eine 
told” hohe Steuer werde alle minderwerthigen inländischen Produkte werthlos 
und unverfäuflich machen, und den Todesſtoß gegen den inländiichen Tabad- 
bau führen. Die Steuer müſſe unbedingt niedriger bemejien werden. Auch) 
die Differenz zwijchen Steuer und Zoll jei in der Vorlage zu niedrig bean— 
tragt, e3 werde, wenn diejer Antrag angenommen würde, der inländische Tabad 
bet der außerordentlichen Vertheuerung desjelben mit dem ausländischen nicht 
mehr fonfurriren fünnen. Gegenwärtig jei dieje Differenz etwa wie 2 zu 12, 
aljo viel günjtiger, als im Entwurf, und doch würden jchon jegt ausländijche 
Zabade, die höherwerthig jeien, als unjer entjprechendes inländiiches Produft, 
zu viel niedrigeren Preijen eingeführt. Die dem Pflanzer in der Vorlage auf: 
erlegte primäre Steuerpflicht ſei unbedingt zu verwerfen. Es gemüge nicht, wie 
m der Vorlage gelchehen, den Pflanzer im Allgemeinen haftbar zu machen 
und die Steuerpflicht beim erjtmaligen Kauf auf den Erwerber übergehen zu 
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laſſen. Der Pflanzer jei von allen in Betracht kommenden Intereſſenten am 
wenigjten in der Lage, eine, wenn auch nur eventuell auferlegte Lajt tragen 
zu können, und je weiter die Steuer von der Konjumtionallinie erhoben werde, 
dejto größer jet die Gefahr, daß infolge des durch die Steuer ausgeübten 
folojjalen Drudes die Lajt auf dem Pflanzer hängen bleibe. Die Frift bis 
zum 31. März, bis wohin die Steuerpflicht auf den Käufer übergehe, während 
nach Ablauf derjelben die Pflicht den Pflanzer treffe, gemüge nicht, und wenn 
die Motive jagen, der Pflanzer jei ja jederzeit in der Lage, vom Käufer die 
Regelung der Steuer zu verlangen, }o jei dies eine gründliche VBerfennung der 
thatjächlichen Verhältniſſe. Der in finanziellen Schwierigfeiten befindliche 
Pflanzer jei einfach in die Hände des Malers gegeben, der dieje Situation 
jelbjtverftändlich auszunügen wiljen werde. Der Pflanzer müfje, wie dies 
8 10 des türfijchen Gejeges ausjpreche, von der Pflicht zur Steuerentrichtung 
überhaupt befreit und die Krit des 31. März aus dem Gejege entfernt werden. 
Die Steuerpflicht jei im erjter Linie dem Erwerber des Tabads aufzuerlegen 
und zugleich auszujprechen, daß der Pflanzer, wenn er ausnahmsweije den 
Tabak nicht verfaufen fünne, denjelben in jteuerfreien Magazinen unterbringen 
dürfe. Was die Nachjteuer anlange, jo jei ja richtig, dab die Spekulation 
aus Anlaß der jchwebenden Steuerprojefte folofjalle ausländische Tabadmengen 
eingeführt habe, allein wenn die Regierung glaube, durch die Nachiteuer eine 
Benachtheiligung des geringen fapitalichwachen Fabrifanten und Händlers zu 
verhüten, jo jei dies ein großer Irrthum. Gerade die kleinen Fabrifanten 
werden durch die Nachiteuer Noth leiden, da jie jich nicht die nöthigen Bürg— 
Ichaften zur Kreditirung der Nachjteuer verjchaffen und überhaupt die große 
Belajtung von 37 M. für den Zentner Tabad nicht werden ertragen fünnen. 
Daß der Tabad der nächjten Ernten von einer jo großen Steuer betroffen 
werde, während der ausländische Tabad noch maſſenweiſe zu niedrigen Preiſen 
vorhanden jei, wäre zwar ein großes Mißverhältniß, allein die Nachjteuer 
habe himmwiederum den Nachtheil, daß jeder Fabrifant, um nicht Geld zu ver: 
lieren, die PBreije erhöhen müſſe, wobei der gangbarjte Nauchtabad um 100°/,, 
die gangbarjten Cigarren um 30 bis 40°, vertheuert würden; der Konſum 
werde dadurch jtarf zurücdgehen, die Zabrifanten müßten ihren Betrieb verringern 
und es werde in den nächjten zwei Jahren Niemand jein, der dem inländijchen 
Pflanzer jeinen Tabak abfaufe, weil Fabrikanten und Händler mit der Ab: 
wicklung der Nachiteuer jo jehr finanziell engagirt jein werden, daß jie fich 
auf weitere Anlagen durchaus nicht einlajjen fünnten. Aus diefem Dilemma 
jei indejjen nicht allzu jchwierig herauszufommen: zunächjt müſſe die, wie jchon 
erwähnt, zu hohe Steuer ermäßigt werden, denn gerade die Höhe der neuen 
Steuerjäge jei ja der Hauptgrund für die maſſenhafte Spefulationseinfuhr 
gewejen, dann aber müjje bei der Nachbeftenerung der ausländiiche Tabad 
höher bejteuert werden, al3 der inländijche, da ſonſt dem erjteren gegenüber 
dem lehteren geradezu eine Prämie gegeben werde. Noch wünjchenswerther 
aber wäre, dem inländischen Tabadbau, ſolange vorausjichtlich die Konkurrenz 
des mafjenhaften ausländijchen Tabads amdauere, durch Wegfall der Steuer 
oder Verringerung der Stenerjäge für dieſe Uebergangszeit zu Hilfe zu fommen. 
Damit ſei die Nachiteuer am beiten aus der Welt geichafft. 

Ubgeordneter Kiefer jpricht zunächit gegen das Monopol, welches aud) 
in den Streifen der Tabadpflanzer nicht gewünjcht werde, und vor Allem auch 
die jtarf entwicelte, für den kleinen Mann jegensreiche Hausindustrie vernichten 
würde, und hält es für wünjchenswert), daß die gegemvärtige Gejegesvorlage 
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angenommen werde, aber mit wejentlich erniedrigten Zoll- und Steuerſätzen, 
wobei er die Süße von 20 ME. für den Bentner inländijchen Tabads bei 
einem Zolliag von 50 Mk. angemeljen bezeichnet. Die Lizenziteuer bezeichnet 
er ald unannehmbar, da damit rujjische Zuftände geichaffen würden, und die 
niedrige Einnahme von 36 Millionen France, die Rußland von Tabadzoll 
und Tabadjteuer ziche, nicht gerade zu Gunften des dortigen Syftems jpreche. 
Die Nachjjteuer Habe zwar eine gewiſſe Berechtigung, allein e8 müfje bei der 
Faſſung der einschlägigen Beftimmungen ein Ausgleich gefunden werden, welcher 
es ermögliche, den inländijchen Erwachs gegenüber der ausländischen Kon— 
furrenz höher zu werthen, ohne durc allzu hohe Süße, wie fie vorgejchlagen 
jeien, jtörend in Handel und Fabrifation einzugreifen. 

Hierauf wurde die Vertagung der Berathung beichloffen und fand 
die For tſetzung derjelben in der Reichstagsjigung vom 12. Mai 1879 ftatt.‘) 

Abgeordneter von Schmid (Württemberg) hält den Standpunkt der 
Abgeordneten von Marjchall und Kiefer für zu einjeitig, da die nothiwendig 
aus dem Tabak zu erzielende hohe Einnahme durch die Vorſchläge diejer 
Redner zu jehr abgefchwächt würde, und da doch die bisher vom Tabad ge 
zogene Einnahme von 14 Millionen Mark gegenüber der Einnahme aus der 
Salziteuer zu 35, und aus der Zuderjteuer von 45 Millionen ungerecht gering 
ericheine. & betont weiter die finanzpolitiichen Erwägungen, welche auf eine 
Steuerreform vor Allem mit der Grundlage einer höheren Tabadjteuer Hin- 
drängen, und hebt als Vorzüge der Gewichtjteuer hervor, daß jie ſich an die 
bisherige Steuerform am nächiten und beſten anjchließe, die wenigjten Kontrol: 
mabregeln verurjache und die Entwidlung nac anderen Stenerformen befjer 
al3 jedes andere Syitem zulafje. Die Höhe der Zoll: und Steuerjäge müfje 
ſich nach) der Frage richten, welche Summe man aus dem Tabad zichen wolle 
und in welchem Maße derjelbe belajtungsiähig jei. Wolle man 60 Millionen 
Mark Einnahme, dann jeien die vorgeichlagenen Säge von 60 und 40 Me. 
zutreffend, wolle man aber nur 50 Millionen, jo fünne auf 50 und 30 Me. 
jür den Zentner zurücdgegangen werden. Die Differenz von 20 ME. zwijchen 
Zoll und Steuer habe jozujagen jchon eine hiftorische Berechtigung ; im Vor: 
jahre jei eine jolche von 12 MEf. vorgejchlagen gewejen, gegen welche aber die 
badiiche und bayerijche Regierung mit der Bemerkung remonjtrirt hätten, das 
Verhältnig von 22'/, für fermentirten inländischen und von 42 für aus: 
ländiichen Tabad jei das richtige, aljo eine Differenz von 19 '/,, rund 20 ME., 
welche auch von den Tabadinterejjenten, aljo von Sachverftändigen, auf der 
Kajieler Konferenz als richtig bezeichnet worden jei. Bei der Enquete jei die 
Differenz im Werthverhältniß der fonkurrirenden in- und ausländijchen Tabade 
mit 15 bezeichnet worden, das Mehr in dem gegemwärtigen Vorjchlage jei 
aljo bereits ein Abmweichen von dem Preis: und Werthverhältniß zu Gunſten 
des inländischen Tabadbaues. Eine noch größere Differenz würde die Inter— 
eſſen des — mit jenen des Reichsfiskus kollidiren laſſen. Unter dem 
importirten Taback befänden ſich in jedem Jahr über 100000 Zentner ſog. 
Stengeltaback, der nur einen Durchſchnittswerth von 12 bis 15 ME. habe, 
weshalb ein niedrigerer Zoll für dieſe Sorte zu erwägen jei. Nedner jpricht 
ih) dann für die grundjägliche Befreiung des Pflanzers von der Steuerpflicht 
und die Uebertragung derjelben ausſchließlich auf den eriten Erwerber aus. 
Die Lizenzſteuer jei bei ihrem geringen Ertrag den Haß nicht werth, den jie 
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durch ihre Beläftigungen hervorrufen werde, fie jei abzulehnen. Die Nach- 
ſteuer jei im ihrem Satze zu hoc) bemejjen, e3 jei zu erwägen, ob nicht Die 
Tabadfabritate von der Nachbeiteuerung auszujcheiden und ob nicht der in— 
und ausländiiche Tabad bei derjelben verjchieden zu behandeln jei. Falle Die 
Nachfteuer zu Gunften der Fabrifation, dann müfje zu Gunſten des inländi- 
ihen Tabadbaues eine Ermäßigung oder jogar der Erlaß der Steuer für Die 
Uebergangszeit eintreten. 

Abgeordneter Meier (Schaumburg-Fippe) jpricht zunächit gegen das 
Monopol, das in Frankreich feine befonders hohen Erträge liefere. Man jage 
zwar, man erhalte dabei ganz reinen Tabak, die Cigarren ſeien nicht theuer, 
e3 würden nur die koſtbarſten Sorten bejonders belajtet. Thatjache jei aber, 
daß die ordinärjten Rauch und Schnupftabactjorten und Cigarren 91 Prozent 
der Steuer lieferten und die feinen Havannacigarren in Paris nicht viel theurer 
jeien als in Berlin, und übrigens würde das Monopol erſt in 10—15 Jahren 
finanziellen Ertrag bringen. Das Rohmaterialfyitem (Rohtabadmonopol) er— 
Icheine ihm als Fachmann verwirrt und unverjtändlich; wenn der Fiskus das 
ganze inländische Produkt zu einem gewiljen Preife kaufe, e8 fomme aber auf 
einmal eine große Konjunktur durch viel niedrigere Preije des fremden Tabads, 
wie jolle dann der Staat aus einer folchen Situation ohne große Verluſte 
herausfommen? Die Fabrifatjteuer hält er bei gleichen Kontrolen, wie in 
Amerifa, bei uns viel leichter und mit mehr Sicherheit durchführbar, als dort; 
fie biete die Vortheile, die eine wirkliche Konjumtionsiteuer habe und jie fünne 
zunächft niedrig begonnen werden, um, wenn der Tabak es tragen fünne, 
allmählich erhöht zu werden. Er bedauere, daß jein dem Reichstag im vorigen 
Jahr gemachter VBorjchlag, den jegigen Eingangszoll beizubehalten, die Flächen 
ſteuer abzuschaffen und die Steuer erft beim Uebergang des Fabrikats in den 
Konjum zu erheben, nicht angenommen worden jei. Aber da diefe Gedanken 
zur Zeit unausführbar jeien, müſſe er jich zur Gewichtsjteuer wenden, um 
nur einmal etwas Bofitives zu jchaffen und die jchon lange währende Be— 
unruhigung von Induftrie und Handel endlich zu beenden. Wenn der Finanz— 
minifter erwähnt habe, dal der Nohtabad ungefähr 65, die Steuer etwa 15 
Millionen Mark koſte, jo das 80 Millionen dief wahren Koſten des Roh— 
material® wären, während in Deutichland 225 Millionen für Tabak aus: 
gegeben würden, und demnach ein Reit von 145 Millionen Mark als Gewinn 
bliebe, jo glaube er, daß in diejer Rechnung bedeutende Irrthümer jeien; 
jedenfall8 wären in den 145 Millionen die ganzen Arbeitslöhne einjchließlich 
Binjen, Verkehrs: und Transportverhältnifjen inbegriffen, welche den gleichen 
Betrag wie Rohmaterial und Steuer betragen würden, jo daß als Gewinn 
des Fabrikanten nur 65 Millionen Mark übrig blieben, in welchen ſich nach 
den Motiven zur Gejegesvorlage 380,000 Berjonen zu theilen hätten; der 
Gewinn würde demnach ungefähr 180 ME. für die Perſon betragen. Den 
vorgejchlagenen Steuerjaß halte er für zu hoch. Ebenjo erachte er den Unter: 
ſchied zwiſchen Zoll und Steuer zu hoch, der Borzug für die deutſchen Tabad- 
pflanzer jei dabei zu groß und es müſſe, wenn dies jo bleiben jolle, fontin- 
gentirt werden, damit der inländiiche Anbau fich nicht allzu jehr ausdehne. 
Im deutſch-amerikaniſchen Krieg der Sechziger. Jahre jei genau zu beobachten 
gewejen, daß mit der Steigung der Preife der fremden Tabade die deutjche 
Zabadfultur ganz bedeutend zugenommen habe (wofür Nedner nähere Zahlen 
anführt) und cbenjo werde e& fommen bei Aufrechterhaltung einer Differenz 
von 20 ME. zwijchen Zoll und Steuer pro Zentner. Redner jpricht dann 
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noch gegen die Lizenzfteuer und gegen die Nachjteuer, die er beide befeitigt 
wifjen will. 


Der preuß. Geh. Oberfinanzraty Schomer als Bundesrathsfommifjär 
hebt die Erleichterungen hervor, die die gegenwärtige Vorlage gegenüber den 
Borjchlägen der Enquetefommijjion enthalte, insbejondere den hohen Zollichug. 
Die gerügte Haftung des Pflanzers für die Steuer jei nicht jo bedenklich, als 
ſie Dargejtellt werde, da zu der Zeit, wo die Steuer fällig werde, der Bflanzer 
den Taback regelmäßig nicht mehr im Beſitz, jondern jchon lange verfauft 
babe, weil dann bereits die Fermentation eintrete, welche Arbeit nicht von 
dem Pflanzer, jondern von dem Händler vorgenommen werde. Der Termin 
des 31. März, an welchem Anjtoß genommen worden jei, enthalte gegenüber 
dem bejtehenden Zujtand bereit3 eine Hinausſchiebung der Steuerpflicht, es 
ſolle dadurch fein Drud gegen den Pflanzer ausgeübt werden, da demjelben 
über den 31. März hinaus ja freditirt werden könne. Hinfichtlich der als 
Borbild gewünjchten türfiichen Gejeggebung jei zu erwähnen, daß der Pflanzer 
auch in der Türkei haftbar für die Steuer jei; es werde ihm allerdings nichts 
abverlangt, ehe er den Tabad verkaufe; verfaufe er ihn aber, ohne daß der 
Käufer in die Steuerpflicht eintrete, jo müjje er jelbjt die Steuer zahlen, unter 
Umftänden jogar die doppelte als Strafe. Redner tritt dann noch für die 
Lizenziteuer ein, die nicht nach rufjischem Vorbild, jondern nach dem Vorbild 
fajt jämmtlicher Staaten entworfen jei, welche eine hohe Tabadjteuer ohne 
Monopol hätten, 3. B. Umerifa, Portugal und England. Der Vorwurf, daß 
die Lizenzjteuer den Mebergang zum Monopol bilden jolle, jei nicht richtig, 
was gerade das Beijpiel der genannten Staaten beweije. Ferner empfiehlt 
er die Nachiteuer, bei deren Ablehnung unter Anderm auch ein Nachtheil ein- 
treten würde, der bisher noch nicht bedacht worden jei, nämlich die Schädi- 
gung der jpeziell für den Erport arbeitenden Fabrifanten. Diejer Export fei 
nur möglich, wenn die Fabrikanten die für das verarbeitete Nohmaterial ent- 
richteten Steuern zurüdvergütet befämen. Die Nüdvergütungsjäge jollen nach 
den neuen Steuerjäßen neu geregelt werden, indejjen nicht jofort, jondern nach 
einer bejtimmten llebergangszeit, bi8 wohin noch die niederen alten Sätze in 
Kraft jeien; der Bundesrath habe zu bejtimmen, wann die neuen höheren 
Sätze in Kraft treten jollen, er könne dies aber erit dann, wenn die alten 
Borräthe aufgearbeitet jeien. Habe ſich aljo ein Fabrikant nicht jo lange mit 
Borräthen verjehen, jo befomme er nicht die genügende Vergütung für feinen 
Erport und werde denjelben einftellen müjjen. Werde dagegen die Nachjteuer 
im vollen vorgejchlagenen Betrage bewilligt, jo könne der Bundesrath die 
volle Rüdvergütung auch jofort eintreten lajjen. 


Abgeordneter Lender bezeichnet die Steuerjäge als zu boch und zu 
drüdend für den inländischen Tabackbau. Was die Haftung des Pflanzers 
für die Steuer anlange, jo fünne er die Meinung des Vorredners hierüber 
nur bedingt anerkennen. Es jei ja richtig, daß der Pflanzer bis zum 31. März, 
an welchem die Steuer bezahlt werden joll, bereitS den Tabak verfauft haben 
werde, weil er ja den Gelderlös für den Tabak brauche und mit dem Ber: 
fauf aljo gar nicht länger warten könne. Wllein gerade deshalb, weil der 
Pflanzer verfaufen müjje, jei er gezwungen, dies um jeden Preis zu thun, 
d. h. den Tabak auch unter dem Preiſe berzugeben, was jicher der all jein 
werde, weil Fabrifant und Händler mit Nücjicht auf die Steuer nicht mehr 
das bisherige Angebot werden machen fünnen. Redner tritt dann noch für 
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einen entjchiedenen Zollſchutz des inländischen Produkts ein, und ſpricht ſich 
gegen LXizenzjteuer und Nachjteuer aus. 

Abgeordneter Fritzſche jpricht fich energisch gegen die Vorlage aus. 

Abgeordneter Dr. Buhl Sieht die höhere Belajtung des Tabads zwar 
nur höchſt ungern, hält diejelbe aber mit Rückſicht auf die Finanzen des Reichs 
für unvermeidlich und bedauert vor Allem, daß die Grenzen des Neichs nicht 
früher gejchloffen worden jeien, um die mafjenhaften Spefulationseinfuhren 
zu hindern. Er wünjcht, daß dies baldigit geichehe. Bei der Nachbeiteuerung 
werde nothiwendig eine Scheidung des fremden und deutjchen Tabacks ftatt- 
finden müſſen, a4 Arc jeien in den vorgeichlagenen Beftimmungen eine Reihe 
einzelner Härten enthalten, die fich beim Vollzug jehr fühlbar machen würden. 
Was den vom Negierungsfommiffar (Schomer) gemachten Einwand gegen den 
Wegfall der Nachiteuer anlange, dat nämlich die Erportbonififation für den 
in der Zwiſchenzeit für die Ausfuhr fabrizirten Taback erjchwert werde, jo 
könne ein Ausweg dadurch gefunden werden, daß jolcher Tabak unter jteuer- 
amtlicher Kontrole fabrizirt werde, da dann der Nachweis möglich jei, daß 
zu diejer Fabrikation veriteuerter, neu eingeführter Tabad verwendet worden 
it. Er halte die Nachiteuer für jehr ſchwierig durchzuführen, erachte e8 aber 
ebenjo jchwierig, ohne Nachiteuer auf die vorgejchlagenen hohen Sätze (Zoll 
und Steuer) überzugehen. Es jet ein Uebergang nothwendig und der könne 
dadurch gefunden werden, daß mit einem niederen Zoll angefangen und diejer 
in einer Reihe von Jahren zu einem jeßt jchon zu fizirenden Maximum erhöht 
werde, z. B. im mächiten Jahre 30 ME., im folgenden 35, dann 40, und 45 
bis zum Marimum von 50 Mi. Die Nachjteuerfrage würde dann viel weniger 
brennend jein, als fie jet jei, und e8 werde dadurch einer Berminderung des 
Tabackkonſums begegnet und diejelbe überhaupt bejeitigt. Bei der Enquete jei 
der Durchjchnittspreis für Bremer Tabade inclujive Zoll 66 ME. gewejen, 
nun jolle die gleiche Quantität mit einem Schlage auf 114 ME. erhöht werden, 
eine Erhöhung, die viel zu kraß jei und die Einführung des Stafjelzolls nahe 
lege. Mit legterem Hand in Hand müfje aber aud eine Berüdjichtigung Des 
deutjchen Tabackbaus gehen, etwa in der Weije, daß im gegenwärtigen Jahre 
noch die Morgenfteuer beibehalten, im nächjten ein Steuerjag von 8-10 Me. 
erhoben und jo allmählig fortgejchritten würde. Der jährliche Auſſchlag von 
5 ME. werde von ihm vorgejchlagen, um die Möglichkeit einer zu weit aus— 
gedehnten Steuerjpefulation auszufchließen. An Stelle der Haftpflicht des 
Pflanzers für die Steuer müſſe eine einfache Anzeigepflicht gelegt, d. h. der 
Pflanzer müſſe von erfterer Pflicht unbedingt befreit werden. Auch die Kon: 
trolen jeien in manchen Richtungen noch zu erleichtern. Die im Öejegentwurf 
enthaltene Erleichterung, daß auch dem Pflanzer Tranfit: und Theilungslager 
zugänglich gemacht werden ſollen, jei für denjelben jehr wichtig, da bei Ber: 
Ichiebung der Preife beim Pflanzer das Selbjtfermentiren viel häufiger noth— 
wendig An werde, als bis jegt der Fall war. Es würden ſich wohl Öenojjen- 
ichaften bilden, die gemeinjchaftlich fermentiren, um nicht den im Geſetz feit- 
ejegten Terminen zu verfallen und bejjere Preife abwarten zu fünnen. Es 
feien noch nähere Beftimmungen wünjchenswerth, welche die Errichtung jolcher 
Tranfitmagazine in einer nahen bequemen Lage für die betreffenden Inter: 
ejientenfreije noch mehr jicherten. Warum der Steuerzahlungstermin auf den 
31. März feitgefegt worden, habe er troß den Ausführungen des Regierungs— 
fommifjärs nicht verftanden, denn es habe 3. B. im Jahre 1865 der Tabad- 
verfauf bis in den April hinein gedauert, und es müſſe der Termin jo be 
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ſtimmt werden, daß er früher liege, als bis die erſten Tabacke der neuen Ernte 
herangebracht werden; der 15. Auguſt werde etwa entſprechen. Die dem 
Planzer aufzuerlegenden Kontrolmaßregeln jeien jo läftig, daß für denjelben 
ein Ausgleih durch Erhöhung des Unterjchiedes zwiichen Steuer und Zoll 
geihaffen werden müſſe. Den vom Abg. Meier ausgejprochenen Wunſch nad) 
Kontingentirung finde er wubegreiflich, da diefe Mabregel jo tief in die Ver: 
bältnifje des Tabackbaues eingreije, wie e8 nur unter dem Monopol — 
könnte. Schließlich wünſcht Redner dringendſt eine baldige definitive — 
des Steuerprojekts, da die bisherigen fruchtlos gebliebenen Verſuche den Taback— 
bau, den Handel, die Fabrikation und die Induſtrie auf das Schwerſte ge— 
hädigt hätten. Als Beijpiel führt Redner die Mehreinfuhr von 500 
Zentnern im Jahre 1872/73 an, die nachher, als aus dem Steuerprojeft 
nicht3 geworden, zum folojjalen Schaden aller Interejjentenfreife ausgejchlagen 
jei, da eine der gangbarften Sorten, der jogenannte Brafiltabad von 60— 75 
Pfennige im Anfang der Spekulation auf 50 und 45 Piennige herunter: 
gegangen jei, aljo beinahe 30 Prozent Verluft. Auch 1877/78 jei eine Mehr: 
einfuhr von 530 000 Bentner gewejen, und auch hier jeien, jobald die Steuer: 
geiahr bejeitigt war, die Preiſe jehr gedrüdt worden. Much der deutjche 
Pilanzer habe dabei verloren, da man ſich jehr ftarf mit amerifanischem Tabad 
„vollgejogen“ und fic an die Verwendung desjelben gewöhnt habe, und von 
da an weniger Käufer von inländifchem QTabad geweſen jei. 

Abgeordneter Kopfer bezeichnet zunächſt die Vorjchläge des Vorredners 
über die allmählige Staffelung von Steuer umd Zoll unannehmbar, da das 
Tabackgeſchäft endlich einmal Stabilität brauche und jährliche AUenderungen 
durchaus umangebracht jeien. Die vom Abgeordneten Meier angeregte Sons 
tingentirung verwerje auch er als veratorijche Maßregel, und wann Diejelbe mit 
der angeblichen ftarfen Zunahme des inländiichen Tabadbaus begründet werde, 
jo frage er dagegen, ob denn nicht auch die Einfuhr des ausländijchen Tabads 
zugenommen habe, was ficherlich im gleichen Verhältniß der Fall jei. Es jeı 
auch vorgeichlagen worden, den ausländijchen Tabalſtengeln einen niedrigern 
Zolljag zuzugeitehen, als den andern ausländijchen Tabacken; wenn dieß ge⸗ 
ſchehe, müßten auch die geringerem deutſchen Tabacke, die mit jenen Stengeln 
bauptjächlich konkurriren, einen niedrigeren Steuerſatz zugebilligt erhalten. 
Gegenüber den Angaben, daß bei der jetzigen Steuer der inländiſche Taback 
im Vortheil ſei, führt Redner verſchiedene Beiſpiele für die Unrichtigleit dieſer 
Behauptung an. Wenn gejagt werde, aus dem Taback müſſe eine höhere 
Steuer gezogen werden, der Tabak fünne es vertragen, ſo Jage er, Ja der 
Tabak könne e3 vielleicht vertragen, nicht aber Die Interejjenten, die dabei 
ihre Eriftenz finden. Der Vergleih mit Zucder- und Rübenſteuer treffe nicht 
zu, denn bei diefer handle es ſich um große Fabrifetablifjements, beim Tabad 
aber um fleine Bauern und viele kleine Fabrikanten. Redner ſpricht dann 
noch über die allgemeine wirthſchaftliche Lage, über die Frage der Einführung 
des Monopols und die Berechtigung des gegenwärtigen Gejegentwurfs und er: 
jucht die Negierung u. A. um eine offene Erklärung, ob ſie den Plan habe, 
über kurz oder lang das Monopol einzuführen. Redner nimmt jih dann ‚mut 
Wärme des inländischen Tabadbaus an, welcher durch die hohen Steuerjäße 
fo außerordentlich geihädigt werde, daß dem Bauer nahezu Der Verkauf uns 
möglich gemacht jei. Der Negierungsveitreter habe gejagt, mit dem 31. März 
müfje der Bauer den Tabad verfauft Haben, und könne daher leicht die Steuer 
bezahlen; die Sache liege aber anders. Es jei zwar nicht jo, wie von Mars 
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ſchall das Verhältniß dargejtellt habe, daß nämlich dem Pflanzer von dem 
Händler Daumenjchrauben auferlegt werden würden, denn zur Zeit fänden fich 
bei dem jegigen freien Verkehr, jobald der Tabak zum Verkaufe parat gelegt 
jei, 20 bis 30 Einfäufer an einem Orte zujammen, und eine jolche Konkurrenz 
jei nicht geeignet, die Preije herunterzudrüden, jondern diejelben vielmehr zu 
erhöhen; die Leute befämen aljo in der Negel höhere Preiſe, als jie fich ge— 
ihägt hätten. Allein, wenn jegt die hohe Steuer fomme, dann würden Die 
Einkäufer, welche bisher große Mengen auf einmal angefauft hätten, bei den 
Mehrkoſten von LO ME. die nicht mehr thun, fie würden nur Eleinere Duantums 
faufen, um jich für dem nächjten Bedarf ficher zu ftellen, und die weiteren 
Mengen erjt nach und nach, je nac) Bedarf auf dem Lande holen. Trete ein 
ſolcher Bedarf nicht ein, dann müſſe der Bauer den Tabad behalten, und dann 
jehen, wie er die Steuer bezahlen fünne. Nicht der Käufer jege dann Die 
Daumenjchrauben an; jondern das Geſetz. In 8 30 des Gejegentwurfs jei 
Nücdvergütung für ausgerippte und nicht ausgerippte Tabade vorgejehen, für 
Tabadjtengel aber nicht; warum für legtere nicht, ſei ihm nicht erflärlich, da 
auch für fie die volle Steuer bezahlt werden müſſe. Auch die Rüdvergütung 
für Fabrikate jei nicht richtig und Zigarren- und Schnupftabadfabrifanten be- 
jchwerten fich darüber. Nedner jpricht dann noch über die Lizenziteuer, welche 
er unmöglich hält und über die Nachiteuerfrage, deren Schwierigfeiten er an- 
erfennt, indem er hofft, e8 werde ein Ausweg gefunden werden, durch den Das 
Intereſſe beider Seiten gewahrt werde. 

Abgeordneter von Puttkamer (Röwenberg), möchte das Monopol nicht 
für alle Zeilen ausgejchloffen wiſſen, und beruft jich zum Beweiſe dafür, daß 
dasjelbe auch für den Tabadbau nicht allzu nachtheilig jei, auf den Landes— 
ausihuß von Eljaß- Lothringen, welcher, gewiß ein Sachkenner aus früherer 
Beit, in feiner vorjährigen Siyungsperiode mit allen gegen drei Stimmen drin: 
gend für die Wiedereinführung des Monopols jich ausgejprochen habe. Wenn 
jegt an eine höhere Tabackbeſteuerung gegangen werde, jo werde nur nachge— 
holt, was ein halbes Jahrhundert verjäumt worden jei, und wenn Abgeordneter 
von Marj ball eine Entjchädigung für dieſe Verſäumniß in dem Vorhanden- 
jein einer blühenden, Tauſende von fleißigen Familien ernährenden Tabad- 
fultur erblide, jo müfje dem gegenüber doch darauf verwiejen werden, daß, 
wenn jchon jeit 50 Jahren der Tabad jtärfer herangezogen worden wäre, dem 
direft jteuernden (gefammten) Volt Milliarden würden erjpart geblieben fein. 
Der gegenwärtige Gejegentwurf jtelle zwar, wie von Marſchall bereit3 hervor- 
gehoben, die primitivfte Steuerform dar, in Ermangelung eines Befjeren werde 
er aber wohl angenommen werden müſſen. Den vorgejchlagenen Eingangszoll: 
jag von 120 Mi. für 100 Kilogramm hält er für richtig und nothwendig. Was 
die Laſt der inneren Steuer anlange, jo jei diejelbe, da bis jegt 2 ME. pro 
Zentner, aljo ein Minimum gezahlt worden jei, künftig aber 40 Mk. pro Zentner 
bezahlt werden müſſe, jehr hoch, und er gebe zu, dab die Abjicht der Regier— 
ung, nicht der Pflanzer, jondern der Konſument jolle die Steuer tragen, nad) 
populären volß8wirthichaftlichen Sefichtspunften betrachtet, in ihrer Durchführbar- 
feit jehr zweifelhaft erjcheine. In dem Kampfe zwiſchen Pflanzer und Händler 
laufe Erſterer wirklich Gefahr, der Uebervortheilte zu ſein. Redner nennt dann 
verſchiedene Vorſchläge zur Abhilfe, ſo z. B. eine Abſtufung der Steuer nach 
dem Werth der Pflanzorte, wobei etwa die Pfalz, Elſaß-Lothringen und Baden 
als die bejtproduzirenden Gebiete zu betrachten jeien und dann die Udermarf 
und endlich Schlefien und Oſtpreußen zu fommen hätten, oder aber eine Art 
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Erziehung zur höheren Steuer dadurd, dab man ftaffelweije, vielleicht fünf 
Jahre lang, die Steuer von einem niedrigen Betrage bis zu dem vorgeſchla— 
genen höherem Betrage jteigen lafje. Diefe VBorjchläge würden in der Kom— 
miſſion auf ihre Durchführbarfeit zu prüfen jein. Die Nachitener halte er für 
notwendig, weil fein Tabadjteuergejeg mit in Ausficht genommenen höheren 
Erträgen auf eine jolche verzichten fünne; vielleicht könnte indejjen der Nach: 
jteuerfag ermäßigt werden. 

Es wird hierauf, einem Antrag des Abgeordneten Dr. Löwe entjprechend, 
beichloffen, die beiden Gejegesvorlagen zur weiteren Berathung an eine Rome 
mijjton von 23 Mitgliedern zu vermweijen. 

Diejer Kommijjion (der XVII.) gehörten an die Abgeordneten Graf von 
Fugger⸗Kirchberg (Borjigender), Dr. Buhl (Berichteritatter), v. Schmid (Württem- 
berg), Freiher von Manteuffel, Dr. Witte (Medlenburg), Lender, Möring, 
Dieden, Graf von Galen, Dr. Majunfe, Dr. Lingens, Freiherr von Bodman, 
Gielen, Findeijen, Süs, Stälin, Richter (Hagen), Wöllmer, Hermes, v. Flott: 
well, Adermann, Freiherr von Marjchall, Freiherr von Tettau, Dr. Blum, 
Meier (Schaumburgsfippe), Dr. Groß, Dr. Böttcher (Waldeck), Dr. Stephani, 

Die Kommiſſion unterzog den Entwurf des Geſetzes betreffend die Be 
fteuerung des Tabads, Nr. 136 I der Drucdjachen in 22 Gitungen einer 
jweimaligen Leſung und eritattete hierüber am 1. Juli 1879') eingehenden 
Bericht über die einzelnen Bhajen der Berathungen und die gefaßten Bejchlüffe. 
Von Seite der Neichsregierung nahmen an den Berathungen Theil der preuß. 
Finanzminiſter Hobrecht, der preuß. Provinzialjteuerdireftor Schomer und der 
faij. Oberjteuerinjpeftor Klein. Zu den einzelnen Gejegesbejtimmungen ijt das 
Wichtigere, wie folgt, zu erwähnen. 

Zu $8$ 1 und 2, Zunächſt wurden die in beiden Paragraphen ent- 
baltenen Zoll- und Steuerjäße berathen, abgejehen von den Zöllen für 
Zabadfabrifate. In der erften Leſung erklärte die Regierung, daß, je niedriger 
dieje Sätze bejchlofjen würden, deſto mehr die Gefahr des Monopols heran- 
trete. Der Tabad jei ein zur hohen Beſteuerung bejonders geeigneter Gegen: 
ftand, und die vorgeichlagenen Süße fünnten nicht als zu hoch bezeichnet 
werden. Faſt jämmtliche Kommiffionsmitglieber waren der gegentheiligen An: 
ficht und befämpften die Höhe der Sätze im Intereſſe der Tabadjabrifation 
und des Tabackbaues. Es wurden folgende 6 Abänderungsanträge eingebracht, 
wobei a) den Zoll für den ausländiichen, b) die Steuer für den inländijchen 
Taback bedeuten joll. 1. a) 100, b) 60 Mk., 2. a) 100, b) 50 Mt., 3 a) 84, 
b) 45 Mt., 4. a) 80, b) 40 Mt., 5. e) 70, b) 30 Mf., 6. a) 60, b) 25 Mt. 
Als Nachteil der Negierungsjäge wurde der jicher zu erwartende Rückgang 
der etwa 11,000 Fabrikbetriebe auf etwa 1650 (infolge des nothivendigen 
Konjum-Rüdgangs) bezeichnet, ferner als Hauptfehler des ganzen Syſtems der 
Umjtand, daß der viel geringwerthigere Rauchtabad ebenjo hoch bejteuert werde, 
als die viel hochwerthigeren Zigarren. Das Verhältniß zwijchen Steuer und 
Zoll wurde als zum Schuge des inländijchen Tabadbaues nicht hinreichend 
bezeichnet, der deutſche Landwirtgichaftsrath und die badische Negierung hätten 
dies ebenjalld anerfannt. Die Preisdifferenz zwijchen manchen ameritanijchen 
Tabadfen und den inländischen Gewächjen jei immer geringer, die Konkurrenz 


_ > Nr. 345 der Drudfachen des deutichen Reichstags, vierte Legislaturperiode, zweite 
Seifion 1879. 
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der erjteren mit umjeren Tabaden, zumal in jchlechten Erntejahren, daher auch 
immer gefährlicher geworden. Auch die läftigen und für den Pflanzer jo Eoit- 
ipieligen Stontrolmaßregeln des neuen Gejeges verlangten einen Ausgleich durch 
höheren Zollihug. Webermäßige Zunahme des inländiſchen Anbaues werde 
allein ſchon durch dieſe Kontrolmaßregeln verhindert. Die Regierung machte 
dagegen geltend, daß das in der Vorlage angenommene Verhältniß 80: 120 
ein Ergebniß ſorgfältigſter Erwägungen ſei, und es ſich frage, ob der dadurch 
dem inländiſchen Taback gewährte Schutz nicht ſchon zu hoch ſei, und daß 
ferner von der Enquetekommiſſion bei gleichen Sägen noch ſtrengere Kontrol— 
maßregeln vorgejchlagen worden jeien, als die jegigen. Der Vorwurf, dab 
Cigarren zu gering, Rauchtabacke zu hoch belajtet jeien, jei zwar richtig, es 
jei die aber mit dem Syſtem der Gewichtfteuer nothwendig verbunden und 
theoretijch wohl zu rechtfertigen. Denn in je einem Pfund Nauchtabad und 
Cigarren jet zwar die gleiche Menge Tabad enthalten, der höhere Werth der 
Eigarren gründe ſich aber auf die zur Fabrikation aufzumendenden Koften an 
Arbeitslöhnen u. j. w, johin auf Ktojten, durch welche die Steuer jelbft, da 
nur der QTabad befteuert werden jolle, nicht erhöht werden könne, zumal da 
die Arbeit durch die Gewerbefteuer u. j. w. jchon anderweit betroffen werde. 
— Bei der am Schluß der eriten Leſung vorgenommenen Abjtimmung wurden 
jodann die oben unter 1 mit 5 erwähnten Menderungsanträge abgelehnt, der 
Antrag 6 dagegen — 60 Mi. Zoll, 25 Mi. Steuer — mit 17 gegen 9 
Stimmen angenommen. — 

In der zweiten Lejung wurden wieder die verjchiedenjten Aenderungsan- 
träge zu dem vorgejchlagenen Zoll: und Steuerjägen geftellt, darunter auch 
ſolche auf allmähliche (vierteljährliche) Erhöhung des anfänglich auf 60 Me. 
feitzuftellenden Zollfages, und Steuerbefreiung des inländiichen Tabacks für 
die beiden nächſten Jahre u. j. w. u. ſ. w. Wegierungsjeit3 wurde ‚folgende 
Berehnung des muthmaßlichen finanziellen Ertrags bei Annahme eines der 
gemachten Vorjchläge und unter Zugrundelegung einer nach den Ausführungen 
der Motive verminderten QTabaderzeugung und QTabadeinfuhr, nämlich eines 
Duantums von 35,850,000 kg ausländiichen und 14,500,000 kg inländi: 
ihen Tabads, aufgeitellt: 

Eingangszoll von 120 Mi. 43 000 000 ME. | Innere Steuer von 80 Mt. 11 600 000 Mt. 


2 „100 „ 35850000 „ f "66 „ 9570000 „ 
ni 92 „ 32982000 „ 5 „60. 8700000 
. „9% „ 32265000 „ „ » 50 7250000 
2 85 „ 830472000 „ ; „45 „ 6525000 - 
2 "8 , 80114000 a 54 . 5800000 
= "80 „ 28680000 „ ü „ 30 ,„ 4350000 „ 
x "70 » 3095000 „ A Bd, 83635000 „| 
5 "60 „ 21510000 , 


Da hiezu noch die Steuer für Fabrifate mit 2—3,000,000 ME. gleich- 
mäßig zu rechnen war, ergab ſich als Crtrag der DER ln BeRu age 
57,000, ME., bei den Sätzen 100 und 60 Mk.: 47,000,000 Mk., 85 und 
45 Me. : 39,500, 000 Mk., 60 und 25 Mk.: 27,500,000 Mk., 80 und 40 Mt. : 
36,900,000 Mk., 92 und 50 Mk.: 42,700,000 Mt, während der bisherige 
Ertrag von Steuer und Zoll jich auf 14,000,000 ME. belaufen hatte. — 
Bei diejer Veranjchlagung wurde eine gleichmäßige Minderung des Konjumes 
angenommen (obwohl bei geringeren Steuerjägen auch ein geringerer Rückgang 
wahrſcheinlich ſchien), weil das Ergebniß der Berechnung auch bei Annahme 
eines Konſumrückgangs von nur 10 Prozent ſich nur um wenige Millionen 
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ändere, die für das Reſultat der Veranjchlagung ohne wejentliche Bedeutung 
wä 


ren. 

Am Schlufje der zweiten Lefung wurden jodann die Staffelzölle (viertel: 
jährlich jteigende Erhöhung der Zolljäge) abgelehnt, und unter Verwerfung 
der übrigen Nenderungsvorjchläge der Zollſatz von 85 ME. und der Steuer: 
ja von 45 ME. definitiv angenommen. 

E3 folgte num die Berathung der Zollſätze für QTabadfabrifate. Der 
Kommifjionsbericht äußert fich hierüber im folgender Weije: Bei der erften 
Berathung jeien die Zolljäge für Tabadfabrifate nur falfulatorifch nach den 
Srundjägen der Regierung berechnet und mit 180 Mk. für Zigarren und 
Zigaretten, und 120 ME. für andere Fabrifate eingeftellt worden. Bei der 
zweiten Leſung jei für Zigarren und Zigaretten ein Zoll von 270, für ent: 
tippte Blätter ein jolcher von 120, für andere Fabrifate ein jolcher von 180 ME. 
pro 100 kg beantragt worden, ein anderer Antrag habe für Zigarren und 
Zigaretten einen Zoll von 220, für andere Fabrifate einen jolchen von 150 ME. 
vorgejchlagen. Der zweite Antrag habe die von der Regierung vorgeichlagenen 
Zölle einfach kalkulatoriſch nach denjelben Prinzipien umrechnen wollen, der 
erfte einen höheren Schuß für Fabrifate beabfichtigt. In den Negierungs: 
vorichlägen jei der Grundſatz acceptirt, daß der bisherige Zollſchutz zahlen: 
mäßig beizubehalten jei. Dieje Vorjchläge beruhten auf der von Sachver- 
ftändigen als zutreffend bezeichneten Annahme, dat 10 Pfund Rohtaback zur 
Heritellung von 7 Pfund Zigarren erforderlich jeien, ohne daß die Abfälle 
einen jteuerfichen Werth hätten, und dat aus 10 Pfund Rohtaback durchſchnitt— 
ih 8 Pfund andere Tabadjabrifate gewonnen werden; ferner jei angenommen, 
dab die Fabrikanten ihr Nohmaterial und die hergejtellten Fabrifate durch» 
ihnittlich ein Jahr auf Lager hätten. Als Aufgabe fei betrachtet, für den 
Zentner Fabrifate einen Zolljag vorzufchlagen, welcher den Fabrifanten den 
bisherigen Zollihug auch weiter gewähre. Es folgt nun die Berechnung, 
welche jchon in den Arbeiten der Enquetefommijfion enthalten war und von 
uns in unjerem 4. Kapitel im Abjchnitt 4a (Annalen 1895 Seite 174) wieder: 
egeben worden ift, und als deren Ergebniß ein bisheriger Zollihug für 
Zigarren von 41,83 ME. und für Tabadfabrifate von 17,10 ME. pro Zentner 
ih herausftellte. Der Kommiffionsbericht fährt hier fort, daß hienach die 
Zolljäge für Zigarren bei einem Rohtabadzoll von 60 Mk. pro Zentner auf 
135 Mk. oder 270 ME. pro 100 kg und bei einem Zolljaß von 42,50 ME. 
auf 110 ME. oder 220 ME. pro 100 kg fich berechneten. Zur Motivirung 
der höheren Sätze (270 ME. für Zigarren bei einem Rohtabadzoll von 85 Mi. 
pro 100 kg oder 42,50 Mi. für den Zentner) jei ausgeführt worden, daß 
die Beibehaltung des bisherigen Schußzolle® von ca. 84 ME. pro 100 kg 
nicht al8 Wahrung des bisherigen Verhältnifjes betrachtet werden fünne, weil 
die Produktionskoſten durch die höheren Zölle, die fteuerfreien Lager, kurz das 
ganze Syſtem der höheren Tabadbelaftung jehr erheblich vermehrt worden 
jeien, und es aljo nicht genüge, bloß das bisherige zahlenmäßige Verhältnig 
beizubehalten, vielmehr müfje zur Kompenfirung der vertheuerten Fabrikation 
ein wirklich höherer Schußzoll bewilligt werden. Schon bei dem jeßigen Ber: 
hältniß zwiſchen Steuer und Zoll jei der Import von Fabrifaten nicht un— 
bedeutend (ca. 14,000 Zentner Fabrifate), werde aber diefes Verhältniß bei— 
behalten, jo werde der Import von fremden Fabrifaten wejentlich zunehmen ; 
hiezu jei noch zu berüdjichtigen, daß der Import — abgejehen von den nur 
einen fleinen Theil desjelben ausmachenden jogenannten echten Zigarren — 
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ganz überwiegend die bejferen, theuereren Sorten umfafje, jo daß eine Er: 
höhung des Zollihußes zu gleicher Beit zur höheren Belteuerung der beffer 
fituirten Klafjen werde. Zu weit dürfe übrigens der Schuß auch nicht ge- 
trieben werden, weil bei dem Import nad) dem Zollverein auch die deutjchen 
Zollausſchlüſſe mwejentlich betheiligt feien. Dem von der Regierung vorge 
jchlagenen Schuß von 84 ME. pro 100 kg jei hier ein Schug von 140 Mt. 
gegemübergeftellt, wodurch das Mille Eigarren ftatt der vorgefchlagenen 4 Mt. 
mit ca. 7 ME. belajtet werde. Für andere Fabrikate habe die Regierung den 
bisherigen Zollichug von 34 ME. pro 100 kg vorgeichlagen, welcher indefjen 
aus den gleichen Gründen wie bei den Eigarren auf 60 ME. zu erhöhen jei 
(wonach alfo bei einem Rohtabadzoll von 85 ME. für 100 kg ftatt des den 
Vorſchlägen der Negierung entiprechenden Zolljages von 150 ME. ſich ein 
jolcher von 180 Mf. ergab). Zur weiteren Motivirung der höheren Säße 
wurde auch noch angeführt, daß ein großer Theil des Imports ganz jpezifi- 
ſches Produft jei, das auch durch höhere Zölle nicht verdrängt werden fünne 
und daß die höheren Sätze eine größere Einnahme wahrjcheinfich machten. 
Die Negierung umd die Bertheidiger der niedrigeren Sätze (220 ME. für 
Cigarren und 150 ME. für andere Fabrifate bei einem NRohtabadzoll von 
85 ME. für 100 kg.) machten geltend, daß die im Vergleich zum ganzen 
Konfum jo unbedeutende Einfuhr die Ausreichendheit des bisherigen Zollihußes 
beweije, und daß der Import nicht bloß Hochwerthige, jondern zum großen 
Theil auch mittlere und billige Sorten umfaffe. 


Der weitere Vorſchlag, für entrippte Blätter eine bejondere Pofition 
zu jchaffen — wozu im Laufe der Debatte noch der weitere Antrag fam, auch 
Rohtabad in Rollen dazuzunehmen — wurde damit motivirt, daß durch den 
vorgejchlagenen höheren Zolihuß für Fabrifate die Blätter nicht mitgetroffen 
werden jollen und dab dem vorgejchlagenen Satze (120 ME. für 100 kg) die 
Erfahrung zu Grunde liege, daß aus 100 Pfund Rohtaback 66°, Pfund 
entrippte Blätter geivonnen werden. Dagegen wurde geltend gemacht, daß 
jede Komplizirung des Tarif3 durch weitere Pofitionen zu vermeiden jei, daß 
ein jo dringendes Bedürfniß für den Bezug entrippter Blätter nicht vorliege 
und daß gegemwvärtig faktisch nur ſogenannte Esmeraldablätter entrippt ein— 
geführt würden, bei welchen ein weiter Zandtransport bis zu den Vorhäfen 
eine Gewichtsverminderung wünjchenswerth mache. Es fand diefer Antrag auch 
nicht die Zuftimmung der Mehrheit. 

Schließlich wurden für Cigarren und Cigaretten ein Zolljag ‚von 270 ME,, 
für andere Fabrifate ein folcher von 180 ME. beſchloſſen. (Da die Regie- 
rung allerdings 270 bezw. 200 ME. vorgeichlagen hatte, aber bei einem Roh— 
tabadzoll von 120 ME, während von der Kommilfion ein jolcher von 85 ME. 
beichlofjen worden war, ift demnach den Tabadfabrifaten ein weſentlich höherer 
Zollihug bewilligt worden, als von der Negierung beabfichtigt war.) 

E3 war num noch der Termin, von weldjem ab der innere Steuer: 
jat anzumenden jei, zu berathen. 

In der erjten Lefung wurden Hinfichtlich diefes Termins folgende drei 
Borichläge zum Gejeßentwurf geftellt: den Termin jejtzujegen a) auf den 
1. April 1882 (unter Beibehaltung der bisherigen Flächenjteuer bis zu dieſem 
Termin), b) auf den 1. April 1881, ec) auf den 1. April 1880. (Im Ent- 
wurf war befanntlich der Termin offengelajjen.) 

Dan brachte diefe Frage in Verbindung mit jener der Nachjteuer, und 
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da letztere inzwijchen in der Kommiffion abgelehnt worden war (fiehe unten), 
jtimmten alle Redner überein, daß dem deutichen Tabackbau eine entjprechende 
Steuererleichterung gewährt werden müſſe, was durch obige Anträge in der 
Weije beabjichtigt wurde, daß der erfte Antrag eine Steuerbefreiung auf 3, 
der zweite auf 2 Jahre, und der dritte auf 1 Jahr vorichlug. 


Zur Begründung der dreijährigen Steuerfreiheit wurde der in Folge der 
unge de Beunruhigung der legten Jahre andauernde Rückgang des Anbaues 
(von 120,000 Morgen im Jahre 1873 auf 72,000 Morgen im Jahre 1878) 
und die Befürchtung geltend gemacht, daß, wenn für den Eintritt der neuen 
Steuer nicht ein richtiger Termin gewählt werde, noch weiterer Rüdgang zu 
erwarten jei. Der zweite Antragiteller betonte, daß nach der Statijtif für 
etwa anderthalb Jahre Tabak über den normalen Bedarf eingeführt jei, wes— 
halb zweijähriger Schuß nothiwendig jei, bezw. genüge. Der Tabackbau werde 
durch das neue Geſetz gemeinjam mit Handel und Induſtrie leiden müſſen, 
eine Entihädigung für alle dieſe Nachtheile jei indeffen nicht möglich. Der 
große Import von ausländifchem Tabak hindere auf längere Zeit ein erheb- 
lichere3 Steigen des Preijes, wodurc der inländische Tabak im Werthe ges 
drüdt und von Jenen, die zu niedrigen Preifen nicht verfaufen wollen, werde 
aufgejpeichert werden ; dieſes Aufipeichern aber werde wieder einen erheblichen 
Drud auf die Preife der im zweiten Jahr zum Berfauf kommenden inländi- 
ihen Tabade ausüben. Für den dritten Antrag endlich wurde geltend ge 
macht, daß der inländijche Bau nicht geſchädigt, die Einfuhr fremden Tabads 
aber auch nicht ruinirt, das jeßige Berhältnih vielmehr möglichit unverändert 
aufrecht erhalten werden ſolle. Auch in gewöhnlichen Zeiten jeien etwa 1?/, 
Millionen Zentner ausländischer Tabak vorhanden; von der inländijchen Ernte 
1877 jei der größte Theil von Spekulanten aufgefauft und noch vorhanden, 
außerdem die, vom 15. Juni 1879 ab ebenfalls fabrifationsreife Ernte 1878. 
Werde von diefen Ziffern der Konjum abgezogen, jo jei anzunehmen, daß ein 
größerer Vorrath ausländischer Tabad, als für einen Konjum von 2 Jahren 
hinreiche, nicht vorhanden jei, weßhalb die Feitjegung des Einführungsterming 
auf das Jahr 1880 genüge. 

Bon anderer Seite wurde betont, daß auch mehrjährige Steuerfreiheit 
des inländijichen Anbaus die Nachtheile der gefallenen Nachiteuer nicht bes 
jeitigen fönne, da die übergroße Konkurrenz der ausländischen Tabade und 
der dadurch verurjachte übermäßige Preisdruck zu nachtheilig auf den inländi— 
ſchen Tabak wirke, zumal der Tabadbauer im Allgemeinen überall nicht in 
der Lage jei, jeinen Tabak überliegen zu laſſen. 

Wieder andere gaben den Rath, einen allmählichen Uebergang in Die 
definitiven Steuerjäge zu fuchen. Die Negierung ſprach fich dafür aus, daß 
beim Wegfall der Nachjteuer die Konkurrenzfähigkeit des inländischen Tabads 
mit dem ausländijchen durch Zugejtändniffe möglich gemacht werden müſſe, 
mit denen aber nicht über den Zeitraum eines Jahres Hinauszugehen fei. 
Bliebe der inländische Tabak mehrere Jahre von der neuen Steuer befreit, 
jo liege darin der Anreiz zu einer folojjalen Ausdehnung des Anbaus. 

Bet der Abitimmung wurden die Anträge a und ce abgelehnt, der An- 
trag b aber (dab der Tabak für die Jahre 1879 und 1880 noch mit der 
gegenwärtigen Flächenjteuer, und erft von 1831 ab mit dem neuen Steuerja 
zu bejteuern jei) mit 16 Stimmen gegen 3 angenommen. 


In der zweiten Leſung fiber den in $ 2 einzujeßenden QTermin wurden, 
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nachdem die Nachjteuer nunmehr wiederholt abgelehnt worden war, folgende 
Abänderungsvorichläge eingebracht: a) als Termin einzujegen den 1. April 
1880, dann für das Jahr 1880 nur eine Steuer von 20, für 1881 eine 
ſolche von 30 und erft für 1882 und die folgenden Jahre die volle Steuer 
von 45 ME. jür 100 kg zu erheben. Hiezu wurde noch die weitere Modifi— 
fation vorgeſchlagen: ftatt 20 Mk. 15 ME. zu jegen; b) als Steuer für 1850 
den Sag von 22,50 Mt., für 1881 und die Folgezeit 45 ME, pro 100 kg 
zu erheben. 


Zur Begründung biefer Anträge wurde wiederum Verjchiedenes angeführt. 
Als bejonderer Vortheil wurde bezeichnet, daß bei niedrigen Süßen Pflanzer 
und Steuerbeamte fich in die neuen Berhältnijje einleben fönnten. Im Ans 
fange jeien Fehler auf beiden Seiten unvermeidlich und deßhalb zu wünſchen, 
daß die auszujprechenden Strafen nur nach niedrigen Süßen bemefjen würden. 
Durch das allmählige Steigen der Säge werde, auch eine allmählige Steige 
rung der Preije bedingt umd dadurch einer gefährlichen Verminderung des 
Konjums vorgebeugt. Bedenken wurden dagegen in der Richtung ausgejprochen, 
daß die neuen Vorjchläge auf Staffelung eine Herabminderung des Berchluffes 
eriter Lejung enthielten und der Antrag sub a einen Anreiz zur Ausdehnung 
des Tabadbaus enthalte. Zu Gunften der Staffelung für 1880 und 1881 
wurde weiter angeführt, daß der Spefulationsimport hauptjächlich die dem 
inländiichen Tabak Konkurrenz machenden billigeren Sorten umfajje, und Die 
Einfuhr von bejjeren Sorten, bei denen die Spekulation wegen des Zinsver— 
luſtes weniger lufrativ erjcheine, immer fortdauern werde. Weitere Einfuhren 
in den betreffenden Sorten würden nach jachveritändigem Urtheil erjt dann 
eintreten, wenn die vorhandenen und der größte Theil der eijernen Beſtände 
aufgezehrt jeien, weshalb die Vorräthe an billigeren Sorten für mindejteng 
dreijährigen Bedarf ausreichen und für jo lange Zeit auf die Preije der 
deutichen Tabade drüden würden. Außerdem müſſe doch auch die jtarfe 
Schädigung des deutichen Tabadbaus durch die neuen Kontrolmahregeln be: 
rücjichtigt werden. Der Regierungstommifjär befürmwortete das Aufgeben des 
Beichlufies eriter Leſung, ſprach fich jedoch über die den Pflanzern zuzuwen— 
dende VBerüdjichtigung, von welcher er bloß zugab, daß fie „über die Re— 
gierungsvorlage hinauszugehen habe“, nicht näher aus. 

Bei der Abjtimmung wurden der ihrer; zum Antrag a, und 
der Antrag b abgelehnt, der Antrag a dagegen mit 17 gegen 10 Stimmen 
angenommen. Alſo 1880: 20 ME., 1887: 30 Mk., 1882 u. ff.: 45 Mt. 
Steuer. ; 


Zu 8$ 12 und 14. Im Negierungsentwurfe hatte $ 12 gelautet: 
„Das Gewicht des Tabads wird nach bewirfter Trodnung und vor Beginn 
der Fermentation durch amtliche Verwiegung bei der Steuerjtelle des Bezirks 
oder der nad) Bedürfniß eingerichteten bejonderen Verwiegungsitelle ermittelt.” 
Ferner hatte $ 14 gelautet: „Die Steuerbehörde hat die Zeit wann, bezw. 
die Friſt, bis zu deren Ablauf die Vorführung des Tabads zur Revifion und 
Verwiegung gejchehen muß, zu bejtimmen und durch die Gemeindebehörden in 
ortsüblicher Weile befannt machen zu lajjen. — Wo das Bedürfniß vorliegt, 
die amtliche Verwiegung der Sandblätter früher als diejenige des Oberguts 
zu veranlafjen, hat die Gemeindebehörde von dem Beginn des Abhängens der 
Sandblätter der Steuerbehörde bejondere Anzeige zu machen.“ 


Zu diejen Beitimmungen wurde die Befürchtung ausgeiprochen, daß, falls 
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die amtliche Kontrolverwiegung nicht mit der Verkaufsverwiegung zuſammen— 
falle, dem Pflanzer durch das zweimalige Verbringen des Tabad3 zur Waage 
allzu große Beläjtigungen erwachſen würden, weshalb als wünjchenswerth 
erachtet wurde, die Beitimmungen möglichjt jo zu fallen, daß innerhalb der 
in 8 12 vorgejchenen Grenzen die Kontrolverwiegung mit der Berfaufsver: 
wiegung zujammenfallen jolle; denn e8 werde, da der Tabad nad) dem Ab: 
hängen und vor Beginn der $Fermentation immer leichter werde, dann, wenn 
der Berfauf erſt nach der Kontrolverwiegung jtattfinde, dem Pflanzer ein zu 
hohes Steuerjoll angejchrieben, uud es jei ferner bei wechjelndem Wetter, wenn 
die Kontrolverwiegung bei feuchter Luft, die Verkaufsverwiegung dagegen bei 
trocdenem Wetter gejchehe, ein Verluſt von mehreren Brozenten zu befürchten, 
dejjen Ueberwälzung auf den Käufer unmöglich jei. 

Weiter wurde ein bejonderer VBerwiegungstermin für die Grumpen ge 
wünjcht, da dieje unterjten und auf dem Felde ſchon theilweije Dürr werden: 
den Blätter für gewiſſe Gemeinden große Bedeutung hätten, und theilweije 
ſchon vom Felde weg verfauft würden. 

Diefen Bedenken und Wünfchen wurde durch folgende Kommiſſionsbe— 
ichlüffe Rechnung getragen: 

In $ 12 wurde nach den Worten: „und vor Beginn der Fermentation“ 
der Zuja eingefügt: „jpätejtens am 31. März des auf das Erntejahr folgen: 
den Jahres.“ 

Hiedurch wurde verhindert, daß durch Negulative des Bundesraths ein 
früherer Termin als Endtermin der Kontrolverwiegung feftgeftellt würde, und 
wurde den Landesregierungen ermöglicht, den Verwiegungstermin innerhalb 
diejer ganzen Frift nach den lokalen Bedürfnifjen einzurichten. 

In $ 14 wurde im eriten Sat nad) den Worten: „Die Steuerbehörde 
bat“ der Zujaß eingejchaltet: „nach Anhörung der Gemeindebehörde”. * 

Hiedurch wurde der Gemeindebehörde ein weitergehender Einfluß auf die 
Beitimmung der Verwiegungszeit gefichert. 

Der zweite Abjag des 8 14 wurde, wie folgt, umgejtaltet: 

„Wo das Bedürfniß vorliegt, die amtliche VBerwiegung der Grumpen oder 
Sandblätter früher, als diejenige des Oberguts zu veranlafjen, kann die Ge- 
meindebehörde einen bejonderen Verwiegungstermin für die Grumpen, ſowie 
für die Sandblätter beantragen. In diefem Falle hat diejelbe von dem bevor: 
Itehenden Verkaufe der Grumpen bezw. von dem Beginn des Abhängens der 
Sandblätter der Steuerbehörde bejondere Anzeige zu machen.“ 

Durch dieſe Faflung ift den lokalen Bedürfniſſen, welche Hinfichtlich der 
Grumpen zu Tage treten können, volljtändig Rechnung getragen. — 

Zu $ 16 Abſ. 2 und 3 (Abi. 1 wurde zu $ 19 zurüdgejftellt, ſiehe 
unten). 

Es wurde beantragt, den FFälligfeitstermin der Steuer vom 31. März 
auf den 15. Juli zu vertagen. Diejer Antrag wurde damit begründet, dal 
bei den hohen Steuerjägen der Pflanzer wahrjcheinlich viel häufiger als früher, 
bejonders bei ungünftigen Jahrgängen, zur Selbitfermentation genöthigt fein, 
eine jolche aber, bei Feithaltung des Termins der Vorlage, außer in jteuer: 
jreten Niederlagen unmöglich jein werde. Zwar jei die Errichtung von jolchen 
Niederlagen in den Broduftionsgebieten in einer den Pflanzern leicht zugäng- 
lichen Weiſe, vielleicht mit Unterjtügung der Gemeinden, thunlichſt anzuftreben, 
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allein an vielen Orten werde dieſe, ſchon wegen der damit verbundenen Koſten, 
dennoch nicht möglich ſein und es müſſe dem Pflanzer daher die Möglichkeit 
der Fermentation in der eigenen Behauſung gewährt werden, ſchon deshalb, 
um ihn beim Herannahen des Fälligkeitstermins der Steuer vor einem ſchweren 
Druck durch den Händler zu ſichern. 

Die Regierung ſprach ſich gegen den Antrag aus, indem ſie das Bedürf— 
niß hiezu bezweifelte, da bis zum 31. März der Tabad fajt in allen Fällen 
verfauft jein werde. Es wurde aber darauf erwidert, daß, wenn überhaupt 
die Selbjtfermentation durch und bei dem Pflanzer ermöglicht werden wolle, 
der Termin auf den 15. Juli geftellt werden müſſe, da die Fermentation erjt 
in der Nähe diejes Termin beendigt und der Tabak dann erjt wieder ver- 
faufsfähig würde. 

Der Aenderungsantrag wurde darauf von der Kommijjion angenommen. 

Zu 88 16 Abj. 1 und $ 19. Im Regierungsentwurfe hatte 8 16 
gelautet: (Abj. 1.) „Ueber das Ergebnig der Verwiegung wird eine amtliche 
Beicheinigung ertheilt. Demnächſt erfolgt die Feſtſtellung des Steuerbetrags 
und dejjen Bekanntmachung an den zur Entrichtung der Steuer Verpflichteten“ 
u. j. w. 8 19 hatte gelautet: (Abj. 1.) „Zur Entrichtung der Steuer ijt 
zunächjt Derjenige verpflichtet, welchem die Gejtellung des Tabads zur amt- 
lichen Verwiegung obliegt.” (bj. 2.) „Bei der erjtmaligen Veräußerung des 
Tabacks geht die Steuerpflicht auf den Käufer oder jonjtigen Erwerber über. 
In jolchen Fällen hat der bisher Steuerpflichtige vor der Uebernahme des 
Tabacks die Steuerbehörde von der Veräußerung zu benachrichtigen und für 
die Steuer jo lange jolidarijch zu haften, als er nicht durch die Stenerbehörde 
ausdrüdlich davon entbunden wird. Die Steuerbehörde hat die Entlajjung 
des urjprünglich Steuerpflichtigen aus dieſer jolidariichen Haftpflicht regel: 
mäßig zu gewähren, jojerne nicht im einzelnen Falle wegen der Perſönlichkeit 
des Käufers oder mangelnder Sicherheit für Die Steuerentrichtung bejondere 
Bedenfen entgegenjtehen. Dat die Uebergabe des Tabads an einen Käufer 
oder jonjtigen Erwerber nicht bi8 zum 31. März des auf die Ernte folgenden 
Jahres jtattgefunden oder joll der Tabad vor der eritmaligen Beräußerung 
in den freien Verkehr gejegt werden, jo iſt der Tabadpflanzer zur Entrichtung 
der Steuer verpflichtet. In jedem Falle hajtet der Taback ohne Rüdjicht 
auf die Nechte eines Dritten an demjelben für die darauf ruhende Tabadjtener 
und kann, jolange deren Entrichtung nicht erfolgt, von der Steuerbehörde in 
Beichlag genommen oder zurüdgehalten werden.“ 


Zu diejen Entwurfsbeitimmungen, welche u. A. die primäre und joli- 
dariiche Haftpflicht des Pflanzers für die Steuer ftatuirten, wurden in der 
Abjicht, den Pflanzer von dieſer Pflicht „möglichjt” zu befreien und damit 
einem in allen betheiligten Kreijen ausgejprochenen Verlangen zu genügen, 
verjchiedene Abänderungsanträge geftellt, welche hier, weil deren Wiedergabe 
allzuviel Raum erfordern würde, und weil die daran in der Kommiſſion ge— 
fnüpften Erörterungen an prinzipiellen Gejichtspunften nichts Neues oder 
Weſentliches zu QTage fürderten, nicht näher aufgeführt werden jollen. Es 
mag blos erwähnt werden, daß ein einziger diejer Anträge eine gründliche 
Bejeitigung der primären Haftpflicht des Pflanzers in folgender Weiſe vor: 
ſchlug: Der Tabad wird erjt jteuerpflichtig mit dem Uebergang aus der Hand 
des Pflanzers an den Käufer oder jonjtigen Erwerber. Die Uebergabe des 
Tabacks an Legteren hat vor der Steuerbehörde, gleichzeitig mit der amtlichen 
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Verwiegung und Revifion zu gejchehen. Hat die Uebergabe nicht bis zum 
31. März des auf die Ernte folgenden Jahres ftattgefunden oder foll der 
Zabad vor der erjtmaligen Veräußerung in den freien Verkehr gejegt werden, 
jo ijt der Pflanzer zur Steuerentrichtung verpflichtet. Diejer — entjchiedenfte 
— Antrag, welcher bereits in der Enquetekommiſſion gejtellt worden war (ſ. S. 92 
oben), wurde jedoch, nachdem die Regierung ihn als der ganzen Tendenz der 
Geſetzesvorlage widerjprechend bezeichnet hatte, am Schluffe der erjten Lejung 
zurüdgezogen und in der zweiten Lejung nicht wiederholt. Die übrigen Ans 
träge Ichlugen jo ziemlich ummejentliche Umgeftaltungen der Entwurfsbejtim- 
mungen vor, welche Umgejtaltungen die oben erwähnte Abjicht jehr wenig zur 
Geltung brachten. Beſchloſſen wurde jchlieglich folgende Faſſung (wobei die 
durchſchoſſenen Stellen die Aenderungen gegenüber dem Entwurf hervorheben): 

$ 16 bj. 1: „Ueber das Erochnik der Verwiegung wird eine amtliche 
Beicheinigung ertheilt. Demnächſt erfolgt die Feſtſtellung des Steuerbetrags, 
wobei das ermittelte Gewicht des dachreifen Tabacks nach Abzug von einem 
Fünftel desjelben als das ftenerpflichtige Gewicht des Tabads in fermentirtem 
oder getrodnetem, fabrifationsreifem BZuftande angenommen wird. Der feſt— 
gejtellte Steuerbetrag wird Jodann Demjenigen befannt ge: 
madt, weldem die Öejtellung des Tabacks zur amtlichen Ber: 
wiegung obliegt: für die Entridtung der Steuer ijt Diejer 
zunädjit haftbar ($ 19).“ 

8 19. Bei der erftmaligen Veräußerung des Tabads wird der Käufer 
oder jonftige Erwerber zur Entrihtung der Steuer verpflichtet. 
In ſolchen Fällen hat der bisher Steuerpflichtige ($ 16) vor der Llebergabe 
des Tabad3 die Steuerbehörde von der Veräußerung zu benachrichtigen und 
für die Steuer jolange jolidarisch zu haften, als er nicht durch die Steuer: 
behörde ausdrüdlich davon entbunden wird. Bis Died gejchehen ijt, 
fann er dDiellebergabe desTabads an den Käufer verweigern. 
Die Steuerbehörde hat die Entlafjung des urſprünglich Steuerpflichtigen aus 
diejer jolidarijchen Haftpflicht regelmäßig zu gewähren, jorern nicht im einzelnen 
Falle wegen der Berjünlichfeit de3 Käufers oder mangelnder Sicherheit für 
die Steuerentrichtung bejondere Bedenfen entgegenftehen. Die verlangte 
Entlajjung aus der Haftpflicht darf nicht verweigert werden, 
wenn die Uebergabe des Tabads vor der Steuerbehörde ftatt- 
findet. Dat die Uebergabe des Tabacks an einen Käufer oder jonjtigen 
Erwerber nicht bis zum 15. Juli des auf die Ernte folgenden Jahres jtatt: 
gefunden” u. ſ. w. wie oben. — 

u $ 23. Diejer Baragraph betraf die Flächenbeſteuerung, welche nad) 
dem Entwurfe für Grundjtüde von weniger als 4 Ar Flächeninhalt eintreten 
und von 1879 ab mit 12 Pfennig für ein Quadratmeter der mit Tabad be 
pflanzten Grundfläche erhoben werden jollte. 

Zunächſt wurde, als Folge der zu 8 2 gefaßten Bejchlüffe (ſiehe oben) 
bejchlofjen, die neue Flächenfteuer erft von 1881 an beginnen zu lajjen. 

Sodann wurde im Interejje des kleineren und Eleinjten Tabadbaues be= 
antragt, jtatt 4 Ar zu jegen 2 Ar umd weiter: Steuerbefreiung eintreten zu 
(affen, wenn die von einem Pflanzer oder mehreren zu einem Hausftande ge 
hörigen Pflanzern mit Tabad bebaute Gejammtfläche weniger als 25 Quadrats 
meter betrage. Ein noch weiter gehender Antrag jchlug Ausdehnung der 
legteren Begünftigung auf Flächen von 1 Ar vor. Zur Begründung wurde 
u. A. angeführt, daß gegenwärtig in Deutjchland etwa 80,000 ftenerfreie 
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Tabadpflanzer eriftirten, die durch das neue Geſetz am härteften betroffen 
würden, da ihnen ein weiterer Anbau unmöglich) gemacht werde, und daß die 
Einbuße des Fiskus bei Annahme der Anträge nicht groß fein würde, da die 
ganze Zahl von jteuerfreien Pflanzern nur eine Fläche von 221 ha mit Tabad 
bebaue. Die Regierung widerjprach indefjen entichieden dieſen Anträgen und 
betonte, daß unter dem neuen Geſetz die jegige Steuerjreiheit für Heine Par: 
zellen aufhören müſſe. In der erjten delung wurde die Herabjegung der 
Fläche von 4 auf 2 War, ſowie die vorgejchlagene Begünftigung der Steuer- 
freiheit für 25 Quadratıneter angenommen. 

In der zweiten Lejung wurde bejchlofjen, auch hier, wie bei der Gewicht: 
jteuer, Uebergangjäße für 1880 und 1881 zu bewilligen und weiter, daß fich 
die Diskujfion nur auf die definitiven Säge für 1882 und die folgenden Jahre 
erjtreden jolle. Als jolche Eäße wurden 5,5 Pig. und 4,5 Pig. für den 
Duadratmeter vorgeichlagen. Zur Begründung des erjteren Satzes wurde 
ausgeführt, daß derjelbe auf einer Produktion von 33'/, Zentner dachreifen 
Tabads beruhe, was der wirkliche Durchjchnittsertrag der Jahre 1876— 1878 
für ganz Deutjchland jei, während der Satz der Vorlage auf einem jolchen 
von 37'/, Zentner, und der weiter vorgejchlagene (4,5 Pig.) auf einem jolchen 
von 25 Zentner bafire. Die Regierung bezeichnete beide vorgejchlagenen Sätze 
als viel zu niedrig, e8 wurde aber bei der Abjtimmung der Sag von 4,5 
Pfennigen angenommen. 

Nachdem nun eine weit niedrigere Beftenerung, als von der Regierung 
vorgejchlagen, bejchloffen war, wurde für die weiteren in der eriten Zejung 
angenommenen Begünjtigungen (2 Ar jtatt 4 Ar und Steuerfreiheit für 25 
Quadratmeter) fein Bedürfnig mehr anerfannt, und wurden die oben erwähnten 
Beichlüffe wieder annullirt. 

ALS Uebergangsjäge für 1880 und 1881 wurden 2 und 3 Pfennig für 
den Quadratmeter eingejegt. 

Zu 88 27 und 28. Der Entwurf beftimmte bier, daß die Verwen— 
dung von Gurrogaten bei der Tabadfabrifation verboten jei, daß jedoch der 
Bundesrath unter Feitiegung der nöthigen Stontrolen und der von den Surro- 
gaten zu erhebenden Abgaben Ausnahmen geftatten fünne, und daß die Steuer: 
beamten behufs Weberwahung des Verbot Proben bei Fabrifanten und 
er entnehmen und über den Bezug der Fabrikate Aufichluß verlangen 
dürfen. 

Hiegegen wurde eingewendet, die Verwendung von Surrogaten komme 
jo jelten vor, daß es bei dem ausjchliehlichen Verbot bleiben fünne, wonach 
die zulegt erwähnten Beltimmungen wegzufallen hätten. Letzteres jet aud) 
deßhalb wünjchenswerth, weil die den Steuerbeamten eingeräumten Kontrol: 
befugniffe eine Anbahnung zum Monopol bedeuten oder aber dazu dienen 
könnten, gewiſſe Zwede der Lizenzjtener wieder aufleben zu lafjen. Won der 
Negierung wurden dieje Bedenken als nicht zutreffend bezeichnet und zugleich 
betont, daß für gemwilje Fabrifationsziwede Surrogate durchaus nothiwendig 
jeien, und das Interejje des Fiskus verlange, diefelben einer Abgabe zu unter: 
werfen. Bon anderer Seite wurde auch geltend gemacht, daß das Ueberhand- 
nehmen der Surrogate bejonders vom Stand der Landwirthichaft jehr be: 
denflich jei und deshalb die Kontrolbejtimmungen, welche für die Hintan— 
haltung der unerlaubten Surrogatverwendung jehr förderlich jeien, aufrecht - 
erhalten bleiben müßten. 

Die Entwurfsbejtimmungen blieben demnach unverändert, erhielten jedoch 
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zwei Zujäße, nämlich, daß die Beftimmungen über die Höhe der Abgaben für 
die (ausnahmsweiſe) zugelaffenen Surrogate dem Reichstag jofort bezw. bei 
jeinem nächiten Zujammentreffen vorzulegen und, falls der Heichötag dies ver: 
lange, außer Kraft zu jegen jeien, ferner, daß die Kontrolbefugniffe der Steuer- 
beamten nur „während der üblichen Gejchäftsitunden oder während die Räum— 
lichkeiten dem Verkehr geöffnet find“ ausgeübt werden dürfen. Der erjte Zu: 
jag erfolgte wegen der Analogien in verschiedenen anderen Gejegen, der zweite 
zur weiteren Sicherung der Interefjenten gegen etwaige Chikane. 

Zu $ 30. Es wurde vorgejchlagen, für die fermentirten Tabade ver: 
jhiedene Vergütungsjäge zu gewähren, je nachdem fie nach der eriten oder 
weiten jermentation ausgeführt würden, da die Nüdvergütung von nur 88 
ee des Steuerjaßes für Tabak nad) der erjten FFermentation zwar genüge, 
für ganz durchjermentirten Tabad aber, bei ‚welchem eine ſolche Gewichts- 
zunahme durch Feuchtigfeit abjolut undenkbar jei, viel zu niedrig gegriffen jet. 
Der Regierungstommijjar wies darauf hin, daß ja in vielen Fällen durch die 
jteuerfreien Niederlagen Abhilfe gejchaffen jei und daß es fteuertechnijch nicht 
durchführbar erjcheine, durch die Steuerbeamten alte von neuen Tabaden 
unterjcheiden zu lafjjen, worauf in beiden Lefungen der Antrag abgelehnt 
wurde. 

Weiter war die Umrechnung der Sätze des Regierungsentwurfs nach den 
Beichlüfjen zu 8 2 nothwendig und gejchah diejelbe im der Weile, da für 
unfermentirten Rohtabad 33 ME. (ftatt 58 Mk.), für fermentirten desgleichen 
40 Me. (jtatt 70 ME.) und für entrippte Blätter 47 ME. (ftatt 84 ME.) ge: 
jegt wurden. 

Weiter wurde beantragt, für die Jahre 1880 und 1881, mit Rüdficht 
auf die zu 8 2 beſchloſſene verjchiedene Normirung der Steuerjäße, auch be 
jondere Rüdvergütungsjäge eintreten zu lafjen, welcher Antrag jedoch auf die 
hiegegen geltend gemachten Einwendungen (praftiiche Schwierigfeit der Unter: 
iheidung, ob der aus dem freien Verkehr ausgeführte Tabak vor 1880, im 
Sahre 1880 oder jpäter gewachjen jei, u. dgl. mehr) wieder zurüdgezogen 
wurde. 

Bu 8 31. Der erite Abſatz des Regierungsentwurfs hatte hier gelautet: 
„Snländiichen Tabackfabrikanten fann bei der Ausfuhr ihrer Fabrifate über 
die BZollgrenze oder bei Niederlegung derjelben in eine Öffentliche Niederlage 
u. j. mw. eine Vergütung geleiftet werden, welche, je nachdem das Fabrikat 
aus ausländiichem oder aus inländijchem Taback hHergejtellt iſt, beträgt von 
100 kg netto: 1. für Fabrifate aus ausländischen Blättern (folgen die Sätze), 
2. für Fabrifate aus inländifchen Blättern (folgen die Säge), 3. für Fabrikate 
theilweije aus ausländiichem und theilweie aus inländijchem Tabad nach Maß— 
gabe des Mijchungsverhältnifjes u. j. w.“ 

Der zweite Abjag hatte gelautet: „Diejenigen Fabrifanten, welche auf 
Gewährung der vorgedadhten Vergütung Anjpruch machen wollen, haben der 
Steuerbehörde hievon vor Herjtellung der Fabrifate Anzeige zu machen und 
jih den von derjelben ihnen befannt gemachten Bedingungen, insbejondere 
bezüglich des Ausjchluffes der Verwendung von Tabadjurrogaten, zu unter: 
werfen.“ 

Zum erjten Abjag wurde folgende geänderte Faſſung beantragt: „Bei 
der Ausfuhr von Tabadfabrifaten über die Zollgrenze oder bei Niederlegung 
derjelben in eine öffentliche Niederlage u. |. w. kann eine Vergütung bean— 
jprucht werden, welche, je nachdem u. j. w.“ 
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Zum zweiten Abſatz wurde folgende andere Fafjung vorgejchlagen: „Dies 
jenigen, welche bei der Ausfuhr oder Niederlegung von Schnupf-, Hau: und 
Rauchtaback und Zigaretten auf Gewährung der vorgenannten Vergütung, 
jowie Diejenigen, welche bei der Ausfuhr von Eigarren auf Gewährung der 
unter Biffer 1 oder Ziffer 3 fallenden Vergütung Anſpruch machen wolleu, 
haben der Steuerbehörde hievon vor Herjtellung der Fabrifate u. j. w.“ 

Durch den erjten Aenderungsantrag wurde bezwedt, die Ausfuhrver— 
gütung nicht bloß inländischen Tabadfabrifanten, jondern jedem, aljo insbe- 
jondere auch den Tabadhändlern zugänglich zu machen, ferner jollte durch 
die Faſſung „kann beanjprucht werden”, jtatt „kann geleiftet werden“ zum 
Ansdrud fommen, daß die Gewährung der Vergütung nicht bloß fafultativ 
jein jolle, jondern al8 ein Necht jolle in Anſpruch genommen werden können, 
was auc) bei den anderen Artikeln mit Erportbonififation, welche einer inneren 
Steuer unterliegen, der Fall jet. Im erjter Zejung wurde diejer Antrag an— 
genommen, in zweiter Zejung aber der Wortlaut der Negierungsvorlage wieder 
hergejtellt. Der Regierungsvertreter hatte zugejagt, daß bei Auslegung der 
Sefkimmung in der Praris das größte Entgegenfommen werde bewiejen 
werden. 

Durch den ziveiten Menderungsantrag jollte erreicht werden, daß bei der 
Ausfuhr von Zigarren auf die Gewährung der niederiten Vergütungsſätze, 
nämlich jener für Fabrifate aus inländischen Blättern jolle Anjpruch gemacht 
werden fönnen, auch ohne daß die Fabrikation angezeigt und unter ſteueramt— 
liche Kontrole geftellt würde. Zur Begründung wurde auf den gegenwärtigen 
Erport hingewiejen, welcher in Zigarren einen Werth von 16 Millionen Mark 
repräjentire; ein großer Theil diejes Erports werde nicht eigens für den Erport 
fabrizirt, e8 müſſe aljo bei Annahme des Negierungsvorjchlags, um gelegent- 
lich größere oder fleinere Posten erportiren zu fünnen, die ganze Fabrikation 
unter fteueramtliche Kontrole gejtellt werden, was nur den größeren Fabrikanten 
und zwar jenen möglich jet, welche eine Steuerjtelle in ihrem Domizil hätten. 
In der Praris werde es joweit fommen, daß ein großer Theil unjeres wich— 
tigen Bigartenerported, auf dejjen Erhaltung und möglichjte Stärfung be 
jonder8 dem verminderten Konſum gegenüber Werth zu legen jei, allmählig 
abjterbe. Bisher habe der Erport auf die ebenfalls von der fteueramtlichen 
Kontrole abhängigen höheren Rüdvergütungsjäge verzichten fünnen, weil Zölle 
und Steuern und folglich auch die Erportvergütung ungleich viel niedriger 
gewejen jeien, jegt werde aber dies nicht mehr möglich ſein. Es fünne ein— 
gewendet werden, daß man die Kontrole brauche, um feine Rüdvergütung für 
unverjteuerte Surrogate gewähren zu müfjen und es habe Antragiteller dieſe 
Vorſicht auch für Rauchtaback und andere Fabrifate anerfennen müſſen, bei 
denen die Rüdvergütung allerdings einen hohen Prozentjag des Werthes 
repräjentire, weshalb der Antrag auch auf Zigarren, bejchränft worden jei. 
Die Verhältniſſe bei anderen Fabrikaten jeien auch anders gelagert, wie bei 
den Zigarren, wo die Exrportinduftrie ſich leichter einrichten fünne. — Bes 
jondere Bedenken wurden von der Regierung gegen diefen Antrag nicht geltend 
gemacht, e8 wurde bloß bemerkt, daß in der Zigarrenfabrifation allerdings 
bisher Surrogate wenig Verwendung gefunden hätten, indefjen eine Aenderung 
darin leicht eintreten könne. Der Antrag wurde in erjter Zejung angenommen, 
und verblieb es dabei auch in zweiter Zejung, nachdem hinter dem Worte 
„diejenigen“ das Wort „Fabrifanten* eingeichaltet worden war. 

In Konfequenz der Beichlüffe zu den SS 1 und 2 wurden die Vergütungs- 
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jäße der Regierungsvorlage, wie folgt, umgerechnet: 1. Fabrifate aus aus— 
ländijchen Blätteri: Schnupf- und Kautaback 60 ME. (jtatt 84), Rauchtabad 
81 Me. (jtatt 114), Zigarren 94 ME. (ftatt 132), Zigaretten 66 ME. (ftatt 
92). 2. Fabrifate aus inländiichen Blättern: Schnupf- und Slautabad 
32 Mi. (Statt 56), Nauchtabad 43 ME. (jtatt 76), Zigarren 50 ME. (jtatt 88), 
Zigaretten 35 ME. (jtatt 62). 

Weiter war beantragt worden, die ausgeführten Zigaretten in ſolche 
mit Mundftük und ſolche ohne Mundſtück zu unterjcheiden und das Verhält— 
niß der Bollvergütung für beide Umterabtheilungen wie 92 zu 126 und wie 
62 zu 54 zu firiren. Zur Begründung wurde ausgeführt, daß Zigaretten 
jehr jtarf exportirt würden, bejonders in Sachſen, wo diejer Fabrikationszweig 
jehr blühe; dejjen Gedeihen jei aber von einer richtigen Erportbonififation 
abhängig, welche nicht leicht feitzujegen jei, weil die Papierumhüllung mit in 
Betracht fomme. Die italienischen Regiezigaretten kämen größtentheil® aus 
Sadjen und die für diejelben ——— mehrjährigen Kontrakte könnten 
bei ungenügenden Rückvergütungsſätzen ſpäter nicht ausgeführt werden. Der 
Sag von 92 ME. ſcheine nach den Vorlagen einzelner, Aral mit Mund» 
ſtück arbeitender Fabriken ausgerechnet zu jein, im dieſen Zigaretten jei aber 
ein geringeres Tabadgewicht enthalten, als in jenen ohne Mundſtück; erjtere, 
die den kleineren Theil des Exports bildeten, enthielten ca. 70, die leßteren 
ca. 90 Prozent ihres Gewichts an Tabak und es jei daher die vorgejchlagene 
Trennung der Zigaretten nothwendig. Der Regierungskommiſſar bemerkte 
darauf, in der urjprünglichen Vorlage jeien die Zigaretten gar nicht erwähnt 
gewejen, da man jie wie gejchnittenen Rauchtabad habe behandeln wollen, erjt 
auf Antrag des jächliichen Bevollmächtigten habe man den jegigen Satz ein- 
gejtellt, obwohl die Leichtigkeit der Defrauden bei Zigaretten zu berücjichtigen 
jei, zu denen das Verhältniß zwiſchen Papier und Tabad, jowie die Möglic)- 
feit leichter Aenderung in der Schwere des Mundjtüds die Veranlafjung gebe 
und die Höhe der Steuer verlode. Die heutigen Mitteilungen hätten auch 
im Bundesrathe vorgelegen, der jächjiiche Bevollmächtigte jei aber mit dem 
eingejtellten Sage einverjtanden geweſen. — Ein fernerer Antrag lautete: 
„Higaretten werden wie Nauchtabad behandelt. Der Bundesrat hat die 
näheren Bedingungen feitzujtellen, denen die Zigaretten, für welche eine Aus- 
juhrvergütung gefordert werden joll, entjprechen müjjen.“ Im der Begrün- 
dung hiezu wurde erwähnt, daß, nachdem die Zigaretten einmal genannt * 
es bedenklich ſei, einen Unterſchied zwiſchen den einzelnen Sorten nicht zu 
machen. Die Regierung ſprach ſich gegen dieſen Antrag aus, da es unmöglich 
ſei, fertige Zigaretten wie Rauchtaback zu behandeln, und nur möglich wäre, 
das Nettogewicht des in den Zigaretten enthaltenen Tabacks bei der Rückver— 
gütung zur Grundlage derſelben zu nehmen. Dies wäre auch jetzt auszu— 
führen und genüge alſo die Faſſung der Regierungsvorlage am beſten für die 
Beſeitigung der erhobenen Bedenken. — Es wurden dann, auch bei der Ab— 
ſtimmung die beiden zu den Zigaretten geſtellten Anträge abgelehnt. 

As Uebergangsbeſtimmung wurde der legte Abſatz des Para— 
graphen, wie folgt, gefaßt: 

„Bis zu dieſem Zeitpunkt (nämlich, von welchem ab die neuen Säge zur 
Anwendung fommen jollen) bleiben die bisherigen Vorjchriften über die Re— 
gelung der Vergütungsjäge u. j. w. im Kraft. Der Bundesrath ijt jedoch 
ermächtigt, die Ausfuhrvergütung bis zum Betrage der in 88 30 und 31 
bezeichneten Säge ſchon vorher allmählich zu erhöhen.“ 


9* 
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Eine jolche Beitimmung Hatte ſich in Folge der Ablehnung der Nach: 
jteuer und der Beichlüfje zu $ 2 als nothwendig erwiejen. 

Bu 88 49 — 56. (Lizenzjteuer.) Gegen dieje Beitimmungen des Ne 
gierungsentwurf wurden in der Kommiſſion im großen Ganzen diejelben Be— 
denfen geltend gemacht, wie bereit in den oben wiedergegebenen Reichstags: 
verhandlungen. Als neuer Einwand wurde auch nocd erwähnt, daß durch 
dieje Beitimmungen ein indirefter Einbruch in die Steuerrechte der Einzel— 
ftaaten vollzogen werde, indem dies der erjte Schritt einer direkten Beſteue— 
rung durch das Reich jei, Dem man widerjtreben müſſe. Die Regierung brachte 
gegen dieje Bedenfen die gleichen Widerlegungen vor, wie im NReichstagsplenum 
und betritt den Einbruch in die Rechte der Einzeljtaaten, indem fie hervorhob, 
daß die Einzelftaaten jelbit den Bejtimmungen zugejtimmt hätten. Ein Redner 
hob noch hervor, daß die durch die Beltimmungen beabjichtigten ſtatiſtiſchen 
Erhebungen im Wege der Gemwerbejtatijtif erfolgen fünnten, und daß er daher 
eine wirkliche Motivirung der Regierung für diejen Theil des Gejeges vermilfe. 
Nachdem die Regierung Hierauf noch u. A. betont hatte, daß die Gewerbe: 
jtatijtif zu dem gegebenen Zwede nicht brauchbar jei, weil diejelbe nicht alle 
Jahre, nicht einmal alle 5 Jahre aufgemacht werden fünne, wurde zur Ab— 
aus geichritten und $ 49 einjtimmig abgelehnt, womit auch die Debatte 
bis 8 56 gegenjtandslo8 wurde. Bei der zweiten Leſung wurden dieje Be- 
jtimmungen nicht wieder aufgegriffen. — 

Der zu $ 1 vorbehaltene Zeitpunkt, zu welchem die neuen Zolljäte in 
Kraft treten jollten, fonnte in der Kommiſſion nicht feitgejegt werden, da die 
Negierungsvertreter erflärten, die Bezeichnung diejes Zeitpunftes einem jpäteren 
Stadium der Verhandlungen vorzubehalten. 


Die nun folgende Abftimmung über das ganze Geſetz ergab defjen Anz 
nahme mit 15 gegen 5 Stimmen. Der Antrag an den Neichdtag lautete 
demgemäß: Dem Gejegentwurf, betreffend die Beſteuerung des Tabads in der 
bejchlofjenen Faflung die Zuftimmung zu ertheilen und die der Kommiſſion 
überwiejenen Petitionen als durch die Beichlüffe über den Entwurf erledigt zu 
erklären. (Diefe jehr zahlreichen Petitionen rührten von dem verjchiedenjten 
Tabadinterejjenten an den verjchiedenjten Orten her und bezwedten theil3 eine 
Ablehnung des Gejeges überhaupt, theils die Fernhaltung des Monopols, 
theil3 die Durchführung der jogenannten Kafjeler Bejchlüffe, theils eine Ver— 
minderung der vorgejchlagenen Säge unter Bejeitigung der Nach- und Lizenz: 
ſteuer u. ſ. w., u. ſ. w) — 

Schließlich wurde von der Kommiſſion noch, einer — jedoch anders ge: 
faßten — Anregung des Abgeordneten Bebel entiprechend, beſchloſſen: „den 
Herrn Reichstanzler zu erfuchen, bei den verbündeten Regierungen dahin wirfen 
zu wollen, daß im Falle einer Erhöhung der Tabadjteuer vorab und bis zur 
Seftitellung des Einfluffes der Steuererhöhung auf die Tabadinduftrie die An: 
fertigung von Zabadfabrifaten in den Stenkanftoften thunlichjt eingeſchränkt 
werde." — — 

Auch der Geſetzentwurf, betreffend die Erhebung einer Nachſteuer vom 
Tabak und von Tabadjabrifaten war in der Kommiffion berathen worden 
und wurde am 28. Juni 1879 mündlicher Bericht darüber an den Reichstag 


— V Nr. 356 der Druckſachen des Deutſchen Reichstags, 4. Legislaturperiode, I. Seſſion 
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erſtattet!), in welchem kurz beantragt wurde, dieſen Entwurf in $ 1 und den 
folgenden Paragraphen abzulehnen. Siehe das Nähere hierüber unten. 
Am 7. Juli 1879 fand die zweite Berathung des Tabadijteuergejegent: 
wurfs im Deutjchen Reichstag ftatt,') wobei hauptjächlich die Beſchlüſſe der 
Kommiljion Gegenjtand der Berathung waren. An Teßterer betheiligten fich 
die Abgeordneten Graf von Fugger: ——— von Schmid ( (ehrttemberg), 
‚sreiherr von | Marcard, Richter (Hagen), Dr. Blum, Kopfer, Dr. 
Buhl (Berichteritatter), Bär, Dernburg, und als Negierungsfommijjär Pro: 
vinzialjteuerdireftor Schomer. Wejentliche neue Gefichtspunfte wurden in der 
Debatte, gegenüber dem Material der Gejegesmotive, der erjten Neichstags- 
berathung und der Kommijjionsberathungen, wenig zu Tage gefördert. Bon 
mehreren Seiten wurde mit Befriedigung erwähnt, dab die Kommiſſionsvor— 
(age endlich Ruhe in die lange beunruhigte Tabackbranche bringen werde, wo— 
gegen allerdings von anderen Seiten die Befürchtung vor dem im Hinter: 
grunde lauernden Monopol, zu welchem das gegenwärtige Gejeß bloß ein 
Uebergang jein werde, ausgejprochen wurde. Abgeordneter von Schmid, als 
Vertreter der Reichspartei, etonte, daß jeine Partei den Tabak als „Reſerve— 
jteuerobjeft“ betrachte; man fünne jich zur Zeit mit den in Ausficht genom— 
menen Einnahmen begnügen, für bedenflichere und fritijchere Zeiten aber werde 
der Tabak immer noch ausgiebiger herhalten müſſen. Abgeordneter Richter 
aber ſprach ich jehr entjchieden gegen die Vorlage aus, hob die Mängel der: 
jelben hervor (gleicher Steuerjag für die verjchiedenjten Sorten Tabad, wobei 
die jchlechteiten Sorten weit ftärfer belajtet jeien, al8 die beiten, Haftung der 
Steuerlajt zunächit auf dem Tabackbau, ungünftiger Einfluß der läftigen Kon— 
trolbeitimmungen auf den legteren und infolgedejfen bedeutender Rückgang des- 
jelben, Brodloswerden von etwa 200000 Tabadarbeitern und jonftigen in 
der Tabadbrande bejchäftigten Hilfskräften infolge der vorauszujehenden Kon— 
jumverminderung um etwa 20 Prozent u. j. w.) und erwähnte dabei auch), 
daß es, wenn einmal die Steuerlaft vermehrt werden jolle, billig wäre, dann 
die Salzfteuer aufzuheben, die von allen Parteien noch vor wenig Jahren ala 
verwerflich und irrationell bezeichnet worden jei. Schließlich kritiſirte er das 
ganze beſtehende politiſche Syſtem, welches lediglich auf die Perſon des Reichs— 
kanzlers Fürſten Bismarck zugeſchnitten ſei, und ſchloß mit der Aeußerung, 
daß Deutſchland nicht eher zur Ruhe kommen werde, ehe nicht der Kanzler 
ſelbſt aufhören werde zu regieren. Auf dieſes Gebiet folgte von den weiteren 
Rednern Niemand, wohl aber widerlegte Abg. Dr. Buhl in ſeinen Schluß— 
bemerkungen als Referent die zu weit gehenden Befürchtungen, die gegen die 
Vorlage geäußert worden waren, indem er auf die weſentlichen ————— 
hinwies, welche dem Entwurfe in der Kommiſſion durch den erhöhten Schutz— 
zoll für den inländiſchen Taback, durch die Hinausſchiebung des Steuer-Fällig— 
keitstermins u. ſ. w. zu Theil geworden ſeien. Speziell über den befürchteten 
Rückgang der Induſtrie äußerte er ſich dahin, daß die Schwäche des Geſetz— 
entwurfs dem Konſumenten gegenüber, wonach der Rauchtaback ebenſo hoc) 
zur Steuer herangezogen werde, al3 die Zigarren, gerade der Induftrie gegen: 
über eine große Erleichterung bedeute. Denn wenn, wie aus den Motiven 
oder den Enqueteberichten zu erjehen, in Deutichland fir 234 Millionen Marf 
Zigarren, und nur für 45. Millionen Mark Nauchtabak geraucht werde und 


') Stenograpbiiche Berichte über die Verhandlungen des Deutihen Reichstags, 4. Legis— 
laturperiode, Seilion 1879, dritter Band S. 2090 ff. 
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diefe Quantitäten aus gleichen Gewichtsmengen hergeftellt werden, wenn ferner 
in den 234 Mill. ME. Zigarren ein Arbeits und Unternehmergewinn von 
ca. 150 Mill. ME, im Nauchtabad aber ein folcher bloß von 20 bis 25 Mill. 
Mark jtede, und endlich nach den Motiven der vorjährigen Vorlage der Auf: 
ihlag der Zigarren nur ein unbedeutender (ca. ı. Piennig pro Stüd) jein 
werde, jo jei mit Wahrjcheinlichkeit zu erwarten, daß der Konſum bei den 
Eigarren verhältnigmäßig jehr wenig zurüdgehen, der Hauptinduſtriezweig alſo 
verhältnimäßig wenig geichädigt werde, wogegen vielleicht ein jtärferer Rück— 
gang des Nauchtabadfonjums zu erwarten Hei Bezüglich der von einem 
Vorredner weiter geäußerten Bejorgniß Hinfichtlich der gerade in den legten 
Tagen und Wochen noch mafjenhaft ftattgefundenen Einfuhren ausländijcher 
Tabade wiederhole er fein früher jchon geäußertes Bedauern darüber, daß die 
Grenze nicht ſchon längſt geichloffen worden jei, halte aber die Einfuhr deß— 
halb noch nicht für allzu arg bedenklich, weil durch zu lange Lagerung der 
Spefulationstabade folofjale Zinjen und Spejen und damit eine ganz gehörige 
Beitenerung der fremden Tabade eintrete. Zum Schluß berechnete Redner 
den muthmaßlichen Ertrag der nunmehrigen Vorlage (bei Annahme einer 
Konjumverminderung von 15 Prozent) auf ca. 44300000 ME. (nämlich 
34500000 Mt. Zoll für ausländische Rohtabacke, 2600000 Mi. desgl. für 
ausländiiche Fabrifate und 7200000 ME. inländische Steuer), eine Summe, 
die hoch genug jei, dat man annehmen fönne, man werde in abjehbarer Zeit 
mit dem Gejeg ich vollftändig beruhigen. 

Bei der nun folgenden Abjtimmung über die einzelnen Paragraphen 
wurden die 88 1 mit 18 debattelos angenommen. Zu $ 19 äußerte der Ab— 
geordnete Bär (Offenburg) jeine Bedenken über das dem Pflanzer im dritten 
Satze der Kommiffionsfaljung eingeräumte Netentionsrecht (daß nämlich der 
Pflanzer, jolange er nicht durch die Steuerbehörde ausdrüdlich von der joli- 
dariichen Haftung für die Steuer entbunden ift, die Uebergabe des Tabads 
an den Käufer verweigern fünne). Redner bezweifelt die rechtliche Bafis für 
ein jolches Retentionsrecht, da ein folches Necht nur ausgeübt werden fünne, 
wenn zu Gunften des Retentionsberechtigten eine Forderung beftehe. Die 
Forderung habe aber nicht der Pflanzer, jondern der Fiskus, der vom Pflanzer, 
als dem ejtellungspflichtigen, die Steuer verlangen fünne; die Steuerpflicht 
gehe auf den Erwerber über, und der Fisfus habe jet nur ein jubjidiäres 

echt gegen dem bisherigen Steuerpflichtigen, nämlich die jolidariiche Haftbar: 
feit bi8 zu dem Augenblid, in welchem er den Gejtellungspflichtigen von diejer - 
Haftbarfeit entbinde. Der bisherige Steuerpflichtige aber habe gegenüber dem 
Erwerber feinerlei Nechtsanipruch auf die Entbindung von diejer jolidarischen 
Haftpflicht u. j. m. Abgeordneter Dr. Blum entgegnet auf dieſe Bedenken, 
und es wird $ 19 in der Faſſung der Kommiljion angenommen. Die 88 20 
mit 30 werden ohne Debatte angenommen. Zu 8 31 lag ein Abänderungs- 
antrag des Abg. Dernburg vor, jtatt der einheitlichen Vergütung für Schnupf- 
und Kautaback von 60 ME. bezw. 32 ME. zu ſetzen: für Kautaback 60 ME, 
für Schnupftabad 64 ME., bezw. für Kautaback 32 Mk., für Schnupftabad 
34 Me. Der Regierungstommiffar, Provinzialiteuerdirefttor Schomer, jprach 
ji für die Ablehnung des Antrags aus, da zwar in einzelnen Fällen der 
Schnupftabad foviel Tabad erfordere, daß die Ausfuhrvergütung nicht voll- 
jtändig genüge und die verausgabte Steuer nicht voll erſetzt werde, jolche 
Fälle aber doch nur Ausnahmen feien, und hier eine Negel geichaffen werden 
jolle. Antragjteller erwähnte, daß jein Antrag fich auf zwei Fabrifen in 
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Offenbach und Lahr beziehe, welche Schnupftaback nach dem Ausland erpor- 
tiren und zwar mit einem QTabadgehalt von mehr als 75°/, und welche bei 
Annahme der von der Kommiljion vorgeichlagenen Sätze fonfurrenzunfähig 
würden. Referent Abg. Dr. Buhl verweiit auf den Bericht der Enquete- 
fommijfion," wonach) die Zugrundelegung eines QTabadgehalts von 70 Prozent 
völlig genügend ſei. Allerdings würden große Quantitäten Schnupftabad mit 
einem geringeren Wafjergehalt, als dem einer Rüdvergütung von nur 70 Pro- 
zent entjprechenden, angefertigt, aber es gäbe auch Schnupftabade, für welche 
der Rüdvergütungsja von 70 Prozent ausreiche. Die Anträge Dernburg 
wurden daraufhin abgelehnt, und der $ 31 nad) den Kommiſſionsbeſchlüſſen 
angenommen. Die 88 32 mit 48 werden ohne Debatte angenommen, zugleic) 
wird fonjtatirt, daß die 88 49 bis 56, welche ſich auf die Lizenziteuer be 
ziehen und in der Kommiſſion einftimmig abgelehnt wurden, in Wegfall fommen. 
Auch Eingang und Ueberjchrift des Gejeges werden ohne Debatte genehmigt. 

Schließlich wurde noch der oben erwähnte Antrag der Kommiſſion, be- 
treffend die thunlichjte Einjchränfung der Herftellung von ZTabadfabrifaten in 
den Strafanjtalten, berathen. Abgeordneter Bebel ftellte hiezu einen bejonderen 
neuen Antrag, daß die Tabadjabrifation in deutſchen Strafanftalten, Unter: 
juchungsgefängnijjen und Arbeitshäufern bis 31. Dezember 1879  befeitigt 
werden jolle, uud begründet diejen viel weitergehenden Antrag damit, daß 
durch das meine Geſetz zweifellos eine jtarke Beeinträchtigung der Fleinen Ge— 
werbetreibenden in der Tabadinduftrie eintreten werde, und daß die für dieſe 
Sewerbetreibenden jo empfindliche ftarfe Konkurrenz der Strafanjtaltsarbeiten 
ründlicher und jchärfer müfje befämpft werden, als durch den Antrag der 
Sommiffion geichehen könne. Referent Dr. Buhl macht dagegen geltend, daß 
der Ausdrud „thunlichſte Einſchränkung“ ganz richtig gewählt jei, da die Lage 
der Gefängnikarbeiten vom Reichstag doch nicht gut überjehen werden fünne, 
und da anzunehmen jei, daß durch das meue Geſetz die Eigarrenfabrikation 
überhaupt nicht werde bejchränft werden. Der Antrag Bebel wurde darauf 
abgelehnt und der Antrag der Kommiſſion angenommen. 

In der Neichstagsiigung vom 8. Juli 1879!) fand die zweite Berathung 
des Geſetzentwurfs, betreffend die Erhebung einer Nachjteuer vom Tabad und 
von Tabadfabrifaten auf Grund des oben erwähnten mündlichen Kommiſſions— 
berichtes jtatt. 

Berichterftatter Abg. Dr. Buhl erwähnte u. A., die rechtliche Zuläſſig— 
feit der Nachſteuer jei Hauptjächlich damit begrimdet worden, daß es fich nicht 
um eine Nachverzollung, jondern darum handle, auf den in Deutjchland vor- 
räthigen Tabak eine Steuer zu legen, und daß eine derartige Steuer im 
Intereſſe des deutjchen Tabadbaues und auch der fleineren Fabriken liege. 
Die Gegner der Nachbejteuerung hätten betont, daß ihnen die rechtliche Zu— 
läſſigkeit zweifelhaft jei, und daß durch eine ſolche Steuer, bei welcher in den 
weiteiten Kreiſen nach Taback werde gelucht werden, koloſſale Chifanen ent- 
ftünden, mit welchen die finanziellen Rejultate in gar feinem Einklang ftünden. 
Es jei dann der Gedanke aufgetaucht, die Nachjteuer auf die Rohtabade zu 
beichränfen, wodurd die Maßregel jehr vereinfacht würde, da man es dann, 
ftatt mit 370000 Detailhändlern und Fabrifanten und mit den vielen Privaten, 
nur mit 11000 Fabrifanten zu thun hätte. Die Negierung hätte darauf 
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entgegnet, daß es die Gerechtigkeit verlange, die Nachiteuer, wenn jie einge» 
führt werde, auch auf die Fabrifate auszudehnen, und daß in dieſer Bezieh- 
ung die fteuertechnijchen Bedenken zurüdtreten müßten. Ueber den finanziellen 
Erfolg jei die Auskunft gegeben worden, daß derjelbe bei den in der Kom— 
miljion vorgejchlagenen Sägen -— 32 Mf. für fremde Rohtabade und 20 Mt. 
für deutjche Rohtabade und fremde Tabadjtengel — 28 Millionen Marf, bei 
einem anderen Vorjchlag aber — 39 Mk. per Zentner für alle — und 
auch alle Rohtabacke — 43 Millionen betragen werde. Die Majorität der 
Kommiſſion jchlage mit 22 gegen 5 Stimmen vor, den 8 1 des Nachſteuer— 
gejegentwurfs und folglich alle nächſten Paragraphen abzulehnen, und er, 
Referent, glaube, daß diejer Antrag eine nothwendige Konjequenz der Bejchlüffe 
zu 82 des Tabadjteuergejeges jei, weshalb er die Annahme des Kommijjions- 
antrags empfchle. S 1 und die folgenden Paragraphen wurden dann vom 
Neichstage abgelehnt, worauf nach der Geſchäftsordnung ded Reichstags (wo— 
nad), wenn ein Entwurf in allen jeinen Theilen abgelehnt wird, eine weitere 
Berathung nicht jtattfindet), der Gegenjtand als endgiltig erledigt erklärt 
wurde. — 

Am 10. Juli 1879) wurde im Reichstag der Gejegentwurf über Die 
Beitenerung des Tabads zum dritten Male berathen und unverändert nach 


der zweiten LZejung angenommen. — Der Antrag der Kommiſſion, die ein- 
gereichten Petitionen damit für erledigt zu erflären, wurde ebenfall® ange: 
nommen. 


Am 13. Juli 1879 wurde der Gejegentwurf in der vom Neichstag be- 
ichlofjenen Faſſung (Nr 377 der Reichstagsdrudjachen) im Plenum des Bundes- 
rathes angenommen ($ 431 der Protofolle), ferner wurde die vom Reichstag 
angenommene Nejolution, betreffend die thunlichite Einjchränfung der Tabad- 
fabrifation in den Strafanftalten, dem Neichsfanzler überwiejen. Won der 
Ablehnung des Nachfteuer-Gejegentwurfs wurde Stenntniß genommen. ($ 432 
der Protofolle.) 

Das Gefeg trat dann am 16. Juli 1879 in Wirkjamteit. 

In $ 27 desjelben war befanntlih dem Bundesrath die Befugniß zu— 
geitanden worden, Ausnahmen von dem Verbote der Verwendung von Gurro- 
gaten zu geftatten und die nöthigen Kontrolen und die zu erbebenden Abgaben 
zu bejtimmen Am 28. DOftober 1879 (Nr. 156 der Bundesrathsdrudjachen 


der Seſſion i880) wurde nun vom Neichsfanzler an den Bundesrath der An- 


trag gejtellt, bei der Herjtellung von Tabadfabrifaten die Verwendung von 
Kirsche und Weichjelblättern zu geftatten, die Abgabe hiefür auf 65 ME. für 
100 kg nad) Maßgabe des Gewichts in fabrifationgreifem Zuſtand feſtzuſetzen 
und die jpeziell vorgejchlagenen Kontrolvorjchriften zu genehmigen. 

Die Begründung zu diefem Antrag erwähnt, daß mehrere Tabadfabri- 
fanten im Hinblid auf $ 27 den Antrag gejtellt hätten, ihnen die Verwen— 
dung von Kirſch-, Zuderrüben:, Runkelrüben- und Cichorienblättern bei der 
Heritellung von Tabadfabrifaten zu gejtatten, und daß dieje Surrogate die 
jelben jeien, welche nach den Berichten der Enquete-Bezirks-Kommiſſionen neben 
wohlriechenden Kräutern und Weichjelblättern jchon jeither bei der Tabad- 
fabrifation verarbeitet worden jeien. Im welchem Umfang dieß gejchehen, 
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darüber fehle ein jicherer Aufichluß; allgemein jei die Surrogatverwendung 
bei der Zigarrenfabrifation in Abrede gejtellt, dagegen ſei von einigen Be: 
zirfsfommiflionen angegeben worden, daß bei der Fabrikation von gewöhnlicheren 
Rauchtabackſorten Surrogate in geringen Mengen, um dem Taback einen be- 
jtimmten Geichmad oder Geruch zu geben, verarbeitet würden, und zwar bei 
Kirjchblättern in einer Beimengung von 2—5, bei Nunfelrübenblättern in 
einer jolchen von 15—20 Prozent. Im Gegenjag dazu jei von verjchiedenen 
Seiten eine Surrogatverwendung in großem Umfang bei der Tabadfabrifation 
behauptet worden, und ein Tabadfabrifant habe ausdrüdlich hervorgehoben, 
daß zu aeringen Rauchtabaden behufs Ermöglichung billigerer Preiſe Eichorien- 
und Rumfelrübenblätter in größeren Mengen zugejegt würden. Die Beimengung 
der Surrogate erfolge theils behufs Veredlung (Parfümirung) geringwertbiger 
Tabade, theil8 zur Berbilligung des Preifes der Fabrikate; in leßterem Falle 
träten die Surrogate in der Fabrikation und im Handel mit dem Tabad 
jelbjt in unmittelbare Konkurrenz. Die Kontrole werde umjo jchwieriger jein, 
je mehr Surrogate gejtattet und in je größerem Umfang diejelben verwendet 
würden. E3 würde daher die Zulafjung von Surrogaten der letzteren Art 
(Runfelrüben- und Cichorienblätter) bebentlich ericheinen, zumal dieſe Etoffe 
hinter geringwerthigen Tabadblättern nur jo lange im Preije erheblich zurüd: 
bleiben fönnten, als jie feiner oder nur einer geringen Abgabe unterivorfen 
jeien. Da der Abgabejag für Surrogate beträchtlich Höher als der Satz für 
inländijchen Tabak bejtimmt werden müſſe, würde eine Beimijchung folcher 
vorwiegend die Vermehrung des Fabrifationsmaterial® bezwecender Surrogate 
zur Herjtellung billigerer Fabrikate nicht mehr dienen fönnen. 

Dagegen könne die Verwendung von Kirſch- und Weichjelblättern und 
jonftigen aromatijchen Kräutern, da diejelben den Tabaden nur in geringen 
Prozentjägen und nur zur Berbejjerung derjelben beigemengt würden, ohne 
Gefährdung der jteuerlichen Interejjen geitattet werden. Die einzelnen Arten 
diejer Kräuter jeien erft noch zu bezeichnen. Für jeßt fei die Erlaubniß auf 
Kirſch- und Weichjelblätter zu bejchränfen. Welche Zubereitung diejelben bei 
der Tabadfabrifation zuvor erfahren müſſen, fei nicht bejtimmt feitgeftellt, und 
werde deshalb die Gewichtabgabe von diefen Surrogaten nad) Mahgabe jener 
Beichaffenheit zu erheben jein, in welcher fie in den Fabriken unmittelbar zur 
Berarbeitung gelangen. 

Bei der Feſtſtellung des Abgabenjahes für die Surrogate ſei neben der 
inneren Steuer auch die Eingangsabgabe vom Taback in Betracht zu ziehen, 
da zur Fabrikation der geringeren Nauchtabadjorten außer inländischem auch 
ausländiicher Tabad, namentlich amerikanische Stengel, in ziemlichem Umfange 
verwendet würden, ferner jei dieſer Abgabejag hoch genug zu bemefjen, um 
die Befürchtung auszujchließen, daß bei höherer Beiteuerung die Surrogat- 
verwendung ſich erheblich ausdehnen werde. Im der vollen Höhe des Eingangs: 
zolles jei indejjen der Saß nicht zu normiren, da die Zabrifate, welche Surrogate 
enthielten, zum größeren Theil aus inländijcher Kreszenz bergeftellt würden, 
wobei der durchichnittliche Prozentſatz des Miſchungsverhältniſſes des aus: 
ländijchen und inländischen Tabads fich nicht feititellen laſſe. Sicher ſei jedoch 
wohl, daß eine Surrogatverwendung in der Negel nicht mehr ftattfinde, wenn 
der ausländijche Tabak in den Fabrifaten überwiege. Hievon ausgehend werde 
das Mittel zwijchen dem Eingangszoll von 85 ME. für unbearbeitete Tabad- 
blätter und der inländichen Steuer von 45 Mk., aljo 65 ME. für 100 kg 
al3 Sat für die Surrogate ſich empfehlen. 
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Als Kontrolvorichriften ferien im Wejentlichen die gleichen vorgejchlagen, 
wie fie für die Verwendung von Malzjurrogaten (Braufteuergejeg vom 
31. Mai 1872) beftünden; nur zwei Abweichungen beitänden hievon, daß 
nämlich ZTabadfabrifen von unbedeutendem Umfang (behufs Erleichterung der 
Revifion) von der Erlaubniß zur Surrogatverwendung auszujchließen jeien 
und daß die Surrogatabgaben nicht mittelft Vorführung und Verfteuerung an 
der Amtsftelle vor der Einbringung ins Lager, jondern mitteljt SKontirung, 
verbunden mit vierteljährigen Beitandsaufnahmen erhoben würden. 


In der Sigung des Bundesrathes vom 27. November 1879 ($ 589 der 
Protokolle) wurde diejem Antrage gemäß bejchlojfen (mit unmwejentlichen Aender— 
ungen der vorgejchlagenen SKontrolvorjchriften). Am Schlufje wurde Ein- 
verftändniß darüber erflärt, daß unter dem Verbot der Surrogatverwendung 
jene Beimijchungen nicht begriffen feien, welche lediglich als Hilfsmittel der 
Fabrikation dienen und einen Erjat des Tabads nicht herbeiführen. 

Später wurden durch nachträgliche YBundesrathsbeichlüffe auch noch 
Melilothenblüthen, eingefalzene Nojenblätter und Veilchenwurzelpulver als er- 
laubte Surrogate bei der Tabadfabrifation zugelaſſen. 


Am 2. Februar 1885 gelangte an den deutichen Neichstag eine Vorlage 
des Neichsfanzlers, durch welche der Entwurf eines Zujages zum Taback— 
jteuergejege zur verfaflungsmäßigen Beichlußnahme mitgetheilt wurde'). Dieſer 
Zuſatz jollte eine Ergänzung des die amtliche Berwiegung des Tabacks be- 
handelnden 8 12 des Geſetzes herbeiführen und hatte nach der Faſſung des 
Bundesrathes folgenden Wortlaut: 


„Die oberjten Zandesfinanzbehörden find ermächtigt, ausnahmsweije zu 
geitatten, daß die Gewichtsermittlung erſt nach dem 31. März, jedoch jpätejtens 
bis zum 31. Mai des auf das Erntejahr folgenden Jahres gejchehe.“ 

In der Begründung zu dieſem Gejeßentwurf wird ausgeführt, daß 
in denjenigen Gegenden, in denen Moor» und Torfboden zum Tabadbau benugt 
werde, der Tabad, namentlich nach einem naſſen Herbit und einem feuchten 
Winter nicht überall bi8 Ende März in dachreifen, trodenen Zuſtand gelange. 
Die Pflanzer jeien dann genöthigt, das Mehrgemwicht, welches durch die im 
Tabak noch enthaltene Feuchtigkeit entftehe, mitzuverjteuern, wodurd) ſie den 
Pflanzern anderer Gegenden gegenüber benachtheiligt würden. Eine Beichwerde 
in diejer Nichtung jei bereits von Tabadbauern aus dem Kreiſe Marienwerder 
erhoben worden und nach den angejtellten Erörterungen als begründet anzu— 
erfennen gewejen. Da nad) $ 12 des Gejeges in der dermaligen Faſſung das 
Gewicht des Tabads jpätejtens am 31. März des auf das Erntejahr folgenden 
Jahres zu ermitteln jei, jo jei im Entwurf, um den Bundesregierungen Die 
fünftige Abhilfe für jolche Beichwerden zu ermöglichen, vorgejchlagen, den 
oberften Landesfinanzbehörden die Ermächtigung zu entjprechender Berlängeruug 
des Verwiegungstermines zu ertheilen. 

Am 5. Februar 1885 fand im Deutichen Neichstag die erjte und zweite 
Berathungtdes Entwurfes ftatt?). Das Wort erhielt der Abgeordnete Müller 
(Marienwerder), welcher den Entwurf als höchit dankenswerth bezeichnete, da 
der in Moor- und Torfgegenden ausschließlich gebaute jchwere dunfle, und 
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vollſaftige Taback langſamer trockne als der leichte, gelbe Tabak, weshalb die 
Dachreife mitunter erheblich ſpäter eintrete, als das Geſetz, welches den Schluß— 
termin der Verwiegung mit Ende März annehme, vorausgeſetzt habe. Nach 
der Gewichtsermittlung bis zur wirklichen Dachreife trete noch ein Verluſt von 
'/, bis '/, des feſtgeſtellten Gewichts ein und der Tabackbauer habe den Verluſt 
zu tragen, der durch die Steuerentrichtung fir dieſes entichtwundene Gewicht 
veranlaßt werde. Der Materialwerth diejes ordinären Tabads betrage nur 
8 bis 10, bei der gegenwärtigen ungünftigen Breisfonjunftur ſogar nur 6 ME. 
pro Sentner, die Steuer aber 18 ME., aljo mehr als 200 Brozent des 
Materialwerthes. Der Berlujt durch das Mindergewicht beziffere ſich demnach 
auf 2 bis 2'/, ME. für den Zentner und wenn diefer Betrag von dem Preiſe 
von 8 bis 10 ME. pro Zentner noch abgehe, jo bleibe für den Pflanzer ein 
nennenswerther Verdienst nicht übrig. Wenn er hienach ziwar den Entwurf wärm— 
fter zur Annahme empfehlen fönne, jo genüge doc) die Befeitigung diejes einen 
Uebeljtande® noch nicht; der erwähnte hohe Steuerfat von mehr als 
200 Prozent des Materialwerthes ftelle den inländijchen Tabad gegenüber dem 
ausländischen zu ungünftig, da der dem legteren auferlegte Zoll zwar abjolut 
höher, aber im Verhältniß zum Werth relativ doc) zu gering jei. Der Konſum 
an inländiſchem Taback ſei entjchieden zurücgegangen, die deutiche Bevölferung 
babe ſich zwar nicht eingejchränft in der Ausgabe für Tabad, wohl aber in 
dem Quantum des fonjumirten Tabad3 zu Gunften beſſerer Qualität, das in- 
ländiiche Erzeugniß jei demnach jegt theild gar nicht, theis nur zu Schleuder: 
preijen verfäuflich. Der Tabadbauer wünjche daher eine entiprechende Aenderung 
des Verhältniffes des inländischen Steuerjages zum Bollfag für ausländijchen 
Taback und wenn biefür feine Ausficht jei, jo müßten doch wenigftens andere 
mögliche Erleichterungen geichaffen werden und zwar vor allen Dingen eine 
Aenderung des 8 19 des Geſetzes. Hier ſei beitimmt, daß bei der erfimaligen 
Veräußerung des Tabad3 der Käufer oder jonftige Erwerber zur Entrichtung 
der Steuer verpflichtet werde, die Steuer werde alfo fällig beim erjtmaligen 
Berfauf, indeſſen jeße das Geſetz eine Frift für den Verkauf an, die nur bis 
zum 15. Juli währe, jo daß der Pflanzer bis dahin verkauft haben oder aber 
die Steuer jelbjt zahlen müſſe. Dieje Friſt jet zu furz und wenn die Ver: 
wiegung bis zum 31. Mai binausgerüdt werden fönne, bleibe thatjächlich nur 
eine Zeit von vier Wochen übrig, in welcher der Tabackbauer jich wirklich in 
einer Zwangslage befinde und der Musbeutung durch die Tabadhändler preis: 
gegeben jei, die ja wiſſen, daß der Bauer in diefen vier Wochen verkaufen 
muß, wenn er fich nicht den größten Unannehmlichkeiten ausjegen will. Denn 
e3 ſei allgemein anerkannt, daß der Kleine Tabadbauer nicht in der Lage jei, Steuer: 
fredit zu erlangen, da er die hiefür geftellten Bedingungen (Sicherftellung durch 
Bürgichaft, Wechiel u. dal.) nicht erfüllen könne. Er hoffe, daß die Neichsregier- 
ung auch noch zu einer Nenderung des 8 19 fich bereit finden laſſe und behalte 
ji die Einbringung eines darauf abzielenden Antrages für jpäter vor. 

Da fich außer dem Abgeordneten Müller niemand mehr zum Wort meldete, 
wurden die erjte und zweite Berathung des Entwurfes geichloffen und derjelbe 
unverändert angenommen. 

Am 11. Februar 1885 wurde von dem Abgeordneten Müller (Marien: 
werder), unterjtügt durch 41 Genofjen ein Abänderungsantrag für die dritte 
Lejung des erwähnten Entwurfes eingereicht, ') wodurch beantragt wurde, außer 
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der vom Bundesrathe vorgejchlagenen Aenderung des $ 12 auch noch die 88 16 
und 19 in der Weije zu ändern, daß in denjelben der bisherige jpätejte Steuer- 
‚zälligfeitstermin: „15. Juli des auf die Ernte folgenden Jahres“ erjegt würde 
durch: „30. Juni des zweiten auf die Ernte folgenden Jahres’. Für den 
Fall der Ablehnung diejer letzteren Aenderung wurde zugleich beantragt, hinter 
Abſatz 2 des 8 16 folgenden Zuſatz einzufchalten: 

„Den oberjten Landesfinanzbehörden wird die Befugniß ertheilt, im Falle 
des Bedürfnifjes die Frift zur Zahlung der Steuer über den 15. Juli des 
eriten auf das Erntejahr folgenden Jahres hinaus bis zur erjtmaligen Ver— 
äußerung des Tabads, Tängitens jedoch bis zum 30. Juni des zweiten 
auf das Erntejahr folgenden Jahres zu verlängern“, ferner daß in $ 16 und 
8 19 (fetter bezw. vorlegter Satz) ftatt „bis zum 15. Juli des auf die Ernte 
folgenden Jahres“ zu jegen „bis zum Ablauf der für die Entrichtung der 
Steuer fejtgejegten Friſt“. 

Die dritte Lejung des Gejegentiwurfes fand am 3. März 1885 ftatt.") 

Abgeordneter Freiherr dv. Göler bedauerte, bei der erjten und zweiten 
Leſung nicht zugegen gewejen zu fein, da er in diefem Falle mit allem Nach- 
drud die Verweiſung des Entwurfes in eine Kommiſſion angeftrebt hätte. Er 
verfenne nicht die wohlwollende Tendenz der Vorlage, Ddiejelbe habe aber für 
die jüddeutichen Tabadbauer jehr geringe Bedeutung, wenn nicht jonjt noch 
wejentliche Aenderungen einträten, vor allem in den Beitimmungen des $ 14. 
Diejer Paragraph bejtimme, daß die Landesbehörde nad) Anhörung der Ge- 
meindebehörden den Tag der Verwiegung zu bejtimmen habe; die Zandesbehörde 
fünne aber beim beiten Willen den mannigfachen Wünjchen nicht entjprechen. 
Die Verwiegung gejchehe nämlich am zweckmäßigſten bei milder, etwas feuchter 
Witterung und jobald jolches Wetter eintreffe, gelange von jämmtlichen Ort: 
Ichaften eines Bezirkes an die Landesbehörde der Wunjch, jofort mit der Ver— 
wiegung zu beginnen, weil auch die Verfäufer dann am liebjten die Verwiegung 
vornehmen und in Süddeutjchland Verkauf und VBerwiegung Hand in Sand 
gehen und nur in dem jeltenjten Fällen der Pflanzer den Tabad behalte und 
bei ſich fermentiren laſſe. Es vergingen dann aber häufig 8 bis 14 Tage, 
für die einzelne Gemeinde, bis der Kontroleur den Wünjchen entiprechen nnd 
zur Verwiegung eintreffen könne und unterdejjen habe ſich die Witterung 
vielleicht ungünstig verändert und der Tabak müfje dann Schaden leiden, der 
außer Verhältniß jtehe zu dem durch eine Steuerdefraudation möglichen 
Schaden. Für den Werth des inländischen Produft8 und für die Erzielung 
bejjerer Preiſe wäre e3 jehr vortheilhaft, wenn der Produzent beim Bau und 
bei der Behandlung des Tabads immer den ihm entjprechenden günftigen Moment 
benügen fünnte, während er jegt durd) die ftenertechniichen Maßnahmen daran 
gehindert werde. Sein Wunjch gehe dahin, daß nicht die Landes= jondern die 
Semeindebehörden den Tag für die Verwiegung zu bejtimmen hätten, natürlich 
mit der Verpflichtung rechtzeitiger Anzeige an die Landesbehörden. Der Staat 
finde im jeder Gemeinde einen Mann, den er als Kontroleur für die Ver: 
wiegung vereidigen fünne. Außerdem könnten noch jtaatliche Oberfontroleure 
zur manchmaligen Vornahme von Superrevifionen abgeordnet und es fünnten 
auch die Strafen für Defraudationen verjchärft werden. Ueberhaupt möge doch 
recht ernjtlich in Erwägung gezogen werden, ob und wie die vielfach für den 
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Tabafbau und die Verwiegung ftörenden ftenertechniichen Bejtimmungen des 
Geſetzes zur Erleichterung eines rationellen Baues und einer rationellen Be— 
handlung des Tabads geändert werden könnten. 

Der Bundesratbsfommijjär, preuß. Geh. Oberfinanzratd Bochhammer 
erwiderte hierauf, daß den Wünjchen betreffend die Verwiegung des Tabads 
jeitens der Zandesregierungen, wohlwollende Berücdjichtigung werde zugewendet 
werden. Was jodann den Antrag des Abg. Müller auf Nenderung des 8 16, 
dab nämlic) die Steuer ftatt am 15. Juli des auf die Ernte folgenden Jahres 
erit am 30. Juni des zweiten auf die Ernte folgenden Jahres zu entrichten 
jei, anlange, jo könne er jich über die Stellung der verbündeten Regierungen 
zu dieſem Antrag nicht äußern, glaube aber, daß derjelbe bedenkliche Folgen 
für das Steuerauffommen haben werde, da von diejer Begünjtigung alle 
Zabadbauern Gebrauch machen und die Steuerzahlung möglichjt weit hinaus— 
ichieben würden. Daß einzelne Fälle vorfommen, in welchen die frühzeitige 
Pflicht zur Steuerzahlung den Tabadinterejjenten Verluſte bringt, jei anzu— 
erfennen, für ſolche Fälle jei aber der Eventualantrag Müller genügend, welcher 
für Bedürfnikfälle den oberjten Landesfinanzbehörden die Ermächtigung ein- 
räumt, die Steuerzahlung auf ein weitere® Jahr Hinaus zu jchieben. Wenn 
eine Erleichterung als angezeigt erachtet werde, verdiene deshalb diejer Eventual: 
antrag den Vorzug. 

Abgeordneter Müller wiederholt feine jchon in der erjten Lejung ges 
äußerten Bedenken. Die Frijt, binnen welcher der Tabad verfauft jein muß, 
widrigenfall® der Pflanzer die Steuer zu zahlen hat, jei jo furz, daß das ver: 
folgte Prinzip in einzelnen Gegenden, wo jchwerer, jpätreifender Tabak gebaut 
wird, geradezu illujorijch werde. Für Tabade, die erjt bis 31. Mai dachreif 
werden, betrage dieje Frijt nur ſechs Wochen und der kleine Bauer befinde 
jich im diejer Zeit in einer wahren Zwangslage, denn entweder müſſe er jich 
den niedrigiten Geboten der Händler fügen, oder in einer Zeit, wo die Wirth: 
ihaftseinnahmen fehlen, die Steuer jelbjt zahlen. Er erinnere hier an die 
Rede des damaligen Abg. Freiherrn v. Marjchall bei der Gejegesberathung, 
welcher den von dem Händler ausgeübten Drud auf den Tabadbauern eine 
abjchredende Daumenjchraube nannte. Solche Fälle hätten ich in dem von 
ihm vertretenen Kreiſe jpeziell im Jahre 1883 ereignet, wo die Ernte zur Zeit 
der Dachreife nur zu Schleuderpreijen verfäuflich war, die Händler Preiſe 
boten, die nicht einmal die Produftionsfoften dedten, und ein großer Theil 
des Tabads unverfäuflich blieb. Es jeien damals nach dem 15. Juli bei der 
Provinzialjteuerbehörde in Danzig Dugende von Anfragen von Tabadhändlern 
eingegangen, wann denn die exefutionsweijen Verkäufe des Tabads jtattfänden, 
fie wollten fich bei den Lizitationen betheiligen, woraus doch hervorgehe, daß 
Bedarf nad) Tabad da war und die Händler nur jpefulirten, in der Zwangs— 
[age der Tabadbauern den Tabak zu Schleuderpreijen zu erhalten. Der 
Provinzialjteuerdireftor habe ji) den Dank der ganzen Tabadplantage er: 
worben, indem er Abjtand nahm, zwangsweiſe Verkäufe anzuordnen und viel- 
mehr abwartete, bis ſich die Konjunkturen bejjerten; die Händler hätten auch, 
als fie einjahen, auf Erefutionen nicht rechnen zu können, annehmbare Preije 
gegeben. Er glaube, wenn diefe Zwangslage aufgehoben und den Händlern 
vergegenwärtigt würde, daß jie nicht binnen einer bejtimmten Zeit eine beliebige 
Prejjion ausüben können, daß dann günjtige Konjunfturen zu erhoffen wären. 
Berjpäteten Eingang der Steuer bei Annahme feines PBrinzipalantrages befürchte 
er nicht, da der Tabad durch längeres Lagern nach der Dachreife an Qualität 
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verliere und der Tabadbauer durch jein eigenes Interefje angewieſen jei, mög: 
Lichjt rasch zu verfaufen. Er würde, wenn er jpekulirte, irrationell Handeln und 
jeibjt bei befjerer Konjunktur durch Verzögerung des Verfauf3 im Folge 
ichlechterer Qualität der Waare eine Einbuße erleiden. Da Redner indejjen 
möglichjt bald Abhilfe erzielen wolle, jo ziehe er angeſichts der ablehnenden 
Haltung des Regierungsvertreters jeinen Prinzipalantrag zurüd und bitte um 
Annahme jeines eventuellen Antrages. 

Abg. Dr. Buhl bezweifelt, vb die vom Regierungsvertreter hinſichtlich 
des Prinzipalantrages Müller hervorgehobenen Bedenken zutreffend jeien, da 
doch ficher jei, daß der Tabadbauer jeinen Tabak jo bald als möglich ver: 
faufen wolle. Er gibt indefjen zu, daß in einzelnen Fällen Bedenken entjtehen 
können, was aber beim Eventualantrag Müller ficher nicht der Fall jei, wes— 
halb er bitte, legteren anzunehmen. 


Der Gejegentwurf wird hierauf in der Fafjung des Eventualantrages 
Müller angenommen und trat nach AZujtimmung des Bundesratheg am 
5. April 1885 in Kraft. Siehe unten die durchichofjenen Stellen im Ge— 
jeßestert. 

Eine weitere Wenderung des Gejeßes, welches zur Zeit, wo wir Dieje 
Zeilen jchreiben, fajt zwanzig Jahre in Kraft jteht, ift im dieſem Zeitraum 
nicht mehr zu verzeichnen. Die beiden großen Reform-Entwürfe, welche im 
Reichstag berathen, jedoch nicht angenommen wurden — Monopol-Projeft von 
1882 und Fabrifatjteuer- Projeft von 1893,94 — werden wir in den folgenden 
zwei gejonderten Kapiteln behandeln. Außerdem find im genannten Zeitraum 
eine große Menge von Petitionen um Aenderung theils des Geſetzes, theils 
der Bollzugsvorjchriften an den Neichstag gelangt, auf welche hier nicht näher 
eingegangen werden kann, zumal in unjerem legten Kapitel noch Gelegenheit 
geboten ijt, uns über die prinzipiellen Mängel, die man dem Geſetze vorwirit, 
zu äußern. Es foll hier nur noch die eingehende Denfjchrift erwähnt 
werden, welche als Antwort auf zahlreiche Klagen und Wünſche der Intereſſenten 
vom Neichsichagamte im Einvernehmen mit den Negierungen von Preußen, 
Bayern, Sachſen, Württemberg, Baden, Heilen, EEE und 
dem Statthalter von Eljah-Lothringen verfaßt wurde und am 7. Februar 1891 
dem Neichstage zuging.') Der wejentliche Inhalt derjelben war folgender: 

Der Umfang des inländiichen Tabadbaues jei jeit 1871/72 — 
abgejehen von den Jahren 1878/79, 1879/80 und 1882,83, in denen Die 
Neugeitaltung der Tabadjteuer bezw. das Meonopol-Projeft außergewöhnlich 
eıngewirft habe — regelmäßig von der Nentabilität, d. 5. dem Geldertrag 
des Anbaues des jeweils vorhergegangenen Erntejahres abhängig gemejen. 
Dem erheblichen Steigen des durchichnittlichen Geldertrages pro Hektar Anbau: 
fläche in 1872/73, 1874/75, 1879/80 und 1880/81 jer eine beträchtliche Ver: 
mehrung des Anbaues in 1873,74, 1875,76, 1880/81 und 1881/82, dem 
erheblichen Sinfen jenes Ertrags in 1873,74, 1875/76 und 1876/77 eine be- 
trächtliche Verringerung des Anbaues in 1874,75, 1876/77 und 1877/78 ge: 
folgt, wogegen 1882,83 bis 1886/87 bei annähernd gleichem durdhichnittlichen 
Sahresertrag an Geld pro Hektar auch die Größe der Anbaufläche feine ſtarken 
Schwanfungen aufweiſe; jie betrage durchichnittlich etwa 20000 Hektar. Im 
Jahre 1889/90 jei der Umfang des Anbaues auf 17400 Hektar, die niedrigfte 
Ziffer jeit 1871/72 (ungerechnet das durch die bevorftehende Steueränderung 
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beeinflußte Jahr 1879/80) herabgegangen, nachdem im Jahre 1887/88 bei 
mittlerem Gewichtsertrage ein ungenügender Preis und im Jahre 1888/89 
bei mittlerem Preije ein außergewöhnlich geringer Gewichtsertrag den Tabad- 
bau vorzugsweije wenig lohnend gemacht habe. 1889,90 jei indeß der Ertrag 
wieder relativ günjtiger geweſen und 1890/91 habe ſich die Anbaufläche auf 
den früheren durchjchnittlichen Umfang von ca. 20000 Hektar wieder gehoben. 

Würden die durch Aenderung der Gejeggebung und durch außergewöhn— 
fih hohe oder niedrige Gelderträge der VBorjahre beeinflußten Jahre ab- 
gerechnet, jo ergebe fich bei vergleichsweiſer Gegemüberjtellung der Jahre des 
legten und vorlegten Jahrzehntes im Allgemeinen eine wenig beträchtliche Ab— 
nahme der Anbaufläche. Dieje gelte allerdings nur im Durchſchnitt für das 
gejammte Anbaugebiet, nicht aber gleichmäßig für alle Dijtrifte Ddesjelben. 
Innerhalb Preußens jei in Weftpreußen und Brandenburg, obwohl gerade 
von dort die meijten Klagen gekommen jeien, eine durchjchnittliche Vergrößerung, 
in Schlefien, Sachſen und Rheinland dagegen eine erhebliche Verringerung der 
Anbauflächen eingetreten. In Bayern jei eine weniger merkliche Minderung, 
in Baden eher eine Mehrung zu verzeichnen. Am meijten jei Eljaß-Lothringen 
meld gegangen, two die Anbaufläche von mehr als 3400 Hektar in 1872/73 
bis 1376/77 auf durchichnittlich 2500 Hektar in 1884/85 bis 1887,88 und 
auf durchichnittlich 1850 Hektar in den vier nächjten Jahren gejunfen jei. Der 
Grund wurde darin gefunden, daß die franzöfiiche Monopolverwaltung, welche 
vordem bedeutende Mengen Rohtabad aus Eljah-Lothringen bezog, jeit 1884/85 
aufgehört habe, Tabad dort zu faufen. In Folge dejjen und da in Altdeutjch- 
land für die bisher in Eljaß-Lothringen gebauten vorzugsweije ſchweren Tabade 
feine Verwendung fich gefunden habe, jei für dem dortigen QTabadbau eine 
Krifis eingetreten, deren Ueberwindung erjt davon erhofft werde, daß die auf 
Bejjerung der Tabadkultur durch veränderte Düngung und Einführung leichterer 
Sorten gerichteten Bejtrebungen der Landesverwaltung Erfolg hätten. 

Der Preis für inländilches Mittelgut (dachreif) habe jich in jenen Jahren, 
in denen er weder durch Spekulation in Folge eingetretener oder beabjichtigt 
gewejener Gejegesänderungen — wie 1879/80 und 1880/81 — noch durd) 
ungünftige Witterung und dadurch jchlechte Dualität des seyengiee — vie 
1887/88 — außergewöhnlich beeinflußt war, von 40 ME. für 100 kg (aus: 
ſchließlich Steuer) wenig entfernt. Dagegen ſei der Preis für minderwerthiges 
Gut gejunfen und zwar durch verminderte Abjagbarfeit in Folge Verringerung 
der Ausfuhr und namentlich Konfumrücdganges im Inlande. 

Außer Frankreich hätten auc) Defterreich-Ungarn, Italien und die Schweiz, 
früher Abnehmer deutichen Tabads aller Art, die Bezüge aus Deutjchland fait 
ganz eingejtellt, jo daß die Ausfuhr ſich jegt auf Holland und England be: 
Ichränfe, wohin nur noch entrippte Blätter in nicht unbeträchtlichen Mengen 
erportirt werden. Der Rüdgang des inländischen Tabackkonſums jei überall 
erjichtlih. In der jüngeren Generation werde allgemein weniger geraucht, 
als ehedem. Am meijten habe der Verbrauch an Pfeifentabad abgenommen, 
welcher, jelbjt auf dem platten Lande, mehr und mehr der Zigarre gewichen 
jei. Der Konjumrüdgang treffe deshalb auch vorwiegend den Tabadbau jener 
Landestheile, in denen hauptfächlich minderwerthiger jchiwerer Tabad gewonnen 
werde, d. h. Elſaß-Lothringen und die öftlichen und nördlichen Neichsgebiete. 
Daher ‘werde auch in den von dort gekommenen Petitionen hauptjächlich Ber: 
jtärfung des Zolljchuges für den inländischen Tabadbau, jei es durd Erhöhung 
des Eingangszolled oder durch Herabjegung der Inlandsjteuer erbeten, während 
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die Petitionen aus den anderen Tabadbaubezirfen in der Mehrzahl auf andere 
Punkte des Gejeges oder der Ausjührungsbeftimmungen ſich beziehen. 

Eine Erhöhung des Eingangszolles habe jchon der Reichstag 
zu befürworten abgelehnt und es jeien einer jolchen auch die bisher befragten 
Bundesregierungen abgeneigt. Die nächſte Wirfung wäre weitere Verminderung 
der Einfuhr von ausländijchem Tabad und verjtärfter Andrang zum inländijchen 
Anbau. Dies würde wieder zur Verringerung des Abgabenertrages führen, 
ohne den inländischen Anbau lohnender zu machen, da vorausfichtlich eine 
Steigerung der Preije für inländijchen Taback durch weitere Konjumabnahme 
hintangehalten würde. Träte wider Erwarten eine Steigerung des Bedarfs 
an inländiichem Tabad ein, jo würde fie überdies ausjchlielich jenen Gegenden 
zu Gute fommen, welche, weil einen zur Bigarrenfabrifation geeigneten und 
das ausländiiche Erzeugniß theilweife erjegenden Tabad erzeugend, ohnehin 
ſchon in günftigerer Lage jich befänden als die übrigen, Für geringwerthige, 
jchwere, inländische Tabade würde unter der erhöhten Konkurrenz der ins 
ländijchen PBroduftion noch weniger Nachfrage vorhanden jein, als bisher und 
e3 würden die jegt ſchon durch befjere flimatijche und Bodenverhältniſſe bevor: 
zugten Tabadbauern zum Nachtheil der minder gut jitwirten noch weiter be- 
günjtigt werden. 

Auch für eine Ermäßigung der Tabadjteuer habe fich feine der 
betheiligten Regierungen ausgejprochen. Nach Anficht derjelben würde dieſe 
Mapregel nicht nur den Abgabenertrag, jondern auch die Entwidlung des in- 
ländiſchen Tabadbaues gleich nachtheilig beeinfluffen, wie die einjeitige Erhöhung 
des Eingangszolles auf ausländijchen Tabad. Uebrigens werde die Annahme, 
daß der vor 1879 beitandene Zollihug für den inländischen Bau (Steuer von 
4 Mt. 80 Pig. und Zoll von 24 ME. für 100 kg Nohtabad) größer gewejen 
jei, als jegt (Steuer von 45 und Zoll von 85 ME. für 100 kg), allgemein 
als unzutreffend angejehen; vielmehr jei der Zollſchutz, da er fich nicht nach 
der Proportion, jondern nach der arithmetischen Differenz zwijchen Steuer und 
Zoll bemefje, durch das geltende Gejeg nicht nur nicht abgemindert, ſondern 
im Gegentheil reichlich verdoppelt werden. 

Bon mehreren Petenten jei, um eine über den Bedarf hinausgehende in- 
ländiſche Produktion im Falle einer die legtere noch mehr begünjtigenden 
Henderung des bejtehenden Verhältnifjes zwiſchen Eingangszoll und Steuer 
auszuschließen, eine Kontingentirung der Anbau läce nach) Maßgabe 
des jegigen Umfanges derjelben angeregt worden; dies jet von den Regierungen 
deshalb nicht befürwortet worden, weil die Anbauverhältnifje dem natürlichen 
Wandel unterliegen und die Maßregel mehr beläjtigen und Unzufriedenheit 
hervorrufen als befriedigen würde. 

Gleiches gelte von dem ebenfall3 angeregten Zurüdgreifen auf das 
frühere Flächenjteuerjyitem. Set 1879 jei dasjelbe nur in be 
ſchränktem Umfange beibehalten, weil dabei namhaftere Beträge ich nicht er- 
zielen lajjen. Die Gewichtsbejteuerung habe fich nach den gemachten Erfahrungen 
volljtändig eingelebt und würde eine Aenderung auch deshalb ſchon unzweck— 
mäßig ericheinen. Der Einwand gegen die Gewichtiteuer, daß diejelbe die 
Anbauer bejjerer Sorten bevorzuge, treffe auf die Flächenſteuer noch verjtärft 
zu, da auf gleich großen Flächen nicht nur verjchiedenwerthige Tabade, jondern 
auch ganz verjchteden große Mengen gewonnen werden fünnen, . 

Weiter jei die bejchränfte Wiedereinführung der Flächen— 
jteuer für jolche Gegenden vorgejchlagen worden, in denen nur ordinärer 
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Tabak gedeiht. Dem jei entgegenzuhalten, daß die Unterjchiede der Ertrags— 
tähigfeit des Bodens nach der Güte des Erzeugnifjes ſich nicht diſtriktsweiſe 
abgrenzen lajjen und daß jelbit in den bejtgelegenen Anbaubezirfen vielfac) 
minderwerthiger Tabak gepflanzt werde. Die Schägung der Bonität der 
Zabadpflanzungen würde auch der Steuerfontrole Schwierigfeiten bereiten und 
die Folge wären Berufungen und Bejchwerden in großer Zahl. Die Gewichts— 
jteuer wäre dann im Prinzipe preisgegeben und eine Verminderung der Steuer: 
einnahmen ſicher vorauszujehen. 

Bon den Pflanzern der Marienwerder Niederung ſei die Einführung einer 
Uualitätsjleuer beantragt worden. Diejelbe jei jebon bei der Berathung 
des Tabadjteuergejeges eingehend erwogen und wegen der Schwierigfeiten einer 
zuverläjjigen Werthabjchägung der Tabade als praktiſch undurchführbar erkannt 
worden. Dieje Bedenken jtünden der Einführung diejer Steuerart jeßt noch 
entgegen. 

(Die nun folgenden Bemerkungen über die Erzielung von Tabadnac): 
ernten und über die Gewährung von Steuernadhläjjen für durd) Hagel- 
ihlag u. j. w. vor der Ernte bejchädigten, aber nicht völlig unbrauchbar 
gewordenen Tabad, welcher der Gewichtsjteuer unterliegt, können, weil mit den 
prinzipiellen Punkten des Gejeges nicht zujammenhängend, hier außer Betracht 
bleiben). 

Auch die Aenderung der Beltimmungen über den Zeitpunkt der 
Steuererhebung und die Kreditirung der Steuer jei mehrfach ge— 
wünjcht worden, da in einigen Gegenden die Händler die Gejegesbejtimmung, 
wonach die Steuer, wenn der Tabak nicht zuvor veräußert werde, zu einem 
bejtimmten Termin jpätejtens fällig werde und der Pflanzer unter gewiſſen 
Umftänden auch nach der Veräußerung für die Steuer haftbar bleibe, dahin 
ausgebeutet haben jollten, daß fie den Anfauf bis zum Ablauf der Friſt ver: 
zögerten und alsdann das Unvermögen des Pflanzers, für etwaigen Kredit 
die erforderliche Sicherheit zu leiften, zur Musübung eines Preisdrucks miß- 
brauchten. Um die8 unmöglich zu machen, jei beantragt worden, daß die 
Steuerentrichtung grundjäglich erjt beim Verkaufe und nicht zu einem be 
jtimmten Qermine einzutreten habe, daß nicht der Produzent, jondern der 
Käufer allein jteuerpflichtig jein jolle und der Tabad jelbjt als ausreichende 
Steuerficherheit anzunehmen jei. 

Die Regierungen hielten dagegen eine Aenderung der bejtehenden Be— 
jtimmungen nicht im Bedürfniß gelegen, da nach alljeitigem Zeugnig der Ver: 
fauf des Tabads überall lange vor dem Steuerfälligfeitstermin erfolge und 
die den oberjten Landesfinanzbehörden durch 82 des Gejeges vom 5. April 1885 
gewährte Ermächtigung, die Zahlung der Steuer bis 30. Juni des zweiten 
auf das Erntejahr folgenden Jahres zu verlängern, nur vereinzelt in Anjpruch 
genommen worden jei, in Preußen 3. B. nur im Bezirf von Mariemverder 
und einmal im Hauptamtsbezirf Erfurt. Cine gefliffentliche Verzögerung des 
Berfaufes durch Manipulationen der Händler jei nicht beobachtet worden und 
es würde die Verjchiebung des Steuerfälligfeitstermines nur den gutjituirten 
Pflanzern zu Gute fommen, während die übrigen darauf angewiejen blieben, 
den Ernteertrag thunlichſt bald zu realifiren und länger als bis zum 15. Juli 
des auf das Erntejahr folgenden Jahres den Verkauf überhaupt nicht aufhalten 
könnten. Letzteres verbiete ich übrigens auch jchon deshalb, weil die Pflanzer 
in den meijten Anbaubezirfen weder das Fermentiren verjtänden, noch die 
dazu nöthigen Räume bejäßen. 

Annalen des Deutfhen Reicht 1900, 10 
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Die Steuerentrichtung immer erſt beim Verkauf eintreten zu laſſen, ohne 
einen äußerſten Fälligfeitstermin fejtzujegen, werde im Steuerinterejje als un- 
annehmbar erachtet. Es mühten dann zur Sicherung der Abgaben-Intereſſen 
bei den Pflanzern periodiich die Beftände an Tabak aufgenommen werden, 
was jchon wegen der großen Zahl der Steuerpflichtigen unausführbar wäre. 
Ebenjo jet übereinitimmend widerrathen worden, im ‘Falle der Stundung der 
Steuer den Tabad ſelbſt al3 genügende Sicherheit gelten zu lafjen, da hiedurch 
das fisfalifche Intereſſe gefährdet würde und eine Berpfändung des Tabads 
nicht ausführbar wäre, weil derjelbe wegen der nothwendigen Bearbeitung 
nicht unter amtlichen Verſchluß gejegt werden könne. 

Daß die Haftung für die Steuer ausjchlieglich dem Käufer des Tabaks 
auferlegt werde, jei gleichfalls als bedenklich zu erachten, da in $ 19 des Ge- 
jeges bereit3 die regelmäßige Entlaſſung des Pflanzers aus der Haftpflicht 
vorgejchrieben jei — foferne fich nicht wegen mangelnder Sicherheit befondere 
Anftände ergeben — und die verlangte Entlajjung aus der Haftpflicht auch 
nicht verweigert werden dürfe, wenn die Uebergabe des Tabads vor der Steuer- 
behörde ftattfinde, und da es zu viel verlangt wäre, wenn die Steuerverwaltung 
im Falle der Veräußerung des Tabads ſich auch dann noch ausichlieglich an 
den Käufer halten müßte, wenn jie wegen jeiner Unficherheit Gefahr liefe, die 
Steuer zu verlieren. 

Bon mehreren Seiten jei auch eine allgemeine Erhöhung der 
Ausfuhrvergütungsfäge beantragt worden, wozu indejjen fein Anlaß 
beitehe, da die jegigen Säge unter Anhörung von Sachverjtändigen nad) dem 
Grundjage feftgejegt worden jeien, die Steuer bezw. den Boll voll zu erjtatten, 
die Gewährung von Prämien aber zu vermeiden. 

(Es folgen nun noch Ausführungen über die ftenerfiche Behandlung der 
Tabadrippen und jogenanntn Kabojchen, dann über die behauptete 
Unzulänglichfeit der Zahl der Vermwiegungsftellen, über die 
Gewährung von Zujchlägen zum Tabafgewicht in beftimmten in 88 17 
und 18 des Gejeges erörterten Fällen und über die Geftattung des Laugen 
der Tabadblätter auf der Niederlage, welche hier, weil jteuertechnijche 
Spezialfragen betreffend, gleichfalls außer Betracht bleiben fünnen). 

Dieſe Denkichrift ging dem deutjchen Neichstage, wie jchon erwähnt, am 

7. Februar 1891 und zwar gleichzeitig mit der Meittheilung zu, dab der 
Bundesrath beichloffen habe: 1. für das Entrippen von inländiichem Taback 
in Theilungslagern bejtimmte, hier nicht zu erwähnende Aenderungen der 
geltenden Bejtimmungen zu treffen, 2. der Neichstagsrejolution vom 8. Februar 
1889 — durch welche befchloffen worden war, die verbündeten Regierungen 
au erjuchen, den mehrfachen Klagen und Wünjchen von inländiichen Tabad- 
auern gegenüber in eine Prüfung der Frage einzutreten, inwieweit eine Er- 
leichterung der Formen der Veranlagung und Erhebung der Tabadteuer, jowie 
der Steuerfäge für Tabad fich empfehle und das Ergebniß der Unterjuchung 
dem eos baldthunlichjt vorzulegen — eine weitere Folge nicht 
zu geben. 

Dee Tage darauf, nämlich unter dem 9. Februar 1891,') gelangte an 
den Reichstag ein Antrag Menzer und Genojjen, durch welchen beantragt 
wurde, die verbündeten Regierungen zu erjuchen, „dem Reichstag möglichit 
noch in diejer Sejjion eine Vorlage zu unterbreiten, wonach der Bollias für 
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Tabadsblätter, unbearbeitete und Stengel (No. 25 1. 3.T.G.) von 86 ME. pro 
100 kg auf 125 ME. zu erhöhen und die bejtehende Tabafjteuer von 45 ME. 
auf 24 ME. zu ermäßigen ift.“ 

Achnliche Anträge und Petitionen find im Laufe der Zeit wiederholt an 
den Reichstag gelangt, aber ſtets ohne Erfolg geblieben, weshalb wir auf 
ſämmtliche einjchlägigen Neichstagsverhandlungen hier auch nicht eingehen 
fönnen. Wenm wir indejjen die an diejen Antrag gefmüpfte Neichstags- 
debatte nachfolgend wiedergeben, jo geichieht e8 deshalb, weil in diejer Debatte 
von mehrere Seiten gewijjermaßen Antivort auf die vorjtehende Bundesraths- 
denfichrift ertheilt wurde. 

Die erjte Berathung obigen Antrags fand in der Neichstagsfigung vom 
10. Februar 1891 ftatt.') 

Antragjteller Abgeordneter Menzer führt gu Begründung aus, daß 
früher für 100 kg die Steuer 4 und der Zoll 24 ME. betragen habe, aljo 
ein Proportionalverhältniß von 1:6, während heute die Steuer 45, der Zoll 
80 ME. (joll heißen 85 ME.) betrage, die Differenz aljo auf 1:1,80 ver- 
jchoben jei. Hiezu komme noch, daß ausländiiche Tabade in jehr trodenem 
Zujtande hereinfämen und zur Verzollung gelangten, jo daß der inländijche 
Zabad jtatt mit 45, durchichnittlich mit 53 ME. befaftet jei. Früher habe 
aljo ein Zollſchutz von 20 ME. auf den Zentner inländiſchen Tabads beſtanden, 
jegt bejtehe ein jolcher von 40 Mk. Das ericheine vortheilhaft, aber es jei 
wohl zu berüdjichtigen, da mit 45 ME. der minderwerthige deutjche Tabad 
mit über 100 Prozent Werth belajtet werde, der ausländijche aber nur mit 
10 bis 25 Prozent vom Werthe, was doch eine jchreiende Ungerechtigfeit gegen 
das deutſche Erzeugniß in ſich jchließe. Redner äußert ſich dann noch über 
verjchiedene andere Klagen und Wünjche der Tabakbauern, bezeichnet die Be— 
hauptung, daß in Baden die Anbauflächen jich vergrößert hätten, als nicht 
ganz zweifellos, da die Vergrößerung nur da eingetreten jei, wo jeither fein 

abaf gebaut wurde, während in den alteingejejjenen Tabadbaubezirken 
(badiiche Pfalz, Hanauer Land, Landamt Karlsruhe), die jeit 200 Jahren 
Tabackbau hätten, derjelbe entjchieden zurüdgegangen jei, wie auch in Elſaß— 
Lothringen, wo der Nüdjchlag ein noch größerer jei. Der den Bauern 
vom grünen Tijch ertheilte Rath, die Kulturarten zu ändern, Tabak nad) 
holländijcher Art zu pflanzen, andere Düngungsmittel anzumenden, jei gut 
gemeint, aber in der Praxis nicht jo leicht zu befolgen. Der in der Denk: 
Ichrift angegebene Durchjchnittspreis von 40 ME cheine ihm nicht zutreffend ; 
in der Pfalz betrage derjelbe faum 34 ME. Sehr charafteriftiich für die Wirfun 
des nach jeiner Meinung abjolut unrichtigen Zoll und Steuerjages jet, dab 
dad minderwerthige Produft der Tabadpflanze, das Sandblatt, viel theurer 
bezahlt werde, als die werthvolleren Blätter der Tabadjtaude, nur deshalb, 
weil das minder gute Sandblatt feine Konkurrenz jeitens des Auslandes habe, 
was eine umbeitrittene Thatjache jei. Die Tabadbauern jeien reif für das 
Monopol. Monopolifirt jeien fie ja jet jchon, da im jedem Dorfe bejtimmte 
Unferfäufer jäßen und der Bauer, der jich ihren Bedingungen nicht füge, 
einfach in Verruf füme, jeinen QTabad nicht los werde und nur mit Verluſt 
an einen andern veräußern fünne. 

Ubgeordneter Dr. Höffel jpricht als Eljaß-Lothringer warm für den 
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Antrag, verweilt auf den Rückgang des Tabackbaues in Eljaß-Lothringen, auf 
den großen Umfang der Einfuhr aus dem Auslande gegenüber der Erzeugun 
im Inlande und auf die jpeziell aus Eljaß-Lothringen vorliegende, von 211 
Tabadbauern unterzeichnete Petition. 

Abgeordneter Förfter jpricht gegen die Erhöhung des Tabadzolls, da 
diejelbe einerjeit3 den Tabadbauern nicht den erhofften Vortheil brächte, an— 
dererjeit8 aber den Konſum vermindern und auf die Tabadinduftrie ſohin nach» 
theilig wirken würde. Gegen die Ermäßigung der Tabadjteuer habe er indejjen 
nicht einzuwenden. 

Abgeordneter von Winterfeld-Menkfin jteht vollitändig auf dem 
"Boden des Antrags Menzer und Genoffen, da er das Verhältniß zwijchen 
Inlandsjtener und Zoll als jehr ungünjtig für den inländiichen Tabadbau 
anjehe. In der Udermarf habe der Tabadbau infolge der neuen Steuer: und 
Bollverhältniffe jehr abgenommen und es habe der Preis im vorigen Jahre 
nur 6 Mark betragen, während der Tabadbauer nur bejtehen könne, wenn 
er mindeſtens 15—18 Mark pro Zentner erziele. Letzteres jei aber jegt kaum 
mehr möglich, weil der Händler mit dem Bemerfen, die Steuer ſei jo hoch), 
daß das inländiiche Produft fie gar nicht tragen fünne, und die billige im— 
portirte ausländiiche Waare jei viel bejjer, den Preis des Tabads herab: 
drüde und mit der Drohung, daß der Bauer, wenn der Steuertermin nicht 
eingehalten werde, den Tabad werde verbrennen müſſen, die Bauern ziwinge, 
zu nehmen, was fie befommen. Es werde immer gejagt, es handle jich beim 
Tabackbau um eine geringe Anzahl von Menfchen, aber e8 ernährten fich von 
demjelben doch beinahe eine Million Menfchen, was doc) eine achtbare Zahl 
jei. Wenn in der Denkichrift gejagt werde, eine Erhöhung des Eingangszolls 
werde zu einer Weberproduftion an inländischem Taback führen, jo erwidere 
er darauf, dab jchon dafür gejorgt ſei, dab die Bäume nicht in den Himmel 
wachjen. Tabad fünne nicht beliebig überall gebaut werden, jondern nur auf 
dem geeigneten, humoſen, warmen und dungfräftigen Boden. Es müſſen gute 
MWiejen jein, die die Düngung ermöglichen, und auch die Möglichkeit, einen 
guten Viehftand zu halten, viel Dünger zu erzeugen. Ferner jei nöthig, dab 
die gehörigen Arbeitskräfte vorhanden find, denn der Tabadkbau erfordere eine 
große Menge von jubtilen Handarbeiten, die aber vom ältejten Greije und 
von einigermaßen findigen Kindern jchon ausgeführt werden fünnten, jedenfalls 
aber nur da möglich feien, wo eine zahlreiche arbeitende und eingejchulte Be— 
völferung vorhanden jei. Der Anbau jei gar nicht jo einfach, da von dem 
Moment an, wo der Samen ins Frühbeet gelegt werde, bis zu dem Moment, 
wo der Tabad aufgezogen und aufgehängt werde, jehr viele jachverftändige 
Arbeiten nöthig jeien, die nur eine dazu erzogene Bevölferung verftehe. Es 
jei aljo ein Irrthum, anzunehmen, daß der Tabadbau allzujehr jich ausdehnen 
und daß das fisfalifche Interefje dann darüber leiden werde. Schließlich 
regt der Redner an, den ausländiichen Tabad nach dem Werthe zu bejtenern, 
d. h. für die verjchiedenen Qualitäten je nach ihrem Werthe verjchiedene Zoll: 
jäge feſtzuſetzen. 

Bundesrathsbevollmächtigter, Staatsjefretär des Neihsichagamts, Frhr. 
von Malkahn bezieht fich gegenüber den vorftehend angegebenen Ausführ— 
ungen auf den Inhalt der Denfjchrift und äußert fich hinfichtlich des eljäl- 
ſiſchen Anbaues dahin, daß es fich behufs Beſſerung der dortigen Verhältniſſe— 
weniger um eine Verbejjerung des Anbaues, als um die veränderten Abjaß- 
gebiete handle In früherer Zeit ſei der ſchwere elſäſſiſche Tabad willig ges 
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nommen worden, weil er für Schnupf- und Nauchtabadzwede verwendet 
wurde. Der deutiche Marft fordere mehr Zigarrentabad und überhaupt habe 
jich im neuerer Zeit der Gejchmad der Raucher mehr von der Pfeife ab» und 
der Zigarre zugewendet. Diefe bedinge leichtere Tabade und deshalb fei der 
ſchwere Elſäſſer Tabak nicht jo leicht abjegbar, wie früher. Bezüglich des 
Antrags Menzer und Genojjen ſeien neue Gefichtspunfte in der Diskujfion 
nicht zu Tage getreten, weshalb eine veränderte Stellungnahme der verbündeten 
Regierungen gegenüber dem in der Denkjchrift eingenommenen Standpunfte 
nicht wohl zu erwarten jei. 

Abgeordneter Scipio verweilt, nachdem von verjchiedenen Seiten der 
bedeutende Nüdgang des Konſums an inländiichem Tabad infolge der neuen 
Steuerveranlagung betont worden jei, auf den Umſtand, daß die inländiiche 
Tabaderzeugung nicht allein in den inläudiſchen Konſum gehe, jondern daß 
auch ein nicht unbedeutender Erport ftattfinde, im welcher Beziehung die Er— 
leichterung der jtenerlichen Behandlung der Rippen jehr zu begrüßen jei, da 
jegt ein bejjerer und leichter entrippter Tabad an das Ausland verfauft werden 
könne. Wenn von eljäjliicher Seite das Monopol gewünjcht werde, jo müffe 
er hervorheben, dab ein Monopol in Deutichland ganz anders auf die eljah- 
lothringiſchen Interejfen eimvirfen würde, als es das Monopol in Frankreich 
gethan habe. Unter legterem jeien jchwere Tabadjorten gejucht gewejen, würde 
aber ein Monopol in Deutichland eingeführt, jo würden die deutjchen Ver— 
hältnifje zur Richtichnur zu dienen haben, unter denen vieles anders jei. Der 
Tabadfonjum würde jehr zurückgehen und es fünnte Elſaß-Lothringen nur ein 
außerordentlich geringes Quantum des zu bauenden inländischen Tabads zu: 
gebilligt werden, jo daß der Zujtand dort erheblich jchlimmer würde, als er 
heute ohne Monopol jei. Was die Inlandsjteuer anlange, jo drücke Diefelbe 
nicht deßhalb jo jehr, weil das Verhältnig zwifchen Zoll und Steuer zu um: 
günjtig jet, jondern hauptjächlich deßhalb, weil bei der Gewichtiteuer die ver: 
ichiedenen Einflüfje auf die Qualität gar nicht berüdjichtigt werden fönnen 
und der Bauer, wenn er eine jchlechte Ernte habe, dazu noch) jchlechte Preiſe 
befomme. Er werde gegen die Erhöhung des Zolld, aber für die Erniedrigung 
der Steuer jtimmen. 


Abgeordneter Dr. Barth fpricht gegen die Erhöhung des Eingangszolls, 
durch welche bloß ein vermehrter Konjum des schlechten inländischen Tabads 
bezweckt werden jolle. Es jei nicht richtig, zu behaupten, daß durch die Zoll: 
erhöhung bloß die Zigarre des reichen Mannes vertheuert, der arme Mann 
aber dadurch nicht betroffen werde. Der in Deutichland konſumirte ausländijche 
Tabak umfajje etwa 400000 Doppelzentner umd gerade die größere Maſſe 
dieſes Tabads gelange in den breiten ärmeren Schichten der Bevölkerung zum 
Konjum, jo daß cine Erhöhung des Zolls von 85 auf 125 Marf eine jchwere 
Belajtung der unterjten Bevölferungsflaffen bedeuten würde. Imdireft würde 
eine jolche Zollerhöhung infolge des vorausjichtlichen jtarfen Konjumrüdgangs 
auch noch weitere Kreiſe, nämlich die Tabadinduftrie, nachtheilig treffen. Er 
bitte, den Antrag rundweg abzulehnen. 

Es wird hierauf zur Abjtimmung gejchritten und zivar in zwei Theilen, 
nämlich zunächjt über die beantragte Erhöhung des Zolls, jodann über die 
beantragte Ermäßigung der Steuer. 

Die Erhöhung des Zolld wird von der Mehrheit abgelehnt. 


Bei der Abjtimmung über die Ermäßigung der Steuer ergab ji), daß 
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mit Ja 96 Abgeordnete, mit Nein 57 geftimmt haben, und erflärt der Vice: 
präjident Graf von Balleftrem den Reichstag daher beichlußunfähig. 

Die nochmalige Abftimmung über diejen Theil des Antrags erfolgte in 
der Neichstagsfigung vom 11. Februar 1891') und wurde derjelbe hiebei von 
der Mehrheit angenommen. 


Da indeſſen der Bundesrath diefem Neichstagsbejchluß nicht zuftimmte, 
erlangte derjelbe nicht Gejegesfraft. 

Wir geben nun im Nachjtehenden den Wortlaut des Gejeßes vom 16. 
Juli 1879, betreffend die Beitenerung des Tabads (Reichsgeſetzbl. S. 245) 
unter Berücjichtigung der Aenderungen, welche durch das Gejeß vom 5. April 
1885, betreffend Abänderung der 88 12, 16 und 19 des vorbezeichneten 
Geſetzes (Reichsgeſetzblatt ©. 83), veranlaßt worden find. Diefe Aenderungen 
find durchſchoſſen gedrudt. 


Eingangsabgabe, 


8 1. Vom 25. Juli d. J. an ift an Eingangszoll zu erheben von 100 kg.: 
1. Tabadsblätter, unbearbeitete und Stengel, auch Tabadfaucen 85 Mark. 
2. Fabrizirter Tabad. 
a, Cigarren und Gigarretten 270 Marl, 
b. anderer 180 Marf. 


Befteuerung des inländifhen Tabacks. 
A, Gemwidtsiteuer. 


$ 2. Der innerhalb des Bollgebiets vom 1. April 1880 an erzeugte Tabad unterliegt 
der Beitenerung nah Maßgabe —* Geſetzes. 
Die Steuer beträgt: 

a. für das Jahr 1880 20 Marl. 

b, für das ‚jahr 1881 30 Marf. 

e, für das Jahr 1882 und folgende 45 Marf, 
für 100 kg. nad; Maßgabe des Gewichts des Tabads in fermentirtem oder getrodnetem 
fabrifationsreifem Buftande. | 

In welden Fällen an Stelle diefer Steuer die Entrichtung einer Abgabe nad) Maß— 

* — Flächenraums des mit Taback bepflanzten Grundſtücks tritt, iſt in den 88 23 u. ff. 
eſtimmt. 


Anmeldung der Tabackpflanzungen. 


$ 3. Jeder Inhaber eines mit Taback bepflanzten Grundſtücks (Tabackpflanzer), auch 
wenn er den Taback gegen einen beſtimmten Antheil oder unter ſonſtigen Bedingungen 
durch einen Anderen anpflanzen oder behandeln läßt, iſt verpflichtet, der Steuerbehörde 
des Bezirks bis zum Ablaufe des 15. Juli die bepflanzten Grundſtücke einzeln nach ihrer 
Lage und Größe genau und wahrhaft ſchriftlich anzugeben. Derſelbe erhält darüber von 
der gedachten Behörde eine Beicheinigung. 

‚m Betreff der erft nach dem 15. Juli bepflanzten Grundftüde muß die Anmeldung 
Ipätejtens am dritten Tage nad) dem Beginn der Bepflanzung bewirkt werden. 

8 4. Die Angaben ($ 3) werden feitens der Steuerbehörde geprüft, welche dabei von 
dem Gemeindebeamten zu unterftügen it. Vermeſſungskoſten dürfen dem Tabadpflanzer 
hierdurch nicht erwachſen. 


Haftung des Rabakpflanzers für die Vorführung des Tabacks zur Vermwiegung. 


$ 5. Der Inhaber eines mit Tabad bepflanzten Grunditüds haftet für die Geitellung 
des auf demfelben erzeugten Tabads zur amtlichen Verwiegung. Diefe Verpflichtung 
geht, wenn nad der Anmeldung ($ 3) und vor Beendigung der Ernte ein Wechſel in der 
Berion des Inhabers des Grundjtüds eintritt, auf den neuen Inhaber über, ohne Rüdficht 
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auf die von den Intereſſenten getroffenen Verfügungen. Bon jeder ſolchen Veränderung ift 
binnen 3 Tagen nad dem Eintritt der Steuerbehörde eine fchriftlihe, von dem neuen 
‚Inhaber und, im Falle der freiwilligen Veräußerung, auch von dem bisherigen Inhaber 
zu unterzeichnende Anzeige zu machen. 


Ermittelung der zu vertretenden Blätterzahl oder Gewichtsmenge. 


$ 6. Um die vollitändige —— des erzeugten Tabacks zur Verwiegung zu ſichern, 
iſt die Steuerbehörde befugt, vor dem Beginn der Ernte zu einer für den Inhaber des 
Grundſtücks verbindlichen Feſtſtellung der Blätterzahl oder der Gewichtsmenge ju ſchreiten, 
welche mindeſtens zur Verwiegung geſtellt und, ſoweit dies nicht geicheben, und auch der 
Abgang nicht oriähriftsmäßig nachgemwielen iſt ($ 9), veritenert werden muß. In dem 
alle der Feſtſtellung der Blätterzahl wird der Steuerbetrag für-die nicht zur Verwiegung 
en Blätter ($ 21) nad dem für gleichartige Blätter ermittelten Durchſchnittsgewicht 
erechnet. 

$ 7. Die behufs amtlicher Feitiegung der zu vertretenden Blätterzahl oder Gewichts— 
menge erforderlichen Ermittelungen werden an Ort und Stelle, und zwar eritere durch 
Steuerbeamte, melde dabei durd einen geeigneten Stellvertreter der Gemeidebehörde zu 
unterftüßen jind, legtere dur eine Schäßungstommiflion vorgenommen, die aus dem 
Oberkontrolör, einem von der Gemeindebehörde und einem von der Steuerbehörde ernannten 
Sachveritändigen befteht. 

Der zur Vornahme der örtlichen Ermittlungen, bezw. Abihäsung anberaumte Termin 
it der Gemeindebehörde und durch diefe den FTabadpflanzern vorher bekannt zu machen. 
„jeder Tabadpflanzer ift berechtigt, den Ermittelungen auf — Grundſtücken beizuwohnen. 

Das Ergebniß wird für jedes — Grundſtück in ein Regiſter eingetragen und 
durch Offenlegung des letzteren in der Gemeinde oder Zuſtellung eines Auszugs an den 
Tabadpflanzer befannt gemacht. 

Innerhalb einer präflufiviichen FFrift von 3 Tagen nad der in ortsüblicher Meife 
erfolgten Belanntmahung der Offenlegung des Regiiters bezw. nach dem Empfang des 
Auszugs kann der Tabadpflanzer gegen die Feſtſezung Einipruch erheben. Der Einſpruch 
it in die dazu beitimmte Spalte des Regiſters einzutragen oder der Steuerbehörde Ichriftlich 
zuzuftellen und muß in allen Fällen den Betrag der verlangten Ermäßigung genau be 
zeichnen. 

Die Entfcheidung über den Einipruch wird von der für den betreffenden Bezirk nieder- 
gelegten Kommiſſion erlafien, welche aus dem Oberinipeftor oder dem von ihm beauftragten 
Oberkontrolör und zwei von der höheren Vermwaltungsbehörde des Bezirks ernannten ver- 
eideten Sacveritändigen befteht und ihre Beichlülle nah Stimmenmehrheit faßt. Die 
Leitung der Verhandlungen fteht dem Oberinſpektor ig Oberkontrolör zu. 

Wird der Einſpruch unbegründet befunden, jo können dem Tabadpflanzer die durch 
die Unterfuhung und Entiheidung entitandenen Koiten ganz oder theilweiie zur Laſt gelegt 
werden. 

8 8. Die Feſtſeßzung der zu vertretenden Blätterzahl oder Gewichtsmenge kann mit 
der in $ 6 angegebenen Wirkung durch eine auf Erfordern der Steuerbehörde von dem 
TIabadpflanzer ichriftlich einzureichende verbindliche Deklaration der Anzahl der Pflanzen 
und der durdhichnittlichen Blätterzahl besw. der mindeftens zur Verwiegung zu ftellenden 
Gemwichtämenge erſetzt werden, fofern bei Prüfung der Deklaration fich gegen dem Anhalt 
nicht zu erinnern findet oder die erhobenen Grinnerungen fofort erledigt werben. 


$ 9. Die feſtgeſetzte Tabadmenge erleidet eine Werminderung : 

1. in folge etwaiger vor der amtlichen Verwiegung eingetretener Unglüdsfälle (mozu 
auch ein nach Feſtſetzung der Blätterzahl bezw. der Gewichtsmenge eingetretener Mißwachs 
zu rechnen), fomweit dadurch ermweislich die Blätterzahl oder die Gemwichtsmenge des cr- 
jeugten Tabacks vermindert iſt. i 

Von jedem derartigen Unglüdsfalle ift ſpäteſtens am vierten Tage nach dejien Ein- 
treten und, wenn derjelbe den Taback auf dem Felde betroffen hat, jedenfalls vor voll 
endeter Ernte der Steuerbehörde jchriftlic; Anzeige zu machen, welche die amtliche Erhebung 
des Verluftes zu veranlaflen und iiber den Anfpruc auf Verminderung der zu vertretenden 
Blätterzahl beziehungsmeife Gemwichtsmenge zu enticheiden hat; 

2. in Folge des unter, ee Verhältniffen bis zur Verwiegung entftehendeu 
mn an Bruch und Abfall. 

_ Wegen des biefür zuzugeftehenden Abzugs, ſowie wegen des Verfahrens in den unter 
ar gedachten Fällen find die von dem Bundesrath zu erlafienden Anordnungen zu 
eobachten. 
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Befud, der Trockenräume. 


$ 10. Den Steuerbeamten ift der Zutritt zu denjenigen Räumen geftattet, in welchen 
der geerntete Tabad getrodnet oder bis zur Verwiegung aufbewahrt wird. Dielelben können 
jederzeit die Uebergabe zur Identifizirung des Tabads geeigneter Proben verlangen, welche 
nach Feſtſtellung der Steuer zurüdzugeben find. 


Deräußernng des Tabacks vor der Verwiegung. 


8 11. Bevor der in $ 5 gedachten Verpflichtung genügt it, darf der Tabadpflanzer 
fich des Befiges des auf dem angemeldeten Grundftüd erzeugten Tabads oder eines Theils 
davon bei oder nach der Ernte nicht entäußern, außer mit Genehmigung der Steuerbehörde 
x unter den von derfelben hinſichtlich der Sicherftellung des Steueranipruchs zu ftellenden 

edingungen. 
ie Ausfuhr des noch nicht zur Vermiegung geftellten Tabads über die Zollgrenze ift 
nur nach vorheriger Anmeldung und unter amtlicher Kontrole geltattet. 


Verwiegung. 


8 12. Das Gewicht des Tabacks wird nach bewirkter Trocknung und vor Beginn der 
Fermentation fpäteitens am 31. März des auf das Erntejahr folgenden jahres durch amıt= 
lihe Berwiegung bei der Steuxeritelle des Bezirls oder der nadı Bedürfniß in dem einzelnen 
Produftionsorte eingerichteten bejonderen Verwiegungsſtelle ermittelt. 

Die oberiten Landesfinanzbehörden find ermädtigt, ausnahms- 
weife zu geftatten, daß die Gemwidhtsermittelungen erit nad dem 31. 
März, jedoch fipäteitens bis zum 31. Mai des auf das Erntejahr folgen- 
den Jahres geſchehe. 


Verpachung des Tabacks zur Verwiegung. 


8 13, Zu dieſem Behuf find die Tabacksblätter nach dem Abhängen nah Maßgabe 
der von der Steuerbehörde bekannt gemachten Anweiſung in Büſchel und Bündel zu ver— 
paden und zur Verwiegung zu ſtellen. 

Außerdem find die gewonnenen Grumpen, Bruch und fonitigen Abfälle zur Verwie— 
gine we ah Die für die Umfchließungen des verwogenen Tabads zu vergütende 

ara wird auf Grund von Probenverwiegungen beftimmt. 


Zeit der Vermwiegung. 


8 14. Die Steuerbehörde hat nad Anhörung der Gemeindebehörde die Zeit, wann 
beziehungsmweile die Friſt bis zu deren Ablauf die Vorführung des Tabads zur Revifion 
und a geicheben muß, zu beftimmen und durch die Gemeindebehörden in orts- 
üblicher Weile befannt machen zu laſſen. 

Mo das Bedürfniß vorliegt, die amtliche Perwiegung der Grumpen oder Sandblätter 
früher, als diejenige des Überguts zu veranlaflen, fan die Gemeindebehörde einen be— 
fonderen Verwiegungstermin für die Grumpen, fomwie für die Sandblätter beantragen. Syn 
diefem alle hat diefelbe von dem bevorftehenden Verkauf der Grumpen beziebungsmeiie 
—— Beginn des Abhängens der Sandblätter der Steuerbehörde beſondere Anzeige zu 
machen. 


Verfahren. 


8 15. Die Anzahl der zur Verwiegung geitellten Bündel ($ 18) ift vor dem Beginn 
der Nevifion und Verwiegung dem MWägebeamten fchriftlih anzumelden. Ergeben ſich aus 
der Anmeldung oder bei der Revifion oder Verwiegung Anftände, die eine weitere Inter 
fung nöthig machen, fo hat fich der Inhaber des Tabads gefallen zu laſſen, daß derielbe 
auf feine Koften unter amtlicher Werwahrung und Verichluß gehalten wird, bis die Ab- 
fertiguung der unbeanftandeten Poſten beendet iſt. 

Die bei der Reviſion und Verwiegung nöthigen Hanbdienitleiftungen hat der Inhaber 
des Tabads zu verrichten oder auf feine Koften verrichten zu laflen. 


Feſtſtellung der Steuer. 

$ 16. Ueber das Ergebniß der Verwiegung wird eine amtlihe Beicheinigung ertheilt. 
Demnächit erfolgt die zFeititellung des Steuerbetrags, wobei das ermittelte Gewicht des 
dachreifen Tabads nah Abzug von einem Fünftel desielben als das fteuerpflichtige Gewicht 
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des Tabads in fermentirtem oder getrodnetem fabrilationsreifen Zuftande angenommen 
wird. Der —— Steuerbetrag wird ſodann demjenigen bekannt gemacht, welchem die 
Geſtellung des Tabacks zur amtlichen Verwiegung obliegt; für die Entrichtung der Steuer 
iſt dieſer zunächſt baftbar ($ 19). 

Der feſtgeſtellte Betrag iſt bei der erſtmaligen Veräußerung des Tabacks, ſpäteſtens 
jedoch am 15. Juli des auf das Erntejahr folgenden Jahres zu zahlen, ſoweit nicht Kredit 
bemilligt, oder der Tabad zur Ausfuhr über die Zollgrenze oder zur Aufnahme in eine 
für unverzollte Waaren beitimmte, oder mit Bemilligung der Steuerbebörde ausschließlich 
für dieſen Zweck eingerichtete öffentliche oder unter amtlihem Mitverichluß ftehende Privat- 
niederlage abgefertint wird. Die Lagerung und Perfendung von unverfteuertem Taback 
unterliegt der amtlichen Kontrolle nad) den hierüber vom Bundesrathe getroffenen Be— 
ftimmungen. 

Den oberften Landesfinanabebörden wird die Befugniß ertbeilt, 
im Falle des Bebürfniffes die Friſt zur Zahlung der Steuer über den 
15. Juli des erften auf das Erntejahr folgenden Gabres binaus bis zur 
erfimaligen Veräußerung des Tabads, längftens jedodh bis zum 80. 
Juni des zweiten auf das Erntejabr folgenden Jahres zu verlängern. 

Die Verftenerung unterbleibt, fomweit die Vernichtung des Tabads bei der Vermiegung 
beantragt und demnächſt unter amtlicher Aufficht vollzogen wird. Desgleihen wird von 
dem auf der Niederlage nänzlich verdorbenen und unbrauchbar gewordenen Tabak, nachdem 
derielbe unter amtlicher Auflicht vernichtet worden, Steuer nicht erhoben. Wird der noch 
im ganzen beim Tabadpflanzer vorhandene Tabadgemwinn durch Feuerſchaden ganz oder 
theilweiie bis zum Ablauf der für die Entrihtung der Steuer feitgeiesten 
Friſt ermeislich zeritört, fo fann ein verhältnikmäßiger Erlak der Steuer gewährt werden. 

$ 17. Wenn inländifher Tabad in eine Niederlage für unverzollte Waaren auf» 
genommen wird. fo finden auf denielben die für die betreffende Niederlage überhaupt 
geltenden Vorfjchriften mit der Maßgabe Anwendung, daß in allen Fällen das Auslagerungs- 
—— der weiteren Abfertigung der abgemeldeten Mengen zu Grunde gelegt wird und die 

im Uebergang in den freien Verkehr zu entrichtende Steuer nach dem Satze von der 
Steuer für inländiſchen Taback (8 2) zu bemeſſen iſt. Dagegen erliſcht die Verpflichtung 
zur Entrihtung der Steuer, welche bei der in Gemäßheit des $ 16 vorgenommenen amt 
lichen Verwiegung für den in die Niederlage aufgenommenen Tabad feitgeitellt war. Dem— 
gemäß wird von dem Steuerbetrage, welchen der Niederleger in Gemäßheit der nad) $ 16 
erfolgten ?eitftellung oder in Folge fpäterer Uebernahme ($ 19) zu entrichten hat, bei der 
Aufnahme einer Tabadmenge in die Niederlage regelmäßig derjenige Betrag abgelegt, welcher 
für ein gleiches Gewicht Tabad in dachreifem Zuftande ermittelt ift. Iſt nachweislich durch 
Eintrodnen während des Transports von der amtlichen Verwiegungsitelle ($ 16) bis zur 
Niederlage ein Gemwichtäverluft entftanden, oder hat nach der amtlichen Verwiegung ($ 16) 
ımd vor Einlieferung zur Niederlage noch eine Lagerung ftattaefunden, jo kann für die 
Eintrodnung während des Transports und während der Lagerung nad den vom Bundes- 
rath zu treftenden näberen Beltimmungen nod ein entiprechender Zuſchlag zu diefem Ge— 
mwichte gewährt, und der fich hienach ergebende höhere Betrag von der uriprünglich feit- 
geitellten Steuer ($ 16) abgefeßt werden. 

Auf befonderen Antrag kann die Aufnahme des unverfteuerten Tabads in eine Nieder- 
lage der bezeichneten Art auch mit der Wirkung zugelaſſen werden, daß derielbe in Bezug 
auf die fernere Abfertigung dem unverzollten ausländiichen Tabad gleichgeitellt und beim 
Uebergang in den freien Verkehr der Eingangsabgabe ($ 1) ——— wird. 

$ 18. Auf die mit Bewilligung der Steuerbehörde ausſchließlich für die Aufnahme 
von umnverfteuertem inländiihem Taback eingerichteten öffentlihen oder unter amtlichem 
Mitverfchluß ftehenden Privatniederlagen finden die Beitimmungen in 88 97 bis 104, be- 
ziehungsmweife in $ 108 des Vereinszollgefeges mit der vorftehend in $ 17 Abf. 1 bezeichneten 
Mabgabe analoge Anwendung. 

Die näheren Bedingungen für die Bewilligung und Benusung Tolcher Niederlagen, 
ſowie die fpeziellen Vorfchriften über die Abfertigung des zu denfelben gelangenden und 
aus ihnen zu entnehmenden Tabads enthält das zu erlafiende Regulativ. ? 


Haftung für Emtrihtung der Steuer. 


en» Bei der eritmaligen Veräußerung des Tabads wird der Käufer oder fonftige 
Erwerber zur Entrihtung der Steuer verpflichtet. In folchen Fällen bat der bisher Steuer- 
pflichtige ($ 16) vor der Llebergabe des Tabads die Steuerbehörde von der Veräußerung 
zu benachrichtigen und für die Steuer jo lange jolidariich zu haften, als er nicht durch die 
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Steuerbehörde ausdrüdlich davon entbunden wird. Bis diefes geicheben ift, fan er Die 
Vebergabe des Tabad3 an den Käufer verweigern. Die Steuerbehörde hat die Entlaſſung 
des urjprünglich Steuerpflichtigen aus diejer folidarifchen Haftpflicht regelmäßig zu gewähren, 
fofern nicht im einzelnen Falle wegen der Perfönlichteit des Käufers oder mangelnder 
Sicherheit für die Steuerentrichtung bejondere Bedenken entgegenftehen. Die verlangte Ent— 
laflung aus der Haftpflicht darf nicht verweigert werden, wenn die llebergabe des Tabacks 
vor der Steuerbehörde ftattfindet. Hat die Uebergabe des Tabads an einen Käufer oder 
fonftigen Erwerber nit bis zum Ablauf der Mir bie Entrihtung der Steuer 
feitgefesten Friſt ftattgefunden, oder foll der Tabad vor der eritmaligen Veräußerung 
in den freien Verkehr geiekt werden, fo ift der Tabadpflanzer zur Entrichtung der Steuer 
verpflichtet. In jedem Falle haftet der Tabad ohne Rückſicht auf die Rechte eines Dritten 
an demfelben für die darauf ruhende Tabaditeuer und kann, folange deren Entrichtung 
nicht erfolgt, von der Steuerbehörde in Beihlag genommen oder zurüdgehalten werden. 


Üreditirung. 


$ 20. Auf Antrag des Steuerpflichtigen kann die Kreditirung der Steuer nah Maß- 
gabe des von dem Bundesrathe zu erlaflenden Kreditregulativs bewilligt werden. 

Um den Uebergang der Steuerpflicht (8 19) auf ſolche Händler, Fabrikanten u. ſ. w.. 
melde in anderen Steuerbezirfen domizilirt find, zu erleichtern, können denjelben nach 
näherer Vorfchrift des Kredit-Regulativs von dem Hauptamte, innerhalb deſſen Bezirk fie 
—— find, auf eine beſtimmte Summe lautende Tabachſteuer-Kredit-Certifikate ertheilt 
werden. 


Einziehung der Steuer für der Verwiegung entzogenen Taback. 


8 21. Iſt nicht die ganze zu vertretende Blätterzahl bezw. Gemichtsmenge (8$ 6 ff.) 

R Verwiegung geftellt, oder iſt andermweit ermittelt, dab ein Theil des fteuerpflichtigen 

abads der Vermwiegung entzogen it, fo wird die dafür zu entrichtende Steuer — unbe 

fchadet der etwaigen Strafverfolgung — gleichfalls feftgeleßt und von dem für die Ge— 

ftellung zur Verwiegung Verbafteten eingezogen. In Betreff diefer Steuerbeträge findet 
eine Kreditgewährung nicht ftatt. 


Vorfhrift für den Tabackbau. 


8 22. In Betreff der Behandlung der Tabadpflanzungen find die folgenden Bor- 
ſchriften zu beachten: 

1. Die Pflanzung ift in geraden Reihen mit gleichen Abjtänden der einzelnen Pflanzen 
von einander innerhalb der Reihen und mit gleichen oder gleichmäßig wiederkehrenden Ab- 
ftänden der Reihen von einander anzulegen. 

2. Tabak darf nicht mit anderen Bodengewächſen gemifcht gebaut werden; jedoch iſt 
bei gänzlihem Ausfall der Tabadpflanzen Fr einer mindeitens 4 Quadratmeter era hin 
Fläche der Nachbau anderer Gewächſe auf diefer Fläche geltattet. 

3. Bis zu dem zur amtlichen Feſtſtellung der Blätterzahl beaiebungeweile der Gewichts⸗ 
menge ($ 7) beftimmten oder dem etwa beionders in ortsüblicher Weije hiefür befannt ge— 
machten Termine muß die zur Negelung der Blätterzahl erforderlihe Behandlung der 
Tabadpflanzen (das Köpfen, Ausgeizen) vollitändig bewirkt fein. Bon dieſer Vorichrift 
kann in denjenigen Fällen, wo die in $ 6 gedachte Feſtſtellung auf die Gewichtsmenge 
gerechnet wird, die Steuerbehörde die betreffenden Tabadpflanzer entbinden. 

4. Bevor die zu vertretende Blätterzahl beziehungsweile Gewichtsmenge amtlich feit- 
geftellt und über den etwa dagegen erhobenen Einſpruch entichieden oder aber die Abitand- 
nahme von der amtlichen Ermittelung der Blätterzahl beziehungsmeife Gewichtsmenge befannt 
gemacht worden iſt, dürfen Tabadsblätter nur nad) — Anzeige bei der Gemeinde— 
behörde und unter Beobachtung der wegen Feſtſtellung der Menge von der Steuerbehörde 
zu erlaffenden Anordnungen eingefammelt werden. 

5. Alle vor der Ernte entitehenden Abfälle (Spindeln, Geize, mißrathene Pflanzen 
u. f. w.) find auf dem Felde fofort au vernichten. 

6. Will der Tabadpflanzer das Tabadfeld vor der Ernte wegen Mißwachſes u. ſ. w. 
umpflügen, fo it hievon der Steuerbehörde zuvor Anzeige zu maden. 

7. Späteftens am 10. Tage nach dem Abblatten müſſen, fomweit die Steuerbehörde 
nicht eine längere Friſt geitattet hat, die Tabadpflanzen abgehauen oder in anderer Art 
befeitigt werden. Die Erzielung einer Nachernte (das jogenannte Geizenziehen) kann nur 
ausnahmsweife mit bejonderer vor der Ernte einzuholender Genehmigung der Steuerbehörde 
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und unter den von bderielben vorzufchreibenden Bedingungen hinſichtlich der Ermittelung 
und Entrichtung der gefeglihen Steuer ($ 2) geftattet werden. 


B. Befteuerung nad dem Flädhenraum. 

$ 23. Für Tabadpflanzungen auf Grundftüden von weniger als 4 Ar Flächeninhalt 
tritt ftatt der in 82 beftimmten Gewichtsfteuer, die Beſteuerung nad Maßgabe des Flächen— 
raums ein. Die Steuer beträgt für ein Quadratmeter der mit Tabad bepflanzten Grund- 
fläche jährlich: 

a) für das Yabr 1880 . . . 2» 2... 2 MWPfennig, 

b) für das Jahr 1881 . . 22 423 Dlamiß, 

c) für das Jahr 1882 und die folgenden . 4,5 Pfennig. 

Durch befondere Anordnung der Steuerbehörde können jedoch auch ſolche Pflanzungen 
der Entrichtung der Gewichtsiteuer unterworfen werden. 

8 24. In Betreff der nad Maßgabe des Flächenraums zu veriteuernden Pflanzungen 
finden die Beitimmungen in den 88 3 und 4 gleichmäßig Anwendung. 

Nah geichehener Prüfung der erg (8 4) wird die von dem Tabafpflanzer 
zu entrichtende Steuer berechnet und demjelben befannt gemadt. Der Inhaber des Grund: 
ftüds baftet für den vollen an der Steuer, auch wenn er den Tabad gegen einen be» 
ftimmten Antheil oder unter fonttigen Bedingungen durch einen Andern anpflanzen oder 
behandeln läßt. 

Die feitgeftellten Steuerbeträge find bis zum 15. Juli des auf das Erntejahr folgen- 
den Jahres einzuzahlen. Ein Erlaß der Steuer joll eintreten, wenn dur Mißwachs oder 
andere Unglüdsfälle, melde außerhalb des gewöhnlichen Witterungswechiels liegen, die 
Emte ganz oder zu einem größeren Theile verdorben ift. Desgleihen kann ein entiprechender 
Steuererlaß — werden, wenn der noch im ganzen bei dem Tabackpflanzer vorhandene 
Tabackgewinn vor dem vorbezeichneten Fälligkeitstermine ganz oder theilweiſe erweislich 
durch Feuerſchaden zerjtört ift. 
fegefteilt Bedingungen und das Verfahren für diefen Erlaß werden von dem Bundesrathe 
€ tellt. 

$ 25. Ausnahmsmeife kann die Steuerbebörde auch für Tabadpflanzungen auf Grund- 
ftüden von 4 Ar oder mehr Frlächeninhalt, wenn die Gejammtfläche der Pflanzungen auf 
ſolchen Grundftüden innerhalb derfelben Gemarkung im Vorjahre 2 Hektar nicht über: 
ftiegen bat und bie örtlichen Verhältnifie nad ihrem Ermeſſen für die Durdführung der 
Vorjchriften in den 88 6—15 nicht geeignet find, die Beiteuerung nad dem Flächenraume 
($ 23) oder eine fFiration der Gemichtsiteuer ($ 2) in der Weile anordnen, daß Menge 
und Gewicht des zu verfteuernden Tabacks, vorbehaltli der Berüdjichtigung einer durch 
Unglüdsfälle berbeigeführten Verminderung des Erntegewinnes, nad Werbältniß des 
Flächeninhaltes der Pflanzung und nad dem Durchichnittsertrage fih bejtimmen, welcher 
in — Den Jahre in anderen Gemarktungen nad dem Ergebniß der Verwiegung 
erzielt wird. 

Die biebei zu beobachtenden allgemeinen Vorichriften erläßt der Bundesrath. 

$ 26. Die in das Ermeſſen der Steuerbehörde geftellten Anordnungen, welche die 
Art und Weife der Belteuerung bedingen ($ 23 und 25) find zeitig und fir diejenigen 
Ortſchaften, in denen im Vorjahre fteuerpflichtiger Tabadbau betrieben ift, womöglich bis 
zum 15. April des Erntejahres, jedenfalls aber, ſowie für andere Ortichaften innerhalb 
14 Tagen nach der Anmeldung ($ 3) zu erlajien. 


Verwendung von Zabakfurrogaten. 


A H 27. Die Verwendung von Tabadiurrogaten bei der Herftellung von Tabadfabritaten 
ift verboten. 

Ausnahmen hiervon kann der Bundesrath gejtatten und dabei über die nöthigen Kon— 
trolen, ſowie über die bei der Verwendung von Surrogaten zu entrichtenden Abgaben 
— — A 

Dem Reichstag find die Beitimmungen über die Höhe diefer Abgaben, fofern er ver- 
fammelt ift, fofort, andernfalls bei deilen nächſtem Zulammentreffen vorzulegen. Diefelben 
jind außer Kraft zu jegen, ſoweit der Reichstag dies verlangt. 

$ 28. Die Steuerverwaltung ift befugt, behufs Ueberwachung des im $ 27 aus 
geiprochenen Verbots Proben der einzelnen Tabadfabritate bei den Fabrikanten und Händ- 
lern während der üblichen Geſchäftsſtunden oder während die Räumlichkeiten dem Verkehr 
geöffent find, entnehmen zu lafien und über den Bezug der betreffenden Fabrikate genauen 
ufſchluß zu verlangen. 
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Verjährung der Abgabe. 
$ 29. Alle Forderungen und Nacforderungen an Tabaditeuer, desgleidhen die Ans 
ſprüche auf Erfag megen zu viel oder zur Ungebübr entrichteter Steuer verjähren binnen 
abresfrift von dem Tage des Eintritts der Bahlungsverpflichtung beziehungsmeife der 
ablung an gerechnet. 
Auf das Regrebverhältnik des Staates gegen die Steuerbeamten und auf die Nach— 
forderung Hinterzogener Tabadfteuer findet diele Verjährungsfrift keine Anwendung. 


Vergütung der Abgaben bei Verfendung ins Ausland, 


83 30. Wer aus dem freien Verkehr Rohtabad vder entrippte Tabadsblätter in 
Mengen von mindeitens 25 Kilogramm über die Kollgrenze ausführt oder in eine öffentliche 
Niederlage oder in ein unter amtlichen Tiitoer(luß ſtehendes Privatlager niederlegt, kann — 
außer in denjenigen Fällen, wo die Ausfuhr oder Niederlegung inländiichen Tabads nad) den 
Beitimmungen in den $$ 11 und 16 bis 18 vor Entrichtung oder Kreditierung der Steuer 
erfolgt — eine Steuervergütung beanſpruchen, welche beträgt von 100 Kilogramm Netto: 


1. Robtabad. 
a) unfermentirt - . . -» . 33 Marf. 
b) fermentitt . . . 2.2.40 „ 


2. entrippte Blätter 

Bei der Ausfuhr von grünen Blättern, von Geizen, Tabaditengeln und Abfällen wird 
feine Vergütung gemährt. 

$ 31. Inländiſchen Tabadfabrifanten kann bei der Ausfuhr ihrer Fabrikate über die 
Zollgrenze oder bei Niederlegung derjelben in eine öffentliche Niederlage oder in ein unter 
amtlihem Mitverfchluß ftehendes Privatlager eine Vergütung geleiftet werden, welche, je 
nachdem das Fabrikat aus ausländifchem oder aus inländifchem Tabad bergeftellt iſt, beträgt 
von 100 Kilogramm Netto: 

I. für Fabrikate aus ausländiichen Blättern: 

a) für Schnupf- und PERS: . 60 Marf 
b) „ Raudtabat . . . u. 
4 „ Bigarın -. 2: 2 2 2.9 „ 
für Bigaretten 66 
II. Fabrifate aus inländifchen Blättern: 
a) für Schnupf- u — . 32 Mark 
b) „ sn 1. ER . 8 „ 
2 „ Bigarren. . ea 
Bigaretten u 5 35 
und III. * an theilweife aus ausländifchem und theilmeife aus inländiſchem Tabad, 
nad Maßgabe des Miihungsverhältnifies beider Gattungen nach den vorftehend zu I und U 
aufgeführten Sätzen zu berechnen ift. 

Diejenigen Fabrikanten, welche bei der Ausfuhr oder bei der Niederlegung von Schnupf-, 
Kau- und Rauchtabak und von Yigaretten auf Gewährung der vorgenannten Vergütung, 
fowie diejenigen, welche bei der Ausfuhr von Zigarren auf Gewährung der unter A I 
oder Ziffer III fallenden Vergütung Anſpruch machen mollen, haben der Steuerbehörde 
hiervon vor Heritellung der Fabrikate Anzeige zu machen und ſich den von derſelben ihnen 
bekannt gemachten Bedingungen, insbeſondere bezüglich des Ausſchluſſes der Verwendung 
von Tabadſurrogaten, zu unterwerfen. 

Die weiteren Beitimmungen mwegen der voritehend und im $ 30 gedachten Ausfuhr- 
vergütungen erläßt der Bundesrath. Derfelbe hat insbeiondere die näheren Bedingungen 
feftzuftellen, denen die Zigaretten, für welche eine Ausfuhrvergütung gefordert werden ſoll, 
entiprechen müſſen, und den Zeitpunkt zu beitimmen, von welchem ab die voritehend und 
im $ 80 vorgeichriebenen Vergütungsläße zur Anwendung fommen. 

Bis zu diefem Zeitpunkte bleiben die bisherigen Morichriften über die Regelung der 
Vergütungsiäge, insbejondere die Beitimmungen im $ 8 des Geſetzes vom 26. Mai 1868, 
die Beiteuerung des Tabats betreffend, in Kraft. Der Bundesrath ift jedoch ermächtigt, die 
Ausfubhrvergütung bis zum Betrage der in SS 30 und 31 bezeichneten Säse ſchon vorher 
allmählig zu erhöhen. 


Strafbefimmungen, Begriff der Steuerdefraudation. 
832. Mer es unternimmt, die nach diefen Geſetze von dem innerhalb des Zollgebietes 
erzeugten Tabad oder einer inländischen Tabadpflanzung zu entrichtende Steuer zu hinter 
ziehen, begeht eine Defraudation. 
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Der Tabatiteuerdefraudation macht fich insbefondere ſchuldig: 


1. wer unterläßt, die im $ 3 und im erften Abjat des $ 24 vorgejchriebene Anmeldung 
binfichtlich aller oder einzelner mit Tabad bepflanzter Grundſtücke rechtzeitig zu bewirken: 

2. wer die gejeßliche Verpflichtung, der Gewichtsſteuer ($ 2) unterliegenden Tabad zur 
amtlichen Verwiegung zu ftellen, nicht rechtzeitig erfüllt. 

$ 33. Der Defraudation der nad Maßgabe des Gewichtes zu entrichtenden Tabad: 
fteuer ($ 2) wird gleichgeachtet: 

1. wenn im ‚all des $ 9 Ziffer 1 bei der amtlichen Erhebung des durch Unglüdsfall 
entftandenen Berlujtes die vorhandene Menge des erzeugten Tabads nicht vollitändig am- 
gezeigt wird; 

2. wenn der Tabadpflanzer vor der amtlichen Verwiegung fich des Beſitzes des ge 
—— Tabacks oder eines Theiles davon ohne Genehmigung der Steuerbehörde ($ 11) 
entäußert; 

3. wenn vor dem im $ 22 Ziffer 4 beitimmten Zeitpunkte Tabadblätter ohne die vor- 
geichriebene Anzeige eingefammelt oder die eingefammelten Blätter der vorgeichriebenen Feſt— 
ttellung der Menge derielben entzogen werben; 

4. wenn über inländifchen, zur Ausfuhr über die Zollgrenze amtlich abgefertigten Tabad 
vor bemwirfter Ausfuhr eigenmächtig verfügt wird 88 11, 16); 

5. wenn nach dem im $ 22F3iffer 7 begeichnetem Zeitpunkte eine Nachernte ohne vor- 
berige Genehmigung erzielt oder der durch Die Nachernte gewonnene Tabad der vorgeihriebenen 
Verſteuerung ganz oder theilweiſe entzogen wird; 

6. wenn unveriteuerter inländiicher Tabad ohne vorichriftsmäßige Abmeldung aus 
der Niederlage entfernt wird, foferne in diefem Fälle nicht die Strafe der Bolldefraudation 
eintritt; 


Strafe der Defraudation. 


8 34. Die Tabaditeuerdefraudation (38 32 und 33) wird mit einer Gelditrafe, welche 
dem vierfahhen Betrage der vorenthaltenen Abgabe gleihtommt, beitraft. 

Tie Steuer ift von der Strafe unabhängig zu entrichten. 

Wird bei Verfolgung einer Gemwichtsiteuer-Defraude ermittelt, daß das Grundftüd, auf 
welchem der betreffende Tabad erzengt worden, nicht angemeldet ift ($ 32 Ziffer 1), fo foll 
gegen denjelben Thäter die Defraudationsitrafe nur einmal und zwar nach demjenigen That- 
beitande, welcher die höhere Strafe nach fich ziebt, feitgelegt werden. Wird nachgemieien, 
dab der Beichuldigte eine Defraudation nicht habe verüben können, oder daß eine foldye 
nicht beabfichtigt gemweien ſei, fo findet nur eine Ordnungsitrafe nach Vorfchrift des 8 40 ftatt. 

Dasielbe gilt, wenn ein mit Tabad bepflanztes Grundſtück zwar rechtzeitig angemeldet 
8 32 Abſatz 2 No. 1), die Größe desfelben aber nicht angegeben oder dergeitalt unrichtig 
angegeben iſt, dab das verfchwiegene Flächenmaß bei Grunditüden von 20 bis 40 Ar 
Fläche zwei Ar, bei Hleineren Grunditüden den zehnten und bei Grunditüden von mehr als 
40 Ar den zwanzigiten Theil der Fläche überſteigt. Bei geringeren Unterfchieden zwiſchen 
der Angabe und dem Befunde findet eine Beitrafung nicht ftatt. 

$ 35. Der Steuerbetrag, nad) welchem die Strafe zu bemeſſen, beitimmt ſich 


1. bei einer Defraudation der im $ 32 Ziffer 1 bezeichneten Art in allen Fällen nad 
dem im $ 23 für die Steuer nach dem Flächenraum feitgefegten Steuerlage, auch wenn 
der auf dem nicht angemeldeten Grunditüd erzeugte Tabad der Gemwichtsiteuer unterliegt; 
legterenfalls wird jedoch der nach dem FFlächenraum berechnete Steuerbetrag außer der Strafe 
nicht entrichtet; 

2. bei Defraudationen anderer Art nach Menge und Gewicht des Tabads, welcher nicht 
rechtzeitig zur amtlichen Verwiegung geitellt ($ 32 Ziffer 2), beziehungsweiſe welcher Gegenſtand 
der den re mer der Defraudation ($ 33) bildenden a oder Unterlaſſung it. 

Inſoferne es bebufs Feſtſtellung des vorentbaltenen Steuerbetrages erforderlich wird, 
die Menge des auf einem oder mehreren Grunditüden erzeugten Tabads zu beitimmen, wird 
in Ermangelung anderweiter genügender Grundlagen der höchſte Ertrag, welcher in dem 
betreffenden Jahre für eine Tabadpflanzung in derjelben oder der nädjitgelegenen Gemarkung 
ermittelt ift, nach Werhältniß des Flächenraumes als maßgebend angenommen. Ingleichen 
wird, foferne die Ermittlung des Gewichts nicht anders erfolgen kann, das höchite durch- 
ſchnittliche Gewicht, welches für den Ertrag einer Pflanzung in derjelben oder der nächit- 
gelegenen Gemartung durch amtliche Verwiegung feitgeitellt ift, zu Grunde gelegt. 

$ 36. ann der Betrag der vorenthaltenen Steuer überhaupt nicht feitgeitellt werden, 
jo tritt ftatt des vierfachen Betrages der Steuer eine Gelditrafe von dreißig bis zu drei— 
taufend Dark ein. 
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and * gleichen Geldſtrafe unterliegt, wer dem in 8 27 ausgeſprochenen Verbote zuwider— 
andelt. 
. 837. Im Falle der Wiederholung der Defraudation nad vorhergegangener Be— 
itrafung wird die Gelditrafe auf den achtfachen Betrag der vorenthaltenen Steuer beitimmt. 

Jeder fernere Rüdfall hir Gefängnißſtrafe bis zu zwei Jahren nach fi, doch kann nad) 
richterlihem Ermeilen mit Berüdfichtigung aller Umſtände der Zumiderhandlung und der 
vorausgegangenen Fälle auf Haft oder auf Gelditrafe nicht unter dem Doppelten der für 
den eriten Rüdfall beftimmten Gelditrafe erfannt werden. 

. Mer e8 unternimmt, eine Zoll. oder Steuervergütung (88 30, 31) zu gewinnen, 
- welche überhaupt nicht oder nur zu einem geringeren Vergütungsiage oder für eine geringe 
Menge zu beanipruchen war, hat eine dem Wierfachen des zur Ungebühr beanipruchten 
Vergütungsbetrages gleichfommende Gelditrafe verwirkt. 

Im Falle der Miederholung nad) vorhergegangener Beitrafung wird die Gelditrafe 
auf das Achtfache des zur — beanſpruchten Vergütungsbetrages erhöht. Hinſichtlich 
der Beſtrafung des ferneren Rückfalles kommt die Beſtimmung im zweiten Abſatze des $ 37 
zur Anwendung. 5 

8 39. Die Straferhöhung wegen Rückfalls (88 37, 38) tritt ein ohne Rüdficht darauf, 
ob die frühere Beitrafung in demfelben, oder in einem anderen Bundesitaat erfolgt iſt. 
Sie ift verwirft, auch wenn die früheren Strafen nur theilmeife verbüßt oder ganz oder 
theilweiſe erlaſſen find. J 

Dieſelbe iſt dagegen ausgeſchloſſen, wenn ſeit der Verbüßung oder dem Erlaſſe der 
legten Strafen bis zur Begehung der neuen Defraudation drei Jahre verfloſſen find. 

Theilnehmer einer Defraudation unterliegen der Straferhöhung wegen Rüdfalls nur 
infomeit, als ſie fich jelbft eines Nüdfalles ſchuldig gemacht haben. 


Ordnungsflrafen. 


8 40. Die Uebertretung der Beitinnmungen dieſes Geſetzes, fowie der dazu erlaſſenen 

Verwaltungsvorichriften wird, fofern nicht die Defraudationsitrafe oder eine der im $ 36 

bi. 2 und $ 38 vorgeichriebenen Strafen verwirkt ift, mit einer Ordnungsitrafe bis zu 
einhundert und fünfzig Mark geahndet. 

Unbefchadet der verwirkten Ordnungsitrafe fan die Steuerbehörde die Beobachtung 
der Vorjchriften im $ 22 Ziffer 1 bis 3, 5 und 7 über die Behandlung der Tabad- 
pflanzungen und im $ 13 über die Verpadung des Tabads durd Androhung und Ein- 
ziehung von exefutiviichen Gelditrafen erzwingen, auch das zur Erledigung Nöthige auf 
Koiten des Säumigen beichaffen. 

$ 41. Mit Ordnungsitrafe ($ 40) wird ferner belegt: 

1. wer einem zur Wahrnehmung des Steuerinterefies verpflichteten Beamten oder 
deſſen Angehörigen wegen einer auf die Erhebung oder Kontrolirung der Tabaditener be- 
züglichen amtlichen Handlung oder Unterlaſſung einer folchen Geichente oder andere Vor- 
theile anbietet, verfpricht oder gewährt, fofern nicht der Thatbeitand der Beſtechung G 333 
des Strafgejeßbuches) vorliegt; 

2. wer fi) Handlungen oder Unterlafiungen zu Schulden kommen läßt, durch welche 
ein jolcher Beamter an der rechtmäßigen Ausübung feines Amtes in Bezug auf die Tabad- 
fteuer verhindert wird, fofern nicht der Thatbeitand der ftrafbaren Widerjeglichteit (5 113 des 
Strafgejeßbuches) vorliegt. 


Sufammentreffen mehrerer Iumwiderhandlungen gegen die Geſttze. 


8 42. Treffen mit einer Zumiderhandlung gegen die VBeftimmungen dieſes Geſetzes 
andere ftrafbare Handlungen zufammen, oder ift mit der Defraudation zugleich eine Ver— 
legung bejonderer Vorichriften diefes Gejeges verbunden, jo finden die Beitimmungen des 
Strafgelegbuches (SS 74 bis 78) Anwendung. 

Im Falle mehrerer oder wiederholter Zumiderhandlungen gegen dieſes Geſetz, welche 
nur mit Ordnungsitrafe bedroht find, ſoll, wenn die Zuwiderhandlungen derfelben Art find 
und gleichzeitig entdedt werden, die Orbnungsitrafe gegen denjelben Thäter, jowie gegen 
mehrere Theilnehmer zufammen nur im einmaligen Betrage feitgejegt werden. 


Vertretungsverbindlihkeit für verwirkte Geldfirafen, 


8 43. Tabadpflanzer und diejenigen, auf melde die geſetzlichen Verpflichtungen des 
Tabadpflanzers übergegangen find (SS 5, 11), fowie Tabadhändler, Kommiſſionäre, Matter 
und Fabrikanten haben für die von ihren Verwaltern, Gehülfen, Ehegatten, Kindern, Gejinde 
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und ſonſt in ihrem Dienfte oder Tagelohn ſtehenden oder ſich gewöhnlich bei der Familie 
aufhaltenden Perjonen nad) diefem Geſetze verwirkten Gelditrafen, ſowie für die Steuer und 
entttandenen Prozeßkoſten fubiidiariich zu haften. Wird nachgewieien, daß die Zumwider- 
bandfung ohne ihr Willen verübt murde, fo haften fie nur für die Steuer. 

Tabadpflanzer und diejenigen, auf welche die gejehlihen Verpflichtungen des Tabad- 
vlanzers übergegangen find, haften bezüglich des von ihnen zur Verwiegung zu jtellenden 
Tabads in allen Fällen für die Steuer, welche in Folge einer unerlaubten Dandlung oder 
Unterlafiung der bezeichneten, von ihnen zu vertretenden Perjonen vorenthalten it, Ken 
dieielbe von dem eigentlichen Schuldigen nicht beigetrieben werden kann. 


Umwandlung der Geld- in Freiheitsfirafen, 


$ 4. Diellmmandlung der nicht beizutreibenden Gelbitrafen in Freiheitsſtrafen erfolgt 
gemäß SS 28 und 29 des Strafgeiegbuches; jedoch darf die Freiheitsſtrafe im eriten Falle 
der Defraudation jechs Monate, im eriten Rüdfalle ein Jahr, im ferneren Rüdfalle zwei 
Jahre nicht überfchreiten. 


Verjährung. 


$ 45. Die Strafverfolgung von Defraudationen gegen die Tabaditeuer und von 
Zumwiderhandlungen gegen die Beitimmungen der SS 27 und 23 dieſes Geſetzes verjährt in 
drei Jahren, die Strafverfolgung von Zumwiderhandlungen gegen dieſes Gejeg, melde mit 
————— bedroht ſind, in einem Jahre, von dem Tage an gerechnet, an welchem ſie 
egangen ſind. 

rt Anſpruch auf Nachzahlung defraudirter Gefälle erliſcht in drei Jahren. 

8 46. In Betreff der Feſtſtellung, Unterfuchung und Enticheidung der Zuwiderhand— 
lungen gegen die Beftimmungen dieſes Gejeges und die dazu erlaflenen VBermaltungsvor- 
ihriften, fowie in Betreff der Strafmilderung und des Erlaſſes der Strafe im Gnadenmwege 
Iommen die Vorjchriften zur Anwendung, nad) melden ſich das Verfahren wegen Zumider- 
bandlumgen gegen die Zollgejege beſtimmt. 

Die nah den Vorſchriften diefes Geſetzes verwirkten Geldftrafen fallen dem Fiskus 
desjenigen Staates zu, von deſſen Behörden die Strafenticheidung erlaſſen ift. 

847. Ned von einer nach $ 46 zuitändigen Behörde wegen einer Zuwiderhandlung 
gegen die Beſtimmungen dieſes Gejeges oder die dazu erlaſſenen Verwaltungsvorichriften 
einzuleitende Unterfuhung und zu erlaſſende Strafenticheidung fann auch auf diejenigen 
Theilnehmer , welche anderen Bundesftaaten angehören, ausgedehnt werden. 

Die Strafvollftretung it nöthigenfalls durch Requifition der zuftändigen Behörden 
und Beamten desjenigen Staates zu bewirken, in defien Gebiete die Vollftredungsmaßregel 
zur Ausführung fommen foll. 

Die Behörden und Beamten der Bunbdesitaaten follen fich gegenfeitig thätig und 
ohne Verzug den verlangten Beiftand in allen geſetzlichen Maßregeln Ieijten, welche zur 
— oder Beſtrafung der Zuwiderhandlungen gegen dieſes Geſetz dienlich ſind. 

$ 48. Die dieſem Geſetz entgegenſtehenden Vorſchriften des Zolltarifs unter Nr. 25 v 
und das Geſetz die Befteuerung des Tabads betreffend, vom 26. Mai 1868 werden von 
dem im $ 1 und $ 2 bejtimmten Beitpuntte an aufgehoben, vorbehaltlich der Beitimmung 
im legten Sat des $ 31. 

Inf en unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudten Kaiſerlichen 
Inſiegel. 


Gegeben Coblenz, den 16. Juli 1879. 


(2. ©.) 9%. Wilhelm. 
gez. Fürft v. Bismard. 


Auf die zum Gejege erlafjenen ziemlich umfangreichen Vollzugsbe— 
ſtimmungen braucht hier nicht näher eingegangen zu werden. 

Zum Schluffe des gegenwärtigen Kapitels geben wir nachitehend wieder 
verſchiedene ftatiftiiche Mittheilungen für die Zeit der Giltigfeit des Gewicht: 
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ſteuergeſetzes, wobei wir die bezüglichen — ungen im ftatiftiichen Jahrbuch 
für das Deutjche Reich, Jahrgang 1898, S. 25, 145 und 175, ferner im den 
BVierteljahrsheften zur Statijtif des Deutjchen Neichs, Jahrgang 1898, 1. Heft 
(S. 122 jf.), 4. Heft ©. 228 ff.) und Jahrgang 1899, 1. Heft (S. 128 ff.) 
zur Örundlage nehmen.') 


a) Der Tabackbau im deutjchen Zollgebiet. 





Ertrag Brutto-Geldertrag |Mittlerer Preis 


Flächeninhalt d. m. 
in getrodneten |der Tabadrente nad) ſeinſchl. Steuer 


In | Babl der | Tabad bepflaniten 





























\ en Grundftüde. | Tabadsblättern | Abzug der Steuer | einer Tonne 
en zabad- T durde durch» Bo 1 k 
über | fcontertich | über | fchmitttich | . durchfchnieen.] (1000 ke) 
Jahren! pflanzer auf auf  |berhaupt auf trodener 
haupt |, Pflanzer haupt | | Heltar I Heftar | Tabadblätter 
| | Hektar | Aar [Tonnen | Tonnen | 1000 Mt. | mt. ME. 
1880 | 221010 | 24259 | 10,98 | 52197 2,15 28857 1190 709 
1881 | 246639 27248 | 11,05 ] 61314 2,25 27138 996 67 
1882 | 215250 22243 | 10,33 | 38976 1,75 16428 739 779 
1883 | 202862 22068 | 10,88 | 39016 1,77 16882 765 790 
1884 | 187582 21091 | 11,24 |47193 2,24 17378 824 725 
1885 | 175192 19529 | 11,15 | 38548 1,97 15403 789 756 
1886 | 176715 19843 | 11,23 | 38585 1,94 16464 830 783 
1887 | 180074 21466 | 11,92 | 40866 1,90 13694 638 692 
1888 | 168366 18032 | 10,71 | 26358 1,46 11541 640 795 
1889 | 163351 17397 10,65 | 39012 2,24 18048 1037 819 
1890 | 180206 20114 | 11,16 | 42372 2,11 17016 & 847 758 
1891 162738 185533 | 11,39 | 34774 1,88 13477 727 745 
1892 | 145149 14730 | 10,15 | 30350 2,06 13442 913 800 
1893 | 141728 15198 | 10,72 | 32082 2,11 14971 985 823 
1894 | 152261 17575 | 11,54 |38317 2,18 18614 1059 842 
1895 | 157032 21154 | 13,47 | 48546 2,30 20445 , 967 777 
1896 | 158010 22076 | 13,97 | 46266 2,10 20717 4 938 804 


1897 | 155522 | 21567 | 13,22 |45341| 2,10 181 843 758 
1898 | 139271 | 17658 | 4 | | 


b) Tabadverbrauch im deutjchen Zollgebiet (Statiftiiches Jahrbuch für 
das Deutiche Reich 1898, Seite 145). 

Borbemerkfung hiezu: Zur Berechnung des fabrifationsreifen Rohtabads 
ijt von dem ermittelten Gewicht des erzeugten dachreifen Tabads ein Fünftel 
abgezogen. Bon dem eingeführten Rohtaback ift angenommen, daß er au 
ſchließlich aus jabrifationsreifem bejteht. Der ausgeführte Rohtabad ift zur 
Hälfte als fabrifationgreif, zur anderen Hälfte als dachreif angenommen. Bon 
der Mehrausfuhr von Schnupfe und Kautabad find für beigemijchte fremde 
Beitandtheile 23°/, in Abzug gebracht. Es wird vorausgejett, daß fich das 
Gewicht der Fabrifate zum Gewicht des dazu verwendeten fabrifationsreifen 
Nohrtabads wie 100 zu 104 verhält. Im der Zahl des berechneten Verbrauchs 
vom fabrifationsreifem Rohtaback im Zollgebiet für 1888/89 find 3762 Ton: 
nen inbegriffen, welche beim Zollanſchluß Hamburg, Bremen u, j. w. nachver- 
jteuert worden find). 


) Die neueſten ſtatiſtiſchen Mittheilungen über Tabadbau und Tabadernte für 1898 
fonnten nicht mehr berüdfichtigt werden, da ſie erjt kurz vor der Drudlegung erjchienen. 


Digitizedibi 








y- DB. Birth’s Derlag in München und Leipzig iit foeben 


richienen: 


Die Zülle und Steuern 


ſowie die vertragbmäßigen auswärfigen Sandels- 
dezieffungen des deutſchen Reithes 


von 
Otto Freiherrn von Aufſeß. 


Fünfte, vollftändig umgearbeitete und ftarf vermehrte Auflage 
von 


Carl Biefinger 


f. b. Oberzollrath und Reichsbevollmädtigter für Hölle und Steuern in Altona. 


28 Bogen grob 8°. Preis broid. ME. 7.—, in Ganzleinwandband MI. 7.75. 


RED 


Das im Jahre 1891/92 in vierter Auflage veröffentlichte Buch foll jet 
in emer vermehrten und verbefferten fünften Auflage in unferm Derlage 
eiheinen, da die Entwidelung des Zoll- und Steuerwefens des Reiches feit 
jener Zeit, die Einverleibung Hamburgs in den Zollverband, die neue 
Branntwein- und Zucerftenergefeßgebung, die in den Jahren 1892 
bis 1899 abgefchlofienen ZoU- und BHandelsverträge und die damit 
verbundenen Zolltarifänderungen fo viele Neuerungen hervorgerufen haben, 
dag eine wiederholte Umarbeitung des Buches dringend geboten erfchien. Das 
Werk befaßt fi mit dem geſammten Befhäftsumfang der Zoll: und Steuerver— 
verwaltung des Reiches und wird dem Theoretifer wie dem Praftifer als ein will: 
fommenes Handbuch fich erweilen. Ein alphabetifches Inhaltsverzeichnif 
wird den Gebrauch des Buches wefentlich erleichtern, auch die Hinweifung auf 
die Quellen der Befeßgebung und die amtlichen Publifationen des Reiches wie der 
einzelnen Bundesftaaten, fowie auf die hinfichtlich der Zoll- und Steuerverwaltung 
vorhandene Eitteratur dürfte jedem, der fich näher und eingehender über diefe f. 3. 
wieder mehr als je hervortretenden Zoll- und Steuerfragen und 
Sandelsvertragsverhältniffe unterrichten will, die gewünfchten 
Auffhlüffe geben. 


— 
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Zu beziechen dus alle Buchhandlungen des In- und Aublandes. A 
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5 6. Hirth's Deriag in Münden & Teipzig. 4 

Adler, Dr. Georg, Profejior der Nationalötonomie in Bajel, Die Sozialreform und der Lauf 
mannsftand. (Separat-Abdrud aus den Annalen des Deutihen Reichs 1891.) 4 Bogen 
ar. 8°. Preis broſch. Mt. 1.50. 

Anffeh-Wicfinger, Die Zölle und Steuern, jowie die vertraggmäßigenausmwärtigen 
Handelsbejtimmungen des Deutjhen Reiches. Fünite, vollitändig umgearbeitete 
Auflage. 1899. 28 Bogen gr. 8°, Preis broſch. Mt. 7.—, in Leinwand geb. Mt. 7.75. 

Bornhal, Conrad, Das deutihe Arbeiterreht. 12 Bogen ar. 8°, Broſchirt Mi. 3.—. 
(Separat:Abdrud aus den Annalen des Deutichen Reichs, 1892.) 

Burkart, Karl, kgl. NRegierungsrath, Verfaſſung und Reform der direlten Steuern und 
der —— in Bayern. Zweite Aufl. 4°/s Bogen gr. 8°, brojd. ME. 1.50. 
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ce) Die Einnahmen vom Tabad im Bollgebiet. (Statiftifches Jahrbuch 1898 
Seite 175.) 
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d) Specialüberficht über den Umfang des Tabadbaues in den bedeutenderen 
Anbaudijtrikten des deutjchen Zollgebietes. (Anlage B zur Dentjchrift von 1891, 
Kunalen bes Deutichen Reis 1900 11 
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Reichstags: Drudjahe Nr. 250 der Sejjion 1890/91, für die jpäteren Jahre 
ergänzt auf Grund der oben erwähnten Reichsjtatiftik). 





Mit Tabad find bepflanzt worden 
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1890/91 | 20114513 | 2096 | 1016 | 142, 108 | 535 ı 358 | 5127 | 8970 | 7871| 665 | 1722 
1891/92 | 18546 | 474 | 1976 | 1044 | 170 | 97 7551| 567 | 1485 
1892/93 | 14730 | 457 11997 | 976|163| 84 | 416 | 222 | 4621 |2093 | 5775| 398 | 1243 
1893/94 | 15208 | 463 | 2071/1019 1168| 84 ! 448 | 240 | 4812 | 2181 6020 | 447 | 1126 
1894/95 | 17575 | 483 | 2238 | 1098 | 182 | 105 | 524 | 276 | 524927786949 | 568 | 1297 
1895/96 | 21154 | 540 | 2465 | 1274 | 194 | 151 | 560 | 307 | 5836 | 3650 | 8414 | 675 | 1707 
1896/97 | 22076 | 535 | 2935 | 1575 | 206 | 149 | 521 | 323 | 6595 | 3418 | 8601 | 7571802 
1897/98 | 21569 | 430 | 2721 | 1501 | 145 | 109 | 386 | 316 | 5911 | 3426 9025 | 679 | 1649 
1898/99 | 17658 | 422 | 2466 | 1312 |135 | 111 | 324 | 267 | 5286 | 2542 | 7439| 414 | 1248 


Die nähere Betrachtung diejer ftatijtiichen Ueberfichten ergibt Folgendes: 

Der Tabackbau, welcher nach unjeren Bemerkungen im zweiten Kapitel 
gegenwärtiger Abhandlung (Annalen 1893 ©. 538) noch während der Giltigfeit 
des — nämlich vom Jahre 1873 au, eine ziemliche Abnahme 
ezeigt Hatte (1873 : 30501, 1874 : 22456, 1875 : 24294, 1876 : 21735, 
1877 : 17915, 1878 : 18016, 1879: 17273 ha), ftieg im Sabre 1880 auf 
24259 und im nächſten Jahre 1881 auf 27248 ha, zwei hohe Ziffern, die 
feitdem nicht mehr erreicht worden find, und auf welche die niedrigen Staffel: 
jteuerfäße der beiden Uebergangsjahre 1880 und 1881 (val. $ 2 des Gejekes) 
wohl nicht ohne Einfluß geblieben find. Von da am zeigt fich ein ſtets wieder: 
fehrender Wechjel zwiſchen Ab- und Zunahme in der Weije, daß auf mehrere 
Jahre mit abnehmenden Ziffern immer wieder ſolche mit zunehmenden folgen. 
Nämlich: Abnahme 1882 bis 1885, Zunahme 1886 und 1887, Abnahme 1888 
und 1889, Zunahme 18%, Abnahme 1891 und 1892, Zunahme 1893 bis 
1896, Abnahme 1897 und 1898. Als Erklärung für diefes Schwanfen wird 
in der oben erwähnten Denfichrift von 1891 (NMeichstagsdrudjache Nr. 250 
von 1890/91) angegeben, daß der Umfang des jeweiligen inländischen Anbaues 
regelmäßig von der Nentabilität, d. 5. dem Geldertrag des Anbaues des je: 
weils vorausgegangenen Erntejahres abhänge. Wenn man die Statiftif be: 
trachtet, muß man dieje Erflärung als zutreffend erachten, da 3. B. auf die 
außergewöhnlich hohen (Brutto) Gelderträge der Jahre 1880 mit 1190 Mt. 
durchichnittlich auf 1 Hektar, dann 1889 mit 1037 Mf. desgleichen, ſowie 
1894 mit 1059 ME., desgleichen in den unmittelbar darauffolgenden Jahren 
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immer ein ziemlich ſprunghaftes Anmwachjen des Anbaues gefolgt ift, wie die 
nachitehenden Ziffern bemweilen. 1880 : 24259, 1881: 97348 1889 : 17397, 
18% : 20114, 1894 : 17575, 1895 : 21154 ha. Umgekehrt ift auf die Jahre, 
in denen der Geldertrag einen niedrigeren Stand erreicht hatte, jo ziemlich 
regelmäßig auch eine niedrige Anbauziffer gefolgt. 3. B. war vom Jahre 
1836, in welchen der Bruttogeldertrag noch 830 ME. auf 1 Heftar betragen 
hatte, auf das Jahr 1887 diejer Ertrag bis auf 638 Mk. per Hektar gejunfen, 
und e3 fiel der Anbau vom Jahre 1887 mit 21466 ha auf das Jahr 1888 
bis auf 18032 ha. (Vgl. übrigens hiezu auch noch die unten folgenden Be— 
merfungen über die Preiſe der Tabadernte) Der niedrigjte Stand der 
Anbauflächen war während der ung vorliegenden Periode im Jahre 1892 mit 
14730 ha erreicht. Allerdings ift daran zu erinnern, daß ein noch niedrigerer 
Etand jchon im Jahre 1861 mit 14243 ha zu verzeichnen war. Allein in 
diejem leteren Jahre war Eljah-Lothringen mit jeinem bedeutenden Tabadbau 
noch nicht in der deutjchen Anbaufläche inbegriffen, jo dab, da die damals in 
Eljab-Lothringen bebaute Tabadjläche ficherlich mehr als 3000 ha betrug, der 
Stand von 1892, welcher in jeiner Ziffer auch die Flächen letzteren Bezirkes 
inbegreift, der niedrigite jeit jehr geraumer Zeit, nach den in gegemmwärtiger 
Abhandlung vorliegenden jtatiftiichen Mittheilungen jedenfalls jeit dem Jahre 
1857, aljo jeit mehr als vierzig Nahren bleibt. Der höchſte Stand des 
Anbaues während der Dauer des gegenwärtigen Gejeges war im Jahre 1881 
mit 27248 ha, eine Ziffer, welche wie oben erwähnt, auf abnormen Gründen 
beruht haben dürfte, und welche auch von den Ziffern früherer Jahre, nämlich 
der Jahre 1857 mit 30069 ha, 1858 mit 29038 ha und 1873 mit 30500 ha 
noch übertroffen wird und zwar in den Jahren 1857 und 1858, da damals 
Elſaß-Lothringen noch nicht inbegriffen war, jogar recht erheblich. Der fünf- 
jährige Durchichnitt!) betrug 1880 bis 1884 23382 ha, 1885 bis 1889 19253 ha, 
18% bis 1894 17230 ha, und der vierjährige Durchichnitt 1895 bis 1898 
beträgt 20616 ha. Vergleichen wir hiemit die Durhjchnittsziffern für die Jahre 
vor Einführung des Gewichtsſteuergeſetzes, joweit uns diejelben hier vorliegen, 
jo ergibt jich Folgendes: 1857 bis 1859 26721 ha, 1860 bis 1864 18757 ha, 
1865 bis 1869 20280 ha, 1870 bis 1874 23756 ha, 1875 bis 1879 19846 ha. 
Ta für die Jahre bis 1870 zur Ermöglichung eines richtigen Vergleiches mit der 
nahtolgenden Zeit die Anbauflächen von Eljah-Lothringen zu den angegebenen 
Ziffern Hinzuzurechnen find (diejelben jind für die Jahre bis 1871 jicherlich 
mit über 3000 ha anzujchlagen, nachdem ſie beijpielsweije betragen haben: 
1871: 3159, 1872: 3463, 1873: 3841, 1874 : 3450, 1875 : 3860, 1876: 
3515 ha) ergibt jich, daß der Tabadbau in Deutjchland in der Gegenwart, 
verglichen mit früheren Zeiten, ziemlich erheblich abgenommen hat; freilich 
it diefe Abnahme — troß der größeren Erhöhung der Steuer gegen früher — 
feine jo große, wie fie von vielen Gegnern des Gejeges in Ansicht geitellt 
worden war. 


» Indem wir in den nachfolgenden Betrachtungen zur Beleuchtung der ftatiltiichen 
Ergebniſſe vielfach die Durhichmittszifiern anwenden, folgen wir nicht allein der von 
der Reichastatistit gerne angemwendeten Braris, Sondern auch den Grundſähen der ſtatiſtiſchen 
wiiienichaftlichen Methode „io zahlreicher die Glieder und Gliedergruppen find, um jo mebr 
macht jich das auf möglichite Konzentrirung der Erkenntniß gerichtete Streben geltend, Itatt 
einer Mehrzahl von Ausdrüden, wie die Reihe fie bietet, einen einzigen einfachen Aus- 
drud zu finden, der in fih das Geſammtergebniß der Reihe in überfichtlicher Weiſe enthält, 
Dieſem Zwecke dienen die Durchſchnittsberechnungen“ (von Mayr, Statijtit und Gelellichafts- 
lehte, Eriter Band, ©. 98). 
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1879, 1880 bis 1884, 1885 bis 1839, 1889 bis 1894 iſt hiebei — in Ueber- 
— mit der Reichsſtatiſtik — der fünf-, für die Jahre 1871 bis 1874 


aber und 1 
Weſtpreußen. 
i871: 2 5. 0. 5% 442 ha 1885: 
1878: 20 — 507 „ 1886; 
IBTBt en x 610 „ 1887: 
18: ..- 20000. 482 1888: 
4 jähriger Durchſchnitt 510 ha 1889: 
IBIB:. 00 ae 450 ha 1890: 
1BI0:: Er wa 403 „ 1891: 
1, 2 1 WE ee er 390 „ 1892: 
1. — 892 „ 1893: 
1870.47. 5 sea Aa a 405 1894: 
5 jähriger Durdichnitt 408 ha 
DE ar 488 ha 1895: 
11. ON 455 „ 1896: 
18823.. 454 „ 1897: 
IBBBI u. ee 482 „ 1898: 
OBER: u ee 426 „ 
5 jähriger Durchfchnitt 460 ha 
Srandenburg. 
BT: Es 1954 ha 1885: 
1878: — 2246 „ 1886: 
BT 04 a ae 2553 „ 1887: 
1b. Se 2000 „ 1888: 
4jähriger Durcfehmitt 2188 ha 1999: 
IBERE Su ae 2041 ha 1890: 
187656...... . .. 1918 „ 1891: 
18772... a2 a 1976 „ 1892: 
BIBr rn ne 1959 „ 1893: 
18708. te & 1804 „ 1894 : 
5 jähriger Durchſchnitt 1939 ha 
1888: .-. 5 0% 2042 ha 1895 
1 PR TE 2392 „ 1896: 
1 . 2180 „ 1897; 
1.7: FE Re 2079 1898: 
OBERE: 5.5.00. 0% 1960 „ 


5 jähriger Durchichnitt 2120 ha 


95 bis 1898 der vierjährige Durchichnitt ermittelt und angegeben. 


De Be Be Te Se 


RE AM. 


RE 42 „ * 


... 4— 


u. 8 8 8 6 


1930 „ 


... 
De Be BE — 
Pe ee BE BE 
Dee BE 


. Hr 8 8 Re 


2238 „ 


. nr 1 RR ee 
De BE Ze Be — 
nn ne 


Be Br ee 2466 „ 


4 jähriger Durdichnitt 2647 ha 






1871: 
1872: 
1873: 
1874: 


1875: 
1876: 
1877: 
1878: 
1879: 


1880: 
1881: 
1882: 
1883: 
1884: 


1871: 
1872: 
1873: 
1874: 


1875: 
1876: 
1877: 
1878: 
1879: 


1880: 
1881: 
1882: 
1883: 
1884: 


1371: 
1872: 
1873: 
1874: 


1875: 
1876 : 
1877: 
1578: 
1879: 


1880: 
1881: 
1882: 
1883: 


Dommern, 
EAN 1154 ha 1885 
ea 1390 „ 1 
— ee ABU. 1887 
De ur aa 1073 „ 1888 
4 jähriger Durchſämitt 1317 ha 1889 
ee alars 1160 ha 1890 
tere arts 1015 „ 1891 
EEE 1066 „, 1892 
EA Kine Mreh 995 „ 1893: 
—— 852 „ 1894: 
5 jähriger Trdkbatt 1017 ha 
a an — 9 ha 1895: 
ee ee 200 . 1896 
u te ea er 1014 „ 1897 
un rn ar Vena erde 1014 „ 1898 
et 781 „ 
5 jähriger Durchſchnitt 1015 ha 
Sıhlefien. 
Da A — — — —— 451 ha 1885 
te a 580 „ 1886 
een ee. 2 612 „ 1887 
Dear a nr ne 471 „ 1888 
jähriger Durchichnitt 528 ha 1889 
357 ha 1890 
EEE 25 „ 1891 
u —— 822 „ 1892 
De a —— 3 e 1893: 
EDEN 343 „ 1894: 
5 jähriger ar 328 ha 
re Nat etre 1895 
RR ERDE EREE pr ” 1896 
a ee re 279 „ 1897 
er Tan? wer 281 „ 1898 
De na anne war 249 


5 jähriger Durchichnitt 343 ha 
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Deutichland. 


a a ——— 1098 " 


. Tr Re 


Er 1312 „ 


u. RR 8 He fr} 


EEE EP ENTE 182 . 


De BE EB ES 


Provinz; Sachſen. 


er A aa 81 ha 1885: 
a a 798 „ 1886 
——— 979 1887: 
ea ae 2% 484 „ 1888: 
4 jähriger Durchfchnitt 710 ha 1889 
495 ha 1890 

— 359 „ 1891 
I ae 319 „ 1892 
el 318 „ 1893 : 
ER ETE ——— 36 1894: 


RE RER ER 1895: 
—— 508 ö 1896: 
a er ee 188 „ 1897: 
a Sc A Di 128 „ 1898: 
Re u m Zeh 82 


5 jähriger Durhihnitt 266 ha 


..... 


4 jähriger Durchichnitt 130 ha 
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Hannover. 
—— 368 ha 1885: . - » 222... 324 ba 
ENT 539 „ IBBB: ne An 
En ee at 719 , 1887: 2 4685 
a eat dar 401 „ IBBB: ne 

jähriger Durdhichnitt 506 ha 1889: . 22200. 44, 

5 jähriger Durchſchnitt 449 ha 
N Dee 388 ha 1890: .-. 2. 22.2.0. 585 ba 
EEE 359 „ J IR 
a er eig 922 „ 1898: 5 8 ee il > 
— 369 „ ———— —— 
ee —— 416 „ 184: . .» 2 222. 5A _ 

5 jähriger —— — 871 ha 5 jähriger Durchſchnitt 483 ha 
a a Be a 1895: . 2 2.2.0.0. 0.9560 ha 
— 8* 5 18908: -4 5 5 5.5 25% DB 
ERROR RT: 380 1897: 22. 886 5 
RE 305 „ 1808: onen. 824 „ 

BR — 20 4 jähriger Durchſchnitt 448 ha 

5 jähriger Durdhichnitt 438 ha 

Rheinland. 
a erg 488 ha 1885: . . - 2 2.0.0. 422 ha 
—— — 560 „ J 
EIN 113 „ 1887: 2-20 MA. 
a a 512 1888: nn. AR, 

4 jähriger Durhfhmit 568 ha 1889: .. 2.0... 393, 

5 jähriger —— 416 ha 
a Ah a en 520 ha ENDEN ee 8 ha 
RS RERS CHE: A, J 
were 401 , 10: nn. iR, 
Me 340 „ EDEL en 
EEE NEE 333 „ 18944. ee 

5 jähriger Durchſchnitt 413 ha 5 jähriger a 279 ha 
— Mer 175 1 VA Re 7 ha 
SE BEE 598 „ EDGE 2 an 328 ha 
RE OR 458 „ 1897: 2222202. 816 „ 
era 412 ) 17: Pe °.<- Ge 
·· u BE Zu Zu 404 4 jähriger Durchſchnitt 303 ha 

5 jähriger Durchich mit 479 ha 

AKönigreich Preußen. 
5925 ha 1885: - 22200. 5043 ha 
BRAIN 7207 „ 1886: 2 2222. 5462 „ 
— — 8533 „ 1 N! 1% Ws 
a a ro 5933 „ IBBBr. 3.0, tra BE 

4 jähriger Durchichnitt 6899 ha 1889: 2.0.5... 4778 „ 

5 jähriger Durchſchnitt 5229 ha 
FREE NEFOEE EIRER 5888 ha 1890: - ». 2.2... 3127 ha 
FERNER 5218 „ 18 LITT ABB 
he 5206 „ 189°: 22220220. 4.» 
NEE METER 5096 „ BBDBE: 5. 14:5 6% 0 DIR; 
EEE 4679 18: 22200. 549 5 

5 jähriger Durhfenitt 5 5916 316 ha 5 jähriger Durchſchnitt 4939 ha 
re a a 967 ha Bon. en 5836 „ 
EEE. 3* J 6595 7 
ER 5861 , 1897: 22222020. 5811 5 
en 5077 „ 188: 2222200. 5286 5 
BE RE 4428, 4 jähriger Durchſchnitt 5907 ha 


5 jähriger Durchſchnitt 5566 ha 
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Bayern. 
IBIIE 405% rn 4721 ha BEE: 1 a are 3799 „ 
BEIDE Sn takes 5728 „ J 3448 
WIR: 6452 „ 1882: 2,2025 ee ERBE: 5 
Bu anne 4885 18883. ar 3454 „ 
4 jähriger Durchichnitt 5445 ha 1889: 2 220. 3423, 
5 jähriger — — ha 
BOT en ren a 5203 ha BWE/ ANA en 
1810: a seen 4715 „ KOBr®: 3829 F 
SITE ee 3697 „ BED: 2 2093 „ 
12.1 ge 4133 „ BUBEN .. > Da 2181 „ 
1 1371 ge 8808 „ 1OM Eu 2ar ar a en 2778 „ 
5 > jähriger —— 4311 ha 5 jähriger — —— ha 
BERDE 2: 2 a a 9 ha 1895: 5.2.4210 
IBBE E20 ae 33 * 18938 ri — 
IOBE:: 2.04 20 04 5302 „ IE en 3426 „ 
18833.. .. 4884 „ TBB E04 ... 2542, 
1884: 0.0.0000. 4889, 4 jähriger Durchſchnitt 3257 ha 
5 jähriger Durchichnitt 5440 ha 
Baden. 
1 FE . 7104 ha Jah ee 6720 ha 
Dame ae eng 7961 „ 1888.. an: .. 6898 „” 
IBTBE. 5 an 9002 „ BOBTE. 2 00: 2.0 60 se 789 „ 
Tr 6494" RBB 6643 „ 
4 jähriger Durchihnitt 7640 ha 1889: 2.220000 6405 
5 jähriger — 6912 ha 
BUT ea 7458 ha 180: . x... 1 ha 
1810.23: %- 0 0 u 6876 „ BBOL: a ee Tas z 
BT 22. 20% 5595 mar een, 5775 „ 
IBTB: ven 5476 . JJ 6020 „ 
a8... ee 5240 DEREN ee 6949 „” 
5 jähriger .. 6117 ha 5 jähriger Dura fgeit 0088 ha 
1.2 EEE EgE 532 ha 1:2 2 
11. 5450 J JJ 8601 — 
isszz 0 3 N a, 6995 1:2 Ps SE 9025 
18833. 7788 1898: 0. 2.0“ # 7439 „ 
1884: 200000 1633, 4 jähriger Durdhicnitt 8370 ha 
5 jähriger Durchichnitt 7681 ha 
Hefen. 
ae une 980 ha BBBR oa ee 1001 ha 
Tr 1184 , 186: een. 859 „ 
BIN es 0 San eh 1511 „ 1087: u. u wre 894 „ 
Fre Fr 941 „ 1888: 2: 2: 2.0 2 618 „ 
4 jähriger Durchichnitt 1154 ha 1889: 2. 2.2.00. 485, 
5 jähriger a 21 ha 
eis: u 2 u 1136 ha 18906. 004% 
BIST 2. 80, 1891: 5 nt 56 re 
BIT 2 er >. 0:00 IOWBE an a 398 „ 
DBIS ae 628 „ 1808: 20 un 447 „ 
ISTB= u... er 394, SDR: 568 „ 
> jähriger Durchichnitt 756 ha 5 jähriger Durchichnitt 529 ha 
BR: u an 1159 ha 18005 oe 675 ha 
1B881°. 2 1161 „ ISIBE, ae er ur 
BSBa Er — 978 „ IB: N N 679 „ 
1883: ...2.. e 912 „ 1898: 2.320.000 414 , 
1884: 00000. 1073, 4 jähriger Durdyichnitt 631 ha 


5 jähriger Durchidjnitt 1056 ha 
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GlſaßLothringen. 
IBT1: ua 83159 ha IRBE: 00540 2404 ha 
18787: areas 3463 „ Be I a 2561 „ 
BBISE -2 — 3841 „ 1887 =... wo — 2336 „ 
DJJ — 340 I8ſßß 1543 „ 
4 jähriger Durchſchnitt 3478 ha 1889: 2.0.00. — 
5 jähriger Durchſchnitt 2118 ha 
IBTSE: u ee 8860 ha 1:1 PRESSURE — 1722 ha 
J 8516 „ ET 1485 „ 
BIT an 2416 „ 1. FE 1243 , 
DUB en. ee 2181 „ DOWBE. 2 ne a 1126 „ 
DEIBE u sr 2464 „ 1808: ...-.5%-: 2: SEE — 

5 jähriger Durchſchnitt 2887 ha 5 jähriger Durchſchnitt 1375 ha 
1880... DENE 8178 ha BB: 7 ei 1707 ha 
J 3262 „ aD 1802 „ 

JJJJ En 2927 „ 1897 1649 „ 
BBBB: were 2757 „ BONS: 2-5 1248 „ 
1884: 000... 2482, 4 jähriger Durchſchnitt 1601 ha 


5 jähriger Durchfchnitt 2911 ha 


Wiederholung der Durdfchnittssahlen. 
1871/74 | 1875/79 | ET | en 
ha ha I ha u 















ha ha 













a 











Meftpreußen 510 408 460 481 
Brandenburg 2188 1939 2120 2173 2647 
Pommen . ».»... 1317 1017 1015 1037 1415 
Schleien . ». 2... 528 328 343 209 170 
Sadien. .-. 2...» 710 325 266 136 130 
Hannover » 2 2. . 506 371 438 449 448 
Rheinland. . ... . 568 413 479 416 308 
Preußen. - ». .... 5907 
Bayen - » 2.20. 5445 4311 5440 3623 3257 
202 A 7640 6114 7681 6912 8370 

MEN - - 20200. 1154 757 1056 171 631 

lſaß Lothringen 1601 


Wenn wir dieſe vorſtehenden Zahlen num ebenfalls näher ins Auge faſſen, 
ergibt ſich Folgendes: 

In Wejtpreußen betrug die Durchjchnittsziffer 1871,74 510 ha, fiel 
dann 1875/79 auf 408 ha und jtieg in den nächiten Jahresreihen wieder auf 
460, 458, 478 und 482 ha. Der niedrigite Stand des Anbaus war in diejem 
— während der von uns beobachteten 28 Jahre im Jahre 1877 mit 
390, der höchſte Stand im Jahre 1873 mit 610 ha erreicht. Im Ganzen 
iſt der Umfang des Anbaus in Weſtpreußen auf der gleichen Höhe geblieben, 
jedenfalls läßt ſich ein irgendwie namhafter Rückgang nicht erkennen. 

Das Gleiche gilt von Brandenburg, wo die Durchſchnittsziffer 1871/74 
2188 ha betrug, 1875/79 auf 1939 ha fiel, jedoch in den folgenden Jahres= 
reihen wieder entjprechend zunahm und 1895/98 jogar den noch höheren 
Stand von 2647 ha erreichte. Die niedrigite Ziffer läßt das Jahr 1879 
mit 1804, die höchjte das Sahr 1896 mit 2935 ha erjehen. 
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Auh in Pommern ift feine Verjchlimmerung, jondern zuleßt jogar eine 
feine Beſſerung zu erfennen. Die Durchichnittszahl betrug hier 1871/74 
1317 ha, fiel dann 1875/79 auf 1017 ha, ftieg aber dann in der folgenden 
Zeit wieder bi8 auf 1415 ha im Durchichnitt der Sabre 1895/98. Die 
niedrigfte Ziffer zeigt das Jahr 1884 mit 781, die höchite das Jahr 1873 
mit 1653 ha. 

Ein ungünftigere® Bild zeigt dagegen Schlejien, wo die Durch— 
ſchnittszahl 1871/74 noch 528 ha betragen hatte, in den —— Jahres⸗ 
reihen aber faſt ununterbrochen fiel, nämlich 1875/79: 328 ‚ 1850/84: 
343 ha, 1885/89: 209 ha, 1390/94: 165 ha, 1895/98: 170 ha. Die 
niebrigjte Biffer weiſt das Jahr 1598 mit mur 135 ha, die höchite das Jahr 
1873 mit 612 ha auf. Die Abnahme fällt in dieſem Besirt jehr ins Auge 
und beträgt in den letten Jahren 1895/98 gegenüber den erjten Jahren 
1571/74 gegen 70 Prozent. 

Noch erheblicher ift der Rüdgang in der Provinz Sachſen, wo im 
Durchjchnitt der Jahre 1871/74 noch 710 ha mit Tabad bebaut wurden, 
während die bebaute Fläche 1875/79 auf 325 ha, 1880/54 auf 266 ha, 
1885/89 auf 136 ha und 1890/94 jogar auf 95 'ha ————— fiel, 
um erſt in den Jahren 1895/93 ſich einer leiſen Beſſerung — 130 ha — 
zu erfreuen. Bergleichen wir letztere Durchichnittsziffer mit jener der erſten 
4 Jahre, jo ijt eine Abnahme um mehr als SO Prozent erjichtlich. Die 
ungünftigiten Jahre find hier 1892 und 1893 mit je 54 ha, das günftigjte 
1373 mit 979 ha. 

In Hannover ift die Entwidlung der Anbauverhältniffe wieder er: 
freuficher. Der Durchichnitt hatte 1871/74 506 ha betragen, fiel dann im 
nächſten Sahrfünft 1875/79 auf 371 ha, erhob ſich aber dann wieder zum 
Beſſeren und betrug zulegt, 1895/98 445 ha. Das ungünftigite Jahr iſt 
1554 mit 220, das günftigjte 1573 mit 719 ha. 

In Nheinland ilt wieder eine jtarfe Abnahme zu beobachten. Der 
Durchſchnitt hatte 1871/74 568 ha betragen, fiel dann in den folgenden 
Sahrfünften recht erheblich und betrug in den Jahren 1890/94 nur mehr 279, 
in den legten 4 Jahren 1895/95 aber 303 ha. Die Verminderung, welche 
ih in dieſen legten 4 Jahren, verglichen mit dem Durchſchnitt der erjten 4 
Jahre zeigt, beträgt zwijchen 40 und 50 Prozent. Den tiefjten Stand er- 
reichte * Anbau im Jahre 1892 mit 222 ha, den höchſten im Jahre 1873 
mit 713 ha. 


Das Königreich Preußen, als Ganzes betrachtet, läßt in den beob- 
bachteten 28 Jahren bloß anfangs einen Rüdgang erfennen, indem nämlich 
der Durchichnitt in den Jahren 1871/74 6399 ha betragen hatte, und in 
den Jahren 1875/79 auf 5216 ha herabjanf. Im den nächjten Sahresreihen 
it eine bejondere Abnahme nicht mehr zu erfennen (1550/54: 5566, 1885,89: 
5229, 1890/94: 4959, 1895/95: 5907 ha), vielmehr zeigen die legten 4 
Jahre wieder eine ziemlich hohe Durchjchnittsziffer , welche allerdings noch um 
fajt 1000 ha, oder um fajt 15 Prozent hinter dem Durchjchnitt der erften 
4 Jahre zurückbleibt. 

In Bayern zeigt jich eine recht erhebliche Abnahme des Anbaus. Die 
Durchichnittäziffer betrug 1871/74: 5445 ha, fiel 1875,79 auf 4311 ha, 
erhob ſich zwar 1880/84 nochmal3 zu 5440 ha, bewegte ſich aber dann 
wieder ſtark abwärts, indem fie 1885/89: 3623 ha und 1890/94 nur mehr 
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2870 ha betrug. In den letzten Jahren 1895/98 ift eine nicht ſehr wejent- 
liche. Beiferung eingetreten, indem die Durchichnittsziffer wieder auf 3257 ha 
jtieg, was indejjen gegenüber den eriten 4 Jahren noch immer einen bedenflich 
tiefen Stand, d. h. mit diefen verglichen eine Abnahme um rund 40 Prozent 
bedeutet. Das jchlechtefte Jahr ift hier 1892 mit 2093 ha, das befte 1881 
mit 6456 ha, oder, wenn wir letzteres als abnormes (fiche oben) außer Be: 
tracht lafien, 1873 mit 6452 ha. 

In Baden hat fich der Tabackbau günstiger entwidelt. Der Durchichnitt 
betrug in den Jahren 1871/74: 7640 ha, fiel in den Jahren 1875/79 auf 
6114 ha, jtieg 1880/84 wieder auf 7681 ha, fiel dann 1885/89 auf 6912 
und 1890/94 auf 6833 ha, und hob ji in den letzten 4 Jahren 1895/98 
bis auf 8370 ha, aljo eine erheblich höhere Ziffer, als jolche in den erjten 
4 Jahren beitand. Das ungünitigite Ergebniß lieferte das Jahr 1879 mit 
5240, das bejte da8 Jahr 1897 mit 9025 ha. 


In Heilen Hingegen ijt wieder eine namhafte Abnahme zu erfennen. 
In diefen Bezirk hatte die Durchjchnittsziffer 1871/74 1154 ha betragen, 
diejelbe fiel dann 1875/79 auf 756 ha, jtieg allerdings 1880/84 wieder auf 
1056 ha, bewegte ſich aber von da an wieder abwärts, nämlich 1885/89: 
771 ha und 1890/94: 529 ha, um nur in den letzten 4 Sahren 1895/98 
eine geringe Beſſerung auf 631 ha zu erfahren. Leßtere Durchjchnittsziffer 
ift jener der erjten 4 Jahre 1871/74 gegenüber um fajt 50 Prozent geringer. 
Der tieffte Stand war 1892 mit 398 ha, der höchite 1872 mit 1184 ha 
erreicht. 

Necht erheblich und bedauerlich ift endlich der Rüdgang des Anbaus ın 
Eljaß-Lothringen, früher einem der bedeutenderen Tabackbaudiſtrikte. 
Die Durchichnittsziffer betrug hier noch 1871/74 3478 ha, fiel dann 1875/79 
auf 2837 ha, jtieg 1880/84 um ein ganz ©eringes, nämlich auf 2911 ha, 
nahm aber in den folgenden Jahren wieder jehr erheblih ab, indem fie 
1585/89 auf 2118 ha und 1890/94 jogar bis auf 1375 ha zurüdging, um 
in den leßten 4 Jahren 1895/98 fi) nur mehr auf 1601 ha zu erheben. 
Letztere Durchichnittsziffer, verglichen mit der Durchichnittsziffer der erften 4 
Sabre 1871/74 (jiehe oben) zeigt einen et von mehr als 50 Prozent. 
. ungünſtigſte Jahr ift hier 1893 mit 1126 ha, das günftigfte 1875 mit 

680 ha. 


Wiederholen wir unjere Ergebnifje, jo haben ſich Weſtpreußen, Branden— 
burg, Pommern, Hannover und Baden ziemlich gleichgebliebener Berhältniffe, 
zum Theil jogar einer Beljerung zu erfreuen, wogegen Schlefien, Sacdjen, 
Rheinland, Bayern, Hefjen und EljahLothringen Abnahme, und zum Theil 
jehr erhebliche, aufweijen. 

Auch die Zahl der Tabadpflanzer hat im Laufe der Sahre ab: 
genommen. Die Durchjchnittszahl betrug 1871/74: 194310, janf dann 
1875/79 auf 169599, erhob jich 1880/54 auf 214669, nahm aber dann 
wieder jtarf ab, indem jie 1885/89: 172740, 1890/94: 156416, und 
1395/98: 152459 betrug. 


Der Ernteertrag an getrodneten Tabadsblättern zeigt in den einzelnen 
Fahren, ähnlich, wie die Anbauflächen, einen jteten Wechjel zwilchen Zu und 
Abnahme, läßt aber im Ganzen feine jo erhebliche Abnahme erfennen, wie 
die bebauten Flächen. Wir finden hier Zunahme 1550 auf 18581, Abnahme 
1882, Zunahme 1833 und 1884, Abnahme 1885 und 1886, Zunahme 1887, 
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Abnahme 1888, Zunahme 1839 und 1890, Abnahme 1891 und 1892, Zu: 
nahme 1893 his 1895, Abnahme 1896 und 1897. Der fünfjährige Durch: 
ichnitt hatte betragen 1870/74: 40262 Tonnen, 1875/79: 31565 Tonnen, 
1880/84: 47739 Tonnen, 1885/89: 36674 desgl., 1890/94: 35579 desgl. 
Der dreijährige Durchichnitt 1895/97 beträgt: 46717 Tonnen. Die höchite 
Ziffer wies während der Giltigfeit des gegenwärtigen Gejetes das Jahr 1881 
mit 61314 Tonnen, die niedrigite das Jahr 1883 mit 26358 Tonnen auf. 

Der durchſchnitthiche Ernteertrag pro Hektar hat ſich während der 
Giltigkeit des Gewichtsjteuergejeges gegenüber der früheren Zeit gebejjert, 
was aus folgenden Durchjchnittsziffern erhellt: 1871/74: 1,73, 1875/79: 1,60, 
dagegen: 1880/84: 2,03, 1885/89: 1,90, 1890/94: 2,06, 1895/97: 2,17. 
Da nicht wohl anzunehmen ift, daß dieje ziemlich fonftante Beſſerung lediglich 
auf günftigere Witterungsverhältnijje zurüdzuführen ift, liegt die Vermuthung 
nahe, daß im Ganzen jegt eine rationellere und intenfivere Bewirthichaftung 
ftattfindet, als früher. Hiemit ift auch die Erklärung für die vorjtehend er: 
wähnte Thatjache gegeben, daß der Gejammternteertrag ſich in geringerem 
Maße verringert hat, als die Gejammtanbaufläche. 

Der mittlere Preis einer Tonne trodener Tabadsblätter einſchließlich 
Steuer hatte im Durchichnitt betragen: 1871/74: 534 Marf, 1875/79: 514 
Mark, dagegen: 1880/84: 736 Mark, 1885/89: 769 Mart, 1890/94: 793 
Mark, 1895/98: 779 Mark. Wir jehen hieraus, daß während der Giltigfeit 
des Gewichtsjteuergejeges dieje Preije auf der gleichen Höhe geblieben ſind 
und eher jich andauernd etwas gebejjert haben. Die Jahre vor 1880 fünnen 
wegen der großen Verjchiedenheit der Höhe des Steuerjaßes nicht mit jenen 
nach 1880 verglichen werden. Der höchjte Preis wurde in der vorliegenden 
Beriode 1880 mit 1190 Marf, der niedrigjte 1887 mit 638 Mark erzielt. 


Um einen richtigen Bergleich zwijchen den früheren und jpäteren Jahren 
zu erzielen, müſſen noch die Breije betrachtet werden, wie fie ſich ausſchließ— 
lich Steuer erjtellen, einerjeits für die Zeitdauer der Giltigkeit des Flächen: 
jteuer-, amdererjeit8 für jene der Giltigfeit des Gewichtsiteuergejeged. Wir 
haben in unjerem zweiten Kapitel (Annalen 1893 Seite 536 unten und 537 
oben) erwähnt, daß während des zFlächenjteuergejeges ein Steuerjaß von 
etwa 5 ME. für 100 kg Tabadblätter, aljo 50 ME, für 1000 kg = 1 Tonne 
zu rechnen war. In der mehrerwähnten Denkjchrift von 1891 (Seite 5) wird 
diefer Steuerjag genauer auf 4 ME. 80 Pfg. für 100 kg angegeben und 
wollen wir diefen Sag, aljo 48 Marf für eine Tonne, in der nachfolgenden 

s Berechnung auch beibehalten. Ferner ift während des Gewichtsjteuergejehes 
unter Berüdfichtigung der Grundſätze in $ 2 Abi. 2 und 8 16 Abi. 1 Say 2 
des Gejeges für 100 kg dachreifen (nicht jabrifationsreifen) Tabak ein Steuer: 
jag von 36 Marf, oder für 1000 kg == 1 Tomne ein jolcher von 360 Marf 
in Anja zu bringen, d. h. von den in der Statijtif mitgetheilten mittleren 
Preisjägen in Abzug zu bringen. Für die Uebergangsjahre 1850 und 1881 
iind nah $ 2 a. a. D. jtatt 36 bezw. 360 ME.: 16 bez. 160 und 24 bez. 
240 ME. anzuſetzen. Hienach ergiebt jic Folgendes: 

a) während der @iltigkeit des Flächenſteuergeſetzes: 

1871/72: 510 Mt. — 48 Mt. = 462 Mt. 1876/77: 410 Mt. — 48 Mt. = 362 Mt, 
1872/73: 696 Mt. — 48 Mt. = 648 Mi. 1877/78: 483 Mt. — 48 Mt. = 4355 Mt. 
1873/74: 440 Mt. — 48 Mt. = 392 Mt. 1878/79: 493 Mt, — 48 Mt. = 445 Mt. 
1874/75: 490 Mt. — 48 Mt. = 42 Mt. 1879/80: 754 Mt. — 48 Mt. = 706 Mt. 
1875/76: 430 Mt. — 48 Mt. = 382 Mt. 
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b) während ber @iltigleit des Gemichtfteuergeiehes : 

1880: 709 Mt. — 160 Mt. = 549 Mt. 1889: 819 Mt. — 360 Mt. = 459 Mt. 
1881: 676 Mt. — 240 Mt. = 436 Mt. 1890: 758 Mt. — 360 Mt. = 398 Mt. 
1882: 779 Mt. — 360 Mt. = > Mt. 1891: 745 Mt. — 360 Mt. = 385 Mt. 
1883: 790 ME. — 360 Mt. — 430 Mt. 1892: 800 Mt. — 360 Mt. = 440 Mt. 
1884: 725 Mt, — 360 Mi. = 365 ME. 1893 : 823 Mt. — 360 ME. = 463 Mi. 
1885 : 756 ME. — 360 Mt. = 3% Mt. 1894: 842 Mt. — 360 Mt. = 482 Mt. 
1886 : 783 ME. — 360 Mi. = 4233 Mt. 1895: 777 Mt. — 360 Mt. = 417 Mt. 
1887: 692 ME, — 360 Mt. = 332 Mt, 1896: 804 Mt. — 360 Mt. — 444 Mt. 
1888: 795 Mt. — 360 Mt. = 435 Mt. 1897: 758 Mt — 360 Mt. == 398 ME. 


Ziehen wir aus diejen Ziffern die Durchjchnittszahlen, jo ergiebt fich 
Folgendes a) während des Flächenſteuergeſetzes: 1871/74: 486 Mk., 1875/79: 
466 ME., b) während des Gewichtiteuergejeges: 1880/84: 440 Mk., 1885/89: 
409 Mk., 1890/94: 437 Mt, 1895/95: 420 Mi. Die Preije find aljo 
unter dem Gewichtiteuergejege gegen früher zurüdgegangen,, aber nicht bejonders 
erheblich. Freilich find dies bloß die aus einer ganzen Reihe von verjchiedenen 
Preiſen ermittelten mittleren Säße, und bleibt die frage offen, ob das Gleich- 
bleiben der Preije fi auf alle Sorten vertheilt, oder ob nicht etwa Die ge: 
ringeren Sorten gegen früher doch erheblich im Preije gelitten haben und 
bloß bei den bejjeren Sorten feine wejentliche Verjchlimmerung eingetreten ift. 


Die im Zollgebiet gewonnenen Mengen Robtabad in fabrifations- 
reifem Zuftand betragen jeweils um ein Fünftel weniger, als die oben jchon 
behandelten Mengen getrodneter Tabadblätter. Der fünfjährige Durchichnitt 
bezifferte jich 1880/84 auf 38191, für 1885/89 auf 29339, für 1890/94 
auf 23463 und der dreijährige Durchichnitt für 1895/97 auf 37 374 Tonnen. 
Der fünfjährige Durchſchnitt für 1870/74 hatte 32210, jener für 1875/79 
25252 Tonnen betragen. Das günjtigite Jahr während des Gewichtiteuer- 
gejeßes war das Jahr .1881 mit 49052, das ungünftigfte das Jahr 1888 
mit nur 21087 ha. Bezüglich des Schwanfens zwijchen Zu: und Abnahme 
gilt das oben Hinfichtlich der getrodneten Tabadblätter Gejagte. 


Diejen Ziffern gegenüber, welche beftenfalls feine Abnahme, ebenjowenig 
aber eine Zunahme erkennen lafjen, weiſt die Einfuhr von fabrifationgreifem 
Nohtabad aus dem Auslande eine durch nichts unterbrochene, jehr erhebliche 
Aufwärtsbewegung auf. Wir jehen aus den oben unter b mitgetheilten Ziffern, 
daß die Einfuhr im Jahre. 1880/81 15266 Tonnen betragen hatte, 1897/98 
aber auf 59461 Tonnen, aljo auf nahezu das Vierfache angewachjen war. 
Freilich iſt dabei in Betracht zu ziehen, daß in der legten Zeit vor dem In— 
frafttreten des Gewichtjteuergejeges, nämlich 1877/78 und 1878/79 ganz ab- 
norm große Tabadmengen eingeführt worden waren (1877/78 79598 und 
1578/79 100030 Zonnen) und daß die erjten Jahre der Giltigfeit des Ta- 
bacjteuergejeges die nothiwendige Reaktion hierauf zeigen und daher außer: 
gewöhnlid) niedrige Ziffern aufweisen, nämlich 1879/80: 12005 und 1880/81: 
15266 Tonnen. Erjt die Einfuhrziffern von 1881/52 an dürften wieder ala 
annähernd normale zu erachten jein, allein auch wenn man erjt von hier aus 
den Ausgangspımft nimmt, it die darauffolgende Steigerung bis zur Gegen: 
wart eine jehr beträchtliche, zumal wenn man ins Auge faßt, daß der Ein: 
gangszoll auf Rohtabad unter dem Gewichtiteuergejeg gegenüber dem Flächen: 
jteuergejeg mehr als verdreifacht worden iſt (früherer Zolljag 4 Thaler = 
12 Mark für den Zentner, aljo 24 Mark für 100 kg, jetziger Zollſatz 
85 Mk. für 100 kg). Es find allerdings jchon während der Herrichaft des 
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lächenjteuergejeges ähnlich bedeutende Mengen eingeführt worden, in ein= 
zelnen Jahren fogar weit höher, allein dieje ausnahmswerje hohen Ziffern 
(1872/73: 76704 Tonnen, 1877/78 und 1878/79, wie jchon erwähnt, 
73598 und 100030 Tonnen) jind nicht das Ergebniß regelmäßiger Entwick— 
lung, jondern jeweil® durch die Furcht vor den damals in Ausjicht genom— 
menen Steuerprojeften veranlagt worden. Der fünfjährige Durchjchnitt der 
Einfuhr von ausländiichem Rohtaback beträgt: 1870/74: 46793, 1875/79: 
57519, 1880/84: 27309, 1886/89: 42830, 1890/94: 46669 Tonnen 
und der dreijährige Durchjchnitt 1895/97 beträgt: 57444 Tonnen. Die 
charakteriſtiſche Erjcheinung in diefer Bewegung während des zur Zeit giltigen 
Gejeges ift, wir wiederholen es, die ganz jtetige, niemals till jtehende und 
niemal3 unterbrochene Zunahme troß der großen Erhöhung des Zolles und 
trog der aus früheren Zeiten ziweifello8 noch vorhandenen — oder wenig— 
ftend anfangs noch vorhanden gewejenen — großen VBorräthe. 

Beigt die Einfuhr von fabrifationsreifem Nohtabad aus dem Ausland 
bienady ein jehr günftiges Bild, jo gilt das Gegentheil von der Ausfuhr 
an Rohtaback, welche in der legten Zeit gegen früher jehr bedeutend ab» 
genommen hat, wobei dieje Minderung in der Hauptſache den inländijchen 
Rohtaback treffen dürfte, da der vom Auslande importirte Rohtaback vor: 
wiegend bei der inländiichen Fabrifation Verwendung finden und nur in jel- 
teneren Fällen wieder ausgeführt werden dürfte, zumal die bei der Ausfuhr 
nah $ 30 des Gejeges gezahlte Vergütung viel zu gering ift, um den bei 
der Einfuhr entrichteten Eingangszoll zu erjegen. Die Durchjchnittsziffern der 
Jahrfünfte 1871/75, 1876/50, 1881/86, 1886/90 und 1891/95, dann der 
beiden Jahre 1896/97 jind für die Ausfuhr fabrifationsreifen Rohtabads fol- 
gende (im Tonnen): 1871/75: 62977, 1876/80: 26420, 1881/85: 34500, 
1886/90: 15112, 1891/95: 9051, 1896/97: 5041. Ganz gewaltig ijt die 
Abnahme vom Jahre 1886 an zu beobachten. 

Bezüglich der Einfuhr und der Ausfuhr von Tabadfabrifaten 
unterjcheidet die Reichsſtatiſtik a) Cigarren und Cigaretten, b) Kautabad, 
c) Schnupftabad, d) Rauchtabaf und andere Fabrifate. Neuerdings werden 
außerdem noch entrippte Tabadblätter gejondert vorgetragen, auf welch legtere 
Ausiheidung wir aber im Nachfolgenden nicht Rücjicht nehmen können, weil 
wir den ganzen Zeitraum der Giltigkeit des Gewichtjteuergejeges einheitlich 
daritellen wollen, und in den erjten Jahren dieſes Zeitraumes eine jolche Unter- 
iheidung noch nicht ftattgefunden hatte. Die entrippten Blätter erjcheinen 
daher in der nachfolgenden dem erjten Heft der Vierteljahrshefte 1899 und 
dem Sanuarheft 1890 entnommenen Statijtif unter „Nauchtabad und andere 
Tabackfabrikate.“ Wir faſſen die Sahrfünfte 1879/80—1883/84, 1884/85 bis 
1888/89, 1889/90— 1893/94 und die vier Jahre 1894/95, 1895 96, 1896/97 
und 1897/98 zujammen und lajjen daraus jeweils den Durchſchnitt erjehen 
(ehe nächfte Seite). 

Betrachten wir zunächjt die Einfuhrziffern näher, jo ergibt fich Fol— 
gendes: An Eigarren und Gigaretten wurden durchichnittlich eingeführt in den 
fünf Jahren 1879/83 362, in den fünf Jahren 1854/58 447, in den fünf 
Sahren 1889/93 482, in den vier Jahren 1894/97 511 Tonnen. Die Ein- 
fuhr hat fich daher jtändig und zwar ziemlich erheblich gejteigert. An Staus 
taback wurde in dem bezeichneten Zeiträumen durchjchnittlich eingeführt: 14, 15, 
26 und 23 Tonnen, jo daß auc hier ftarfe Zunahme zu erfennen ijt. Die 
Durchſchnittsziffern für die Einfuhr von Schnupjtabad find 14, 16, 16, 16; 
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bier ift demnach die Einfuhr auf der gleichen Höhe geblieben. An Nauchtabad 
und anderen Fabrifaten (entrippten Blättern) endlich Hatte die Einfuhr durch- 
ichnittlich betragen: 378, 446, 461 und 559 Tonnen, aljo auch hier jtetige 
und erhebliche Zunahme. 

Bezüglich der Ausfuhr ift Nachitehendes zu bemerken: An Cigarren und 
Cigaretten wurden durchjchnittlich ausgeführt in den fünf Fahren 1879/83 
379, in den fünf Jahren 1884/88 360, in den fünf Jahren 1859/93 400, in 
den vier Jahren 1894/97 aber 624 Tonnen; wir jehen alſo vom erften Jahr- 
fünft auf das zweite eine kleine Minderung, dann aber Zunahme, welche in 
den legten vier Jahren jogar recht beträchtlich war. An Kautabadt wurden in 
den bezeichneten Zeiträumen durrchichnittlich ausgeführt 10, 13, 6 und 7 Tonnen, 
jo daß die legten fünf und vier Jahre gegenüber den erjten beiden Jahrfünften 
eine ziemliche Minderung zeigen. An Schnupftabad betrug die Ausfuhr durch- 
ichnittlich 64, 35, 48 und 42 Tonnen, blieb aljo in den legten drei Seit: 
abjchnitten ziemlich auf gleicher Höhe, ohme jedoc, die ausnahmsweije Höhe 
de3 erjten Jahrfünftes wieder zu erreichen. An Nauchtabaf und entrippten 
Blättern wurden durchjchnittlich ausgeführt 941, 1133, 1004 und 547 Tonnen. 
In den letzten vier Jahren zeigt ſich aljo gegenüber den erjten drei Jahr: 
fünften jtarfe Abnahme. 

Die in den obigen Weberfichten mitgetheilten Berechnungen des Ver— 
brauchs an fabrifationsreifem Rohtaback im Zollgebiet, bei welchen Berech— 
nungen die jeweiligen Zagervorräthe, weil nicht ermittelt, nicht berüdjichtigt 
ſind,) jcheinen uns aus eben diejem Grunde der Zuverläfjigfeit zu entbehren, 
weshalb auf diejelben auch nicht näher eingegangen werden joll. 

Schließlich ift Hinfichtlich der Einnahmen an Tabadjteuer und Tabad: 
zoll Folgendes zu bemerfen. Die Einnahme an Tabadjteuer hatte durch. 
Ichnittlich betragen: in den fünf Jahren 1881/82 — 1855/56 9 909 500 MiE., 
in den fünf Jahren 1886/87--1590/91 113852 500 ME., in den fünf Jahren 
1581/92 —1895/96 11 931 700 ME. und in den beiden legten Jahren 1896/97 
und 1897/98 12402 200 ME. und 12899 300 Mt. Es ift dies eine ganz 
jtändige und nicht unerhebliche Zunahme, welche, nachdem die Erzeugung an 
Rohtaback im Zollgebiet (jiehe oben) nicht jtändig zugenommen hat, jondern 
zwiſchen Zu: und Abnahme ſchwankte, abgenommen hat, nur daraus erflärt 
werden fann, daß von früheren Jahren her noch bedeutende Lagervorräthe vor: 
handen waren, bezw. noch find, welche nun nach und nach verjteuert werden, 
jo daß die Mindereinnahme von dem in einzelnen Jahren gewonaenen Tabad 
durch nachträgliche Verſteuerung der Vorräthe aus früheren Jahren ausge: 
glichen und verbefjert wird. 

Die Steuereinnahme von Surrogaten hatte durchichnittlich betragen: 
1831/82—1885/86 20000 Mf., 1886/87—1890/91 26 500 Mt., 1891/92 
bis 1395/96 29 500 ME., aljo eine jehr fortichreitende Beſſerung, die fich auch) 
in den beiden legten Jahren 1896/97 und 1897/95 mit 36 900 ME., bezw. 
40 500 ME. noch jehr nachhaltig fortjegte. 

Die Einnahmen an Eingangszoll hatten betragen: 1851/82—1885/56 
durchjchnittlich 29 058 800 Mk., 1886/87— 1890/91 durchichnittlich 39 504 100 
Mark, 1891/92 —1395/96 durchjchnittlich 45 339 700 Mk., und in den beiden 
legten Jahren 1896/87 und 1897/98 51 394 800 und 52 0957 800 Mk., dem: 








’) Bgl. die Vorbemerkung zur Weberficht: „QTabadverbrauch im deutichen Zollgebiet,“ 
Vierteliabröhefte 1889, erites Heft. 
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nach eine jehr beträchtliche, jtetig fteigende Zunahme, die der oben erwähnten 
bedeutenden Zunahme der Einfuhr ausländiicher Tabade entjpricht. 

Die Gejammteinnahme an Steuern und Zoll bewegte fid) dement- 
Iprechend in fortwährend aufiteigender Linie. Sie hatte im Jahrfünft 1881/82 
bis 1885/86 noch durchjchnittlich 33 988 300 Mi. ern hob fih im Jahr: 
fünft 1886/87—1890/91 auf durchichnittlich 50 9130 00 ME. und im Jahr: 
fünft 1891/92 —1895/96 auf durchichnittlid 57 301 000 ME., um im gegen 
wärtigen Jahrfünft wahrjcheinfich noch weiter zu jteigen, wenigstens weijen Die 
beiden letten Jahre 1896/97 und 1897/98 die abermals zunehmenden Sum: 
men von 63833 900 Mk. und 64987100 ME. auf, bisher noch nie er: 
reichte hohe Zahlen. 

Der durchjchnittliche Nettvertrag der Tabadabgaben pro Kopf hatte im 
Sahrfünft 1881/82 — 1885/86 noch 0,84 betragen, ſtieg dann im Jahrfünft 
1836/87— 1890/91 auf 1,04, im Sahrfünft 1891/92--1895/96 auf 1,10 und 
betrug in den beiden legten Jahren 1896/97 und 1897/98 je 1,19, gleichfalls 
die höchfte bis jegt erreichte Zahl. 

Damit glauben wir die jtatijtiichen Zahlenreihen ziemlich nach allen Rich: 
tungen betrachtet zu haben und jchließen nunmehr unſer fünftes Kapitel, indem 
wir unjere fritiiche Betrachtung des Gewichtiteuergejeges auf das Schlupfapitel 
verjparen. 

Fortſetzung folgt). 


Vorträge aus dem allgemeinen Stantsrerhte, 
Ron 
Mar von Seydel, 
(Fortießung). ”) 





VII. Die Stantenverbindungen. 


Unter Staatenverbindung im Sinne der folgenden Erörterungen find nur 
jolhe verftanden, welche eine dauernde organijirte Gemeinichaft von Staaten 
bilden. Alle andern Arten ftaatlicher Verbindungen wie Bündnijje, Handels, 
Schifffahrt-, Eifenbahn:, Konfular- 2c. verträge fommen hier nicht in Betracht. 
Davon wird im „Bölferrechte” gehandelt. 

Die Lehre von den Staatenverbindungen wird vom Standpunkte meiner 
Rechtsauffaſſung aus überdies viel einfachere Formen annehmen, als dies font 
in dergleichen Darftellungen gewöhnlich der Zall ift. Denn wenn man an der 
Wejentlichfeit der Souveränität für den Begriff des Staates und an der Wejent- 
lichkeit der Untheilbarfeit für den Begriff der Souveränität feſthält, fallen alle 
diejenigen Geftaltungen weg, die auf der Annahme nichtjouveräner Staaten 
oder theilbarer Souveränität beruhen. Wir werden aljo diefe Dinge lediglich 
mit prüfendem Auge anzujehen haben. 

Ehe wir indejjen hierauf eingehen, haben wir eine Reihe thatjächlich wirk— 
{id vorhandener Verhältniſſe darauf zu unterfuchen, ob diefelben in die Lehre 
von den Staatenverbindungen gehören. 

Vor Allem kommt bier die ſog. Perfonalunion in Betradht. Der Aus: 
drud wird in ſehr ſchwankendem Sinne gebraucht. Vielfach verfteht man da— 
runter die Vereinigung von Staaten durch die Gemeinjchaftlichkeit des Herricherg, 
ohne Rüdfiht darauf, welches der Grund der Gemeinfchaftlichkeit ift, wonach 
3. B. Schweden:Norwegen eine Berfonalunion wäre. Bei diefer Ausdruds- 
weije jpriht man dann von einer Realunion, wenn die Gemeinjamfeit über 
die Perfon des Herrſchers weſentlich hinausgeht, aljo gemeinjchaftliche Ein: 
richtungen umfaßt. 

Diefe Ausdrucksweiſe ift jedoch zu verwerfen; denn fie verbindet nicht Zu: 
jammengehörige8 und fcheidet Zufammengehöriges. Sie verbindet nicht Zu— 
jammengehöriges ; denn es fommt bei der Gemeinjamfeit des Herrſchers darauf 
an, worin fie ihren Grund hat. Iſt fie nach dem Nechte beider verbundenen 
Staaten eine ftaatsrechtlich nothwendige, dann ift die Verbindung von ſehr 
greifbarer Art und begrifflich fommt weiter nicht in Betracht, was in Folge 
dejien den Staaten im Einzelnen an Einrichtungen und Angelegenheiten gemein 
ift. Die Gemeinfamfeit des Herrichers kann aber für die betheiligten Staaten 
auch eine rein zufällige jein, indem ohne jtaatsrechtliche Nothwendigfeit das 
Recht beider Staaten diejelbe Perjon zur Krone beruft, die aber immerhin eine 
jtaatsrechtlich verfchiedene Perſönlichkeit als Souverän des einen und des andern 
Staates bleibt. Eine ſolche Verbindung dauert — abgejehen von regelwidrigen 


» „Annalen“ 1899, S. 249. 
Unnalen bed Deutichen Reit, 1900. 12 
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Beendigungsgründen wie Entthronung — fo lange, als die beiderfeitige Thron 
folgeordnung die nämlichen Perſonen zur Krone ruft. Eine ſolche Zufalls- 
verbindung heißt richtig Perfonalunion. Sie ift feine Staatenverbindung im 
Nechtsfinne; aber fie iſt gleichwohl eine politifche Thatjache von unter Um— 
ftänden großer Bedeutung. Denn die thatjächliche Gemeinfamfeit des Herrichers 
Ichließt zwifchen den zufällig verbundenen Staaten immerhin eigentlichen Zwie- 
fpalt aus; ja es fann, wo eine bleibende Intereſſengemeinſchaft obwaltet, aus 
der rechtlich zufälligen eine rechtlich nothwendige Verbindung oder gar eine 
Staatliche Verſchmelzung werden. Die Gejchichte bietet hiefür Beijpiele in der 
Union von Caftilien und Aragon feit Iſabella und Ferdinand, der Union 
Schottlands mit England durch die Stuart, Ungarn mit den öjterreichiichen 
Erblanden. Daher kommt es auch umgekehrt vor, daß, um folche Wirkungen 
bintanzuhalten, die Möglichkeit de3 Erwerbs einer fremden Krone durch die 
Staat3verfafjungen (Belgien, Preußen, Bayern, Sachen) oder durd Staats: 
verträge eingejchränft wird. 

In unbejchränften Einherrfchaften und in folchen, wo das Gebiet für die 
rein perjönliche Verfügung des Fürften ein jehr großes iſt, kann die Perjonal- 
union thatfächlich zu jehr enger Gemeinjchaft der Staatsgejchäfte führen; da— 
gegen wird fie in den Eonjtitutionellen Monarchien der Neuzeit die ftaatlichen 
Angelegenheiten völlig getrennt laſſen. 

Ein weiteres, der Staatenverbindung ähnliches Verhältniß, das aber gleich: 
wohl mehr eine politifche als eine ftaatsrechtliche Unterſcheidung enthält, iſt 
das Berhältniß von Haupt: und Nebenland. Bon Haufe aus beiteht dasfelbe 
darin, daß das Nebenland zwar von der Staatsgewalt des Hauptlandes be- 
herricht wird, aber nicht aus dem Geſichtspunkte feiner eigenen Intereſſen, 
fondern aus dem Gefichtspunfte der Intereſſen des Hauptlandes. Das iſt vor 
Allem die Aufangsgeſtaltung in der Entwickelung der Kolonien, die insbeſondere 
in früherer Zeit die wirthſchaftlichen Ausbeutungsgegenſtände der Mutterländer 
waren. Dauernd behauptet ſich ein folder Zujtand nirgende. Wo Haupt- 
und Nebenland gleichartig und räumlich zufammenhängend find, werden fie 
ſich ——— verſchmelzen. 

Bei den Kolonien wird ſich eine allmähliche Loslöſung vollziehen. Sie 
werden, wenn ſie erſtarkt ſind, den Anſpruch erheben, aus ihren eigenen Inter— 
eſſen heraus regiert zu werden. Wird dieſem Anſpruch nicht genügt, ſo voll— 
zieht ſich die Trennung vom Mutterlande, wie bei den Vereinigten Staaten von 
Amerika; während bei Erfüllung jenes Anſpruches die Abtrennung wenigſtens 
lange hinausgeſchoben werden kann, wenn ſie auch ſchließlich doch eintritt, 
Wo jenes letztere Verfahren eingehalten wird, da kann ſich die Sache äußerlich 
wohl ſo darſtellen und in der politiſchen Wirkung auch ſo ſein, wie eine reale 
Verbindung von Staaten. Es iſt ſogar theoretiſch möglich, daß dem auch 
rechtlich ſo iſt; aber gemeinhin ſind die Kolonien Selbſtverwaltungskörper des 
Mutterſtaates. Solche Verhältniſſe, bei denen man das Werden künftiger 
Staaten beobachten kann, ſind ſtaatsrechtlich ungemein intereſſant. 

Verhältniſſe, die einer Staatenverbindung ähnlich ſehen, ohne wirklich eine 
ſolche zu ſein, können auch bei Einverleibung (Inkorporation) eines Staates 
in einen andern entſtehen, wenn das einverleibte frühere Staatsweſen precario 
modo im Beſitze gewiſſer eigenthümlicher Einrichtungen belaſſen wird. Aber 
hierdurch wird an dem entſcheidenden Umſtande nichts geändert, daß für den 
einverleibten Staat keine geſonderte Souveränität beſteht, er vielmehr eine 
Provinz mit einer gewiſſen Selbſtgeſetzgebung und Selbſtverwaltung iſt. 
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Zu den wirklichen Staatenverbindungen in dem früher bezeichneten Sinne 
gehört der Staatenbund und die Realunion. Außer dieſen Vereinigungsformen, 
die ih allein als wirklich vorhandene anerkenne, werden der Bundesſtaat, der 
Staatenftaat umd das Staatenreich noch genannt. 

Der Staatenbund gebt daraus hervor, daß eine Mehrzahl von Staaten 
irgend welche, ihnen gemeinfame Intereſſen durch Zufammenjchluß beſſer wahr— 
nehmen zu können glaubt, wie jeder Staat in feiner Vereinzelung. So bildet 
denn der Staatenbund geichichtlich vielfah einen Erſatz für die mangelnde 
ftaatlihe Einheit eines Volkes. 

Der rechtsmwiljenichaftliche Begriff des Staatenbundes aber ergibt ſich aus 
Folgendem. 

Zweck des Staatenbundes iſt die Entfaltung irgend einer gemeinſamen 
Thätigkeit durch die Verbündeten. Dieſe Thätigkeit iſt nichts anderes als der 
Gebrauch ihrer Staatsgewalt nach beſtimmten Richtungen hin. Man ſpricht 
nun bei der Staatsgewalt, wenn man ſie nach den einzelnen Gebieten ihrer 
Anwendung betrachtet, von ſtaatlichen Hoheitsrechten. Sonach handelt es ſich 
beim Staatenbunde darum, daß die Verbündeten auf beſtimmten Gebieten ihre 
Hoheitsrechte für gemeinſame Zwecke in Anwendung bringen. Hienach kann 
man den Staatenbund als eine dauernde Vereinigung von Staaten zum Zwecke 
der einheitlichen Ausübung einzelner Hoheitsrechte bezeichnen. Die Art und 
die Zahl dieſer Hoheitsrechte kann eine beliebige fein. In ber Natur der 
Dinge aber liegt e&, dab, wenn zwijchen mehreren Staaten eine ſolche dauernde 
Gemeinſamkeit der Intereſſen beſteht, um einen Bund zwiſchen ihnen hervor— 
zurufen, jedenfalls die gemeinſame Vertheidigung gegen andere Staaten zu den 
Bundeszwecken zählen wird. 

Der Staatenbund beruht allemal auf einem Vertrage der vereinigten Staats: 
gewalten. Er läßt, da er nur ein Gejellichaftsverhältnif begründet, die Sou— 
veränität der Verbündeten völlig unverfehrt. Er wäre fein Bund mehr, wenn 
er die Souveränität der Glieder aufhöbe. 

Dem Staatenbunde ift es natürlich, daß er nicht auf eine beftimmte kurz 
bemeſſene Zeit geſchloſſen wird; aber es gehört nicht zu feinen begrifflich noth— 
wendigen Merkmalen, daß er als „ewiger Bund” geichlojjen wird. Das Leßtere 
kann ohnedies rechtlich nur die Bedeutung haben, daß die Vertragstheile auf 
das Kümdigungsrecht verzichten. Uber abgejehen davon, daß auch dann bei 
Einftimmigfeit eine Auflöſung in aller Form Rechtens denkbar bleibt, iſt ſolche 
Ewigkeit nach der Lage menſchlicher Dinge ſtets eine unſichere Sache. Auch 
Staat und Staatögewalt wollen ewig ſein und können gleichwohl zu Grunde 
geben. In diefer Beziehung ift der Staatenbund nicht beſſer und nicht Schlechter 
daran, wie der einzelne Staat. 

Man kann diejenige Gewalt, welche die Verbündeten in ihrer Gemein: 
ihaft ausüben, Bundesgewalt nennen. Aber diefe Bundesgewalt ift nicht eine 
höhere Gewalt über den Staatsgewalten, jondern fie ift nur Die auf einem 
beitimmten Gebiete zujammengefaßte Geſammtgewalt diejer Staatögewalten. 
Daran ändert ſich aud dann nicht8, wenn, wie dies ja regelmäßig der Fall 
fein muß, die Bundesgewalt gewiſſen Organen zur Ausübung übertragen wird. 
Denn diefe haben feine eigene Macht aus ſich jelbit, jondern empfangen ihre 
Ausitattung von den Verbündeten. Auch wenn die Verbündeten fich in einem 
gemeinjamen Organe vereinigen und für deſſen Beſchlüſſe ausmachen, daß die 
Mehrheit enticheiden folle, bleibt die Vertragsnatur des Verhältniſſes gewahrt. 
Es iſt faft allen Gejellihaftsverhältnijjen eigenthümlich, daß fie in mehr oder 
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minder ausgedehnten Maße den Mehrheitsmwillen entfcheiden laſſen. Dies ift 
nirgends der Ausdrud eines Herrichaftsverhältnifies. Der Mehrheitswille ift 
der Wille einer Mehrheit, deren Mitglieder ſämmtlich den Mitgliedern der 
Minderheit nebengeordnet, nicht übergeordnet find. Der Mehrheitswille ift 
rechtlich gar nicht Mehrheitswille; er it der Wille Aller. Stein Mitglied der 
Gemeinschaft hat an und für fich das Recht, feinen Willen als maßgebend für 
die Gemeinschaft zu ſetzen. Die Mehrheit bildet jich bald aus diefen, bald aus 
jenen Mitgliedern. Der Mehrheitswille gilt nicht Eraft perfünlichen Vorrechtes 
der einzelnen Glieder der Mehrheit, er gilt Fraft des vertragsmäßigen Willens 
aller Gemeinfchaftsmitglieder. Das allerdings ift umleugbar, daß der Mehr- 
heitswille in einem Bunde der Minderheit gegenüber thatjächlih dann wie ein 
Herrichermwille wirken fann, wenn fich die Mehrheit in ftändiger Weile zufolge 
eines jtändigen Intereſſenunterſchiedes herausbildet. Aber die Folgerungen, die 
ſich Hieraus etwa ergeben mögen, liegen ausfchließlih auf dem Gebiete der 
thatjächlichen politischen Ereignifje, nicht des Staatsrechtes. Es wird dann 
eben, je nach den Machtverhältnifjen, entweder zur Sprengung des Bundes 
fommen oder zur endgiltigen Unterwerfung der Minderheit unter die Herrichaft 
der Mehrheit. 

Der Staatenbund kann, foweit die Bundesgemeinichaft reicht, nad Außen 
hin als eine Einheit jich darjtellen; wie man wohl zu jagen pflegt, als Subjeft 
des Staatenverfehres. Im Grunde genommen ift das aber eine Art von 
Gefichtstäufchung, wie fich auch alsbald in all den Dingen zeigt, die nicht zur 
Bundesgemeinfchaft gehören. Das Verhältniß wird für den früheren deutfchen 
Bund nicht unzutreffend in Art. 2 der Wiener Schlußakte ausgedrüdt: 

„Diefer Verein (der Bund) bejteht in jeinem Innern als eine Gemein 
ſchaft felbitändiger, unter fi) unabhängiger Staaten mit wechjelfeitigen gleichen 
VBertragsrechten und Bertragsobliegenheiten, in feinen äußeren Verhältniſſen 
aber als eine in politicher Einheit verbundene Gefammtmacht.“ 

Die einheitliche Ausübung der Hoheitsrechte, auf welche ein Staatenbund 
ſich bezieht, läßt fich in eimer zweifachen Art denken: als gleichmäßige oder 
als gemeinfame Ausübung. 

Gleihmäßig will jagen, daß jeder der Verbündeten jeine Hoheitsrechte 
nicht nur dem Nechte, jondern auch der Ausübung nach für fich behält, daß 
er aber in allen bundesmäßigen Beziehungen feine Hoheitsrechte jeweils in der 
Weife ausübt, wie dies von den Verbündeten auf dem bundesmäßigen Wege 
fejtgejtellt worden ijt. Hier wird aljo die Einheit durch die Gleichheit des 
Handelns hergeftellt. 

Gemeinfam will jagen, dat jeder der Verbündeten jeine Hobeitsrechte zwar 
dem Nechte nach für jich behält, daß dieſe aber innerhalb der Grenzen der 
Bundesgemeinfchaft von den Verbündeten zuſammen ausgeübt werden. Hier 
wird aljo die Einheit durch die Gemeinfamfeit des Handelns hergeftellt. 

Thatſächlich kann auf dem einen und dem andern Wege unter Umftänden 
diefelbe Wirkung erzielt werden. Denn ob zum Beiſpiele in 25 verbündeten 
Staaten durch gefonderte Gejepgebungsafte nach vorgängiger Vereinbarung 
25 wörtlich gleichlautende Gejegbücher erlajien werden oder für alle 25 ge- 
meinjam Eines, das fümmt im Erfolge auf dasſelbe hinaus, 

Es leuchtet von jelbit ein, daß es für die Verfaſſung eines Staatenbundes 
einen Unterjchied macht, je nachdem er auf gleichmäßiges oder auf gemein: 
Ichaftliches Thun fein Abſehen richtet. 

Für den erſten Zwed kann wenigſtens eine jehr einfache Verfafjung ges 
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nügen, etwa ein ftändiger oder in Zeitabjchnitten wiederkehrender Zufammen- 
tritt von Gejandten, durch welche die erforderlichen Abmachungen beſchloſſen 
werden. 

Dagegen find im zweiten alle gemeinfame Organe nöthig, die im Namen 
der Gejammtheit und nicht bloß mit Wirkung für die Bundesglieder Beichlüfje 
faſſen, Staatliche Akte vornehmen ꝛc. 

Im erjten Falle äußern die Beichlüfje des Bundesorganes feine unmittel- 
bare Wirkung auf diejenigen, welche den Staatsgewalten in den einzelnen 
Bundesjtaaten unterworfen jind. Sie müſſen, wenn fie ſolche Wirfung äußern 
jollen, erjt von den einzelnen Staatsgewalten in Befehle überjegt werden. 

Im zweiten Falle dagegen tritt diefe Wirkung unmittelbar durch Die 
Organe der Bundesgewalt ein, allerdings nur deswegen, weil diefe Bundes: 
gewalt in jedem Staate Namens der Staatigewalt thätig wird. 

Mean darf fih nun die Sache durchaus nicht jo voritellen, al3 ob mit 
der Untericheidung zwiſchen gleichmäßiger und gemeinfamer Ausübung von 
Hoheitsrechten im Staatenbunde nunmehr auch zwei thatjächlich vorfonmende 
Arten von Staatenbünden gegeben jeien. Das wirlliche Leben fügt fich nicht 
in Dderlei Schablonen. Jene Unterjcheidung allerdings bejteht nicht bloß in 
der Theorie, jondern fie ift bei jedem Staatenbunde nachweisbar. Aber es 
gibt faum einen Staatenbund, der ausjchließlich die eine oder ausschließlich 
die andere Art einheitlicher Ausübung von Hoheitsrechten aufweilen würde. 
Es ıjt nur das Eine oder das Andere vorwiegend, und hienach entiteht dann 
eine allerdings erhebliche Verjchiedenheit in der Bundesverfafjung. 

Den bedeutjamijten Unterjchied macht es aus, ob ein Bund auf gemein- 
Ihaftliche Geſetzgebung ſich bezieht oder nicht. 

Wo dies nicht der Fall it und wo das Schwergewicht des Bundesver- 
hältnifjes in der Einheitlichkeit der Politif und der Vertheidigung nach Außen 
liegt, da entiteht jene Erjcheinungsform des Staatenbundes, welche allgemein 
als ſolcher anerfannt if. Dahin zählen die Städtebünde des Alterthums und 
des Mittelalters, die vereinigten Niederlande, die Eidgenofjenschaft bis gegen 
Ende des vorigen Jahrhunderts und dann wieder von 1815—48, die Ver: 
einigten Staaten von Amerika in den eriten Jahren ihres Beitandes (1778 
bis 1787), der Rheinbund, der frühere deutfche Bund. Hier genügten im 
Weſentlichen Gejandtenverfammlungen als Bundesorgane. Aber ohne einzelne 
gemeinfame VBollzugsorgane, die eine unmittelbare Gewalt Namens der Ge: 
ſammtheit ausüben, geht e$ auch hier nicht ab, jo 3. B. wenn gemeinfame 
Heereöbehörden, Bundesfeldherren u. dgl. aufgeitellt werden. 

Ganz anders geitaltet ich die Sache da, wo ein Staatenbund auch eine 
umfajjendere gemeinjchaftliche Thätigkeit innerhalb der verbündeten Staaten 
bezweckt, wo er eine gemeinjchaftliche Geſetzgebung und, was fich in der Regel 
— wenn auch nicht nothwendig für den Geſammtumfang diefer Geſetzgebung — 
damit verbindet, eine gemeinfame Verwaltung bezielt. Hier werden in umfang- 
reihem Maße Bundesorgane nöthig, die unmittelbar in den einzelnen Staaten 
wirfen. Aber das ijt nicht der einzige Unterjchied. Es zeigt fich noch ein 
anderer Unterfchied in Bezug auf Entitehung und Beſtand eines jolchen Bundes, 
der noch weit wichtiger iſt. 

Es bedarf, um dies darzulegen, einer Ausführung, die etwas weiter aus: 
bolt. 

Der Staatenbund beruht auf einer Vereinbarung, einem Staatsvertrage 
der Berbündeten. Dieſe Grundlage behält er unter allen Umftänden und muß 
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fie behalten, gleichviel wie er die Grenzen feiner Wirffamfeit gezogen befommen 
hat. Mit dem Abjchlujje des Vertrages zwijchen den Bertragstheilen ift der 
Bund begründet. 

Aber in der Art, wie diefer Vertrag zu Stande fommen kann, bejteht 
ein Unterjchied, je nach dem Inhalte des zu begründenden Bundesverhältnifjes 
und je nach der Berfaljung der Staaten, welche zu dem Bunde zu vereinigen 
jind. 

Soweit der Bund nur auf gleihmäßige Thätigfeit zielt, bedarf er zu 
jeiner Begründung nichts als des Vertrages, und die Staatöverfafjungen der 
Bertragstheile fommen nur für die Frage der Ermächtigung zum Vertrags: 
abſchluſſe in Betracht. 

Soweit der Bund auch auf gemeinschaftliche Thätigfeit innerhalb der 
Staaten zielt, it zu erwägen, daß innerhalb jedes Staates nur der Wille 
jeines Herrichers ftaatsrechtliche Geltung hat. Hier muß alſo durch einen Akt 
der Staatsgewalt in jedem der verbündeten Staaten die Bundesgewalt zu einer 
im Namen des Herrjchers handelnden Gewalt erklärt werden, es muß die Aus» 
übung der von nun ab gemeinjchaftlichen Hoheitsrechte übertragen werden. 
Dadurch wird insbejondere die Gehorfamspflicht gegenüber der Bundesgemwalt 
für die Unterthanen erzeugt. 

Es ift nun nicht unbedingt nothiwendig, daß es zur Erzielung Ddiefer 
Wirkung bejonderer Umftändlichkeiten bedarf. Denkt man fich als die Ber: 
tragstheile eine Bundesvertrages eine Anzahl unbeſchränkter Alleinherricher, 
jo vollzieht fi) die Sache in der einfachiten Weiſe. Durch einen Akt des: 
jelben unbejchränften Willens, mit welchem fie den Vertrag geichloffen haben, 
jegen fie den Vertrag innerhalb ihres Staates in Kraft. Allerdings theilt 
ein derartiger Vertrag als jolcher wie als Bejtandtheil des Landesrechtes die 
politisch prefäre Natur aller Akte einer unbeſchränkten monarchiſchen Gewalt; 
doch das macht in Bezug auf die rechtswiljenschaftliche Auffafjung der Doppel: 
natur des Vertrages als Vereinbarung zwiſchen Staaten und als Recht -in 
den Staaten nicht aus, 

Anders kann, muß allerdings nicht der Vorgang fich gejtalten, wenn der 
Bund zwiſchen Staaten mit repräjentativer Negierungsform in's Leben treten joll. 

Erjtredt jih der Bund nur auf ſolche Gegenjtände gemeinfchaftlicher 
Thätigfeit, iiber welche die vertragichließenden Staatsoberhäupter — jeien es 
nun Fonftitutionelle Einherrjcher vder Häupter der vollziehenden Gewalt — 
ausschließlich und frei verfügen können, fo fpielt fi die Sache genau fo ab, 
wie in dem vorher erwähnten Beifpiele des Vertragsichlufjes zwifchen abjoluten 
Fürſten; e8 müßte denn fein, daß das Verfafjungsrecht auch für den Abſchluß 
—— Staatsverträge oder aller Staatsverträge parlamentariſche Zuſtimmung 
ordert. 

Völlig anders aber liegt die Sache, wenn die gemeinſchaftliche Thätigkeit 
des Bundes auf Gebiete ſich ausdehnen foll, die nach dem Staatsrechte der 
einzelnen Staaten vom Staatsoberhaupte nur unter Mitwirfung des Parla— 
ments geregelt werden fünnen, alfo im Wejentlichen auf Gebieten der Geſetz— 
gebung und der Finanzen. Hier kann das Staatsoberhaupt, da es ſich um 
eine Wenderung der Staatsverfaffung handelt, ohne Zujtimmung des Parla— 
ments weder einen Staatsvertrag jchließen, noch den Bundesvertrag im Staate 
in Kraft jegen. Er kann auch das Erjtere nicht, weil der Vertragsſchluß ohne 
die parlamentarische Zuftimmung zum Vollzuge ein nichtiger Akt wäre. 

Man nennt nun im Staatsrecdhte der Staaten mit repräfentativer Re— 
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gterungsform Geſetze im formellen Sinne diejenigen Akte der Staatsgewalt, 
welche das Staatsoberhaupt nur mit Zuftimmung oder, in Freiltaaten wohl 
auh gemäß Beichlujjes des Parlaments vornehmen kann, bezw. muß. Geſetze 
im formellen Sinne können, je nach dem Staatörechte des einzelnen Staates, 
verjchiedenartigen Inhalt haben: fie können Rechtsnormen, organifatorijche 
Vorſchriften, Verwaltungsanordnungen enthalten. 

Man kann alfo für unferen Fall die Sache jo ausdrüden, daß jener 
Bundesvertrag, um wirkſam zu werden, nicht blos des Abſchluſſes zwiſchen 
den Staaten, jondern auch der Erklärung zum formellen Gejege innerhalb der 
Staaten bedarf. Der Bundesvertrag tritt dadurch nicht blos dem Inhalte, 
fondern auch der Form nach aus dem Gebiete der ziwilchenftaatlichen Verein— 
barung in das Gebiet der jtaatsrechtlihen Gebundenheit. 

Formelle Gejege haben formelle Gejegeskraft, d. h. fie fünnen nur auf 
demjelben Wege geändert werden, in welchem fie zu Stande gekommen find, 
mithin unter Zujtimmung bezw. durch Beichluß des Parlamentes. 

Diefe Gemwährleiftung feines Beſtandes erhält jonach in jedem Staate der 
Bundesvertrag, der zum formellen Geſetze geworden iſt. Das ijt denn, troß- 
dem es fich wie etwas Zufälliges anfieht, ein politisch jehr wichtiger Umjtand. 
Diefe Gewähr des Beltandes ift aber in der That nicht? Zufälliges. Sie ift 
e3 für den Bundesvertrag im Allgemeinen; aber fie iſt es nicht für einen 
Bundesvertrag diejes beftimmten Inhaltes. Es ijt Har, daß hiebei der Bundes: 
vertrag viel —* im Rechte der betheiligten Staaten verankert iſt, als da, 
wo er lediglich zwiſchenſtaatliche Vereinbarung bleibt. Dieſe Gewähr des Be— 
ſtandes kann unter Umſtänden, eben wegen ihres politiſchen Werthes, auch für 
ſolche Bündnißverträge geſucht werden, welche der Erhebung zum formellen 
Geſetze gar nicht bedürfen, ja ſogar für Staatsverträge, die gar keine Bündniß— 
verträge ſind. So iſt davon die Rede geweſen, dem bloßen Allianzvertrag, 
der zwiſchen dem Deutſchen Reiche und Oeſterreich-Ungarn beſteht, dadurch 
ſtaatsrechtliche Gewähr zu geben, daß man ihn mit Zuſtimmung der beider— 
ſeitigen Parlamente mit formeller Geſetzeseigenſchaft ausſtatte. 

Aber Eines läßt ſich bei der geſchilderten ſtaatsrechtlichen Lage nicht ver— 
kennen. Die Gewähr des Beſtandes, welche dem Bundesvertrage gegeben iſt, 
beſteht nur innerhalb jedes einzelnen Staates und für den ſtaatlichen Willens: 
akt, der jetzt oder fünftig über die Zugehörigkeit des Staates zum Bunde ent: 
ſcheidet. Wird feitens einer Staatdgewalt der Austritt aus dem Bunde im 
vorgeschriebenen formellen Geſetzeswege erflärt, jo iſt das Bundesverhältniß 
ftaatsrechtlich gelöft, jeder weiteren Thätigfeit der Bundesorgane im Staate 
auf dem Gebiete der Gejegebung, der Verwaltung u. ſ. w. der Nechtsboden 
entzogen. Dabei mag der Austritt aus dem Bunde gegenüber den anderen 
Theilnehmern einen Bertragsbruch enthalten; aber das ändert jtaatsrechtlic) 
nichts. Vertragsbrüche im Gebiete des jog. Völferrechtes verlegen feine be- 
ftehende zwingende Rechtsordnung. Darüber, ob es beim Vertragsbruche jein 
Bewenden hat, oder ob er gejühnt wird, entjcheidet äußerjten Falles die Ge- 
walt, der Krieg. 

So jcheint es denn, als ob der Staatenbund doch immer, aller formellen 
Gewähr feines Beſtandes umerachtet, eine ziemlich prefäre Sache bliebe. So 
Icheint es; aber jo ift es nicht. Allerdings in dem Sinne prefär, wie alle 
menſchlichen Dinge dies find, wird der Staatenbund es immer bleiben, jo gut 
wie der Staat. Aber es ijt nicht nothwendig, dab er auch rechtlich prefär 
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jei: ich meine natürlich nicht völferrechtlihd — denn das heißt fchon, mie 
bereits gejagt, an und für fich jelber prefär; ich meine ftaatsrechtlich. 

Es gibt, jo behaupte ich, eine Gejtaltung des Staatenbundes, bei welcher 
eine Auflöfung des Bundesverhältnifjes durch die einzelnen Bundesglieder ſtaats— 
rechtlih) nicht möglich ijt, jondern nur möglich im Wege des gewaltjamen 
Bruches der eigenen jtaatlichen Rechtsordnung, was man befanntlich, wenn es 
vom Staatsoberhaupte gejchieht, Staatsftreih, wenn es von unten ber ge= 
ſchieht, Staatsumwälzung (Revolution) nennt. Gegen joldhe gejchichtliche Vor- 
gänge ift natürlich Fein jtaatsrechtliches Kraut gewachlen. Aber wenn es ge= 
länge, darzuthun, daß eine Gejtaltung des Staatenbundes möglich iſt, die ihn, 
abgejehen von friedlicher und gejegmäßiger Beendigung, jtaatsrechtlich unauf— 
lösbar macht, dann wäre auch bewiejen, daß die Zufammenfafjung eines ſtaat— 
ih getrennten Volkes zu einem Staatenbunde diefelbe Rechtsgewähr der Volks— 
einheit zu bieten vermag, wie dejjen Bereinigung zu einem einzigen Staate. 

Die Erreichung des bezeichneten Zieles iſt nun in der That mittel3 Ver— 
wendung der jchon erörterten formalen Gefjegesfraft zu Gunſten des Bundes: 
vertrages möglich, nur daß die Verwendung zu dem Ende in anderer Weife 
erfolgt, als in den vorher gejchilderten Fällen. 

3 geichieht dies in der Weiſe, daß für die Verfaſſung des als unauf- 
löslich erklärten Bundes als einziger Weg der Aenderung und Weiterbildung 
der neu gejchaffene Weg der Bundesgejeßgebung erflärt wird. So erhält die 
Bundesverfafjung eine unbedingte formale Gewähr des Beltandes gegenüber 
jedem Afte gefonderter Landesgeſetzgebung. 

Bon den beiden Gejtaltungsformen des Staatenbundes, die ich hier zu— 
legt darlegte, — man fann fie etwa die Fälle des jtaatsrechtlichen Staaten= 
bundes heißen, im Gegenjaß zum blos zwiſchenſtaatlichen — kann die erjte 
allenfall3 noch auf leidlich unbejtrittene Anerkennung rechnen. Sie ijt freilich 
im Ganzen wenig beachtet. Mit Bewußtjein wurde ihre Verwirklichung in 
der Bundesverfaffung der fonföderirten Staaten von Amerifa (1861) während 
de3 amerikanischen Bürgerfrieges verfucht. Die zweite Gejtaltungsform des 
Staatenbundes geht gewöhnlich unter dem Namen Bundesitaat. 

Die Gefchichte Deutjchlands jeit der 1806 vollzogenen Auflöfung des 
alten deutjchen Reiches bringt für die Beifpiele zur Lehre von der Staaten: 
verbindung, welche die Vereinigten Staaten und die Eidgenofjenjchaft bieten, 
eine wichtige Ergänzung. 

Die nordamerifanifche Union und die Schweiz gehören jowohl in ihren 
Gliedern, wie auch in dem Gemeinweſen, welches aus dem Bunde diejer Glieder 
zufammen gewachjen ift, der demofratiichen Staatsform an. An fich vollzieht fich 
bei einem Bunde von Demofratien der Uebergang der Souveränität von den 
Theilen auf's Ganze, alfo die Ummandlung des Bundes zum Staate und die 
capitis diminutio der Glieder von Staaten zu Gemeindeverbänden viel eher, 
als bei einem Bunde von Einherrichaften. Denn, unter der Vorausjegung, 
daß das ganze Gemeinweſen ziemlich gleichartig in Bezug auf feine inneren 
Verhältniſſe und Intereſſen ift, macht e8 dem einzelnen Bürger als dem Anteil: 
haber an der Souveränität wenig aus, ob er diefe Souveränität mit dem Ge— 
jammtvolfe des Bundes oder nur mit feinem Staatsvolfe zu theilen hat. Wo 
freilich joldhe Gleichartigkeit nicht bejteht, da wird das bejondere Souveränitäts- 
bemußtjein um jo lebendiger fein und wird jich gegen Bereinheitlichung um 
jo heftiger fträuben, je rücjichtslojer in Demofratien die Mehrheitsherrichaft 
ausgenügt zu werden pflegt. Es fommt dazu, daß in demokratischen Ländern 
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ein BZufammenhang zwiſchen den leitenden Organen der Bundesgewalt und 
den Staat3gemwalten nur ſchwer und, wenn auch, doch nur unvollkommen ber- 
zuftellen ijt, woraus denn naturgemäß ein Widerftreit diefer Organe entiteht. 
Die Berfafjung der Vereinigten Staaten zeigt, zu welch jchtwerer Kriſe jolche 
Berhältnifje führen können und wie die Umwandlung des Bundes zum Staate 
im Wege gemwaltjamer Unterwerfung der Minderheit durch die Mehrheit ich 
vollzieht. Aber auch die Entwidelung der Schweiz nad) einheitlicher Richtung 
bat fich, troßdem Teßtere durch die Kleinheit des verbindeten Staatsweſens, 
wie des ganzen Bundes geradezu herausgefordert wird, nicht ohne erheblichen 
Widerſtand und durchaus noch nicht vollitändig vollzogen. 

Die Geſchichte Deutjchlands in unferem Jahrhunderte Liefert im Gegenſatze 
zu den eben erwähnten Beijpielen Beiſpiele jtaatenbundlicher Geftaltungen, 
zwifchen überwiegend monardiichen Staaten. Auch diefe Entwidelung zeigt 
ein SFortjchreiten von Ioderer zu fejterer Vereinigung, jedodh nur im Sinne 
einer Entwidelung von rein vertragsmäßiger zu ftaatsrechtlicher Verbindung 
und ohne daß die jtaatenbundliche Grundlage verlafjen worden wäre. 

Es hat dies verjchiedene innere Gründe. 

Zuvörderft fommt in Betracht, daß in einem Staatenbunde monardhifcher 
Staaten der Bundesgedanfe unter allen Umſtänden jtet3 mächtiger fein wird, 
wie in einem Bunde demofratiicher Staaten. Denn bier hat die ftaatliche 
Souveränität einen perfönlichen Träger, dem der Berlujt diefer Souveränität 
als perjönliche capitis diminutio empfindlich wird. 

Iſt aljo hier der Widerjtand gegen die völlige Vereinheitlichung jchon 
von Haufe aus ein weit Iebhafterer, jo findet er noch eine innere Stärkung 
darin, dab in der That ein Bund monarchiſcher Staaten weit mehr geeigen- 
ichaftet it, das Einheitsbedürfniß des Volkes zu befriedigen, ala ein Bund 
von Demofratien. Wie nämlich die Bundesglieder ald Einherrichaften einen viel 
einfacheren Bau haben, jo fann auch der Bau des Bundes weit einfacher her: 
geitellt und der Einklang des Ganzen und der Glieder weit leichter gefichert 
werden. Die Verbindung der Bundesgewalt mit den Staatsgewalten ift bier 
auf die natürlichite Weile dadurch zu bewerfitelligen, daß die Träger der 
Staat3gewalten jelbit jich zur Bildung der Bundesgewalt vereinigen. Dadurch 
erhält das oberjte Organ des Bundes gejellichaftlichen Charakter und vermag 
doch einheitliche Willensafte zu erzeugen. Und die Bundesnatur der jo ge— 
bildeten Gewalt wird durch Hinzufügung einer einheitlichen Volksvertretung 
keineswegs beeinträchtigt, joferne nur die Parlament&herrichaft ferne gehalten 
wird, d. h. wenn jener Volksvertretung Feine andere Stellung eingeräumt wird, 
ala fie innerhalb eines wirklich monarchiſchen Staates unbejchadet der Herricher: 
ftellung des Fürſten erhalten fann. Würde freilich hierin etwas geändert, 
würde die politiiche Macht in’3 Parlament verlegt, dann wäre allerdings ein 
Kampf eingeleitet, der, je nach Umjtänden, entweder zu einheitsitaatlicher 
Parlamentsherrichaft oder zur Zertrümmerung des Bundes oder zumächit zu 
eriterer, dann zu leßterer führen würde. 

Die Gefahren der Parlamentsherrichaft für die Regierung eines großen 
Volkes überhaupt und für den Fall einer Bundesverfaſſung diejes Volkes ins— 
bejondere find in der berühmten preußischen Erklärung im Bundesrathe vom 
5. April 1884 in eindringlicher Schilderung dargelegt.‘) Es wird dort der 
Ueberzeugung Ausdrud gegeben, daß die Verſchiebung des Schwerpunftes der 
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Negierungsgewalt in den Reichstag eine große Gefahr für die Dauer der neu— 
gebornen Einheit Deutichlands im Gefolge Haben müßte; die Herftellung eines 
parlamentarischen Regiments wäre die jichere Einleitung zum Berfalle und zur 
Wiederauflöjung des Deutfchen Reiches. Der wejentliche Grund hiefür iſt der, 
daß eben dann die Bundesgewalt aufhören wiirde, eine Gewalt der Verbündeten 
jelbft zu fein und damit unvermeidlich ein feindlicher Gegenfag zwiſchen jener 
und dieſer fich entiwideln müßte. In ähnlicher Richtung bewegt ſich eine Bot: 
Schaft, welche der Deutiche Kaifer als König von Preußen am 30. November 
1885 an den Neichdtag richtete. ') 

Bu den Gewährichaften für die Erhaltung eines monarchiſchen Staaten- 
bundes, welche in der Möglichkeit einer leicht zu hHandhabenden Bundesverfaffung 
liegen, treten noch andere Gewährjchaften innerlicher Natur hinzu. Monardifchen 
Negierungen ift mehr Sophrofyne, mehr billiges und maßvolles Abwägen der 
wechjeljeitigen Rechte eigen, als den Demofratien, denen rückſichtsloſe Aus— 
nugung der Mehrheitsberrichaft nur allzu geläufig ift. Die politiichen Barteien 
der Demofratie werden die Gepflogenheit, Minderheiten zu unterdrüden, die fie 
im Staatsleben fich angeeignet haben, unbedenklih auch auf die Bundesver: 
hältnifje übertragen. 

Sodann kommt in Betracht, daß monarchiſche Bundesgenofjen fich als 
Standesgenofjen fühlen und in den Nechten der Verbündeten auch die eigenen 
fürftlichen Rechte achten. Daher kann fich ein Bundesverhältnig von Monardien 
jelbjt da in aller Aufrichtigfeit halten, two die Machtverhältnifje der Verbündeten 
vielleicht ſehr ungleiche find. 

Man hat wohl gejagt, der Staatenbund ſei im Leben der Völker nur 
eine Uebergangsſtufe zum Bundesftaate, d. h. alfo in Wirklichkeit zur ftaat- 
lichen Berichmelzung. Die Entwidelung der demokratischen Staatenbünde, der 
Vereinigten Staaten und der Schweiz, fcheint für diefe Anficht zu Sprechen. 
Sc glaube aber nach dem, was ich eben entwidelt habe, nicht, dab Diele 
ne unbedingt auch für monarchiſtiſche Staatenbünde maßgebend fein 
müſſen. 

Wenn ich auf die gegenwärtigen Verhältniſſe Deutſchlands eingehe, ſo 
geſchieht dies nur kurz und im Abriſſe, mit Hinblick auf allgemeine Geſichts— 
punkte. 

Die Verfaſſungen, welche der Norddeutſche Bund und ſeine Weiterbildung, 
das Deutſche Reich, erhalten haben, unterſcheiden ſich himmelweit von dem Er— 
zeugniſſe der Frankfurter Nationalverſammlung. War letzteres mehr mit der 
Phantaſie, ſo iſt erſtere mehr mit dem Verſtande und unter Berückſichtigung 
der wirklichen Verhältniſſe gearbeitet. 

Die Theorie lehrt freilich überwiegend, daß die norddeutſche Bundes- und 
die Reichsverfaſſung aus Deutſchland ebenſo einen Bundesſtaat, alſo meiner 
Anſicht nach ſchlechtweg einen Staat gemacht habe, wie die Frankfurter Ver— 
faſſung dies zu thun beabſichtigte. 

Aber der Unterſchied iſt — ſelbſt wenn wir vorläufig von der Frage: 
Staat oder nicht? abſehen — trotz mancher äußerlicher Aehnlichkeiten der Ge— 
ſtaltung ein ganz gewaltiger. Ein Kaiſer iſt hier wie dort, der jetzige Bundes— 
rath ſcheint dem Staatenhaus zu entſprechen, der Reichsſstag dem Volkshaus. 
Aber die Stellung dieſer Organe iſt eine ganz verſchiedene. Der geltenden 
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Reichsverfafjung fehlt ſowohl der umitarifche wie der demofratiiche Zug, den 
die Frankfurter Reichsverfaſſung aufweilt. 

Bor Allem ijt die Bundesgewalt mit den Staatsgewalten in Verbindung 
gebracht, fie geht aus denfelben unmittelbar bevor. Träger der Bundesgemwalt 
find Die deutfchen Verbündeten, die durch ihre Gejandten im Bundesrath über 
die Bundesangelegenheiten befchließen. Der Bundesrath, in feinem Wejen dem 
früheren Bundestag entfprechend, ift nicht wie das Frankfurter Staatenhaus 
hätte jein follen, eine Abtheilung des Barlaments, jondern er jteht vielmehr 
dem Parlament ald das Organ der Verbündeten — Er verhält ſich 
zum Reichstag, wie der Souverän zum Landtage. Er hat insbeſondere das 
Recht der Geſetzesſanktion. 

Der Kaiſer ſodann iſt etwas völlig anderes wie jener der Frankfurter 
Verfaſſung. Er iſt nicht gleich letzterem ein bloßer Figurant, der nur den 
Zweck hat, die übrigen Bundesfürſten von der Theilnahme an der Reichs— 
leitung fern zu halten und für das regierende Parlament den Platz zu belegen. 
Er iſt kein Scheinmonarch wie der Frankfurter Kaiſer; er iſt auch in Wirklich— 
keit kein Alleinherrſcher über das Reich; er iſt aber gleichwohl etwas viel 
Mächtigeres als jener Scheinkaiſer geweſen ſein würde. 

Die Bezeichnung als Kaiſer iſt nur Titulatur, die an geſchichtliche Er— 
innerungen des deutſchen Volkes anknüpft. Das Wirkliche, was dahinter ſteckt, 
iſt das Bundespräſidium der Krone Preußen. Das Präſidium des Bundes, 
ſagt die Reichsverfaſſung, ſteht dem Könige von Preußen zu, welcher den Titel 
Deutſcher Kaiſer führt. Die kaiſerliche Stellung iſt alſo auf die Machtſtellung 
Preußens gegründet. Die Präſidialrechte ſind Vorrechte Preußens im Bunde, 
Hegemonierechte, die ihm als den mächtigſten der verbündeten Staaten zu— 
geſtanden ſind. Der Kern dieſer Rechte ſind der Oberbefehl über die ge— 
ſammte Kriegsmacht des Reiches und die Vertretung des Reiches nach Außen. 
Der Wirkungskreis des Kaiſers als Kaiſer erſtreckt ſich keineswegs, wie dies 
nach der Frankfurter Verfaſſung hätte der Fall ſein ſollen, auf die Geſammt— 
beit aller NReich3angelegenheiten; an dieſer hat er regelmäßig ſeinen Antheil 
als König von Preußen im Bundesrath; aber dafür hat der Kaifer in Bezug 
- jene Angelegeuheiten, die ihm als Kaifer zukommen, auch eine wirkliche 

dacht. 
Es iſt, wie ich ſchon erwähnte, in unſerer ſtaatsrechtlichen Literatur über— 
wiegend die Anſicht vertreten, daß das jetzige deutſche Reich ein Staat und 
zwar ein Bundesſtaat in der neueren Bedeutung des Wortes ſei. Es wird 
hienach behauptet, daß die Souveränität dem Reiche zukomme und daß die 
einzelnen Glieder des Reiches nicht ſouveräne Staaten ſeien. 

Zu dieſem Ergebniſſe gelangt man dadurch, daß man das ‚Reich“ als 
juriftiiche Perſon fingirt, die etwas anderes fei, als die Gefammtheit der einzelnen 
Bundesglieder, und daß man weiter jagt, dieſes Reich als juriftiiche Perſon jei 
deswegen jouverän, weil e3 nad) Art. 78 der Neichsverfaljung die Fähigkeit 
bejige, jeine Zuftändigfeit jelbft und gegen den Willen der Bundesglieder zu 
erweitern, weil e3 die Kompetenz-Kompetenz habe. 

Diefe Bemweisführung widerlegt fich aus dem Standpunkte, den ich in 
meinen früheren Ausführungen über Staatenbund und Bundesjtaat einge: 
nommen habe, leiht. Die juriftiiche Perſon iſt nichts Wirfliches; das 
Wirfliche find die einzelnen Subjekte, welche die angebliche juriftiiche Perjon 
ausmachen, alfo hier die deutichen Verbündeten. Diefe aber hätten fich zur 
Gründung eines Staates nur dann vereinigt, wenn fie ihre ganze Staats— 
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gewalt vermijcht hätten. Dann mären jie die gemeinfchaftlichen Inhaber einer 
einheitlichen Souveränität und das deutſche Reich wäre, was das alte Reich 
eine Zeit lang war, Ariftofratie. Das haben nun aber die Verbündeten nicht 
gethban. Seine Staatsgewalt hat jeder für fich behalten; nur zur gemeinfamen 
Ausübung einzelner Hoheitsrechte haben fie fich vereinigt. Das aber macht 
einen Staatenbund aus und zwar nach der Geitalt, die er hier erhalten hat, 
einen ſolchen, der nicht blos eine vertragsmäßige, jondern auch eine ftaats- 
rechtliche Grundlage hat. 

Der zweite, aus der AZuftändigfeitserweiterung bergeleitete Beweisgrund 
fällt mit dem erjten. Denn läßt man die VBorftellung bei Seite, daß das 
Reich etwas and-res fei, als die Gefammtheit der Verbündeten, jo ift es der 
eigene Wille der leßteren, welcher jeweils die Zuftändigfeitserweiterung bewirkt, 
und wenn dazu nicht Einftimmigfeit, jondern eine, wenn auch erhöhte Mehr: 
heit für die Negel erfordert wird, jo beruht dies wiederum auf dem Willen 
Aller, alſo auf der vertragsmäßigen Abmachung. Es ift aljo in alledem nichts 
zu erbliden, was irgendwie den füderativen Boden verließe. Das bat jchon 
Calhoun für die Vereinigten Staaten kurz und bündig dargelegt, wenn er 
ſagt: 

„In this compact, they have stipulated, among other things, that 
it may be amended by three-fourths of the States: that is, they have 
conceded to each other by compact the right, to add new powers or 
to substract old, by the consent of that proportion of the States, 
without requiring, as otherwise would have been the case, the consent 
of all.“ 

Eine befondere Form der Staatenverbindung mit jtaatsrechtlicher Gewähr 
ift die Realunion. Dieſe pflegt nach dem Vorgange H. A. Zachariä's!) be- 
ſtimmt zu werden als grundgejegliche Bereinigung mehrerer Staaten unter 
demjelben Herricher. Wenn Jemand Souverän mehrerer Staaten zugleich ift, 
jo jtellt er ald Souverän jedes einzelnen Staates eine verjchiedene ftaatsrecht- 
liche Perfönlichkeit dar und er kann alſo infofern mit fich jelber in einem Ver: 
tragsverhältnifje jtehen. Die Grundlage der Nealunion ſelbſt ift aber weder 
ein den unirten Staaten gemeinfames oder zwiſchen ihnen gleichheitliches Geſetz, 
noch ein Staatvertrag, jondern einfach die Thatjache der Gleichheit des Herr: 
jcher3, der in Benügung feiner mehrfachen Gejeßgebungsgewalt die Vereinigung 
der Staaten für jeden derjelben zu einer rechtlich nothiwendigen macht. Die 
Nealunion durch einen abjoluten Monarchen wird, wo nicht irgendwelche 
natürliche Hindernifje ſich dem entgegenstellen, Teicht zur ftaatlichen Verſchmel— 
zung führen. In Monarchien mit repräfentativer Verfaſſung dagegen würden 
jich Die verjchiedenen ftaatsrechtlichen Berjönlichkeiten des gemeinfamen Monarchen 
ſcharf jondern, da ja jein Wille in den einzelnen Staaten an die Mitwirkung 
verschiedener Nepräfentativförper gebunden ift. Hier fünnen in der That die 
Beziehungen zwijchen den veal unirten Staaten auch äußerlich in den Formen 
des Bertragsichluffes ſich bewegen. 

Nur die Gemeinfamfeit des Monarchen ift dem Begriffe der Nealunion 
wejentlih. Was etwa jonft noch daraus an gemeinfamen Einrichtungen der 
verbundenen Staaten fich entwicelt, ift zufällig. Aus der Gemeinjamfeit des 
Herrichers ergibt ſich an fich fir die umirten Staaten an nothiwendigen Folgen 
nur jo viel, daß zwijchen den Staaten fein gewaltiamer Zwiefpalt möglich ift 
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umd daß fie andern Staaten gegenüber zu gemeinfamem Schuße verbunden 
ind. Uber es liegt nahe, wenn die Nealunion der Ausdrud einer wirklichen 
jtaatlichen Intereſſengemeinſchaft ift, daß fie auch zur Herjtellung gemeinfchaft- 
licher jtaatlicher Einrichtungen 2c. führt. Thatſächlich allerdings. ift, obſchon 
die Realunion gewiljermaßen eine Art von jtaatsrechtlichem Staatenbunde ift, 
in den 3. 3- bejtehenden Realunionen die Gemeinjchaftlichkeit eine geringere 
wie in den jtaatärechtlichen Staatenbünden. 

Die Realunion ift denkbar entweder als eine „ewige“ oder auf die Dauer 
einer bejtimmten Dynaftie oder — was aber ein Doltorfall ift — auf die 
Regierungsdauer eines Herrichers. 

Die Realunion hat vor den ſelbſt engiten ftaatlichen Verbindungen das 
voraus, daß fie nicht blos die rechtliche, jondern auch die thatjächliche Mög: 
— der Trennung der Verbindung auf das denkbar geringſte Maß be— 
ſchränkt. 

Die Lehre vom Bundesſtaate, die recht eigentlich ein Erzeugniß der 
Theorie iſt, werde ich hier in möglichſter Kürze abhandeln. 

Ich übergehe alle Anklänge aus älterer Zeit und was ſich in der Literatur 
der erſten Jahrzehnte unſeres Jahrhunderts an Andeutungen findet. Siegfried 
Brie hat in der erſten und einzigen Abtheilung ſeiner Schrift „Der Bundes— 
ſtaat“ (Leipzig 1874) dieſe Kurioſitäten zuſammengeſtellt. Theils halb, theils 
ganz vergeſſen oder, ſofern ſie der neuen Literatur angehörten, mehr politiſcher 
Natur und wiſſenſchaftlich wenig durchgearbeitet, haben ſie nur geringen Ein— 
fluß auf den Gang der neueren wiſſenſchaftlichen Entwickelung gehabt. 

Dieſe letztere iſt vielmehr durch eine aus der amerikaniſchen Verfaſſung 
abgeleitete Lehre in ähnlicher Weiſe beeinflußt worden, wie die Lehre vom 
konſtitutionellen Staate durch eine aus der engliſchen Verfaſſung abgeleitete 
Lehre. Und auch die äußerliche Aehnlichkeit des Vorganges zeigt fich, daß es 
bier gleichfall3 ein Franzoſe war, der feine Theorie dem fremden Rechte ent: 
nahm und daß er, hier allerding8 auf der fremden Yiteratur ſelbſt fußend, das 
fremde Recht nicht völlig begriff. Und auch er fam gleih Montesquieu auf 
dieje feine Theorie nur gelegentlich eines andern literarischen Vorwurfs. 

Es iſt Alexis de Tocqueville, von dem ich jpreche, deſſen Buch de la 
democratie en Amerique Paris 1835 erjchien. 

Die Vereinigten Staaten fchienen Tocqueville die Verwirklichung eines 
völlig neuen Staatsgedanfens zu enthalten: nämlich die Verjchmelzung mehrerer 
Völker zu einem Volke in Bezug auf gewiſſe Intereſſen, während diefelben in 
Bezug auf die übrigen Interejfen von einander getrennt bleiben. „L’Union,* 
jagt er, „est dans cette position singuliere qu’elle ne forme un peuple que 
relativement à certains objets; pour tous les autres elle n’est rien.“ 
„Evidemment,“ fügt er jpäter bei, „ce n’est plus lA un gouvernement 
federal, c’est un gouvernement national incomplet.“ Als den neuen 
iböpferijchen Grundzug in der Unionsverfaflung betrachtet er die unmittelbare 
Herrihaft der Union über die einzelnen Bürger. Die Union entlchne ihre 
Kraft nicht, jondern jchöpfe jie aus ſich jelbit. Sie habe ihre eigene Ver: 
waltung, ihre eigenen Gerichte, ihr eigenes Heer, wie die Negierung eines ein- 
fachen Staates. Ihre Verjchiedenheit von einem jolchen und ihre Verwandt: 
Ichaft mit einer Konföderation liege in der Beichränfung ihres Wirkungskreiſes, 
indem ihre Zuftändigfeit nur wenige bejtimmte Gegenſtände umfajje, während 
alles Andere den einzelnen Staaten verbleibe.. Er jah hier auf dem Boden 
der demofratiichen Staatsform den Grundjag der Decentralijation verkörpert, 
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den er in einen jpäteren Werke l’ancien regime et la revolution ausführlich 
entwidelt hat. 

Auf die Berfaffungszuftände nun, wie er ſie in den Vereinigten Staaten 
vorfand beziv. vorzufinden glaubte, wandte Tocqueville den ihm als Fran— 
zofen geläufigen Begriff einer Theilung der Gewalten an. Le principe sur 
lequel reposent toutes les confederations est le fractionnement de la 
souverainete. In den Vereinigten Staaten fei die Souveränität zwiſchen der 
Union und den Staaten in der Art getheilt, daß der eriteren nur eine bejchränfte 
und ausnahmsweife Souveränität zufomme. Was in dieſen partage des 
pouvoirs oder partage des droits de la souverainete nicht hineinpaßte, wie 
die Berücdjichtigung der Staaten als jolcher bei der Bildung des Senats oder 
der Präfidentenwahl, erflärte er als unlogiſch oder als Bizarrerie. 

Aus feinem Grundfag der Gewaltentheilung leitete Tocqueville ferner 
ab, daß die Staaten von der Centralgewalt unabhängig und namentlich in ihren 
eigenen Wirkungskreifen feiner Aufficht unterworfen jeien und erklärte Beſtim— 
mungen, die damit nicht in Einklang jtanden, gleichfalls als regelwidrig. 

Und wenn er auch ab und zu der Erkenntniß fich nicht ganz verjchliet, 
daß jeine Lehre und die Wirklichkeit ſich nicht allenthalben deden, jo hält er 
doch an feinem Grundgedanken feit und diejer ift, daß es einen aus Staaten 
zufammengejeßten Staat gebe, in welchem zwei jachlich geichiedene Sonveräni- 
täten jelbftändig neben einander ftehen. Für diejes Gebilde fehle nicht? als 
der Kunſtausdruck. 

Diefer Ausdruck hatte fich in Deutichland bereits in dem Worte Bundes— 
ftaat gefunden und ein bedeutender deuticher Rechtshiſtoriker Hat die Lehre des 
Franzofen zu einem Syitem im deutichen Sinne zufammengearbeitet und zu— 
geichliffen. 

Es ift Georg Waitz. Deſſen Abhandlung über den Bundesftaat iſt zu= 
erſt 1853 in der Allg. (Kieler) Monatsfchrift für Wiljenfchaft und Literatur 
erichienen und wieder abgedruckt in feinen Grundzügen der Bolitit (1862). 

Der Bundesjtaat, lehrt Waitz, ift diejenige jtaatlihe Bildung, wo ein 
Theil der ftaatlichen Aufgaben, des jtaatlichen Lebens gemeinfam ift, ein anderer 
den einzelnen Theilen als felbftändigen Staaten zuſteht. Es findet eine zwei— 
fache Organifation des Volkes zum Staate ftatt, theild in Geſammtheit, theils 
nach jelbjtändigen Theilen. Auf die Urt der Theilung kommt es im Allge: 
meinen nicht an, dieſe läßt fich verfchieden denken; aber wejentlich iſt, daß 
jeder Theil Staat jei. Es iſt aber jür jeden Staat ein erftes Erforderniß, 
daß er jelbjtändig fei, unabhängig von jeder ihm ſelbſt fremden Gewalt. Man 
fann diefe Selbftändigkeit mit einem in der Politik (!) üblichen Namen nicht 
unpaffend Eouveränität nennen. Nur da ift ein Bundesjtaat vorhanden, wo 
die Souveränität nicht dem einen und nicht dem andern, fondern beiden, dem 
Gefammtjtaate und dem Einzeljtaate, jedem innerhalb feines Wirkungskreiſes, 
zufteht. Die Selbitändigfeit der Centralgewalt muß nad drei Richtungen 
gewahrt werden. Der Gejammtjtaat muß von den Einzelftaaten in der Art 
feiner Wirkſamkeit, in den Mitteln zur Erfüllung feiner Aufgaben und in feiner 
Drganifation unabhängig fein. 

1. In der Art feiner Wirkſamkeit. In allen Angelegenheiten des Ge- 
jammtjtaates muß die Centralftaatsgewalt direft mit dem Volke verkehren, nicht 
durch dag Mittel der Einzeljftaaten. Sie muß alfo nicht blos ihre Gejege 
mit unmittelbar verpflichtender Wirkung für die Unterthanen erlafjen, fondern 
fie auch jelbit durchführen. Denn fie ijt innerhalb ihres Bereichs für das 
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Geſammtvolk dasjelbe, was die Einzelftaatsgewalt für ihr Voll. Nur jo auch 
wird eine Unterordnung der Einzelftaatsgewalten unter die Geſammtſtaatsgewalt 
vermieden. 

2. In den Mitteln zur Erfüllung feiner Aufgaben. Die Centralgewalt 
muß finanziell völlig unabhängig fein; fie muB ihre eigenen Steuerquellen 
haben und ihre Steuern jelbit erheben. Die indirekten Steuern foll der Ge- 
jammtitaat, die direften Steuern jollen die Einzeljtaaten haben (gleichviel was 
fie tragen und was jeder braucht!). Matrikularbeiträge widerfprechen der Natur 
de3 Bundesſtaates. Auch ein Heer braucht der Gejammtitaat; aber da, wie 
WB ait einfieht, die Einzeljtaaten es auch brauchen, fümmt er in eine arge 
Klemme. Das Seeheer weit er dem Gejammtitaat zu; ein doppeltes Land— 
beer hält er nicht für angängig, hier müfle alfo ein Zujammentreffen und eine 
Auseinanderjegung beider Staatsgemwalten ftattfinden. 

3. In feiner Organifation. Wie jeder geordnete Staat muß auch der 
Geſammtſtaat drei Organe haben: eine Regierung, eine VBolfsvertretung und 
Gerichte, ſämmtlich völlig jelbjtändig gegenüber den Einzeljtaaten. 

Da nun jeder Staat am wenigften eine jelbjtändige Regierung entbehren 
kann, fo ijt es, wie Waitz fagt, „vielleicht die oberfte Bedingung, jedenfalls 
das Ddeutlichite Merkmal einer wahren bundesjtaatlichen Berfafjung, daß Ober: 
baupt oder Regierung in feiner Weile in Abhängigkeit von den Einzeljtaaten 
ſtehen.“ Daher ift jede Delegation durch die Einzeljtaaten ausgejchlofjen. 
Ein Kollegium von Staatenbevollmäcdtigten genügt durch fein Dafein allein, 
„um jeden Gedanken an einen Bundesjtaat auszufchließen.” Es wirft alfo 
auf diefen wie eine Vogelſcheuche. 

Ebenjowenig darf die gefammtjtaatliche VBolfsvertretung aus den Volks— 
vertretungen der Einzelitaaten hervorgehen. Aus praktischen Erwägungen, weil 
nämlich der Gang der gefammtjtaatlichen Angelegenheiten bedeutende Rück— 
wirfung auf die Einzeljtaaten hat, geiteht jedoh War zu, daß nach dem 
Borbilde des amerikanischen Senats dem gejeßgebenden Körper des Geſammt— 
ftaates ein Staatenhaus neben dem Vollshauſe eingefügt werde. 

„Daß das Gericht des Gejammtitaates ohne Zufammenhang mit den 
Gerichten der Einzelftaaten bleibt, bedarf feiner befonderen Ausführung,” meint 
Waitz. Er ergeht ſich aber doch in allerlei, freilich uninterefjanten Erörte— 
rungen. 

Schließlich wird von Waitz auch noch die Frage erörtert, ob ein monarchi— 
iher Bundesſtaat möglih fe. Waitz findet, daß der Begriff des Bundes- 
jtaates und jener des Königthums an fich nicht im Widerfpruche ſtehe. Aller— 
dings, ſoviel ift richtig, wenn Jemand findet, daß der Begriff des Bundes- 
jtaate8 mit dem Begriffe des Staates nicht im Widerfpruche fteht, dann muß 
er auch finden, daß er mit feiner Staatöform im Widerjpruche ſteht. Waitz 
meint jedoch, die Durchführung und vor Allem die erjte Einführung eines 
ſolchen Bundesjtaates habe ihre Schwierigkeiten, befonder® die Frage, wer die 
Rolle des Geſammtſtaats-Königs (dev jich jeine Hoheitsrechte auf einen Zettel 
auffchreiben fan!) übernehmen ſolle. Waitz meint, wo ein großer Einzel: 
ftaat anderen fleineren gegenüber ſtehe, eröffne fich von jelbjt der Ausweg, die 
Gewalt des Bundesoberhauptes mit der des Oberhaupts im größten Staate 
zu verbinden. Darin liege fein Widerſpruch mit den Weſen des Bundesjtaates, 
jofern nur für dem betreffenden Staat und feine Angehörigen Fein rechtlicher 
Vorzug feftgeftellt werde. Aber die Möglichkeit liege freilich nahe, daß hie: 
durch die Sache in andere Verhältnifje hinübergeführt werde. 
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Dies find die Grundzüge der Waitz'ſchen Lehre, die bi zu Anfang der 
fiebenziger Jahre ein ziemlich allgemeines Anfehen in Deutichland genop. 

Es wiederholte ſich damit die Erjcheinung, welche jchon in der älteren 
Neichspubliziftit zu Tage getreten war, daß nämlich neben den allgemeinen 
Lehren über die Grundbegriffe des Staatsrechtes eine befondere Lehre einher: 
ging, die mit den anerfannten Grundbegriffen in völligem Widerfpruche ftand, 
und daß Niemand an diefem Widerjpruche Anſtoß nahm. Es war doch 
geradezu unbegreiflich, wie man zugleich zu Bodin’s Souveränitätsbegriff und 
zu ZTocqueville-Wait’ Bundesjtaatsbegriff jchwören konnte. Wenn 
man in Amerika fic) darüber weniger flar war — jpäter ift man fich jehr 
flar darüber geworden —, jo fonnte das Angefichts des Mangels einer wiſſen— 
ichaftlichen Weberlieferung weniger wundern. Konnte doch der biedere Daniel 
Webſter in feiner Senatsrede vom 16. Februar 1833 feinen Zuhörern folgen 
den Bären aufbinden — und der Mann gilt als amerifanijcher Staatsrechts- 
gelehrter, great expounder der Berfajjung ꝛc. —: „Die Souveränität der 
Regierung ijt eine dee, die der andern Seite des atlantiichen Meeres ange: 
hört. In Nordamerifa weiß man davon nichts. Unſere Regierungen jind 
alle beſchränkt. Die Souveränität in Europa ijt feudalen Urfprungs und fie 
bedeutet nichts Anderes als die Stellung de3 Souveränd. Sie umfaßt feine 
Nechte, Einkünfte, Eremtionen, Prärogativen und Gewalten. Bei ung aber 
ruht alle Gewalt im Volke. Das Volk allein ijt fouverän und bejtellt feine 
Negierung, wie es ihm gefällt, und überträgt ihr joviel Gewalt als ihm 
gefällt. 

Teierlicheren Unfinn hat man wohl nie gehört. 

Uber daß aud die europäifchen und namentlich die deutjchen Gelehrten, 
die doch ihre Begriffe jauber geordnet neben einander liegen haben, in die 
bundesjtaatliche Begriffsverwirrung gerathen konnten, war Doch eigentlich contra 
bonos mores. 

Ic jelbit Habe in einer Jugendarbeit den Angriff gegen die Bundesjtaats- 
theorie von Tocqueville-Waik gewagt. 

Nichtung und Ergebniß des Angriffs fann- ich mit Rüdjicht auf all das, 
was ich über den Staatsbegriff bereits entwidelt Habe, mit wenigen Worten 
darlegen. Ich wies nach, daß zum Weſen des Staates der Beitand einer 
jouveränen Gewalt über denjelben gehöre und zum Weſen der Souveränität 
Einheitlichkeit und Untheilbarfeit. Ich wies ferner nad), daß Dies allgemein, 
fogar von Waig, anerkannt jei und daß man es nur vergejje, jobald man 
auf den angeblichen Bundesjtaat zu reden fomme. ch folgerte jodann weiter, 
dat der Bundesjtaatsbegriff hienach ein wiſſenſchaftlich unmöglicher fei, weil 
er dem Staatsbegriffe widerjpreche. Und ich gelangte jchließlich zu dem Er: 
gebnifje, daß jedes politische Gebilde, welches man als Bundesjtaat bezeichne, 
entiveder einfach ein Staat oder ein Staatenbund jein müſſe. Der Sig der 
Souveränität müjje nämlich entweder im Ganzen oder in den Gliedern fein. 
Sei eriteres der Fall, dann jei das Ganze ein Staat und die Glieder, mögen 
fie audy Staaten heißen, abhängige Provinzen oder Gemeindeverbände. Sei 
Yegteres der Fall, dann feien die Glieder die Staaten und das Ganze ein von 
ihnen gebildeter Bund. 

Das Ergebniß der Abhandlung war nach der perjünlichen Seite hin ge- 
rade fein jeher angenehmes. Politiſch wollte man in meinen Ausführungen 
geradezu einen Hochverrath an dem neu gegründeten deutjchen Reiche erbliden; 
wiſſenſchaftlich ſuchte man mir mindejtens den Vorwurf der Oberflächlichkeit 
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anzuhängen. Liebenswürdig mußte ein Gegner zu berichten, daß ich in der 
Literatur über den Bundesitaat faum die gewöhnlichen Kenntnifje zu bejigen 
ſcheine. Dabei war überjehen, daß mein Zwed nicht die Anfertigung eines 
Aftenauszugs über die vorhandene Literatur war, fondern die Befämpfung der 
Waitz'ſchen Theorie und die wiljenichaftliche Löfung einer Frage, für welche 
man nichts nöthig hatte, als juriltische Logik, nicht den ganzen alten Wuft 
ehrwürdiger Schwarten. Ich will damit den Werth folcher Leiltungen feines: 
wegs berabjegen, diejelben find vielmehr ſehr interefjant. Aber foweit derlei 
Iiterarijche Arbeit in Betracht fommt, ftünde mit ihnen die Bundesftaatsfrage 
heute noch auf dem alten Flecke. Uebrigens bin ich jelbjt ſeitdem vorfichtiger 
geworden. Sch mache derlei wiljenschaftlihe Wüftenfahrten nur mehr unter 
er Jämmtlicher Kameele, welche die erforderlichen Citate zu fchleppen 
aben. 

Der fachliche Erfolg meines Angriffs auf die Lehre von Tocquevilles 
Waitz it ein volljtändiger gewejen. Dieſe Lehre iſt feitdem beinahe gänz- 
lich aufgegeben worden. 

Uber der Name des Bundesſtaates nicht. 

Ich will die neuere Entwidelung der Lehre in Deutichland, die m. E. 
eine vollitändig verfehlte ift, nur in ihren Grundzügen fchildern. 

Die neueren Vertreter der Lehre vom Bundesjtaate nahmen den Nachweis 
als von mir erbradht an, daß die Souveränität untheilbar und daß aus diejem 
Grunde der Waitz'ſche Bundesjtaatsbegriff unmöglich jei. 

Aber indem ſie in diefer Beziehung einen Begriff bei jeinen Ehren be 
laſſen, welcher von der Staatsrechtswiljenichaft feit Jahrhunderten als wichtiges 
Befigthum fejtgehalten worden ift, haben fie einen anderen Begriff in er: 
rüttung gebradıt, der für dag Staatsrecht von mindeftens der gleichen Wichtig— 
feit ift, den Begriff des Staates jelbit. 

Dieſe Richtung ift zuerit, allerdings in verjchiedener Weife, von Albert 
Hänel und Paul Laband eingeleitet worden. 

Sie beiteht darin, daß gejagt wird, der Beitand einer fouveränen Gewalt 
jei für den Begriff des Staates nicht nothwendig. Es müſſe allerdings in 
allen geordneten politischen Berhältnifjen irgendwo eine höchite Gewalt, der 
Sit der Souveränität fein. Aber es könne unterhalb einer jolchen Sou— 
veränität nicht jouveräne Staaten geben. So wird denn der Bundesstaat und 
überhaupt das verjchieden benamfte Geichlecht der jog. zufammengejegten Staaten 
möglih. Es it ein jouveräner Oberftaat da, unter welchem eine Mehrzahl 
nicht jouveräner Unterjtaaten ihr Dafein führen. Wo bei einem Bundesſtaate 
das oberjte Organ der Gefammtheit aus den Staatögewalten der einzelnen 
Staaten jelbjt bejteht, da findet man das Kriterium der Souveränität in der 
Geltung der Mehrheit und in der Möglichkeit, mittels Mehrheitsbeſchlüſſen die 
Zuftändigfeit der Geſammtheit zu erweitern. Darüber, daß Dinge, die in 
jedem Gejellichaftsverhältnijje vorfommen fünnen, ja müfjen, feine Kennzeichen 
der Souveränität find, bedarf es nicht vieler Worte. 

Doch das ijt verhältnigmäßig Nebenſache. Die Hauptſache bleibt Fol— 

endes. 
: Sch habe gegenüber der neuen Wendung des Bundesjtaatsbegriffes die 
ragen aufgemworfen: 

Wie fieht der mwiljenichaftliche Begriff des Staates aus, wenn man das 
Merkmal der jouveränen Staatsgewalt nicht mehr als das wejentliche Merk: 
mal des Staatöbegriffes gelten läßt? 
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Wie läßt es fich mit den Grundjäßen einer klaren wiſſenſchaftlichen Aus: 
drucksweiſe vereinbaren, zwei Gemeinweſen, die durch ein jo wejentliches Merk: 
mal von einander gejchieden find, wie Beſitz und Nichtbefig der Souveränität 
unter demjelben Ausdrude Staat zufammen zu fajjen? 

Wie will man den nicht fouveränen Staat und den Gemeindeverband be- 
grifflich von einander fcheiden ? 

Auf keine diefer Fragen iſt bisher eine befriedigende Antwort erfolgt. 
Vielmehr haben die Verjuche, ſich mit denjelben abzufinden, lediglich dazu ge- 
führt, daß die Lehre vom Bundesjtaate auf immer wunderlichere Abwege ge: 
rathen ift. 

Ich gehe auf diefe neueften Erfcheinungen hier nicht weiter ein. 

Ermwähnenswerth ift, was Eugene Borel, etude sur la souverainete 
et l’etat federatif, Berne 1886, jagt. 

Die Souveränität, meint er, ri ein weſentlicher Beftandtheil des recht: 
lihen Staatsbegriffes; denn „a part la souverainete il n’y a aucun critere 
pour distinguer absolument l’tat des collectivites publiques inferieures, 
telles que les communes, les provinces etc... Des que l’on enleve la 
souverainete à l’etat, il n'y a plus de difference de principe entre lui 
et la commune, de sorte que si l’on veut maintenir cette difference entre 
l’etat et les corps inferieurs, si l’on veut conserver la juste notion 
juridique du premier comme organisme complet, il faut reconnaitre que 
la souverainete est son @löment juridique principal, sa qualit€ essentielle “ 
Das ift jehr richtig. Die Art, wie er jelbjt den Bundesjtaatsbegriff zu retten 
jucht, befriedigt freilich auch nicht. 
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Die berufliche nnd 
ſoziale Gliederung des deutſchen Bolkes 
nad) der Berufszählung vom 14. Juni 1895. 


Beiprochen von 
Finanzrath Dr. 8. W. R. Zimmermann zu Braunſchweig. 


Nachdem ſchon gegen Ausgang des Jahres 1897 in den Bänden 102 
bis 110 der Statiſtik des Deutſchen Reichs, Neue Folge, die zahlenmäßigen 
Ergebnijje der Berufszählung auf Grund der Aufnahme vom 14. Juni 1895 
zur Beröffentlihung gebracht und außerdem in verschiedenen Heften der Jahr— 
gänge 1896 und 1897 der Vierteljahrshefte zur Statiftif des Deutfchen Reichs 
Bearbeitungen einzelner Theile diefer Ergebnijje geliefert worden waren, ijt 
nunmehr als Abjchluß der eigentlichen Berufszählung in dem Band 111 der 
Statiftif des Deutjchen Reiche, Neue Folge, unter dem obigen Titel eine zu- 
ſammenfaſſende Darjtellung in der Weije gegeben, „daß die Entjtehung umd 
der Werth der Se dargelegt wird, die hauptjächlichen Ergebnifje der 
Zählung in ihrer Bedeutung für die Volkskunde und insbefondere Volkswirth— 
Ihaft zujammenhängend beleuchtet werden, hierüber hinaus durch weitgehende 
Mittheilung von Verhältnißzahlen für weitere Forſchungen vorgerichtetes Material 
geboten wird.” Daß diejer Abjchluß der jpeziellen Berufszählung erft vier 
Jahre nad) dem Aufnahmetermin erfolgen konnte, wird gewiß Keinen Wunder 
nehmen, welcher fich nur einigermaßen mit dem ganzen Material der Zählung 
vertraut gemacht hat und deshalb das Niefenhafte der Arbeit, welche zu be: 
wältigen war, zu beurtheilen im Stande ift, hat doch auch gegenüber der gleich: 
artigen Zählung vom Jahre 1882 eine wejentliche Erweiterung jtattgefunden. 
Aeußerlich zeigt fich letzteres ſchon darin, daß die frühere Berufsjtatiftif nur 
ſechs Bände, die jegige aber deren zehn umfaßt. Inhaltlich beruht die Er- 
weiterung zunächſt in der Hauptiache darauf, daß früher nur 153, jegt aber 
207 Berufsarten unterjchieden und in der Verarbeitung berücjichtigt worden 
find, wodurch eine weit größere Spezialifirung in der Darjtellung des Erwerbs: 
lebens zu ermöglichen jtand; jodann hat eine ausgiebigere Unterjcheidung der 
Perſonen nah Stellung im Beruf und nach Alter jtattgefunden, ferner iſt die 
Unterfcheidung nach der Religion neu aufgenommen, geographiich find auch die 
fleineren Verwaltungsbezirke bis zu einem gewiljen Grade berüdjichtigt und 
endlich jind Unterfuchungen über früher nicht gejtellte Fragen wie die der 
Haufirer und der Arbeitslofen eingeleitet. Zudem mußte die Vergleichung der 
Ergebnijje von 1882 und 1895, die überall ſoweit wie irgend möglich durch— 
geführt ift, Schon nothwendigerweiſe die früheren Grenzen weiter jegen. In 
dem vorliegenden Abichlußbande über die berufliche und foziale Gliederung des 
deutjchen Volkes ijt nun die ungemeine Fülle des zahlenmäßigen Materials, 
welches in den Tabellen der neuen erjten Bände enthalten it, nach den ver: 
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ichiedenften Richtungen hin mit mufterhafter Gründlichfeit und großem Gejchide 
zur Durcharbeitung gefommen. Es ift damit, wie im Tert mit vollem Hecht 
zum Ausdrud gebracht, „für das deutfche Reich ein Werk gefchaffen, welches 
einen jo umfajjenden und gründlichen Einblid in die berufliche und joziale 
Gliederung gewährt, wie er feinem anderen Lande zur Verfügung fteht. Die 
Öffentliche Berwaltung, die Politif und die Wiljenichaft hat damit über die 
volfswirthichaftlichen Berhäftniffe des Reichs verläffige Unterlagen gewonnen, 
die für mwirthichaftlihe Maßnahmen und Unterfuchungen fih in hohem Maße 
als förderlich erweijen werden.” Daß damit nicht zu viel gejagt iſt, wird 
uns ein kurzer Ueberblid über das Gebotene, auf welchen wir uns hier zu 
beichränfen haben, ſchon mit voller Deutlichkeit beweiſen. 

Nac einer die Einrichtung der Berufszählung und ihrer Bearbeitung be: 
handelnden Einleitung theilt fich die Bearbeitung in Die folgenden vierzehn 
Abjchnitte: I. die ortsanweſende Bevölkerung im Allgemeinen; II. die erwerbende 
und nichterwerbende Bevölkerung; III. die Betheiligung der Bevölferung an den 
einzelnen Berufen; IV. die foziale Schichtung; V. Nebenerwerb; VI. Haupt- 
und Nebenerwerb; VII. Alter, Familienjtand und Beruf; VII. Religion und 
Beruf; IX. die häuslichen Dienjtboten und die nicht erwerbsthätigen Familien— 
angehörigen; X. die fozialen Klaſſen der Selbititändigen unter Berüdjichtigung 
ihrer mithelfenden und nicht mithelfenden Familienangehörigen; XI. Frauen: 
erwerb; XII. einige befondere Berufszweige (Hausinduftrielle, Haufirer, Buch: 
halter, Handlungsreifende, Techniker, Schreiber, Mafchiniften, Kutſcher); XIII. die 
beichäftinunggfofen Arbeitnehmer; XIV. die deutjche Berufsſtatiſtik im Vergleich 
mit verwandten Erhebungen des Auslandes. 

I. Die ortSanmwejende Bevölferung, wie fie durch die berufliche 
Aufnahme felbft mit feftgelegt ift, muß auch für eine Betrachtung der beruf: 
lichen Gliederung von wefentlicher Bedeutung fein, da fie ja die natürliche 
Grundlage für diefe Gliederung bildet und bei der weiteren Erörterung der: 
jelben ftet3 in erjter Linie in Nückficht gezogen werden muß. Durch die Be- 
rufszählung vom 14. Juni wurde die ortsanweſende Bevölkerung des Deutichen 
Neiches insgefammt auf 51770284 Perſonen fejtgeitellt, von denen 25409 161 
männlichen und 26361123, alfo um etwas mehr weiblichen Gejchlechtes waren. 
Zum Vergleich werden uns wejentlich die Daten der erjten Berufszählung vom 
5. Juni 1882 intereffiren, derzeit belief fich die ortsanmwejende Bevölkerung auf 
45222113 Perfonen insgefammt und auf 22150749 Männliche und 23071364 
Weibliche; in den dreizehn Jahren hat ſich aljo die Gefanmtbevölferung um 
6548171 Perſonen oder 14,48°/,, die männliche um 3258412 oder 14,71°/, 
und die weibliche um 3289759 oder 14,26°/, vermehrt. Die Bevölferungs- 
dichtigfeit beträgt im Durchjchnitt für das deutſche Reich 96 Perſonen auf 
ein Quadratkilometer, diefe Zahl fteigt aber in den hanſeatiſchen Gebieten von 
Lübeck, Bremen und Hamburg auf 278, 746 und 1600, fowie im Königreich 
Sadjen auf 250 an, während fie in der Provinz Pommern und in Medlen- 
burg: Schwerin und Medlenburg:Strelig auf 52, 46 und 35 herabgeht. Für 
die berufliche Gliederung der Bevölkerung ift dann die allgemeine Ausſcheidung 
nah Stadt und Land noch von bejonderer Bedeutung ; die ftädtijche Be— 
völferung des Reichs ftellt ih auf 25797483 oder 49,83°/,, die ländliche 
auf 25972801 Berfonen oder 50,17°/,, um etwas überwiegt aljo noch die 
ländliche Bevölferung, aber wenn man die Daten von 1882 vergleichsweije 
heranzieht, jo wird man zweifelhaft fein, ob bei der derzeitigen Entwidlung 
dieſes Ueberwiegen noch lange anhalten fann, denn die ländliche Bevölkerung 
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bat nicht nur relativ in ftarfer Weife, jondern ſogar auch abjolut eine Ab— 
nahme aufzumweifen; während die ftädtiiche Bevölferung um 6893788 oder 
36,47°/, angewachlen ift, hat die ländliche um 345617 oder 1,31°/, abge: 
nommen, 1882 machte erjtere 41,80°/, der Gejammtbevölferung, letztere 58,20°/, 
aus Charakteriftiich bei der Zunahme der Städte ift, daß jie mit der Größe 
derjelben wiederum wächſt und daher in den Großjtädten am jchärfiten hervor- 
tritt; in Den Großftädten (100000 und mehr Einwohner) haben wir feit 1882 
eine Zunahme der Bevölferung um 111,29°%/,, in den Meittelftädten (20 000 
bis 100000 Einwohner) eine jolche um 29,62°/,, in den Sleinjtädten (5000 
bis 20000 Einwohner) eine jolche um 24,22°/, und in den Landftädten (2000 
bis 5000 Einwohner) eine folche von 10,16°/,; dabei iſt aber noch zu berück— 
lichtigen, daß fich die Zahl der Städte der oberen Größenklafjen wiederum 
ah am wejentlichiten gehoben hat, von 1880 bis 1895 ijt die Zahl der 
Großitädte von 14 auf 28, die der Mittelftädte von 102 auf 150, die der 
Kleinjtädte von 641 auf 796 und die der Landftädte von 1950 auf 2068 
angewachien. 

II. Die erwerbende und die nicht erwerbende Bevölferung 
Iheidet jich nad) dem Hauptberuf, welcher hier zunächſt ausschließlich in Frage 
fommt, in vier Gruppen: Erwerbsthätige, Dienende, Angehörige 
und berufsloje Selbitftändige. Als erwerbend thätig in Bezug auf 
die Volkswirthſchaft gelten alle diejenigen, deren Erwerbsthätigfeit ſich mit 
nugbaren Erzeugniljen in die volfswirthichaftliche Produktion einfügt, mögen 
diefe Erzeugnifje in materiellen Gütern ſich verfürpern oder als Dienjtleiftungen 
im weiteren Sinne in die Erfcheinung treten. Die Gruppe der Erwerbsthätigen 
umfaßt danach alle Berfonen, deren hauptjächliche Thätigkeit auf den Erwerb 
gerichtet ift oder doch ihrer Natur nad) einen Erwerb mit jich führt, gleich- 
viel in welcher Stellung dies gejchieht, ob in der eines Selbitftändigen, An— 
geitellten oder Arbeiters, eines Familienmitglied oder Dienenden ꝛc. Zu den 
Dienenden find bier alle Perfonen in dienender Stellung zu zählen, welche 
bauptfächlich in der Hauswirthichaft oder im perfönlichen Dienftleiftungen thätig 
ind und im Haushalt ihrer Herrichaft leben, alfo im Wefentlichen das Haus: 
geiinde. Die Gruppe der Angehörigen begreijt alle diejenigen Perfonen in fich, 
welhe einer gewöhnlichen Haushaltung (im Gegenjag zu den Anftaltshaus: 
haltungen) ala Mitglieder angehören und in der Hauswirtbichaft unterhalten 
werden, ohne felbit überhaupt oder mehr als nebenher erwerbend thätig zu 
fein, noch bei ihrer Haushaltung in Dienft zu ftehen, noch ſelbſtſtändig von 
eigenem Vermögen, Nenten oder Penjionen oder von Unterftügung aus fremden 
Mitteln zu leben. Die legte Gruppe endlich die berujlofen Selbitjtändigen 
bilden diejenigen Haushaltungs-Vorſteher, Haushaltungs-Mitglieder, Einzeln: 
lebenden, welche nur von eigenem Vermögen, Renten oder PBenfionen fich er: 
nähren oder aus fremden Mitteln unterhalten werden, einfchließlich der nicht 
in ihrer Familie lebenden Pilegekinder, Schüler, Studirenden und ſonſt in Be: 
rufsvorbereitung oder Weiterbildung Begriffenen — und zwar für 1895 im 
Unterjchiede von 1882 auch joweit fie noch nicht 14 Jahre alt find —, ferner 
die Anſtaltsinſaſſen, welche überhaupt nicht oder nur nebenfächlich erwerbend 
thätig find. Die Vertheilung der Bevölkerung auf diefe vier 
Gruppen it folgende: Erwerbsthätige im Hauptberuf 20 770 875 oder 40,12°/,, 
Dienende 1339316 oder 2,59°%/,, Angehörige 27517285 oder 53,15%,, Be: 
rufslofe Selbitjtändige 2142808 oder 4,14°/,. Seit 1882 haben ſämmtliche 
Gruppen der abjoluten Zahl nad) zugenommen und zwar beträgt diefe Zus 
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nahme bei den Erwerbsthätigen 17,80°/,, bei den Dienenden 1,09°%/,, bei den 
Angehörigen 10,46°%/, und bei den beruflojen Selbjtitändigen 58,20 /,; relativ 
zeigt die Öruppe der Erwerbsthätigen und die der beruflofen Selbjtitändigen eine 
Bunahme, wogegen fich der Antheil der beiden anderen Gruppen an der Geſammt— 
bevölferung verringert hat. Läßt man die Kinder unter 14 Jahren außer Be: 
tracht, jo verbleibt eine Bevölkerung von 34916 353 Perfonen, von der 58,97°/, 
auf die Erwerbsthätigen, 3,74°/, auf die Dienenden, 31,90%, auf die Ange: 
hörigen und 5,39°/, auf die beruflojen Selbitjtändigen entfallen; erſt in dieſen 
Daten tritt die Ermwerbsthätigfeit in das richtige Licht; die erwerbsthätigen 
Perſonen machen danach, wenn wir den privatwirthichaftlichen Gefichtspunft 
wählen und die Dienenden miteinbeziehen, mehr als drei Fünftel der zu einer 
Berufsausübnng eigentlich überhaupt nur befähigten Bevölkerung aus. Wie 
die obigen Daten ausweifen, hat fich die Betheiligung der Bevölkerung an der 
Erwerbsthätigkeit jeit 1882 wejentlich erhöht. „Ob dieſe erhöhte Erwerbs: 
thätigkeit ein günftiges Symptom unjerer Volkswirthſchaft darjtellt, läßt ſich 
mit Sicherheit aus der Statijtif nicht entnehmen, man hat zu erwägen, daß 
der Lebensunterhalt einerjeitö theurer geworden it und demgemäß mehr Mittel 
erfordert, die entweder durch vermehrte Arbeit oder durch größere Geſchäfts— 
gewinne 2c. bejchafft werden, anderſeits, daß er auch quantitativ fich gebejjert 
bat und zwar nicht blos für die oberjten, fondern für alle Schichten des 
Volkes, die ihrerjeit3 Durch höhere Löhne in Stand gejegt find, ihre Lebens: 
haltung zu heben.” Ebenſo wie man aus der relativen Abnahme der Anz 
gehörigen nur mit Einfchränfung auf eine Erhöhung der wirtbichaftlichen Kraft 
Ichließen darf, kann man allerdings auch die relative Abnahme der Dienenden 
nicht als ein Zurüdgehen des Wohljtandes auffaſſen. Die große Erhöhung 
des Antheils der beruflojen Selbitjtändigen an der Geſammtbevölkerung ijt 
aber, wie durch eine weitere Zerlegung diefer Gruppe näher nachgewiejen 
worden, zu einem nicht unerheblichen Theil auf die Zunahme der Rentner, Pen: 
fionäre 2c. zurücdzuführen, während die von Unterjtügung lebenden Perſonen 
fih ſogar abfolut vermindert haben. Im Berbindung mit anderweit hervor: 
getretenen Erjcheinungen wird man deshalb immerhin in der anjehnlichen Ver— 
mehrung der von eigenem Vermögen lebenden Berfonen und ebenfo in der Er: 
höhung der Erwerbsthätigfeit ein beachtenswerthes günftiges Zeichen für die 
Zunahme des Volkswohlſtandes erbliden dürfen. Die gleihen Erjcheinungen 
wie für die Bevölkerung im Ganzen treten übrigens auch hervor, wenn man 
die Vertheilung der vier Bevölferuugsgruppen nach dem Gefchlecht ins Auge 
faßt; bei Vergleich mit 1882 ijt noch befonders hervorzuheben, daß die weib- 
lichen Perfonen zahlreich in die Gruppe der Erwerbsthätigen übergegangen find 
und demzufolge und ziwar in erhöhterem Maße als die männlichen Perſonen in 
der Gruppe der Dienenden und in der Gruppe der berufslojen Selbitjtändigen 
fi verhältnigmäßig vermindert haben. As Gejammtheit der einem 
Erwerb nahgehenden Perjonen, welche wir durch Zurechnung der 
Dienenden zu den Erwerbsthätigen erhalten, ergibt fich für das Deutjche Reich 
die Zahl von 22110191 Perfonen, die wiederum 42,71%, der Bevölkerung 
ausmachen, auf das männliche Gejchlecht entfallen 15531841 Perjonen oder 
61,13°/, der männlichen Bevölkerung, auf das weibliche 6 578 350 oder 24,96°/, 
der weiblichen Bevölkerung; jeit 1832 hat fich die Gefammtzahl um 16,63°/,, 
die der Männlichen um 15,78°/, und Die der Weiblichen um 18,71°/, ver: 
mehrt. Der Unterschied zwischen Stadt und Land hebt ſich immer: 
hin charakteriftiih ab; die Erwerbsthätigen bilden in den Großjtädten 
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41,38°/,, in den Mittelftädten 39,54°/°, in den Kleinſtädten 38,27°/,, in den 
Yandjtädten 38,50°/,, auf dem plate Lande 40,80°%/,; die Dienenden: in 
den Großitädten 4,12°/,, in den Mitteljtädten 3,640/) in den Kleinſtädten 
2,31°/,, in den Sanditädten 2,48°/,, auf dem platten Sande 1,92°/,; die An 
gehörigen: in den Großjtädten 49,61°/,; in den Mitteljtädten 51,43°/,, in 
den stleinftädten 53,32°/,, in den Landjtädten 54 570/ auf dem platten Lande 
53,94°/,: die berufloſen Selhbſtſtändigen: in den Großſtädten 4,89°/,, 
in den Meittelitädten 5,39°/,, in den Kleinſtädten 5,10°/,, in den Landjtädten 
4,45°/,, auf dem platten Lande 3,34°/,; die Erwerbsthätigen find alfo in den 
Großſtädten am jtärfjten vertreten, denen fich dann wefentlich wegen der ftärferen 
Antheilnahme des weiblichen Gejchlechts das platte Land anschließt; der Prozent: 
jat der Dienenden fällt von den auch hier am höchjten ftehenden Großſtädten 
in regelmäßiger Folge nach den unteren Klaſſen ab, während fich bei den An- 
gehörigen das umgefehrte Verhältniß zeigt, bezüglich des jtärferen Vorwaltens 
der Angehörigen auf dem Lande ift aber zu bemerken, dab dort die Familien— 
glieder im Allgemeinen reichere Gelegenheit haben werden, nebenberuflich etwas 
zu erwerben oder fich in der Hauswirthichaft müglich zu machen; die berufs- 
lofen Selbititändigen find in den Mittel: und Kleinjtädten am Borwiegenditen, 
während 1882 noch die Großjtädte auch in diefer Beziehung obenan ftanden. 
Die einzelnen deutjhen Staaten und Yandestheile haben natur: 
gemäß unter ſich ftarfe Verjchiedenheiten aufzuweifen. Die Erwerbsthätigen 
find mit einem bejonder8 hohen Prozentjage (über 45°/,) vertreten: in dem 
preußiichen Hohenzollern, in Bayern insgeſammt und Ipeziell in den Regier: 
ung&bezirfen Oberbayern, Niederbayern, Oberfranken und Schwaben, in der 
ſächſiſchen Kreishauptmannjchaft Baugen, in Baden insgefammt und Speziell in 
den Landesfommiljariatsbezirfen Konftanz und Freiburg und in Eljaß- Loth: 
ringen und feinen jämmtlichen Bezirken; mit einem bejonders niedrigen Prozent: 
age (unter 35°/,): im Fürſtenthum Lübeck umd in Lippe. Bezüglich der 
Dienenden zeichnen fich durch einen hohen Prozentſatz (über 3°/,) aus: 
die Preußiſchen Provinzen Stadt Berlin, Schleswig-Holftein und Heſſen-Naſſau, 
der bayeriſche Regierungsbezirft Oberbayern, der württembergiiche Nedarfreis, 
die heſſiſche Provinz Rheinheſſen, Mecdlenburg- Schwerin, Mecdlenburg:Strelig, 
das Großherzogthum Oldenburg insgefammt und jpeziell das Herzogthum Olden— 
burg und Fürſtenthum Lübel, Braunfchweig, Waldel, Schaumburg : Lippe, 
Lippe, Lübeck, Bremen nnd Hamburg; durch einen niedrigen Prozentjag (unter 
2°/,): die bayerischen Regierungsbezirfe Oberpfalz und Oberfranfen, das König— 
reich Sachſen insgefammt und fpeziell die Kreishauptmannichaften Zwickau 
und Baugen, Sachſen-Meiningen, Sacdjen:Altenburg, Schwarzburg-Sonders- 
baujen, Schwarzburg:Rudolitadt, Reuß älterer Linie, Neuß jüngerer Linie und 
Eljaß-Lothringen insgefammt und feine jämmtlichen Bezirke. Die Ange: 
börigen Heben fich jtärfer (mit mehr ala 57%,) hervor: in den preußiichen 
Provinzen Wejtpreußen, Bojen, Weltfalen und Nheinland, in dem oldenburgi- 
ihen Fürftenthum Birkenfeld, in Schwarzburg-Rudoljtadt und in Lippe; fie 
treten mehr zurüd (unter 48°/,): in Bayern insgefammt und peziell den Re— 
gierungsbrzirken Oberbayern, Niederbayern, Mittelfranfen und Schwaben, in 
Baden indgefammt und fpeziell in den Landeskommiſſariatsbezirken Konftanz 
und Freiburg und in dem eljaß - lothringischen Bezirf Lothringen. Endlich 
die berufslofen Selbjtändigen finden fih in höherem Make (über 
5°/,) in Bayern insgefammt und fpeziell in den Regierungsbezirfen Oberbayern, 
Niederbayern, Oberpfalz, Mittelfranken und Schwaben, in der ſächſiſchen Kreis, 
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bauptmannfchaft Dresden, im badijchen Landesfommifjariatsbezirk Freiburg, in 
Medlenburg- Schwerin, im oldenburgiichen Fürſtenthum Lübeck und in der freien 
Stadt Lübeck; in einem geringeren Maße (unter 3°/,) in der preußifchen Pro— 
vinz Weſtfalen, in der ſächſiſchen Kreishauptmannjichaft Zwidau, im olden— 
burgifchen Fürſtenthum Birkenfeld, in Sachen: Meiningen, in Schwarzburg= 
Nudoljtadt, in Neuß älterer Linie und in Lippe. 

III. Die Betheiligung der Bevölferung an den einzelnen Be: 
rufen ift, wie jchon oben bemerkt, 1895 weit mehr fpezialifirt ala 1882, weil 
die Berufsftatiftif den praktischen Bedürfniffen um fo bejjer entjpricht, je mehr 
fie die einzelnen Kreiſe augeinanderhält, für je jpezialifirtere Berufe fie Die Zu- 
gehörigen wiedergibt. Es find im der jeßi a Berarbeitung 207 Berufs 
arten umnterfchieden und dieje wiederum in 25 Berufsgruppen und 6 Be— 
rufsabtheilungen zufammengefaßt; wir müfjen ung bier darauf bejchränfen, 
die Berufsabtheilungen und die Berufsgruppen bejonders hervorzuheben; die 
Abtheilungen werden durch große lateinische Buchjtaben, die Gruppen fort: 
laufend durch römische Zahlen bezeichnet. Die Abtheilung A Landwirthichaft, 
Gärtnerei und Thierzucht, Forjtwirthichaft und FFiicherei umfaßt: Gruppe I 
Landwirthichaft, Gärtnerei und Thierzucht und Gruppe II Forftwirthichaft 
und TFilcherei. Abtheilung B Bergbau und Hüttentwefen, Induftrie und Baus 
weſen: Gruppelll Bergbau, Hütten: und Salinenwefen, Torfgräberei; Gruppe IV 
Induſtrie der Steine und Erden; Gruppe V Metallverarbeitung; Gruppe VI 
Maſchinen, Werkzeuge, Inſtrumente, Apparate; Gruppe VII Chemiſche Induftrie ; 
Gruppe VII Foritwirthichaftliche Nebenprodukte, Leuchtjtoffe, Fette, Dele und 
Firniſſe; Gruppe IX Textilindustrie; Gruppe X Papier; Gruppe XI Leder; 
Gruppe XI Holz: und Schnigitoffe; Gruppe XIII Nahrungs: und Genuß: 
mittel; Gruppe XIV Bekleidung und Reinigung; Gruppe XV Baugewerbe; 
Gruppe XVI Bolygraphiiche Gewerbe; Gruppe XVII Stünftler (Kunjtmaler 
und Kunjtbildhauer) und künſtleriſche Betriebe für gewerbliche Zwecke (mit 
Ausnahme von Theater, Muſik und Scauftellung); Gruppe XVII Fabri- 
fanten, Fabrifarbeiter, Gefellen und Gehilfen, deren nähere Ermwerbsthätig- 
feit zweifelhaft bleibt. Abtheilung C Handel und Verkehr: Gruppe XIX 
Handelsgewerbe; Gruppe XX Berficherungsgewerbe; Gruppe XXI Verfehrs- 
gewerbe; Gruppe XXI Beherbergung und Erquidung; Wbtheilung D und 
gleichzeitig Gruppe XXIII häusliche Dienjte (einjchließlih perfönliche 
Bedienung), auch Lohnarbeit wechjelnder Art; Wbtheilung E gleichzeitig 
Gruppe XXIV Militär, Hof-, bürgerlicher und firchlicher Dienft, auch ſoge— 
nannte freie Berufsarten; Abtheilung F gleichzeitig Gruppe XXV ohne Beruf 
und Berufsangabe (jedoch nur ſoferne die betreffenden Perſonen nicht ald An— 
gehörige bei anderen Berufsflajien zu zählen find). Für die Einreihung in 
die einzelnen Berufsarten iſt ſtets der perjünliche individuelle Beruf, ſowie er 
von den Einzelnen jelbjt in der Haushaltungsliite vorgetragen worden, maß- 
gebend gewejen; auf den GCharafter des Betriebes, in dem etwa der Beruf 
ausgeübt wurde, ijt feine Nücdjicht genommen. Auf die weiteren Grundjäge, 
welche für die Stlafjifizierung 2c. 2c. hier zur Anwendung gebracht wurden, 
näher einzugehen, würde uns zu weit führen. Auf die großen Berufs: 
abtheilungen vertheilt fich nun die Gefammtbevölferung in folgender Weife: 
Die Abtheilung A Landwirthichaft, Gärtnerei und Thierzucht, Foritwirthichaft 
und FFiicherei umfaßt 18501307 Perſonen oder 35,74°/, der Geſammtheit 
(und zwar 36,19°/, von den Erwerböthätigen, 27,98°/, von den Dienenden, 
35,74°/, von den Angehörigen), B. Bergbau und Hüttenweſen, Induftrie und 
Baumwejen 20253241 Berjonen oder 39,12%, (36,14%), von den Erwerbs: 
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thätigen, 23,90°/, von den Dienenden, 42,34°/, von den Angehörigen), C. Handel 
und Verfehr 5966846 Perſonen oder 11,52°/, (10,21°/, von den Erwerbs⸗ 
thätigen, 21,20°/, von den Dienenden, 12,15°/, von den Angehörigen), D. Häus— 
liche Dienfte (einfchließlich perfönliche Bedienung), Lohnarbeit wechſelnder Art 
886807 oder 1,71°/, (1,89%, von den Erwerbsthätigen, 0, 100, von den 
Dienenden, 1,65°/, von den -Angehörigen), E. Militär, Hof, bürgerlicher 
und firchlicher Dienst, auch fogenannte freie Berufsarten 2835014 oder 5,48°/, 
(6,22°/, von den Erwerbsthätigen, 14,27°/, von den Dienenden, 4,43°/, von 
den Angehörigen), F. Ohne Beruf und Berufsangabe 3327069 oder 6,43°/, 
(9,35°/, von den Erwerbsthätigen, 12,55°/, von den Dienenden, 3,69°/, von 
den Angehörigen), Wenn wir nun die Entwidlung feit 1882 näher ver: 
folgen, jo ift die erjte wichtigfte Erfcheinung die, dab die Abtheilung B Berg— 
bau und Industrie die Abtheilung A Landwirthichaft bezüglich der zugehörigen 
Perſonenzahl überholt hat und jegt die meiften Menſchen verforgt. Die Land- 
wirtbichaft hat um 724148 Perſonen oder 3,77°/, abgenommen, welche Ab: 
nahme allerdings lediglich auf Dienende (— 11,82" /,) und Angehörige (—- 6,91"/,) 
entfällt, da die Erwerbsthätigen um 0,68°/, fich vermehrt haben; in der In— 
duſtrie einjchließlih Bergbau zc. 2c. ift aber die zugehörige Perfonenzahl um 
4195 161 oder 26,12°/, angewachjen (bei den Ermwerbsthätigen um 29,47°/,, 
bei den Dienenden um 5,81°/,, bei den Angehörigen um 24,50°/,); beim 
Handel und Verkehr, Abtheilung C, ift diefes Anwachſen im Verhältniß jogar 
noch ftärfer, es beträgt 1435766 Perſonen oder 31,69°/, (bei den Erwerbs: 
thätigen 48,92°/,, bei den Angehörigen 25,48°/,, während bei den Dienenden 
ih eine Abnahme um 3,88°/, zeigt); die Abtheilung D häusliche Dienfte zc. 
bat dann aber insgefammt eine Abnahme aufzuweifen und zwar von 51487 Ber: 
jonen oder 5,49°/, (bei den Erwerbsthätigen ift aber auch hier feine Abnahme, 
jondern eine Zunahme von 8,78°/, vorhanden, die Abnahme bei den Dienenden 
jtellt fich auf 41,98°/,, bei den Angehörigen auf 15,87°/,); bei der Abtheil: 
ung E öffentlicher Dienft und freie Berufe ſowie bei der Abtheilung F berufs- 
[oje Selbititändige haben wir aber wieder durchweg Zunahmen, bei E von 
612032 oder 27,53°/, (bei den Ermwerbsthätigen 38,29°/,, bei den Dienenden 
16,13°/,, bei den Angehörigen 18,56°/,) und bei F von 1080847 oder 48,12°/, 
(bei den Erwerbäthätigen 58,20°/,, bei den Dienenden 24,31°/,, bei den Anz 
gehörigen 34,32°/,). Um aber die volle Berufsgliederung der Bevölferung an— 
Ihaulich zu machen, muß man die weitere Zergliederung diefer großen Ab: 
tbeilungen in Berufsgruppen und in Berufsarten verfolgen. 

Bezüglih der Berufsgruppen mollen wir bier das zahlenmäßige 
Material im Allgemeinen noch anführen, müjjen dabei aber der Ueberjichtlich- 
feit wegen die Form einer Tabelle wählen, die Berufsarten ſämmtlich bier 
zahlenmäßig nachzuweiſen, dürfte uns aber doch bei der großen Anzahl der— 
jelben zu weit führen und wir werden deßhalb nur im textlicher Angabe die 
wejentlichen Erfcheinungen hervorheben. Die Daten für die Berufsgruppen 
der Abtheilungen A, B und C — die Abtheilungen D, E und F find mit 
der betreffenden Gruppe identiih und deßhalb nicht weiter berückſichtigt — 
ſind auf umſtehender Seite erſichtlich. 

Die Landwirthſchaft, bei welcher ja allerdings die Gruppe nahezu die 
ganze Abtheilung ausmacht, ſteht hier weitaus obenan, mit mehr als einer 
Million Erwerbsthätiger ſind danach noch Bekleidung und Reinigung, Bau— 
gewerbe und Handelsgewerbe vertreten; gegen eine Million Erwerbsthätiger 
haben noch Metallverarbeitung, Tertilinduftrie und Nahrungs und Genuß: 
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Perſonen überhaupt Ermwerbsthätige _ „ge Kin 
Berufsgruppe abiolut 9% abſolut %, 
| 1805 11805 | 1882 | 1805 |Te05 | 1882 den, Gare 
I. Landwirtbichaft, | | | 
Gärtnerei u. BR | | | 
IB 30% 18 068 663) 40,40 47 32 18 156 045 43,13 50,12 |— 4,10 0,44 
U. Foritwirtbichaft u. | | 
Tilchert . . . . 432 614 0,97 | 0,97 | 136647 0,72 | 0,72 12,48 17,82 
II. Bergbau,  Hütten- | | 
und Salinenmweien, 
Torfgräbert . . ! 1847270 413 3,39 | 567753 3,00 | 2,72 36,96 28,61 
IV. Induſtrie der Steine | | 
und Erden . . . 1316 678 2,94 | 225 | 501 334| 2,65 | 2,05 46,82 51,20 
V. Metallverarbeitung | 2152 789) 4,81 | 3,37 | 862035) 4,56 | 3,26 60,55 63,04 
VI Mafhinen, Wert 
zeuge, Inſtrumente, | 





Apparate. - . .; 1041127 2,33 | 2,01 | 385223 2,04 | 1,76 30,24 35,07 
VI, Ehemifche Jnduftrie 289 526) 0,65 | 0,42 | 102923) 0,54 | 0,36 75.88] 78,73 
VIII. Forſtwthſch. Neben- 

produfte, Leucht- 

ftoffe, Fette, Dele 


und Firmiffe . ." 134070) 0,30 | 0,24 42 997 0,23 | 0,19 38,27) 39,30 
IX. Tertilinduftrie . . | 1899 904) 4,25 | 4,65 | 945 191| 5,00 | 5,25 2,73 11,09 
X. Papier... ..... 8306547) 0,68 | 0,50 | 135863] 0,72 | 0,56 52,97| 49,62 
XI Leer. . . . | 429327] 0,96 | 0,83 | 168358) 0,89 | 0,80 29,29 30,28 








XI, Holru. Schnibiloffe ‚1688592! 3,78 | 345 | 647019, 3,42 | 3,22 22,78 24,03 
XII. Nahrungs- und Ger | 





nußmittel. . . - | 2078 607] 4,65 | 4,29 | 878 168) 4,64 | 4,09 21,81 32,41 
XIV, Bekleidung u. Reis | | 
nigung - » . .12973700 6,65 | 6.86 11513124] 8,00 | 8,23 8,83| 13,43 


XV. Baugewerbe. . . 3706123 8,29 | 6,98 [1 353 637| 716 | 5,84 | 33,35| 43,01 
XVI Polygraphiſche Ge | 
werbe. . 251503: 0,56 | 0,37 | 119291, 0,63 | 0,43 71,10 71,29 
XVII Künſtler und fünfte | 
leriiche Betriebe für | 
gewerbliche Awede | 
XVII Fabritanten, Fabrik: | | 
arbeiter, Geiellen u, | 
Gehilfen, deren nü- | | | 








60730 0,14 | 0,13 | 28348) 0,15 | 0,15| 1474 18,65 


here Erwerbsthätig- 
feit zweifelhaft bleibt 76748) 0,17 | 0,59 | 29961] 0,16 | 0,56 |— 67,37— 67.16 
XIX. Handelögewerbe . | 2939 620! 6,57 | 5,73 [1205 184 6,37 | 5,20 | 28,76 43,08 
XX. Verfehrsficherungss | | 
gewerbe . .....| 69664, 0,16 | 0,09 | 25384] 0,18 | 0,07 | 104,19) 119,62 
XXI ®erfehrsgewerbe . | 2002705 448 | 3,66 | 615830 3,25 | 2,70] 37421 40,79 
XXII. Beherbergungn. Er | | | 





76,30 


f f 





auidung . . . E| 954857, 2,18 | 1,90 | 492663] 2,61 | 1,72 | 26,20) 
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mittelinduſtrie aufzuweiſen, über eine halbe Bergbau ꝛc., Induſtrie der Steine 
und Erden, Holz- und Schnitzſtoffe und Verkehrsgewerbe; zu den am Schwächſten 
beſetzten Gruppen gehören die Verwerthung der forſtwirthſchaftlichen Neben— 
produfte, Künſtler und künſtleriſche Betriebe für gewerbliche Zwecke und Ber: 
licherungsgewerbe jowie die Gruppe —— Fabrikanten, Fabrikarbeiter, Ge— 
ſellen und Gehilfen, deren nähere Erwerbsthätigkeit zweifelhaft bleibt. Im 
Vergleich mit 1882 hat abgeſehen von der Landwirthſchaft nur noch die Textil— 
induſtrie und die Induſtrie der Bekleidung und Reinigung eine verhältniß— 
mäßige Abnahme der Erwerbsthätigen erlitten; die ſtarke Abnahme der 
Gruppe XVIII kann nicht in Betracht kommen, da ſie eben nur beweiſt, daß 
die Art der Berufsthätigkeit ſich 1895 ſorgfältiger als 1882 feſtſtellen ließ. 
In den übrigen Berufsgruppen haben ſich ſowohl die Erwerbsthätigen wie 
auch die Berufszugehörigen überhaupt durchweg vermehrt; dieſe Vermehrung 
iſt namentlich eine bedeutende bei der Induſtrie der Steine und Erden, der 
Nahrungs- und Genußmittelinduſtrie, dem Verkehrsgewerbe, der Metallinduſtrie, 
dem Baugewerbe, dem Handelsgewerbe und dem Gaſt- und Schankwirthſchatfts— 
gewerbe. 

Bezüglih der einzelnen Berufsarten wollen wir, wie jchon bemerkt, 
nur einiges Wefentliche hervorheben. Wir haben insgefammt fieben derfelben, 
welche mehr als eine Million Berufszugehöriger umfafjen; obenan unter diefen 
fteht die Landwirthichaft mit nahezu 18 Millionen, es jchließen fich fodann die 
Rentner und Penjionäre jowie der Waaren- und Produftenhandel allerdings in 
einem bedeutenden Abjtande je mit etwa 2,3 Millionen an, die Maurer folgen 
mit 1,3 Millionen und demnächit die Gewinnung von Braunfohlen, die Baus 
unternehmung und die Schuhmacher je mit etwas über einer Million; mehr 
ala 500 Taufend, aber unter einer Million Zugehöriger haben in abfteigeuder 
Linie die folgenden 12 Berufsarten; Eifenbahnbetrieb, Gaſt- und Schanf: 
wirthichaft, Tiichlergewerbe, Schneidergewerbe, Staats- und Gemeindedienft, 
Weberei, Armee und Kriegsflotte, Schlofjerei, Erziehung und Unterricht, Zim- 
merer, Schmiede, Lohnarbeit wechjelnder Art; daran reihen fic) dann 45 Be- 
rufsarten mit 100—500 Taujend Zugehörigen, 36 mit 50 —100 Taufend, 
54 mit 20—50 Taufend, 26 mit 10—20 Taujend und endlich 27 mit unter 
10 Tauſend Zugehörigen. Seit 1882 hat weitaus die Mehrzahl der Berufs: 
arten eine Verftärfung in der Belegung mit Berufszugehörigen und Erwerbs: 
thätigen erfahren ; ganz befonders erheblich jtellt fich diefe bei folgenden Berufs: 
arten dar, bei welchen wir in Klammern die prozentuale Zunahme der Be: 
rufszugehörigen anführen: Kunſt- und Handelsgärtnerei (85,67 /,), feine Stein: 
waaren (78,64°/,), Kies-, Sand, Kalfgewinnung (108,71°/,), Spiegelglas: 
und Spiegelfabrifen (125,93°/,), fonftige Verarbeitung unedler Metalle (97,84°/,), 
Eijengießerei (112,14°/,), Schlojierei (132,99°/,), VBerfertigung phyſikaliſcher 
und chirurgiicher Apparate (128,23°/,), Kampenfabrifen (102,03%,), Chemifche 
Präparate (93,15°/,), Farbematerialien (82,46°/,), Zündwaaren (111,57°/,), 
Abrälle, Düngſtoffe (108,62°%/,), Zubereitung von Spinnjtoffen (86,71°/,), 
Gummimaaren (89,28°/,), Rübenzuderfabrifen (78,52°/,), andere vegetabilische 
Nahrungsmittel (79,78°/,), andere animaliihe Nahrungsmittel (113,55°/,), 
Wajjerwerfe, Mineralwaſſerfabriken (94,15°/,) Schaum-, Obitweinfabrifen 
(185,24°/,), Gas- und Wafjer-Initallateure (232,66°/,), Ofenfeger (155,56°/,), 
(155,56°/,), Berficherungsgewerbe (104,19°/,), Schüler zc., nicht bei den Ange: 
hörigen (185,24°/,), Inſaſſen von Siechen- und Jrrenanftalten (87,02°/,); in 
diefer jtarfen Zunahme der Berufszugehörigen haben wir vorwiegend ein Zeichen 
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des großen Auffchwungs, welchen die betreffenden Induftrieziweige feit dem 
Jahre 1882 genommen haben, zu fehen. Eine Abnahme der Berufszugehörigen 
jeit 1882 hat fih nur bei folgenden 25 Berufsarten bemerkbar gemacht, zu 
denen die prozentuale Höhe der Abnahme wiederum in Klammern beigefügt 
iſt: Landwirthichaft (4,75°/,), See: und Küftenfifcherei (2,42°/,), Torfgräberei 
(18,38°/,), Töpferei (15,31°/,), Stiftes, Ketten, Echraubenfabrifation (11,13°/,), 
Abdeder (20,75°/,), Köhlerei, Holztheerfabrifation ꝛc. (27,30"/,), Weberei 
(8,87°/,), Bojamentenfabrifation (5,64°/,), Seiler (12,22°/,), Böttcher (7,72°/,), 
ſonſtige Flechterei von Stroh ꝛc. (24,51°/,), Getreidemühlen (16,10°/,), Brannt- 
weinbrennerei (1,79°/,), Näherinnen (7,47°/,), Schuhmacherei (2,92°/,), Fabri— 
fanten ohne nähere Angabe (67,37°/,), Haufirhandel (31,49°/,), Rhederei 
und Schiffsbefrachtung (42,83°/,), See: und Küftenfchifffahrt (24,83°/,), Dienft= 
männer, Boten (15,80°%,), Arbeiter wechjelnder Art (18,58°/,), von Unter: 
ftügung Lebende (4,08°/,), Inſaſſen von Strafanftalten (11,44°/,), ohne Bes 
rufsangabe (31,17°/,); drei diefer Berufsarten, Fabrifanten 2c. ohne nähere 
Angabe, Arbeiter wechjelnder Art, ohne Berufsangabe, kommen dabei aber 
eigentlich nicht in Rechnung, weil die Abnahme lediglich auf eine bejjere Präzi- 
firung bei der Zählung von 1895 zurüdzuführen ift; bei einer weiteren Ans 
zahl von Berufsarten ift die Abnahme auch wohl lediglich auf formelle, im 
Zählungsverfahren begründete Urjachen zurüdzuführen, theils aber beruht die 
Abnahme auf befonderen wirthichaftlichen Berhältnifien, auf ftärferer Aus— 
dehnung der Großbetriebe mit majchinellen die menfchliche Arbeitskraft erjegenden 
Einrichtungen ꝛc. 

Bezüglich der geographiſchen Verbreitung der einzelnen Berufe 
find von der Reichsftatiitif neben den eingehenden tabellarifchen Ueberjichten zc., 
welche auch die Eleineren Verwaltungsbezirfe wie die preußischen Kreiſe, Die 
bayerischen Bezirfsämter, die ſächſiſchen Amtshauptmannjchaften, die württem— 
bergifchen Oberämter und entjprechende Bezirke der anderen Bundesitaaten, ins: 
gefammt 1008 Bezirke, berücfichtigen, vornehmlich achtzehn vorzüglid aus— 
geführte Kartogramme beigefügt, welche die Vertretung einer Anzahl von Be— 
rufsabtheilungen, Berufsgruppen und Berufsarten in den einzelnen Verwal: 
tungsbezirfen des Neiches näher zur Veranſchaulichung bringen; Daneben findet 
fih dann noch im Text eine reiche Fülle von Zujammenitellungen, Reihen: 
folgen ꝛc. Wir müſſen uns bier darauf befchränfen, für die jehs Berufs: 
abtheilungen diejenigen Staaten und Yandestheile, welche fich innerhalb der- 
jelben nach oben und nach unten hin im Verhältniß zur Einwohnerzahl befonders 
hervorheben, bemerklich zu machen. Bezüglich der Abtheilung der Landwirth— 
Ichaft, Gärtnerei und Thierzucht, Forſtwirthſchaft und Filcherei find mit einem 
hohen Antbeil innerhalb der Einwohnerſchaft über (500°/,., Reichsdurchſchnitt 
361,2°/,,) vertreten: die preußischen Provinzen Dftpreußen, Wejtpreußen, Pom— 
mern, Bofen und Hohenzollern, die bayeriichen Regierungsbezirke Niederbayern, 
Oberpfalz, Unterfranfen und Schwaben, der württembergiiche Jagſtkreis, der 
badische Landeskommiſſariatsbezirk Konſtanz und Walde; mit einem niedrigen 
Antheil (unter 200°/,,) die Stadt Berlin, das Königreich Sachſen insgeſammt 
und fpeziell die Kreishauptmannſchaften Dresden, Leipzig und Zwidau, Reuß 
älterer Linie, Lübed, Bremen und Hamburg. Für die Abtheilung B Berg: 
bau und Hüttenwefen, Induftrie und Bauweſen find nach oben hin (über 500°/,,, 
Neichsdurchichnitt 391,2°%/,0) Folgende Staaten und Yandestheile hervorzuheben: 
die preußischen Provinzen Stadt Berlin, Weftfalen und Rheinland, das König: 
reih Sachſen insgefammt und feine jämmtlichen Kreishauptmannſchaften, 
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Sachlen-Altenburg, Neuß älterer Linie und Neuß jüngerer Linie; nad) unten 
bin (unter 250°/,,): die preußischen Provinzen Djtpreußen, Wejtpreußen, Poſen 
und Hohenzollern, die bayerischen Regierungsbezirfe Niederbayern, Oberpfalz 
und Unterfranfen. Eine ftarfe Betheiligung der Einwohnerſchaft an der Ab: 
tbeilung C Handel und Berfehr (über 150°/,,, Reichsdurchſchnitt 115,3°/,,) 
findet in folgenden Staaten zc. jtatt: In der Stadt Berlin, in den ſächſiſchen 
Kreishauptmannschaften Dresden und Leipzig, in der heifiichen Provinz Rhein— 
heilen, in Lübed, Bremen und Hamburg; eine geringe (unter 75°/,,): in den 
preußiichen Provinzen Dftpreußen, Pojen und Hohenzollern, in den bayerischen 
Regierungsbezirfen Niederbayern und Oberpfalz, in dem wiürttembergijchen 
Schwarzwaldfreis Jagitkreis und Donaukreis und in Lippe. Bezüglich der 
Abtheilung D, häusliche Dienste, Lohnarbeit wechjelnder Art, zeichnen ſich durch 
einen Hohen Prozentjag (über 25°%,,, Reichsdurchſchnitt 17,1%/,,) folgende 
Staaten ꝛc. aus: die preußiichen Provinzen Oſtpreußen, Weftpreußen, Stadt 
Berlin, Brandenburg und Schleswig. Holjtein, die heſſiſche Provinz Rheinheſſen, 
Medlenburg: Schwerin, Medlenburg-Strelig, Lübed und Hamburg; durch einen 
niedrigen Prozentjag (unter 10°/,,): das preußiiche Hohenzollern, das König— 
reich Bayern insgefammt und die jämmtlichen Negierungsbezirfe desjelben mit 
Ausnahme von Oberbayern und Mittelfranken, die ſächſiſchen Kreishauptmann— 
ihaften Zwidau und Bauen, Württemberg insgefammt und feine ſämmtlichen 
Kreife, Baden insgefammt und feine jämmtlichen Zandesfommijjariatsbezirfe, 
die beifiiche Provinz Oberhejjen, von Oldenburg das Herzogtum und das 
Fürjtenthum Birkenfeld, Walded, Neuß älterer Linie, Lippe und von Eljaf- 
Xothringen der Bezirk Oberelſaß. Die Abtheilung E, Militär, Hof, bürger: 
licher und kirchlicher Dienft, auch jogenannte freie Berufsarten, zeigen in fol- 
genden Staaten 2c. eine hohe Bertretung (über 70°/,,, Reichsdurchſchnitt 
54,8°/,.): in den preußijchen Provinzen Stadt Berlin und Schleswig-Holſtein, 
in dem badiichen Landestommifjariatsbezirf Karlsruhe, in der heſſiſchen Provinz 
Rheinheſſen, in Lübel, Bremen, Hamburg und in Eljaß-Lothringen insgefammt 
und in jeinen beiden Bezirken Unter-Eljaß und Lothringen; eine ſchwache Ber: 
tretung (unter 40°/,,): in der preußifchen Provinz, Weitfalen, in dem bayeri= 
ihen Negierungsbezirf Niederbayern, in der ſächſiſchen Kreishauptmannjchaft 
Zwidau, in dem württembergiihen Schwarzwaldfreis und Jagſtkreis, im olden- 
burgifchen Fürftentdum Birkenfeld und in Neuß älterer Linie. Von der Ab: 
theilung F endlich, ohne Beruf und Berufsangabe, haben die meijten Vertreter 
im Verhältniß (über 75°/,,, Reichsdurchſchnitt 63,6°/,,) aufzuweiſen: die bayes 
riichen Regierungsbezirfe Oberbayern, Niederbayern, Oberpfalz und Schwaben; 
die jächjiiche Kreishauptmannschaft Dresden, Medlenburg: Schwerin, das olden- 
burgifche Fürſtenthum Lübel, Anhalt, übel, Bremen und Hamburg; Die 
wenigſten Vertreter im Verhältniß (unter 50°%/,,): das preußische Hohenzollern, 
der bayerifhe Negierungsbezirt Pfalz, die ſächſiſche Kreishauptmannschaft 
Zwidau, der württembergiihe Schwarzwaldfreis, das oldenburgische Fürſten— 
ihum Birkenfeld, Sachjen:Meiningen, Schwarzburg:NRudoljtadt, Neuß älterer 
Linie, Neuß jüngerer Linie, Lippe und Elſaß-Lothringen insgefammt ſowie 
jeine ſämmtlichen Bezirke. Bezüglich der einzelnen Berufsgruppen der 
Abtheilungen A, Bund C wollen wir nur furz diejenigen Staaten und Landes: 
theile bezeichnen, welche ſich nad) oben ganz bejonders auszeichnen; es find 
dieſes folgende nad) der Höhe der Vertretung innerhalb der Gruppen geordnet: 
Ia Landwirtbichaft: Hohenzollern, Polen, Oftpreußen, Wejtpreußen; Ib Gärt: 
nerei und Thierzucht: Bremen, Anhalt, Provinz Sachſen, Brandenburg, Schleswig: 


nn ⸗— 


206 Dr. 5. W. R. Simmermann: Die berufliche und foziale Gliederung 


Holjtein; IIa Forjtwirtdichaft und Jagd: Schwarzburg-Sondershaufen, Sadhjien- 
Meiningen; Ilb Filcherei: Pommern; III Bergbau, Hütten: und Salinenweſen, 
Zorfgräberei: Wejtfalen, Schaumburg-Lippe, Rheinland; IV Induſtrie der 
Steine und Erden: Lippe, Schwarzburg:Rudoljtadt, Sacdjen-Meiningen ; 
V Metallverarbeitung: Wejtfalen, Aheinland, Berlin; VI Verfertigung von 
Majchinen ꝛc.: Berlin, Königreich Sachjen, Oldenburg, Anhalt; VII Chemifche 
Juduſtrie: Anhalt, Hejjen-Nafjau, Hamburg; VIII Forftwirtbfchaftliche Neben: 
produfte 2c.: Hamburg, Bremen, Berlin; IX Tegrtilinduftrie: Neuß älterer 
Linie, Neuß jüngerer Linie, Königreih Sachen; X Papier: Sachſen-Meiningen, 
Königreih Sachſen, Sachſen-Koburg-Gotha, Berlin; XI Leder: Großherzog: 
thum Heilen, Neuß jüngerer Linie, Schwarzburg:Sondershaufen; XII Holz: 
und Schnigitoffe: Sachſen-Koburg-Gotha, Sadjen-Altenburg , Schwarzburg- 
Rudolſtadt, Sachjen: Memmingen; XII Nahrungs: und Genußmittel: Bremen, 
Anhalt, Lippe, Braunfchweig, Lübeck: XIV Bekleidung und Reinigung: Berlin, 
Schwarzburg.Sondershaufen, Hamburg, Bremen; XV Baugewerbe: Sachſen— 
Koburg:Sotha, Reuß jüngererXinie, Braunihweig, Bremen; XVIPolygraphiſche 
Gewerbe: Berlin, Königreih Sachen, Bremen, Hamburg; XVII Sünjtler ꝛc.: 
Berlin, Reuß älterer Yinie; XVII Fabritanten 2c. ohne nähere Angabe: 
Heſſen-Naſſau, Hohenzollern; XIX Handelsgewerbe: Hamburg, Lübeck, Bremen, 
Berlin; XX Berjicherungsgewerbe: Zübed, Hamburg, Bremen, Berlin; XXlaLand- 
verfehr: Bremen, Berlin, Yübed, Hamburg; XXIb Wafjerverfehr: Bremen, 
Hamburg, Yübel, Oldenburg, Pommern, Schleswig-Holftein; XXI Beherberg- 
ung und Erquidung: Berlin, Hamburg, Bremen, Luͤbeck. Ueber die Berufs: 
gliederung in Stadt und Land glauben wir nur folgende allgemeine 
Bemerkungen des Faijerlichen ftatijtischen Amts aufnehmen zu follen: „Auf 
dem platten Lande herricht die Landwirthichaft (Mbtheilung A) unbedingt vor 
und zwar dermajjen, daß ihr fait zwei Drittel der dortigen Bevölkerung an: 
gehören. Die anderen Berufe treten an Bedeutung weit zurüd, unter ihnen 
jpielt noch einige Rolle die zur Induſtrie gehörige Bevölkerung, die aber gleich: 
wohl nur ein Viertel der Ländlichen Eimvohnerichaft ausmacht. Umgekehrt 
liegen die Verhältniſſe in dem jtädtifchen Orten. Hier bildet Induftrie und 
Handel den Hauptnahrungszweig; nicht weniger als über die Hälfte der Be 
wohner lebt von der Induſtrie, fait ein Fünftel von Handel und Verkehr, auch 
die übrigen Berufsabtheilungen zeigen eine jtärfere Bejegung, während zur Land— 
wirthichaft Faum ein Zehntel gehört. Diejer Gegenjag kommt jelbjtverjtänd: 
lid) bei der dem platten Lande nächititehenden Ortsgrößenklafje der Landſtädte 
in dieſer Schärfe noch nicht zum Ausdruck, obſchon auch fie hinfichtlicy ihrer 
Berufsverhältnifje mehr den größeren Städten als dem Lande fich anjchließen ; 
je mehr aber das jtädtiiche Gepräge Durch die Verdichtung der Bevölkerung 
ın den Klein-, Mittel- und Großjtädten hervortritt, um jo mehr ſinkt der An- 
theil der landwirthichaftlichen Bevölferung, um fo kräftiger ericheinen die anderen 
Berufszweige bejegt. Ausnahmslos gilt diefe mit der Größe der Gemeinden 
zunehmende Vertretung hinfichtlich des Handels (C) und der Lohnarbeit wechjelnder 
Art (D). Der öffentliche Dienjt nebjt den freien Berufen ſowie die berufs- 
lojen Selbjtjtändigen erreichen ihren höchſten Antheil an der Bevölkerung jchon 
in den Meittelftädten, allerdings nur mit ganz geringer Abnahme nad) der Seite 
der Großjtädte hin. Die Indujtrie dagegen partizipirt an der Bevölkerung 
am meijten in den Kleinjtädten, in den Großjtädten ift ihre Quote nicht viel 
jtärfer als in den Landjtädten. Von einem jo innigen Zufammenhang, wie 
er zwijchen den anderen Abtheilungen und der Volksdichtigkeit befteht, iſt aljo 
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binfichtlich der Induſtrie feine Rede, darauf deutet auch der nicht unerhebliche 
Antheil, zu dem auf dem platten Lande die Bevölferung vom industriellen Er- 
werb lebt. Begünitigt wird die induftrielle Entwidlung des platten Landes 
und der Landſtädte namentlich durch die niedrigeren Koften des Grundermwerbs, 
die billigeren Arbeitslöhne, zum Theil durch die örtliche Bodenbeichaffenheit, 
die die betreffende Induftrie z. B. Steininduftrie — man denfe an Kalk-, Granit: 
werfe, an Borzellanindujtrie ꝛc. — fich zu Nugen macht. Die nämlichen Gründe 
im Bujammenhalt mit der jtärferen Verbreitung von fonjtigen Berufen be= 
wirfen, daß bei der großftädtiichen Bevölkerung die Induftrie etwas zurüctritt.“ 

IV, Der num folgende Abjchnitt über die ſoziale Schichtung foll ung 
nachweifen, welche joziale Stellung der Erwerbsthätige unter feinen Berufs: 
genojien bei Ausübung des Berufes einnimmt. Wir ziehen bier aljo lediglich 
die Erwerbsthätigen in der Bevölferung in Betracht und fcheiden dieſelben 
zunächft in drei große Kategorien nämlih a) Selbftitändige, auch leitende 
Beamte und fonftige Gejchäftsleiter, wozu im Einzelnen gerechnet werden: 
Eigenthümer, Inhaber, Befiger, Mitinhaber oder Mitbefiger (Kompagnons), 
Pächter, Erbpächter, Handwertsmeifter, Unternehmer, Direktoren, Adminiftratoren, 
auch Hausgewerbetreibende, die in der eigenen Wohnung im Auftrage und für 
Rechnung eines fremden Geſchäfts arbeiten, b) Angejtellte, nicht leitende 
Beamte, überhaupt das wiſſenſchaftlich, technifch oder faufmännifch gebildete 
Verwaltungs und Aufficht3-, jowie das Rechnungs: und Bureauperfonal, Pro: 
furisten, Disponenten, Buchhalter, Rechnungsrührer, Geichäfts- und Handlungs: 
reiſende, ſowie die im Betriebe bejchäftigten Rechner und Schreiber, und end- 
ih c) Arbeiter, worunter alle nicht im dem vorbezeichneten Stellungen 
bejhäftigten Erwerbsthätigen des betreffenden Berufszweiges wie Gehilfen, 
Lehrlinge, Fabrik, Lohn- und Tagearbeiter, einjchließlih der in der Land: 
wirthſchaft oder dem Gewerbe des Familienhauptes thätigen Familienangehörigen 
und Dienenden zufammengefaßt find. Innerhalb diefer großen Kategorien 
hat dann aber noch eine weitere Spezialifirung jtattgefunden, jo find bei 
a) die Hausgemwerbetreibenden als Selbitjtändige für fremde Rechnung heraus: 
gehoben, auch die Selbitjtändigen nach Ausdehnung ihres Betriebes unterjchieden, 
bei b) ijt eine Trennung in die höheren und niederen Betriebsbeamten und 
Auffichtsperjonen und in die im Bureaudienſt verwendeten Angeitellten vorge: 
nommen, bei c) wurden die im Betriebe des Familienhauptes thätigen Ange 
hörigen von den fremden Hilfsperjonen getrennt, ebenjo die gelernten und un— 
gelernten Arbeiter, auch find die landwirtbichaftlichen Tagelöhner danach ge— 
ichieden, ob fie eigenes oder gepachtetes Land bewirtbichaften oder nicht. Alle 
die Scheidungen haben in eriter Linie Bedeutung für die Berufsabtheilungen 
A, B und C, Landwirthichaft, Induſtrie und Handel und Verkehr; ber den 
übrigen Berufsabtheilungen haben fie auch durchweg nad) Maßgabe der be- 
jonderen Berhältnijje eine etiwas abweichende Faſſung angenommen, auf die 
wir aber hier nicht näher eingehen wollen. Das Wejentlichite in der jozialen 
Scdichtung bleibt immer die Scheidung in die drei großen Stategorien Selbſt— 
jtändige, Angeftellte und Arbeiter bei der Landwirthichaft, Induſtrie und Handel 
und Verkehr, welche wir hier Hauptfächlich darjtellen wollen; von den weiteren 
Ausscheidungen werden wir dann einzelnes, bejonders Intereſſe Bietendes 
herausheben. 

Bon den 18912423 Erwerbsthätigen der Berufsabtheilungen Landwirth— 
ſchaft, Induftrie und Handel und Verkehr umfaſſen die Selbftjtändigen 
5474046 oder 28,94°/,, die Angejtellten 621825 oder 3,29°/,, die Ar— 
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beiter 12816552 oder 67,77°/,; zu den Gelbititändigen gehören alſo nicht 
ganz drei Zehntel der gefammten Erwerbsthätigen, während auf die Abhängigen 
jieben Zehntel fommen, die wiederum zu dem weitaus größten Theile aus 
Arbeitern und nur zu einem geringen Theile aus Angejtellten bejtehen. Rechnet 
man in jeder Kategorie die Anzahl der Dienenden und Angehörigen Hinzu, um 
jo die Zugehörigen überhaupt zu befommen, jo verjchiebt ſich das Verhältniß 
wejentlich zu Gunſten der Selbjtjtändigen, weil diefe ja im Allgemeinen weit 
mehr als die übrigen Kategorien im Stande fein werden, Dienjtboten zu halten 
und Angehörige in ihrem Haushalte zu belafjen; auf die Selbitjtändigen ent: 
fallen dann 42,13°/,, auf die Angejtellten 3,62°/, und auf die Arbeiter 54,25°/,. 
Das Verhältnig der drei Kategorien zu einander — nunmehr wieder lediglich 
die Erwerbsthätigen in Rechnung gezogen — weijt aber jchon für die Berufs: 
abtheilungen nicht umerhebliche Abweichungen auf; in der Landwirthichaft 
bilden die Selbititändigen 30,98°/,, die Angeſtellten 1,16°/,, die Arbeiter 
67,86°/,, in der Induſtrie die Selbjtitändigen 24,90°/,, die Angejtellten 3,18°/,, 
die Arbeiter 71,92°,, und im Handel und Verkehr die Selbitjtändigen 36,07°/,, 
die Angeitellten 11,20°/,, die Arbeiter 52,73°/,; im Handel und Verkehr find 
aljo die Selbjtitändigen relativ am ſtärkſten vertreten, was wohl darin feinen 
natürlichen Grund hat, daß das Bedürfniß fremder Mitwirkung beim Handels: 
gewerbe an jich weniger gegeben ijt und daher dasſelbe auch vielfach im Kleinen 
betrieben wird; bei der Induſtrie iſt der Prozentjag der Selbitjtändigen am 
geringjten, was eben in dem roßbetriebe und der fortjchreitenden Konzentra- 
tion der Betriebe feine Urjache Hat; das entgegengejegte Verhältniß zeigt jich 
jodann bei den Abhängigen, wobei nur zu bemerken ift, daß die Angejtellten 
auch wieder beim Handel und Verkehr in jchärferer Weije hervortreten, während 
fie bei der Induſtrie und namentlich bei der Landwirthichaft mehr zurüdbleiben. 
Der abjoluten Stärke nach haben alle drei jozialen Kategorien jeit dem Fahre 
1882 zugenommen aber in einer verjchiedenen Höhe; bei den Selbitftändigen 
jtellt fi) die Zunahme auf 5%/,, bei den Arbeitern auf 20°/,, bei den Ange: 
jtellten auf 5UV/,; an der Gejammtvermehrung der Erwerbsthätigen find Die 
Arbeiter mit über drei Viertel betheiligt, die Angejtellten mit 12°/,, die Selbſt— 
jtändigen mit 10°/,. „Dieſe Art fozialer Entwidlung ijt bei jtarfer Volks— 
mehrung und bei jtarfer Zunahme der Erwerbsthätigfeit naturnothwendig und 
fann daraus nicht ohne weiteres eine fortichreitende Proletarifirung der Geſell— 
ichaft abgeleitet werden.“ Welativ hat ſich insgeſammt der Antheil der Selbit- 
jtändigen zu Gunjten der Abhängigen vermindert; unter den Abtheilungen zeigt 
ſich diefe Entwidlung aber nur bei der Induſtrie und bei dem Handel und 
Verkehr, während bei der Yandwirthichaft die Selbjtjtändigen und ebenſo aud) 
die Angejtellten zu Ungunjten der Arbeiter gewonnen haben. Innerhalb der 
einzelnen Berufsgruppen weicht natürlich die foziale Schichtung der Er: 
werbsthätigen gleicherweife in mehr oder weniger jtarfem Maße von dem all: 
gemeinen Durchjchnitt ab; die Selbjtjtändigen find verhältnigmäßig am Meiften 
vertreten in den Gruppen: Bekleidung und Neinigung (55,90°/,), Handels: 
gewerbe- (48,0U°/,), Künftler und fünftleriiche Betriebe ꝛc. (36,46°/,), Be 
herbergung und Erquidung (35,67°/,), Holz: und Schnitzſtoffe (32,02°/,) und 
Yandwirtbichaft, Gärtnerei und Thierzucht (31,25°/,), dagegen am wenigjten 
in den Gruppen: Bergbau, Hüttenwejen 2c. (0,50°%/,), Induſtrie der Steine 
und Erden (6,92°/,), Chemiſche Induftrie (10,20°/,), Bolygraphiiche Gewerbe 
(11,12°,,), Foritwirtbichaftliche Nebenprodukte zc. (11,41°/,) und Bapier 
(12,08°/,); die AUngejtellten weiſen einen hohen Prozentſatz auf in den Gruppen: 
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Verjicherungsgewerbe (65,93°/,), Verfehrsgewerbe (16,47°/,), Forftwirthichaft 
und Fiſcherei (12,90°/,), Leuchtitoffe, Fette, Dele (12,21%), Handelsgewerbe 
(11,73°/,) und Chemijche Imduftrie (10,19°/,), amdererjeit3 einen niedrigen 
Prozentjag in den Gruppen: Beherbergung und Erquidung (0,49"/,), Land: 
wirthichaft, Gärtnerei und Thierzucht (0,96°/,), Bekleidung und Reinigung 
(1,05°/,), Holz: und Schnigftoffe (1,49°/,), Metallverarbeitung (1,87°/,) und 
Künftler und fünftleriiche Betriebe ꝛc. (2,43°/,); endlich die Arbeiter find 
vorzugsweiſe hervorragend in den Gruppen: Bergbau, Hüttenweſen ꝛc. 
(95,28°/,), Induftrie der Steine und Erden (90,73°/,), Bolygraphifche Gewerbe 
(84,62°/,), Baugewerbe (81,32°/,), Metallverarbeitung (80,69°/,) und Chemifche 
Industrie (79,61°/,), aber umgekehrt vorzugsweiſe ſchwach vertreten in den 
Gruppen: Berficherungsgewerbe (5,83°/,), Handelsgewerbe (40,27°/,), Bekleidung 
und Reinigung (42,99°/,), Künftler und fünftleriiche Betriebe (61,11°/,), Holz: 
und Schnigjtoffe (66,49%/,) und Landwirthichaft, Gärtnerei und Thierzucht 
(67,79°/,). Bezüglich der Entwidlung der einzelnen Gruppen jeit 1882 ijt 
hervorzuheben, daß die Selbitftändigen ſich der abfoluten Zahl nach zwar in 
den meiften Gruppen vermehrt haben, daß fie aber nad) ihrem Antheil an der 
Gejammtzahl der Erwerbäthätigen durchweg zurüdgegangen find; am meijten 
ift Diefes in der Induftrie der Steine und Erden, in der Metallverarbeitung 
und in der Tertilinduftrie der Fall; der Antheil der Angeftellten und Arbeiter 
bat ſich dementjprechend durchweg vermehrt; eine abweichende Entwidlung 
zeigt nur die Gruppe Landwirthichaft, in welcher der Antheil der Selbſtſtändigen 
und der der Angejtellten gejtiegen, aber der der Arbeiter zurückgegangen ift. 
Noch abwechslungsreicher wird das Verhältniß bei der großen Zahl der ein- 
zelnen Berufsarten, wie im umfangreichen Tabellen näher nachgewiejen iſt; 
wir wollen bier nur die Berufsarten mit zahlreichen Selbſtſtändigen (alfo 
weniger Angeftellten und Arbeitern) und die mit wenigen Selbititändigen (aljo 
mit zahlreichen Angeftellten und Arbeitern) näher nachweifen, da diefe ja hier 
dad Hauptinterejje bieten dürften. Die Berufsarten mit zahlreichen Selbit: 
ftändigen (über 50°, der Erwerbsthätigen) find folgende, nach der Höhe des 
a a der Selbitjtändigen geordnet: Haufirhandel, Handelsvermittlung, 

leiderreiniger, Maler und Bildhauer, BVerjteigerung und Stellenvermittlung, 
See- und Büftenfifcherei, Näbherinnen, Thierzucht, Nagelfchmiede, Binnenfiſcherei, 
Wäjcherei und Plätterei, Schuhmacher, Leichenbeftattung, Korbmacher, Schneider 
und Schneiderinnen, Mütenmacher, Abdeder, Dienjtmänner und Botengänger ; 
wenige Selbitjtändige (weniger als 5°/, der Ermwerbäthätigen) weiſen folgende 
Berufsarten auf, welche von dem geringiten Prozentſatz nach dem höheren zu 
geordnet jind: Steine und Braunfohlen 2c, Hüttenbetrieb, Straßenbahn- 
betrieb, Erzgewinnung, Spielwaaren aus Kautſchuck, Salzgewinnung, Eijen: 
gießerei, Glashütten, Nübenzuder, Schwarz: und Weißbleh, Zündwaaren, 
Eijenbahnbetrieb, Gummimwaaren, Gasanftalten, Bapier und Pappe, Zubereitung 
von Spinnjtoffen, Schreibfedern aus Stahl, Eijendrahtzieher, Fayence und 
Borzellan, Sonftige Schußwaffen, Forſtwirthſchaft, Ziegelei und Thonöfen, 
Spinnerei und Spulerei, Lehm- und Thongräberei, Yarbematerialien, Schiffe: 
bau, Gewerbliche PBerjonen ohne nähere Bezeichnung, Abfälle und Düngjtoffe. 
Seit 1882 haben bei den meiſten Berufsarten die Selbititändigen jich ver— 
mindert, dagegen die Abhängigen und zwar ſowohl die Angejtellten wie die 
Arbeiter zugenommen; beſonders tritt dieſes bei den einzelnen Berufsarten der 
Zertilinduftrie wie Spinner, Weber, Tuchmacher, Druder, Färber, Bleicher 
- hervor, aber auch andere Berufsarten, welche im Wejentlichen mehr einen 
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handwerfsmäßigen Charakter bejigen, haben die gleiche Umgeftaltung in hohem 
Maße erfahren, jo die Töpferei, das Schmiede, Stellmacher:, Gerber, Tijchler-, 

Böttcher-, Drechslergewerbe, Hutmacherei und Slafergewerbe, auch Ziegelei 
und Brauerei; in dieſen Berufen iſt namentlich die Arbeiterzahl abſolut und 
im Verhältniß, zur Gejammtzahl der Erwerbsthätigen erheblich geftiegen. Aus- 
nahmsweiſe fommt es nur vor, daß feit 1882 neben den Selbitjtändigen aud) 
die Arbeiter an Zahl zurüdgegangen find, jo bei der See- und Küjtenfifcherei, 
Torfgräberei, Töpferei, Köhlerei, Müllerei, Branntweinbrennerei, Schuhmacherei, 
jodann Haufirhandel, Ahederei und Sciffsbefrachtung, See- und Küſtenſchiff— 
fahrt. Noch Seltener ift e8, daß blos die Kategorie der Arbeiter zurückgegangen 
iſt; thatlächlich ift jolches wohl nur bei der Landwirthichaft der Fall geweſen, 
denn bei den übrigen Berufsarten, bei welchen fich die Erjcheinung zeigt, ala 
Erzgewinnung, Geld» und Kredithandel, Handelsvermittlung, Dienftmänner und 
Botengänger waren im Wejentlichen formelle Urjachen bei den Zählungen map- 
gebend. Endlich tritt noch bei einer Reihe von Berufsarten eine Zunahme 
der Selbitftändigen und daneben eine meijt noch etwas größere Zunahme der 
Abhängigen in Erjcheinung, diefe Berufe haben fich eben in ihrer jeitherigen 
Betriebsform entiprechend dem Fortichreiten der Gejammtbevölferung und des 
allgemeinen Wohlitandes weiter entwidelt; es fallen hierher die Bäder, Fleiſcher, 
Bigarrenmacher, Barbiere, Uhrmacher, Riemer, Sattler, Tapezierer, Steinhauer, 
Maurer, Zimmerer, Stubenmaler, Baugewerbetreibende, Buchdruder, Photo- 
graphen, fünftlerifche Berufe, Leichenbejtattung, Gaſt- und Schanfwirthichaft, 

aaren: und PBroduftenhandel, Kunft: und Buchhandel. 

Von dem weiteren Unterfcheidungen innerhalb der vorbehandelten drei 
großen Kategorien der Erwerbsthätigen wollen wir hier nur furz die mit: 
hbelfenden Familienangehörigen und die gelernten und unge— 
lernten Arbeiter berühren. Die 12816552 erwerbsthätigen Arbeiter ver: 
theilen fich wiederum mit 2069585 (10,94°/, der Erwerbsthätigen überhaupt) 
auf die mithelfenden Familienangehörigen, mit 6021641 (31,84°/, der Erwerbs: 
thätigen) auf die gelernten Arbeiter und mit 4725326 (24,99°/, der Erwerbs: 
thätigen) auf die umgelernten Arbeiter. Bei den mithelfenden Familienange- 
hörigen wird aus formalen Gründen die nebenberufliche Thätigfeit zweckent— 
Iprechend gleich mit hereingezogen, wodurd ihre Geſammtzahl auf 3381375 
anwächſt. Am 5* tritt die Mitarbeit der Familienangehörigen bei der 
Landwirthſchaft (A) hervor, auf 1000 Arbeiter kommen bei derſelben 431,3°/,, 
helfende Familienangehörige im Haupt: und Nebenberuf zufammen, beim Handel 
und Verkehr, welcher dann folgt, beträgt diefer Sat 245,3°/,, und endlich bei 
der Induftrie nur 20,8°/,,; ſtark vorragend ift hier überall das weibliche Ge- 
Ichlecht, namentlich beim Nebenberuf. Vorzugsweiſe findet eine Mitthätigkeit 
der Familienangehörigen in foldyen Berufen jtatt, welche feine Einübung, jondern 
eine mehr mechanische Handfertigkeit erfordern oder fi auf auch in der Haus: 
wirthichaft vorfommende Arbeiten erjtreden; von den Gruppen find in erjter 
Linie hier abgejehen von der Landwirtbichaft vertreten: VBeherbergung und Er: 
quickung (345, 80), Handelsgewerbe (231,6°/,,), Nahrungs- und Genußmittel 
(94,8°/,,), Textilinduſtrie (30,70/00) und Bekleidung und Reinigung (27,50/0); 
von den Berufsarten weiſen die höchſten abſoluten Zahlen der mithelfenden 
Familienangehörigen (über 1000) folgende, nach der Größe der Zahl der Mit— 
helfenden geordnet, auf: Beherbergung und Erquickung, Waaren- und Pro— 
duktenhandel, Bäckerei, Fleiſcher, Weberei, Schneider und Schneiderinnen, Ge— 
treidemühlen, Schuhmacher, Wäſcherei und Plätterei, Fracht- und Rollfuhr— 
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werk, Torfgräberei, Korbmacher, Haufirhandel, Konditorei, Näherinnen, Grub: 
(Huf)Schmiede, Tabadfabrifation, Ziegelei und Thonröhren, Andere animalifche 
Nahrungsmittel, Striderei und Wirferei, Tiichler, Pofthalterei und Perſonen— 
fuhrwerf, Putmacherei. — Die gelernten Arbeiter, d. h. Gefellen, Lehrlinge und 
fonftige Arbeiter für Dienftleijtungen, zu denen in der Regel eine Vorbereitung 
nöthig ift, bilden unter den Ermwerbäthätigen den höchiten Prozentjag, da fie 
den der Selbititändigen noch etwas übertreffen; fie machen von den Erwerbs- 
thätigen nicht ganz ein Drittel aus, unter den Kategorien der Arbeiter faft die 
Hälfte. Auf die ungelernten Arbeiter, d. h. Handarbeiter, Handlanger, ſonſtige 
Arbeiter für Dienjtleiftungen, zu welchen in der Regel eine Borbildung nicht 
erforderlich ift, auch Majchiniften, Heizer, Gejchäftsfuticher, Fuhrleute, Haus: 
diener entfällt faſt genau ein Viertel der Ermwerbsthätigen und ungefähr ein 
Drittel der Kategorie der Arbeiter. Die gelernten Arbeiter finden wir am 
vorwiegenditen in der Induſtrie, in welcher auf 100 gelernte Urbeiter nur 
53,16 ungelernte fommen ; bei der Landwirthichaft ftehen beide Klafjen etwa 
gleih, aber jchon mit einem geringen Ueberwiegen der ungelernten — auf 100 
gelernte Arbeiter 106,36 ungelernte —; ftark ift aber das Ueberwiegen der 
ungelernten Arbeiter beim Handel und Verkehr, denn auf 100 Gelernte haben 
wir dort 189,13 Ungelernte. Im Einzelnen unterfcheidet man bier am Zweck— 
mäßigjten das männliche und das weibliche Gejchleht von einander, da die 
zwiichen beiden bejtehenden Unterjchiede zu erhebliche find. Won den männ— 
lihen Arbeitern fommen in folgenden Berufsarten die Gelernten fat aus- 
Ichließlich oder doch fehr ftark vorwiegend (nicht 5 Ungelernte auf 100 Ge— 
lernte) vor: Schneider, Barbiere, Frijeure, Schornfteinfeger, Glafer, Klempner, 
Stellmader, Grob:(Huf)Schmiede, Etubenmaler, Tiſchler, Zimmerer, Schuh: 
macher, Drechsler, Schlojjer, Tapezirer, Riemer und Sattler, Böttcher, Gold: 
ihmiede; umgekehrt find die ungelernten Arbeiter ausfchließlich oder ftarf vor: 
wiegend (mehr ala 500 Ungelernte auf 100 Gelernte) bei folgenden Berufs- 
arten vorhanden: Bauunternehmung, Zorfgräberei, Abfuhr und Düngerfabri: 
fation, Rübenzuderfabrifen, Gasanſtalten, Ziegeleien, Lehm und Thongräbereien, 
Waſſerwerke, chemifche Fabriken, Sand-, Kalk, 2c.-Gewinnung, Erplofivftoffe 
und Ziündmwaaren, Zubereitung von Spinnftoffen. Beim weiblichen Geſchlecht 
jpielt die gelernte Arbeit im Allgemeinen eine untergeordnete Rolle, nur in der 
Schneiderei und Näherei find faſt ausschließlich gelernte Arbeiterinnen bejchäftigt, 
weniger als 25 Ungelernte auf 100 gelernte Arbeiterinnen entfallen nur bei 
folgenden Berufsarten: Bugmacherei, Goldfchmiede, Kravatten und Hojenträger, 
Kleider: und Wäſche-Konfektion; gar feine oder nur jehr wenig gelernte Arbeite- 
rinnen gibt es in einer ganzen Reihe von Berufsarten, in denen Arbeiterinnen 
überhaupt nur ausnahmaweife vorfommen; unter denjenigen Berufsarten, in denen 
die weibliche Ermwerbäthätigfeit überhaupt von Bedeutung ift, zeichnen fich fol: 
gende durch eine jtärfere Ueberzahl der ungelernten Arbeiterinnen (mehr als 
400 auf 100 Gelernte) aus: Zubereitung von Spinnftoffen, Bapier und Pappe, 
Stein und Zinfdruderei, Färberei, Buchdruderei, Buchbinderei und Kartonagen. 

E3 ijt jodann aud die joziale Shidhtung in den einzelnen 
Bundesftaaten Ipegiell, joweit fie fich auf Landwirthichaft, Industrie und 
Handel und Verkehr bezieht, in jehr eingehender und interefianter Weiſe zur 
Darjtellung gebradjt, doch fünnen wir hier Ddiejes nur furz berühren. „Wie 
für die einzelnen Berufszweige ift auch für die einzelnen Theile des Reichs die 
foziale Schichtung der Bevölkerung verjchieden. Die Verjchiedenheit ift hier 
noch größer, weil die Faktoren, welche das Verhältniß der Selbitjtändigen zu 
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den Abhängigen beftimmen, noch mannigfaltiger find. Zu diefen Faktoren ge: 
hören der befondere berufliche Charakter einer Gegend überhaupt, die Wer 
theilung des Grundbeſitzes und die Art der Bodenbewirthichaftung, das Bor: 
herrichen des induftriellen Groß- oder SKleinbetriebs oder der Hausinduftrie. 
Fe nach der Art und Weife, wie dieje Faktoren in den einzelnen Gebietstheilen 
fombinirt find, gejtaltet die joziale Schichtung ſich mehr zu Gunsten der Selbjt- 
jtändigen oder der Abhängigen. Eine weitgehende Zerjplitterung des Grund 
und Bodens bedingt eine relativ große Zahl Selbititändiger in der Landwirth: 
Ichaft, ein Vorherrfchen des SKleingewerbes bewirkt dasjelbe in der Induſtrie. 
Wo beide Faktoren fich zujammenfinden, muß die Zahl der Selbititändigen 
groß, die der Abhängigen Hein fein. Umgekehrt muß ein Zujammentreffen 
von Großgrundbefig mit vorherrfchendem industriellen Großbetrieb von relativ 
wenigen Selbititändigen und vielen Abhängigen begleitet fein. Andererſeits 
fann eine mittlere relative Zahl von Selbjtitändigen und Abhängigen auf der 
Kombination von ländlichen Kleinbefig und vorherrichendem Großbetrieb wie 
auf der von ländlichem Großbefig und überwiegendem Kleingewerbe beruhen.“ 
Aus den einzelnen Ergebnijjen wollen wir nur das Vorwiegen beziehungsweise 
Burüdbleiben der Selbititändigen allgemein und fpeziell für Landwirthichaft, 
Induftrie und Handel und Berfehr herausheben, womit ja durch Umkehrung 
das Verhältniß der Abhängigen gleicherweife zur Darjtellung gebracht iſt. 
Unter den Erwerbsthätigen der drei in Frage gezogenen Berufsabtheilungen 
zeigen die Selbitjtändigen überhaupt einen bejonders hohen Prozentſatz (über 
35°/,, Reichsdurchſchnitt 28,94°/,) in folgenden Staaten und Landestheilen: 
Hohenzollern, Württemberg, Oldenburg, Waldek und Lippe; andererjeit3 einen 
befonder8 niedrigen Prozentjag (unter 25°/,) in folgenden Gebieten: Berlin, 
Bojen, Medlenburg- Strelig, Braunschweig, Anhalt, Reuß älterer Linie und 
Neuß jüngerer Linie. Im der Landwirthichaft allein find die Selbſtſtändigen 
ftarf (über 37°/,, Reichsdurchſchnitt 30,98°/,) in folgenden Staaten 2c. 2c. ver: 
treten: Weſtfalen, Heſſen-Naſſau, Rheinland, Hohenzollern, Pfalz, Württem- 
berg, Baden, Heſſen, Oldenburg, Lippe und Eljaß-Lothringen; gering dagegen 
(unter 24°/,) in folgenden Staaten 2c. 2c.: Berlin, Pommern, Pofen, Provinz 
Sachſen, Medlenburg: Schwerin, Medlenburg-Strelig, Braunjchweig, Anhalt 
und Lübeck. Nimmt man lediglich die Induſtrie, jo treten folgende Staaten 
durch eine relativ hohe Zahl von Selbſtſtändigen (über 32%/,, Reichsdurch— 
ſchnitt 24,90°/,) hervor: Dftpreußen, Hohenzollern, Mecklenburg - Schwerin, 
Waldeck und Lippe; andererjeit3 durch eine niedrige Zahl (unter 20°/,): Weſt— 
falen, Neuß älterer und Neuß jüngerer Linie. Endlih im Handel und Ver: 
fehr zeichnen fich folgende Staaten 2c. ꝛc. durch eine jtarfe Vertretung der 
Selbitjtändigen (mit mehr als 42°/,, Reihsdurchichnitt 36,07°/,) aus: Hohen- 
zollern, Mecklenburg-Strelitz, Sachſen-Altenburg, Schwarzburg-Sondershaufen, 
Schwarzburg-Rudoljtadt, Neuß älterer Linie, Neuß jüngerer Linie und Lippe; 
umgekehrt durch eine geringe Vertretung (unter 32%/,): Oftpreußen, Lübed, 
Bremen und Hamburg. 

V. Bur Erlangung eines volljtändigen Einblids in die wirthſchaftlichen 
und ſozialen Verhältniſſe des Volkes war es erforderlich, außer dem im Vor— 
ſtehenden ausſchließlich behandelten Hauptberuf auch noch den Nebenberuf 
oder Nebenerwerb zu erfaſſen, wie ſolches auch ſchon 1882 geſchehen. 
Als Nebenberuf wurde dabei jede Thätigkeit angeſehen, welche neben einem 
Hauptberuf ſei es zur Zeit der Zählung oder zu einer anderen Jahreszeit aus— 
geübt wird und einen weſentlichen Theil des Geſammteinkommens aus erwerben— 
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der Thätigfeit bringt; auch die nebenjächliche Erwerbsthätigfeit von folchen, 
die in der Hauptjache nicht erwerbend thätig find, fondern aus anderen Duellen 
leben (wie Hausfrauen oder andere Familienangehörige, Rentner, Penſionäre), 
it berückſichtigt. Näher behandelt find die Perſonen, die einen Nebenberuf 
baben und die Art des Nebenberufes. Insgefammt find 3273446 neben- 
beruflich beſchäftigte Perſonen ermittelt worden, welche 14,29°/, der 
hauptberuflich Erwerbsthätigen beziehungsweife der beruflofen Selbititändigen . 
bilden. In den Berufsabtheilungen vertheilt fich die Gefammtzahl mit 1049542 
oder 32,06°/, auf die Land» und Forjtwirthichaft, mit 1491865 oder 45,58°/, 
auf die Imduftrie, mit 384105 oder 11,73°/, auf Handel und Verkehr, mit 
31333 oder 0,96°/, auf häusliche Dienfte und Lohnarbeit mwechjelnder Art, 
mit 115266 oder 3,52°/, auf den öffentlichen Dienjt 2c. und endlich mit 
201 335 oder 6,15°/, auf die beruflofen Selbftjtändigen; von den hauptberuf- 
ih Erwerbsthätigen beziehungsweije den berufslojen Selbjtftänden innerhalb 
jeder einzelnen Berufsabtheilung bilden die nebenberuflich; Ertwerbsthätigen bei 
der Landwirthſchaft 12,66°/,, bei der Induftrie 18,02°/,, bei dem Handel und 
Verkehr 16,43°/,, bei häuslichen Dienften 2c. 7,24°/,, beim öffentlichen Dienft 
8,08°/, und bei den berufslofen Selbitjtändigen 9,40°/,. Seit 1882 hat die 
nebenberufliche Thätigfeit in jämmtlichen Berufsabtheilungen mit Ausnahme 
der beruflojen Selbititändigen abgenommen und zwar theilweife nicht unerheb- 
ih, jo vorzugsweiſe in der Landwirthſchaft; bei den berufslojen Selbftitändigen 
haben fich die Erwerbethätigen im Nebenberuf um 12,05°/, vermehrt. Das 
weibliche Gefchlecht ijt bei dem Nebenberuf im Berhältniß noch ſchwächer be: 
theiligt al3 bei dem Hauptberuf, denn bei letzterem fommt es faft auf ein 
‚sünftel, bei erjterem nicht einmal auf ein Zehntel. Berücfichtigt man die 
jocialen Kategorien, jo ergibt ſich, daß diejenigen, welche mit ihrem Hauptberuf 
noch einen Nebenerwerb verbinden, vorzugsweije unter den Selbitftändigen und 
namentlich unter denen der Induſtrie und des Handels fich finden, weniger 
unter den Abhängigen. Die Nebenerwerbsthätigfeit jelbjt wird ebenmäßig zu- 
meift im jelbjtjtändiger Stellung ausgeübt, und zwar ohne Unterfchied, mögen 
die Betreffenden im Hauptberuf Selbitjtändige, Angeftellte oder Arbeiter fein. 
Die Hauptberuflich Erwerbsthätigen, welche einen Nebenerwerb haben, treten 
beſonders jtarf in den Gruppen Induſtrie der Steine und Erden, Nahrungs: 
mittelinduftrie und Metallindustrie hervor, woſelbſt fie unter den Selbftitändigen 
über die Hälfte ausmachen, außerdem find fie noch in folgenden Gruppen 
nennenswerth vertreten: Forſtwirthſchaft, Holzinduftrie, Mafchineninduftrie, 
Baugewerbe, Gajt: und Schenfwirtbichaft, Bergbau, Induſtrie der forftwirth: 
Ihaftlichen Nebenprodufte; relativ gering ijt die Nebenerwerbsthätigfeit in den- 
jenigen Gruppen, die mehr jtädtifche Verbreitung haben, jo vor allem im Ber: 
fiherungsgewerbe, im Handelsgewerbe, in den Bekleidungs- und Neinigungs: 
gewerben und in den polygraphiichen Gewerben. Die Tabellen über den Neben: 
beruf bei den einzelnen Berufsarten zeigen una, „dab die Häufigkeit von 
Nebenerwerb bei einem Beruf erheblich beeinflußt wird von dem ländlichen 
oder jtädtijchen Charakter einer Berufsart, Nebenerwerb fommt um jo häufiger 
vor, je mehr die Berufsart ländlichen Charakter trägt d. h. je mehr fie auf 
dem platten Land, je weniger fie in den jtädtiichen Ortsgrößenklafjen vertreten 
it. So find bei den ländlichen Berufsarten Forſtwirthſchaft, Binnenfifcherei, 
Köhlerei, Müllerei, See: und Kiüftenfischerei, Stellmacher, Steinbrecher, Grob- 
ihmiede 32—54°/, von allen zugehörigen Erwerbsthätigen (gegen 14,29°/, im 
Durchſchnitt aller Berufzabtheilungen A bis F) noch nebenher thätig.“ 
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Bei Behandlung der Art des Nebenerwerbs haben wir die Neben— 
berufsfälle zu berückſichtigen, deren Zahl ſich mit der der im Nebenberuf 
thätigen Perſonen nicht deckt, weil es vielfach vorkommt, daß dieſelbe Perſon 
mehrere Nebenberufe ausübt, wodurch dann mehrere Nebenberufsfälle zu zählen 
waren. Insgeſammt find 4.949 701 Nebenberufgfälle fonftatirt, von denen 
3274036 auf Erwerbsthätige, die auch einen Hauptberuf haben, 208626 auf 
berufslofe Selbititändige und 1467039 auf Angehörige ohne Hauptberuf und 
Dienende entfallen. Auf die einzelnen Berufsabtheilungen vertheilen ſich die 
Nebenberufsfälle in folgender Weife: die Landwirtbichaft umfaßt 3648 237 
oder 73,71°/,, die Indujtrie 619386 oder 12,51°/,, der Handel und Verkehr 
569877 oder 11,51°/,, häusliche Dienite ꝛc. 16765 oder 0,34°/, und der 
öffentliche Dienft 2c. 95436 oder 1,93°/,; weitaus am hervorragenditen ijt 
hier alfo die Landwirthichaft, welche allerdings auch für die Ausübung eines 
Nebenberufes weitaus die beite Gelegenheit bietet. Beim männlichen Gejchlecht 
gefhiegt die Ausübung des Nebenberufs meiſt in jelbjtjtändiger Berufsitellung, 
beim weiblichen meift in der Stellung als Gehilfinnen und Arbeiterinnen. Seit 
1882 hat die Gejammtzahl der Nebenberufsfälle um 3,59°/, abgenommen, 
diefe Abnahme tritt aber nur für die Berufsabtheilungen Landwirtbichaft und 
häusliche Dienjte hervor, in der Induſtrie, im Handel und Verkehr und im 
öffentlichen Dienft haben wir eine Zunahme Bon den einzelnen Gruppen 
haben abgejehen von der Landwirtbichaft noch Hauptfächlich Nebenberufsfälle 
aufzumweifen: Handelsgewerbe, Beherbergung und Erquidung, Nahrungs: und 
Genußmittel, Bekleidimg und Reinigung, Baugewerbe, Tertilindujtrie. Unter 
den Berufsarten ftehen nach der relativen Zahl der in ihnen nur nebenjächlich 
erwerbend thätigen Perſonen obenan: Thierzucht, Torfgräberei, Lohmühlen, 
Leichenbeitattung, Berfteigerung, und Stellenvermittlung, Verſicherungsgewerbe, 
Kleiderreiniger, Abdeder, Gummi- und Haarflechterei, Landwirthichaft, Forſt— 
wirtbichaft, Beherbergung und Erquidung, Delmühlen, Branntweinbrennerei, 
Sonjtige Flechterei von Holz und Stroh, Badeanjtalten, Köhlerei zc., Binnen- 
fifcherei, Brivatgelehrte. Eingehend ift dann wegen ihrer befonderen Bedeutung 
als Nebenberuf die Landwirthichaft in Verbindung mit anderen Berufen be: 
handelt, doch müjjen wir des bejchränften Raums wegen uns leider verjagen, 
auf die an fich viel Intereſſe bietenden Ergebnijje bier näher einzugehen. 

In den einzelnen Bundesjtaaten 2c. müfjen naturgemäß bei der jo ver- 
jchiedenartigen beruflichen und focialen Gliederung auch die Nebenerwerbs: 
verhältnifje eine größere Mannigraltigfeit. bieten. „Vom befonderen Einfluß 
ijt dabei, inwieweit die volkswirthſchaftliche Arbeitstheilung vorgejchritten iſt; 
je mehr die der Fall, um fo jeltener ijt naturgemäß die Ausübung mehrerer 
Berufe feitens der nämlichen Perſon, Hingegen tritt um fo häufiger der Neben- 
erwerb da auf, wo die Spezialifirung der einzelnen Gewerbe fi) noch in 
mäßigen Grenzen hält, hier werden die verjchiedenartigiten Gewerbsthätigfeiten, 
insbejondere landwirthichaftliche und gewerbliche, nebeneinander betrieben, bier 
greifen fie vielfach in einander über.“ Auch bier wollen wir nur das jtärfere 
und geringere Vorkommen der im Nebenberuf erwerbsthätigen Perjonen über: 
haupt und für Landwirthichaft, Induſtrie und Handel und Verkehr gejondert 
hervorgeben. Durch einen hohen Prozentjag der nebenberuflich Erwerbsthätigen 
unter den Erwerbsthätigen und berufslofen Selbſtſtändigen überhaupt (mehr 
als 20°/,, Reichsdurchſchnitt 14,20°/,) zeichnen fich folgende Staaten und 
Zandestheile aus; Schaumburg:Lippe, Weitfalen, Hohenzollern, Medlenburg: 
Schwerin, Schwarzburg-Sondershaujen, Waldeck, Lippe, Oldenburg, Schwarz- 
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burg-Rudolſtadt, Hannover und Provinz Sachſen; umgekehrt durch einen 
niedrigen Prozentjag (unter 10°/,) folgende: Neuß jüngerer Linie, Bayerifche 
Kegierungsbezirfe Oberbayern, Niederbayern, Oberpfalz und Schwaben (zu: 
ſammengefaßt), Neuß älterer Linie, Königreih Sadhjen, Bremen, Hamburg 
und Berlin. Berüdjichtigt man lediglich die Erwerbsthätigen der Berufs: 
abtheilung A Landwirtbichaft, jo treten mit einer ftarfen WVerhältnißzahl der 
nebenberuflich Thätigen (mehr als 18°/,, Reichsdurchſchnitt 12,66°/,) Folgende 
Gebiete hervor: Medlenburg: Schwerin, Hohenzollern, Schwarzburg-Sonders— 
haufen, Shwarzburg-Rudoljtadt, Heſſen-Naſſau und Schaumburg:Lippe ; anderer: 
ſeits mit einer niedrigen (unter 9°/,) folgende: Königreih Sachſen, Oſtpreußen, 
Medlenburg-Strelig, Sachſen-Altenburg, Bayerische Regierungsbezirfe Ober: 
bayern, Niederbayern, Oberpfalz und Schwaben (zufammengefaßt), Hamburg 
und Berlin. Bei der Induſtrie allein haben wir folgendes Verhältniß, nach 
oben heben ſich ab (mit mehr ala 30°/,, Reichsdurchſchnitt 18,02,,): Schaum: 
burg-Lippe, Waldeck, Hohenzollern, Lippe, Schwarzburg-Sondershaufen und 
Reitfalen; nach unten dagegen (unter 10°/,): Neuß jüngerer Linie, Königreich 
Sadien, Reuß älterer Linie, Bremen, Hamburg und Berlin. Endlich beim Handel 
und Verkehr jtehen obenan (mit mehr als 30°/,, Neichsdurcdhichnitt 16,43°/,): 
Hohenzollern, Lippe, Schaumburg-Lippe, ran! Weitfalen und Schwarz: 
burg. Sondershaufen; unten (mit weniger als 10°/,): Königreihd Sachſen, 
Bremen, Hamburg und Berlin. 

VI. Sofern man nun, wie jolches von der Neichsitatiftif in dem nächiten 
beionderen Abjchnitt geſchehen, diejenigen Perſonen, welche einen Beruf als 
Hauptberuf ausüben und diejenigen, welche ihn nur nebenher ausüben, zuſammen— 
rechnet, erhält man die Geſammtzahl der in einem Beruf erwerbend 
thätigen Perſonen; da beim Nebenberuf bier wiederum wie oben hervor: 
gehoben Nebenberufsfälle in Frage fommen, jo erhält man bei den Geſammt— 
zahlen auch bier Größen, die die an fich gegebene Perjonenzahl übertreffen 
und wird deshalb auch hier nur von Berufsfällen veden fünnen. Die Gejammt: 
beit der Berufsfälle beträgt danach 27 863334, von denen auf die Landwirth— 
haft 11 940 929 oder 42,86°/,, auf die Induſtrie 6924069 oder 31,94°/,, 
auf Handel und Verkehr 1999927 oder 10,44°/,, auf häusliche Dienſte ꝛc. 
449256 oder 1,61°/,, auf öffentlichen Dienſt ꝛc. 1125375 oder 5,46°/, 
und auf beruflofe Selbititändige 1354486 oder 7,69°/, entfallen. Hier bei 
der Gefammtheit der Berufsfälle ſteht aljo die Landwirthſchaft, obgleich fie 
jeit 1882 auch hier etwas abgenommen hat, weitaus obenan und umfaßt mehr 
als zwei Syünftel der fämmtlichen Berufsfälle; ihr folgt dann die Induſtrie, 
die ſeit 1882 ſich wejentlich vermehrt hat, mit etwas über drei Zehntel der 
Sefammtfälle, Handel und Verkehr bleibt mit nur einem Zehntel dahinter er: 
beblicher zurück; jämmtliche produftiven und kommerziellen Berufe umfafjen 
35,24°/, aller Berufsfälle, jo daß für die übrigen Berufsabtheilungen nur 
14,76°/, übrig bleiben. 

VI. In dem fiebenten Abjchnitt it Alter und Familienſtand in 
Verbindung mit dem Beruf gebradt. Beim Alter find elf Altersftufen unter: 
Ihieden, die erite umfaßt das Alter unter 12 Jahren, die nächiten vier das 
Alter von 12—20 Fahren in zweijährigen Abjchnitten, die folgenden fünf das 
Alter von 20—70 Jahren in zehnjährigen Abſchnitten und endlich die legte 
Stufe dag Alter von 70 Jahren und darüber; im Vergleich mit der Eintheilung 
von 1882 find die unteren Altersjtufen etwas vermehrt, um eben für jede 
Ipezielle Altersgrenze die Sonderdaten bieten zu fünnen. Um über die Alters: 
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gliederung im Allgemeinen einen befjeren Ueberblid zu geben, wollen 
wir nachitehend tabellariich zufammenjtellen, wie viel Prozent innerhalb jeder 
Ultersitufe die Erwerbsthätigen, die Dienenden, die Angehörigen und die berufs- 
ofen Selbjtjtändigen ausmachen: 
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Erwerbs · | . Berufsloie 

Altersklaſſe thätige Dienende Angehörige Selbititändige 
°/o °o | %o °]o 
unter 12 Yahren . . -» .» .» 98,41 1,32 
J bis Jahre. — . 
ET — 21,78 2,34 
8.2.0: 18,42 2.00 
J 27,98 1,38 
„2% „ 38,10 1,59 
MR. 2 ee a 37,02 3,29 
50 WE. er 83,80 7,42 
BE ee ne 31,26 18,54 
70 Jahre und darüber . . . 30,59 39,55 





Die Hauptmafje der Ermwerbsthätigen entfällt danach auf die Altersflafjen 
zwifchen 14 und 60 Jahren, in welchen fie durchweg über die Hälfte theil: 
weiſe über zwei Drittel ausmachen. Der Höhepunkt wird in der zweijährigen 
Alteröflafje von 18—20 Fahren erreicht, von da an haben wir zunächſt bis 
zum 60. Jahr ein langſameres Abfallen, welches dann aber in den beiden 
legten Altersflafjen zu einem jchrofferen wird. Unter den Dienenden ijt der 
Entwidlungsgang ein ähnlicher, der Höhepunkt wird auch durch die Altersflafje 
von 18—20 Fahren — nur fängt der ſchroffere Abfall des Prozentſatzes 
hier ſchon nach dem 30. Lebensjahr an. Die Angehörigen müſſen naturgemäß 
in den niederen Altersflafjen weitaus den höchiten Prozentjaß aufweiſen, es 
ift diefes aber nur bis zu dem 14. Jahre der Fall, von da an jeßt die Er- 
werbsthätigfeit und das Dienen fchon jchärfer ein und der Prozentſatz der An: 
gehörigen geht ſtark zurück, dieſes Zurüdgehen ſetzt ſich dann big zum 20. Jahre 
fort, um für die beiden folgenden Klaſſen wieder einem Höhergehen zu weichen und 
dann nochmals langfamer abzufallen. Die berufslofen Selbſtſtändigen haben 
vom 40. Jahre an einen ftärfer aufjteigenden Prozentjag, der dann nament- 
(ih in der letzten Klaſſe eine bejondere Höhe erreicht. Die allgemeine Ent: 
widelung ift alfo die, daß mit fortfchreitendem Alter die Bevölferung von der 
einen Gruppe zu der anderen und zwar zunächjt von der Gruppe der Ange— 
hörigen zu der Gruppe der Erwerbsthätigen und der der Dienenden und ſodann 
zu der Gruppe der berufslofen Selbitjtändigen, welche die Rentner, Benjionäre 
und Altentheiler mit umfaßt, übertritt. Seit 1882 haben fich die Erwerbs: 
thätigen und die berufslofen Selbitjtändigen in allen Altersklaſſen vermehrt, 
die Dienenden haben nur in den Altersflaffen von 20—30 Jahren und von 
40—50 Jahren, die Angehörigen in den beiden höchjten Altersklaſſen eine 
Verminderung erfahren, ſonſt in gleicher Weife zugenommen. Bei der weiteren 
Betrahtung des Alters in den einzelnen Berufen werden nur noch die 
Erwerbsthätigen berüdjichtigt, über deren prozentuale Bertheilung auf die ein= 
zelnen Altersflafjen innerhalb der großen Berufsabtheilungen wir wiederum 
eine tabellariiche Ueberjicht auf Seite 217 einfügen. 

In diefen Daten ſehen wir doch ganz beachtenswerthe Verjchiedenheiten 
hervortreten.. Was zunächſt die Landwirthichaft anlangt, jo beginnt in ihr 
die Berufsthätigkeit früher als in den übrigen Abtheilungen, die Altersflafje 
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von 12—14 Jahr umfaßt bier jchon 1,26°/, der Erwerbsthätigen, während die 
Induftrie, welche hier den nächſthöchſten Satz aufweift, nur auf 0,44°/, kommt; 
ebenjo jegt jich in der Landwirthſchaft die Erwerbsthätigkeit bis in das höchſte 
Alter hinein in ſtärkerer Weije fort, die vorlette Klaſſe zeigt noch 8,47°/,, die 
legte 3,03°/,, dementjprechend müſſen fich natürlich die Säße der mittleren 
Klaſſen etwas abihmwächen. In der Induſtrie beginnt die Thätigkeit mit der 
Altersklaſſe 14—16 Jahr in höherem Maße als bei den folgenden Abtheilungen 
und foncentrirt ic dann die Hauptthätigfeit mehr um die Klaſſe 20— 30 Jahr, 
mit dem 50. Jahr beginnt ein fchärferer Abfall. Beim Handel und Verkehr 
ihiebt fich die Thätigkeit etwas im die höheren Altersklaſſen zurück und find 
bejonder8 die von 40—70 Yahr ftärfer als bei der Induſtrie beſetzt. Noch 
Ihärfer iſt dieſes Verhältniß bei der Lohnarbeit wechjelnder Art ausgeprägt, 
die Altersklaſſen bis zu 20 Jahr und auch die Klaſſe 20-30 Jahr treten 
bier erheblicher zurüd, während die oberen Altersflafjen entjprechend höhere 
Progentfäge aufweifen. In der Armee und Marine entfällt weitaus die Haupt: 
maſſe der Ermwerbsthätigen auf die eine Altersflaffe 20— 30 Jahr, im Uebrigen 
find die beiden ummittelbar nach oben und unten fich anjchließenden Klaſſen 
am bedeutendjten vertreten. Der jonftige öffentliche Dienft weicht im All 
gemeinen weniger von den übrigen Berufsabtheilungen ab, die Thätigfeit be: 
ginnt allerdings etwas fpäter und e3 zeigt deshalb die Altersklaſſe von 30 bis 
40 Jahr den höchſten Prozentjag, auch die oberjten Altersflafien treten etwas 
tärfer al3 twie bei Induftrie und Handel und Verkehr, aber doch nicht fo ſtark 
wie bei der Landwirthſchaft hervor. 

Zieht man neben dem Alter der Erwerbsthätigen auch noch die Stellung 
ım Beruf nad den drei großen Sategorien der Selbititändigen, Angejtellten 
und Arbeiter in Betracht, fo ergeben fich wiederum interejjante Verfchiedenheiten, 
welhe über die Entwidlung, die der Einzelne während feines Lebens in der 
Berufsftellung im Durchfchnitt beziehungsmweife in einem Haupttheil der Be: 
völferung durchmacht, wichtige Schlußfolgerungen machen laſſen. Won den 
Selbitftändigen entfallen auf die Altersklaſſe unter 20 Jahr 1,29°/,, 20 bis 
30 Jahr 11,20%/,, 30—40 Jahr 24,10°/,, 40-50 Jahr 25,00°/,., 50 bis 
60 Fahr 21,83°/,, 60—70 Jahr 12,27°/,, 70 und mehr Jahr 4,31°/,, von 
den Angeftellten auf die Klafje unter 20 Jahr 12,29°/,, 20—30 Jahr, 
31,06°/,, 30—40 Jahr 26,28%/,, 40-50 Jahr 16,77°/,, 50-60 Jahr 
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9,46°/,, 60-70 Jahr 3,45°/,, 70 und mehr Jahr 0,69°/,; von den Arbeitern 
auf die Klaſſe unter 20 Jahr 30,11°/,, 20—30 Jahr 30,13°/,, 30—40 Jahr 
16,76°/,, 40-50 Jahr 10,81°/,, 50—60 Jahr 7,36”/,, 60—70 Jahre 
3,69% /,, 70 und mehr Jahr 1,14°/,. Bei den Arbeitern find demnach Die 
jüngeren Altersflajjen am Stärfften vertreten, find doch über drei Fünftel 
(60,24°/,) aller Arbeiter in den beiden leßten Aoftufungen unter 30 Jahr; in 
den höheren Altersffafien nimmt dann der Prozentiag weſentlich ab, weil fich 
ein Theil der Arbeiter zu den Kategorien der Angejtellten und der Selbftftändigen 
emporichwingt. Damit forrejpondirt auch, daß die Angeftellten in den jüngeren 
Altersklaſſen ſchwach, befonders ftarf aber in den Altersklafjen von 20—40 Jahr 
jih finden, denn bei ihnen it eine höhere Ausbildung, die in den Jahren big 
um 20 herum erfolgt, erforderlich und jpäter treten jie dann jtärfer in die 
Kategorie der Selbitjtändigen über. Dieſe letztere ift dementiprechend in den 
Altersflafien von 30 bis 60 Jahren am meiſten vertreten. Daß übrigens der 
Uebertritt von der Klaſſe der Arbeiter in die der Angejtellten und in die der 
Selbitjtändigen fich mit zunehmendem Alter in immer höherem Maße vollzieht, 
läßt ſich bejonders deutlich erjehen, wenn man innerhalb der einzelnen Alters: 
Hafjen die Kategorien der Selbitändigen, der Angeitellten und der Arbeiter 
nach ihrem Prozentantheil ausjcheidet; es ergiebt ſich dabei folgendes Bild: 
Altersklaſſe unter 20 Jahr: 1,76°/, Selbititändige, 1,91°/, Angeſtellte, 
96,33°/, Arbeiter; 20—30 Jahr: 13,13°/, Selbftitändige, 4,14°/, Angeitellte, 
82,73°/, Arbeiter; 30—40 Jahr: 36,34'/, Celbititändige, 4,50°/, Angeftellte, 
59,16°/, Arbeiter; 40—50 Jahr: 47,88°/, Selbititändige, 3,65°/, Angeſtellte, 
48,47°|, Arbeiter; 5060 Jahr: 54,38’/, Selbftitändige, 2,68°/, Angejtellte, 
42,94°/, Arbeiter; 60—70 Jahr: 57,58”/, Selbitjtändige, 1,84°/, Angejtellte, 
40,58°/, Arbeiter; 70 und mehr Jahr: 61,04°/, Selbititändige, 1,10°/, An: 
geſtellte, 37,86°/, Arbeiter; danach find die Antheile, welchen die Arbeiter an 
der Bejeßung der einzelnen Altersklaſſen haben, am WBedeutenditen in den 
jüngeren Klaſſen, namentlich bis zum 30. Jahr, während fie fich von da ab 
rajch verfleineren; umgefehrt jind die Antheile der Selbitjtändigen am Nied- 
rigften in den unterjten Altersflajjen, erweitern ſich dagegen beträchtlich, je 
ältere Klajjen in Frage fommen; bemerfenswerth iſt dabei, daß in den Alters: 
klaſſen vom 50. Jahr aufwärts es über die Hälfte der Erwerbsthätigen zur 
Selbititändigfeit gebraht hat. Was endlich die Frage anbetrifit, in welchem 
Verhältniß die Selbititändigen, Angejtellten und Arbeiter in jeder Altersklafie 
der drei Berufsabtheilungen: Landwirtbichaft, Induftrie und Handel und Ber: 
fehr vertreten find, jo ftimmen die drei Berufsabtheilungen darin überein, daß 
die unteren Altersftufen am Stärkjten von der Kategorie der Arbeiter bejett 
jind, während mit zunehmendem Alter die Selbitjtändigen mehr hervortreten ; 
die Angeftellten erreichen ihre höchſte Zahl bei der Landwirthichaft und bei 
der Juduftrie in der Altersklaſſe von 30—40 Jahr, beim Handel und Ge: 
twerbe jchon in der Altersklajie von 20—30 Jahr. 

Einer befonderen Betrachtung ift dann nod) die Erwerbstbätigfeit 
der Kinder (unter 14 Jahr) und der Greife (70 Fahr und dar: 
über) unterzogen worden, doch iſt das Ergebniß fein volljtändiges, weil die 
Berufsitatiftit hier nur die Daten über den Hauptberuf geben fann und des: 
halb der Nebenberuf umberücdjichtigt gelaſſen iſt; bei den beiden in Frage 
jtehenden Altersklaſſen wird aber einer Thätigfeit nebenher gerade auch größere 
Bedeutung beizumejjen fein. Ermwerbsthätige Kinder find insgefammt 214954 
jejtgejtellt; davon fommen 135125 oder 62,86°/, auf die Landwirthichaft, 
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38267 oder 17,80°/, auf die Induftrie, 5296 oder 2,46°/, auf Handel und 
Verfehr, 1812 oder 0,84°/, auf Lohnarbeit wechfelnder Art, 953 oder 0,44°/, 
auf öffentlichen Dienst und freie Berufsarten und endlich 33501 oder 15,59°/, 
auf Häusliche Dienftboten. Die Landwirthichaft ift mithin am ftärkiten ver: 
treten, doch haben Induſtrie und Häusliche Dienftboten immerhin auch noch 
nennenswerte Zahlen aufzumeilen; von der Induſtrie find mit größerer Zahl 
erwerbsthätiger Kinder (über 1000) die Berufsarten der Maurer, Weberei, 
Schneiderei, Tifchlerei, Schlofjerei, Schuhmacherei, Bäderei, Ziegelei, Näherei 
und Spinnerei zu nennen; al3 in der Hausinduftrie thätig find 1617 Kinder 
ermittelt und fommt dabei vorzugsweile Weberei in Frage. Im Hauptberuf 
erwerbathätige reife find etwa doppelt jo viel als eeiperböthätige Kinder fon- 
ftatirt worden, nämlich 425735 und zwar 303782 männlichen und 121953 
weiblichen Geſchlechts; auf die einzelnen Berufsabtheilungen vertheilen fich diefe 
folgendermaßen: Landwirthichaft mit 251685 oder 59,12°/,, Induſtrie mit 
98282 oder 23,08°/,, Handel und Verkehr 36530 oder 8,58°/,, Lohnarbeit 
wechfelnder Art 12847 oder 3,02°/,, Armee und Marine 152 oder 0,03°|,, 
fonftiger öffentlicher Dienft ꝛc. 17434 oder 4,09°/,, häusliche Dienftboten 
8815 oder 2,08°/,. Auch bier nimmt aljo die Landwirthichaft weitaus die 
erite Stelle ein, dann folgt die Induſtrie, die häuslichen Dienjtboten treten 
twejentlich zurüd; in der Induftrie find es namentlich die Berufsarten Weberei, 
Schuhmacherei, Schneiderei, Maurer und Nähere, welche eine ftärfere Ver: 
tretung zeigen; 12184 reife oder ein Achtel der in der Induſtrie thätigen 
Greife arbeiten zu Haus für fremde Rechnung umd zwar zumeiſt als felbjt- 
jtändige Hausinduftrielle, wobei vorzugsweije die Textil: und die Bekleidungs— 
indujtrie in Trage kommt. 

Nah dem Familienftand gliedert fich die eriwerbende und nicht er- 
werbende Bevölkerung in folgender Weife: e3 find unter den Ermwerbsthätigen 
47,70°/, Xedige, 45,36°/, Berbeirathiete 6,94°/, Verwittwete beziehungsmweife Ge: 
jchtedene (letere find hier durchtveg den Verwittweten zugerechnet); unter den 
Dienenden 96,02°/, Ledige, 1,01°/, Verheirathete, 2,97°/, Verwittwete; unter 
den Angehörigen 69,60°/, Ledige, 28,08°/, Verheirathete, 2,32°/, Verwittwete; 
unter den berufslofen Selbititändigen 37,67°/, Ledige, 22,00°/, Verheirathete, 
40,33°/, Verwittwete. Bezüglich diefer Zahlen ijt aber darauf Hinzumeifen, 
daß die Zahl der Kinder unter 16 Jahren mit eingejchlofjen ift, wodurch die 
Zahl der Ledigen in ganz befonderem Maße und zwar in einer bei den vier 
Gruppen verjchiedenen Weile — mit Rückſicht auf verfchiedene Vertretung diejer 
Kinder in denjelben — verjtärft wird; bei der weiteren Behandlung find des: 
balb auch die Kinder unter 16 Jahr außer Betracht gelaffen und nur die 
heiratsfähige Bevölkerung berüdlichtigt, wobei dann als für den Ehejtand 
weſentlich charakteriftiiche Wltersitufen die von 16—30 Jahr (das jüngere 
Heirathäalter), die von 30-50 Jahr (das höhere Heirathsalter) und die von 
50 Jahr und darüber (da8 jog. verjpätete Heirathsalter) unterfchieden find. 
Die einzelnen Daten Hier anzugeben, würde zu weit führen, wir wollen nur 
folgende tertliche Bemerkung herausgreijen. „In der erjten Altersitufe 16 bis 
30 Jahr find nach den Daten für alle Bevölferungsgruppen und zwar beiderlei 
Geſchlechts die Ledigen ausfchlaggebeud, Verwittwete find faſt nicht vorhanden; 
in der mittleren Altersſtufe find die VBerheiratheten, wenigitens durchjchnittlich, 
am verbreitetiten und in der oberften jpielen neben diefen und namentlich bei 
den Frauen die DBerwittweten eine Rolle. Daneben beftehen noch charakte— 
riſtiſche Beſonderheiten. Verheirathete Ermwerbsthätige find auf allen Alters: 
ftufen am zahlreichiten bei den Männern anzutreffen, während weibliche Ber: 
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fonen als ermwerbsthätig im Wefentlichen nur erjcheinen, ſoweit fie ledig find 
oder durch Wittwenftand zum eigenen Erwerb veranlaßt werden. Um fo mehr 
füllen die Leßteren die Reihe der verheiratheten Angehörigen, unter denen jich 
ja auch die Ehefrauen befinden; verheirathete männliche Perſonen, welche die 
zu ernährende Zahl der Haushaltungsmitglieder vermehren, gibt e8 wenig, Die 
betreffenden Fälle beziehen fich in der Hauptfache auf mit geiftigen oder förper- 
lichen Leiden Behaftete. Die Dienenden erjcheinen vornehmlich) bei den Ledigen 
und Verwittweten. Für verheirathete Dienftboten ift in Hinblid auf die enge 
Zugehörigkeit des Dienftboten zum Haus der Herrſchaft nur ausnahmsweiſe 
Verwendung, mehr noch, wie die Daten darthun, für männliche; fie fünnen 
leichter als die verheiratheten Frauen vom eigenen Haushalte abfommen und 
unter die hausherrliche Gewalt eines anderen ee verdingen, und finden, nament- 
ih wo größere Dienerfchaft gehalten wird, auch Dienfte, die eine eigene Woh- 
nung gejtatten. Die Gruppe der berufslojen Selbitjtändigen ftellt im Alter 
unter 30 Jahr viele Ledige ala Schüler und fonftige in Ausbildung Begriffene 
jowie Unterjtügungsempfänger, im Alter von 50 und mehr Jahren viele Yedige 
und Verwittwete als Altentheiler, Benfionäre, Rentner, Inſaſſen von Armen- 
anftalten und dergleichen.“ Im Vergleiche zu 1882 hat die Familienſtands— 
gliederung der vier Bevölferungsgruppen nur unbedeutende Verfchiebungen er: 
fahren. 

Wenn man jodann die Erwerböthätigen innerhalb der einzelnen Berufs- 
abtheilungen, nach dem Familienſtand auseinander gliedert, jo treten doch nicht 
ganz unerhebliche Berfchiedenheiten hervor; es bilden in der Landwirthſchaft: 
die Ledigen 46,60°/,, die VBerheiratheten 44,55"/,, die Verwittweten 8,85°/,; 
in der Induftrie: die Ledigen 47,80°/,, die Verheiratheten 47,39°/,, die Ver: 
mwittiweten 4,81°/,; im Handel und Verkehr: die Ledigen 40,92°/,, die Ber: 
heiratheten 51,54°/,, die Verwittweten 7,54°/,; in Lohnarbeit wechjelnder Art: 
die Ledigen 41,75°/,, die Verheiratheten 37,08°/,, die Verwittweten 21,17°/,; 
in Armee und Marine: die Ledigen 92,43°/,, die Verheiratheten 7,45°/,, Die 
Verwittweten 0,12°/,; im fonjtigen öffentliche Dienft 2c.: die Ledigen 45,80°/,, 
die Verheiratheten 49,15°/,, die Verwittweten 5,05°/,. Zunächſt hebt jich die 
Unterabtheilung Armee und Marine ganz bejonder8 durch ein jtarfes Bor: 
walten der Ledigen ab, das aber hier feine volle Erflärung in der Natur der 
Sache, der Art und Weife der Dienftpflichterfüllung, findet. Unter den Ledigen 
weilen im Webrigen Handel und Lohnarbeit wechjelnder Art einen geringen 
Prozentſatz auf, während die drei anderen Abtheilungen nur weniger von ein= 
ander abweichen, obenan jteht von ihnen die Induſtrie. Bei den VBerheiratheten 
bleibt die Lohnarbeit wechjelnder Art gleicherweile noch im Prozentfag zurüd, 
wohingegen der Handel jich hier durch den höchjten Prozentjag auszeichnet, 
etwas hinter ihm jteht der jonftige öffentliche Dienft, dann folgt die Induſtrie 
und endlich die Pandwirthichaft. Die Verwittweten find mur, wie jchon aus 
den vorbehandelten Daten fich ergeben muß, bei der Lohnarbeit mechjelnder 
Art mit einem ganz beſonders hohen Prozentfag vertreten, auch der Prozentjaß 
der Landwirthichaft iſt hier ein höherer, ihm ſchließt fich dann der des Handels 
näher u u. Induſtrie und fonjtiger öffentlicher Dienjt mehr zurücbleiben. 

. Die Berüdjichtigung der Neligion ift eine Neuerung der Berufs: 
zählung er 1895, 1882 hat man diejelbe nicht erfragt. Die näheren Feſt— 
jtellungen find für die hauptberuflich Erwerbsthätigen unter Zurechnung der 
Selbftitändigen ohne Berufsangabe und die im Haushalt ihrer Herrichaft 
wohnenden Dienjtboten gemacht, wogegen man für die Haushaltungs-Ange: 
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hörigen die Auszählung unterlafjen hat, da fie für die Beurtheilung des Bus 
jammenhangs, welcher zwijchen Religion und Beruf befteht, unnöthig erfchienen. 
Im Uebrigen find die einzelnen Berufsabtheilungen und Berufsgruppen ſowie 
in den Abteilungen Handel und öffentlicher Dienſt auch die einichlägigen 
Berufsarten, und außerdem die Stellung, welche die Erwerbsthätigen in ihrem 
Beruf als Selbitjtändige, Angeftellte oder Arbeiter einnehmen, unterjchieden. 
Bir wollen hier nur auf die Hauptdaten eingehen und müjjen dabei der Ueber: 
jihtlichkeit wegen wieder zur tabellarischen Darftellung greifen. Zunächſt ijt 
das Prozentverhältniß, in welchem die Erwerbsthätigen der einzelnen Religions: 
belenntniſſe innerhalb der verjchiedenen Berufsabtheilungen jtehen, das folgende: 











5 Bon 100 Grwerbsthätigen jeder Berufsabtheilung find 














nei Bekenner 
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Berufsabtheilung ne — 3Israeliten | anderer 

evangeliiche | fatholiiche | andere Religionen 
— Ze 9% j | 0 WE fe | 0% 0%, 
A. Sandwirtbicaft - - - . | 56,72 48,01 0,22 0,04 0.01 
B. Induſtrie a 64,54 84,57 0,31 0,55 0,03 
C. Handel und Verkehr. . . | 65,78 28,21 0,26 5,71 0,04 
D. ohnarbeit wechielnder Art | 68.75 3084 | 019 0,21 0.01 
E. Oeffentlicher Dienit ıc. . - ! 66,54 32,18 0,22 1,08 0,03 
F, Selbititändige ohne Beruf. 63,93 33,91 0,27 1,86 0,08 
G. Häusliche Pienftboten - . 65,39 33,93 0,20 0,47 0,01 
Ansgeiammt . . . . 62,17 36,54 0,26 1,01 0,02 


Der verhältnigmäßige Antheil der verjchiedenen Religionsbefenntnifje an 
den Erwerbsthätigen überhaupt entipricht im Wejentlichen dem Antheil der: 
jelben an der Gejammtbevölferung, nur haben die fatholifchen Chriſten unter 
den Erwerbsthätigen einen etwas höheren Prozentjag, während die jänmtlichen 
übrigen Befenntnijje entjprechend niedriger vertreten find. Was jodann das 
Verhältniß innerhalb der einzelnen Berufsabtheilungen anlangt, jo bleiben die 
evangeliichen Ehrijten nur bei der Landwirthichaft hinter ihrem Durchſchnitts— 
jag bei jämmtlichen Ermwerbsthätigen zurüd, in allen andern überjchreiten fie 
denjelben und erreichen den höchſten Prozentſatz bei der Lohnarbeit wechjelnder 
Art. Gerade umgekehrt ift das Verhältniß bei den fatholifchen Chriſten, fie 
zeigen nur bei der Landwirthichaft einen den Durchichnitt überragenden Prozent: 
fa, bei jämmtlichen anderen aber einen niedrigeren; am ——— ſind ſie im 
Handel und Verkehr vertreten. Die anderen Chriſten kommen ja überhaupt 
nur auf einen geringen Prozentſatz, welcher in der Induſtrie noch am höchſten, 
bei der Lohnarbeit wechſelnder Art am niedrigſten iſt. Die Israeliten fallen 
bei der Landwirthſchaft faſt ganz aus und auch bei der Lohnarbeit wechſelnder 
Art iſt ihr Prozentſatz verhältnißmäßig noch ein ſehr geringer, bei der Induſtrie 
und den häuslichen Dienſtboten, erhöht er ſich ungefähr auf die Hälfte ihres 
Geſammtdurchſchnitts, diefer Durchſchnitt wird dann etwas beim öffentlichen 
Dienft zc., ftärfer bei den Selbjtitändigen ohne Beruf überfchritten, aber beim 
Handel und Verkehr erhebt ſich der Prozentfag endlich auf eine ganz bejondere 
Höhe, die zu den übrigen in abjolut feinem Verhältniß jteht. Ganz minimal 
üt der Prozentſatz der Bekenner anderer Neligionen, er bewegt fich zwiſchen 
0,01°/, und 0,04°/,, welche Ichtere Höhe er bei Handel und Juduftrie erreicht. 
In noch fchärferer Weije gelangen diefe Verfchiedenheiten zum Ausdrud, wenn 
man das Verhältniß berüdfichtigt, in welchem fich die erwerbsthätigen Bekenner 
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der einzelnen Religionsgemeinjchaften auf die einzelnen Berufsabtheilungen ver- 
theilen; die nachjtehende Tabelle bringt uns dieſes zur Darftellung. 











Auf Die einz. Berufsabtblg. entfallen von 100 Erwerbsthätigen 
































Berufsabtheilungen über- Chriſten Israe · —— 
haupt ' evangel. | tathol. | andere | ten Religionen 
_% | % I % | % | % —— 
A. Sandwirtbihaft - -» . .34,19 | 31,20 | 40,24 | 29,55 | 1,38 9,85 
B. Snduittie -. » 2 2 2. 34,15 35,44 32,50 | 41,24 18,80 46,57 
C. Handel und Verkehr. - . 9,64 10,20 „7,44 9,57 | 54,56 18,81 
D. Lohnarbeit wechielnder Art 1,78 1,97 1,51 1,34 0,36 1,09 
E. Deffentlicher Dienft ıc.  . 5,88 6,29 5,18 5,02 5,99 7,92 
F. Selbititändige ohne Beruf. 8,84 9,09 820 | 9,07 16,30 13,60 
G. Häusliche Dienftboten . . 5,52 5,81 513 | 421 2,61 2,16 


Die evangelifchen und Fatholifchen Ehriften weichen verhältnigmäßig gering 
von dem Prozentjag, welchen die Ermwerbsthätigen überhaupt in den einzelnen 
Berufsabtheilungen ausmachen, ab, mur find die Evangeliichen etwas ſchwächer, 
die Katholiken etwas jtärfer bei der Landwirthſchaft vertreten und haben daher 
die Evangelifchen ihren höchſten Prozentjag bei der Jnduftrie, die Katholiken 
dagegen bei der Landwirtbichaft. Bei den anderen Chriften ift der Prozent: 
jag, der auf die Induftrie entfällt, ein ganz bejonders hoher und bleiben des— 
halb nicht nur der Sag für die Landwirthichaft, ſondern auch die jämmtlichen 
übrigen Säge mit Ausnahme des der Selbjtitändigen ohne Beruf hinter dem 
allgemeinen Durchſchnitt zurüd. Ganz abweichend ift aber das Berhältniß 
bei den Israeliten; Handel und Verkehr zeigen hier den höchſten Prozentfag 
und zwar in einer Höhe, wie wir jie ſonſt bei feinem Neligionsbefenntniß in 
irgend einer Berufsabtheilung finden; nächftdem zeigen Induſtrie und Selbjt: 
jtändige ohne Beruf noch einen höheren Prozentfaß, bei der leteren Abtheilung 
erreicht derjelbe annähernd das Doppelte des Durchichnittjages; ſodann ijt 
noch der öffentliche Dienjt mit einem den Durchjchnitt etwas überragenden 
Satze vertreten, während die übrigen Abtheilungen als Landwirthichaft, Lohn— 
arbeit wechjelnder Art und häusliche Dienftboten nur ganz niedrige Prozent: 
jäge aufzuweifen haben, namentlich bei der Landwirthſchaft hebt ſich der Sat 
auffallend von denen der chrijtlichen Neligionsbefenntnijje ab. Die Bekenner 
anderer Religionen haben ihren höchjten und ebenmäßig auch einen bejonders 
hohen Prozentjag in der Induftrie, wogegen der Antheil der Landwirthichaft 
auch hier ganz erheblich, wenn auch nicht jo weſentlich wie bei den Israeliten 
— beſonders hoch iſt noch der Prozentſatz der Selbſtſtändigen ohne 
Beruf. 

IX. In dem folgenden Abſchnitte ſind die häuslichen Dienſtboten 
und die nicht erwerbend thätigen Familienangehörigen näher 
zur Darſtellung gebracht; es iſt dem namentlich auch eine Bedeutung für die 
ſoziale Charakteriſtik der einzelnen Berufszweige beizumeſſen, da aus dem Ver— 
hältniß der Berufsthätigen zu den Angehörigen und Dienſtboten ſich ergibt, 
in welchem Maße die einzelnen Berufsklaſſen zur Familiengründung und zu 
einer feſteren wirthſchaftlichen Stellung gelangen. 

Was zunächſt die Dienſtboten anlangt, jo ſetzt das Halten derſelben für 
den in Frage fommenden Haushaltungsvorftand immer einen gewiljen Befig und 
eine höhere wirthichaftliche Stellung voraus und mit Rückſicht darauf wird 
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eben aus dem Verhältniß, in welchem Dienjtboten in den einzelnen Berufen 
gehalten werden, in gewiljer Beziehung auch auf die joziale und ökonomiſche 
Macht der einzelnen Berufsarten geichlofien werden fünnen. Insgefammt wurden 
1895 1339316 häusliche Dienftboten gezählt, welche 2,59’/, der Bevölkerung 
ausmachen ; unter ihnen jind 25359 männlichen und 1313957 weiblichen Ge- 
ihlechts, jowie 13534 (2262 männlichen, 11272 weiblichen Gejchlechts) ver- 
beirathet und 1325782 (23097 männlichen, 1302685 weiblichen Gejchlechts) 
unverheirathet; mehr als vier Fünftel aller Dienftboten gehören zu den Alters- 
Hafen unter 30 Jahren; jeit 1882 hat die Zahl der Dienftboten abfolut zu- 
genommen, relativ aber abgenommen. Bon den einzelnen Theilen des Deutjchen 
Reiches zeigen höhere Dienftbotenziffern (im Vergleich zur Bevölkerung) vorzugs— 
weile diejenigen, welche größeren bäuerlichen Grundbefig oder mehr ftädtijche 
und zugleich wohlhabende Bevölkerung aufzuweiſen haben; es treten in diejer 
Beziehung bejonders hervor Medlenburg- Strelig, Medlenburg: Schwerin, 
Schleswig: Holftein, Oldenburg, Braunſchweig, Walded, Lippe und Schaum: 
burg: Lippe. Eine niedrige Dienjtbotenhaltung tritt anderfeit3 namentlich in 
denjenigen Gegenden hervor, welche eine jtarfe, auch für weibliche Bethätigung 
ſeht zugängliche Imduftrie oder einen ausgedehnten Barzellenbejig, oder ge- 
ringeren ftädtifchen Charakter und unbedeutendere Wohlhabenheit befigen; von 
den Staaten und Landestheilen find hier hauptjächlich zu nennen: das König: 
rich Sachen, die Thüringischen Staaten, Eljaß-Lothringen und die bayerifchen 
Regierungsbezirfe Oberpfalz und Oberfranfen. Innerhalb der einzelnen Be- 
rufsabtheilungen jtehen die häuslichen Dienjtboten in folgendem Verhältniß zu 
den Erwerbsthätigen; es kommen häusliche Dienftboten auf 100 Erwerbsthätige, 
in der Landwirthſchaft 4,52°/,, in der Induftrie 3,87°/,, im Handel und Ver: 
fehr 12,15°/,, in Zohnarbeit wechjelnder Art 0,29°/,, in Armee und Marine 
2,79/,, in jonjtigem öffentlichen Dienft ꝛc. 21,83°/,, in Ohne Beruf und Be 
rufsangabe 7,85°/,; demnach jteht aljo die Umterabtheilung jonftiger öffent: 
liher Dienft weitaus obenan; auch wenn wir diejelbe mit der Unterabtheilung 
Armee und Marine zufammenziehen, bleibt der Prozentfag, welcher dann 13,40°/, 
beträgt, der höchite; den nächſt höchiten Prozentjag hat der Handel und Ber: 
fehr, wogegen Landwirtbichaft und Induſtrie mehr zurüdjtehen. Das Ver— 
bältnig der häuslichen Dienftboten ift endlich auch für die Berufsgruppen und 
Berufsarten näher verfolgt, wir heben daraus nur hervor, daß in denjenigen 
Berufögruppen, die ſich durch eine jtarfe Großinduftrie auszeichnen, die Selbit- 
fändigen eine außerordentliche hohe Gejindeziffer aufweilen, jo beifpielsweije im 
Bergbau und in der chemischen Indujtrie, während andererjeits in den Berufs— 
gruppen mit vielen Nleinbetrieben und Alleinbetrieben die Gefindeziffer nur eine 
untergeordnetere ift, jo in der Zextilinduftrie, in der Holzinduftrie und in der 
Bekleidungsinduftrie. Bezüglich der nicht erwerbend thätigen Fami— 
lienangehörigen ift namentlich fejtgeitellt, wie viel Angehörige auf einen 
Erwerbsthätigen entfallen und wie dies Verhältnig bei den einzelnen Berufen 
und Klaſſen verjchieden geftaltet it. „Die Klarlegung dieſer zahlenmäßigen 
Beziehung zwischen Angehörigen und ihren Ernährern (der „jog. Belaftungsziffer“) 
gewährt ein Urtheil nicht jo jehr über die joziale Belaftung als über die Trag: 
fähigkeit der einzelnen Berufszweige und fozialen Schichten. Cine hohe Ans 
gehörigenziffer mag unter Umjtänden auf eine jchwierige und deßhalb mißliche, 
eine niedrigere auf eine ficherere genußfähigere Lage der Erwerbäthätigen der 
einzelnen Berufsabtheilungen deuten. Für die Regel ift die Angehörigenziffer 
aber nicht die Urjache, fondern die Folge der wirthichaftlichen Lage und der 
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geſammten Lebensſtellung der Erwerber; es bedeutet ſohin eine hohe Ange— 
hörigenziffer, die bedingt iſt durch eine große Selbſtſtändigkeit und Verhei— 
rathetenzahl, für den betreffenden Beruf wohl eher ein günſtiges als ungünſtiges 
Symptom; inſonderheit gilt dies hinſichtlich der der Kindheit ſchon entwachſenen 
Angehörigen, weil Eltern, die nur mühſelig des Lebens Nothdurft beſtreiten, 
ihre Kinder ſo bald als möglich zu veranlaſſen pflegen, für ihren Unterhalt 
ganz oder theilweiſe ſelbſt zu ſorgen. Natürlich wirken bei den verſchiedenen 
Abſtufungen der Angehörigenziffer noch andere — techniſche, wirthichaftliche, 
allgemeine kulturelle — Momente mit und die nämliche Belaftungsziffer hat 
deshalb für die einzelnen Berufe nicht Durchtveg gleiche Bedeutung.“ Die ins— 
gefammt 275172835 Angehörigen, die überhaupt nicht oder * nur neben⸗ 
beruflich thätig find, bilden etwa die Hälfte (58,150/,) der Geſammtbevölkerung; 
8850061 von ihnen find männlichen und 18667224 weiblichen Gejchlechts), 
unter 14 Jahr alt find 16379259 (8159817 männlichen, 8219 442 weiblichen 
Geſchlechts), und 14 Jahr alt und darüber find 11133026 (690 244 männlichen, 
10447 782 weiblichen Gejchlechts); die abjolute Zahl der Angehörigen hat 
ſich jeit 1882 um 10,46°/, vermehrt, ihr Verhältnig zur Gefammtbevölferung 
ijt aber etwas gejunfen. Auf 100 Grwerbsthätige (einfchließlich der ſelbſt— 
jtändigen Berufslojen) entfallen 120,09 Angehörige und zwar 71,48 unter 
14 Jahr alte und 48,61 über 14 Jahre alte; die Gefchlechter unterjcheiden 
jih im Ddiefer Nichtung twejentlich, beim männlichen Gejchleht fommen auf 
100 Erwerbsthätige 38,62 Angehörige (35,61 unter 14 Jahr, 3,01 über 14 Jahr), 
beim weiblichen 81,47 (35,87 unter 14 Jahr, 45,60 über 14 Jahr). Seit 
1882 hat fich die Belaftungsziffer verringert, die Erwerbsthätigen haben jeßt 
nicht mehr für jo viele Angehörige, insbefondere nicht mehr für fo viel er— 
wacjene Angehörige zu forgen. Ueber das Berhältniß der Angehörigen inner: 
halb der einzelnen Berufgabtheilungen müſſen wir wieder eine tabellarijche 
Nachweiſung einfügen: 


Auf 100 Erwerbsthätige beiderlei Gefchledts entfallen Angehörige: 











unter 14 Jahr 14 Jahr und darüber 


männl. weibl. | zuſ. 














0.9000] überbaupt 
Berufsabtheilungen I — 
männl. | weibl. | auf. 








Landwirthichaft . . . | 40,00 | 78,58 | 118,58 3,35 | 41,75 | 45,10 
Induſtrie .. . . . . 45,70 | 95,00 | 140,70 2,65 | 51,78 ; 
4,11 | 58,64 | 62,75 


Handel und Werfehr | 43,99 | 99,02 | 143,01 
Lohnarbeit wechſ. Art | 35,15 | 69,60 | 104,75 
Oeffentl. Dienit ıc. . | 24,37 | 61,04 | 85,41 
Ohne Beruf und Be u 
rufsangabe ..... . | 10,25 | 37,17 


rn 


47,42 








Danach haben alfo der Handel und Verkehr und die Induſtrie bezüglich 
der Angehörigen überhaupt die höchſten Säge aufzumeifen, dann folgt in einem 
größeren Ablage die Landwirthichaft, der ji) dann näher die Lohnarbeit 
wechjelnder Art anfchließt, weiter zurüditeht der öffentliche Dienjt und endlich 
die Abtheilung Ohne Beruf und Berufsangabe; beim öffentlichen Dienjt ift der 
niedere Satz weſentlich durch die Armee und Marine bedingt, jcheidet man 
diefe aus, fo zeigt der fonftige öffentliche Dienft einen gleichen Prozentjag wie 
Handel und Induftrie. Bei der Scheidung zwiſchen Kindern und erwachſenen 
Angehörigen tritt bei der Lohnarbeit wechjelnder Art ein etwas ſtärkeres Vor: 
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herrſchen der Kinder hervor, andererſeits find die erwachſenen Angehörigen 
ganz bejonders hoch in der legten Abtheilung Ohne Beruf und Berufsangabe 
vertreten und ferner herrichen fie auch bei dem öffentlichen Dienft und beim 
Handel und Verkehr mehr vor. Bezüglich des Gejchlechts iſt nur zu bemerken, 
daß das weibliche Geſchlecht bei den beiden legten Abtheilungen öffentlicher 
Dienft und Ohne Beruf und Berufsangabe in einem ftärferen Maße vorherricht 
als bei den übrigen Berufsabtheilungen. 

X. Eine weitere Spezialbehandlung haben fodann die ſozialen Klaſſen 
der Selbitjtändigen — die unbemittelte, die Mittel: und die wohl— 
babende Klafje derjelben — gefunden, wobei ihre beruflich mitthätigen 
und nicht mitthätigen Familienangehörigen mit in Berüdfichtigung gezogen find. 
Nah Maßgabe des vorhandenen Zählungsmaterial3 Fonnte die a eidung 
in Klaſſen nur nach dem Umfang der Wirthichaftsfläche ſowie nach der Zahl 
der beichäftigten Perfonen gemacht worden, doch müſſen die Momente audy an 
jih al$ ausreichend anerfannt werden, um daraus die betreffende joziale Glie— 
derung nachzumeilen. In Betracht gezogen find nur die drei Berufsabthei- 
lungen Landwirthſchaft, Induftrie und Handel, für welche die einzelnen Klafjen 
wiederum im verjchiedener Weile, die wir unten zeigen werden, gebildet find. 
As Selbſtſtändige find hier alle diejenigen berüctichtigt, welche den betreffen: 
den Beruf felbititändig ala Betriebsinhaber oder Betriebsleiter ausüben, und 
zwar nicht nur die Familienhäupter dieſer Art, jondern auch die einzeln leben— 
den Perſonen; dabei find aber entgegen dem jonjtigen Verfahren die aus der 
Haushaltung nur vorübergehend abweſenden Selbititändigen mit in Rechnung 
gezogen und umgekehrt die in der Haushaltung nur vorübergehend Anweſenden 
nicht; es erflären fich daraus die abweichenden Gejammtzahlen in diefem Ab— 
Ihnitt gegenüber den früheren. Danach kommen insgefammt hier 5434 463 
Perfonen in Frage, welche fih mit 2521398 auf die eigentlihe Landwirth— 
Ihaft, mit 25826 auf Gärtnerei und nichtlandwirthfchaftliche Thierzucht, mit 
15735 auf Fifcherei, mit 2048940 auf Induftrie und mit 822564 auf 
Handel und Verkehr vertheilen. Ju der eigentlihen Landwirthſchaft 
ſind die Selbitftändigen nad) Maßgabe der Geſammtfläche ihres landwirth— 
Ihaftlichen Betriebs in ſechs Klaſſen getheilt und es kommen auf die Betriebs— 
inhaber mit unter 2 ha 20,83°/,, auf die mit 2 bis unter 5 ha 26,93 °/,, 
auf die mit 5 bis unter 10 ha 21,48°/,, auf die mit 10 bis unter 50 ha 
26,87°/,, auf die mit 50 bis unter 100 ha 2,68°/, und auf die mit 100 
und mehr ha 1,23°/,. Dieſe Daten forrefpondiren mit den in der Land— 
wirtbichaftsftatiftit gegebenen Betriebsnachweijen und geht aus ihnen in gleicher 
Weiſe die hohe Bedeutung des Bauernftandes, des landmwirthichaftlichen Mittel: 
itandes, hervor. Zum Bauernftand jind die Selbitjtändigen der Klaffen von 
2-100 ha zu zählen, die Zugehörigen diefer Klaſſen machen aber nahezu 
zwei Millionen und annähernd vier Fünftel (77,94°/,) aller jelbitjtändigen 
Landwirthe aus; dabei ift aber noch zu berücjichtigen, daß eigentlich auch 
noch eine Reihe von Landwirthen mit weniger als 2 ha Grundfläche, deren 
Grundwertb durch Boden-, Anbau: und Abjatverhältniffe erhöht ift, und 
ebenjo eine Reihe von Landwirthen mit mehr alö 100 ha Fläche, deren Güter 
mehr oder weniger ausgedehnte Gelände mit geringem Ertragswerth umfafjen, 
hierher gehörte. Auf die Parzellenbefiger (unter 2 ha) entfallen nur etwa 
zwei Fünftel (20,83°/,) und auf die Großgrundbefiger (100 ha und mehr) nur 
1,23°/,. Für die Gärtnerei und nichtlandwirthſchaftliche Thier- 
zucht find wie auch in gleicher Weije für die Fiſcherei und demnächſt die Indu— 
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ſtrie ſechs Klaffen nach der Zahl der im Betriebe thätigen Perfonen gebildet; da— 
nach zeigt jich folgendes Verhältniß: auf die unterjte Klaſſe, Betriebe mit einer 
Perſon, entfallen 48,21°/, der erwerbsthätigen Familienhäupter, auf die zweite, 
Petriebe mit 2—5 Perſonen, 42,62°/,, auf die dritte, Betriebe mit 6 -1O 
Perſonen 6,61°/,, auf die vierte, Betriebe mit 11—20 Perſonen 1,70°/,, auf 
die fünfte, Betriebe mit 21—100 Berfonen, 0,76°/, und auf die legte endlich, 
Betriebe mit über 100 Berjonen, 0,10°/,; die Klafjen fallen alfo von unten 
nad) oben regelmäßig ab, wobei zwijchen der zweiten und dritten Klaſſe jich 
der Hauptabfall vollzieht, jo daß die beiden unterjten Klajjen weitaus Die 
Hauptmafje in fich Schließen. Diejelbe Erfcheinung tritt in einem noch ſchärferen 
Maße bei der Fifcherei hervor, in welcher fich das Prozentverhältniß der 
einzelnen Klafjen in folgender Weiſe gejtaltet: Betriebe mit 1 Perfon 68,83°/,, 
Betriebe mit 2—5 Perjonen 30,04 °/,, Betriebe mit 5—10 Berjonen 0,80°/,, 
Betriebe mit 11—20 Perſonen 0,20°/,, Betriebe mit 21—100 Berjonen 
0,07°/,, Betriebe mit über 100 Berjonen 0,01°/,: bier fallen alſo die oberiten 
vier Klaſſen fo gut wie ganz aus und die unterjte Klaſſe hat mehr ala das 
Doppelte der vorlegten. Bei der Induſtrie ijt eine Scheidung zwijchen den 
Selbitjtändigen für eigene Rechnung und den Hausinduftriellen gemacht und 
find für letztere mit Rüdficht auf die durchweg geringere Größe der dabei in 
Trage kommenden Betriebe die Klaſſen auf vier bejchränft, indem in der vierten 
Klaſſe alle Betriebe über 10 Perſonen zujfammengefaßt find. Bon den in= 
duftriellen Selbftftändigen auf eigene Rechnung fommen auf die 
Betriebe mit 1 Perſon 58,74°/,, auf die mit 2—-5 Berfonen 33,24°/,, auf 
die mit 6—10 Berfonen 3,86 °/,, auf die mit 11—20 Perſonen 1,77 °/,, auf 
die mit 21—100 Perfonen 1,89°/, und auf die mit mehr ala 100 Berjonen 
0,50°/,; von der Landwirthichaft iſt das hier hervortretende Verhältniß 
namentlich durch das ftärfere Vorwalten der beiden unterjten Klaſſen, welche 
zufammen 91,98 °/, aller Selbitjtändigen umfafjen, abweichend. Bemerkens— 
werth ift ferner noch, daß die vorlegte Klaſſe wieder einen etwas höheren 
Prozentjag als die drittlegte zeigt und jo das jonftige durchgängige Abfallen 
nach unten unterbricht. Unter den Hausinduftriellen begreifen die Be- 
triebe mit 1 Berjon 81,15°/,, die mit 2—5 Perſonen 17,50°/,, die mit 
6—10 Perſonen 0,98°/, und die mit mehr ala 10 Perſonen 0,37 °/,; bier 
übertviegt alſo die unterjte Klaſſe allein in einem ſehr jtarfen Maße und ift 
daneben nur noch die zweite Klafje mit einem nennenswerthen Saß vertreten. 
Beim Handel und Verkehr find nur fünf Klaffen nach der Berjonenzahl 
gebildet, indem in der fünften Klaſſe die Betriebe mit mehr als 20 Perjonen 
zufammengefaßt find; die Betriebe mit 1 Perfon umfafjen 55,17°/,, die mit 
2—5 Berjonen 38,28°/,, die mit 6—10 Perſonen 4,19°/,, die mit 11—20 
Perſonen 1,57°/, und die mit mehr als 20 Perſonen 0,79°/,; bier ift aljo 
die unterjte Klaſſe nicht ganz jo ftarf als in der Induftrie vertreten, während 
dafür die zweite einen entiprechend höheren Prozentfag zeigt. Es find dem- 
nächſt noch die beruflich mitthätigen und die anderen Familienmitglieder in 
den fozialen Klaſſen näher behandelt, wobei auch eine Reihe interejjanter Ein- 
zelheiten fich zeigt, auf die näher einzugehen wir uns aber leider hier ver- 
jagen müſſen. 

XI. In Hinblid auf die zunehmende Bedeutung des Frauenerwerbs 
ift diefer in einem befonderen Abjchnitt im Einzelnen zur Darftellung gebracht 
worden. Won der Gefammtbevölferung weiblichen Gejchlechts zu 26361123 
Köpfen find 5264393 hauptberuflich erwerbsthätig, zählt man dazu noch die 
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Dienftboten, fo fommt man auf 6578350; es ift alfo nahezu der vierte Theil 
(24,96 ’/,) der weiblichen Bevölferung erwerbsthätig, während beim männlichen 
Geſchlecht dieſes für drei Fünftel der Fall iſt. Auf die einzelnen Berufs: 
abtheilungen vertheilen fich die weiblichen Erwerbsthätigen in folgender Weife: 
Landwirthſchaft 2753141 oder 41,85°/, (Zunahme feit 1882 8,61 °/,), In: 
duftrie 1521 118 oder 23,12°/, (Zunahme 34,97°/,), Handel und Verkehr 
579068 oder 8,81°/,, (Zunahme 94,43 °/,), häusliche Dienfte und Lohnarbeit 
wechjelnder Art 233865 oder 3,56°/, (Zunahme 27,21 °/,), öffentlicher Dienft 
und freie Berufe 176648 oder 2,69°/, (Zunahme 53,24°/,), bei der Herr: 
ichaft lebende Dienftboten 1313 957 oder 19,97°/, (Zunahme 2,46°/,); nad) der 
Stellung im Beruf gruppiren fich die weiblichen Erwerbäthätigen folgender: 
maßen: Selbitjtändige 1171445 oder 17,81°/, (Zunahme ſeit 1882 8,55°/,), 
Angejtellte 54042 oder 0,82°/, (Zunahme 123,20°/,), häusliche Dienftboten 
wie oben 1313957 oder 19,97°/, (Zunahme 2,46°/,), mitthätige Familien— 
angebörige 1158944 oder 17,62°/,, fonitige Arbeiterinnen 2879962 oder 
43,78°/, (Zunahme der beiden legten Klafien zujammen 27,99 °/,). „Won den 
6,5 Millionen ermwerbsthätiger Frauen befinden fi alfo 1,2 Millionen 
(17,81 °/,) in jelbitftändiger Stellung, jie haben als ſolche einen landwirth: 
Ichaftlihen Betrieb, ein Gewerbe oder Geſchäft, find Erzieherinnen, Hebammen, 
Scaujfpieler, Mufifer, Künftler; joweit fie Landwirtbichaft, Induſtrie und 
Handel angehören, handelt es fich bei vielen diefer weiblichen Selbitftändigen 
weniger um die Ausübung eines Berufs — abgejehen von den jpezifiichen 
Frauenberufen der Näherei, Wäjcherei ꝛc. — als um die Verwaltung eines 
überfommenen Bejiges jeitend der Witwe. 2,5 Millionen von den erwerbs— 
thätigen weiblichen Berfonen verrichten Dienste in engiter Beziehung zur Familie, 
es find dies die 1,2 Millionen Ehefrauen und Töchter (und andere weibliche 
Verwandte), welche im Gewerbe und Geſchäft des Haushaltungsvorftandes 
mithelfen, ferner die 1,3 Millionen weibliche Dienftboten, deren Arbeit, wenn 
auch nicht in der eigenen Familie, doch anderweitig ſich innerhalb der Familie 
vollzieht. Die verbleibenden 2,9 Millionen Frauen und Mädchen (43,78°/, 
aller weiblichen Erwerbsthätigen) find — abgejehen von den 54 042 als Rech: 
nungsführer, Buchhalter, Kafjierer, Diakoniffinnen thätigen Angeftellten — 
gewöhnliche Arbeiterinnen und zwar find über die Hälfte ungelernt. Die 
Mehrzahl — 1,4 Millionen — arbeitet in der Landwirthichaft Mägde, Tage: 
löhnerinnen), während 948328 ihren Erwerb in der Induſtrie (739755 in 
Fabriken), 270478 im Handel und Verkehr juchen, der Reſt vertheilt fich auf 
Lohnarbeit wechjelnder Art und auf gewöhnliche Hilfsdienfte, die in öffentlichen 
Anjtalten zc., auch als Krankenſchweſtern geleijtet werden. Nur von diejen 
2,9 Millionen (genauer 2879962) rauen umd Mädchen läßt fich jagen, daß 
fie bei ihrem Erwerb dem Haufe und der Familie entzogen jind; übrigens 
ftellt fich auch dieſe Zahl thatſächlich etwas niedriger.” Die ſtarke Abweichung 
des eben geichilderten Charakters der Frauenarbeit von dem der Männerarbeit 
geht namentlich daraus hervor, daß unter der Gefammtzahl der männlichen 
Ermwerbsthätigen nicht weniger als 58,39°/, oder 9 Millionen Arbeiter find, 
die als gelernte oder ungelernte außerhalb der Haushaltung ihre Erwerbs: 
thätigfeit haben, und nur 5,86%, — rund 900000 — im Gejchäft des Haus: 
haltungsvorstandes mithelfen, andererjeit3 auch daraus, daß 30,66”/, oder 
4,8 Millionen eine jelbtjtändige Stellung in ihrem Beruf befleiden. „Seit 
dem Jahre 1882 Haben die erwerbsthätigen Frauen und Mädchen um rund 
1 Million (1036833) oder 18,71°/, zugenommen. An Mrbeiterinnen jind 
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allein rund 900000 mehr gezählt worden, davon treffen über 400000 auf 
die Induftrie, über 200000 auf Handel und Verkehr, über 100000 auf die 
Landwirtbichaft. Zwar hat ſich dabei der Antheil der Erwerbsthätigen arı 
der gejfammten weiblichen Bevölferung nur unweſentlich verjchoben, er ftieg 
von 24,02 auf 24,96°/, (bei der männlichen Bevölkerung ftieg der Antheil vor 
60,57 auf 61,13°/,). Immerhin befagen jene, freilich auch formal (durch die 
genauer erfaßte Mithilfe der Familienangehörigen) etwas beeinflußte Zahlen, 
daß die Frau am Erwerbsleben außerhalb des Hauſes jetzt twejentlich jtärfer 
betheiligt ift. Damit fteht im Zujammenhang, daß die vermehrte Erwerbs 
thätigfeit vor allem bei den weiblichen Perſonen im Alter bis zu 40 Fahren 
und bei denen ledigen Standes Platz gegriffen hat, dieſe jtellen zu dem Puls 
von 1 Million rund 700000. Bei diefer Entwidlung iſt nicht außer Acht zu 
lajjen, daß auch die männlichen Erwerbsthätigen, die ohnehin jchon über drei 
Fünftel der männlichen Bevölkerung ausmachen, erheblich zugenommen haben 
und zwar um mehr als 2 Millionen oder 15,78'/,, fo daß die Männerarbeit 
faum einer weiteren Erhöhung fähig geweſen wäre und von einer Verdrängung 
der Männerarbeit feitens der Frauen nicht die Rede fein kann. Vielmehr hat 
ji die Erwerbsgelegenheit Dank der modernen Entfaltung von Gewerbe, Handel 
und Berfehr überhaupt vermehrt, und hieran partizipiren neben den männlichen 
auch alle diejenigen weiblichen —— welche in der jetzigen Hauswirthſchaft 
nicht mehr die genügende Beſchäftigung finden, und wegen der anſpruchsvolleren 
Lebenshaltung und des theurer gewordenen Unterhalts gezwungen ſind, mit zu 
erwerben; die Männer widmen ſich dabei den neuen, von der Technik er— 
ſchloſſenen und den lohnenderen Arbeitsgebieten, während die Frauen, im All— 
gemeinen wenigſtens, die von den Männern verlaſſenen, minderwerthigen 
Arbeitsſtellen und die ihnen von Natur mehr als den Männern gelegenen 
Arbeitsverrichtungen (namentlich in der Textilbranche, in Konſerven-, in Tabak— 
fabriken ꝛc.) übernehmen.“ 

Unter den einzelnen Berufsgruppen zeichnen ſich folgende durch eine 
hohe abſolute Zahl der weiblichen Erwerbsthätigen (über 100 000) beſonders 
aus: Landwirthichaft zc. (2745840), Bekleidung und Neinigung (713021, da— 
runter 69066 Hausinduitrielle), Tertilinduftrie (427 961, darunter 71567 Haus» 
induftrielle), Handelsgewerbe (299 329), Gaft: und Schanfwirthichaft (251 450) 
und Nahrungs: und Genußmittelinduftrie (140333, darunter 4235 Hausindu- 
jtrielle). Die Selbftjtändigen treten darunter namentlich hervor in den Gruppen: 
Bekleidung und Weinigung (57,45°/,), Kiünftler und künſtleriſche Betriebe 
(53,63°/,), Handelsgewerbe (48,98°/,), Verkehrsgewerbe (45,22°/,), Induftrie 
der Holz: und Schnitzſtoffe (23,93°/,), Saft: und Schanfwirthfchaft (18,03°/,) 
und Zertilinduftrie (16,77°/,). Seit 1882 haben über 100°/, zugenommen die 
Berufsgruppen; Verficherungsgewerbe (611,25°/,), Mafchinen, Injtrumente 2c, 
(144,30°/,), Gaſt- und Schanfwirtbichaft (141,64°/,), Chemifche Induftrie 
(129,73°/,), Forftwirthichaft ꝛc. (122,79°/,), Baugewerbe (121,81°/,), Poly: 
graphifche Gewerbe (119,78°/,) und Nahrungs und Genußmittel (114,64°/,); 
es hat aljo eine ftarfe verhältnigmäßige Vermehrung meijt gerade in folchen 
Gruppen jtattgefunden, in welchen das weibliche Gejchlecht fonft der abjoluten 
Zahl nach weniger vertreten ift. Von befonderem Intereſſe müfjen hier aber 
weiter die Berufsarten fein und wollen wir deshalb auch aus diejen hier 
Einiges herausheben. Zunächſt find es 32 Verufsarten, in welchen die weib— 
lihen Erwerbsthätigen mit hohen abjoluten Zahlen (über 10000) erfcheinen, 
und die deshalb als Hauptgebiete für den Frauenerwerb anzufehen find (die 
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häuslichen Dienftboten find dabei außer Acht gelaffen); diefe Berufsarten find: 
Landwirtbichaft (2730216), Näherinnen (289937), Waaren- und Produkten: 
handel (270314), Beherbergung und Erquidung (261450), häusliche Dienfte 
(1382769), Weberei (177424), Schneiderei (169263), Wäſcherei, Plätterei 
(118515), Spinnerei (100055), Gejundheitspflege (75327), Erziehung und 
Unterridht (73267), Tabak (69485), Lohnarbeit mwechjelnder Art (51 096), 
Striderei und Wirferei (42461), Kleider: und Wäſche-Konfektion (41 361), 
Putzmacherei (32931), Häfelei, Stiderei (27 586), Tuchmacher (24762), Bäderei 
(22 302), Bapier und Bappe (21860), Bleicherei (20 235), PBofamenten (13327), 
Fleiſcher (17214), Buchbinder zc. (16221), Kunft- u. Handelsgärtnerei (15 546), 


Schuhmacher (15209), Haufierhandel (14480), Ziegelei, Thonröhrenfabrikation 


(13423), Fayence und Porzellan (11449), Kirche, religiöfe Anftalten (11378), 
fünjtlihe Blumen (10489) und Muſik, Theater (10369). Andererſeits wollen 
wir ala jpezifiiche Frauenberufe diejenigen herausheben, bei denen mehr als 
die Hälfte der Erwerbsthätigen dem weiblichen Gejchleht angehört; es find 
diejes folgende 21 Berufsarten: Näherinnen (1000°/,,), Bußmacherei (958,4°/,0), 
MWäjcherei, Plätterei (951,3°/,.), Korjets (841,6°/,,), Kravatten und Hofen- 
träger (821,4°/,,), Künftlihe Blumen (845,5°/,,), Häusliche Dienfte (Aufwarte- 
frauen; 789,3°/,,), Häkelei, Stiderei (747,5°/,,), Kleider: und Wäfche-Konfektion 
(740,7°/,), Ausstattung von Puppen (674,1°/,,), Schreibfedern aus Stahl 
(630,6°/ 0), Gejundheitspflege (616,7°/,,), Gummi- u. Haarflechterei (585,8°/,o), 
Spinnerei, Spulerei (583,6°/,.), Spielwaaren aus Xeder (572,0°/,,), Poſa— 
menten (569,0°/,,), Spielmaaren aus Metall (563,2°/,,), Striderei und Wirkerei 
532,2°/,0), Beherbergung u. Erquidung (530,7°/,,), Handſchuhmacher (507,5°/,,) 
und Beitungsverleger (503,3”/,.); abgejehen von diefen Berufsarten ift das 
weibliche Geſchlecht noch an fich ftärfer vertreten bei 9 Berufsarten mit 400 
bis 500°/,., bei 15 mit 300—400°/,,, bei 15 mit 200—300°/,, und bei 31 
mit 100—200°/,,. Der abfoluten Zahl nah am ſtärkſten zugenommen feit 
1852 Haben die Berufsarten: Landwirthichaft, Saft: und Schankwirthichaft, 
Waaren- und Produftenhandel, Konfektion, Häusliche Dienjte und Tuchmacher 
und Weber; bei allen diefen Berufsarten beträgt die Zunahme über 50000. 

XI. In dem nächjten Abfchnitt find für einige bejfondere Berufs— 
zweige die näheren Daten gegeben; dabei gelangen zunächſt die Hausin- 
dujtriellen zur Darftellung und jodann einige andere Berufszweige, die in 
der allgemeinen Berufsftatiftif an verfchiedenen Stellen erfcheinen und — weil 
deren PBerjonen dort mit anderen in der gleichen Berufsart bejchäftigten ver: 
einigt find — nicht ohne Weiteres in Bezug auf ihren Umfang hervortreten ; 
es find Ddiefes die Haufirer, Ingenieure, Tehnifer, Buchhalter, 
Handlungsreijende, Schreiber, Mafchinijten und Kutſcher. Wir 
wollen davon nur die Hausinduftriellen näher ins Auge fallen, da fie 
am Borwiegendften ein allgemeineres Intereſſe bieten dürften. Als Hausindu: 
jtrielle find nad den Zählungsgrundjägen ebenſo wie 1592 alle diejenigen 
jelbitjtändigen Gewerbetreibenden anzujehen, welche in der eigenen Wohnung 
für einen Unternehmer, — Verleger, Kaufmann, für ein Magazin, 
ein Kleider, Wäſche-, Kurzwaaren- oder anderes Geſchäft ꝛc. arbeiten und 
zwar auch dann, wenn fie theilweiſe auf eigene Rechnung (unmittelbar für 
Kunden), vorwiegend jedoch fü: fremde Rechnung Arbeiten ausführen. Die 
insgejammt ermittelte hausindujtrielle Bevölkerung belief ſich auf 732774 Ber: 
jonen oder 1,42°/, der Bevölferung des Reichs; männlichen Gejchlechtes find 
darunter 313573, weiblichen 419201; Erwerbsthätige im Hauptberuf haben 
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wir 342511 (187907 männlich, 154604 weiblich), Angehörige ohne Haupt: 
beruf 357047 (125661 männlich, 261386 weiblid) und Dienftboten 3216 
(5 männlich, 3211 weiblich); die Erwerbsthätigen zerfallen wiederum in 287 448 
Selbititändige (157 039 männlich, 130 409 weiblich), 11 570 mithelfende Familien: 
angehörige (1497 männlich, 10073 weiblich) und 43493 jonftige hausindu— 
ftrielle Gehülfen (29371 männlih, 14122 weiblid). Wenn wir die Ber: 
theilung der hausinduftriellen Bevölkerung auf die einzelnen Berufsgruppen 
berüdjichtigen, jo treten ganz befonders zwei der Gruppen hervor, einmal näm— 
lich die Textilindustrie, welcher nahezu die Hälfte aller Hausgewerbetreibenden 
im Hauptberuf (161235 oder 47,07 °/,) angehört, und jodann das Belleidungs- 
gewerbe, welches darin auf etwas über ein Drittel (122257 oder 35,69°/,) 
fommt; beide zufammen umfajjen alſo mehr als vier Fünftel aller Hausindu— 
fteiellen und weiſen das gleiche Verhältniß auch auf, wenn die Angehörigen 
und Dienftboten mit eingerechnet werden, die hausinduftrielle Bevölkerung ins: 
gefammt alfo in Nücjicht gezogen wird. Durch nambaftere Zahlen zeichnen 
ſich ſodann noch aus die Gruppen Holz: und Schnikjtoffe mit 22399 oder 
6,54°/,, Metallverarbeitung mit 10653 oder 3,11°/, und Nahrungs: und Ge- 
nußmittel mit 10072 oder 2,94°/,; nur unbedeutend zeigt fich die Hausinduftrie 
in der Landwirtdichaft, Gärtnerei und Thierzucht, der Verarbeitung forjtwirtb- 
Ichaftlicher Nebenprodufte, der chemischen Jnduftrie, dem polygraphifchen, Künftler: 
und Baugewerbe, während jie in der Forſtwirthſchaft und Fiſcherei, dem Berg: 
bau, Hütten: und Salinenwejen, dem Handels, Verſicherungs- und Verkehrs— 
gewerbe und der Gaſt- und Schanfwirthichaft überhaupt gänzlich fehlt. Sept 
man die Hausinduftriellen innerhalb der einzelnen Berufsgruppen in Verhält: 
niß zu den Erwerbsthätigen derjelben überhaupt, jo treten auch bier die Textil— 
induftrie und das Bekleidungsgewerbe bejonders hervor, denn in erjterer machen 
die Hausinduftriellen 17,06°/,, in legterer 8,08°/, aus; auf einen Prozentſatz 
über 1 erheben ſich die Hausinduftriellen außerdem noch in den Gruppen 

Holz- und Schnigitoffe (3,46°/,), Künftler und künſtleriſche Betriebe (2,91? I); 
Papier (2,15°/,), Zeder (1,69°/,), Majchinen, Werkzeuge ze. (1.49), Metall: 
verarbeitung (1,24°/,) und Nahrungs: und Genußmittel (1,15°/,); vorzugs: 
weiſe die beiden legten Gruppen find hier im VBergleih mit dem obigen Ber: 
hältniß ziemlich ſtark zurücdgetreten. Bon den Berufsarten find folgende als 
für die Hausinduftrie beſonders wichtig zu nennen: Weberei, Gummis und 
Haarflechterei, Striderei und Wirferei, Häfelei und Stiderei, Pojamentenfabri- 
fation, Näherei, Schneiderei, Schuhmacherei, Tabadfabrifation, Korbmacherei, 
Tijchlerei, Verfertigung von groben Holzwaaren, Strohflechterei, Drechslerei, 
Spielwaarenfabrifation, Zeuge und Mefjerichmiede, Feilenhauer, Schlojier, 
Mufikinftrumente, Buchbinderei und Kartonagenfabrifation, Niemerei und Satt: 
lerei, Heritellung von Glaswaaren, Schildermaler, Schrift: und Holzichneider, 
Stein- und Zinfdruder, Graveure und Mufterzeichner. Bon den Hausgewerbe— 
treibenden gehört weitaus die Mehrzahl — 287448 oder 83,92°/, — zu der 
Klafie der Selbitjtändigen, zu welcher bier alle diejenigen gerechnet find, welche 
in einem Arbeits- oder Vertragsverhältniß zu einem Verleger, Fabrifanten, 
Kaufmann jtehen, gleichviel ob diefelben wirthſchaftlich, ſozial oder rechtlich 
als jelbititändig zu bezeichnen find; als Gehülfen zählen dann alle, welche im 
Dienjte diefer Selbitjtändigen arbeiten, es find dieſes 55063 oder 16,08°/,; 
bei den einzelnen Berufsgruppen und Berufsarten iſt der Antheilsjag von 
Selbititändigen und Gehiülfen natürlich jehr verichieden, in einer Neihe wichtiger 
Hausinduftrieen wie beifpielsweife Bojamenten:, Korjet: und Handſchuhfabrikation, 
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Wäſcherei und Plätterei find faſt ausſchließlich Alleingewerbetreibende thätig, 
wohingegen in anderen wie Töpferei, Fabrikation von Spielwaaren aus Papier: 
made Gehülfen in höherem Maaße bejchäftigt werden. Seit dem Jahre 1882 
haben die jelbjtitändigen Hausgewerbetreibenden — weil 1852 nur dieſe näher 
feitgeftellt find, kann nur bezüglich ihrer ein Vergleich gezogen werden — ins— 
gejammt um 52255 oder 15,39°/, abgenommen. Dieje Abnahme charakterifirt 
jih aber nicht al3 ein allgemeiner Rüdgang der Hausinduftrie, denn fie ift 
lediglich durch die jtarfe Abnahme der Hausinduftriellen in der Tertilinduftrie 
um 72973 oder 35,50°/,) veranlaßt; in der Tertilinduftrie vermag eben die 
Hausinduftrie ſich der Fabrifinduftrie umd dem Großbetriebe gegenüber nicht 
mehr aufrecht zu erhalten, fie wird von legteren mehr oder weniger aufgejogen. 
Außer der Textilindustrie zeigen nur noch die Induſtrie der Steine und Erden 
und die der Leuchtitoffe, Fette 2c. ein verhältnismäßig unbedeutendes Sinfen 
der jelbititändigen Hausinduftriellen, ſämmtliche übrigen Berufsgruppen dagegen 
haben ein Bunehmen derjelben aufzuweiſen, welches am jtärkiten bei den Gruppen 
Leder (144,22°/,), Künſtler und künſtleriſche Betriebe (74,71°/,), Bapier(61,26°/,), 
Polygraphiiche Gewerbe (57,63°/,) und Nahrungs: und Genußmittel (51,86°/,) 
ih findet. Es ift dann das Geſchlecht, das Alter, der Familienſtand der 
Hausinduftriellen, die Verbindung der Hausinduftrie mit anderen Berufen, 
jowie die geographiiche Verbreitung der Hausinduftrie noch eingehender dar: 
geſtellt; nur bezüglich der legten wollen wir noch einige Angaben machen. 
Im Durchſchnitt für das Deutjche Reich kommt auf 1000 Einwohner eine 
bausindustrielle Bevölkerung von 14,15°/,,; in folgenden Staaten und Landes— 
tbeilen wird dieſer Durchichnittiag erheblicher überfchritten umd fteigt auf mehr 
ala 20°/,, an: in den Preußischen Provinzen Rheinland (22,50°/,,) und Stadt 
Berlin (35,05°/,,), in dem Bayeriichen Regierungsbezirf — *5* 59,07°/,0), 
im Königreih Sachſen insgeſammt (48,24”/,,) und jpeziell in den le 
mannjchaften Leipzig (22,03°/,,), Zwidau (87,15°/,,), und Bauen (71,71°/,,), 
in Sachſen-Meiningen (38,15°/,,), Sachſen Coburg-Gotha '44,33°/,,), Schwarz: 
burg-Sondershaufen (24,25°/,,) und Schwarzburg-Rudoljtadt (32,75°/,,); an- 
dererjeits ift die Hausinduftrie mit einem nur ganz geringen Satze — unter 
3/5 — Im folgenden Staaten ꝛc. vertreten: in den Bayeriſchen Regierungs- 
bezirfen Niederbayern (0,24°/,,), Oberpfalz (1,25°/,,), Unterfranfen (1,22°/,,) 
und Schwaben (1,54°/,,), in den Badiichen Landestommifjariatsbezirten Frei: 
burg (2,71°/,,) und Mannheim (2,74°/,0), in Medlenburg: Schwerin (1,56°/,.), 
Medienburg-Strelig (2,13°/,,), in dem Dfdenburgijchen Fürſtenthum Lübeck 
0,47°/,,), in Braunschweig (2,83°/,.) und Anhalt (2,24°/,,). Am jtärkften 
iind die Großftädte mit der Hausinduftrie durchjegt, welchen dann die Land» 
ftädte am nächiten kommen; das platte Land hat verhältnißmäßig nur wenig 
Hausinduftrie, doch weichen allerdings auch hier einzelne Staaten und Landes— 
theile in ſtärkerem Maße ab. 

XIII. Der vorletzte Abſchnitt behandelt die beſchäftigungsloſen 
Arbeitnehmer. Die Berufszählung hat zum erſten Mal den Verſuch ge— 
macht, die beſchäftigungsloſen Arbeitnehmer nicht nur nach ihrer Zahl und 
Vertheilung auf die einzelnen Berufe, ſondern auch weiter nach Geſchlecht, 
Alter, Familienſtand ꝛc. näher feſtzuſtellen; wiederholt wenn auch in nicht gleich 
ausgedehntem Maße wurde dann die Befchäftigung slofenzählung bei der in dem: 
jelben Jahr erfolgenden Volkszählung vom 2. Dezember 1895, jo daß man 
alſo in dem gleichen Jahr eine Sommer- und eine Winteraufnahme hatte, ein 
Umitand, der den Werth der Ergebnijje jedenfalls wejentlich erhöht. Wenn 
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nun auch die Qualität des Erhebungsmaterials als beffer, wie bei der Neu- 
heit des Verſuchs und der Schwierigkeit der Materie zu erwarten ftand, be- 
zeichnet wird, jo find in dem Material doch mancherlei Fehlerquellen, die bei 
einem Eingehen in das Einzelne behufs richtiger Bewerthung der Ergebnifje 
näher Flarzulegen wären. Da außerdem den Ergebniſſen weniger dauernder 
Werth und theilweife nur ein hiftorischer um deshalb beizumefjen ift, weil es 
fich bei ihnen wefentlich darum handelt, für einen feiner ganzen Natur nad 
ſtark dem Wechjel unterworfenen Gegenftand, wie die Beichäftigungslofigkeit 
zweifellos ift, nur ein Yugenblidsbild zu geben, fo wollen wir von einem 
näheren Eingehen auf die Daten, die außerdem fchon anderweitig mehrfach 
berührt wurden und im Allgemeinen zur weiteren Kenntniß kamen, hier abjehen. 

XIV. Ebenfo müfjen wir es uns in Rückſicht auf den befchränften Raum 
verfagen, im Einzelnen den legten Abjchnitt, die berufliche und foziale 
Gliederung des Deutſchen Volkes im VBergleih zum Auslande, 
hier zu erörtern. In demjelben find, ſoweit jolches bei der Verjchiedenheit 
der einzelnen Feſtſtellungen fich ermöglichen läßt, fpezielle Vergleiche mit 
Dejterreich-Ungarn, der Schweiz, Frankreich, Belgien, den Niederlanden, 
Dänemark, Schweden, Norwegen, Großbritannien und Irland und den Ber: 
einigten Staaten von Amerifa angeftellt, die ebenfo intereſſant wie werth- 
voll find. Wir wollen wenigſtens die allgemeinen Schlußjäge hier heraus: 
heben: „Hiernach erjcheint die Betheiligung der Bevölferung am Erwerb im 
Bergleih zu Deutfchland (42,7) weſentlich höher nur in Defterreich und 
Stalien (55,1 und 53,2), wefentlich geringer in den Niederlanden (36,6), den 
ſtandinaviſchen Staaten (36,6 bis 39,0) und den Vereinigten Staaten von 
Amerifa (36,3). Diefe Verfchiedenheit bejteht aber weniger für das männliche 
al3 vielmehr für das weibliche Gejchlecht und muß in der Hauptfache auf die 
ungleiche jtatiftiiche Behandlung der im Beruf des Haushaltungsvorftandes 
mithelfenden Yamilienangehörigen (in Stalien auf die anfcheinend genauere 
Erfafjung der Kinderarbeit) zurücgeführt werden." „Was die berufliche Be— 
thätigung im Einzelnen anlangt, jo ift der Antheil der Bevölkerung am land- 
wirthichaftlichen Erwerb in Deutichland gegenüber allen anderen größeren 
Staaten des europäifchen Kontinents, auch gegenüber Nordamerifa namhaft 
geringer, viel größer aber als in Großbritannien. Andererſeits ift der indu- 
jtrielle Erwerb bei uns jo mächtig entfaltet, daß nur Großbritannien ung darin 
übertrifft, und zwar iſt auch die abjolute Zahl der induftriellen Erwerbs: 
thätigen Deutfchlands weſentlich größer als die in den genannten anderen 
Staaten, und kommt der von Großbritannien nahezu gleich, fo daß neben dem 
Britifchen das Deutiche Reich als das gewaltigfte Produktionsgebiet unter den 
Kulturjtaaten erjcheint. Das induftreiche Belgien und die Schweiz können 
hier zum Bergleih mit dem Deutjchen Reich als foldhem nicht herangezogen 
werden, da deren territoriale Ausdehnung und ihre Stellung in der Weltwirth- 
Ihaft zu ungleich ift. Handel und Verkehr find, was ihre Vertretung unter 
der Gejammtermwerbsthätigfeit anlangte, außer in Frankreih, Belgien, den 
Niederlanden, namentlich in England und befonders in den Vereinigten Staaten 
von Amerifa höher entfaltet; an abfoluter Stärfe der darin Erwerbsthätigen 
jteht Deutſchland nur Hinter den Vereinigten Staaten zurüd. Gemeinſam iſt 
den einzelnen Kulturftaaten die Art und Weiſe, in welcher die Berufgliederung 
ſich fortentwicelt. Die Verſchiebung erfolgt zu Ungunften der Landwirthichaft, 
zu Gunften von Induftrie und Handel, und zwar auch in Staaten mit aus: 
gejprochen noch agrariihem Charakter. Diefer Induftrialifirungs-Prozeß hat 
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für Deutfchland infofern nicht? Bedenkliches, als er den Arbeitäfräften, deren 
Bahl bei dem großen Wachsthum unferer Bevölkerung immer mehr zunimmt, 
die Möglichkeit bietet, im Inland fich produktiv zu bethätigen und fie weniger 
zur Auswanderung nöthigt, wodurch zugleich der Abjag für heimische Produfte 
der Landwirthichaft und der Induftrie eine wünſchenswerthe Erweiterung er- 
fährt. Ein weiteres gemeinfames Moment in der Entwidlung der modernen 
Kulturftaaten zeigt fi darin, daß die joziale Schicht der Selbititändigen, 
wenn auch nicht abfolut, jo doch relativ fchwächer wird, die der Abhängigen 
hingegen an Stärfe gewinnt, eine Erjcheinung, die mit der erhöhten Betheili— 
gung der Bevölferung am Erwerb überhaupt, mit der Zunahme des Groß- 
betriebs, den FFortichritten der Technif und der gejteigerten Arbeitstheilung 
innig zujammenhängt. Indeſſen bildet im Deutfchen Wolfe der jelbitftändige 
Mitteljtand noch eine recht breite Schicht (30,7°/, der Gejammtheit) und an: 
dererjeit3 hat fich die Lage des deutjchen Arbeiter8 im Lauf des legten Jahr: 
zehnts keineswegs verjchlechtert, vielmehr, nicht zum wenigjten infolge unjerer 
jozialen Gefeßgebung, erheblich verbejlert. Die Lebenshaltung ift nicht bloß 
für die oberen, jondern für dle Schichten des Volkes geſtiegen. Ueberhaupt 
vollzog jih die jüngfte Entwidlung der beruflichen und fozialen Gliederung 
des deutjchen Volkes im Zufammenhang mit einem namhaften Fortfchritt des 
Gejammtmwohljtandes des Baterlandes.“ 

Damit wäre unfere Aufgabe erfchöpft, die wir wejentlich nur darin fahen, 
die berufliche und foziale Gliederung des Deutichen Volkes, wie fie uns in 
der Beröffentlihung des Kaiferlichen Statiftiichen Amtes nach dem durch die 
Berufszählung vom 14. Juni 1895 gegebenen Material zur Darftellung ge- 
braht worden, in ihren Grundzügen zu veranfchaulichen. Abjichtlih haben 
wir und dabei nad Eintheilung und Inhalt unmittelbar durchweg an das 
Werk jelbjt angeſchloſſen, um damit dieſes thunlichjt einem weiteren Kreiſe 
im Allgemeinen fenntlich zu machen. Dabei mußten wir ung naturgemäß auf 
die großen Hauptpunkte bejchränfen und eine weite Reihe von Einzelheiten 
außer Betracht laſſen, jo Fonnten wir die regelmäßig noch weiter gemachte 
Scheidung nad dein Gejchleht, die Eintheilung in Altersklaſſen bei den ein: 
zelnen Abfchnitten, die geographiiche Ausscheidung, die Trennung nad) Stadt 
und Land, das bejondere Herausheben der Großitädte und anderes meiſt nicht 
berüdjichtigen und auch um nicht häufige Wiederholungen dejjelben eintreten 
zu lajjen, nicht auf das Unterbleiben der Berüdfichtigung hinweifen. Wenn 
man dieſes berüdjichtigt, wird man erjt voll beurteilen können, welch un— 
gemein reiches und vielfeitiges Material in der Veröffentlichung des Kaiferlichen 
Statijtifchen Amtes uns geboten wird, mit welcher peinlichen Sorgfalt Alles, 
was aus den Zählungspapieren herauszuziehen war, Bearbeitung und Berüd- 
jichtigung gefunden hat, welche Fülle von Aufſchlüſſen für das wirthichaftliche 
und joziale Leben des Bolfes in jeiner Gefammtheit und im Einzelnen nad) 
den verjchiedenften Richtungen Hin ung gegeben worden ijt. Neben dem natur: 
gemäß die Oberleitung ausübenden Direktor des Kaiferlihen Statiftifchen 
Amtes Geheimen Dberregierungsratd Dr. von Scheel gebührt das Hauptver: 
dienjt für die vorzügliche, gründliche, wiljenschaftliche Bearbeitung dem Spezial: 
referenten Königl. Bayerifchen Bezirksamts-Aſſeſſor Dr. Friedrih Zahn, was 
wir in voller Anerkennung zum Schluß hervorzuheben nicht verfehlen wollen. 
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Preußiſche Finanzen. Im Anſchluß an den Bericht über die Finanzver— 
waltung Preußens in der Zeit vom 1. Juli 1890 bis zum 1. April 1897 hat 
der Finanzminiſter Dr. v. Miquel neuerdings einen ergänzenden Bericht erſtattet, 
in welchem die weitere Entwidelung der preußifchen Finanzen feit jener Zeit zur 
Darjtellung gelangt it. Da die darin enthaltenen Veränderungen gegen früher 
nicht unerheblih und zum Theil von prinzipielle Bedeutung find, glauben wir 
mit einer furzen Wiedergabe des Inhalts dem Intereſſe unſeres Lejerkreifes zu 
dienen, Wir werden und dabei möglichſt an die General-Tabelle anſchließen, 
welche ſchon dem früheren Berichte beigegeben war, in dem neuen aber etwas 
erweitert und bis auf die Gegenwart ergänzt ijt, auch für die Jahre 1897/98 
und 1898/99 an Stelle der Etatsziffern die inzwifchen vorliegenden Zahlen der 
Rechnung enthält. 

Charafterijtiich it auch für die dem gegenwärtigen Berichte zu Grunde 
liegende Zeitperiode, daß troß erheblicher Steigerung des gejammten Ausgabe— 
bedarfs bei den Betriebs- (Ueberſchuß-) Verwaltungen (1896,97 : 878 788 000 Mt., 
1899: 1089110000 ME.), wie bei den fog. Zufchußverwaltungen (1896/97: 
432630000 Mt., 1899: 537 364 000 ME.) es möglid war, ohne Aenderung 
der Steuergejepgebung und ohne Erhöhung der Steuerfäße fowohl weitere Ueber: 
ſchüſſe zu erzielen (1897/98: 99266000 Mt., 1898/99: 84 366000 ME.) als 
auch für 1899 wie 1900 in Einnahme und Ausgabe balancirende Etat3 aufzu— 
itellen (Sp. 25 der General-Tabelle). In Folge deijen konnte nad der Rechnung 
die durch Gejep vom 3. März 1897 eingeführte obligatorifhe Tilgungsfunme 
von etatsmäßig 32491 000 ME. im Sabre 1896/97 um 50899000, diejenige 
fir 1898/99 von etatsmäßig 38 911000 um 34468 000 ME. verſtärkt werden, 
jo daß die Gejammttilgung in beiden Jahren zujammen 156 769000 ME. aus- 
madte. Der Betrag würde noch um 100 Mill. Mark höher geweſen fein, wenn 
nicht zur Vermehrung dev Betriebsmittel, Grunderwerbungen, Vergrößerung der 
Bahnanlagen der Eifenbahnen in Folge eines durch die Verfehrsjteigerung her: 
borgerufenen, nicht vorherzufehenden Bedürfniffes in den beiden Rechnungsjahren 
je 50 Millionen Marf aus den Rechnungsüberſchuſſen des Staats der Eifenbahn- 
verwaltung hätten zur Verfügung geitellt werden müfjen. Die Schuldzinjen- 
fait hat jih in Folge der Tilgungen und Konvertirungen vom Jahre 1896/97 
bis 1898/99 rechnungsmäßig von 242 737 000 Mt. auf 221693 000 ME. ver- 
mindert Für 1899 mußte in Folge der Begebung der Anleihe (im Betrage 
von 125 Millionen Mark 3 proz. Konfols, welche die NRealifirung mehrerer Ans 
leihen hauptſächlich produftiver Art bezweckte) allerdings ein Mehrbetrag eingejtellt 
werden, in Folge deſſen ſich die Zinſenlaſt auf 227685 000 ME. erhöhte, doch 
bleibt auch diejer Betrag Hinter demjenigen von 1896/97 immerhin noch erheblid 
zurüd (vergl. die Zahlen in Sp. 10, a bis e). 

Nach) dem Borberichte erfolgte die Dedung der damals eingetretenen Aus— 
gabefteigerungen fajt lediglich durd die Mehrerträgnifie der Eifenbahnverwaltung. 
Bon 1890/91 big 1896/97 waren hier die Neinüberid,üffe von 298 223 000 ME. 
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auf 468213000 ME. geitiegen (Sp. 6d), alfo un 169 990000 ME., während 
die für die ſog. Zufchußverwaltungen erforderliden Zuſchüſſe fih im gleichen 
Zeitraum vun 284 637 000 auf 324 735 000 ME., alfo nur um 140 098 000 ME. 
fteigerten (Sp. 23d) und damit troß ihrer verhältnißmäßig außerordentlichen 
Vermehrung noch hinter jenen Mehrerträgen zurüdblieben. 

Für den nunmehr abgelaufenen Zeitraum iſt dem gegenüber Fennzeichnend, 
daß der Mehrausgabebedarf der letzten Jahre in der Ueberſchußvermehrung bei 
den Eijenbahnen feine Dedung nit mehr hat finden können. Die Einnahmen 
diefer Verwaltung haben fich zwar wie bisher erheblich weiter vermehrt. 1896/97 
betrugen fie (Sp. 4a) 1106 970000 Mt. Für 1897/98 waren fie veranjchlagt 
mit 1118355000 ME, brachten aber rechnungsmäßig 1197500000 ME., für 
1898/99 waren jie veranfchlagt mit 1209 717000 ME. und bradten rechnung: 
mäßig 1269392000 Mf. Für 1899 konnten jie jogar mit 1285 963 000 Mt. 
in den Etat gejtellt werden, was eine Steigerung gegen 1896/97 um 178 993 000 Mt. 
bedeutet. 

Dem gegenüber betrug der Ueberſchuß 1896/97 rehnungsmäßig (Sp. 4d) 
468213000 ME. 1897/98 war er veranjchlagt mit 434 820000 ME. und 
betrug rechnungsmäßig 459228000 ME. 1898/99 war er veranjcdlagt mit 
438 981000 ME., alfo um 4 Millionen höher, al$ ein Jahr zuvor, betrug aber 
rehnungsmäßig nur 452 276 000 ME, für 1889 fonnte er nur mit 449 612 000ME, 
in den Etat eingeitellt werden, ijt alfo gegen 1896/97 zurüdgegangen um 
18 601000 ME. Wenn man die gewaltige Steigerung der Bruttoausgaben der 
Eifenbahnverwaltung in den lebten Jahren betrachtet (Sp. 4b), nimmt dies 
Ergebniß freilich nicht Wunder. 

Diefe Ausgaben betrugen: 


davon 
Insaeſammi Extraordinarium 

1896/97 rehnungsmäßig . -» . « + 638 757 000 36 941 000 
1897/98 — nee. 0. 688535 000 49 108 000 
rehnun smähig 22020... 738 272 000 46 288 000 

1898/99 — 20220202 + 770 736 000 76 838 000 
rechnun smäßig 2... 817116000 58 480 000 

1899 etatsmäßig J 836 351 000 81 398 000 


Allein die Titel 7, 8 umd 9 des Kap. 23 des Etat3, nämlich die Ausgaben 
für den Oberbau, Gleis-Neu- und Umbauten für das rollende Material, Bes 
triebsmaterialien u. ſ. mw. wiejen folgende Steigerung auf: 


1896/97 . . . . 269 Millionen Markt, 
1897/98 . . . .„. 312 ” ” 
1898/99 . . . . 3481 ” 


Die Steigerung der Löhne fann man einigermaßen ermejjen, wenn man 
erwägt, daß der Etat don 1898/99 eine Vermehrung des Arbeiterperfonals um 
10226 Köpfe, der von 1899 um 12606 Köpfe vorjah. 

Man ficht aus alledem, daß die fortwährende Vermehrung der Nohein- 
nahmen bei den Eifenbahnen durdaus nicht mit Nothiwendigfeit eine Vermehrung 
der Eiſenbahnüberſchüſſe zur Folge hat. Der Staat iſt eben nicht, wie der private 
Induſtrielle, in der Lage, bei Steigerung der Produktionskoſten, Erhöhung der 
Arbeitslöhne, Verbeſſerung der Einrichtungen und Anlagen den Preis der Waaren 
entſprechend zu ſteigern, weil er mit dem fortwährenden Verlangen nad Ver— 
billigung der Tarife, dem Bau weniger rentabler Linien, der fortjchreitenden 
Vermehrung der Verfonenzüge u. ſ. w. zu rechnen hat. 

Auch in der Möglichkeit, den erfahrungsmäßig jtetig wachlenden Koſten der 
perfönlichen Dienftleiftungen mit einer jtärferen Erſehung perfönlicher Arbeits— 
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fräfte durch bifligeren maſchinellen Betrieb zu begegnen, iſt die Eiſenbahnver— 
waltung, wie jede andere Verfehrsanftalt, mehr eingefchränft ald andere Betriebe. 

Wenn nit in den letzten Jahren in Folge der andauernd günftigen wirth— 
ſchaftlichen Gntwidelung die übrigen Betrieböverwaltungen — mit alleiniger 
Ausnahme der Domänenverwaltung — jteigende Ueberſchüſſe und zugleich die 
direkten und indirekten Steuern vermehrte Erträge aufzumweifen gehabt hätten, 
wäre ed ohne Zurüdhaltung wichtiger Ausgaben in den einzelnen Staatöver- 
waltungsrefjort3 vorausfichtli nicht möglich geweſen, balancirende Etat3 aufzu— 
itellen. 

Von den Betriebsverwaltungen zeigt die Domänenverwaltung ein 
freilich wenig erfreuliches Bild. 1896/97 ftellte ji” der Ueberſchuß immerhin 
noch auf 19 993 000 ME. 1897/98 betrug er jtatt, wie veranfchlagt, 20451 000 Mt. 
nur 19663000 ME, 1898/99 ftatt, wie veranſchlagt, 19086 000 ME. nur 
19028000 ME. Für 1899 konnte er gar nur mit 17819000 ME. in den 
Etat eingejtellt werden. Dabei find die Ausgaben fortgejeßt geitiegen: 1896/97 
7597000 ME, 1899 8581000 ME. Die Urjaden der Einnahme-Rücgänge 
liegen zum Theil in der Verminderung der Gefälle und Amortifationsrenten, 
zum Theil in dem mit der landwirthichaftlichen Notblage zufammenhängenden 
NRüdgange der Pachtpreife, für 1899 zum Theil allerdings auch in dem Ueber— 
gang der Verwaltung der Nußungen des Berniteinregal® auf die Handels- und 
Semwerbeverwaltung (1. Juli 1899). 

Dagegen geitalteten ji) die Verhältniffe in der Forſtverwaltung der- 
artig, daß der redinungsmäßige Ueberſchuß den veranjchlagten im Sabre 1897/98 
um 7654000 Mk., im Jahre 1898/99 um 12486000 ME. überftieg. Er 
betrug nad) den Rechnungen 


1896/97 . 2 2 2». 29 869.000 Mt. 
1897/98 . > = 2 =. 88719 000 Mt. 
1898199 . = 2 2.» 39270 000 Mt. 


Wenn für 1899 nach den bei der Aufitellung des Etats üblichen Grundſätzen 
nur 29 136000 ME. Ueberſchüſſe eingejtellt werden fonnten, jo dürften fich die— 
jelben vorausfichtlih in Folge der erhöhten Holzpreife ebenfall® höher wie ver: 
anfchlagt ſtellen. 

Aehnlich günftig war dad Ergebniß bei der Berg-, Hütten- und Sa— 
linenverwaltung. Der redinungsmäßige Ueberſchuß betrug 


1896/97 . . . . » . 19480000 ME. 
1897/98 . . >». . 22480 000 Mt. 
1898/99. . . . . . 27834000 Mt. 


Die Noheinnahmen find bei Ddiefer Verwaltung erheblich jtärfer geitiegen, 
nämlich von 138 026 000 ME. auf 164 425 000 ME., doch ftand einer weiteren 
Vermehrung des Ueberſchuſſes die gleichzeitige erhebliche Steigerung der Aus: 
gaben von 118546000 ME. auf 136591000 ME. gegenüber. Solange die 
günftige Konjunktur, vor Allem in der Eijen= und Kohlenbrande, andauert, werden 
immerhin auch fir die nächſte Zukunft jteigende Ueberſchüſſe erwartet werden 
fünnen. 

Bemerkenswerth iſt die erhebliche Steigerung bei den Einnahmen aus 
direkten und indireften Steuern, welche ein Zeichen dafür find, wie 
jchnell die gegenwärtige Steuergejeßgebung der Vermehrung des Wohlitandes in 
ihren Erträgniffen zu folgen geeignet iſt. 

Dabei haben die Steuern vor den Betriebsverwaltungen den wejentlichen 
Vorzug voraus, daß die Vermehrung der Brutto-Cinnahmen nicht zugleich auch 
eine jolhe der Brutto-Ausgaben bedingt, Bon 1896/97 jind bei den direkten 
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Steuern die Roheinnahmen von 163 934 000 ME. auf 184498000 Mi. und 
die Ueberjchüjfe von 148554000 ME. auf 168686 000 ME. gejtiegen, während 
die Ausgaben fajt ganz jtabil blieben (1896/97 15380000 Mt., 1897/98 
15 812000 Mt.) 

Aehnlih liegt die Sache bei den indirekten Steuern, wenn auch hier die 
Ausgaben troß geringerer Steigerung der Einnahmen ſchon weſentlich jtärfer 
jugenommen haben. 

Bei den indirekten Steuern betrugen: 

Roheinnahmen Rohausgaben Rein-Einnahme 


1896/97 . . . . 75917000 Mt. 31093000 ME. 44 824 000 ME. 
1897/98 . . » „. 81778000 ME. 33158000 ME, 48 620 000 Mt. 
1898/99 . . . . 86534000 ME. 33332000 ME, 53 202 000 DIE. 


Bei den direkten Steuern beruhte die Steigerung wejentli auf den ver— 
mehrten Erträgniffen der Einfommenjteuer, deren Veranlagungsjoll ergab 


Phyſiſche Perjonen — * Insgeſammt 
1896/97 120 305 978 6 774 762 127,080 740 
1897/98 126 901 359 8 053 613 134 954 972 
1898/99 136 411 925 10 326 950 146 738 875 
Die — — brachte 
1896/97 ... .. 31664601 ME, 
1897198 . 2. 2 2 2.2.2.» 81833480 Mt. 
1898/99 . . . » 831410308 ME. 


Daß dieje Steigerung weſentlich in der wirthſchaftlich verbeſſerten Lage der 
Steuerpflichtigen und nicht etwa in einem rigoroſen Vorgehen der Steuerbehörden 
begründet iſt, ergibt die Thatſache, daß in den letzten Jahren die Zahl der ein— 
gelegten Rechtsmittel fortgejeßt zurüdgegangen ijt. Im erjten Geltungsjahre 
de neuen Einfonumenjteuergejepes betrug die Zahl der Berufungen 323 037 
(127 auf 1000 Steuerpflidtige), der Beichhwerden 14 167 (5,15 auf 1000 Steuer: 
pflihtige). Im Jahre 1898/99 dagegen . find die eingelegten Rechtsmittel auf 
rund 218000 Berufungen (75 auf 1000 Steuerpflichtige) und nicht voll 6000 
Beſchwerden (2,1 auf 1000 Steuerpflichtige) zurückgegangen. 

Bei den indirekten Steuern ijt die Vermehrung der Neinerträge weſentlich 
in der Erhöhung der Stempeljteuer-Erträgnifje zu juchen, welche im Rechnungs— 
jahre 

1896/97 . . . . 27440 851 Mt. 
1897/98 . . . . 31772627 „ 
1898/99 . . . .. 34493473 „ 


ausmachten, aljo allein um rund 7 Millionen Markt in diefen zwei Jahren 
geitiegen find. Dieſe Mehreinnahmen Haben indefjen nur zum geringen Theil 
ihre Urjahe in der Einwirkung des neuen Stempeliteuergejeßed; zum größten 
Theile jind fie auf den Aufjhwung in Handel und Verkehr und die günjtige 
Beftaltung des gefammten gejchäftlichen und wirthſchaftlichen Lebens zurüdzuführen. 
Bon wejentlihem Einfluß it insbejondere der lebhafte Grundſtücksverkehr in den 
größeren Städten gewejen. Kleinere Steigerungen weifen die Erbſchaftsſteuer 
(1896/97: 9 045 719 Mk., 1899: 10257 526 ME), jowie einzelne Verkehrs— 
abgaben auf. Auch die Vergütungen für Erhebung und Verwaltung der Reichs— 
zöle und Steuern haben ſich etwas gejteigert. Die Mehrausgaben beruhen 
bauptjählih auf Bejoldungserhöhung und durch die Steigerung des Verkehrs er— 
forderlich gewordener Vermehrung des Beamtenperjonals. 

Bon wejentlihem Einflufje für das günftige Verhältniß zwiſchen Einnahmen 
und Ausgaben des Etaatöhaushalte® war der Umjtand, daß ji dur die in 
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der Reid Finanzverwaltung in den legten Jahren zur Geltung gebrachten Ver: 
waltungsgrundjäge die Schwankungen in dem finanziellen Berhältnifje des Reichs 
zu den Einzelftaaten erfreulicher Weiſe etwas vermindert haben (Sp. 11 a—c), 
während freilich die finanzielle Abhängigkeit der Finanzen der Einzelftaaten von 
der Finanzwirthſchaft des Reiches im Prinzip nach wie vor fortbejteht. In wirth- 
ſchaftlich rücdläufiger Bewegung kann ſich dies für die preußijhen Finanzen ſehr 
unangenehm fühlbar machen, da nad) der gegenwärtigen Necht3lage das Neid 
das unbejchränfte Necht des Rückgriffs auf die Finanzen der Einzeljtaaten durd) 
Erhöhung der Matrikularbeiträge hat, während die vom Neiche zu leijtenden 
Ueberweifungen aus Zöllen und indirekten Steuern durd die Erträge diejer Ab— 
gaben in ihrer Höhe bejchränft find und durch die in den legten Jahren jtatt- 
gehabten jährlichen Schuldentilgungsgejeße weiter befchränft werden. 

Die Staatsvermwaltungs- Ausgaben (Sp. 23b) find von 1886/97 bis 
bis 1899 von 432 630 000 ME. auf 537 364 000 Mk., aljo um rund 
104,7 Millionen Mark gejtiegen. Davon entfiel der Hauptantheil auf das 
Minijterium der geiftlihen ꝛc. Angelegenheiten (Sp. 21), bei welchem 
die ordentlichen Ausgaben (Sp. 21 b bis c) von 110540000 Mt. auf 
137 758 000 ME., aljo um rund 27 Millionen Mark gejtiegen find. Haupt— 
betheiligt war dabei das Elementarunterrichtswejen, 

Hier find die etat3mäßigen ordinären Ausgaben von 1896/97 bis 1899 
bon 65 828 120 ME. auf 81 700 692 ME, alfo um fajt 16 Millionen Mark 
(rund 24 Proz.) gejtiegen — vornehmlich in Folge des neuen Lehrerbefoldungs- 
gejebes vom Jahre 1897, ſowie der Bejvldungserhöhungen für die Lehrer an 
Seminaren und Präparandenanitalten, der Vermehrung der Penfionsbeträge, Ver: 
jtärfung der Schulauffiht u. f. w. — 5'/, Millionen entfallen auf die durch die 
neuen Pfarrbejoldungsgejege vom 2. Juli 1898 erforderlich gewordenen 
Mehrausgaben, um mehr als 3 Millionen fteigerten ich die Ausgaben für die 
höheren Lehranjtalten in Folge der 1897 durchgeführten Bejoldungsverbejjerungen 
für höhere und mittlere Staatöbeamte. 

Die nächſt hohe Ausgabejteigerung finden wir bei dem Drdinarium des 
Finanz-Miniſteriums (Sp. 15). Die Ausgaben betrugen gegen 80120000 Mt. 
im NRechnungsjahre 1896/97 


Etat3mäßig Rechnungsmäßig 
1897/98 . . 103653 000 Mt. 86 623 000 ME. 
1898/99 . . 91935000 „ 89 666 000 „ 
1899 . . .„ 108094000 „ 


Die Differenzen zwiſchen Rechnung und Etat beruhen darauf, daß die in 
Folge der Befoldungspverbefjerungen der legten Jahre erforderlich ge— 
mwordenen Mehrbeträge für alle Verwaltungen im erjten Jahre beim Etat des 
Finanz-Miniſteriums eingejtellt, demnächjt aber bei den einzelnen Reſſorts ver— 
rechnet wurden. In dem Etatöbetrage für 1899 find ebenfall3 rund 12 Millionen 
Mark für Bejoldungsverbefferungen für einzelne Kategorien mittlerer und Unter: 
beamten eingejtellt, die größtentheil® demnächſt auf die einzelnen Reſſorts vertheilt 
werden. Damit ijt der jährliche Gejammtaufwand für Beamtenbejoldungen im 
preußijchen Gtat jeit 1890 etwa um 90 Millionen Mark geitiegen. 

Eine jtarfe Steigerung weijt auch der allgemeine Zivilpenfionsfonds (Kap. 62 
zit. 3) auf (Etat 1896/97: 34,1 Millionen, 1899: 42,5 Millionen Mark); 
die geſetzlichen Wittwen- und Waifengelder (Kap. 62 Tit. 5a) erhöhten ſich von 
11,6 Millionen (1896/97) auf 15,5 Millionen (1899). 

Das Anjhwellen diefer beiden Gtatstitel ijt in den letzten Jahrzehnten ein 
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ganz außerordentliches gewejen und zeigt, welche großen pefuniären Anforderungen 
für den Staat auch nad) diefer Richtung hin aus der fortwährenden Vermehrung 
jeiner Beamtenjchaft und der Erhöhung der Befoldungen erwachſen. Die Fonds 

betrugen in Millionen Mark: 
1880/81 1890/91 1899 
a. Penſionen für Zivilbeamte . . ae 14,0 24,5 42,5 
b. Geſetzl. Wittwen umd Waifengelder 2 a — 6,5 15,5 
14,0 31,0 58,0 

darunter allein für die Eijenbahnverwaltung 

1880/81 1890/91 1899 


EOSERNDMEN -- &, 5-7 wo 8 Ara 0,935 5,3 13,4 
b. Reliltengelde.... — 1,4 4,2 
0,9 6,7 17,6 


Die Einwirkung der Bejoldungserhöhungen der legten Jahre machte jich in 
der über eine große Beamtenzahl verfügenden Jujtizverwaltung (Sp. 18) be: 
jonder? geltend, wo die ordentlichen Ausgaben von 1896/97 bis 1899 von 
36 325 000 auf 105 727 000 ME., alfo um 11 Millionen Marf, jtiegen. Daneben 
fomen folgende Stellenvermehrungen in den Jahren 1896/97, 1897/98, 1898/99 
und 1899 in Betracht: 3 Senat3-Präjidenten, 17 Oberlandesgerichtsräthe, 4 Staats— 
anmälte bei den Oberlandesgerichten, 13 Landgericht$-Direktoren, 178 Land- und 
Amtsrihter, 43 Staatsanwälte und das erforderlihe Subaltern- und Unter- 
beamtenperjonal. 

Die Verwaltung des Innern (Sp. 19) weiſt eine Steigerung der 
ordentlichen Ausgaben von 55 526 000 ME. auf 64 961 000 ME. auf, d. h. um 
3,6 Millionen Mark. 3 Millionen haben dabei allerdings eine nur rechnungs— 
mäßige Bedeutung, indem jeit 1899 gemäß dem neuen Komptabilitätögejeb dom 
11. Mai 1898 (Geſetz-Samml. S. 77) bei den Einnahmen aus der Beichäftigung 
der Gefangenen in Strafanitalten nicht mehr wie bisher der Netto, jondern der 
Bruttoertrag eingejtellt wird, wofür ein gleich hoher Betrag in Ausgabe erjcheint. 
3,4 Millionen Mark Mehrausgaben waren für die Königlichen Polizeiverwaltungen 
in den größeren Städten erforderlid. Die Ausgaben für die landräthlichen Be— 
hörden jtiegen nad den Etats von 1896/97 bis 1899 von 7 532 681 ME. auf 
8723 638 Mk., Diejenigen für die Landgendarmerie von 10859 778 ME. auf 
11 306 987 Mt. 

Bei der Bauverwaltung (Sp. 16) ergab das Drdinarium 1896/97 die 
Zumme don 24 513 000 ME und jteigerte fich nad) dem Etat für 1899 bis auf 
30 441 000 Mk., aljo um rund 6 Millionen. Auch hier hat ein großer Theil 
des Mehrbetrages nur formale Bedeutung, indem er auf der zum erjten Mal 
im Etat 1898/99 durchgeführten Einjtellung der bisher aus den Baufonds ıc. 
verrechneten fogenannte Banleitungsfojten in das Ordinarium des Etat der all- 
gemeinen Bauverwaltung beruht. Daneben aber it in den legten Jahren auch 
für die Unterhaltung der Binnenhäfen und Ströme, vor allem der Weiche, 
Tder und des Dortmund— Ems-Kanals, ſowie für die Unterhaltung der Seehäjen, 
Seeufer ꝛc. mehr al3 bisher aus laufenden Mitteln ausgeworfen worden (nad) 
den Kapiteln 15— 18a des Etat3 1896/97: 14,9, 1899: 16,9 Millionen 
Mark). 

Das Ordinarium der landwirthſchaftlichen und Gejtütverwaltung 
(Sp. 20) erhob ſich von 19 445 000 ME. (nad) dem Rechnungsjahre 1896/97) 
auf 21 660 000 ME. (nad) dem Etat für 1899), jtieg aljo um rund 2 Millionen 
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Mart, dad der Handeld- und Gemwerbeverwaltung (Sp. 17) von 
6 981 000 Mi. auf 10 656 000 ME., alfo um 3,6 Millionen Markt. Bei dem 
landwirthichaftlihen Etat entfiel der Mehrbedarf hauptjähhlich auf die Auseinander- 
jeßungsbehörden und auf Landesmeliorationen (Erhöhung der Zahl der Meliorations- 
technifer und Verſtärkung verjchiedener Dispofitionsfonds). Bei der Handeld- und 
Sewerbeverwaltung waren e8 — abgejehen von der jhon oben erwähnten Ueber— 
nahme des Bernjteinwerkbetrieb8 auf diefe Verwaltung — hauptſächlich das ge— 
werbliche Unterrihtäwejen, der Gewerbeaufjichtsdienit und die Uebernahme der 
Hafenpolizei in Kiel und Stettin auf allgemeine Staatsfonds, welde die Mehr- 
fojten nothwendig machten. 

Verhältnigmäßig noch jtärker als die Steigerung de8 Ordinariums war 
in der abgelaufenen Berichtsperiode die Vermehrung der einmaligen und 
ertraordinären Ausgaben. 

Bei den Betriebverwaltungen, unter denen hauptjächlich die Eifenbahn: 
verwaltung in Betracht kommt, jteigerte ſich das Exrtraordinarium von 1896/97 
bi8 1899 (Sp. 6c) von 42 031 000 ME. auf 87 738 000 ME, aljo um über 
100 Proz., während das Ordinarium nur um 28—29 Proz. jtärfer wurde. 

Bei der Eifenbahnverwaltung betrug das Exrtraordinarium 1899 faſt 10 Proz. 
des Drdinariums. 

Die Steigerung de3 Ertraordinariumd bei der allgemeinen Staatsverwaltung 
war verhältnigmäßig nit jo groß (1896/97: 30 705 000 ME., 1899: 
49 228 000 ME. oder rund 60 Proz. gegenüber einer Steigerung des Dr: 
dinariums von rund 24 Pro;.). 

Die jtärkite Steigerung weilt auch hier wieder die Verwaltung der geiftlichen, Unter: 
richts- und Medizinals-Angelegenheiten auf. Es wurden ertraordinär bereitgejtellt: 
nad) den Etats von 1896/97 . . 6254 910 ME. 

1897/98 . . 7629806 „ 
1898/99 . . 16193782 „ 
Etatsentwurf 1899 . . 141789377 „ 


Sa. 44 225 475 ME. 

Bon diefen 44 Millionen Mark entfielen 10,4 Millionen Mark auf das Elementars 
unterrichtöwejen, hauptjächlich behufs Unterftügung von Schulverbänden im Djten bei 
Elementarjchulbauten. Rund 12 Millionen Mark wurden für Univerfitäten auss 
geworfen, wo vor allem die naturwifjenfchaftlichen, Einifchen und mediziniichen In— 
jtitute fortgejegte Aufwendungen zu baulichen Herjtellungen nothwendig machten. 

Auch Kunſt und Wiſſenſchaft war mit dem verhältnigmäßig hohen Betrag 
von 9,3 Millionen Mark betheiligt, davon 3'/, Millionen Mark (1. bis 3. Nate) 
zur Erweiterung der Kunſt-Muſeen auf der Mufeumsinjel und 3 Millionen Mark 
zum Neubau der akademischen Hochſchulen für die bildenden Künſte und für Muſik 
auf dem Grundjtüde der Thiergartenbaumjchule (1. und 2. Rate). 

Diejenige Verwaltung, welche zwar nicht eine ebenjo jtarfe Steigerung des 
Ertraordinariums nachweiſt wie die Kultusverwaltung, bei der aber die Verhältnik- 
ziffer des Grtraordinariumd zum Ordinarium noch erhebli Höher iſt als dort, 
ijt die allgemeine Bauverwaltung (1: 2'/,). 

Hier wurden ertraordinär bewilligt nad) den Etat3 von 


1896/97 . 2. . 15520000 Mt. 
1897/98 . . . . 17908000 „ 
1898/99 . 2... 20398000 „ 
1899 >2.2.2.20289 000 „ 


Sa. 74115 000 Mt. 
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Davon entfielen auf Regelung der Wafjerftraßen und Förderung der Binnen 
ihifffahrt zufammen rund 26 Millionen Mark, auf Seehäfen und Seeſchifffahrts— 
jwede rund 22 Millionen Mark, auf den Bau von Straßen, Brüden und 
Tienftmohnungen rund 26 Millionen Mark. 

Im Ganzen find in dem Zeitraum von 1890/91 bi8 1899 nach den Rech— 
nungen bezw. Etats an ertraordinären Ausgaben in der Bauverwaltung nicht 
weniger ald 153 390000 ME. zur Verfügung gejtellt worden. Danebeu wurden 
für Wafjerbauwerfe aus Anleihemitteln auf Grund bejonderer Kreditgefege von 
1890/91 — 1899 156,5 Millionen Mark verausgabt. Das Wajjerbaumejen hat 
biernah in dem ganzen legten Dezennium hervorragende Förderung gefunden. 
Hoffentlih wird auch in Zukunft diefer jo wichtige Zweig der Verfehrövermittels 
ung ftet3 das wünſchenswerthe Intereſſe bei den betheiligten Faktoren und auch 
die bereiten Mittel finden. 

Von Bedeutung find noch die ertraordinären Ausgaben in der Juſtizver— 
waltung und in der landwirtſchaftlichen Verwaltung. In eriterer wurden von 
1896/97 bis 1899 einiließlih 24,9 Mill. Mark meiſt zu YJuftizbaulichfeiten 
in den Etat bereitgeitellt. 

Bei der landwirthichaftlihen und Gejtütsverwaltung betrug das etatsmäßige 
Ertraordinarium 

nad den Gtats von 1896/97 . . . 3906000 ME. 


1897/98 . . . 4241000 ME. 
1898/99 . . „ 4407000 ME. 
1899 . .. 491000 Mt. 


Summa 17505000 Mt. 

Unter den ertraordinären Ausgaben für die Landwirthichaft jind hervorzu— 
beben 2,4 Mill. Mark zur Förderung der Land» und Forjtwirthichaft in den 
öjtlihen und wejtlichen Provinzen (einfchließlich 400 000 ME. für das Eifelgebiet), 
ſowie 300 000 Mt. und 500000 ME., welche in die Etats von 1897/98 bezw. 
1899 als Darlehnsfonds behufs Förderung gemeinfamer Verſuchs- und Muſter— 
anlagen und Einrichtungen, welche der Hebung der landwirthichaftlichen Produktion 
und der bejleren Verwerthung landwirthichaftlicher Produfte dienen. 

Für die landwirthichaftlichen Interefien wurden aud; außerhalb des Etats 
namhafte Summen zur Verfügung geitellt. Durch Gejeg vom 8. Juni 1897 
fand eine Erhöhung des Anleihefredit3 zur Beförderung der Einridtung von 
londwirthichaftlihen Lagerhäufern von 3 auf 5 Millionen Mark jtatt, und durch 
Geſetz vom 20. April 1898 wurde da der Zentral-Genofjenfchaft gewährte 
BetriebSfapital von 20 auf 50 Millionen Mark veritärkt. Die jährlichen Ans 
leihebeträge zur Förderung des Kleinbahnweſens jind mejentlich auch hierher 
zu rechnen. 

Beim Finanz-Minifterium, Handel3-Minijterium und den übrigen voritehend 
niht genannten Zweigen der allgemeinen Staatsververwaltung fpielt das Extras 
ordinarium nur eine untergeordnete Nolle. 

Zum Scluffe ſei noh als Maßnahme von fjozialpolitiihem Anterefje her— 
borgehoben, daß von den durch die Gefeke vom 13. Auguft 1895 und vom 2. 
Juli 1898 bereitgejtellten 10 Millionen Mark zur Verbefjerung der Wohnungs 
verhältniffe von Arbeitern in ftaatlichen Betrieben und von gering bejoldeten 
Staasbeamten innerhalb der Bergwerfsverwaltung 1275000 ME. und innerhalb 
der Eijenbahnverwaltung rund 5'/, Millionen ME. bereit3 verwendet worden find. 

Die Zahl der aus diefen Summen bisher hergeitellten Häufern beläuft fich 
im Gebiete der Bergmwerkövermwaltung auf 60 mit 196 Wohnungen. Außerdem 
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find daraus 384500 ME. verzinzliche Baudarlehne an Arbeiter gegeben worden. 
Bei der Eifenbahnvermwaltung find in den Jahren 1896, 1897 und 1898 ins— 
geſammt über 1500 Wohnungen hergeftellt oder noch in der Heritellung begriffen. 
An Baudarlehnen wurden hier über 2 Millionen Mark zur Verfügung geitellt. 

Auch an den im laufenden Jahre gejeplich weiter für derartige Zwecke be= 
ftimmten 5 Millionen Mark wird die Eifenbahnvermaltung vorausfichtlih dem 
Hauptantheil haben. 

In diefen Maßnahmen erihöpft ſich übrigens die Fürſorge der Staatsregie— 
rung für das Wohnungsbedürfnig der Beamten nicht. Seit Jahren find fort= 
gejeßt, und zwar jowohl in den Betriebs- ald in den übrigen Verwaltungen, 
im Staatöhaushalte jehr erhebliche Mittel zur Verfüguug geitellt worden, um 
Wohnungen zu bauen, weldhe an die Beamten gegen mäßigen Mithzins über- 
lafjen werden. Dieſes Syitem wird auch für die Zukunft weiter befolgt werden. 
Neuerdings iſt die Staatsregierung bei den unteren Beamten namentlich in der 
Zollverwaltung in der Fürforge noch weitergegangen, indem in den Grenzgegen— 
den für die niederen Zollbeamten zinslos überlajjene Dienitwohnungen hergejtellt 
worden find. Der Etat für 1899 steht für dieſen Zwed einen Betrag vom 
2 Millionen Marf, der Etat für 1900 abermals einen foldden von 859 570 
Mark vor. 

Nach den in dem Bericht enthaltenen Mittheilungen. darf die gegemwärtige 
Finanzlage Preußens, zumal im Hinblid auf die reichlihe Dotierung des Ordi— 
nariums, im Ganzen als eine wohl zufriedenitellende betrachtet werden. 

Den 223,9 Millionen Mark Zinfen der Staatsjchuld jteht nach dem Etats— 
entwurfe für 1899 ein Neinertrag des werbenden Staatsvermögend (Domänen, 
Forſten, Bergwerfe ꝛc. und Eifenbahnen) von 598,7 Millionen Mark gegenüber, 
fo daß die NReineinnahmen aus dem Staatd-Finanzvermögen zur Zeit die Zinfen 
der Staatsfhuld um 347,7 Millionen Mark überjteigen. Auf den Kopf der 
Bevölkerung ergiebt ſich jonah aus dem Staatdvermögen ein Ueberſchuß von 
11 ME. 76 Pig. 

Auf die weiteren Details de? Berichts näher einzugehen, würde bier zu 
weit führen. 

Die Fortjepung der PVeröffentlihung derartiger periodifher Berichter- 
jtattungen auch in Zukunft ift in Ausficht genommen. (R.- Anz.) 
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Porzellan-Figuren des XVIll. Jahrhunderts 
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32 Bogen 4° mit 80 Textillustrationen ausser zahlreichen Vignetten, Leisten, Schlussstücken etc. 
ge » 
ferner 109 Lichtdrucktafeln und 75 autotypische Tafeln. 
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Das aussergewöhnliche Werk, mit ı84 Volltafeln, auf denen fast alle Werke der Samm- 
lung wiedergegeben sind (dieselbe umfasst im keramischen Theile 800 Nummern), füllt gradezu 
Eine Lücke aus; denn bisher konnte ein Veberblick über dieses ebenso wichtige wie anziehende 
Gebiet wegen der leidigen Zerstreuung des Materiales, das in kleineren Partieen hier und dort 
in Museen und Privatsammlungen sich vertheilte, auch wegen der technischen Schwierigkeiten, 
welche der photographischen Wiedergabe von Porzellanwerken sich entgegenstellen, nicht ge- 
schaffen werden 
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KUNSTGEWERBE 
GRAPHISCHE KÜNSTE 
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2! Bogen 4° mit 90 Textillustrationen ausser zahlreichen Vignetten, Leisten, Schlussstücken etc., 
ferner 39 Lichtdrucke und 32 autotypische Tafeln. 


Zweite im Preise ermässigte Ausgabe: Mk. I10.—. 


Durch den Reichthum an Abbildungen mustergiltiger Erzeugnisse aus allen Gebieten der 
Metillotechnik, in Möbeln, Holz-, Leder-, Textilarbeiten etc. aus allen Zeiten, der Renaissance 
und des Rokoko, sowie der jetzt so beliebten Stile Louis-Seize und Empire wird der Band zu einer 
Art Formenschatz und bietet Kunsthandwerkern, kunstgewerblichen Schulen und Anstalten etc., 
allen Freunden stilvoller Schönbeit« brauchbare Vorlagen von auserlesenem Geschmack und reiche 
Anregung. Meist dienen die Gegenstände Zwecken der Innendekoration (Möbel, Uhren, Leuchter, 
Rahmen, Bucheinbände, dekorative Stoffe etc.). Das reiche Abbildungsmaterial wird Allen er- 
winscht sein, welche schaffend, forschend oder nachempfindend als Liebhaber der Kunst nahestehen. 
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AUBRIDGE, US 


Heber die Annahme von Banknoten 
an öffentlihen Kaffen.*) 


Von Erihd Carl Mayer, 


I. Abſchnitt. 
Das Berhalten der öffentlihen Kaflen bei Annahme von Banknoten bis 1875. 


Die Entwidelung des deutjchen Notenbankweſens ift oft und ausführlich 
gejchifdert worden. Wir wollen dieſe nur in jo weit berüdjichtigen, als fie es 
und möglich macht, die Frage der Annahme von Banknoten an öffentlichen 
Kaſſen Hiitorijch zu betrachten. Denn nur dadurch werden wir die heutige 
Stellung der einzelnen Regierungen richtig verjtehen können. 
| Wir beginnen mit Preußen, denn einerjeits it die erjte Notenbank Deutjch- 
lands in diejem Lande entjtanden und andererjeits ijt die preußiiche Bankpolitif 
für das ganze übrige Reich in doppelter Beziehung von Einfluß geweſen. 

Die Königlich Preußische Bank?) in Berlin wurde als reine Staatsbanf 
1765 gegründet, fie erhielt ia die Befugniß zur Notenausgabe erjt durch 
Edift vom 29. Dftober 1766. Die Noten konnten feinem Gläubiger, der nad) 
Bertrag oder jonft baar Geld zu fordern berechtigt war, gegen — Willen 
an Zahlungsſtatt gegeben werden. Die öffentlichen Kaſſen jedoch mußten dieſe 
Noten für alle in Silber zu leiſtenden Zahlungen und Gefälle zu dem feſten 
Kurs von 131'/, Th. Currant gegen 100 Pfund Banfo?) annehmen. Durch 
Verordnung vom 24. Dftober 18507 *) wurde ferner bejtimmt, dal Banknoten 
in allen Fällen, wo es bei Gericht und bei anderen öffentlichen Behörden nicht 
auf baare Zahlung, jondern nur auf Sicherheitsbeitellung anfommt, nad) ihrem 
Nominalwert für voll angenommen werden müſſen. Bon 1806 ab gab die 
Bank feine neuen Banknoten aus. Erſt 1820 begann man wieder Bankkaſſen— 
jcheine im Betrage von mindeftens 100 Thalern auszugeben. Es waren dies 
feine eigentlichen Banknoten, jondern Depofitenicheme. Dieje Bankfafjenjcheine, 


) Morliegende Arbeit ift auf Anregung meines hochverehrten Lehrers, des Herrn Pro- 
feſſor Dr. &. F. Knapp entitanden. Dafür ſowohl, als auch für die mir ftets freumblichit 
ertbeilten Rathichläge meinen ergebeniten Dank auch an diefer Stelle auszuiprechen, ift mir 
eine angenehme Verpflichtung. 

Bis jetzt war über das Thema, welches die Arbeit behandeln foll, nur der Girkular- 
erlaß des preußijchen Finanzminiiters vom 3. Januar 1876 bei Soetbeer Deutihe Münz— 
verfaflung veröffentlicht worden. Ich verdante das Material zu diefer Arbeit zum größten 
Theil einem Briefwechſel des ftaatswilienichaftlichen Seminars zu Straßburg mit verschiedenen 
Behörden, die alle in gleicher Liebenswürdigkeit bereitwilligit auf die an ſie gerichteten Fra— 
gen geantwortet haben. Für ihre Mittheilungen, die allein die Arbeit ermöglichten, möchte 
ich bier meinen beiten Dank ausiprechen. 

Straßburg i. E., im November 1899. 

2) Vgl. Artikel v. Leris, n 9. MW. B. d. St. W. ©. 68. 

) 1 Pfund Banko = . Friedrichsdor. 

9 Bol. Preußiſche Geſet Sammlung, Jahrgang 1807 ©. 174. 
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jowie die der Seehandlung, und Banficheine der pommerjchen ritterjchaftlicher 
— in Stettin, von der wir ſpäter noch hören werden, wurden durch 
abinetsordre vom 5. Dezember 1836') durch preußiſche Kaſſa-Anweiſungen 
erſetzt, damit „das zirkulirende Papiergeld für den ganzen Umfang der Monarchie 
nad) einem gleichmäßigen Plane angefertigt werde und einer gtcihmäbigen 
Beauffichtigung in Betreff der Verfälichung unterliege.” Daß dieſe Kaffa⸗ 
Anweiſungen an den preußiſchen Staatskaſſen angenommen wurden, bedarf wohl 
kaum einer Erwähnung. Im Jahre 1846 wurde die preußiſche Bank neu 
organiſirt. Das Prinzip der reinen Staatsbank wurde aufgegeben und auch 
Private betheiligten jich mit ihrem Kapital an dem Bankunternehmen. Unter 
dem 5. Oftober 1846) wurde eine Banfordnung erlafjen und am 1. Januar 
1847 begann die Banf ihre Gejchäfte. Sie hatte das Recht, Banknoten bis 
zum Betrage von 15 Millionen auszugeben, welcher Betrag jedoch nach Ab— 
lieferung der preußischen Kafja-Anweijungen, die die Bank 1836 erhalten, jich 
auf 21 Millionen Thaler jteigerte. Die Banknoten mußten gededt jein zu ?/, 
in baarem Geld oder in Silberbarren; zu ?/, in diskontirten Wechjeln und 
in 24 in Lombardforderungen. Für uns ift von bejonderer Wichtigfeit der 
$ 33 der Banfordnnung, der bejtimmt: „Der Umlauf diefer Noten ijt im ganzen 
Umfange unjerer Staaten gejtattet.* Auch jollen diejelben bei allen öffent: 
lichen Kafjen angenommen werden. Im Privatverfehr joll aber Niemand zur 
Annahme gezwungen jein. Durch Kabinetsordre vom 9. Juni 1847°) wird 
dieje Beſtimmung den öffentlichen Kafjen nochmals eingejchärft und ausdrücklich 
feitgejeßt, daß fie auch für die gerichtlichen Depoſitalkaſſen Giltigfeit haben 
joll. Die Bankordnung behielt ihre ©iltigfeit bis zum Inkrafttreten des Bank— 
eſetzes. 
Auer der preußijchen Banf gab es in Preußen noch andere Zettelbanfen. 
Die erjte unter diefen war die pommerjche ritterjchaftliche Bank in Stettin, Die 
18244) gegründet wurde. Der $ 10 ihrer Statuten lautet: Die Banfjcheine 
werden innerhalb der Provinz Bommern bei Zahlungen direfter und indirekter 
Abgaben, wo jegt eine Pflichttheilzahlung in Trejorjcheinen ftattfindet, bis zum 
vierten Theil des Kurantbetrags der Steuer angenommen. Die finanziellen 
Erfolge der Bank waren jedocd) nicht befriedigend. Nach einer Immediatvor— 
ftellung vom 22. Dezember 1829 des Herrn v. Bülow ’)-Cumerow wird als 
Grund dafür angegeben, dab alle Bemühungen, das gejammte Notenfontingent 
in Zirkulation zu bringen, bis jegt an dem Umſtande gejcheitert jeien, daß die 
königlichen Raffen in Bommern die Noten zwar annähmen, nicht aber aud) 
ausgäben, jondern jogleich bei der Bank realijieren ließen. Auch das Geſuch 
der Pommerſchen Bank, daß ihre Noten an den füniglichen Kafjen außerhalb 
der Provinz Pommern angenommen würden, wurde durch KabinetZordre vom 
20. März 1830 abgelehnt, weil die Noten hierdurch den Charakter eines Staats- 
papiergelds erhalten würden. Wie bei der preußijchen Bank wurden auch die 
Bankjcheine der pommerjchen Privatbank 1836 durch preußiiche Kaſſa-Anwei— 
jungen erjegt. 
In den folgenden Jahren hat die preußijche Negierung ſtets in umver- 
fennbarer Weife an dem Standpunkt feitgehalten, bob überhaupt aus allge 


„ Dal J Geſetz⸗ Sammlung 1836 S. 318. 
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meinen jtaatstwirthichaftlichen Rückſichten die Ausgabe von Banknoten Privat- 
initituten nicht zu geitatten ſei). Dieſes Prinzip wurde zum erjten Mal 
durhbrochen durch Ertheilung des Notenprivilegs an die Städtiiche Bank zu 
Breslau, deren Statuten?) am 12. Mai 1848 die landesherrliche Genehmi- 
gung erhielten’). Die Bank hatte das Recht, 1 Million Thaler in Noten 
auszugeben. Ihr Geichäftsfreis jollte auf Breslau befchränft bleiben ; daraus 
geht hervor, — obwohl dies in den Statuten nicht ausdrücklich bemerkt iſt — daß 
ihre Noten höchitens an Staatsfafjen in Breslau angenommen wurden, aber 
auch diejes cricheint jehr unmwahrjcheinlih. Im den vierziger Jahren mehrten 
ji die Gejuche, Notenbanfen errichten zu dürfen, jo jehr, daß nach langen 
Verhandlungen am 15. September 1848 Normalftatuten*) für Banfen mit 
der Befugnis der Notenausgabe die Genehmigung der Regierung fanden. 
Daraufhin wurden in den Jahren 1848—56 eine Reihe von Privatnotenbanten 
für die einzelnen preußiichen Provinzen gegründet. Nämlich der Berliner 
Rajjenverein, die Danziger:, Königsbergerz, ——— Poſener⸗, Kölner: 
Privatbank. Die ritterſchaftliche Bank in Pommern erhielt von Neuem das 
Recht der Zettelausgabe. Die Noten dieſer Banken wurden bei den Staats— 
fafjen nicht angenommen und außerhalb der eigenen Provinz ald ausländijche 
Noten betrachtet. Die Normativbeitimmungen des Jahres 1848 find jedoch 
zu wichtig, al3 daß wir nicht noch mit einigen Worten darauf eingehen müßten. 
Der Gejammtbetrag der von allen Notenbanfen auszugebenden Noten wurde 
auf 7 Millionen Thaler feitgejegt. Der Gejchäftsbetrieb jollte fi) nur auf 
eine Brovinz erftreden, was in den einzelnen Statuten der Banfen ausdrüdlic) 
gejagt it. Nur den Noten des Berliner Kafjenvereind wurde der Umlauf in 
der ganzen preußijchen Monarchie gejtattet, obwohl auch hier vorher in den 
Statuten gejagt war, dab die Bank ihre Gejchäfte auf Berlin zu bejchränfen 
habe’). Wagner nennt in feinem Syjtem®) der Zettelbankpolitif die8 mit Recht 
eine der manchen vagen Beftimmungen, die in den preußijchen Banfgejegen zu 
finden find. Das Stammkapital einer Privatbant durfte 1 Million Thaler 
nicht überfteigen, wodurch eine große Ausdehnung des Gejchäftsbetriebs von 
vorneherein unmöglich war. Dann waren der Banf auch nur bejtimmte Ge: 
Ihäfte erlaubt, deren Umkreis jehr eng bemejjen war. So war es ihnen 3. B. 
nicht geitattet, verzinsliche Depofiten anzunehmen. Dieje Bejtimmungen machten 
es unmöglich, daß diefe Banken zu großer Blüthe gelangten und mehr als 
eine lofale Bedeutung erlangen fonnten. Auch für die ganze Entwidelung 
des Notenbantwejens ift die Seins Preußens, die ihren Ausdrud in diefem 
Geſetz findet, von weitgehenden Einfluß geweien. Wirth im jeiner Gejchichte 
der Handelskriſen jagt darüber: „Die Bankbewegung hat noch einen befonderen 
Anſtoß erhalten durch die im Allgemeinen zwar anerfennenswerthe, wenn auch 
vielleicht zu große Vorficht Preußens in der Emiſſion feines Staatspapier- 
geldes, jowie in Folge der zu engen Grenzen, welche durch die Normativ: 
beitimmungen dem Bankweſen in Preußen jelbft gejegt worden waren. Ju 
Venutzung dieſes Umſtandes hatte die Papiergeld-Ausgabe benachbarter kleiner 
Staaten ſolche Dimenſionen angenommen, daß fie offenbar auf den Umlauf 
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in Preußen mitberechnet waren“). Es hat aljo die Stellung Preußens Die 
Gründung von Notenbanfen außerhalb dieſes Königreichs gefürdert, und an— 
dererjeit3 haben diefe majfjenhaften Gründungen, auch in Gebieten, wo ein 
Gejchäftsbedürfnig des Plages nicht vorhanden war, jondern wo für den Um— 
lauf der Noten auf Preußen gerechnet wurde, dieſen Staat dazu gezivungen, 
fic) durch Abwehrmaßregeln vor einer Ueberfluthung mit jolchen ausländifchen 
Geldjurrogaten zu fchügen; diefem Beijpiel folgten die größeren Staaten in 
Deutjchland. Die Gründungswuth im den fünfziger Jahren, welche erit durch 
die arena von 1857 ihren Abichluß fand, erleichterte die zahlreichen 
Bankgründungen. „Wo die Leichtgläubigfeit und Habjucht des Publiftums in 
blindem Wetteifer den Spekulanten zur Beute fielen, wurde nicht mehr auf 
die Nothwendigfeit oder Nützlichkeit eines Unternehmens gejehen, jondern nur 
auf die Möglichkeit, Agio daraus zu ziehen“). Geradezu typijch für dieſe 
Bankgründungen ift diejenige der deutſchen Bank in Deſſau“). Das erjte 
Statut diefer Bank jprach von einem Grundkapital von 100 Millionen Thalern, 
das bis auf 200 Millionen erhöht werden fonnte. Banknoten durften bis 
ur Höhe des Grundfapital3 ausgegeben werden. Der Antrag, Filialen in 

reußen errichten zu dürfen, wurde abgelehnt. Selbjt als die Gründer das 
Kapital der Bank auf 50 Millionen erniedrigten, fand dies Unternehmen noch 
nicht den Beifall der preußischen Regierung. Sie erließ folgende Bekannt: 
machung unter dem 15. Juni 1846: Die von der gedachten Bank etwa in 
Umlauf zu bringenden Banknoten dürfen bei den diesjertigen öffentlichen Kaſſen 
nicht angenommen werden und bleiben rückſichtlich dieſer Umlaufsmittel weitere 
Mahregeln vorbehalten. Daraufhin wurde das Kapital in einer Generalver: 
jammfung der Gründer noch mehr herabgejett und jchließlich das ganze Unter: 
nehmen aufgegeben und am 15. September 1846 eine Deſſauiſche Landesbant 
mit einem Grundkapital von 2'/, Millionen Thalern gegründet. 

Die Gejchichte der einzelnen Banfgründungen von 1848—1857 zu be 
handeln, würde zu weit führen. Diele diejer Gründungen find eben, wie jchon 
gejagt, der Spekulation wegen erfolgt und es wurde hierbei immer auf den 
Umlauf in Preußen und auch im Königreich Sachen gerechnet, das ebenfalls 
eine vorjichtige Bankpolitit befolgte. Aber auch jolide Unternehmungen an 
Plägen, wo ein Bedürfniß vorhanden war, famen zu Stande, jo die Frank— 
furter Bank in Frankfurt a/M., die Bremer Bank, die Lübecker Privatbanf. 
Im Jahre 1858 gaben 30 Zettelbanfen in 20 deutjchen Territorien Bant- 
noten aus*). 

Wir haben jchon bei der projeftierten Gründung der deutfchen Bank in 
Deſſau gejehen, wie Preußen fich gegen fremde Banknoten verhielt. Weitere 
Mapregeln in diefem Sinne erfolgten dann im Jahre 1855. Durch Geſetz 
vom 14. Mai 1855°) wurde zuerit verboten, daß fremdes, auf Beträgen im 
14 Thl. Fuß lautendes Papiergeld, injoweit die einzelnen Stüde desjelben 
auf geringere Summen als 10 Thl. lauteten, zu Zahlungen gebraucht werden 
durfte. Ein Gejeg vom 29. Mai 1857°), welches am 1. Januar 1858 in 
Kraft trat, verbot überhaupt jedes fremde Papiergeld und Banknoten in 

) Wirth, Geſchichte der Handelstrifen ©. 298. 

2) Wirth a. a. D. ©. 295. 
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Preußen, ohne Unterschied des Münzfußes oder der Summe, auf welche es 
ausgejtellt war und bedrohte jedes Weberjchreiten dieſes Gejeges mit einer 
polizeilichen Geldbuße bis zu 50 Thalern. Wenn auch befannt ift, dab dies 
Gejeg niemals vollitändig durchgeführt werden konnte, jo iſt das Eine doc 
jicher, daß ausländische Banknoten niemals den Weg in öffentliche preußijche 
Kaſſen gefunden haben. Dieje beiden Gejege wurden dann im Jahre 1868 
auch für die von Preußen neu erworbenen Zandesteile als giltig erflärt'). 

Dieje Maßregeln Preußens, um fremdes Papiergeld und Banknoten fern: 
zuhalten, veranlaßten andere Staaten dasjelbe zu thun. So finden wir auch 
im Königreich; Sachſen zwei analoge Verordnungen aus den Jahren 1855 ?) 
und 18573). Die erjte vom 8. Juli beftimmt, daß „fremdes Papiergeld, ſo— 
weit die einzelnen Stüde desjelben auf geringere Werthbeträge als 10 Thaler 
im 14 Thalerfuß lauten, zu Zählungen nicht gebraucht werden darf, bei Strafe 
bis zu 50 Thalern. Dem fremden Papiergeld wird gleichgeachtet die in einem 
fremden Staate, jei e8 vom Staate jelbft oder von Korporationen, Gejell: 
ihaften oder Privaten ausgegebenen Banknoten oder auf den Inhaber lautende 
unverzinsliche Schuldverjchreibungen.“ Die jächjische Regierung behielt jich 
jedoch vor, etwa erforderlich werdende Ausnahmen in Folge von Verabredungen 
mit auswärtigen Regierungen durch bejondere Verordnung zu beftimmen. Eine 
jolche Verordnung iſt wahrjcheinlich nicht erlaſſen, ficherlich nicht in dem könig— 
lich ſächſiſchen Regierungs- und Verordnungsblatt veröffentlicht worden. Die 
zweite Verordnung vom 18. Mai 1857 bejtimmt, daß Banknoten im Werthe 
von über 10 Thl. nur zugelaffen werden, wenn die ausgebenden Banken eine 
Einlöſungsſtelle für ihre Noten in Leipzig einrichten. Der $ 7 diejes Geſetzes 
bejtimmt: Bei Zahlungen an Staatsfafjen find ausländische Werthzeichen nur 
injoweit zuläſſig, als jolches für einzelne Fälle ausnahmsweije durch bejondere 
Verordnung gejtattet worden iſt. Eine jolche Verordnung ift aber nicht in 
dem königlich jächjischen Regierungsblatt erjchienen. Daß die Banknoten der 
Banken, die in Sachſen ihren Hauptfig hatten, den Borzug, an öffentlichen 
Kaffen angenommen zu werden, genofjen, dürfen wir wohl annehmen. 

Auch die größeren jüddeutichen Staaten jchloffen fich dieſer Politik an. 
So Baden durch Gejeg vom 21. Dezember 1855*). Im 8 1 des Gejeßes 
wird gejagt, daß forthin im Verkehr mit den großherzoglichen Staatskafjen 
nur das großherzogliche Staatspapiergeld zugelafjen jein ſolle. Den Noten 
der preußischen Banf, der bayerischen Hypotheken- und Wechielbanf und den 
gropherzoglich hejfiichen Grundrentenjcheinen wurde der Umlauf in Baden ge= 
jtattet. Eine weitere Berfügung über die Annahme von Banknoten an den 
öffentlichen Kafjen in Baden ijt in dem Regierungs- und Verordnungsblatt 
nicht erjchienen bis zum Jahre 1875°), worin den großherzoglichen Staats: 
fajjen befohlen wird, die auf Gulden und Thaler lautenden Banknoten, jo: 
weit jie bisher zugelafjen waren, von der Annahme auszujchließen, und zwar 
betrifft dies die Noten der badischen, württembergiichen, Frankfurter und preußi— 
chen Notenbanfen, der bayerischen Hypotheken: und Wechjelbanf und endlich 
der Bank für Süddeutjchland. Aus diejer Verordnung müſſen wir entnehmen, 
daß die eben erwähnten Noten vorher zugelafjen waren. Den Gründern der 
9 Poſchinger aa. O. IT ©. 118. 
?) Vgl. Sächſiſches Regierungsblatt, Jahrgang 1855 S. 117. 
’) Val. Sächſ. Reg-Bl., Jahrg. 1857 ©. 101 ff. 
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badiichen Banf war im Jahre 1864 von der Regierung in Ausficht gejtellt 
worden!), daß fie den öffentlichen Kaſſen gejtatten werde, die Noten der badi- 
ihen Bank in Zahlung anzunehmen und auszugeben, jobald die Bank mit 
der Ausgabe der Noten begonnen haben wird, und daß dieje den öffentlichen 
Kaffen zu ertheilende Befugniß nicht zurüdgenommen werden jolle, wenn nicht 
das Öffentliche Interefje oder der Gefhäftsbetrieh der Bank Anlaß dazu gäbe. 
Auch in Bayern wurde am 18. Januar 1857?) ein Verbot gegen fremdes 
Papiergeld erlafjen, aber jchon früher war beftimmt gewejen, daß die öffent: 
lichen Kafjen feinerlei ausländiiches Papiergeld und Banknoten annehmen 
dürfen. Die Noten der Bayeriihen Hypotheken und Wechjelbanf, die am 
18. Juni 1855 fonzejjioniert worden war, können nad) $ 13 der genehmigten 
Statuten?) zu Zahlungen an öffentlichen Kaſſen verwandt werden. Auch 

effen hatte durch Verordnung vom 18. Dezember 1855*) den Umlauf von 
Ale in Stüden unter 10 Thalern mit einigen Ausnahmen verboten. 
Es beitand damals die Banf für Süddeutjchland noch nicht, welche erft am 
1. Februar 1856 in’3 Leben gerufen wurde. Im ihren Statuten ift über die 
Annahme ihrer Noten an öffentlichen Kaffen nichts bemerkt). Es wurde aber 
im Juli 1857 in der heifiihen Kammer von Gegnern der Bank folgender 
Antrag eingebracht‘): Ohne Einwilligung der Kammern dürfe künftig weder 
von der Landesregierung noch Brivatperlonen, Körperjchaften oder Genojjen- 
ichaften Noten, Papiergeld, gleichgiltig unter welchen bejonderen Benennungen, 
ausgegeben bezw. in den öffentlichen Stafjen al3 Zahlung angenommen werden. 
Am 13. März 1858 wurde diejer Antrag abgelehnt, und wir fünnen daraus 
ichließen, daß die Noten der Bank für Süddeutjchland in Heffen angenommen 
worden find. 

Am 17. Juli 1870 wurde in Stuttgart, weil die Gründung einer Noten: 
bank noch immer Schwierigfeiten machte, der Württembergijche Kafjenverein 
gegründet, der zu 3°/, verzingliche Kafjenjcheine ausgab. Die Regierung fam 
dem Safjenverein dadurch entgegen, daß fie die Staatsfafjen zur Annahme der 
Kafjenicheine ermächtigte. Auch die Annahme von Noten der Preußifchen, Frank: 
furter Bank und der Bank von Süddeutjchland an öffentlichen Kafjen wurde 
befohlen?),. Die Württembergifche Notenbanf wurde erjt im Oftober 1871 
gegründet und übernahm auch die Abwidelung der Gejchäfte des Kaſſenvereins, 
woraus wir jchliegen fünnen, dab ihre Noten dann gerade jo an den öffent: 
lichen Kafjen behandelt wurden, wie bisher die Kafjenjcheine. 

Aus einer Inftruftion für die Unterbeamten der Großherzoglich Sächſiſchen 
Zandes-Sreditfafje zu Weimar vom 21. Dezember 1869°) erjehen wir, daß zu 
Zahlungen folgende Banknoten und Staatspapiere zugelajfen waren: Das 
Staatöpapiergeld des Großherzogtums Sacdjen: Weimar, des Herzogtums 
Sadjen-Coburg- Gotha, das Königlich jächjishe und preußiiche Staatspapier- 
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geld und die Noten, die auf Beträge von mindeftens 10 Thaler lauteten, der 
Preußijchen und der Weimar'ſchen Bank und derjenigen im norddeutjchen 
Bundesgebiet domizilirten Banken, welche in Leipzig Einlöſungskaſſen hatten. 
Es waren dies damals die jächiische Bank in Dresden, die Gothaer, Geraer, 
Leipziger Bank und die Kommerzbanf zu Lübed. 

Ueber die Stellung der Braunjchweigischen Regierung’) zu unjerer Frage 
fünnen wir und am beſten aus einem Schreiben des Staatsminifteriums an 
die Herzogliche Kreisdireftion zu Blankenburg vom 30. November 1850 EHar 
werden. Es wird darin betont, daß die öffentlichen Kafjen nicht verpflichtet 
jind, fremdes Papiergeld in Zahlung zu nehmen; fie fönnen vielmehr die Zah- 
lung in Münzen oder braunjchweigiichen Banficheinen verlangen. Damals 
beftand die Braunfchweiger Bank noch nicht, und es kann ich Hier nur um 
Staat3papiergeld handeln. Als nun 1853 die Braunjchweiger Bank gegründet 
wurde, da wurde auch auf Anjuchen des Direftoriums der Banf die Annahme 
und Verwendung ihrer Noten bei den Herzoglichen Kafjen unter dem 15. Juli 
1854 verfügt '). 

Als die Roftoder Bank fich 1875 den fafultativen Beſtimmungen des 
Bankgeſetzes nicht unterwarf, lehnte die Mecdlenburgiiche Regierung die Anz 
nahme von NRojtoder Noten bei öffentlichen Kaſſen ab). Daraus folgt, daß 
früher dieje Noten angenommen wurden, denn durch diefe Maßregel nahm die 
Zirkulationsfähigfeit diejer Noten jo jehr ab, daß fich die Banf nach Ablauf 
eines Jahres veranlaßt jah, ihr Notenprivileg ganz aufzugeben. 

Wir fünnen auc) für die übrigen Staaten annehmen, daß die Banknoten 
der einzelnen Banfen in den Staaten, die fie fonzejjioniert hatten, auch an 
ihren öffentlichen Kaſſen angenommen wurden, umd daß ſonſt in den Fleineren 
Staaten noch die der preußiichen Bank, als der bedeutenditen Zettelbanf, wohl 
oft diefen Vorzug genojjen. Für Bremen ijt dies durch Gejeg vom 17. Nov. 
1872 ausdrüdlich bejtimmt?), jolange für die Noten die gejegliche Einlöjungs: 
pflicht beſteht und erfüllt wird. 


II. Abſchnitt. 


Die Stellung des Banfgefesed vom 14. März 1875 zur Aunahme von 
Bankuoten an öffentlihen Kaſſen. 


Wenn wir und nun nochmals furz vergegemwärtigen, wie es bis zur 
Gründung des Deutjchen Reich mit dem Notenbanfwejen in Deutjchland be- 
jtellt war, jo müjjen wir folgende Hauptzüge erwähnen. E3 gab damals 
33 Banken in Deutjchland, die von den einzelnen Staaten mit der Befugnis 
der Notenansgabe ausgejtattet waren; daraus ergiebt ſich ohne Weiteres, daß 
ihre innere Organijation feineswegs einheitlich war. Hauptſächlich jieht man 
dies, wenn man das Necht der Notenemijjion betrachtet. 

Nah Siemens „Zettelbankweſen und Bankgejeg-Entwurf” hatten 1874 das 
Necht unbeſchränkter Banknoten: Emijjion die Preußiſche, Sächſiſche, Leipziger, 
Gothaer, Geraer, Büdeburger Banf. Die Hlontingentierung auf die einfache 
Höhe des Kapitals finden wir bei der Hannoverjchen, Weimarer, Sonders- 
baujer, Hamburger, Lübecker Kommerzbant, Bremer Banf, auf die doppelte Höhe 
bei der Lübecker Privatbank, auf die dreifache bei der Frankfurter und Badiſchen 
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Bank. Auch darin beſtanden Abweichungen, welche Geſchäfte den Zettelbanken 
erlaubt waren, ſo namentlich, ob es ihnen geſtattet war, verzinsliche Kapitalien 
anzunehmen oder nicht. Einigen Banken, z. B. der Roſtocker und Thüringiſchen 
Bank, war die Beleihung von Grundſtücken gegen Hypotheken erlaubt, was 
z. B. den preußiſchen Privatnotenbanken ausdrücklich verboten war, was uns 
jedoch nicht Wunder nehmen kann nach den ſchlechten Erfahrungen, die die 
Königliche Bank in Berlin im Jahre 1807 gemacht hatte. Daß mit dieſen 
Unterſchieden auch verſchiedene Beliebtheit und Sicherheit der einzelnen Noten 
verbunden war, läßt ſich leicht denken. Auch die vorher erwähnten zahlreichen 
Abwehrmaßregeln der einzelnen Staaten gegen fremde Banknoten mußten in 
jeder Beziehung hemmend und hindernd auf den Verkehr einwirken. 

Schon im Jahre 1857 in der Bankkonferenz zu Frankfurt a/M., an der 
aber die wichtigsten Banken, nämlich die Preußiſche, Bayerische und die Frank: 
furter nicht theilnahmen, war der Verſuch gemacht worden, einheitliche Normen 
für die Notenbanfen aufzustellen, jedoch blieb es bei einer Neihe lobenswerther 
Beichlüffe, die niemals zur Ausführung kamen’). 

Auf Anregen von Baden entichloß ſich im Jahre 1857 Preußen, eine 
Einigung über die Grundjäge bei Ausgabe von Geldjurrogaten zu verjuchen, 
indem es eine gemeinjchaftliche Erörterung darüber bei jämmtlichen Regierungen 
des Zollvereind anbahnte. Bayern verlangte, daß auch Dejterreich an der zu 
berufenden Konferenz teilnehmen jollte, was von Preußen abgelehnt wurde. 
In der Zeit um 1857 bei Ausbruch der Handelskrifis jchien es nicht der 
richtige Augenbli zu fein, um in die Verhandlungen einzutreten. Im Sabre 
1861 wurde dann von Preußen ein Gejegentwurf ausgearbeitet zur Regelung 
des deutjchen Zettelbankweſens. Durch die Nachläjfigkeit einzelner Regierungen, 
und dadurch, daß Preußen nicht energiich auf das Zuftandelommen der Kon— 
ferenz drängte, verlief diejer Verfuh im Sande, ohne zu irgend welchem 
Nejultat geführt zu Haben. Nur die Lehre fonnte man aus diefem gejcheiterten 
Verſuch ziehen, daß eine jtarfe Zentralgewalt nöthig ei, um das Deutfche 
Notenbankwejen zu reformieren und einheitlich zu geftalten*). 

Sp betrachtete es auch das neu errichtete Deutjche Reich als eine feiner 
wichtigiten Aufgaben, im Notenbanfwejen eine einheitliche Gejeggebung zu 
ihaffen, und jo wurde in der Neichsverfafjung im Artikel 4 der Kompetenz 
des Neichs vorbehalten die Feitjegung der Grundjäge über Emijjion von fun- 
diertem umd unfundiertem Papiergeld und die allgemeinen Bejtimmungen über 
das Banfwejen. Schon in der Verfafjung des norddeutichen Bundes war 
dies der Bundesgewalt vorbehalten gewejen, aber zu einer Banfgejeggebung 
war es nicht gefommen. Nur das Gejeg vom 27. März 1870 ijt zu erwähnen, 
wonach die Befugnis zur Ausgabe von Banknoten nur durch ein auf Antrag 
der betheiligten Regierungen erlafjenes Bundesgejeh erworben werden fonnte°). 
Erſt das Neich hat dieje Aufgabe durch die Gejehe vom 30. April 1874‘) 
betreffend der Ausgabe von Reichskaſſenſcheinen, durch welche das Staatspapier: 
F der Einzelſtaaten erſetzt wurde, und ferner durch das Bankgeſetz vom 

4. März 1875 erfüllt, nachdem ſchon in Art. 18 des Münzgeſetzes beſtimmt 
worden war, daß bis zum 1. Januar 1876 ſämmtliche nicht auf Reichswäh— 
rung lautende Banknoten einzuziehen ſeien, und nur ſolche in Reichswährung 
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in Beträgen von über 100 Mark in Umlauf bleiben oder ausgegeben werden 
dürfen‘). Ein weiterer Fortſchritt bedeutete das Geſetz betreffend die Aus— 
gabe von Banfnoten vom 21. Dezember 1874, wonach den Banfen, welche 
zur Ausgabe von Banknoten befugt jind, zur Pflicht gemacht wird, vom 
1. Suli 1875, Banknoten, welche auf Beträge von 50 Mark und darunter 
lauten, wenn fie von ihr ausgeftellt find, nicht auszugeben und wenn fie von 
einer anderen Banf ausgejtellt find, nur an die legtere in Zahlung zu geben 
oder diejelben zur Einlöjung zu präjentieren. Zwei Uebelftände jollten durch 
das Banfgejeg bejeitigt werden, welche Staatöminifter Delbrüd bei der 
erjten Beratung des Bankgeſetzes folgendermaßen charakterijierte*): Einmal der 
Zujtand, daß wir eine große Menge von Banknoten haben, welche eigentlich 
fonzejjionsmäßig nur ein Kleines Zirfulationsgebict in Anfpruch nehmen fünnen, 
welche aber über diejes Zirfulationsgebiet hinaus ſich verbreitet haben. Der 
zweite Punkt betrifft die Ausdehnung der ungededten Notenzirfulation. Aber 
noch ein anderer Umftand jollte durch das Banfgejeg jeine Regelung erfahren. 
In den Motiven zum Banfgejeß wird dies jo ausgedrüdt: Die durch die 
frühere Entwidelung als Abwehrmahregeln hervorgerufenen landesgejeglichen 
Berbote des Umlaufes der in anderen Bundesjtaaten ausgegebenen Banknoten 
bilden eine empfindliche Beläftigung und beeinträchtigen die Einheitlichfeit des 
nationalen Marftes, welche zur Bollendung zu führen die Reichsverfaſſung 
fi zur Aufgabe gejtellt hat. Es war aljo beabjichtigt, die Banknoten zu 
einem allgemein im ganzen Reichsgebiet zuläjligen YZirkulationsmittel zu 
machen ?). 


—— wir zunächſt, inwieweit die Banknoten nach unſerem Geſetz 
Zahlungsmittel find, und ferner durch welche Beſtimmungen die Gebrauchs: 
jähigfeit der Noten zu jichern gejucht wurde. 

Zwei Paragraphen des Banfgejeges fommen für uns bier zuerjt in Be 
trat. Der 8 2, der bejtimmt, daß eine Berpflichtung zur Annahme von 
Banfnoten bei Zahlungen, die gejeglich in Geld zu leiſten jind, nicht jtatt- 
findet und auch für Staatsfaffen durch Landesgejeg nicht begründet werden 
fann. Die Banfen aber, die ich gewiſſen als fafultativ hingejtellten Beding— 
ungen des Banfgejeßes unterwarfen, die Geſtattung des Umlaufs 
ihrer Noten im gejammten Neichsgebiet. Das Geſetz beitimmt alfo: die Bank— 
noten haben feinen Zwangsfurs, jedoch Umlaufsfähigfeit im ganzen Reichs: 
gebiet, d. h. die Banknoten dürfen im ganzen Neichsgebiet zu Zahlungen ver: 
wandt werden, ſoweit jich jemand findet, der dieſe Noten annehmen will, 
wozu aber niemand verpflichtet it. Die Schwierigkeit, die ſich dem Geſetz— 
geber in den Weg jtellte, war folgende: Wie ſollten die Banknoten, ohne 
gejegliches Zahlungsmittel zu jein, im ganzen Neich zu Zahlungen verwendet 
werden fünnen? 

Für die Reichsbanfnoten wurde die gejegliche Anmahmepflicht an öffent: 
(ihen Kafjen in den Kommiljionsberathungen erwogen‘), aber ſchließlich, um 
jeden Schein des Zwangskurſes zu vermeiden, die Regelung dieſer Frage den 
Einzeljtaaten auf dem Verwaltungswege überlaſſen. Ueber denſelben Punkt 
bei den Noten der Privatbanken führte der Berichterſtatter der Bankkommiſſion 
) Mal. Bofhinger a. a. O. IS. 237 ft. 
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Bamberger Folgendes aus): Da von einer geſetzlichen Zwangszahlungskraft 
bei diefen Banken natürlich noch weniger, als bei der Neichsbanf die Rede 
jein konnte, jo durfte fich die Gleichmachung darauf bejchränfen, dafür zu 
jorgen, daß der Gebrauchswerth der verjchiedenen Zettel dadurch bedeutend er— 
höht wird, daß fie, jei es kraft Verpflichtung der Einlöjung gegen Baar, jei 
es fraft freiwilliger Vereinbarung, zur Verwendung bei Zahlungen fommen 
fünnen. Um dies zu erreichen, wurden im Bankgeſetz folgende Beſtimmungen 
getroffen: Jede Bank ift verpflichtet, ihre Noten Jofort auf Präjentation zum 
vollen Nennwerth einzulöjen, und zwar gilt dies für die Privatbanfen nur 
an ihrem Hauptfig, für die Neichsbanf auch an ihren Zweiganftalten, ſoweit 
e3 deren Baarbeitände und Geldbedürfniffe geftatten. Eine Erjagpflicht für 
beichädigte Noten ijt analog dem Geſetze betreffend der Ausgabe von Reichs— 
fafjenjcheinen beftimmt, wenn der Inhaber mehr als die Hälfte einer Bank 
note präjentiert, oder, im Falle er einen Fleineren Theil vorlegt, nur dann, 
wenn er nachweiit, dab der dazu gehörende Theil vernichtet ift. Hingegen it 
die Bank nicht verpflichtet, für vernichtete oder verlorene Noten Erjaß zu leiften. 
Ferner wurde den Privatbanfen in den fakultativen Bejtimmungen zur Pflicht 
gemacht, in Berlin oder Frankfurt a/M. eine Einlöjungsitelle jür ihre Noten 
zu bezeichnen, deren Wahl der Genehmigung des Bundesraths unterliegt. Mit 
Ausnahme der Sächjiichen Banf haben alle noch) bejtchenden Privatnotenbanfen 
eine ſolche Stelle in Frankfurt a/M. errichtet, während die Sächſiſche Bank 
Berlin gewählt hat. 

Eine Verpflichtung zur Annahme von Banknoten bejteht überhaupt nur 
dann, wenn die ausgebenden Banken fich auch den fafultativen Beftimmungen 
des Banfgejeges unterworfen haben. Und zwar regelt das Geſetz diejen Punkt 
folgendermaßen. Zuerſt jind die Banken verpflichtet, ihre eigenen Noten an 
ihrem Hauptfige und auch bei ihren Zweiganftalten jederzeit zum vollen Nenn: 
werth in Zahlung zu nehmen. Dieje Beitimmung verjteht jich eigentlich von 
jelbjt, aber fie ift berechtigt, weil thatjächlich vor dem Bankgeſetz ſich Zweig: 
anftalten einer Bank geweigert haben, die Noten der eigenen Bank in Zahlung 
zu nehmen ?). Ferner verlangt das. Banfgejeg von der Reichsbank ſowohl, als 
auch von den Privatnotenbanfen, daß jie die Noten, deren Umlauf im ge 
ſammten Reichsgebiet geftattet it, an ihrem Sit jowohl, als auch bei den 
Zweiganftalten, die am Site der Banf oder in Städten von mehr als 80000 
Einwohner fich befinden, zum vollen Nennwerth in Zahlung nehmen, jolange 
die ausgebende Bank ihre Einlöjungspflicht pünktlich erfüllt. Es find auch 
darüber Vorjchriften vorhanden, was mit den auf diefe Weiſe angenommenen 
Banknoten geichehen foll: Sie dürfen entiweder zur Einlöjung gebracht oder 
zu Zahlungen verwendet werden an die Banfen, die jie ausgeben oder über: 
haupt an dem Orte, wo dieje ihren Hauptfig haben. 

Als im Jahre 1899 die Novelle zum Bankgeſetz berathen wurde, da wurden 
auch über die Annahme von Privatbanknoten bei der Reichsbank viele Klagen 
und Wünjche vorgebradht. Es wurde in der Kommijjion folgender Antrag 
geftellt ?): Die Reichsbank und die Privatbanfen zu verpflichten, alle Bank 
noten, deren Umlauf im gefammten NeichSgebiet geitattet ift, an allen Zweig: 
anftalten in Zahlung zu nehmen. Mit anderen Worten, die Beichränfung der 
Annahmepflicht auf Städte von über 830000 Einwohnern aufzuheben. Dazu 
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ſagt der Kommijjionsbericht'): „Diejer Antrag wurde mit dem Intereſſe der 
Gejchäftswelt der Fleineren Städte begründet, diejelben feien durch den be 
ftehenden Zujtand gegen die größeren Städte benachteiligt, die vorliegenden 
27 Betitionen dienten als Beweis, auch habe fich der deutjche Handelstag in 
diefem Sinne ausgejprochen. Die früheren örtlichen Hindernifje bejtünden doch 
bei den heutigen ee nicht mehr, auch jei die Größe einer 
Stadt gar nicht maßgebend für deren gejchäftliches Bedürfniß. Es liege hier 
ein öffentliches Interejje vor, welches die unbejchränkte Annahme der Privat» 
noten bei allen Reichsbantjtellen und Nebenjtellen erfordere.“ 

Der Antrag verlor dadurch) an Bedeutung, daß der Vertreter der Re- 
gierung folgende Eröffnungen machte’): Die Reichsbank geht über die ihr 
durch das Bankgeſetz gemachten Berpflichtungen Hinfichtlich der Annahme von 
Privatbanfnoten hinaus. Sie verlangt erjtens nicht den ftriften Nachweis, 
daß die im $ 19 vorgejchriebene Eimvohnerzahl erreicht ift. Ferner hat die 
Neichsbankverwaltung ein fogenanntes natürliches Umlaufsgebiet für Privat: 
banfnoten fonjtruiert, in defjen Grenze jämmtliche mit Safjeneinrichtung ver: 
jehenen Reichsbankanſtalten Privatbanfnoten in Zahlung nehmen. Die Grenzen 
diejes Umlaufsgebiet3 find daraus zu erjehen, daß die einzelnen Banknoten 
an folgenden Reichsbanfanftalten in Aabfumg genommen werden. Nämlich die 
Noten der Sächſiſchen Banf zu Dresden bei den Bankanjtalten innerhalb des 
Königreihs Sachſen und bei den Banfanjtalten in Halle, Gera und Görlitz; 
die der Badijchen, Bayeriichen, Württembergiichen und Frankfurter Banf in 
Bayern, Württemberg, Baden, Heſſen, Eljaß-Lothringen und Frankfurt a/M. 
Allerdings ift hierbei nach Anficht der Regierung folgende Einſchränkung nöthig, 
daß die durh einen Bankvorjtand verwalteten Nebenjtellen mit Rüdjicht auf 
ihre bejchräntten Fonds Privatbanfnoten nur injoweit annehmen, als jolche 
zur Tilgung einer Schuldverbindlichfeit gegen die Reichsbank eingezahlt werden, 
während bei den übrigen in Frage kommenden Bankanjtalten die Annahme 
uneingejchränft jtattfindet. Ferner wurde von der Regierung die Erflärung 
abgegeben, daß die Reichsbank es auch fernerhin in diefer Weife mit der An- 
nahme von Privatbanfnoten halten werde. 

Alle dieje Beitimmungen haben den Zwed, dem deutjchen Publikum in 
den Noten der verjchiedenen Banfen ein Umlaufsmittel zu geben, das aller: 
wärts ohne Berlujt und Behelligung zu brauchen ijt?). 

Die jtrengen Beitimmungen des Banfgejeges haben zentralifierend auf das 
Notenbankwejen in Deutichland eingewirft. Es verzichteten noc, vor dem In— 
frafttreten des Banfgejeges zwölf Banken auf ihr Privileg der Notenausgabe, 
nämlich die Ritterjchaftliche Privatbant in Bommern, die Kommunalftändijche 
Bank für die preußische Oberlaufig, die Banken in Weimar, Oldenburg, Mei: 
ningen, Gotha, Dejjau, Sondershaujen, Gera, dann die Niederjächjiiche zu 
Bücdeburg, Leipziger und Lübecker Banf, am 31. Januar 1876, die Bank des 
Berliner Kafjenvereins, am 24. April 1876, die Landesbank von Homburg 
v.d. 9., am 11. Juli 1877 die Noftoder Banf, die fich den fafultativen 
Beitimmungen nicht unterworfen hatte; am 1. Juni 1886, 1. März bezw. 
1. Oftober 1889 folgten dann die Kommerzbanf zu Lübeck, Hannoverjche und 
Bremer Banf. Am 31. Januar 1886 bezw. 18. Januar 1890 Liquidierten 
die Kölniſche Privatbanf und der Leipziger Safjenverein. Mit Ablauf des 
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Sahres 1890 erlojch die Befugnis zur Notenausgabe folgender Banken: der 
Magdeburger Brivatbanf, der Danziger Privataftienbanf, der Provinzialaftien: 
bank des Großherzogthums Poſen und der Chemniger Stadtbanf; dasjelbe 
geſchah mit der Bank von Breslau am 1. Januar 1895), 

Es beitehen daher heute nur noch acht Notenbanfen, nämlich die Baye— 
riiche, Sächliiche, Frankfurter, Württembergische, Badiſche Notenbanf und die 
Bank für Süddeutjchland in Darmjtadt und die Braunjchweiger Banf. Lebtere 
it von geringer Bedeutung, da jie fich nicht dem $ 44 des Banfgejeges unter: 
worfen bat, und ihre Noten daher nur im Herzogthum Braunschweig zu Zah— 
lungen verwandt werden dürfen. An Stelle der preußijchen Bank iſt befannt- 
li) die Reichsbank getreten. 

III. Abſchnitt. 
Der heutige Zuftand. 
1. Die Berfehrsanitalten. 

Als ein weiteres wichtiges Mittel, die Gebrauchsfähigfeit der einzelnen 
Banknoten wejentlich zu erhöhen, erjcheint uns endlich ihre Zulafjung an den 
öffentlichen Kaffen. Inwieweit dieje jtattfindet, joll vorerjt in rein jachlicher 
Weiſe dargeftellt werden. Erſt wenn wir dieje Verhäftniffe kennen gelernt 
haben, wollen wir uns auf eine Kritik einlajjen. 

Wir beginnen mit den Berkehrsanftalten, die jicherlich für das Publikum 
die wichtigiten öffentlichen Kaſſen bejigen, da e8 naturgemäß mit diefen am 
meijten in Berührung fommt. 

Da dem Reiche zwar für das ganze Neichsgebiet die ausfchließliche Ge: 
jeßgebung über die Poſt und Telegraphie zufteht, Bayern und Württemberg 
jedoch zur inneren Verwaltung der Pot und Telegraphie in ihrem Lande 
befugt find, jo finden wir auch über Annahme von Banknoten an den Poſt— 
fajjen in jedem diejer drei Pojtbezirfe eigene verjchiedenartige Beitimmungen. 

Für das ganze Gebiet der Neichspojt ift die Annahme von Noten der 
Neichsbanf durch $ 6 der Dienftvorschrift für dieſe Anftalten angeordnet worden, 
und zwar iſt dabei folgende Einjchränfung gemacht. Die Noten werden nur 
angenommen bei allen den Nennwert der Noten erreichenden oder überjteigen- 
den Zahlungen; und bei geringeren Zahlungen nur, fofern daraus feine Un— 
zuträglichfeiten für den Kaſſenbetrieb entjtehen. 

Dieje Dienſtvorſchrift it entitanden im Anjchluß an den Zirkularerlaß 
des Königlich Preußischen Finanzminijters vom 5. Januar 1876*), welche die 
Annahme von Noten der NReichsbanf an den preußiichen Staatskaſſen befiehlt, 
nad) einer von der oberjten Pojtbehörde mit dem damaligen Reichskanzleramt 
getroffenen Bereinbarung. 

Nicht ſo einheitlich it die Annahme der Privatbanfnoten geordnet. Sie 
gründet ich auf eine Verfügung des Generalpojtmeifters vom 21. Juni 1876 °). 
Danach werden die Banknoten der Privatbanfen nur in den Oberpojtdireftions: 
bezirfen angenommen, die den Sit der Bank in jich einjchließen, jo die Noten 
der Frankfurter Bank in dem Oberpoſtdirektionsbezirk Frankfurt, oder es wird 
die Privatbanf als Landesbank betrachtet und ihre Noten werden in dem 
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Staaten, ‚Jahrgang 1876, Nr. 2 ©. 23/24. 

an ı ML Amtsblatt der deutichen Reichs-Roft- und Telegraphen-Verwaltung Jahrgang 
1876 Wr. 48, 
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ganzen Land zugelajjen, jo die Noten der badijchen Bank in den Oberpoft- 
direftionsbezirfen Karlsruhe und Konſtanz, die der jächjiichen Banf in den 
Oberpoftdireftionsbezirfen Leipzig, Dresden und Chemnig‘) und endlich Die 
Noten der Bank für Süddeutichland in den Oberpojtdireftionsbezirfen Frank: 
furt a/M. und Darmjtadt angenommen. 

Für die im Jahre 1876 noch bejtehenden, heute aber entweder liquidierten 
oder wenigjtens nicht mehr mit dem Nechte der Notenausgabe ausgeftatteten 
Banken find ähnliche Beitimmungen getroffen gewejen. Auch darüber, was 
die öffentlichen Kaſſen mit den bei ihnen eingezahlten Banknoten beginnen jollen, 
iind beftimmte Anordnungen in der erwähnten Verfügung getroffen. Die 
Privatbanfnoten dürfen zu Auszahlungen verwandt werden, jofern die Wieder: 
ausgabe feine Schwierigkeiten macht. Sonjt werden die Banknoten an die 
vorgeſetzte Kaſſe eingezahlt oder umgewechjelt. Dieje Oberpojtlafjen dürfen 
die Noten entweder der Bank zur Einlöjung präjentieren oder zu Zahlungen 
verwenden umd zwar jowohl an andere Oberpojtfajjen al® auch an die 
Generalpoſtkaſſe, die ihrerjeitS dann dieſe Noten zu Zahlungen an die Reichs— 
hauptlafje verwenden darf. So beftimmt unjere Verfügung. In Wirklichkeit 
wird die Wiederausgabe der Banknoten wohl jelten Schwierigfeiten machen, 
bauptjächlich gilt die8 von großen Handeld- und Induftrieftädten, die doch 
auch für den Geldvertehr weitaus die wichtigjten find. Es ift befannt, daß 
die Boit in Mannheim alle eingehenden PBrivatbanfnoten wieder zu Zahlungen 
verwendet. Die Induſtriellen, Kaufleute nehmen dieje auch ohne Einrede an 
und zahlen fie in die Neichsbanf auf ihr Giro-Konto ein, um dann eventuell 
jofort diefe Summe wieder durch Ched zu erheben, wobei jie dann nur Gold 
oder Neichsbanfnoten erhalten. Auf dieſe Art iſt es ihmen ein Leichtes, jich 
unbequemer Privatbanfnoten zu entledigen. 

Diefe Hauptverfügung über Annahme von Privatbanfnoten ift unter dem 
Vorbehalt jederzeitigen Widerrufs erlafjen worden. 

Der Widerruf wird angedroht in einem Nundjchreiben des Generalpojt= 
meilterd vom 3. Juli 1876 an jämmtliche Kaijerliche Oberpojtdireftionen?), 
wenn die Privatbanfen Schwierigfeiten machen jollten, für faljche Noten, die 
ohne grobes Verjehen des Beamten angenommen worden find, Erja zu leijten, 
ferner etwaigen Anträgen in Bezug auf Verfolgung durch Diebftahl abhanden ge: 
fommener Noten, die nach Lit. und Nr. bekannt find, fich widerjegen jollten. Dies 
iſt ein billiges — der Poſtverwaltung, weil die Privatnotenbanken durch 
die Zulaſſung ihrer Noten als Zahlungsmittel doch ſicher große Vorteile haben. 

Auch ſcheinen die Privatnotenbanken mit dieſen Beſtimmungen einver— 
ſtanden geweſen zu ſein, denn ein Widerruf der Verfügung vom 21. Juni 1876 
iſt nicht erfolgt. 

Nur beim Erlöſchen der Befugniß zur Notenausgabe einzelner Banken 
oder bei deren Liquidation ſind Verfügungen erlaſſen worden, die Noten dieſer 
Banken nicht mehr in Zahlung zu nehmen“). Nicht ausnahmslos wird dieſe 


! Der Oberpoftdireltionsbezirt Chemniß ift in diefer Verfügung des Generolpoitmeiiters 
nicht erwähnt, da er erit vor einem Jahr geichaffen wurde, durch Theilung des Oberpoft- 
direftionäbezirfs Leipzig. Es gelten aber für ibn dielelben Beitimmungen in diefem Punkte 
wie für den Obervottdireltionsbezirt Leipzig. 

Die Kenntniß diefer Verfügung verdanke ich perlönlichen Erhebungen bei der Kaifer- 
lichen Oberpoftdireftion in Straßburg. 

’), Vgl. Amtsblalt der deutihen Reichs-Boit- und Telegrapbenverwaltung Jahrgang 
1888 Nr. 77, Jahrgang 1889 Nr. 76, Yahrgang 1890 Nr. 57, Jahrgang 1891 Nr. 17, 
Jahrgang 1894 Nr. 81. 
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Verfügung vom 21. Juni 1876 durchgeführt, in einigen Oberpoftdireftionss 
bezirfen bejtehen nämlich Ausnahmen davon, die entweder jelbjtändig von 
den Oberpojtdireftoren erlajjen wurden oder auf einer Spezialverfügung des 
Reichspoſtamts beruhen. Eine jchr weitgehende Sonderftellung haben in diejer 
Frage die zu den Oberpojtdireftionsbezirfen Karlsruhe und Konjtanz gehörigen 
Bojtanjtalten. Es umjafjen dieje Bezirke ganz Baden und außerdem noch die 
Hohenzollern’ichen Lande. In diefen Bezirken nämlich war vor Erfah der 
Verfügung vom 21. Juni 1876 bereit® am 9. Dezember 1875!) die Frage 
über Annahme von Privatbanfnoten durch eine Verfügung der Oberpojtdireftion 
dahin geregelt, daß außer den Noten der Badiſchen Bank auch die der Baye- 
riichen, der Württembergijchen, der Frankfurter Notenbank und der Banf für 
Süddeutjchland in Hablung — werden dürfen. Nach Erſcheinen der 
Verfügung vom 21. Juni 1876 wurde durch ein Rundſchreiben vom 7. Juli 
1876') des Kaiſerlichen Oberpoſtdirektors in Karlsruhe ausdrücklich den ein— 
zelnen Poſtämtern bekannt gemacht, daß die Verfügung vom 9. Dezember 1875 
in Kraft bleiben ſollte. Dieſer Ausnahmezuſtand Badens wurde dann durch 
einen Erlaß des Generalpoſtmeiſters vom 22. November 1878)) ſanktioniert, 
nachdem der Präſident des Reichskanzleramts ſich damit einverſtanden erflärt 
hatte. Der Umjtand, daß Baden, Württemberg und Bayern benachbart it, 
macht das größere Entgegenfommen jeiner Pojtanjtalten in Bezug auf die 
Annahme von Privatbanfnoten leicht begreiflich, wenn man weiß, daß aud 
die bayerijchen und wiürttembergijchen Boten ungefähr denjelben Standpunft 
einnehmen. 

Weitere Ausnahmen finden wir dann in dem Oberpoſtdirektionsbezirk 
Braunjchweig, wo auf Grund einer Verfügung des Generalpojtmeijterd aus 
dem Jahre 1876 die im Herzogthum Braunjchweig gelegenen Poſt- und Tele 
graphen-Kaſſen ermächtigt worden jind, Noten der Braunjchweiger Bank in 
Zahlung zu nehmen, Die übrigen Kajjen des Oberpoſtdirektionsbezirks Braun— 
jchweig, die ja auf preußiichem Gebiet liegen, find hierzu nicht berechtigt, was 
aus $ 43 des Banfgejeges ja jofort erjichtlich ‘). 

Im Königreich Sachſen (Oberpoftdireftionsbezirfe Dresden, Leipzig und 
Chemnig) werden außer den jchon erwähnten Noten der ſächſiſchen Bank zu 
Dresden noch, nach dem vom Reichspoſtamt mit Vorbehalt jederzeitigen Wider: 
rufs getroffenen allgemeinen Anordnungen, die Noten der landftändiichen Bank 
des Königlich Sächſiſchen Mearkgrafentyums Oberlaufig in Baugen als Zah: 
lungsmittel angenommen!). Es zählt dieje landſtändiſche Bank in Baugen nicht zu 
den Notenbanten, da jie feine Wechjel disfontiert?). Sie unterfteht daher dem 
$ 54 des Banfgejeges, in welchem ausdrüdlich die Anwendbarkeit des $ 43 
(Umlaufsfähigfeit nur in dem Lande, das die Konzeſſion ertheilt hat) auf diejes 
Papiergeld erflärt wird. 

Auch in der Stadt Straßburg (nicht Bezirk) werden von den jtädtijchen 
Poſtanſtalten im Gegenfag zu den allgemeinen Beftimmungen ausnahmsweije 
Banknoten der Badiichen Bank in Zahlung genommen. Der Oberpojtdireftor 
hat die PBojtanftalten unter dem 29. Juli 1890 dazu ermächtigt. Die Noten 
der badijchen Bank werden nicht wieder zu Auszahlungen verwandt, jondern 
an die Neichsbanf abgeführt. Es ijt diefe Ausnahme eine Konzefjion an das 

B. M. 

2 Vgl. Koch, die Reichsgeſehgebung über Münze und Notenbankweſen S. 133. 
Anm. 177. 
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Publikum, die durch die regen Handelöbeziehungen zwijchen Baden und dem 
Reichsland bedingt ift und auch für die Poſt feine nachtheiligen Folgen haben 
fann, da fie ja, wie erwähnt, die badischen Banknoten ohne Mühe und Ver— 
luft an die Reichsbank einzahlen fann. 

In den anderen Oberpoitdireftionsbezirfen bejtehen feine Ausnahmen von 
der generellen Berfügung. Wenigjtens ift dieſe nicht Durch andere Verfügungen 
offiziell abgeändert worden. Dab aber hauptjächlich in größeren Städten Die 
Poſt in diefer Beziehung ih dem Bublifum gegenüber entgegenfommender 
verhält, als fie rechtlich verpflichtet ift, Dürfen wir ficher annehmen. Mit 
anderen Worten, ich glaube nicht, dab die Verfügung vom 21. Juni 1876 
überall mit unerbittlicher Strenge durchgeführt wird. 


Wie überhaupt die Süddeutjchen Staaten in der Annahme von Bank: 
noten viel weitere Grenzen gezogen haben, al3 die Norddeutichen, jo auch die 
Bayeriſchen und Württembergijchen Boten verglichen mit der Neichspoft, mit 
der einzigen Ausnahme der Reichspojt im Großherzogtgum Baden. 

In Bayern!) werden nach einer Verfügung vom 6. September 1876 der 
Poſtabtheilung der Generaldireftion der königlich bayerijchen Verkehrsanſtalten 
die Noten der Bayerischen Notenbank und der Reichsbanf bei allen Zahlungen 
angenommen, die den Nennwert der Noten erreichen oder überjteigen. Dieje 
Noten Dürfen auch wieder zu Auszahlungen verwandt werden, wenn der Em— 
pfänger dagegen feine Einrede erhebt. Mit denjelben Einjchränfungen wie bei 
den oben erwähnten Banknoten, werden auch alle in den allgemeinen Umlauf 
zugelajfenen Banknoten bei Zahlungen an die Poftanjtalten zugelafien. Cs 
jind das die Noten aller Banken, die ſich den fakultativen Bejtimmungen des 
Bantgejeges unterworfen haben. Zur Zeit, als die Verfügung erlafjen wurde, 
waren Dies noch jechzehn Banken, von denen, wie wir willen, heute nur noch 
fünf beitehen. Sowohl in diejer eriten Verfügung als auch in einem Dienſt— 
befehl (Nr. 46) vom 27. September 1895 wird jedoch bejtimmt, dab dicje 
Banknoten „für Auszahlungen nicht wieder zu verwenden, jondern an die Be- 
zirtsfaffen bezw. an die Zentral-Poſtkaſſe abzuliefern ſind.“ 

Die königlich württembergifche Post geht nicht jo weit wie die bayerijche 
Pot, verhält ſich aber andererjeits nicht jo ablehnend wie die Neichspoit. 
Nachdem für jämmtliche württembergiiche Kafjen durch eine Verfügung der 
Minijterien der auswärtigen Angelegenheiten, des Innern und der Finanzen 
vom 18. Januar / 5. Februar 1876?) angeordnet war, Neichsbankuoten bei 
allen den Nominalwert erreichenden oder überjteigenden Zahlungen anzunehmen, 
wurde von denjelben Minijterien unter dem 1. März 1876°) dasjelbe bejtimmt, 
für die Banknoten der Württembergischen Banf, der Badijchen, der Bayeriichen, 
der Frankfurter Notenbanfen und der Bank für Süddeutſchland. In diejer 
Verfügung find keinerlei Beſtimmungen getroffen, wie e3 die öffentlichen Kaſſen 
mit der Wiederausgabe der eingegangenen Banknoten halten ſollen. Für die 
Reihsbanknoten und die Noten der Württembergijchen Bank dürfen wir jedoch 
annehmen, daß ihre Wiederausgabe ohne Einjchränfung und Schwierigkeit 
erfolgen wird. Bei den anderen Banknoten jedoch möchte ich annehmen, daß 
fie ähnlich wie bei der bayerischen Pojt nicht mehr zu Auszahlungen ver: 





!, Die Kenntniſſe über bie —— bayeriſche Poſt beruhen auf perſönlichen Er— 
hebungen beim Poſtamt Ludwigshafen a/Rh. 

2: Vgl. B. W. umd Regierungsblatt für Württemberg Jahrgang 1876 ©. 51. 

) BD. und Regierungsblatt für Württemberg Jahrgang 1876 ©. 92, 
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wendet, jondern an die Neichsbant oder die Württembergijche Notenbank ab: 
geführt werden. 

Die zweite Art der Verfehrsanitalten, die von großer Bedeutung find, 
jind die Eijenbahnen, die in den legten Jahrzehnten in Deutjchland fait aus: 
Ihlieglih Staatsbahnen geworden find. Nur auf dieje werden wir hier Rüd- 
jicht nehmen und zwar nur jo weit, als für jie bejondere Beitimmungen ges 
troffen find, welche von denen abweichen, die für die anderen Landeskaſſen 
gültig jind; wenn dies nicht der Fall, jo werden wir fie erjt mit einem Wort 
erwähnen, wenn wir die übrigen Kaſſen des betreffenden Landes behandeln. 

Zuerſt wollen wir noch darauf aufmerfjam machen, dag in Württemberg ') 
für die Bahn diejelben Beitimmungen bejtehen wie für die württembergiiche 
Poſt und dasjelbe für Bayern der Fall ijt mit einer Ausnahme, welche durch 
Verfügung der Generaldirektion der königlich bayerijchen Verkehrsanſtalten vom 
4. September 1876?) folgendermaßen feitgejegt wurde: „Im Hinblid auf die 
Bejonderheiten des Neijeverfehrs jind bei den Billeten-Erpeditionen die be 
zeichneten Banknoten ohne Rüdjicht auf die Schuldigfeit des Neijenden thun— 
lichſt und infoweit die vorhandenen Mittel das Herausgeben des Ueberichufies 
über die zu entrichtenden Fahrtaxen geitatten, anzunehmen.” Es jind hier 
die Banfnoten aller Banfen gemeint, die fi) dem 8 44 des Bankgeſetzes 
unterworfen haben, für die aljo die Annahme der Banknoten nur für den Fall, 
daß die Schuldigfeit den Wertbetrag der Banknote erreicht oder überjteigt, 
aufgehoben wird. Es jei hier noch darauf aufmerkſam gemacht, daß dieſe 
Beitimmung nur für die Billeten-Schalter bejteht, nicht aber, wie in der er: 
wähnten Verfügung ausdrüdlich gejagt, bei den Zentral: und Bezirksfafjen 
und bei den Gütererpeditiongfafjen. 

Der Umftand, dat Preußen aus verjchiedenen früher jelbjtändigen Ge- 
bieten entjtanden, macht es begreiflich, daß auch im unjerer Frage in dem eine 
zelnen Gebieten verjchiedene Beſtimmungen beftehen. Einheitlich ift nur folgen: 
der Bunft geordnet und zwar in 8 19 der im Einvernehmen mit dem Königlid) 
Preußiſchen lag erlafjenen Gejchäftsordnung für Eijenbahnhaupt: 
fafjen vom 17. Dezember 1894 '). Erjtens: Neichsbanfnoten dürfen bei allen 
den Nennbetrag der Noten erreichenden oder überjteigenden Einzahlungen ans 
genommen und auch wieder verausgabt werden, falls die Empfänger dagegen 
feinen Einjpruch erheben. Zweitens: Zur Annahme von Privatbanfnoten iſt 
eine ausdrücdliche Ermächtigung nöthig; wie weit dieje ertheilt, werden wir 
jpäter jehen. Hingegen bejtimmt der cben erwähnte Paragraph über die 
Wiederausgabe von Privatbanfnoten folgendes: fie dürfen lediglich zu Zah: 
lungen an Anjtalten der Neichsbanf oder an Brivatbanfen verwendet werden. 
Die hiernach nicht zu Zahlungen Verwendung findenden Privatbanfnoten find 
zur Einlöjung zu bringen. Durch Erlaß des Minister der öffentlichen 
Arbeiten vom 30. April 1886?) find nun einzelne Eifenbahndirektionen zur 
Annahme von Privatbanfnoten ermächtigt worden. Natürlich mit der eben 
erwähnten Einjchränfung bei der Wiederausgabe. Bei den Beitimmungen ift 
an dem Grundjag feitgehalten, daß den Eijenbahnfafjen die Annahme von 
Privatbanfnoten joweit zu geftatten iſt, als dieſe auch von den Poſtkaſſen am 
gleichen Orte angenommen werden dürfen. Es werden daher die Noten der 
Frankfurter Bank und der Bank für Süddeutjchland in dem Regierungsbezirk 





) B. W. 
2) B. W. und Eiſenbahnverordnungsblatt Jahrgang 1886 Nr. 15 S. 365/66. 
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Wiesbaden mit Einjchluß des Kreiſes Wehlar angenommen, die der Sächſiſchen 
Bank im Sacjen und dem Herzogthum Sachjen-Altenburg. Ueber die im 
Sabre 1836 noch beftchenden Banken find ähnliche Verfügungen getroffen, die 
aber heute fein Interejje mehr für uns haben fünnen. An dem erwähnten 
Grundſatz feithaltend, wurde ferner beftimmt, daß die Noten der Braunjchweiger 
Bank an den preußiichen Eijenbahnfafjen im Herzogthum Braunfchweig an- 
genommen werden. Die Noten der Landftändiichen Bank der königlich —* 
ſchen Markgrafſchaft Oberlauſitz in Bautzen werden in der Kreishauptmann— 
ſchaft Bautzen angenommen. 

Dieſer Erlaß des Miniſters der öffentlichen Arbeiten vom 80. April 1886 
bat noch eine Aenderung durch eine Verfügung vom 24. Juli 1886') an die 
fönigliche Eijenbahndireftion im Frankfurt a/M. erfahren, wonach die Noten 
der Bank jür Siüddeutjchland und der Frankfurter Banf auch bei den im 
Großherzogthum Heſſen belegenen Stationen Kajtel, Offenbach, Mühlheim 
und Stleinjteinheim, jowie bei anderen zum Eijenbahndireftionsbezirt Frank— 
furt a/M. gehörenden Stationen, die im Regierungsbezirk Kaſſel gelegen find, 
annahmeberechtigt jind. Desgleichen it die Annahme der bayerijchen Banknoten 
bei den im Königreich Bayern gelegenen Stationen unjeres Eijenbahndireftiong- 
bezirfes gejtattet unter der Vorausjegung, daß auch die an den betreffenden 
Orten fich befindenden bayerischen Poftanftalten zur Annahme diefer Noten 
befugt jind. Wie wir wiljen, iſt dies der Fall. 

Sowohl bei den Reichgeijenbahnen?), als auch bei den föniglich ſächſiſchen 
Eijenbahnen!) werden auf Grund der Gejchäftsordnung für die Stationskafjen 
der Reichseiſenbahnen, bezw. einer vom föniglich ſächſiſchen Finanzminifter 
erlafjenen Verfügung vom 8. Februar 1876 alle Banknoten angenommen, die 
gejegliche Umlaufsfähigkeit im ganzen Reichsgebiet haben. In beiden Fällen 
jind feine bejchränfende Beſtimmungen getroffen, ferner ift auch darüber nichts 
gejagt, ob die eingehenden Noten wieder verausgabt werden Dürfen. 

In Heſſen beiteht nach einem Staatsvertrag mit Preußen vom 23. Juni 
1896 über die gemeinjchaftliche Verwaltung der zu einer Finanzgemeinjchaft 
vereinigten preußtjchen und heſſiſchen Bahnen die Bejtimmung, daß dieſe Bahnen 
nach dem jeweilig gültigen Verwaltungsvorjchriften für die preußijchen Staats- 
bahnen verwaltet werden. Daher ift auch für diefe Bahnen der jchon mehr: 
fach; erwähnte $ 19 der Gejchäftsordnung für die Eiſenbahnhauptkaſſen gültig 9 
nur ſind dieſe Bahnen noch durch Amtsblattöverfügung vom 20. Juli 1897 
ermächtigt, auch badijche Banknoten anzunehmen. Außerdem gibt e3 in Heſſen 
noch die unter Verwaltung von Preußen, Heffen und Baden ftehende Main- 
Neckar-Bahn, bei der Banknoten aller noch bejtehenden Banken mit Ausnahme 
derjenigen der jächjiichen Banf angenommen werden '). 

Es erübrigt noch einige Worte über die großherzoglich Oldenburgiſchen 
Staatsbahnen zu jagen. Durch eine Verfügung des inanzıniniftere vom 
17. Suni 1876 wurde die großherzogliche Eijenbahndireftion ermächtigt, außer 
Neichsbanknoten, nach ihrem Ermeſſen, joweit fie es unnachteilig und im 
Interefje des Verkehrs liegend findet, bei ihren Kafjen auch die auf Marf 
fautenden Noten der Banfen anzunehmen, die ſich den fafultativen Beſtim— 
mungen des Banfgejches unterworfen hatten ®). 


) B. MW. und Eifenbahnverordnungsblatt Jahrgang 1876 Nr. 15 S. 365/66. 

Dieje Kenntniß verdanke ich der gütigen Mitteilung der Kaiferlichen Generaldireftion 
der en in Eljaß-Lothringen. 
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2. Die übrigen Staatsfaffen. 


Während wir bei den Berfehrsanftalten überall pofitive Bejtimmungen 
über unjere Frage gefunden haben, ift dies bei den anderen Staatsfafjen micht 
der Fall. Oft Fehlt jede Beitimmung, und nur gewohnheitsrechtlih Hat fich 
ein Standpunft der betreffenden Negterung gebildet, der entweder den Privat— 
banfnoten gegenüber ablehnend oder entgegenfommend ijt. Wir wollen zu erjt 
mit den deutjchen Staaten beginnen, die dieje Frage durch Verordnungen ge— 
regelt haben. Wenn wir die ganze Stellung der preußiichen Negierung Privat: 
notenbanfen gegenüber bedenfen, wie fie jeit jeher war, jo fann es ung nicht 
Wunder nehmen, daß fie auch heute nur Neichsbanfnoten an ihren öffentlichen 
Kafjen annimmt und zwar mit derjelben Klauſel, wie dies bei der Reichspojt 
geihieht‘). Auch zu Auszahlungen dürfen die eingehenden Noten jederzeit 
wieder benußgt werden. So bejtimmt der ſchon erwähnte Zirkularerlaß des 
preußiſchen age vom 5. Januar 1876. Mehrere Betitionen der 
Frankfurter Bank, auch ihre Noten zuzulaffen, wurden von der preußijchen 
Negierung ftet3 abjchlägig beſchieden). Auf demjelben Standpunkt wie Preußen 
jteht das Großherzogthum Sachien-:Weimar, welches durch Minifterial-Befannt- 
machung vom 20, Dezember 1875 jeine Staatsfafjen in diefem Sinne anwies ’). 
Auch die Noten der Weimarifchen Bank wurden zugelafjen, die aber noch vor 
Inkrafttreten des Bankgeſetzes auf ihr Notenprivileg verzichtet hat. Im einer 
Geſchäfts-Vorſchrift vom 1. Oftober 1893 für die Großherzoglic; Sächſiſche 
Landes-Freditfafje werden auch vollgültige Noten der Leipziger Banf als zu- 
läjfig und verwendbar erklärt. Hierzu iſt zu bemerfen, dab aud die Banf 
ihon vor dem 1. Januar 1876 auf ihr Notenrecht verzichtet hat, und ihre 
Erwähnung in der bejprochenen Gejhäftsordnung daher nur auf Irrthum 
beruhen fann. Für Eljaß-Lothringen it ebenfalls die preußiiche Auffaſſung 
maßgebend. Hingegen befteht feine allgemeine Anordnung, wonach die Yandes- 
fafien die Noten der Neichsbanf in Zahlung anzunehmen haben. Dagegen iſt 
in den einzelnen Kafjeninftruftionen die Annahme von Reichsbanknoten aus: 
drüdlich als zuläfjig erklärt’). Bezüglich der Noten der Privatbanfen ijt die 
Bekanntmachung des Oberpräjidenten von Eljaß-Lothringen betreffend die Ber: 
waltung der direkten Steuern, des Etats- und Kaſſenweſens vom 11. Juni 
1875 maßgebend, welche beftimmt, dab vom 20. Juni 1875 ab die Banknoten 
jämmtlicher deutjcher Privatbanfen bei jämmtlichen Kaſſen der Landesverwal- 
tung von Elſaß-Lothringen nicht mehr in Zahlung angenommen werden dürfen ?). 
Seitdem ift eine weitere Anordnung nicht ergangen, die Nichtzulafjung ergiebt 
ji) aber auch ferner aus den einzelnen neueren Gejchäftsanweilungen für die 
öffentlichen Kafjjen. Noch bei drei deutjchen Staaten finden wir denjelben Zus 
ftand, wie den eben erwähnten, nämlich in Anhalt-Defjau?), Schwarzburg- 
Nudoljtadt?) und -Sondershauſen“). In den beiden legteren Staaten jind 
die Kajjen durch Verfügungen ausdrücklich ermächtigt, Neichsbanfnoten anzu: 
nehmen, während eine jolche Ermächtigung zu Gunjten der Brivatbanfnoten 
nicht bejteht. In Anhalt ift die Gejchäftsanweilung für die Herzoglich An— 
halt’iche Landeshauptlajfe vom 15. Dezember 1881 maßgebend. Danad) 
werden bei Geldeinnahmen außer Neichsmünzen und denjelben gejeglich 


) Da die innere Verwaltung des Fürſtentum Walde feit 1. Januar 1868 an 
Preußen übergegangen ift, dürfen wir annehmen, daß dort diefelben Prinzipien zur Geltung 
gelangt find, ü 

2, Die ze diefer Vorgänge verdante ich Mitteilungen der Frankfurter Bant, 
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gleichgeitellten Nusprägungen, Neichsfaffenfcheine und Reichsbanknoten an- 
genommen. Hiernach ıft die Annahme von Noten der Brivatnotenbanfen aus: 
geichlojjen. Auch in Reuß j. 2. und in Oldenburg werden laut Verordnung 
der Staatsminijterien vom 23. Dezember 1875 bezw. 17. Juni 1876 aus: 
ſchließlich Reichsbankfnoten angenommen!). Dasjelbe gilt für Neuß ä. 2., wo 
durch Bekanntmachung der Landesregierung vom 15. Dezember 1875 bejtimmt 
it, daß nur Neichsbanfnoten und die auf Reichswährung lautenden Noten der 
preußijchen Bank zur Annahme gelangen, PBrivatbanfnoten jedoch zurückgewieſen 
werden. In WVirflichfeit aber werden an diefen Staatskaſſen auch Noten der 
ſächſiſchen Bank zu Dresden, welche dort jehr zahlreich ſich im Umlauf be: 
finden, angenoınmen '). 

Im Gegenjag zu dem bisher behandelten Standpunkt, den vor Allem die 
preußijche Regierung vertritt, jteben die Süddeutjchen Staaten. Es fann uns 
dies nicht Wunder nehmen, weil in diefen Staaten eben noch Notenbanfen 
bejtehen, an deren Fortbejtchen den Regierungen gelegen ift. Und das Ent- 

egenfommen der einzelnen Staaten, den anderen ausländijchen, im deutjchen 

Neich gelegenen Banfen gegenüber wird auch diefe zu gleichen Maßregeln ver: 
anlajjen. Für Württemberg find die zwei Verordnungen, die fchon bei der 
Beiprechung der Württembergijchen Poſt und Bahn erwähnt find, auch für 
die anderen Kaſſen maßgebend. 

In Baden ift unjere Frage durc eine Verordnung über das Kaffen- und 
Rechnungswejen entjchieden. In der neuſten Faſſung vom 21. Dezember 1896 ') 
jagt der $ 77: Zahlungen an die großherzoglichen Staatsfafjen fünnen u. U. 
geleijtet werden in Banknoten, joweit das Finanzminifterium die Ermächtigung 
dazu erteilt hat. Dieje beiteht bezüglich der Noten der Reichsbank, der 
Badijchen, Bayerischen, Württembergiichen Banf und der Bank fir Sitddeutjch- 
land. Es iſt jedoch den Kaſſen anheimgejitellt, Zahlungen in Noten, die den 
Betrag der Schuldigfeit erheblich überjteigen, bei denen aljo vorwiegend die 
Abficht der Tas. Wie unterjtellt werden fanı, abzulehnen. Ein Unter: 
jchied zwijchen den Noten der Reichsbank und der Badiſchen Banf einerjeits 
und denen der übrigen Banfen andererjeit3 wird nur injomweit gemacht, dab 
jene auc im bejchädigten, bejchmußten Zujtand angenommen werden, dieſe 
jedoch in diefem Falle zurückzuweiſen find. Diejelben Bejtimmungen finden 
auch Anwendung auf die Kajjenjtellen der großherzoglich badijchen Staats: 
eijenbahnen '). 

Im Großherzogthum Hefjen wurde durch Ausjchreiben an jämmtliche 
Rentämter, Obereinnehmereien und Hauptjteuerämter vom 12. Januar 1876 
Folgendes bejtimmt‘'). Außer den Noten der Reichsbank find bis auf Weiteres 
die Noten der Bank für Süddeutjchland und der Frankfurter Bank bei Zah: 
lungen anzunehmen und dürfen an die Hauptitaatsfafje abgeliefert werden. 
Die Annahme von Zetteln der Banken, Die ji) dem S 44 unterworfen haben, 
ift den Kaſſen injoweit geftattet, als jie diejelben wieder zu Auszahlungen ver: 
wenden fünnen. Bon Diem Nechte scheinen die Kafjenitellen jedoch wenig 
oder gar nicht Gebraucd gemacht zu haben, jonjt wäre die Verordnung vom 
24. April 1896 nicht gut denkbar). Dieje bejtimmt, daß die Noten der 
badischen Banf an allen Kaſſen unbejchränft anzunehmen und die eingegangenen 
Beträge, joweit fie nicht zu den diejen obliegenden Auszahlungen verwendet 
werden fönnen, an die Hauptjtaatsfafje abzuliefern find. Dieje Bejtimmung 
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fand erſt dann die Zuftimmung des heffischen Finanzminifteriums, nachdem 
jich die Bank für Handel und Induftrie in Darmjtadt bereit erflärt Hatte, die 
jeweils angefammelten badijchen Banknoten einzulöjen‘). Die Entjtehung diejer 
für die Badische Bank jo günftigen Beſtimmung in Hefjen ijt äußert lehrreich 
und weift mit Nothwendigfeit darauf hin, auf welche Weile fich die Privat- 
banken einen gejicherten Notenumlauf erringen könnten. Möglichit viele Ein- 
löjungsstellen ift das geeignete Mittel. Zwar würden fi) dadurch Staaten, 
die prinzipiell gegen die Annahme von Privatbanfnoten find, vor allem Preußen, 
auch hierdurch nicht zur Aufgabe ihres Standpunftes bewegen laſſen, aber 
höchſt wahrjcheinlich die Staaten, die gar feine Bejtimmungen über dieje Frage 
getroffen haben und ſich dennoch ablehnend verhalten. 

Genau das gleiche Prinzip verfolgen die beiden Klönigreiche Sachſen uud 
Bayern, da fie neben den NReichsbanfnoten nur noch die Noten der Banken, 
die in ihrem Lande gelegen find, als annahmefähig erklärt haben. In Sachjen 
beruht dies auf einer edle vom 8. Dezember 1875, die von jämmt: 
(ihen Minifterien erlafjen wurde“). Die jächjiichen Bankinftitute waren da— 
mals die ſächſiſche Bank zu Dresden, die Oberlaufiger landftändiiche Bank, 
die heute noch Noten ausgeben, und die Leipziger Bank, der Leipziger Kaſſen— 
verein und die Chemniger Stadtbanf, die auf ihr Notenrecht Verzicht geleiftet 
oder liquidiert haben. 

In Bayern haben wir zwei Entfchliegungen des Finanzminifteriums zu 
berüctjichtigen, die vom 29. Oktober 1875°) und 16. Augujt 1876'). Um 
ihre gewohnten Gejchäfte auch unter dem Bankgeſetz weiter betreiben zu fünnen, 
hat die Bayerische Wechjel- und Hypothefenbant auf ihr Notenrecht verzichtet, 
und im November 1876 eröffnete die mit allerhöchiter Genehmigung begründete 
Bayerijche Notenbank ihre Gejchäfte. Sie übernahm es, die Noten der Baye- 
riichen Hypotheken- und Wechjelbanf einzulöjen. Analog ihrem Berhalten 
diejer Bank gegenüber hat die bayerische Regierung auch für die Noten des 
neuen Unternehmens Folgendes bejtimmt: Marknoten der Bayerischen Noten: 
bank find zu ihrem Nennwert (al pari) in Zahlung anzunehmen und, vor- 
behaltlich der Nechte Dritter, wieder zu Zahlungen zu verwenden. Eine baare 
Einlöjung oder Ummwechjelung der Noten bei den Staatsfajjen findet nicht jtatt, 
weshalb die Annahme auf ſolche Zahlungen bejchränft bleibt, deren Betrag 
wenigitens dem Nennwert der an Zahlungsitatt übergebenen Noten gleich: 
fommt. Dasjelbe bejtimmt die vorher genannte Entjchliegung vom 16. Auguft 
1876 für die Neichsbanfnoten. Hier wird noch ausdrüdlich erwähnt, daß 
andere Banfnoten weder in Zahlung genommen, noch abgeliefert werden 
dürfen. 

Auc in Braunjchweig, dem einzigen noch unerwähnten Staat, der auc) 
eine Bettelbanf im eigenen Lande hat, nehmen die öffentlichen Kaſſen dieſe 
Noten an, und zwar tt hier immer noch die Verfügung, die jchon bejprochen 
iit, aus dem Jahre 1854’) maßgebend. Ueber Neichsbanfnoten find feine Be: 
ſtimmungen getroffen. Daß jte zu Zahlungen zugelafien jind, beruht auf Gewohn— 
beit und erflärt jic) aus Zwedmäßigfeitsrüdjichten. Das eben über die Reichs— 
banfnoten Gejagte gilt auch für die freie und Hanjejtadt Hamburg. Den der 
Hauptitaatsfaffe untergebenen Kafjen wurde von der FFinanzdeputation unter 
dem 1. März 1876 mitgetheilt, daß dieje die Hauptjtaatsfafje ermächtigt habe, 
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Diejenigen deutſchen Privatbanfnoten anzunehmen, welche zu Folge Verfügung 
des Reichskanzlers im gejammten Gebiet des Deutichen Reichs als Zahlungs: 
mittel gebraucht werden dürfen. Uebrigens wird es den einzelnen Kafjenjtellen 
überlafjen, ob ſich bei ihnen ein gleiches Verfahren empfiehlt. Der Zwed 
diejer Mittheilung ijt lediglich der, die öffentlichen Kafjen zu vergemwifjern, dat 
die etiva von ihnen angenommenen Noten der Privatbanfen bei der Haupt: 
ſtaatskaſſe nicht zurückgewieſen werden‘). 

In allen anderen deutjchen Staaten beftehen überhaupt weder für Reichs- 
banfnoten noch für Privatbanfnoten irgend welche Beitimmungen'). Es werden 
aber die Reichsbanfnoten in allen dieſen Staaten angenommen, aber es wird 
hierbei meijt betont, daß dazu abjolut feine Verpflichtung bejteht, was ung 
nicht verwundern darf, da ja im Bankgeſetz dieje nicht feſtgeſetzt iſt und eben 
nur Durch Verordnungen d. h. auf dem Verwaltungsiweg normiert werden kann. 
Daß es gerechtfertigt jei, eine folche Frage, die doch ficher nicht ohne Bedeu: 
tung iſt, vollftändig ungeregelt zu lafjen, müſſen wir freilich ganz bejtimmt 
verneinen. Denn das Publitum auf die Laune des betreffenden Beamten an= 
zuweiſen, ift jicher nicht im Sinne einer geordneten Verwaltung. Im diejen 
rechtlich ungeordneten Verhältniſſen laffen jich nun zwei Richtungen erfennen. 
Die erjte, vertreten durch die Herzogtümer Sachjen-Meiningen und Sachſen— 
Altenburg und die freie Hanjeltadt Bremen, macht feinen Unterjchied zwiſchen 
den Reich3banfnoten und den Noten der Banken, die jich dem 8 44 des Banf- 
gejeges unterworfen haben, und nimmt fie in gleicher Weife bei ihren öffent- 
lichen Kaſſen an. In den anderen Staaten, nämlich) Meclenburg- Schwerin 
und Mecklenburg-Strelitz, Sachſen-Coburg-Gotha, Lübeck, Schaumburg-Lippe 
und Lippe-Detmold, verweigern die Staatskaſſen die Annahme von Privat: 
banfnoten, nehmen aber, wie jchon gejagt, Reichsbanknoten an. 


IV. Abſchnitt. 
Schlußfolgerungen. 

Der Zweck der Aufzählung diejer verjchiedenartigen Beſtimmungen über 
die Annahme von Banknoten an öffentlichen Kaſſen ift einmal der, diejen that- 
jächlichen Zuftand zur allgemeinen Kenntnis zu bringen?). Aber andererjeits 
fünnen wir aus dieſen Verhältniffen mancherlei Schlüffe ziehen. Das Erfte, 
was Jedem auffallen muß, ift, daß diefer Zuftand feineswegs den Anforde: 
rungen entjpricht, welche man an ein einheitliches Wirtjchaftsgebiet zu jtellen 
berechtigt ift. Wir haben die jtarf privilegierte Reichsbank, und daneben die 
mit weniger Nechten ausgeftatteten reinen Privatnotenbanfen. Die Reichs— 
banfnote, die im ganzen Reichsgebiet die gleiche Stellung einnimmt, jei es 
num, daß dies auf Verordnungen oder Verfügungen, jei es, daß dies auf Ge- 
wohnheitsrecht beruht; daneben die anderen Banknoten, die gejeglich die gleiche 
Stellung einzunehmen berechtigt wären, thatjächlich aber, obwohl nirgends 
verboten ?), doch bald hier, bald da, nicht als gleichwertig anerfannt und zu— 
gelajfen. Die Aufgabe des Reichs war es, „die Einheitlichkeit des nationalen 
Marktes zur Vollendung zu führen“). Daß dies nicht erreicht iſt, müffen wir 


3. 

?) Bis jet war nur der Zirkular-Erlaß des preußiichen Finanzminiſters vom 5. Yan, 
1876 veröffentliht. Dal. Soetbeer, Die Miünzverfaflung, S. 248/49. 
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bedauern, und Abhilfe zu jchaffen ift dringend nötig, zumal da auch unter 
den heutigen Berhältnifjen die Privatbanfnoten niemals ihre volfswirtichaft- 
lichen Funktionen volljtändig erfüllen können. 

Die Banknote joll ein Kreditmittel jein, aber auch ein Geldjurrogat. Es 
liegt im Wejen der Banknote, daß fie Geld als Zahlungsmittel vollitändig 
erjegen fanı. Man darf die Banknote daher nicht auf eine Stufe ftellen 
3. B. mit dem Wechjel oder anderen Sreditmitteln. 

Durch einen Wechjel wird eine Zahlung nur Hinausgejchoben, aber nicht 
endgültig geleifte. Wird der Wechjel indofjiert, dann leitet damit der In— 
dofjant immer noch nicht dem Indofjatar Zahlung, er verjpricht nur, daß der 
Trafjat am beftimmten Tag zahlen wird. Thut Diejer das nicht, jo hat der 
Indofjatar einen Regreßanſpruch an den Indoſſanten. Diefer wieder an jeine 
VBordermänner, bis zum Ausjteller hinauf. Es kann aljo der Ausiteller ge: 
zwungen werden, die Summe, die er durch Wechjel zu tilgen dachte, nad) 
Fälligkeit des Wechjeld in Baar zu bezahlen und zwar an den Nemittenten, 
diefer dann an den erſten Indofjatar u. j. w. Es find alfo durch den Wechjel 
eine Reihe von Forderungen zwar aufgejchoben worden, aber niemals aus der 
Melt geichafft, fie beftehen fort umd erlöjchen erjt mit der Bezahlung des 
Wechſels. Ganz anders verhält fich dies mit der Banknote. Hat Jemand 
eine Banfnote in Zahlung gegeben, ohne daß der Empfänger dagegen Ein: 
jpruch erhoben hat, jo iſt dieſe Forderung gelöft, fie bejteht nicht mehr, ganz 
gleichgültig, wa8 der Empfänger mit der Banknote beginnt, oder ob die Banf 
ihre Einlöjungspflicht erfüllt. 

Wir haben eben gejehen, daß die Banfnote de facto Geld al! Zahlungs 
mittel erjegen fann, aber eine Borausjegung mußten wir als gegeben betrachten, 
nämlich die: „wenn der Empfänger gegen die Annahme der Banknote feinen 
Einjpruch erhebt." Mit diefem Einfpruch wird es unmöglich, daß die Bank: 
En die volf3wirtichaftliche Funktion, ein Erjfagmittel für Metallgeld zu jein, 
erfüllt. 

Wenn wir diejed Rejultat auf die deutjchen Zuftände anwenden, jo ergiebt 
ſich: Gegen die Reich&banfnoten wird dieſer Einjpruch niemals geltend gemacht, 
hingegen geichieht dies gegen die Privatbanfnoten. Bor Allem dann, wenn 
mit diefen Zahlungen an öffentliche Kaſſen geleitet werden jollen, und in 
natürlicher Folge davon auch von Privaten, die jich nicht der Gefahr aus- 
jegen wollen, ein Zahlungsmittel in die Hände zu befommen, deſſen Verwen— 
dung an Öffentlichen Kafjen teilweiſe unmöglich it. Daraus folgt: der Reichs: 
banknote allein ift es möglich, dieje bejprochene Funktion zu erfüllen, den Noten 
der Privatbanfen dagegen nur im bejchränften Maße, fie find eben nur Bank— 
noten zweiter Ordnung. 

Betrachten wir nun die Bedeutung der Notenbanfen und Banknoten ala 
Kreditinjtitute und Kreditmittel und wir werden zu einem analogen Rejultat 
fommen. 

Der Kredit, den die Notenbanfen geben, wird hauptjächlich ertheilt durch 
Disfontieren von Wechjeln und Lombardieren von Waaren und Effeften. Oder 
mit anderen Worten: Die Banfen faufen noch nicht fällige Forderungen 
(Wechjel) mit ihren Noten, oder jie beleihen ebenfalls mit ihren Noten Waaren 
und Effekten, die der Kreditjuchende vorerjt noch nicht braucht, jo daß er nicht 
gezwungen wird, um wieder Zahlungsmittel in Händen zu haben, fein Roh— 
material zu verfaufen, jondern es ihm ermöglicht ift, die fichere Verfügung 
über die Waaren in jpäterer Zeit zu behalten, ohne daß jein Kapital in diejen 
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Waaren feſtliegt. „Der Kreditverkehr der Notenbank gründet ja darauf, daß 
die Bank ihren Kunden Notenbeträge als verzinsliche Darlehen geben kann, 
weil dieſe die empfangenen Noten wie Geldſummen als Zahlungsmittel an 
weitere dritte Perſonen abgeben können.“!) Der Vortheil für den Kreditſuchenden 
iſt alſo der, daß er wieder Zahlungsmittel in Händen hat. Wenn er nun — 
bei unſeren heutigen Verhältniſſen in Deutſchland — als Aequivalent für ſeine 
Wechſel oder Waaren Reichsbanknoten erhält, dann hat er wirklich ein Zah: 
lungsmittel in Händen, das er überall ohne Berluft und Behelligung gebrauchen 
kann, anders wiederum verhält jich dies, wenn er Brivatbanfnoten erhalten hat. 

Man denfe ſich, daß an einem Orte Banknoten weder eingelöft noch zu 
Zahlungen an öffentliche Kaflen verwendet werden fünnen. Nehmen wir an, 
die. Noten befinden ſich in Händen von Leuten, die feine bedeutende Handels- 
beziehungen haben, jo verwandeln fie ſich in Sichtwechjel auf den Pla der 
nächjten Einlöjungsitelle und es wird die Vermittlung der Banken in Anfprud) 
genommen werden müſſen, die dafür natürlich eine Vergütung beanjpruchen, 
ſo dab die Leute "/, oder '/,°/, verlieren?). Und wir wiljen, daß die Funk 
tionen der Banknote ganz andere jein jollen al8 die der Wechjel. Wenn nun 
die Banknote durch Annahmeverweigerung zum Wechjel wird, jo beweift dies 
von Neuem, daß die Stellung der Privatbanknoten reformbedürftig. ift. 


Um nun die erwähnten Uebeljtände im Banknotenweſen zu befeitigen, find 
zwei Wege vorhanden. Man kann erſtens die Privatnotenbanfen abichaffen, 
oder man fann die Noten diefer Banfen mit den Neichsbanfnoten volljtändig 
gleichjtellen. Im erjten Fall würden wir in Deutjchland nur eine Art Bant- 
noten haben, im zweiten zwar verjchiedene, die aber alle in gleicher Weiſe ihre 
volfswirthichaftlichen Funktionen erfüllen fünnten. 

Der erite Weg hängt mit der viel erörterten Frage der Bentralijation 
oder Dezentralifation des Bankweſens eng zufammen, eine Trage, die definitiv 
eigentlich nicht zu entjcheiden it. Denn jowohl für, wie gegen jedes diejer 
Syſteme ſprechen mancherlei Gründe, jo daß es jchwer ift, ein Syitem als 
das unbedingt befjere darjtellen zu wollen. Und in jolchem Fall ift es un— 
zweifelhaft, daß das hiltoriich Gewordene und das Beftehende den Vorzug 
verdient vor einem Syitem, das erit zu jchaffen wäre und ſich einbürgern 
müßte. So auch in unſeren deutichen Verhältniffen. Im Jahre 1874 jtanden 
der Aufhebung der Privatnotenbanfen die „wohlerworbenen Rechte” Ddiejer 
Inftitute gegenüber. Heute nun bejtehen dieſe Nechte mur noch teilweije, 
aber an ihre Stelle iſt ein großes Intereffe der Mittelftaaten Bayern, Sachſen, 
Württemberg, Baden und Helfen an der Erhaltung der in ihrem Gebiet ge- 
legenen Notenbanfen getreten, ein Intereſſe, welches erjt bei der Beratung 
der Banknovelle im Jahre 1899 deutlich zu Tage getreten ift?) und es un— 
wahrjcheinlich macht, daß dieje Staaten ihre Zuitimnumg zu einer ftrengeren 
Zentralifation des Notenbankwejens geben würden. Und die politische Klug— 
heit dürfte es ſchon von jelbit verbieten, gegen diefe Staaten in dieſer Rich— 
tung Schritte zu thun. 

Das bedeutendite Argument gegen eine Bielheit von Notenbanfen it, daß 
ohne jeden Zweifel für den Zahlungsmitteldienit der Banknoten im allgemeinen 
Verkehr die Herftellung verichiedenartiger Noten durch mehrere Banken ent 


) Dal. Anies: Geld und Kredit IL, S. 423. 
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ichieden zu vermwerfen, und eine Art von Noten für das Land vorzuziehen ift. 
Wer anderer Meinung jein jollte, müßte ebenjowohl das Auftreten mehrerer 
jelbitändiger Münzprägungen in demjelben Lande als das Beljere erachten '). 
Auch ift nicht zu leugnen, daß die Reichsbanf * Aufgabe, die ihr im Banl— 
eſetz vorgeſchrieben iſt: den Geldumlauf im geſammten Reichsgebiet zu regeln, 
eichter und vollſtändiger wird erfüllen können, wenn ſie die einzige Notenbank 
im Reiche iſt. Aber durch die Banknovelle des Jahres 1899 iſt die Gefahr 
einer Durchkreuzung der Diskontpolitik der Reichsbank — als des wichtigſten 
Mittels, dieſe ihre Aufgabe durchzuführen — von Seiten der Notenbanken 
vollſtändig ausgeſchloſſen. Denn der Artikel 5 dieſer Novelle beſtimmt: Die 
Privatnotenbanfen dürfen nicht mehr unter dem öffentlich befannt gemachten 
Prozentjag der Reichsbanf disfontieren, jobald diefer Sat 4°/, erreicht oder 
überjteigt, im Uebrigen nicht um mehr als '/,;°/, unter diefem Sag, und wenn 
die Reichsbank jelbft zu einem geringeren Sape disfontiert, den fie im Reichs— 
anzeiger zu veröffentlichen hat, nicht um mehr als '/,°/, unter dieſem Satz. 
Wenn eine PBrivatnorenbank ſich dieſen Bejtimmungen nicht fügt, jo wird der 
Bundesrath von jeinem Kündigungsrecht behufs Aufhebung der Befugnis zur 
Ausgabe von Banknoten Gebrauch machen. 

Ein weiterer Grund, die Privatnotenbanfen als überflüffig erjcheinen zu 
lafjen, ijt der, daß die Reichsbank durch ihr ausgedehntes Filialenneg, das 
von Jahr zu Jahr zunimmt, die Privatnotenbanfen zu erjeßen vermag, wenig» 
ſtens in den meilten Beziehungen. Aber es darf doch nicht überjehen werden, 
daß die Lofalbanfen ein viel größeres Interefje an dem Aufblühen ihres Stamm- 
figes haben, daß fie die lofalen Verhältniffe befjer kennen und ihmen daher 
bejjer Rechnung tragen fünnen, al8 die Zentralbank, die in diefem Falle auch 
unter ihrer zwar nothwendigen, aber nicht gerade wünjchenswerthen bureau- 
fratiichen Verwaltung daran gehindert wird?) Auch ift die jegensreiche Ent- 
widlung der Privatnotenbanten, hauptjächlich der Sächſiſchen und Bayerijchen 
Banken, zu berüdjichtigen, die an kleineren Orten in Deutjchland Filialen er- 
richtet haben, an Orten, wo feine Filialen der Reichsbank bejtehen. Es ift 
aljo der Thätigfeit diejer Banken allein zu verdanken, daß Dieje Orte den 
großen Vorzug, eine Banfjtelle zu befigen, genießen. 

Wir können zu folgendem Schluß fommen: Die Privatnotenbanfen in 
Deutjchland find zwar nicht unentbehrlich, denn die Reichsbank erfüllt heute 
ſchon durch ihr großes Yilialenneg viele Funktionen dieſer Banken, aber auch 
feineöwegs für die Geldzirkulation jchädlih. Es liegt fein Grund vor, fie zu 
bejeitigen, denn als Kreditinftitute, die mit den lofalen Verhältniffen genau 
befannt find, leiften fie der Volkswirthichaft nicht unbedeutende Dienfte. Ob 
ihr Kapital ohne Stodung dem Kredit, den Handel, Induftrie und Landiwirth- 
Ihaft dringend brauchen, erhalten bleiben wird, auch wenn dieje Banken auf 
ihr Notenrecht verzichten müßten, ijt feineswegs jicher zu behaupten. Man 
muß bedenken, daß dieje Banken jeit 25 Jahren ihren Gejchäftsbetrieb nach 
den Vorſchriften des Bankgeſetzes einzuengen gezwungen waren, und es für 
fie heute daher viel ſchwerer jein muß, als vor Inkrafttreten des Bankgeſetzes, 
ala den Banken außer der Emiſſion von Noten noch eine größere Anzahl von 
Geſchäften erlaubt war, ihr Notenrecht aufzugeben und weiter als Stredit- 
injtitute zu wirfen. 


) Aniesa.a. DO. II 450. 
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Es iſt alfo weder leicht durchführbar, noch wünjchenswerth, die Einheit: 
lichkeit der Banknoten als Zahlungsmittel durch Aufhebung der Privatnoten- 
banfen zu erreichen. Es bleibt uns nur noch der zweite Weg der Verbeſſe— 
rung, nämlich die vollitändige Gfleichitellung diejer Banfen mit der Reichsbanf. 
Wir halten diefe Gleichitellung für notwendig in Bezug auf die Annahme 
diejer Noten an den öffentlichen Kafjen, weil dadurch diejen Noten ein größeres 
Umflaufsgebiet eröffnet wird, weil fie dadurch erft voll und ganz ihre wirt: 
ſchaftlichen Funktionen als Zahlungs und Kreditmittel werden erfüllen können, 
weil fie dadurch aufhören, Banknoten zweiter Ordnung zu fein. 

Nach den Beitimmungen des Banfgejeges haben die Notenbanfen — die 
Reichsbank ſowohl als die anderen — fein pofitives Recht darauf, daß ihre 
Noten an den öffentlichen Kafjen in Zahlung genommen werden. Die Be— 
jtimmungen hierüber jind zu ungenau. Es gehört zu der Kompetenz der 
Einzeljtaaten, darüber Beftimmungen zu treffen, aber dies nur jo lange, als 
vom Neich aus die Frage unerledigt gelafjen wird. Es wäre aljo rechtlic) 
möglich, durd) eine Verordnung des Bundesraths dieje Frage zu regeln. Be— 
vor wir aber auf den wünjchenswerthen Inhalt einer jolchen Verordnung ein— 

ehen, wollen wir ung zuerjt über die Annahme von Noten an öffentlichen 
ajjen im Allgemeinen flar werden. 


Für die Banken ift die Annahme ihrer Noten al3 ein Brivilegium zu 
betrachten, wodurd der Staat eine Garantie für die Sicherheit dieſes Geld- 
jurrogats übernimmt. Wenn nur die Noten einer Bank — meiftens der größten 
des Landes — angenommen werden, jo erlangt dieſe Banf dadurch) eine be- 
vorzugte Stellung. Im Grunde genommen it dies nicht3 anderes, als daß 
die größte Einzelwirtichaft innerhalb der Volfswirthichaft diefen Noten regel- 
mäßig Kredit jchenft und dabei natürlich deren allgemeinen Kredit erweitert'). 
Dies war der Fall bei der Preußiſchen Bank und iſt heute jo bei der Reich: 
bank für ganz Deutjchland und bei einzelnen Banfen der Meittelftaaten in 
ihrem bejchränftem Gebiet. Das Privilegium verliert jedoch für diefe Banfen 
an Bedeutung, da fie es immer mit der Neichsbanf, zuweilen auch noch mit 
anderen Banken theilen müffen. Wir müffen zwei Arten der Annahme von 
Noten an öffentlichen Kafjen unterjcheiden ; erjtend die Noten werden ange 
nommen und auch wieder zu Auszahlungen verwendet, oder fie werden zwar 
an den Kaſſen zugelaffen, aber nicht wieder ausgegeben, jondern an die vor- 
geſetzte Kaſſe abgeliefert und von diejer entweder direkt bei der betreffenden . 
Bank zur Einlöjfung präfentiert oder an die Reichsbank oder eine andere Noten: 
banf eingezahlt, die diefe Noten dann nach dem Banfgejeg meiſt einzulöfen 
verpflichtet ijt. Dieje legte Art iſt für die Sicherheit des Notenbankweſens 
von Bedeutung, da die Banken gezwungen werden, einen großen Baarbejtand 
zu halten, um dieſe meijt in — Summen präſentierten Noten einlöſen zu 
können. Von Vortheil für die finanziellen Ergebniſſe dieſer Bank iſt dies aber 
nicht. Denn aus der ganzen Natur des Notenbankweſens ergiebt es ſich, daß 
die Bank „ein unmittelbar ſtärkſtes Intereſſe daran hat, daß ihre Noten mög— 
lichſt lange im Verkehr bleiben“?) und in unſerem Falle wird doch der Um: 
lauf der Note durch Einzahlung in eine öffentliche Kaffe unterbrochen, und 
die Note kehrt zur Bank zurüd. Aber jelbjt diefer Zuftand wird für die Bank 
noch vorteilhafter jein al3 die Annahmeverweigerung, denn diefe hat jicher 
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geichäftsitörende Solgen für Diefe. Denn es ijt leicht verftändlich, daß Die 
Banfen in ihrer Wirkjamfeit auf das Gebiet beichränft bleiben, wo ihre Noten 
auch an öffentlichen Kaffen angenommen werden. Cinmal wird ſich die Ge— 
brauchsfähigfeit einer Note durch abweijende Berfügungen nicht unbedeutend 
verringern, ımd in Folge davon wird ihr Disfont- und Lombardgeichäft zu— 
rücfgehen, zumal wenn, wie dies in Deutjchland der Fall ift, ihnen zur Seite 
eine Bank fteht, deren Noten überall unbeanitandet angenommen werden. 

Mit Recht hat Knies!) gefagt: „Da der Staat die Errichtung einer 
Notenbank nicht etwa nur fich vollziehen läßt oder nicht hindert, vielmehr jo 
weithin und jo eingreifend zur Ermöglichung der Notenbank poſitiv mitwirken 
muß und ſeine Mitwirkung, jolange die Noten zirfulieren, andanert, jo it Doch 
wirflih aud) wie etwas Selbitverftändliches die Erwartung einer Notenbanf 
anzujehen, daß auc von den öffentlichen Kaſſen die Noten als Zahlungsmittel 
angenommen und ebenjo wieder weitergegeben werden.“ Das Deutjche Reich 
nun bat al3 jolches nichts zur Errihtung von Notenbanfen — außer der 
Neichsbant — gethan, aus dem einfachen Grunde, weil eben dieſe Banfen 
ihon vor der Errichtung des Deutjchen Reichs bejtanden. Es hat aber ihre 
Eriftenzberechtigung durch das Bankgeſetz des Jahres 1875 anerfannt, und 
ihnen unter der Zuficherung des Umlaufs ihrer Noten im ganzen Reichsgebiet 
bejchränfende Beſtimmungen aufgelegt. Iſt es danach nicht ein Unrecht gegen 
die Banfen, ihre Noten dann immer noc von den öffentlichen Kaſſen auszu— 
Schließen und ihre Umlaufsfähigfeit dadurch zu beichränten ? 


Ein Argument, das gegen die Annahme von Noten an öffentlichen Kaffen 
geltend gemacht wird, it, daß durch die Annahme das Publifum zu dem 
Glauben veranlaßt werde, daß eine Note, auf der ein Wappen und eine Ziffer 
gejegt it, gleich baarem Geld jei?). Schon dadurd), daß die Banknoten auf 
höhere Werthbeträge (100 ME.) ausgejtellt werden, wird dies vermieden, denn 
dadurch ijt bewirkt, daß die Zettel gewöhnlich nicht in die Schichten des Volfes 
gelangen, die nicht joweit über das Wejen der Banknote im Klaren find, um 
es mit baar Geld zu verivechjeln. 

Uebrigens fann in diefem Glauben erjt dann eine Gefahr erblidt werden, 
wenn die Banken aus irgend welchen Gründen ihre Einlöfungspflicht nicht 
mehr zu erfülfen vermögen. Dann freilich würde derjenige, der die Banknote 
als baar Geld angejehen hat, Schaden erleiden. Aber iſt dieje Gefahr, deren 
Eintreten zwar nicht wahrjcheinlich, aber immerhin möglich it, jo bedeutend, 
daß fie es rechtfertigen follte, den Berfehr in unnötiger Weiſe durch Annahme 
vermweigerung der Noten zu erjchweren? Ganz und gar nicht! 

Wie weit nun können die Öffentlichen Kaſſen den Privatbanfnoten ent- 
gegenfommen, und welche Folgen wird es für jie haben? Eine Schwierigkeit 
für die öffentlichen Kaſſen findet darin ihren Urſprung, daß es für die Beamten 
nicht leicht ift, alle dieje Noten auf ihre Echtheit hin zu prüfen, und daher 
bauptjächlich bei jeltener vorfommenden Noten die Gefahr nahe liegt, falſche 
Noten nicht von echten unterjcheiden zu fünnen, woraus dann Verluſte ent- 
weder für den Beamten oder für die Kaſſen entipringen müſſen. 

Ein Umſtand, der früher nicht ohne Bedeutung war und die Verweige— 
rung der Annahme der Noten rechtfertigen konnte, war die ungenügende Soli- 
dität der Banken; dies ift heute ohne Belang. Denn „die Einlöjung gejchieht 
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prompt und in der für das Publikum bequemjten Weiſe, über mangelnde 
Solidität wird ebenfowenig geflagt“'). 

Ohne Nachteil könnten die öffentlichen Kafjen alle Banknoten annehmen 
in jolchen Bezirken, wo fie diejelben ohne Mühe und Verluſt wieder verwenden 
fönnen, jelbit wenn fie diejelben nicht zu Auszahlungen verwenden wollen. 
Dahin gehören alle Kaſſen in Städten über 80000 Einwohnern, wo befannt- 
lich die Reichdbanf die Noten in Zahlung nehmen muß. Aber auch die Kaſſen, 
die einer Zentral-Kaſſe untergeben find, die in einer folchen Stadt gelegen ift, 
fünnen dasjelbe ohne Schaden thun. Da aber die Reichsbanf, wie erwähnt, 
alle Noten in einem von ihr fonitruierten jogenannten natürlichen Umlaufs— 
gebiet in Zahlung nimmt, jo könnten die öffentlichen Kaſſen gerade jo weit 
gehen. Aus denjelben Gründen fünnen die PBrivatbanfnoten in Städten an: 
genommen werden, wo eine Privatbank ihren Si hat oder wo dieſe eine Ein: 
Löjungsitelle errichtet. 


Schon durch diejes begrenzte Entgegenfommen der öffentlichen Kaſſen 
wäre ein großer Schritt gemacht, um der Einheitlichfeit des nationalen Marftes 
näher zu fommen. Bon diefem Bunft bis zur vollftändigen Einheit ift nicht 
mehr weit. Es wäre ja thöricht zu behaupten, daß ein dringendes Bedürfnis 
vorliegt, dab die Noten der in Süddeutjchland gelegenen Banfen an den öffent: 
lichen Kaſſen der nordöftlichen Provinzen Preubens angenommen werden ; 
auch wird es höchit jelten vorkommen, daß ſolche Banknoten fich jo weit von 
dem Drt ihrer Ausgabe verirren. Nur der Nechtsjag jollte jtatuiert werden, 
daß die Banknoten überall anmnahmeberechtigt find. Daß dies im Interejfe 
des Verkehrs jowohl als auch für das Publiftum von großer Annehmlichkeit 
wäre, bedarf wohl feiner Worte. 


Aber auch zwei Bedenken gegen dieſes Prinzip Dürfen nicht unberüd: 
jihtigt gelajjen werden. Einmal wird gefürchtet, daß durch dieje überall ftatt- 
findende Annahme der Banknoten ihr Rückfluß an die Ausgabeſtelle ein viel 
geringerer jein, daß dadurch die Solidität der Banken fich verringern werde. 
Hier iſt nun zu bemerken, daß es nicht in die Macht der Banfen geftellt it, 
wie viel Noten fie ausgeben wollen, es regelt fich dies von jelbjt durch die 
Bedürfnijje des Kredit3 einerjeitS und andererjeits durch das Syitem der in: 
direften Kontingentirung. 

Der zweite Punkt ift der, der auch in der Kommiſſionsberathung zum 
Bankgeſetz ſchon geltend gemacht wurde, dak die Noten nicht an öffentlichen 
Kaſſen angenommen werden jollten, um jeden Schein des Zwangskurjes zu 
vermeiden’). Wenn nun die Annahmepflicht der Kaſſen auf einer allgemeinen 
— vielleicht jogar unter Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs gegebenen — 
Berwaltungsverordnung beruhen würde, jo fann darin doch fein Zwangsfurs 
der Noten gejehen werden. Alſo auch diefer Eimvand jcheint uns nicht jtich- 
haltig zu jein. 

Aus den angeführten Gründen ergibt jich, daß eine allgemeine Annahme 
aller Noten an allen öffentlichen Kafjen ein Bedürfnis ift, welches ohne Ge— 
fahr für den nationalen Geldverfehr und Geldmarkt durchzuführen it. Man 
wird auch dagegen nichts Wejentliches einwenden fünnen, wenn man wicht ein: 
jettig auf dem Standpunkt fteht, daß die Zentraliiation des Notenbankwejens 
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das einzig richtige ſei. Lotz!) hat bereits im Jahre 1888 vorgeichlagen, Die 
Staatskaſſen gefeglich zur Annahme von Neichsbanfnoten zu verpflichten. Das— 
jelbe den Privatbanfnoten zuzugejtehen, hält Log ebenfalls für möglich, wenn 
alle Kaſſen verpflichtet würden, die empfangenen Privatbanfnoten an die Reichs- 
banf abzuliefern. Mit der Sei dieſes Vorſchlags wäre auch in 
unſerer Frage Einheit geſchaffen. Daß es nötig iſt, daß alle Privatbank— 
noten an die Reichsbank abgeliefert werden, möchte ich nicht behaupten. Es 
wäre hier im Intereſſe der Banken, daß dies nur in den Gebieten geſchehe, 
die weit von der Ausgabeſtelle entfernt ſind, wohin ſich alſo nur ausnahms- 
weile gewiſſe Arten von Banknoten verirrt hätten, daß aber zum Allerwenigjten 
in dem Land, das die Banf fonzejjioniert hat, auch eine Wiederausgabe ftatt- 
fände. 


) Lob a. a. O. ©. 321/22. 


Die dentfche Streikfiatiftik. 


Don 
Dr. Clemens Heiß, Berlin. 


Die ältefte periodijche amtliche Streif-Statiftif befigt England, wo fie im 
Sabre 1888 eingeführt wurde. Borläufige Ergebnifje werden jeden Monat in 
der amtlichen „Labour Gazette“ befannt gemacht, während die endgiltigen 
Ergebnifje jährlich in einem befonderen Bande erjcheinen. Die Statijtif wird 
im Arbeitsamt des „Board of Trade“ bearbeitet. Für die Ermittelung der 
Streif3 werden als geeignete Quellen herangezogen die Lokal- und die Gewerbe: 
prejie, die Berichte der Gewerkvereine, der Unternehmerverbände und ähnliche 
Nachrichten. Dazu kommen Mittheilungen von den in allen bedeutenden 
Induftriegegenden anjäjjigen „Labour Correspondents* de3 Arbeitsamtes. 
Die gefammelten Nachrichten werden in ein Negijter eingetragen, alsdann er- 
folgen genauere Erhebungen, in der Hauptjahhe durch die Ausgabe von 
Fragebogen an die ftreitenden Theile, denen dadurch Gelegenheit ge: 
boten werden joll, ihrerjeit3 eine Darjtellung des Falles zu geben. „Mit dem 
Erfolge des engliihen Verfahrens ift man der amtlichen Statifti zufolge im 
Oanzen zufrieden“, bemerkt der Verfaſſer des Auffages in den „BVierteljahres- 
beiten zur Statiftif des Deutjchen NReiches“.’) Der — iſt ſehr ein— 
fach; er enthält nur Fragen nach Ort, Beſchäftigung, Grund oder Gegenſtand, 
Zahl der betroffenen Betriebe und Arbeiter (unmittelbar oder mittelbar), Dauer 
des Streiks, Ergebniß — das iſt Alles! 

In Frankreich und Italien beruht die Statiſtik im Weſentlichen auf 
den Berichten der Präfekten; in Frankreich werden ſie vervollſtändigt durch 
die Protokolle und Entſcheidungen im Vermittelungsverfahren vor dem Friedens— 
richter. Das „Office du Travail“, das die Statiſtik bearbeitet, veröffentlicht 
die vorläufigen Ergebnifje monatlich in feinem „Bulletin“ und dann zufammen: 
fafjend nach Jahresſchluß (dasfelbe thut übrigens auch Belgien), während 
Stalien, mo die Generaldireftion der Statiftif die Streiks bearbeitet, nur eine 
jährliche Publikation erfcheinen läßt. 

Defterreich hat dem arbeitsjtatijtiichen Amte nach deſſen Errichtung 
die jeit 1891 im Handelsminijterium bearbeitete Streifftatiftif übertragen. Die 
Erhebungen erfolgen in der Hauptfache mittel3 Zählblätter, „welche die poli- 
tiihen Behörden erjter Inſtanz, nachdem fie fich theils durch Vernehmung der 
Betriebsleitungen und der Arbeiter, theils auf Grund gewiljenhafter unparteüſcher 
Erhebung der ihnen zur Verfügung ftehenden Organe Kenntniß verfchafft haben, 
ausfüllen jollen.“ Bon den Behörden und Gewerbeinjpeftoren werden dieſe 
Zählblätter dann ergänzt: „Auf die Mitwirkung der Gewerbeinfpeftoren 
legt man Werth nicht nur, weil fie im allgemeinen mit Arbeiterverhältnifjen 
vertraut find, jondern auch deshalb, weil fie in ihrer Amtsthätigkeit häufig 
bei Ausftänden vermittelnd eingreifen." ?) Das Material wird aus den Berichten 
der Preſſe, durch Befragung der Handelsfammern und Induftriellen ergänzt. 


—— 





1) 3g. 1898 9. IV. ©, 181 ff 
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Die Veröffentlihung erfolgt jährlih. Die Statiftif beſchränkt ſich, wie die 
deutjche, auf die Streif3 und Arbeitzeinjtellungen im Gewerbebetriebe. Für 
das Fahr 1898 follen auch die Bergbaubetriebe und zwar mit Nachtragung 
für die Jahre 1894—1897 aufgenommen werden. ?) Die neuefte Publikation 
der öjterreichiichen amtlichen Streifftatiftit zeichnet fich durch eine bejonders 
eingehende, vieljeitige und gründliche Bearbeitung des gewonnenen ſtatiſtiſchen 
NRohmaterial3 aus. Wir geben deshalb hier, um einen UWeberblid der für eine 
ute Streikjtatiftif in Betracht kommenden Gefichtspunfte zu gewinnen, eine 
————— Zuſammenſtellung der behandelten Hauptgegenſtände und ihrer 
Unterabtheilungen, während wir uns eine eingehende Beſprechung bis zum 
Erſcheinen der definitiven Jahresergebniſſe der deutſchen Statiſtik vorbehalten, 
um ſie mit dieſen vergleichen zu können. 

Die neueſte öſterreichiſche, für das Jahr 1897 vorliegende Statiſtik über 
die Arbeitseinſtellungen und Ausſperrungen giebt Auskunft über 1) Umfang 
der Ausſtandsbewegung und zwar Zahl der Arbeitseinſtellungen, Anzahl 
der von Arbeitseinſtellungen betroffenen Unternehmungen, der ſtreikenden Ar— 
beiter, prozentuales Verhältniß dieſer zur Geſammtzahl der in den betroffenen 
Betrieben beſchäftigten Arbeiter und verſäumte Arbeitstage und zwar nach 
Berwaltungsgebieten; 2) Die betheiligten Unternehmungen und Ar— 
beiter gegliedert nad) Berufen, Gejchlecht, ob gelernte oder ungelernte Arbeiter, 
ob Gehilfen oder Lehrlinge; 3) Beginn und Dauer der Arbeitseinftellungen, 
4; VBeranlaffungen der Arbeitzeinjtellungen und zwar gegliedert nad) 
folgenden Gefihtspunkten und deren Kombinationen: Reduktion der Löhne, 
Unzufriedenheit mit den Löhnen, Lohnauszahlung, Verlängerung der Arbeits: 
dauer, Unzufriedenheit mit der Arbeitsdauer, mißliebige Vorgefegte, Behand— 
[ung der Arbeiter, Entlajjung von Arbeitern, Nichtfreigabe des 1. Mai, andere 
Streif3, Unzufriedenheit mit der Arbeitsordnung, mißliebige Arbeiter, Unzu: 
friedenheit mit der Berpflegung, Verbot der Theilnahme an der Organijation, 
Einführung der Aftordarbeit, Entziehung der Wartegelder, andere Veran 
lajjungen; 5) Forderungen der Streifenden und zwar gegliedert: Die . 
Lohnverhältiſſe betreffend und zwar jpeziell: Aufrechterhaltung der be= 
ftehenden Löhne, Erhöhung der Taglöhne oder Akkordſätze, Bezahlung der 
Feiertage, höhere Bezahlung der Ueberjtunden, Wartegelder, jeparate Bezahlung 
der Nebenarbeiten, Gewährung einer Bauzulage, höhere Bezahlung für Die 
Nachtjtunden, Aufzablung bei ſchlechtem Material; die Arbeitszeit betreffend 
und zwar jpeziell: Aufrechterhaltung der bejtehenden Arbeitszeit, Verkürzung 
der täglichen Arbeitszeit, Abſchaffung oder Beichränfung von Ueberjtunden, 
Abſchaffung oder VBeichränfung von Sonn: und Teiertagsarbeit, Verkürzung 
der Arbeitszeit an Samstagen, Gewährung eines freien Tages anläßlich der 
Neihstagswahl, Berlängerung der Arbeitszeit; andere Forderungen 
betreffend und zwar jpeziell: Verbejjerungen der Arbeitsordnung, Vorkehrungen 
au den Arbeitsräumen und Arbeiterwohnungen, Bejeitigung von Vorgeſetzten, 
Wiederaufnahme Entlajjener, Schuß der Streifenden gegen Entlafjung, Schuß 
der VBertrauensmänner gegen Entlajjung, Entlajjung von Streifbredhern und 
mißliebigen Arbeitern, zzreigabe des 1. Mai, Anerkennung oder Schaffung 
von Arbeitervertretungen, Abſchaffung der Afkordarbeit, Kranken: oder Unfall: 

') Die Arbeitseinitellungen und Ausfperrungen im Gewerbebetriebe in Oeſterreich 
während des „jahres 1897, Herausgegeben vom f. f. arbeitsitatiitiichen Amte im Handels— 
minilterium. er 1899. Alfred Hölder, k. und k. Hof und Univerfitätsbuchhandlung 1. 
Rothenthurmitr. 15. ©. 5. f. 
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verfiherung betreffend, Regelung des Lehrlingsweiens, Vergütung für die 
Streifzeit, Auflafjung der Hausarbeit (Siggefellenweien), Abſchaffung der Ver: 
pflegung beim Arbeitgeber, Abjchaffung der Nachtarbeit, Arbeitsvermittelung 
betreffend, Anderes; 6) Erfolge der Streifenden (a. voller Erfolg, b. ohne 
Erfolg, ce. theilweiler Erfolg) nach Zahl der Fälle, der betheiligten Arbeiter, 
Snduftriegruppen, Betriebsgrößen und den erhobenen Forderungen; 7) Ber: 
Iufte der Unternehmer und Arbeiter nach Juduftriegruppen und ein- 
zelnen Induſtriezweigen gegliedert, wozu noch 8) Schlußbemerfungen 
über die Arbeitzeinjtellungen kommen. Weit der gleichen Gründlichkeit jind die 
Arbeitsausjperrungen iu einem großen Tabellenwerk behandelt. 

In Deutjchland wurde erjtmals jeit 1889 eine Streifftatiftif aufgenommen 
und zwar für die erjten 16 Monate für das ganze Neich3gebiet, ſeitdem, ſoweit 
befannt, hauptjächlic für Preußen und Bayern. Die preußische Statiftif wurde 
amtlich überhaupt nicht publizirt, jondern nur in den Supplementbänden des 
Handmwörterbuchg der Staatswifjenfchaft ſummariſch mitgetheilt. Die neueſte, 
ebenfall® nicht amtliche Rublifation der Hauptergebnijje hat Prof. K. Ol den— 
berg in Marburg in der „Sozialen Praxis“ ') veröffentlicht. 

Nah der erſten amtlichen Publikation des Deutfhen Reichs „Zur 
Statiftif der Streif3 und Ausjperrungen“ wird zufolge Bundesrathsbeſchluſſes 
vom 10. Juni 1898 jeit dem 1. Januar 1899 eine fortlaufende Statiftif der 
Streifs und Ausjperrungen aufgenommen. 

Die Nachweiſung jowohl für Streif3 wie für Ausfperrungen enthält 14 
Punkte. Dieje betreffen gleihmäßig Ort, Gemwerbeart, Anzahl der Betriebe, 
Gejammtzahl der in ihnen bejchäftigten Arbeiter (darunter Perſonen unter 21 
Jahren), Beginn und Ende des Streifs (refp. der Ausfperrung), Höchſtzahl der 
Streifenden (darunter Minderjährige), Zahl der Kontraftbrücdigen (darumter 
Minderjährige), Höchitzahl der indireft vom Streik erfaßten Arbeiter, Gründe 
des Streif3 und Forderungen der Ausftändigen, Ergebnijje des Streiks, Ein: 
wirkung und Unterſtützung von Berufsvereinigungen und dritten Perfonen, 
Bergleichsverhandlungen (unmittelbar zwijchen den Parteien, vor dem Gewerbe: 
gericht, durch Vermittelung von Berufsvereinigungen oder dritten Perjonen), 
polizeilicher Schuß Arbeitswilliger und jonftige polizeiliche Maßnahmen, Bemerk— 
ungen (auch darüber, ob die Staatsanwaltichaft in Anjpruch genommen worden 
ijt, ſowie über nachweisbare Berlufte an Arbeitslohn während des Streiks). 

Die Sammlung des Materiald erfolgt durch Zählkarten und zwar ijt 
nach den bereit3 im erjten Vierteljahrshefte des Jahrgangs 1899 (I ©. 6 fa.) 
abgedrudten Beſtimmungen, betreffend die Herjtellung einer Statiftit der Streiks 
und Ausjperrungen, über jede „gemeinjame Arbeitseinftellung mehrerer ge: 
werblicher Arbeiter” (Streik) und über jede „gemeinfame Ausſchließung mehrerer 
gewerblicher Arbeiter von der Arbeit“ (Ausjperrung) ſogleich nad) deren Be: 
endigung eine bejondere Nachweifung — in der Regel durch die Ortspolizei- 
behörde auszufüllen und alsbald der höheren Verwaltungsbebörde zu überjenden. 
Legtere hat binnen zwei Wochen nach dem Schlufje jedes Vierteljahres, die in 
deſſen Laufe ihr eingereichten Nachweifungen nach Prüfung und etwaiger Ber: 
vollftändigung oder aber eine Fehlanzeige an das Kaijerliche Statiftifche Amt 








) Mir geben die Dldenberg’iche Statiitit nach Nr. 52 des VIL Sabre. 1897/98 der 
„Sozialen Braris” Sp. 1363 f. im Anhang unter 3.1, während wir die Ergebniſſe der bayerifchen 
Statiſtik nach dem „Statütifchen Jahrbuch für das Königreich Bayern“ 4. Ihrg. München 
1899 unter 3. 2 anfügen, da diefe Jahresergebniſſe mit den vorläufigen auf *4 Jahre 
fih -beichränfenden Ergebniſſen der Reichsitatijtit in feiner Weiſe vergleichbar find. 
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zu fenden und hierbei gleichzeitig Auffchluß über diejenigen zu ihrer Kenntniß 
gekommenen Streif3 und Ausjperrungen zu geben, welche im Laufe des Viertel- 
jahrs ausgebrochen, aber, weil noch nicht beendet, in die Nachweifungen noch 
nicht aufgenommen find. 

Eine amtliche Feitlegung der Begriffe „Streif” und „Ausfperrung”“ unter= 
blieb. Eine für alle Vorkommniſſe gleihmäßig verwendbare Definition diefer 
Erjcheinungen des wirthichaftlichen Lebens dürfte auch jchwer aufzuitellen ſein; 
vielfach wird die Entjcheidung darüber, ob ein Streit oder eine Ausſperrung 
oder vielleicht überhaupt feines von beiden vorliegt, nur nach den bejonderen 
Umftänden des Eonfreten Falles zu treffen fein. Nach den vom Bundesrath 
erlajjenen Beitimmungen hat ſich jedoch die neu eingerichtete Streifftatiftif auf 
diejenigen wirthichaftlichen Konflikte zu bejchränfen, bei denen „gewerbliche 
Arbeiter” betheiligt find. Streits in der Landwirthſchaft, ſowie Streiks 
von Werzten u. j. mw. find ſonach von der Aufnahme in diefe Statiftif ausge: 
ſchloſſen. Umfang oder Dauer der Arbeitsunterbrecjung haben grundjäglicd 
nichts mit dem Wejen des Streif3 oder der Ausfperrung zu thun. Streits 
oder Ausſperrungen jollen indes nur dann zur Nachweifung gebracht werden, 
wenn „mehrere“ gewerbliche Arbeiter betheiligt gewejen find, wobei von der 
ausdrüdlichen Feitjegung einer Minimalziffer abgejehen worden ift. Als Streiks 
find nur folche Arbeitseinjtellungen anzujehen, durch welche die Arbeiter eine 
„günftigere Gejtaltung ihres Arbeitsverhältnijjes zu erzwingen beabfichtigen.” 
Eine Niederlegung der Arbeit, die lediglich deshalb gejchieht, weil die betreffen- 
den Arbeiter Fünftighin bei einem anderen Unternehmer oder an einem anderen 
Orte oder überhaupt in einem anderen Gewerbe thätig fein wollen, ohne daß 
dur) die gemeinſam erfolgte Einftellung der Arbeit irgend welcher Zwang 
auf den bisherigen Unternehmer ausgeübt werden joll, fann jelbftverftändlich 
nicht als Streit gezählt werden. Ebenjowenig kann eine gleichzeitige Entlajjung 
Jämmtlicher Arbeiter wegen Aufgabe des Unternehmens als Ausfperrung be- 
trachtet werden. 

Daß auch die Dauer der Arbeitseinjtellung für den Begriff des Streiks 
unmejentlich ift, zeigen folgende zwei mögliche Fälle. Ein Unternehmer fann 
durch die Uebernahme bedeutender kurzfriſtiger Lieferungen, zu denen er ſich 
unter hoher Konventionalſtrafe verpflichtet hat, jo ſehr in feiner Bewegungs— 
freiheit bejchränft jein, daß ihm nichts anderes übrig bleibt, als die Forder— 
ungen der Arbeiter unverzüglich zu bewilligen. Es dürfte in einem jolchen 
alle kaum zu bezweifeln jein, daß wir es mit einem wirklichen erfolgreichen 
Streif zu thun haben, jelbjt wenn die Arbeitseinftellung nur eine Stunde ge- 
dauert hat. Haben dagegen die Arbeiter die Arbeit niedergelegt, find fie nad) 
furzer Beit zu der Ueberzeugung gelangt, daß auf Nacdhgiebigkeit des Unter- 
nehmers in feinem alle zu rechnen und daß die feiernden Arbeiter bei der 
augenblidlichen Lage des Induſtriezweiges Feine Ausficht Haben, in einem 
anderen Betriebe unterzufommen, — und nehmen fie deshalb die Arbeit alsbald 
wieder auf, jo liegt eben ein erfolglojer Streif vor. 

Unter Ausfperrung verjteht die deutjche Statiftif nicht nur die von „mehr— 
eren Arbeitgebern gemeinſam“ ausgehende Betriebseintellung, jondern „jede 
gemeinfame Ausjchliegung mehrerer gewerblichen Arbeiter von der Arbeit,“ 
alſo auch diejenige, welche jelbjtändig von einem einzelnen Betriebsinhaber, fei 
es gegen feine jämmtlichen Arbeiter, jei es nur gegen einen Theil derjelben 
zweds Durchſetzung feiner Wünjche verhängt wird. Hiergegen dürften kaum 
erhebliche Bedenken geltend zu machen jein, wohl aber dagegen, daß Aus— 
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fperrungen anläßlich des Fernbleibens von der Arbeit am 1. Mai nicht ala 
Ausjperrungen im eigentlichen Sinne, jondern als Maßregeln der Disziplin 
angejehen werden. Wenn der Streif und die Ausfperrung als die hauptſäch— 
lichſten Kampfmittel des modernen Klaſſenkampfes anzufehen find, fo ift gerade 
eine wegen der Maifeier verhängte Ausiperrung als Ausfperrung par excellence 
anzufehen. Denn darin kommt die Anſchauung des Unternehmerthums, daß 
die Arbeiter nicht eine beim Abichluß und der Beſtimmung des Arbeitövertrags- 
verhältnifjes gleichberechtigte Partei jeien, Har zum Ausdrud. Kann man 
vielleicht in vereinzelten Fällen jolche Ausfperrungen als Disziplinarmaßregeln 
gelten Lafjen, jo liegt doch jedenfalls eine Ausfperrung im eigentlichen Sinne 
vor, wenn es fih um gemeinjames Vorgehen mehrerer Unternehmer handelt.') 

Detailfragen der jtatiftiichen Aufbereitung des gewonnenen Materials 
näher zu unterfuchen, dazu bieten die vorläufigen Ergebnifje nicht den geringiten 
Anhalt, weshalb wir ung vorbehalten müfjen, nach Erfcheinen der definitiven 
Fahresergebnijje hierauf zurüdzufommen. 

Daß aber die deutſche Streifitatiftif, die erſtmals anläßlich einer beab- 
fichtigten VBerihärfung des $ 153 der Gewerbeordnung zum Nachtheil der 
Arbeiterorganijationen im Jahre 1889 aufgenommen worden ift und die nun- 
mehr auch den friminalpolitiichen Standpunkt allzufehr betont, in ihrer ganzen 
Anlage ftrengeren miljenjchaftlichen Anforderungen nicht zu genügen vermag, 
dafür ift die vorwiegend den Unternehmerftandpunft vertretende „Kölnische 
Beitung“ ein Hafjischer Zeuge. Sie jchreibt u. U. in ihrer Nr. 1176 vom 
14. Dezember 1898: 

„Die von dem Bundesrath beſtimmte, etwas bureaufratiiche Methode der 
Materialfammlung giebt uns deshalb zu mannigfachen Bedenken Anlaß, und 
wir fönnen uns nicht der Befürchtung verfchließen, daß auf diefem Wege nie: 
mal3 eine allen, auch den höchjten Anforderungen entfprechende, von jeder Ten— 
denz nach irgend welcher Richtung freie Statiftit der Arbeitseinjtellungen ge: 
ihaffen wird. Es gehört feineswegs viel Phantafie dazu, um fich die praf- 
tiſchen Erfolge einer polizeilichen Erfundigung nach den Urſachen und Ergeb- 
nijjen der Ausftände oder gar nach den während derjelben gezahlten Unter: 
jftügungen Far zu machen." 

Die „Kölnische Zeitung“ ijt überzeugt, daß die vorgefchriebene Methode 
der Streiferhebungen „bei Vertretern der Wifjenfchaft faum Anklang finden 
wird. Man muß eben mit aller Bejtimmtheit an dem Gedanken feithalten, 
daß eine Neich3-Augftandsftatiftit nicht allein den Zwecken einzelner Verwal: 
tungszweige dienen fann, jondern vielmehr ihre vornehmſte Aufgabe in der 
aus den Ergebnifjen zu gewinnenden Bereicherung der Kenntniß unferer wirth— 
ihaftlihen und jozialen Zuftände zu erblicten hat, woraus fi) dann wiederum 
für die Praris die wichtigften Schlüfje über die Machtverhältniffe innerhalb 
der Produktion ergeben werden." — 

Gerade die Uhmerften Bedenken find dagegen geltend zu machen, daß 
dieje Statiftif, die rein wirthichaftlichen und fozialpolitischen Zmweden dienen _ 
joll, zur Dienerin der Kriminalpolitif erniedrigt wurde. Der fcharf polizeiliche 
und friminalijtiiche Charakter einiger Fragen tritt allzufehr hervor, wie Er: 
fundigung nad) der Zahl der Minderjährigen, der Kontraftbrüchigen, der 
polizeilihen Mabnahmen und des ftaatsanwaltichaftlichen Einfchreitens; in 
Verbindung mit ihnen befommt auch die Frage nach der Einwirkung der Be— 


) Vergl. den Aufſatz „Die amtliche deutiche Streikſtatiſtik“ in Nr. 36 des VIII. Ihrg. 
1898/99 der „Sozialen Praris” Sp. 974—978, namentlid” Sp. 975 unten! 
Annalen des Deutſchen Reihe. 1900, 19 
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rufsvereine umd dritter Perfonen einen bitteren Beigeſchmack. Dadurd), daß 
diefe periodiſche Statiftif zu einer Zeit eingeführt wurde, als der mit dem 
Worte „Zuchthausvorlage” vom Volke ftigmatifirte Entwurf eines Geſetzes 
zum Schuße des gewerblichen Arbeitsverhältnijjes bereits in der Luft lag, 
werden diefe Bedenken wahrhaftig nicht abgeſchwächt. Wer einigermaßen eine 
Stenntniß von den mancherort3 durchaus ungenügenden Arbeitskräften der 
höheren Verwaltungsbehörden unterjter Inftanz und den Grenzen ihrer Leijt- 
nngsfähigfeit hat, der muß es auf das Tieffte bedauern, daß die Zuverläjlig: 
feit dieſer Statiftit durch die Bepadung mit diefem Eriminaliftiichen Ballajt 
auf das Empfindlichite beeinträchtigt worden ift. Dieje Bedenken werden noch 
verschärft, wenn man erwägt, daß den mit der direften Erhebung beauftragten 
DOrtspolizeibehörden nichts anderes übrig bleibt, als die Erhebungen durch 
jubalterne Polizeiorgane vornehmen zu lafjen. Dieje Organe werden jo oft 
gerade während des Streiks gegen die Arbeiterorganifationen und ihre Führer 
in Bewegung gefegt, daß ein gedeihlicher Verkehr derjelben mit den Arbeiter: 
vertretern zur Ermittelung des objektiven Thatbejtandes eines abgejchlofjenen 
oder gar jchwebenden Streif3 geradezu undentbar erfcheint. Demgegenüber 
find die nachfolgenden Worte in den „Vierteljahresheften zur Statijtif des deut: 
ichen Reiches" ") weiter nichts, al3 eine papierene Verfügung, die eben im praf: 
tiichen Leben ausnahmsweije befolgt wird, in der Hegel aber unbeachtet bleibt: 

„Um ein möglichjt objeftives Bild des Sachverhältnifjes zu gewinnen, 
jollen die Ortspolizeibehörden bei der Einziehung von Erkundigungen ſich an 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer wenden; auch jollen bei der den höheren Ber: 
waltungsbehörden obliegenden Nachprüfung des Materials die Gewerbeauffichts- 
beamten in thunlichjt weitem Umfange betheiligt werden.“ 


Um 3. B. die übertrieben hohen Zahlen der Kontraftbrüchigen zu er: 
flären, braucht man gar nicht einmal an böjen Willen der beteiligten Polizei: 
organe zu denken. Der mit der Ausfüllung des Erhebungsformulars beauf- 
tragte Schumann weiß jo wenig, wie der zu vernehmende Gerber, was kon— 
traktbrüchig ift. Er läßt fich belehren, daß diejenigen Arbeiter, welche nicht 
gekündigt haben, Fontraftbrüchig feien. Nun fragt er den Unternehmer, ob 
jeine Arbeiter gekündigt haben und erhält die Antwort: Nein. Da er ein 
gewiljenhafter Mann iſt, legt er auch dem Borfigenden des Streiffomites die 
gleiche Frage vor und nachdem er die gleiche Antwort erhalten hat, füllt er 
die bezügliche Spalte mit gutem Gewiſſen aus: Sämmtliche Arbeiter find 
fontraftbrühig. Ob überhaupt eine Kündigung vereinbart war, darnach zu 
fragen, ift dem guten Mann natürlich gar nicht eingefallen. 

Die ganze Organifation bei der Erhebung des Material3 ift verfehlt. 
Daß bei der den höheren Verwaltungsbehörden obliegenden Nachprüfung des 
Materiald die Gemwerdeauffichtsbeamten in thunlichit weitem Umfange betheiligt 
werden jollen, vermag diejen Fehler nur zu mildern, jedoch nicht auszugleichen. 
Denn durch dieſe Betheiligung der Gewerbeauffichtsbeamten werden beiten 
‚alles Irrthümer befeitigt, die dieje Beamten zufällig aus ihrer Erfahrung 
als jolche erkennen. Dagegen feinerfeit3 ex officio Erhebungen über ihm un- 
befannte Fälle anzuftellen, um der Wahrheit auf den Grund zu fommen, dazu 
gebricht e3 dem fo wie fo jchon zum Nachtheil der Auffichtsthätigkeit mit 
Bureauarbeiten überlafteten Gewerbeauffichtsbeamten an Zeit. Das einzig 
Nichtige wäre gewejen, die Gemwerbeauffichtsbeamten und nicht die ohnehin 


) Jahrgang 1899 II. 9. ©. 191. 
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Ihon mit ftatiftifchen Arbeiten überbürdeten höheren Vermwaltungsbehörden 
direft mit der Nachprüfung des erhobenen Material® unter eigener Verant— 
mwortung zu beauftragen. Daneben wäre allerdings erforderlich gewefen, diejen 
Beamten die auch aus anderen Gründen jchon nothwendigen Bureauhilfskräjte 
in ausreichender Zahl zur Verfügung zu jtellen. In einem folchen Falle hätte 
eine Beitimmung, auc die Arbeiter und ihre Vertreter zu vernehmen, 
einen ganz anderen Sinn gehabt. In den füddeutfchen Staaten hat ſich ja 
bereit3 ein gedeihliches Zujammenarbeiten der Gewerbeinfpeftoren und der 
Arbeiterorganijationen herausgebildet. Aber auch in Norddeutfchland wäre 
von einer jolchen Beſtimmung ein erzieheriicher Einfluß auf die Gewerbe- 
auffichtsbeamten zu erwarten gewejen. Sie wären durch die Erhebung der 
Streifjtatijtif in regelmäßigen, dauernden Verkehr mit den Arbeiterorganifationen 
getreten, was mit der Zeit ficher dazu beigetragen hätte, befriedigendere Be— 
ziehungen anzubahnen, als jie gegenwärtig 3. B. leider noch in Sachſen beftehen. 

Daß man e8 ferner unterlajjen hat, die Tages- und Fachpreſſe als Hilfs: 
mittel zur Beurtheilung dieſer fchwierigen Streitfälle heranzuziehen, ift ein 
weiterer Beleg dafür, daß die deutjche Streifftatiftit mehr einem friminaliftifchen * 
al3 einem fozial: und wirthichaftspolitiichen Bedürfniß ihre Entftehung verdantt. 
Mancherlei bezeichnende Neußerungen über die Streifbrecher, die die Denkichrift 
zum Gejegentwurf zum Schutze des gewerblichen Arbeitsverhältnifjes unter 
dem euphemiftischen Namen „Wrbeitswillige” als ftaatserhaltende Elemente 
bezeichnet, wären dann vielleicht allerdings dauernd der Nachwelt überliefert 
worden. Wir führen beijpielsweije folgende bezeichnende Aeußerung zu dieſer 
Trage aus Nr. 15 der „Solidarität” vom 28. Mai 1898 an:') „Da die 
früheren Löhne wieder eingeführt werden und eine Anzahl von Streifbrechern 
auch dem Unternehmer gegenüber die befannte Verwerflichkeit gezeigt hat, fteht 
übrigens zu erwarten, daß dieſe jaubere Gefellichaft bald verduftet. Mit 
ordentlichen Arbeitern können folche moraliich und beruflich verfommene Men- 
ihen ohnehin nicht lange fonfurriren.” 

Die vom Kaijerlihen Statiftifchen Amte für die drei erften Quartale 
1899 gebraten ſummariſchen Weberfichten der Streit3 und Aussperrungen 
haben die Form einer Aufzählung der einzelnen Arbeitsfonflifte unter Angabe 
der Drte, an denen und der Gewerbe, in denen fie zum Austrage gelangten. 
Sofern fich der Streif nicht auf den ganzen Betrieb, jondern nur auf einzelne 
in ihm vertretene Arbeitszweige erjtredte, find die an dem betreffenden Aus— 
itande betheiligten Arbeiterfategorien detaillirt nach den einzelnen Bejchäftig: 
ungsarten, in denen fie in dem betroffenen Betrieb thätig waren, nachgewieſen 
worden. Dadurch ijt den Interejjenten die Möglichkeit geboten, in dem Ber: 
zeichniß vorhandene Lüden aufzudeden. 

Die Nachmweifungen über Streits oder Ausjperrungen follen zwar be: 
jtimmungsgemäß „jofort“ nad) deren Beendigung feitens der Ortspolizeibehörden 
ausgefüllt und „alsbald“ auf dem Dienftwege den höheren Verwaltungsbehör— 
den überjandt werden. Es liegt aber auf der Hand, daß die leßteren vielfach 
nicht in der Lage fein werden, nun ihrerjeit3 die für die Weitergabe der Zähl— 
farten an das Kaiſerliche Statiftiiche Amt vorgejchriebene Friſt von 14 Tagen 


) Mitgetheilt auf S. 249 von „Die Arbeitseinitellungen und Ausiperrungen im 
Gewerbebetrieb in Deiterreich während des jahres 1897" ©. 249. Daß ſich ein Staatsan- 
walt mit diefer etwas derben, aber vom Arbeiteritandpunft nur zu begreiflicden Neußerung 
beichäftigt hätte, wie dies in Deutichland leider allzu gebräuchlich ift, davon weiß der amt- 
lihe Bericht nichts mitzutheilen, 
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nah Schluß des Quartals inne zu halten, da fich bis zu deren Abkauf nicht 
immer die Prüfung und eventuelle Ergänzung des Inhaltes ermöglichen Lafjen 
wird, namentlich, wenn die Nachweifungen fich auf Arbeitsfonflitte beziehen, 
die erſt gegen Ende des Bierteljahres ausgebrochen bezw. beendet find. Dem 
gemäß fteht denn auch dem Kaiferlichen Statiftiichen Amt für die Aufftellung 
der von ihm „fobald als thunlich“ zu veröffentlichenden fummarifchen Ueberjicht 
in Wirflichkeit nur eine verhältnigmäßig fnappe Spanne Zeit zur Verfügung. 
Dieje Ueberfichten müfjen fich daher auf die Mittheilung der michtigiten der 
in den Nachweifungen enthaltenen Angaben bejchränfen und können auch dieſe 
nur infoweit bringen, als ihre Zufammenftellung ohne zeitraubende Unter- 
fuchungen und Berechnungen zu bewerkitelligen ift. Nachweije über Gründe, 
Dauer und Ausgang der Streiks 2c. dürfen daher in diejen jummarifchen 
Ueberfichten nicht gejucht werden, da jie eine eingehende Sichtung und Bear: 
beitung des Materials, fowie die Erledigung ausgedehnter Streitfragen zur 
Borausjegung haben würden. 

Wir geben im Nachfolgenden die mwichtigiten Daten der vorläufigen Er: 
gebnifje der Streikitatiftit für das erjte Halbjahr und für das III. Quartal 
1899 mit dem ausdrüdlichen Bemerken wieder, dab für die Dürftigfeit und 
Unzuverläffigkeit diefer Statiftif nicht das Kaiferliche Statiftifche Amt, dem 
auzfchließlic; die Bearbeitung des Meateriald oblag, jondern die ganze Dr: 
ganifation der Streifftatiftif, über die dem Kaiferlichen jtatiftiichen Amt leider 
feine entfcheidende Stimme zufteht, verantwortlich zu machen ijt. Die Thätig- 
feit des Kaiferlichen ftatiftiichen Amtes wird erjt nach Erſcheinen der definitiven 
Zahresergebnifje vorurtheilslos zu beurtheilen fein. Daß dieje Behörde auch 
in diefer vielumftrittenen Intereſſenfrage ſich möglichiter Objektivität befleißigt, 
geht ſchon daraus hervor, daß fie Quartal für Duartal Nachträge zu den in 
den bisherigen Nachweifungen übergangenen Streits bringt. 

Im 1. Halbjahr 1899 wurden 574 Streits begonnen und 533 beendet 
(im 2. Quartal 357 und 352). Die Zahl der betroffenen Betriebe betrug 
2910 (im 2. Duartal 2476), diejenige der bei Ausbruch des Streifs bejchäf- 
tigten Arbeiter 89 048 (im 2. Duartal 69833), diejenige der gleichzeitig 
itreifenden Arbeiter 43382 (im 2. Quartal 34509). Davon waren zur jos 
fortigen Arbeitsniederlegung berechtigt 26 682 (im 2. Quartal 21 603), fon: 
traktbrüchig 12594 (im 2. Quartal 8888). Zu völligem Stillftand kamen 
durch den Streit 1093 Betriebe (im 2. Quartal 948), nicht auf alle Gejchäfts: 
zweige erftredte jich der Streit in 824 Betrieben (im 2. Quartal 724). 

Näheren Auffchluß über die VBertheilung der Streif3 auf die einzelnen 
Gemwerbegruppen gibt (nachitehende oder) die fjummarifche Ueberficht auf S. 279. 

Ueber die Ausſperrungen find die Nachweilungen noch dürftiger. Es 
fehlt die Zufammenftellung nach Gewerbegruppen, was namentlich für das 
I. Quartal mit der geringen Zahl der aufgezählten Ausſperrungen entjchuldigt 
werden mag. Es fehlt ferner die Einzelnachweiſung für das erjte Halbjahr, 
wie jie für die Streiks vorliegt. Im erjten Quartal begannen und endigten 
6 — — die von 9 Betrieben mit insgeſammt 512 beſchäftigten Ar— 
beitern über 95 Arbeiter verhängt wurden. Im zweiten Quartal begannen 
13 Ausfperrungen und es wurden 17 beendigt. Betheiligt waren hieran 338 
Betriebe mit 6065 bei Beginn der Ausfperrung bejchäftigten Urbeitern. Die 
Höchftzahl der ausgefperrten Arbeiter betrug 4264. Im eriten Halbjahr 
— im Deutſchen Reich 18 Ausſperrungen und es wurden 23 beendigt. 
347 Betriebe mit 6577 beſchäftigten Arbeitern hatten 4359 Arbeiter ausgeſperrt. 
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Mit Verlegung des Arbeitsvertrags follen nur 5 Arbeiter ausgefperrt worden 
fein, während 4354 ohne Kündigungsfrift eingeftellt waren, was unjere oben 
geäußerte Anficht über die zu Hohe Zahl der Ktontraftbrüchigen unter den 
Streitenden auf das Glänzendfte bejtätigt. 

Im dritten Quartal wurden 350 Streifs begonnen und 368 beendigt, da= 
runter insbejondere 76, deren Anfangstermin noch vor dem 1. Juli 1899 lag.') 

Bon den im III. Quartal beendeten Streiks — nur für die zur Been— 
digung gelangten Arbeitsfonflifte werden nähere Zahlenangaben gebracht — 
wurden insgeſammt 2224 Betriebe betroffen, in denen bei Ausbruch des 
Streits zufammen 85956 Arbeiter Beichäftigung fanden. Die Höchſtzahl der 
hiervon gleichzeitig ftreitenden Arbeiter betrug 32480 = 37,,°/, der Geſammt— 
zahl. Bon den Streifenden werden amtlicherjeit3 21224 — 65,,°/, als „zur 
fofortigen Arbeitöniederlegung berechtigt“, 10548 — 32,°%/, als „Eontraft- 
brüchig“ bezeichnet. Wie aus diejer, der Wortfajjung der Nachweilungsformulare 
entjprechenden Gegenüberjtellung hervorgeht, find, im Gegenjaß zu den „Eon: 
traftbrüchigen“, unter den „zur fofortigen Arbeitsniederlegung berechtigten” 
Arbeitern wicht nur Diejenigen zu verftehen, welche, wie dies heut zu Tage 
jehr häufig in den Wrbeitsordnnungen vereinbart ift, ohne an irgendwelche 
Kündigungsfrift gebunden zu fein, jeder Zeit fofort ihr Arbeitsverhältniß Löfen 
können, fondern auch diejenigen, für welche zwar eine beftimmte Kündigungs- 
frift befteht, die indeſſen, weil fie rechtzeitig zu dem Termin der beabfichtigten 
Arbeitseinftellung gekündigt haben, beim Beginn des Streifs gleichfalls für 
„zur fofortigen Arbeit3niederlegung berechtigt” erachtet werden müſſen. 

Bon den insgefammt 2224 Betrieben, die von den im III. Quartal 1899 
beendeten Streif3 betroffen wurden, famen 597 — 26,,"/, zum völligen 
Stillftand, darunter insbejondere 57 — 9,,°/, aller zum Stillftand gebrachten, 
in denen der Streif ſich nicht auf jämmtliche Geichäftszweige des Unternehmens 
erſtreckt hatte. 

Ausjperrungen find im ganzen Deutjchen Neiche 15 zu verzeichnen 
gewefen, von denen 3 bereit vor dem 1. Juli 1899 verhängt worden waren. 
Die 8 im III. Duartal 1899 beendeten Ausfperrungen, von denen 4 auf 
Preußen, 3 auf Bayern und 1 auf Hamburg entfielen, betrafen insgefammt 
25 Betriebe; von den in denjelben bei Beginn der Ausjperrung bejchäftigten 
1137 Arbeitern wurden 564 (50°/,) ausgejperrt, darunter 115 (20,,°/,) unter 
Berlegung des Arbeitövertrages. 

Die Streikftatiftif für das II. Quartal ift in Nr. 211 des „Borwärts“ 
vom 9. Sept. 1899 einer eingehenden Sritif unterzogen worden. Durch Er: 
hebungen bei den Gewerkichaften und Durchforjchung der Preſſe wird bier 
nachzumeifen verfucht, daß in der amtlichen Statiftif 58 oder 16,,,°/, aller 
Streiffälle mit mindejten® 6000 Streifenden oder 17,,°/, aller Streifenden 
fehlen. Es finden fich darunter mehrere Streif3 mit mehr ala 300, 450 und 
500, ja ſolche mit 1500 Betheiligten. Der „Vorwärts“ wird in jeiner Kritif 
durch die im 4. Heft der „Vierteljahreshefte zur Statiftif de3 Deutjchen Reichs“ 
1899 ©. 241—243 veröffentlichten „Nachträge zur UWeberficht für das II. 
Duartal 1399" in der Hauptjache bejtätigt. Es werden hier allein 42 Streif- 
rälle mit 2415 ftreifenden Arbeitern nachgetragen. Hierbei ift die Zahl der 
jtreifenden Arbeiter bei einer ganzen Neihe von Streiks, worunter namentlich 
ſämmtliche Bergarbeiterjtreifs im Regierungsbezirk Arnsberg mit dem großen 








') Dergl. „Soziale Praris“, IX. Yg. 1899, Nr. 10 Sp. 248, 


— — —* 


nr — — 


281 


Die deutſche Streilſtatiſtik. 


Cl. Hei 


001 | 61 “oh z 














3 aA re grarrdunpinbiz qun ·ꝓbunbaaquaqo 
Ypr 1 IL | 88 6 6 ee IRAK) Aphıgavadujork 
— — a sr 8 & 99% mE uohpnag IE uꝛcpuuvoruaauae 239 anou 
u | su vor | 183 € 6 aynquf apinugg) 
9 II "ol 891 01 r ee er a Ze aymamııdosk 
eg cz s'gp 798 La G . u . + . . . . . . . ‘ . . . » EI BEN TRJINBUIRDRRITG 
*9 # re 193 II L , . . . . 5 . 5 . . . . . . . . Amauıaadz 
ro F 78 TI L 8 a ee > 49aalebspquvg 
IE E01 "99 &0& 8 8 ae a SE Ze ae rang qun »SuunarjaR 
43 pg1 ‘FF 114 99 01 re ug) qun >suunigug 129 auunqu 
o'00I 938 »13 9939 177 #1 RÄT uam qun “uam nvqbaag 
7 Lu »G1 34301 12 GL er oa qun azuauinauuge uanıpioyg aaa aaunqug 
“Lı 96 *pg 6r% LE — 7144049 qun AS aq aunou 
"19 3181 0of *613 er 9% SO danoununao 
vg 852 29 7088 69 && nis: bunuuqavadajjvzaſ( 
dc | 90 I 069 794 869 Gr a use SEE Ze Zr Bye Uougnupo qun jog aq aaunquꝑ 
“ol 096 1 29 8r6 21 988 091 FU AB u: 0 Su a BE Eee — * aqaoaiabnvg 
gene mem u nern Sn 
* 431aqA}% 
29j13g17% IR) * — 
uaquaoai a 
nn mjoſqv rg nageng mjolqu au | NO 
glg) 120g Magalıng, wauallory | uapaquaag 
2q u 20Q u⸗auoa louoaq ag 209 220 uaddanıdagıamag 
—** uodq ın 20q q 
HD : matoisk ul 19uE 14vE 
bitpuaquvapuol uꝛeuanauo 
warm aazunavg »q vuutpag 
— — — —— — —— — —————— — ———— ————— ————— ——— ——— 


uoddnaboqaoat 
AD uoaqulabſuv quagapipru aiq Inv nopaumm 87099 usbuvpd bunbiquaatz anf G681 aquljaaaigg g un mag uog 








J 
? 
| 
| 


Die deutiche Streititatiitif. 


* 
B 


GI. Hei 


282 


Auf mehr als je 40 Betriebe erſtreckten jich von den als beendet nachgewiefenen Streiks die nachfolgenden: 








Bezeichnung 
der Streiks nah Ort und 
Gewerbe 





Bau und Möbeltifchler in Leipig - - - 
Bautifchler und Einſetzer in Berlin 
Bauunternehmung in Dresden . . . 
Bauſchloſſer in Leimig © » > 2 2. 
Klempner in Bremen . :» 2 200. 
Koblenarbeiter in Berlin . . 
Möbelpolirer in Berlin . . . — 
Maurer in Düfleldorf . . . 

Hof und Wagenbau-Schmiede in Magdeburg 
Bäder n Bürzburg . - - ER 
Holzinduftrie (Böttcher) in Magdeburg . s 
Ofenſetzer in Leipzig. 2. 
Silberfchlägerei in Shwabah . . . 


Zahl der ergriffenen 
Betriebe 


in Prozent 
der im 
abfolut Neih er 


griffenen 


Betriebe 








Zahl der in den betroffenen Betrieben 


bei Aus: 
bruch des 
Streifs be: 
ſchäftigten 
Arbeiter 


1142 

ca. 2000 
4159 

ca. 800 
162 

914 








gleichzeitig ftreifenden 


Arbeiter 


abſolut 


1122 
942 
1888 
378 
150 
914 
480 
592 
27 
70 


260 
239 


in Prozent 
ber be⸗ 

| ichäftigten 

Arbeiter 


98, 
| ca. 47,1 


45.4 





ca. 47,3 
92 
100,0 
? 

64,8 
38,6 
34,3 
20,» 
100,0 
90,5 








abiolut 





Bahlverz zu völligem Still- 
itande gebrachten Betriebe 





in Prozent 
der vom 

Streif er 

| griffenen 
Betriebe 


100.» 
29.3 
17 


100.» 
11» 
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Herner Streif, nicht nachgewiefen. Daß die Nachträge vom Kaiferlichen 
Statiftiichen Amt jelber nicht für vollftändig angefeben werden, ergiebt fich 
hen aus dem äußerlichen Umftande, daß feine Schlußfummen gezogen worden 
find. Angefichts folder Zahlen kann es faum in Betracht fommen, daß die 
Anihauungen darüber, ob im fonfreten Falle ein Streif vorliegt oder nicht, 
verichieden fein fünnen. Daß neben der Zahl der Streifenden auch diejenige 
der Kontraftbrüchigen in den vorläufigen Veröffentlihungen aufgeführt wird, 
dürfte nicht jo fait auf ein Bedürfnis des K. Statiftiichen Amtes als vielmehr 
auf höhere Anordnung zurüdzuführen fein. Jedenfalls ift es nicht zu recht 
fertigen, wenn man hieraus dem K. Statiltifchen Amte den Vorwurf der 
Irreführung der öffentlichen Meinung gemacht hat. Denn jeder einfichtige 
Benüger der Zahlen konnte aus dem amtlich veröffentlichten Zahlenmaterial 
jofort erjehen, daß die Zahl der Streifenden lückenhaft und unvollitändig war 
und daß e3 daher ganz und gar unzuläjlig ift, auf Grund der vorläufigen 
Ergebniffe die Zahl der Kontraftbrüchigen zu derjenigen der Streifenden in 
Beziehung zu fegen. Es ift dies umſo unzuläjliger, als mit Beitimmtheit an- 
zunehmen ift, daß in der von Polizeiorganen geführten Statiftif gerade die 
Fälle des Kontraftbruches befonders vollitändig geführt fein werden, während 
ihr Heinere, normal verlaufene Streits leicht entgehen. Die Veröffentlichung 
der Zahl der Konfraftbrüchigen wäre in den vorläufigen Ergebniffen bejjer 
unterblieben. ') 


) Die nachfolgende Bemerkung des „Vorwärts“ in Nr. 214 vom 13. Sept. 1899, 
die wir deshalb in extenso wiedergeben, können wir doch nicht unwiderſprochen laflen: 

„Nach der amtlichen Statiftit jollen bei dem Meberftreit in Reichenbach in Schlefien 
nicht weniger als alle Streitenden, das find 997, kontraktbrüchig gemeien fein. Formell 
mag ja Kontraftbruch vorliegen. Aber thatfächlich Tiegt der Sachverhalt fo, daß die Arbeiter 
zunächſt nur in zwei Fabriken ftreiften, die Arbeitgeber ſich aber alsbald folidariich erklärten 
und die gefammte Arbeiterichaft ausiperrten, worauf dann allerdings die Arbeiter ſchon vor 
Ablauf der Kündigung feierten. Bei dem Bergarbeiteritreit in Kleinröſſeln und Spittelkar— 
Iingen (Lothringen) follen nicht weniger als 3000 Arbeiter fontraktbrücig gemweien fein! 
Nun, über dieſen Streit und feine Berechtigung hat felbit die Unternehmerpreſſe ein für 
die Haltung der Arbeiter durchaus günstiges Urtheil verlauten laſſen. Das „Leipz. Tagebl.“, 
das gewiß mit der Arbeiterbewegung nicht inmpathifirt, ließ fich über diefen Ausjtand 
Folgendes fchreiben: 

„Der Ausftand ift auf den in Kleinröſſeln gelegenen Gruben der Firma Les petits- 
fils Francois de Wendel zuerit ausgebrohen und zwar aus Gründen, deren 
Berehtigung Sofort von der gelammten Bevölterung anerfannt wurde. 
Zie bedingten die Sympatbie für die jtreitenden Bergarbeiter, die eine Gleichitellung mit 
den Anappen in den fisfaliichen Gruben zu erzwingen gedenten. Auch die Behörden, welche 
im eriten Schred mit 50 Gensdarmen aus dem Kreiſe —* und Saarbrücken erſchienen, 
haben ſeht bald die Polizei verſchwinden laſſen, da ſie eine muſterhafte ruhige Arbeiter— 
ſchaft vor ſich ſahen. Die Gensdarmen ſelbſt ertheilten den Arbeitern wegen ihres Verhaltens 
uneingeſchränktes Lob. Die Bürger der Stadt Forbach laſſen ſogar eine Petition zirkuliren, 
die ſich ſchnell mit Namen aus allen Ständen bedeckt. In der Schrift, die an die Gruben: 
beiiger gerichtet ift, heißt es u. a.: „Wir jtehen einmüthig auf jeiten der Bergleute und 
erjuchen die Firma Wendel, nicht durch rücjichtslojes Auftreten die Arbeitermaſſen zu ver: 
ittetn.“ 

So präſentiren fi die 3000 kontraktbrüchigen Streiler aus Lothringen. Man ſieht 
den Werth jolcher Angaben über Kontrattbruh! Selbit die Gegner finden ihn in den 
beiden vorgeführten Fällen durchaus berechtigt, Soweit er formell zu konſtruiren iit. ir: 
man aber nur diefe beiden Fälle allein in Abzug, fo vermindert fich die jchredliche Zahl 
von 8880 Kontraktbrüchigen in ihrer moralischen Gemwichtigkeit um annähernd 4000, jo daß 
faum etwas mehr als die Hälfte bleibt.“ 

2 beiden Fällen mag ja der Kontraktbruch moraliih vollitändig zu entichuldigen 
fein. Dem Statiftiler aber können doc; für die Regiitrirung der ‚Fälle des Kontraftbruches, 
wo es fi um eine rein juriftifche frage handelt, moralifche Gründe nicht maßgebend 
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Das Gejammtergebnig iſt ein äußerſt unbefriedigended. Daß es aud 
nad Abſchluß des dritten Quartals noch nicht möglic war, die Zahl der au 
dem großen im zweiten Quartal beendigten Herner Streit betheiligten Arbeiter 
wenigſtens vorläufig fejtzuftellen, zeigt am beiten die vollftändige Unzulänglich: 
feit der "ganzen Organifation dieſer Polizeiftatiftit. Bei einer folchen Unzu— 
verläfiigkeit und Lüdenhaftigfeit des Materials , müfjen wir es uns verjagen, 
irgend welche Schlülfe aus den vorliegenden Daten zu ziehen. Wir behalten 
uns aus dem gleichen Grunde vor, auf die Gewerkichaftsitatiftit, die unter 
den vorliegenden Umfjtänden eine werthvolle Ergänzung und Kontrolle der 
amtlichen Statijtif bildet, erit nach Veröffentlichung der Jahresergebnijje zurück— 
zufommen. Die Unzulänglichkeit diefer vorläufigen Ergebniffe wird leider auch 
eine vorurtheilslofe Würdigung der noch in Ausſicht jtehenden definitiven 
Statiftif erfchiweren. 


Anbang. 
1. Ergebnife der amtlichen Streikfatifik in Preufen.') 
Die hauptfächlichiten Ergebniffe der preußiichen amtlichen Streikitatiftif find folgende: 





























= = 2x | e & | Forderungen der Arbeiter 
7 = — | 22 |58 durchgefeht 
ne | Er | lei — 
3 5385 3535 ——5— —527 
1212 ja, 98] % 
s Di} © 0 Li} 3 
1.1.1889 bis Ende a a a I.) Be. 
April 1890 . 715 | 289 283 — 10 7 16,» | 43.1 364 3,8 
Sommer 1890°% . || 216 28 643 - 10 25 11 23 57 9 
Winter 1890-91 71 6573 — 14,s 46 16» | 183 | 62,» 2,3 
Sommer 1891 . 118 25 100 — 174 94 8: | 135 | 72» 51 
Winter 1891-92 | 99 7787 — 6,7 | 243 15: | 14, | 67, 3,0 
Sonmer 1892 . 99 7878 _ 18» | 484 | 15. | 17,2 | 64, 3,0 
Winter 1892--98 116 55 882 — 19, | 97,» 104 181 | 440 | 27,6) 
Sommer 1893 . 74 4 070 — I 154 | 36 | 125 | 11 | 730 | 4 
Winter 1893—94 48 2835 — 10 5ls | 292 18047,0 4,. 
Sommer 1894 . 127 9 754 — 15 |) 4 Tı | 134 | 77a 24 
MWinter 1894— 95 71 3861 — 4s | 456 | 255 | 230 | 49,5 14 
Sommer 1895 . ı 189 6 365 — 6 | 27, | 33: | 15, | 49, 21 
Minter 1895—96 || 606 17 349 55 | 27% | 645 | 180 | 20, 2,3 
Sommer 18% . 304 51309 | 2696 4a 14, | 5l. | 19, | 20, 8,3 
Minter 1896— 97 158 16 181 653 9. 354 | 36,1 150 | 32, | 165 
Sommer 1897 . | 285 25398 | 1109 l, 32. | 31, | 32« | 33, 2,5 














fein. Jedenfalls iſt durch die Mittheilung des „Vorwärts“ über den Streik in Kleinröſſeln 
die juriſtiſche Frage keinesweges aufgellärt. In den definitiven Ergebniſſen ſ. 3. wird bie 
Erwähnung ſolcher moraliſcher Gründe der Beurtheilung am Plage ſein, von einer nackten 
Aufzählung der Streitfälle kann man ſie billiger Weiſe nicht verlangen. 

ı) Mal, hierzu „Soziale Praris“ VII. Yhrg. 1898 Nr. 52 Sp. 1368 f. 

) Dover Streif noch nicht beendet. 

’) Der April 1890 kommt bier zum zweiten Male zur Nachweiſung. 

In Dielen Fällen hatten die Streitenden feine — geſtellt; es handelt ſich 
dabei fait durchweg um ſogeannte Sympatbieitreits weſtfäliſcher Bergleute. 

) Darunter 3709 Arbeiter des Buchdruds in 25 Streifs, von denen 21 erfolglos ver: 
liefen, 4 geteilten Erfolg hatten. 295 diefer Streifenden waren minderjährig, 234 brachen 
den Kontralt. 
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Von den Streitenden gehörten an 
| dem | ortils der 
Beriode | yon Ban | der Zeile | gear. |  amberen 
zZ Dergbau | gemerbe | tmbuftrie | smpuitrie | Berufen 
n 
1.1.1889 bis Ende 
April 1890. . | 179 344 50 508 5 870 8 324 45 237 
Sommer 1890”). | 455 6 008 3595 17329 11 256 
Winter 1890-91 | 1985 109 412 211 3 856 
Sommer 1891 . 23 081 590 166 9 1172 
Minter 1891—92 | 1845 28 590 276 4 548°) 
Sommer 1892 . | 1439 1971 1 300 172 2 996 
Winter 1892—93 | 53 915 360 192 230 1185 
Sommer 1893 . 449 442 423 48 2 708 
Winter 1893—94 — 388 644 139 1664 
Sommer 1894 . | 8 928 1 786 517 210 3318 
Winter 1894—95 | 237 210 1584 1249 581 
Sommer 1895 . 333 2 284 883 331 2534 
Winter 1895—96 | 2628 915 1525 316 11 965 
Sommer 18% . 1061 21 673 3 216 4 455 20 904 
Winter 1896—97 | 576 1402 1409 1582 11 212 
Sommer 1897 5401 11 166 730 1 830 6 271 





Wie jchon die erjtere Tabelle andeutet, ift die Statiftif nicht ganz einheit- 
ih gehandhabt worden. Am meijten gilt dies für den Begriff Streit. Anfangs 
follten nur die Streif3 gezählt werden, an denen mindeſtens 10 Arbeiter be- 
theiligt waren. ‘Ferner jollten in der Großinduftrie foviel Streif3 angerechnet 
werden, als Betriebe an Arbeitseinjtellungen betheiligt waren; im Handwerk 
jollte Dagegen die ganze vom Streik ergriffene Branche, 3. B. Tifchlerei, die 
Rechnungseinheit bilden, und beide infommenjurable Einheitsgruppen find dann 
addirt worden. Bei der fließenden Grenze zwiſchen Handwerk und Großindu: 
ftrie ift e8 micht zu verwundern, daß diefe Anweiſung, wie es ſcheint, nicht 
einmal jtrift durchgeführt worden ift. Seit dem Sommer 1896 werden deshalb 
außer den Streiks auch die vom Streik betroffenen Unternehmungen gezählt. 
Die Prozentzahlen in der obigen Tabelle, welche über den Erfolg der Streiks 
Auskunft geben, find Anfangs nad Streits, feit dem Sommer 1896 nad 
Betrieben berechnet. Eine dritte mögliche Nechnungsgrundlage ift die Zahl 
der betheiligten Arbeiter; nach diefer Methode würden fich für den Sommer 
1897 folgende Prozentjäße ergeben: 31,,, 19,,, 43,,, d,s- 


2. Die Arbeitseinjtellungen im Königreich Bayern fiehe umftehend (S. 286) ! 
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2. Die Arbeitseinhellungen im HAönigreid Bayern im Jahr 1897. 
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IV. Steine und Eden : 2 > 22222. 28681 50 | 2 186 _ _ 
V. Metallverarbeitung » = 2 > 2 22.08 217 — — 1 29 | 2 188 
IX. Tertilinduftrie . . EL a 4 344 1 25 | 2 232 1 87 
XI. Holy» und Schnipftoffe . De A ak 5 109 — — | 1 25 4 84 
XIU. Nahrungs und Genußmittel . » x»... 1 8 — | — — — | 1 8 
XIV. Bekleidung und Reinigung ee a ea 31546 1.480 | 1 86 | 1 80 
XV. Baugewerbe - . - . — BEE | 6 344 - — 3 139 3 205 
Nach dem Zweck der Arbeitseinitellung 
A. Verbeſſerung von | ! | | 
2) Arbeiislohn. 1 3 | 69 | — — —1 36 | 2 33 
2) Arbeitszeit . . Erin ee ne se, — — — — — 
8) Arbeitslohn und Arbeitszeit en 14068 —1 | 480 6 | 354 3 | 224 
4) anderen Arbeitsbedingungn : 2 2 2 22.) 8 179 | = 2 | * = 3 179 
Summe , 16 | 1806 | 1 0 | 7, 390 8 436 
°o : 100,» 1000 | 6,: | 86 43,3 29,» | 50,0 | 33,4 
B. Hintanhaltung der u — von | 
1) Arbeitslohn . . . » | 4 869 1 50 2 232 1 87 
2) Arbeitszeit - . a Er —— — — — — — — — — 
8) Arbeitslohn und Arbeitszeit a | — — — - — — — — 
4) andere Arbeitsbedingungen Wiederaufnahme ent- | | | 
laffener Arbeiter) . . » . J 5 1297 | 1 —— | 1 38 _| 3 79 
— 9 498 | 2 — 3 257 | 4 | 166 
0/0 1000 | 100. | 22,2 15, ı 33.3 Sla | 44 33,; 
Gelammizblen 
1897 25 1804 3 355 647 | 12 602 
“a | 100» | 100, 12, 30, | 3. | A 3 
mar. 1889 48 3275 15 = | | 4000 11 540 
min. 1893 | 5 130 2 43 1 61 
Summe 1889/97 | 223 19982 36 En F 10 11991 | 86 | 5907 
°%o , 100, 100% | 161 | 10, | 60,0 38,8 29,» 





Regentſchaft 


und 


Vertretung des Staatsoberhaupts. 


Von 
FM. Zeunert. 


Einleitung. 

Wenn das Haupt des Staates nicht regieren kann oder nicht regieren 
will, ſo bedeutet dies eine Gefahr für den ganzen Organismus des Staats, 
falls ein Erſatz nicht eintritt. Denn der Staat muß eben einen regierungs— 
fähigen und regierungswilligen Träger der Staatsgewalt ſtets beißen, in 
dejjen Händen die — der Regierung planvoll zuſammenlaufen; fällt dieſes 
Organ weg, oder iſt es verhindert, ſo verwirren ſie ſich, ſo entſteht Anarchie, 
iſt nicht anders geſorgt. 

Von Anfang an ſcheint in der Republik trefflich für dieſen Fall Fürſorge 
getroffen zu ſein. Die Machtfülle derſelben ruht in einer Summe der Staats— 
bürger oder in der deren Geſammtheit: dieſer Souverän ſtirbt nie, iſt nie 
minderjährig, leidet nie an Gebrechen, die ihn regierungsunfähig machen, und 
iſt nie abweſend: Ein vielköpfiges Haupt, wie das der lernäiſchen Schlange, 
ergänzt er ſich jelbjt aus fih. Theilt aber die Gejammtheit nicht die Schwächen 
des einzelnen Merjchen, die dejjen Regierungsunfähigfeit herbeizuführen im 
Stande find, jo theilt fie auch nicht defjen Borzüge. Eines einheitlichen Willens 
ijt die Gejammtheit im Allgemeinen nicht fähig"), ift aber die Ausübung der 
gemeinjamen Macht einem Einzelnen übertragen, jo treten hier analoge Schwierig— 
feiten wie in der Einzelherrichaft ein; denn diejer ftirbt und nach jeinem Tode 
trachten Hundert nad) der gleichen Stellung. Wer fie erhält, ijt oft mehr 
eine Frage der Macht, und mangelt fie im Drange der Noth der richtigen 
Form der Entftehung, jo find die Unterthanen dem jaljchen Präſidenten feinen 
Gehorſam jchuldig und fie begehen vielleicht Hochverrath, wenn jie Gehorjam 
leiften.. Bis zur richtigen Neuwahl ift jeine Stelle leer, die Regierung bis 
dahin ijt eine Zwijchenregierung, die ungewollt, aber nothiwendig iſt: der Staat 
ſoll mächtig jein; denn nur der Beite Ho gewählt werden und die Regierung 
führen, das ift das Prinzip — aber der Staat ijt gefährdet im Sturme der 
Zwilchenzeit nach dem Tode des Präfidenten, der nicht ewig die Herrichaft 
ausüben fann. 


.... ) Deshalb bedarf auch fie einer Vertretung, aber einer Vertretung ganz anderer Art; 
nicht wegen Gebrechens des Souveräns, ſondern als Organ des Souveräns, um deſſen 
Willen verfaflungsmäßig zum Ausdrud zu bringen. 


— — — * a — — ——— —6 
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Mehr noch fällt dieſer Mangel ins Auge in der Wahlmonarchie, in der 
ja der Träger der Staatsgewalt niemals prinzipiell ſofort ſeinen Nachfolger 
findet. Mit dem Tode des Monarchen beginnt „die kaiſerloſe, die ſchreckliche 
Zeit,“ das Interregnum, eine verfaſſungsmäßige Kriſis des Staates. Dann 
ift regelrecht der Staat ohne Träger der Staatögewalt und nur zeitweilige 
Zwiſchenherrſcher müfjen ſorgen, ne quid detrimenti capiat. Mit Necht jagt da- 
her Limnäus von den Wahlmonarchen, den deutjchen Königen, im Gegenjaß zu 
denen der Franzofen: moriuntur nostri reges, jie fterben — aud nad) 
Staatsredt. 

Anders als dicje beiden Staatsformen verzichtet von vornherein die Erb 
monarchie darauf, den Tüchtigften an ihre Spike zu berufen; denn — das 
muß man ſich jagen — ein Geſchlecht wird nicht immer begabte Sprößlinge 
erzeugen. Aber im Innern joll der Staat ungefährdet und ficher und des: 
halb niemal3 ohne Haupt jein: mit dem Tode des Trägers der Staatsgewalt 
tritt ipso iure der nächſte Sufzejjionsberechtigte an deſſen Stelle: diejer König 
jtirbt nicht (le roi ne meurt jamais). Für Ausfüllung diejer Lüde der Staats: 
form ift aljo gejorgt. Aber noch mehr. Der König regiert. Schon Regierungs— 
unfähigfeit des Negierenden genügt, das jahen wir in der Nepublif, um den 
Staat zu gefährden. Um dieje aus der Welt zu jchaffen, Hilft im Einklang 
mit der Idee der ununterbrochenen Dauer des Königthums eine Fiktion: der 
König iſt nicht nur unſterblich, er ift auch nie regierungsunfähig und daher 
nie minderjährig (in the king is no minority), er iſt über die Zeit erhaben 
(nullum tempus occurit regt), nnd ſchließlich ijt jeine Negierung immer eine 
gejegnete: Unrecht kann er nicht tun (the king cannot do wrong). 

Doc dies find Fiktionen), das will jagen: der Wirklichkeit werden jte 
nicht gerecht. Der rein logiſchen Durchführung des Prinzips der Kontinuität 
erbmonarchischer Regierung ftellt fic) mit ummwiderftehlicher Gewalt die That: 
jache des Lebens entgegen, daß der König nun doch einmal ein Menjch ift, 
unterworjen allen Fehlern und Schwächen der menschlichen Natur, wie jeder 

Andere. 

Der Staat mußte fich beffer helfen. Drei Möglichkeiten boten ſich ihm 
dar: entweder den Negierungsunfähigen vom Throne überhaupt oder von der 
Sukzeſſion?) oder endlich nur von der Negierung auszujchliegen, um einen 
Regierungsfähigen an jeine Stelle zu ſetzen. In Jahrhunderte währender Ent: 
widelung fiegte im Allgemeinen das legtere Prinzip. j 

Danach bleibt auch der regierungsunfähige König Träger der Staats- 
gewalt: der Staat hat immer ein Oberhaupt; doc) jegt ein Oberhaupt, von 
dem der ſonſt unrichtige Sa Thiers’ gilt: le roi regne, et il ne gou- 
verne pas. 

Da aber nun doc regiert werden muß, jo tritt ein Anderer an jeine 
Stelle, der fie im Namen des Verhinderten führt. Dies ijt jein Vertreter. 
Das Wort Vertretung de3 Staatsoberhauptes bezeichnet beides: Negentjchaft 
und Negierungsjtellvertretung. 


', Das englische Verfaffungsrecht, das auf gemohnbeitsrechtlicher Entwidelung beruht, 
kennt fie noch heute, Doch werden fie im pofitiven Tall nicht beachtet. Man hilft ich mit 
Spezialgelegen. 

Die Theorie, nach der der König Unrecht nicht thun kann, wird auch neuerdings (z. B. 
von Bornhad) für das deutfche Staatsrecht verfochten. 

) Ihronunfähigteit ift nicht gleich Sukzeffionsunfähigkeit; nach legterem Prinzip hat 
der Eintritt der Regierungsunfäbigfeit nach Grwerb des Thrones deſſen Verluſt nicht mehr 
jur Folge, wohl aber nach eriterem. 
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Bßeil 1. 
Die Begentfchaft. 
Abſchnitt I. 
Die allgemeinen und biftorifchen Grundlagen. 
8 2. 
Begriff und Weſen des Inſtituts. 

Was ift Negentihaft? Zum Theil ergibt ſich das ſchon aus dem Ge— 
jagten. Es ijt eine Art Vertretung des Staat3oberhaupts. Damit ijt weiter 
zugleich gejagt, daß die Wurzel der Regentjchaft in der Erbmonarchie zu 
Juchen it. 

Denn das „Staatsoberhaupt“, der Träger der Staatögewalt in der Ne 
publif, ift eine Mehrheit oder die Gejammtheit der Staatsbürger ; fie wird nie 
regierungsunfähig und bedarf Feiner — Die Volksvertretung iſt 
lediglich das Organ des Volkes, das ſtändige Mittel der Ausübung ſeiner 
Herrſchaft, ſie tritt nicht ein im Falle der Verhinderung. Auch pflegt man 
vom Volke wohl als Träger der Staatsgewalt, von Volksſouveränität zu 
reden, doch faum vom Volke ald Staatsoberhaupt. Dieje Art ftaatlicher Ber: 
tretung bleibt jomit außer Betracht. 

Der Präjident dagegen ift nur Organ der Ausübung fremder Herrichaft ',) 
jein Wegfall macht den Staat nicht fopflos; denn er ift nicht Staatsoberhaupt 
im Rechtsjinn. Mithin ift jein Vertreter, der VBizepräfident, da nicht Vertreter 
des Staatsoberhaupts, nicht Negent; denn Negentichaft ift eine Art der Ber: 
tretung des Staatsoberhaupt. 

Regentſchaft ift aber auch eine Art der Vertretung. Sie unterjcheidet 
ih von allen Zwilchenregierungen dadurch, daß ihre Grundlage ftetd die Erb- 
monarchie bildet; denn die Vikare, Reichsverweſer, wohl auch Regenten genamıt, 
die im alten Reich eine Rolle jpielten, find nicht Regenten in unjerem Sinne; 
die vicarii imperli führten die Regierung, „wenn fein römijcher König vor- 
handen ijt, bis ein anderer Kaijer gewählt wird und die Regierung angetreten 
hat“*), fie regierten daher auch nicht in Vertretung des Kaiſers, jondern ſie 
übten den ihmen gejeglich zujtehenden größeren Antheil an der Neichsregierung 
aus?). 

Negentjchaft ift endlich eine Art der Vertretung. Sie iſt zunächſt eine 
ftaatsrechtliche Vertretung. Der Regent vertritt das Staatsoberhaupt in der 
Ausübung von Herricherrechten: der Negent ift nicht Vormund‘). Nicht die 
Sorge um den regierungsunfähigen Monarchen ijt jeine Aufgabe, jondern die 
um den Staat, der des Herrichers entbehrt‘). Klar und jcharf tritt hier in 
den Worten Ulpians der Unterjchied jeiner Rechtsftellung von der des Vor— 
mundes entgegen, wenn der Römer jagt: publicum ius est, quod ad statum rei 
Romanae spectat, privatum, quod ad singulorum utilitatem: sunt enim 


) Wenn daher Bluntſchli a. a. ©. Buch TI, Kap. 4, von dem Präfidenten als 
„Staatshaupt” ſpricht, jo meint er Damit das Wort nicht im gewöhnlichen Sinne, 

) Moſer, deutiches Staatsrecht, Theil 7, S 415, Sartori,a. a. O, 

a Reitemeiera. a, O., ©. 37, Söpfl, Regierungsvormundichaft, S. 62. 

5 Irrig ift daher Die ältere Behandkun des Gegenitandes; in diefen Jahrhundert 
noch bei Zöpfl, Zadhariä, Kraut a. a. DO. und Rudorff, das Recht der VBormund- 
haft. 

n s, So ift mit Recht ——— u. Regentſchaft bei — — des Monarchen 
getrennt in Oldenburg, Rev. St. G. G., 22, Nov. 1852, Art, 2 
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quaedam publice utilia, quaedam privatim'). Damit verlagt hier das Hilfs— 
mittel privatrechtlicyer Analogie ?). 

Das Wejen der Negentichaft ergibt fich nur aus dem Staatsrecht und 
jeiner Gejchichte. Es ergibt ſich nicht aus der Betrachtung der Republif oder 
Wahlmonarchie, es ergibt ſich allein aus dem der Erbmonardie. In ihrem 
Weſen liegt es begründet. Yer hat ſich auch der Begriff entwidelt. Die 
Regentſchaft joll die Idee der Kontinuität des Staatsoberhauptes verwirklichen, 
fie joll die Lücke ausfüllen, welche die Negierungsunfähigfeit des Monarchen 
in's Syftem der Erbmonarcdhie reißt; jo jagt denn m. E. von Kirchenheim?) 
richtig, wenn auch mehr erflärend als definirend: „Der jtaatsrechtliche Begriff 
der Regentſchaft iſt nichts weiter als das zur rechtlichen Potenz erhobene Kom— 
promiß zwijchen der unentbehrlichen Idee der ewigen, ununterbrochenen Dauer 
der Erbmonarchie und der thatjächlich nicht wegzuleugnenden und darum am 
beiten rechtlich anerkannten Möglichkeit einer zeitigen Unfähigkeit des Inhabers 
der ftaatsgewaltlichen Rechte." 

Doc weiter! Die Negentjchaft joll eine Lücke ausfüllen, ein Surrogat 
der Regierung des Fürjten *) jein; und doch — fie bedeutet ſelbſt eine Lücke 
des Syſtems; denn wenn fie auch die ununterbrochene Sufzejjion des Monarchen 
ermöglicht, jo ift damit nicht dejien Negierungsunfähigfeit geheilt. Der Idee 
der Erbmonarchie entgegen tritt an Stelle des regierungsunfähigen Monarchen 
der regierende Regent. Konſequent mühte die Unfähigfeit zu regieren zur 
Ausſchließung führen, aber die praftijche Durchführbarfeit dieſer Konſequenz 
jcheitert an der Schwierigkeit der Konſtatirung nicht aufzuhebender Regierungs- 
unpäbigfeitt und nach erfolgter Konitatirung der eventuellen Nothiwendigfeit 
zwangsweijer Abjegung des Monarchen, über defjen Berechtigung zur Inne: 
habung des Throns nach erlangter Herrichaft Fein Nichter zu enticheiden be— 
fugt iſt. Deshalb bleibt der Kegierungsunfähige König, für ihn regiert der 
Regent, und zwar bedarf diejer Lebtere, joll er den Mangel der Regierungs: 
unpähigfeit recht erjegen, prinzipiell der vollen Negierungsgewalt; endlich, da 
der Negierungsunfähige nicht ſelbſt Nechtshandlungen aud) vor der formellen 
Deklaration vornehmen joll, wird der Negent berufen, kraft der Verfaſſung 
oder eines Geſetzes jchlechthin. 

In diefem Sinne jpriht Gerber’) von der Regentſchaft als unvoll— 
fommener Art der Thronjolge. Offenbar meint er das Richtige, ift auch der 
Ausdruck unglüdlicd; gewählt. Er verräth dem erjten Blick Unjicherheit,; etwas 
Klares läßt ſich unter ihm nicht denfen; Dies zeigt das Wort unvolltommen ; 
(ja, in welcher Weiſe unvollfonmen, das ijt gerade die Frage! Oder, wenn 
unvollfommen jchlechthin gemeint ijt, warum denn dann den Ausdrud mit 
Thronfolge in Berbindung bringen! Ein unvolllommener Begriff ift nicht der 
Begriff ſelbſt, er ijt gerade etwas anderes, man fann ihn micht auf einen 
andern Begriff amvenden, um diejen zu erflären oder man erklärt mit ihm 
in der That nichts.) Auch it Thronfolge etwas von Regentjchaft fundamental 

81,2D.11. 

2, Insbeſondere irrig daher Schenk a. a. O. ©. 15, der meint, der Mündel handle 
durch den Negenten. Der Negent tritt an die Stelle des Monarchen in der Führung der 
Kegierungsgeichäfte. 

’)a.a. O. ©. 55; ähnlich ©. 53: von Kirchenheim gebührt überhaupt das Ver 
dienst, über Negentichaft zuerit von itaatsrechtlichem Standpuntte und in ſyſtematiſcher Weiſe 
gehandelt zu haben. 

*%) ©. Reitemeier, ©. 4. 

) S. Öerber a. a. O. S. 105. 
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Verſchiedenes, mithin das eine nie eine Art des andern; denn auf den Thron 
ſolgt der Regent nicht, der Thron iſt beſetzt. 

Iſt dies der Fall, dann kann auch die Bezeichnung des Regenten als 
interimiftiiche8 Staatsoberhaupt‘) nicht richtig jein. Der Negent vertritt 
den Monarchen, er bejeitigt ihn nicht. Der Monarch bleibt Staatsoberhaupt, 
wäre der Negent, wenn auch nur interimiftiich, Staatsoberhaupt, jo erijtirten 
während dieſer Zeit zwei Staatsoberhäupter in einer Einherrſchaft. 

Darum ift der Negent nicht Monarch. Sofort erhebt fich die weitere 
stage, it denn der, der nach eigenem Ermefjen und kraft eigenen Nechts die 
Regierung Des Staates führt, Unterthan? Dafür jprechen ſich gewichtige 
Stimmen aus’). Man macht geltend, daß der Regent nur ein fremdes Herr: 
iherreht ausübe (Grakßmann), daß er die Staatögewalt kraft Gejeßes aus- 
übe, das in der höheren Gewalt des Monarchen jeine Quelle habe (v. Seydel), 
dab man jonft den Negenten zum Monarchen mache, und daß aus dem Schweigen 
der Verfaſſungen über diefen Punkt zu entnehmen fei, daß der Regent Unter: 
than bleibe (Maurenbrecher), endlich die Nüdjicht auf das monarchijche 
Prinzig (Hande), oder auch feine Gründe (G. Meyer)’). 

Richtig ift, daß der Regent ein fremdes Herrjcherrecht ausübt, aber er 
übt es aus fraft eigenen Nechts, die Ausübung des Monarchenrechtes ijt ihm 
nicht durch Mandat übertragen; der Negent iſt nicht abhängig vom Monarchen, 
deiien Wille ftaatsrechtlich todt ift, die Fülle der Gewalt Liegt beim Negenten. 
Dies ift das entjcheidende Moment. Denn zum Unterthanen macht die Aus— 
übung eines fremden Rechtes am fich nicht, zum Untertanen macht lediglich 
die möglicherweife daraus abzuleitende Gehorjamspflicht dem Inhaber des Nechts 
gegenüber und dieſe Gehorjamspflicht fällt weg mit dem Subjekt, dem jie ge: 
leitet werden fol. Zum Untertanen macht die Nechtspflicht, einem andern 
Villen im Staate jich unterordnen zu müfjen, der fremde Wille aber, dem 
jih der Negent allein zu unterwerfen hätte, der des Monarchen, ift mit defjen 
Regierungsunfähigfeit nicht mehr rechtlich relevanter Wille; der Wille des 
Regenten ift an ſeine Stelle getreten, dieſer ift der höchſte Wille im Staate. 

Auch das Argument v. Seydels fan nicht als richtig oder durchichlagend 
bezeichnet werden. Es leidet jchon von vornherein an dem Mangel, von einer 
tehr beitrittenen Grundlage auszugehen. Sein entjcheidendes Kriterium ift der 
Rechtsgrund der königlichen Gewalt im Gegenfag zu der des Negenten und 
damit der Folge der Unterordnung des Legteren unter das Geſetz. Ich mul 
hier um die Erlaubniß bitten, dieje wichtigen und für jede ftaatsrechtliche Be— 
tradhtung fundamentalen Fragen mit einem Worte jtreifen zu dürfen. 

Zunächſt ift die Anficht v. Seydels, daß das Gejeg feine Quelle im der 
höheren Gewalt des Königs habe, für die fonftitutionelle Monarchie schlecht: 
bin unrichtig. Die Quelle des Gejeges ift hier, wie befannt, Monarch und 
Volfsvertretung. Führte man hier v. Seydels Anficht durch, jo wäre auch 
der Monarch nicht Staatsoberhaupt, da auch er einen fremden Willen, dem 
Geſetz, das er nicht oder doch nicht allein gemacht hat, unterjteht. Aber gerade 
für den Monarchen will, jcheint es, v. Seydel eine Ausnahme machen ; der 
Monarch fteht nach ihm nicht unter dem Geſetz, er ijt Träger der Staats: 


)v. Schulze, deutiches Staatsrecht I, S. 255, Preuß. Staatsrecht, S. 213. 
" Graßmann a. a. O., 5.525. v. Seydel, bayr. Staatsr., I 5.491. Mauren» 
brecher a. a. D, ©. 141. Handea. a. O. ©. 58. 
®. Meyer a. a. O., ©. 245. 
Ann alen der Deutichen Reihe. 1900 20 
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gewalt „Eraft eigenen Nechts". Man fann aber Staatsoberhaupt jein und 
doch jein Recht vom fremden Willen ableiten, in diefem Sinne gibt es über: 
haupt nur abgeleitetes Necht und Niemanden, der nur und allein dem Necht 
unterftünde, was er fich jelbft gegeben hat. Der Jrrthum beruht m. E. zu: 
nächit auf der Verfennung des Nechts als hiftoriichen Begriffs’); zum Theil 
ift e8 immer von Andern gemacht, die num todt find; noch lebt ihr Wille im 
Geſetz, aber ihre Unterthanen find wir nicht. Er beruht ferner auf einer Ber: 
fennung des Wejens des Rechtes im Allgemeinen. Wie der Monard) jelbft, 
jo fteht auch der Negent nicht über dem Recht. Beide ftehen zwar nicht 
unter dem Nichter und können das bejtehende Recht ändern. Das beitchende 
Necht aber bindet auch fie. Infofern it es nicht nur für den Negenten, 
jondern auch für den Monarchen zutreffend, was Bracton jagt: rex debet 
esse sub lege, quia lex facit regem. 

Hiermit erledigt fich zugleich zum Theil der Einwand Hanckes, daß Die 
Unterthanjchaft des Negenten dem monarchiichen Prinzip widerjpredie; das 
monarchiiche Prinzip wird nicht verlegt, der Monarch bleibt Monarch und ein: 
ziger Träger der Staatsgewalt, nur die Gewalt, die jener nicht ausüben fann, übt 
an jeiner Stelle der Regent aus. Die Gründe, welche die Unabhängigkeit 
von fremdem im Staate noch in einer Perſon ſich äußerndem Willen fordern, 
zeigen fich bei diefem von gleicher Wirkjanikeit. 

Der Grund Maurenbredhers endlich it dem geltenden Recht gegen: 
über jchlecht gewählt; wenn die Verfaffungen das Recht der Regentſchaft nur 
jehr dürftig, wenn überhaupt regeln, jo darf man nichts aus ihrem bloßen 
Schweigen über diejen Punkt folgern, jondern vielmehr eine Löjung der Frage, 
ob der Regent Unterthan oder Staatsoberhaupt ei, aus dem Sinne und Zu- 
jammenhang der gegebenen Beltimmungen zu gewinnen juchen, bejonders, wenn 
die Nechtsgejchichte redet und ihre Sprache jener Folgerung aus dem bloßen 
Schweigen nicht entſpricht. 

Der Regent aber wird dadurch, daß er nicht Unterthan ift, nicht zum 
Monarchen. Dies iſt jchon gegen Schulze nachzuweiſen veriucht worden. 

Der Regent ift weder Staatsoberhaupt noch Staatsuntertyan! Dieſe 
Löſung jcheint mir der ganzen Natur der Negentjchaft zu entjprechen. Ge- 
Ihaffen, um einem offenbaren bejonderen Mangel der Erbmonarchie abzuhelfen, 
darf der Begriff „Regent“ nicht in die allgemeine Schablone gepreßt werden. 
Seine Stellung it fingufär: der Regent tt nicht Monarch, der Monarch behält 
jein Recht und nicht nur als nudum ius?), nur was er felbit nicht thun fann, 
thut an jeiner Stelle der Negent: er regiert. Die Römer würden vielleicht die 
Negentjchaft prineipatus utilis genannt haben. 


Eine fundamentale Bedeutung kann der entwidelten Nechtsnatur der Ne 
gentjchaft ohnehin nicht ohne Weiteres zugeiprochen werden), wie ja auch der 
Darjtellung des gemeinen deutichen Privatrecht eine unmittelbare Anwendbar— 
keit nicht zufommt; nur, wo die Hilfsmittel des pofitiven Rechts ganz ver- 
jagen, wird fie von Bedeutung. Dies iſt num, troß der Wichtigkeit des 
Inſtitutes, Häufig genug der Fall. Nur wenig lüdenhafte Bejtimmungen ent= 


1) Es ift natürlich dabei nur von der nicht ganz glüdlichen Behauptung v. Seydels 
in unferem, diefem Falle Die Rede, 

) So verbleiben dem regierumgsunfähigen Monarchen G. B. dem Ausländer) feine 
Majeitätsrechte und ein Theil der Zivilliſte. 

* S. rihtig PHancke, ©. 58 feiner trefflihen Schrift. 
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halten die Berfafjungen, enthalten jie überhaupt etwas, und es müßte wohl 
auf eine ſyſtematiſche Darjtellung verzichtet werden, wenn das Necht eines 
Hilfsmittel eutbehrte, ich meine die Rechtsgeſchichte. 


8 8. 
Die Geſchichte der Regentſchaft. 


Das Wort Regent tauchte zum erjten Mal im Jahre 1316 in Frank: 
reich auf, two fich nad) dem Tode Ludwig X., defjen Gemahlin einen Thron: 
erben zu dieſer Zeit erwartete, Philipp des Langen Bruder regent le royaume 
de France et de Navarre nannte, während Philipp der Lange jelbjt, vor 
jenem Regent, noch den Titel procurator regi Franciae Navarraeque führte. 


Der Begriff Regent iſt jo alt wie die Erb-Monarchie. Eng mit der 
Entwickelung diejer ijt er verbunden und darum verjchieden bei verjchiedenen 
Völkern zu gleicher Zeit. Während in Deutjchland ein Wahlfaijertyum bejtand, 
und es erjt jpät zur Erbmonardie in den Territorien fam, ſtand leßtere in 
Frankreich bereit3 lange in voller Blüthe, und bier mußte ſich daher auch) 
früher das „Surrogat” der Erbmonarchie entwiceln. Da ferner noch dazu, was 
durch damals große räumliche Trennung der Erbmonarchien und den fingulären, 
nit jtändigen Charakter des Injtitutes erflärlich wird, fich nur jelten einheitliche 
Züge der Entwidelung finden, jo find die Nachrichten früherer Zeit von andern 
Bölfern meift mehr interejjant, als für das geltende Recht von Bedeutung. 

Wir übergehen daher den röher nu ta, den wakil der Wegypter, den 
7p0&:x05 der Spartaner mit Stilljhweigen') und wenden ung der ältejten Perivde 
heimifchen Necht3 zu, die in ihrem weiteren Verlauf auch für englisches und 
franzöfiiches Recht juriſtiſch Werthvolles bietet. 

Dem Recht im Sindesalter ift wie bei allen Völkern jo auch bei den 
Germanen der Begriff einer Vertretung, jo weit fie nicht auf dem natürlichen 
Berbande der Familie oder Sippe ruht, fremd. Die naive Anjchauung fan 
fih unter der Handlung des einen nicht die eines anderen Menjchen vorttellen, 
und ſie begreift nur, was fie ſieht. Das ältefte germaniſche Necht kennt feine 
Stellvertretung im Prozeß, feine im Zivilrecht und noch weniger kann der an 
der Epige des Volfes ſtehende Mann ſich vertreten lafjen. Seine perjönlichen 
Eigenjchaften gerade ftellten ihn an diefen Play. Ein Unfähiger wird nicht 
gewählt aus der hochadeligen Familie in einer Zeit der Wanderungen und 
Kämpfe, die den perjünlichen Muth und die Tüchtigfeit des Herrjchers fordern. 
Der Herricher muß zum Herrfchen tauglich fein (utilis)?), it er es nicht, jo 
tritt auch, wo ſich bereit3 reine Erbmonarchie im Stamme entwidelt, an Stelle 
des Königsjohnes, deſſen Oheim’). Der Nichtwehrfähige aber ift nicht taug: 
li, und der Minderjährige nicht wehrfähig; das Necht, die Waffen zu tragen, 
macht mündig‘). Das ift altgermanijche Rechtsanjchauung. Der Waffenfähige 
allein ijt Mann, der dazu Unfähige bedarf des Muntwaltes. Das gilt vom 
König wie vom gemeinen Mann. 


?) Eingehendere Nachweife hierüber finden fich bei von Kirhheim a. a. O. 
?) Gregor II, 9, II, 12. Waitz, II, 174. 
5) 9. Schulge de testamento Genserici commentatio $8. Antiquissimis tempo- 
ribus., praeferebatur haud raro..ultimi regis frater filiis eius impuberibus. 
% Cassidor (bei flirheim a. a. O. ©. 43): Gothis aetatem legitimam virtus facit. 


Im Privatrecht tritt Miündigkeit bekanntlich erit mit der separata oeconomia ein. 
20* 
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I. Regierungsunfäbhigfeit begründet Thronunfäbigfeit. 


Dieje Anjchauungen über Regierungsfähigfeit beeinfluſſen noch die fränfijche 
Periode. Der Herrjcherjohn darf nach dem Gejeg der Alamannen, das jpäter 
das Geſetz der Bayern vielfach benußte, und aus dem es die betreffende Stelle 
fajt wörtlich übernahm, dem Vater die Negierung nur entziehen, wenn diejer 
dem Wolfe nicht mehr fähig ericheint „zu rathen, zu reiten und zu richten,“ 
wenn er taub oder blind ijt.') Gleichgiltig wann das Gebrechen entjtanden, 
der Fürſt verliert jeine Derrichaft: ein Regierungsunfähiger joll nicht 
Herricher fein: das ijt noch der Grundjaß der älteften Beit. 

Doc) dem gegenüber bricht fich bereits eine mildere Auffaſſung Bahn. 
Der Gedanke der Erblichkeit der Krone fiegt im Neiche der nicht geforenen, 
der allein zur Regierung geborenen „Söhne des Meeres", der Merovinger, 
über den Gedanken und die Anjchauung von der Wafjenfähigfeit des Mannes. 
Die Minderjährigkeit, der Fehler, den die Zeit ficher heilt, jchließt nicht mehr von 
der Thronfolge aus. Thronfähigfeit und Regierungsfähigleit jind zum eriten 
Mal getrennt.) Der minderjährige Königsſohn wird König, nicht der Bruder 
des Königs, wie nach dem Amvachjungsrecht bei der Mutjchirung. 

Der Bormund des minderjährigen Merovingerfönigs ift das gejammte 
Königshaus.?) Später drängen fich die Großen des Reichs, vor Allem dann 
die Hausmeier nach diefem Amt und damit zur Negierung oder, fie feinem 
der Ihrigen gönnend, übertragen fie die Muntjchaft der Königin neidvoll und 
nicht ohne Kämpfe. Wir jehen, noch find es zuweilen andere Mächte als das 
Necht, die den Ausjchlag geben. 

Da die Königin, eine Frau, die Negentichaft führe, erjcheint den Franken 
angemejjen, obwohl ihmen bereits der Unterjchied von Negentichaft und Vor: 
mundjchaft nicht unbekannt it‘) — jeltjam genug bei einem Wolfe, dem das 
erieh ve Ihronfolge im Mannesjtamm den Namen verdanft. (L. Salica 
62, 6. 


Jene Zeiten der Regentfchaft waren faft immer Zeiten der Unruhe und 
des Bürgerfrieges und vielleicht erklärt ji daraus der frühe Termin der 
Minderjährigfeit der merovingiichen Könige. Mit 12 Jahren wurden fie mün- 
dig, die Starolinger mit 15.°) 

Das fränfiiche Recht gilt auch für den deutſchen König während des 
Mittelalters.) 


Die Weiterbildung des Regentjchaftsrechtes vollzieht ſich nach der fränf: 
iſchen Zeit in den Territorien. Daß das Amt des Herzogs oder Grafen nicht 


!) Lex Alaman, 35, 1. Lex Baiuv. II, cap. 10, $ 1. Si quis filius duecis 
tam superbus vel stultus fuerit, ut patrem suum dehonestare voluerit, per consilium 
malignorum vel per fortiam et regnum auferre ab eo, dum adhue pater eius potest 
iudicio contendere in exercitu ambulare, populum iudicare, equum virile ascendere, 
arma sua vivaciter baiulare, non est surdus nec coecus, in omnibus iussionem regis 
potest implere, sciat se ille filius contra legem fecisse et de hereditate patris sui 
esse deiectum. Siehe hierzu auch d. Gloſſen Canciani tom. II, ©. 330. 

?) Agathias vom — Theudebald: Kr’ Exdreı ya abrdv elg ν Nyenoviav 
6 rärprog vöpog. (ſ. Wais IL, S. 159, 3.) 

°) Schröder.a.a. O,, ©. 110. Waik l, 171. 

) Die Franken haben bereits für beide 835 — Wörter: baiulus für den 
Regenten, nutritor für den Vormund. |. Waiß a. a. O. — 

°) Ueber die Mündigkleit bei den Merovingern —— Er . Shröderaat. 

. 70. 110, Kraut III, 118 #. Waik b. Kraut zitirt a. a. ©. 

°, Sadjienipiegel Ill, 54, 4. 
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ohne Weiteres dem unmindigen Sohne desjelben verloren ging, dafür bietet 
ichon das Stapitulare Karls des Kahlen vom Jahre 877 einen Beleg'), und 
diefer Gedanfe mußte mit der Weiterentwidlung und Befeftigung des Lehen 
in den Händen einer Familie die Oberhand gewinnen. Die Dejcendenz des 
Belehnten hatte urjprünglich fein Necht auf Wiederbelehnung, aber auf die 
Muthung der fähigen Erben hin wurde ſie gewöhnlich ertheilt und dies jeßte 
jich allmählig in die bloße MNechtspflicht des Belehnten und Erwerber um, 
bei Herren= und Lehnfall, um Erneuerung der Inveititur, die jpäter nur aus 
beionderen Gründen verweigert werden fonnte, zu bitten. Was den Lehnsherrn 
berechtigte, nicht verpflichtete wohl, den Lehensgegenjtand heimzujchlagen, das 
war die Lehensunfähigfeit des Sufzefford und diefe bedeutete jpäterhin Negier- 
ungsunfähigfeit. 

Entſprach es den Anfchauungen der fränkischen Zeit, daß allein Minder- 
jährigfeit de3 Thronfolgers Negentichaft, alle jonftigen Gebrechen aber, die 
nicht tauglich zur Negierung erjcheinen ließen, Sufzeffionsunfähigfeit begründen, 
jo ging das longobardijche Lehnrecht weiter: auch körperliche Gebrechen Schließen 
nach ihm nicht mehr jchlechthin von der Lehmjufzeffion oder gar vom er: 
worbenen Lehen aus. 

Allerdings fcheinen fich die Quellen Hier zu widerjprechen. Während 
I. Feud. 6 $ 2 den Stummen vom Lehen jchlechthin ausſchließt: — Mutus 
feudum retinere non potest, scil. qui nullo modo loquitur; sed si feudum 
fuerit magnum quo ei oblato se exhiberenon valeat: tantum ei relinqui 
debet, unde se sustinere possit — jo läßt ihn II. Feud. 36 zu, wenn das 
Gebrechen angefommen, jchliegt ihn aber gleichjall® aus, wenn es angeboren war: 

Mutus vel surdus caecus claudus vel aliter imperfectus, etiam si sie 
natus fuerit, totum feudum paternum retinebit. Obertus et Gerardus 
et multi alii. Quidam tamen dieunt, eum, qui talis natus est, feudum 
retinere non posse, quia ipsum servire non valet. Sie dieimus')in elerico 
et in femina et in similibus, 

Die Scholaftische Wifjenjchaft des Meittelalters hat vergebens den jcheinbaren 
Widerjpruch der Quellen zu löſen gejucht; dem Rechtshiſtoriker ergibt ſich die 
Antwort nicht allzu jchwer. 

Die libri feudorum find eine Sammlung von Lehnrechtsquellen ver: 
ichiedenen Alters. Während die Titel 1—8 des erjten Buches auf Lehns— 
gejegen Konrads IL., Lothar III. und Friedrichs I. bafiren, hat die zweite 
Hälfte des zweiten Buches ihren Urjprung in jpäteren Zujägen und Nach— 
trägen, die erſt die zweite, ardizoniiche Rezenſion in der eriten Hälfte des 
13. Sahrhunderts zum Abſchluß brachte.) Zwiſchen der Abfaſſung beider 
Duellenitellen, I. Feud. 6 und II. end. 36, liegt alfo ein langer Zeitraum. 
In ihm kann jich wohl das Recht ändern. 

Der älteren Auffaffung entipricht I. Feud. 6 $ 2; hiernach bleibt, wie 
regelmäßig in der fränfifchen Zeit, der Stumme (Gebrechliche) vom Lehen 
ausgejchlofjen, auch wenn er es vordem erwarb.’) Dem Lehnrecht des Lehnsmannes 
jteht die Lehnspflicht des perjönlichen Dienſtes gegenüber: belehnt kann nur 
werden, wer Striegsdienite leiften kann, und das kann der Gebrechliche nicht. 





689. Schulze, das Erb- und Familienrecht der deutichen Dynaftien des Mittel: 
alters, ©. 111 f. 

Vgl. Schröder a. a. O. ©. 668 f. 

’, Dter ſteht retinere im Sinne von behalten, die Stelle bezeichnet alfo auch den Fall 
des Eintritts des Gebrechens nad) der Geburt. 
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Allein, als die Lehen erblich zu werden begannen, nahm man es damit nicht 
mehr jo genau. Das Lehnrecht hatte eine weitere Ausbildung erfahren, e8 war 
das öffentliche Necht im Reiche geworden, genug, wenn der Lehnsmann jeinen 
Aitervajallen zum Heer und Hofdienjt entjandte, auf feine perjünlichen Dienfte 
leijtete der Lehnsherr Verzicht. Schon die erjte Stelle der libri feadorum 
läßt einen Fortſchritt nad) diejer Richtung erfennen: nur der mutus qui 
nullo modo loquitur, mit anderen Worten der ganz Untaugliche behält das 
Lehen nicht, aber auch dann müfjen bei eigner Bedürftigfeit des unfähigen 
Lehnsmannes und bedeutenderem Lehnsobjekt die Koſten feiner Altmentation 
aus legterem bejtritten werden. Die zweite Stelle jpricht von Lehensjufzej- 
jion, bon retinere') eines feudum paternum, die erjte von dem Behalten 
eines verliehenen Lebens. Zur Zeit des Rechts der erjten Stelle fonnte der 
Lehnsherr noch frei verfügen, wenn der Lehnsmann das Wequivalent nicht 
feiftete, um deſſen Willen das Lehen gegeben war, d.h. wenn er zum Kriegs— 
dienfte nicht taugte; zur Zeit der zweiten iſt die Vererblichkeit bereits in Der 
Hauptiache feititehend: ijt in dem Momente des Erwerbs?) fein Grund der 
Ausichliegung vorhanden, jo ift das Lehen endgiltig erworben und der Lehns— 
herr darf beim Tode des Baterd die Imveltitur des Sohnes nicht weigern. 

Aber die Entwidelung iſt noch nicht zum feften Abjchluffe gelangt. Die 
herrjchende Meinung des Dose und Gerardus, die, wie alle bedeu- 
tenderen Männer, ihrer Zeit voraus jind, wird von einigen befämpft, Die nur 
bei angeborenen Gebrehen Sufzejlionsunfähigfeit annehmen. Diejen aber jchlieht 
fi das Gejeg nur für beftimmte, im Allgemeinen lehnsunfähige Perſonen an 
und es afzeptirt ihren Grund, quia ipsum servire non valet, den Grund 
einer vergangenen Zeit, der jchon um deswillen unzutreffend ift, weil das 
Geſetz fonjequent dazu fommen mühte, auch bei angefommenen Gebrechen, das 
Lehen zu entziehen, denn auch dann fann der Lehnsmann feine Lehnsdienite 
mehr leijten. In diefem Falle aber beläßt ihm die Stelle das Lehen. Die 
Stelle zeigt, dab noch zur Zeit des Obertus und Gerard us Stontroverje 
darüber bejtand, ob doch das angeborene Gebrechen lehnsunfähig mache; daß 
das einmal (durch die Geburt des damals nicht Gebrechlichen) erworbene 
Lehen durch jpäter entjtandenes Gebrechen nicht mehr verloren gehen fünne, 
darüber herrichte eine Meinung. Und auch die erjte Kontroverſe enticheidet das 
Gejeß in der Hauptjache im Sinne des Fortjchritts, der Anficht des Ober: 
tus und Gerardus gemäß. 

Wenige Zeit jpäter geben bereits die Nechtsbücher Hare Auskunft. 

Charakterijtiich, aber wohl nicht mehr praftiich, ijt die in den Quellen 
öfters verzeichnete Zurüdjegung des Ausfägigen: Vetus auctor cap. 1, $ 81: 
Leprosus nec beneficia habebit, nec concedere potuerit, postquam in eo 
manifesta fuerit lepra. Sachienjpiegel, Landrecht I, Art. 4: De mejcljefe 
man ne untiweit weder len noch erve. Hevet he’t aver untvangen er de jüfe 
be behalt it unde erft it al8 ein ander man. So auch das jchwäbtiche Zehn: 
recht, wie wir jehen werden (Kap. 63, Laßberg) und Nichtiteig Lehnrechts 
Kap. 28, $ 5: Der Grund diejer harten Behandlung muß der geweſen jein, 
daß man den Ausſatz damals für unheilbar hielt.°) 


) Retinere kann alfo ier nur die Bedeutung von ſukzediren haben. So richtig 
Tabora.a. D,, 268. 

*) Dies ift, wie Tabor richtig a. a. O., S. 269, ausführt, der Zeitpunkt der Geburt 
des Sohnes, nicht nach Art römischer Sutzeffion, der Moment des Todes des Waters. 

) Val. 3. B. Hartmann von der Aue, der arme Heinrid). 
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Der Hauptfortichritt beſteht in der Unterjcheidung ſchwerer und leichterer 
Gebrechen, und ferner darin, daß der Empfang, die Inveſtitur, zum ausjchlag- 
gebenden Moment gemacht wird. Im diejem Zeitpunkt ijt allein die Erijtenz 
von Gebrechen von Bedeutung, nicht mehr enticheidet der Augenblick der Ges 
burt des Lehnsmanns. 

Ein empfangenes Lehen kann nicht wieder genommen werden: „nullus 
abiudicetur Deneficio, si coecus est vel aliquo careat membro nec 
pro infirmitate aliqua, nisi pro lepra‘‘ (Vet. Auctor cap. 1, 5 80) „Wirt 
of ein fint geboren jtum oder handelo8 oder votelos oder blint dat iS wohl 
erve to lantrechte unde nicht len erve. Hevet he aver [len untvangen 
er he wurde aljüs: det verlujet ye dar mede nicht. De mejeljefe 
ne untveit weder len noch erve. Hevet he’t aver untvangen er der 
jüfe, he behalt it unde erft it al8 ein ander man“ (Sachjenjpiegel, 
Landrecht J., Art. 4). „Ein herre mag jinem man jin leben nüt nod 
vertziehen genemen ob er blind ijt oder finer liver darbet oder mijel- 
jüchtig wirt oder jwelen fiechtum er gewinnet (Schwabenjpiegel, Stap. 63, 
Zapberg). „So vrage de ander jus, jint de broder lam ſtum edder blint 
ji, eftu med eme deilen dorvejt. Der vrage jegen eft me di umme jufe moge 
nemen din fen. So vind me, men ne moge umme jufe nemande fin len 
nemen, Dat eme vor der jufe gelegen is, mer men darf eme nen 
len Ligen na der ſuke.“ Michtſteig des Lehurechts, Kap. 28, 8 5.) 

Alle dieſe Stellen reden von der Wirkung von Gebrechen zur Zeit des 
Empfangs') des Lehens, nicht mehr vom Momente der Geburt, jo der Schwa— 
benfpiegel („blimt it“, nicht blint geboren ijt'), jo auch der Sachſenſpiegel, 

Landrecht, nach welchem entſcheidend doch das „untvangen“ tjt.*) 

Einige Mängel, denen eine ganz beſondere Bedeutung zugeſchrieben iſt, 
ichließen Dagegen von der Lehnsfolge jcheinbar jchlechthin aus, find fie im 
Momente der Geburt vorhanden (irftirft), aber es find das auch, jicht man 
näher zu, Mängel, die zur Zeit des Antritt3 des Lehens noch vorhanden jein 
müſſen: Altvile (Zwitter) diwerge und fropelfinter: „Uppe MAltvile und uppe 
dwerge ne irjtirft weder len noch erve noch uppe fropelfint“. (Sachſenſpiegel, 
Landrecht I., Art. 4.) 

Damit ift das Fazit diefer Periode, nimmt man die prävalirende Macht 
des Sachſenſpiegels und die Möglichkeit der Gewinnung allgemeiner Rechts: 
läge aus den Beijpielen der Nechtsbücher an, dies: 

1. Das Lehen geht verloren, wenn im Momente des möglichen Erwerbes 
ſchwere, vorausjichtlich unheilbare Mängel vorhanden find. 

2. Das Lehen geht wegen Gebrechen, die nach der Belehnung entjtanden, 
dem Lehensmann nicht mehr verloren. 

Die Gewinnung diefer Säge ericheint von Bedeutung für das geltende Necht. 
Die jchwierigfte Frage, ob eine Negentichaft bei Mängeln des Fürſten, die vor 
oder nach der Thronbejteigung eintraten, Platz greifen jolle, beantwortet ſich zum 
großen Theil nad) ihnen: Die Frage, ob Sufzejjions-, ob bloße Negierungs- 
unfähigfeit vorliegt. Der Entwidelung der Territorien entiprechend, greifen 
aber die Süße des Land» oder Lchnrecht3 Platz, wenn feine vollfommene 
Regelung in Dausgejegen oder Berfafjungen enthalten it (und das it faſt 
nirgends der Fall), oder eine Objervanz Stlarheit jchafft. Dieje wird aber bei 


Ya M. Tabor a. D., 272 f. 
) A. Am. Zabor.a. a. D., 272 f. 


ni 


der Singularität und verhältnigmäßigen Seltenheit des Instituts der Regent- 
Ichaft nicht Leicht nachzuweiſen fein. 

Der wichtigere Saß ift der Entwidelung nach der zweite: das Lehen und, 
in Anwendung auf heutige Berhältnifje, der Thron, geht nach Erwerb nicht 
mehr verloren. 
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I. Regierungsunfäbhigfeit in Folge jchwerer Gebreden 
begründet Sufzejjionsunfähigfeit. 


Das Lehnrecht beftimmt weiter auch die Perſon des Berufenen: den Lehns— 
vormund. Er war der Lehnsherr und hatte das Necht auf die Früchte des 
Lebens (angefälle). Heute ijt dies nur von rechtsgejchichtlichem Interefje. Ein 
feſtes Necht der Agnaten jcheint fich noch nicht darin ausgebildet zu haben, 
wer im Reiche des Königs Vormund jei'); wenn auch in einigen Fällen der 
nächite Agnat die Negentjchaft führte (fo Philipp von Schwaben über Fried— 
rich II, Heinrich von Bayern über Otto III), jo jtehen dem andere Fälle 
gegenüber, in denen die Mutter Negentin war oder die Großmutter?); andere, 
in denen der Fürjt jelbjt verfügte‘), andere, in denen das Parlament dieſe 
Verfügung aufhob). E83 wird jchwer jein, aus der bunten Menge der Fälle 
eine einheitliche Negel aufzujtellen. 

Vom jtaatsrechtlichen Standpunft, den aber bald nachher die Periode der 
Rezeption wieder verläßt, behandelt die goldne Bulle der Negentichaft: fie 
handelt von den Gründen des Eintritts, der Berfon des Berufenen und den 
Rechten des Regenten. 

Ihre Bedeutung für das geltende Necht wird überjchäßt. Sie gehört zu: 
nächit zu den Berfaffungögejehen des alten Reiches und theilt daher prinzipiell 
deſſen Schickſal. Sie gilt ferner nur für die von ihr genannten Kuren. Nicht 
einmal in dieſen ift fie in allen Punkten beobachtet worden (vol. Tabor, 
281 f. und Weber de capitibus, quibusdam chrysobullae Caroli IV. vel 
nunquam observatis vel immutatis). Für unjere Materie endlich bringt fie 
nicht3 wejentlich Neues. Sie handelt in Kap. 25, $ 3 von der Vererbung 
der zn und bejtimmt die Mängel, welche Regierungsunfähigfeit be 
gründen: 

Primogenitus filius succedat in eis (den Kurländern) sibique soli Jus 
et Dominium competat, nisi forsitan mente captus, fatuus, seu alterius 
famosi et notabilis defectus existeret, propter quem non deberet seu 
posset hominibus prineipari. $ 4, In quo casu inhibita sibi successione 
secundo genitum ... seu alium seniorem fratrem vel consanguinem 
laicum ... volumus successurum. 

Neu ift Hierbei zunächſt die ausdrüdliche Berückſichtigung der Geijtesfranf- 
heit; aber man wird annehmen müjjen, daß diejer Defekt bereits vorher Eufzej: 
jionsunfähigfeit begründete.) Ferner bemerfenswerth ift der Wegfall jedes Unter: 
jchieds zwiichen angebornen und angefommenen Gebrechen, zwijchen vor und nach 
der Thronbefteigung entjtandenen. Die Mängel find die gleichen geblieben wie die 


) So auch Lyncker a. a. O. ©. 300. 
So Theophano, Adelheid; häufig bei. in Frankreich. 
) Sp Ludwig der Heilige 1269. 
*, So das engliihe Parlament die von Heinrich V. für feinen Sohn, den minder- 
jährigen Heinrih VI. 
) S. Moier, teutiches Staatsreht, XVII, S. 149 ff. 
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der Nechtsbücher. Meinderjährigfeit hindert die Sufzeffion nicht, hier tritt 
Negentichaft ein: Kap. 7, $ 4: si principem Electorem, seu eius primo- 
eenitum, aut filium seniorem laicum, mori, et heredes masculus legit- 
timos laicos defectum etatis pacientes relinquere contingeret, tunc frater 
senior eiusdem primogeniti tutor eorum et administrator existat, donec 
senior ex eis legittimam etatem attigerit, quam in principe Electore 
decem et octo annos completos censeri volumus et statuimus perpetuo, 
et haberi quam dum exegerit, Jus, vocem et potestatem, et omnia ab 
ipsis dependeneia, tutor ipse sibi totaliter cum officio teneatur protimus 
assignare, 

Die Stelle regelt zum erjten Mal jpeziell die Negentjichaft. Der tutor 
et administrator joll die gejammte Gewalt des Fürften bejiten (ius vocem 
et potestatem et omnia ab ipsis dependencia ..., er tritt cin bei nod) 
nicht erreichter Volljährigkeit des Fürften, die auf 18 Jahre angejept wird. 
Hier findet fich ferner ein Anrecht der Agnaten auf Negentichaft, wie die Be 
rufung des frater senior zeigt. Daß nad) dieſem die übrigen Agnaten be- 
rufen jind, würde feinem Zweifel unterliegen, wenn auch die Ausführungs: 
verordnungen der goldnen Bulle, die Bullen Karls IV. für das Haus Sad): 
jen von 1376, und Siegmunds von 1414, fie nicht ausdrüdlich nennen 
würden!) ?). 

Gänzlich dem deutjchen Nechte bisher fremde Sätze dringen dagegen in 
der nächjten Periode in das deutjche Necht mit der Rezeption des römischen 
ein. Die Sritiflofigfeit jener Zeit, die tutela für mundium nahm, die da: 
mals verjtändnifloje Vorliebe für das ausländische Recht die „ratio seripta‘, 
nicht zum Mindeften aber die Entwicelung der Landeshoheit, die das Lehen 
al3 ihr dominium anjah, fürderten die Aufnahme des römischen Initituts. 
Jeder machte von dem neuen Necht geltend, was ihm genehm war; juchten 
und fanden die Landesherren in der tutela testamentaria die Möglichkeit, 
zum Negenten nach ihrem Tode zu bejtimmen, wer ihnen genehm war, jo 
freute es den Kaiſer, al3 er im corpus iuris von tutela dativa las, und er 
nahm fie als fein ihm natürlicherwetie zufommendes Necht in Anjpruch. Dabei 
blieb es bejtritten, ob die tutela testamentaria der legitima vorgehe?), dem 
Anrecht der Agnaten, umd auch der Kaiſer ſetzte jeine tutela dativa nur durch), 
wo er die Macht hatte. Allerdings darf die Bedeutung diejes Moments nicht 
unterjchägt werden: viele Streitigkeiten erledigte auf Grund diejes Rechtes der 
Neichshofrath, und es finden fich jogar Fälle, daß der Kaiſer als Obervor: 
mund unfähige, jelbit jchlecht vegierende oder verſchwenderiſche Fürſten entjeßte. 
Bei Lynder und Mofer finden fich zahlreiche Belege endlojer Verhand- 
lungen mit dem faiferlichen Gericht; jo wurde dort auch z. B. die Vormund— 
jchaftsjache der Herzogin Ana Amalia von Weimar jchredlich ausführlich und 
umjtändlich behandelt. 

Reichsgejege finden fich über die Materie nicht, wenn man nicht die Po: 
(izetordnungen nennen will, die zwar erfichtlich auf Private allein jich bezogen, 
aber dennoch) von den Neichsgerichten auch auf „erlauchte Perſonen“ in sub- 


2) Die Bulle von 1376 nennt nad) dem senior frater noch den nepos und consangui- 
neus, Bulle von 1414 beitimmt: „Des Veritorbenen elteit Bruder, der nächſte Neve oder 
Mage Sollen des Kindes Vormünder fein“. 

) Die goldne Bulle verdankt die weite Verbreitung ihrer Beitimmungen bier lediglich 
dem, daß fie auf Gemwohnheitsrecht beruht. 

3) Vgl. Lyncker 302, Arumaeus bei Püttera. a. D., ©. 120, 
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sidio angewendet wurden. Deffentliches und Privatrecht war in unjerer Materie 
nicht mehr getrennt.') 

Seit diefer Periode werden überall die Grundjäße des Privatrecht auf 
die Negentichaft angewendet, und dieje jelbjt wird als Reicdysverweiung, Re— 
gierungsvormundjchaft, Staatsvormundjchaft bezeichnet. Auch Darjtellungen 
von Schriftitellern diejes Jahrhunderts leiden noch an privatrechtlicher Behand- 
lung diejes Stoffs. Sch nenne nur Zahariä, Kraut und zum Theil aud) 
Zöpfl. Aber der Unterjchied von Staats- und Privatrecht macht ſich doch 
mehr und mehr geltend: die Nechtsjäge der tutela illustris pajjen nicht mehr 
recht: das dominium wird Staat, das Rechtsobjekt: Nechtsjubjelt. Ver: 
faffungen?), Dausgejege, Objervanzen, die alte deutjchrechtliche Sätze wieder 
zu beleben verjuchen, jtreben nach Abhilfe, und jo beherricht am Anfang diejes 
Jahrhunderts ein buntes Gemiſch von Rechtsnormen verjchiedenen Urjprungs 
das Necht der Negentjchaft.”) 

Mit dem Untergange des Reichs mußte in Folge der Erlangung der 
Souveränität der Einzeljtaaten die DObervormundichaft des Kaiſers emdigen, 
mit der wachjenden Bedeutung der Zanditände machte ſich ihre Betheiligung 
bei Einjegung einer Regentichaft geltend und die tutela testamentaria wurde 
dadurch zum Geſetz) und endlich: mit dem Wegfall jeder Iehnsrechtlichen 
Beziehung der Fürften mußten körperliche Mängel für die Sufzefjion ohne 
Belang jein.?) Sie begründen, wo jie Willensbildung oder Vermittlung aus: 
ichließen, daher nur noch Negierungsunfähigfeit. 

Von der Thronunfähigfeit zur Sufzejjionsunfähigleit, 
von der Sufzejjionsunfähigfeit zur Negentjchaft geht ber 
Gang der Entwidelung. 


Abſchnitt I. 
Das geltende Recht im Einheitsitaat. 
84. 
Die Entſtehung der Regeniſchaft. 
A. Die Gründe der Berufung. 


Gleich beim Eintritt in die Behandlung des geltenden Rechtes verjagt die 
Geſetzgebung diejes Jahrhunderts. Die Verfafjungen fennen nur einen Grund, 
nach dem eine Negentichaft berufen werden muß: die Regierungsunfähigfeit 
des Monarchen. Ihre Beitimmungen jehen ſich auffallend ähnlich in dem einen 
und andern Staate und jcheinen mir aus den Wahlfapitulationen des alten 





) Vol. Mofer, teutfches Staatsreht XVIII., 1,3, $ 87: „man kann aud) von dieler 
Fintheilung feinen Grund abgeben“ (nämlich der von öffentlicher und Privatvormundicaft) 
„man bejehe mit einem unpräoftupirten Gemüth die güldne Bulle, Familienverträge, Ehe 
patten, Elterlihe Dispofitionen, Urtbeile derer höchſten Reichsgeiege u. f. w., jo wird man 
eben ordentlicher Meife allemal eine unzertheilte Rormunbicatt antreffen, welche des Pu— 
pillen Perſon, Land und Leute, Privatvermögen, Rechte und Würden unter fich begreifet; 
und diefes ift meiltens auch für den Pupillen, das Land und das Reich das Beite. 

S. Mohl, Wolitit, S, 144. 

°) Den Anfang mit verfaflungsmäßiger Regelung machte Frankreich 1791; ſpäter 
wurde dort noch zweimal die Regentichaft geregelt, ohne dab ein Tall praktiih geworden 


mwäre. 
Mofer, teutiches Staatsreht, XVIII. ©. 283. 


4 


) ©. 
) ©. Mohl, Bolitil, ©. 188. 
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Neiches entlehnt zu jein.') Sie lafjen Regentjchaft eintreten, wenn der Monarch 
verhindert?) ift, „dauernd verhindert )“ it, „auf längere Zeit verhindert *)” 
ift, fi) „in der Unmöglichkeit, zu regieren ®)* befindet; fajt Ulle aber, auch die, 
welche von der Berhinderung nichts wiſſen, nennen die Minderjährigfeit als 
Grund der Einjegung einer Regentjchaft. 

Auch wo Minderjährigfeit ald Grund der Negierungsunfähigfeit nicht 
ausdrüdlich die Nede iſt,) muß er doch, ald dem gemeinen deutjchen Rechte 
entjprechend, auch dort Geltung befigen. Der Termin ift Allgemeinen ziemlich 
gleichmäßig feitgejegt; c& ift das 18. vollendete Lebenjahr, mit welchem der 
Fürſt jelbit regieren kann’); nur die Fürſten von Neuß ä. 2., die Herzöge 
von Sachjen:Meiningen, Sachen Altenburg, Sachjen-Koburg-Gotha und Anhalt 
fommen erjt mit vollendetem 21. Lebensjahr zu ihren Tagen. Da, wo die 
Verfaſſungen nichts über den Termin beftimmen, gelten Obſervanzen und Haus 
aeiege. Daß, wie auch behauptet wird, in subsidio das Reichsgeſetz vom 
17. Februar 1875 in Anwendung zu fommen babe, kann nicht für richtig ge 
balten werden, da die regierenden Familien hinjichtlich ihrer perjönlichen Rechts: 
— regelmäßig ausgenommen ſind; auch wäre dies ein Rückfall in den oft 
getadelten Fehler, Normen des Privatrechts auf das öffentliche Recht anzu— 
wenden. Dem Termin des Privatrechts gegenüber muß ſofort auffallen, daß 
der Termin der Regierungsmündigfeit in eine ungewöhnlich frühe Zeit menſch— 
fihen Lebens gerüdt ift. Es erflärt fich dies aus dem oben berührten Ge— 
jichtspunft, daß nach dem Prinzip der Monarchie, der Mangel eines Monarchen 
an der Spite der Regierung immer eine Lücke bedeutet, die jo früh als faktiſch 
möglich ausgefüllt werden muß, ferner aus den Gefahren der Negentjchaft, 
die die Gejchichte bezeugt, und endlich aus der Möglichkeit, die Schwierigkeit der 
Regierung jugendlicher Monarchen durch die jtaatsrechtlichen Mittel der Kontra- 
jignatur und Bolfsvertretung zu mildern. Eine Dispenjation von diejem früh 
genug bemeijenen Termin durch venia aetatis wird unräthlich jein; müßte 
aber jedenfalls, wenn in der Verfaffung der Termin fejtgejeßt ift, im Wege 
der Verfafjungsänderung, wenn im Hausgejeg bejtimmt, in den ‘Formen, Die 
diejes vorjchreibt, jtattfinden. Nimmt die Verfaffung auf Hausgejehe Bezug, 
jo fommt es auf die Art und den Sinn der Bezugnahme an, ob das in Be: 
zug Genommene Beftandtheil der Verfaffung wird. Dann richtet jich die Form 
der Abänderung nah den für die Abänderung der Berfaffung gegebenen 
Negeln.?) 


*) Diefe finden fih bei Sartori a. a. D., 232 f. i | 

?, Bayerische Verfaſſungs ˖ Urk, Tit. II Ib, Württemberg. VerfUrk, $ 11, Heffen 
Verf.Urk. Tit. I, Art. 5 (Minderjährigfeit oder andere Verhinderung), Reuß j. 2., revidirtes 
6.8. 8 9; Sahien-Weimar rev. Grund-Gef. 8 69 (im Falle der Unmündigkeit oder 
einer andern Verhinderung des Regierungsantritts (?) ), ebenio Sachlen-Meiningen &.-@. 8 107. 
Bat % Erentie Verf.Urk. Art. 56. Oldenburg. rev. St. G.G. 8 46. Reuß ä. L., 
Verf., 

Sächſ. Verf.-Urk. $ 9. 

Gef — — $ 16 (zur Selbſtregierung unfähig), Anhalt Landes-Verf. 
Ge. 5 91. 

°, So in Gotha, Meiningen, Altenburg, Braunichweig. 

) Für den Kaiſer galt fränfifches Recht, alfo der Minderjährigkeitstermin der Karo: 
linger 15 Jahre, ipäter, feit Joſephs II. MWahlkapitulation, das vollendete 17. Lebensjahr; 
in Spanien macht nad der Verf.-Urf. vom 30. Juni 1876 die Nollendung des 16. Yebens- 
jahres; in Schweden Norwegen Verf⸗Urk. vom 7. Juni 1809, $ 41 das vollendete 20. Jahr 
regierungsmündig (ebenfo Norwegen Verf. v. 31. V. 1814, $ 10). 

) S. G. Meyer axa. D., ©. 242. 
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Die Minderjährigfeit macht nicht an ich regierungsunfähig, das Recht 
macht aus ihr einen Hinderungsgrund. Iſt der Monarch noch nicht volljährig 
d. h. 15 Jahre alt, jo jpricht eine praesumptio iuris et de iure dafür, daß 
er nicht regierungsfähig jei. De facto wird ja auch Niemand behaupten wollen, 
daß mit 17 Jahren 364 Tagen der Fürft regierungsunfähig, mit vollendetem 
13. Lebensjahre aber regierungsfähig jet. 

Sittlihe Mängel jchließen nicht von der Regierung aus. Dem Prinzip 
der Erbmonarchie entjpricht e8, dat Niemand über den König richte. In der 
That fann der moralijch verwerfliche Fürſt faktiſch regierungsfähig jein, oft 
mehr denn ein anderer — die Geichichte hat Beijpiele davon. Kam früher 
Abjegung wegen moraliicher Defekte vor, jo erflärt ſich dies aus der Über: 
vormundjchaft des Kaijers. Andern Staaten ijt fittlicher Mangel jedoch Grund 
der Negentjchaft.") 

Schwierig mag de lege ferenda die Trage, ob die Einjegung einer 
Negentichaft bei rechtswidrigem Verhalten des Fürften geboten jei, zu löſen 
jein; de lege lata beantwortet fie jich zweifellos dahin, daß fie unzuläflig 
it. Rechtswidriges Verhalten iſt hier Verletzung der Monarchenpflichten. 
Was dieje aber find, ift nicht jo einfach zu beantworten?), es bedarf eines 
Nichters über den König und dieſes it wider das monarchiiche Prinzip. Auch 
vom politischen Standpunkte würde die gegentheilige Anficht mannigfachen Be: 
denfen unterliegen: einem beim Volke nicht beliebten Monarchen wird die Volfs- 
vertretung viel eher ein Monitum ertheilen und ihn abjegen als den beliebten: 
in der That würde das Volk jouverän fein in dem Staate, in dem ein jolches 
Verfahren Platz greifen fünnte. Denn ein Grumd, aus welchem der Monard) 
jeine Pflichten verlegt hat, wird fich unfchwer finden laſſen. Selbſt Berfaj: 
jungsverlegungen des Monarchen berechtigen am jich nicht zu eimem Berfahren 
gegen ihn. Was im Tell Stauffacher über die Frage des „Nothrechts“ jagt‘), 
mag zwar poetijch jein, ift aber nur nicht geltendes Neht. Wenn Tyrannen: 
macht ihre Grenze erreicht hat, und „der Gedrücte nirgends Necht kann finden“, 
auch dann gibt e8 noch Hilfe: zwar verjagt das Necht, e8 gibt aber noch höhere 
Mächte im Leben der Völfer als das Necht. 

Gegenüber diefen Mängeln begründen geiftige und fürperliche Gebrechen 
nur dann die Einſetzung einer Negentichaft, wenn fie faktiſch regierungsunfähig 
machen. Nur jolche Mängel fommen überhaupt in Betracht; es beſteht Feine 
praesumtio iuris et de iure der Negierungsunfähigfeit. Wie fie in Betracht 
fommen, iſt bereits im hijtorischen Theile eingehender erörtert; danach ſchließt 
heute nur noch mangels vorhandener bejonderer Gejege unheilbare Geiſtes— 
krankheit, vorhanden im Moment des möglichen Thronerwerbs, von der Suf 
zeſſion aus; alle übrigen fürperlichen und geiltigen Mängel, joweit fie zur 
Negierung unfähig machen, begründen heute Negentichaft. De lege ferenda 
möchte ich mich zum Theil auch gegen die Sufzefjionsunfähigkeit des Fürften, 
der unbeilbar geiftesfranf ift, jchon vor Thronerwerb, erklären und vielmehr 


) Spanien, Verfaſſung v. 19. III. 1812, Abichnitt 3, $ 187. 
Verfaſſung von 1837, Art. 54, 
Portugal, Berfaffung vom 19. IV. 1826, Art. 96. 

?, Man vergleihe nur Nordan bei Oppenheim 291: MWeisheit und Gerechtigkeit 
die Prlicht des Fürften! oder Neal a. a. O, Hapitelüberfchriften und die Begründung: S 3 
„die Fürſten müſſen religiös ſein“, S 4 „Nie müſſen mit Gerechtigkeit regieren“, $ 5 „ite 
müſſen alle ihre Handlungen auf das gemeine Beſte gerichtet ſeyn laflen“, u. ſ. f, 8 6. 

) Non Bluntihli am Schluſſe feines Werkes zitirt in der Anficht, dab dadurch 
das „Nothrecht“ der Völler vortrefflich charakterifirt werde. 
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in diejem Punkte das bisher unbeachtete Moment des Vorhandenſeins oder 
Nichtvorhandenjeins einer fähigen Dejcendenz des regierungsunfähigen Fürften 
zur Zeit feiner Berufung den Ausjchlag geben laſſen. Die Schwierigfeiten, 
welche die jehr jeltene Heilung eines für unheilbar geiſteskrank erklärten Fürs 
ſten mit jich bringt, politijch und rechtlich vom Standpunkt der Sufzefjion, 
werden durch die in jenem Falle dann nothivendigen, langdauernden Unzu— 
träglichfeiten einer Regeutſchaft hinlänglich paralyfirt. Die von Bluntſchli 
anläplich des badijchen Regentſchafts-Geſetzentwurfs befürwortete Negelung in 
concreto durd) Gejeg, vermag ich wegen der politiichen Gefahren, die mit 
einer in die fritijche Zeit der Intereſſenkämpfe fallenden Entjcheidung nothwendig 
verbunden jein müſſen, nicht zu billigen. In Baden wurde im Jahre 1852 
der Fall praftiich.') 

Körperliche Mängel, mögen fie heilbar oder nicht heilbar fein, mögen fie 
vor oder nad) dem Thronerwerb eintreten, begründen nur Negierungsunfähig: 
feit da, wo jie jelbjt die Bildung oder Vermittlung des Herricherwillens auf- 
heben.“) Das lehrte uns die Nechtögejchichte. 

Natürlih fann der Mangel der Willensbildung dann nicht in Betracht 
fommen, wenn er ein natürlicher it (3. B. Schlaf) oder ein in Kurzem zu 
bejeitigender (3. B. Ohnmacht) ; welche Zeitdauer aber der höchjte Wille ım 
Staate „verhindert“ ſein müſſe, um eine Regentſchaft zu begründen, läßt ſich 
nicht nach) Tagen und Stunden berechnen jte läßt ſich aber auch nicht durch 
ſich jelbjt bejtimmen, wie dies die VBerfafjungen thun, welche meinen, die Sache 
mit Ausdrüden, wie „dauernd verhindert”, abfertigen zu können. Denn der 
Begriff der Dauer iſt lediglich ein relativer, wo die Verfaſſung aljo nicht 
einen andern Zeitraum im Verhältniß zu dem er dauernd jein joll, beftimmt, 
ijt er reiner Zeitbegriff. Ein bejtimmter Zeitraum it deshalb nicht einfach in ihm 
zu erbliden, weil diejer ja fonftatirt, mithin zu Ende jein müßte, während ja 
gerade während diejes Zeitraums, aljo vor Ablauf desjelben, für eine Regent— 
ſchaft gejorgt werden joll.°) | 

Wir werden jehen, daß es auf Dauer gar nicht ankommt, jondern auf 
die Art der Verhinderung vor Allem. 

Wenden wir uns jegt den Gründen der Negierungsunfähigfeit zu, welche 
die Perjon des Monarchen nicht tangiren, jo fällt jofort der in den Verfaj- 
jungen häufig erwähnte Grund der Abwejenheit oder dauernden Abwejenheit 
in's Auge. Von dem Begriff der Dauer war eben die Nede. Man wird jagen 
müfjen, daß das, was man unter ihm verſtehen fünnte, vor Allem durch das 
jubjeftive Ermeſſen der zur Enticheidung befugten Organe bejtimmt wird; und 
auch der Begriff der Abwejenheit it heute nicht ohne Bedenken zu erwarten. 
Zunächſt fann unter Abwejenheit doch nur verftanden werden die räumliche 


— — a. das berühmte Gutachten des Reichshofraths in der Sache des Herzogs von 
Guaſtalla. 

S. a. Zachariä L, 329, Zöpfl, Staatsrecht IT., 127, und die Kontroverſe, ob 
Blindheit regierungsunfähig mache, eventuell, wenn vorher vorhanden, von der Sukzeſſion 
ausichließe, bei Oppenheim und Tabor. 

Ganz irrig v. Desfeld, der ©. 8 a. a. DO. meint, ein geringer Grad von Talent 
begründe bereits Regentſchaft. 

Irrig daher die Verfaſſungen, welche beitimmte Zeit erfordern. (Bayern $ 11, 
1 Jahr; Schwarzburg-Sondershaufen Verf. von 1849, 8 58 laufgehoben]), die Verfaſſungen 
von Portugal und Spanien ließen zunächſt eine Kollegialbehörde als Negentichaft eintreten 
und bei länger als 2 ‚jahre dauernder Unfähigkeit des Königs konnten die Kortes deilen 
volljährigen Nachfolger zum Regenten machen. 


— — — — —9 
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Entfernung des Monarchen von dem Staatsgebiet; ſoll es aber etwas aus— 
machen, wenn der Monarch einige Stunden von den Grenzpfählen, z. B. in 
einem Seebad ſich „längere Zeit“ aufhält, das in einer Stunde mit dem Schnell— 
zug von der Reſidenz zu erreichen iſt, wenn es andererſeits gleichgiltig und 
nicht als Abweſenheit erſcheint, wenn er Jagens halber „längere Zeit“ in einem 
von allem Berfehr abgejchnittenen Jagdjcyloffe feines Landes zubringt? Dort 
verbindet ihn Telephon'), Telegraph, Eijenbahn, hier nur die ungleich 
langjamere menjchliche Kraft mit den Organen des Staates; ja, die Verbin: 
dung kann zeitweije ganz abgejchnitten jein, 3. B. bei eintretendem Schneefall 
im Gebirge oder bei Sturm, wenn der Monarch fi) auf einer Inſel befindet. 
Wenn der Zar in jeinem Reiche aber am Amur, oder die Königin von Eng: 
land in Ajcenfion verweilt, jo find jie nicht „abweſend“, aber vielleicht mehr 
an der Negierung gehindert, als wenn der Zar in Kopenhagen, die Königin 
von England ſich in Djtende befindet. Wo Kriegsgefangenſchaft oder ein ähn— 
licher Grund, der eine freie Willensbildung oder Vermittlung ausjchließt, nicht 
vorliegt, wird Abwejenheit nur eine Stellvertretung, feine Regentſchaft recht: 
jertigen können; mit dem heute praftijchen Begriff der Entfernung bat ſich 
auch der der Abwejenheit verändert.?) 


Anders verhält es ſich mit den Fällen der Abwejenheit vielleicht, die be— 
grifflih im Prinzip immerwährend bejteht; jo z. B. dann, wenn der Monard) 
noch Monarch eines andern Staates ijt und wenn in beiden Reſidenzpflicht 
bejteht.?) Dies fann jogar einen Grund der Sufzejjionsunfähigfeit abgeben. 


Hierher möchte ich auch den Fall rechnen, in welchem durch Eintritt in 
den geiftlichen Stand es zur Regentſchaft bezw. zur Sufzejjion des Nächſt— 
berechtigten fommt. Der tiefer liegende Grund bildet hier die Abwejenheit 
bezw. die Gebundenheit des Willens des inländijchen Elerifalen Souveräns 
durch den ausländijchen, den des Bapjtes oder Ordensoberen. Diejer Gedante 
zeigt fich bereit3 in den Liedern des Mittelalters, jo bei Walther von der 
Bogelweide vor Allem und auch im Sachjenjpiegel.*) Daß der Fürjt in einem 
katholischen Yande Kleriker jei, wird vom Standpunfte diejer Konfejlion nur 
lobenswerth genannt werden fünnen, daß er aber damit einem Ausländer, dem 
Bapjte, Gehorjam zu leiften verpflichtet ift, macht ihn zur Regierung unfähig. 
Der protejtantijche Geiltliche kann dagegen regieren, da jener Grund der Ne 
gierungsunfähigfeit bei ihm nicht zutrifft. Die Verjchiedenheit der Religion 
jelbjt an fich macht nicht regierungsunfähig; der modernen Rechtsanſchauung 
entjpricht die Gleichberechtigung der Anhänger verjchiedener Neligionen oder 
Konfeſſionen“); die Anficht Frickers“), nach welchem der Mangel chriftlichen 
Belenntniffes nad) den Grundanjchauungen des deutjichen Volkes die Erfaſſung 


') Danad) wäre er jogar im Nechtöfinn praesens; es iſt mir fein Zmeifel, daß die 
Nömer 3. B. eine stipulatio durch das Telephon zugelajien hätten — wenn es ihnen be 
fannt geweſen wäre. 

; pl Dr Verfallungen, welche eine beitimmte Dauer der Abweſenheit erfordern, fiehe 
oben, S. 69. 
S. Preuß. Verf. Urk. Art. 55 (mur mit Einwilligung der Kammern), Sächſ. BVerf.: 
Urt. Art. 5 (ebenjo wie in Preußen, nur bedarf es bei Erbanfall einer Einwilligung nicht). 
Koburg-Gotha St G.Geſ. S 4 und 5. 

*) Auch das langobardiiche Lehnrecht jagt bereits: II, Feud. 26 $ 6: Qui clericus 
effieitur aut votum religionis assumit, hoc ipso feudum amittit. 

°) Qgl. Bundesbeihluß von 1815. Reichsgeſ. 1869, 

% rider a. a. O. Seite 219, 
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des Monarchenberufes erjchwert, vermag ic) vom Standpunft des Nechtes nicht 
zu theilen. Es würde wohl auf das formelle Bekenntniß hierbei nicht an- 
fommen, jondern auf den Glauben; ob aber der Philojoph von Sansjouci, der 
es ausjprach, daß jeder nach jeiner Façon jelig werden fünne, fich damit zum 
chriftlichen Glauben befannte, mag zweifelhaft jein; für regierungsunfähig hat 
ihn noch Niemand gehalten. 

Nur wenige ee bu. jind es, die ausdrüdlich die chriftliche Religion ‘) 
oder jogar eine bejondere Konfejjion?) des Monarchen fordern. 

Ganz anderer Art find die beiden folgenden Fälle, die nad) Anficht 
Einiger Regentſchaft begründen und ebenjo ſchwierig zu enticheiden jind, als 
jie jelten vorfommen: ich meine den Fall, daß der König jtirbt, aber eine 
Ichwangere Wittwe hinterläßt und den Fall der Verjchollenheit des Monarcheu. 
Thronfolge oder Neichöverwejung, das ift hier die Frage’); und beide Even- 
tualitäten haben jchwere Bedenfen gegen jih. Zur Zeit, wo der Thron frei 
wird, ift der Embryo nicht thronfolgefühig, weil er nıcht Nechtsjubjekt iſt. Er 
ift pars ventris der Königin. Troß Schenf weiß man noch nicht, wird es 
ein Junge oder ein Mädchen. Der Saß nasciturus pro iam nato habetur 
paßt jchon aus diefem Grunde nicht; denn wird eine Prinzeffin geboren, jo 
wird ſie nicht auf den Thron berufen, und ift fie nicht zur Regierung berechtigt 
nachher, jo fann bis zur Geburt auch ihr, der Unberechtigten, angebliches Recht 
nicht von einem Andern ausgeübt werden; diejer fann aber auch) nicht auf den 
Thron ſelbſt folgen, um es im eignen Namen auszuüben, denn wird ein Prinz 
geboren, jo gebührt der Thron diefem, und damit wäre das Recht des bis 
dahin eintretenden Königs rejolutiv bedingt. Dies wäre gegen das Prinzip 
der Monarchie, nad) dem nur kraft Tod oder Willensentjchluß des Monarchen 
dejjen Recht endigen joll.*) Auch würde in dieſem Falle die Thronfolgeord- 
nung verlegt, wenn fraft jene® Satzes nasciturus pro iam nato habetur 
eine Nechtsperjönlichkeit des Embryo fingirt würde und dann ein Prinz zur 
Welt füme. Diejer Embryo wäre dann, da Rechtsſubjekt, Monarch jchon vor 
der Geburt und neben ihm fünnte der nächjte Agnat nicht auch noch Monarch, 
jondern nur Regent jein; denn er müßte ja das Necht des Embryokönigs, ein 
fremdes Recht, ausüben. Es ijt niemals von Vortheil für die Erfenntni des 
Staatsrecht3 gewejen, privatrechtliche Rechtsjäge ohne Weiteres auf jtaatsrecht- 
liches Gebiet zu übertragen, und auch in unjerm Fall muß der Verſuch ver: 
unglüdt erjcheinen, da der Thatbeitand anders liegt im Staats: als im Zivil: 
recht. Dort (im Zivilrecht) handelt es ſich darum, einem in Kurzem jicher 
Berechtigten jein Recht zu rejerviren, hier (im Staatsrecht) fragt es jich, ob 
überhaupt ein Berechtigter geboren wird. Dennoch herrſcht allgemein die An— 


ı) Mürttemberg. Verf. $ 5. 

?, England declaration of right 1689, Afte von 1701, Schweden ei: von 7. Juni 
1809 8 2, Griechenland Verf. 16./28. Nov. 1864 Art. 47, Rußland Swod $ 41, andere 
Verfafiungen zitirt noch Zöpfl II. 101. 

’) Einen Ausweg glaubt Hande a.a. D., ©. 18, gefunden zu baben. Er will, daß 
man dem Gmbryo unter Anertennung feiner Redtsunfähigfeit die Nechte nach Analogie 
der privatredhtlicdyen cura ventris nomine rejervire, ohne fie proviforisch einem andern zu 
übergeben, und durch einen andern verwalten laſſe. Doc beruht diefe Analogie auf der 
veralteten Anſchauung, daß der Staat Eigenthum der Herricherfamilie ſei; es ericheint ferner 
unglüdlidh, die beftrittene Anomalie ſubjektloſer Rechte auf das Gebiet des Staatsrechts an- 
zumenden, da die Erbmonardie beitändig ein Subjekt, einen Träger der Staatsgewalt an 
ihrer Spitze haben ſoll, endlich ift praftilch mit ihr nichts geholfen. 

S. Schulze, deutiches Staatsredht, S. 245. 
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jicht, daß der Cab nasciturus pro iam nato habetur in unjerem Falle An— 
wendung finden müjje.!) Anders nur Hande (vgl. ©. 305 Anm. 3 hier). 


In der That liegt ein Interregnum vor; denn wer Monarch jein joll 
nach dem Tode des Königs, it objektiv ungewiß und der Negent, den ich 
Uuajiregent nenne, da er nicht jein eigenes Necht, aber auch nicht das eines 
bejtimmten Königs ausübt, jondern nur das fönigliche Necht, hat eine ganz 
jinguläre Rechtsjtellung. Bei der Seltenheit des Falles fann es nicht über: 
rajchen, daß er gejegliche Negelung faum gefunden hat. Nur das jegt nicht 
mehr geltende Staatsgrundgejeg für das Großherzogthum Mecdlenburg-Schwerin 
vom 13. September 1849 8 65 jpricht davon: „Wenn die Erwartung jtatt 
hat, e8 möchte cin zur Thronfolge berechtigter Prinz nachgeboren werden, jo 
tritt für Die Dauer jolchen Zuftandes Negentichaft ein“. Fälle diejer Art finden 
ſich nur vereinzelt in der Gejchichte, jo der von Pufendorf mitgetheilte 
Fall, nach weldyem nach dem Tode des Königs Hormisdates die Perjer die 
Leibesfrucht der Königin unter dem Namen Sapores zum König gemacht 
haben jollen, in Frankreich 1327 nach dem Tode Karls des Schönen, wo als 
Regent Philipp von Valois berufen wurde, und mach dem Tode Ludwigs le 
Hutin (vgl. Neal a.a.D., ©. 854), endlich auch 1439 nach dem Tode Al: 
brechts II. Königs von Ungarn und Böhmen, für dejjen zur Zeit des Todes 
des Vaters noch ungeborenen Sohn, den Ladislaus Poſthumus wie in allen 
erwähnten Fällen eine Negentjchaft eintrat. In neuerer Zeit wäre der Negent- 
ichaft vor der Geburt Alfons XII. von Spanien zu gedenfen. 


Ganz analoge Behandlung muß der andere Fall der Quaſiregentſchaft 
erfahren, der bei Verjchollenheit des Königs eintritt. Er wird in der Literatur 
bisher, wo überhaupt, als Fall der Abwejenheit behandelt. Dieje Auffajjung 
ijt aber unzutreffend. Zunächſt braucht der verjchollene König im Sinne des 
Staatsrechts nicht abwejend zu ſein; er fann verjchollen jein in feinem Reiche: 
der König von Italien fann von Näubern in umvegjame Gegenden der Ab: 
bruzzen gejchleppt werden, der Zar in Sibirien „verjchollen” ſein. Endlich ift 
das Wejen des NechtöinftitutS der Verjchollenheit nicht in der räumlichen 
Trennung allein zu juchen, das Wejen, der Stern des Inftituts liegt vielmehr 
in der Ungewißheit über Leben und Tod. Während diejes Zuftandes kann aber 
eigentlich feine NeichSverwejung eintreten, weil ja der König todt fein kann 
und darauf Sufzejjion erfolgen müßte, ebenjo wenig aber auch die Sufzejjion, 


Bornhak, preußiiches Staatsrecht, S. 193; Schulze, deutiches Staatärecht, 
©. 245; preußiiches Staatäredht, S. 195 f.; nehmen Regentichaft in der Zwiſchenzeit an 
und bei Geburt einer Prinzejlin oder einer Todtgeburt Rüddatirung des Thronerwerbs des 
Negenten auf den Moment des Todes des Königs. Als ob «8, ganz abgeſehen von der 
Unmöglichkeit der Rüddatirung ſ. Kirchen heim ©. 65), damit abgethan mwärel In der 
Ywiichenzeit ift — und dabei iſt mit Rüdvdatirung nicht geholfen — derjenige, der Monardı 
jein jollte, Negent und unterliegt den Beſchränkungen der Regierungsthätigkeit, welche die 
Verfafiungen enthalten. Den Monarchen diefen zu unterwerfen, iſt aber verfalfungswibdrig. 
v. Seydel, bayer. Staatsredht, J. S. 455, will Regentſchaft eingeſetzt haben, da dieſer 
Fall jelbitveritändlich gleich dem der Minderjäbrigfeit zu behandeln wäre, zwei Zeilen dar- 
unter erklärt er aber: „daß ſolche Regentichaft etwas wejentlich anderes wäre als die ge 
wöhnliche, liegt auf der Hand“. Warum v. Seydel jedoch diefen vom anderen mwejentlich 
verichiedenen Fall troßoem ganz ebenjo behandeln will, darüber jpricht er ſich nicht aus. 

Für Negentichaft außerdem: Pufendorf (bei Triepel ©. 55), Kraut a.a. ©. III., 
S.167, Diedmann ©. 14, Peters S. 14 Mohl, Württemb. Staatsr., S.164, Note 4, 
Iriepel 5.58 ff., für Thronfolge, v. Kirhenbeim, nad Analogie der engliichen Regent. 
Ihaftsbill von 1831, Dies wird gebilligt von Brie und v. Seydel in den Kritiken über 
von Kirchen heim's „Regentichaft.“ 


da ja der König am Leben jein fann und dann Negentjchaft wegen „Dauern= 
der“ (?) Abwejenheit die Folge wäre. Man wird dieje Frage leicht dadurch 
entjcheiden fünnen, daß man bis zum Ablauf der bejtimmten Zeit die Nechts- 
präjumtion, der Verjchollene lebe), zur Anwendung bringt. Während diejer 
Zeit bi8 zum Ablaufe der beftimmten Frijt würde dann ein Negent im Namen 
des verjchollenen Monarchen regieren, nach Ablauf derjelben würde bei Mangel 
glaubhafter Kunde vom Leben des Fürjten, der nächjtberechtigte Agnat den 
Thron bejteigen. Die interefjanten Ktonjequenzen einer Rückkehr des für todt 
Erflärten jind hier nicht näher zu beleuchten. 

Dan würde zu Unrecht einwenden, daß Fälle der Verſchollenheit jich 
nicht ereignen werden in praxi; oft genug treten in der Geſchichte Perſonen 
auf, die prätendiren, die für todt gehaltenen Fürſten oder Thronfolger zu jein, 
man denfe an den jogenannten faljchen Waldemar oder an die game Anzahl 
derjenigen, die vorgaben, Dauphin von Frankreich, Sohn Louis XVL., zu jein; 
man denfe ferner daran, wie leicht e8 möglich it, daß bei Ausjterben einer 
Linie von der Erijtenz von Mitgliedern der nächjtberechtigten Linie feine Kunde 
zu erlangen it: fie find vielleicht nach Amerika ausgewandert, haben bürger- 
liche Berufe ergriffen, wie Glieder der Lippe-Biefterfeld’schen Linie ?), oder fie 
ind verjchoflen wie Johann Drth.?) 
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B. Bie Perfon des Berufenen. 


Sind die Gründe feſtgeſtellt, welche eine Regentſchaft herbeiführen müffen, 
jo erhebt jich die weitere frage: wer wird Regent? 

Hierüber haben die Verfaſſungen meiſt Normen, und unter ihren im Eins 
zelnen fajt ftetS abweichenden Bejtimmungen lajjen fich zwei einheitliche Grund» 
aü e erfennen. Entweder bejtinnmen Verfaſſungen oder Hausgejeße oder end» 
ih das gemeine Necht generell die berufenen Berjonen, die dann ipso iure 
nach Konjtatirung oder Eintritt des Negentjchaftsjalles Negenten find; oder 
Privileg oder Wahl bejtimmt jpeziell den Negenten, den es dann durch feinen 
Namen individualifirt. Was die wichtigere, die generelle Regelung anbetrifit, 
jo find Hier entweder die Agnaten oder die rauen (und zwar hier nur Mutter, 
Großmutter oder Gemahlin) des verhinderten Fürjten berufen. Wllerdings 
findet ſich weder das germanijche, noch das romanische Prinzip überall durch— 
geführt: eine Miſchung beider bildet die Regel. 


1. Berufung der Agnaten. 


Die —— der Verfaſſungen und Hausgeſetze haben den Grundſatz 
anerkannt, daß nad) Eintritt der Regierungsunfähigkeit des Monarchen der 
nächſte) Agnat Regent wird; rein durchgebildet haben ihn aber mur 


» Dafür hat fich jeßt auch im Zivilrecht B.G.B. $ 19 entichieden; würde man im 
öffentlichen Recht anders enticheiden, jo würde diefelbe Perſon zivilrechtlich todt, ftaatsrecht- 
lich vonegen am Leben jein. 

?) Nol. Laband, die Thronfolge im Fürſtenthum Lippe, 1891. Stammtafel. 

2 Es ift natürlich dem Verfafler bekannt, daß diefe legtgenannten Perfonen nicht zur 
Sulzeſſion unmittelbar berufen waren; es foll nur gezeigt werden, daß Fälle der Verichollen: 
beit auch in fürftlihen Familien nicht ausgeſchloſſen find. 

* Eine Ausnahme machte die jpaniiche Verfaſſung vom 6. Yuli 1808. (Verf. Joſeph 
Napoleons) $ 11: „in Ermanglung einer Ernennung durch den vorigen König gebört die 
Regentichaft dem Prinzen, der der Erbfolge nach der entfernteite vom Throne iſt ...“ 

YUunalcu och Deutihen Reihe, 1600. 9] 
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wenige.')?) Hier ift die frage, wer Regent wird, einfach nad) den Paragraphen 
der Verfafjungen und Hausgejege zu beantworten, ſchwierig wird die richtige 
Antwort nur, wo fich feine pofitiven gejeglichen Bejtimmungen finden. Wie 
jteht e8 hier mit dem Rechte der Agnaten ? 

Daß ein Anrecht der Agnaten auf Regentſchaft nach den Anjchauungen 
des Patrimonialftaates ?) und des Lehnrechts *) bejtand, ift im hiſtoriſchen Theil 
dargelegt, aber mit dem Untergang diejer Ideen und Inititute im öffentlichen 
Necht läßt fich dieſer Nechtsgrund nicht mehr halten.°) Die Fürjten jind oder 
bejjer waren nad) Auflöjung des Reichs jouverän, nicht mehr Vaſallen, und die 
Süße, welche den Staat ald res, als dominium und damit als Nechtsobjeft be 
handelten, pafjen nicht mehr auf den Staat, der auch im Staatsrecht Rechts- 
jubjeft geworden iſt. Auch jcheint es nicht richtig, dies Recht der Agnaten 
aus der Natur der Negentjchaft als unvollfommener Art der Thronfolge her: 
leiten zu wollen. Wir haben, al8 wir vom Begriff der Negentjchaft jprachen °), 
dazuthun verjucht, daß Negentjchaft feine Thronfolge ift. 

Gibt es überhaupt ein Recht der Agnaten auf Regentichaft ohne pojitive, 
in Verfaffungen oder Hausgejegen enthaltene Bejtimmung? Die Frage iſt zu 
bejahen. Dies geht hervor aus allgemein ftaatsrechtlichen Geſichtspunkten, aus 
der rechtlichen Pratur der Negentichaft. Sie joll, dahin entjchieden wir uns 
oben ”), dem Mangel der Erbmonarchie, daß der berufene König nicht regieren 
fann, abhelfen und fie wird dieſem Mangel am beiten dadurch abhelfen, dab 
der zum Negenten berufen wird, der bei Sufzejfionsunfähigfeit des Thron: 
folgers Monarch geworden wäre. Von Thronfolge wegen Sufzejjionsunfähig: 
keit zur Regentjchaft wegen Regierungsunfähigfeit des Fürſten iſt nur ein 
furzer Schritt; tritt dort nach jtaatSrechtlichen Gejichtspunft, d. 5. allein beftimmt 
durch die Sorge für den Staat, der Agnat als berechtigter Thronfolger auf, 
jo wird man ihm bier ein Anrecht nicht verjagen fünnen. Es widerjpricht 
dem Geſetz vernünftiger Analogie, daß, wenn das jalische Gejeg mır Männer 
zu regierenden Fürſten macht, bei deren Regierungsunfähigfeit eine Frau an 
ıhrer Stelle die Regierung führen joll®); es entjpricht das Recht der Agna— 
ten auch der Entwidelung, die an Stelle der Sufzejlionsunfähigfeit Negie- 
rungsunfähigfeit, aljo an Stelle eines Thronfolgers den Negenten ſetzte, aber 
Normen für die Perjon des legteren aufzuftellen vergaß’); es entjpricht Dies 
auch der Nechtsanjchauung. Denn, ift auch die Analogie des Lehnrechts in 
diejem Jahrhundert auf jtaatsrechtlichem Gebiete nicht oder doch nicht ohne 


') Preuß. Verf Urk. Art. 56, Sächſ. Verf. Urk. $ 9 Abi. 2. Heſſen, Teitament Lud— 
mwigs V., vom 6. Oft. 1625 (vgl. Schulze, Hausgeleße, II., ©. 96 f., Gareis, Staats- 
recht des Großherzogthums Heſſen, bei Marquardien, Bd. III, ©.65). Italien Grund- 
gej- vom 4. III. 1848 $ 12 f. 

Pol. auch Note 15 zu 8 10 bei Kirhenheim a. a. DO. ©. 152. 

2) Für die Nähe iſt meift die Thronfolgeordnung maßgebend, nur das Seniorat gilt 
in Altenburg (Grundgei. v. 29, IV, 1831, $ 16), das Majorat in Sachfen-Weimar, nad 
Vertrag vom 1. V. 1688. (Vgl. Schweiger .a.a. D., ©. 43, $ 29.) 

*) Vgl, Sadjlenipiegel I, 23; Schwabenipiegel Caßberg) Kap. 26. 

* Gloſſe zum jächl. Lehnrecht Kap. 26. . 

5) Vgl. Mobl, Politik. S. 183. a. M. Zöpfl, Staatsreht II. S. 95, Zacha riä 
a. a. O., 3b. L, — 376, Reitemaier a. a. DO. ©. 115 ff. 


) f. 0. ©. 287f., 290. 

®) Diefe richtige Anschauung liegt wohl auh Gerbers mißglüdter Beitimmung der 
Regentihaft als unvolllommene Art der Thronfolge zu Grunde. j 

) Nur bier natürlich greift auch die gegebene Grörterung ein; ilt anders heute be 
ftimmt, fo gilt der Sat lex posterior derogat priori. 
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Weiteres verwendbar, jo find damit nicht Nechtsanichauungen gefallen, die von 
Generationen übernommen auf die Agnaten al3 Nächjtberechtigte am Throne 
hinweiſen): das Inftitut des Lehns im öffentlichen Recht iſt abgeitorben, 
aber der hier vertheidigte Rechtsjag hat jeinen Fall überlebt, er hat jich los— 
gelöjt, weil er nicht unlöslich mit dem Inſtitut verbunden war; denn er twurzelt 
in etwas Anderem, der Idee der Erbmonarcie. Kannte auch die ältere Zeit 
eine „Frauentutel erlauchter Berjonen“ ?), jo find die Fälle vor der Nezeption 
in Deutichland doch zu jelten und bilden zu jehr nur Ausnahme gegenüber der 
Negentihaft der Agnaten, daß von einem Gewohnheitsrecht feine Nede jein 
fann; wenn jich aber nach Eindringen römischen Rechts mit der Rezeption 
die tutela illustris von Mutter und Großmutter in jtärferem Maße zeigt, jo 
beruht dies auf privatrechtlicher Analogie, die heute nicht mehr ald maßgebend 
angejehen werden fann. 


2. Berufung der Frauen. 


Damit ift zugleich über eine Ausdehnung der Anwendung des anderen, 
des romanijchen Syſtems, nach welchem Frauen zur Negentjchaft berufen werden, 
der Stab gebrochen. Nur joweit es Verfafjungen oder Hausgejege feitgeiegt 
haben, darf es zur Anwendung fommen. Darüber herrichte jchon zur Zeit 
des alten Reiche nur eine Meinung’). Gegen die Annahme einer Frauen: 
regentjchaft erklärt fich auch aus politijchen Gründen v. Mohl‘) Es find Ge 
danfen des Privatrecht, die ſich mit der Negentichaftsführung durch Frauen 
eingeichlichen haben: die Sorge um die Perjon des unmündigen Königs ijt 
eine Rechtspflicht, ein ius naturale der Königin-Mutter, die Sorge um den 
Staat aber liegt ihr nicht ob: taceat mulier in re publica! Daß dieje 
Argumente da entfallen, wo eine Königin auf den Thron berufen wird, it 
flar, nur würde eine Regentichaft einer Fran auch hier, wenn nicht anders 
ausdrüdlich bejtimmt, nur jubjidiär nach den Agnaten m. E. einzutreten haben. 
Die Romanen und Südländer überhaupt?) jcheinen die Frauenregentichaft 
mehr zu begünftigen. Viele weijt die franzöfiiche Gejchichte auf umd auch für 
fie laſſen ſich Gründe politischer Art geltend machen, die Lamartine bei 
Berathung des franzöfiichen Negentichaftsgejeges von 1842°) in glänzender 
Rhetorik vorbringt: C’est la nature, la loi de Dieu, la loi du sang; les 
meres sont meilleures gardiennes que les competiteurs ambitieux de la 
vie, de l’heritage, de l’Etat mäme oü regnera leur fils. Elles n'ont 
d’autre avenir que le sien, d’autre ambition que la sienne; et y-a-t-il 
une loi qui, garantisse plus la vie et l’heritage du pupille royal, et la 
paix de l'Etat que le coeur d’une mère? 


Ausdrücdlich wird in Deutjchland der Frau die Negentjchaft primär zus 


) Ngl. die Einleitung und juriftiiche Natur der Negentichaft in diefer Abhandlung. 

2) Hier wird die Stelle der Aurea bulla von 1356 von Pedeutung, die dem frater 
senior die Regentichaft überträgt; hauptſächlich deshalb, weil fie hier Gewohnbeitsrecht fixirt 
und zur Befeitigung desielben beigetragen bat. 

) Bel. Lyndera.a. O. J, ©, 343, 

9 Ngl. Mohl, Politit a. a. DO. ©. 197. R: 

) Mit Ausnahme der Mohammedaner. Dies verlangt die Rechtsitellung der rau 
im floran. 

°, Bol. v. Kirhenheim a. a. DO. ©. 70. 


21° 
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gejprochen in Anhalt '), Sachjen-Altenburg?), Waldeck“), ECachjen-Koburg-Gotha*), 
Neuß ä. 2.°) und Reuß j. Linie‘), jekundär find immer hier die Agnaten be: 
rufen: in Deutjchland tritt das romanische Prinzip nirgends rein auf. 

Aber eine Berufung beider Agnaten und Frauenfindet fich auch häufig 
jo, daß primär die Agnaten, jefundär Frauen berufen werden. Dies ijt der 
Fall in Württemberg’), nad) dem badijchen Regentjchaftögefegentwurf von 1862), 
in Bayern ?), Oldenburg '’) und Braunjchweig''). 

Reichen die gemilchten Syſteme nicht aus, weil die berufenen Perſonen 
todt oder regierungsunfähig find, jo muß dann ein Spezialaft der Gejeßgebung 
abhelfen. Dem 7 berufenen Regenten jtehen alle Rechte des generell Be: 
rufenen zu, wenn nichts Anderes durch das Geſetz bejtimmt wird, und dabei 
iſt e8 gleichgiltig, ob er einer fürftlichen Familie angehört oder nicht. 

Am zwedmäßigiten iſt e8 zweifellos, den Negenten jchon vor dem Eintritt 
der Berhinderung des Monarchen zu beftimmen; da fich diejer Eintritt aber 
faum anders als bei Minderjährigkeit des Thronfolger8 oder „längerer“ Ab— 
wejenheit des Monarchen (4. B. als Monarch eines anderen Staates) wird 
vorausjehen lafjen, jo find dieſe Fälle in praxi von nicht allzu großer Be— 
deutung. Auch liegt die Sachlage hier jo einfach, daß von weiteren Aus— 
führungen abgejehen werden fann. Der Rechtsgrund der Berufung ift ent— 
weder ein Seteh (i. eng. Sinne) oder eine Verordnung beziv. Verfügung, je 
nachdem die Zandtage betheiligt find oder nicht'?). 

Schwieriger jteht e8 um die Beantwortung diejer Fragen nad) Eintritt 
der Regierungsunfähigfeit.. E8 muß hier durch Wahl ein Regent berufen 
werden, den ich, da er erſt nach Erfolglofigfeit der Berufung der Agnaten oder 
Frauen und bei Mangel einer Bejtellung vorher eventualissime eintritt, den 
— —— nennen will!). Hat die generelle Art der Regentſchaftsberufung 
ihren Anfnüpfungspunft im deutjchen Mundium und der gejeglichen Tutel des 
römischen Nechts, jo die jpezielle in der tutela testamentaria und dativa 
modifizirt jpäter Durch das ſich mehrende Recht der Landftände. Im Falle 
der Bejtellung vor Verhinderung des Monarchen gebührt diejem das Necht, 


2) MVerf.-Urk. $ 91, Abf. 2. 

9 ige vom 29, IV. 1831 $ 16; bier führt die Mutter allein die Regentichaft 
während der Minderjährigkeit, nicht ift die Gemahlin oder Großmutter berufen. 

®) Verf.-Urk. vom 17, VII, 1852 $ 20; bei Mangel fpezieller Anordnung wird der 
Reihe nad) berufen: 1. die Gemahlin, 2. die leibliche Mutter, 3. die väterlihe Großmutter. 

*) Staatögrumndgeieh vom 3. V. 1852 8 13; bei Mangel fpezieller Anordnung mird 
die leibliche Mutter zur Regentichaft berufen, dann Agnaten. 

5) Verf. vom 28. III. 1867 $ 7; ebenfo. 

9) Rev. Staatsgrundgel. vom 14. IV. 1852 $ 9; berufen wird die fürftliche Mutter, 
dann die Agnaten. 

7) Württemb. Verf⸗Urk. vom 25. Sept. 1819 $ 12, nad der nad den Agnaten 
Mutter und Großmutter berufen wird. 

Hier wird nad) den Agnaten der Reihe nach Gemahlin, Mutter und Großmutter 

des verhinderten Fürſten Regentin. 

9, Merf.:Urf. vom 26. V. 1818 $ 13, wonach bei Mangel fpezieller Anordnung und 
Nichtvorhandenfein von Agnaten die Königin-Mittwe berufen wird. 

10, (Verf.) Rev. Staatsgrundgel. vom 22. Nov. 1852 Art. 21 ff., in subsidio Mutter 
und väterliche Großmutter. 

1) Neue Landihafts-Ordnung vom 12. Ott. 1832 $ 18; ebenfo. 

9) Mo dieſes oder nur jenes der Fall fein kann, ſiehe die vorher angeführten Noten. 

2) Allerdings möchte ich dieſe Bezeichnung auch für zwei Fälle in Anſpruch nehmen, 
in denen dies nicht zutrifft, ich meine den ‚Fall des Eintritts des nächiten Kronbeamten und 
des Vizefönigs in Bayern. Letzterer Ausdrud jteht für feinen jtaatsrechtlidy feſten Begriff 


u 


(f. v. Seydel, bayeriiches Staatsrecht I, 5. 506) es ift auch ungewiß, welche Stellung 





einen Regenten zu wählen”)?), gemäß der präjumtiv unbejchränften füniglichen 
Gewalt; manche Verfaffungen fonjtatiren es in Deutjchland ausdrüdfich, jo 
Bayern, Altenburg, Braunjchweig, Walde’); andere machen die Wirffamteit 
von BZuftimmung der Volfsvertretung abhängig‘). Iſt jedoch vorher der 
Regent nicht ernannt, dann muß nach Eintritt * Regierungsunfähigkeit des 
Herrſchers Fürſorge getroffen werden. Mit Recht wird die Entſcheidung in 
dieſem Falle in die Hand der Landſtände“) gelegt?). Dies Recht wird ihnen 
zwar ſelten ausdrücklich verliehen, aber nach dem Tode des Königs iſt kein 
Organ vorhanden, das geeigneter wäre, es auszuüben, und es entſpricht dies 
auch der konſtitutionellen Staatsidee und dem hiſtoriſch begründeten Rechte 
der Vollsvertretung“. Zweifelhaft kann aber da, wo Zweikammerſyſtem be— 
ſteht, die Art und Weiſe ſein, in welcher das Recht ausgeübt wird. Sollen 
beide Kammern geſondert darüber abſtimmen, ob Regierungsunfähigkeit des 
Monarchen vorliegt, oder ſich für die Beantwortung dieſer Frage zu einer 
Verſammlung vereinigen? Entſcheidet man ſich für die erſtere Alternative, jo 
ijt die Möglichkeit gegeben, dab die eine Kammer anderer Anjicht ift, als die 
andere, die erite Kammer fann geftügt auf eine nicht allzu große Partei, die 
an Stelle des regierungsunfähigen Monarchen zu regieren wünjcht, jich gegen 
die Nothwendigkeit der Einjegung einer Negentjchaft entjcheiden, während Die 
zweite Kammer und mit ihr das gejammte Volk den König für regierungs- 
unfähig hält; entjcheidet man fich für die zweite Alternative, jo it leicht eine 
Ueberjtimmung der erften Kammer durch die mıeift jtärfere zweite möglic). 
Dennoch haben jich die Mehrzahl der Verfafjungen für die zweite Alternative 
entjchieden ”), die Kammern hätten, jo jagt man, als politijche® Schwurgericht 
zu fungiren. Doc) dies kann die jonjt unerhörte Bereinigung beider Häujer 
nicht rechtfertigen, jondern höchſtens erklären; wo nicht gemeinjame Abftim- 
mung ausdrüdlich beftimmt wird, ijt die gewöhnliche Ordnung beizubehalten. 

In dieſen Fällen einer jpeziellen Bezeichnung eines Regenten wird man 
feinen Unfähigen berufen; beruft dagegen Verfaffung, Dausgejeg oder Objer: 
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der Wizelönig in Bayern einnehmen fol. Er wird von der ige de ernannt für den all, 
dat die Krone an die Gemahlin eines auswärtigen mächtigeren Monarchen gelangen follte. 
Fe vertailungemäßige Berufung der Kronbeamten dem Range nad ift hleicfalls durchaus 
ingulär. 

) Dies ift namentlich in allen abfoluten Monarchien der Fall; fo in Rußland, der 
Türkei; jo auch in den Ländern, wo die Verfafiungen Napoleons I. und feiner Verwandten 
galten; denn dort war das Recht der Volksvertretung nur Schein. 

», Der Kreis der Perfonen it meiſt befchränft, aus dem der Monarch den Regenten 
ernennen kann; meiit fann er nur aus den Agnaten wählen. Freies Wahlrecht bejtebt nad) 
der Verfafiung von Spanien (1808, $ 11) u. anderen. 

2) Siehe die Noten auf Seite 310 diefer Abhandlung. 

9 So Sahfen-Koburg-Gotha, Staatsgrundgeie vom 3. Mai 1852 $ 13, Oldenburg, 
Revid. Staatsgrundgeieg vom 22. Nov. 1852, Art. 18. 

5) bezw. Landtage oder Kammern. 

©) ſ. v. Schulze, deutiches Staatsrechtjl, 262, v.M Mohl, Politik, 189 ff. a.M., v. Kirdhen- 
beim a. a. O. 75. 

) Preußiſche Verf.-Urk. von 1850, Art: 57, 

Belgiihe Verfaſſung vom 7. Febr. 1831, $ 81. 

Niederländiiche Werlaffung vom 11. Oft. 1848, $ 43. 

Däniihe Verfaſſung vom 5. Juni 1849, vevidirt am 28. Yult 1866, 8 8. 

bl durch die Kammern ohne weitere Beitimmung, ob beide vereinigt werden follen 
oder nicht, findet jich in allen übrigen Staaten mit Zweilammeriuftem, ſoweit nicht wie in 
Sadien (Berf.-Urt. $ 11) und Württemberg (Verf. -Urk. $ 18) dies Recht kraft ausdrüdlicher 
Beitimmung der Verfaſſungen den Ugnaten (unter Zuftimmung der Vertretungen) zuiteht. 
Es findet fi zumeilen auch Wahl durch das Volt felbit (fiehe v. Kirhenheim ©. 76 ff.) 
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vanz generell Agnaten oder rauen oder beide, dann kann, da dort auf die 
perfönliche Tüchtigfeit oder Tauglichkeit eines Berufenen Rüdficht zu nehmen 
unmöglich it, der zunächſt jonjt zur Megentichaft Berufene jelbjt regierungs: 
unfähig ſein. Aber wie im Privatrecht nicht jeder die ihm jonjt zufallende 
Erbichaft erhalten kann, weil er erwerbsunfähig oder incapax it, jo fann im 
Staatsrecht nur derjenige Regent werden, der die Vorausjegungen, die an die 
Perjon desjelben nad) allgemeinen Regeln gejtellt find, erfüllt. 


Im Allgemeinen ift hierbei zu jagen, daß der Negent mindeitens die 
Eigenichaften in jeiner Perjon vereinigen muß, wegen deren Nichteriftenz in 
der Perſon des Monarchen eine Negentjchaft nothivendig wurde. Es wäre 
widerjinnig, wollte man, nachdem man den Monarchen wegen Geijtesfrankheit 
oder Minderjährigkeit nicht zur Negierung zuließ, an jeine Stelle nun einen 
geiftesfranfen oder minderjährigen Negenten jegen?). Aus analogem Grunde 
fann auch, wenn es nach gemeiner Meinung dem Monarchen nicht freifteht, 
ſich Mitregenten zu ernennen, es ihm nicht freiftehen, ein Kollegium zur Regent: 
ihaftsführung zu beitellen, da dies auch dem oberjten Grundjag einer Ein: 
herrjchaft widerspricht. Dieje Möglichkeit müßte ſich aus einer ausdrüdlichen 
Beitimmung einer Verfaſſung ergeben’), Was dem König recht ift, it dem 
Negenten billig; die VBorausjegungen der Regterungsfähigfeit des Monarchen 
muß der Negent mindejtens erfüllen. Danach it auch die Kontroverse, 
welches Alter den Negenten zur Regierung fühig mache, zu entjcheiden. Dem 
Monarchen kann man dem Prinzip der Kontinuität der Thronfolge zu Liebe 
ichon eher einen Mangel, der jtörend auf feine Negierung wirft, verzeihen, 
dem Megenten gegenüber braucht man das nicht: iſt einmal eine Negentichaft 
nöthig, jo iſt es gleichgiltig, ob diejer oder jener Regent jei, nicht iſt es da- 
gegen gleichgiltig, ob diejer Monarch aber regierungsfähiger Monarch und 
jener für ihn Regent jei; denn, dal der König jo früh regterungsfähig wird, 
hat jeinen Grund darin, eine Negentjchaft mit ihren Gefahren zu vermeiden ; 
diejen Grund fann man für den Negenten nicht geltend machen. Diejer wird 
erjt regierungsfähig, wenn er mündig wird: IThronmiündigfeit genügt nicht; 
denn der Negent ift nicht Thronfolger). Wenn Kraut (j. Note 1) für dieje 
Auffaſſung bemerkt, daß Niemand nach allgemeinen Nechtsanjchauungen Bor: 
mund jein könne, der jelbjt bevormundet jei, aljo auch) nicht der nächite minder- 
jährige zur Thronfolge berufene Agnat, jo möchte ich mich nicht wie Dande 
auf diejes Argument ftügen, da ja nicht von Vormundjchaftsführung, jondern von 
Negentichaft die Nede ift. Das Argument entipricht der privatrechtlichen Anjchau: 
ung Krauts, die hier nicht getheilt werden fan. Daß dem Negenten venia 
aetatis ertheilt werden fann wie dem Monarchen, iſt an fich zweifellos, cs 
fragt fich nur, ob die Organe vorhanden find, die das Recht diejer Ertheilung 
bejigen; wo die Negentjchaftsmündigfeit in den Verfaſſungen jelbft bejtimmt 


) Daß, mo Nanaten berufen werden, dieſe den Erfordernifien füritlicher Agnation 
genügen, alio namentlich ebenbürtig fein müſſen, bedarf feiner weiteren Grörterung. Diele 
Frage der Ebenbürtigteit bildet das punctum saliens der Ztreitfrage in Lippe. 

) Es mußte desbalb bei Cintritt der Negierungsunfäbigteit König Ludwigs I. von 
Bayern, da der nächſte Agnat, der jegige König Otto, gleichfalls geiftesfrant war, der nad) 
ihm nächite Agnat, der jegige Prinzregent Luitpold, die Negentichaft übernehmen. 

°®, Ebenſo Hande.a. a. O. ©. 32, a. M. Peters. 

HAM. Die gemeine Lehre bis auf Hande a. a. O. ©. 30, Kraut aa. ©. 
Vo II, S. 209, Wenn Kirchenheim dagegen bemerkt, daß es nicht auf Volljährigkeit, 
jondern auf Negentichaftsmündigleit anlomme, To enthält das m. E, eine Verkennung der 
ganzen Frage, Die ja eben iſt: „Was iſt Negentichaftsmündigteit ?” 
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ist, find fie es jedenfalls nicht; denn dann bedarf e8 einer Verfafjungsänderung, 
zu der der bei Eintritt der Negierungsunfähigfeit des Monarchen jtaatsrechtlich 
nicht mehr vorhandene Wille des Monarchen nöthig wäre. Wo eine venia 
aetatis nicht ertheilt ijt, muß der zumächjt zur Regentſchaft Berufene den Voll- 
jährigfeitstermin erreicht haben, der für die übrigen Mitglieder des Königs: 
haujes vorgejchrieben und nicht höher bemefjen ift, al der Termin der Thron: 
mündigkeit)y. Ganz im Sinne unjerer Entjcheidung ift e8, wenn mehrere Ver— 
jafjungen ausdrüdlich für den Regenten den Termin der Regentchajtsmündig- 
feit auf ein höheres Alter des Berufenen feſtſetzen, als für den Thronfolger 
den Termin der Thronmündigfeit‘): an die Regierungsfähigfeit des Regenten 
fönnen erhöhte Anforderungen gejtellt werden, wenn einmal eine Negentjchaft 
nothwendig wird. 

So verlangen bejonders einige Verfajjungen, daß der Regent nicht Aus: 
länder jei, obwohl fie die Erforderniß dem Monarchen gegenüber nicht er- 
mwähnen?). 

Frauen find zur Regentjchaft zugelaffen, allerdings dürfen fie weder ge- 
jchieden jein von dem, deſſen Verbindung mit ihnen erſt dies Anrecht auf 
Regentichaft begründete; auch dürfen fie jich nicht wiederverheirathet haben. 

Endlich wird zumeilen vom Negenten eine beftimmte Religion oder ein 
bejtimmtes Bekenntniß gefordert auch da, wo die Verfaſſungen vom Monarchen 
dies nicht verlangen‘). 


C. Bas Berfahren. 


1. Die Organe. 

Mag es fih um unzweifelhafte Fälle der NRegierungsunfähigfeit handeln, 
mag endlich die Perfon des Berufenen unzweifelhaft feitgejtellt und fähig fein, 
jo iſt dennoch zweifelhaft, ob fie wirklich zur Negentichaft gelangt. Dies 
hängt vom formellen Rechte ab, es wird geregelt durch das Verfahren. 

Es fragt ſich zunächſt, wer find die Perjonen, denen im Falle der Ne 
gierungsunfähigkeit des Monarchen die Herbeiführung einer Negentjchaft obliegt. 

Wir jahen, daß im alten Reich der Kaiſer als Obervormund das Recht 
der Einjegung eines Reichsverweſers oder einer Beltätigung des gejeßlich Be— 
rufenen für jich in Anſpruch nahm. Wie gut, hätte das neue deutiche Neich 
ein jo weitgehendes Recht! Heute kommen ordentlicher Weiſe nur Perſonen 
im Einzeljtaat des Bundesitaate® ald Organe diejes Berfahrens in Betracht. 
Es fünnen dies nur fein die Agnaten, die Miniſter bezw. Staatsrath und die 


Auh Mofers Anfiht Mofer, teutiches Staatsreht XVIII ©. 259), auf die viele 
Neueren ftch ftügen, ift aus den oben beigebrachten Gründen nicht durchichlagend ; er be- 
gründet fie damit: „warum _follte denn einer nicht tutorio nomine verwalten fünnen, was 
er in eigenem verjehen dörffte?" Tiefer Grund mag im Privatrecht nicht übel fein, im 
Staatsrecht paßt er nicht; denn Ihronfolge und Regentichaft find in ihrem Weſen verschieden. 
Auch ift der, welcher Vermögen in eigenem Namen verwalten darf, nod lange nicht des- 
wegen fähig, Nermwalter fremden Vermögens zu fein. 

V Vol. auh Schulze, Hausgelege Yo. IL, ©. 617, gegen die Entſcheidung des 
preußijchen Obertribunals vom 4. Dez. 1804. 

Frankreich (Verf. vom 3. Sept. 1791 Abjchn. 2, 8 2, Verf. Organ. Senatstonfult 
vom 18. Mai 1804, $ 18), Spanien (Verf. vom 6. ‚Juli 1808, S 11), Portugal (Verf, vom 
19, April 1826, Art. 92), Italien (Verf. vom 4. März 1848, 5 12). 

*) Lippe pactum tutorium bei 9. une Hausgeiehe Il, 149 ff. ausdrüdlich 
aufrecht erhalten in der Verfaſſung vom 6. Yuli 1836, $ 5. 

* Staatsgrundgel. von Sachſen Koburg-Gotha vom 3. Mai 1852, 8 20. 
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Volfsvertretung. Darüber ift man fich einig. Ueber den Rechtsgrund ihrer 
Betheiligung fann man verjchiedener Anficht jein. Gerber’) hält die Agnaten 
wegen uralten Herfommens durch die Natur der Sache und endlich deshalb, 
weil fie am beiten die Unfähigfeit wegen ihres perjönlichen Verkehrs mit dem 
Monarchen beurtheilen könnten, für berechtigt. Die Kraft diejes uralten Her: 
fommens, daß nur in dem durch viele andere Regelungen durchbrochenen Fällen 
der Merovinger, der Dttonen und Stauffer bejtehen fünnte, oder auch auf 
dem privatrechtlichen Mundialprinzip oder auf den nie recht eingehaltenen Regeln 
der goldenen Bulle?) beruht, erjcheint recht zweifelhaft. Von einer Betheilt- 
gung am Verfahren ift übrigens in diefen Fällen nirgends die Nede, jondern 
von Berufung zur Regentichaft. Die Natur der Sache ift hier nur ein jurie 
jtiiches Schlagwort für vermeintliche politiiche Gründe. Endlich der legte vor: 
gebrachte Grund, daß die Agnaten wegen perjönlichen Verkehrs mit dem 
Monarchen deijen Unfähigkeit bejjer zu beurtheilen im Stande jeien, wird da: 
durch paralyfirt, daß die Agnaten, da ſelbſt an der Einſetzung einer Regent— 
ſchaft intereſſirt, ein objektives Urtheil nicht abzugeben vermögen. Dies Recht 
der Betheiligung entſpricht, wie v. MohL?) mit —* bemerkt, ihrer heutigen 
Stellung im Staate nicht mehr. Nur da iſt es ihnen, abgeſehen von aus— 
drücklicher Beſtimmung von Verfaſſungen zuzufprechen‘), wo ein Agnat ipso 
iure, d. h. nicht mit, jondern jchon vor Konftatirung der Nothiwendigfeit des 
Eintritt3 einer Regentjchaft, Regent ift mit der Erxiftenz eines Mangels in der 
Perſon des Monarchen, der Negierungsunfähigfeit zur Folge hat’). Denn 
dieſem jteht, da er prinzipiell unbeſchränkte Negierungsgewalt beſitzt wie ber 
König, natürlicher Weile das Recht zu, jeine Würde fich durch Beſchluß der 
Landitände Eonjtatiren und jozujagen janktioniren zu lafjen. 

Ein Necht der Minifter bafirt gleichfall® zunächit auf der Verfaſſung, in 
der jie ausdrüdlich als Organe zur Einleitung des Verfahrens bezeichnet 
werden ; aber anders als die Agnaten müfjen fie auch da zu handeln befugt 
jein, wo dies Anrecht auf Einleitung des Verfahrens ihmen nicht bejonders 
verliehen iſt. Ich jchließe dies aus ihrer VBerantwortlichkeit, nicht fo allerdings 
aus ihrer rechtlichen, die fich vor Allem auf die Kontrafignatur bezieht, als 
aus ihrer politischen, nach der fie für die zweckmäßige Leitung des Staates 
haftbar gemacht werden können. Dieje Pflicht zwedmäßiger Leitung kann nur 
das Korrelat eines bejtehenden Rechts ein. 

Drittens find die Volksvertretungen zur Theilmahme befugt. Die Kammern 
ind Vertretung der Unterthanen, die Gehorjam zu leisten verpflichtet find und 
doch wiſſen müſſen, wen er geleiftet werden joll. Ihr Recht auf Betheiligung 
bei Einjegung einer Negentichaft ift zudem nicht neu“) und entjpricht ihrer 
Stellung im Nechtsleben der Eonftitutionellen Monarchie. Meift wird über: 
dies ihr Necht ausdrüdlich von den Verfaſſungen anerkannt’). 

)v. Berbera.a. D. ©. 9. 

2) ©. oben ©. 52, 

sy. Mohl, Rolitit I, S. 182 ff. 

9 Zuſtimmt v. Seydel bayr. Staatsr., S. 400 ff. 

s) Dies ift der Fall in Breußen (Verf..Urf. vom 31. Yan. 1850, Art. 56), MWalded 
(Verf. vom 17. Aug. 1852, $ 19, $ 22). 

9) Das Gegentheil behauptet” feltfamer Weife Maurenbreder a. a D. ©. 142, 
Anm. 2; vergl. da ga bereits die Fälle bei Mofer (Perlönl. Staatsreht S. 471, teut- 
iches Staatärecht 18, 5. 209 f., Lyncker a. a. O. I S. 170 und 242. 

) Eine Mitwirkung fteht ihnen nad allen deutichen Verfaffungen, die Normen über 


das Verfahren ‚enthalten, zu; meift die Enticheidung zumeilen auch die Genehmigung des 
Agnatenbeichlufies. 
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2. Die Funktionen. 


Die drei Organe, denen eine Betheiligung an der Einjeßung einer Regent: 
ichaft zufommt, find zu verjchieden, als daß ihre Funktionen gleichartige jein 
fönnten. In dem Berfahren ſelbſt zeigen ſich große Lücken des pojitiven Rechts, 
die die Wiljenjchaft nur mit Kontroverjen ausfüllen kann !)?). 

Wen fällt im Falle der Negierungsunfähigfeit des Monarchen die miß— 
liche Aufgabe zu, die Initiative zur Einjegung einer Regentſchaft zu ergreifen, 
um damit zum Wohle des Staats ein Gericht zu berufen, das über die jernere 
Ausübung der monarchiſchen Gewalt eine Entjcheidung vielleicht wider Er: 
warten de3 Antragitellers trifft? Die Volfsvertretung wird ſich hierzu nicht 
gut eignen; denn fie befigt fein Selbſtverſammlungsrecht. Tagt ſie nicht ge= 
rade, jo fann fie die Initiative nicht ergreifen. Ihr das Recht ohne aus: 
drüdlihe Verfaſſungsbeſtimmung beizufegen, wäre daher umngercchtfertigt und 
auch unzweckmäßig. Es bleiben demnach nur noch Agnaten und Miniſter als 
befugte Organe in diejem Falle übrig. 

Es ergeben ſich jofort Schwierigkeiten, die nac) v. MohL?) unlöslich find. 
Vorerſt ift Regierungsunfähigfeit fein einfach) und ohne Weiteres fonftatirbarer 
Mangel. Man fann jehr wohl darüber verjchiedener Anficht jein, welche Mängel 
überhaupt regierungsunfähig machen (hier gibt es ja verjchiedene Anfichten 
und Meinungen unter den Gelehrten), und dann darüber, ob der Mangel in 
concreto 3. B. Geiltesfranfheit jo bedeutend jei, daß er Negierungsunfähig- 
feit begründe. Iſt num der regierungsluftige König hierüber anderer Anficht 
als das Minifterium, jo wird er, meint v. Mohl, diejes mit einem Hochverraths— 
prozeſſe bedrohen. Iſt dies nach geltendem Necht durchführbar? Wenn es 
richtig it, was Erich Danz in feinem „Laienverjtand und Nechtsiprechung“ 
jagt, daß von 10 richterlichen Urtheilen, welche dem gefunden Menschenverstand 
widerjprächen, 9 falſch jeien im Allgemeinen, jo ift die Frage, um die es ich 
bier dreht, im Verhältniß von 9:1 gelöft. Kommt aber hier das Necht zu der 
dem gejunden Menjchenverftand wideriprechenden Anjicht, die v. Mohl für ge: 
geben hält? Sollen wirklich diejenigen, welche die Pflicht haben, den Prozeß 
der Regierungsentmündigung einzuleiten, dafür mit Zuchthaus bejtraft werden, 
jelbft dann, wenn fie den Fall der Negierungsunfäbigfeit bona fide für ge: 
geben hielten? Dem geltenden Recht entipricht diefe Löſung jedenfalls nicht*). 

Vom Hochverrath handelt St.-G.B. 8 80—86. Bon der Anmwendbar: 
feit des 8 80 ift feine Nede, hier wird Mord bezw. Mordverfuch des Kaiſers 
oder Landesherrn erfordert; $ 81 paßt nicht, weil die Miniſter durch Ein- 
leitung des Verfahrens den Monarchen nicht regierungsunfähig machen würden, 
e3 würde das Verhalten derjelben ich lediglich al8 ein Unternehmen charaf- 
terifiren, was darauf abzielte, vorhandene Negierungsunfähigfeit zu Fonjta= 
tiren; würde der König regierungsunfähig gemacht, jo müßte ja von Nechts- 
wegen eine NRegentjchaft eintreten. Der Abj. 2 des $ 81 erfordert ald That: 


S. v. Mohl, Württemberg. Staatsreht S. 298, Anm. 8. 

?), Es wird im Folgenden von der Erörterung der PVerhältniffe einer proviforiichen 
Zmifhenregierung Abitand genommen. Wenn Bornhak (Preuß. Staatsr. S. 203) dieſe 
als Regent bezeichnet, fo iſt das irrig- 

2) v. Mo hl hat diefe Fragen —— Württembergiſchen Staatsrecht (S. 293, Anm. 8) 
aufgeworfen, ohne ſie beantworten. Auch nachher iſt man ihnen nicht näher getreten. 

Der Anſicht v. Mohls folgt Dieckmann a. a. O. ©. 23, 

* Im Folgenden wird davon abgefehen, daß man bereits in Bolge Mangel des Be 
mußtjeins der Rechtswidrigkeit oder entgegenftehender Nechtspflicht der Minifter zur Straf 
lofigfeit derjelben fommen würde. 


— —— 
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bejtandsmerfmal Menderung der Thronfolge; diefe wird durch Einleitung eines 
Verfahrens zur Einfegung einer Regentfchaft in feiner Weije geändert. $ 81 
kann mithin feine Anwendung finden. Auch $ 83 fönnte der Staatsanmalt 
nicht für unjeren Fall verwerthen, da er auf $ 81 fich jtüßt. Dem eriten 
Blick jcheint dagegen der $ 84 ganz auf unjern Fall zugejchnitten zu fein, 
wenn er jagt: „wer . . . die ihm von einem Bundesjtaate anvertraute Macht 
mißbraucht . . .“, aber fieht man näher zu, jo iſt dieſes „mißbrauchen“ d. h. 
rechtswidrige Gebrauchen nur als Gebrauchen zum Zwede des Hochver— 
raths ftrafbar; daß dieſer ($ 80) aber nicht erjtrebt wird durch das Ber: 
halten der Minifter in unjerem Falle, iſt bereits oben nachgewiejen !). 

Wie fteht es aber um die Kehrjeite der Medaille? Nach dem chen Ge- 
jagten fünnen aljo Minifter, die mala fide zu Gunjten des Negenten das 
Verfahren zur Konftatirung der NRegierungsunfähigfeit einleiten, das eine dem 
Monarchen übel gejinnte Volfsvertretung in ihrem Sinne, wie jie wiſſen, weiter 
führen wird, nicht bejtraft werden? Ich meine do! Hier mühte das Ver: 
fahren betreffend die Minifterverantwortlichkeit Plat greifen, wo dies bejteht; 
beiteht es nicht, jo ift dies allerdings ein Mangel, der jchon oft genug gerügt 
worden ift, aber weiter gerügt werden muß, bis man fich zu feiner Bejeitt- 
gung entichließt. Aber auch da, wo das Verfahren geordnet iſt, ergeben ich 
weitere Mängel. Nehmen wir au, die Bolfsvertretung billigt ungerechterweije 
das Berhalten der Minifter, weil jie mit dem Monarchen unzufrieden ift, jo 
fönnen die Miniſter vorläufig zum Allermindeften nicht zur Verantwortung 
gezogen werden. Denn Kläger im Verfahren betr. die Minijterverantwortlich- 
feit iſt die Volfsvertretung meift allein und zur Klage kann fie nicht gezwungen 
werden. Allerdings kann der Monarch fie auflöjen; aber auch dies hat jeine 
Bedenken; denn Löft fie der Monarch) vor dem Enticheidungsipruche über die 
Nothwendigfeit der Einjegung einer Negentjichaft auf, jo jtellt er jich damit 
ſelbſt ein jchlechtes Zeugniß aus; er zeigt ja dann durch fein Verhalten, daß 
er in dem feiten Glauben ift, die Volksvertretung werde jeine Regierung 
unfähigfeit erflären. Nach dem Entjcheidungsipruche fann fie aber der Monard) 
dann nicht auflöjen, wenn dies gerade für ihn einen Zweck hätte, nämlich dann, 
wenn das Urtheil auf Regierungsunfähigfeit geht; denn mit dem Momente 
der Berfündung desjelben ijt der Monarch formell regierungsunfähig und kann 
mithin den Negierungsaft der Auflöſung der Volfsvertretung nicht mehr vor- 
nchmen. Kehrt ſich auf der andern Seite der wirklich „regierungsunfähige“ 
Monarch’) nicht an die Meinung des Volks, wenn er nur regiert, jo fann er 
allerdings die Volfsvertretung auflöjen, ehe fie über den Mangel ich jchlüllig 
gemacht hat. Er kann damit das Verfahren binziehen, bis verfaffungsmäßig 
die Nothiwendigfeit einer Einberufung des Landtages 3. B. wegen Aufitellung des 
Etats gegeben ijt, aber beruft er die Bolfsvertretung auch dann nicht, jo begeht er 
zwar eine Berfafjungswidrigfeit, gegen die e8 aber eine Nechtsreaftion nicht gibt. 


Ganz anderer Anficht als der hier vertretenen ift Marx v. Seydel, der 
in jeinem bayerischen Staatsrecht die Frage ftreift, gewiß ohne fie einer ein: 
gehenden Behandlung würdigen zu wollen. dv. Seydel meint: „Selbjtver: 


") Hier wird die Frage der jtrafrechtlihen Verantwortlichkeit, vorbehaltlich der folgen» 
den, der politifchen, allein erörtert. Das ftrafrechtliche Verfahren würde natürlih nur nad) 
Abſetzung der Miniſter Anwendung finden können. : 

) Man dente an die Verfaitungen von Spanien z. B., wo moraliihe Defefte 5— 
rungsunfähig machen, (ſ. o.) oder den all’, ver Minderjährigleit eines thatkräftigen Mo- 
narchen, an den Mangel der erforderten Religion oder die Nichterfüllung der Reſidenzpflicht. 
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ftändlich ift, daß mit dem Augenblicke, mit welchem durch dieje Einberufung 
des Landtags die Negierungsjähigfeit des Königs in Zweifel gezogen ift, die 
Ausübung der Negierungsgewalt durch den König jujpendirt jein muß, bis 
über die Nothwendigfeit einer Negentjchaft entjchieden ift.“ Ich glaube, daß 
im dieſem Fall dem jcharfiinnigen Gelehrten die Konſequenzen dieſes Satzes 
nicht ganz bewußt gewejen jind. Es wird damit zumächft während jener Zeit 
ein Interregnum gejchaffen, das hervorzurufen ganz in der Hand der Minijter 
oder nad) v. Seydel des zur Negentjchaft Berufenen ') liegt; denn bereits 
mit der Initiative der Minifter ift der Monarch an der Ausübung der Re— 
gierungsgewalt verhindert, er kann mithin die Minifter nicht entlaffen nachher. 
Die Miniſter find es, Die enticheiden, ob der König regiert oder nicht regiert. 
Für die Regierung während jener Zeit ift ferner nicht gejorgt; man wird fie 
dem Minifterium oder gar dem zur Regentichaft Beruſenen ſelbſt jchon des: 
halb nicht überlafjen dürfen, weil die Führung derjelben ein lebhaftes Kom— 
pelle jein wird, eine Initiative auch ungerechtfertigter Weije zu ergreifen. Wo 
nun das Verfahren betr. die Minijterverantwortlichkeit nicht geregelt iſt, it 
das rechtswidrige Verhalten der Minifter nicht rechtlich verfolgbar ; aber nad) 
jpäterer Abjegung wäre gleichfalls eine Verfolgung ausgejchlojlen, da das 
St.©.B. ein derartiges Delift, wie das vorliegende (j. vo. ©. 104 F.) nicht 
fennt ?). Iſt aber das Verfahren geregelt, jo fann das Urtheil höchftens auf 
Amtsverluft lauten, und den hat ja der Minifter jeder Zeit zu fürchten. Die 
Zeit, wo er aus eigener Kraft den Zwiſchenherrſcher geipielt hat, wird ihn 
hinreichend für dieje Eventualität entſchädigt haben. 

Wir jehen, eine Frage ruft die andere hervor, und die Antwort bleibt 
von zweifelhafter Richtigkeit. Wie im Privatrecht aber ift auch im öffentlichen 
Hecht mit gutem materiellem Necht allein nichts gethan, wenn das formelle 
Recht verfagt. Vielleicht ließe jich eine befriedigende Löjung der Gejeggebung 
finden, vielleicht erweift auch das Necht ich als zu ſchwach, um dieje höchjten 
Höhen des Staatslebens ausreichend zu beherrjchen. 

Wir haben bisher davon geſprochen, daß die Minifter die Initiative er: 
greifen, es können dies natürlich auch die Agnaten, joweit fie in diefer Frage 
überhaupt als Organe des Verfahrens in Betracht fommen (j. oben). ‚Ihre 
Initiative bedarf als Negierungsaft dann der Stontrafignatur. 

Ergreifen weder Ngnaten noch Minijter die Initiative, jo find nahv. MoHL?) 
die Volksvertretungen zur Herbeiführung des gejeglichen Zuftands verpflichtet. 
Ich fürdte, v. Mohl verwechjelt hier Politif mit Recht. 

In dem Verfahren haben num weder die Minister noch die Agnaten die 
endgiltige Entjcheidung zu geben *), dieje liegt vielmehr in den Händen der 
BVolfsvertretungen. Anderes behauptet Zöpfl (deutiches Staatsrecht IL, 
©. 102 }.), er hält ein Necht der Agnaten, als Familienrath zujammenzutreten 
und zu enticheiden, für gemeinrechtlich. Sieht man jedoch näher zu, worauf 
Zöpfl jeine Behauptungen ftüßt, jo findet man als einzigen Beleg (vgl. II 





) Dabei ſehe ich noch ganz ab von der Schwierigkeit der Honftatirung einer rechts 
widrigen Handlung der Mlinifter im Verfahren betr. die Miniiterverantwortlichkeit. 

7, Aus legterem Grunde fann auch von einer Beitrafung des zur Regentſchaft 
Berufenen, der ohne Grumd die \nitiative zur Einſetzung einer Negentichaft ergreift und 
damit die Regierung des Monarchen ſuſpendirt, feine Rede fein. 

S. v. Mohl, Staatsrecht, Nölferrecht und Politit, Bd. I S. 193. . 

* Nur in einigen deutichen Staaten enticheidet ein Familienrath; Rechtskraft erhält 
aber auch dieſe Enticheidung erit dur Zuftimmung der Volksvertretung. So in Sachſen, 
Württemberg, Oldenburg, Koburg-Gotba, Anhalt. 
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©. 102, Note 1, welche auf S. 199, 3 verweijt) eine Stelle der divisio im- 
perii Ludoviei angeführt, in der es heißt: Si autem .. evenerit, ut aliquis 
ıllorum .. aut divisor aut oppressor ecelesiarum et pauperum exstiterit, 
aut tyrannidem, ... primo secreto secundo domini praeceptum per fideles 
legatos semel bis et ter de sua emendatione commoneatur, ut si his 
renisus fuerit, accersitus a fratre coram altero fratre paterno et fraterno 
amore moneatur et castigetur. Et si hanc salubrem admonitionem 
penitus spreverit, communi omnium sententia quid de illo 
agendum sit, decernatur..... 


Ganz abgejehen davon, ob dieje Stelle das bejagt, was Zöpfl fie be 
jagen lafjen möchte, kann denn in aller Welt aus der Regelung eines Falles 
vor faft 1100 Jahren auf ein heute in Deutjchland geltendes Gewohnheits— 
recht geichloffen werden? Bei einiger Duellenfenntni ließe ſich jo noch 
Manches beweijen. 


Die Entfcheidung liegt in den Händen der Volfsvertretung. Faſt alle 
Verfaſſungen erfennen dies ausdrüdlic) an. Dies Necht entjpricht ihrer Stel: 
(ung in der fonftitutionellen Monarchie. 

Eine Konjtatirung der Regierungsunfähigkeit im Falle der Minderjährig- 
feit des Monarchen ift wohl nicht bejonders nothwendig, ſie liegt Har zu Tage. 
Dennoch iſt nach manchen Verfaffungen auch hier die Anerkennung der Noth- 
wendigfeit des Eintritt® einer Regentjchaft geboten‘). Der preußijche Landtag 
war hierbei?) der Anficht, daß Thatjachen wie die Gefangenjchaft des Monarchen 
cbenjo notorisch jein könnten, wie Minderjährigfeit und daß, wenn jene der 
Beichlußfafjung bedürfe, dieje auch hier angebracht jei. Ich kann dies nicht 
für richtig halten“). Dort (bei Minderjährigkeit) handelt es fi) um eine 
praesumtio iuris et de iure der Regierungsunfähigfeit, welch’ Letztere be 
wiejen ijt, ift der Geburtstag feitgeftellt, und fortdauert, bis der Termin er: 
reicht ift, hier (im von der Klammer angeführten Falle der Kriegsgefangen— 
ihaft) handelt es ſich um Thatjachen, die doch lediglich in Zeugenausjagen 
ihren Beweis finden und ob dieſe in jpäterer Zeit, 3. B. der des Landtags- 
verfahrens, noch zutreffen, mag jehr zweifelhaft jein. 

Die Entjcheidung der Kammern wirft Ddeflaratorijch, wo ipso iure mit 
dem Falle der Negierungsunfähigfeit der nächte Agnat Regent ift*), fie wirft 
fonftitutiv, ift dies nicht der Fall. Auch bier entjtcht, iſt feine bejondere Be— 
ſtimmung getroffen, die Frage, ob die Kammern in vereinigter Sigung oder 
gejondert abjtimmen jollen?). Mit der Anerkennung der Nothwendigfeit einer 
Negentjchaft ift der nächite Agnat, bezw. die zunächſt berufene Frau Regent, 
bezw. Negentin, fehlt es an geeigneten Perjonen, dann muß, wenn nicht bereits 
vor Eintritt der Negierungsunfähigfeit ein Negent für diefen Fall bejtimmt 
war, noch ein Verfahren der Wahl eines Negenten erfolgen. Sie wird wohl 
meilt dann im derjelben Sitzung jtattfinden, in welcher über die Nothwendig— 
feit der Einjegung einer Negentichaft Beſchluß gefaßt wird; und mit der Ver: 
fündung des Nejultates der Wahl im Landtag iſt der Gewählte Regent. Es 


) So vor Allem in Preußen (Verf.-Urf., Art. 56). 

) Ngl. Stenogr. Berichte I. Hammer 1849/50, Bd. I, S. 352 f. 
NA M. Peters a. a. O. ©. 4. 

* So in Preußen, Bayern, MWalded. 

) ©. hierüber oben. 
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gibt feine Rechtskraft des Urtheild. Normen, welche den Wahlaft näher regeln, 
gibt es nirgends’). 

Der Gewählte ift Regent in dem Sinne, daß er von num an rechtöwirf- 
jam Regentenhandlungen vornehmen darf, einer ausdrüdlichen Erklärung der 
Annahme bedarf es nur, wo die ausdrüdlich gejagt if. Durch Vornahme 
von Regierungsakten erflärt er fonkludenter jeinen Entſchluß. Eine Pflicht 
der Annahme bejteht nicht”). Die ältere Anficht, welche fich für eine jolche 
erklärt, entjpricht privatrechtlichen Gejichtspunften. Der „Regierungsvormund“ 
hatte danach bejtimmte excusationes geltend zu machen. Es fann demnach) 
auch dem häufig vorgejchriebenen Eid auf die Verfaſſung, it nichts Anderes 
bejonders bemerft?), nur die Bedeutung eines injtruftionellen Formalaktes bei- 
gemejjen werden‘). 

Diejer Eid, den die meiften Verfaſſungen fordern, wird zuweilen anders 
normirt, als der des Monarchen mit Rückſicht auf die bejonderen Regenten- 
pflichten®). 

Daß von den aus privatrechtlichen Geſichtspunkten entjpringenden Forde— 
rungen an den „NRegierungsvormund“, wie Kaution zu Stellen, ein Inventar 
zu errichten u. ſ. f., heute feine Rede mehr jein fann, bedarf nach dem oben 
Erörterten faum der Erwähnung. 


8 6. 
Die Redtsftellung des Regenten. 


Die Regierungsunfähigfeit des Monarchen ijt materiell die Urjache der 
Regentſchaft. Formeller Rechtsgrund ift immer ein Geſetz, das der willens- 
unfähige Fürſt nicht oder doch nicht allein gemacht hat®), denn es hat der 
Buftimmung der Volksvertretung oder der Agnaten bedurft. Von dem Willen 
des Monarchen ijt daher auch während der Regentſchaft der Regent vollfommen 
— der Monarch kann nicht in ſeine Regierung eingreifen und Gehor— 
ſam dem Befehl des Monarchen gegenüber kann Hochverrath ſein. 

Erſetzt ſoll werden die Regierungsunfähigkeit. Sie ſoll nicht halb oder 
dreiviertel erſetzt werden, ſie ſoll ganz erſetzt werden; denn der Monarch iſt, 
wenn überhaupt, ganz regierungsunfähig, der Staat aber bedarf zu jeder Zeit 
eines ganz regierungsfähigen Leiters. Deshalb vereinigt im Prinzip der Regent 
die volle Regierungsgewalt de3 Monarchen in jeiner Hand, ſoweit jie nicht 
mit der Perjon des Monarchen untrennbar verbunden it‘). 


') Da bier Wahl eines als ſolchen allein nicht geießgebenden vorliegt, fo 
ſcheint mir die au von Mohl gebilligte Anſicht Heldes (a. a. O. U, 282), daß der 
Regent i immer durch Geſetz im weiteren Sinne berufen werde, einer Modifitation zu bedürfen. 

*, Nur für den Fall, dab der Berufene als Beamter (3. B. in Bayern) zur Negent- 
ichaft berufen wird, wird dies angenommen. Doch kann der Berufene fich dieſer Pflicht 
durch ?iederlepung des Amtes entziehen. 

Dies ift der Fall in Preußen (Verf.Urk. Art. 58), wo bis zur Gidesleiitung das 
geſammte Staatsminifterium verantwortlich bleibt; in Gotha (Staatsgrundgel. $ 157), 
wo der Regent vorher * ———— vornehmen darf. Gleiches gilt für Schwarz— 
burg- Sonders hauſen ($5 

So * — — Staatsrecht I, ©. 452 f, a. M. Pözl, bayr. Staats- 
recht S. 146, 

So z. Ip Bayern, Verf.-Urk. Art. 16. 

9) Dabei ift von der Möglichkeit einer Ausnahme diejes Sabes in abjoluten Monar- 

chieen abgeſehen 
een hierüber jehr gut Held a. a. O. 5. 291. 
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Zum Regieren benöthigt es aber nicht der Ehrenrechte, die nur der Maje— 
jtät zukommen, nicht des Titels, nicht des Nechts, Münzen mit eigenem Bilde 
prägen lajjen zu dürfen, nicht der Führung des Wappens des Monarchen: 
denn noch ijt ja ein Monarch vorhanden und nur die Rechte, welche er nicht 
ausüben kann und darf, joll der Negent ausüben: nicht den Monarchen, ſon— 
dern dejjen Negierungsfähigfeit joll er erjegen. Nur joweit geht die Befugniß 
des Regenten. 

Anders al3 mit den Ehrenrechten verhält es jich mit der Ehrenhobeit, 
dem Rechte, Titel, Würden, Orden zu verleihen, Standeserhöhungen vorzu- 
nehmen u. dergl. Dies muß ald Negierungsrecht betrachtet werden; denn es 
ift nicht ein nothirwendiges Attribut füniglicher Würde, um des Staates willen 
ijt e8 vorhanden; Berdienjte, um diejen zu belohnen, it jein Zwed; warum 
aber dieje während der Zeit einer Negentjchaft nicht belohnt werden jollen, 
ijt Schlechterdings nicht einzujehen!). Dies Recht muß dem Negenten zujtehen, 
wo es ihm nicht ausdrüdlich genommen iſt?). 

Auch Hier hat wie jonjt der Negent nur ein Recht auf Ausübung, das 
Recht jelbjt bleibt dem Monarchen, allerdings al® nudum ius: der Monarch 
jelbft hat nach Einjegung einer Regentſchaft eine Stellung ähnlih dem rex 
sacrificulus der römischen Republik. 

Es ift nur fonjequent, wenn dieſe Nechtsitellung des Negenten als Aus- 
übers fremden Nechts auc) in der Form jeiner Negierungshandlungen äußerlich 
erfennbar hervortritt. Bis zu Anfang diejes Jahrhunderts herrichte noch Die 
VBorjtellung, als regiere der König jelbjt durch den Negenten, jo wie der 
Mündel durd) den Vormund handle, heute ift man ich darüber einig, daß 
der Monarch nicht regiert, jondern der Negent nach jeinem eigenen Willen, 
nicht nach dem des Monarchen. Nur darin, dab jeine Negierungsafte vor fich 
gehen „im Namen des Königs" zeigt jich äußerlich, daß der Regent Regent 
iſt und nicht Monarch’), Auch er ift von Gottes Gnaden ); er iſt ein noth— 
wendiges Hilfsmittel der Monarchie und leitet von Niemandem jein Recht ab. 
Dabei ift die Art der Berufung ohne Einfluß, von Gottes Gnaden ijt der 
gewählte wie der verfajjungsmäßig ipso iure berufene Negent. Der Wille 
des Negenten ijt der mahgebende Wille im Staate; er handelt fraft eigenen 
Rechts. 

Wie der König beſitzt er prinzipiell die volle Regierungsgewalt. Duratio 
naturam rei non immutat (Grotius. Der Umfang der Regierungsrechte 
des Negenten ergibt ſich ebenfo aus der rechtlichen Natur der Regentſchaft 
wie aus der Geſchichte“). Es herricht hierin Einjtimmigfeit in der Literatur ®). 

lebt der Negent aber jeiner ganzen Nechtsitellung entiprechend die volle 
Jtegierungsgewalt aus, jo find Beſchränkungen jeines Nechts, wie ſie Ber: 
faffungen hie und da ausjprechen, zu verwerfen. Die wichtigjte Beſchränkung 
in diejen ijt die des Verbots der Berfafjungsänderungen überhaupt oder der 


') ©. v. Kirchenheim a. a. O. ©. 9%, 
®) Dies it z. B. in Württemberg (Verf.-Urf. $ 15, 2) der Fall. 
” In Preußen bediente fich der Prinzregent Wilhelm 1858/59 ber Formel bei Er- 


lafien: Im Namen des Königs! Wir, Wilhelm von Gottes Gnaden Prinzregent verordnen .. 
(j. Materialien a. a. O.) 

* Val. über die Bedeutung der Formel Pfeffinger Vitriarius illustratus lib. I 
tit, IV pag. 392. 

°) Wal. 3. B. die Aurea bulla Caroli IV.; bier zitirt im biltorifchen Theil. 

) Ausdrüdlich wird dies auch von einigen Verfafjungen betont, jo von Preußen 
(Verf.-Urt. Art. 58), Ytalien Verf.Urk. $ 16), 
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Öiltigfeit derjelben nur für die Zeit der Regentſchaft. Kann der Negent mit 
Zujtimmung der Bolfsvertretung die Verfafjung ändern, jo ift ihm auch die 
Möglichkeit gegeben, die übrigen Beſchränkungen jeines Nechtes abzufchaffen, 
die darin enthalten find. Das Staatsrecht einer überwundenen Periode operirte 
auch Hier mit Nechtsjägen des Privatrecht. Wie der Vormund die Subjtanz 
des Mündelvermögens nicht antaften dürfe, jo dürfe auch der Regierungsvor— 
mund die Subjtanz des Staates, die Verfaflung, nicht ändern. Die Analogie 
ift Schlecht gewählt. Der Subjtanz eines Bermögens entjpricht die Verfafjung 
nicht ; in ihr finden jich manche ganz unmwejentliche Beitimmungen. Man denfe 
nur an den jchlimmen Abjchnitt VIL der Reichsverfafjung. Der Art. 45 jagt 
in Abj. 2: „Das Reich wird dahin wirken, daß... die möglichite Gleich— 
mäßigfeit und Herabjegung der Tarife erzielt, insbejondere, daß bei größeren 
Entfernungen für den Transport von Sohlen, Koaks, Holz, Erzen, Steinen, 
Salz, Roheiſen, Düngungsmitteln und ähnlichen Gegenjtänden ein dem Bes 
dürfniß der Landwirthichaft und Induftrie entjprechender ermäßigter Tarif... 
eingeführt werde." Sollte das Reich nun die eberzeugung gewinnen, daß es 
bejjer jei, wenn Kohlen oder Koaks einen erhöhten Tarif erhielten, jo fünnte, 
wäre das Reich ein Einheitsjtaat, der Regent ‚dieje Subjtanz des Neichs‘ nicht 
ändern, daß er dagegen Krieg erklären könnte, bezweifelt Niemand, Mit diejen 
Analogien hat bereit die Literatur gebrochen, der jonjt öfter der Vorwurf 
einer privatrechtlich gefärbten Darjtellung nicht mit Unrecht gemacht worden 
it. So hat Zöpfl dem Regenten überall da, wo nicht3 Anderes ausdrüclic) 
beitimmt it, das Necht zu Verfaſſungsänderungen zugejprochen'). Bejchrän: 
fungen in dieſer Hinficht beitehen heute noch in Sachſen“), Oldenburg ?), 
Württemberg‘), Schwarzburg-Sondershaujen?). 

Man hat demgegenüber bereit3 bemerft, daß dieje Beitimmungen des Ver: 
bot3 einer Verfajjungsänderung des Negenten überhaupt ungiltig ſind'). Muß 
es auch im Allgememen zweifelhaft erjcheinen, klare Beftimmungen der Gejege 
durh Schlüſſe aus allgemeinen Rechtserwägungen für nichtig zu erflären, jo 
wird man fich dennoch hier der von Kohler und dann von M.v. Seydel?) 
vertretenen Anjchauung anzujchließen haben, wenn auch nicht aus ganz gleichen 
Gründen. Faljche Dogmatik eines Gejeges bindet nicht. In unjerm Falle 
aber irrt das Gejeg, wenn es meint, Die ganze Gejeggebung des Staats 
während einer vielleicht jehr langen Zeit zum Stillitand verurtheilen zu fünnen. 
Soweit geht jeine Kraft nicht. Das Necht, welches das Gejeg vor andern 
Gejegen zu jchügen vermeint, wird Unrecht mit der Zeit, wird zur Plage, 
wehe den Enfeln, wenn fie e8 nicht ändern fünnten! „Ein ewiges Recht, 
gleich gut für alle Kulturepochen, gibt e8 aber nicht“ (Kohler). Wie der 
Gejeggeber feine Macht hat, ein neu fich bildendes Gewohnheitsrecht inris 
corrigendi gratia auszujchliegen, jo endigt jeine Macht beim neuen Geſetz. 
Der neuen Zeit und dem neuen Volk gegenüber iſt die Macht des alten Rechts 
Ohnmacht, denn die Zeit und das Volk jchafft erjt das Recht. Der Staat 


ı) Zöpfl, Regierungsvormundihaft ©. 82 f.; diefe Schrift wurde veranlaßt durch 
die Frage, ob die 1830 vom König Georg IV. als Regenten von Braunſchweig erlaſſene 
M.L.O. weiterhin Geltung bejige, was Herzog Karl beitritt. 

2) Verf.Urk. $ 12. 

) Rev. Staatsgrundgeleg Art. 25, $ 1. 

Verf⸗Urk. $ 15 Abi. 2. 

5) Landesgrundgel. $ 17. 

9 ©. Kohler, Annalen des Deutihen Reichs a. a.O. ©. 1ff. 

) Seydel bei Marquardien S. 36 ff. 


322 M. Beunert: Regentihaft und Vertretung des Staatsoberhauptd. 


aber ijt ein paxpavdpwrog, den heute gefaßten Beichluß kann er morgen ändern: 
eines jeiner zur Willensbildung nothwendigen Organe zur Unthätigkeit durch 
ihn jelbft verurtheilen, Heißt, ihm die Möglichkeit der Willensbildung durd) 
eigenen Entjchluß nehmen: der Staat joll jagen: während einer ungewiß langen 
Zeit will ich nicht anders wollen, wie auch die Verhältnifje fich ändern mögen: 
das ijt unjinnig, häufig unmöglich durchzuführen, was aber unmöglid) ift, 
fann jelbjt das Recht mit Recht nicht fordern: die Grenze der Macht des 
Menichen ift die Grenze der Macht des Rechts!). 


Deshalb kann feine Ausnahme gemacht werden, u. nicht die von Man: 
chen befünvortete, daß der Negent wenigſtens die Sufzejlionsordnung nicht zu 
Ungunften des an der Regierung verhinderten Fürjten ändern dürfe). Die 
Nothiwendigfeit der Mitwirkung der Volfsvertretung bildet auch hier ein ge= 


eignetes Korreftiv gegen Anmaßungen des Regenten. 

Die übrigen materiellen Beſchränkungen in den Verfajjungen find. von 
geringerer Bedeutung. Nur die in Bayern bejtchende Bejchränfung, Beamte 
während der Negentichaft nur provijorijch anftellen zu dürfen, fann allein nod) 
als gleich) wichtig wie unzweckmäßig bezeichnet werden. Sie ijt deshalb richtiger 
Weile durch Gejeg vom 26. Oft. 1887 beträchtlich modifizirt, wenn man nicht 
ihon jagen kann, aufgehoben. 

Als unzwedmäßig muß dem ausgejprochenen Standpunkt zufolge aud) 
jede andere Beichränfung des Negenten bezeichnet werden, jo die der Amts— 
hoheit?) und der finanziellen Rechte ?). 

Dies gilt gleichfalls für die formellen Bejchränfungen; jo Hinfichtlich der 
Beſtimmung, nach welcher der Regent in causis maioribus einen Negentichafts: 
rath), meijt das uralte consilium propinquorum, zuzuziehen hat. Es ijt dies 
ziemlich überflüjlig, zudem, da überall der Negentjchaftsrath nur gutachtlich zu 
hören ijt, und es dem Negenten überlajjen bleibt zu bejtimmen, was causae 
maiores find. Wlle dieje Bejchränfungen bis auf die des Verbot3 der Ber: 
fafjungsänderung find jedoch, jo wenig jie der juriftiichen Natur der Regent: 
ſchaft entjprechen, geltendes Recht. 

Im Uebrigen ijt prinzipiell der Negent in jeinen NRegterungshandlungen 
unbejchränft: jeine Negierungsgewalt ijt die des Königs, deſſen Recht er im 
vollen Umfange ausübt. Daher find auch jeine Negierungshandlungen von 
gleicher Wirkung wie die des Monarchen, aud da, wo die Berfafjungen feine 
Beitimmungen darüber enthalten. Eine in integrum restitutio oder eine 


» Anderer Anfiht G. Meyer a. a. ©. ©. 245, Anm. 34; er hält ohne Angabe 
von Gründen die von Kohler angezogene Analogie der lex in perpetuum valitura nicht 
für zutreffend. 

Mit Recht betont Kohler, dab es fich bei diefen Erwägungen nicht um Zweckmäßig 
feit, Sondern um Säße jtritteften Nechts handelt. Wie hier au $ 22 pr. D. de leg III.: 
nemo enim éam sibi potest legem dicere, ut a priore ei recedere non liceat (f. Eijele, 
im Archiv für ziviliit. Praris Bd. 69, ©. 283 ff.). 

») So Sondershbauien 2.6.8. 8 17. 

*, Dieje Beichräntung befteht in Bayern Verf. Urk. $ 18 a. E) und Württemberg 
Verf.Urk. $ 15). Hier kann der Regent feine neuen Aemter bezw. Hofämter errichten . - 

*, Ebenfalls in Bayern und Württemberg an den angeführten Stellen, Note 1. Es 
ift dem Negenten bier verboten, Arongüter zu veräußern und heimgefallene Lehen zu ver: 
leihen; beides it in Bayern, Letzteres in Württemberg unterfagt. 

5) Diefe Einrichtung beiteht in Bayern (Verf. $ 19), Sachſen ($ 14 der Berf.), Alten: 
burg (Grundgei. $ 17), Neuß ä. %. (Verf. $ 11). Hier wird er überall durch die Regie 
rung, das Miniiterium gebildet: Ueber Ausland ſ. Reitemeier a. a. O. ©. 176 fi, 
Rael bei v. Kirchenheim ©. 153, Note 18, 
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Das im Jahre 1891/92 in vierter Auflage veröffentlichte Buch foll jest 


in einer vermehrten und verbefferten fünften Auflage in unſerm Derlage 


erfcheinen, da die Entwidelung des Zol- und Stenerwefens des Reiches feit 
jener geit, die Einverleibung Hamburgs in den Zollverband, die neue 
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wird den Gebrauch des Buches wefentlich erleichtern, auch die Hinweifung auf 
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einzelnen Bundesftaaten, fowie auf die hinfichtlich der Holl- und Steuerverwaltung 
vorhandene Kitteratur dürfte jedem, der fich näher und eingehender über diefe f. 3. 
wieder mehr als je hervortretenden Zoll- und Steuerfragen und 
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Pflicht zur Nechnungsablegung des Negentärkaibt nicht. Nur in ftaats- 
rechtlichen Beziehungen ftehen Regent und Monarch während und nad) der 
Regentjchaft: der Regent ift dann Negierungsvorgänger, der wieder — 
fähig gewordene Monarch oder nach dem Tode des regierungsunfähig geblie— 
benen deſſen Nachfolger Regierungsnachfolger des Regenten; Letzterer hat mit— 
hin die Regierungshandlungen des Regenten anzuerkennen, wenn ſie den Ge— 
ſetzen entſprachen). Ausdrücklich ſprechen dies aus die Verfaſſungen von 
Altenburg, Anhalt und Sondershauſen?). 

Es wäre ungerecht, jollte der Regent, der die Bürde der Regierung und 
die damit verbundenen größeren Repräjentationskoften auf ſich nimmt, feine 
Entjchädigung dafür vom Staate erhalten. Die tutela usufructuaria wurde 
bald bejeitigt, an ihre Stelle trat ein Honorar, das jedoch bejonders aus- 
gemacht jein mußte. Heute bejteht im Allgemeinen eine Beitragspflicht des 
Staates in derjelben Weije, wenn auch nicht in demjelben lImfang, wie fie 
für den Monarchen bejteht?), Mit Recht; denn die Koften der Regentſchaft 
find Koften der Negierung gleichviel, ob fie der Monarch oder der Regent 
führt. Die Rechtsjäge, die die Verhältnifje der Zivillifte regeln, und die Ver- 
träge betr. Veräußerung des Domanialguts greifen Pla. Meift ift zudem 
dem Regenten ausdrüdlich eine bejtimmte Rente zugewieſen. 

Wie die finanzielle, jo theilt auch der Regent im Allgemeinen die 
Rechtsſtellung des Monarchen als Chef der Herrjcherfamilie. Er übt auch 
dejjen Rechte hier aus, 3. B. das der Slonjenzertheilung bei Ehen. Dies be- 
ftimmen beſonders das bayerijche Familiengefeg von 1819, Tit. 2 und 3, das 
a Hauggejeg von 1828, Art. 3 und das ſächſiſche Hausgefeg von 
1837, 8 63°). Der Regent braucht aber nicht nothwendig Vormund des 
Monarchen zu jein, er iſt „ Vormund“ des Staats. Einige Verfaffungen er- 
fären die Vereinigung von Vormundſchaft und Negentichaft in einer Hand 
für unzuläjfig’), andere fordern fie‘). Da die Erziehung des Königs von 
großem Interejje auch für den Staat ijt, jo wird häufig umd nicht unzweck— 
mäßig dem Negenten eine Oberaufficht und Leitung derjelben zugejtanden 9). 

Prinzipiell übt, wie wir jahen, der Regent die Nechte des Monarchen 
in gleihem Umfang ohne Beichränfung aus. Hierüber herricht faſt Einftimmig- 
feit, und dennoch wollen ihm Manche ohne ausdrüdliche Beitimmung der Ver: 
faflung für fich zu haben, ein Necht nehmen, das dem Monarchen zufommt 
und ihm damit eine Rechtspflicht auferlegen, die in der That die größte Be— 
ihränfung für den Regenten in fich jchlöffe, die für möglich gehalten werden 
fan: ich meine die Nechtspflicht der Verantwortlichkeit *). 


)Böpfl, Staatsrecht $66, gibt als Grund die „richtig verftandene Singularſukzeſſion“ an. 

?, Altenburg (Grundgel. von 1831 $ 14), Anhalt (Verf. von 1850, $ 89), Schwarz 
burg-Sondershaufen (Verf. von 1849 $ 51). 

Gut fagt der Erläuterungsvertrag über den Hamburger Vergleich zwiichen den Linien 
Schwerin-Bültrow und Strelit vom 14. Juli 1755: „Die Tutel folle niemahls fructuaria 
jedoch auch nicht damnosa fein.“ 

9 ſ. weiter Schulze, Preuß. Staatsreht I S 221, Kraut a. a. O. IH, 232, 
Gerber a. a. O. ©. 102. 

5, Meiit wird fie der Mutter ütbertragen bei Minderjährigkeit des Monarchen; fo in 
Bayern, Sachſen, Württemberg, Oldenburg und Waldeck; fpartanifch ift die Beſtimmung 
der Verfaflung von Italien vom 4. März 1848 $ 17, nach welcher bis zum 7. Jahre die 
Königin-Mutter, nachher der Regent die Vormundſchaft über den minderjährigen König führt. 

9) Braunfchweig, Gotha ($ 14), Altenburg ($ 16). 

?) Bayern Tit. II 8 14, Sachſen $ 15, 1. 

9 DBgl. hierüber beionders die Dilfertation von Stölzle a. a. ©. 

Unnalen bes Deutſchen Reichs. 19.0. 22 
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Man hat zu unterſcheiden zwiſchen privatrechtlicher, ſtrafrechtlicher und 
ſtaatsrechtlicher Verantwortlichkeit. 

Daß in privatrechtlichen Streitigleiten der Regent Recht vor den Ge— 
richten ſeines Landes nehmen müſſe, iſt far: muß dies doc) auch der Monarch. 
Wenn die Klage gegen die Zivilliſte oder königliche Kaſſe gerichtet wird, ſo 
iſt dies —** eine Form. Man möchte die Möglichkeit beſeitigen, daß 
Se. Majeſtät verurtheilt werde im Namen Sr. Majeſtät, in dem der Richter— 
ſpruch ergeht und vielleicht höflich ausdrücken, daß die Nichtleiſtung oder all— 
gemeiner die nn lediglich ein Verjehen der Kaſſe oder der Be- 
amten war: the king cannot do wrong. 

Wie fteht es aber mit der ſtaats- und jtrafrechtlichen WVerantwortlichkeit ? 
Die Meinungen find hier jehr getheilt). 

Zunächſt erjcheint es irrig, die Verantivortlichfeit des Regenten aus jeiner 
Etellung als Unterthan abzuleiten?). Denn ganz abgejehen davon, daß dieſe 
Stellung nicht dem rechtlichen Charakter der Pegentfchaft entjpricht umd dab 
die Gründe, die für jene Anficht geltend gemacht wurden, unhaltbar jind®), 
jo ijt doch, wenn der Negent auch Unterthan wäre, damit noch nicht gejagt, 
daß er verantwortlich ift. Es gibt Unterthanen, die in ihrer Stellung unver: 
antiwortlich find, twie es Monarchen gibt, von denen das Gegentheil gilt. Der 
pie von Frankreich ift unverantwortlich für jeine Handlungen (le Presi- 

ent de la R£publique n'est re que dans le cas de haute trahi- 
son*) loi constit. 20. II. 1875 $ 6), die Mitglieder des Neichstags und der 
Kammern find wegen der Er in Ausübung ihres Berufs ftraf- oder 
jtaatsrechtlich nicht verfolgbar, das Staatsoberhaupt des alten Reichs unter: 
jtand dagegen dein Gericht des Pfalzgrafen. Aus der Unterthanenjchaft läßt 
ſich daher Verantwortlichkeit nicht ableiten. Im Gegentheil will es jcheinen, 
als ob im Staatsrecht den mit prefären Angelegenheiten im öffentlichen In: 
terefje bejchäftigten Perſonen der billige Schuß der Unverantwortlichkeit Hilf- 
reich zur Seite fteht. 

Daß der Regent während der Zeit jeiner Regentfchaft dies Privileg ge 
nießt, ift Schon um deiwillen zweifellos, weil e8 währenddem fein Organ im 
Staate gibt, das ihn zur Verantwortung ziehen könnte), aber auch nachher 
ift ein jolches nicht gegeben, da der Negent dann dem Monarchen wie ein 
Negierungsvorgänger gegenüberfteht (j. oben ©. 323) und ihm daher Rechenschaft 
nicht abzulegen braucht, das Verfahren betr. die Minijterverantwortlichkeit oder 
das Beamtendisziplinarverfahren aber feine Anwendung finden fann; denn der 
Negent it weder Minijter noch Beamter. 

Daß der Regent jtaatsrechtlich unverantwortlich ſei, it auch weniger be- 
jtritten®), beftritten ift vor Allem die Frage jeiner ftrafrechtlichen Verantwort— 
lichkeit. 

E3 handelt ji) m. E. hierbei darum, ob aus der rechtswidrigen Hand- 


F * Siehe die Literaturangaben über die Kontroverſe bei Stölzjlea a. O. S. 5 


un 

2) fo en a. a. O. S. 141, G. Meyer a.a. O. S. 245, Seydel 

a. O. bayr. St.-R. S 

) S. oben ©, 291 ff 

4, Dieje J— ie ns eine —— der Angſt der ea 

9 So auch G. Meyer v.Seydela.a. DO, Zadhariä a.a. DO. I, 420, Bözl 
bei Bluntihli und Brater a. a. O. S. 572. 

®) Nur Krauta. a. UI, ©. 2 und Maurenbreder a.a. O. ©. 141 be 
haupten Berantwortlichkeit, * auf die Frage der Durchführung derſelben näher ee 
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fung des NRegenten ein Strafanjpruch des Staates entfteht oder nicht entjteht. 
Entjteht er, — liegt es lediglich an dem Mangel von Organen, daß er nicht 
während der Regentſchaft durchgeſetzt werden kann, währenddem aber ruht 
dann die Verfolgungsverjährung und nach Beendigung der Regentſchaft kann 
dann der Regent zur Verantwortung gezogen werden; entſteht ein Strafan- 
ſpruch nicht, jo kann auch nachher feine Verfolgung eintreten; denn die Hand» 
lung war jtraflos als fie begangen wurde, fie wird nicht hinterher ftrafbar '): 
nulla poena sine lege. 

Dieje Frage kann, da es an jpeziellen Normen, die fie regeln”), fehlt, 
nur aus allgemein rechtlichen Gefichtspunften ihre Beantwortung finden. Dabei 
muß betont werden, daß hier die für den Monarchen geltenden Rechtsſätze 
nicht ohne Weiteres auf den Negenten Anwendung finden dürfen‘), Wäre 
dem jo, jo wäre die Frage allerdings einfach genug gelöft! Wenn daher ge: 
jagt wird, daß auch der Negent nach Beendigung der Negentjchaft wie der 
Monarch nach jeiner Abdankung für Handlungen, die er vorher begangen, 
nicht verantwortlich jei, jo ift Died eine unzuläſſige Verjchiebung des thema 
probandi: der Monarch fann eo nachher bejtraft werden, weil dem Staate 
vorher fein Zaun erwuchs“), und es iſt eben zweifelhaft, ob dies beim 
Regenten auch der Fall iſt. Damit erhebt ſich ſofort die Frage; „wie kommt 
es, daß dem Staate kein Strafanſpruch bei Rechtsverletzungen des Monarchen 
entfteht“ und weiter: „findet diejer Grund auch auf den Negenten Anwendung.“ 

Das engliſche Staatsrecht hilft hier mit Fiktionen, nicht nur die Straf— 
barfeit, auch die Rechtswidrigkeit ijt ausgejchlofjen bei Handlungen des Mo— 
narchen : the king can do no wrong. 

Dieje Idee ift für das deutsche Staatörecht zu verwerthen verfucht worden, 
früher von Jordan (Lehrbuch des Staatsrechts 1831 8 59) und jegt von 
K. Bornhak (Preuß. Staatsrecht a. a. D. ©. 130 ff. u.a.). Es wird dort eine 
nicht in gewillen Formen abgegebene Willenserklärung dee Monarchen über- 
haupt nicht als ftaatliche Willenserklärung behandelt; und dieſe Formen der 
Willenserklärung find nad) Bornhaf Stontrafignatur und Mitwirkung der 
Bolkövertretung. Damit wird die gejuchte Unmöglichkeit rechtswidrigen Han— 
delns des Monarchen bewieſen durch die Fiktion, daß nur ein Handeln in 
jolchen Formen Monarchenhandlung jet. Der König handelt deshalb gerecht, 
weil er jtaatsrechtlich ungerecht zu handeln nicht vermag. So tritt eine Fiktion 
für die andere ein, und mit jolchen Erklärungen erklärt man in der That 
nicht3. Wäre die Anficht dieſer genannten Staatsrechtslehrer hier für den 
Monarchen bewiejen, jo würde man hier das Gleiche für den Negenten gelten 
lafien müſſen; denn feine Regierungshandlungen benöthigen der gleichen Form. 

Demgegenüber muß behauptet werden: der Monarch kann normmidrig 
handeln. Der Sat princeps legibus solutus hat bei den Römern bereits 
allgemein giltige Anwendung nicht erfahren, germanijcher Nechtsanjchauung 


!) Die gute Dilfertation von Stölzle fcheint mir nicht Scharf genug diefen Tee 
— an dem gerade der Wegweiſer ſteht, von dem nach rechts und links die Wege 
abführen 

N Dies iſt nur der Fall in Sadjien- —2 Gotha, Verfaſſung, von 1852 8 21, im 
franzöfiichen Senatstonjulte vom_18. V. $ 25 umd in Spanien, Berfafiung vom 
6. VI. 1808, $ 13, bier ift auch im Sinne ne Inder torttähte wie im zent oben entichteden. 

) Dies hält gegen die bier vertretene Anfiht Gerber a. a. O. $ 34 Anm, 14, 
Hancke a. ad. ©. 55 für richtig. 

) Dies wollen offenbar auch die Beitimmungen der Verfaſſungen jagen: Der Monard) 
ift heilig und unverleglic. — 








u — — — — 
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entſpricht er nicht. Nur diejenigen, welche behaupten, daß der Zwang ein 
konſtitutives Merkmal im Begriffe des Rechts ſei, können mit ihrer falſchen 
Prämiſſe dieſe falſche Konſequenz decken. Der Regent iſt auch deshalb nicht 
ſtraflos, „weil er Subjekt des Strafrechts iſt und mithin Objekt desſelben 
nicht ſein kann“); denn Subjekt des Strafrechts iſt der Staat und nicht ſein 
Organ?), auch iſt der Regent nicht Träger der Strafgewalt; jondern er ift 
deshalb ftraflos, weil rechtliche Umverantwortlichkeit den höheren Willen eines 
Anderen zur Zeit der Begehung der That vorausjegt, und ijt diejer da nicht 
vorhanden, auch nicht nachher von jelbft entjtehen faun, und weil die Unver— 
antiwortlichkeit ein der Imjtitution der Führung der Regierung anhaftendes 
Erforderniß ift?), dies ift fie aber wohl, weil, wie oben bemerkt, Unverant- -« 
wortlichfeit ein nothwendiger Schuß ift gegen die Gefahren, welche der Einzelne 
im Intereſſe der Gejammtheit auf ſich nimmt. 

Dies Recht der Unverantiwortlichkeit ift nothwendig zeitlich) unbegrenzt, 
anders wäre es überhaupt feine Unverantwortlichfeit. Es ijt nicht möglich, 
daß der Negent heute feinem Richter unterjteht, morgen aber, wenn der Mo- 
narch plöglich genejen ijt, ihn der Kriminalichugmann fat. 

Eine VBerantwortlichkeit des Negenten entjpräche auch wenig der Würde 
der Krone; richtig jagt bereits jchon das römische Necht von den Konjuln: 
nemini parento ‘). 

Der Regent iſt unverantwortlich?), it er aber auch unverfeglich oder 
befjer, genießt jeine Perjon einen erhöhten Rehtsijhug? Die Frage regelt 
durchaus Har das St.-G.:B. für das deutjche Reich. Der Negent genießt 
einen erhöhten Rechtsjchug ($ 96 f. des St.G.B.), und zwar denjelben, den 
die Mitglieder landesherrlicher Familien erhalten; ijt daher der Negent ein 
jolches, jo hat er als Negent feinen bejonderen Schuß. Des Rechtsichuges 
des Monarchen erfreut er fich nicht. Hochverrath und Majejtätsbeleidigung 
find an ihm unmöglih. 8 80 des St.G.B. redet nur vom Kaiſer, Landes— 
herrn und Bundesfürjten als tauglichen Objekten des Hochverraths“). Der 
Name des Negenten wird ferner nicht genannt im 8 94 f. (Majeftätsbeleidi- 
gung), während glei darauf 88 96 j., 100 j. von Beleidigung des Regenten 
Iprechen. Auch bier wird das Delift in gleicher Weije geahndet, wie wenn es 
gegen Mitglieder landesherrlicher Familien begangen wäre’). 

Da der Regent die perjünlichen Ehrenrechte des Monarchen mit Recht 
nicht genießt, jo dürfte auch de lege ferenda Majejtätsbeleidigung ihm gegen- 
über nicht möglich jein. Dennod) müßte ihm, der die bejonderen Pflichten 
der Ausübung der monarchiichen Gewalt auf fic) genommen hat, ein höherer 
Schuß zugebilligt werden als der, den er meijt jchon als Glied des Herricher- 
haujes bereits befigt. Es wäre zu winjchen, daß der Thatbejtand des Hoch— 
verraths auch den Mord und Mordverjud) gegen den Negenten mit umfaßte, 
weil diejes Verbrechen jich gegen den Beſtand des Staates richte. Der Ne: 


1) ©. Handea. a. O. ©. 55. 

2, Anders nur v. Seydel, gegen die gemeine Meimung. 

So v. HKirhenheim a. a. O. ©. 105, Graßmann a. a. ©. ©. 527, Hande 
a. a. O. ©. 54, Peters a. a. ©. ©. 60, v. Gerber.a. a. ©. ©. 103, 14. 

) Siehe Binding, Handbuch a. a. O. I, ©. 668, Cie. de leg. III, 3. 

9) D,. b. rechtlich unverantwortlih; von einer Verantwortlichkeit „Gott, der Geichichte, 
dem Gemwillen gegenüber“ — eine Phrafe, die ſich feit Bluntichli regelmäßig in Lehr 
büchern des Staatsrechts und der Staatslehre findet — iſt natürlich feine Rebe. 

” Sie hierüber auch oben ©. 815 f. 

?) Siehe hierzu auch John, Staatsverbrechen a. a. ©. Bd. UI, ©. 12, 3. 
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gent iſt aber während der Regierungsunfähigfeit des Monarchen eine für den Staat 
wichtigere Perſon als der z. B. geijtesfranfe Herricher. Gleicher Anficht über die 
Beltrafung des Mordes des Negenten als Hochverrath ijt die gemeine Meinung '). 


8 6. 
Der Mebergang der Regentſchaft. 


Wenn die Nothwendigkeit der Exiſtenz einer Regentſchaft fortbeſteht, aber 
das Recht des zeitigen Trägers erliſcht, ſo muß man von einem Uebergang 
der Regentſchaft reden, während die Literatur bisher nur von einem Unter— 
gang derſelben spricht). Damit muß ich mic) gegen v. Seydel erflären, der 
ausdrücklich behauptet®), jede weiter eintretende Negentichaft ſei rechtlich eine 
neue. Man muß bier unterjcheiden. Wenn für denjelben regierungsunfähigen 
König ein neuer Reichsverweſer eintritt, jo ift auch der neue Regent Vertreter 
des einen Königs, er übernimmt die Negentjchaft jo, wie fie beim erjten 
Regenten bejtand, hier wechjelt aljo nur der Träger des Inſtituts, das Inſtitut 
ſelbſt beſteht unter gleichen Normen, wie es begründet war, weiter; ſtirbt dagegen 
der regierungsunfähige Monarch, ift ſein Nachfolger auf den Thron ebenfalls 
regierungsunfähig und muß daher jelbjt der frühere Hegent die Regentjchaft wieder 
führen, jo ijt die Regent haft, die Vertretung des verjtorbenen Königs mit dejjen 
Tode mit dem Wegfall ihres Entjtehungsgrundes zu Ende und ein neuer Grund, 
die Regierungsunfähigfeit des nun berufenen Trägers der Staatsgewalt ift es, 
der jie wiederum zur Entjtehung bringt. Wäre es jo, wie v. Seydel meint, 
jo müßte mit Wegfall de einen Negenten, da nach feiner Anficht damit eine 
neue Regentichaft beginnt, mithin die alte geendigt haben muß, auf's Neue 
der Landtag über die Notäwendigfeit des Eintritt3 einer Regentſchaft bejchliehen. 
Aber mit Recht ſpricht v. Seydel zwei Zeilen unter jener erjten Behauptung 
nur von der Möglichkeit der Endigung des Rechtes der Negentichaft in Folge 
des Mechjeld des Monarchen. In diejem Falle rede ich ebenfalld von einem 
Untergang der Regentjchaft. 

o dagegen das Recht des zeitigen Trägers der Regentichaft allein er- 
liſcht, geht * Regentſchaft auf den Nächſtberechtigten bei genereller Berufung 
über, ſonſt hat Wahl ſtattzufinden. 

Die Regentichaft geht daher über, wenn der Negent abdanft und wenn 
er jtirbt. Das Gleiche gilt, wenn der Negent regierungsunfähig wird. Bon 
einer Abjegung des Regenten ohne diefen zulegtgenannten Grund kann heute 
mangels eines dazu bejtehenden Organs oder Verfahrens normaler Weije nicht 
die Rede jein. Ein bejonderer Endigungsgrund gilt für Negentinnen; ihr Necht 
erliſcht mit ber Wiederverheirathung,, verliert die fürjtliche Frau doch auch 
jonft Hierdurch ihre Nechte in der Familie des Herrſchers und im Staat‘). 

Dieje Gründe des Uebergangs find in der Wiſſenſchaft allgemein anerkannt’); 
Streitfrage dagegen ift, ob der Regent weichen muß, wenn der wieder fähig wird, 


> Siehe Schulze, deutiches St-R.I, 5 113, Peters ©. 63, v. Kirchenheim ©. 110. 


a. 

n Dieſe Frage wird angeregt, aber nicht entſchieden bei von Kirchenheim a. a. O. 
S. 85. Die Literatur bisher nimmt an, die Regentſchaft endige, a) „überhaupt“, b) es endige 
die des Einzelnen (N); ‚hört aber die „Regentichaft überhaupt” im zweiten Falle nicht auf, 
fo hört die Regentichaft als jolche dort überhaupt nicht auf, Tondern fie bezw. das Recht 
geht auf einen Andern über. 

) v. Seydel, bayı. StR. I ©. 497, 

*) Siehe v. Mohl, Württemb. St--R., 

9 Die Derfajlungen oder Hausgejehe —8 af durchweg bierüber nichts. 
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der ihn, wäre er zur Beit des Regentichaftsfalles fähig gewefen, von der Regent- 


ichaft ausgejchlojfen hätte. Hweifelhaft ift dies vor Allem im den Fällen 
genereller Berufung; denn, dab der Hilfsregent, da er überhaupt nur jubjidiär 
mangels generell gejetzlich Berufener jpeziell berufen wird, gegenüber den 
Agnaten und Frauen des fürſtlichen Hauſes zurücktreten muß, iſt faum be: 
zweifelt worden"). Die Gejege jchweigen meist über den Bunkt?), die Anfichten 
der Staatsrechtölehrer find getheilt °). 

Aus politiichen Gründen erklärt fich v. Mohll für den Nüdtritt des Ne 
genten bei Fähigwerden eines näher jtehenden Agnaten. Er erfennt zwar den 
damit gegebenen „Uebeljtand eines Wechſels unter den Reichsverweſern“ an, 
meint aber, daß „dieſer Nachtheil aufgerwogen werde durch den Nachtheil eines 
Wechjeld im Fall des Todes des Bevormundeten“. 

Dem Schriftiteller iſt in diejer Begründung materiell nicht ohne Wei: 
teres zu folgen. Im Falle des Todes des Bevormundeten handelt es ſich 
um einen Untergang der Regentichaft, e8 tritt Thronfolge ein! umd 
damit wäre zweifello8 der nähere Agnat berufen, jelbjt wenn er regierungs 
unfähig wäre. Es findet aljo jelbjt in dem jehr jeltenen Fall, daß der nähere 
Agnat nad) dem Tode des regierungsunfähigen Monarchen gleichfall® regie— 
rungsunfähig mwäre*), nicht ein Uebergang der Regentſchaft ftatt, jondern der 
ferner jtehende Agnat wird wiederum Regent, aber diesmal für den anderen 
regierungsunfähigen König. Ein Wechjel der Perjon des Regenten findet aljo 
gar nicht jtatt. Wenn dann weiter v. Mohl für feine Anficht anführt, daß die 
Unmöglichkeit des Eintritt8 des fähig gewordenen näheren Agnaten zu einer 
hädlichen Verſtimmung desjelben, der durch Zufall (1!) ausgeichloffen jei, 
führen müffe, jo ijt eben zu jagen, daß der „Zufall“, d. h. jeine Regie: 
rungsunfähigfeit im Momente des Regentichaftsfalles eine 
rechtserhebliche Thatjache ift, und wird er jpäter darüber verjtimmt, fo iſt ihm 
eben nicht zu helfen. Im Prozeß wird allemal eine Partei durch das Urtheil 
„verjtimmt”, das Urtheil fann aber jehr wohl dem Nechte entjprechen. 

Wenn weiter für die Anficht, nach welcher ein Rücktritt des Negenten bei 
Fähigwerden eines näheren Agnaten erfolgen muß, geltend gemacht wird, daß 
nirgends bejtimmt jei, daß der erjte Regent auch Negent bleibe bis zum Ende 
der NRegentjchaft?), jo jpricht dies m. E. gerade dagegen. Denn, wenn ein 
erwworbenes Recht aus einem anderen Grunde als dem, welcher dem Rechte 
jelbft immanent iſt, endigen foll, jo muß das gerade ausdrüdlich beftimmt 
werden; ſonſt bejteht es fort. 


1) Richtig zuerit von v. Kirchenheim a. a. DO. ©. 86. 

*, Nur die franzöfiiche Verfaflung (das organische Senatstonfult von 1804 $ 22), die 
italienifche von 1848 $ 18 enticheiden fich für Frortfegung der Regentichaft durch den, welcher 
fie zuerit führte, anders dagegen die normwegilche — von 1814 $ 41; ferner für 
Fortſeßzung: Braunfchweig, Regentichafts- Gel. v. 16. II. 1879 $ 6, Bayern, Verf. II $ 21, 
dagegen Rev. St.6.®. für Neuß j. 2. 1852 $ 49 aufgehoben 1856; bayr. Fam.Geſ. vom 
18. I. 1816 tit, I Art. 67, aufgehoben durch Derf von 1818. 

s Für Miücdtritt ſprechen ſich aus: v. Mohl, Württemb. Staatsrecht $ 61 ©. 296, 
Politik S.186, Gaupp, Württ. St.R. b. Marquardien S S.54, v. Seybel, bayr. Staatsredt 1, 
468 ff, Grafmann a. a. O. ©. 516, v. Stengel b. Marg. a 46, Kraut III, ©. 255. 
Dagegen Mofer perfönl. StR. 1, 489, v. Gerber a. a. D. © . 101, v. Schulze, Lehrb. 
des Ddeutichen Stantgredts IS. 269, ®. En, a. a. O. S. 246, Pözl bei Butial. 
Bratera.a. O. ©. 574, Hancke a. a. ©. 89 f. (im Ullg.), Peters a. a. O. ©. 
Diedmann a. a. O. ©. 27. 

9 Gin Beiſpiel bietet der Fall der gegenwärtigen Regentichaft in Bayern. 

>) ©. Kraut und Mohl a. a. O. 
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v. Seydel!) macht gegen die hier vertretene Anficht die Analogie der 
Thronfolgeordnung geltend. Dieje Analogie ift in feiner Weije zwingend; wie 
oben nachzumeifen verjucht wurde, ijt die Megentjchaft etwas von Thronfolge 
Verſchiedenes. 

Kraut?) meint, der näher ſtehende Agnat habe doch einen Anſpruch auf 
Negentichaft. Aber gerade diejes möchte ich leugnen. Der nähere Agnat hat 
ebenjowenig wie der ferner jtehende ein jubjektives Necht auf Negentjchaft vor 
dem Eintritt der Regierungsunfähigfeit des Monarchen und er gewinnt ein 
Necht nur, wenn er ın diefem Momente fähig ift. Wird er es erſt jpäter, jo 
wird der Staat bereitd regiert durch den ferner jtehenden Agnaten und ein 
Grund der Delation ift dann nicht mehr vorhanden. 

Aus den gegebenen Widerlegungen ergibt jich bereit die hier vertretene 
Ansicht als die richtige: der einmal berufene Agnat bleibt Regent, auch bei 
Fähigwerden eines näher ftehenden. Der Wechjel in der Berjon des Regenten 
wäre ohnedies fein Bortheil für den Staat’). 

Man behauptet allgemein‘), daß das Necht des zeitigen Negenten auch 
formell in der Art und Weiſe erlifcht, wie es begründet it; dabei hat man 
aber die Regeln der Begründung der Negentichaft auf den Uebergang der 
Negentichaft angewandt, da man diejen vom Untergang nicht jchied. Begrün— 
dung und Uebergang eines Necht3 jteht jedoch nicht in Parallele ®). 

Dies zeigt ſich in allen Fällen, in denen die Negentichaft übergeht. Stirbt 
der Regent oder danft er ab, jo tritt bei Fortdauer eines Grundes zur 
Regentſchaft der zunächſt Berufene ipso iure als Regent an jeine Stelle; 
jchon dies findet fein Analogon in der Begründung. Denn ftirbt der 
Monarch, jo tritt Thronfolge ein, und iſt der neue Thronfolger regierungs- 
unfähig, jo bleibt der bisherige Regent nicht (ohne Weitere) ipso iure 
Negent, jondern über das Borhandenjein von NRegierungsunfähigfeit in 
der Perjon des neuen Monarchen muß der Landtag beichließen. Es ijt 
möglich, daß er hier Negierungsfäbigfeit annimmt, wo Regierungsunfähigfeit 
vorliegt. Dann ift die Negentichaft des Agnaten zu Ende. Wird aber die 
Nothwendigkeit einer Regentichaft anerkannt, jo bleibt auch dann der bisherige 
Regent nicht Regent, wenn in der Zwijchenzeit ein näherer Agnat fähig ge- 
worden ijt; denn dieſe Negentjchaft ijt dann rechtlich eine neue, ſie ijt Ver— 
tretung eines neuen Monarchen im Folge eines neuen Berufungsgrundes. Be: 
rufen wird aber der nächite Agnat und dies it hier der fähig gewordene 
nähere Agnat und nicht der frühere Negent. 

Gleichfalls ift die Analogie der Begründung unzutreffend im Falle des 
Eintritt3 von NRegierungsunfähigfeit in der Perjon des Regenten. Wird der 
Regent regierungsunfähig, jo erfolgt zwar ein Berfahren wie bei Unfähig— 
werden des Monarchen, um dieje Unfähigkeit zu fonjtatiren, über die Noth— 
wendigfeit des Eintritt3 eines neuen Negenten wird aber nicht Beſchluß gefaßt 
wie dort. 

N, v. Seydel, bayr. Staatst. I ©. 469. 

2) Kraut, loc. eit, 

°, Dies erkennt au v. Mohl an. (Bolitif ©. 186.) Mofer madıt, feiner privatrecht- 
lihen Auffafjung der Negentihaft gemäß, diefen Grund anftatt für den Staat für den 
Miündel geltend. (Mofer, peri. St.R. I. 489.) 

gl. die bei Bornhak preuß. StR. S. 210 zitierten Schriftiteller. 

°) Die Unmöglichkeit einer Analogie von Begründung und „Untergang“ der Regent: 
ſchaft hat bereits Bornhaf (Preuß. St.R, ©. 210) an einigen Punkten für das preußiiche 
Staatsrecht nachgewieſen. 
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Der Uebergang vollzieht fich endlich kraft objektiven bindenden Rechts, 
nicht nach Belieben kraft Rechtsgeſchäfts des früheren Negenten. Der Regent 
fann zwar durch jeine Abdankung die Uebertragung veranlajien, die Weber: 
tragung jelbjt erfolgt aber nicht auf Grund jeines Willensentichluffes, jondern, 
weil ein Regent mit der Abdanfung nicht mehr vorhanden ift und der Staat 
eine3 Regenten bedarf: jie erfolgt nicht in Folge Verzichts, jondern unmittelbar in 
Folge genereller oder fpezieller gejeglicher Norm. Auch die Beitimmung der Perjon 
des neuen Negenten erfolgt unabhängig vom Willen des früheren; ein Wahl- 
recht, wie der Monarch) in einigen Etaaten bezüglic) der Perjon des Regenten 
es hat, bejigt der Negent iebentalls nicht. 


87. 
Der Untergang der Negentidaft. 


Die Regentjchaft erlischt mit Wegfall des Grundes, der fie hervorrief. 
War fie beftellt wegen Minderjährigkeit, jo fällt fie weg, wenn der Monard) 
das Alter der Tronfähigkeit erreicht hat, war fie begründet durch Geiſteskrank— 
heit des Fürſten, jo ift fie materiell unberechtigt, wenn er gejund wird. 

Stirbt der Monarch, jo ijt die Regentichaft zu Ende. Der Monarch iſt 
dann nicht mehr regierungsunfähig, weil er überhaupt nicht mehr Rechtsjubjeft 
ift. Es tritt nicht Negentichaft, jondern Thronfolge ein. 

Dem lediglich rechtlichen Grund der Regierungsunfähigkeit, der Minder- 
jährigfeit, fann durch Rechtsakt, fann durch venia aetatis abgeholfen werden. 
Die Form ber Ertheilung derjelben ijt meijt die der Verfafjungsänderung'). 
Nur im denjenigen deutjchen Staaten, die den Thronmiündigfeitstermin auf 
das vollendete 21. Lebensjahr feitfegen, ift nach Vollendung des 18. Lebens: 
jahres die Ertheilung in anderen erleichterten Formen möglich). Wo der 
Regent Verfafjungsänderungen nicht vornehmen darf, kann er aljo meijt auch 
feine venia aetatis ertheilen, das Gleiche gilt da, wo er zur Aenderung von 
Geſetzen unter Mitwirfung der Volfsvertretung zwar berechtigt ift, dieſe Ge 
jege aber nur für Zeit der Regentſchaft Giltigfeit befigen; demn gerade dann, 
wenn dad Gejeg wirken joll, würde es verjagen. Es würde, logiſch genom- 
men, zunächit in Kraft treten, da aber dadurch der Monarch volljährig und 
damit regierungsfähig würde, würde jofort die Negentjchaft aufhören und da= 
mit auch das Geſetz außer Kraft treten, da es nur während der Regentſchaft 
Giltigleit beſitzt. Wo dieſes Alles ſich ipso iure, d. h. das Eine in Folge des 
Andern in einem einzigen Moment vollzieht, ift daher in praxi von ber 
Möglichkeit der Ertheilung einer venia aetatis ebenfall® nicht die Rede. 

Das Vorhandenjein diejer Endigungsgründe an ſich beendigt nun die 
Negentichaft ebenjowenig wie die Negierungsunfähigfeit des Monarchen ihre 
Einjegung ohne Weiteres herbeiführt‘). Es wird dies hier wie dort nicht 
erreicht Durch eine Summe von NRechtsjägen, jondern durch ein Verfahren, 
d. i. eine Reihe von Thätigfeiten nach einem bejtimmten Ziel unter einer be 
ftimmten Regel. 


') Siehe oben ©. 813. 

) So wird fie in Sachfen-Meiningen, Grundgef. v. 1829 8 4, in Sachſen-Altenburg, 
(Srundgef. v. 1831 $ 15 von dem an Aahren älteften Herrn des fächfifchen Gefammthaufes 
aller Linten ertheilt, in Reuß ä. 2, al v. 1867, $ 6, vom Mormund mit uftimmung 
des regierenden Herrn von Reuß j. 2.; erleichterte Form auch in Schaumburg-Lippe, Bert. 
v. 1868, Art. 12. 

) Ausnahme Preußen und Walded, ſ. oben. 
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Mit dem Tode des regierungsunfähigen Monarchen allein ift ipso iure 
jein Nachfolger Monarch, und ift diejer regierungsfähig, jo hat er das Recht, 
die Volfövertretung zu berufen, um die Beendigung der Negentjchaft formell 
fonjtatiren zu lafjen. Seine Negierungsfähigfeit aber wird vermuthet. Es 
bedarf nicht der Konftatirung, daß der Nachfolger regierungsfähig ſei. Der 
Beichluß der Volfsvertretung, twelcher die Negentichaft für erlofchen erklärt, 
wirft daher nur deflaratorıjh. Die Negentjichaft erliicht Hier bereits mit 
dem Tode de3 Monarchen. Denn mit dem Wegfall des Bertretenen kann 
von Vertretung nicht mehr die Nede jein. Einer SKonjtatirung bedarf es 
jedoch dann, wenn auch der Nachfolger regierungsunfähig it, abgejehen 
vom Falle der Minderjährigkeit de8 Monarchen. Im beiden Fällen ift 
aber, mag diejer hauptjächlich juriftiiche oder mag ein faktifcher Unfähigkeitsgrund 
in der Perjon des Nachfolgers vorliegen, die Negentichaft dem Rechte nad) 
eine neue. Denn der Grund, welcher die frühere Regentſchaft hervorrief, iſt 
gefallen. Das Todtjein des Monarchen bedeutet feine Regierungsunfähigfeit 
desjelben und für den todten Monarchen gibt es feine Negentichaft, jondern 
nur einen Erjat durch einen neuen Monarchen. Darin zeigt jich, daß Regent: 
jchaft nicht ein vollfommener Erjag des Monarchen, jondern nur eine Ber: 
tretung desjelben ift. War mithin ein Regent für den erjten Fall, den der 
Unfähigfeit des verjtorbenen Monarchen, bejtellt, jo ift jeine Negierungsthätig- 
feit vom Tode desjelben an zu Ende, nur vermöge einer neuen Bejtellung 
und eines neuen Beichlufjes der VBolksvertretung dahin, daß Negentichaft nöthig 
jet, wird er wieder Negent. Da aber jenes ipso iure, diejes nur nach Kon— 
jtatirung der Nothiwendigfeit des Eintritts einer Negentichaft ftatt hat, jo ent- 
jteht bis dahin eine Lücke in der Negierungsthätigfeit, welche durch eine Zwiſchen— 
regentjchaft des Miniſteriums ausgefüllt werden mühßte. 

Im Uebrigen endigt die Regentjchaft nicht ipso iure. 

Wird in allen Fällen der Regierungsunfähigfeit bis auf den der Minder: 
jährigfeit der Monarch regierungsfähig, jo bedarf dies der Konjtatirung. 
Eigenartig ift hier das in England bei dem lebten Eintritt der Regierungs— 
unfähigfett, d. h. hier der Geiftesfranfheit des Königs Georg III. beobachtete 
Berfahren. Durch eine Bill (Bill 51, Georg IIL., Kap. 1) wurde bejtimmt, 
daß der franfe König durch die Königin und ein Kollegium von 8 Perjonen 
bewacht werden jollte, welche eventuell die Genejung des Königs dem Privy Council 
melden jollten. Entichieden ſich 6 Mitglieder diejes Kollegiums für die Regie— 
rungsfähigfeit des Königs, jo jollte diejer wieder die Regierung übernehmen.') 
Dieje intereſſante Negelung zeigt bereit3 deutlich, worin die Schwierigfeit des 
Verfahrens liegt. Sie liegt in der Normirung der Initiative. Dieje kann in der 
Regelung der Initiative bei Eintritt einer Negentichaft fein Analogon finden; 
zweifellos find die Minister zur Ergreifung derjelben hier bei Beendigung der 
Negentjchaft nicht berechtigt, wie dort. Denn hier führen fie nicht wie dort 
die Regierung und fie dürften nicht über das Fortbeſtehen der Führung 
der Regentſchaft entjcheiden. Denn über den Negenten joll es ebenjowenig 
wie über den König einen Richter geben. Nicht dazu berechtigt ift auch der 
thatjächlich regierungsfähig gewordene Monarch. Denn big zur Konjtatirung 
diejer thatjächlichen Negierungsfähigkeit bleibt er rechtlich regierungsunfähig 
umd kann mithin den Negierungsakt der Einberufung der Kammern zur 
Konjtatirung jeiner Negierungsfähigkeit nicht vornehmen. Lediglich) dem 


» Bol, Fiſchel a. a. ©, ©. 125. 
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Negenten gebührt die Initiative; aber fprechen gegen das Necht der Mtinifter 
und das des Monarchen rechtliche, jo jprechen gegen das des Regenten 
politische Gründe. Nicht leicht wird er, wenn er gern regiert, davon Gebrauch 
machen, ein Zwang gegen ihn eriftirt aber nicht und rechtliche Verantwortung 
nachher, wenn er troß ziweifellojer Negierungsfähigfeit des Monarchen die 
Kammern zur Konftatirung derjelben nicht beruft, hat er nicht zu fürchten. 
De lege ferenda fünnte ich daher einer Initiative jeinerjeits nicht das Wort 
reden. 

Iſt venia aetatis ertheilt, jo hat dies diefelbe Wirkung, als ob der Monarch 
volljährig geworden wäre; es bedarf hier aljo nach den Ausführungen oben 
feiner Konitatirung. 

Die Entjcheidung darüber, ob die Negentichaft endigen fol, gebührt wic 
im Falle des Eintritt3 einer Regentſchaft darüber, ob fie eintreten joll, der 
Bolfsvertretung. Iſt dieſe gegen Endigung, jo verbleibt die Negentichaft dem 
bisherigen Negenten. Man wird fich dafür zu enticheiden haben, dab in der 
Zwiſchenzeit anders als dies bei Ergreifung der Initiative zur Sonjtatirung 
der Regierungsunfähigfeit des Königs Dinfichtlich deſſen Regierung 
der Fall ift, der Regent durch Ergreifung der Initiative zur Konftatirung der 
Negierungsfähigfeit des Monarchen nicht in der Ausübung der Re 
gierungsgewalt jujpendirt wird. 


II. Abſchnitt. 


8 8. 
Das Recht der Regentſchaft in Stantenverbindungen. 
Die Frage der Negentichaft ift bisher im Einzelftaate allein einer Er- 
Örterung unterzogen worden. Ste wirft aber ihren Schatten über deſſen 
Grenzen hinaus, wenn der Staat mit anderen Staaten in Verbindung tritt.') 


A. In der Perfonalunion. 

Einige Worte zuvor über die Negentjchaft in der Perſonalunion. Sie it 
feine Staatenverbindung ?) wenigjtens nicht im engeren Sinne diejes Wortes. 
Zunächſt ift der Eintritt der Negentichaft hier intereffant. Der Grund des 
Eintritt? einer Regentichaft ift Negierungsunfähigfeit des Herrſchers. Was 
aber Regierungsunfähigfeit iſt, beantwortet fich zwar nach allgemeinen ftaatsrecht: 
lichen Grundjägen in subsidio, nicht aber da, wo der Staat folche Gründe der 
Negierungsunfähigkeit ausdrüdlich normirt. Iſt mithin nad) dem Staatsrecht des 
einen Staates (3. B. im Falle unheilbarer Geifteskranfheit) Sufzefjionsunfähigfeit 
Die * während im anderen nur Regierungsunfähigkeit eintritt, ſo löſt ſich die 
Perſonalunion, da in dem erſten Staate ein Anderer Monarch wird. Sind weiter 
in dem einen Staate die Kammern der Anſicht, daß der Monarch regierungsun— 
fähig, in dem andern aber, daß er regierungsfähig ſei, jo beſteht zwar die Perſonal— 
union weiter, da ein gleicher Träger der Staatsgewalt in beiden Staaten fort: 
bejteht, aber dort regiert er jelbit, hier nicht, dort ift er regierungsfähig, hier 
iit er regierungsunfähig. Dies muß zudem nothwendig der Fall fein im der 
Zeit, die zwijchen dem Beichluß der Volfsvertretung des einen Staates über 
den Eintritt der Negentjchaft und dem gleichen Beichluß im andern Gtaate 


Der eingehaltenen Eintheilung der Staatenverbindungen liegt die auf diefem Gebiete 
bier fundamentale Schrift Jellineks über Staatenverbindungen zu Grunde, 
2) Yellinet 197 fi. a. a. O. 
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liegt, wenn nämlich die Volksvertretung des erften Staates die Regierungs- 
fähigfeit des Monarchen verneint. Da endlich die Negentjchaft eintritt hier 
zur Ausübung des Nechts des Monarchen als Träger der Staatögewalt im 
Staate A, dort als Träger der Staatögewalt im Staate B, hier aber ein 
Anderer wie dort berufen jein fan, jo ift es wiederum nur ftaatsrechtlich 
Zufall in beiden Staaten, wenn für die zufällig in einer Perſon vereinigten 
Träger der Staatögewalt ein Regent eintritt. 


B. 3m Staatenbund.') 


Der Staatenbund, ein Bund begrifflich foordinirter jouveräner Staaten, 
it ein Rechtsverhältniß.) Die Frage der Negentjchaft muß daher ihre Be 
antwortung nach dem Rechte des liedjtaates finden. Da nur am deſſen 
Spige ein Monarch ftehen kann, jo fann auch nur hier für ihn ein Regent 
eintreten. Diejer Regent übt, da ihm rechtmäßig die gejammte Regierungs- 
gewalt des Monarchen zufteht, auch deſſen Funktionen im Bunde aus. Nur 
injofern als den Gliedern der Staatenverbindung ausdrüdlich durch Selbſtbe— 
ſtimmung ein Recht beigelegt worden ift, interne =. des Einzeljtaates durch 
Mehrheitsbejchlüffe zu regeln ?), kann ein Eingreifen derjelben in die Ordnung 
der Regentſchaft möglich jein.*) Dies Mittel kann dann nothwendig jein, wenn 
ih — und Dies iſt bei Frage der Negentichaft wohl möglich — Streitigkeiten 
jwiichen Bundesgliedern — deren völkerrechtlicher Austrag durch die ultima 
ratio belli dem Zweck der Bereinigung gemäß ausgejchlofien bleiben joll. 

Eine Art des Staatenbundes ift die Realunion.“) Hier ift im Gegenjaß 
zur Berfonalunion der Rechtsgrund des Eintritts fein ftaatsrechtlich zufälliges 
Ereigniß. Der Rechtsgrund ift Vertrag °), mithin für die vereinigten Staaten 
gleih. Ein Thronwechjel in dem einen Staat fann nicht eintreten ohne für 
den andern maßgebend zu jein, jo lange die Union bejteht. Dit der Rechts: 
grund der Bereinigung für Beide verpflichtend, jo kann doch in dem einen 
Staate die Frage der Thronunfähigfeit und Regierungsunfähigfeit anders ent: 
ihieden fein als in dem andern, findet in Folge eines Gebrechens des Herr: 
ſchers dieje hier, jene dort ftatt, jo löft fich die Realunion. Eine Regentjchaft 
für die Realunion als jolche gibt es nicht; möglich iſt nur eine Negentichaft 
für den Staat A als ſolchen und den Staat B als jolchen, auch dann, wenn 
für beide Staaten ein gleicher Regent bejteht. Denn der Negent ift der Ver 
treter des Monarchen, der Monarch ift aber nicht Monard) der Realunion, 
iondern des Staates A und des Staates B: die Nealunion iſt nicht Staat, 
nicht Rechtsſubjelt des Staatsrechts, jondern Rechtsverhältnig. Im Rechtsvers 
hältnig der Staaten als ſolchem gibt es aber, wie feinen Monarchen, jo feinen 
Vertreter desjelben, feinen Negenten. 


C. Im Bundesflaat. 


Der Bundesftaat ift ein Staat von nihtjouveränen, dem Gejammt- 
itaat untergeordneten Staaten. 


'), Es follen im engen Rahmen diefer Abhandlung nur die Haupttypen der Kategorien 
Jellineks berührt werden. 
”) Es ift wohl faum nöthig, bier den Namen Labands zu nennen. 
Da dies bei allen Staatenbünden der Fall it, fo ift das Nechtsverhältniß weniger 
Sozietät ala eine Art deutfchrechtliche Genoilenichaft. 
*) Vgl. 3. B. das Eingreifen des deutichen Bundes in die Thronfolgessrage in Hannover. 
n Dies hat zuerft Yellinela. a. O, S . ‚gezeigt 
) Nicht Geſetz, vgl. Jellinek a. a. O., S. 
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Gegenwärtig gibt e8 nur drei Bundesftaaten von Bedeutung. Zwei davon, 
die Bereinigten Staaten von Nordamerifa und die Schweiz, find in ihrer 
einzelftaatlichen Gliederung und ebenjo als Geſammtſtaaten betrachtet republi- 
fanijch organifirt. Hier fommt aljo dem Begriff einer Vertretung des Staats— 
oberhaupt3 (j. o. ©. 287 ff.) gemäß Negentjchaft nicht in Frage. 

Wie fteht e8 mit dem Dritten? Nach der herrjchenden Anficht ift das neue 
deutjche Reich ein Bundesftaat.') 

Die Einzeljtaaten find theils Republifen, theils Monarchien; erjtere fallen 
nach dem eben Gejagten bei Betrachtung der Negentichaft aus. 

E3 ift Elar, daß jo wichtige Ereignifje, wie die Einfegung einer Negent- 
Ihaft im Einzelftaate, auch ihre Wirkung auf das Reich äußern. Nicht mehr 
der regierungsunfähige Monarch, jondern der Negent übt die Rechte des Glicd- 
jtaate8 dem Neiche gegenüber aus. Eine Unfähigfeitserflärung des Monarchen 
des Einzeljtaates von Seiten des Neichs gibt es, ausgenommen, wenn es bei 
Regelung der Negentjchaftsfragen zu „Streitigkeiten“ tommt ?), oder der Regent 
jeine Bundespflichten nicht erfüllt?), nicht. Der Negent wird normal vom 
Gliedſtaate beftellt umd auch die Frage, wer Regent werden foll, bejtimmt fich 
nach den Gejegen desjelben. Er injtruirt jeßt die oder den Vertreter des 
Gliedſtaats für den Bundesrath und von ihm geht deſſen Legitimation aus. 
Denn die Monarchen find nur als Vertreter ihrer Staaten Träger der Reichs— 
gewalt.‘) Die Ausübung der Staatsgewalt im Gliedftaate ift aber im Falle 
der Negierungsunfähigfeit des Monarchen Sache des Negenten. Dennoch bleibt 
auch während feiner Negierungsunfähigfeit der Monarch Träger der Staats» 
gewalt des Einzeljtaates, mithin ift er und nur er Mitträger der Reichsgewalt. 
Die Trägerjchaft bleibt ja im Falle der Regierungsunfähigfeit beim Monarchen, 
nur die Ausübung feines, des Meonarchenrechts, geht auf den Negenten über. 
Diejer übt ein fremdes Necht aus, deſſen Subjeft der Monard if. Es ift 
daher irrig, wenn ZLaband?°) den Negenten als Mitträger der Reichsgewalt 
bezeichnet. Tritt endlich im Einzeljtaat eine DQuafiregentichaft ein, jo iſt der 
Duafiregent des Einzeljtaates zur Ausübung der Rechte des Einzeljtaates 
dem Weiche gegenüber befugt; der Einzelitaat entbehrt aber im Falle 
der Berjchollenheit de8 Monarchen eventuell, in dem alle, in welchem 
der Monarch bei jeinem Tode eine jchwangere Wittwe hHinterläßt, ficher 
bis zur Entjcheidung eine® Trägers der Staatögewalt, und damit 
hat das Reich während Ddiejer Zeit nicht 25, jondern nur 24 Träger der 
Reichsgewalt. Iſt dies aber in Preußen der Fall, jo gibt e8 feinen deutjchen 
Kaiſer in der Zwiſchenzeit); denn das deutiche Kaiſerthum ift nichts Selbſt— 
jtändiges, es iſt eine rechtliche Eigenjchaft der Krone Preußen. 

Wenn jomit die Wirkungen der Regentichaft auf das Neich von Bedeu: 
tung find, jo jollte man meinen, müßte dem Neich fein geringer Antheil an 
der Regelung der Negentichaft zuftehen. Doch andere Gründe ftellen ſich diejer 
Annahme entgegen. Die Frage der Negentjchaft ift wie die der Thronfolge 


!) Der Verf. ſchließt Nic bierin der herrichenden Lehre an. Die gegentbeilige Anficht, 
daß Souveränetät zu den weientlichen Erforderniffen des Staatsbegriffs gehöre und daher 
der Begriff eines Bundesftaates vom allgemein itaatsrechtlichen Standpunkte ein Unding 
fei, wird bekanntlich in fcharffinniger Weife von M. v. Seydel vertreten. 

2) Art. 76 f. der R.Verf. 

N Art. 19 der R. Verf. 

) Dal. LZabanda. a. O, I. ©. 89. Tort find die Gegner zitirt. 

9 ©. Labanda. a. DO.,L. S. 89. Dagegen Triepela. a. D, 65.1 

6) Vgl. Triepela. a. O. S. 105, 
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ein Internum des Einzeljtaates. Wer Thronfolger oder Regent wird, ift dem 
Rechte nad) dem Reiche gleichgiltig ; denn das Reich beiteht aus Staaten; der 
Throninhaber oder der Segen fungirt nur als Vertreter dieſes Staates, wie 
er Vertreter ward, geht das Neich nicht? an. Es hat nur darauf zu jehen, 
daß der Staat reichsverfafjungsgemäß überhaupt vertreten jei. Hätte das Reich 
in dieſen wichtigjten ragen des Gliedſtaats das entjcheidende Wort, jo würden 
auch die Anhänger der Bundesjtaatstheorie jich vergeblich bemühen, noch) etwas 
wie Souveränität des Einzeljtaates im Reiche zu entdeden.') 

Damit ift über eine Frage entjchieden, die unter der Autorität Paul 
Laband'3 Anhänger gefunden hat. Es darf, meine ich, wenn der Bundes: 
rath die Legitimation feiner Mitglieder zu prüfen hat, ihm damit nicht das 
Recht zugejchrieben werden, über die Berechtigung des Legitimirenden, aljo 
auch etwa über die Frage, ob der beftellte Negent der richtige Regent ei, zu 
entjcheiden.?) Hätte man dem Neiche dies weitgehende Recht zujchreiben wollen, 
jo hätte man ficher nicht dieje unverfängliche Zorm gewählt. Es nimmt fich, 
afzeptirt man die Anficht Laband's, die aus, als jeien die übrigen Staaten, 
die nicht auf ihre Souveränität verzichten wollten, von Preußen überlijtet 
worden mit diefem harmlos flingenden Sägchen. Wie es dem Nechte nach dem 
Reich gleichgiltig ift, ob der Bevollmächtigte jeine Stimme nach Inſtruktion 
abgibt oder nicht, — fie gilt in beiden Fällen — jo kann es ihm auch gleich- 
giltig jein, ob er von der berechtigten Staatsgewalt legitimirt ijt, wenn er nur 
legitimirt ift von einem Träger der Staatögewalt, der fich in deren Belig im 
Gliedſtaate befindet oder von diefem anerkannt iſt Mit der Laband’jchen 
Analogie von Vollmacht und Auftrag ift jeine Anjicht nicht ausreichend ges 
ſtützt; danach dürfte eben auch die nicht inftruirte aber als injtruirt abgegebene 
Stimme eined Bundesrathsbevollmächtigten nicht gezählt werden. 

Die Nechte des Neichs find zudem durch die Artikel 19, 76 f. der Reichs: 
verfafjung hinreichend wahrgenommen; it in der That der Monarch in einem 
Sliedjtaate unberechtigt in den Bejig der Staatsgewalt gefommen, jo hat mit 
Recht das Reich nur dann, „wenn Diejer Staat jeine verfaffungsmäßigen 
Bundespflichten nicht erfüllt“ (Art. 19), ungerufen gegen ihn vorzugehen, iſt 
er aber wirklich unberechtigt, erfüllt jedoch jeine Bundespflichten, jo wird der 
Berechtigte wahrlich nicht das ihm in Art. 76 f. gegebene Mittel, die Entjchei: 
dung des Bundesraths anzurufen, verjchmähen. 

Dies Alles gilt für die Berechtigung des Thronfolgers ebenjo, wie für 
die des Regenten. Denn iſt auch der regierungsunfähige Monarch Mitträger 
der Neichögewalt, jo injtruit doch der Regent wie er will den Bundesraths: 
bevollmächtigten, und wird diejer nicht zugelafjen, weil der Negent zur Legi— 
timationgertheilung nicht befugt jei, jo it auch hier das Necht des Glied: 
ſtaates im Reiche jujpendirt. Dem Reichsverweſer ijt damit die Ausübung eines 
der wichtigſten Rechte des verhinderten Monarchen entzugen, dejjen Negierungs: 
unfähigfeit vollkommen zu erjegen er berufen it. 

Die hier erörterten Fragen find bereitS mehrfach praftijch geworden; zu— 
erſt bei Eintritt einer Negentichaft in Braunjchweig. 

Man nahm an, daß der Herzog von Cumberland, der rechtmähige Nach: 


’) Allerdings bat fich der Bodin’fche Begriff der Souveränität bei den Anhängern 
diefer Theorie in einer Weiſe verflüchtigt, daß er nicht recht faßbar mehr ift. 

?) Gleiher Anfiht M. v. Seydel, Stommentar a. a. D., ©. 133, a. M. Laband 
a. a. D.,L,S. 228, Born a. a. O., L, S. 158, und die dort Bitirten. 
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jolger Herzog Wilhelm’s von Braunjchweig, an der Regierung deshalb ver- 
hindert jei, weil er 

1. das Reich nicht anerfenne, 

2. Unjprüche auf ein jeinen Vorfahren von Preußen nach Kriegsrecht 
tweggenommenes Land, Hannover, erhebe. 

Ob die Thatjachen zur Annahme diefer Anfichten des Herzogs ausreichen, 
mag dahingejtellt bleiben; jedenfall8 it die Nichtanerfennung des Neichs als 
Grund der Regierungsunfähigfeit eines Landesherrn des Glieditaates ſonſt 
unerhört. Hierin jtimmen Hande') und Beters?) bei. Anderer Anficht 
jind fie in Betreff der Wirkſamkeit des Gejeges, die provijorijche Ordnung der 
Negierungsverhältniffe in Braunjchweig betreffend, vom 16. Februar 1879, 
nach welchem die Einjegung einer Regentſchaft gerechtfertigt jein jol. Auch 
diejes jagt fein Wort von jenem jpeziellen Grund der Regierungsunfäbigfeit, 
es fpricht lediglich von der Einjegung einer Regentichaft für den ‚Fall, daß der 
Thronfolger „irgendwie“ verhindert jein jollte. Wenn es nun fejtiteht, daß den 
Motiven eines Gejeges, die allerdings auf Beſeitigung des Herzogs von Cum: 
berland abzielten, feine autoritative Bedeutung zufommt, wenn ferner aus dem 
Geſetz felbit nicht erhellt, daß es ein privilegium odiosum jein will, jondern 
vielmehr, daß es eine generelle Negelung bezwedt®), dann fann dies „irgend- 
wie“ verhindert nur im Sinne des gemeinen deutjchen Staatsrecht3 verjtanden 
werden. In diejem ijt aber von dem vorliegenden Grund der Negierungsun- 
fähigfeit nirgends die Rede; Analoga jind nicht zu finden. 

Noch zweifelhafter erjcheint der auf Preußens Antrag gefabte Bundesraths- 
beſchluß vom 21. Mai 1885. Man hätte ald Rechtsgrund der richterlichen Thätig— 
feit des Bundesraths an Art. 76, 2 denken können, obwohl auch diejer nicht zus 
trifft; daß man ſich aber auf Abj. 1 diejes Artifels berief, iſt unverftändlich. 
Es heißt hier: 

„Streitigfeiten zwiſchen verjchiedenen Bundesstaaten, jofern diejelben nicht 
privatrechtlicher Natur und daher von den fompetenten Gerichtsbehörden zu 
entjcheiden find, werden auf Anrufen des einen Theile® von dem Bundesrathe 
erledigt.“ 

Wo in aller Welt liegt denn ein Streit zwischen Bundesstaaten vor! Iſt 
denn der Herzog von Cumberland ein Bundesjtaat? Man hat gejagt, ein 
jolcher Streit würde vorliegen, wenn der Herzog zur Negierung käme und 
dann noch an feinen Anjprüchen gegen Preußen fejthielte. Doch dies fann nicht 
erwiejen werden, weil der Herzog nicht zur Regierung gefommen it. Aber 
jelbjt wäre es der Fall, jo könnte zwar der Bundesrath enticheiden, jedod) 
nur über die res litigiosa. Er hätte darüber zu entjcheiden, ob ein Anſpruch 
des Herzogs auf Hannover bejtehe oder nicht. Doch darüber entjcheidet er 
nicht, jondern über die Negierungsunfähigfeit des Herzogs. Gewiß, eine jelt: 
jame Abart der „Erledigung“ ! 

Auch in dem andern praftiich gewordenen Falle der Einmifchung des 
Reichs in Fragen der Negentjchaft im Einzelftaate, dem Fall der Regentichaft 
in Lippe, der bereits eine eigene Literatur hervorgerufen hat, und in welchem 
trotz Spruch des Austrägalgerichts noch von einer Entjcheidung durch den 


) Handea.a.D, S. 22. 
) Betersa.a. O. ©. 21. 
3) Vgl. Dtto bei Marquardien a. a. DO. ©. 109, 3b. II, 1. 
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Bundesrath die Rede ift, jpielt wohl mehr die Politik als das Necht die ent- 
icheidende Rolle. Die Art. 76 f. erjcheinen jedenfalls nicht anwendbar. 


Im Neiche jelbjt iſt eine Regentſchaft unmöglich; denn der Kaiſer ift 
als jolcher nicht Monarch. Dennoch find aber die Verhältnifie bei Regierungs- 
unfähigfeit des Kaiſers als jolchen denen bei Regierungsunfähigfeit eines Mo— 
narchen jo ähnlich, daß hier einige Worte darüber gejagt werden müſſen. 


Die Krone Preußen hat ein Necht auf Ausübung der deutjchen Kaijer- 
rechte, die mit ihr untrennbar verbunden find. Sie jind nur ein Afzefjorium 
derjelben, und es richtet jich daher nad) den Beitimmungen des preußischen 
Staatsrechts, wer zu ihrer Ausübung berufen jein ſoll. Dies iſt beftritten im 
Falle einer Negentjchaft. Anderer Anficht als der hier vertretenen und 
der gemeinen Meinung entjprechenden find v. Rönne!), Auerbach“) und 
v. Mopl’); Auerbach deshalb, weil er der Redaftionsänderung des Art. 
11 aus: „das Präfidium des Bundes jteht der Krone Preußen zu . . .“ 
in „das Rräfidium des Bundes ſteht dem Könige von Preußen zu, welcher 
den "Namen deutjcher Kaijer führt”, eine materielle Bedeutung injofern zu— 
ihreibt, als an Stelle des Wortes „Krone“ des „König“ getreten iſt.) Er 
meint daher, daß das Präfidium des Bundes dem Könige nur zujtehe, nicht 
dem Negenten; er jpricht jich aber nicht darüber aus, was im Falle der Ne: 
gierungsunfähigfeit des Königs erfolgen joll und bedenft nicht, daß auch da, 
wo von Regentſchaft nicht in der Verfafjung oder Hausgejegen die Rede iſt, 
die gejammte Negierungsgewalt des König durch einen Vertreter ausgeübt 
werden muß; dies ift aber im Falle der Negierungsunfäbhigfeit des Monarchen 
der Regent. Eines der Regierungsrechte des —— Königs iſt das Prä— 
ſidialrecht im Reiche; ſoll dieſes nicht vom Regenten ausgeübt werden, ſo be— 
darf es dazu einer ausdrüdlichen Beitimmung der Verfaſſung, da der Regent 
begrifflich Die ganze Negierungsgewalt de3 Monarchen ausübt;') die Negie- 
rungsgewalt des Monarchen und die des Staates ijt die gleiche dann, wenn 
der Staat fie dem Monarchen überträgt. Das der Krone Preußen zuftehende 
Recht ift das Recht des Königs von Preußen und damit das des Negenten 
in diefem Falle, da nur diejem e8 von Preußen übertragen werden fann. Die 
Krone Preußen kann es ja doch nur durch ihre verfafjungsmäßigen Organe 
ausüben. 


Die Abficht der mahgebenden Organe war m lediglich auf eine redaf- 
ttonelle Aenderung gerichtet; man jegte jtatt „. - - Iteht der Krone Preußen 
zu...“ „steht dem Könige von Preußen zu“, um bejjer den NRelativjat 
„welcher den Namen deutjcher Kaiſer führt“ anbringen zu können; allerdings 
war es ja nicht — — die Aufnahme des Präſidialtitels gerade in einem 
Relativjag auszudrüden. Das dies jich gerade bejonders vortrefflich gemacht 
habe, wird ich nicht behaupten lafjen; es fann daher dies Argument mehr die 
hier vertretene Anficht erflären als begründen. (Deshalb ijt oben eine andere 
Begründung verjucht worden.) Jedenfalls muß die Begründung der Gegner, 


) v. Rönne, Staatsrecht des Deutichen Reiches, ©. 225 f. (nicht mehr in der neuen 

Auflage von Zorn). 
) Auerbad a. a. O. ©. 106. 

a v. Mohl, Staatsredht S. 284 f. 

*) Bgl. über dieje Kontroverje v. Nirhenheima.a. D., S.118 ff, Hancke a. a. O. 
5.48 f, Peters aa. D., ©. 76 f. 

) ©. preuß. Verf. Urk., Art. 58: „Der Regent übt die dem Könige zuftehende Gemalt 
in deilen Namen aus“, 
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aus lediglich — das jteht feſt — in der Abficht einer Redaktion vorgenom— 
menen geringfügigen Wenderungen Fragen von folcher Tragweite zu entjcheiden, 
höchſt bedenklich erjcheinen. 

Neue Gründe gegen die hier vertretene Anficht werden von v. Mohl und 
in ganz gleicher Weije jpäter von v. Rönne geltend gemacht.') Es wird be- 
hauptet, es jei unzuläjfig, daß die preußischen Kammern, wie dies bei An- 
erfennung der Nothwendigfeit einer Regentichaft gejchehen müßte, mit Wirk— 
jamfeit für das Reich Berchlüfje fallen. Dies fteht aber mit der Natur der 
Bräfidialrechte durchaus nicht im Widerjpruch. Iſt einmal das Recht auf das 
Prafidium ein Recht der Krone Preußen und mit diejer der ganzen Natur des 
deutjchen Neiches untrennbar verbunden, jo ift mangel3 jeder andern Beitim- 
mung es ein Internum Preußens, wen es zur Ausübung jeiner Nechte beruft.) 
Auch faßt der preußifche Landtag nicht den Bejchluß, der X foll Negent des 
Reiches fein; jondern der X joll Regent von Preußen jein’); auf Grund der 
Reichsverfafjung ift dann der bejtimmte preußische Negent „Regent“ des Reiche. 

Daß dieſem „Regenten“ im Weiche nicht der faijerlihe Titel und Die 
übrigen Majeftätsrechte zufommen würden, ergibt ſich analog aus jeiner 
Stellung im Landesjtaatsredht.*) 


Bpeil 11. 
Die Vertretung des Stantsoherhanptes im engeren Sinne. 


Abſchnitt I. 
Die Grundlagen. 
89. 

Begriff und Weſen. 


Vertretung des Staat8oberhauptes im weiteren Sinne umfaßt mehr als 
Negentichaft. Sie umfaßt auch die Vertretung im engeren Sinne, gewöhnlic) 
“ Stellvertretung genannt. Nur dieje beiden Arten einer ftaatsrechtlichen Ver: 
tretung des Staatsoberhauptes gibt es. Alle anderen Begriffe einer Vertretung 
des Staatsoberhaupts, wiez. B. Vizekönigthum, Mitregentichaft und Reichsvifariat 
find Mischlinge diefer ; auch fie find nur Vertretung im engeren und im weiteren 
Sinne. Damit ift bereits eine negative Begriffsbeitimmung der Vertretung im 
engeren Sinne zu gewinnen: fie iſt diejenige Vertretung des Staatsoberhaupts 
im weiteren Sinne, die nicht Negentichaft iſt. Allerdings ift damit über den 
Inhalt des Begriffs wenig gejagt. Eine pofitive Beitimmung wird nothiwendig. 
Der Begriff der Stellvertretung wird vor Allem durch eine Gegenüberjtellung 
des Begriffs der Negentjchaft far. Negentjchaft ift die präjumtiv uns 
bejchränfte Ausübung der Gejammtheit der monarchiſchen 
Rechte nad eigenem Villen und Necht an Stelle des regierungs- 





) Ihnen haben ſich angeichlofien v. Desfeld a. a. O, S. O ff, Pözl, das bayer. 
Verfaliungsrecht 1872, S. 106; ihnen ſteht die gemeine Meinung gegenüber. v. Seydel, 
Ar Thudihum, Held, NRiedel, Zorn, v. Kirhenbeim, Hande, 
Peters. 

Val. bier auch v. Seydel, Kommentar, S. 154 ff. 

) Dies iſt natürlich der Fall nur bei fpezieller Berufung; generell wird der Regent 
als Regent in Preußen ebenfalls auf Grund der Verfaſſung berufen und die Kammern 
konſtatiren nur die — ie des Eintritts einer Regentſchaft. 

S. o. S. 320, 
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unfähigen Monarchen fraft Berufung durd Gejeg'), Stellver- 
tretung iſt die präjumtiv bejchränfte Ausübung monardijcher 
Rechte nah dem Willen des verhinderten, regierungsfähigen’) 
Monarchen kraft dejjen jtaatsrechtlihen Auftrags und Vollmadt. 
Während der Negentichaft gibt es feinen Willen des Königs im Staate, an 
Stelle jeines Willens tritt der des Regenten. Die Regentſchaft ift 
eine Vertretung im Willen.’) Anders die Stellvertretung. Der Wille 
des Monarchen ruft ſie erjt hervor, nach jeinem Willen joll fie geführt werden 
und der Monarchenwille greit jelbjt ein, wenn es ihm beliebt: die Stell: 
vertretung iſt eine Vertretung in der Erflärung. Während der 
Negentjchaft ift der Wille des Negenten der entjcheidende im Staate, während 
der Stellvertreter im Falle der Bertretung im engeren Sinne nur den des 
Monarchen ausdrüdt. 


Dies ift der im Wejen des Injtitutes begründete Unterjchied. Er fommt 
meines Erachtens nirgends bisher Har zum Ausdrud. v. Kirchenheim‘) 
fommt zuerjt auf ihn zu jprechen, aber er verwiſcht ihm wieder, wenn er jagt: 
„Das Charafteriftiiche ijt m. E., daß eine Stellvertretung in die Regierung 
al3 Ganzes unmöglich ist... das joll heißen, daß der Stellvertreter den 
Monarchen in allen einzelnen Rechten, jofern fie eben einzelne find, nicht das 
ganze Staatsleben als jolches erfaſſen, vertreten kann, aber nicht in ihrer 
Geſammtheit“. Dies it, wie Brie) bemerkt, fein Unterjchied, Jondern vielmehr ⸗ 
dasſelbe. Nicht auf die Zahl der Rechte oder ihren Umfang 
fommt es an, will man Regentſchaft und Stellvertretung unter— 
ſcheiden, jondern auf die Art der Ausübung. Würden beide, Regent 
und Stellvertreter, gleiche Rechte, nämlich beide die Gejamtheit der monarchijchen 
Negierungsrechte auszuüben haben, jo wäre das Necht des Regenten doch etwas 
Anderes, al3 das des GStellvertreterd; denn der Negent würde die Rechte 
des Monarchen ausüben wie er will, der Vertreter darf fie nur ausüben wie 
der Monarch will, und er Handelt nicht rechtswirkfiam, wenn er auch nur 
gegen den präjumtiven Willen des Monarchen, dejjen „Intentionen” handelt. 
Der Regent ijt ein Mittel der Regierung des Staates, der 
Stellvertreter ein Mittel der Regierung des Fürjten. 


Auch die Stellvertretung it deshalb nothiwendig im Wejen der Monarchie 
begründet. Der Monard) iſt derjenige Menjch im Staate, der den höchiten 
Willen hat; zur Durchjegung diejes Willens bedarf er der Organe; nicht Alles 
fann jeine Berjon durchjegen, was jein Wille durchgeführt Ns will. Die 
Diener jeines Willens verfünden ihm und führen ihn aus. Zu ihnen gehört 
der Stellvertreter. Er ijt im Grunde nichts als der höchite Beamte.®) 


) Es wird hierbei von der Nusnahme der Wahl durch den Landtag abgeiehen; Geſetz 
wird hierbei der regelmäßigen Berufung eines Megenten entiprechend im engeren Sinne 
verstanden. Eine Verfügung ift dagegen der Rechtsgrund der Berufung eines Stellvertreters. 

) Oder doch nur ganz vorübergehend unfähigen Monarchen, deſſen Wille immer 
erfennbar jein muß. 

) Tie Regentſchaft tritt ein, wenn überhaupt fein Monarchenwille vorhanden ift, die 
Vertretung erit durch den Monarchenmwillen. 

) v. Kirchenheim a. a. O. S. 58 f. G. Meyer a. a. O, ©. 247, ſieht den Unter 
ſchied vor Allem in der Art der Beitellung. 

5) Brie in feiner Rritit v. Kirchenheim's Negentichaft a. a. O., dennoch wie v. 
Kirhenheim aud v. Marti bei v. Holtendorfa.a. O. ©. 326. 

9 Selbitverftändlidy nicht im Sinne des Reichsbeamtengefeges oder eines Landrechts, 
fondern jeiner innerlihen Natur nad). 

Annalen des Deusigen Reis. 1900, 28 
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Deshalb ijt die Vertretung des Monarchen jo alt wie die Monarchie. 
Ihre Gejchichte it aber ohne weitere Bedeutung für das geltende Recht. Die 
Erijtenz eines praefeetus praetorio, eines Grafen (garavo) der missi domi- 
niei, des Neferendars und Pfalzgrafen, des Bizedominus, der vicarii im- 
peratoris und die vielfachen Vertretungen der Landesfürften') beweijen nur, 
dab es feine uns näher befannte Zeit der Gejchichte gegeben hat, in der man 
eine Stellvertretung für unzuläjfig gehalten hätte, 


$ 10. 
Die Frage der Zuläfjigfeit der Stellvertretung. 


Heute wird die Zuläjfigfeit der Stellvertretung beftritten; nur da, wo 
die Berfaffungen fie ausdrüdlich gewähren ?), halten fie v. Nönne, ©. Meyer, 
Raster, Fricker, Oesfeld und Hänel „far ‚möglich. G. Meyer 
begründet jeine Anjicht damit, dab er jagt): „Diejenigen Rechte, die dem 
Monarchen durch die Verjaffung zur perjönlichen Ausübung übertragen jind, 
fünnen nur auf Grund einer verfaſſungsmäßigen Beitimmung auf eine andere 
Perjon übergehen‘. Dem gegenüber muß betont werden, daß die Verfafjung 
auf den Monarchen überhaupt feine Rechte überträgt. Der Monard) hatte 
jeine Rechte ſchon vor der Verfaſſung, die Verfaſſung bejchränft fie nur. Es 
fann auch feine Nede davon fein und ift nirgends die Nede davon, da dieje 
Nechte durch die Perjon des Monarchen ausgeübt werden müßten. Darauf 
fommt eg nicht an, das Entjcheidende ift, nach weſſen Willen fie ausgeübt 
werden: der Monarch will und fpricht diefen Willen verfaffungsmäßig dahin 
aus, dal das Heer mobil gemacht werde, er erläßt nicht an den Hinz oder 
Kunz, die er überhaupt nicht fennt, die Einberufungsordre. Der Stellvertreter 
aber ift nur das Mittel der Willenserklärung des Fürſten, der Fürjt handelt, 
regiert durch ihn. Es iſt nicht, wie G. Meyer meint, von einem Ueber: 
gang von Rechten, fondern nur von der Uebertragung der Ausübung derjelben 
nach dem Willen des Monarchen die Nede.*) | 

Damit wird zugleich der Anficht Fricker's) entgegengetreten. Nach 
ihm ift Stellvertretung da unzuläffig, wo die Verfaſſung nur von Regentjchaft 
ipriht. Es ſoll Hier nah Fricker Niemand in der Monarchie regieren als 
der Monarch und der Neichsverweier. Bei Stellvertretung regiert ja der 
Monarch! Es ift nach der Argumentation Frider’s zudem fraglich, wer 
an Stelle des regierungsunfähigen Königs da regieren joll, wo die Verfaflungen 
nichts von Regentſchaft enthalten. Nach rider fünnte nur der Monarch 
regieren; dennoch tritt auch nach ihm dort Negentjchaft ein. Ebenſo braucht 
da, wo die Verfaſſungen nicht von Stellvertretung reden, dieſe nicht unzu— 
fällig zu jein; Die Regentſchaft kann die Stellvertretung jedenfalls nicht 
erjegen. 


) Pal. Mofer, perlönl. StR. IL, ©. 63, in dieſem ——— die Fälle in 
Baden 1852 und Preußen 1857 und 1878 (vgl. v. Martißa.a. 825). 

2 Dies ift - Hal in Bayern Verf. Tit. IS 9 u. 11), en Derf. 89), Olden⸗ 

burg G. Geſ. 81 
G. Mey a. a. O., 247. 

Die * vertretene fiat daß Stellvertretung auch ohne ausdrüdliche Beitimmung 
der Verfaſſung zuläſſig ſei, theilen:; Mittnacht aa. O, 5. 228, v. Kirchen heim 
a. a. I © 58 ff, Hancke a. aD, ©. 66, De a. DS. 84ff., v. Gerber 
aa.D. 838, Nr.7, 9.0. Schulze, Mreuß. StR. I., Sm u.a. bei ©. Meyer, S. 47. 

) Jrider a. a. DO. S. 266. 
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Einen anderen Grund macht außerdem noch v. Rönne!) geltend. Ihm 
tolgen Zasfer?), v. Desfeld°’) und der Verfaſſer des anonymen Artikels 
bei yon ). Es wird die Unzuläffigkeit einer Stellvertretung gefolgert aus 
dem Begriff der dauernden Verhinderung. v.Rönne geht von der preußijchen 

Verfajjung aus: „Eben daraus,” jagte er, daß die preußiiche Verfaſſungs— 
urfunde gar feine Vorjchriften über eine vorübergehende Stellvertretung des 
Königs ertheilt, fann gefolgert werden, daß im Sinne der Verfafjungsurfunde 
als dauernd jede Verhinderung anzujehen ijt, die überhaupt eine Stellvertretung 
nöthig macht.“ 

In diefen Worten wird zumächjt der bereit von rider geltend gemachte 
Grund angeführt. Es ijt auf der vorhergehenden Seite verjucht worden, ihn zu 
widerlegen. Wenn aber weiter der Begriff der Dauer herangezogen wird, jo 
muß bemerft werden, daß mit diefem Begriff für die Jurisprudenz nichts 
anzufangen tjt°), und daß er ferner nicht den Nechtsgrund des Eintritt einer 
Stellvertretung im engeren Sinne bildet.) Nicht eine Verhinderung oder vor: 
übergehende Berhinderung iſt dies, jondern lediglich der in verfafjungsmäßiger 
Form erflärte Wille des Monarchen. Dejjen Motiv fann eme jpätere voraus- 
ſichtliche Verhinderung fein, welche nicht Regierungsunfähigfeit bedeutet. Der 
Monarch hat das Recht und die Pflicht?) zu regieren) und da, wo eine 
Regentjchaft nicht zuläſſig it, weil feine Negierungsunfähigfeit des Fürften 
vorliegt, wird er Diejer lich gerecht, wenn er durch einen Vertreter regiert. 
Vie ein anderer Menjch bedarf auch der Monarch der Erholung; warum ihm 
dieje nicht gewährt werden und jofort, wenn er die Erledigung der anjtrengen: 
den Regierungsgeichäfte unterläßt, jein weiteres Eingreifen durch eine Regent— 
ihaft jujpendirt werden joll, ijt nicht einzujehen. Allerdings erfordert v. 
Rönne nur eine Negentichaft bei Eintritt der Nothwendigfeit einer Vertretung 
überhaupt; wenn er aber jagt, daß es genüge, im Falle einer Verhinderung 
das Minifterium mit erweiterten VBollmachten wirken zu lajjen, jo gibt er 
bereit! damit die Zuläfjigfeit einer Stellvertretung zu; denn gerade nad) 
v. Rönne ift jede Verhinderung eine dauernde und macht die Einjegung der 
Regentſchaft nöthig. Man hat über den Begriff der Dauer hartnädig ge 
ftritten und ihn zum Ausgangspunfte der Unterjcheidung, ob Gtellvertretung 
oder Megentjchaft einzutreten habe, gemacht. Aber die meiften Gründe der 
Regierungsunfähigfeit haben mit Dauer nichts zu thun; es it gleichgiltig, wie 
lange der Monarch minderjährig it, ich fittlihe Mängel oder rechtstwidriges 
Verhalten bei ihm zeigen, Negentichaft it doch begründet; es iſt ferner gleich: 
giltig, wie lange eine Krankheit, welche freie Willensbildung und Vermittlung 
nicht ausjchließt, oder eine gleiche Abweſenheit dauert, Negentjchaft kann hier 


Ya.a. DO, Bd. I, $51, ©. 187. 3. Aufl. 

aa. O. ©. 76 ff. 

RNa. a. Q. 6. 15. J 
)a.a. O. S. 445 ff. Der Artilel beit Haym iſt eigentlich kaum von rechtsmillen: 


Ihaftlihem Werth. Er ift eine politifche Tendenzichrift. Ein Schriftiteller, der den von den 
Gegnern vorgebrachten rechtshiftoriichen und auf Gemohnbeitsrecht fuhenden Einwänden 
gegenüber allen Ernites von der „Romantik des ungeichriebenen Rechts“ verächtlich ſpricht 
als einer überwundenen Anſchauung der Verehrer „der mondbeglänzten Zaubernacht“, kann 
als Juriſt wohl nicht ernft genommen werden. 

2 ©. oben ©. 308. 

S. oben ©. 339, unten S. 342. 

) &. Gerber a. a. D., ©. 101. 

* Sonft ſoll er abdanten. 
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doch nicht eintreten. Ob Geiftesfrankheit, bei der allein der Begriff ausjchlag- 
gebend werden und bei „dauernder“ Verhinderung zur Negentichaft, bei jeder 
anderen Verhinderung zur Stellvertretung nur führen könnte, hier Dies oder 
jenes fein wird, hängt in Wirflichfeit gleichfall8 mehr von der Art als der 
Zeit der Krankheit ab’). Ob hier eine Negentichaft eintreten ſoll oder nicht, 
unterliegt und muß hier unterliegen der Entjcheidung der Volfsvertretung, die 
ji) auf ärztliche Gutachten jtüßen wird. Auch hier wie im Zivilprozeß bedarf 
e3 einer freien richterlichen Beweiswürdigung. 

Würden endlich auch die von Gegnerjeite angeführten Gründe gegen Zus 
fäjligfeit einer Vertretung zutreffen, jo wäre dennoch eine gewohnheitsrechtliche 
Bildung anzunehmen bei der Anzahl der Fälle, in denen zu verjchiedenen Zeiten 
Stellvertretung eingejegt worden ijt?). 


Abſchnitt LI. 
Das geltende Recht der Dertretung des Staatsoberhauptes 
im Einzelnen. 
a 11; 
Die Entftehung der Stellvertretung. 

Daß eine Stellvertretung zuläſſig ift, it damit entjchieden, es fragt fich 
jegt: warn ift jie zuläjfig, was find die Vorausfegungen ihres Eintritts. 

Auch hier treffen mir den Begriff der Dauer wieder. Es wird gejagt: 
ijt die Verhinderung des Monarchen eine dauernde, jo- tritt Negentichaft, iſt 
jie eine vorübergehende, jo tritt Stellvertretung ein. Es ijt bereits ausgeführt, 
daß mit diefer Unterjcheidung nichts anzufangen ift. Wohl ift die Verhinde- 
rung des Monarchen materieller Rechtsgrund des Eintritt? einer Negentjchaft, 
wenn dieje Verhinderung Negierungsunfähigfeit ift, der Rechtsgrund des Ein: 
tritts einer Stellvertretung ijt aber Berhinderung des Fürjten nicht. Der 
Fürſt kann einen Stellvertreter einjegen, wenn er nicht verhindert ift, und ijt 
er jo verhindert, daß er regierungsunfähig it, jo kann er feinen Stellvertreter 
einjegen. Wo nicht Negierungsunfähigfeit des Fürſten vorliegt, fann eine 
Stellvertretung eingejegt werden, die Negentjchaft mit ihren Gefahren darf 
nur eingejegt werden, wenn jie eingejegt werden muß. Die Vertretung im 
engeren Sinne dagegen ijt nie nothivendig, ſie ift möglich. Denn, wenn es 
einen Willen des Monarchen nicht mehr gibt, und jeine Intentionen nicht mehr 
erfennbar find, jo ift der Monarch regierungsunfähig. Auf die Fähigkeit einer 
Willensbildung und Vermittlung iſt überall das entjcheidende Gewicht bei Be: 
antwortung der frage, ob Negierungsfähigfeit oder Negierungsunfähigfeit vor— 
liege, zu legen. Daß Stellvertretung nicht zur masfirten Regentjchaft werde, 
dafür zu jorgen ift Sache derjenigen, denen im Falle des Eintritt3 einer Re— 
gentjchaft die Initiative zu ergreifen obliegt. Negierungsunfähigfeit erfordert 
Negentjchaft, Regierungsunfähigfeit it in der That der einzige, rechtlich er- 
bebliche VBerhinderungsgrund des Fürſten. Der Grund des Eintritt3 einer 
Stellvertretung ift nicht Verhinderung, fie it allein begründet im Willen des 
Fürſten. Der Wille des Monarchen, daß eine Stellvertretung ftattfinden jolle, 
ijt der einzige Grund des EintrittS einer jolchen. 

') Eine nähere Beitimmung verfucht hier der ruſſiſche Svod, f. Darefte, II, S.249. 

) Dafür fcheint fih auh G. Meyer a. a. O. der ſonſt gegen Zuläfligkeit der Stell- 
vertretung ſich erklärt, zu enticheiden. Vgl. übrigens bereits das Yeugniß J. Moſer's, 
perjönl. Staatsrecht IL, $ 4, und die dort und bei v. Schulze, preuß. St-R. L, ©. 219, 
Beters a. a. D., ©. 86, angeführten Fälle. 
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Doch auch die bloße Willensäußerung des Monarchen genügt nicht, um 
rehtswirfjam eine Stellvertretung ins Leben zu rufen. Die Beitellung einer 
ſolchen ift zweifellos ein wichtiger Negierungsaft und bedarf daher der Kontra- 
fignatur'). Sie bedarf ald Vollmachtsertheilung ferner der Bekanntmachung. 
Diefe muß vom Könige jelbit ausgehen, ginge jie vom Stellvertreter aus, jo 
wäre fie bedeutungslos; denn aus dem Willen des Königs allein leitet jich 
die Befugniß des Stellvertreter® ab. Die Bekanntmachung hat denen gegen: 
über zu erfolgen, die dem Stellvertreter zu gehorchen verpflichtet werden jollen. 
Das Volk und die Beamten vor Allem müſſen wiljen, wem fie Gehorjam jeßt 
Ihuldig find. Doc fann m. E. die Unterlaffung der Bekanntmachung einen 
Mangel im Rechte des Stellvertreters nicht begründen, dagegen wohl die Unter: 
lajjung der Sontrafignatur. Denn die Bejtellung eines Stellvertreters ift ein 
Negierungsakt; Negierungsakt des Monarchen ift aber nur jeine fontrafignirte 
Willensäußerung. 

Der Monarch hat, wie das Recht, zu beitimmen, wenn ein Stellvertreter 
eintreten fol, aucd) das Recht zu bejtimmen, wer Stellvertreter jein ſoll!). 
lebt doch der Stellvertreter nur den Willen des Monarchen gemäß deſſen 
Recht aus. Won einer Amwartichaft auf Vertretung kann hier nicht die Rede 
fein. Es’muß daher als vollkommen zuläffig erachtet werden, eine Frau zu 
berufen oder auch ein Kollegium. Dies Lebtere widerjpricht nicht dem Prinzip 
der Monarchie, denn auch das Kollegium hat nicht nach Stimmenmehrheit, 
jondern nach dem Willen des Monarchen einzig umd allein zu entjcheiden. 
Nur regierungsunfähig darf der gewählte Stellvertreter nicht jein; jo wird 
man, wo von dem Monarchen die Zugehörigfeit zu einer bejtimmten Religion 
oder Konfeſſion erfordert iſt, dies auch vom Stellvertreter im Zweifel ver: 
langen müfjen. Mit Recht wird darauf hingewiejen, daß im Allgemeinen der 
nächfte Agnat bei Bejtellung einer Stellvertretung am erjten berücdjichtigt 
werden jollte. In Preußen ö er in den Fällen der Verhinderung des Königs 
1857/58 und 1878 ftet3 zum Stellvertreter ernannt worden. 

Die Uebernahme des Stellvertretungsauftrags iſt Staatsdienerpflicht. 
Auch in den Staaten, in denen über die Zuläffigfeit einer Stellvertretung 
überhaupt geitritten werden fann, hat fich der Beamte der Gejegesauslegung 
des Monarchen zu fügen. Eine Ausnahme wird man für dem richterlichen 
Beamten machen müfjen; diejer hat jein Amt als Richter wahrzunehmen, dem 
er nicht gegen feinen Willen entzogen werden darf?). Nur joweit ihm Ge— 
ihäfte der QJuftizverwaltung übertragen werden fünnen, ijt ein zwingender 
Auftrag des Monarchen hier gerechtfertigt. 


g 12. 


Die Rechtsſtellung des Vertreters. 

Das Recht des Vertreters folgt aus der Vollmacht und dem Auftrag des 
Monarchen. Nach dem Willen, der in diejen ſich ausjpricht, führt der Stell- 
vertreter die Regierungshandlungen aus. Er iſt an Inftruftionen und jogar 
mangel3 derjelben an die ihm befannten Intentionen des Monarchen gebunden. 
Fehlt ihm die Kenntniß derjelben, jo hat er nicht nach eigenem Gutdünfen zu 
entjcheiden, jondern jich beim Fürſten Naths zu erholen. Nur einen Vertreter 
mit dieſer Nechtsjtellung kann der Monarch fich ernennen, nicht fann er einem 


') So richtig zuerſt Mittnadt a. a. D., ©. 227. 
) Dies ift der zweifelloie Sinn der SS 6—8 des Gerichtsverfaflungsgefehes. 
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Andern feine Rechtsftellung jelbit übertragen, der Wille de3 Monarchen muB 
der oberjte bleiben im Staate, jolange diefer Wille überhaupt vorhanden it. 
Der Monarch muß Monarch bleiben oder abdanken, er fann nicht einen Andern 
zum Monarchen machen neben ji. Denn, wer an der Spitze des Staates 
zu jtehen hat, ift verfafjungsmäßig firirt und unterliegt daher nicht der freien 
Abänderung des Fürjten. 

Gibt es aber Nechte, die umlöslich an die Perſon des Monarchen 
gefnüpft find, jo gibt es Feine, deren Ausübung dem Fürſten perjönlich 
und allein kraft ausdrüdlicher Beftimmung der Verfaſſung vorbehalten 
wäre. Der Stellvertreter insbejondere fan jede8 Recht des Monarchen 
ausüben, verhilft er doch nur dem Willen jeines Fürften zur Durchführung. 
Deshalb künnen dem Stellvertreter auch die Rechte übertragen werden, welche 
die Verfaffungen dem Regenten abjprechen; denn Hinter dem Vertreter fteht 
die Autorität des Monarchen. Verleiht der Stellvertreter in Bayern Lehen 
oder in Württemberg einen Orden, jo handelt er nach dem Willen des Königs, 
anders wäre jeine Verfügung ungiltig. Dem Regenten ift dies Recht entzogen, 
damit er es nicht mißbraucht, um jich gute Freunde nur zu erwerben; denn 
er fann es ausüben, wie es ihm beliebt. Er fann den verdienftlojen Feinden 
des Monarchen Orden und Krongüter verleihen, um feine Macht zu jtärfen; 
der Stellvertreter in der Erklärung des Monarchenwillens kann dies nicht?). 
Pa er &8, jo ift jeine Handlung rechtsumvirfiam. Allein da, wo die Wer: 
fafjung ausdrüclich beftinmt, daß dem Stellvertreter nur die Ausübung der 
Nechte übertragen werden könnte, welche dem Regenten übertragen werden 
dürfen, iſt dieſe Beſchränkung anzunehmen ?). 

Aber dadurch unterjcheidet er jich auch hinfichtlich des Umfanges jeiner Rechte 
vom Negenten, daß für diejen die Präfumtion der Innehabung der gefammten 
Monarchengewalt jpricht, während der Stellvertreter die Rechte des Monarchen 
nur ausüben darf, jomweit fie ihm ausdrüdlich übertragen find. Doch wird es an- 
gezeigt jein, für Nothfälle auch dem Stellvertreter außerordentliche Befugnifje zu 
übertragen, jo dann, wenn eine Willensäußerung des Monarchen nothwendig ift, 
aber in der Eile, in der fie jich nothiwendig macht, nicht erlangt werden 
fann. Die Alternativen, die ſich andernfalld eröffnen, jind viel weniger an— 
nehmbar: es wird entweder der Vertreter ohne ein Necht dazu zum Handeln, 
das nachher vom Fürjten genehmigt, aber auch nicht genehmigt werden fann, 
getrieben, oder der Vertreter handelt in Rückſicht auf dieſe Schahr nicht und 
läßt Alles drunter und drüber gehen®): fiat iustitia, pereat mundus. 

Kann ferner de iure jedes Necht dem Stellvertreter zur Ausübung über: 
tragen werden, jo werden Zwecmäßigfeitsgründe doch fich dahin geltend machen, 
daß der Monarch jeine wichtigiten Rechte, wie die der Sanftion der Geſetze 
oder der Sriegserflärung nicht leicht einem Andern übertragen wird. So be 
ftand auch nach dem badischen Regentjchaftsgejetentwurfe von 1862 nur eine 
beichränfte Stellvertretung. 

Die Handlungen des Stellvertreter al3 jolchen find Regierungshand— 
(ungen, die daher der Gegenzeichnung eines Minijters bedürfen. Als Hand— 


AN. die gemeine Meinung (v. Seydel, bayer. St.-R., S. 506, v. Mohl Würt- 
temb. St. R. L., ©. 868, Gaupp b. Marquardfen, III, ©. 55, v. Sarmwey, Staats 
recht des Königreichs Württemberg, I., S. 73, Mittnadt a. a. O. ©. 288, Peters 
a. a. O., 5.89). Die vertretene Anficht tbeilt Sande, ©. 63. 

2, Dies iſt beitimmt in Oldenburg (Verf. $ 16). 

2) Vgl. v. Mohl, Württemb. St.R., ©. 308, 309 e. d. 
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[ungen in Vertretung des Monarchen bedürfen die Negierungshandlungen des 
Stellvertreters jelbitverjtändlich einer entiprechenden Form. Er erläßt feine 
Verfügungen u. j. w. „im Auftrage St. Majejtät .. .“, „im Allerhöchiten 
Auftrage”, „mit Vollmacht des Königs“, oder mit ähnlicher Formel. 

Die innerhalb der Vollmacht vorgenommene Regierungshandlung des Ber: 
treters bindet die Unterthanen und hat die Wirkung der Monarchenhandlung 
jelbjt, da jie kraft Willens des Monarchen im Grunde geihieht. Der dem 
Vertreter gewordene Auftrag ift immer mit Vollmacht verbunden; die von ihm 
vorgenommene Herricherhandlung hat als jolche Wirkun nach Innen dem 
Monarchen gegenüber, der ihre Giltigfeit anerfennen a nach Außen den 
Unterthanen gegenüber und damit in Folge der Eigenart ſtaatsrechtlicher Vers 
hältniſſe immer gegenüber dem Vertreter jelbit, da diejer Unterthan it. Es 
handelt bier der Bertreter i im Namen des Monarchen mit Wirkung für diejen, 
aber auch für ich jelbit. 

Der ganzen Rechtsſtellung des Stellvertreter entipricht es, daß er nicht 
das Recht der Unverantwortlichteit für fih in Anſpruch nehmen fann. Denn 
e3 bejteht ein höherer Wille im Staate, der des Monarchen; diefem verhilft 
der Stellvertreter gerade zur Durchführung. Nach deſſen Intentionen joll der 
Vertreter den ihm obliegenden Pflichten nachkommen; thut er es nicht, jo wird 
er fich verantworten müfjen. Beſtritten ijt der Umfang jeiner Verantwortlich: 
feit. Peters!) und v. Martig?) halten ihn für unverantwortlich, wenn er 
innerhalb jeiner Vollmacht handelt, denn „dieje Akte find dann jo aufzufaſſen, 
als ob fie vom Souverän ausgegangen wären.“ Dies kann meines Erachtens 
feine UInverantwortlichkeit des Vertreters begründen. Man kann nicht Namens 
eines Andern oder in Vertretung eines Andern delinquiren. Auch handelt der 
Stellvertreter nicht fraft bindenden Befehls, gejeßwidrige Handlungen darf er 
nicht vornehmen, auch wenn er dazu beauftragt it. Stellt der Monarch ein 
jolches Anfinnen, jo ſoll er von der Stellvertretung zurücktreten“). Der Stell: 
vertreter ijt zwar Werkzeug, aber nicht willenlojes Werkzeug des Monarchen *). 


Der Stellvertreter ift verantwortlich dem Könige, der Bolfsvertretung 
und den Gerichten. Die Verantwortlichkeit iſt eine rechtliche, wenn ſich an 
die rechtöwidrige Handlung des Vertreters Rechtsfolgen knüpfen, fie it eine 
politijche, wenn er die Zwedmäßigfeit jeiner Handlungen zu vertreten hat. 


Daß der Stellvertreter Normen verlegen kann, iſt zweifellos; er jteht 
unter dem Geſetz, bleibt Unterthan. Verletzt er eine Privatrechts- oder eine 
Strafrechtönorm, jo findet das regelmäßige Verfahren der Zivilprozeßordnung 
oder Strafprozehordnung gegen ihn ftatt. Iſt dem Stellvertreter jedoch die 
Inftruirung des Staatsanwalt überlafjen, jo wird nicht leicht ein Verfahren 
itattfinden ; und ift der Stellvertreter Mitglied des Königshauſes, jo findet 
nur das hausgejegliche Verfahren ftatt. Auch ericheint eine NRealifation einer 
Strafe von Seiten des Monarchen ausgejchlojjen, wenn der Stellvertreter zwar 
ohne Auftrag oder jogar gegen Auftrag handelt, aber fein jpezielles Geſetz 
dabei verlegt. Die Entlafjung des Stellvertreter aus jeinen Rechten und 


Peters a. a. O. S. 9 

N) v. Martitz a — 

Stölzle a. a. 8, ©. 3 — a. a. O., 

9 Auch die Gegenzeichnung nimmt dem Pertreter die — nicht ab. Sie 
hat nur zur Folge, daß noch der Minifter als Theilnehmer an der jtrafbaren Handlung 
eines Andern baftbar wird. (Val. Stölzle a. a. * S. 47 #., Bornhal, Preuß. St“. 
a. a. O. ©. 217, v. Seydel, bayer. — 1 . €. 506 u. f. f.) 
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Pflichten als ſolcher ſteht natürlich dem Monarchen ſtets frei. Man wird 
dies jedoch nicht als Strafe betrachten können, da es früher oder ſpäter auch 
ohne a des Stellvertreter doch eintreten fann. Der Landtag it ſtaats— 
rechtlich Kläger nur im Verfahren betr. die Minifterverantwortlichfeit, Ange— 
flagter diejes ganz fingulären Prozejjes ift nur der Minifter, auf den Stell- 
vertreter fann dies Berfahren daher nur Anwendung finden, wenn er aud) 
zugleich Minifter ift. 

Die perjönliche Nechtsftellung des Stellvertreter8 wird von jeinem Auf— 
trage nicht berührt, der Agnat bleibt Agnat als Stellvertreter, der Minijter 
Minifter. Majejtätsbeleidigung und auch Hochverrath find daher gegenüber dem 
Stellvertreter als jolchem wie gegenüber dem Negenten unmöglich. Lebteres 
ift auch nicht — wie Dort — de lege ferenda zu empfehlen. Der Staat wird durch 
den Wegfall des Stellvertreters nicht in jeinem inneren Bejtande gefährdet. 

8 13. 
Das Ende der Stellvertretung. 

Wie die ganze Nechtöjtellung des Vertreters, jo ift auch das Ende der 
Stellvertretung vom Willen des Monarchen abhängig. Zu jeder Zeit jteht 
dem Monarchen ein Widerruf des ertheilten Auftrages frei. Dagegen darf 
der Stellvertreter nicht zurücktreten, wenn er will, nachdem er einmal den Auf- 
trag übernommen hat. Wird ihm ein neuer Auftrag, deſſen Ausführung er 
nicht verantworten zu können glaubt, jo jteht ihm das Necht des Rücktritts 
m. E. zu. Anders jedoch, wenn er einen Auftrag übernahm. Tritt er hier 
zurücd, ehe er ihn ausgeführt oder doch das Seinige gethan hat, um ihn aus- 
zuführen, jo ijt jein Rücktritt zur Unzeit. Er kann daher ald gerechtfertigt 
nicht angejehen werden. Dies gilt auch dann, wenn ein Beamter Stellver- 
treter in Folge jeines Amtes wird. Durch Verzicht auf jein Amt kann er 
wohl die Uebernahme des Auftrags ablehnen, nicht aber nach erfolgter An- 
nahme dejjen Ausführung’). 

Anders als die Negentichaft erlischt die Vertretung mit diefem Rücktritt, 
fie endigt auch dur) Tod oder Unfähigwerden des Stellvertreter, ferner 
mit dem Tode des Vertretenen oder dem Eintritt der Negierungsunfähigfeit 
desjelben. Denn im leßteren Falle wird dann eine Regentſchaft nöthig. 

Der Widerruf bedarf allein einer Form: der Öffentlichen Bekanntmachung; 
doch wird er wohl auch wirkſam ohne dies; nur fann ſich dann der Dritte, 
der dem Befehl des Stellvertreterd in entjchuldbarer Unfenntniß des Widerrufs 
Folge geleijtet hat, auf jein Nichtwiffen berufen. Es muß dies, wie die Normen 
der Stellvertretung zumeiſt aus allgemeinen Rechtserwägungen geſchloſſen 
werden, da pojitive Beitimmungen fehlen. 

Der häufigen Unficherheit diefer Schlüffe, auf die fich ein großer Theil 
der Normen des Rechts der Stellvertretung und auch der Regentſchaft jtügt, 
durch wenige Sätze pofitiven Rechts abzuhelfen, erjcheint nach alledem dringend 
geboten. Gibt es doch auch Streitfälle des praftiichen Lebens auf dieſen Ge: 
bieten fait ebenjo viel, als es Negentichaften und Stellvertretungen gibt ; oft 
jpielte in ihnen die Politik die Rolle, die dem Rechte zufam, und vielleicht 
wird e3 auch hier, ehe es zur klaren gejeglichen Regelung fommt, noch manchmal 
heißen wie in den alten Zeiten der Franken: 

ubi vis — ibi ius. 


U M. Hancke a. a. O. Peters a. a. D. 
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VIII. Allgemeine Aeußerungsarten der Stantögewalt. 


Beim Ueberblide der mannigfaltigen Thätigfeiten, mittel® welcher die 
Staatögewalt ihre Zwecke erfüllt, ergibt jich für die ftaatsrechtliche Betrachtung 
das Bedürfniß, die Vielheit der Erjcheinungen unter Begriffe zufammen zu fafjen, 
je nach den gemeinfamen oder trennenden Merkmalen, welche fie aufweisen. 

Die Yeußerungen, in welchen der Wille de8 Trägers der Staatsgewalt 
den Staat3genofjen herrfchend gegenüber tritt, hat man ftet3 auf gewilje Haupt: 
fategorien zurüdgeführt. 

Wo die Staatögewalt unumfchränft in den Händen eines einzigen Inhabers 
rubt, da wird man die Slennzeichen, aus deren Wahrnehmung die Begriffs: 
bildung fich ergibt, faum anderswo zu fuchen veranlaßt fein, als in dem ſach— 
lichen Inhalte der ftaatlichen Willensäußerung. 

Man fann aber, wenn man von fachlihem Inhalte fpricht, an ein 
doppeltes denken. 

Man kann die Staatszwede im Auge haben, welche durch jene Willens» 

äußerungen verfolgt werden, wie Regelung des bürgerlichen Verkehrs, Rechts: 
ſchutz, Finanzververwaltung, Landesverwaltung 2c. 
Man kann indefien auch aus der Art des geäußerten ftaatlichen Willens, 
die gleichfalls dem Willensinhalte angehört, den Eintheilungsgrund hernehmen. 
Dann wird man als Weußerungsarten der Staatögewalt gegenüber den 
Beberrfchten die Anordnung von Rechtsfägen oder die Gefeßgebung und die 
Ausübung des Zwanges gegen Perfon oder Vermögen des Einzelnen erkennen. 
Diefe Neußerungsarten der Staatsgewalt künnen den verjchiedenften Staats- 
jweden dienen und doch von gemiljen einheitlichen Rechtsgrundſätzen beherricht 
jein. Man darf fie daher allgemeine Weußerungsarten der Staatsgewalt 
nennen, weil fie gleichmäßig zur alle Gebieten ſtaatlicher Thätigkeit zur Er- 
\heinung kommen. 

Wo die Staat3gewalt, wie im FFreiftaate, mittels einer Mehrzahl felbit: 
tändiger Organe geübt wird, oder wo, wie in der verfafjungsmäßigen Ein- 
berrichaft, der Herricher in Ausübung der Staatsgewalt ſich an die Einhaltung 
gewiffer Formen und an die Mitwirkung gewijjer Organe gebunden hat, da 
gewinnt die Form der Entſtehung und Erſcheinung ftaatlicher Willens: 
äußerungen Bedeutung. Man kann die Ausfcheidung der Letzteren auch nad 
der —— dieſer Form vornehmen. 

An ſich iſt es nicht unmöglich, daß die Eintheilung der ſtaatlichen Willens— 
alte nach dem formellen Geſichtspunkte das nämliche Ergebniß liefert, wie die 





) ”gl. „Annalen“ 1899 S. 177. Einige Ausführungen find bereits in meinem 
Bayer. Stantsrecht aufgenommen, 
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Eintheilung nach dem materiellen Geſichtspunkte, nach der Art des Willens. 
Es iſt dies dann der Fall, wenn jeder Art ſtaatlicher Willensakte eine be— 
ſtimmte Form entſpricht, die nur ihr zukömmt. 

Die Lehre von der Gemwaltentheilung') erweckt den Schein, als ſei in 
ihr der Einklang zwifchen formeller und materieller Unterjcheidung der ftaatlichen 
Willensafte hergeitellt. Hiernach iſt die gefeggebende Gewalt dem Parlament 
mit dem Könige, die richterliche Gewalt den Gerichten, die vollzichenbe Gewalt 
dem Könige allein zugewiefen. 

Würde der mirflihe Sachverhalt dem entjprechen, dann wäre der 
Schluß von der Form auf den Juhalt und umgekehrt in der That ein ver: 
fällige. Alles und nur das, was König und Parlament vereinbart haben, 
wäre Öejeß; jede Handlung des Gerichtes auch materiell ſtets eine richterliche; 
jeder Akt, den der König allein, ſei e3) perjünlich, jei es durch feine Organe, 
vornimmt, ein Alt der vollziehenden Gewalt. 


Uber jelbft angenommen, dieſer Einklang von Form und Inhalt ſei 
irgendwo vorhanden, immerhin bleiben Form und Inhalt zweierlei. Die 
Form bejtimmt, wie der Willensakt zur Entjtehung und wie er zur Erjcheinung 
fommt, nichts weiter; der Inhalt bejtimmt, wie der Willensakt wirt. Daß 
ein Gejeß als Geſetz d. h. als Anordnung eines Nechtsjages wirft, erklärt 
ſich nicht aus der Vereinbarung feines Inhaltes zwiſchen Krone umd Landtag, 
nicht aus feiner Beurkundung und Verkündung in Ddiejer oder jener Form; 
es erklärt fih nur aus der Art jtaatlihen Wollens, dem es Ausdrud gibt. 


Die Annahme indejien, daß Form und Inhalt der ftaatlichen Willensafte 
in nothiwendiger Wechjelbezichung ftehen, ift nirgends Wirklichkeit. Es gibt 
feinen Staat, in welchem die „Organe“ der Geſetzgebung nur mit der Schaff- 
ung von Nechtsjägen befaßt find, in welchem die Gerichte nur richten, in welchem 
die „vollziehende Gewalt“ mur vollzieht. Der Staat erträgt feine Schablonen. 
Die Rechtswiſſenſchaft mag und muß die Arten jtaatlicher Willensafte fondern 
und in ihrer Befonderbeit zur Erfenntniß bringen. Die Rechtswiſſenſchaft kann 
und wird ferner die Formen und die Organe für die jtaatlichen Willensäußerungen 
unterfuchen und darjtellen. Uber jie kann es nicht erzwingen, daß zwischen 
jenen Arten und Ddiefen Formen cin bequemer PBarallelismus bejteht. Denn 
für die Wahl der Form, in welcher die verfchiedenen Arten jtaatlicher Willen: 
afte zur Entjtehung und Erjcheinung gelangen, iſt nicht die Art des Willens: 
aftes allein, jondern auch der Staatszweck entjcheidend, auf welchen er ſich 
bezieht. Die Nechtswiljenichaft hat Feine Antwort darauf zu geben, warum 
für Dinge jo grundverjchiedener Natur, wie es der Erlaß eines Berggeſetzes, 
die Anerkennung der Nothwendigfeit einer außerordentlichen Reichsverweſung, 
die Aufnahme einer Staatsanleihe find, gleihmäßig die Zuftimmung des 
Landtages erfordert wird. Sie hat dies als gegebenes Recht hinzunehmen 
und darf jich nicht dazu verleiten lajjen, aus dem von ihrem Standpunfte 
aus äußerlichen Zujammentreffen gleicher formen den Schluß auf eine Gleich: 
heit des Weſens zu ziehen. 

Die Unterfcheidung der jtaatlihen Willensafte nach der Form Tiefert, 
wenn man insbejondere die verfafjungsmäßige Einherrfchaft ins Auge faht, 
Folgendes. 

9 Montesquien, de l'Esprit des lois liv. XI. chap, VI. Sieh bierüber die 
Inappe und flare Daritellung bei Otto Mayer, Iheorie des — — Verwaltungs · 
rechtes, Straßburg 1886, ©. 1 ff. 
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E3 gibt Willensakte des Herrſchers, bei welchen fich derjelbe an die zu— 
zujtimmende Mitwirfung des Parlaments gebunden hat. 

E3 gibt jtaatliche Willensakte, welche durch bejondere Organe im Namen 
des Herrichers, aber lediglich nad) Maßgabe feines im Gejege ausgejprochenen 
Willens ergehen. 

Es gibt endlich ftaatlihe Willensafte, welche der Herricher jelbit oder 
durch untergeordnete, feinen Weijungen gehorchende Organe ohne Mitwirkung 
des Parlaments erläßt. 

Keine diefer Formen gejtattet einen Schluß auf die Art des Willens: 
aftes, auch jene zweite nicht, bei welcher fofort der Gedanke an die richter: 
fihe Thätigkeit jich aufdrängt. Die richterliche Thätigfeit kann auch in den 
beiden andern Formen fich vollziehen. So ift 3. B. nad) bayerifchem Staats 
rechte der König perjönlich Richter über die Angehörigen jeined Haufes. Es 
kann ferner die fogenannte richterliche Umabhängigfeit auch Verwaltungs» 
behörden für Verwaltungszwecke zugejtanden fein, 3. B. dem NRechnungshofe für 
die Rechnungsprüfung. 

Aus den bisherigen Darlegungen dürfte fich ergeben haben, was unter den 
allgemeinen Yeußerungsarten des Herricherwillens hier zu verjtehen ift. Nur 
jene Willensbethätigungen jind gemeint, mittel welcher der Herricher den Be— 
errichten gegemübertritt, nicht jene, mittels welcher er den Mechanismus, 
durch die er die Herrichaft übt, Schafft und lenkt. 

Uber die Formen, welche den erjteren, und welche den letzteren Willensbe- 
thätigungen dienen, find theilweife die gleichen. Sowenig die Form innerhalb 
der erjteren Kategorie einen Schluß u die Art des Willensaktes zuläßt, fo 
wenig läßt fie einen Schluß darauf zu, ob der Willensaft jener oder diefer 
Kategorie angehört. Ebenjo gut wie zum Erlafje von Redhtsvorjchriften für die 
Staatsangehörigen kann die Akten de3 Parlaments für einen Verwalt— 
ungsaft, wie die Errichtung oder Aufhebung einer Behörde ijt, nothiwendig fein. 

Hier hat nun die Lehre von der Gewaltentheilung bezüglich zweier Aus— 
drüde eine Verwirrung in der Bedeutung hervorgerufen, die nicht mehr zu 
bejeitigen ift. 

Wir haben al3 eine Art der Aeußerung der Staatsgewalt über die ihr 
Unterworfenen die Anordnung von Rechtsjägen genannt und diefe als Gefep- 
gebung bezeichnet. In diefem Sinne gibt der Ausdrud Geſetzgebung an, von 
welcher Art der hiemit bezeichnete Staatswille if. Die regelmäßige Form 
für die Schaffung ſolcher Rechtsnormen ift num die, daß fie vom Herricher unter 
Zuftimmung des Parlaments oder im nicht monardhischen Staate vom Parlament 
allein erlajjen werden. Aber es ergehen auch Rechtsnormen in anderer Form 
ala diefe und es ergehen auch ftaatliche Willenafte anderer Art in diefer Form. 
Die Lehre von der Gewaltentheilung und der ihr folgende Sprachgebraud) 
haben nun dem Worte Geje eine andere als jachliche Bedeutung gegeben. 
Hiernach wird der Name Geſetz allen Staatsakten, gleichviel welchen Inhaltes, 
zugefprochen, welche nur unter Zuftimmung des Parlaments erfolgen künnen. 
Denjenigen Akten der Staatsgewalt aber, welche nicht im diefer Form zur 
Entjtehung kommen, wird der Name des Geſetzes abgejprochen, jelbft wenn 
ihr Inhalt die Schaffung von Rechtsnormen enthält. So gehen zwei Gejeßes» 
begriffe neben einander her: der materielle und der formelle. 

Der hier gejchilderte Vorgang hat ſich noch einmal wiederholt; denn es 
handelte jich darum, auch diejenigen materiellen Gejeße, welche nicht „im Wege 
der Geſetzgebung“ entjtehen, der Lehre von der Gewaltentheilung entfprechend 
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unterzubringen. Die vollziehende Gewalt, mit anderen Worten die Verwaltung, 
arbeitet mittel® einer umfajjenden Einrichtung von Behörden. Daraus ergibt 
jih die Nothwendigkeit zahlreicher jtaatlicher Willensafte, welche bezweden, die 
Thätigfeit der Behörden zu bejtimmen. Dieſe Nothwendigfeit bejteht übrigens 
nicht blos für die Verwaltung, fondern für die Staatsthätigfeit überhaupt. 

Die dienjtlihen Weifungen fünnen entweder nur einen Einzelfall betreffen 
oder allgemeinen Inhaltes jein. 

Hiernach heißen fie entweder Entichliegungen, Erlafje, Verfügungen und 
dgl. oder Verordnungen. Der Begriff der Verordnung, welcher fich hiernach 
ergibt, ift ein materieller. Verordnung ift eine Berwaltungsverfügung allgemeinen 
Inhaltes. Für dieſe materielle Bedeutung des Ausdrudes Verordnung bleibt es 
gleichgiltig, wie die Verordnung entjteht. Ob der Befehl, daß die Staatöbau- 
behörde alljährlich einmal nach Ablauf der gewöhnlichen Hochwafler eine all- 
gemeine Uferbefichtigung an den öffentlichen Flüffen vorzunehmen hat, vom 
Könige mit oder ohne Zuftimmung des Landtags erlafjen iſt, der Befehl ift 
allemal ein Verwaltungsbefehl, gerade jo, wie es allemal eine Gefeßesbejtimmung 
it, daß die Ufereigenthümer die Betretung ihrer Grundjtüde zu fraglichen 
Zwecke gejtatten müjjen. 

In der nämlichen Weife nun, wie neben dem materiellen ein formeller 
Gejegesbegriff, ift auch neben dem materiellen ein formeller Berordnungsbegriff 
entjtanden. Im formellen Sinne heißt Verordnung jede allgemeine Anordnung 
de3 Trägers der Staatögewalt oder der ausführenden Gewalt oder feiner 
Organe, die ohne Zujtimmung des Parlaments, aljo nicht im jogenanntem 
Wege der Geſetzgebung ergeht. 

Hienach kann, was fachlich Geſetz ijt, formell Verordnung, was jachlic) 
Verordnung iſt, formell Gejeg heißen. Im erjten Falle deutet der Ausdrud 
Rechtsverordnung Inhalt und Form zugleich an; die Berwaltungsverordnnung 
bildet den Gegenfaß. 

Die formelle Bedeutung der Ausdrüde Gefeg und Verordnung ift in 
der amtlichen wie in der wiljenschaftlichen Sprache die vorherrichende geworden. 
Doch geht die matereille Bedeutung nebenher. Sehr häufig lehrt nur der 
Bufammenhang, in welchem Sinne die Worte gebraucht jind. 

Bei diefer Sachlage empfiehlt es ich, mit der Darjtellung der allgemeinen 
Aeußerungsarten des Berricherwillens auch die Daritellung der hiermit zus 
jammenhängenden allgemeinen Neußerungsformen zu verbinden; dies um jo mehr, 
als das Gegeneinanderhalten der materiellen und formellen Begriffe zu deren 
Aufklärung beiträgt. 

Die Scheidung der materiellen und formellen Begriffe von Gefeg und 
Verordnung ift, wenngleich fie der deutjchen Staatsrechtswiſſenſchaft aud) 
früher nicht ganz fremd war, doch erit durh P. Laband’s jcharfjinnige 
Unterfuchungen zum wifjenjchaftlichen Gemeingute geworden. Den Anlaß biezu 
gab die Erforſchung der rechtlichen Natur des Budgets. 

Der Lehre Laband's hat es übrigens an Widerjpruch nicht gefehlt. 
Mit bejonderer Lebhaftigfeit it Fr. von Martiß') gegen diefelbe aufge: 
treten. Ausgangspunkt und Ergebniß diejer Anfechtung läßt jich mit der 
Wiedergabe Eines Satzes des genannten Schriftjtellers klarlegen. Martig 
jagt: 


') Ueber den conititutionellen Begriff des Geſehes nach deutichem Staatsrecht, Zeit. 
jchrift für die gej. Staatswiljenihaft KAXVI ©. 207. 
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„ALS Geſetz im conftitutionellen Sinn ift.. . zu definiren derjenige Willens» 
aft des Staates, durch welchen Landesrecht auch der Krone gegenüber zur Un- 
verbrüchlichkeit gebracht wird und Gejeßgebung ift die auf jolche Entfchliegungen 
gerichtete Aktion des Staat3. Ihr gegenüber faſſen als Regierung ſich zuſammen 
diejenigen Verrichtungen, welche nach Maßgabe der bejtehenden gejeglichen Vor— 
ichriften, d. h. fei es nach Anweiſung, jei es in Ermächtigung derjelben, nicht 
aber im Widerjpruch mit ihnen das Wohl der Gefammtheit zu bezweden haben.“ 

Man wird bemerfen, daß in obiger Begriffsbeitimmung des Geſetzes ein 
und dasjelbe Rechtsjubjekt mit zwei verjchiedenen bildlichen Ausdrücken bezeichnet 
it. Denn Willensaft des Staates heißt ſoviel als Willensaft des Herrſchers 
und Unverbrüchlicheit der Krone gegenüber ſoviel als Unverbrüchlichkeit 
gegenüber dem Herrſcher. Martitz Begriffsbeftimmung lautet alfo: Geſetz 
it ein Willensakt des Herrichers, durch welches Landesrecht auch dem Herricher 
gegenüber zur Unverbrüchlichkeit gebracht wird. Diefe Begriffsftimmung jagt 
nicht3 weiter, al3 daß jtaatliche Willensafte, welche der Herrſcher nad) Zu— 
ſtimmung de3 Landtages erlajjen hat, nur unter Einhaltung derfelben Förm— 
lichfeiten geändert oder aufgehoben werden fünnen. Die Form der Entjtehung 
hat formelle Wirkung. 

Aber die materielle Wirkung wird doch wohl ftet3 von der Art des Willens- 
aktes, nicht von der Form feiner Entftehung und Erfcheinung abhängen müſſen. 
Ueber die Notwendigkeit materieller Unterfcheidungen wird die formelle Unter: 
iheidung nie hinweghelfen. 

Da bleibt denn jchließlich ein Streit um Worte übrig, ob man für Gefeß und 
und Verordnung nur den formellen Sinn anerkennen, ob man die materiellen 
Begriffe nöthigen will, fich einer zweiten Taufe zu unterziehen. 

Das Awedmäßigfte dürfte es immer fein, nachdem fich neben der älteren 
Firma eine neue, gleichnamige aufgethan Hat, beide durch Zufäße zu unter: 
iheiden, wo dies zur Vermeidung von Zweifeln nöthig ift. 

Geſetz im materiellen Sinne ijt ein Willensaft des Herrichers, welcher 
eine für die Unterthanen verbindliche Nechtsvorjchrift enthält. Vorſchriften, 
d. h. Regeln, „kraft welcher an die Verwirklichung eines Thatbeftandes jich 
Wirkungen anfnüpfen,“ enthält auch die Verordnung im materiellen Sinn; aber 
fie richtet fih nicht an die Allgemeinheit, fondern an die Behörden. Es gibt 
indejjen noch eine dritte Art jtaatliher Willensakte, die gleichfalls Rechtsvor— 
Ihriften zum Inhalt Haben, dennoch aber unter feinen der —— zwei 
Begriffe fallen. Ich meine diejenigen ſtaatlichen Willensakte, auf welchen das 
Daſein und die Thätigkeit der Staatsorgane beruht. Pratuſch ſtehen dieſe 
Rechtsvorſchriften mit jenen der Geſetze und der Verordnungen in einem viel— 
fachen und untrennbaren Zuſammenhange. Der rechtswiſſenſchaftliche Sprach— 
gebrauch hat für dieſe Vorſchriften keinen zuſammenfaſſenden Ausdruck, der 
ihre Sonderart bezeichnen würde. Sie laufen bald unter dem Namen Ge— 
ſetz, bald unter dem Namen Verordnung, wobei die gewöhnliche Entjtehungs- 
art der Borjchriften — durch Geſetz oder Verordnung im formellen Sinne — 
den Ausſchlag gibt. Der Sprachgebrauch wird fich fträuben, auf die Beſtimmungen 
über die Zujammenjegung des Landtages oder über die Gerichtsverfafjung 
die Bezeihung Verordnung anzuwenden, während er feinen Anjtoß daran nimmt, 
von Verordnungen über die Formation der Minifterien oder der Kreisregierungen 
zu reden. Man fünnte füglich den Ausdruck organische oder Verfaſſungsgeſetze 
vorſchlagen, wenn dieſe Bezeichnungen nicht ſchon anderweitig in Beſchlag 
genommen wären. 
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Hinfichtlich des materiellen Gefegesbegriffes in dem oben erwähnten eigent- 
lihen Sinne befteht ein Streit, der im Grunde den Begriff der Rechtsvor— 
chrift überhaupt angeht. Der Streit bezieht jich darauf, ob es dem Gejege 
wejentlich ijt oder nicht, daß es eine allgemeine Regel enthält. Meines Er: 
achtens bejteht fein Grund, dem Sondergejege (lex specialis) um eines blos 
quantitativen Unterfchiedes willen den Namen Gejeg zu verfagen. Laband 
bemerft richtig: „Mit dem Begriffe des Geſetzes iſt es völlig vereinbar, Daß 
dasjelbe einen Rechtsſatz aufitellt, der nur auf einen einzigen Thatbeſtand 
anwendbar ift, d. h. daß es aus einem Thatbeitand, der nur ein einziges 
Mal fich realifiren, fich nicht wiederholen fann, eine Kategorie für fich bildet. 
Alsdann erfchöpft fich die Tragweite der abjtraften Regel in ihrer Anwendung 
auf den einen fonfreten Fall.“ 

Das Weſen des Gejehes ergibt ſich aus feiner Bezeichnung ala Rechts: 
vorſchrift. Es begründet objeftiveg Recht in der Form des Befehls. Die 
Ausftattung des Nechtsjages mit ziwingender Kraft erhebt ihn zum Gefeße. 
Man kann alfo mit Zaband am Gejehe Geſetzesinhalt und Geſetzesbefehl 
unterjcheiden. Dieje beiden Bejtandtheile des Geſetzes darf man fich aber nicht 
als nebengeordnet vorjtellen. Der Rechtsſatz ohne Gejeßesbefehl ift jtaats- 
rechtlich ein Nichts. Wenn der Gejeßesbefehl Hinzutritt, ift dies nicht eine 
Bufammenzählung, welche die zum Geſetze erforderlihe Summe voll macht; 
jondern der Geſetzesbefehl nimmt den Gejegesinhalt in fich auf, hebt ihn zu 
fih empor und macht ihn dadurch zum Geſetze. Der Gejegesinhalt ift eine 
Eigenfchaft des Gejebesbefehles, er bejteht nicht neben demfelben, fondern an 
demſelben. 

Die zwingende Kraft des Geſetzes kann im Staate nur Einen Grund des 
Beſtandes — die Herrſchergewalt. Nur der Herrſcher kann aus eigener 
Macht befehlen, aus eigener Macht Zwang üben. Jede andere Gewalt im 
Staate muß ihr Recht zu Befehl und Zwang auf den Herrſcher zurückführen, 
ſei es auf einen vom Herrſcher geſchaffenen Rechtsſatz, ſei es auf ſonſtige Ueber— 
tragung. 

Der Befehl, der zum Weſen des Geſetzes gehört, muß ſonach ſtets un— 
mittelbar oder mittelbar ein Befehl des Herrſchers ſein. 

Dagegen iſt es nicht nothwendig, daß die Feſtſtellung des Geſetzesinhalts 
durch den Herrſcher ſelbſt oder durch den Herrſcher allein erfolgt. 

Die Feſtſtellung des Geſetzesinhalts geſchieht unabhängig vom Willen des 
Herrſchers beim Gewohnheitsrechte und bei der jog. Selbſtgeſetzgebung (Autonomie). 
Aber die auf ſolche Art entjtandenen Rechtsſätze erhalten ihre Geſetzeskraft nur 
durch den Zwang, den ihnen der Herricher beilegt. 

Was das Gemwohnheitsrecht anlangt, jo ift diefe unvollfommenfte Art der 
Nehtsbildung für das Staatsrecht von verfchwindender Bedeutung. Folgende 
grundfägliche Bemerkungen mögen daher genügen. 

Die Leute, welche durch ihre Gewohnheit den Rechtſatz fchaffen, machen 
ihn nicht zum bindenden Geſetze. Wenigitens iſt nicht zu erfehen, woher jie 
diefe jouveräne Gewalt haben jollten. Der Herricher ift es, der den durch 
Gewohnheit gebildeten Nechtsjag zum Geſetze erhebt, indem er ihn anerkennt 
und ihm zwingende Kraft beilegt.') Thut er dies nicht, jo wird aus ver 
Gewohnheit niemals ein Geſetz. Wenn aljo die Gewohnheit nicht ohme den 

) Yulianus, 1.82 $1D. 1,3 erflärt dad Gemohnheitsreht aus der Volts- 
fouveränetät. 
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Willen des Herrfchers Geſetz werden kann, jo kann fie e8 noch viel weniger 
gegen dejien Willen. 

Das Selbitgejeggebungsrecht beiteht in der vom Herrjcher verliehenen Be— 
fugniß, Rechtsſätze zu jchaffen, die der Herricher entweder im Vorhinein oder 
nach gejchehener Prüfung nachträglich mit dem Gefegesbefehl ausitattet. 

Der ſog. Weg der Gejeßgebung bei der repräjentativen Regierungsform 
bat eine verjchiedene Bedeutung, je nachdem es fih um eine Eonjtitutionelle 
Monarchie oder um eine durch das Parlament geübte Volfsherrichaft handelt. 

Im erſten Falle wirft das Parlament zwar bei der Feititellung des Ge— 
jegesinhalts mit. Der Herrjcher iſt darin frei, ob er den aus den Parlaments: 
verhandlungen bervorgegangenen Entwurf zum Gejege erheben will oder nicht; 
er ijt mur injofern gebunden, als er lediglich diefen Entwurf fo wie er lautet, 
zum Gejege erheben oder, wie der Kunftausdrud lautet, mit feiner Sanftion 
verjehen kann. 

In der fonftitutionellen Scheinmonardie, alfo da, wo die Souveränität 
quoad exercitium beim Barlamente ift, fommt das fünigliche Sanktionsrecht 
wohl dem Namen nach vor; aber es beiteht die Neigung, es thunlichit zu 
Nichte zu machen. Das Barlament wird als der Gejeßgeber gefaßt, Die 
Sanftion nur als ein Hinderungsrecht, welches dem Haupt der Vollzugsgemwalt 
zukömmt. So hat die franzöfiiche Lehre aus dem royal assent des englifchen 
Rechts, der königlichen Genehmigung der Petition des Parlaments um den Erlaß 
eines Geſetzes, ein consentement royal gemacht, das dann weiter zu einem fünig- 
lihen Veto abgeſchwächt wird, ein Ausdrud, bei dem das Parlament als der 
Gejeßgeber, der König nur als der Radſchuh des Geſetzgebers gedacht wird. 
Diejes Veto fann dann entiveder abjolutes Veto fein oder gar nur ein auf: 
jchiebendes, wie dies im norwegischen Grundgejege ausdrüdlich bejtimmt ift. 

Wo das Staatöwejen ex professo eine repräfentative Ariftofratie oder 
Demofratie ift, da ift natürlich auch das Parlament ex professo der Geſetz— 
geber und fein Beichluß über die Annahme eines Gejeges enthält zugleich die 
Sanftion. Dem Haupte der Vollzugsgewalt fällt höchſtens die Aufgabe zu, 
das Geſetz zu verfünden. 

Wo der Weg der Gejeßgebung, wie bei der repräfentativen Regierungs— 
form, die Einhaltung eines bejtimmten Verfahrens erheijcht, da hat die Geſetzes— 
fanftion zur Borausjegung, daß ein janktionsfähiger Gejegentwurf vorliegt. 
An fich jteht die Beantwortung diefer Frage mit der Sanktion logiſch im 
Bufammenhange. Im monarchiſchen Staate hat alſo der Herricher bei der 
Sanftion fid) die Frage der Sanktionsfähigkeit zu beantworten. 

Für den abjoluten Monarchen ift natürlich diefe Frage gar nicht vor: 
handen; denn er allein jtellt den Gejegesinhalt feit und erhebt ihn durch Sanktion 
zum Geſetze. 

Feitjtellung des Gejegesinhalts und Sanktion fällt aber ebenjo da zu- 
jammen, wo das Parlament allein Träger der Gejeßgebung iſt. Da indeljen 
bier beide Akte aus der Thätigfeit einer vielföpfigen Verſammlung hervor: 
gehen, bei welcher eine Reihe formeller VBorichriften einzuhalten find, jo kann 
das Bedürfniß empfunden werden, die Prüfung der Frage, ob das Geſetz 
richtig zu Stande gekommen iſt, zu einem bejonderen jtaatsrechtlichen Akt zu 
machen und mit diefer Prüfung einen Faktor außerhalb des Parlaments zu 
betrauen. 

Auf dieje formelle Aufgabe iſt in England der König und fein Kabinet 
beſchränkt. Sein Sanktionsrecht ift ein Scheinrecht und feit 1707 ift fein Fall 
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der Sanftionsvermweigerung mehr vorgefommen, fo daß dieſes Recht vielfach als 
durch Nichtgebrauch erlofchen wo wird. Aber der König hat das Geſetz 
auszufertigen und zu verkünden. Darin liegt die Pflicht, unter Beirath des 
Kabinets zu prüfen, ob die Bill die ordnungsmäßige und übereinjtimmende 
Genehmigung beider Häufer des Parlaments erhalten Hat und ob die zahl: 
reichen Formvorſchriften, deren Erfüllung das engliiche Recht für das Zuftande- 
fommen eines Geſetzes fordert, beobachtet worden jind. Findet fich ein Meangel, 
jo muß die Bill zum Behufe der Befeitigung desfelben an das Parlament, 
bezw. an das betreffende Haus zurücdgegeben werden. 

Das franzöfiiche Necht hat zeitweife die Prüfung des richtigen Zuftande- 
fommens des Geſetzes unter der Bezeichnung PBromulgation von der Sanftion 
des Gejeßes äußerlich gefchieden und beide Akte an verjchiedene Organe ver— 
teilt. Selbſtverſtändlich war dies nur in republifaniichen Verfafjungen der Fall. 

Zur Nechtsverbindlichkeit des Geſetzes gehört auch dejien Verkündung. 
Erſt mit diefer ift der gejeggebende Wille geäußert. Mit der Verfündung tritt 
die formelle Geſetzeskraft ein, das Geſetz iſt geboren. 

Ueber den Beftand eines eigentlichen WVollzugsverordnungsrechtS der Re— 
gierung und ihrer Organe kann fein Zweifel fein. Soweit nicht Verwaltungs 
befehle in Gejegesform erlafjen find, haben im Staate mit repräfentativer 
Negierungsform der Monarch, bezw. das Haupt der Vollzugsgewalt und die 
vorgejegten Behörden das Necht, durch Verfügung im Einzelfall oder durd 
generelle Verfügung, Verwaltungsverordnung, den Gang der Berwaltung zu 
regeln. Es ift dies eine natürliche Folge des Verhältniſſes der Ueber: und 
Unterordnung, welche die bewegende Kraft der Staatsmajchine bildet. Solche 
Verfügungen und Verordnungen haben ſich nur innerhalb der Grenzen der 
Geſetze zu Halten. 

Bon den VBerwaltungsverordnungen find die Nechtsverordnungen völlig 
verfchieden. Sie find ſachlich Gejege und daher von andern Rechtsgrund: 
ſätzen beherricht ala die Verwaltungsverordnungen. 

Im Staate mit repräfentativer Regierungsform fünnen Rechtsverordnungen 
nur erlajjen werden, wo ein formelle Gejeß dies gejtattet. Das Hauptgebiet 
der Rechtsverordnungen ift das der — ee 

Die zweite Form ftaatlicher Machtäußerung ift das ftaatliche Zwangsrecht 
gegen die Perjon. 

Herrichen ift befehlen. Wirklicher Befehl aber ift nur der, Hinter dem der 
Bwang droht. 

Der Herrjcherbefehl tritt in zweifacher Weile auf. Er Ienft den Gang 
der ftaatlihen Mafchinerie als Dienftbefehl; er richtet fih an die Unterthanen 
als obrigfeitlicher Befehl. 

Die Staatsthätigfeit erſchöpft fich freilich nicht im Befehlen; aber der 
Befehl ift diejenige Neußerungsform derjelben, wodurd jie die Natur des 
Herrichens erhält. Befehl und Zwang find das jchüigende ©eleite der Re 
gierungsthätigfeit. Zum Stabe muß fi) das Schwert des Königs gejellen. 

Der Herrjcherbefehl an die Unterthanen, von welchem allein hier zu reden 
ift, bleibt in feinem Weſen fich gleich, mag er vom Herrſcher perjönlich oder 
kraft ertheilter Befugniß von einem Andern ausgehen. Feder Befehl, der mit 
öffentlicher Autorität erlaſſen wird (acte d’autorite) geht auf die Staats: 
gewalt zurüd; deren Inhaber allein befiehlt aus eigener Macht. Indem aber 
der Herricher das Recht, zu befehlen, überträgt, fann er in verjchiedener Weije 
verfahren, entweder jo, daß er die Wahrnehmung obrigkeitlicher Befugnifje 
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mittel8 Auftrages als Pflicht auferlegt, oder fo, daß er fie mittel Geſetzes 
als Recht einräumt. Für die Wirkung des Befehles nach Außen macht dies 
feinen Unterjchied. Ob der verwaltende oder ob der gejeßgebende Herrjcher 
binter dem Befehle jteht, Hier wie dort dankt der Befehl feine Kraft der 
Staatögewalt. 

Befehlen kann auch das Geſetz. Dies ijt allgemeiner Befehl, dem gegen: 
über jeder auf feine Gefahr prüfen muß, ob er davon getroffen wird und wie 
er fih Hienach zu Halten hat. Darüber ift fein Zweifel, daß durch ein Geſetz, 
welches im gehörigen Wege ergeht, die Willens: und Handlungsfreiheit der 
Einzelnen in beliebiger Weiſe eingefchränft werden kann. Die Frage nad) 
Rehtsihug gegen das Necht ift eine finnlofe Frage. 

Allein mit den allgemeinen Befehlen des Gejeggebers iſt es nicht gethan. 
Die Regierung des Staates läßt fih nur mit einer unzähligen Menge be- 
ſonderer Befehle führen. 

Diefe Befehle find von doppelter Art. Sie haben entweder lediglich 
den Zwed, der Verwirklichung der ftaatlichen Rechtsordnung zu dienen — Dies 
find die richterlichen Befehle; oder fie haben den Zweck, den öffentlichen In— 
terefien zu dienen — dies find die Verwaltungsbefehle. Die Verwaltungs: 
befehle ergehen zwar unter Anwendung des Rechtes; aber die Rechtsanwendung 
it nicht ihr Zweck. Sie greifen mit Gebot und Berbot in die Handlungs: 
—— des Einzelnen ein und beſchränken dieſe um des allgemeinen Wohles 
willen. 

Geſetz, richterlicher Befehl und Verwaltungsbefehl ſind ſämmtlich Aeußerungs— 
formen der Herrſchaft und wo letztere ſchrankenlos geübt wird, da treffen ſie 
auch ſchrankenlos den Unterthanen. Die landesherrliche Verordnung ſchafft 
Recht, der Spruch der Kabinetsjuſtiz greift in die Rechtspflege ein, die Polizei— 
gewalt ſchaltet mit Befehl und Zwang nach freiem Belieben. 

Anders im Verfaſſungsſtaate. Auf dem Gebiete der Geſetzgebung aller— 
dings vermag er dem Unterthanen andere Bürgſchaften nicht zu geben, als 
jene, die in der Beſchränkung bei der Ausübung der Geſetzgebung liegen. Aber 
die Unabhängigkeit der Rechtspflege fichert er und dem DVerwaltungsbefehle 
meilt er Grenzen an. Er kennt nur ein Necht zu gefepmäßigem Befehle und 
eine Pflicht zu geſetzmäßigem Gehorfam. So tritt an die Stelle der will: 
fürlich geübten die nach Grundjägen des Nechtes gehandhabte Gewalt. Der 
Einzelne ift der öffentlichen Gewalt gegenüber nicht lediglich Objekt, er ift 
Rechtsſubjekt. Die öffentliche Gewalt kann mur dann Gebote und Verbote an 
ihn richten und diefe nur dann gegen fein Widerftreben mit Zwang durch: 
jegen, wenn fie dazu berechtigt iſt. Ein allgemeines Befehls: und Zwangsrecht 
es — ſondern nur ein ſolches, das auf einen beſtimmten Rechtstitel 
geſtützt iſt. 

Befehl und Zwang gegen die Perſon find allgemeine Aeußerungsarten der 
Staatsgewalt, die allen Gebieten ftaatlicher Thätigkeit gemeinfam find. 

Sie treten in der Rechtspflege jowohl, wie in allen Theilen der nad) Innen 
gerichteten Bertwaltungsthätigfeit auf: bei der Finanzverwaltung, bei der Landes: 
verwaltung, bei der Heeresverwaltung. Wo fie nach Außen auftreten — im 
Kriege — haben fie feine Rechtsnatur. Allerdings kann der Herrſcher aud) 
bier Befehl und Zwang für diejenigen regeln, die ihm üben jollen; aber den: 
jmgen gegenüber, gegen welche der Zwang jtattfindet, wird nicht rechtliche, 
\ondern thatjächliche Gewalt geübt. 

Eine gejegliche Regelung, welche alle feine Anmwendungsfälle umfajjen 
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würde, hat das Befehls- und Zwangsrecht nicht gefunden. Als geſchloſſenes 
Rechtsſyſtem erſcheint es auf dem Gebiete der Landesverwaltung als Polizei— 
recht. 

Bei dieſer, übrigens in der Natur der Dinge begründeten Rechtslage kann 
in dieſem Zuſammenhange eine Erörterung des ſtaatlichen Befehls- und Zwangs— 
rechtes im Einzelnen nicht gegeben werden. Es mußte genügen, den Beſtand 
und die Grenzen dieſes Rechtes im Allgemeinen anzugeben. 

Die Staatsgewalt ſchreibt ſich nicht allein das Recht zu, beſchränkend in 
die Handlungsfreiheit des Einzelnen einzugreifen. Der Eingriff aus Gründen 
öffentlichen Intereſſes kann auch die Vermögensrechte des Einzelnen treffen. 
Das wohlerworbene Recht, welches, wo nur Privatintereſſe gegen Privatintereſſe 
jteht, den Schuß des Staates unbedingt genießt, muß den Forderungen des 
öffentlichen uterefjes weichen. Der Sat der Menjchenrechte: „La propriete 
est inviolable et sacrée“ hat feine ausnahmslofe Geltung für das öffentliche 
Net. Bermögensrechte können enteignet werden. 

E3 handelt jich dabei nicht um jene Befchränfungen und Belaftungen des 
Vermögens und Eigenthumes, welche durch Rechtsſatz allgemein auferlegt 
werden, jondern um Nechtsentziehungen und Nechtsbejchränfungen, welche den 
einzelnen Vermögensgegenitand eines Einzelnen treffen. 

Das Enteignungsrecht ift in der allgemeinjten Bedeutung des Wortes das 
Recht zwangsweiler Entziehung eines Vermögensgegenſtandes aus Gründen 
öffentlichen Intereſſes. 

Das Enteignungsrecht hat bis zu der Zeit jener ftaatlichen Ummwälzungen, 
welche die Entjtehung des neueren Staates herbeiführten, fait ausjchließend 
und auch jet noch vorwiegend die Natur eines Werkzeuges der laufenden 
Verwaltung fich bewahrt. 

Aber der dem Enteiqungsrechte zu Grunde liegende Gedanke der Ueber: 
legenheit des öffentlichen nterejjes gegenüber dem Intereſſe des Einzelnen hat 
mit dem Beginne jener Ereigniife, welche den Staat der Neuzeit jchufen, noch 
eine ganz andere und erhöhte Bedeutung gewonnen. Das Enteignungsrecht 
wurde die wirfjamjte jener Waffen, mittels welcher der Staat die bürgerliche 
Geſellſchaft von den Feſſeln veralteter Rechtszuſtände befreite. 

Der Grundfaß der Enteignung jagt in einfachiter Faſſung, daß die Staats: 
gewalt, weil fie Staatögewalt ift, um des öffentlichen Intereſſes willen, Privat- 
rechte entziehen fann. Dieſes Necht ift begrifflich nicht auf VBermögensgegen- 
jtände bejtimmter Art beſchränkt. Es ijt weiterhin dem Begriffe der Enteig- 
nung nicht wejentlich, daß fie gegen volle Entichädigung des erlittenen Ver: 
mögensverluftes, ja nicht einmal, daß fie überhaupt gegen Entſchädigung ge: 
ſchehe. Die Gewährung einer Entjhädigung ijt Frage der Gejeßgebungs: 
politik, feine Schranfe für den Gejeßgeber. Der Beweggrund des öffentlichen 
Wohles, welcher die Enteignung veranlaßt, Fann ferner ſowohl darin liegen, 
daß ein bejtimmter Vermögensgegenitand für öffentliche Zwecke nothwendig tft, 
als auch darin, daß der Befit eines Vermögensgegenftandes oder eines Ber: 
mögens durch einen gewiljen Inhaber dem Staatswohle nadıtheilig fich dar: 
jtellt. Solche Erjcheinungen können dazu führen, nicht blos Vermögen zu 
entziehen, jondern auch Vermögenserwerb zu hindern. 

Zu diefer vollen Ausdehnung entwidelt iſt das Enteignungsredht eine 
Icharfe, aber auch eine gefährliche und bedenkliche Waffe in der Hand der 
Staatsgewalt. Es ift far, daß der Staat diefe Waffe in ihrer ganzen Schärfe 
nur da anwenden wird und joll, wo e3 große Umgeftaltungen gilt, die anders 
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als mit der vollen Machtentfaltung feines Imperiums nicht durchzuführen 
ind. Für den gewöhnlichen Lauf der Verwaltung wird die Enteignungs- 
geieggebung al3 dauernder Beitandtheil des öffentlichen Rechtes ſich allerdings 
beiheidenere Grenzen jteden. 

Aber der Staat hat fich doch in der That genöthigt gejehen, von dem 
Enteignungsrechte in jener einjchneidenden Form Gebrauch zu machen. Er hat 
mittel desjelben Bejigthümer der todten Hand an ſich gezogen, Berjon und Beſitz 
de3 Bauern befreit, Grundlajten abgelöft, Borrechte gebrochen. 

Dieje allgemeinen Betrachtungen müſſen bier genügen. Die nähere Dar: 
jtellung des Enteignungsrechtes ift beijer im pofitiven Staatsrecht zu geben. 

bh babe bereit3 im Eingange der foeben abgejchlofjjenen Erörterungen 
erwähnt, day fich die Funktionen der Staatsgewalt auch nach den Staats: 
zweden betrachten und eintheilen lajjen, alfo nach den materiellen Zielen, die 
der Träger der Staatögewalt mit jeinen Willensäußerungen verfolgt. 

Hier liegt denn in der Dreitheilung der Gewalten, die ja auf eine 
ariftotelifche Eintheilung der Staatsfunftionen zurückgeht, big zu einem gewiſſen 
Maße die Andeutung des Nichtigen. Macht man aus den „Gewalten“ 
Obliegenheiten der Staatögewalt, jo erhält man deren drei: Geſetzgebung, Rechts: 
pflege, Verwaltung. 

Indeſſen ift dabei doch immer noch Materielles und Formelles mit einander 
vermengt. 

Die Gefetgebung ift, wie wir gejehen haben, eine Form der Neuerung 
der Staatsgewalt — troß der Unterjcheidung von Gejeß im materiellen 
und formellen Sinne. Denn in diefem Gegenjage bedeutet formell die Form 
der Entjtehung, materiell die Form der Erjcheinung als Rechtönorm. 

Aber wenn wir in dem Sinne, in dem wir jegt von materiellen Funktionen 
der Staatögewalt reden, das Gejeß materiell beleuchten wollen, müjjen wir 
zufeben, worauf es jich bezieht, twas jein Gegenjtand fein kann. 

Die vis legis, das imperare, vetare, permittere, punire fann im 
ee verjchiedener Zwede jtehen und welche diejes find, darum frägt es 
ich bier. 

Die Staatögemeinichaft iſt eine Gemeinjchaft des äußeren Lebens. Die 
Staatsherrfchaft ift dazu da, um in diefes Leben Ordnung zu bringen. Dazu 
gehört vor Allem, daß zwiſchen den Staatsgenoſſen die Möglichkeit friedlichen 
Nebeneinanderjeing geihaffen werde. In der Rechtsordnung des Staates 
iind die Grundfäge aufzuftellen, nach welcher die im Staate vereinten Menjchen 
in der Außenwelt fich neben einander zu bewegen haben. Hiefür hat der 
Träger der Staategewalt als Geſetzgeber zu forgen. 

Das Nädhitliegende, was dabei in Frage fümmt, ift, daß das Handeln 
der einzelnen Menfchen bei Wahrnehmung ihrer eigenen perfönlichen Interefien 
jo geregelt wird, um Zwieſpältigkeiten zwiſchen den Berfonen, welche ihre Sonder: 
intereſſen verfolgen, zu verhüten. Es iſt alfo das Handlungsgebiet der 
einzelnen Menjchen unter fich abzugrenzen. Das ijt die Privatrechtsordnung. 
Daß das Bedürfniß einer jolchen erſt aus dem menschlichen Verkehr entiteht, 
it von ſelbſt Har. Dem vereinzelten Menjchen jteht in der Verfolgung feiner 
Intereſſen d. h. in der Ergreifung der Dinge. der ihn umgebenden Außenwelt 
nichts im Wege al3 natürliche Hindernijje. Erjt dann, wenn innerhalb eines 
Raums eine Mehrzahl von Menfchen die Befriedigung ihrer Bedürfniſſe fucht, 
entjteht die Möglichkeit des Interefjenmwiderftreites und damit Die Nothwendig- 
feit der Beſeitigung dieſes Streites. Der vereinzelte Menſch tritt mur im 
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Beziehung zur lebloſen und zur Thierwelt und eignet fi) von diefer an, was 
er bedarf und feiner fürperlichen Gewalt zugänglich ijt; fein Wollen richtet 
jih auf Sachen. Der gejellichaftlich lebende Menſch tritt auch in Beziehung 
zu Wejen feiner Gattung, zu Perſonen. Diefe beiden Beziehungen, Sachen— 
recht und Perjonenreht hat die Privatrecht3ordnung zu regeln. Aber auch 
das Sachenrecht iſt Gegenjtand der rechtlichen Negelung nur wegen des Ber: 
hältnifjes der Perfonen zu einander. Das dingliche Necht ift gegenüber der 
Sade gar fein Recht, weil da Wille gegen Stoff fteht und eine Begrenzung 
des Willens nur gegenüber einem anderen Willen möglich) iſt. Mit der Sache 
fängt aud) der Wilde an, was er will, ganz wie ein civilifirter Eigenthümer: 
er erhält oder zeritört fie nad Lame. Darin liegt alſo das Recht nicht. 
Nicht nach dieſer bejahenden Seite liegt es, ſondern nach der verneinenden: 
darin, daß die Staatsgewalt jedem Andern als dem Berechtigten verbietet, ſich 
der Sache für ſeine Bedürfniſſe zu bedienen. Die Staatsgewalt gibt dem 
Berechtigten Frieden in ſeinem Beſitz und dieſes Nichtgeſtörtwerden iſt der 
Inhalt ſeines Rechtes. Der Inhalt des dinglichen Rechtes hat alſo ebenſo eine 
perſönliche Richtung, wie der Inhalt des Forderungsrechts. Das iſt auch 
nicht anders möglich, da eben alle Rechte zum Zwecke haben, zwiſchen den 
Menſchen Grenzen des Handelns zu ziehen. 

Es iſt nicht nöthig, daß wir hier auf eine Betrachtung der Privatrechts— 
ordnung im Einzelnen eingehen. 

Nicht minder können wir von einer Würdigung des Strafrechtes abjehen, 
über welches ja ohnehin mehr als zur Genüge philojophirt wird. 

Aber ein anderer Theil der ftaatlichen Rechtsordnung bietet ein großes, 
wejentlich jtaatsrechtliches Intereſſe und zu deſſen Erörterung müſſen wir etwas 
weiter ausholen, indem wir zunächſt auf eine andere ſtaatliche Funktion über— 
greifen, die ich als Beſtandtheil der üblichen Dreitheilung bereits genannt habe. 

Der Zweck des Staates erſchöpft ſich nicht darin, zwiſchen ſeinen Genoſſen 
in ihrem privaten Handel und Wandel, in connubium und commercium, 
Recht zu Schaffen und Frieden zu wahren. 

Der Staat, vollends der Staat der Neuzeit, hat noch ſehr viel mehr zu 
tun. Der Staat bildet gleichjam über der BPrivatwirthichaft all jeiner 
Genoſſen eine große Gejammtwirthichaft für Alle. Wie jeder Einzelne feine 
perjönlichen Intereſſen für fich verfolgt, jo der Staat die gemeinjchaftlichen 
Intereſſen Aller oder, wie man jie auch nennt, die öffentlichen Intereſſen. 
Der Staat ift die res populi, die res publica. Dieſe gejammte Fürſorge 
des Staat? für das Gemeinwohl jeiner Angehörigen bildet die Verwaltung. 

Und nun frägt fih: Hat auch dieſe jtaatliche Thätigkeit für das Ge: 
meinmwohl ihre Rechtsordnung glei der Einzelthätigfeit des Privatmannes? 
Und wenn ja, wie verhält jie ji) zu Ddiejer Rechtsordnung ? 

Eine Rechtsordnung für dieſe ftaatliche, öffentliche Thätigfeit hat den 
Gedanken zur VBorausfegung, daß diefer Thätigkeit Schranken gefegt fein jollen, 
daß es aljo auch der Staatsgewalt gegenüber für den Einzelnen ein Necht 
gibt. Eine Nechtsordnung für jene öffentliche Thätigfeit, alſo eine öffentliche 
Nechtsordnung neben der Privatrechtsordnung hat den Gedanken zur Voraus: 
jegung, daß jene Schranfen für die ftaatliche Thätigfeit andere jein follen wie 
für die private. 

Die Anſchauung, daß es ſolche Schranken geben müſſe, ift nicht gerade 
eine naturnothrvendige und es gibt ftaatlihe Entwidlungsjtufen, wo fie durch— 
aus nicht vorherricht. Das öffentliche Intereſſe iſt an fich das höhere gegen: 
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über dem privaten, es geht ihm vor. Wird diefe Ueberlegenheit des erfteren 
über das letztere mit ſolcher Nücdfichtslofigkeit durchgeführt, daß das privat- 
rechtlich geſchützte Intereſſe dieſen Schuß nur innerhalb der Privatrechtsiphäre 
genießt, gegenüber der Thätigfeit der Staatögewalt aber gar nicht anerfannt, 
aljo gar fein Recht ift, da braucht es überhaupt feine öffentliche Rechtsordnung 
der Einzelne wäre dann der Staatdgewalt gegenüber überbaupt nicht Rechts: 
jubjeft, jondern willenlofes Objekt der ftaatlichen Negierungsthätigkeit. So 
bat denn in der That auch der Polizeiftaat bei uns die Sache vielfach auf: 
gefaßt. Dem Berfafjungsftaate ijt aber ein jolcher Zuftand der Nechtlofigkeit 
des Einzelnen gegenüber der Staatsgewalt fremd. Hier zieht vielmehr die 
Rechtsordnung Grenzen zwijchen den Intereſſen der Allgemeinheit und den 
Intereſſen des Einzelnen und bejtimmt, wie weit leßtere den erfteren zu weichen 
. haben, wie weit ferner der Einzelne mit feiner Perfon und feinem Vermögen 
zur Verfolgung der öffentlichen Interefjen beizutragen hat. So entfteht für 
den Einzelnen auch gegenüber der Anforderung des öffentlichen Rechts ein 
jelbjtändiger Rechtskreis; er erjcheint auf dem Gebiete des öffentlichen Intereſſes 
als ſelbſtſtändiges Nechtsfubjeft mit gefeglich begrenzten Pflichten und mit dem 
Anſpruch darauf, daß in feinen Nechtsbejtand nicht über das gefegliche Maß 
hinaus eingegriffen werde. 

Aber der Einzelne ift im öffentlichen Rechte nicht auf diefe mehr pafjive 
Rolle beſchränkt. Als Angehöriger des Staates und der öffentlichen Verbände 
innerhalb des Staates hat er nicht blos thatjächli den Genuß der Vor: 
tbeile, welche aus der Regierungs- und Verwaltungsthätigkeit fich ergeben, 
jondern es wird diefer Antheil auch vielfach zum rechtlichen Anfpruche ge: 
ſteigert. Dazu fommt noch, daß die perjünliche Heranziehung der Staats: 
angehörigen zur Mitwirkung bei Wahrnehmung der öffentlichen Intereſſen 
rechtlihe Anfprüche nicht blos zur Folge haben kann, fondern vielfach ſelbſt 
die Natur des Rechtsanfpruches an fich trägt. Und jo wird der Einzelne im 
Gebiete des öffentlichen Nechtes nicht nur Träger von Pflichten, jondern auch 
Inhaber von Rechten. 

Wir haben im Bisherigen die öffentliche Rechtsordnung aus dem Gefichts- 
winkel der Rechte des Einzelnen betrachtet. Wir wollen fie nun aus dem 
Geſichtswinkel der ftaatlichen Verwaltung betrachten. 

Die ftaatliche Verwaltung umfaßt die geſammte, mittelbare oder unmittel- 
bare Fürſorge für die gejellichaftlichen Interefien. Der Träger der Staats 
gewalt Hat die durch den Staatsziwed ihm geitellte Aufgabe mittel3 freier 
Thätigfeit zu erfüllen. Diefe feine VBerwaltungshandlungen haben ihre Duelle 
in jeinem Willen, nicht in irgend einer Nechtsregel; wohl aber haben fie ihre 
rechtliche Schranfe gleich den Privathandlungen in den Nechtsfägen, die ge- 
wiſſe Handlungen fordern oder verbieten. Der Träger der Staatsgewalt bindet 
jich jelbft als Gefeggeber in feiner Thätigkeit als Verwalter. 

Durch die Aufjtellung von Gefegen werden natürlich nicht die Staats: 
aufgaben jelbjt verwirklicht. Das fünnen NRechtsregeln überhaupt nicht umd 
fie fönnen es bier insbefondere nicht. Sie fünnen es überhaupt nicht, weil 
bloße Rechtsjäge für fich allein und ohne Vollzug nichts helfen; fie fünnen 
eö hier befonders nicht, weil die Verwaltung felber überhaupt nicht durch 
Rechtsregeln beitimmbar: ift. 

Die Gefammtaufgabe der Verwaltung bejteht darin, die Staatsinterefjen 
und die Intereſſen der einzelnen Staatsgenofjen nach Außen zu beichügen und 
im Staate die Wohlfahrt der Staatögenofien zu fördern. Das nun find 
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Aufgaben, die mitteld Normirung von Rechtsfägen nicht erfüllt werden Können, 
ja deren Erfüllung begrifilih ohne alle Normirung von Nechtsfägen möglich 
it, da fie eben an und für ſich gar nichts mit der Verwirklichung des Rechtes 
zu thun haben. R. 

Wenn der Staat öffentliche Verkehrsanftalten betreibt, wenn er Unterrichts: 
anftalten unterhält, wenn er Gewerbe, Handel, Urproduftion fördert, wenn er 
für eine ausreichende Kriegsmacht Sorge trägt: jo find das alles Thätigkeiten, 
die zwar innerhalb der rechtlichen Schranken fich bewegen müſſen, die aber, 
weil ihr Gegenjtand nicht die Aufrechterhaltung der Rechtsordnung ift, auch 
nicht durch Rechtsjäge ihren Inhalt empfangen. AU diefe Thätigkeiten find 
denkbar ohne Normirung durch eigene Geſetze; denn die Staatsgewalt bedarf 
— A Rechtstitels, fie iſt hiefür von Natur berufen, weil fie Staats- 
gewalt ift. 

Das urjprüngliche und begriffliche Verhältniß zwifchen Verwaltung und 
Geſetzgebung beſtehtz daher, wie Laband richtig bemerkt Hat, nicht darin, 
daß die Verwaltung durch die Gefeßgebung bejtimmt und geleitet, ſondern 
daß fie durch die Geſetzgebung bejchränft wird. Die Verwaltung befteht nicht 
in der Ausführung der Gefege, jondern in der Durchführung der ftaatlichen 
Aufgaben unter Beobachtung, d. h. ohne Verlegung der Geſetze. Die Staats- 
verwaltung jteht Hinfichtlich der Führung der öffentlichen Gefchäfte dem Rechte 
mit derfelben Freiheit und Gebundenheit gegenüber, wie der Einzelne Hinfichtlich 
jeiner Privatgefchäfte. Der Kaufmann, jagt Laband, der ein Handelögewerbe 
treibt, führt dadurch nicht das Handelsgeſetz aus, fondern er findet an dem: 
jelben für feine Thätigkeit, die er ſich frei gejtaltet, rechtliche Normen und 
Schranken; ebenjo hat die Staatögewalt durch das von ihr felbjt geſetzte Recht 
nicht den Inhalt ihrer Thätigfeit beftimmt, jondern derjelben rechtliche Schranfen 
gegeben. Die Staatöverwaltung ijt alfo die freie Thätigfeit der Staatsgewalt 
zur Durchführung der ftaatlichen Aufgaben innerhalb der Grenze der jtaatlichen 
Rechtsordnung. 

Diefes, wenn ich fo jagen darf, urfprüngliche Verhältniß der Verwaltung 
genügt und bejteht auch in Wirklichkeit, two die ftaatliche Verwaltung bei ihrer 
Thätigfeit mitider Unterjtellung unter die allgemeine Rechtsordnung fich be: 
gnügt, mit anderen Worten auf dem Boden des Privatrechtes fich bewegt. 
Für die Verwaltung des Staatsvermögens und der dabei vorfommenden Ber: 
fehrshandlungen braucht es fein anderes Recht als das bürgerliche. Ebenſo 
wenig für den Boftbetrieb dann, wenn der Staat ihn als privates Erwerbs- 
gefhäft nach den Grundfägen des Frachtrechtes betreibt. Ein Poſtgeſetz wird 
nur nöthig, wenn ſich der Staat das Alleinrecht beilegen und bejondere Rechts— 
grundjäße für feinen Betrieb auftellen will. Ebenſo bräuchte der Staat fein 
Militärgefeg, wenn er ſich die Soldaten mittel® gewöhnlichen Dienjtmieth- 
vertrages durch Werbung verichaffen wollte u. dgl. 

Hiernach jcheinen, rein theoretifch genommen, bejondere Berwaltungsgejege 
die Ausnahme von der Regel zu jein; praftifch ift e8 aber umgekehrt. Denn 
regelmäßig erweift fich für die zwedmäßige Erfüllung der ftaatlichen Ber: 
waltungsaufgaben die Aufftellung befonderer Rechtsregeln als nothiwendig oder 
doc nüßlich, Nechtsregeln, die im Gegenſatz zum Privatrecht das öffentliche 
Recht ausmachen. 

Bei Schaffung diefes Rechtes nun kann die Staatsgewalt in zweierlei 
Weiſe verfahren. 

Sie kann zur Durchführung ihrer Verwaltungsaufgabe auf ihr imperium 
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gegenüber den Unterthanen greifen: Leiltungen fordern; Handlungen befehlen ; 
die Handlungsfreiheit durch Verbote einfchränfen. Gin abjoluter Herricher 
bedarf zu all dem nichts weiter als feinen Befehl. Im Verfaſſungsſtaate bedarf 
die Staatögewalt hiezu des Rechtstitels. Das imperium muß fich zunächit 
ald Rechtsſatz äußern, der in der vorgeichriebenen Form zu Stande gefommen 
it, und erſt auf den Rechtsſatz hin kann gefordert, geboten oder verboten 
werden. Auf diefem Grundgedanken des Nechtsftaates, daß die Staatsgewalt 
gegenüber den Staatögenofjen nicht nach Willkür, fondern nad) Rechtsnormen 
zu handhaben iſt, beruht die Nothwendigfeit all diefer verwaltungsrechtlichen 
Site. Der Staat, jo entwidelt Laband das Verhältniß ganz richtig, ver: 
wendet bei der ihm obliegenden Thätigfeit, die ihm durch die Gejeßgebung 
eingeräumten rechtlichen Befugniſſe und je forgfältiger und genaner das 
Geſetz Borausjegungen, Umfang und Formen bejtimmt, in denen die Staats: 
gewalt den Einzelnen gegenüber zur Geltung gebracht werden darf, deſto enger 
lehnt fich die Thätigfeit der Behörde an die durch Gefege aufgeitellten Regeln 
an. Dadurch entjteht der Anjchein, als jei die Verwaltung nach ihrem Zweck 
und Wejen Ausführung der Geſetze. Bon dem, welcher den gejeglichen An— 
forderungen der Verwaltung genügt, kann man zwar allerdings jagen, er 
erfülle die Geſetze; aber für die Verwaltung ijt die Geltendmachung ihrer 
geieglihen Befugniſſe nicht Selbitziwed, jondern Mittel zum Zweck. 

Eine zweite Gruppe gejeglicher Beitimmungen, welche den Verwaltungs— 
zweden dienen, find dann die, welche aus Gründen öffentlichen Intereſſes für 
die ftaatliche Verwaltung ein Sonderrecht ſchaffen und jomit an Stelle der 
allgemeinen, für Jedermann geltenden Rechtsregeln bejondere Borjchriften 
jegen. 

Wenn wir nun das Ganze unjerer bisherigen Erörterungen überbliden, 
jo ergibt ji ung, daß in Folge der gejeßlichen Abgrenzung zwijchen Privat: 
und öffentlichem Nechtökreife und der dem Einzelnen eingeräumten Rechte in 
Bezug auf Betheiligung am öffentlichen Leben ein zweites Gebiet der Rechts— 
— neben die Privatrechtsordnung tritt, die Ordnung der öffentlichen 

echte. 

Dieje Lehre von den öffentlichen Rechten zeigt in ihrem Aufbau eine große 
Achnlichkeit mit der Privatrechtslehre. 

Es bleibt zum Abjchlujje dieſer Betrachtungen noch übrig, eine Reihe von 
angeblichen Rechten auf ihren Gehalt zu prüfen, die man gewöhnlich unter die 
öffentlichen Rechte einreiht. 

Dahin gehören Staats: und Gemeindeangehörigfeit, Staats: und Gemeinde: 
bürgerreht.. Dieſe Ausdrüde bezeichnen einen üffentlichrechtlichen status, 
dejjen Verleihung allerdings unter Umftänden Gegenſtand eines Nechtsanfpruches 
fein fann, wo er nicht von felbjt eintritt, der aber immerhin felbit fein Necht 
it, jondern das Vorhandenfein thatjächlicher Vorausſetzungen bezeichnet, an 
welhe fich Rechte, wie z. B. politifche Wahlrechte, anknüpfen fünnen. Die 
Sache verhält ich ähnlich wie z. B. bei dem privatrechtlichen Begriffe der 
Volljährigkeit oder der Selbititändigfeit. 

Die Hauptkategorie der faljchen öffentlichen Nechte aber bilden die jogen. 
Grund» oder Feiheilsrechte. Nicht ala ob diefe Worte ein völliges juriftifches 
Nichts bezeichnen würden. Es verbirgt fich vielmehr ſehr viel Wirkliches 
dahinter, vor Allem ein höchſt interefjantes Stück ftaatlicher Entwicklungs— 
er das der näheren Betrachtung werth iſt. Aber die juriftiiche Faſſung 
iſt falſch. 
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Wir wollen die Sache näher prüfen. 

Die Entjtehung des Begriffes diefer allgemeinen Unterthanen- oder Bürger: 
rechte geht auf das englifche Recht zurüd. 

In diefen engliichen Urkunden, von welchen wir zum Theil bereits in 
anderem Zufammenhange gehandelt haben, war nichts, was von Schwindel 
gewejen wäre. Es waren ganz Flare und verftändige Rechtsſätze, die darin 
aufgeftellt waren, und welche mit Rückſicht auf bejtimmte gemachte Erfahrungen 
bezwecten, willfürliche Eingriffe der königlichen Gewalt in den Rechtöfreis der 
Unterthanen zu verhüten. Die Engländer jchäßen denn auch mit Necht dieſe 
Dinge jehr hoch. 

Ein anderes Geficht befam die Sache, al3 die Franzoſen daran gingen, 
die englijche declaration of rights nachzuahmen in ihrer declaration des droits 
de l’homme et du citoyen. 

An die Stelle der bejtimmten Rechtsſätze trat die tönende Phrafe des 
Radikalismus. 

In der franzöfiichen Deklaration find allgemeine Säße über die Verfaſ— 
fung mit Sätzen über die Nechtsjtellung des Einzelnen vermengt. Nur letztere 
fommen bier in Betracht. 

Daß in der deelaration des droits de l’homme et du eitoyen 
auch große Gedanken des Staates der Neuzeit ausgeſprochen find — id) er: 
innere nur an die Grundſätze der Unveräußerlichfeit der perfünlichen Frei: 
heit, der Gewerbefreiheit, die Aufjtellung des leitenden Gedanfens für das 
Enteignungsreht — das wird Niemand leugnen können. Aber überwiegend 
haben die Säte, foweit fie nicht ganz juriftiich inhaltsleer find, die Natur 
von Programmfägen, die, wenn fie Wirkung äußern follten, der Durchführung 
durch die Geſetzgebung bedürfen. 

Dem franzöfiichen Beifpiele ift die Frankfurter Nationalverfammlung in 
den Grundrechten des Deutjchen Volkes gefolgt, die am 27. Dezember 1848 
und auch in der Neichsverfajjung vom 28. März 1849 aufgenommen wurden. 

Den Doktrinarismus und den Radifalismus hat diefe Verſammlung mit den 
Männern der franzöjischen Revolution getheilt. Und wenn auch die deutjchen 
Grundrechte nicht die alleräußerjten Säße der droits de l’homme aufgenommen 
haben, in Aufjtellung von bloßen Programmfägen thun fie e8 denjelben beinahe 
zuvor. 

Das ift alfo das, wie man fieht, ziemlich mannigfaltige Urmaterial, aus 
welchem ſich die Staatsrechtswilfenichaft den Begriff der angeblichen Grund- 
oder TFreiheiheitsrechte zurecht gefchnitten hat. 

Man fteht, wenn man an die Schärfe juriftiicher Begriffsbildung einiger: 
maßen gewohnt ift, diefer rudis indigestaque moles mit Berlegenheit gegen- 
über. In der That find die Grundrechte eine Erbfchaft aus der Zeit, wo 
man die allgemeine juriltiiche Methode nicht recht al8 anwendbar auf das 
Staatsrecht —* und politiſche oder geſchichtliche Erörterungen als Lückenbüßer 
an die Stelle rechtswiſſenſchaftlicher Behandlung treten ließ. Die neuere Staats: 
rechtswifjenfchaft beginnt denn auch, den Grundrechten mit großem Mißtrauen 
zu Leibe zu gehen. 

— Und in der That halten die Grundrechte vor einer ſolchen Prüfung nicht 
t 


and. 
Vor Allem iſt ſchon die Freiheit als Rechtsbegriff ein Nichts. Denn die 


Möglichkeit zu wollen und zu handeln hat der Menſch nicht vom Staate. Der 
Staat beſchränkt ihn nur einerſeits und beſchützt ihn andererſeits durch ſeine 


ni 
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Rechtsordnung und feine Staatsgewalt. Das ift die Gejammtwirfung des 
Beitandes eines Staatsverbands, aber fein Recht. 

Die einzelnen angeblihen Grund oder TFreiheitsrechte aber enthalten wohl 
Normen für die Thätigfeit der Staatsgewalt, aber fie bilden feine Rechte der 
einzelnen Staatdangehörigen. 

Dieje fämmtlichen fogenannten Rechte bringen nur zwei befannte und ſogar 
ziemlich gewöhnliche Gedanken zum Ausdrude, die fih im NRechtsjtaate von 
jelbft verjtehen. 

Der eine Saß ijt der, daß Jedem all’ das rechtlich erlaubt ift, was recht: 
lich nicht verboten ift. Niemand wird nun je auf den Gedanfen gerathen, aus 
irgend einer Bethätigung der Handlungsfreiheit, die niemals verboten war, 
Fe —* zu geſtalten, deſſen Inhalt in dem Mangel einer Beſchränkung 

tünde. 

Der andere Satz iſt der, daß Niemand, alſo auch keine Behörde, ohne 
Rechtsgrund in den Rechts- oder Handlungskreis eines Anderen eingreifen kann. 
Der Satz, daß Jemand nur aus beſtimmten Gründen und in beſtimmter Form 
verhaftet werden kann, macht doch das Nichtverhaftetwerdendürfen zu keinem 
eigenen „Individualrecht“. 

Jene Begriffe der ſogenannten Grund» oder Freiheitsrechte laſſen ſich eben 
nicht juriſtiſch-logiſch, ſie laſſen ſich nur geſchichtlich erklären. Sie bezeichnen 
die Thatſache einer Aenderung der Geſetzgebung dahin gehend, daß früher ein— 
mal den Staatsangehörigen etwas verboten war, was ihnen jetzt erlaubt iſt, 
oder daß früher einmal den Behörden gegenüber den Unterthanen etwas erlaubt 
war, was ihnen jetzt verboten iſt. 

Die darauf bezüglichen Erklärungen des Geſetzgebers aber bekunden außer 
der Abſchaffung früheren Rechtes die Abſicht, dergleichen Normen künftig nicht 
mehr zu erlaſſen. Solche Erklärungen, wenn ſie nicht als Programmſätze, 
ſondern als Rechtsſätze geformt ſind, können in der Verfaſſung konſtitutioneller 
Staaten allerdings neben der verneinenden, abſchaffenden Bedeutung auch eine 
poſitive haben; aber dieſe Bedeutung liegt nicht darin, daß ſie Rechte begründen, 
ſondern ſie liegt auf dem Gebiete des Geſetzgebungsverfahrens. Das Abgehen von 
jenen verfaſſungsmäßigen Grundſätzen iſt nur im Wege der Verfaſſungsänderung 
möglich. 

Wir haben damit die Erörterungen über die Geſetzgebung als materielle 
Funktion der Staatsgewalt erledigt. 

Mit der bloßen Aufſtellung von Rechtsnormen hat aber die Staatsgewalt 
ihrer Aufgabe, den perjünlichen und öffentlichen Intereſſen eine rechtliche Ord— 
nung zu fihern, noch nicht gemügt. Sie muß dafür forgen, daß das von 
ihr gejegte Recht auch verwirklicht wird, fie muß dieſes Rechtes pflegen. 
Diefe Aufgabe befteht gleichmäßig für das Gebiet des bürgerlichen mie des 
öffentlichen Rechtes. Während fie aber für das Gebiet des Zivil- und Straf: 
recht3 jchon von Anbeginn an als eine felbitftändige Staatsaufgabe anerkannt 
war, ijt das auf dem Gebiete des übrigen öffentlichen Rechts, des Verwaltungs: 
rechts, erft feit ziemlich neuer Zeit der Fall. 

Die dritte materielle Funktion der Staatsgewalt, die Verwaltung, habe 
ih zum Theile ſchon vorweg bei der Erörterung über die Gejeggebung be- 
rühren müſſen. 

Hier ift nur noch ein furzer UWeberblid über die Gegenftände zu geben, 
auf welche fich die ftaatliche Verwaltungsthätigkeit bezieht. 

Es ift vor Allem für die materiellen Mittel, aljo nad) den heutigen wirth: 


368 M. v. Seydel: Vorträge aus dem allgemeinen Staatsrechte. 


Ihaftlichen Berhältniffen für die Geldmittel zu ſorgen, deren der Staat bebarf, 
um die verjchiedenen, ihm geftellten Aufgaben erfüllen zu können. Die Sorge für 
die Erhebung und Verwaltung diefer Mittel und deren Zuführung zur Befrie- 
digung der Staatöbedürfnifje bildet die Finanzverwaltung. 

Die Staatsgewalt hat ſodann weiterhin die öffentlichen Intereſſen pofitiv 
wahrzunehmen und dies ijt die Hauptaufgabe des heutigen Staates, der Landes— 
verwaltung. 

Die Landesverwaltung umfaßt den vorbeugenden Schuß gegen rechts— 
twidrige Angriffe auf die Rechtsordnung, die Sicherheitspolizei, jodann die 
Pflege des phyſiſchen, geiftigen umd wirthichaftlichen Lebens des Volkes. 

Dem Gebiete der Objorge für das phyfiiche Wohl gehört die Armenpflege, 
jeit neuefter Zeit die Arbeiterverficherung, endlih die Geſundheitsverwal— 
tung an; der Pflege des geiftigen Lebens: Unterricht, Bildung, Religion und 
Sittlichfeit; die Pilege des wirthichaftlichen Lebens umfaßt den Schub gegen 
Naturkräfte und die Nutzbarmachung derjelben, die Sorge für den Verkehr, wie 
Straßen, Verfehrsanitalten, Maß und Gewicht, Geld», Kredit: und Banfıwefen, 
endlich die Sorge für Die einzelnen Erwerbszweige. 

Die Verwaltung bezieht fi) dann weiter auf die Wahrnehmung der ftaat- 
lichen Intereſſen nad) Außen: dahin gehört für die friedlichen Beziehungen des 
Staates die Verwaltung der auswärtigen Angelegenheiten, jodann die Sorge 
für die erforderlichen Machtmittel zum erforderlichen gewaltjamen Schuge der 
Staatöinterejjen — die Heeresvermwaltung. : 

Zu all’ diefen materiellen Funktionen der Staatsgewalt fommt endlich 
noch eine vierte, Die deren Verwirklichung dient: es iſt die organijatorifche 
Aufgabe. Denn gleichviel, welcher der Träger der Staatögewalt fein mag, 
er vermag niemals jelbjt all’ die verjchiedenartigen Staatsaufgaben zu bewäl: 
tigen, ſondern kann dies nur thun mittel3 umfajjender Organe, welche den 
Staatszwecken dienen. 

Und fo bedarf jeder Staat einer Verfaſſung, das Wort im materiellen 
Sinne genommen. 

Dieje Verfaljung aber bezieht ſich auf die Erfüllung der erürterten drei 
Hauptfunktionen: jie begreift die Organijation der Gejeßgebung, der Rechts: 
pflege, endlich der Verwaltung in ihren einzelnen Theilen. 
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I. Das Wort Beamter kommt im Bürgerlichen Geſetzbuch theils allein 
theils in Verbindung mit Wendungen vor, die andere Perfonenkfategorien 
bezeichnen. Das Erſte ilt in den 88 839, 841, 979, 1640, 1802, 2003, im 
Einführungsgefe Art. 77, 78, 136, 142 und 143 der Fall; das andere in 
den 88 411, 570, 1315, 1784, 1888 und in Art. 80 des Einführungsgefeges 
und zwar werden hier neben den Beamten Militärperfonen, Geiftliche und Lehrer 
an öffentlichen Unterrichtsanjtalten genannt. In Art. 80 des E.G. 3.8. 
beißt es: „Unberührt bleiben, foweit nicht in dem B.G.B. eine befondere 
Beitimmung getroffen it, die landesgefeglichen Borjchriften über die vermögens— 
rechtlichen Anfprüche und Berbindlichkeiten der Beamten, der Geiftlichen und 
der Lehrer an öffentlichen Unterrichtsanftalten aus dem Amts- oder Dienft- 
verhältniſſe.“ 

Es wäre voreilig, aus dem Umſtande, daß in dieſen Stellen neben den 
Beamten Militärperſonen, Geiſtliche und Lehrer beſonders genannt werden, 
den Schluß zu ziehen, Militärperſonen, Geiſtliche und Lehrer an öffentlichen 
Unterrichtsanſtalten könnten nie Beamte im Sinne des BG.B. fein. Es 
iſt doch auch die Auslegung möglich, daß Militärperſonen, Geiſtliche und 
Lehrer neben den Beamten lediglich um deswillen beſondere Erwähnung finden, 
weil unter dieſe Begriffe auch andere Perſonenkategorien als Beamte fallen. 
Der weitere Ausdrud Militärperjonen, Geiftliche, Lehrer würde dann thatfächlid) 
eben nur jene Militärperfonen, Geiftliche und Lehrer begreifen, welche nicht 
Beamtencharafter befigen. 

Für diefe Auslegung fpricht der Ausdruck Militärperfon. Denn zu den 
Militärperfonen gehören nach dem Reich3-Militärgefeß vom 2. Mai 1874 8 38 
neben den Offizieren und Militärärzten des Friedenjtandes auch die „Militär: 
beamten des Friedensſtandes“, alfo eine Perfonenfategorie, welche, wenn fie 
nicht bejonder3 von der Unterordnung unter den Beamtenbegriff ausgenommen 
wird, jedenfalls als unter den Beamtenbegriff fallend anzufehen ift. Aber auch die 
Wendungen „Geiftliche” und „Lehrer an öffentlichen Unterrichtsanftalten“ 
ftehen diefer Auffaffung wicht entgegen. Ich weiß wohl: die gejeßgebenden 
Traktoren gingen ausweislih der Motive von dem Grundjaße aus, ber 
Beamtenbegriff des B.G.B. beftimme fich jeweils nach dem einjchlägigen 
Zandesftaatsrecht, ſei aljo nach Staaten verfchieden, und fie haben aus diejem 
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Grunde die Lehrer an öffentlichen Unterrichtsanſtalten neben den Beamten 
befonder8 erwähnt; denn nach manchem Landesrecht find die Lehrer an 
öffentlichen Unterrichtsanftalten ausdrüdlid von der Unterordnung unter das 
allgemeine Beamtenrecht ausgenommen und einem befonderen Staatsdienftrechte 
unterftellt. Allein diefer die Gejegesverfajler bewegende Grund ijt doch für 
die Auslegung des Gejeges ſelbſt nicht bindend, wenn fi aus ihm ein vom 
einzeljtaatlichen Beamtenrecht völlig unabhängiger Beamtenbegriff jelbititändig 
ableiten läßt. Es iſt die Möglichkeit nicht ausgejchlojien, daß Geiftliche und 
daß Lehrer an öffentlichen Unterichtsanftalten unter den Beamtenbegriff des 
BGB. fallen. So ift 3. B. fein Grund erfichtlih, warum die an einer 
Strafanftalt angeftellten Geiftlichen und Lehrer nicht ebenjogut Strafanftalts- 
beamte im Sinne des B.G.B. jollten fein können, wie der juriftifche Leiter 
oder der Rechnungsführer diefer jtaatlihen Einrichtung. Unter einen befonderen 
Geiftlichen oder Lehrerbegriff können jolche Geiftliche und Lehrer fallen, welche 
in einem privatrechtlichen Dienjtverhältniß zu ihrer Glaubensgejellichaft oder 
zum Inhaber der Unterrichtsanftalt jtehen. Wohl ift Lehrer an einer öffent: 
lihen Unterrichtsanjtalt joviel, wie öffentlicher Lehrer, und der Privat: 
lehrer wird im Verjährungsparagraph des B. G.G., $ 196 Nr. 13, dem öffent: 
lichen Lehrer gegenüber gejtellt. Allein öffentlicher Xehrer bedeutet, wie aus der 
vorausftehenden Nr. 11 des 8 196 hervorgeht, nur joviel, wie Lehrer an 
einer öffentlichen Anftalt, die dem Unterricht dient, im Gegenſatz zum Privat: 
lehrer als dem Lehrer an einer „Brivatanftalt“ für Unterricht. Deffentliche 
und private Unterrichtsanftalten find nach dem allgemeinen Sprachgebrauch 
auszulegen und da bedeutet Öffentliche Unterrichtsanjtalt nicht eine öffentlich- 
rechtliche und PBrivatunterrichtsanjtalt nicht eine privatrechtliche Unterrichts: 
anftalt, jondern öffentliche Unterrichtsanjtalt ift eine Unterrichtsanftalt, deren 
„Inhaber“ ein Nechtsjubjeft des öffentlichen Nechts d. h. ein Nechtsfubjekt ift, > 
welches in erjter Linie öffentlichrechtliche, nicht blos privatrechtliche Rechts— 
fähigkeit befigt. Da ein Rechtsſubjekt des üffentlichen Rechts immerhin aud) 
Privatrecptsfähigkeit befigt, it e& micht ausgeſchloſſen, daß es die Diente, 
deren es bedarf, ſich auf privatrechtlihem Wege erholt. Es ijt jomit nicht 
unmöglich, daß Die Lehrer an einer öffentlichen Unterrichtsanftalt in einem 
privatrechtlichen Dienitverhältniß jtehen. Es ift wohl denkbar, daß ein Theil 
der Lehrer an ſolchen Anftalten, Aushilfslehrer oder Lehrer von Nebenfächern, 
nur durch ein privatrechtliches Dienjtverhältnig mit dem Anftaltsinhaber ver: 
bunden find. Die gleiche Rechtslage iſt auch bei Geiftlichen möglid). 

Die Sade liegt bier für die Auslegung nicht anders, als wenn das Gejek 
an verfchiedenen Stellen (58 1640, 1802, 2002) beftimmt, daß die Aufnahme 
von DBermögensverzeichnifien Seitens oder mit Hilfe einer zuftändigen Behörde 
oder eines zuftändigen Beamten oder Notars zu erfolgen habe. Mit diejer 
Wendung „oder Notar” will nicht gejagt jein, daß der Notar im Sinne des 
B.G. B. Beamter nicht jein kann, jondern damit ift lediglich ausgedrüdt: 
Der Notar fann auch beigezogen werden, wenn ihm nad dem einjchlägigen 
Landesjtaatsrecht nicht die Eigenschaft eines Beamten, jondern lediglich die 
eines obrigfeitlich bejtellten Gejchäftsmannes, eines polizeilich zugelafjenen 
Gemwerbetreibenden zukommt. 

Il. Ergibt ſich aus dem Bisherigen, dab das Wort Beamter nicht einmal 
da, wo neben ihm Geiftliche, Lehrer uud Militärperjonen befonders genannt 
find, nothwendig dahin aufgefaßt werden muß, daß darunter lediglih Beamte 
zu verjtehen find, die nicht Geiftliche, nicht Lehrer an öffentlichen Unterrichts— 
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Anftalten, nicht Militärperfonen find, fo iſt da8 Gleiche um jo weniger nod) 
da der Fall, wo das Wort Beamter allein jteht. Aus dem Umftande, daß 
das Wort Beamter da, wo es neben anderen Berfonenfategorien genannt 
wird, nicht nothwendig enge ausgelegt werden muß, folgt fogar, daß es da, 
wo es allein fteht, mangels bejonderer Anhaltspunkte nicht enger, als es dem 
allgemeinen Spracdgebraud entjpricht, ansgelegt werden darf. Denn die 
Auslegung der Gejege hat doch im Allgemeinen davon auszugehen, daß die 
Geſetze, an deren Zuftandefommen doch nicht blos Fachleute der Jurisprudenz 
mitwirfen, im Zweifel jo reden, wie das Bolf, feine Ausdrücde fomit in dem 
Sinne aufzufajjen find, in welchem fie in der allgemeinen Volksſprache Ber: 
wendung finden. Es ijt demnach die volfsthümliche Bedeutung des Wortes 
— welche wir zum Anhaltspunkte unſerer Betrachtung zu nehmen 
aben. 

Thun wir dies, fo ergibt ſich ſofort, daß wir unter Beamtenſchlechthin 
lediglich öffentliche, nicht auch Privat beamte verſtehen dürfen. Wenn wir 
im täglichen Leben von Beamtenſtand und Beamtenrecht ſchlechthin ſprechen, 
ſo meinen wir damit Stand und Recht der öffentlichen Beamten, nicht auch 
den Stand und das Recht von Beamten einer Privatverſicherungs- oder einer 
Privatbank-⸗Anſtalt oder eines großen privaten Fabrikunternehmens. Auch ohne 
die Beſtimmung des $ 359 des Reichsitrafgejegbuches, daß unter den Beamten 
im Sinne des R.Str.G.B. nur Perfonen zu verjtehen find, die im Dienjte 
des Reiches oder im unmittelbaren oder mittelbaren Staatsdienſt angejtellt 
find, würde Niemand den Kaſſier einer Privatbank, welcher Gelder unterjchlägt, 
die er dienftlich empfing, nad) $ 350 des R.Str. G.B., d. h. al einen „Beamten“ 
verurteilen, welcher Gelder unterjchlagen hat, die er in „amtlicher Eigen: 
Ihaft“ empfing. 

Diefem allgemeinen Sprachgebrauch folgt nun aud; das B.G.B. Das 
B.6.B thut an einer Stelle, in $ 622, ausdrüdlich der „PBrivatbeamten“ Er- 
mwähnung. Sie werden dort neben Lehrern, Erziehern und Gejellichafterinnen 
als Perjonen genannt, welchen nicht für eine fürzere Frift, fondern lediglich 
für den Schluß des SKalendervierteljahres gekündigt werden kann. Daß Ddiefe 
Privatbeamten nicht unter den allgemeinen Beamtenbegriff des B.G.B., d. h. 
nicht unter die Beitimmungen des BB. fallen, wo von Beamten fchlechthin 
die Rede ift, ergibt ficd daraus, daß nad) dem B.G.B. zum Begriff des 
Privatbeamten die Leiftung höherer Dienjte gehört, während Beamter 
ſchlechthin, d. h. öffentlicher Beamter im Sinne des B. G. B. auch jemand zu fein 
vermag, der nur Dienste niederer Art leijtet. 

Das Erſte folgt aus dem Wortlaut des 8 622. Hier heißt es: „Das 
Dienitverhältnig der mit feiten Bezügen zur Xeiftung von Dienften höherer 
Art Angejtellten, deren Erwerbsthätigfeit durch das Dienftverhältniß voll- 
ftändig oder hauptſächtlich in Anſpruch genommen wird, insbejondere der Xehrer, 
Erzieher, Privatbeamten, Gefellichafterinen, fann nur für den Schluß eines 
Kalendervierteljahres gekündigt werden“. Das Andere ergibt $ 383 des 
3.6.3. Hienady hat die Verjteigerung einer hinterlegten Sache „Durch einen 
für den Berfteigerungsort beftellten Gerichtsvollzieher oder zu Berjteigerungen 
befugten anderen Beamten...“ öffentlich zu erfolgen. Der Gerichtsvoll- 
zieher ift ausweislich diefes Paragraphen Beamter im Sinne des B.G.B. 
und doch leijtet er feineswegs Dienjte höherer, ſondern niederer Art. Sein 
deutſches Landesftaatsrecht rechnet ihn zu höheren Staatsdienern. Somit ijt 
er nicht Privatbeamter, wohl aber Beamter im Sinne des B.G.B. Alfo 
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verjteht das B.G.B. da, wo es von Beamten jchlechthin ſpricht, unter dieſen 
nur öffentliche. 

In diefer Auffaſſung des Privatbeamten ala Angeftellten, welcher zu Dienjten 
höherer Art verpflichtet ift, und des Beamten jchlechthin als öffentlichen Beamten 
trifft das B.G.B. mit der übrigen Neichsgefeßgebung zufammen. Wir brauchen 
bier nicht auf die Urbeiterverficherungsgefege hinüber zu greifen, wo Die 
Betriebsbeamten den Arbeitern als die zu höheren Dienftleijtungen verpflichteten 
grarmübergentell find, oder die Reichsgewerbeordnung heranzuziehen, in welcher — 
S 133a — das Dienftverhältniß der Perſonen, welche mit der Zeitung oder 
Beauffichtigung des Betriebes beauftragt oder mit Höheren technifchen Dienit: 
leiftungen betraut find, als Dienſtverhältniß der Betriebsbeamten und Techniker 
von dem Dienjtverhältniß der gewerblichen Arbeiter unterfchieden wird. Schon 
die Gejege der ummittelbaren Umgebung des B.G.B. ergeben das Gleiche. 
Das Neichsgefeß über die Bmwangsverfteigerung und Zmwangsverwaltung vom 
24. März 1897 erwähnt unter den Forderungen, welche Anſpruch auf 
Befriedigung aus dem Grundſtück haben, in 8 10 an zweiter Stelle „bei 
einem land» oder forjtwirtbichaftlichen Grundſtücke die Anſprüche der zur 
Bewirthichaftung des Grundjtüces oder zum Betriebe eines mit einem Grund: 
jtück verbundenen land- oder forjtwirthichaftlichen Nebengewerbes angenommenen, 
in einem Dienjt oder Arbeitsverhältniß jtehenden Berfonen auf Lohn, Koftgeld 
und andere Bezüge” und fügt hinzu: „insbejondere die Anjprüche des Gejindes, 
der Wirthichafts: und Forjtbeamten”. Nach dem ganzen Zuſammenhang 
find hier nur Privatbeamte gemeint, diefe aber ala höhere Dienfte leijtende 
dem Geſinde gegenüber geitellt. 

Anderfeit3 ergeben die Nebengefege des B.G.B. auch, daß fie unter 
Beamten jchlechthin nur den öffentlichen Beamten verjtanden wiſſen wollen. 
Sie Sprechen zum Theil von Beamten jchlechthin, zum Theil von öffentlichen 
Beamten, two aus dem inneren Zuſammenhang der Bejtimmungen fich ergibt, 
daß jedesmal dasſelbe gemeint ijt. 

Nah Zivilprozeßordnung 8 850 ift der Pfändung nicht unterworfen 
„1.) Der Arbeits: oder Dienftlohn nach den Beitimmungen des Neichsgejeges 
vom 21. Juni 1869,... 7.) das Dienjteintommen der Offiziere, Militär: 
ärzte und Dedoffiziere, Bu Beamten, der Geiſtlichen und der Lehrer an 
öffentlichen Anſtalten“ 8 1 des Geſebes vom 21. Juni 1869 beſtimmt aber: 

„Die Vergütung (Lohn, Gehalt, Honorar) für Arbeiten oder Dienfte, welche 
auf Grund eines Arbeit3- oder Dienjtverhältnifies geleiftet werden, darf erjt mit 
Beichlag belegt werden, nachdem die Leiftung der Arbeiten oder Dienjte erfolgt 
ift“, und $ 4 fügt hinzu: „Das gegenwärtige Gejeß findet auf den Gehalt 
und die Bezüge der öffentlichen Beamten feine Anwendung”. Hierauf folgt, 
daß in ZPO. S 850 Ziff. 7 unter Beamten nur die Öffentlichen Beamten 
gemeint find, denn die Privatbeamten fallen unter das Lohnbeſchlagnahme— 
geſetz S 1. Noch deutlicher ergibt die Fdentität von Beamten und öffentlichen 
Beamten $ 11 des Einführungsgejeßes zum Gerichtäverfafjungsgejege. Dieter 
bejtimmt in jeinem erjten Abjag: „Die landesgeſetzlichen Beſtimmungen, Durch 
welche die jtrafrechtliche oder civilrechtliche Verfolgung öffentlicher Beamten 
wegen der in Ausübung ihres Amtes vorgenommenen Handlungen an bejondere 
Vorausfegungen gebunden it, treten außer Kraft“, um in Abjag II hieran die 
Bemerkung zu knüpfen: „Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorjchriften, 
durch welche die Verfolgung der Beamten... . an die Vorentjcheidung einer 
befonderen Behörde gebunden iſt“. Unter Beamten find hier offenfichtlih nur 
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Öffentliche gemeint. Die Abkürzung gegen Abſatz I erklärt fich eben aus dem 
Beamten und öffentlichen Beamten identifizierenden allgemeinen Sprachgebraud). 

III. Nachdem wir feitgeftellt haben, daß unter Beamten ſchlechthin im 
8.6.8. nur öffentliche Beamte gemeint find, fragt es ſich: wodurd find 
öffentliche und Privatbeamte verichieden? Denn das Unterfcheidungsmerkmal, 
dat Privatbeamter nur fein fann, wer zu Dienftleiftungen höherer Art ver: 
pflichtet ift, öffentlicher Beamter dagegen auch Jemand, der allein niedrige 
Dienjte zu erfüllen hat, reicht nicht aus. Höhere öffentliche Beamte und 
Privatbeamte find auf diefe Weife ja noch nicht unterfchieden. 

Es liegt am Nächften, vom Wortunterfchied ausgehend zu jagen: Deffent: 
liher Beamter ift der Beamte, welcher Inhaber eines öffentlichen, Privat- 
beamter, wer Inhaber eines privaten Amtes ift. Damit werden wir nothwendig 
auf den Begriff Amt im Sinne des B.G.B. geführt. 

Das Wort Amt wird im B.G.B. und feinen Nebengejegen reichlich ver: 
wendet. So fpriht das B.G.B. vom Amt des Standesbeamten ($ 1319), 
des Vormundes (SS 1752, 1799, 1844, 1854, 1885, 1886), des Gegenvor: 
mundes (Einführungsgefeg Art. 160, 210), des Pflegers ($ 1915), auch des 
Nachlaßpflegers ($ 1960), des Beiltandes der Mutter ($ 1694), des Mitgliedes 
des Familienrathes (SS 1862, 1869, 1872), des Nachlaßverwalters (S$ 1987, 
2012) und des Teftamentsvollitreders ($$ 2197, 2202, 2226). Dazu fügt die 
Konkursordnung das Amt des Konkursverwalters (88 84, 86), die Grundbuch: 
ordnung das Grundbuchamt, das Gerichtäverfafjungsgejeg das Amt des Richters, 
Schöffen, Gefchworenen und des Handelsrichters. 

Suchen wir nad) gemeinfchaftlichen Merkmalen diefer verjchiedenen Aemter, 
um daraus einen Amtsbegriff feitzuftellen, jo ergeben fich drei. Erſtens handelt 
es ji bei allen genannten Aemtern um Beforgung fremder Gejchäfte. Der 
Standesbeamte führt in der öffentlichen Beurkundung Geſchäfte des Staates 
und ebenfo das Mitglied des Familienrathes, da der Familienrath nad 
8.6.8. 8 1872 die Rechte und Pflichten des Vormundfchaftsgerichtes auszu— 
üben hat. Andererſeits übt der Konfursverwalter in Vertretung der Gläubiger: 
Ihaft das Verwaltungs und Verfügungsrecht des Gemeinfchuldners über die 
Konkursmaſſe aus. Der Teftamentsvollftreder beforgt Geſchäfte der Erben umd 
Nachlafgläubiger. 

Das zweite Merkmal befteht in der Bejorgung fremder Gejchäfte Fraft 
Uebertragung durch obrigfeitlichen Akt, durch einen Akt einer Perfon oder Ge- 
meinichaft des öffentlichen Rechtes. Für alle die genannten Aemter werden die 
Inhaber obrigkeitlich beftellt oder ernannt. Der Schöffe und Gefchworene wird 
vom Gericht berufen, der Richter und Handelsrichter von König oder Mini: 
fterium ernannt, der Vormund, Gegenvormund, Pfleger, Nachlaßverwalter u. f. w. 
vom Gerichte bejtellt. Eine Ausnahme macht jcheinbar der Tejtamentsvoll: 
ftreder. Nach $ 2197 wird der Tejtamentsvollitreder regelmäßig vom Erblafjer 
im Teſtament oder Erbvertrag „ernannt“. Nur ausnahmsweiſe, wenn der 
Erblafjer das Nachlaßgericht im Teftament darum erfucht, fann das Nachlaß: 
gericht den Teftamentsvollftreder ernennen. Allein auf der anderen Seite fteht 
der Saß, dab der Tejtamentsvollitreder eine Erklärung über Annahme der vom 
Erblafjer ausgehenden Ernennung erſt nach Eintritt des Erbfalles abgeben kann. 
Hienach erhält die Ernennung Rechtswirkſamkeit erft vom Momente des Ein- 
trittes des Erbfalles an; alfo zu einer Zeit, wo der Erblafjer nicht mehr vor: 
handen if. Da die Annahmeerflärung des Weiteren aber nur dem Nachlaß: 
gericht gegenüber abgegeben werden kann und das Nachlaßgericht dem Ernannten 
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eine FFriit zur Abgabe der Erklärung zu ſetzen vermag, ferner die Kündigung 
der Stellung als Teitamentsvollitreder nur dem Nachlaßgericht gegenüber er- 
folgen kann und allein das Nachlaßgericht den Teftamentsvollitreder zu ent- 
lafjen vermag, ift anzumehmen, daß der Gejeßgeber die Stellung des Teita- 
mentsvollftreders ein Amt nennt, weil er in der Thatjache, daß die Ernennung 
erjt mit dem Tode des Erblafjerd wirkſam wird, eine in dieſem Zeitpunkt ge— 
ſchehende ſtillſchweigende Uebertragung der Stellung durch das Nachlaßgericht 
erblickt. Die Ernennung Seitens des Erblaſſers hat lediglich die Bedeutung 
eines Vorſchlages. Das Anerbieten gegenüber dem Ernannten geht rechtlich 
vom Nachlaßgericht aus. Damit ſtimmt überein, daß das Geſetzbuch auch da, 
wo es das Wort amtlich gebraucht, damit etwas von der Obrigkeit ausgehen: 
des bezeichnet. Es unterliegt 3. B. feinem 868 daß, wenn im E.G. 
Art. 150 davon die Rede iſt, daß die landesgeſetzlichen Vorſchriften unberührt 
bleiben, nach welchen zur Errichtung eines Nothteſtaments an Stelle des Vor— 
ſtehers auch eine andere „amtlich beſtellte Perſon“ zuſtändig iſt, unter der 
amtlichen Beſtellung eine Beſtellung durch die Obrigkeit im Gegenſatz zu einer 
Beſtellung durch ein bloßes Privatrechtsſubjekt gemeint iſt. Und das Gleiche iſt 
der Fall, wenn da oder dort von einer amtlichen Aufforderung oder einer 
——— Feſtſtellung eines Werthes (E.G. Art. 79) oder Preiſes geſprochen 
wird. — 

Das dritte Merkmal des Amtsbegriffes, welches jich aus einer vergleichen: 
den Betrachtung unferer verjchiedenen Amtsformen ergibt, ift, daß es fich um 
eine Uebertragung der Bejorgung fremder Gejchäfte nicht ſowohl zu Recht ala 
vielmehr zu Pflicht Handeln muß. Der Verwalter der fremden Gejchäfte muß 
zur Verwaltung in erjter Linie verpflichtet, nicht berechtigt fein. Er erhält vor 
Allem eine Berwaltungspflicht, fein Verwaltungsrecht. Zum Begriff des 
Amtes gehört pflihtmäßige Verwaltung fremder Angelegen: 
heiten in Folge obrigfeitliher Uebertragung. Aus dem Grunde 
haben 3.8. fein Amt im technijchen Sinne die Mitglieder der Nolfsvertretung 
und ſtaatlich eingerichteter Intereſſen- und Standesvertretungen, wie fie uns in 
Handels- und Gewerbefammern, Handwerks, Aerzte-Kammern und ähnlichen 
Einrichtungen — Im Gefühl dieſes Unterſchiedes rechnet auch das 
Strafgeſetzbuch $ 34 die Ausübung politiſcher Rechte in Form des Abgeord— 
netenmandates nicht zu den Aemtern, die in Folge der Aberkennung bürgerlicher 
Ehrenrechte verloren werden. Die aus öffentlichen Wahlen hervorgegangenen 
politiſchen Rechte werden neben den zu Verluſt gehenden Aemtern im St.G.B. 
SS 33 und 34 bejonders genannt. 

In den drei angeführten Merkmalen ift das Gemeinfame enthalten, was 
die früher aufgeführten Aemter verbindet. Im Uebrigen zeigt fich zwijchen 
ihnen ein wejentlicher Unterjchied. Die einen Aemter betreffen die Verwaltung 
Öffentlicher, die anderen die Verwaltung von WBrivatangelegenheiten. Der 
Standesbeamte, der Nachlaß: und Vormundjchaftsrichter, ſowie das Mitglied 
des Familienrathes bejorgen jtaatliche Gejchäfte, der Vormund, Pfleger, Nach: 
laß- und Konfursverwalter oder Teitamentsvollitreder ift in Angelegenheiten 
Privater thätig. Man könnte hienach öffentliche und private Aemter unters 
jcheiden. Allein diefe Unterfcheidung ift dem B.G.B. fremd. Daß fie aber 
Jachlich gerechtfertigt ift, ergibt ein Blid in das Strafgeſetzbuch. Dort ift von 
öffentlichen Aemtern die Rede. Die VBerurtheilung zur Zuchthaugftrafe und die 
Uberfennung bürgerlicher Chrenrechte bewirken Unfähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Memter (SS 31 und 34). Zu den öffentlichen Aemtern gehören 
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nicht die Aemter (E.-©. 3.98. G.B. Art. 160, 210) des VBormundes, Gegen: 
vormundes, Pfleger, Beiltandes der Mutter und des Mitgliedes des Familien— 
rathes, indem im R.St.G.B. 8 34 die Unfähigkeit, Bormund, Gegenvormund, 
Pileger, Beiltand und Familienrathsmitglied zu fein, unter den Rechtsfolgen 
der Aberfennung der bürgerlichen Chrenrechte als eine bejondere, ausdrüdlich 
bervorgehobene neben der Nechtsfolge der Unfähigkeit, öffentliche Memter zu 
befleiden, genannt wird. Die Aemter des Bormundes, Gegenvormundes, Pflegers, 
Beiltandes und Familienrathsmitgliedes haben aber bis auf die Rechtsjtellung 
des Familienrathsmitgliedes das gemein, daß fie die Beforgung von Gejchäften 
Privater zum Inhalt haben. Sie laſſen fich daher mit Ausnahme des Amtes 
des Familienrathsmitgliedes, welches ein öffentliches Amt befleidet, da der 
Familienrath ja denjelben Gejchäftsfreis wie das Vormundichaftsgericht Hat, 
ala nichtöffentlihe oder private Aemter den öffentlichen Memtern 
gegenüberjtellen. Wir haben fomit, wie öffentliche und Privat-Beamte, auch 
öffentliche und private Aemter und, wie das Wort Beamte fchlehthin nur im 
Sinne von Öffentlichen Beamten zu veritehen ift, jo iſt auch Amt fchlechthin 
nur öffentliches Amt. Die VBormünder, Pfleger, Beiftände, Konkurs: und Nach: 
lafverwalter und Teitamentsvollitreder, welche abjichtlich zum Nachtheile der 
ihrer Aufficht anvertrauten Perfonen und Sachen Handeln, werden nach 
R.S.G.B. nicht wegen „Verbrechens oder Vergehens im Amte“, fondern tvegen 
„Untreue” (8 266) beitraft. 

Aber dieſe Parallele zwiſchen öffentlichem und privatem Amt einer- und 
öffentlichem und privatem Beamten andererjeits ift nur eine äußerliche. Unfere 
Seftitellungen über den Amtsbegriff ergeben, daß der Unterfchied von öffent: 
lihem und Privatamt nicht die Grundlage für die Unterjcheidung von üffent- 
Iihen und Privatbeamten abzugeben vermag. Würde jener Unterfchied zum 
Ausgangspunkt diefer Unterfcheidung zu nehmen fein, jo würde dem Privat: 
beamten Beamtencharafter überhaupt abgehen; denn das gehört gerade zum 
Begriff des Privatbeamten, daß ihm die Gejchäfte, die er bejorgt, nicht durch 
eine Perfon oder Gemeinschaft des öffentlichen Nechtes, jondern durch ein Sub: 
jeft des PBrivatrechts übertragen find, während der Amtsbegrifi, auch der Be: 
griff des nichtöffentlichen Amtes, obrigfeitliche Uebertragung der Geichäfte vor: 
außfegt. Der Privatbeamte fteht, wie B.G.B. 5 196 Ziff. 8 jagt, in „Privat: 
dienft“. Der Privatbeamte ift ſomit ein Beamter ohne Amt im Nechtsjinne. 
Und dazu ftimmt der allgemeine Sprachgebrauch. Wir nennen den Kommis 
einer Privatbank wohl einen Banfbeamten, aber den Kreis der ihm obliegenden 
Geihäfte nicht ein Banfamt. Sein Gejchäftskreis ift fein Privat:, fein nicht: 
öffentliches Amt. Er ijt Beamter, aber hat fein Amt. Die allgemeine Kon: 
fequenz, zu der wir von hier aus aber gelangen, ift die: der Amtsbegriff iſt 
für die Beftimmung des Beamtenbegriffes nicht von ausfchlaggebender Be: 
deutung. 

Zu dem gleichen Ergebnis führt uns noch eine andere, von ganz entgegen: 
geſetzter Richtung ausgehende Betrachtung. Bisher fagten wir: es kann Jemand 
Beamter fein, ohne ein Amt im Rechtsfinne zu bejigen. Nunmehr behaupten 
wir: c& kann Jemand Träger oder Beſitzer eines Amtes und doch nicht Beamter 
fein. Auch dies beweiſt der Juhalt des B.G.B. 

Bormund, Beiltand der Mutter, Nachlabverwalter ꝛc. haben, wie wir ge: 
iehen haben, im Sinne des B.G.B. ein Amt, find alfo Träger eines Amtes. 
Wären fie aus diefem Grunde Beamte im Sinne des pofitiven echtes, fo 
müßten fie in dem Zuſammenhang der fie betreffenden Beſtimmungen des B.G.B. 
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doch als Beamte bezeichnet werden. Das gerade Gegentheil iſt aber der Fall. 
Sie werden den Beamten ala eine davon verjchiedene Berfonenfategorie gegen: 
übergeftellt. Beweis hiefür B.G.B. $ 1802. Diefer lautet: „Der Vormund 
fann fich bei der Aufnahme des Vermögensverzeichnifjes der Hilfe eines Beamten, 
eines Notars oder eines anderen Sadjverjtändigen bedienen”. Wären der Bor- 
mund und die ihm gleichjtehenden Perfonen Beamte, jo müßte $ 1802 doch 
lauten: „Der VBormund kann fich der Hilfe eines anderen Beamten bedienen“. 
Nicht jeder Amtsinhaber ift jomit Beamter. Und jo gelangen wir auch von 
bier aus zu dem Ergebniß: Der Amtsbegriff ijt für die Beftimmung 
des Beamtenbegriffes und damit für die Unterfheidung von 
dffentlidem und Brivatbeamten nebenjählid). 

IV. Das Auszeichnende des Beamtenbegriffes und damit der Unterſchei— 
dung zwijchen öffentlichen und Privatbeamten muß nach alledem in Anderem 
liegen. Auf den richtigen Weg leitet, daß das B.G.B. vom Privatbeanten in 
dem Abjchnitt „Dienjtvertrag“ handelt. Es nennt die Stellung eincs Privat: 
beamten ein Dienftverhältniß. $ 622 jagt: „Das Dienjtverhältniß ... 
der Privatbeamten fann nur für den Schluß eines Kalendervierteljahres ge— 
fündigt werden“. Der Privatbeamte fteht ($ 196) in „Privatdienjt“. Das 
Weſentliche feiner Stellung ift alfo die Leiſtung von Dienjten. Er ift im Sinne 
des B.G.B. der zur Dienftleiftung VBerpflichtete, der andere Theil der Dienit- 
berechtigte. Daß die Leiftung der Dienfte in Bejorgung fremder Gejchäfte be: 
fteht, kommt erjt in zweiter Linie. Durch diefen Inhalt entjteht nur ein Dienft- 
vertrag befonderer Art. Nah B.G.B. 8 611 fünnen Gegenjtand des Dienft- 
vertrages Dienfte jeder Art fein. Für den Dienjtvertrag, welcher, wie B.G.B. 
S 675 fi ausdrüdt, eine Gejchäftsbeforgung zum Gegenſtand bat, beftehen 
nur einige befondere Nechtsfäge. Er ift lediglich ein Dienftvertrag bejonderer 
Art. In erjter Linie jteht die Dienftleiftungspflicht überhaupt. 

In ähnlicher Weije, wenn fchon nicht mit derfelben Klarheit, wird im 
B.G.B. und feinen Nebengejegen aber auch die Rechtsftellung des öffentlichen 
Beamten in erjter Linie als die eines Dienenden gekennzeichnet. Dem jcheint 
zwar der Name, welchen das Verhältniß, in dem der Beamte fteht, im B.G.B. 
trägt, zu widerſprechen. Es wird ald „Amtsverhältniß“ bezeichnet. 
$ 1888 jagt: „Sit ein Beamter oder ein Neligionsdiener zum Vormunde be— 
jtellt, jo hat ihn das Bormundjchaftsgericht zu entlafjen, wenn die Erlaubniß, 
die nach den Yandesgejegen zur Uebernahme der Bormundjchaft oder zur Fort— 
führung der vor dem Eintritt in das Amts- oder Dienftverhältnig übernom- 
menen Vormundſchaft erforderlich iſt, verfagt oder zurüdgenommen wird“. 
Das Amtsverhältniß bezieht fich offenbar auf den Beamten, das Dienjtverhält- 
niß auf den Neligionsdiener. Und das Gleiche ijt in Art. 80 des E.G. der 
Fall, den wir unter Nr. I feinem Wortlaute nach wiedergaben. Auch dort zielt 
das Amtsverhältniß auf die rechtliche Stellung des Beamten, der Ausdrud 
Dienftverhältnig auf die rechtliche Stellung der Lehrer und Religionsdiener ab. 
Allein aus anderen Beltimmungen ergibt fi, daß das Weſen Ddiefes 
Amtsverhältniſſes in feinem Charakter als Dienftverhältnif liegt. 

Zunächſt wird in B.G.B. 8 411 die Vergütung, welche der Beamte für 
feine Dienftleiftung empfängt, ebenfo, wie die des Geiftlichen und des Lehrers 
an einer öffentlichen Unterrichtsanftalt, Dienjteinfommen genannt. „Tritt,“ jagt 
8 411, „eine Militärperfon, ein Beamter, ein Geijtlicher oder Lehrer an einer 
öffentlichen Unterrichtsanftalt den übertragbaren Theil des Dienfteinfommens 
ab, jo ijt die auszahlende Kajje von der Abtretung zu benachrichtigen.“ Das 
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Gleiche ift in Z. Pr.O. $ 850 Nr. 8 und 8811 Nr. 8 der Fall und 3.Pr.D. 
3811 Nr. 7 bezeichnet als der Pfändung nicht unterworfen: bei Offizieren, 
Beamten, Geiftlichen, Lehrern an öffentlichen Unterrichtsanftalten die zur Ver: 
waltung des Dienjtes erforderlichen Gegenftände. Ferner dürfen nach) $ 376 
ebenda Beamte, auch wenn fie nicht mehr im Dienste find, über Umjtände, 
auf welche jich ihre Pflicht zur Amtsverjchwiegenheit bezieht, ald Zeugen nur 
mit Genehmigung ihrer vorgejegten oder zulegt vorgejegten Dienſt behörde 
vernommen tverden. Und die Grundbuchordnung $ 12 jagt: „Verlegt ein Grund: 
buchbeamter die ihm obliegende Amtspflicht, jo trifft den Betheiligten gegenüber 
die in $ 839 des B.G.B. bejtimmte Berantwortlichkeit an Stelle des Beamten 
den Staat oder die Körperichaft, in deren Dienjte der Beamte ſteht“. Weitere 
Beifpiele liefern Gerichtsverfajfungsgejeg SS 130 und 155. 

Durch Ddiefe verschiedenen Wendungen ift zu hoher Wahrjcheinlichkeit ge: 
macht, da das Weſen des Amtsverhältnijjes in einem Dienfte beiteht. Zu 
voller Gewißheit wird dies durch einen anderen Bunft. Der Privatbeamte im 
Sinne des B.G.B., wie der Beamte d. h. öffentliche Beamte des B. G. B. 
werden im B.G.B. und feinen Nebengejeen als Angejtellte bezeichnet. 

Daß man von Anjtellung als öffentlicher Beamter ſpricht, ift altherge- 
bracht; nicht fo, daß auch, wer im Privatdienſt fteht, unter Umftänden als 
Angejtellter bezeichnet wird. In diefer Beziehung finden wir nun im B.G.B. 
$ 622 die Wendung: „Das Dienjtverhältnig der mit feiten Bezügen zur 
Leiftung von Dienften höherer Art Angejtellten..... ‚ Ingbejonders der... 
Privatbeamten . . . kann nur für den Echluß eines Kalendervierteljahres ge 
fündigt werden“. Und in gleicher Weile jagt das neue Handelsgeſetzbuch 
s59: „Wer in einem Handelsgewerbe zur Leijtung faufmännifcher Dienite 
angeſtellt iſt, hat . die dem Ortsgebrauch entiprechenden Dienſte zu 
leiten“, um in $ 60 noch ausdrücklich auch den Akt der Begründung des 
Dienftverhältnifies ala Anjtellung Seitens des Prinzipal® zu bezeichnen. 
3.9.8. und H.G. B. folgem in dieſem Sprachgebrauch dem Geſetze zur 
Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes von 27. Mai 189%. Dort wird 
mit Strafe bedroht, wer als Angeftellter eines Gejchäftsbetriebes Geſchäfts— 
oder Betriebsgeheimnifje unbefugt Anderen mittheilt. Wie in das B.GB. 
md das H.G. B., iſt der Ausdrud Angeitellter für in Privatdienit Stehende 
auh in andere Reichsgeſetze jüngjten Datums übergegangen. Die Reichsge— 
—— bezeichnet in ihrem neuen, duch EG. z. H.G.B. Art. 9 
geihaffenen 8 133f die gewerblichen Betriebsbeamten, Techniker, Werfmeijter 
als Angejtellte und das neue Invalidenverfichernngsgefeg vom 13. Juli 1899 
S 1 erklärt für verficherungspflichtig alle „Angeſtellten“, deren dienftliche Be— 
Ihäftigung ihren Hauptberuf bildet. 

Der Ausdrud „angeftellt“, lediglich auf öffentliche Beamte bezogen, findet 
ih zwar im B. 88. nicht, jondern nur im Gerichtsverfaſſungsgeſetze $ 122 
und deiien E-G. 8 19; aber dafür begegnet ung im B.G. B. eine Stelle, wo 
öffentlicher Beamter und Privatangejtellter zujammen als Angeftellte bezeichnet 
werden. Es ijt der, wie wir jehen werden, auch noch in anderer Hinſicht 
bemerkenswerthe 8 978, der lautet: „Wer eine Sache in den Geſchäfts— 
räumen oder den Beförderungsmitteln einer öffentlichen Behörde oder einer 
dem öffentlichen Verkehr dienenden Verkehrsanftalt findet und an fich nimmt, 
bat die Sache unverzüglich an die Behörde oder die Verfehrsanftalt oder an 
einen ihrer Angeftellten abzuliefern.*“ Es wird bier von Angeftellten der dem 
Öffentlichen Verkehr dienenden Anftalten gejprochen. Dem öffentlichen Verkehr 
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dienen fowohl Privat: wie öffentliche Anftalten, d. h. Einrichtungen Privater 
jowohl mie Einrichtungen des Staates und anderer jnriftifcher Perfonen des 
öffentlichen Rechts. Im letzteren Fall ift es dann möglich, daß die Angejtellten 
den Charakter öffentlicher Beamten haben. Alſo find in $ 978 mit Angejtellten 
jowohl öffentliche wie Privatbeamte gemeint. 8 979 betätigt dies, indem 
er an den Satz: „Die Behörde oder die Berfehrsanftalt kann die an fie 
abgelieferten Sachen öffentlich verfteigern Iafjen“, den anderen fügt: „Die 
öffentlichen Behörden und die Verkehrsanftalten des Reiches, der Bundesſtaaten 
uud der Gemeinden können die Verjteigerung durch einen ihrer Beamten vor- 
nehmen laſſen.“ 

Daß das Weſen der Anftellung in Begründung eines Dienjtverhältnifies 
bejteht, zeigt zumächft der Wortlaut der angezogenen Geſetze. Das Geſetz zur 
Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes jagt: Beſtraft wird der Angeitellte, 
welcher „Seichäftsgeheimnifje, die ihm vermöge jeines Dien ftverhältnifjes 
zugänglich geworden find, während der Geltungsdauer des Dienftverhältnifjes 
unbefugt an Andere mittheilt, und $ 133f der R.Gcw.Dd. ſpricht von Ber: 
einbarungen zwiſchen Gewerb3unternehmer und Ungejtellten, durch welche der 
Angeftellte „für die Zeit nach Beendigung des Dienftverhältnifjes in feiner 
gewerblichen Thätigkeit bejchränft wird“. Aber auch fachlich ergibt fich das 
gleiche. Am fchärfiten geht die Bedeutung des Wortes Anftellung als Dienſt— 
verhältniß in unferem Bufammenhange daraus hervor, daß es in anderem 
Zufammenhange Anderes bedeutet. 

Nicht überall, wo von Anftellung die Rede ift, liegt ein Beamtenver: 
hältniß vor. Dies beweilt B.G.B. $ 383. Dort heißt es: „Die (öffent: 
liche) Verfteigerung hat durch einen fiir den Berfteigerungsort bejtellten Gerichts: 
vollzieher oder zu Verſteigerungen befugten anderen Beamten oder öffentlich 
angeftellten Berfteigerer öffentlich zu erfolgen.“ Schon aus dem Wortlaut diejer 
Beitimmung geht hervor, daß in ihrem Sinn der angeſtellte Verjteigerer 
nicht Beamter ijt, denn der öffentlich angeftellte VBerfteigerer wird dem zu 
BVerfteigerungen befugten Beamten gegenübergeftellt. Die Anftellung ala Ber: 
fteigerer fann in diefem Zufammenhang ſomit nicht Anftellung al® Beamter 
fein. Sit dies aber der all, jo muß es inhaltlich zum Ausdrud kommen, 
daß dieſer Angeftellte in feinem Dienftverhältniß ſteht. Und in der That liegt 
die Sadıe jo. 

Wo ein Dienftverhältniß gegeben it, kann der Dienftverpflichtete das 
Dienftverhältniß einfeitig nur durch Kündigung, d. h. Erklärung gege enüber 
dem Dienjtberechtigten löfen. Der als — im Sinne des 8 383 An- 
geftellte kann dagegen jederzeit, ohne jede Erklärung gegenüber dem Staat, jeine 
Thätigkeit einstellen, er fann auf jeine Thätigfeit völlig einfeitig verzichten. Hieraus 
geht hervor, daß er durch feine Anftellung nicht in ein befonderes Dienftverhältnig 
zum Staate tritt. Durch die Anftellung erhielt er nicht eine Pflicht, ſondern 
ein Necht zur Thätigfeit. Diejes Recht fteht ihm als Unterthan, nicht als 
Dienftleiftender zu. M. a. W.: feine Anjtellung ift nicht Aufnahme in den 
Staatsdienft und MUebertragung von Staatsgeſchäften, fondern polizeiliche 
Anerkennung der und polizeiliche Legitimation für Ausübung einer privaten 
Thätigfeit. Der öffentlich angejtellte Verfteigerer Handelt nicht im Namen des 
Staates, jondern im eigenen Namen, als Privatmann, als Gewerbetreibender. 
Er iſt polizeilich legitimirt. Er hat eine polizeiliche Beglaubigung, daß er 
ein zuverläſſiger Verfteigerer ift, dem das Bublitum, das feine Dienjte in 
Anſpruch nimmt, Glauben ſchenken darf. Er ijt fein angejtellter Staats 
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Diener, fondern ein angejtellter Gewerbetreibende. Und fo nennt ihn auch 
NR.Gew.d. $ 36, auf melden B.G.B. 8 383 ftillfchweigend Bezug nehmen 
wollte. Es heißt dort: „Das Gewerbe der Feldmeſſer, Auftionatoren 
u. f. w. darf zwar frei betrieben werden, es bleiben jedoch die verfafjungs- 
mäßig dazu befugten Staate- oder Kommunalbehörden oder Storporationen 
auch ferner berechtigt, Perfonen, welche diefe Gewerbe betreiben wollen — 
d. h.: folche Gewerbetreibende bleiben wollen —, auf Beobachtung der beftehenden 
Borichriften zu beeidigen und öffentlich anzuftellen.” 

Das „Öffentliche Anftellen“ in $ 383 ift nach alledem nicht anders als 
das fonft im B.G.B. vorfommende „öffentlihe Beſtellen“ von Gewerbe: 
treibenden. 8 196 Nr. 5 fpricht von PBerjährung der Anfprüche folcher 
Perſonen, die zu Beforgung gewiſſer Gejchäfte öffentlich bejtellt oder zuge: 
lajjen find; $ 663 in gleicher Weiſe von zur Beſorgung gewiſſer Gefchäfte 
öffentlich Beftellten. 

V. Steht nad) dem Bisherigen feit, daß das Weſen der Stellung des 
öffentlichen wie des Privatbeamten in einem Dienftverhältniß bejteht, jo fragt 
e3 fich weiter, worin die dieſes Dienjtverhältnig von anderen Dienftverhältnifjen 
unterjcheidenden Merkmale liegen. Auch Hierauf führt ung die Bezeichnung 
diefes Dienftverhältnijies als Anftellung. 

Der Wortbedeutung von Anjtellung nach wird der Angeftellte an einer 
Stelle, d. h. in einer Einrichtung, in einem Gejchäftsfreis des Anftellenden 
thätig. Der Angejtellte wird alte für Zwecke des Anjtellenden verwendet. 
Somit ijt der Zwed des Beamten-Dienjtverhältnijjes Erledigung von Zwecken 
und Geſchäften des Dienftberechtigten. Anstellung ift alfo nicht Thätigfeit, 
die nicht den Zweden des Dienjtberechtigten, jondern den Zwecken des 
Dienftverpflichteten dient. Den Gegenfag zum Dienftverhältnig des Angeftellten 
bildet demnach das Dienjtverhältnig des Lernenden, des Lehrlings und des 
zu feiner Ausbildung für den Staatsdienit bei den Staatsämtern Beichäftigten, 
des Staatsdienftbewerberd. Mit Recht nennt das Geſetz zur Befämpfung des 
unlauteren Wettbewerb in dem von dem Verrath der Gejchäftsgeheimniffe 
handelnden Paragraphen den Lehrling neben dem Ungejftellten beſonders. Auch 
im Sinne de B.G.B. fällt das reine Lehrlingsverhältniß nicht unter den 
Dienſt-, jondern unter den Werfvertrag. Gegenjtand des Lehrlingsvertrages 
ift die Ausbildung des Lehrlings; der in erjter Linie verpflichtete ift der Lehr: 
herr. Vergütung leiftet hier der Lehrling im Lehrgeld und in feiner Dienft- 
leiftungspflicht. Lebtere fteht aber im zweiter Linie. In dem vom gewerb— 
fihen Lehrlingsvertrag handelnden $ 127 der R.Gew.O. iſt diefe Dienft- 
leiftungspflicht nur indireft erwähnt, indem lediglich gefagt iſt: „Zu häus— 
lihen Dienften dürfen Lehrlinge, welche im Haufe de3 Lehrherrn weder Koft 
noch Wohnung erhalten, nicht herangezogen werden." 

Für den Privatangeftelllen ergibt jich noch eine weitere Einengung. Wie 
das Geſetz zur Belämpfung des unlauteren Wettbewerbs und das Invaliden— 
verficherungsgefeg zeigen, die Beide neben den Angeſtellten befonders die 
Arbeiter nennen, gehört zu den Angejtellten nicht, wer lediglich zur Leiftung 
vorwiegend körperlicher Dienfte verpflichtet ift, während es, wie wir bereits 
wiſſen, für die Anftellung als öffentlicher Beamter gleichgiltig iſt, welcher 
Art die vom Ungeftellten zu leitenden Dienjte find. 

Aus der Wortbedeutung*vony Anftellung entnehmen wir aber noch ein 
zweites. Wie aus dem Worte hervorgeht, hat das Dienjtverhältniß des An- 
gejtellten die Lebertragung einer Stelle zum Ziel. Ein Stelle ift etwas 
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Ständiges, Dauerndes, eine Einrichtung von nicht blos vorübergehender Natur. 
Damit ijt aber für das Dienftverhältniß gejagt: fein Inhalt geht nicht blos 
auf eine einmalige vorübergehende, jondern auf eine fortgejegte, ununter— 
brochene und damit berufsmäßige Thätigfeit. Der Dienit des Angejtellten 
ijt berufsmäßiger Dienjt, Dienft, welcher den Haupt: oder Nebenberuf des 
Dienftverpflichteten ausmacht. 

Auch biefür liefert uns das B.G.B. den Beweis. Dasſelbe untericheidet 
dauernde und vorübergehende Dientverhältnijje und dauernde Dienftverhältnijje, 
welche die Erwerbsthätigfeit des Dienftverpflichteten vollitändig oder haupt: 
ſächlich in Anspruch nehmen und jolche, bei welchen dies nicht der Fall ift. 
($$ 617, 627, 630). Zu den dauernden Dienftverhältnifjen rechnet e8 aber 
das Dienjtverhältnig der Angeftellten. In 8 622 bezeichnet es das Dienit- 
verhältniß der Lehrer, Erzieher und PBrivatbeamten als eines von Angeitellten, 
deren Erwerbsthätigfeit durch das Dienjtverhältniß vollſtändig oder hauptſächlich 
in Anfpruch genommen wird. Dieſe Angejtellten ſtehen jomit jolchen gegen: 
über, deren Erwerbsthätigfeit durch das Dienftverhältnig nur theilweiſe iu 
Anjpruch genommen wird. Die Erwerböthätigkeit ijt aber eine fortdauernde, 
eine planmäßig fortgefegte Thätigkeit; alfo ſteht jeder Angejtellte in einer 
ſolchen Thätigfeit, bald bildet fie feinen Haupt-, bald feinen Nebenberuf. 

In ähnlicher Weiſe fpricht das neue Smvalidenverficherungsgefeß in 
8 1 Nr. 2 von Angejtellten, deren dienstliche Beichäftigung ihren Hauptberuf 
bildet. Alſo gibt es auch Angejtellte, deren dienftliche Beichäftigung nur ihren 
Nebenberuf ausmacht. Immerhin hat jeder Angeftellte in jeiner Anftellung einen 
Beruf, aljo eine zu dauernder Dienftleiitung verpflichtende Thätigfeit. 

Ohne dieſe Verpflichtung zu fortgejegter Dienftleiftung hätte auch nicht 
der Name Beamter der Name eines Standes, d.h. einer durch gemeinfame 
Lebensſtellung verbundenen Gefellfchaftsjchicht werden können und damit ein 
Name, den jemand auch noch trägt, wenn er im Nechtsfinne aufgehört hat, 
Beamter zu fein. Ohne diefes Element berufsmäßiger Thätigfeit und dem 
hieraus abfließenden jozialen Beamtenbegriff wäre eine Formulirung, wie die 
des $ 376 der R.EBP.D., nicht denkbar: „Deffentliche Beamte, auch wenn 
fie nicht mehr im Dienfte find, dürfen über Umftände, auf welche ich ihre 
Pflicht zur Amtsverfchtwiegenheit bezieht, ald Zeugen nur mit Genehmigung 
ihrer früher vorgefeßten Dienjtbehörde ausfagen.“ „Nicht mehr im Dienit“, 
heißt nicht mehr im Dienftverhältniß. Daß jemand noch Diener genannt 
wird, der nicht mehr Dienste leiftet, it nur möglich, wenn fein früheres Dienft- 
verhältniß ein dauerndes, ein fortgefeßtes war. Nur dadurch fonnte er Mit: 
glied einer bejtimmten fozialen Scidyt werden. Alles in Allem: Das 
Weſen des Dienftverhältnijfes des Beamten bejteht in eiuer fort: 
gefegten pflihtmäßigen Thätigfeit für Zwede des Dienjtberedhtigten. 

Mit diefem Ergebniß fteht nicht in Widerfpruch, daß es ftändig und 
unftändig angejtellte Beamte gibt. Durch den Begriff „unftändige Anftellung“ 
wird nicht aufgehoben, daß das Weſen der Anftellung in einer Berufung zu 
fortgejegter Thätigfeit it. Ständig angeftellt ift, wer nicht mit der Abſicht, 
wenn auch mit der rechtlichen Möglichkeit, baldigen Widerrufes angeftellt ift. 
Unftändige Anftellung Liegt dagegen vor, wenn die Anftellung mit der wenigſtens 
vorläufigen Ubficht eventuell baldigen Widerrufs geichiehbt. Aber auch der 
nur mit dieſer Abjicht Angeftellte it zu fortgejeßter Thätigfeit berufen. Much 
wer — um mit dem Gerichtsverfaſſungsgeſetz (S8 69, 122, 134 und 10) zu 
Iprehen) — „nicht ftändig angeftellter Richter“ ift, ſondern nur „zeitweilig 
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richterliche Geſchäfte“ wahrnimmt, ift fortgefegt, nicht blos intermittierend 

thätig. Mit Recht nennt das Gerichtäverfafjungsgefeß daher auch den nur 

ler zu richterlichen Geſchäften Berufenen einen Richter, d. h. richterlichen 
eamten. 

Noch deutlicher geht dies aus der dem Gerichtsverfaflungsgefe in diejer 
Hinſicht nachgebildeten Militärjtrafgerichtsordnung hervor. Es nennt diefe nicht 
jtändig angeftellten Richter ausdrüclich richterliche Beamte. Gemäß $ 98 mit 
70 der Militäritrafgerichtsordnung können die Dberfriegsgerichtsräthe ala Bei- 
figer der Oberfriegsgerichte nur durch „Itändig angeitellte richterlihe Beamte“ 
vertreten werden. Den ftändig angejtellten richterlichen Beamten ftehen un— 
ftändig angeftellte richterliche Beamte gegenüber. 

Nun fteht die Militärftrafgerichtsordnung dem B. G. B. zeitlich nahe. Alfo 
muß aud angenommen werden, daß Beamter im Sinne des B.G. B. auch der 
nur auf Zeit zu fortgejegter Thätigkeit Berufene ift. Beamter im Sinne 
des B.G. B. $ 839 ift demnach z. B. nicht bloß der „Örundbuchanlegungs- 
beamte”, fondern aud der „Grundbuchanlegungstommijjär” des bayerischen 
Rechtes. Der Eine von dieſen ift ftändig, der Andere unjtändig angeftellt. 
Und ebenjo ift Beamter im Sinne des B.G.B. auch der Notariatsverwefer 
des — Rechtes (Notariatsgeſetz Art. 105 und 126). 

VI. Die weitere Frage ijt: worin liegen die Unterfchiede zwijchen 
— Dienſtverhältniß des öffentlichen und dem Dienſtverhältniß des Privat— 

eamten ? 

Zunähft im Folgenden. Das Dienftverhältnig des Privatbeamten iſt 
immer ein entgeltliches, das des öffentlichen Beamten kann ein unentgeltliches 
fein. Daß das des Privatbeamten immer ein entgeltliches fein muß, folgt ang 
den Vorjchriften des B.G.B über den Dienftvertrag. Ein Dienftvertrag im 
Sinne des B.G.B. liegt nur vor, wenn Dienftleiftung gegen Vergütung erfolgt. 
In Geld braucht ja die Vergütung nicht zu beftehen. Befoldung ift nicht er- 
forderlih. Nicht einmal vermögensrechtlichen Inhalt braucht die Gegenleiftung 
zu haben. Sie fann der Befriedigung auch eines anderen berechtigten Inter: 
eſſes als eines Vermögensintereſſes dienen. Nur eine privatrechtliche Gegen: 
leiſtung muß es fein. Andererjeit3 gibt es öffentliche Beamte, die fein Ent» 
gelt für ihre Dienftleiftung beziehen. Der preußifche Gerichtsafjeflor ift anders 
ala der geprüfte Nechtspraftifant in Bayern nicht blos Staatsdienftbewerber, 
fondern Staatsdiener, aber unbefoldeter. Indeß bilden die unbefoldeten Staats- 
beamten die Ausnahme, und jo kann in diefem Merkmal der Unmöglichkeit 
bezw. Möglichkeit des Fehlens von Entgelt fein wejentliches Unterjcheidungs- 
merfmal zwijchen Privat: und öffentlichen Beamten erblidt werden. Es ift 
alfo in Anderem zu fuchen. 

Wir finden es in der Thatjache, daß der öffentliche Beamte in ein 
Unterordnungsverhältniß zum Dienjtberechtigten tritt, zwiſchen Privat: 
beamten und Dienftberechtigten dagegen ein Verhältnig rechtlicher Gleichord— 
nung beiteht. Der öffentliche Beamte ijt einer Dienftgewalt unterworfen, der 
Privatbeamte nicht. Wenn der öffentliche Beamte feine Dienftpflichten nicht 
erfüllt, jo fann der Dienjtberechtigte ihn durch Zwang, durch Disziplinar: 
itrafen zu deren Erfüllung zwingen. Vernachläſſigt der PBrivatbeamte feine 
Amtspflichten, fo fteht dem Dienjtberechtigten allein der Weg der Klage auf 
Erfüllung bezw. auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu. Wenn der Hand: 
lungsgehilfe ohne Einwilligung feines Prinzipals ein Handelsgewerbe betreibt, 
jo kann der Prinzipal von ihm hiewegen aus dem Vertrag Schadenserjag 
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fordern. Wenn der Staatsbeamte ohne Einwilligung der vorgefeßten Dienft- 
bebörde ein Handelsgewerbe betreibt, jo kann er hiewegen in Dienftitrafe ge- 
nommen werden. 

Diefe Dienjtgewalt über den öffentlichen Beamten iſt eingeführt im Inter: 
ejie der Aufrechterhaltung der Ordnung im öffentlichen Dienft. Mit Schadens: 
erfagpflichten allein läßt fich Ddiefe nicht aufrecht erhalten. Die Ordnung in 
der Erledigung öffentlicher Geichäfte ijt ein öffentliches Interefje und darum 
iſt das Dienftverhältnig des öffentlichen Beamten ein öffentlich rechtliches. Cs 
jteht unter bejonderen, vom öffentlichen Intereſſe geforderten Normen — Dis: 
ziplinarrecht —, jo daß wir fchließlich jagen: der Gegenſatz zwifchen dem Dienit- 
verhältniß des privaten und des öffentlichen Beamten befteht darin, 
daß das eine Dienftverhältnig ein privatrehhliches, das andere ein öffent- 
lich rechtliches ift. 

Unterordnung unter die Gewalt des Dienjtberechtigten ift das höchſte Ma 
dienender Stellung. Und jo fommt es, daß der Staatsbeamte auch Staats- 
dDienergenannt wird. Der Brivatbeamte heißt nicht jo, weil für ihn dieje Unter: 
ordnung wegfällt. Sein Analogon hat der Staat3diener in dem Privatdiener 
und dem Dienjtboten. Wohl fteht das Hausgefinde nach dem neuejten Ge: 
finderecht nicht mehr unter der Gewalt des Dienftberechtigten, aber nach älterem 
Gefinderecht ift dies noch der Fall. Aus Ddiefer Zeit ftammt der Ausdrud 
Dienſt herrſchaft, welcher, wenn er im neuejten Gefindereht — z. B. bayer. 
Ausführungsgeſetz zum B.G.B. Art. 19 — noch vorfommt, nur mehr nominelle 
Bedeutung bat, für das ältere aber im Worte das zu Grunde liegende Sad): 
verhältniß, das Vorhandenfein dienjtlicher Gewalt, verkörpert. 

VII. Aus dem Allen ergibt fich, daß der öffentliche Beamte analog der 
Bezeihnung Staatsdiener fir Staatsbeamter am zutreffenditen öffentlicher 
Diener genannt wirde. Allein diefe Bezeichnung für die öffentlichen Beamten 
ift nicht üblih. Sie fommt wohl vor, aber nicht für alle öffentlichen Beamten, 
jondern nur für einen Theil. Das bayerische Necht 3. B. — auch noch das 
neuefte — kennt den Ausdruck, aber lediglich für die niedrigen Staatsbeamten. 
Die öffentlichen Diener werden bier jogar den Beamten gegenübergeftellt. Ja, 
Itehen fie im Dienfte des Staates, jo wird ihnen nicht blos der Name Beamter, 
jondern auch der Name Staatsdiener vorenthalten. Die Eöniglichen öffent: 
lichen Diener dürfen, weil fie niedrige Dienjte leiften, im Sinne diejer Sonder« 
beitimmungen nicht den Namen Staatsdiener tragen. Sie werden als „fünig- 
liche öffentliche Diener“ den „königlichen Staatsbeamten“, die öffentlichen Diener 
der Gemeinde den öffentlichen Dienern derjelben gegenübergeftellt (vergl. baver. 
A.G. zur R.Str. Pr.O. Art. 112, zum B. G. B. Urt. 13). 

Diefer Umftand, daß der Ausdrucd öffentlicher Diener für öffentliche Be— 
amte nicht gebräuchlich ift oder, wo er dafür vorkommt, nur einen Theil der 
öffentlichen Beamten bedeutet, bringt auf die VBermuthung, daß mit der Cha- 
rafterifirung des öffentlichen Beamten als ein Individuum, das in einem öffent: 
lic) rechtlichen Dienftverhältniß zu einer juriftischen Berfon des öffentlichen 
Rechts jteht, das Wejen des Begriffs des Öffentlichen Beamten noch micht er: 
ihöpft ift. Der allgemeine Sprachgebrauch nennt nicht alle Individuen, die 
in einem öffentlich rechtlichen Dienjtverhältnig zum Staate jtehen, Staatsbeamte. 
Den Dffizier zählt der allgemeine Sprachgebrauch nicht zu den Beamten. Es 
fragt Sich, ob die Neichsgefeßgebung diefem allgemeinen Sprachgebrauche folgt. 

Das haben wir jchon früber dargelegt, daß die im B.G.B. neben den 
Beamten bejonders genannten Lehrer an öffentlichen Unterrichtsanjtalten mit 
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unter den Beamtenbegriff fallen, joweit ihr Dienjtverhältniß ein öffentlichrecht- 
liches iſt. Um was es fich handelt, ijt die fonfrete Frage: bedeutet das Wort 
Beamter im B.G.B. $ 839 dasjelbe, wie in $ 411 oder 570 dafelbjt? In 
S 839, welcher die Haftung des Beamten für Verlegung feiner Amtspflichten 
normirt, jteht das Wort Beamter allein, in den 88 411 und 570 find neben 
den Beamten die Militärperfonen bejonders genannt. Zu den Militärperfonen 
rechnen, um mit dem B.G.B. $ 9 zu jprechen, nicht bloß die Berjonen, welche 
lediglich zur Erfüllung ihrer Wehrpflicht dienen, jondern auch berufsmäßig dem 
Staat in einem öffentlich rechtlichen Gewaltverhältniß Dienfte Leiftende: die 
Offiziere, Aerzte, Militärbeamten und Sapitulanten. Es fragt ſich ſomit: 
rechnen zu den Beamten im Sinne des $ 639 auch die in einem berufgmäßigen 
Militärdienftverhältniß zum Staate ftehenden Militärperjonen ? 

Man könnte geneigt jein, diefe Frage völlig zu verneinen und zu jagen: 
nicht rechnen dazu die Offiziere, Merzte, Militärbeamten und SKapitulanten, 
wohl aber die Zivilbeamten der Militärverwaltung; dieſe find feine Militär: 
perjonen; Beamte im Sinne des B.G. B. find nur Zivil, nicht auch mili- 
täriſche Staatödiener. 

Für diefen Standpunkt fpricht in der That, daß das B. G. B. auch fonft 
bejondere Vorjchriften allein für Militärperfonen enthält, jo 3. B. bezüglich 
des Wohnfiges ($ 9) und des Teſtaments (E.:G. Art. 44). Ebenfo — kann 
man jagen — ijt anzunehmen, daß Beitimmungen, in welchen Beamte allein 
genannt find, lediglich bejondere Vorſchriften für Beamte und nicht für Militär: 
perjonen find. Und zu diefem Ergebniß würde paſſen, daß eine Beitimmung 
eines anderen Geſetzes, $ 11 Abi. 2 des E-G. zum Gerichtsverfafjungsgejege, den 
wir jchon früher einmal zum Theil erwähnten, in diefer Weife auszulegen tft. 

In 8 11 Abi. 2 des genannten Geſetzes heißt es: „Unberührt bleiben die 
landesgejeglichen Vorfchriften, durch welche die Verfolgung öffentlicher Beamten 
an die Vorentjcheidnng einer bejonderen Behörde gebunden ift, mit der Maß— 
gabe, daß in den Bundesſtaaten, in welchen ein oberjter Vermwaltungsgerichts- 
hof bejteht, die Vorentjcheidung diefem zufteht“. Ein Verwaltungsgerichtshof 
ift aber fein militärischer, jondern ein Zivil-Gerichtshof. Die grundjäglichite 
Trennung der Behörden ift die in Zivil- und Militärbehörden. Somit kann 
— von der hijtoriichen Entwidlung der Verwaltungsgerichtsbarfeit ganz ab— 
gejehen — unter feinen Umftänden daran gedacht werden, unter den Beamten 
im Sinne des $S 11 auch die Militärbeamten mitzuverftehen, zumal der kurz 
vorausgehende $ 7 bejtimmt, daß die Militärgerichtsbarfeit durch das Gerichts: 
verfajjungsgejeg nicht berührt werde. Allein, wenn bier nicht bloß Offiziere, 
jondern alle Militärperfonen auszunehmen find, jo liegt der Grund hiefür nicht 
in dem Wort Beamter, jondern in der Bejtimmung über die zur Entjcheidung 
der Borfrage zuftändigen Behörde. Auf $ 11 Abt 2 des Gerichtsverfaſſungs— 
gejeges kann alio fein Gewicht gelegt werden. 

Uber auch in der anderen Richtung ift die Beweisführung nicht haltbar. 
Wenn das B.G.B. in den SS 411 und 570 die Militärperfonen neben den 
Beamten beſonders nennt, jo will es damit nicht die Meilitärperjonen vom 
Beamtenbegriff gänzlich ausgenommen haben. Der Ausdrud Militärperjfon ift 
vom B.G.B. lediglich gebraucht, um einen zufammenfafjenden Ausdrud für 
Offizier und Uerzte zu haben. Daraus allein, daß der Nechtsbegriff der Miti- 
tärperfon die Militärbeamten mit begreift, folgt noch nicht, daß dieſelben nicht 
auch unter den Beamtenbegriff fallen, bejonders dann nicht, wenn das Wort Be- 
amter allein, d. 5. nicht in Verbindung mit Militärperjon vorkommt. 
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Für dieſe Auffaſſung ſprechen vier Gründe. Der eine iſt der, daß mit 
ihr die Auslegung des B.G.B. ſich in Uebereinſtimmung mit dem allgemeinen 
Sprachgebrauche befindet. Dem allgemeinen Sprachgebrauch nach gehören nur 
die Ober: und Unteroffiziere und die Sanitätsoffiziere nicht zum Beamtenjtand, 
wohl aber die Militärbeamten, nicht bloß die Zivilbeamten der Militärver- 
waltung. Zweitens folgt das B.G. B. hinfichtlicy der Bezeichnung des Dienit- 
verhältnifjes, in dem der Beamte fich befindet, dem allgemeinen Sprachgebrauch; 
alfo ift anzunehmen, daß es diefem auch in der Bezeichnung derjenigen folgt, 
welche in diefem Dienftverhältniß ftehen. Wir haben weiter oben darauf Hingewiefen, 
daß das B.G.B. das Dienjtverhältnig des öffentlichen Beamten nie Dienitz, 
jondern Amtsverhältniß nennt und dies Amtsverhältniß geradezu dem „Dienit- 
verhältniß“ des Lehrers und Religionsdieners gegenüberftelt. Es iſt alſo 
wohl auch anzunehmen, daß es in dem Dienſtverhältniß des Offiziers und 
Militärarztes fein Amtsverhältniß erblickt und demgemäß auch nicht in ihnen 
ſelbſt Beamte. Dazu kommt aber drittens: Wäre jene Auffaſſung zutreffend, 
ſo würden wohl die Zivilbeamten der Marineverwaltung Beamte im Sinne 
des B.G.B. fein, nicht aber die Militärbeamten derſelben. Beide find aber 
Neich3beamte im Sinne des Reichsbeamtengeſetzes. Dasfelbe findet, wie deſſen 
$ 157 jagt, nur auf Perfonen des Soldatenjtandes nicht Anwendung, aljo 
Anwendung aud auf Militärbeamte und begegnen demgemäß in dem Geſetze 
auch Beitimmungen über den Chef der kaiſerlichen Admiralität, Militär: und 
Marineintendanten ($ 25). Sie rechnen zu den höheren politiichen Beamten, 
welche jederzeit mit Wartegeld in den Ruheſtand verjeßt zu werden vermögen. 
Einen vierten Bemweisgrund endlich liefert die Z.P.O. Dieſe ftellt in $ 811 
und 850 nicht Militärperfonen, Geiftliche und Beamten nebeneinander, fondern 
Offiziere, Aerzte, Geiftliche, Beamte. Niemand bezweifelt, daß hier unter Be- 
amten auch die Militärbeamten mitbegriffen find. Unſer Refultat ift demnach: 
Deffentliher Beamter, Beamterfhlehthinim Sinne desB.G.B. 
ift jeder Öffentliche Bedienftete, welcher nicht Berfon des Sol: 
datenſtandes ift. 

Diefem Refultat läuft audy nicht R.Str.G.B. $ 359 entgegen. Wohl iſt 
die vom Reichsgericht gebilligte Auffaffung zutreffend, daß unter $ 359 aud) 
Offiziere und Militärärzte fallen, aber fie fallen darunter, nicht weil fie Be 
amte, fondern weil fie im Dienfte des Reiches oder Gliedjtaates angeftellt 
find. Im Sinne des R.Str.G.B. find Beamte alle im öffentlichen Dienit 
Angeftellten. „Unter Beamten im Sinne diefes Strafgejegbuches, jagt $ 359, 
find zu verjtehen alle im Dienste des Reiches oder im unmittelbaren oder mittel- 
baren Dienſte eines Bundesjtaates auf Lebenszeit, auf Zeit oder nur vorläufig 
angejtellten Perſonen.“ Beamte im Sinne des R.Str.G.B. find fomit alle 
Reichs- und unmittelbaren und mittelbaren Landesſtaatsdiener nicht, weil fie 
im technischen Sinne Beamte, fondern weil fie Staatsdiener find. In $ 359 
iſt alfo nicht der Staatsbeamten-, jondern der Staatsdienerbegriff Ddefinirt. 
Staatsdiener find die Offiziere und Militärärzte, aber nicht Staatsbeamte. 
Es ift ein fingulärer Gebrauch des Wortes Beamter, wenn in 8 359 alle 
Öffentlich rechtlich Angejtellten öffentliche Beamte genannt werden. 

Anderjeits ijt allerdings zuzugeben, daß das Unterfcheidungsmerfmal, in 
welchem das B.G.B. und feine Nebengefege das Wejen des Beamtenbegriffes 
erbliden, ein rein mwillfürliches, aus der Wortbedeutung nicht abzuleitendes 
it. Amt iſt Ambacht, Auftrag, Mandat. Nach der hiitorischen Entwidlung 
des Wortes wäre aljo nur die Möglichkeit, das Wort Beamter für höhere 
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Staatödiener zu verwenden. Und zum Theil macht fi ja im Bartifularrecht 
auch dieſer Einfluß des gemeinen Rechtes in einer Zeit, wo der Staatsdienſt 
noch rein privatrechlich aufgefaßt war, noch heute geltend. Die vom Staate 
zu niedrigeren Dienftleiftungen Ungeftellten werden zum Theil um des willen 
nicht Staatsbeamte, nur Staatsdiener oder Staatsbedienftete genannt, weil ihre 
Dienftleiftungen nur illiberale, nicht Liberale, d. h. nicht mandats-, aljo auf: 
tragd= und damit amtsartige find. 

Auf jeden Fall bejtätigt unſer Ergebniß aber vollauf, daß der Begriff 
Amt für die rechtliche Charafterifierung des Dienjtverhältnifes der Beamten 
völlig unmefentlich ift. Die Innehabung von Aemtern und die Leijtung von 
Beamtendienft find zwei ganz verjchiedene Rechtsverhältniſſe. Dies ift noch 
in feinen Konjequenzen zu verfolgen. 

VII. Wenn Amtsträger- und Beamteneigenjchaft verjchiedene Rechts— 
verhältnifie darjtellen, jo muß erjtens auch ein anderer öffentlicher Diener, als 
ein Beamter im Sinne des B.G.B., Träger von Aemtern fein können. Bweitens 
muß jogar die Möglichkeit beftehen, daß Perſonen, die nicht in einem öffent: 
lich-, ſondern privatrechtlichen Verhältniß zum Staate jtehen, öffentliche Aemter 
innehaben. Drittens fann es nicht ausgejchlojjen fein, daß der Gejchäftsfreis 
eines Beamten im Sinne des B.G.B. ein anderer als der eines öffentlichen 
Amtes zu fein vermag. Und endlich muß der öffentliche Amtsauftrag von 
jemand Anderem ausgehen fünnen als dem, in deijen Dienſt man jteht. 

Das erſte beweilt eines unferer neueften Geſetze, die Militärſtrafgerichts⸗ 
ordnung. Dieſelbe ſteht, was den Beamtenbegriff angeht, auf dem Standpunkt 
des B.G.B. Die Kriegs- und Oberkriegsgerichtsräthe, die Senatspräſidenten 
und die Räthe des Reichsmilitärgerichtes, die Obermilitäranwälte und die 
Militäranwälte ſind Militärbeamte, die einen richterliche, die andern nicht— 
richterliche (58 96, 106). Aber, trotzdem nur diejenigen Militärſtrafgerichts— 
organe, welche nicht Offiziere und nicht Militärärzte oder Militäringenieure 
ſind, Militärjuſtizbeamte, Militärbeamte genannt werden, wird doch von 
Aemtern geſprochen, welche die bei der Militär-Rechtsfprehung mitwirfenden 
Offiziere u. f. w. innehaben. Die Stelle des Gerichtsoffizieres, alſo des 
Staatsanwaltes und Unterfuchungsführers in Sachen der niederen Gericht: 
arbeit, wird als Amt bezeichnet. $ 101 der M.Str.G.D. jagt: „Der Gerichts: 
offizier ijt beim Antritt feines Amtes zu vereidigen”. Und ebenjo werden 
die Aufgaben der militärischen Mitglieder der erfennenden Meilitärgerichte 
Aemter genannt. „Die militärifchen Mitglieder des Neichmilitärgerichtes, 
heißt es in $ 82, werden beim Antritt ihres Richteramtes durch den Präfidenten 
beeidigt." Sie haben aljo ein Amt, ohne Beamte zu fein. Und das Gleiche 
gilt für Kriegs: und Oberkriegsgericht ($ 42 vd 68). 

Die zweite Möglichkeit, daß auch nur in einem privatrechtlichen Dienft- 
verhältnig zum Staate Stehende Träger eines öffentlichen Amtes find, zeigt 
uns die Rechtsſtellung der Verwalter Kleiner Poſt- und Bahnftellen. Die mit 
der Verwaltung folcher Stellen betrauten jog. Poſt- und Bahnagenten find 
privatrechtlich d. H. ohne Unterordnung unter eine ftaatliche Disziplinargemwalt 
zur Dienjtleijtung gegenüber dem Staate verpflichtet. Auf Grund ihrer 
privatrechtlichen Dienjtleiftungspflicht ertheilt ihnen dann der Staat Weifungen, 
öffentlichrechtliche Amtsaufträge. 

Andererjeit3 wäre zu folgern, daß der Leiter einer ftaatlichen Defonomie 
wohl regelmäßig in einem üffentlich-rechtlichen Dienftverhältnig zum Staate 
jteht, öffentlicher Beamter ift, aber fein öffentliches Amt bejigt, denn er vertritt 
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den Staat nicht als Subjekt des öffentlichen, fondern lediglich als folches des 
Privatrechts, wenn alle übrigen Bedienfteten nur im Wege privatrechtlichen 
Dienftvertrages aufgenommen find, Wllein bier wirft die rechtliche Form 
des Dienftverhäftnifiee auf die rechtliche Charakterifirung des Amtsverhält- 
nifjes ein. Deffentliche Aemter find alle dauernden Gejchäftseinrichtungen des 
Staates, der Gemeinden und der dieſen gleichgeftellten juriſtiſchen Perſonen 
des Öffentlichen Rechtes (Invaliden-Verficherunganftalt), gleichviel, ob e8 Ein- 
richtungen für Die Bethätigung obrigkeitlicher oder für die Bethätigung 
privatwirthfchaftlicher Aufgaben jind. Damit ftimmt auch das R.St.G.B. 
überein. Wer nad ihm unfähig zur Bekleidung öffentlicher Aemter ift, iſt 
auch unfähig-zur Bekleidung des Amtes eines Staatsbrauerei-Direftors. Auf 
der anderen Seite muß wohl beachtet werden: nicht bei allen juriftifchen 
Perfonen des öffentlichen Nechtes Hat fich dies Verhältniß ausgebildet. Bei 
den land» und forjtwirtbichaftlichen Berufsgenoſſenſchaften ift e8 nicht unmög- 
lich, daß fich in den Fällen, wo ein Staats: oder Kommunalbeamter als 
Borftand fungirt, fih auch das Dienftverhältniß der übrigen Beamten zu 
einem öffentlich-vechtlichen ausgejtaltet, darım ift deren Amt aber noch nicht 
unter allen Umftänden ein öffentliches, jondern lediglic) dann, wenn diefelben 
die Berufsgenojienichaft nah ihrer öffentlicherechtlichen Seite vertreten. Der 
Verwalter landwirthichaftlicher Grundftüde einer Berufsgenofjenfchaft ift unter 
feinen Umftänden Träger eines öffentlichen Amtes. Inſofern ift aljo unfer 
obige3 Prinzip erwieſen. Es fann Jemand öffentlicher Diener fein und fein 
Amt doch des öffentlichen Charakters entbehren. 

Bon der an zweiter Stelle bejprochenen Schlußfolgerung aus ift endlich 
leicht zu verftehen, daß Iemand, der überhaupt nicht zum Staate, fondern nur 
zum Träger eines Staatsamtes in einem Dienjtverhältniß fteht, doch mittelft 
diefes «Dienftverhältnijjeg zum Träger eines öffentlichen Amtes wird. Dies 
liegt vor, wenn ein öffentlicher Beamter im eigenem Namen Gehilfen annimmt 
(E.-©. 3. B.G.B. Urt. 78), die unter feiner Auffiht und Veranwortlichkeit 
Amtsgeſchäfte öffentlich-rechtlihen Zuhalts vornehmen dürfen. Diefe Gehilfen 
ftehen nicht in einen Dienjt-, jondern nur in einem AUmtsverhältniß zum 
Staat. Der Beamte ertheilt ihnen auf Grund ihres Dienftvertrages ihm 
gegenüber, wodurch fie zu allen Dienften verpflichtet find, die deſſen Amt er- 
fordert, einen öffentlichrechtlichen Auftrag zur Erledigung ftaatlicher Gejchäfte. 
Es liegt alfo wohl ein Amts, aber fein Dienftverhältnig zum Staate vor. 
Die öffentliche Amtsthätigkeit des Gehilfen ift nur eine mittelbare, feine 
unmittelbare Folge des Dienjtverhältnifjes. 

Auch ein öffentlichrechtliches Dienftverhältniß kann als jolche Vermittlung 
fungieren. Nach den Perfonenjtandsgefeg vom 6. Febr. 1875 können bejondere 
Standesbeamte vom Gemeindevorjtand angejtellt werden. Diejelben find, wie 
das Geſetz S 4 ausdrüdlich jagt, Oemeindebeamte. Sie jtehen aljo im Gemeinde: 
dienft. Dadurch), daß fie jtaatlicher Betätigung bedürfen, werden fie nicht zu— 
gleih Staatsdiener, jo wenig, wie der ftaatliher Beftätigung etwa bedürfende 
Bürgermeifter. Aber andererjeits ijt das Standesamt ein Staatsamt. $ 1 be- 
zeichnet die Standesbeamten als vom Staate bejtellt. Alſo hat der beſonders 
angejtellte Standesbeamte ein Staatsamt. Die Gemeinde ertheilt ihm auf 
Grund feiner Dienftpflicht ihr gegenüber in Vertretung des Staates den Amts» 
auftrag. So wird er Träger eines Staatsamtes, ohne Staatsbeamter zu jein. 

IX. Wir haben nach dem Bisherigen gejehen, daß das Wefen des Beamten- 
verhältnifjes in dem Vorhandenfein eines öffentlichen Dienſtverhältniſſes Liegt. 
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Ein öffentlichrechtliches Dienftverhältniß kann nur gegenüber einem Subjekte des 
öffentlichen Rechts eingegangen werden. Bon diefem Gefichtspunft aus wurden 
Zweifel geäußert, ob die Hofbeamten öffentliche Beamte find. U. E. läßt fich diefe 
Frage nur fir den einzelnen Fall, d. h. das einzelne Landesrecht entjcheiden. Vor 
Allen fommt in Betracht, daß das landesherrliche Haus nach manchem Landesrecht, 
auch ſolchem fonjtitutioneller Staaten, eine rein privatliche Natur befigt. Hier 
ift öffentliche Eigenschaft der Hausbeamten von vorneherein ausgeſchloſſen. 
Uber auch da, wo das regierende Haus den Charakter einer öffentlichrechtliche n 
Yamiliengenofjenichaft in jich trägt, iſt es möglich, daß ſämmtliche Hofbeamte 
nicht die Eigenſchaft öffentlicher Beamten haben. Cie haben dieſe Eigenfchaft 
nur, wenn das Hausrecht dem Landesheren als Yamilienhaupt eine Disziplinar- 
gemalt über fie einräumt. 

Damit find wir auf die allgemeine Thatjache zu fprechen gefommen, daß 
nicht der Dienjt jeder juriftiichen. Perſon des öffentlichen Rechts fich bereits 
zu einem öÖffentlich:rechtlichen Verhältniß entwidelt zu haben braucht. Es kann 
einer öffentlichrechtlihen Korporation oder Anftalt bisher gelungen fein, fich 
die nöthigen berufsmäßigen Dienjte auf dem Wege privat:rechtlicyen Vertrages 
zu verichaffen. Das Interefje derjelben Hat vielleicht noch nicht gefordert, daß 
das Prinzip der Beamtendisziplin aufgenommen wird. Die Ordnung im Dienft 
war bislang ohne dies aufrecht zu erhalten. 

Im Allgemeinen läßt fich jagen, daß dies Dienftverhältnig bis jegt außer 
bei Staat und höheren und niederen Gemeinden öffentlichrechtlihe Natur 
allein bei den Smvalidenverjicherungsanftalten angenommen hat. Der befte 
Prüfftein hiefür ift die Arbeiterverficherungsgejeggebung. Das neue. Invaliden- 
verficherungsgejeg ($ 5) befreit unter Borausjegung, daß fie Anwartfchaft auf 
entfprechende Penfion haben, von der Verficherungspflicht Beamte des Reiches, 
der Bundesftaaten, Kommunalverbände, Verficherungsanftalten und befonderen 
Kafjeneinrichtungen für Imvalidenverficherung. Die Angejtellten der öffentlich: 
rechtlichen Krankenkaſſen und Berufsgenofjenschaften haben aljo im Zweiſel 
noch nicht den Charakter öffentlicher Beamten. Sie find noch Privatbeanıte. 
Sie haben, wenn fie die juriftiichen Perjonen nach ihrer üffentlichrechtlichen 
Seite vertreten, ein Öffentliches Amt, find aber nicht Beamte d. h. öffentliche Beamte. 

X. Unſer bisheriges Ergebniß ift in der Hauptfache diefes: Die öffent: 
lihen Beamten jtehen in berufsmäßigem, öffentlichrechtlichem Dienft einer 
juriſtiſchen Perfon des öffentlichen Rechts; nicht alle öffentliche Diener in diefem 
Sinne find öffentliche Beamte, aber nur folche öffentliche Diener find öffent- 
liche Beamte im Sinne de3 B.G.B. und feiner Nebengefege. Dieſer letzte Sat 
wird nad) einer Richtung aber noch durchbrochen. 

Das E.«“G. 3. B.G. B. jtellt in Art. 77 ohne jegliche Unterfcheidung und 
Einjchränfung neben einander die Haftung des Staates für feine Beamten und 
die Haftung der Gemeinde für ihre Beamten. „Unberührt”, fagt Art. 77, 
„bleiben die Landesgejeglichen Vorſchriften über die Haftung des Staates, 
der Gemeinden und anderer Kommunalverbände für den von ihren Beamten in 
Ausübung der diefen anvertrauten öffentlichen Gewalt zugefügten Schaden“. 
Und doch bejteht zwijchen Staat und Gemeinde der große thatjächliche Unter: 
Ihied, daß die meiften Gemeinden nur wenige oder gar feine Beamten in dem 
bisher bejprochenen Sinne haben. Die größte Zahl der Gemeinden hat Feines 
oder ein Organ, das der Gemeinde fortgejegten, alſo berufsmäßigen Dienſt 
leiftet. Die Gemeindejtellen werden, joweit fie Memter und nicht Gemeinde: 
vertretungsjtellen find, in der Regel nicht von Berufs-, fondern von Ehren: 
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beamten, d. h. ſolchen Perſönlichkeiten verwaltet, die rechtlich betrachtet, nicht 
dauernd, fortgeſetzt, ſondern mit Unterbrechungen der Gemeinde Dienſte leiſten. 
Iſt nicht anzunehmen, daß, wenn Art. 77 des E.G. von Haftung der Ge: 
meinden für ihre Beamten in der ganz nämlichen Weije jpricht, wie von der Haftung 
des Staates für feine Beamte, den thatjächlich verjchiedenen Verhältniſſen 
gemäß bei der Gemeinde auch die Ehrenbeamten mit gemeint find ? 

In der That ift dies der all. Eine andere Beitimmung des B. G. B. 
beftätigt e8 in Zufammenhang mit einem der Nebengejege des B. G. B. 

Das B.G.B. erwähnt in $ 1319 das „Amt des Standesbeamten“ und 
das E.G. 3. B.G.B. nimmt in Art. 46 Wenderungen am Berfonenjtandsgefeg 
vom 6. ehr. 1875 vor. Demnach ift davon auszugehen, daß das B.G.B. 
binfichtlich der Auffafjung der Rechtsitellung des Standesbeamten auf denjelben 
Nechtsgedanfen beruht, auf welchen fich das Gejeh von 6. Febr. 1875 auf: 
baut. In $ 4 dieſes Gefehes heißt es nun: „In den Standesamtsbezirken, 
welche den Bezirk einer Gemeinde nicht überſchreiten, hat der Vorſteher der 
Gemeinde die Geſchäfte des Standesbeamten wahrzunehmen, ſofern durch die 
höhere Verwaltungsbehörde nicht ein beſonderer Beamter dafür beſtellt iſt“. 
Und nun fährt das Geſetz fort: „Der Vorſteher iſt jedoch befugt, dieſe Ge— 
ſchäfte mit Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde anderen Gemeinde— 
beamten widerruflich zu übertragen.“ Hieraus geht hervor, daß im Sinne 
des Perſonenſtandsgeſetzes auch der Gemeindevorjteher ein Gemeindebeamter 
ift, und doch ift derjelbe in der weitaus überwiegenden Zahl der Gemeinden 
nicht Berufs, jondern nur Ehrenbeamter. Alſo ift im Sinne des Berjonen: 
ſtandsgeſetzes und damit des B.G.B. öffentlicher Beamter auch ein öffentliches 
Drgan, das im Sinne unjerer bisherigen Ausführungen lediglich den Eharafter 
eines Amtsträgers, aber nicht eines Beamten hat. Das Prinzip des B.G.B. 
ift demnach durhbrodhen. Der Begriff des Gemeindebeamten gebt 
vom Amts, niht vom Dienftverhältniß aus Es giebt ange: 
jtellte und nicht angeftellte Gemeindebeamte. 

Liegt aber, müjjen wir weiter jagen, wirklich eine Durchbrechung des 
Prinzipes vor? Iſt das Prinzip nicht völlig aufgehoben? Iſt nicht auch 
für die übrigen öffentlichen Beamten, insbejonders die Staatsbeamten, zu 
behaupten, daß der Beamtenbegriff im Sinne des B.G.B. Beides, Berufs: 
und Ehrenbeamtenthum, umfaßt? Doch nicht. Diefe Erjcheinung des Ge- 
meinderechtes ift eine bejondere Erjcheinung. Sie erflärt ſich aus der anders 
gearteten Entwidelung der ©emeindeorganifation. An dem Gegenja von 
Zivil: und Militärdienft konnte ſich der moderne an nicht 
aufbauen. Dieſer Unterjchied ift dem modernen Gemeinderecht fremd. Dagegen 
ift bei der modernen Gemeinde- im Gegenjaß zur modernen Staatsverwaltung 
die Hiftoriche frühere Erjcheinung das Ehrenbeamtenthum. Das Berufsamt 
ift hier aus dem_ Ehrenamt herausgewachjen, beim Staate dag Ehrenamt aus 
dem Berufsamt. Dieſes Herauswachjen des Berufsamte® aus dem Ehren 
amte in der ee zeigt fich noch Heute darin, daß nicht jelten auch der 
gemeindliche Berufsbeamte ftet3 nur auf Zeit, wenn auch längere, gewählt 
wird, ebenfo wie der Ehrenbeamte fein Amt immer nur auf Perioden befleidet. 
Und dazu fommt dann noch größere thatfächliche Uebereinjtimmung der Verhältnifie 
des gemeindlichen Ehren= und des gemeindlichen Berufgamıtes, als folche zwiſchen 
ftaatlihem Ehren- und Berufsamte beſteht. Das gemeindlihe Ehrenamt 
nimmt feinen Träger der Regel nad in viel höherem Maße in Anjpruch, 
als das ftaatliche Ehrenamt, und nicht felten läßt das Gemeinderecht auch eine 
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Dienftentichädigung an den Ehrenbeamten zu, während auf der andern 
Seite ſich das gemeindliche Berufsamt dem gemeindlichen Ehrenamt wieder 
dadurch nähert, daß bei dem gemeindlichen Berufsbeamtenthum eine viel 
engere thatjächliche Verbindung von Amts: und Dienftverhältniß bejteht, als 
bei dem berufsmäßigen Staatsdienft. Der im berufsmäßigen Gemeindedienjt 
Stehende bleibt gewöhnlich zeitlebens mit einem und demjelben Amte ver: 
bunden. Er wird nicht verjegt und zur Verfügung geftellt. Iſt er nicht 
mehr geihäftsrüjtig, jo fcheidet er der Regel nad) völlig aus dem Gemeinde: 
dienjt. So ift es erflärlich, daß im Gemeinderecht unter Gemeindebeamten 
ſchließlich ſowohl der berufsmäßige, wie der ehrenamtliche Träger von Ge 
meindeämtern gemeint ilt. Es ijt dies jo eingebürgert, daß, wenn die Geſetz— 
gebung nur die berufsmäßigen Gemeindebeamten treffen will, fie diefe aus: 
drüclich als bejoldete Gemeindebeante im Gegenjag zu den Trägern unent— 
geltlicher Gemeindeämter heraushebt, wie dies die ftaatlihen Nebengefege 
zum B.G.B. ald Aeußerungen — —— — — deutlich 
erfennen laſſen. So jagt 3. B. preuß. A.G. 3.3.6.8. 72: „Wer ein 
Staat3amt oder ein bejoldetes ns in g® — oder Kirchen⸗ 
verwaltung bekleidet, bedarf zur Uebernahme einer Vormundſchaft der Erlaubniß 
der zunächſt vorgeſetzten Behörde“ und andererſeits Art. 82 des preuß. Geſetzes 
über die freiwillige Gerichtöbarfeit v. 21. Sept. 1899: „Der Notar bedarf 
zur Uebernahme eines unbefoldeten Amtes in der Gemeindeverwaltung nicht 
der Genehmigung jeiner Auffichtöbehörde", und Art. 77 des A-G. 5. B. GB.: 

„Das Aınt eines Waijenraths ift ein unentgeltliches Gemeindeamt”. Wehnliches 
begegnet uns in den Nebengejegen anderer Staaten. In Urt. 12 des bayer. 
Notariatsgefeges dv. 9. Juni 1899 finden wir den Sag: „Ein öffentliches 
Amt, mit dem eine Bejoldung verbunden ift, darf der Notar nur mit Erlaubniß 
des Staatsminijteriums der Zuftiz übernehmen“ und dazu in Artikel 97 des 
U.:©. 3. B.©.B. die Beitimmung: „Das Umt des Waiſenraths ift ein unent— 
geltliche3 Gemeindeamt.“ 

Nachdem ſich die Ausdehnung des Gemeindebeamtenbegriffes auf die 
Träger gemeindlicher Ehrenämter aus den befonderen Verhältniſſen der Gemeinde- 
organifation erflärt, ijt diejelbe auf das Gemeindebeamtenthum zu beichrämtfen. 
Dies liegt nahe für den Staatsdienft. Hier überwiegt weit Die a der 
Berufsbeamten, aber auch für den öffentlichen Dienft anderer juriftifcher Perſonen, 
als der höheren und niederen Gemeinde, gilt das gleiche. Am Beten belegt 
die von den neueren Gejegen das Juvalidenverficherungsgejeg vom 13. Juli 
1899. Wohl jagt diefes Geſetz von den den Organen der Verficherungsanftalt 
angehörenden Vertretern der Arbeitgeber und der VBerficherten : „Sie verwalten 
ihr Amt ala Ehrenamt“ ($ 92), ftellt fie alfo unter den Begriff des Ehren: 
beamten. Nicht? dejtomweniger rechnet es aber die dem Vorſtand der Anitalt 
angehörigen Arbeitgeber- und Urbeiter-Vertreter nicht zu den „beamteten Vor— 
ftandsmitgliedern“. Als „beamtete VBorjtandsmitglieder” bezeichnet es lediglich 
die angeftellten VBorftandsmitglieder, d. h. Diejenigen, welche „Bezüge“ erhalten 
($ 74). Die Vertreter der Arbeitgeber und der Berficherten im Worjtande, 
die alle unbejoldet find, find wohl Ehrenbeamte, aber nicht jchlehthin Beamte 
der Berjicherungsanftalt im Sinne des Invalidenverficherungsgejeges. Ein 
befonderer Paragraph (92) Handelt von den „Ehrenämtern“, ein anderer (99) 
vom „Beamtenperjonal“. 

XI. Damit gelangen wir zu einer weiteren Frage. Wie ijt die Sache in 
denjenigen Paragraphen des B.G.B. und feinen Nebengefegen aufzufajjen, in 
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welchen nicht ausdrüdlich von Gemeindebeamten oder mit von Gemeinde: 
beamten die Rede ift? In Art. 77 des EG. 5. BGB. ift ausdrüdlich von 
„Beamten der Gemeinden und anderer Kommunalverbände“, in $ 1319 des 
Geſetzbuches jelbjt vom „Amte des Standesbeamten” die Nede, und der Standes- 
beamte fann ja, wie wir jahen, Gemeindebeamter fein. Aber wie jteht e3 mit 
Beitimmungen, wie der des $ 839? Dort wird fchlechthin von „Beamten“ 
geiprochen: „Verletzt ein Beamter die ihm Dritten gegenüber obliegende 
AUmtspflicht, jo hat er den Schaden zu erjegen”. Sit hier unter Beamter nur 
der im öffentlichen Dienft Angeftellte zu verjtehen oder ift damit auch der Träger 
bloßer Ehrenämter gemeint? 

Man könnte geneigt fein, jchlechthin erjteres zu behaupten, indem man 
fagte, aus der Wendung der Zivilprozefordnung 8 376 „Beamter, auch wenn 
er nicht mehr im Dienjt“ und aus der ſonſt im B.G.B. und feinen Nebenge- 
jeßen vorfommenden Zufammenftellung der Beamten mit Geiftlichen und Lehrer 
folge, daß das Wort Beamter jchlechthin ſozial aufzufafjen fei, und zum 
Beamtenftand im fozialen Sinne rechnet wohl der berufsmäßige, aber nicht 
der ehrenamtliche Träger von Gemeindeämtern. Allein Art. 77 des E.G. 
3.3.6.8. fteht in einem fo engen inneren Zuſammenhang mit $ 839, daß 
e3 nicht anders angeht, al8 unter dem Beamten im Sinne des 8 839 auch 
den bloßen Inhaber von gemeindlichen Ehrenämtern zu verjtehen. Art. 77 des 
E.G. nimmt direft auf $ 839 Bezug, indem er in umnmittelbarem Anſchluß 
an feinen weiter oben angeführten Hauptſatz bejtimmt: „Unberührt bleiben die 
landesgefeglichen Borfchriften, welche das Recht des Beſchädigten, von 
dem Beamten den Erjaß eines jolchen (d. h. in Ausübung öffentlicher Gewalt 
zugefügten) Schadens zu verlangen, in foweit ausjchließen, als der Staat 
oder Kommunalverband haftet." Das Recht des Beichädigten, vom Beamten 
Schadenerſatz zu verlangen, beruht auf $ 839. Schließt Art. 77 dies Recht 
jomweit aus, al3 der Staat oder Kommunalverband dem Beichädigten an Stelle 
des Beamten haftet, jo muß auch in $ 839 als der Beamte, welcher dem Be: 
Ihädigten fchadenserjfagpflichtig ift, nicht blos ein Staats-, jondern auch ein 
Gemeindebeamter gemeint fein. Nachdem Gemeindebeamter im Sinne des B. G. B. 
aber auch der nichtberufsmäßige Inhaber von Gemeindeämtern ift, folgt jomit : 
jelbjt da, wo das BGB. ſchlechthin von Beamten jpridht, ift 
darunter, fomweit nicht aus dem Inhalt der einzelnen Bejtim: 
mung ſich ein anderes ergiebt, aud der blos ehrenamtliche 
Träger von Gemeindeämtern zu verfteben. 

Weiter darf aber nicht gegangen werden. Nur Ehrenbeamte der höheren 
und niederen Gemeinden, nicht auch folche anderer juriftischen Perſonen des 
Öffentlichen Nechts find Beamte jchlehthin im Sinne de3 BGB. Das 
beweiſt am jchlagenditen das Invalidenverficherungsgejeg. Dasſelbe bejtimmt 
in $ 93 über die „Haftung der Mitglieder der Organe“ der Verficherungs: 
anftalten: „Die Mitglieder der Organe haften der Berficherungsanitalt für 
getreue Gejchäftsverwaltung wie Bormünder ihren Miündeln und unterliegen, 
wenn fie abfichtlich zum Nachtheile der DVerficherungsanftalt handeln, der 
Strafbejtimmung des 8 266 des Strafgejegbuches“. Dieje Beftimmung wäre 
in ihrem erjten Theile überflüjjig, wenn die Meinung des Gejeßgebers die jein 
würde, daß Ehrenbeamte auch anderer juriftiicher Perſonen des öffentlichen 
Nechts als der Gemeinden unter B.G.B. 8 839 fallen. Es ift fein Zweifel, 
dab die „beamteten” Organe der Verficherungsanftalt an fich der Beſtimmung 
des $ 839 des B.G.B. unterliegen. Sie jind dem $ 93 des Invalidenver— 
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fiherungsgefeges unterworfen, nicht um für fie eine zivilrechtliche, jondern um 
für fie auch eine ftrafrechtliche Verantwortlichkeit zu begründen. Bivilrechtlich 
wären fie ohne die Spezialbejtimmung des $ 93 des Invalidenverficherungs- 
geſetzes nach B.G.B. 8 839 haftbar. Dagegen würde ohne ihre Unterordnung 
unter den Untreueparagraphen des R.Str.G.B. für fie eine bejondere ftraf: 
rechtliche VBerantwortlichkeit fehlen, denn unter den Beamtenbegriff des R.Str. G. B. 
fallen fie nicht, da fie weder im unmittelbaren noch im mittelbaren Dienjt des 
Reiches oder des Staates angejtellt find. Mittelbarer Staatsdienft ift nur 
der Dienft bei den Kommunen. Und jo gelangen wir zu dem allgemeinen 
und zufammenfafienden Refultat: Der Beamtenbegriff des BGB. 
und feiner Nebengefeße ift Fein einheitlicher. Beamter jchlechthin 
im Sinne des B.G.B. und jeiner Nebengefege ift 1. eine bejtimmte Art der 
Gattung öffentlicher Diener, als welche diejenigen anzujehen find, welche zu 
einer juriftiihen Perſon des öffentlichen Dedıte in einem zu fortgejeßter 
(berufsmäpiger) Thätigfeit verpflichtenden und Unterordnung unter eine Dienft« 
gewalt begründenden üffentlich:rechtlichen Dienftverhältniß ftehen; er ift der: 
jenige öffentlicherechtlich Bedienjtete vorjtehenden Charakters, welcher 
fraft jeines Dienftverhältnijjes nicht dem Soldatenjtande angehört. 
2) iſt Beamter fchlehthin im Sinne des B.G.B. auch der nihtberufs: 
mäßige Träger öffentliher Gemeindeämter. 

XI. Wir ſehen davon ab, zu verfolgen, wie diefer Beamtenbegriff des 
B.G. B. fich in den landesrechtlichen Ausführungs- und Ergänzungsbeitimmungen 
hiezu wiederjpiegelt. Intereſſant ift in diefer Richtung das bayr. A.“G. 3. B.G., 
in welchem zwar noch die ältere auf die Zeit vor Erlaß der Verfaſſungs— 
urfunde zurücdgehende Unterfcheidung zwilchen Staatsdienern oder Staatsbeamten 
ala den höheren Staatsbedienjteten und den königlichen öffentlichen Dienern 
als den niedrigen Staatsbedienfteten begegnet (Art. 13), aber doc) der höhere 
und niedere Beamte zujammenfafjende Beamtenbegriff des B.G.B überwiegt 
Art. 60, 106, 165). Was wir an diefer Stelle noch zu erörtern haben, das 
ift das Verhältniß des Beamtenbegriffes des B.G.B. zu dem Behördenbe: 
griff desjelben. 

Der Ausdruck Behörde fchlechthin begegnet uns im E.G. Art. 120. 
Zweifellos ift dies fo viel, wie öffentliche Behörde. Das B.G.B. fpricht auch 
an verjchiedenen Stellen, von öffentlichen Behörden ($ 86; E.G. 8 91) und 
insbefondere werden die Gerichte als eine befondere Art von Behörden, d. h. 
doch öffentlichen Behörden herausgehoben (58 136, 210, 220; E. G. Art. 147). 

Die Behörde wird im B.G.B. regelmäßig neben dem Beamten genannt. 
Das B.G.B. fagt, daß diefe oder jene obrigfeitliche Handlung durch eine zu: 
jtändige Behörde oder einen zuftändigen Beamten vorzunehmen ſei (SS 1640, 
1802, 2003; EG. Art. 142, 143). Hieraus ijt nothwendig auf eine gewiſſe 
Gleichheit beider Begriffe zu ſchließen. Sie ift auch vorhanden. Die Behörde 
ift ihrer Grundbedeutung nach nur eine befondere Art von Amt, dasjenige, welches 
vom Wechjel feiner Träger unabhängig, nicht an die Perſon des Trägers ge: 
bunden iſt. Die Behörde ift, kurz gejagt, ein unperfönliches Amt, d. h. ein 
Amt, das auch bei Tod jeined Trägers von einem Vertreter geführt werden 
fann. Das Amt im engeren Sinne dagegen ein perjönliches. Eine Verwejung 
ift hier nur möglich, fo lange ein Träger desjelben vorhanden ilt. 

Aber weiter geht die Uebereinftimmung nicht. Einmal kann eine Behörde 
auch andere Verwalter haben, als öffentliche Beamte. Es gibt Militärbe- 
hörden, die nur von Dffizieren, nicht von Beamten verwaltet werden, die 
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militärifshen Kommandobehörden. Und dann braucht auch eine andere, als 
eine Gemeindebehörde, nicht nothwendig von berufsmäßigen Bedienfteten ver: 
waltet zu werden. Ihre Inhaber können auch Ehrenbeamte fein. Die ört- 
fihen Rentenftellen der Smvalidenverficherungsanftalten 3. B. find öffentliche 
Behörden ($ 79) und doc ift nicht nothwendig, daß die Mitglieder diefer 
Rentenftellen Berufsbeamte find (3 81). 

Dazu kommt aber noch ein Anderes. Wir fehen, ein öffentliches Amt 
ift bei allen Gejchäften des Staates, der Gemeinden und der diefen gleichge- 
jtellten Berfonen des öffentlichen Rechts gegeben, welche von öffentlichen Beamten 
verwaltet werden, mag es fih auch um ein Amt handeln, welches nicht Ge— 
Ihäfte öffentlicher, jondern privatwirtbichaftlicher Art zum Inhalte Bat. 
Deffentliche Behörde dagegen ift lediglich ein öffentliches Amt, welches das 
Subjekt des öffentlichenn echtes, dem e3 dient, in feiner öffentlichen Eigen— 
ichaft hoheitlich, fei es befehlend oder pflegend, vertritt. 

Dies bemweijen mit aller Klarheit die SS 978, 979 des B.G.B. Hier 
wird beftimmt, dab, wer eine Sache in den Geſchäftsräumen einer öffentlichen 
Behörde oder einer dem öffentlichen Verkehr dienenden Verfehrsanftalt findet, 
die Sache unverzüglich an die Behörde oder die Verkehrsanftalt abzugeben hat. 
Deffentliche Verkehrsanſtalten find im Sinne unferes Rechtes und fo auch des 
B.6.B. alle Jedermann zugänglichen Berkehrsanftalten, mögen fie auch von 
Privatperfonen betrieben werden. $ 981 des B.G.B. nennt ausdrüdlich öffent- 
lihe „Berfehrsanftalten, die von Privatperfonen betrieben werden“. Die Ver: 
fehrsanftalten von Reid), Staat und Gemeinde wären neben den öffentlichen 
Behörden nicht bejonders hervorzuheben geweſen, wenn fie von Rei, Staat 
bezw. Gemeinde nur mitteljt öffentlicher Beamten betrieben würden. Allein fie 
werden zum Theil auch nur durch privatrechtlich Bedienftete verwaltet, aljo 
ebenjo, wie die Privatverfehrsanftalten. Um derartige Berfehrsanftalten von 
Reich, Staat oder Gemeinde mit einzufchließen, find nicht blos die von Pri- 
vaten betriebenen, jondern die Berfehrsanftalten jchlechthin, alfo auch die ftaat- 
lichen und gemeindlichen, bejonder8 neben den Behörden genannt. Hieraus 
aber folgt: öffentliche Behörde iſt mur eine Behörde, welche das Subjeft des 
Öffentlichen Rechtes, dem fie dient, in feiner öffentlich rechtlichen Eigenfchaft 
vertritt. 

Aber noch ein Anderes folgt aus diefen Beitimmungen. Das B.G.B. 
nennt als VBerfehrsanftalten, die von juriftifchen Perfonen des öffentlichen 
Nechts betrieben werden, lediglich folche des Reiches, Staates oder der Gemeinde. 
Hieraus folgt, daß es auch mangel3 bejonderer Beftimmung unter öffentlichen 
Behörden nur folche diefer drei Rechtsperfönlichkeiten verfteht. Beſtätigt wird 
dies indireft duch SImvalidenverjicherungsgefeg SS 74 und 79. In diefen 
Paragraphen wird beftimmt, daß die Vorftände der Verficherungsanftalten und 
die örtlichen Rentenftellen die Eigenschaften öffentlicher Behörden haben. Dieje 
Beitimmung wäre überfläfjig, wenn — die übrigen Merkmale der Behörde 
vorausgefegt — die von Öffentlichen Beamten verwalteten Aemter aller juris 
ſtiſchen Perſonen des öffentlichen Nechtes an ſich ſchon den Charakter öffent- 
licher Behörden trügen. 

XIII. Fragen wir zum Schluß noch, ob ſich in den Definitionen des 
Beamten und der Behörde, welche wir aus dem B.G.B. und feinen Neben- 
gejegen entnehmen, grundjägliche Neuerungen gegenüber dem bisherigen deut— 
ſchen Rechte finden, fo kann dieſe Frage kurzweg mit einem Nein beantwortet 
werden. 





Die Verſicherung der landwirthſchaftlichen 
rbeiter, 


Von 
Stadtrat H. von Srankenberg in Braunfchweig. 


Zu den Hauptklagen über die fchtwierige Tage der Tandwirthichaftlichen 
Unternehmer in Deutjchland gehört der Hinweis darauf, daß durch die Indu— 
jtrie, die hohen Löhne und die in den großen Städten gebotenen fonjtigen An: 
nehmlichkeiten die Arbeiter vom Lande fortgelodt und die zur Bodenkultur 
nöthigen Hülfskräfte den Grundbefigern entzogen würden. 

Gerade weil es mir fern liegt, das Vorhandenfein einer derartigen „Leute: 
noth“ im vielen Gegenden zu bejtreiten, halte ich es für förderlich, bei dem 
Zurücdgehen auf die Urfachen dieſes Uebeljtandes eine Thatfache hervorzuheben, 
deren Bedeutung nicht allenthalben genügend gewürdigt wird: die rüdjtän- 
dige Entwidlung der Arbeiterverfiherung in einem großen 
Theile der Zandbezirfe. 

Wenn man fi klar darüber wird, daß bier noch mancherlei gejchehen 
müßte, um eine allen billigen Anforderungen entiprechende Gleichitellung der 
landwirtbichaftlihen mit den gewerblichen Arbeitern zu erzielen, dann iſt 
möglicher Weife zu hoffen, daß bei der von der Neichsregierung in Angriff 
genommenen Umgejtaltung unferer Kranfen- und Unfall-Berficherung auch in- 
jofern eine Verbejjerung gegenüber dem bisherigen Nechtszuftande erreicht werde. 

Das jebige Recht ilt vor Allem in Bezug auf die Fürforge bei Krank— 
beitsfällen der landwirthichaftlichen Arbeiter unzulänglih, da für fie = 
allgemeiner gejeglicher Kranfenverficherungg- Zwang, wie er in 81 
Kr.:Berj.-Gej. für gewerbliche Betriebe und gewiſſe andere Gruppen eingeführt 
iſt, befanntlich nicht beiteht. 

Allerdings fann durch ftatutarifche Beitimmung einer Gemeinde- für 
ihren Bezirf oder eine3 weiteren Kommunalverbandes (Provinz, Kreis u. f. m.) 
für feinen Bezirf oder für Theile desjelben die Anwendung der Borjchriften 
de3 S 1 auf die in der Land» und Forſtwirthſchaft befchäftigten“ Arbeiter und 
Betriebsbeamten erjtredt werden. Von diejer Befugniß iſt indeß bei weiten 
nicht jo umfafjender Gebrauc gemacht, wie man hätte erwarten follen. Ins— 
befondere tritt in den ausgedehnten öftlichen Gebieten der preußifchen Monarchie 
wenig Neigung zu ſolchen Maßregeln hervor, und ſelbſt in der Provinz Hannover, 
in welcher die Verhältniffe durch die mannigfachen Berührungspunfte mit der 
Induſtrie günftiger find, ift in 42 von 69 Landfreifen (61 v. 9.) fein ent- 
ſprechendes Statut erlafjen')., In der Provinz Sachſen iſt die Stranfenver: 


Val. den Vortrag von Düttmann „Die Kranken- und Hauspflege auf dem Lande“, 
dei 44 De der — des Deutſchen Vereins für Armenpflege und Wohlthätigkeit, Leipzig, 
S. 
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ficherungspflicht faſt überall auf die Tandwirthichaftlichen Arbeiter ausgedehnt "), 
in Baden, Heljen, Braunfchweig, und einigen anderen Bundesjtaaten hat 
der Geſetzgeber diefe Aufgabe der Statutar-Autonomie abgenommen. Aehnlich 
ist in Württemberg vorgegangen, wenn auch die dortige Einrichtung der Kranken— 
pflegeverficherung nicht ganz mit dem gejeglichen Mindeftmaße der Kranfen- 
verficherung fich deckt.) 

Daß die Einführung des Verficherungszwangs für die ländlichen Arbeiter 
eine wejentliche, jehr wünjchenswerthe Verbejjerung fein würde, ift fürzlich ein— 
gehend in den Verhandlungen des deutjchen Vereins für Armenpflege und 
Wohlthätigkeit dargelegt (vgl. Anm. 1). Durchaus ift dem Regierungsrath 
Düttmann beizupflichten, wenn er (S. 60 a. a. D.) fagt, die Ausdehnung der 
Kranfenverficherung könne jelbjtverjtändlich nur mittelbar wirken, indem fie zu 
ausgiebigerer Inanſpruchnahme ärztlicher Hülfe und wohl auch der Kranken— 
hauspflege führe und damit die Vorausjegungen für die Niederlafjung von 
Aerzten und Errichtung von Kranfenhäufern auf dem Lande günftiger geftalte. 
Sie erfolge aber im Allgemeinen nur da, two das Verſtändniß für die Forde— 
rungen der Geſundheitspflege an ſich bereits gehoben jei und die Leberzeugung 
von der Nothwendigfeit einer bejjeren Krankenfürſorge in weiteren Kreijen ver- 
breitet habe. „Gerade die ungünftigjten Verhältnijje werden alfo unbeeinflußt 
bleiben.“ 

Dieje letzte Bemerkung weiſt darauf hin, daß es zur Herbeiführung beſſerer 
gejundheitlicher Zuftände nothwendig ift, ein geſetzgeberiſches Machtwort 
zu jprechen, da fich von der Einficht und. Fnitiative der unmittelbar Betheiligten 
fein ausreichender Erfolg erwarten läßt. Deutlich ergibt ſich die Unzweck— 
mäßigfeit, eine gewilje Freiheit der Entfchliegung zu laſſen, aus der verhältniß— 
mäßig jehr geringen Betheiligung der landwirthichaftlichen Arbeiter an der 
freiwilligen Berficherung, wie fie $ 4 des Kr-V.G. zuläßt. Erſt wenn 
es zu Spät ijt, und wenn die Krankheit Schon die Erwerbsfähigkeit auf längere 
oder fürzere Zeit ausschließt, dann wird wohl an die Krankenkaſſe gedacht, 
die es jelbjtverjtändlich ablehnen muß, in jolchen Fällen ohne vorangegangene 
Beitragsleijtung Helfend einzutreten. 

Und mit diefem unbefriedigenden Zuftande vergleiche man nun die Be: 
obachtungen, wie fie in den Bezirken — ſind, in welchen die land- und 
forſtwirthſchaftlichen Arbeiter von der Krankenfürſorge von Amtswegen mit 
erfaßt werden! Einen neuen und zuverläſſigen Aufſchluß darüber gewähren 
die kürzlich veröffentlichten, mit Hülfe der Geiſtlichkeit auf Grund eigener An— 
gaben des Arbeiterſtandes veranſtalteten Erhebungen des evangeliſch-ſozialen 
Kongreſſes über die Landarbeiter in den evangeliſchen Gebieten Norddeutſch— 
lands’). In dem erſten Hefte, welches die Verhältniſſe in der Provinz Sachſen 
(oben Anm. 2), Be den Herzogthümern Anhalt und Braunjchweig jchildert, 
wird gejagt (S. 118): 

„In — —— — tritt zumeiſt die Krankenkaſſe ein. Wo dieſe Hilfe 
fehlt, iſt es für die Kranken, mit Ausnahme des von der Herrſchaft verpflegten 
Geſindes, oft ſchlimm beitellt; ausreichende ärztliche Pflege ift 
in den meiften Fällen niht zu ermöglichen.” 


S. 49 dal. 

9 Reichstagsdprudiachen von 1898/99 Nr. 270 S. 8 (Bericht der Kommiffion IX über 
den Entwurf des ‚nvalidenverficherungsgefeges). 

®, Heft 1, von Dr. S. Goldfhmidt; Heft 2, von Dr. A. Grunenberg. Tübingen, 
1899, 9. Laupp. 


In dem 2. Hefte, das Schleswig-Holftein, Hannover öftlich der Wefer, 
das Fürſtenthum Lübeck und die freien Städte umfaßt, iſt ausgeführt (S. 157): 


„Die Urtheile über die Wirkungen des Krankenkaſſen-Geſetzes find unter 
der Arbeiterichaft ſehr verjchieden: theils für, theils gegen das Geſetz gehende, 
je nachdem ihnen die Beiträge zu hoch erjcheinen, oder fie noch feinen Nuten 
davon gehabt haben. Zu bemerken ift aber, daß auch jchon Dienftboten links 
der Elbe von den add see des Geſetzes Gebrauch machen, indem fie 
freiwillig den Ortskrankenkaſſen beitreten... Nach den Berichten hat das Ge: 
jeg für die Arbeiter unftreitig ſegensreich gewirkt.“ 


Daß die befonderen Verhältnifje auf dem Lande die allgemeine Einführung 
unmöglih machen, kann nach den inzwijchen gefammelten Erfahrungen, von 
denen die obigen Mittheilungen einen Niederjchlag bilden, keineswegs zugegeben 
werden. 


Die Reichsregierung jelbft hat bei den Berathungen über das Kranfen- 
verjicherungsgejeg (1882,83) fih auf den Standpunft gejtellt, daß man zu— 
nächſt abwarten müſſe, wie fich die Durchführung der Krankenfürſorge bei den 
gewerblichen und den übrigen, dem Zwange unterworfenen Arbeitergruppen 
geftalten würde, und daß erit auf Grund des dabei gewonnenen Beobachtungs— 
jtoffes ein weiteres Vorgehen fich empfehle. Die Richtigkeit diefer damals viel: 
beftrittenen Auffaſſung will ich nicht anzweifeln: ein jchrittweijes Vorgehen 
ift bei jo einjchneidenden Gefegen ganz gewiß zwedmäßig, und für den in jener 
Zeit gemachten Gegenvorjchlag, die Zwangsverficherung aud für die Land» 
arbeiter im Allgemeinen vorzufchreiben und nur die Möglichkeit ortsjtatutarifcher 
Ausnahmen hiervon zuzugeitehen, wird fich heute kaum noch ernitlic) Jemand 
ins Zeug legen, weil damit nichts gewonnen würde. Wber ich ſollte meinen, 
daß ein Zeitraum von mehr als fünfzehn Jahren genügt, um jegt die Grund: 
lage für die reichsgefegliche Regelung zu bieten. 


Dem Bedenken, daß auf die öÖrtlihen Zuftände und Einrichtungen dabei 
nicht hinlänglich Rüdficht genommen werden könne, läßt fich durch den Hin— 
wei3 darauf begegnen, daß eine jchablonenhafte Handhabung durchaus nicht 
die nothwendige Folge des Zwanges zu fein braucht. Vor allen Dingen ift 
in der Schaffung von Ortskrankenkaſſen und in deren Selbftverwaltung durch 
die betheiligten Arbeitgeber und -Nehmer ein Mittel geboten, um innerhalb 
des gefelichen Rahmens die Ausgeftaltung ganz fo zu vollziehen, wie es den 
Intereſſen der betreffenden Perfonen nach deren Anficht am meisten entjpricht. 
Daneben gewähren die Vorichriften in 88 136—138 des Landwirthichaftlichen 
Unfall-e und Kranken-Verſ.«Geſ. vom 5. Mai 1886 (R-G.Bl. ©. 132) aus: 
reihenden Schuß für die Wahrung der Bejonderheiten, welche auf dem Lande 
jih finden und beachtet werden müfjen. 


Wenn der Arbeitgeber an den guten alten patriarchalifchen Anschauungen 
jeithalten und für feine Leute ohne Einmifchung der Krankenkafje allein forgen 
will, dann bietet fich ihm der einfache Weg, daß er die Befreiung der— 
jelben vom Berfiherungszmwange bei der zuftändigen Kafjenftelle be 
antragt. Er muß dabei den Nachweis führen, dat er den betreffenden Per: 
Jonen mindestens für dreizehn Wochen nach der Erkrankung eine dem Mindejt- 
maße der Gemeindekranfenverficherung gleichwerthige Fürforge verfprochen hat. 
Schr zwedmäßig ift es, daß hier die Stellung des Befreiungsantrages dem 
Dienftherrn übertragen und nicht den Verficherten belafjen ift, denen es in 
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ländlichen Verhältniffen meift an dem nöthigen Ueberblid fehlen wird‘). Ebenfo 
ſachgemäß wie Dieje a lar lies von a Regel des 8 3a des Kr.Verſ.⸗Geſ. 
ift die Vorfchrift in SS 137, 138 2.-U.-8.-©., wonach bei Eintritt der Kajjen- 
mitgliedichaft die vielfach —— Fortgewährung von Naturalleiftungen 
(Wohnung, Brennholz, Kartoffelland u. dgl.) Fein Hinderniß für die Durch: 
führung bildet, da ſtatutariſch eine entfprechende Kürzung bezw. ein Fortfall 
des Krankengeldes und eine Ermäßigung der Beiträge angeordnet werden kann. 

Den Erlaß ſolcher Sonderbeitimmungen Halte ich aus dem Grunde für 
nothwendig, weil die Arbeiter einen ungerechtfertigten Gewinn erhalten und 
zur Simulation verleitet werden würden, wenn man ihnen neben demjenigen, 
was der Arbeitgeber in Erfüllung des Dienftvertrages zu zahlen hat, das volle 
ftatutenmäßige Krankengeld zukommen lafjen wollte. Das Entgegenfommen, 
welches bei Erlaß des neuen Handelsgefegbuchs in Art. 63 den ———— 
gehilfen und Lehrlingen gezeigt iſt und den Kaufleuten die Anrechnung des 
Krankengeldes auf das bei Krankheiten bis zu ſechs Wochen fortzuzahlende 
Gehalt verbietet, iſt eine handelsrechtliche Eigenthümlichkeit, deren Uebertragung 
auf andere Verhältniſſe nicht wohl angängig erſcheint. Nur wird bei der 
Entſcheidung der Frage nicht unbeachtet bleiben dürfen, daß der Anſpruch auf 
Fortgewährung von Geld- und Naturalbezügen in Krankheitsfällen rechtlich 
begründet ſein muß: es reicht nicht aus, wenn er ausſchließlich von dem 
guten Willen des Dienſtherrn abhängt, der vielleicht (zumal wenn es fi um 
tüchtige Leute von ordentlicher Führung Handelt) aus Rückſichten praftifcher 
Art oder auch aus Erwägungen der Moral, der Sitte und des Anjtandes fich 
gedrungen fühlt, ein Uebriges zu thun und feinem Franken Berjonal etwas zu: 
zuwenden. Mit Recht hat es der Reichstag abgelehnt, den jchwer feſtzuſtellen— 
den Begriff des „Herkommens“ den juriftisch erzwingbaren, gejeglich oder ver: 
tragsmäßig erh Pflichten des Dienſtherrn gleichzuftellen. 

Was indeß gejchehen konnte, um die berechtigte Eigenart der Zuſtände 
auf dem platten Zande thunlichit unberührt zu lafjen, das ift vom Gejeßgeber 
möglich gemacht. Bei den Verhandlungen über das Landw. Unf.:Verj.-Gejeg 
wurde übrigens jeiteng der Neichsregierung anerkannt, daß die auf väterlicher 
Sitte beruhenden perjönlichen Beziehungen zwijchen Arbeitgeber und -Nehmer 
mehr und mehr gelodert würden, und daß fich in vielen Gegenden nach und 
nad ein Webergang von der Natural: zur Geldwirthichaft und vom patriar: 
halischen Herfommen zu ftreng zivilrechtlichen Lohnvertragsverhältnifjen voll: 
ziehe. Die Annäherung der ländlichen an die induftriellen Arbeiter hat feit- 
dem unaufhaltſame Fortſchritte gemacht, und es iſt ebenjo eine Forderung der 
Gerechtigkeit twie der Selbiterhaltung, wenn den landwirthichaftlichen Kreiſen 
jest ganz allgemein die Wohlthat des Verficherungszwanges gewährt wird. 
Daß die Armenverbände durd eine derartige Fürſorge wejentliche Ent: 
laftung erfahren, fann nach den Ermittelungen nicht bejtritten werden, welche 
auf Veranlafjung eines Rundſchreibens des Reichskanzlers vom 29. April 1894 
über die Einwirkung der Arbeiterverfiherung auf die Armenpflege in Deutjch: 
land jtattgefunden haben.?) Die meijten damals befragten Armenverwaltungen 
haben jich dahin geäußert, daß ihnen die Berficherungsgefeßgebung erhebliche 


! Die Motive zum L-11-B.-G,., Reichstagsdrudiachen v. 18863Nr. 75 ©. 70, erwähnen 
ganz richtig, daß es dem Arbeitgeber nicht ichwer fallen würde, den Arbeiter zu einem folchen 
Antrage pe gi beitinmen. 

ierteljahrshefte zur Statijtit des Deutfchen Reichs, Joh 1897 Heft 2 ©. 1ff. — 
—8 für ſoziale Geſetzgebung und Statijtit Bd. 11 Heft 1— . 265 ff. 
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Laften abgenommen habe, und daß insbefondere die Abficht, dem Eintritte der 
Armenpflege vorzubeugen, bei vielen Perjonen erfolgreich durchgeführt fei, 
welche man durch die Kranfenfürforge vor der andernfall® unvermeidlichen 
Eingehung von Schulden, Verpfändung ihres Hausraths, Verjchleuderung des 
Nutzviehs u. j. w., überhaupt vor der Verarmung geſchützt habe. Diejenigen 
ländlichen Verbände, in denen die land» und forjtwirthichaftlichen Arbeiter noch 
nicht der Zwangsfürjorge theilhaftig geworden find, z. B. im Regierungsbezirfe 
Oppeln, wußten jelbjtverftändlich nichts von einer vortheilhaften Einwirkung 
der Krankenverjicherung zu berichten. 

Vielleicht trägt fortan die Durch den Reichstag eingefchaltete Bejtimmung 
in $ 617 des Bürgerl. Geſetzbuchs etwas dazu bei, die zur Zeit noch der all- 
gemeinen Ausdehnung des Krankenverficherungszwanges auf die Landwirth- 
Schaft widerftrebenden Kreife umzuftimmen. Danach muß bei einem dauern: 
den Dienftverhältnijje, das die Erwerbsthätigfeit de8 in die häusliche 
Gemeinjhaft aufgenommenen DBerpflichteten ganz oder überwiegend 
in Anfprud nimmt, der Dienftherr im Falle der Erkrankung die nöthige Ver- 
pflegung und ärztliche Behandlung (nach eigener Wahl auch durch Ueber: 
führung in eine Kranfenanftalt) bis zur Dauer von ſechs Woden, 
jedoch nicht über die Beendigung des Dienftverhältnijjes hinaus gewähren, 
fall8 nicht der Erkrankte fein Leiden vorjäglich oder durch grobe Fahrläſſig— 
feit verurfadht hat. Dieſen DObliegenheiten, welche an die Stelle der bisher 
vielfach geübten „charitativen“ Fürforge einen geregelten NRechtszuftand treten 
laſſen, kann fich der Dienſtherr weder dadurch entziehen, daß er den Arbeiter 
um der Erfranfung willen fofort entläßt, noch ijt es ihm gejtattet, im Voraus 
durch Vertrag jeine Pflichten aufzuheben oder zu bejchränfen. ($ 619 daſ.) 
Dagegen tritt die Verbindlichkeit des Arbeitgebers nicht ein, wenn für die Ber 
pflegung und ärztliche Behandlung durd eine Verf iherung oder durch 
eine Einrichtung der öffentlichen Krankenpflege Sorge getragen ijt. 

Hinfichtlich der jejtbejchäftigten, feinen Haushalt theilenden Arbeitskräfte 
hat aljo der Dienftherr ein nicht umerhebliches Intereſſe daran, die Kranken: 
fürforge gegen entjprechende Beiträge auf die breiteren Schultern der Kafjen- 
jtelle abzumwälzen. Die Beljerung, die hieraus ſich entwicdeln kann, wird aber 
unvolltommen fein, wenn fie nur die in dauernder Stellung befindlichen land— 
wirthichaftlichen Dienftboten, Drefcher, Gutstagelöhner u. ſ. w., nicht auch die 
fozial oft ungünftiger geftellten Einlieger, Häusler u. ſ. w. mit erfaßt, bie 
nach Bedarf längere oder Fürzere Zeit beim Bejtellen, Ernten u. dgl. im Dienfte 
landwirthichaftlicher Unternehmer gegen Lohn thätig find. Ihrer iſt bereits 
in $ 142 des Landw. U.V.G. gedacht; es können durch Statut Perjonen, 
die innerhalb des betreffenden —* wohnen und, ohne zu einem beſtimmten 
Arbeitgeber in einem dauernden Arbeitöverhäftnifie zu ftehen, vorwiegend in 
land» oder forftwirthichaftlichen Betrieben Lohnarbeit verrichten, auch für die- 
jenige Zeit, innerhalb deren eine Beichäftigung gegen Lohn nicht erfolgt, der 
Krankenverfiherungspfliht unterivorfen werden. In einem Theil derjenigen 
Bundezjtaaten, welche fich zu der gejeßlichen Einführung der Zwangsverſiche— 
rung für die ganze Land und Forjtwirthichaft entichlojjen haben, z. B. im 
Herzogthum Braunfchweig, ift diefe ununterbrochene Sicherftellung der Arbeiter 
durch eine entiprechende Gejegesvorfchrift angeordnet'). Die verjicherungs: 


82 des 2 Nr. 20 v. 29. Mai 1890, betr. die Krankenverſicherung der in der 
Lande und FForftwirthichaft befchäftigten Perſonen. 
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pflichtigen Berfonen haben bei Arbeiteverträgen, die im Voraus auf einen Zeit: 
raum von weniger als einer Woche abgejchlofjen find, ſowie für diejenige Zeit, 
in welcher Beichäftigung gegen Lohn nicht ftattfindet, die An= und Abmeldungen 
jowie die Einzahlung der Beiträge felbjt zu beforgen. Ihre Kafjenmitglied: 
Ichaft bleibt trog etwaiger Nichterfüllung dieſer Verbindlichkeiten unberührt. 
Es war aber ziwedmäßig, den Arbeitgebern bei nur ganz vorübergehenden Dienit: 
verhältnifjen eine unbequeme, läftige Verantwortung abzunehmen, die fie der 
Gefahr ausgejegt hätte, nach $ 50 des Kranken-Verſ.Geſ. die gefammten Koften 
eines Unterftügungsfall® der nicht rechtzeitig angemeldeten Arbeiter an die 
Krankenkaſſe zurüdzahlen zu müfjen. 


Die unftändigen landwirthichaftlichen Arbeiter find es vornehmlich, bei 
denen auch die Unfallverjiherung mit manchen Schwierigkeiten zu fämpfen 
hat, weil fie nicht einer Krankenkafje angehören.) Dadurch, daß die Sicher: 
jtellung gegenüber einem Betriebsunfalle fich auf viel weitergehende Kreiſe er: 
ftredt und die gefammte Land» und Forftwirthichaft mit umfaßt, tritt nicht 
jelten der Fall ein, daß in den erjten dreizehn Wochen nach einem Unfalle 
der in feiner Gejundheit und feinem Verdienſte Gejchädigte diejenige Hilfe ent- 
behrt, welche ihm in diefer Zeit doppelt nöthig wäre, um wirthichaftlichen und 
gejundheitlihen Nachtheilen nach Möglichkeit vorzubeugen, bevor es zu ſpät iſt. 


In dem allgemeinen Unf.-Berj.-Gejege ift die Vorfchrift enthalten ($ 5 
Abſatz 10), daß allen gegen Betriebsunfälle verficherten Perfonen, die nicht 
nach den Beltimmungen des Kr.Verſ.Geſ. verfichert find, der Betriebs— 
unternehmer ohne Rüdficht auf fein etwaiges Verſchulden bei dem ſchädi— 
genden Ereignifje die Mindejtleiftungen der Gemeindefranfenverficherung (ärzt- 
lihe Behandlung, Arzneien, kleine Heilmittel, Krankengeld für jeden Arbeits- 
tag in Höhe des halben ortsüblichen Tagelohnes, vom Beginn der 5. Woche 
ab in Höhe von zwei Drittheilen desjelben), für die erjten 13 Wochen aus 
eigenen Mitteln zu leiften habe. Dieje nügliche Beitimmung, die dahin geführt 
hat, daß die Arbeitgeber mehr und mehr darauf achten, ob ihre Arbeiter gegen 
Krankheit verfichert find und ob insbefondere die vorübergehend angenommenen 
Leute fich freiwillig in der Zwangskaſſe oder einer freien Hilfskaſſe eingekauft 
haben (SS 4, 75 Kr.V.G.), fehlt leider bei dem Landw. Unf.-Berf.-Gefege. 
Dasjelbe befchränft fich in $ 10 darauf, der Gemeinde, in deren Bezirk 
der Berleste bejchäftigt war, während des erften PVierteljahres nach dem Un— 
falle die Koften des Heilverfahrens — alfo fein Krankengeld! — aufzuerlegen, 
fall nicht Krankenverficherungspflicht bejteht. 


Das bejcheidene Fürforgerecht, welches auf. diefe Weife den durch Unfall 
zu Schaden gekommenen Landarbeitern eingeräumt ift, wird bedenklich in Frage 
geftellt durch eine Geſetzesauslegung, die fich bei verjchiedenen Kommentatoren‘) 
vertreten findet. Die Verpflichtung der Gemeinde wird nämlich dann für aus- 
gejchloffen gehalten, wenn den Berlegten ein Alimentationsanfprud 
gegen Angehörige zufteht. Mit Hecht hat die Praxis es abgelehnt, diejen 


!) Daß die Inhaber landwirtbichaftlicher Zwergbetriebe (Heuerleute, Eigner, Häusler u-f.m.), 
die vorübergebend bei andern Landwirthen Ausbeilerungsarbeiten an Strohdächern u. dgl. 
ausführen, regelmäßig nicht als jelbititändige Baugemwerbetreibende, ſondern als Arbeiter 
der Hausbeſitzer zu betrachten find, it vom Neichsverfiherungsamte wiederholt anerkannt, 
vgl. Handbuch der Unfallverficherung, 2. Aufl. S. 514 Anm. 19, 

) 3.8. bei v. Woedtke, Anm. 8 zu $ 10 8.1.8... Ebenlo die Redaktion der 
„Arbeiterverforgung“ Bd. 14 ©. 199 Wr. 2. 
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Bahnen zu folgen.) Die fozialpolitifchen Vorſchriften find dazu beftimmt, im 
Allgemeinen an die Stelle einzelner Schuldner die Verbindlichkeit größerer oder 
kleinerer Berbände treten zu lafjen, um dadurch beſſere Garantien für die Ge— 
mwährung überhaupt zu erhalten. Auf die Vermögenslage der Betreffenden und 
ihrer Berwandten fommt es dabei regelmäßig nicht an, und jo muß es für 
das belfende Eintreten der Gemeinde gleichgiltig jein, ob wohlhabende Ange: 
börige in der Lage fein würden, den Verlegten auf ihre eigene Rechnung zu 
verpflegen oder nicht; einen Nüdgriff gegen fie gibt es nicht. In welcher 
Weiſe die Gemeinde ihrer Verpflichtung nachzukommen hat, ift nicht im Gejcke 
zum Wusdrude gebracht und richtet fich natürlich nad) dem konkreten Tyalle. 
Zur Gewährung von Kranfenhauspflege it fie indeß nicht verbunden, 
da noch nicht einmal die Krankenkaſſen Hiezu gezivungen werden fünnen ($ 7 
Kr.⸗«V.«Geſ.). Obwohl bei vielen Unfällen gerade unmittelbar nach Eintritt 
derjelben die Behandlung des Verunglückten in einer gejchloffenen Anftalt wegen 
der dadurch ermöglichten intenfiven Beobadhtung und Pflege das Zweckmäßigſte 
it, wird fi) die ländliche Ortsbehörde aus Scheu vor den Transport- und 
Aufenthaltsfoften doch nur ſchwer dazu entichließen, falls fie nicht von größeren 
Berbänden (Kreifen u. j. mw.) die Erjtattung ganz oder zum wejentlichen Theile 
hoffen darf. Wenn aber da8 Heilverfahren in der eigenen Behaufung des 
Berlegten jtattfindet, fo bejteht die Gejahr, daß durch unzureichende Fürſorge 
dauernde Nachtheile für feine Erwerbsfähigfeit entjtehen, welche nach Ablauf 
des Karenz-Vierteljahres die Berufsgenofjenjchait zu erheblichen Aufwendungen 
nötbigen. 

Aus diefem Grunde hat der Geſetzgeber den landwirthichaftlichen Berufs: 
genofjenichaften in $ 10 Abſatz 4 des Landw. U. V-G. zu einer Zeit, wo 


. . . . 10.4.9 
diefe Maßregel noch nicht durch die Krankenverficherungsnovelle vom 7 


allgemeine Geltung erlangt hatte ($ 76c), das wichtige Recht gegeben, das -. 
eilverfahren von Anfang an auf eigene Rehnung zu übernehmen. Die 
meinden und ihre Vertreter in jolchen Bezirken, in welchen der Kranken— 
verficherungsziwang für die Landwirthichaft noch nicht durchgeführt ift, werden 
häufig nicht abgeneigt fein, diejes fie entlaftende Eintreten der Berufsgenofjen- 
Ihaft zu Regel werden zu laſſen. Das Neichsverficherungsamt hat indeh 
darauf hingewieſen, daß eine allgemeine Anordnung der Abnahme diejer 
den Gemeinden gejeglich auferlegten Fürforgepflicht feitens der landwirthſchaft— 
lichen Berufsgenojjenschaften nicht empfohlen werden fünne, weil die örtlichen 
Verhältniſſe zu verjchiedenartig gejtaltet feien und eine einheitliche Entjcheidung 
in obiger Richtung nicht zuließen ). Im Uebrigen hat das Reicysverficherungs- 
Amt bei der gegenwärtigen Lage der Gejeggebung fich veranlaßt gejehen, das 
vorbeugende Heilverfahren wiederholt den Berufsgenojjenfchaften in Stadt und 
Land dringend ans Herz zu legen®); die Seftionsvorjtände jollen ermächtigt 
werden fünnen, in eiligen Fällen an Stelle des Hauptvorjtandes die der Ge- 
meinde des Beichäftigungsortes nach $ 10 L. U.V-G. obliegenden Verpflich- 
tungen zu übernehmen, doch ijt dabei ausdrüdlid) vor mißbräuchlicher Hand» 
habung gewarnt (Amtl. Nachr. 1890 S. 106 Nr. 778), und es iſt angeregt, 





’) Entiheidung des Preuß. Oberverwaltungsgerichts, 3. Senat, vom 25. März 1899, 
— — Bd. 16 ©. 334; ebenda Bd. 15 S. 459. Reger Entſcheidungen, Bd. 13 


5) Amtliche Nachrichten des Reichsverſicherungsamts 1888 5. 342 Abi. 3. 
®) Ebenda 1895 5. 145, 1896 5. 159, 1897 S. 279, 1898 ©. 161, 
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auf diefem Gebiete durch ein Zujammengehen mit den Organen des Water: 
ländiichen Frauenvereins Fortſchritte zu verjuchen. 

Thatfählih Hat jchon im Fahre 1894 die Tandwirthichaftliche Berufs- 
genofjenjchaft für Schleswig-Holjtein von 102 übernommenen Verlegten nahezu 
die Hälfte noch vor Ablauf des erften Vierteljahr ihrer Berufsthätigkeit wieder: 
gegeben, diejenige für Elfaß-Lothringen hat von 80 Behandelten 32 geheilt, 
von welchen 14 völlig erwerbsfähig waren. Im Jahre 1895 hat die Schlefiiche 
Landwirthichaftliche Berufsgenoſſenſchaft mit einem Koftenaufwande von 9132 M. 
49 Pf. in 140 von 358 Fällen völlige Heilung erzielt. In den beiden folgen: 
den Jahren haben die deutjchen Iandwirtbichaftlihen Berufsgenofjenjchaften 
folgende Ueberficht über das Heilverfahren in der Slarenzzeit gegeben: 
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So danfenswerth und erfreulich diefe Bemühungen und ihre Ergebnifje 
find, wird man ſich doch nicht des Eindrudes erwehren fünnen, daß bei einer 
anderen Organijation, bei der durchweg Orts- oder Betriebskrankenkaſſen den 
eriten Anlaß zur Verforgung der bei ihnen verficherten Verlegten durch die 
Berufsgenojjenichaften oder (mo es fich nicht um Unfallfolgen Handelt) durch 
die Verficherungsanftalten geben und von vornherein fich ſelbſt ihrer Pflicht 
zur Vermittlung gediegener Pflege bewußt find, noch beſſere Erfolge erzielt 
werden würden. Wo jene Organe noch fehlen, da hängt es gar zu ſehr von 
den maßgebenden Berjönlichkeiten (Vertrauensmännern, Ortövorftehern u. j. w.) 
und ihrem guten Willen, ihrer Einficht und Erfahrung ab, ob der Kranfe als: 
bald der nöthigen Fürſorge theilhaftig wird oder nicht. 

Als beſonders wohlwollend darf die Auffafjung des Reichsverſicherungs— 
amts bezeichnet werden, nach der die Anwendung des Heilverfahrens in der 
Karenzzeit nicht nur bei „Arbeitern“, jondern auch bei den verficherten Unter: 
nehmern empfohlen ift, über deren oft jehr bejcheidene Verhältniſſe ſchon oben 
eredet wurde. Ferner hat das Amt es für zweckmäßig erflärt, alle landwirth— 
Kaftlichen Unternehmer mit einem Jahreseinfommen von nicht mehr al 2000 M. 
ſtatutariſch als unfallverficherungspflictig nad) 8 2 Abſ. 2 2. U.-B.-©. zu 
bezeichnen, ſoweit nicht die vielfach vorgezogene Tandesgefegliche Regelung (8 1 
Abi. 3 daf.) diefelbe Vorfchrift vorweggenommen haben follte. Bielleicht ent- 
Ihließt man fich bei der Reform der Unfallverficherung, diefe Unternehmerver: 
fiherung im deutjchen Reiche allgemein obligatorifch zu machen, auf die Gefahr 
hin, daß einzelne nicht ganz ungünftig gejtellte Landwirthe mit einem größeren 
Einfommen den Verſuch wagen, durch eine Verſchleierung ihrer thatjächlichen 
Einnahmen und Ausgaben bei Betriebsunfällen auch für fich eine Rente in 
Unjpruch zu nehmen. 

Jede dem menschlichen Organismus drohende Schädigung ftellt an die 
fortjchreitende Gefundheitspflege unferer Tage die fForderung vorbeugenden Ein: 
wirfens. Und fo gehört zu den mit der Unfallfürjforge verbundenen Bejtre 
bungen jehr wejentlich die Unfallverhütung. In diefer Beziehung Haben 


der landwirthſchaftlichen Arbeiter. 401 


Geſetzgebung und Praxis zu einem eigenartigen Zuftande geführt. Der $ 87 
2. 1.8.:©., welcher von dem Erlafje derartiger Normen handelt, enthält nicht 
eine Anordnung, ähnlich der in S 79 U-V.G. für gewerbliche Betriebe ge- 
gebenen, wonad vor dem Zuſtandekommen der VBorjchriften die von der Arbeiter: 
Ihaft aus ihrer Mitte gewählten Vertreter (SS 41 ff.) zu Hören find. Auch 
fönnen die gegen den Inhalt der Berhiitungsregeln handelnden landwirthichaft- 
lichen Arbeiter nicht in Ordnungsftrafen genommen werden, wie dies in $ 78 
Abi. 1 Nr. 2U:8.:G. für das gewerbliche Berfonal vorgejehen ift (Geldbuße 
bis zu 6 ME). 

Diejer legterwähnte Umftand mwird häufig in den Kreiſen landwirtbichaft- 
licher Unternehmer als Grund dafür angeführt, daß man fich nur jporadijch 
und zögernd zu dem Erlaſſe ſolcher Beitimmungen entſchloſſen habe, deren 
Spitze eigentlich bloß gegen die Arbeitgeber gerichtet ſei. Freilich hat es das 
Reichsverſicherungsamt in der richtigen Erfenntniß der Unhaltbarkeit dieſer Ein: 
wendung nicht an Aufforderungen fehlen lajien, der Ungelegenheit feitens der 
landwirthichaftlichen Berufsgenojjenichaften näher zu treten. 

Schon ein Rundjchreiben vom 6. Februar 1889 wies auf die Bedeutung 
der Maßregel hin, und nach einer im Jahre 1891 veranjtalteten, die vor— 
bandenen Webelftände beleuchtenden Statijtit') brachte eine Verfügung vom 
20. September 1893 die Sache in Erinnerung. Die Folge war, daß ein 
Ausihuß der landwirthichaftlichen Berufsgenofjenichaften mit der Prüfung be- 
traut wurde, und daß das Heichsverjicherungsamt nach längeren Erörterungen, 
an denen fich auch der Preußifche Minijter für Landwirthichaft, Domänen und 
Forſten und die Landesverficherungsämter verjchiedener Bundesstaaten betheiligt 
haben, jogenannte „Normal:Unfallverhütungsvorfchriften für land- und forſt— 
wirtbichaftliche Betriebe” aufgeftellt hat, auf welche durch Rundjchreiben vom 
30. Juni 1895 die Genofjenfchaften mit dem Erjuchen hingewieſen find, diejen 
Entwurf, vorbehaltlich feiner Ergänzung für bejondere örtliche Berhältuifje 
(3. B. in Gebirgsgegenden), zur Richtichnur zu nehmen und den Erlaß von 
Unfallverhütungsvorfchriften thunlichit zu beichleunigen. Der damals noch im 
Amte befindliche Präfident Dr. Bödiker fügte am Schluſſe hinzu: 

„So lange Strafbeitimmungen für die Arbeiter nach Lage der Ge- 
jeßgebung nicht getroffen werden können, muß deren Erlaß den Volizeibehörden 
überlajjen werden. Immerhin haben auch jchon jegt die Vorjchriften den 
Arbeitern gegenüber die Bedeutung einer nachdrücklichen Belehrung, auf welche 
die Arbeitgeber mit Erfolg werden hinweilen fünnen. Daß zur Zeit nicht. 
alles erreicht werden kann, darf nicht abhalten, zu thun, was möglich ift. 
Hier ijt auch das Halbe jedenfalls beſſer als nichts. Möchten die Berufs: 
genofjenschaften in Anerkennung dejjen, daß es beijer ift, Unfälle zu verhiüten, 
als Unfälle zu entichädigen, und daß eine Unfallrente niemals einer Familie 
den getödteten Bater erjegen, dem VBerlegten nie ein volles Entgelt für ver: 
ftümmelte Glieder bieten kann, ein fo wichtiges Necht, welches das Geſetz ihnen 
verliehen Hat, nicht ungenußgt laſſen. Die Rückſicht auf die zu behitenden 
Arbeiter, auf die vor unnöthigen Laften zu bewahrenden Mitglieder macht jenes 
Recht zur Pflicht. Nur in Verbindung der Unfall-Entſchädigung mit der Un: 
fallverhütung kann das Ziel erreicht werden, welches durch die Unfall-Ver— 
fiherungs-Gefeßgebung angeftrebt worden it.“ 

Troß dieſer eindringlichen, in warmen Worten gehaltenen Mahnung ift 


) Amtl. Nacır., Unf.Verf., 1898 ©. 233 ff. 
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der Erfolg der Bemühungen des Reichsverſicherungsamts ziemlich mäßig aus: 
gefallen, ja e8 hat jogar im Reichstage und in der Preſſe, ſowie in den Jahres: 
verfammlungen der Genofjenfchaftsmitglieder nicht an abfälligen Bemerkungen 
über die unbequeme Einmifchung der Behörde in die Verhältnifje der einzelnen 
Betriebe gemangelt. Bon 48 landwirthichaftlichen Berujsgenofienichaften haben 
nur 9, foweit bis jet befannt geworden ijt, Unfallverhütungsvorichriften er: 
laſſen), nämlih: Schwarzburg-Sondershaufen (1889), Hamburg 
(1891), Ober-Elſaß (189), Weimar (18%), Anhalt, Bremen, 
Schaumburg-Lippe (1896), Königreich Sachſen (1897), Meiningen 
(1899). Die legten Jahresberichte des Neichsverficherungsamts begnügen ſich 
mit der rejignirten Feſtſtellung, daß das Intereſſe der betheiligten Kreije für 
dieje Frage durch die gepflogenen Erörterungen gefördert, daß aber noch immer 
wenig Neigung zur Einführung der Vorjchriften zu jpüren jei. 

Zhatfählih wäre es mit Genugthuung zu begrüßen, wenn die Unfall 
Novelle den Intereſſen der Arbeiter auf diefem Gebiete beſſer diente, als es 
die Anregungen des Neichsverficherungsamtes vermocht haben. Es würde dazu 
die Ausdehnung des Drdnungsitrafrecht3 auf die zumiderhandelnden Ber- 
jonen des Arbeiterftandes gehören, deren Gleichgiltigfeit und Indolenz in land: 
wirthichaftlichen Betrieben ganz gewiß nicht geringer ift, als im gemerblichen 
Leben (vgl. vorige Seite). Wenn ferner für das Gebiet der Gewerbs-Berufs— 
genofjenschaften in den Motiven zum U.V.«G. (S. 77) gejagt war, daß durd 
die gutadhtliche Meußerung der Arbeiter vor dem Erlafje der Ber: 
hütungsvorjchriften eine Sicherung gegen Willfür und Unbilligfeit gewonnen 
werde, und daß die Urbeiterfchaft ein unmittelbares Intereſſe nicht nur an der 
Verhinderung der Unfälle, fondern auch daran hätte, wie die geplanten Ein- 
richtungen auf ihre Leiſtungsfähigkeit einwirkten, jo wird man dasſelbe Recht 
der Anhörung vor Feititellung auch den landwirthichaftlichen Arbeitern geben 
dürfen. Jede Gelegenheit, den vierten Stand zu thatfräftiger Mitarbeit an 
gemeinjamen, jein Wohl bezwedenden Werfen heranzuziehen, follte man heut: 
zutage eher fuchen ala meiden. 

Wie die Unfallverficherung, jo hat auch die dritte der drei großen Für: 
jorge-Einrichtungen, die Invalidenverſicherung, die landwirtbfchaftlichen 
Urbeiter mit im ihr Bereich hineingezogen, und zwar iſt die von Anfang an 
gejchehen ($ 1 Nr. 1 F.- u. A.V.-G. vom 22. Juni 1889). Es war bei der 
Unvolllommenheit der menschlichen Naturen fein Wunder, daß diefe durch: 
greifende Maßregel mancherlei Mißbehagen in denjenigen Bezirken hervorrief, 
in welchen man noch nicht durch die Krankenverficherungspflicht derjelben Be: 
rufsgruppen und durch die damit verbundenen Obliegenheiten theils finanzieller, 
theil3 jonjtiger Art daran gewöhnt war, die Beziehungen zwifchen Arbeitgebern 
und »Nehmern vom fozialpolitifhen Gefichtspunfte aus zu betrachten. Die 
Klagen über die entjtehenden Beläftigungen erjchollen aus jenen Kreifen ganz 
bejonders laut, und man fann fich des Eindruds nicht erwehren, daß mit dem 
Kampfe gegen die Organifation in der Hauptjache der Kampf gegen die neue 
Laſt der Beitragsleiftung bezwedt mwurde?). Volle Anerfennung verdient cs, 
daß die Reichsregierung gegenüber den mehrfach in der Volksvertretung er: 
folgten Anregungen, der Landbevölkerung die Wohlthat der VBerficherung gegen 





') Damit vergleiche man, dab von 60 dem ReichSverficherungsamte unterftellten ge- 
werblichen Berufsgenoflenichaften 57 mit dem Grlafie derartiger Beitimmungen vorgegangen 
find. Amtl. Nacır. 1899 S. 299 am Ende.) 

) Webereinitimmend Wilhbarm, Arbeiterverforgung Bd. 11 ©. 47, 
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»Die Schrift giebt nach kurzer Darlegung der allgemeinen Grundsätze des Rechtes der 
Staatsangehörigkeit sowie einer Uebersicht über die einschlägigen Bestimmungen in dem Staats- 
recht der wichtigsten fremden Staaten eine genaue Erläuterung der zur Zeit für das Deutsche 
Reich betreffs des Erwerbes und Verlustes der Reichsangehörigkeit giltigen Vorschriften. Zum 
Schlusse werden die a ers gewürdigt, die von Seiten des Alldeutschen Ver- 
bandes und der deutschen Kolonialgesellschaft zu dem Gegenstande ergangen sind. Die Schrift 
ist sehr empfehlenswerth und gleichmässig brauchbar für Studenten wie für Politiker und 
lournalisten. « (Dresdner Nachrichten). 
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“x Der in Theorie und Praxis gleich bewanderte Verfasser behandelt, vollkommen frei von 
jedem Parteistandpunkt, nicht blos die Steuerverhältnisse, sondern auch die hiemit direkt oder in- 
direkt in Beziehung stehenden Verwaltungszustände und führt den Nachweis, dass in Bayern eine 
erspriessliche Steuerreform ohne entsprechende Regenerirung der Verwaltung nicht möglıch ist — 
ein bisher noch nirgends erörterter Gesichtspunkt, der das allgemeine Interesse besonders in An- 
spruch nimmt. 
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Die Zulle und Steuern 
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von 
Otto Freiherrn von Aufjeß. 


Fünfte, vollſtändig umgearbeitete und ſtark vermehrte Auflage 


von 
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Das im Jahre 1891/92 in vierter Auflage veröffentlichte Buch foll jest 
in einer vermehrten und verbejferten fünften Auflage in unferm Derlase 
erfcheinen, da die Entwidelung des Zol- und Steuerwefens des Reiches ſeit 
jener Seit, die Einverleibung Hamburgs in den Zollverband, die neue 
Branntwein- und Zucerfteuergejeggebung, die in den Jahren 1892 
bis 1899 abgejchlojienen Zoll- und BHandelsverträge und die damit 
verbundenen Zolltarifänderungen fo viele Neuerungen hervorgerufen haben, 
dag eine wiederholte Umarbeitung des Buches dringend geboten erfchien. Das 
Werk befaßt fih mit dem geſammten Geſchäftsumfang der Zoll» und Steuerver- 
verwaltung des Reiches und wird dem Theoretifer wie dem Praftifer als ein mil: 
kommenes Handbuch fich erweifen. Ein alphabetifches Inhaltsverzeichnif 
wird den Gebrauch des Buches wefentlich erleichtern, auch die Hinweifung auf 
die Quellen der Befegebung und die amtlichen Publifationen des Reiches wie der 
einzelnen Bundesftaaten, fowie auf die hinfichtlich der Zoll- und Steuerverwaltung 
vorhandene Kitteratur dürfte jedem, der ſich näher und eingehender über diefe ſ. 3- 
wieder mehr als je hervortretenden Zol- und Steuerfragen und 
Bandelsvertragsverhältnifje unterrichten will, die gewünfchten 
Aufſchlüſſe geben. 
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Von der „Liebhaber-Bibliothek alter Illustratoren in Facsimile- 
Reproduktion“ sind bisher erschienen: 


I. „Jost Amman’s Frauentrachtenbuch“, M. 4.—, geb. M. 6.40. 
II. „Jost Amman’s Kartenspielbuch‘“, M. 4.—, geb. M. 6.40. 


Il. „Jost Amman’s Wappen- und Stammbuch“, 2. Auflage, 
M. 7.50, gebunden M. 10.—. 


Iv. „Tobias Stimmer’s Bibel vom Jahre 1576“, M. 7.50, ge- 
bunden M. 10.—. 


V. „Virgil Solis’ Wappenbüchlein vom Jahre 1555“, 2. Auf. 
lage. M. 5.—, gebunden M. 7.50. 


vI. „Lucas Cranach’s Wittenberger Heiligthumsbuch vom 
Jahre 1509“, M. 10.—, gebunden M. 13.—. 


vu. „Jost Amman’s Stände und Handwerker“, mit Versen von 
Hans Sachs, vom Jahre 1568, M. 7.50, gebunden M. 10.—. 


VII. „Albrecht Dürer’s Kleine Passion“, M. 3.—, geb. M. 6.—., 
IX. „Hans Holbein’s Altes Testament“, M. 4.—, geb. M. 7.—. 
x. „Hans Holbein’s Todtentanz“, M. 5.—, geb. 8.—. 


xI. „Hans Burgkmair’s Leben und Leiden Christi‘, M. 3.—, 
gebunden M. 6.—. 


XII. „Albrecht Altdorfer, Der Sündenfall und die Erlösung 
des Menschengeschlechtes“, M. 3.—, gebunden M. 6.—. 


xıı. Hallisches Heiligthumsbuch vom Jahre 1520, M. 6.-, 
gebunden M. 9.—. 


»Die treffliche phototypische Reproduktion, sowie die sorgfältige stil 

erechte Ausstattung der Bücher setzt das Publikum in den Stand, sich diese Kostbar- 
weiten der alten Xylographie, deren Originalausgaben bekanntlich Tausende werth sind, um den 
Preis von wenigen Mark anzuschaffen, ohne sich sagen zu müssen, dass darin doch nur 
ein ungenügender Ersatz geboten sei. Solche Nachbildungen, wie diese, können wirklich 
für den Mangel der Orizinale entschädigen und selbst dem strengen Sinn Freude 
machen.« (Zeitschrift f. bild. Kunst.) 


Az — * — — — 


»Der um die künstlerische Bildung des deutschen Volkes wohlverdiente Schriftsteller, 
Buchdrucker und Verlagsbuchhändler Dr. Georg Hirth in München, in den weitesten Kreisen 
bekannt als Herausgeber des »Formenschatzes«, hat sich die Aufgabe — in seiner „Lieb- 
haber-Bibliothek alter Illustratoren“, die beliebtesten und ak und kulturgeschichtlich 
werthvollsten illustrirten Werke des 16. Jahrhunderts, deren ÖOriginaldrucke jetzt selten, aber 
sehr gesucht, deshalb theuer sind, in getreuen Facsimile-Reproduktionen (hergestellt auf der 
Buchdruckerpresse mittelst zinkorypirter Platten) in Druck, Papier und Ausstattung den 
Ausgaben getreu nachgebilder, den Kunstfreunden um billigen Preis zugänglich zu machen.‘ 

(Prof. R. Bergau.) 
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Invalidität und Alter wieder zu entziehen, ſich unbeugſam gezeigt und eine 
Einſchränkung des Kreiſes der verſicherten Perſonen unter Hinweis auf die ent— 
gegenſtehenden, überwiegenden Bedenken grundſätzlich abgelehnt hat. 

Trotz dieſer in der Begründung des neuen „Invalidenverſicherungsgeſetzes“ 
enthaltenen Abſage!) wurde in der Neichstagsfommiffion ?) verſucht, die Ent— 
Icheidung der Trage, ob fernerhin die Zwangsverſicherung auf die Landwirth- 
Ihaft ausgedehnt bleiben folle, der Neichsgejeggebung zu nehmen und den 
Zandegregierungen zu übertragen. Als Grund gab man an, die land und 
forjtiwirthichaftlichen Arbeiter würden meiſtens erſt in höherem Lebensalter invalide 
und verdienten fat immer noch das bekannte Zohndrittel; jchon die gewährte 
Koft und Wohnung mache diefen Betrag aus, und wenn wirklich Invalidität 
eintrete, jo greife auch überall die Verpflegung durch die nächjten Angehörigen 
nad) Necht und Sitte platz. Bei den Arbeitern auf dem Lande ſei das Geſetz 
nur volfsthümlich, wo es ihnen gelungen fei, die gefammte Laft auf die Arbeit- 
geber abzumälgzen. 

Diejer peſſimiſtiſchen Darjtellung wurde von anderen Kommiffionsmit- 
gliedern entgegengehalten, die Freifaffung der ländlichen Arbeiter vom Ber: 
fiherungszwange bedeute eine Einfchränfung der Freizügigkeit, ein Hinderniß 
für die Nücdkehr auf das Land. Bei Annahme des Antrages werde die Leute 
noth, über welche die Landwirthe jchon jet ſchwere Klagen erhöben, noch be= 
deutend größer werden. Die Landwirtbichaft fei im Allgemeinen mit dem Ge: 
fee zufrieden, und es müſſe doch, ganz abgejehen von der Unmöglichkeit, die 
bisher geleifteten Beiträge zurüdzuzahlen, mit dem lebhaften Berufswechjel 
zwijchen der Induſtrie und der Landwirthichaft um fo mehr gerechnet werden, 
als auch in den Landbezirfen durch Zucerfabrifen, Steinbrüce u. dgl. ſich 
mancherlei gewerbliche Beichäjtigung biete. 

Vom Regierungstifche erfolgte mit nicht mißzuverftehender Deutlichkeit die 
Erklärung, die verbündeten Regierungen würden feine Linie von dem Umfange 
der Berjicherungspflicht zurücdgehen. Zugleich wurde darauf Hingewiefen, daß 
auf 100 |nvalidenrentenempfänger 39 aus der Landwirthichaft fämen, und 
daß im Ganzen 61698 Perſonen aus diefem Berufe Rente bezögen ). — Für 
den Ausjchluß der Landwirthichaft von dem Verſicherungszwange bat ſich denn 
un weder in der Kommifjion noch im Neichstage ſelbſt eine Mehrheit ge- 

nden. 


) S. 163, 219 ff. Nr. 98 der ng rg von 1898/99. 

) Val. den Kommiſſionsbericht, Nr. 270 dal., ©. 2 fi. 

2) In der Begründung der Novelle S. 203 ff. iſt ausgeführt, daß die Nerficherungs- 
anitalten mit überwiegend landmwirtbichaftlichen Bezirfen an Zahl der KRentenempfänger bie 
Geſammtdurchſchnittsziffer des Reichs mehr oder weniger erheblich überſteigen: bei Dit 
preußen ift die Rentenziffer Doppelt jo groß wie im Reichsdurchſchnitt A 
fünfmal fo groß als bei Berlin. Auf je 1000 Verfiherungsprlictige lommen in 
der Land= und Foritwirtbichaft des ganzen Reiches beinahe doppelt jo viel Invaliden- 
tenten und fait viermal jo viel Altersrenten als in der Induſtrie. Hiermit ftimmen 
überein die Ermittelungen von Dr. Grunenberg (oben Anm. 4), wonach ſich Ende des 
Jahres 1895 im Genuſſe von Alters- oder nvalidenrenten befanden : 


— Schleswig-Holitein . . . . 0,92% der Einwohner, 
n Dannover . a TE: = a 

in ben danfaftädten ur E 

in Berlin. . . 0,27°, 


Es ergibt ſich hieraus mit vollfonmener Sicherheit, daß die Landwirthſchaft ganz 
außerordentlichen Nutzen von den Beſtimmungen des Geſetzes hat und bei der längeren 
Lebensdauer der Landbewohner vorausſichtlich auch in Zukunft haben wird. 

Annalen des Deutſchen Reihe. 1900. 97 





404 9. von Frankenberg: Die Verficherung 


Nicht ganz unbedenklich ift indeß eine in der Novelle enthaltene Ein— 
ichränfung der Verficherungspflicht. Nah 8 6 Abf. 2 find auf ihren Antrag 
von bderfelben zu befreien Perfonen, welche im Laufe eines Kalenderjahres 
Rohnarbeit nur in bejtimmten Jahreszeiten für nicht mehr als zwölf Wochen 
oder überhaupt für nicht mehr als fünfzig Tage übernehmen, im Uebrigen 
aber ihren Lebensunterhalt ala Betriebsunternehmer oder anderweit ſelbſtſtändig 
erwerben oder ohne Lohn oder Gehalt thätig find, folange für diefelben nicht 
ſchon einhundert Wochen lang — entrichtet worden And: der Bundesrath 
ift befugt, nähere Vorſchriften hierüber zu erlafien. (Vgl. Amtl. Nachr. des 
N.:B.:Umts, 1900, ©. 179). 

Nach den Erfahrungen, die mit der Anwendung der Bundesrathöbeitim- 
mungen über die Befreiung vorübergehender Beichäftigungen von der Ver— 
fiherungspflicht bisher im praftifchen Leben gemacht find, liegt die Befürchtung 
nabe, daß die Zulajjung diefer neuen Ausnahme zu fehr vielen Zweifeln und 
Streitigkeiten er und die Handhabung wie die Stontrole bedeutend er— 
ſchweren wird. ährend bisher aus wohlerwogenen Gründen Neigung bejtand, 
die Heinen Unternehmer durch Zwang jo viel als möglich an den Bortheilen 
der Berficherung zu betheiligen (val. das oben betreff3 der Kranfen- und der 
Unfallverficherung Gelagte), ift hier ein entgegengejegter Kurs eingejchlagen, in 
der auögejprochenen Abficht, gewiſſe Klagen verjtummen zu laſſen, die gerade 
aus landwirthichaftlichen Kreifen, insbefondere Siddeutichlands '), erflungen 
waren und die Heranziehung der theil® bei andern Befigern mit Lohnarbeit 
beichäftigten, theils ihre eigene Wirthichaft verjehenden Perſonen zum Gegen- 
ſtande hatten. 

Daß von der Befugniß, die Befreiung zu erlangen, ausgiebiger Gebrauch 
gemacht werden wird, iſt nicht zu bezweifeln. Dafür werden vielfach jchon 
die Arbeitgeber jorgen, und den betheiligten Arbeitern ijt ſchwerlich jo viel 
Einficht zuzutrauen, daß fie entweder es ablehnen, den Befreiungsantrag zu 
ftellen, oder daß fie nach erlangter Befreiung etwa gar freiwillig Marken ein= 
fleben ($ 14 3.-8.:©.). Die Folgen werden fich für die Betreffenden jehr 
empfindlic; bemerkbar machen, wenn fie invalide werden und vergeblich alle 
Hebel in Bewegung ſetzen, um troß der nicht erfüllten Wartezeit von 200 bezw. 
500 Beitragswochen in den Bejig der Rente zu gelangen. Es verjteht jich 
von jelbit, daß die Imvalidenrente nach Eintritt des Verficherungsfalls nicht 
nachträglich durch freiwillige Beiträge erfauft werden kann. 


In einer anderen Beziehung ift e8 dem Reichstage gelungen, eine von 
den verbündeten Regierungen vorgejchlagene Beitimmung erheblich abzuſchwächen, 
durch welche die Beihäftigung ausländifcher landwirthſchaft— 
liher Arbeiter erleichtert werden jollte. Der Entwurf der Novelle wollte 
den Bundesrath ſchlechthin ermächtigen, darüber Beltinnmungen zu treffen, unter 
welchen VBorausjegungen Ausländer, denen der Aufenthalt im Inlande nur für 
eine bejtimmte Dauer behördlich gejtattet ift, und die nach Ablauf diefer Zeit 
in ihre Heimath zurüdfehren müften, der Berjiherungspflicht nicht unterliegen. 
Die Reichstagsfommiffion (Beriht ©. 13 ff.) erblidte hierin eine nicht zu 
billigende Begünftigung der fremden Arbeiter auf Koften der deutjchen und 
eine Bevorzugung der Arbeitgeber, welche folche fremde Arbeiter einftellen, vor 
denjenigen, welche deutjche Sträfte beichäftigen; fie. entjchloß fi) aber mit Rück— 


) Vgl. Stenogr. Bericht über die 81. Reichstagsfigung vom 13. Mai 1899, 


R der Iandwirtbichaftlichen Arbeiter. 


jicht auf die von den Negierungsfommifjaren betonten internationalen Bezieh: 
ungen dazu, die auswärtigen Arbeiter von ihrem Beitragsantheile zu befreien 
und lediglich die Arbeitgeber zu verpflichten, nach näherer Beitimmung des 
Reichöverficherungsamts denjenigen Betrag an die Verſicherungsanſtalt zu zahlen, 
den fie für die Berjicherung der Ausländer aus eigenen Mitteln (zur Hälfte) 
entrichten müßten, wenn deren — — beſtände. In dieer Sallang 
ift die Vorjchrift Gejeß geworden ($ 4 Abf. 2 der hier fortan mit „J.V.G 
bezeichneten Novelle), obwohl von gegnerijcher Seite darauf hingewiefen wurde, 
daß es widerſpruchsvoll ſei, den Verſicherungsanſtalten eine Einnahmequelle 
ohne die geringſte Gegenleiſtung zu erſchließen. 


Unverändert iſt die Beſtimmung des $ 13 Abſ. 1 J. u. A.V.-G. in die 
Novelle ($ 24 bj. 1) übernommen, wonach durch ftatutarifche Anordnung 
einer Gemeinde für ihren Bezirk oder eines weiteren Kommunalverbandes für 
jeinen Bezirk oder Theile desjelben eine bejondere Berücfichtigung der Natural: 
löhnung ftattfinden kann. Falls herkömmlich der Lohn der in land- oder 
forftiwirtbfähaftlichen Betrieben bejchäftigten Arbeiter ganz oder zum Theil in 
Form von Naturalleiftungen gewährt wird, darf bejtimmt werden, daß der: 
artigen in den Genuß einer Rente tretenden Perjonen auch dieje Rente big zu 
zwei Dritteln in diejer Form zu gewähren jet. 


Dieje in gemiljer Hinficht dem $ 9 abi. 1 Landw. U.-V.-G. nachgebildete 
Vorſchrift wollte den Rentenempfängern eine Wohlthat erweiſen und ihnen ihre 
Lebenshaltung da erleichtern, wo die reine Geldwirthſchaft noch nicht eingeführt 
it. Es hätte nahegelegen, nur unter der Vorausfegung der Zuftimmung bes 
Berechtigten die Naturalien an die Stelle von zwei Drittheilen der Nente zu 

Iegen, ähnlich wie in $ 25 des J.V.Geſ. der Vorftand der Verficherungs: 
anjtalt ſtatutariſch ermächtigt werden kann, einem Rentenempfänger auf feinen 
Antrag an Stelle der Rente Aufnahme in ein Invalidenhaus oder in ähn— 
ide von Dritten unterhaftene Anftalten zu gewähren; indeß ein hierauf ge- 
tihteter Antrag fand nicht die Zuſtimmung des Reichstages'). Uebrigens hat 
die Vorjchrift bisher nennenswerthe praktische Bedeutung nicht erlangt, ebenjo 
wie auch im Unfallrechte die volle Geldrente allgemein gezahlt zu werden pflegt. 
Es wird jogar aus vielen landwirthichaftlichen Bezirken berichtet, daß gerade 
dad baare Geld, auf dejjen Bezug die Alten und Ermwerbsunfähigen allmonat: 
lid) einen jicheren Anſpruch haben, ala jehr erwünſcht gelte und es ihmen er: 
leichtere, ihren Lebensabend bei ihren Angehörigen behaglid zu verbringen. 
So erwähnt Dr. Grumenberg (oben Anm. 4): „Oft wohnen alte und in- 
valide Arbeiter bei ihren Kindern; namentlich wenn fie eine Alters 2c. Nente 
beziehen, find fie diejen willtommen* und hebt?) die bedeutend mehr geficherte 
Stellung der Rentenempfänger, jpeziell ihren Familien und den Gemeinden 
gegenüber, hervor, da es ihnen an einem feiten Rückhalt in der Noth nicht fehle. 


Dinfichtlih der Höhe der zu leiftenden Beiträge und der da— 
nah zu bemejjenden Rente it in $ 34 Abi. 2 Nr. 2 des J.-V.G. 
(ähnlich der bisherigen Beltimmung in $ 22 Abſ. 2 Nr. 1%: u. A.V.«G.) 
angeordnet, daß als Yahresarbeitsverdienit für die in der Land» und FForit: 
wirthichaft ii a joweit fie nicht einer Orts-, Betriebs (Fabrik)-, 
Bau- oder Innungskrafftenkaſſe angehören, ein Durchjchnittsbetrag maßgebend 
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’) Stenogr. Bericht S. 1240 v. 1888,89. 
) A. a. O. ©. 158. 
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ift, den die höhere VBerwaltungsbehörde unter Berüdjichtigung des Werths der 
üblichen Natural:Bezüge feitzuftellen hat. Bei Betriebsbeamten gilt indeß 
gemäß 8 3 2. U.V.-G. als jährliches Arbeitzeinfommen, joweit es fich nicht 
um mindeſtens wochenweije feititehende Beträge handelt, das 300 fache des 
durchjchnittlichen täglichen Lohns (einschließlich der Naturalien) unter Zugrunde: 
legung aller Bezüge, auf welche mit übertwiegender Wahrfcheinlichfeit gerechnet 
werden fonnte'). 

Eine wejentliche Erleichterung, die vorausfichtlich für die Landbevölkerung 
bejonders von Nußen fein wird, ijt in den Uebergangsbeftimmungen der Novelle 
(88 190, 191) enthalten. Es ſoll danach zur Erlangung der Altersrente 
genügen, wenn für die dem Inkrafttreten der Verficherung vorangegangenen 
drei Jahre?) berufsmäßig, wenn auch nicht ununterbrochen, eine Be 
Ihäftigung bejtand, für welche die Verficherungspflicht eingeführt it. 

Damit ijt eine große Schwierigkeit weggefallen, welche den Gelegenheits— 
arbeitern bei dem Antrage auf Altersrente entgegenjtand, wenn fie nicht durch 
Beicheinigungen der einzelnen Arbeitgeber und der Gemeindebehörde den Nach— 
weis zu erbringen vermochten, daß fie in mindeftens 141 verjchiedenen Kalender: 
wochen der fraglichen drei Jahre Xohnarbeit verrichtet hatten ($ 157 Jmv.: 
u. U.:8.:©.). o es genau mit der Ausftellung derartiger Arbeitszeugniſſe 
genommen — da iſt bis zum Erlaſſe der Novelle mancher Rentenanſpruch 
an der Nichterfüllung der „vorgeſetzlichen“ Wartezeit geſcheitert. 

In ähnlicher Weiſe hat $ 191 der Novelle die Erfüllung der geſetzlichen 
Borausjegungen für verjchiedene Gruppen möglich gemacht, die bisher nicht in 
den Beſitz der Altersrente gelangen fonnten. 

Zunächſt kommen dabei in Betracht diejenigen „Saifonarbeiter“, die 
in einem Theil des Jahres bei verfchiedenen wechjelnden Arbeitgebern 
thätig zu fein pflegen, während fie für einige Monate alljährli unbejchäftigt 
jind. Nach der urjprünglichen Geſetzesfaſſung (SS 158, 119 3. u. U.:B.:6.) 
unterlag e8 feinem Zweifel, daß bei ihnen eine Anrechnung der jährlichen 
Arbeitspaufen biß zur Gefammtdauer von vier Monaten auf die vorgejegliche 
Wartezeit nicht zuläffig fei, weil es an einem „beſtimmten“ Arbeitgeber fehlte‘). 
Dieſer Nechtszuftand ift vielfach als eine Härte empfunden, und feine Beſeiti— 
gung durch die Novelle wird manchen landwirtbichaftlichen Arbeitern zu Gute 
fommen, für die es im Winter nicht genügende Beichäftigung gibt. In Abjak 
2 Nr. 2 des $ 191 find die Zeiten vorübergehender Unterbrechungen einer 
berufsmäßigen Beichäftigung bis zur Dauer von insgefammt vier Monaten 
während eines Kalenderjahres ganz allgemein für anrechnungsfähig erklärt, jo: 
fern es fi) um eine Thätigkeit handelt, die nad) ihrer Natur alljährlich auf 
einige Zeit vorübergehend unterbrochen zu werden pflegt (Saifonarbeit). Da: 
mit ift die Gleichitellung der unftändigen mit den in Nr. 1 ebenda bezeichneten 
ftändigen Saifonarbeitern durchgeführt. 


N Auch Gewinnantheile (,, Tantiemen” u. dgl.) find infofern mit in Betracht zu Pi 
—— Amtl. Nachr. des R.V. Amts, 1890 S. 152 Nr. 787, 1891 (nv. u. AD.) ©. 1 


5; Alfo regelmäßig für die HYeit vom 1. Januar 1888 bis 31. Dezember 1890. Nur 
bei den fpäter vom Bundesrath für verficherungspflichtig erflärten Dausgewerbetreibenden 
(Tabad-, Tertilinduitrie u. ſ. m.) und bei_den erit durch die Novelle einbezogenen Lehrern 
u. ſ. w. fommt ein anderer Zeitraum in Frage. 

2) Amtl. Nacır. des RB, Amts, J. u. A.V., 1892 S. 28 Nr. 115, 
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Ein ferneres Entgegenkommen bedeutet die Vorſchrift in Nr. 8 daſelbſt, 
wonach bis zu vier Monaten jährlich auf die Wartezeit ebenſo angerechnet 
wird „eine zu Zwecken des Verdienſtes unternommene Beichäftigung mit 
Spinnen, Striden oder ähnlihen leiten häuslichen Arbeiten, 
wie jie landesüblich von alternden oder ſchwächlichen Leuten geleiftet zu werden 
pflegen.“ Die Motive (S. 363) bemerken in Bezug hierauf: „Zahlreiche zur 
Klaſſe der Berufgarbeiter gehörende Perjonen fuchen beim Mangel der ge 
wohnten Beihäftigung, häufig in Folge des Nachlaſſens ihrer förperlichen 
Arbeitsfähigfeit, zeitweife durch landesübliche fonftige Arbeiten, etwa durch 
Spinnen oder dgl., alſo durch eine leichte Thätigkeit in felbftftändigem Betriebe, 
jei es auf Bejtellung, jei e8 auf Vorrat zum Verkauf, ihren Lebensunterhalt 
zu erwerben. Solche Perjonen finden ſich insbefondere in Qandftädten 
und Dörfern; oft jind es Perjonen, die berufsmäßig in der Land» und 
Forſtwirthſchaft zu arbeiten pflegen, ſobald fich dort für fie geeignete Arbeit 
findet. Sie leben in der Regel in dürftigen Verhältniſſen und find zu den— 
jenigen zu rechnen, denen die Wohlthaten des Geſetzes zugedacht find. Um 
jolhen Perſonen die Erlangung einer Altersrente zu ermöglichen, wird vor: 
geichlagen, daß ihnen diefe Beichäftigung, ſoweit fie in die vorgefegliche Zeit 
entfällt, als Zohnarbeit angerechnet werden ſoll. Wäre das Gefeß auf diefe 
Perſonen jhon während der Dauer einer folchen jelbjtjtändigen Beichäftigung 
anwendbar gewejen, jo hätten fie während der lehteren freiwillig Beiträge ent- 
rihten und dadurch für die Fortdauer der Verfiherung Sorge tragen können. 
Dies war ihnen aber unmöglich, da fie die Spinnarbeit u. ſ. w. zu einer Zeit 
unternahmen, in welcher dag Gejeg noch nicht galt. Es wäre alfo unbillig, 
wenn man ihnen lediglich wegen der Art diefer Beichäftigung die Wohlthaten 
der Uebergangsbeitimmungen vorenthalten wollte.“ 


Diefer humanen Auffaffung, die einer gründlichen Kenntniß der Verhält- 
nijje der Landbevölferung entfprungen ift, wird gewiß jedermann gern bei: 
pflihten. Um jo mehr wäre zu wünfchen, daß die oben (S. 28) als nicht 
ganz eimmwandfrei bezeichnete Befreiung gewiljer vorübergehend befchäftigter 
Lohnarbeiter auf Antrag ($ 6 Abj. 2 J-V.-G) durch die Praris fo viel als 
möglich eingejchränft würde '), damit nicht ein und diefelbe Gruppe von Arbeitern 
auf der einen Seite durch Fortfall des Verficherungszwangs Nachtheile erfährt, 
während ihr in amderer Beziehung VBergünftigungen verjchafft werden follen, 

Ueberhaupt gelangt man bei einem Rückblick auf die dargeftellte Ent: 
wicklung der landwirthichaftlichen Kranken-, Unfall- und Invalidenverficherung 
und auf die fich ergebenden großen, durch die Landesgefeggebung und durch 
Ausführungsanweifungen nad) gefteigerten Verfchiedenheiten unabmweisbar zu 
dem Schlufje, daß Einheitlichfeit npth thut, und daß die Handhabung 
durch die herrſchende Mannigfaltigkeit der Fürſorge-Organe und ihrer Ver: 
pflichtungen jehr erfchwert wird. Bor Allem aber kann man von der Land: 
bevölferung nicht verlangen, daß fie dem jegigen verwidelten Aufbau volles 
Verſtändniß entgegenbringe; es fällt ihr häufig gar zu fchwer, ohne große 





') Eine Einſchränkung ift durch das Geſetz gefchaffen: wer ſchon für 100 Wochen 
Beiträge entrichtet hat, kann die Befreiung nicht mehr erlangen. Für ältere Leute hat alio 
die Novelle infofern feine oder nur geringe Bedeutung, da Te meiit bereits einige gefüllte 
Uunittungsfarten befigen. Die Ausführungsanweiiung des Bundesraths vom 24. Dez. 1899 
fordert außerdem, dab die Vorausjegungen für die Befreiung amtlich belannt oder glaub: 
baft nachgewieſen jein müjlen. 
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Mühe richtigen Rath zu erhalten. Es ift nicht undenkbar, daß die jeßt ge 
ichaffenen oder wenigftens zugelaffenen Rentenſtellen (58 79 ff. J-V.G.) 
in diefer Hinficht die Grundlage zu einer guten Ausgeftaltung bilden werden, 
da ihnen die Ausfunftertheilung in allen die Invalidenver— 
jiherung betreffenden a dr übertragen werden kann 
($ 57 Nr. 5 daf.). Bei der Arbeiterbevölferung ift, wie die Begründung 
(S. 169) zutreffend hervorgehoben hat, unzweifelhaft ein wachjendes Bedürfnik 
nach einer derartigen zuverläffigen Einrichtung vorhanden, die in ragen des 
wirthichaftlichen Lebens Rechtsbelehrung und Hilfe zu gewähren im Stande 
ift. Durch Dezentralijation und Errichtung von Rentenftellen für möglichjt 
fleine Bezirke wird man diejes Ziel am ehejten erreichen. Nun ift allerdings 
entgegengehalten, daß geeignete Kräfte, zumal im Hauptamte, für ſolche Stellen 
ſchwer zu erhalten fein. Wenn man aber aud) die Vorbereitung der übrigen 
Angelegenheiten der Arbeiterverficherung ihnen überträgt und allenthalben durch) 
Einbeziehung der Landwirthfchaft in den Kranfenverficherungszwang einen fejten 
Unterbau jchafft, dann wird fich die Vereinfachung der Arbeiterverficherung in 
Stadt und Land leichter vollziehen, als es bei der bisherigen Organifation 
angängig war. 


Zur Entwirklung der „Etats für 
die Verwaltung des deutſchen Reichsheeres“ 


mit bejonderer Rückſicht auf die Etatötechnif. 


Bon 
W. Thrän, Potsdam. 


I. Der preußiſche Militäretat von den Anfängen bis zur Einführung 
der Verfaſſung (1850). 


Die Staatlichen ea ge der Gegenwart find, wie wir willen, mit 
dem modernen Verfaſſungsleben auf's Engjte verfnüpft. Dennoch zeigen die 
Etat3 der meiften modernen Staaten eine mehr hijtorijche als logiſche Gliede- 
rung; fait alle wurzeln in der vorfonititutionellen Zeit. Dies gilt in bejon- 
derem Make von dem wichtigjten Beitandtheil des deutjchen Reichshaushalts— 
etats, den Etats für die Verwaltung des Reichsheeres.“ Wohl 
mit Recht läßt ſich hier jagen, daß das Gewordene völlig verjtändlich nur 
dann ift, wenn man das Werden fennt. — Bekanntlich find dieje Etats aus 
dem preußijchen Militäretat hervorgegangen oder fie find demjelben nach: 
gebildet; es dürfte daher zweckdienlich jein, zumächft die Entwicklung des preußi— 
ihen Militäretat3 ing Auge zu fallen. — 

Als die Hohenzollern in die Mark kamen, beruhte die militärische Stärke 
der Territorialfürjten hauptjächlich im Frobndienjt der Unterthanen. Bei den 
mit diefen Naturaldienjten verbundenen Naturalabgaben waren geregelte Bor: 
anjchläge nicht möglicd; und auch nicht nothiwendig. Nach und nach traten an 
die Stelle der von Rittern geführten Lehens- und VBajallentruppen die zünft- 
leriſchen Landsfnechte mit geld bedürftigen Unternehmern an der Spite (Ber: 
träge mit den Regimentschefs; Kapitulationen). Die Geldwirthichaft hatte 
jich entwidelt; fie Tihrte von jelbjt zur Aufftellung von Etats. — In ihrer 
fränfijchen Heimath waren die Kurfürjten von Brandenburg bereit3 mit der 
Geldwirthichaft vertraut geworden. So hatte Albrecht Achilles für jeine wich— 
tigfte Einfommensquelle, die Domänen, deren Erträgnifje auch militärischen 
Zweden dienten, zur Richtichnur für jich und jeine Beamte die VBeranjchlagung 
der Naturalien in Geld auf zeitlich begrenzte Abjchnitte eingeführt; ein ſicherer 
lleberblid über die gejammten Brandenburgiichen Finanzverhältniffe ließ ich 
damal3 wegen der Mangelhaftigfeit der jtaatlichen Organijation noch nicht 
erzielen. — 

Ungefähr zu gleicher Zeit, wie die Geldwirthichaft, war in der Marf 
allmählich die ftändijche Verfajjung und damit der Gegenjag zwiſchen 
Regierung und Landesvertretung ins Leben getreten. Es begann bier ein 
gegenjeitiges Vor- und Nachrechnen. Auf Seiten der Fürſten wurde die ganze 
Wirthichaftsführung durch die follegialifche Einrichtung der oberen Behörden 
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jehr gefördert; die Gemeinſamkeit der Gejchäftsbehandfung brachte eine gewiſſe 
Grundjäglichkeit und Gleihmäßigfeit in die Verwaltung und führte damals 
zu einer bejjeren Erledigung der Gejchäfte überhaupt. — Zu Anfang des 
17. Jahrhunderts traten der „Geheime Rath“ und jodann als untergeordnetes 
Organ der tammerverwaltung die „märkiſche Kammer“ in follegialer Zuſam— 
menjegung in Wirfjamfeit. Dieje Behörden arbeiteten für den Hof- und für 
den Staatshaushalt, namentlich aber auch für die ordentliche Militärverwaltung— 
ein jtrenges Auseinanderhalten diejer Gebiete gab es nicht —, während die 
ſtändiſche Steuerfafje je bei Unzulänglichkeit des Einfommens der landesherrlichen 
Kammerfafje für Kriegszwede als „Kriegskaſſe“ außerordentlich einzugreifen 
hatte. — 

So lagen die Verhältniſſe, als der große Kurfürſt die Regierung über: 
nahm. Nun fam der jtaatlihe Gedanke zum Durchbruch. — „Sic gesturus 
sum principatum ut sciam, rem esse populi, non meam.“ — inter Be 
nügung jchwediicher und holländiicher Einrichtungen begründete Friedrich Wil- 
helm das jtehende Heer, nachdem 1653 die brandenburgijchen Stände für 
6 Jahre Kriegsmittel als „Kontribution“ bewilligt hatten. Dieje Kontribu: 
tionen wurden beibehalten. Die Stände gewöhnten ſich an die Kontributions— 
jummen, deren Steigerung auch die Negenten der Folgezeit möglichit zu ver: 
meiden wußten. Das Land empfand die Belaftung durch die Geld: und 
Naturalleiftungen für die Truppen weniger drüdend, als vorher, weil der 
aroße Kurfürft die Gebührniffe der Armee durch feite Ordnungen regelte. 
(Verpflegungs ‚ordonnanzen“, Berpflegungsgberechnungen“) und gleichzeitig die 
Durchführung Ddiefer Ordnungen durch Einjegung jtändiger Militärbe: 
amter ermöglichte. — Die Kommiſſare, welche ſchon im Dreitigjährigen Krieg 
die einzelnen Heerestheile als Kuntrolbeamte des Fürſten zu begleiten hatten, 
wurden während des jchwediich.polnischen Kriegs zu einer dauernden Behörde. 
Nach Beendigung des Kriegs verblicben jtändige Kommifjäre zunächft in Berlin 
und Königsberg; nachher wurden auch für die andern Provinzen jolche Kom— 
miffäre bejtellt ; fie hatten hauptjächlich für die Erhebung der Kontributionen 
und für das Magazinswejen, jowie für die Bewaffnung und Bekleidung der 
Truppen zu jorgen und weiterhin die den Truppen noch verbliebene eigene 
Wirthichaft zu Eontroliren. — 

Ueber diejen provinziellen Organen jtand anfänglich der jchon genannte 
„Scheime Rath“. Die „Staatsfammerräthe" als bejondere Abtheilung des 
Geheimen Raths jollten für gute Ordnung, Mehrung des Einfommens und 
Iparjame Bemejjung der Ausgaben jorgen. Da ich dieje Einrichtung nicht 
bewährte, wurde die Finanzverwaltung in das Hoffammer: (Domäneneinfünfte) 
und das Striegsdepartement (Steuern für Kriegszwecke, insbejondere Acciie) 
getheilt; an der Spite des Striegsdepartements ſtand der Generalkriegskommiſſär 
mit einer bejonderen Generalkriegskaſſe. Die jtändiichen Bewilligungen flojjen 
nicht in eine fürjtliche Centralfafje, vielmehr wurden die Kontributionen der 
einzelnen Landestheile unmittelbar den dort jtehenden Truppen zugewieſen. — 
Die unter Friedrich Wilhelm eingeführte doppelte Abfindung der Truppen, 
einerjeitS mit Geld (Zahlung von Paujchjummen an die Chefs auf Grund 
von „Verpflegungsetats“) durch die Militärbehörden, andererjeit3 mit Gewäh— 
rungen in Natur durch die Zivilbehörden hat jich zum Theil bis in die Ge 
gemvart herein erhalten. Erſt nach den napoleonischen Kriegen ging Die 
Magazins, Garniſon- und Lazarethverwaltung auf den Militäretat über; Die 
Beamten diejer Verwaltungszweige jind heute noch „Zivilbeamte“ der Militärs 
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verwaltung. Auch andere noch heute bejtehende Eigenthümlichkeiten der 
preußijchedeutjchen Militärverwaltung laſſen fich auf jene Zeit zurüdführen., 
(Defonomische Mufterungen, „Selbjtbewirthichaftungsfonds“ der Truppen ꝛc.) 
Noch in den heutigen Militäretat3 finden fich die Worte: Kapitulanten, Servis 
u. j. w. Beiſpielsweiſe wurde in den erjten Regierungsjahren Friedrich Wil— 
helms ebenjo, wie unter dejjen Vorgängern Quartier mit Verpflegung für die 
Mannjchaften und Fourage für die Pferde als „Service“ unmittelbar vom 
Sande verlangt; es war dies ein wahres servitium für die betroffenen Ge— 
meinden. Später — die belaſteten Ortſchaften als Entſchädigung für 
jene Leiſtungen den Servis. Heute iſt unter Servis die an Gemeinden für 
die nach dem Quartierleiſtungsgeſetz gewährten Räume und weiter die den 
Offizieren und Militärbeamten zur Selbſtbeſchaffung ihrer perſönlichen Woh— 
nungsbedürfniſſe zu zahlende Geldvergütung zu verſtehen. — 

Unter Kurfürſt Friedrich III. machte die Finanzverwaltung weitere Fort— 
ihritte, derart, daß im Jahre 1683 in SFortjegung deſſen, was Albrecht Achilles 
begonnen Hatte, durch das Hoffammerfollegium (nachheriges Oberdomänendiref: 
torium) der erjte „Seneraletat aller Domäneneinfünfte und Ausgaben in 
jemer churfürftlichen Durchleuchtigfeit Landen“ zu Stande fam, ohne daß 
übrigens in dem nächiten Jahrzehnten auf diefer Grundlage weiter gebaut 
worden wäre. Außerdem wurde 1691 das Oberfriegstommiffariat follegialifch 
zujammengejegt (Generalfriegstommifjariatsfollegium). — 

Hatte der große Kurfürſt Ordnung und GStetigfeit in das Militärwejen 
gebracht, jo jtellte Friedrich Wilhelm I. auf diefem Gebiet die jchon von dem 
Großvater erjtrebte Einheit her. Das Heer, das num auch die Artillerie 
als militärische Truppe in ich jchließt, und gleichmäßige Bewaffnung, Beflei- 
dung und Verpflegung erhält, wird jetzt erit ganz zur jtaatlichen Einrichtung. 
Das Kantonreglement vom 15. Sept. 1733 begründet die allgemeine Wehr: 
pflicht. „Alle Einwohner des Landes ſind für die Waffen geboren.” Und 
wie die Armee durch das Dffizierforps als gejchloffenen Stand einen fejten 
Halt empfängt, jo werden die Verbefjerungen in der Militärverwaltung durch 
eine zweckmäßige Behördeneinrichtung geſichert. Der König findet, daß es bei 
der Verwaltung der Finanzen höchſt nachtheilig fei, zwei von einander unab» 
hängige Behörden neben einander beftehen zu lafjen, und vereinigt, um den 
Staatshaushalt einer einzigen Oberbehörde unterzuordnien, im Sahre 1723 das 
Seneralfriegstommiffariatsfollegium und das — 1714 — aus der geheimen 
Hoflammer und dem Oberdomänendireftorium gebildete Generalfinangdirektorium 
zu dem „Seneral:Oberfinanzs$triegs- und Domänendireftorium“. In den Pro: 
vinzen verwalten auch ferner die Kriegsfommifjariate die ausschließlich zur 
Unterhaltung des Heeres bejtimmten Kriegsgefälle (Kontributionen, Lehnpferde- 
gelder, Kavalleriegeld, Kriegsmete und Accije) und die Amtsfammern die Do- 
mänengefälle. Dieſe Brovinzialbehörden werden in engere Verbindung unter 
ich gebracht; die Kafjenverwaltung bleibt aber zentral und provinziell getrennt 
(Domänen und Kriegsfaffen). Mit Hilfe diejes Perjonals, das vielfach jeine 
Schulung vom Negenten jelbft empfängt, wird eine gerechtere Vertheilung der 
Naturalleiftungen Hr das Militär erzielt (Bildung von jtädtiichen Servie: 
fommiffionen und =fafjen, jowie von provinziellen Marjch- und Molejtienfaffen) 
und für jede Verwaltung eine genaue, durch die vom König gejchaffene, in 
das Kriegs- und Domänendepartement getheilte Generalrechenfammer (nachher 
Oberkriegs- und Domänenrechenfammer) ftreng fontrolirte Etatswirthichaft ein- 
gerichtet. — Da die Mitwirkung der Stände für außerordentliche Zwecke 
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(Krieg) die frühere Bedeutung verloren hatte, amdererjeit3 jedoch bei der Un— 
ficherheit der Einnahmen und der Ungleichmäßigfeit der nothwendigen Aus- 
gaben das Bedürfniß nach einem ftet3 wirkfjamen Regulator fich jehr fühlbar 
machte, jo jchuf Friedrich Wilhelm I, indem er das noch mangelhafte 
Sereditwejen bei Seite ließ und jo die damals mit der Inanjpruchnahme des 
öffentlichen Kredit3 verbundenen Gefahren vermied, den Staatsihag. — 
Niemals ift in Preußen auf den Kopf der Bevölferung mehr für Militär: 
zwede ausgegeben worden, als unter der Regierung diejes Königs, und dennoch 
ift nie jparjamer gewirthichaftet worden, wie damald. Der König als diligens 
paterfamilias jah felbft überall nad) dem Nechten und jorgte energijch dafür, 
daß jeine Untergebenen die Wirthichaft in feinem Sinne führten. — Mit Recht 
wird Friedrich Wilhelm I., der Organijator von Preußens Größe, auch der 
Bater der preußifchen Sparjamfeit genannt. — Friedrich Wilhelm I. hatte 
einft geäußert, er jei der Finanzminifter des Königs von Preußen; Friedrich) 
der Große nun war jein eigener Finanzminifter. Das Ergebniß der fönig- 
lichen Finanzkunſt zeigte jich glanzvoll. Zu Ende des Siebenjährigen Krieges 
befand ſich mehr Geld in den Kaſſen, als bei deilen Anfang, und als der 
König jtarb, lagen 54 Millionen Thaler im Staatsſchatz. — Allein die Ent: 
widlung des preußiichen Staatswejens war doc) ſchon zu weit vorgefchritten, 
als daß eine ſolch hochgefteigerte abjolute Gentralijation für das Finanzweſen 
nicht auch Nachtheile gehabt Hätte. Der Vermwaltungsapparat wurde in Folge 
der beitändigen Neuerungen fomplizirt, den Gang der Geſchäfte Freuzten öfters 
die Dispofitionen des Königs, die Beamten wurden unficher und unjelbitjtändig, 
die Ueberficht hatte jchließlich nur noch der König ſelbſt. — Abgejehen davon, 
daß 1746 vorübergehend ein eigenes Militärdepartement für Magazin-, Marich-, 
Einquartierungs: und Serviswejen eingerichtet wurde, verblieb es in der Mili- 
tärverwaltung in der Hauptfache bei der beitehenden Behördenorganijation. 
Unter — dem Großen trug die ganze Staatswirthſchaft den Charakter 
des Außerordentlichen; beſondere Bedeutung kam der königlichen Dispofitions: 
kaſſe zu, die neben den perſönlichen Bedürfniſſen des Königs allerdings auch 
wichtige Staats-(Zivil- und Militär-) Zwecke in hervorragender Weiſe förderte. 

ine Natur, wie die des großen Königs, hatte fi) in der Verwaltung 
nicht an feite Formen und Normen binden können; die Regierung des Nad): 
folger8 lenkte wieder in die regelrechten Bahnen ein. Vor Allem erhielt das 
Generaldirektorium wieder die oberjte Leitung des gefammten Finanzweſens. 
Aus dem Generaldireftorium wurde 1787 als oberjte Sentralbehörde des Heer: 
weſens das Oberfriegsfollegium (mit bejonderen Abtheilungen) abgezweigt. Im 
Etatswejen famen wieder jtrengere Grundjäße zur Geltung (genauere Auf: 
ftellung und Einhaltung der Etat und namentlich Vergleihung der Etats je 
mit denen der Borjahre). Dem weit verbreiteten Mißbrauch, Ausgaben, für 
die die Gelder noch nicht flüjfig waren, vorſchußweiſe zu machen (Vorgriffe 
auf folgende Etats) wurde geſteuert. — Friedrich Wilhelm II. bewies eine 
verjtändige und wohlwollende Fürjorge für das Einzelne und die Einzelnen; 
jo wurden die Gehälter der Offiziere erhöht, wogegen u. U. die durch Be: 
urlaubungen erzielten Erjparniffe nicht mehr den Kompagniechefs, jondern der 
Staatskaſſe zufallen jollten. Doch im Ganzen gebrach es an Kraft und Feſtig— 
feit; es fehlten die friſchen Impulſe. — Aehnlich war der Gang der Dinge 
in der erſten Negierumgszeit Friedrich Wilhelms III. — Kennzeichnend für 
die Eigenartigfeit der damaligen Militärverwaltung ift Folgendes. Der König, 
dem die Berjerjtellung des gemeinen Mannes jehr am Herzen lag, ordnete 
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1798 an, dab der Soldat zu feinem geringen Sold (8 Gr. Löhnung für je 
5 Tage) auch im Frieden 1'/, Pfund Brod täglich befommen müſſe. Die 
Koſten diejer Brodverpflegung wurden 1799 auf 863000 Thaler berechnet. 
Die Generalfriegsfaffe jollte die erforderlihen Summen den Magazinkafjen 
der Provinzen zur Verjorgung der darin jtehenden Truppen mit Brod zahlen. 
Den nöthigen Zuſchuß für die Generalfriegsfaffe hatte die Generalaccife- und 
Zollkaſſe zu liefern; lettere Kafje jollte wieder die erforderliche Dedung durch 
entiprechende Erhöhung der Konjumtionsfteuern finden. Nun ftieg aber der 
1799 zu 1'/, Thaler pro Scheffel berechnete Roggenpreis bis 1 etwa auf 
das Dreifache. Da eine weitere Erhöhung der Konſumtionsſteuern nicht thun— 
lich erſchien, jo leiftete die Königliche Dispofitionsfaffe zur Ausgleichung zwi— 
ihen dem urjprünglid” angenommenen Preis und dem jeweiligen Marktpreis 
jährlich bedeutende Aufchiit — 

In den Jahren 1806/7 brach das morſch gewordene ſtaatliche —— 
zuſammen. — Auch die Heeresökonomie hatte ſich in dem unglücklichen Krieg 
nicht bewährt. — Die Lehren, die man aus den im Krieg zu Tage gekommenen 
Mängeln zog, blieben nicht ohne Einfluß auf die nach dem Tilſiter Frieden 
auf dem Gebiet des Heerweſens eingetretenen Reformen. Die Verpflegung der 
Truppen geſchieht jetzt ausſchließlich für ſtaatliche Rechnung auf Grund von 
„Friedensverpflegungsetats“: der Soldat erhält außer Brod als Zuſchuß zu 
jenem Sold eine „außerordentliche Verpflegungszulage” zur Beihaffung von 
„seh und Viktualien“; auch im Bekleidungsweſen wird die Baujchalabfin- 
dung der Kompagniechef3 ꝛc. (Wirthichaften der Offiziere für eigene Rechnung) 
bejeitigt.. Die Naturallieferungen des Landes zur Verforgung des Militärs 
mit Brod und Fourage hören auf; der Bedarf wird aus den öffentlichen Ein 
fünften zu fontraftmäßigen Preijen beichafft; die Vorfpannleiftungen werden 
wejentlich eingejchränft und höher entichädigt. — An der Stelle des jeit 1723 
beitehenden einheitlichen inneren Staatsraths, des jchon genannten General- 
direftorium® mit jeinen follegialiichen Abtheilungen, jtehen jet die Fachmini— 
ſterien (Finanzminiſterium, Kriegsminiſterium u. }. w.). Die Militärverwaltung, 
die jeither neben der Ziviljtaatsverwaltung bejtanden hatte, wird in die all- 
gemeine Staatöverwaltung eingegliedert (Centralifirung der Staatsausgaben). 
— Die Borausjegungen für einen vollftändigen und einheitlichen Militäretat 
waren num vorhanden. Allein die finanzielle und politiiche Nothlage verhin- 
derte hier die ordnung3mäßige Durchführung eines Wirthichaftspland. So gut 
e8 eben ging, wurden vermittelft des „Krümperjyitems“ für den künftigen Krieg 
viel mehr Truppen herangebildet, als der Barijer Vertrag geitattete. — Nach 
dem Tilfiter Frieden war das nur noch 42000 Mann jtarfe Heer in 6 Bri- 
gaden (6 Militärfantons) getheilt. Im Jahre 1817 beitand die Armee außer 
dem Gardeforps aus 8 — (entjprechend den 8 Provinzen); 1820 
wurden die bisherigen 8 „Generalflommandos der Provinzen” in ebenjo viele 
„Armeeforpsfommandos“ umgewandelt; in demjelben Sahre traten an die Stelle 
der provinziellen Kriegskommiſſariate die Korpsintendanturen. — Im Jahre 
1820 fam endlich auch ein die gefammte Staatsverwaltung umfafjender 
Haushaltsetat zu Stande. Diejer Etat (für 1820/22) wurde im Drud 
veröffentlicht; die Belanntgabe eines neuen Staatshaushaltsetats erfolgte 
erit wieder im Jahre 1829; von da ab gejchah die kin leg, regel⸗ 
mäßig. — In dem Etat von 1820 war für die Kriegsverwaltung in 7 Titeln 
eine —— abe von rund 23 Millionen Thaler (Stärfe des ſtehenden 
Heeres 130000 Mann) eingeftellt, = ca. 35°/, der Bruttoausgaben des 
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Staates oder etwas mehr als 2 Thaler auf den Kopf der Bevölferung. Im 
18. Sahrhundert Hatten die Armeeausgaben einen weit größeren Theil der 
Staatseinnahmen erfordert; auf den Kopf der Bevölferung entfiel damals 
theilweije ebenfalls ein 2 Thaler überfteigender Betrag, jedoch neben zahlreichen 
Naturalleiftungen, die jegt weggefallen waren. — 

Der Etat von 1820 entitand unter der „Generalfontrole”. — Dur die 
Königliche Verordnung vom 3. November 1817 war „die Erhaltung einer be— 
ftändigen UWeberficht über die Lage des Staatshaushalts, die Gleichjtellung der 
Ausgaben mit den Einnahmen und die Sorge für die Unterordnung der cin= 
zelnen Verwaltungszwede unter die Zwede und Mittel der Staatsverwaltung 
im Allgemeinen“ einer bejonderen, unter dem Staatsfanzler jtehenden Central: 
jtelle, der „Seneralfontrofe der Finanzen für das gejammte Etats, Kaſſen— 
und Nechnungswejen und für die Staatsbuchhaltung“ übertragen worden. 
Dadurch, daß nun diefe Behörde die Etats mit den Refjortminijtern fejtftellte 
und Letztere jomit hinſichtlich der Etat3verwilligungen nicht mehr auf den 
Finanzminiſter angewiejen twaren, verlor diefer den maßgebenden Einfluß auf 
das Ganze des ftaatlichen Haushalts. Im Jahre 1826 wurde dieſe capitis 
diminutio des Finanzminifters wieder aufgehoben; wie früher hatten jegt wieder 
die Nejjortchefs ihre Etats jelbitftändig, mit eigener VBerantwortlichkeit, unter 
der Mitprüfung und der, zur Giltigfeit für die Verwaltung und Rechnungs: 
fegung erforderlichen, Mitzeichnung des Finanzminiſters aufzuftellen. Das 
Staatöminifterium jtellte den gejammten jährlichen Haushaltsetat feit, wie 
denn auch das Staatsminifterium bei Meinungsverjchiedenheiten zwiſchen den 
einzelnen NRefjortchef3 und dem Finanzminifter über die einzuftellenden Summen 
zunächit zu entjcheiden hatte. — Das Kaffenregulativ vom 17. März 1828 
vervollftändigte, unter Bejeitigung der jelbititändigen Hauptfafien, durch Cen— 
tralifierung der Staatdeinnahmen die Einheit des Staatshaushalts. — 

Von 1820 bis 1850 erfuhr der Militäretat feine wejentlichen Aende— 
rungen. 

ie in den andern Zweigen der Staatöverwaltung, jo wurde auch im 
Kriegsdepartement mit der größten Sparjamfeit gewirthichaftet. Aus Finanz: 
rücfichten griff man hier z. B., um die Kriegsfadres zu füllen, zu dem Im: 
ftitut der Zandwehrrefruten mit vierwöchiger, und jpäter der Kriegsreſerve— 
refruten mit fjechswöchiger Ausbildung. Als jich dieſe Auskunftsmittel nicht 
bewährten, wurde in den Jahren 1832 und 1833 — wiederum mit Rüdjicht 
auf die Finanzlage — theilweije die zweijährige Dienftzeit (Liniens-Infanterie) 
eingeführt. — 

Die Feldzüge der Jahre 1848 und 49 bieten für die Heeresökonomie 
nicht3 Bemerfenswerthes; dagegen brachten die inneren Stürme diejer Zeit am 
31. Januar 1850 die Verfajjungsurfunde für den preußijchen Staat 
und hiedurch die Mitwirkung der Volfsvertretung bei Feſtſtellung des jähr- 
fichen Staatshaushaltsetats. — BU. Art. 99. — 

Wenn damald von den Budget? des Abjolutismus gejagt worden iſt, fie 
jeien privatwirthichaftlich-willfürlich und entbehren der Stetigfeit, der jachlichen 
Bolljtändigfeit und der Einheit in der Form, jo traf dies für feinen Staat 
weniger zu, als für den preußifchen. Das abjolute Regiment hatte jich hier 
jedes Jahr ſelbſt, genau und folgerichtig, einen feften Rahmen für feine finan- 
zielle Bewegung gezogen und namentlich) war das Kriegsminiſterium in dieſem 
jtaatlichen Haushalt während der legten vier Jahrzehnte möglichjt fnapp ge 
halten worden. Eine „Bindung“ der Monarchie auf dieſem Gebiet wurde 
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wohl in Folge der veränderten Nechtsauffafjung, nicht aber zur Bejeitigung 
thatjächlicher Mißſtände nothwendig. — 


Anmerkung. 


Diefer Skizze liegen außer den öffentlichen Drudfachen und den befannten preußifchen 
Geſchichtswerken namentlih: &. Schmoller, Umriſſe und Unterfuchungen zur Verfaflungs-, 
Verwaltungs und Wirthichaftsgeichichte beionders des preußiichen Staats im 17. und 18. 
Sabrhundert, 1898 —, und die dort angeführten Autoren (A. F. Riedel, der branden- 
burgiih-preußifche Staatshaushalt in den beiden legten Jahrhunderten, 1866, u. A.), ſowie: 
Dr. M. v. Hedel, das Budget, 1898, zu Grunde — 

Auf die Bebördenorganijation wurde wegen deren Michtigfeit für die Auf- 
ag | und Ausführung der betr. Etats etwas näher eingegangen. — 

ie benüsten Quellen enthalten zum Theil Zahlenangaben in reihem Maße; 
bier find ſolche thunlichit vermieden worden, weil jte ohne weitläufige, über den Rahmen 
diefer Darlegung hinausgehende Erörterungen zu einer fiheren Beurtheilung der jeweiligen 
Verhältniſſe ſowohl, als auch zu Wergleihungen nicht dienlich ericheinen. Die finanzielle 
Entwicklung des preußifchen Heerweiens von 1688 bis 1850 läßt ſich ungefähr in folgendem 
Zablenbild darftellen: 
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II. Der preußiſche Militäretat von 1850 bis Juli 1867. — Der Militäretat 
des Norddeutihen Bundes. — Der Militäretat des Deutihen Reichs von 1872 
bis zum Schluß des Jahres 1874 (Ende der Paufdhverwaltung). 


Der auf Grund des Gutachtens des Finanzminifterd durch Beſchluß des 
Gejammtminifteriums fejtgejegte Entwurf des Staatshaushaltsetats, bejtehend 
aus dem Hauptetat und einer größeren Anzahl Anlagen, namentlich den Spezial: 
etat3, wird von jest ab auf Ermächtigung des Königs mit dem Entwurf des 
Etatsgejeges in das Abgeordnetenhaus eingebracht. Hier findet die Beſchluß— 
fafjung über die Einzelheiten des vorgejchlagenen Etats jtatt ; neue Poſten fann das 
Abgeordnetenhaus einjeitig nicht einjtellen. Das Herrenhaus hat jodann den 
Etat im Ganzen nad) den Beichlüfjen des Abgeordnetenhaufes anzunehmen 
oder den gejammten Etat zu verwerfen; Menderungen dürfen Dort nicht vor: 
genommen werden. Nachdem der auf diefe Weile vereinbarte Etat die Ge: 
nehmigung des Königs erhalten hat, werden das Etatögeje und der Haupt: 
etat durch die — aelan veröffentlicht. Im der jeitherigen Weije ftellt 
num jeder Nefjortchef über die Bertheilung der ihm bewilligten Mittel einen 
vollftändigen Etat unter Mitvollziehung des Finanzminijters auf, und es gehen 
hierauf den einzelnen Behörden als unmittelbare Grundlage für die Verwal: 
tung die erforderlichen Ausführungsbeitimmungen als „Kafjenetats" zu. Für 
Etatsüberjchreitungen und -auferetatsmäßige Ausgaben muß, wie bisher, jeder 
Neffortchef, ehe er jie veranlaßt oder gutheißt, zumächjt die Zuftimmung des 
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Finanzminiſters erhalten; die Regierung als jolche bleibt aber von jegt ab 
verantwortlich bi8 zur Entlaftung durch den Landtag. — 

Die fortdauernden Ausgaben der Militärverwaltung jeßten jich 
von 1852 bis 1862 unter Abtheilung IX (Kriegsminijterium) — Kapitel 44 
— ber fortdauernden Ausgaben des Staatshaushaltsetats aus folgenden an 
Titeln zujammen: 1. Für das Minijterium und die nicht regimentirten Mili- 
tärbeamten. 2. Für die nicht regimentirten Offiziere. 3. Verpflegung, Aus 
rüjtung und Ergänzung der Truppen. 4. Für das Erziehungs und Unter: 
richtäwejen und für den Medizinalftab. 5. Für Waffen und Feſtungen. 6. Zu 
Unterftügungen für aktive Militärs und Beamte der Militärverwaltung. 7. Für 
dag Invalidenweſen. 8. Für das Potsdam'ſche große Militärwaijenhaus. 
9. Für die Militärwittwenfaffe 10. Verſchiedene Ausgaben. In der vor: 
genannten Zeit umfaßte der für die Verwaltung im 9. Abjchnitte (1. zur 
Geldverpflegung, 2. zur Naturalverpflegung, 3. zur Bekleidung der Armee und 
zur Verwaltung der Montirungsdepots ꝛc) zerlegte Titel 3 des Hauptetats 
mehr als *?/, der gejammten jortdauernden Ausgaben des Militäretatd. — 
Abgeltimmt wurde im Abgeordnetenhaus nur über die Titel; dieje bildeten 
den alleinigen Gegenjtand der Bewilligung und jodann der Veröffentlichung. 
Die Abjtimmung gründete jich jedoch auf die Berichte der Budgetfommiljion, 
welche die einzelnen Bofitionen der Titel zu prüfen hatte; in der Budget— 
fommijjion erhielt die Landesvertretung im Folge der jederzeit eingehenden 
Auskunft der Negierung den Einblid in die Einzelheiten der Militärverwal- 
tung (sriedensverpflegungsetats, Kopfitärfen 2c.). Auf Grund der Berathungen 
der Budgetfommijjion fonnten durch Abminderung oder Abjegung einzelner 
Pojitionen der Titel auch die Hauptjummen der Titel vermindert werden. — 
Bei diejen Etatsverhältniffen war beijpielsweile die Militärverwaltung in der 
Lage, durch vorjorgliche Ankäufe in billigen Jahren im Rahmen des Titels 3 
nicht nur eine dauernde Kriegsreſerve, jondern auch einen ſtets verfügbaren 
Borrath zu jammeln, der zum Nuten des Fisfus in Jahren der Theuerung 
Berwendung für den laufenden Verbrauch fand, in Jahren mit niederen Natur: 
ralienpreijen dagegen durch verjtärfte Ankäufe fich wiederherjtellen ließ. — Den 
fortdauernden Ausgaben des Staatshaushaltsetats ſchloſſen ſich die ein: 
maligen an; unter Abtheilung IX derjelben (Kriegsminijterium) — Kap. 16 
— wurden die einmaligen Ausgaben der Militärverwaltung ebenfalls titelweiſe 
unter fortlaufenden Nummern aufgeführt. — Die Einnahmen der Militär: 
verwaltung wurden —— ebenſo, wie die Ausgaben jährlich ver— 
anſchlagt und auf den Staatshaushaltsetat gebracht; ſie Fioffen den allgemeinen 
Staatsfonds zu. Beiſpielsweiſe enthielt der Etat für 1861 unter den Ein— 
nahmen — Abteilung VII: Sriegsminifterium — Verjchiedene Einnahmen 
== 369382 Thl. Aehnliche Beträge waren in den vorherigen Etat3 ausge: 
worfen. — In den Jahren 1851—59 hat das Kriegsminijterium bei einer 
‚riedensftärfe des Heeres von rund 128000 Mann durchjchnittlich jährlich 
30,2 Millionen Thaler fortdauernd und 1,2 Millionen Thaler einmalig, zu 
jammen 31,4 Mill. Thlr. verausgabt; es waren dies ca. 26°/, der etats— 
mäßigen Bruttoausgaben des Staats oder ca. 1,8 Thlr. auf den Kopf der 
Bevölkerung. Außerdem find für außergewöhnliche Bedürfnifje aufge 
wendet worden in den Jahren 1850 und 5l = 8,5 und 3 Millionen Thlr. 
(Mobilmachung gegen Dejterreich ꝛc.), 1855 — 9,3 Mill. Thlr. (Kriegsbereit- 
haft aus Anlaß des Orientfriegs), 1859 — 29 Mill. Thlr. (Kriegsbereit- 
hart und Mobilmahung aus Anlaß des ital. Kriegs), — Zur Kriegäbereit 
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ihaft jtatt zu jofortiger Mobilmahung hatte man namentlich auch aus finan- 
ziellen Gründen gegriffen, da mobilifirte Truppen theurer zu jtehen famen, als 
die nur kriegsbereiten. — 

Nachdem jchon im Jahre 1853 ohne große Mehrbelaftung des Etats die 
dreijährige Dienjtzeit wieder eingeführt worden war, begann im Herbſt 1859 
die auf konſequente Durchführung der allgemeinen Wehrpflicht, des Haupt: 
grundjages der jeitherigen Wehrverfafjung, gerichtete Neorganijation der Armce 
durch) Beibehaltung der Kriegsformation nach erfolgter Demobilifirung. Im 
Februar 1860 wurden dem Abgeordnetenhaus die Armeereformentivürfe vor: 
gelegt. Der erjte behandelte die Verpflichtung zum Kriegsdienſt (dreijährige 
Präſenz, Ausdehnung der Rejerve-, Abkürzung der Landwehrpflicht 2c.); der 
zweite betraf die Mittel für die Uebergangszeit und für den Unterhalt der 
verjtärkten Armee. Hienac) waren fünftig jährlich 63000 Rekruten ftatt der 
bisherigen 40000 einzuftellen, und erhöhte jich das DOrdinarium des Militär: 
etat3 dauernd um jährlich ca. 9,5 Mill. Thlr. Da die Reformen im Intereſſe 
der finanziellen Ordnung des Staat? nur allmählich und nach Maßgabe der 
verfügbaren Mittel durchgeführt werden jollten, jo berechnete die Regierung 
die Mehrausgabe für die Jahre 1860 und 61 zunächjt auf je ca. 7 Mill. Thlr. 
— Die Entwürfe der Regierung famen nicht zur Ausführung. Dadurch), daß 
das Abgeordnetenhaus die von der Regierung für 1861 in das Ordinarium 
de3 Etats eingeitellten Kojten der Armeereform provijorijch und außerordent: 
ih, als Baujchquantum, bewilligte, wurde die Prinzipienfrage vertagt. — Die 
finanzielle Seite des Heerwejens für 1860 und 61 gejtaltete fich hienach fol— 
gendermaßen: Durch den Etat für 1860 waren für das Kriegsminiſterium als 
jortdauernde Ausgaben 31,4 Mill. Thlr. (hierunter Tit. 3 = 24,2 Mill. Thlr.), 
al3 einmalige Ausgaben 1,2 Mill. Thlr., zujammen 32,6 Mill. Thlr. bewilligt 
worden. Weiter hatte das Kriegsminijterium für die Zeit vom 1. Januar bı3 
l. Mai 1860 zur Dedung der außerordentlichen Bedürfnifje der Militärver— 
waltung 1,5 Dill. Thlr., und für die Zeit vom 1. Mai 1860 bis 30. Juni 
1861 „zur einjtweiligen —— und Vervollſtändigung derjenigen Maß— 
nahmen, welche für die fernere Kriegsbereitſchaft und erhöhte Streitbarkeit des 
Heeres erforderlich und auf den bisherigen geſetzlichen Grundlagen thunlich 
ſind,“ 9 Mill. Thlr. überwieſen erhalten. Der Etat für 1861 gewährte für 
die Fortdauernden Ausgaben des Kriegsminifteriums 34,9 Mitt. Thlr. (hierunter 
Tit. 3 = 27,7 Mill. Thlr.), jowie al3 einmalige Ausgabe „zur Aufrecht: 
haltung der Kriegsbereitichaft des Heeres" 3,6 Mill. Thlr., und außerdem zu 
anderen Zweden (Bauten 2c.) 1,5 Mill. Thlr. Ihatjächlic) wurden von der 
Militärverwaltung für 1860 = zujammen 39,9 Mill. Thlr. und für 1861 
= zujammen 40,4 Mill. Thlr. verausgabt; das für die Aufrechthaltung der 
Kriegsbereitichaft vorgejehene Mehr war durch Erjparnijje erheblich gemindert 
worden. — In das Ordinarium des Militäretats für 1862 hatte die Regie— 
rung, die unter Feſthaltung der dreijährigen Präjenz in erjter Linie eine 
dauernde, gejegliche Grundlage für die Stärke der Armee erjtrebte, wiederum 
die Koften der Heeresverjtärfung eingejtellt. Die Budgetfommijjion wünjchte 
zunächſt eine weitgehende Spezialifirung des Militäretats; die Regierung ver— 
Iprad) für 1863 eine größere Spezialijterung; für 1862 jei eine jolche nicht 
mehr möglich. Das Abgeordnetenhaus verlangte, der Auffaffung der Budget: 
fommijfion beitretend, jchon für 1862 cin jpezialifirtes Militärbudget. Nun 
erfolgte dejjen Auflöjung (März 1862). Das neue Abgeordnetenhaus wollte 
vor Allem die Regierung auf dem Budgetweg zur Einführung der zweijährigen 
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Präjenz zwingen, indem es die Bewilligung der Mehrforderungen der Re 
gierung von der Gewährung der zweijährigen Präjenz abhängig machte. Die 
Regierung gab in dieſer Frage nicht nad. Sie war feſt entichloffen, die 
Formation der Armee, wie fie fih auf Grund der Bewilligungen des Land» 
tags von 1860 und 1861 entwicelt hatte, als dauernde Staatseimrichtung feſt— 
zuhalten. Das Abgeordnetenhaus dagegen ftrich (im September 1862) die 
gejammten Heeresreorganijationskoften. — So fam e8 zum Bruch. Die bud- 
getloje Zeit folgte. Aus dem militärtechnijchen Streit über die Länge der 
Dienjtzeit war ein Verfaffungsftreit geworden. — In Ermangelung der ver: 
faffungsmäßigen Unterlage wurde in den Jahren 1862/66 der Staatshaushalt 
und namentlich der Heereshaushalt ebenjo, wie dies vor 1850 gejchehen war, 
nach einem jährlichen Wirthichaftsplan mit der äußerften Sparjamfeit geführt. 
Wie die Armeereorganijation des Königs eigenes Werk war, jo ijt auch das 
jorgiame und gewilfenhafte Haushalten im Heerweſen wejentlich auf die um 
mittelbare Einwirkung des Königs zurüdzuführen. Schon im April 1862 
hatte der König wegen Herbeiführung von Erſparniſſen im Militärbudget 
eine Kommiſſion eingejegt, die in feinem Sinne erfolgreich wirkte. Zu den 
Erjparungen trug nicht umerheblich die jeit Beginn der Armeereform ein 
geführte Vermehrung der Zahl der „Dispofitionsurlauber“ bei; dieje thatjäd: 
liche Abkürzung der Dienjtzeit (die Infanterie war von 1860 ab nur ca. 2°), 
Jahre bei der Fahne) hatte übrigens die Regierung ſtets nur als einen Notb: 
behelf angejehen. — Auf diefe Weije umd unter Benügung der aus der 
günstigen Finanzlage des Landes erwachjenden Einnahmeüberjchüffe Liegen ſich 
die Mehrbedürfnifje der Heeresverwaltung für 1862/66 ohne nennenswerthe 
Steuererhöhungen und ohne Angriff des Staatsjchages deden. — Für 1862 
verausgabte die Heeresverwaltung 37,8 Mill. Thlr. fortdauernd und 1,6 Mil. 
Thlr. nenne zuj. 39,4 Mill. Thlr., während der nicht zu Stande gefommene 
Etat für 1862 die fortdauernden Ausgaben der Heeresverwaltung auf 38,6 
Mill. Thlr., die einmaligen auf 1,8 Mill. Thlr., zuj. auf 40,4 Mill. Thlr. 
berechnet hatte. Es betragen 1863—66 die Ausgaben des Kriegsdepartements 
für das neuorganifirte Heer (von 1860 ab rund 213000 Mann) etwa 30°), 
der Öefammtausgaben des Staats (ca. 2 Thlr. auf den Kopf der Bevölfe 
rung) und zwar 
im Sabre — fortdauernd 39,7,Mill. Thlr., einmalig 1,6 Mill. Thlr., zuf. 41,3 Mill. Thle. 
wa DE A a 
1866, DE. un 2 St % 
Dazu fommen als außergewöhnliche Ausgaben für 1864 die Kojten des 
Kriegs gegen Dänemark mit 14,7 Mill. Thlr., für 1865 zur Beichaffung ge 
zogener Geſchütze ꝛc. — 1,3 Mill. Thlr. und für 1866 die Koſten des Krieges 
gegen Dejterreich und die ſüddeutſchen Staaten = 89,5 Mill. Thlr. — Als 
eine Frucht der Siege des Jahres 1866 erlangte die Regierung, die während der 
budgetlojen Zeit bei den alljährlich wiederholten Berfuchen, Etatsgejege zu Stande 
zu bringen, jtet3 das Recht des Landtags zur Ausgabebewilligung anerkannt 
und die nachträgliche Genehmigung der ohne verfafhungsmähiges Budget ge 
leijteten Ausgaben durch den Landtag in Ausficht genommen hatte, die „In: 
demmität“. — Das Gejeß vom 14. Sept. 1868 bejtimmte, es jollen die 
dem Geſetz als Anlagen beigefügten Ueberfichten der Staatseinnahmen und 
Ausgaben für die Jahre 1862, 63, 64 und 65 ftatt des verfafjungsmäßigen 
und alljährlih vor Beginn des Etatsjahres zu vereinbarenden Staatshaus 
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haltsgeſetzes als Grundlage für die Rechnungslegung und die Entlaftung der 
Staatäregierung dienen, und es werde der Staatöregierung in Bezug auf die 
jeit dem Beginn des Jahres 1862 ohne gejeglich feitgeitellten Staatshaushalts- 
etat geführte Verwaltung vorbehaltlich der Beſchlußfaſſung des Landtags über 
die Entlaftung der Staatsregierung nad) Vorlegung der SJahresrechnungen, 
Indemnität ertheilt, dergeftalt, daß es rückjichtlic) der Werantwortlichfeit der 
Staatsregierung jo zu halten jei, wie wenn die Verwaltung in der erwähnten 
Zeit auf Grund gejeglich feitgeitellter und rechtzeitig publizirter Staatshaus- 
haltsetat3 geführt worden wäre. — Weiterhin wurde die Staatsregierung für 
das Jahr 1866 zu den Ausgaben der laufenden Verwaltung bis zur Höhe 
von 154 Mill. Thlr. ermächtigt, unter der Verpflichtung, eine Nachweilung 
über die Staatdeinnahmen und Ausgaben des Jahres 1866 im Laufe des 
Jahres 1867 dem Landtag vorzulegen. 

Ein weiteres Gejeg vom 28. Sept. 1866 regelte die Beichaffung des 
außerordentlichen Geldbedarfs der Militär: und — *— und die 
Dotirung des Staatsjchages (letztere bis zu 30 Mill. Thlr.). — Am 22. De 
zember 1866 wurde das Geſetz betr. die Feititellung des Staatshaushaltsetats 
für das Jahr 1867 veröffentlicht. (Won 1850 bis 1862 waren die Budgets 
immer erjt im Laufe des Kalenderjahres, für das fie galten, zu Stande ge: 
fommen.) Diejes Gefeg überwies dem Kriegsminifterium für 1867 je in einer 
Summe, ohne Spezialijirung, zu den fortdauernden Ausgaben 41 574348 Thlr. 
und zu den einmaligen Ausgaben 2497 131 Thlr. (Heeresjtärfe jegt rund 
257000 Mann), nachdem die Nothwendigfeit diefer Summen durch einen ähn— 
lic) wie in den Vorjahren aufgejtellten Ipezialifirten Etat dargethan worden 
war. — Im Frühjahr 1867 trat der fonjtituirende Reichstag des norddeutjchen 
Bundes zujammen. Die Regierung hatte ein eiſernes Militärbudget vorges 
ichlagen der Art, daß einerjeits die Heeresitärfe dauernd oder wenigitens je 
auf 10 Jahre feſtgelegt, amdererjeits die Verwaltung an fejte Etatstitel nicht 
gebunden gewejen wäre (Art. 56 des Verfafjungs-Entwurfs: Die Friedens— 
präjenzitärfe des Bundesheeres wird auf 1°/, der Bevöfferung von 1867 nor: 
mirt und wird pro rata derjelben von den einzelnen Bundesjtaaten geitellt; 
bei wachjender Bevölferung wird nach je 10 Jahren ein anderweitiger Prozent: 
ſatz feitgeitellt. Art. 58: Zur Beftreitung des Aufwands für das gejammte 
Bundesheer und die zu demjelben gehörigen Einrichtungen find dem Bundes: 
feldherrn jährlich jo vielmal 225 Thlr., als die Kopfſtärke des Friedensheeres 
nad Art. 56 beträgt, zur Verfügung zu ſtellen). Das Paujchquantum diejes 
Normalbudgets, das der Verwaltung je für eine Neihe von Jahren finanzielle 
Berfügungsfreiheit und jomit eine geeignete Grundlage für planmäßıges, fis— 
falijch vortheilhaftes, Wirthichaften gewährleiftete, erachtete die Negierung als 
eine Minimalberwilligung der laufenden Ausgaben zur Sicherftellung der Armee, 
der wichtigjten Einrichtung des neuen Bundesjtaats. Unvorbergejehene und 
außergewöhnliche einmalige Ausgaben erklärte die Regierung aus dem Pauſch— 
quantum nicht deden zu können; fie behielt jich deren jährliche bejondere An— 
forderung vor. Der Reichstag dagegen, der ſich das Budgetrecht auf diejem 
Gebiet nicht nehmen laſſen wollte, hielt grundjäglich daran feit, daß der Mili- 
täretat in gleicher Weije, wie die andern Etats, jährlich zu bewilligen jei. — 
Man verjtändigte jich dahin, daß der Reichstag auf die Ausübung jeines 
Budgetrecht3 für einige Uebergangsjahre verzichtete. — Aus den Verhand— 
lungen gingen u. a. die Art. 60, 62 und 71 der Berfajjung des nord- 
deutſchen Bundes hervor, wonach bis zum 31. Dezember 1871 für den 
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Kopf der auf 1°/, der Bevölferung von 1867 zu normirenden Friedenspräjenz- 
jtärfe des Bundesheeres den Bundesfeldherrn je 225 Thlr. zur Verfügung zu 
jtellen, und für diefe Uebergangszeit die nach „Titeln“ geordneten Etats über 
die Ausgaben für das Bundesheer dem Bundesrat und dem Reichstag nur 
zur Kenntnißnahme und zur Erinnerung vorzulegen waren. — Der Betrag 
von 225 Thalern jeßte fich in folgender Weile zujammen: Der Geldbedarf 
der Armee wurde damals auf 213 Thlr. pro Kopf berechnet; (von 1820 bis 
1861 Hatte ſich dieje Ziffer zwifchen 180 und 208 bewegt); es jollten hinzu— 
treten für kleinere Bebürnife — 1 Thlr., für bejjere Quartierentichädigung 
= 5 Thlr., für befjere Verpflegung de Mannes = 3 Thlr., für Gehalts- 
verbejjerung der Offiziere = 3 Thlr., zuſ. 12 Thlr., jomit Gejammtbetrag 
— 225 Thlr. — Mit dem 1. Juli 1867 war die Verfaſſung des norddeut- 
jchen Bundes in Kraft getreten. Auf der Grundlage der verfafjungsmäßigen 
Beitimmungen und der in den Militärfonventionen zwijchen Preußen und den 
übrigen norddeutichen Staaten getroffenen Vereinbarungen wurde in der fol- 
genden Zeit ohne erhebliche Schwierigkeiten das Bundeskriegsweſen einheitlich 
organifirt. Für das unter dem Oberbefehl des Königs von Preußen ftehende, 
nunmehr aus dem Gardeforps, jowie den acht bisherigeu (1.—8.) und den drei neu— 
gefchaffenen (9.—11.) territorialen, jomit aus 12 preußischen und dem 12., nad) 
preußischen Grundjäßen umgejchaffenen und vergrößerten ſächſiſchen, zujammen 
aus 13 Armeeforps bejtehende Bundesheer galten fortan auch hinfichtlich des 
Etatswejens die bisherigen preußiichen Normen. — Die Militärausgaben des 
eriten Halbjahrs 1867 betrugen für Preußen des alten Standes fortdauernd 22,1 
Mill., einmalig 1,2 Mill. Thlr., zuj. 23,3 Mill. Thlr., während im zweiten 
Halbjahr, für das ftufenweije die Bundesfinanzverwaltung eintrat, die Aus— 
— der (noch nicht vollſtändigen) Bundesgemeinſchaft ſich auf laufend 
7,1 Mill, einmalig 1,5 Mill., zuj. 28,6 Mill. Thlr. beziffern. — Mit dem 
1. Sanuar 1868 gingen vollends die Kontingente des Großherzogthums Heſſen 
und des Königreichs Sachſen auf YBundesrechnung über; der Bundespaujchal: 
etat erjtredte jich nun auf das gejammte Bundesheer. — In den vier Jahren 
diefer Bundespaujchalverwaltung (1868—1871) wurden für das Bundesheer 
(299704 Köpfe A 225 Thlr.) jährlich durchichnittlic) 66,6 Mill. Thlr. (fort: 
dauernd 65,4 Mill., einmalig 1,2 Mill. Thlr.) ausgegeben. — Der urjprüng- 
lichen Etatsjumme für 1871 (66,8 Mill. Thlr.) traten noch für jämmtliche 
Bedürfnijje des badischen Kontingents im zweiten Halbjahr 1871 (für 14388 
Mann & 1121/, Thlr.) 1,6 Mill. Thlr. Hinzu. — Dem Wejen der Pauſch— 
verwaltung entjprechend war in den 4. Haushaltsetats des norddeutjchen Bun— 
des von 1868 bis 71 der Bedarf der Militärverwaltung unter Kap. 5 bezw. 
6 in einer Summe ausgeworfen. Durch die im Bundesgejegblatt, anjchliegend 
an den Haushaltsetat des nmorddeutjchen Bundes, veröffentlichte Verordnung 
des Königs von Preußen wurde jedoch im Namen des Bundes auf Grund 
von Urt. 62 und 71 der Bundesverfafjung „der diefer Verordnung als An: 
lage beigefügte, dem Bundesrath; und dem Neichtag zur Kenntnignahme und 
Erinnerung vorgelegte Hauptetat der Militärverwaltung des Bundes titel: 
weije auf den im Bundeshaushaltsetat vorgejehenen ah Die 
Gliederung dieſes HauptetatS gejtaltete fich in folgender Weije. Unter Ab- 
jchnitt A waren die fortdauernden Ausgaben aufgeführt, derart, daß die Titel 
des früheren preußiichen Militäretats in ihre Umnterabjchnitte aufgelöjt und 
legtere wiederum, joweit angängig, in perjönliche und jächliche Ausgaben zer- 
legt wurden; dieje einzelnen Theile jtellte man als „Titel“ unter fortlaufen- 
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ben Nummern (1—60) in den Bundesmilitäretat ein; eine Gruppirung diejer 
Titel ergab ſich dadurd, daß für die zufammengehörigen Titel die Zweckan— 
gaben der früheren preußischen Titel oder Unterabjchnitte als Ueberſchriften 
beibehalten wurden. So waren 3. B. aus dem früheren Titel 3 „Berpflegung, 
Ausrüftung und Ergänzung der Truppen“ jegt 24 jelbitjtändige Titel ge: 
worden. Die Verwaltung des Potsdamer Militärwaifenhaufes (früher Tit. 8) 
jchied aus dem Militäretat aus. — Unter Abjchnitt B wurden die einmaligen 
Ausgaben, die mit aus dem Paujchquantum zu deden waren, ebenjo, wie 
früher, titelweije fejtgeitellt und veröffentlicht. — Eine Untervertheilung der 
Titelfummen auf die einzelnen Kontingente — Preußen zc., Sachſen, Medlen- 
burg, Hejjen — enthielten die genannten Hauptetats für 1868 und 1869 noch) 
nicht ; fie geichah erjt für die Etats 1870 und 71. — Am 16. April 1871 
wurde die Berfajjung des Deutſchen Reichs publizirt. — Auf dem 
Boden diefer Verfaſſung und gemäß den zwilchen Preußen und dem ſüddeut— 
ichen Staaten abgejchlofjenen, einen Theil des Neichsftaatsrechts bildenden 
Militärfonventionen (die in ihnen von Preußen eingegangenen Verpflichtungen 
jind als im Namen und auf Nechnung des Reichs übernommen zu erachten 
und daher vom Neich zu erfüllen) vollzog ſich num die einheitliche Geftaltung 
des deutjchen Neichsheeres in ähnlicher Weife, wie die des Bundesheeres von 
1867/70 erfolgt war. Nach Aufnahme der großherzogl. heſſiſchen Divifion 
(al3 dritte des 11. A.C.) und des badijchen Kontingents (als 14. A.C.), jo: 
wie nad; Neubildung des 15. A.C. für Elſaß-Lothringen umfaßte jeßt der 
preuß. Militärverband 14 Armeeforps, während die drei Hönigreiche Bayern, 
Sadjen, Württemberg, erjteres für zwei, legteres für je ein Armeeforps ihre 
eigene Verwaltung behielten, in der Weije, daß Bayern zwar jeine Militär: 
ausgaben aus den Einnahmen des Reichs beftritt, aber jeinen Militäraufwaud 
in eigenem Namen machte, Sachſen und Württemberg dagegen die Heeresaus— 
gaben ebenjo, wie Preußen, im Auftrag und Namen des Reichs zu bejtreiten 
hatten. Es gab alſo fortan zwar ein Neichsheer und einen Reichsmilitärfiskus, 
nicht aber eine Neich3militärverwaltung als jolche; an Stelle der leiteren be: 
ftanden 4 „Kontingentsverwaltungen“ je mit einem Zandesininifter an ber 
Spige. Verfaffungsrechtlich (Art. 4 Nr. 14 und Art. 17 der Reichsverfaſſung) 
erichten aber der Reichskanzler gewiffermaßen zugleicd; als Reichskriegsminiſter 
d. h. als die für die Verwendung der NeichSmittel zu Zwecken des Reichs: 
heer8 dem Reich gegenüber verantwortliche Inftanz. Eine jtrenge Scheidung 
der Reichs- und Landesfompetenz auf diefem Gebiet war nicht möglich; Die 
Berftändigung mußte von Fall zu Fall gejucht werden. Im Uebrigen war 
„für die dem Reichskanzler obliegende Verwaltung und Beaufjichtigung der 
durch die Verfaffung zu Gegenjtänden der Neichsverwaltung gewordenen, bezw. 
unter die Aufficht des Kaiters gejtellten Angelegenheiten, ſowie für die dem 
Reichdfanzler zujtehende Bearbeitung der übrigen Reichsangelegenheiten“ das 
Reichsfanzleramt (früher Bundesfanzleramt, jpäter Reichsichagamt) zuftändig. 
Die Stellung der jo mit dem Neichsfanzleramt verbundenen, unter der Ber: 
antwortlichfeit des Reichsfanzlers zu führenden Finanzverwaltung des Reichs 
zu den Landesfriegäminifterien glich nun namentlich Hinfichtlich des Etatsweſens 
mit den durch die Verfaſſung und Geſetzgebung des Reichs bedingten Modifi— 
fationen im Wejentlichen derjenigen, welche früher hierin das preuß. Finanz— 
minifterium zum preuß. Kriegsminifterium eingenommen hatte, wenn ſie auch 
nicht ebenjo ſtark war, wie jene. (Meatrifularbeiträge jtatt Defizit.) — 

Im November 1871 begannen die Berathungen über den Etat der Ber- 
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waltung des Neichsheeres für 1872. Der von der Regierung vorgelegte 
Hauptetat der Militärverwaltung für diefes Jahr ſchloß nach Abzug der ein 
zelnen Staaten vertragsmäßig zu gewährenden „Nachläſſe“ mit 89 996 393 
Ihalern, wovon 10854900 Thlr. auf die Militärverwaltung Bayerns ent- 
fielen. Die beiden Faktoren erjterer Summe waren der bisherige Pauſchal— 
betrag von 225 Thlrn. pro Hopf und die mit 1°/, der Bevölferung von 1867 
berechnete Gejammtpräjenzitärfe des Reichsheeres von 401 659 Mann. Spezial 
etats hatte die Regierung wegen der noch bejtehenden unfertigen und exzep— 
tionellen Berhältnifje (Fehlen eines Neichsmilitärgejeges, Uebergangsperiode 
der Heeresorganifation, Offupation der franzöj. Gebietstheile) noch nicht vor: 
legen können; auch eine detaillirte Weberficht der Deerespräjenzitärfe nad) 
Waffengattungen zc. war dem Voranjchlag für 1872 nicht beigegeben. — Trotz 
der jeit der — des Pauſchalſatzes von 225 Thlrn. (Frühjahr 1867) 
auf fait allen Gebieten der Militärverwaltung eingetretenen namhaften Aus 
gabenjteigerung glaubte die Regierung mit dem bisherigen Sage die Unter: 
haltungsfoften des Neichsheeres bejtreiten und innerhalb desjelben auch die 
Mittel zur Bejtreitung der einmaligen Ausgaben erübrigen zu fönnen, weil 
bejondere Umjtände (Ausfallen der Uebungen des Beurlaubtenjtandes, jpätere 
Einjtellung der Rekruten aus Eljaß-Lothringen, Naturalverpflegung der Oklu— 
pationstruppen für Rechnung Frankreichs, geringerer Aufwand für die laufende 
Unterhaltung von Waffen und Munition, Bekleidung und Ausrüftung wegen 
des „NRetablijjements“) erhebliche Ausgabeverminderungen für diejes Jahr zu 
ließen. Für die fünftigen Jahre erflärte die Negierung eine Erhöhung des 
Baujchquantums, das jchon in den Jahren 1867/69 nur mittelit Zuhilfenahme 
von Rejerven (Erjparnifje früherer Jahre) ausgereicht hatte, als unvermeidlich). 
Da der Neichstag vor Allem eine Erhöhung der Militärausgaben für die 
folgenden Jahre verhüten wollte, die Negierung aber aus politijchen Gründen 
(Offupation franzöj. Gebietstheile, unvolljtändige Erfüllung des Parijer Friedens, 
Unficherheit der auswärtigen Lage) großen Werth darauf legen mußte, daß 
mindejtens bis zum Schluß des Jahres 1874 der dermalige Bejtand des 
deutjchen Heeres feinerlei Wechjelfällen ausgejegt jei, jo fam, indem man den 
vorgelegten Militäretat für 1872 fallen ließ — wiederum al3 Kompromiß — 
das Neichsgejeg vom 9. Dezember 1871 zu Stande. Hienach wurde jür die 
Jahre 1872, 73 und 74 die FFriedenspräfenzitärfe des deutjchen Heeres auf 
401 659 Mann und der zur Veitreitung des Aufwands für dieſes Heer er: 
forderliche Betrag auf jährlich 90 373275 Thlr. fejtgeftellt. Von dieſem Be 
trag waren jährlich 79518375 Thlr. dem Kaiſer zur Verfügung zu jtellen 
und 10854900 Thlr. Bayern zu überweifen. Nach den Schlußbeftimmungen 
der Neichsverfajlung über das Neichskriegsweien (Bündnigvertrag mit Bayern 
vom 23. November 1870) ift Bayern verpflichtet, „für jein Kontingent und 
die zu demjelben gehörigen Einrichtungen einen gleichen Geldbetrag zu ver: 
wenden, wie nac) Verhältniß der Kopfitärfe durch den Militäretat des deut: 
chen Reichs für die übrigen Theile des Bundesheeres ausgejegt wird. Diejer 
Geldbetrag wird im Bundesbudget für das Königlich Bayeriſche Kontingent 
in einer Summe ausgeworfen. Seine Verausgabung wird durch Spezial: 
etats geregelt, deren Aufjtellung Bayern überlajjen bleibt. Hiefür werden im 
Allgemeinen diejenigen Etatsanjäge nach Verhältniß zur Nichtjcehnur dienen, 
welche für das übrige Bundesheer in den einzelnen Titeln ausgeworfen ind.“ 
— Die nad Titeln geordneten Etats über die Verausgabung des dem Staijer 
jährlich zur Verfügung zu jtellenden Betrags jollten dem Bundesrat und 
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Neihstag nur zur Senntnignahme und Erinnerung vorgelegt werden. — Der 
Haushaltsetat für das Deutjche Reich für 1872 gewährte unter Ausgabefapitel 5 
rür jämmtliche Bedürfniffe „der Verwaltung des Reichsheeres“, mit Berück— 
fihtigung der einzelnen Bundesitaaten vertraggmäßig zufommenden „Erlafje“ 
in einer Summe = 90042492 Thlr. Unter Beibehaltung der bisherigen 
Form jtellte eine Kaiferliche Verordnung im Anjchluß an den Neichshaushalts- 
etat auf Grund des vorgen. Gej. v. ö. Dez. 1871 den Hauptetat der Ver: 
waltung des Neichsheeres titelmeife (Abjchn. A fortdauernde Ausgaben, Tit. 
1-60, = mie jeither, — ſodann Abjchn. B: einmalige Ausgaben, Tit. 1 ze.) 
mit Untervertheilung auf die Kontingente Preußen 2c. ꝛc., Sachſen, Württem- 
berg, Mecklenburg auf 79141493 Thlr. feſt, dazu famen für die Militärver- 
waltung Bayerns = 10900999 Thlr. (einjchliegl. 46099 Thlr. zu Gehalts: 
verbefferungen). Gejammtjumme = M042492 Thlr. Der Betrag für Bayern 
it verfaffungsmäßig in der Kaiſerl. Verordnung lediglich in einer Summe 
ausgeworfen, wie ſich denn auch die Kenntnignahme und Erinnerung des 
Bundesraths und Neichstagd nur auf die Spezialifirung des erjtgenannten, 
dem Kaiſer zur verfafjungsmäßigen Verwendung zur Verfügung gejtellten Be— 
trags bezog. — Beiſpielsweiſe jegte diefer „Dauptetat der Verwaltung des 
Neichsheeres für 1872 unter Tit. 20 für Preußen und die in deſſen Ver: 
waltung übernommenen Kontingente an „Sehältern und Löhnung der Truppen” 
= 22341 252 Thlr. aus; diefe Summe rejultirte aus Tit. 20 der Spezial: 
etats, wo Gehälter und Löhnung der Truppen für jedes Regiment ꝛc. in 
einer Summe berechnet waren, durch Bervielfältigung diejer Einheitsjummen 
mit der Zahl der betr. Negimenter ꝛc. und Addition jämmtlicher Beträge; 
jene Einheitsjummen wiederum jeßten ſich im Einzelnen zujammen aus den 
jährlichen „Fzriedensverpflegungsetats“ der Truppen. — Für ein Linieninfanz 
teriebataillon 3. B. (570 Mann) wurde in legteren für Gehälter, Löhnung, 
Zulagen, allgemeine Unkosten, Waffenreparaturgeld, zum Unterricht, für Bureau: 
geld und zu Fleinen Ausgaben zujammen monatlich 2976°/, Thlr. — jährlich 
35722?/, Thlr. berechnet; für die drei das ea bildenden Batailione 
ergaben ich jomit 3X 35722°/, Thlr. — 107168 Thlr.; hinzu traten noch 
für den Negimentsjtab — 6416 Thlr., jomit Summe jährlich für das ganze 
Regiment = 113584 Thlr. (1862 = ca. 97000 Thlr. für ein Linieninfans 
terieregiment = 3 Bataillone à 538 Mann). — Die eigenen, nicht erheblichen 
Einnahmen der Verwaltung des Neichsheeres kamen, wie fchon zur Zeit des 
Norddeutichen Bundes, nicht der Paujchverwaltung, fondern den allgemeinen 
Fonds zu gut; fie wurden verfafjungsmäßig jährlich veranjchlagt und auf deu 
Reihshaushaltsetat gebracht. — Einnahmelapitel 6: Verjchiedene Einnahmen. — 
Den Höchſtbetrag erreichten diefe Einnahmen während der Baujchperiode im Jahre 
1874, und zwar anjchlagsmäßig mit 79793 TIhlr.; thatjächlich ergaben jich 
rund 291 000 Thlr. mehr in Folge beträchtlicher, durch die Nechnungsprüfung 
berbeigeführter, in diejem Umfang nicht vorberzujehender Rückeinnahmen. — 
In der äußeren Geftaltung glich das Militäretatswejen für 1873 dem von 
1872, ebenjo das von 1874 mit der Ausnahme, daß der Hauptetat für die 
Verwaltung des Reichsheeres die UntervertHeilung der Titelfummen auf Meck— 
lenburg nicht mehr enthielt. Dies erklärt ſich aus dem fonventionsgemäß 
vom 1. Januar 1873 ab erfolgten Uebergang der Kontingente von Mecklen— 
burg- Schwerin und »Strelig in den Etat und die Verwaltung der preuß. 
Armee (9. A.C.). Da die betreffenden Konventionen erſt im Dezember 1872 
abgeichloffen wurden, der Etat für 1873 aber jchon im Juli 1872 veröffent- 
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> worden war, jo zeigte der Etat für 1873 noch die genannte Unterver- 
theilung. — 

Aus dem Paujchquantum find in den Jahren 1372/74 die Kojten der 
Neuformation der Artillerie, die Erhöhung der Offiziersgehälter und die Ver— 
bejjerung der Mannjchaftsverpflegung beitritten worden. Beiſpielsweiſe wurden 
für 1872 die jährlichen Unterhaltungsfojten eine® Gemeinen der Infanterie 
an Löhnung, Naturalverpflegung, Bekleidung, Servis und Sranfenpflege auf 
93 Thlr. 9 Sgr. 8 Pig. berechnet; diejer Betrag jtieg im Jahre 1873 nament- 
lich in Folge der Verbeſſerung der Mannſchaftskoſt auf etwa 97 Thlr. Aus: 
führliche Einzelheiten hierüber lieferten die Spezialetats für 1873. — 

Eine Erhöhung der fortdauernden Militärausgaben über das 
Baujhquantum hinaus bewirften für die Jahre 1872/74 die aus all: 
gemeinen Reichsfonds zu bejtreitende Aufbefferung der Bejoldungen der Militär- 
beamten, weiter für die Jahre 1873 und 74 die Neichsgejege vom 14. Juni 
1873 betr. die außerordentlichen Ausgaben zur Berbejjerung der Lage der 
Unteroffiziere und vom 30. Juni 1873 betr. die Bewilligung von Wohnungs- 
geldzujchüffen an die Difiziere und Aerzte des Neichsheeres und der Kaijerl. 
Marine, jowie an die Reichsbeamten (vom 1. Januar 1873 ab). — Die Bus 
Ihüffe zu den Beamtenbejoldungen waren im Neichshaushaltsetat für 1872 
für jämmtliche Zweige der Neichsverwaltung unter einem bejonderen Kapitel 
(10) in einer Summe ausgejegt (1291020 Thlr.), 1873 und 74 dagegen 
wurde der Antheil an diefen Bejoldungszujchüffen in die Etat3 der einzelnen 
Verwaltungen, aljo auch in den Hauptetat der Verwaltung des Reichsheeres 
aufgenommen. Für jedes der drei Jahre beliefen ich die Zuſchüſſe für die 
Verwaltung des Neichsheeres (einschließlich Bayern) etatsmäßig auf 383798 
Thaler; die Zuſchüſſe für Bayern (46099 Thlr.) find, wie ſchon bemerft, in 
obengenannter Summe von 10900999 Thlr. enthalten. — Zufolge der er- 
wähnten beiden Reichsgejege vom 14. und 30. Zuni 1873 wuchjen der urſprüng— 
lichen Summe des Ausgabefapitels 5 — Verwaltung des Neichsheeres — des 
ihon am 10. Juli 1872 veröffentlichten Reich3haushaltsetats für 1873 — 
% 565494 Thlr. nachträglich, einschl. Bayern, 1604997 Thlr. für Beffer: 
jtellung der Unteroffiziere und 3071162 Thlr. Wohnungsgeldzuſchüſſe für die 
Dffiziere, Militärärzte und Militärbeamten zu, jo daß das Etatsjoll dieſes 
Kapitel8 auf 95241653 Thlr. ſtieg. Für 1874 wurden die gejeglich zur 
Beſſerſtellung der Unteroffiziere bejtimmten 2139996 Thlr. dem nach dem 
Geſetze vom 9. Dez. 1871 erforderlichen Betrag von 90693213 Thlr. im 
Ausgabefapitel 5 des Reichshaushaltsetats zugejchlagen, jo daß jich die Summe 
diejes Kapitels auf 92833209 Thlr. bezifferte, während die Wohnungsgeld- 
zujchüffe für das Neichsheer (3071162 Thlr.) im Reichshaushaltsetat für 
1574 in der Summe des bejonderen Kapitels 11 „Wohnungsgeldzujchüffe für 
die Offiziere des Reichsheeres und der Kaiſerl. Marine, jowie für die Reichs: 
beamten” = 5361420 Thlr. eingeſchloſſen waren. 

Das Etatsſoll der ordentlichen Militärausgaben des Reiches in den 
Sahren 1872, 73 und 74 berechnet jich hienach folgendermaßen: 

Für 1872. Pauſchquantum (401659 X 225 Thlr.) . = 90373275 Thlr. 
Davon ab die „Nachlälfe” . » . . - 3768852 „ 

89996 393 Thlr. 
Dazu für Beamtenbejoldungsverbefjerung 383798 „ 

191 Thlr. 
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Für 1873. Da ſich Paufchquantum und Bejoldungs- 
zufchüffe nicht ändern, jo tritt der Summe 
für 1872 nur der Unterjchied der Nachläffe 
von 1872 = 376882 Thlr. und vort 
1873 = 191579 an binzu, * ein 
Mehr von . . . 185303 Thlr. 


= 90565494 Zhlr. 
Hiezu fommen für Beſſerſtellung der Unter: 


offiziere . 5 1604997 , 

und für Wohnungsgeldzufchüffe u 3071162 „ 
zufammen 95241653 Tplr. 

Tür 1874. Durch weitere Verminderung der Nachläſſe 

ergibt fich ein Zuwachs zu der Summe 


von 90565494 Thlr. des Vorjahres von 127719 „ 
— 90693 213 Thlr. 

Hiezu für die Unteroffiziere . . 2139996 „ 

„ Wohnungsgeldzufhüfe - - 3071162 „ 


zujammen 95904371 Thlr. 
Zu Teßterer Summe traten noch in Folge 
des Nachtragsetats für 1874 (Gej. vom 
24. April 1874) Zulagen an die Bejaß- 


ungstruppen in EljaßXothringen . . . 224365 „ 
jo daß fi) al Gejammtjumme für 1874 
ergibt . . 936128736 Thlr. 


In den folgenden Jahren ericheinen die letztgenannten Zulagen weiter 
unter den einmaligen Ausgaben der Militärverwaltung, während der Mehr: 
aufwand für Beamtenbejoldungsverbefferung, für Unteroffiziere und für Woh— 
nungsgeldzuſchüſſe in die fortdauernden Ausgaben übergeht. — 

Thatjächlich wurden gegen das Etatsſoll weniger verausgabt, aljo 
eripart, für 1872 — 2738 Thlr., 1873 — 585036 Thlr. und 1874 — 
202 642 Thlr. Die Erjparnifje für 1873 und 74 rühren hauptjächlich davon 
ber, dab an Wohnungsgeldzujchüffen weniger, als veranjchlagt, auszugeben 
war. Bemerfenswerth ift in legterer Hinficht, daß 1874, abweichend von dem 
Verfahren für 1873, wonad) die Eriparniffe Bayerns an Wohnungsgeldzu: 
ſchüſſen dem Reich heimfielen, Bayern der anſchlagsmäßig auf dasjelbe fallende 
Antheil an den Wohnungsgeldzuichiiiien voll verblieb, weil inzwijchen der Grund— 
jat; zur Anerkennung gelangt war, daß Bayern an den gegen den Milttäretat 
von den übrigen Kontingenten gemachten Erjparnifjen nicht theilnehme und 
dagegen Erjparnifje Bayerns an jeinem Meilitärguantum auch den übrigen 
Staaten nicht zu Gut fommen jollen. — 

Neben den Paujchaletat wurden ferner in den Jahren 1872/74, außer: 
ordentliherweije, aus der franzöfiichen Kriegsentichädigung noch eine 
Reihe von Militärausgaben beftritten, entweder aus Anlaß des franzöfiichen 
Krieged jowie der mit der Dffupation franzöjiicher Gebietstheile ꝛc. verbun- 
denen Ausnahmezuftände im Allgemeinen, oder auf Grund befonderer Reiche: 
gefege — vgl. namentl. Gef. v. 23. Mai 1873 betr. die Gründung und Ver— 
waltung des Reichsinvalidenfonds (187 Mill. Thlr.) und Gel. v. 30. Mai 
1873 betr. die Geldmittel zur Umgeftaltung und Ausrüftung von deutjchen 
Feſtungen (72 Mill. Thlr.), wie denn überhaupt nad) und nad) durch die 
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Gefeßgebung die Verfügung über jämmtliche Einkünfte aus der Kriegskoſten— 
entjchädigung getroffen worden ift. 

Es bertteht fi) von jelbft, daß damals und in der Folgezeit diefe Ver— 
hältnifje den ordentlichen Heereshaushalt mittelbar und unmittelbar beeinflußter. 
Namentlich) war bei der aus der Sriegäfoftenentjchädigung zu bewirfenden 
MWiederheritelung der Kriegsbereitichaft des Heeres, dem jog. „Retabliſſement“ 
— vgl. Gel. v. 2. Juli 1873 Art. 2 8 5 — ein jcharfes Trennen und Aus— 
einanderhalten des ordentlichen und außerordentlichen Dienftes, wohl im Etat 
und in der Nechnung, nicht aber in der Wirklichkeit durchführbar. Wie fich 
übrigens aus den betr. KReichstagsverhandlungen ergibt, ift den gejeßgebenden 
Faktoren dieje Ummöglichfeit einer genauen Scheidung zwiſchen dem außeretats— 
mäßigen und außerordentlichen Dienft zur Dedung der durch den Krieg ent- 
Itandenen Bedürfniffe und der laufenden Verwaltung nicht unbefannt geweſen 
und bejtanden dort gegen etwaige aus den Berhältniffen fich ergebende Er— 
leihterungen der Leßteren durch Erfteren — um große Summen handelt es 
fi hier nicht — feinerlei Bedenken. — 

Aus der franzöfiichen SKriegkoftenentichädigung iſt auch nach Aufhebung 
des preuß. Staatsſchatzes, der jeiner wejentlichen Beftimmung nach von jeher 
ein Kriegsſchatz war, und deſſen, finanzpolitiich und etatsrechtlich vielfach an— 
gefochtener Behand es 1870 in Folge des Zeitgewinns bei der Mobilmachung 
ermöglicht hatte, das ganze linfe Rheinufer vor der franzöfiichen Invafion zu 
Ichüßen, ein unter der Verwaltung des Neichsfanzlers jtehender Reichskriegsichag 
von 40 Mill. Thlr. gebildet worden — vgl. Gej. v. 11. Nov. 1871 — mit der Be- 
ftimmung, daß über denjelben „zu Ausgaben nur für Zwecke der Mobilmachung 
und nur mitteljt Katjerlicher Anordnung unter vorgängiger oder nachträglich einzu— 
holender ee des Bundesraths und des Neichstagsverfügt werden könne.” 

Die Jahre 1860—1874 find bejonders rühmlich für die preußiſche Heeres- 
verwaltung gewejen; es fällt diefe Zeit ungefähr zujammen mit der Amtsfüh— 
rung des Kriegsminifterd Grafen von Roon (1859 — 1863). 

Zu den militärischen Errungenjchaften der Jahre 1864, 66 und 70/71 
und zu der Ueberwindung der inner: und außerpolitiichen Schwierigfeiten nad) 
den Stiegen hat von Roons Thätigfeit nicht ummejentlich beigetragen. Die 
reichen Erfolge diejes hervorragenden Sriegsminifterd aber — und diejer Um— 
ftand wird wohl nicht immer voll gewürdigt — find ficher der ihm zu Theil 
gewwordenen Freiheit in der finanziellen Bewegung mit zu verdanfen. — Mit 
dem Jahre 1874 geht die Paujchverwaltung zu Ende; unter der Herrſchaft 
des NeichSmilitärgefeges vom 2, Mai 1874 tritt nunmehr das Budgetrecht 
des Reichstags auch auf dem Gebiet der Militärverwaltung in Geltung. — 


Anmerkung. 


Auch diefer Abfchnitt beichränkt fich auf die Miedergabe des MWefentlichiten aus den 
öffentlichen Druckſachen. — 

Die zum Theil recht verwidelten Einzelheiten der Zeit von 1868—74 find durch ver» 
ichiedene Artikel in den Jahrgängen 1868—74 der „Annalen“ — vgl. befonders: „Finanzen 
und Anftitutionen des deutichen Reichs. 1. Das Reichsheer. Einleitende Ueberſichten.“ — 
Jahrgang 1873 ©. 1 ff. — ausführlich dargelegt. 

Mit Nüdficht auf die folgenden Jahre und zugleih um zu zeigen, wie eigentbümlich 
der Charakter des Reichskriegsmeiens auch in finanzieller Beziehung von Anfang an gemeien 
ift, wurden die Zahlenverhältniffe für die drei eriten Jahre des deutfchen Militärhausbalts 
eingehender behandelt. Für die früheren Jahre find der Einfachheit wegen in der Negel 
abgerundete Summen angegeben. 

Die Unterfchiede zwiihen Etats und Rechnungen blieben — abgejehen von den drei 
vorerwähnten Jahren — auch in diefem Abfchnitt, als nicht von Bedeutung, außer Betradit. 
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III. Die Etats „der Berwaltung des Reichsheeres“ 
für die Jahre 1875 und 1876. 


Das Reichsmilitärgejeg vom 4. Mai 1874, das in Verbindung mit den 
Beitimmungen des XI. AbjchnittS der Reicheverfafung und des Getehes betr. 
die Verpflichtung zum Sriegsdienft vom 9. Nov. 1867 als das Grundgeſetz 
der militäriichen Organijation des Reichs anzufehen iit, war vom 1. Sanuar 
1875 ab für die jährliche Feititellung der Ausgaben zur Verwaltung des 
Neich3heered maßgebend. — Der Schwerpunft diejes Gejeges lag in dem viel- 
umjtrittenen $ 1. Bejonders im Hinblif auf die mächtigen Nachbarftaaten, 
namentlich Frankreich, wo bei einer Bevölferung von ca. 37 Mill. Einwohnern 
nah Einführung der allgemeinen Wehrpflicht mit zwanzigjähriger Gejammt: 
dienjtzeit die TFriedensjtärfe des Heeres auf 428000 Mann normirt worden 
war, hatte die Reichsregierung für Deutjchland mit ca. 41 Mill. Einwohnern 
bei zwölfjähriger Gejammtdienjtzeit (wovon 3 Jahre bei der Fahne) ein Heer 
von 401659 Mann als unabweisbares Erfordernig für die Sicherheit des 
Reichs erklärt und zugleich, unter entjchiedener Ablehnung einer jährlichen Feſt— 
jtellung der Friedenspräſenzſtärkle durch das Etatsgeſetz, die Feithaltung dieſer 
Ziffer auf unbeſtimmte Zeit, d. 5. bis zum Erlaß einer anderweiten gejeglichen 
Beitimmung, gewünſcht. Eine Präjenzjtärfe von 401659 Mann war damals 
nicht ganz 1°/, der im Jahre 1867 ermittelten Bevölferung. Es Hatte Die 
———— des Heeres für Preußen 1816 — 1'/,°/, 1861 = 
1,065°/,, und für dem morddeutjchen Bund rumd 1°/, der Bevölkerung be- 
tragen. GSelbjtverftändlih ſtand bei der jtetigen Zunahme der Bevölkerung 
eine Ermäßigung des genannten Prozentjages von Jahr zu Jahr in Ausficht. 
Die Unteroffiziere waren, der jeitherigen Praxis entjprechend, in die genannte 
Ziffer eingerechnet; Die Einjährigfreiwilligen dagegen, abweichend von dem 
bisherigen Verfahren, nicht. Ber den Verhandlungen einigte man ſich auf 
Fixirung der Ziffer von 401659 Mann für 7 Jahre, aljo bis 31. Dezember 
1881. Dieje Ziffer bildete (damals) eine Marimalziffer, in dem Sinn, daß 
die Friedenspräſenzſtärle des Heeres an feinem Tage des Jahres darüber hinaus 
— durfte, und fie bildete auch eine Normalziffer, inſofern fie das Recht der 
eichöregierung enthielt, von dem Reichstag die SEI EB age — die⸗ 
ſem Präſenzſtand zu verlangen (alſo Verpflegungstage = 401 669 X 365). — Der 
Reichstag war nunmehr in Ausübung feines Budgetrechts, abgejehen von den durch 
die Bejtimmungen der Reichsverfaſſung über das Reichskriegsweſen gegebenen 
Schranken ebenjo, wie bei jedem anderen eine dauernde Organijation enthalten- 
den Verwaltungsgejeg gebunden; er durfte die zur Aufrechthaltung der Präſenz— 
ftärfe von 401659 Mann nöthigen Mittel nicht verweigern, hatte aber bei 
den zahlreichen Pojitionen des Militäretats, bei denen es nicht auf die Präjenz: 
ziffer anfam, freie Hand mit feinem Bewilligungsrecht. — Wie ſchon früher 
in Preußen und im Norddeutichen Bund der Präjenzitand des Heeres immer 
nur etwa 80—90°/, der Etatsjtärfe gewejen war, jo waren auch im Neich 
in den drei Jahren 1872—74 wejentlich deshalb, weil das Pauſchquantum 
— * ereicht Hatte, 401659 Mann präſent zu halten, thatſächlich nur 
Mann jährlich unter der Fahne geitanden. Nun aber jollte erjtere 

— fährt wenigſtens annähernd präjent jein und jollten die wirklichen Aus— 
gaben für Diejen, wenn auch nicht nominell, jo doch thatjächlic; erhöhten 
riedensſtand jährlich im Einzelnen durch den Etat feitgejtellt werden. — Die 
olge davon war eine erhebliche Steigerung der Meilitärausgaben. — Der 
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Haushaltsetat des deutjchen Reichs für 1875 (Hauptetat) enthielt zum erſten— 
mal einen regelmäßigen Militäretat, d. h. einen jolchen, auf den die Beitim- 
mungen ber Reichsverfaffung über das Reichsfinanzweſen ohne die jhon früher 
erwähnten, für die Uebergangszeit —— Einſchränkungen des Art. 71 
Anwendung fanden. Allein Dieter ilitäretat zeigte doch noch viele Unvoll— 
fommenheiten in der Form. Die Militärverwaltung Hatte denjelben in Der 
Hauptjache noch in der gewohnten jeitherigen Weife — Tit. 1-60 — auf: 
gejtellt; eine den veränderten Nechtsverhältniffen völlig entiprechende Umge— 
ſtaltung und Spezialifirung bdesjelben war noch nicht möglich gewejen. Die 
Budgetkommiſſion hatte hinſichtlich dieſes Etats eine um jo jchwierigere Auf— 
gabe, als im legten Jahrzehnt ein Militäretat von Volksvertretern überhaupt 
nicht mehr berathen worden war und jomit die für die Beurtheilung der Hier 
vorliegenden Berhältniffe nöthige Erfahrung vielfach fehlte. Durch das von 
dem Berichterftatter der Kommiffion Namens der leteren im Reichstag hervor— 
gehobene Entgegenfommen der Militärverwaltung, die alle® zur Erläuterung 
des Etat3 erforderliche Material bereitwilligit lieferte, gelang es jedoch, „Miß— 
verjtändniffe zu löjen und zu einer gegenjeitigen friedlichen und freundlichen 
Verjtändigung zu kommen“. — Im Uebrigen jollten nach den Verhandlungen 
des Neichstags vom 1. Dezbr. 1874 für die Dispofitionsbefugnijje der Ver— 
waltung nicht bloß die einzelnen Titelfummen des Etats, jondern jchon die 
Summen der einzelnen Nummern, joweit fie Gegenjtand der Beichlußfaffung 
Feige find, als Grenze gelten, deren Weberjchreitung der Rechtfertigung be= 
dürfe. — 

Eine formale Wenderung des neuen Etat? gegen den vorangegangenen 
beitand darin, daß jeßt die Wohnungsgeldzujchüffe nicht mehr in einem Kapitel 
des Reichshaushaltsetat® ausgeworfen, jondern in die Etats der einzelnen 
Berwaltungszweige, aljo auch in den Militäretat, aufgenommen wurden. Um: 
gefehrt vereinigte man von jeßt ab alle Ausgaben des Reichs für Benfionen ꝛc. 
mit Ausnahme derer für die Poft und das Telegraphenwejen, in einem be: 
ſonderen Kapitel, und es gingen daher die bisherigen Titel 57 und 58 des 
Milttäretats (Gejammtüberichrift: „Invalidenwejen“) auf Kap. 11: „Allge- 
meiner Penſionsfonds“ als Tit. 1 „Verwaltung des Reichsheeres“ über. An 
die Stelle der Tit. 57 und 58 des Militäretat® trat der jeitherige Tit. 31 
„Snvalideninftitute* nach Zerlegung in „Perſönliche Ausgaben“ (Tit. 57) 
und „Sächliche Ausgaben“ (Tit. 58); der bisherige Titel 32 „Servis“ wurde 
als Tit. 31 in die Abtheilung „Garniſonverwaltungsweſen“ eingereiht (vgl. 
die jest noch für Kap. 27 bejtehende Ueberjchrift „Garniſonverwaltungs- und 
Serviswejen“); die Ausfüllung der durch Verjegung des „Servis“ entjtandenen 
Lücke geichah durch die neue Ausgabe „Wohnungsgeldzuſchüſſe“ (aljo jest Tit. 32 
„Wohngeldzuſchüſſe“). — Ferner wurden nicht auf den Militäretat, jondern 
anfänglich auf ein bejonderes Kapitel (13), jodann (1876) auf die allgemeinen 
Fonds des Reichskanzleramts (jet Reichsichagamt) — Kap. 2 — übernommen 
die verhältnigmäßig unbedeutenden, auf fpeziellen Rechtstiteln beruhenden Aus: 
gaben gemäß dem Gejeg vom 21. Dez. 1871 betr. die Beichränfung des Grund— 
eigenthums in der Umgebung von Feſtungen Rayonentſchädigungs— 
renten). Bei dem Neichsfanzleramt (Neichsjchagamt) werden auch — und 
zwar don Anfang an — die geringfügigen Ausgaben für die Verwaltung des 
Reichsfriegsichages nachgewiejen. Erwähnt ſei hier jchließlich noch, daß 
im Reichstag bei der dritten Berathung des Militäretats für 1875 eine in 
zweiter Leſung angenommene Rejolution, dahin gehend, „den Herrn Reichs: 
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fanzler zu erfuchen, bei Ausarbeitung des nächiten Yudget3 in Erwägung zu 
ziehen, ob nicht die Ausgaben für das ſächſiſche Armeeforps Fünftig mit den 
Ausgaben für die preußiſchen Armeeforps zuſammenzufaſſen, dagegen diejenigen 
Ausgaben, welche Einrichtungen und Kompetenzen betreffen, hinſichtlich deren 
das jächjische Armeeforps von dem preußifchen abweicht, zum Gegenjtand bes 
Tonderer Titel zu machen jind,“ abgelehnt wurde. — 

Die Hauptjummen des durch Gef. vom 27, Dezember 1874 in Marf — 
Art. 1 des Reichsmünzgeſ. v. 9. Juli 1873 — feitgeftellten Haushaltsetats 
des Deutjchen Reichs für 1875 (R.G. Bl. 1874 ©. 153) find folgende: I. Fort— 
dauernde Ausgaben (Kap. 1—13) = 393516251 M. ; hierunter Kap. 5: „Ver: 
waltung des NReichäheeres“ — 311 394 605 M. (angefordert = 312 937 545 M.) 
und zwar Tit. 1-60 = 270882946 M. für renden ıc. 2c., Sachſen und 
Württemberg, dazu für die Militärverwaltung von Bayern = 40511659 M.; 
Kap. 11 „Allgemeiner Penſionsfonds“ Tit. 1 „Verwaltung des Reichsheeres“ 
— 21625918 M. (der für Bayern nach deſſen Heeresjtärfe berechnete An: 
theil ijt in der erftgenannten Summe enthalten); Kap. 12 „Reichsinvaliden- 
fonds" — 28870748 M. II. Einmalige Ausgaben. Kap. 1-12 = 
121502312 M.; hierunter Kap. 6 „Verwaltung des Reichsheeres“ und zwar 
A: ordentlicher Etat. Tit. 1—13 — 4262303 M. und B: „Auf Grund der 
Gejege vom 8. Juli 1872, 30. Weai, 12. Juni, 2. Juli und 8. Juli 1873“ 
(betr. Verwendung der franzöfiichen Kriegskoſtenentſchädigung) für Feitungen, 
Kajernen, Magazine und Lazarethbauten x. Tit. 1-5 = 39639 300 M. 
Die Gejammtausgabe für das Reichsheer beträgt jomit (ausſchließl. Reichsinva- 
lidenfonds) fortdauernd — 333020523 M., und einmalig = 43 901 603 M., 
auf. = 376922126 M. (ca. I M. auf den Kopf der Bevöferung und ca. 
900 M. auf den Kopf der Präjenzftärke). Das Budget Franfreich für die Land- 
armee beziffert jich für 1874 im Ordinarium auf 375 DL M., im Ertraordinarinm 
auf 138 Mill. M, zuf. auf 513 Mill. M. — Unter den Einnahmen des Haushalts: 
etat3 erjcheinen Kap. 7 „Aus dem Reichsinvalidenfonds* Tit. 1: Zinſen = 
25 753 655 M. und Tit. 2: Kapitalzuſchuß = 3117093, zuj. 28870 748 M.; 
fegtere Summe deckt aljo die betr. Ausgabe des Neichsinvalidenfonds. Dieje jchon 
in der Pauſchperiode eingeführte und jegt noch beftchende Durchlaufende Verrechnung 
gründet ſich auf das jchon früher genannte Geſetz v. 23. Mai 1873, wonach 
die Einnahmen und Ausgaben des Neichsinvalidenfonds jährlich auf den Reichs— 
haushaltsetat zu bringen find ꝛc. — Ferner werden die einmaligen Ausgaben 
der Verwaltung des Reichsheeres unter B mit 39639300 M. durch Ein- 
nahmefapitel 12 „Außerordentliche Zuſchüſſe“, Tit. 1: aus der franzöfiichen 
Kriegskoftenentichädigung, Tit. 2: aus dem Reichsfeſtungsbaufonds, voll gedeckt. 
— Im Uebrigen erfolgte die Verwendung und Vertheilung der Kriegsfojten- 
entjchädigung in dieſem und dem folgenden Jahr noch außerordentlicherweije 
außerhalb des Etats, während erjtmals für das Jahr 1877 nad) dem Geſetz vom 
17. Febr. 1876 die aus den Nejtbejtänden der franzöj. Kriegskoſtenentſchädi— 
gung noch zu bejtreitenden Ausgaben jährlich im Voraus zu veranjchlagen und 
mit den erforderlichen Dedungsmitteln auf den Reichshaushaltsetat zu bringen 
waren. — Unter dem Einnahmefapitel 6 des Reichshaushaltsetats „Verſchie— 
dene Einnahmen“ waren nach den Spezialetats als „Eigene Einnahmen des 
Neichsheeres“, die jomit ebenjo, wie vorher, den allgemeinen Reichsfonds zu: 
floſſen, 853092 M. enthalten. In Wirklichkeit gingen namentlich in Yolge 
unvorhergejehener Rüdeinnahmen 384790 M. mehr ein. — Rechnet man von 
den 96128736 Thlm. des Militäretats für 1874 die auf Penfionen ꝛc. ent- 
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fallenden 6491 061 Thlr. ab, jo bleiben für Kap. 5 „Verwaltung des Reichs— 
heeres“ 89637675 Thlr. = 268913025 M.; es ergibt fich hienach bei 
Kap. 5 für 1875 im Vergleich mit 1874 an Ausgaben der Militärverwaltung 
ein Mehr von 42481580 M. Dieſe in den Spezialetat3 der Militärver: 
waltung im Einzelnen erläuterte Mehrausgabe war, abgejcehen von der jchon 
hervorgehobenen Vermehrung der Berpflegungstage, in der Hauptſache durch 
die wegen des Sinkens des Geldwerth3 nöthig gewordene Erhöhung der Löh— 
nung und durch die eingetretene allgemeine Preisfteigerung (großer Mehrauf— 
wand für Arbeitslöhne, Naturalien und Materialien) verurfaht. Thatjächlich 
wurden 1875 gegen das Etatsjoll der fortdauernden Ausgaben der Militär: 
verwaltung (311 394605) mit nachträglicher Genehmigung des Bundesraths 
und Reichstags 7683122 M. mehr ausgegeben, namentlich deshalb, weil die 
nach dem Durchichnitt der Preiſe von 1863/72 veranichlagte Ausgabe für 
Naturalien wegen der ungünſtigen Ergebniſſe der legten Ernte die Etatsanſätze 
ftarf überjchritt und weiterhin, weil nach dem vom 1. Juni 1875 ab giltigen 
Geje vom 13. Februar 1875 betr. die Naturalleijtungen für die bewaffnete 
Macht erheblich höhere Entjchädigungen, al8 bisher, zu gewähren waren, In 
Folge diejer Ueberjchreitung des Etatsjolld jind jodann an Bayern noch 
795923 M. gezahlt worden, um das nad) dem Etat berechnete bayerische 
Militärguantum entjprechend dem wirklichen Ausgabebetrag des ordentlichen 
Milttärhaushalts der übrigen Kontingente zu erhöhen. E83 wurde dabei da- 
von ausgegangen, dat nach den früher erwähnten Beitimmungen de3 Bünd— 
nißvertrags vom 23. Nov. 1870 in dem Fall, daß für das übrige Neichsheer 
Nachbewilligungen zu dem urjprünglich feitgejegten Etat in Folge von Ueber— 
ichreitungen desjelben nöthig werden, für das bayeriiche Kontingent ebenfalls 
die entiprechende Quote nachzugewähren jei. — Bei dem allgemeinen Penſions— 
fonds Tit. 1, deſſen Verwaltung den Militärbehörden verblieben war, erklärt 
fi) das etatsmäßige Mehrerforderniß für 1875 gegen 1874 von ca. 2 Mill. M. 
aus der Erhöhung der Penfionen in Folge des Gejeßes vom 4. April 1874 
und durch die Gewährung von Wohnungsgeldzujchüffen, jowie aus der weiter: 
hin in Ausficht genommenen ftarfen Zunahme der Benfionirungen. Thatſäch— 
lich wurden bei gen. Titel gegen das Etatsjoll ca. 1,4 Mill. M. weniger aus- 
gegeben, weil der Zugang an Benjionären geringer und der Abgang an jolchen 
größer, al3 der Anjchlag geweien ift. — 

Aehnliche Zahlenverhältniffe wie der Reichshaushaltsetat für 1875 zeigt 
der von 1876 (Gef. v. 25. Dezbr. 1875 R.G.Bl. ©. 325) in den fortdauern- 
den Ausgaben und in den Einnahmen. Erftere betragen in Abjchnitt I—XII 
zufanmen 403245062 M., bierunter Abjchnitt V „Verwaltung des Reichs: 
heeres“ = 316205738 M. (angefordert 318416416 M.) und zwar Kap. 14 
bis 43 = 274759516 M. für Preußen ꝛc. 2c., Sachſen und Württemberg, 
dazu für die Militärverwaltung von Bayern Kap. 44 = 41446222 M.: 
ferner Abjchnitt XI „Allgemeiner Penſionsfonds“ Kap. 69: Verwaltung des 
Reichsheers — 21590297 M. Die einmaligen Ausgaben Abjchnitt I—X 
beziffern fih auf 71011936 M., hierunter Abjchnitt V „Verwaltung des 
Reichsheeres“ — 35893612 M. und zwar „ordentlicher Etat“ Kap. 5, Tit. 
1—39 = 7267560 M. und Kap. 6 „Auf Grund der Geſetze vom 8. Juli 
1872, 30. Mai, 12. Juni und 2. Juli 1873, jowie vom 9. und 14. Tre 
bruar 1875," Tit. 1 45 = 25626052 M. Lebtere Summe wurde ebenjo, 
wie die entiprechende Ausgabe des Vorjahres, durch die „Außerordentlichen 
Zuſchüſſe“ (aus der Kriegstoftenentichädigung) — Abjchnitt XI der Einnahmen 
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—  gededt. — Das etatsmäßige Mehr bei den fortdauernden Ausgaben der Milis 
tärverwaltung gegen 1875 (ca. 4,8 Mill. M.) ergab fich in der Hauptjache 
aus dem jchon genannten Naturalleiftungsgejeg, dem tweiteren Steigen der 
Lebensmittel: und Fouragepreije und aus der weiteren Ausbildung der Heeres: 
organijation. Thatjächlich wurde mit nachträglicher Genehmigung des Bundes— 
raths und Reichstags das Gtatsjoll um ca. 3,5 Mill. M. (einjchl. des Zu: 
jhlags für Bayern) wegen der durch ungünftige Ernteergebnifje bewirkten 
Steigerung der Naturalienpreije überjchritten. Beim Allgem. Penfionsfonds, 
Verwaltung des Reichsheeres, blieb die wirkliche Ausgabe um ca. 1'/, Mill. 
Mark hinter der veranjchlagten bejonders deshalb zurüd, weil die erwartete 
Steigerung der Zahl der Benfionäre nicht eintrat. — 


Was die formale Gejtaltung des Etats für 1876 betrifft, jo unterjcheidet 
fie ſich ganz wejentlic) von der des Etats für 1875, da jener Etat nebjt den 
zugehörigen Spezialetat3 entjprechend den Beitimmungen des laut Gej. vom 
11. Febr. 1875 betr. die Kontrole des Reichshaushalts auch für das Neich 
geltenden preußijchen Gejeges vom 27. März 1872 betr. die Einrichtung und 
Befugnijje der preuß. Oberrechnungsfammer, einzurichten war. Hienach mußten 
fortan in weiterer Ausbildung des jchon für den Etat 1875 angenommenen 
Grundjages alle einzelnen Pojitionen der Spezialetats, welche bei den Etats— 
berathungen im Reichstag einzeln bewilligt und als Gegenjtand einer jelbjt= 
ſtändigen Beichlußfaljung im Weichshaushaltsetat erfennbar gemacht find, 
als die unter den gejeggebenden Faktoren vereinbarte Norm für die Ver— 
wendung der Neichseinnahmen gelten und als Grundlage für die verfajjungs- 
mäßige Nechnungslegung, jowie für die Entjcheidung darüber dienen, was 
gegenüber dem Bundesrath und dem Reichstag als Etatsüberjchreitung zu be 
handeln it. Demgemäß wurden alle bisher in den Spezialetat3 zujammen 
mit deren Anlagen nachgewiejenen einzelnen Pojitionen, die ihrer Natur und 
Bejtimmung nach zujammengehören und jelbititändige Fonds bilden, durchweg 
in den Spezialetats jelbjt als gejonderte Bojitionen in Anja gebracht. Bei— 
jpielSmweije jind jo die VBejoldungen von den andern perjönlicyen Ausgaben, 
und dieſe von dem jächlichen Ausgaben getrennt worden; bei diejen Kategorien 
wurden wiederum alle diejenigen Ausgaben bejonders eingejtellt, welche nad) 
ihrer etatsrechtlichen und wirthichaftlichen Natur zweckmäßiger- oder nothiwen- 
digerweije aus einem gejonderten Etatsfonds zu bejtreiten jind. ine jede 
diejer Bojitionen erhielt unter Vermeidung weiterer, mit Nummern oder Buch— 
jtaben verjehener Unterabtheilungen die Bezeichnung „Titel“. Dieje Titel 
wurden in geeigneter Gruppirung zu Kapiteln in den Dauptetat jo eingejtellt, 
daß Dort jeder jelbjtjtändig fejtgejtellte Spezialtitel als jolcyer erkennbar war. 
Jeder Titel bejtand in der Kegel nur aus einer Tertpojition; ausnahms- 
weije wurde im Intereſſe größerer Ueberfichtlichfeit innerhalb eines Titel der 
Stoff in Abtheilungen gruppirt; die Geldbeträge diejer Abtheilungen wurden 
aber nicht in der Kolonne der Etatsjummen, jondern „vor der Linie” einge 


jtellt; jene Kolonne enthielt nur die Titeljumme. — Die (die Regierung 
„belajtenden“) Titel jegten ſich ſonach zuſammen aus der Nummer, der Zweck— 
bejtimmung und der ausgeworfenen Summe. — Den einzelnen Etatsfapiteln 


wurden auch in den betr. Spezialetats die Nummern gegeben, die jie in der 
Neihenfolge des gejammten Reichshaushaltsetats einnehmen. — 


Bon den Bemerkungen, die bisher in den Etats einzelnen Bofitionen bei- 
gefügt waren, janden entjprechend der Vorſchrift des jchon genannten preuß. 
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Geſ. v. 27. März 1872 diejenigen „dispojitiven“ Inhalt? Aufnahme in bett 
Tert des Etats, während die übrigen in die Kolonne „Erläuterungen“ ein- 
gejegt wurden. Dieje Erläuterungen (auf der rechten Seite) bilden feinen 
Theil des Etat3 jelbit; fie dienen zur Stlarjtellung des Dispofitivs, namentlich 
der in Letzterem gegen das Vorjahr eingetretenen Aenderungen, oder enthalten 
fie Grundjäge, die die Negierung bei der Verwaltung befolgen will; formell 
verpflichtend im Sinne der Be des Oberrechnungskammergeſetzes 
vom 27. März 1872 find dieje Grundjäge für die Regierung nicht, letztere 
hat übrigens jtet3 etwaige Abweichungen von den durch die Erläuterungen 
gemachten Zujagen den gejeßgebenden ——— gegenüber auf Erfordern aus- 
reichend jachlich begründet. — 

Die formelle Anordnung und Aufitellung des Etats fand im Allgemeinen 
den vollen Beifall des Reichstags und es wurde dort bejonders anerfannt, 
daß den formellen Mängeln des früheren Etats namentlich bei den Bejol- 
dungen und perjönlichen Ausgaben thunlichjt abgeholfen worden jei. — 

Die gründlichſte und weitgreifendfte Aenderung gegen jeither zeigt die 
„Öeldverpflegung der Truppen“. Der Hauptetat für 1875 jeßte beitpiels- 
weije unter der Rubrik „Geldverpflegung der Truppen” für Preußen und die 
in deſſen Verwaltung übernommenen SKontingente unter Titel 20 „Gehälter 
und Löhnung der Truppen“ = 80632633 M. aus. Der Spezialetat für 
Preußen 2. enthielt, dem früheren Verfahren entiprechend, nur eine Auf— 
führung der Truppentheile ꝛc. in 7 Gruppen: 1. Infanterie, 2. Stavallerie, 
3. Artillerie, 4. Pioniere, 5. Train, 6. Landwehrjtämme und Uebungskojten, 
7. für andere Formationen und zu vermiichten Ausgaben, alfo 3. B. Gruppe 
Nr. 1: Infanterie u. a. g) ein Linieninfanterieregiment zu drei Bataillonen 
— 854941,52 M., h) noch 102 Linieninfanterieregimenter, wie vor, = 
36 204 035,04 M. u. |. w. Summe zu Nr. 1 a—v) = 43780 306,08 M. 
Die einzelnen Abtheilungen des Titels, aljo 3. B. Nr. 1 Infanterie, ergaben 
zwar Die der Etatsſtärke entiprechenden laufenden Gebührnifje der einzelnen 
Zruppenförper und deren Summe, lettere aber bezeichnete niemals den eigent- 
lichen Ausgabebedarf. Diejer bezifferte jich vielmehr in Wirklichkeit in dem 
Maß geringer oder größer, als die einzelnen Truppenkörper an den für die 
Gejammtheit des Titels am Schluß desjelben erfolgten Abjegungen (für Re 
frutenvafanzen, Zazarethfranfe, Beurlaubte, Arretirte 2c.) oder Zuſätzen be 
tyeiligt waren. Ueberdies jollten nad) der ausdrüdlichen Feitjegung des Etats 
die einzelnen Abtheilungen des Titel8 „unter jich übertragungsfähig“ fein. — 
Auf diefe Weile war 1875 für die Militärverwaltung den gejegebenden Fak— 
toren gegenüber nur die Gejammtjumme des Titel3 30 bindend und ift denn 
auch die Rechnungslegung hierin, wie bisher, nur auf die Titeljumme aus 
gegangen. Weiterhin wurden 1875, wie in den vorangegangenen Jahren, auf 
die Erjparnijje des Titels 20 eine große Zahl nicht bejonders etatifirter Aus: 
gaben verwiejen, wie Gehaltszulagen, Löhnungszuſchüſſe, Unterftügungen, Equi- 
pirungsbeihilfen, außerordentliche Boften für Turn- und Sehtgeräthiähnnen u.).m. 
Diejes Verfahren fam durch die Etatsaufftellungen für 1876 in Wegfall. Hie 
nach mußten die betr. Erjparnifje der Neichshauptfafje abgeliefert werden. 
Alle die vorerwähnten Ausgaben waren von jegt ab bejonders zu veranjchlagen 
und auf den Etat zu bringen. — Ferner enthielt jegt der Etat nicht mehr die 
auf die einzelnen Truppentbheile nach den Verpflegungsetats entfallenden Jahres 
jummen, jondern cs wurden je die einzelnen gleichartigen Beſtandtheile jämmt- 
licher Verpflegungsetats der verjchiedenen Waffengattungen des betr. Kontin« 
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ents als Jahresjäge zufammengefaßt und überjichtlich in den Etat eingejtellt, 
o daB das Kapitel 24 „Geldverpflegung der Truppen“ den Charakter eines 
aus den jämmtlichen einzelnen ZTruppenverpflegungsetat3 zujammengejtellten 
Stontingentsverpflegungsetat3 annahm. Einige Beijpiele aus dem Spezialetat 
für Preußen zc., Kap. 24, mögen hier zur Erläuterung dienen. Kap. 24 fängt 
an mit „Bejoldungen.” Der Tert des Dispojitivs beginnt zu Tit. 1 folgen: 
dermaßen: 
„zitel 1 Offiziere. 
1 Chef des Militärreitinjtitut3 — Generalleutnant — . . 12000 M. 
— Dienftwohnung. — Servis A 2 des Tarif. — Fouragerationen 4. — 
232 Regimentsfommandeure und Stabsoffiziere im Rang der Regimentsfomman- 
deure, und zwar: 
1 bei dem Regiment der Gardes du Corp. . 8112 M. 
115 bei den Infanterieregimentern, 
72 bei den Kavallerieregimentern, 


u. j. w. 
231 3 7800M. 2.2.2222... 1801800 M. 


232 Negimentsfommandeure ꝛc. . 1809 912 M. 


— Wohnungsgeldzujchuß II des Tarifs. — 4 Negimentsfommandeure haben 
Dienjtwohnung und erhalten feinen Wohnungsgeldzufchuß. — Servis A 4 
bezw. C 11 des Tarife. — Fouragerationen bei der Kavallerie und Feld— 
artillerie je 4 u. j. w. —“ 


Neuerung eingetreten. — Der Militäretat für 1875 Hatte in den Spezialetats 
mit Ausnahme des Titeld 20, dejjen betr. Einzelausgaben in den Truppen: 
verpflegungsetats enthalten waren, lediglich die Gehälter und Dienjtzulagen 
der Offiziere nachgewiejen. Die Wohnungsgeldzuſchüſſe waren nur je bei 
den einzelnen Beamtenjtellen etatijirt, bei den Offizieren nicht, weil die durch 
das Reichsbeamtengejeg vom 31. März 1873 in Ausficht gejtellte Kaijerliche 
Verordnung über den Rang der Beamten fehlte, hier aljo an Stelle der Rang- 
ordnung die Etatijirung der Wohnungsgeldzujchüffe treten mußte, während 
aus dem Tarif des Wohnungsgeldzujchußgejeges unzweifelhaft hervorging, zu 
welchen Abtheilungen des Tarifs die einzelnen Offizierchargen gehören. Nun 
hatte der echt Ar 11. Dezember 1874 verlangt, es jolle fünftig bei jeder 
Stelle außer dem Wohnungsgeldzufchuß auch die Servisflafje und die Fourage— 
fompetenz angegeben werden. Diejem Berlangen war für 1876 entjprochen 
worden, nachdem bei den Verhandlungen über die betr. Nejolution Mißver— 
jtändniffe dahin gehend, als ob die gen. Ausgaben durc Aufnahme in den 
Etat für das ganze Etatsjahr verbindlich werden jollten und als ob ferner 
die Fouragegebührnifje Hiedurch einen gleichen oder ähnlichen Charakter, wie 
die Bejoldungen, erhalten könnten, Erledigung gefunden hatten. — Der Vor— 
jchrift des gen. Oberrechnungsfammergejeßes, daß in die Spezialetat3 bei den 
Bejoldungsfonds die Stellenzahl und die Gehaltsjäge aufzunehmen find, ent- 
ſprach jchon der Militäretat für 1875; cs waren aljo jchon 1875 bei der 
Dispojition über die Bejoldungsfonds außer der betr. Titeljumme die Ge: 
jammtzahl der Stellen, ſowie die in den Etat eingejtellten Mindeſt- und Höchit- 
gehaltsjäge bindend. Durch Aufnahme der Wohnungsgeld: und Servisjähe 
wurde hier der jegt fejtitehende Grundjag eingeführt, daß außer den Bejol- 
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dungen alle andern jtändigen (bei der Penfionirung in Anrechnung zu bringent- 
den) Dienjteinfünfte nur auf Grund der Etats (oder bejonderer Geſetze) ver— 
liehen werden jollen. — Die zu den betr. Stellen gehörigen Nationsjäge, Die 
in die Truppenverpflegungsetats jchon längft aufgenommen waren, wurden zur 
Gewinnung einer klaren UWeberficht über die mit jeder Stelle verbundenen Ge— 
bührnifje und weil überdies eine andere geeignete Stelle im Etat hiefür nicht 
zu finden war, hier nachgewiejen. — 

Der Titel 7 enthält die Löhnung (Sold) der „Mannſchaften“ in 
folgender Weiſe: 


.... mn. nm BR Tr an he 2 


394 bei dem Regiment Gardes du Corps A 1IEM. . 78012 M. 
1927 bei dem Gardejägerbataillon ꝛꝛc. . a1 „ . 312174 „ 
40947 bei dem 1. Gardereg. zu Fuß ac. . a 14 „ . 5896368 „ 


181687 bei den andern Inj.-Regimentern 2c. & 126 „” . 22892562 „ 
224 965 Gemeine ꝛc.. 29179116 M. 


jtügungsfonds“ und die „jächlichen Ausgaben“ den Truppen, dem bisherigen 
Modus entjprechend, in Averjalbeträgen, ohne die Verpflichtung, dem Neid 
gegenüber die Verwendung im Einzelnen nachzumweifen, — als „übertragungs- 
fähig“ — zur „Selbftbewirthichaftung“ überwieſen. Es war dies ein theil- 
weiſes Weiterbejtehen der früheren Baufchverwaltung auf neuer etatsrechtlicher 
Grundlage. — So hatte ſich bei der „Geldverpflegung” der eine Titel 20 
der früheren Zeit in 21 Titel verwandelt (Tit. 1—7 „Beloldungen“, Tit. 8—14 
„andere perjönliche Ausgaben“, Tit. 15—20 „Sächliche Ausgaben”, Tit. 21 
„Sonjtige vermijchte Ausgaben“), und ftehen nun in Kapitel 24 unter der 
Ueberjchrift „Geldverpflegung” eine größere Anzahl von Ausgaben, die logijcher: 
weije nicht unter diejen Begriff fallen, wie Waffen: und Gejchüßreparatur: 
gelder, Kojten der Inftandhaltung des Uebungsmaterials, Hufbeichlag und 
Pierdearzneigeld u. j. w. — Im Ganzen find aus den früheren 60 Titeln 
des Militäretats jetzt 276 Titel geworden. — Daß hiedurch bei den Central, 
Provinziale und Lofalbehörden die mit Aufjtellung, Ausführung und Kontrole 
des Etats verbundenen Gejchäfte eine jtarfe Steigerung erfahren haben, ſteht 
außer Zweifel. Der Grund für die namentlich bei der Militärverwaltung oft 
beklagte „Vermehrung des Schreibwerfs" ift zum Theil hier zu juchen. Be 
jonder8 haben ſich wegen der bindenden Kraft der Etatstitel nicht nur die 
Etatsüberjchreitungen, jondern auch die „Fondsverwechslungen“ d. h. die Ver: 
rechnungen an jich berechtigter Ausgaben oder Einnahmen an einer dem Etat 
nicht entjprechenden Stelle, bedeutend vermehrt. Weitaus die meijten diejer Ber: 
wechslungen beruhen auf Verſehen oder Irrthum, nicht auf abweichender Beurtheil- 
ung des Etatsdispoſitivs und bieten jomit feinerlei allgemeineres Jutereſſe, fie find 
aber gejeglich dennoch dem Bundesrath und Reichstag in Form von „Bemerkungen“ 
vorzulegen. Andererjeit3 erjcheint aber die mehrfach geäußerte Meinung, als 
jet durch diefe Spezialifirung der früheren Pauſchſummen als jolche der Mili- 
tärhaushalt wejentlic) vertheuert worden, irrig. Allerdings zeigt ſich erfah— 
rungsgemäß in derartigen Fällen beim Uebergang von Averjaljummen zu 
detaillirten Beträgen in der Negel eher ein Plus, als ein Minus. Hier hat 
jich jedoch aus diejem Uebergang allein ein Mehrbetrag von Bedeutung nicht 
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ergeben. Die Militärverwaltung legte für 1875 und 1876 die Mehrerforder- 
niſſe gegen früher im Einzelnen ausführlich dar; in der Budgetkommiſſion iſt 
dieſes Mehr gründlich geprüft und, einige nicht ins Gewicht fallende Abjtriche 
abgerechnet, als nothwendig amerfannt worden. Man wird wohl im Hinblid 
auf die eingetretene allgemeine Preisjteigerung, jowie darauf, daß jeßt neue 
Bedürfnijje in großer Zahl zu befriedigen waren und außerdem verjchiedene, 
während der Paujchverwaltung zurüdgejtellte Ausgaben, wie 3. B. jolche für 
die laufende Unterhaltung der Gebäude, in verjtärftem Maße hervortraten, 
mit der Annahme nicht fehl gehen, daß die Militärverwaltung, wenn ihr von 
1875 ab noch die Baujchverwaltung bewilligt worden wäre, mit einem erheblich 
geringeren Betrag pro Kopf der Friedenspräjenzitärfe, al3 dem für 1875 und 
1876 thatjächlic) verausgabten, nicht ausgefommen wäre. — 

Mit der Erörterung des Militäretats für 1876 find wir bei dem am 
Eingang in Ausficht genommenen Ziele angelangt. Wir haben von jet ab 
einen, dem modernen Verfaſſungsleben entjprechenden, jpezialifirten, in der 
Hauptjache auf das Bruttoprinzip gegründeten Militäretat. Der Umfang des: 
jelben hat natürlich nach und nach zugenommen; verjchiedene Titel traten neu 
hinzu oder wurden geändert. In Ermangelung eines „Reichsfomptabilitäts- 

eſetzes“ und zugleich grundlegend für ein folches nahm die Entwidlung des 

eichsetatsrecht3 von Fall zu Fall auch auf diefem Gebiet ‚ihren Fortgang. 
Aber die Form, in der jich dieje Weiterentwidlung vollzog, die äußere Ges 
jtaltung des Militäretats ijt, joweit e8 fi) um die fortdauernden Ausgaben 
handelt, im Wejentlichen bis auf die Gegenwart diejelbe geblieben. 


(Schluß folgt). 


Unnalen des Deutſchen Reichs, 1900, 9 


Aachweiſung 
der 
Geſchäfts- und Rechnungsergebniſſe der auf Grund des Invaliditäts— 
und Altersverſicherungsgeſetzes errichteten Verſicherungsanſtalten 
für das Jahr 1898. 


Vorbemerkungen. 
Im Allgemeinen, 


Die Nachweiſung enthält die Geſchäfts- und Rechnungsergebniſſe der 31 In— 
validitäts- und Altersverſicherungsanſtalten für 1898, das achte Rechnungsjahr 
ſeit dem Inkrafttreten des Invaliditäts- und Altersverſicherungsgeſetzes. 

Die Ueberſichten ſind in derſelben Form wie im vorigen Jahre aufgeſtellt 
worden. 

Die Ergebniffe bei den 31 Verfiherungsanftalten ftellen fich für die legten 
fünf Rechnungsjahre wie folgt: 














Es waren vorhanden: 





Mitglieder der Vorſtände 


Hülfsarbeiter der Vorjtände . 35 36 34 24 23 
Büreau-, Kaſſen- und re ; 1,359 1 287 1186 1079 981 
Unterbeamte . 109 107 105 99 87 


Mitglieder der Ausihüffe . 610 610 610 610 618 


Vertrauensmänner . 66139 | 66318 | 66274 | 60 205 | 65 776 
Kontrolbeamte 326 333 323 352 302 
Schiedsgerichte 495 495 499 499 605 


Beſondere Martenvertaufsitellen. 8921 9113| 9095 | 9176| 9282 

Mit der Einziehung der Beiträge betraute 
Krankenkaſſen. 

In gleicher Weiſe wirkende Bemeindebe- 
börden und jonftige von der Landes— 


Gentralbehörde bezeichnete Stellen . 


5 323 5324 5 204 5014| 4819 


2 948 2 986 2 940 2939 | 2926 
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Bu Tabelle I. 


Der Ausfüllung der Tabelle I ift der Stand vom 31. Dezember 1898 zu 
Grunde gelegt; dabei find die Mitglieder des Vorjtandes und des Ausſchuſſes, 
die DVertrauengmänner und die Schiebögerichtöbeifiger in berjenigen Zahl auf: 
geführt, welche fi) au dem Statut oder aus fonftigen allgemeinen Vorfchriften 
ergibt, und zwar auch dann, wenn einzelne ber in Frage kommenden Perjonen 
zur Zeit der NAufftellung aus ihrem Amt ausgeſchieden waren. Die Erſatzmänner 
haben feine Aufnahme gefunden; nur den Beijigern der Schiebögerichte find die 
Hülfsbeifiger zugerechnet worden. 

In den Spalten 8 und 9 der Tabelle I find nur bie ftändig beihäftigten 
Kaſſen-, Büreau: und Kanzleibeamten beziehungsweije Unterbeamten berüdiichtigt, 
das heißt diejenigen, deren Verwendung einem vorausfichtlich dauernden Bedürfniſſe 
entipricht. 

Im Jahre 1898 wurden von den 31 Verfiherungsanftalten 

80 836 Invalidenrenten und 
18 826 Alterörenten, 
zufammen 99 662 Renten feitgejegt. 

Die Zahl der im Jahre 1898 von den 31 Verficherungsanftalten bewilligten 
Beitragserftattungen beträgt 

121 905 für Fälle von PVerheiratung, 
23 234 für Todesfälle, 


zufammen 145 139. 


— — 


Zu Tabelle II. 


Die Zahlen in den Spalten 2 bis 7 und 9 bis 11 der Tabelle II enthalten 
diejenigen Entihädigungsbeträge, welde im Jahre 1898 durch die Poft gezahlt 
und von den PBerficherungsanftalten erjtattet worden find. Da aud die nod 
nicht rechtöfräftig feititehenden Renten ausgezahlt werden, die Vertheilung und 
Abrehnung in jeder Sache aber erſt nach eingetretener Rechtöfraft der Renten: 
bewilligung erfolgen kann, fo waren alle derartigen Zahlungen mit aufzunehmen 
und vorläufig ber feitiegenden Verfiherungsanftalt zur Laft zu legen. Bei den 
Beitragserftattungen dagegen haben die Nechtsmittel auffchiebende Wirkung, jo 
daß im Allgemeinen nur vechtsfräftig feititehende Beträge gezahlt werden; es 
fonnten daher auch ſämmtliche Erjtattungen im Laufe des Jahres auf die ein- 
zelnen Verfiherungsanftalten 2c. vertheilt werden. 

Wie fih die für Verwaltungstoften verausgabten Beträge im Verhältniß zu 
den Einnahmen (Kapitel I bis III) bei den einzelnen Verfiherungsanftalten ftellen, 
zeigt die folgende Tabelle, welche außerdem über das Verhältniß der Ausgaben für 
die Einziehung der Beiträge einerjeit3 und der Ausgaben für die Kontrole anderer 
jeitö zu den Verwaltungsfoften im engeren Sinne (Kapitel V und Kapitel VIII) die 
Aufſchluß gibt. 

Veberweifungen an den Rejervefonds find im Jahre 1898 von 25 Verfiherungss 
anftalten mit zufammen 13 944 190,35 Mb. erfolgt — zu vergleichen Spalte 54 —. 

Davon find durh Spalte 27 nur die in baarem Gelde an den Reſervefonds 
abgeführten Beträge mit 7 130 854,9 Mb. nachgewieien. 

Die in den Spalten 31 bis 36 der Tabelle II angegebenen Zahlen ftellen 
die im Jahre 1898 verkauften Marken dar nach Abzug der irrthümlich verwendeten 
und vernichteten, für welche die Beträge gemäß $$ 125 und 127 des Inpaliditätd | 
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und Alteröverficherungsgeießed von den Verfiherungsanftalten erjtattet worden find 
ober zu eritatten waren. 
Der Geſammterlös aus Beiträgen ftellt fih auf 109386 992,,, M, überfteigt 
aljo die Einnahmen aus Beiträgen 
de Jahres 1891 um 20 500 021,., 4 


» nm. 1892 „ 20856 369,, „ 
„nm ..1893 „ 19494 785,0 
"nm. 189 „ 16656561, „ 
= BR 14035 099.. 
» nr 1896 „ 786059600 
1897 „ 4720 463,,, 


Ueber die Zahl der bisher in den einzelnen Lohntieſſen entrichteten Beiträge 
gibt die folgende Tabelle Aufſchluß: 








Anzahl der entrichteten Beiträge in den untenbezeichneten Lohnklaſſen 
Lohnklaſſe 











desvr [IT Te [m TWw 


Ill IV 


— | Bufammen 
| Foppelmarfem) | 


1891 108 310 459163 371 84 (228 855) | 92514 948| 62485 699) 427 182 950 


1892 99 864 782171 272806 (152760) | 94 828 134) 58 452 781) 424 418 503 
1893 98 286 604.169 864 669) (188413) | 99529 474) 60 902 950) 428 583 697 
1894 101 468 238174 179022 (273406) 102 957 209] 63 254 909: 441 859 378 
1895 102 984 236/177 391 174| (373 149) 106 698 714 66 128 439] 453 202 563 
1896 105 830 4161184 740 012) (411053) |115 436 086! 73 505 583! 479 512 097 
1897 105 135 877185 686 3951 (452783) ‚119271 078] 80 586 745. 490 680 095 
1898 104 251 255,187 874 116. (549 141) |124 002 243! 91 502 540) 507 630 154 


Es überfteigt demnach die Zahl der im Jahre 1898 entrichteten Beiträge die Zahl 
deö Jahres 1891 um 80447 204 M. 
"nm. 1892 „ 83211651 
"m. 1893 „ 79046 457 
"m". 189 „ 65770776 
"m. 1895 „ 54427 591 
„nm ..1895 „ 28118057 
1897 16 950 059 
Die Zahl der Beiträge, welche i im Durhichnitt auf den Kopf ber verſicherungs⸗ 
pflihtigen Perſonen entrichtet ift, läßt fih aus nachitehender leberficht erkennen: 











za 2 2 3% 











Davon in Lohntlaſſe 
II 





im Jahre 





») Bei diefer und der folgenden Zahlenreihe find die Ergebnifje der Berufäzählung vom 
l4. Juni 1895 zu Grunde gelegt worden. 
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Die folgende Zufammenftellung gibt ein Bild davon, wie jih die Einnahme 
aus Beiträgen und die Zahl der entrichteten Beiträge in den Jahren 1891 bis 
1898 über bie einzelnen Lohnklaſſen vertheilt haben. Dabei ift angenommen 
worden, das die Beträge für die jämmtlichen vernihteten Marken „voll“ er— 
ftattet feien. 





Von 100 M der Gejammteinnahme aus Beiträgen entfallen auf die 
nebenbezeicdhneten Lohnklafien 














Lohnklaſſen — im Jahre — 
1892 | 1893 
I 1700 | Ads | 15 | Adam | dan | 14 | 140 | 18 
II 36,87 38,00 37,10 37,57 37,21 | 36,0 35,0 34,35 
(Darunter ; 
Doppelmarfen) (0,08) | (0,0s) (0,.4) (0,00) (0,0») | i0,0s) (0,0) (0,10) 
III 24,08 |, 25,72 26,87 26,05 26 ‚a0 | 27,0 27,55 | 27,21 
IV 21,03 19,51 20,33 20 40 20.51 21,3 283,10 25,10 





Bon 100 Stüd der überhaupt geleifteten Beiträge find für die 
nebenbezeichneten Lohnklaſſen entrichtet 
im Jahre 
1898 | 1894 | 1895 | 





Lohnklaſſen |— 
1891 | 1892 | 





1896 | 1897 | 














I 22, | 220 | Ms | 20 
— * 39,14 | 38,55 37, | 37. 
Doppelmarten) (0,00) | (0) | (O0) , (0a) 
III 23,54 24,07 An | Wu 
IV 14,0 15,35 164 | 18os 
Bufammen 100. | 100. | ‚ 100,00 | 100,00 | 100,0 | 100,00 
Die durchſchnittliche Höhe des Wochenbeitrages jtellte fich 
im Jahre 1891 auf 20,,, Pfennige, im Jahre 1895 auf 21,0, Pfennige, 
183892 , 1 „nn 1896 „ 214 - 
” " 1893 " 20,97 * " ” 1897 " 21,ss " 
" " 1894 " 20,09 2 " " 1898 " 21,55 


Bu den Babellen III. 


Die Haupttabelle III enthält die Zahl und den Jahreöbetrag, der feit dem 
Inkrafttreten des Gefeges bis zum Schlufle des Jahres 1898 den 31 Verſicherungs— 
anftalten endgiltig zur Laft gelegten Nentenantheile (8 90 Abjag 2 des In— 
validitäts- und Alteröverficherungsgeiekes). 

Da diejenigen Renten, an deren Aufbringung mehrere Verfiherungsanftalten 
betheiligt find, wiederholt ericheinen, jo deckt fich die Zahl der NRentenantheile 
nicht mit der der Rentenempfänger. 

Insgeſammt wurden bis Ende 1898 den Verficherungsanftalten zur Laſt gelegt: 

390 960 SInvalidenrentenantheile mit 25 866 021, M Iahresrente und 
339 031 NAlterörentenantheile mit 25222 304,,, M. Jahresrente; 

von diefen waren bis Ende 1898 bereit3 wieber weggefallen: 
122 846 Snpalidenrentenantheile mit 7 922 903,5, M Iahredrente und 
137 950 Alterörentenantheile mit 9 946 034,9, «4 Jahresrente, 

jo daß am Schluffe des Jahres noch zu zahlen waren: 
268 114 Snvalidenrentenantheile mit 17 943 117,35 M. Jahresrente umd 
201081 Altersrentenantheile mit 15276 270,74 M Iahredrente. 
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Als Durhichnittäbetrag eined Nentenantheils ergibt fich für ſämmtliche 


Anftalten bei den Invalidenrenten 66,4 Ma, 
„ Alterdrenten 74,10 M 
Die durhichnittliche "Höhe bes Jahresbetrages ber von den 31 Verſicherungs— 
anftalten bi$ Ende 1898 bewilligten Renten iſt aus nachitehender Tabelle er: 
ſichtlich: 








Der Durchſchnittsbetrag der bewilligten Renten ſtellt ſich in Mark für 








Invalidenrenten Altersrenten 
Renten, — — — — 
deren Beginn fällt ohne | mit ohne mit 
in das Jahr Reichszuſchuß Reichszuſchuße Reichszuſchuß Reichszuſchuß 
sb M se 

















Dide Bahfen ı fünnen allerdings als endgiltig nicht angefehen werden, da 
ftet3 noch Renten bewilligt werden, deren Beginn im die vergangenen Jahre fällt. 
Eine merkliche Aenderung wird indellen nur für den Durchſchnittsbetrag der im 
Jahre 1898 beginnenden Renten zu erwarten jein. In der ald Anhang bei: 
gegebenen Tabelle find die Durchichnittshöhen der Renten nach einzelnen Ber: 
fiherungsanftalten angegeben. 

Der Beitand an Invaliden- und Miltersrentenantheilen am Scluffe des 
Jahres 1898 ergibt fih aus den Tabellen IIIA und IlIb. Zu bemerken ift 
hierbei, daß für das Geburtsjahr 1828 (Alter 7O Jahre) erit etwa die Hälfte der 
bewilligten Alterörenten bis Ende des Gejchäftsjahres vertheilt war und deshalb 








Auf die nebenbezeichneten Altersgruppen e entfallen 





vom ı Humdert 
von der 


der | des 
Beiommtheit ber Geſammtzahl Jahresbetrages 
Juvalidenrentenantheile ne — 





Alters— 


gruppen 
I der Snvalidenrentenanleibe 
| Anzahl | 4 





Anzabl se 





[ 
| 

3959 | 231 997,03 | . 1,38 | 1,.» 
! 





20 bis 25 

26 „ 30 8 107 437 757,0 | 2 | 2, 
31 „ 35 8 619 510 158, 8,2 2,84 
36 „ 40 10 299 636 817,s8 3,54 9,55 
4.8 1210 | 7787770 | 4 4,54 
46 „ 50 17934 | 11898311, | bo | 6,03 
1,5 25 904 1 762 363,05 | I | 9,8 
56 „ 60 88 329 ı 2639 859, |) 14,50 14,71 
61 „65 58713 | 837134600 | 200: | 20,20 


3937011, 
2 105 602,30 


17 943 117,58 


66 „ 
71 und darüber 


Summe 268 114 
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auch nur Aufnahme gefunden hat. Es iſt deshalb die Bertheilung der Alters: 
rentenantheile über die Akterögruppen, wie fie fi) bier zeigt, nur als eine an: 
nähernd richtige anzufehen. 

Mit diefer Einihränkung ergeben fih für die Gelammtheit der 31 2er: 
febernngbanfalten b die umftehenden und folgenden Zahlen: 





Auf die nebenbezeichneten Altersgruppen entfallen 














Alters» = von ber von Hundert 
Geſammtheit der der Gefammtizahl|deeJabresbrtrages 
gruppen Altersrenten antheile der Altersrentenantheile 
Anzahl | sb Mahl | A 

70 = | ur 9285 i 851 831,0 ij = 4 — I, 
1 15 790 | 1 319 172,85 7,08 | Bo 
12 19 065 i 1523 038,6 9,18 — der 
78 20 774 | 1 618 706, 10,83 10, 
74 20 369 1 550 534,0. 10,13 10,15 
SERIE 75 20 160 1507 642,07 10,» j | 9,8: 
71 bis 75 96 158 7519 095,15 47 ‚2 49 ss 
76 „ 80 12623 5 292 472,12 | 36,1 34. 
831 „8 19 905 1400 808,0: | go | —X 
86. 9 2 889 1972551 | 1m 1, 
91 und darüber 221 14 808.0 | Q,1: O ao 


Summe |] 201081 15 276 720,18 100,00 100,00 

Außerdem wurden den nad 88 5 und 7 des Invalidität» und Alters— 
verſicherungsgeſetzes zugelaſſenen beionderen Kafleneinrichtungen aus den bis zum 
Schluß bed Jahres 1898 vertheilten reichsgeſetzlichen Renten zur Laft gelegt: 

25 251 Inpalidenrentenantheile mit 1740 719,9 M. Jahresrente und 

7390 Alterörentenantheile mit 731 719,39 Me. Jahresrente; 
von diefen waren bis Ende 1898 bereit3 wieder 

9 153 Sinvalidenrentenantheile mit 608 380,,;, M Jahresrente und 

2 728 Alterörentenantheile „ 275 321,25 Mb. Jahresrente 
weggefallen, jo dat am Schluffe des Jahres noch in Kraft waren 

16 098 Invalidenrentenantheile mit 1 132 338,55 M Jahresrente und 

4 662 Alterörentenantheile „ 456 398,95 M. Sahreörente ; 

Ueber die Vertheilung der Nentenantheile der 9 beionderen Kafleneinrichtungen 
gibt die nachfolgende Zuſammenſtellung Aufichluß, bei der die vorhin erwähnte 
Einſchränkung ebenfalls zu beachten ift. 


Auf die nebenbezeichneten Atersgruppen entfallen F 
vom Hundert 

der er Geſammtzabl des Jahreebeiages 

der Inwalidenrentenantheile 


Alters— von der Geſammtheit der 
gruppen AJuvalidenrentenantbeile 











Anzahl M Anzahl 

20 bis 25 92 | 4 542,54 | (sr 0, 
26 „ 80 Pr 14 is8s 1,0 1,06 
1,8 427 | 248630 1 24 2* 
6 „ 40 566 35 698,58 3,51 3,18 
Al „ 46 809 | 54 145,13 N 5,08 4 
46 „ 50 137 | 98 180,0 8,50 Ye 
BI „ 55 2098 | 152 526,10 13,03 18, a 
56. 60 3212 234 50%10 | 19s Mn 
6l „ 55 8.618 263 066, #1 | 22 48 25,1 
66 70 2 570 181 899,0: 15,06 16a: 
71 und da rüber 1055 68 725,50 ' Ö,ss 6,0 
Summe | 16 098 ı 113233580 | 100 | 100 
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Auf die nebenbezeichneten Altersgruppen entfallen u 

















| = — 90 ’ 
Alters» von der Geſammtheit der vom Dinbert 
Afterörentenantheil der Sefammttzabl des Jahresbetrages 
ruppen ſsrente ile < 
a 22. Bar er der Alter srentenantbeile 
Anzahl N. Anzahl | sk. 
70 | 517 56 312.0 11,00 12,54 
7 99 61 129.03 12,s5 | 13,» 
2 HR5 57 380,4 12.55 | 12,7 
73 609 55 902 40 | 13,06 12,25 
7 543 52 264.04 | 11,.s | ll.ıs 
75 464 44 125,03 | BT) sr 
71 bis 75 2800 270 802,55 N 50,08 59,38 
6 „ 80 1153 108 290,4 Mn | 23,13 
1,8 17 18 700 4 3,au 4,10 
868, 90 18 2 122.15 (30 | 0, 
9 und barüber 2 179,0» (0,04 0. 





Summe 4 662 456 398,0: 100,00 100,05 


Bu den Qabellen IV. 


Die Tabellen IV geben eine lleberfict über die im Jahre 1898 von ben 
31 Berficherungsanitalten feſtgeſetzten Gritattungsfälle (SS 30 uud 31 des In: 
validitätd- und Altersverjicherumgsgeieges). 
Inögejammt wurden von den Verſicherungsanſtaälten 
in 121 669 ;Fällen von STRNUIUNR “202023482767, #4 
in 23242 Todesfälen . . . a 926 352,06 HK 
eritattet. 











Die durchſchnitiliche Höhe des auf jeden Erjtattungsfall kommenden Betrages berechnet ſich 
für ſümmtliche Anſtalten: 





in Todesfällen auf 
| 


Bei den Bewilligungen 
des Jahres 


1995 


in Fällen von Verheiratung auf 
M 
























1896 31,as 
1897 35,44 
1898 39,s6 


Für die Gejammtheit der 31 VBerfiherungsanitalten ergeben ſich die folgenden 
Verhältnißzahlen: 


Auf die nebenbezeichneten Geburtsſahrgänge entfallen 














von der vonm Hundert 
Geburts FE eier De Br der h — des 
Erſtattungen in Fällen | Selammizabl etrages 
a ä e h Rn) aucendee an 
jabrgäng von Verheiratung der Eritattungen 








Anzahl | A | Mahl | ee -; 






bis einichl. 1829 





1830 bis 1839 19 596,05 | (0,03 0,08 
1840 „ 1849 339 10614 | Di Om 
1850 1859 2412 | 74 818,18 | 1,s 2,15 
1860 „ 1869 22 356 67220108 | 18,8: 19,0 
1870 und darüber 54: 27245 7 












121 669 3 482 667,44 
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Auf die nebenbereichneten Geburtsjahrgänge entfallen . 
vom Hundert 











Geburts: von der Geſammtheit — 
der Grftattungen in uf ber des — 
45 * Gefammtzahl Betrages 
jahrgänge Todesfällen Fur, 
der Eritatinnaen 
Anzahl u‘ Anzahl |: 
bis einſchl. 1829 Ber 22 837 ‚ss 2,9 2 
1830 bis 1839 4 09 176 135.10 19,0 19 s: 
1840 „ 1849 6 242 251 178,0 20, 27.1 
1850 „ 1859 6 257 257 451,51 26, 27,18 
1860 „1869 4 527 182 114,3: 19,4s 19.0 
1870 und darüber 1 081 36 635,14 4,85 3, 
Summe | 23 242 926 352,08 100,00 100,0 


Außerdem wurden von den nad 88 5 und 7 des Invaliditäts- und Alteräver: 
ſicherungsgeſetzes zugelaſſenen befonderen SKafleneinrichtungen im Jahre 1898 

in 77 Fällen von Verheiratung 2 220002 2185, 4 

in 2507 Todesfällen. - >» 2 2 2 2 2 20. .113666,, 4 


’ 


erftattet. 

Für die Vertheilung der Gritattungsantheile der 9 beionderen Kaſſen— 
einrichtungen über die Geburtsjahrgänge gibt die nachfolgende Zufammenftellung 
Anhaltspuntte: 





Auf die nebenbezeichneten Geburtsjahrgänge entfallen 








u vom Hundert 
Geburts» _ _ von der er — 
Geſammtheit der der | 
jahrgänge Erſtattungen in Fällen Geſammtzahl Betrages 
von Verheiratung der Eritattungen 
Anzahl 4 Anzahl Me 
1840 bis 1849 l 37,50 | 1 ,so In 
1850 „ 1859 5 145,03 6,40 \ D.a8 
1860 „ 1869 1] 336, 14,0 15, 
1870 und darüber 60 1665,45 17.8: | 76,21 


—— —— ñ — — — — — — — —z — —— — — — — — — — 
Summe | 717 2 185,50 100 os | 100, 





—— — —ñ — — ⸗ 


Auf die nebenbezeichneten Geburtsjahrgänge entfallen 








1 


vom Hundert 


von der Geſammtheit 
der Eritattungen 
in Todeställen 


Seburtä: J des 
er j e 


jabrgänge Gefammtzabl Betrages 





der Erſtattungen 
Anzahl Ak Inch | 


bis einſchl 1829 17 2 114,06 los 1, 
1830 bis 1839 415 18 986, a 16,55 | 16,5% 
18540 „ 1849 756 35 015.0 30,10 30,51 
18550 „ 1850 674 31 292 20,58 | 27,» 
1860 „ 186% 448 21 787,48 19,ss | 19,0 


1870 und darüber 117 4 470,35 4,01 9,3 
ee  , , — — . . —— 4 —— çe — — —ñ —ñ — 
Summe 2507 113 666,0: | 100,0 | 100; 
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Bu Tabelle V. 


Der Vermögensbeſtand unter Hinzurechnung des Werthes der Inventarien 
beträgt nach Tabelle V 
618 105 551,,, M. 


Als Kaſſenbeſtand mußte bei drei Verſicherungsanſtalten ein negativer Be— 
trag angegeben werden, weil zur Zeit der Abführung der von der Poſt vorſchuß— 
weije geleifteten Nentenzahlungen die Einnahmen ded Jahres 1898 in Werth: 
papieren angelegt waren und zur Vermeidung einer Ummechielung dieſer Papiere 
die gedachten Zahlungen aus den für das Jahr 1899 vereinnahmten Baarbeträgen 
entnommen worden find. 

Die Berehnung des durchichnittlihen jährlichen Zinsertragd hat bei den in 
Werthpapieren, Darlehen 2c. belegten Stapitalbeträgen vom Hundert des Ankaufs— 
preiſes folgende leberficht gegeben : 








| 
) 





Jährlicher Zinsertrag vom Hundert 
des. Ankaufspreiſes 








Verſicherungs— 
anſtalten 


Ordnungs⸗ 
nummer 


1891 | 1892 | 1893 | 1894 | 1895 | 1896 | 1897 | 1898. 





Oftvreußen . . 1 Bor | 3,0 














1. 301 | 8,8 3,51 | 3,0 30 | 3a 
2. Weitpreußen . . . .| 3% 3,67 3,0 | 3,0 3,56 3,52 8,13 | 3, 
3. Berlin. . . 2.2.1 3 3,00 3,56 | Im 3, | 3,48 3,45 3,45 
4.| Brandenburg. . . . | 3," 3 | 3 | 3us | Bu | Bi | Ba 3,3 
5. Wommen. . .»...| 38 | Ba 8,0 ı Bes | 3 | 3a 8, | 3, 
6. Poien . . ....18e 3,05 3,00 3,55 3,80 3,77 3,70 3,10 
7.| Scleiien . . . +41 30 34 | Bu | 3,06 | 3,52 3,407 3, 3,0 
8. Sadyien-Anbalt . ..1 30 3,10 3,0 3,07 3,03 3,50 3,18 3,07 
9. Schleswig-Holitein 4 3m 3,10 BAT 3,09 3,00 3,54 3,45 3,5 
10.| Hannover. . . . .] 3 3,16 3,15 3,n 3,00 3,05 3,56 3,54 
11.| Weitfalen . . . . .]| 3» Bd | Bo | Be | Bo | se | 3,55 | 3,0 
12. | Helen Naflau . . .| 36 3,0 | 3 3 | 35 | 3 | Bes | Bu 
13. | Rheinprovin . . .| 3, 3,5 | 3,54 3,5: | 3,0 3,44 3.0 3,10 
14. | Oberbayern . . . .| 3 3, 3,07 3,04 8,05 3,04 3,02 8,50 
15. — 2.1837 | Bor | 80 | Bu | io | 3 | Be | 8,7 
16. — U N; | 3,00 3,10 3,63 3,0 3,54 3,51 3,51 
17. berpfalz . >... hd | Bor | Bor | Bon | os | 8 | 8 | 80 
18. Sberfranten ee 8,603, vi Bu: | 306 | Be | 3,103, es 
19. | Mittelfranfen. . . . | 3, 87 | 3 3.10 | 3 8,71 3,88 8,3 
20. | Unterfranten . . . . | 3,» 80 | 3:8 | 35 | 3,0 | 3, 3,51 3,5: 
21. | Schwaben . | 3,88 3,50 3, 8,18 3,18 B.,rı 3,50 3,58 
22. | Königreich Sadjen . 1 302 | 30 | Bo | do | Bor | 3 | Br | 8,0: 
23.| Württemberg. . . » | 3: | 3, | 3,17 8,14 3,0s | 3,59 3,54 3,50 
24. | Baben . 30 | dos | 3m | 300 | 3,88 | 3: | Br | 8 
25. Großberzogtbum Seifen 3,87 3,85 3,80 3,7 3 | 8; 3,00 3,05 
26. | Medlenburg . . Sao | Bo | 30 | Ba | Bas.| Ins | Be | 8 
27. | | Thüringen . . . .| 30 3,02 308 | Bus | Ber | 3,5 | Bus | 3,58 
28. Obenburg . . . .| 37 | 3,10 30 | 3 30 | 870 | Be | 3 
— Braunſchweig . : I 3 | 30 | 3 | 3 | 3; | 8,5: | 30 | 3,5 
Hanieltädte . . . .| 3a 3,0 | 361 3,00 3,0 | 358 | Br 3,58 
” Eljab-Lothringen 3n | g, | 3,02 30 | 3u | 3, 3.54 3,5 

Im Durchſchnitt F das | | | | 
| gejammte Kapital . . | 3er 3,87 3,06 3,65 | 3,58 3,53 30 | 8,0 

| | 

ie. 





Zu; 
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-— — 












Durchſchnittliche Höbe 


Orb: 
nungs⸗ Namen in Prozenten ber Geſammteinnahmen 
EL Kay. Vt- Kap.VIII Kay. V bie IX 
mer (Tab ITS 19+ (Tab, II Sp. 19 


Sp. 25). bie 21, 25 u. 26) 



























1. DOftpreußen . 

2. Weſtpreu 

8. Berlin . . 

4. Brandenburg 

5. ommern 

6. PBoien . . 

1. Scleiien.. . . 

8. Sadhjen-Anhbalt . 

9. Schleswig-Holſtein 

10. Hannover er 

11. Meitfalen . . 

12. HeflenNaflau . 

13. Rheinprovinz 

14. Oberbayern . 

15. Niederbayern 

16. fa. . 

17. berpfalz 

18. Oberfranfen 

19. Mittelfranten 

20. Unterfranten 

21. Schwaben . 

22. Königreih Sachſen 

23. ürttemberg F 
24. BE. een 
25. Großberzogthbum Heflen . 
26. edlenburg . — 
27. Thüringen 

28. Oldenburg 

29. Braunschweig 

30. Hanieftädte . . 2 2 2 0. 
31. Ellaß-Lothringen . . .» . . 





itt das Rei 
Im Durchſchnitt für das Reich — 





) Dieſe Zahlen können zu Vergleichen der Verwaltungskoſten der einzelnen Ver: 
ftalten mit durchſchnittlich höheren Lohnklaſſen naturgemäß einen geringeren Prozentſatz ihrer 
niederen Lohnflajien und deshalb geringeren Beitragseinnahmen; amdererjeits ijt die Zahl 
Arbeitzdauer zu hoc gegriffen. Ferner wird die Höbe der Berwaltungstfoften * 
Aufwendungen. Endlich iſt der Arbeitsumfang der Verſicherungsanſtalten nicht allein a 
Renten und Beitragserftattungsanträge, und dieje Zahl ift wieder um jo größer, je ungünftiger 
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Bon 100 4 der durch Map. V und Rap. VIII (Xab, II 
der Bermwaltungstoften ') ....8p. 19. 25) datgeftellten Berwaltungstoiten entfallen auf 


in Marf u Korf ber Berfierten und | 


Jahr bei Annayme von 46 Beiträgen Koften ber Ein: Koften ber Kon: 


— ziehung ber Bei⸗ troſe Capit. VIII 8 f 
Kap. VA Kap. VII | Sap. V bis IN | träge Kapitel VIII Titel 8 uammen 


Tab. 11 &r. 19 (Tab. II Sp. 19 
te | eisen (Spalte 24) 















0,5s 0,05 19,5 12,7 32,2 
0,54 0,81 20,3 12,8 83,1 
O a⸗ Q,ss 20,0 12,» 32,» 
0,51 0,57 18,» 12,s 81, 
0,41 0,53 18,3 13,1 31,4 
Q,s 0,» 21,s 11,s 33,4 
0,45 0,0 19,5 10,s 30,1 
0,» 0,0 12,» d,6 18,5 


fiherungsanfalten unter einander nicht herangezogen werden. inerjeit3 werden die An— 
Einnahmen ald Berwaltungsaufwand verbrauden ald andere Anjtalten mit vorwiegend 
von 46 Beitragsmarfen pro Kopf und Jahr für Anstalten mit durchichnittlich kürzerer 
beeinflußt von der Art der Beitragderhebung und von den für die Kontrole erforderlichen 
hängig von der Zahl der Berficherten, fondern noch mehr von der Zahl der zu bearbeitenden 
die Altergruppirung der Verſicherten ift. 
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Qabelle L 


— 
Organiſation 


Verſicherungs— 











Zahl 

















der 













































































Mitglieder des |< 2 * 
anſtalten Vorſtandes sie = 2 B 
Taigt beamite lb 15 |” * 8 = * 
und zwar * 35 = = | 6 = 
— U — ma | zIe8E.1%| & |Eie'®$ 'z 
3, ul u ElEIElIES5EIE| E|EIE BE | 5 
=E rue SsmRiElge| = |) 82| $ 
EE S | 2Z|IE |* e182|:4|15|23 Fe er & ı 85 8 
BEI Rem Tess zlsiistlel: je 2: 
== s!s!5|81> = =58|18 EIEIS|IES|$ 
a J >| 22|2|18 925 | l&®» va — 
— —— 1 5- 
I | —— 
1.Oſtpreußen 4 2| 2]—- 81— 69 8 30| 2952| 82 „| 264 114 
2, | Weſtpreußen 3, ıl ıl-'! 5lı 50 5 20| 1524) 9 21: ol 18 
3. | Berlin . 2,2] 21—, 6| ı| 2 8120 801141 ı 901 m 
4. | Brandenburg 6, 2] 1 |--ı 8|—| 107| 8 20| 2844 "| 293038 8 
5. | Bonmern . 3322 — 7}—| 40: 2 20! 1790) 15128| 1190| 6 
6. | Boien . 4/11 11— | 6|-| 84 3820| 1412| 16 30 860 770 
7. | Schleiten 4| 2| 21-! 8] 9| 1631 13 40) 4556| 16! 56| 580259 
8. | Sachien-Anbalt . 6| 111 — 81 ı| 91 5,30} 6762| 36 31! 760 873 
9. | Schleswig Holſtein . 3 11 1 - 5I-| 42 3 20| 856) 6 21 18011370 
10. | Hannover . 2| 1! 11—| 44 5| 57 8| 801 5588| 25 68, 544, 113 
11. | Weitfalen . 3) 121 ıl—!| 5] ı| 60] 7|30| 2386| 5132| 256| 108 
12. | Heſſen Naſſau s;ıl ıl—| 5[—| 46 al a0| 347! 2| 34| 510! 2% 
13. | Rbeinprovinz . 3) 2| 2!-\ 7] 4| 84 6 40| 6987| -| 60 | 2680, 818 
14. | Oberbayern 1 ı| 11-: s[| 2| © ıl z2lıso| — ı| Al - 
15. | Niederbayern . 1/1 F 3)1-10 1 12 1946 — 1] 4| 31 
16. | Wal; alılı 4—-| 7 ı 2| 148 — 1 241 38 
17. | Oberpfalz . 1, 1l ıı 1) 4 2'112] 1564| 1 1| 24 — 
18, | Oberfranten . ı 1) 1ı/—-| 31 — 6 1 121 2157| — 11 4 — 
19. | Mittelfranten . 1 | 1 ı)-| 3|-| 7? J 12! 1199 — 1 4 — 
20. Unterfranten . 1, 1| 1)—| 3|—} 3 812} 192] —| 1 241 — 
21. | Schwaben . I, 1l ıl-| 3 = 9 1 12 1800 ıl ıl Aal — 
22. | Königreich Sachſen. 3, 1) 1 51 6) 96 51181 50898| —! 4 90 — 
23. | Württemberg . 4| 2) 1/—| 6| 21 371 21 241 8286| 68| 5 1290| & 
24. | Bade . . 12 I3'11-[ 4 — 25 2 261 8062| 2| 3 36 l 
25. | Großherzogtb. Heſſen 2 11 1 4-1 22 1) 14| 2392| 21 ı A| - 
26. | Medlenburg . 3: 1° 1!—| 5I—| 27 2] 10| 362 10 ı 8 ® 
7. | Thüringen. 3 12° 1[-| 5I-| 22 2118| 716] 8) 18i 208| 3% 
28. | Oldenburg 1 1 1, -| afı 9 110) 42 2| ı 24| 16 
29. | Kraunſchweig 2: 2, 2-1 6 1 12 11141 92| 2 ı 20 3 
30. Hanſeſtädte 22 2] sl ı) 44 | 22! 170] 10| 8 J 118 
31. Elſaß Yorhringen a 4— | #1 2) ı8| 238) 28| 11) 110) 5% 
Zufanmen | ie 13591109 610 “ 139 * w 9376 | 891 
1 
4 ’ 
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Einziehung der Beiträge Zahl der bemilligten 
en — de ————— Beitrittserſtattungen 
* | Gemeinde | es z | 
= |behörden und! von ber .»B| 25 = & | Bemerkungen 
= \fonftigen von Verfiherungs] = 5 s8|&2| 3 
Z | der Yandes- anſtalt = 2 SYS = 
= |jentralbehörde | eingerichteten 5 —— 7 
E | bezeichneten | Hebeitellen E 5 a 
* Stellen & 
16. | 17. 8 | ws | © I 9 | m | Bu 
. | Aufer den aufgeführ 
— — — 868 4579 | 417% Fe 
9 1 _ 379 2 787 2595 521 ſchaͤftiat 
1| — — 271 1936 | 8040 1102 |16 Perfonen, bavon 
9 — — 1290 4496 | 6327 1347 
2} — — 559 | 2614 | 8150 648 
1 — — 529 2615 | 3197 689 
59) 1 — 1940 | 10078 | 9970 2973 |6 Berfonen, davon 
30 | a er 1377 | 3726 | 6658 | 1,92 | ' ( Nebenami 
9 1 _ 812 2600 | 3089 494 
9 2 — 971 4893 | 5584 965 | 15 Perfonen. 
— — — 725 3104 | 5817 1036 
N — — 471 2097 | 4495 609 
326 13 _ 1374 6971 | 11814 2019 
_ _ = 291 2480 | 2319 396 
— _ _ 184 1106 526 102 
_ — — 212 792 | 1198 307 
— — — 183 690 642 121 
— — — 172 1029 | 1089 158 
—| — _ 199 1177 | 2583 342 
— = _ 120 1049 847 109 
1 — _ 124 1180 948 167 
2319 45 _ 1 980 5207 | 14672 2 290 
246 1911 — 913 3 227 3 908 662 
424 _ — 523 2565 | 3199 | 563 
82 420 = 250 1241 2659 | 381 
l = - 515 1126 2159 440 
188 75 1 523 1729 | 2928 728 [3 Perfonen 
24 — — 75 313 7110 107 
“457 _ 217 Tue 11420 2800 113 ä 
118 22 — 231 1209 | 3525 | 678 |ı7 Berfonen 
=. — — 548 1574 | 2171 | 622 








80 836 >” | 23 234 


wer 






































450 Geſchäfts- und NRechnungsergebnifie der auf Grund des Invaliditäts⸗ und 
@abelle II 
Ausgaben 
a ae a a Kapitel I. Renten Kapitel I. 
- Kapital: 
— abfind⸗ 
Titel 1. j ufanmmen ungen 
* Invaliden⸗ Sul =. 2 Aualänder 
E E Namen RER Nltersrenten und 3) & 14 des 
or Beiehes) 
Me M | 4 
EN EN RE —— en 
1; Ditpreußen . 1 197 872,07 915 788,.6 | 2 113 655,33 — 
2. Weſtpreußen 686 710,0 466 560 12 1 153 271,06 — 
3. | Berlin 392 821,10 295 507,17 688 328 ar — 
4. | Brandenburg 1 043 980,15 1 209 445.3 2253 425,87 98,1 
5. | Bommern 748 749,12 556 627 ‚ae 1 305 376,48 — 
6. Boien . 755 545,10 617 233,38 1 372 778,57 — 
J. Schleſien . 2478 293,66 1517 294,00 3 995 588,20 — 
8. Sadlen-Anbalt 872 375,00 1076 818,1 1 949 194,15 — 
9. Schleswig-Holftein . 630 634 »r 829 008,11 | 1459637,» 817,“ 
10. Hannover 1 045 645,01 943 101,.s 1 988 746 ss 41, 
31, Weſtfalen 905 808,25 651 350,20 1557 158 .s — 
12. Heflen-Naffau . 515 287,05 373 988 #7 889 270,0: — 
13. Rhein-Provinz. 1893 542,54 1 828 372,71 3 221 915,.ı 483,0 
14. | Oberbayern . 571 436,4: 320 861,14 892 297,58 1 288,0 
15. | Niederbayern 319 073,4 242 811,» 561 884 ,0s 349,4 
16. | Pfalz - 180 851,15 173 892,04 354 744,09 — 
17: Oberpfalz 162 701,4 149 507,15 312 208,4 — 
18. Oberfranfen . 210 963,08 134 317,#7 345 280,35 — 
19. | Mittelfranken 207 798,15 139 871,28 347 665,08 _ 
20. | Unterfranfen 203 787 1 94 832,52 298 619 13 — 
21. | Schwaben 279 874,07 125 812,14 405 686,51 817,0 
22. Königreih Sachſen 1010 142,10 1 249 024,0 2 259 166,0 — 
23. Württemberg 740 076,0» 564 134, | 1304 211,10 _ 
24. Baden . . . 577 410,24 359 182.4 986 592,55 — 
25. | Großberz. Heſſen 265 730,17 238 219,17 503 949,4 — 
26. Medlenburg 251 420,04 452 670.25 704 091,17 83, 
27. | Thüringen 860 701,57 351 332,51 712 034,s8 _ 
28. | Oldenburg 67 478,14 67 084,53 134 562,6 _ 
29. | Braunschweig 134 074,61 149 008,05 283 083,0: _ 
30. | Hanieltädte . 270 868,10 239 908,0: 510 777,1 * 
31. | Elſaß-Lothringen. 425 748,36 512 660,5. 938 409,35 (F 
Bufammen . . | 19 407 400,28 16 346 213,4 | 85 758 613,36 | 5 107, 
N 
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— Titel 1. 
Heilverfahrens In Fällen 
‘S 12 des Ider Verheirathung 
Geſethes)  |/S 30 des Gefehes) | 
Mb A 
6 ARE 
67 106,58 113 333,05 
26 004,1: 67 937, 
249 121, 227 294.0 
80 507,0 171 099,0 
48 357,» 77 063,.ı 
133 879 :0 73 345,62 
44 375,52 246 133,25 
33 824,50 78 140,05 
102 075.0 88 422,74 


252 148,4 
127 196.5: 
90 375,05 
89 065,0: 


47 277 ,.0 
2297 ‚os 
10 180 


2538, 
9 961,24 
1 216, 
8 296,13 


151 577,0 
165 554,3» 
184 984,00 
97 387 .40 
4 984,35 
69 853,5 
20 242,» 
55 645,30 
262 872,13 
20 632,32 


2460 142,4 


Annalen des Deutſchen Reicht, 


155 543, 
165 247,0 
131 042,54 
376 750,40 


62 947,01 
18 044 46 
30 787 52 
16 300,0 
28 559,55 
71 200,61 
23 432,42 
28 819,05 


438 176,46 
118 692,0: 
97 176,.5 
76 554,51 
52 746,04 
83 061,71 
23 727,08 
31 996,» 
113 037,0 
72 697, 


3 459 312,51 


Ausgaben 


J Kapitel IV. 
Kapitel III. JErſtattung von Beiträgen (SS 30 und 31 des Gefeges) |Berwaltungskoften 
Mn von Seuragen Ze JEIEBER) 1 SE m 


Titel 2. 


| In ZTodesfällen 
8 31 des Gejeßes) | 


Ab 





Zufammen 


(Spalten 7 und 8) 








31 701,0 
18 578,8 
52 506,08 
50 118,05 
23 353,98 
21 619,06 
105 912,1» 
55 867 ‚ss 
20 548,57 
38 973,16 
48 073,32 
25 162,.: 
90 885,35 


16 324,26 
3 197,34 
12 073,17 
3 712,06 
5 804,00 
12 565,97 
3693,74 
6 657,81 


94 258,54 
27 625,55 
22 887,48 
15 259 33 
15 617,3 
28 109,35 

4 230,84 
10 878,58 
32 179,14 
28 411,0 


.D 


27 783,07 








Kapitel V. 








145 034.4 

86 515,50 
279 801,04 
221 217,8 
100 417,37 

94 964,08 
352 045,44 
234 007, 
108 966,51 
194 517 » 
213 320,1 
156 204,0 
467 635,73 


79 271er 
21 241,» 
42 860,00 
20 012,»s 
34 364.5 
83 766,5# 
27 126,18 
35 476,04 


532 435,30 
146 317,2 
120 063,:3 
22813, 
68 363,51 
111 171,os 
27 957 
42 875,52 
145 217,0» 
101 109,18 





4 337 095 us 


Titel 1. 
Gehälter und 


Remumerationen der 
Beamten (mit Ausichluß 
der Hontrolbeamten, 
Kap. VIII Tit.3) und Ver- 
gütung Nie Shreishäle 


— 





140 919 os 
104 504,15 
170 087,45 
235 263,2. 
104 111,0 
152 413,05 
340 830,85 
183 207,25 
110 984, 
144 863,0 
146 416,00 
102 801,0» 
206 528,08 


41 329,00 
21 947,50 
18 215,00 
18 733,«: 
17 608,00 
17 699 01 
17 712,5: 
21 229,0: 


135 057,05 
99 805,05 
64 266,0: 
40 045,07 
56 574,50 
48 994 oe 
16 779,37 
28 792,15 
76 732.4 
74 475,15 


3.008 925,58 


30 
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Geichäfts- und Nechnungsergebniffe der auf Grund des Invaliditäts und 


Zabelle IL 





Perfiherungsanftalten 


| 


| Ordnungs: 


nummer 




























































Titel 2. 
Vergütungen, ins— 


beſondere Tage: | 


gelder und Reiſe— 
foften bezw. Erſatz 


für baare Aus. 








Ausgaben 


Titel 3. 


‚Miethe für Beichäfts«, 


räume, Aufwendu 


en für Dienftgrun 
I tũcke Unterhaltungs⸗ 


tkoſten. —— 
ſowie Reini 





— 








Titel 4. 
Püreau- und 


= Kaſſenbedürfniſſe, 


(Drudiacen, 


Kapitel VW. 


Titel 5. 


Anihaffung 
und 


'Borto, Infertions- Unterhaltung 


foiten, Buch⸗ 











Namen (näigenen Sir emo mn GE "una un | „DB 
verbienit räume Botenlohn ı.) | Inventarien 
sb Sb Se 4 
11. 12, 13. 14. 

Oftpreußen . 10 482,54 28 341,er 19 662,51 2 948,05 
Meitpreußen 7157,» 6 305 18 21 237 06 3 712,1» 
Berlin 10 814, 12 561,01 22 365,4 2543.» 
Brandenburg 3 994 ıs 24 570,00 43 772,82 4 458,0 
Pommern 5 670,36 5 815,88 14 911,0 999,5: 
Boien. . 3 941 ,. 17 085,70 28 219,4 16 336.7 
Sclefien . 10 771,04 11 336,10 53 069,44 6017,51 
Sadhien-Anbalt 2 644 53 16 482,5 27 561,2s 823 54 
Schleswig-Holftein . 11 048,50 6 105,50 15 743,50 998,» 
Hannover 10 443 ss 15 164,0 23 800,»ı 2 776,5 
Meftfalen 2 604,12 4 877,0 22 744,58 1620,» 
Helfen Nafiau . 6 460,18 5 366,55 11411,» 627, 
Rheinprovinz 7 394 ,ss 10 238,5 29 199,32 2 237,5 
Oberbayern . 1 527,05 6 507,08 11 269,.ı 1519,35 
Niederbayern 469,85 150,00 4 024.0 273,0 
Pfalz . 234,09 332,03 5 484 as | 967, 
Oberpfalz 208,60 855,08 1701. | 470,» 
Oberfranten . 827,15 712,01 3 017,00 689,5 
Mittelfranken 334,15 712,1 2 711,ss 11822, 
Schwaben 184.5 367,05 | 1 563,00 103.0 
Unterfranfen 392 ,:0 722,15 3 223,38 1100, 
Königreich Sachſen 6 223,0 15 926,74 28 921.2 2 895,54 
Miürttemberg 3 697 a: 11 317,77 30 884,51 14 770,» 
Baden 4 064,3: 3 788,47 10 465,82 1 303 5ı 
Großherz. Heflen . 6 270,88 2 656,13 9 405,58 4587, 
Medlenburg 8277,05 5 848 os 9 389,4 2 656, 
Thüringen 5 260,5 7 000,18 11 724, 2 426,2 
Oldenburg 320,» 1 261,.ı 2 414,8 527. 
Braunschweig 1 720,0 2 550,»2 3 686,4 405,5 
Hanſeſtädten 5 850,45 5 916,0 12 090,05 3 444,0 
Elſaß-Lothringen . 7 984 u: ) 4 312,28 S 648,55 965,08 

Zufammen . 146 729,0 235 184,» | 494 328,10 86 392,» 








et 


— — — 2 — 


Re —— ng, — — 
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— De en ner — 


ftapitel VII. 
Schiedsgerichts: 
und jonitige 
Kosten aus Anlaß 
des Berufungs- 
und Revilions- 


Bermaltungstoften une 
Titel 6. | Titel 7. Kapitel VI. 
BSittwen⸗ u. Waiſen⸗ — 
tafſen, ſowie ſonftige | Unterftügungen Zuſammen Erhebungen bei 


Vetträgezupenfiond, . Penſionen und Koſten der 
Verſicherungsbeitrüäge (Spalten 10 - 16) 


für ausgeichiedene 
Beante ıc. 


Gewährung oder 


(für Nranfen-, Un⸗ Entziehung von 
fall», Invaliditätde 


und deren Renten 





[) 
verficherumg ꝛc. | 
| 











und Alters⸗ Ointerbliehene verfahrens 

se A Ah Mb A. 

15. ec er 19. 
5505,74 -- 207 860,50 19 363: 25 283 os 
2 440, 163 ‚0 145 521,04 14 708,55 24 822 a6 

723,04 — 219 095,26 5 556,00 17 08244 
9006.2 60,00 321 125.16 25 251,05 18 218,00 

34,00 375,00 131 919,2: 14 184,a. 13 483,05 

261,0 134,5: 218 393,0: 39 787 us 37 434,04 

11 095,0. 223,5 433 344,0, 112 208,36 67 627,77 
7 834,00 — 238 554,0: 16 952,» 14 122,23 
2 381,» 191,40 147 452,00 11 821,05 7176, 
6 200,05 512,» 203 761,55 20 510, 15 151,52 
267 a5 2 354,04 180 884,0: 17 829,08 11 557,7 
367,1 = | 127 035,8 8 152,0 7318,» 
1 277,18 — | 256 866, 44 768 5 19 358,55 
155,58 — | 62 308,1 2 147,10 558,50 
86,52 — 26 95 141 2 054,5 3 242»: 
491, _ | 25 725,10 3 770,50 1 396 ‚us 
20,25 — 21 989 « 190,40 2 046,3: 
2,0 — 22 357,51 655,85 2 526,15 
28,4 — 22 669,85 3 785,00 294 u 
100,00 _ | 22 081,0 3593,50 662,20 
221,0 100,00 ) 26 989 „o 2 165,05 992,15 
93,24 360.00 | 239 478,2 25 444,12 11 907,07 
999.2 — | 161 474,15 18 146,96 5593,84 
91,08 1 223,00 | 85 202,» 11445 41 2031,» 
268,51 114, | 63 349 10 4 893 18 1 550,18 
241,s 1 000,00 83 989,51 4 155, 4 785,00 
159 40 340,00 75 906,44 8 878,11 3131,ıs 
380,25 — 21 683,50 1 435 ,s0 696,2 
67,05 — 37 222,01 3519,55 1 224,85 
735,0 — 104 771,35 "7162, 3687,03 
394,57 — 96 730,75 6 747,0 7887,» 
nn nn nn nn 
51 931,4 7152 71 4 030 645,71 461 286,3: 332 854,37 











3u* 
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Tabelle II. 





Verficherungsanftalten 
an 
El — 
38 amen 
Ö 5 

1. 

1. | Oftpreußen . 

2, | Weitpreußen 

3. | Berlin 

4. | Brandenburg 

5. | Pommern 

6. | Rofen. 

7. | Schlefien . 

8 | Sachſen-Anhalt. 

9. | Schleswig-Holitein. 
10. | Hannover 

11. ] Weitfalen : 
12 Hefien Naflau . 
13. | Rheinprovinz 

14. | Oberbayern . 

15. | Niederbayern 

16. J1Pfalz . . 

17. | Oberpfalz 

18. | Oberfranten . 

19. | Mittelfranken 

20. | Unterfranfen 

21 Schwaben 

22. | Königreih Sachſen 
23. | Württemberg 

24. | Baden . ... 
25. | Großberz. Hellen . 
26. | Medlenburg . 

27. | Thüringen 

28. | Oldenburg 

29. | Braunschweig 

30. | Hanfeftädte . 

31. | Eliab-Lothringen . 


Zufammen 


Titel 1. 


Koften der 
Quittungstarten, 


der trags⸗ 


marken und des 
u 


le —— 5 
=: 101 Sir, 8 
des Geſetzes) 


Mb 


20. 


Ausgaben 
Sapvitel VIII. 


Titel 2. 


pa 
Krankenkafſen 
und andere mit 
der Einbezi 
betraute 


(8 112 Abi. 3 
des Gejeges 


A 
21. 


— — 


7647,18 
6171, 
9 857, 
13 662,86 
8 109,30 
26 334,4 
34 764 18 
11 923,75 
6 315,70 
13 623,57 
15 408,40 
7473,07 
23 297 ss 


6 342,10 
2 122,0 
3 096,» 
1 310,40 
2 403,0 
3 837,0 
2 401,70 
2 529,20 


19 887,56 
7450, 
8 321,» 
5559,05 

13 772,0 
6 280,04 
1 362,40 
2 278,15 
7583,14 
6 889,0 


288 030,59 


— — — — — —— — — — — 


1 758,54 


986,04 
811,os 

6 148,10 
2 403,48 
19 064,75 
9 349,38 


56 282,57 


442 501,0ı 
139 112,48 
114 108,0 

98 604,76 


101 196,65 


41 595,08 
207 441,00 


1 240 866,40 


Titel 8. 


Koſten der 
— Kontrole ($ 128 
des Geſetzes) 


AM 
22. 


97 677,37 
38 746,38 
31 507,20 
31 834 4 
39 627,48 
71191,» 
59 540,14 
74 775,54 
27 248,10 
106 885,00 
30 821,2 
29 191,4s 
5 949,#7 


3 358,71 
5519, 
3 135,60 
2 688,15 
1 660,10 
2 237,45 
3 072,24 
3 327,15 


14 367,50 
9 206,54 
22 720,00 
23 889,10 
11 880,2 
2357, 
6 925,81 
16 974,0 
30 568,78 


808 889,1, 


Koften der Beitragserbebung und der Stontrole 


Zujammen 
(Spalten 
20 bis 22) 


—80 
28. 


105 325,15 
46 676,3 
41 364,70 
46 484,25 
47 736,18 
97 848,04 

100 452,42 
89 102,:7 
52 628,55 

129 858,: 
46 230,2 
36 664,55 
85 530,30 


9 700,18 
7 642,20 
6 232,40 
3 998,55 
4 063,0 
6 075,35 
5 473,04 
5 856,05 


462 389,7 
160 930,3» 
131 636,53 
126 884, 
37 662,26 
119 357,11 
3 720,30 
50 799,» 
231 999,2 
37 458,6 


2 337 786,15 


Pa —— 







































395 865,00 

1 661 559,60 
390 220,80 
630 733,00 
80 869,05 
17 DU ,00 

4 


28,50 
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Altersverſicherungsgeſetzes erri Verſicherungsanſtalten für das Jahr 1898. 455 
Ausgaben und Einnahmen. 
——— Ausgaben rn 
27 pe Kapitel X. 
Rapite Ueberweiſung Kapi 
apitel XI. 
Koſten an den Kapitel XII. m 
icht r 8 
der Rechtshülfe Refervefonds — Koſten der * — 9. * 
S 141 Abi. 2 (Bezüglich der vorgefehene — (Spalten 4 bis 6, 9, 
Geſammtüber · Ausgaben WR 17 bis 19, 23 bis 27 
bes Gejehes weiſung vergl. Kapitalanlagen 
Spalte 52) 
4 — 4 4 4 
X 26. 27. 28. _ 
852,0 — 188,21 852 910,» 2 537 579,03 
45,0 8 244,0 105,18 1 026 126,00 2 527 041,os 
1,00 — 20 178,25 6 344 760,22 71865 289,2s 
1 239,00 — 169,28 433 008,07 7400 745,77 
65,65 449 055,30 301, 1 401 200,00 8 512 098,85 
95,70 — 2 301,78 1422 718,18 3420 211,4 
253,17 1761 229,5: 10 199,05 3 256 169,06 -10 133 494,15 
224,00 — 8 262,01 4 470 842,27 7 055 087,86 
84,15 — 307.10 1378 310,00 3269 278,10 
7,20 5450 4 071,:0 3483 868,2 6 298 533,4 
73,00 505 076.50 20,12 3 797 165,30 6 456 512,48 
4,34 98,08 3,33 4 171 018,0 5 486 648,18 
5,05 3651 359,30 12 265,22 5 994 706 13 843 959 00 
30,05 35,» 1 810 976,00 2 905 893 ‚or 


1 028 385,08 
2 106 575,28 
750 667, 
1043 156,0 
2013 248,14 
876 484,15 


1 536 309,sı 


15 030 869, 35 
4 665 955,» 
5371 526,75 
8 278 535,01 
51601 031,.ı 
4 162 256,1 
798 019,:: 
6 063,14 
1194 :- 





199,65 


‚14 
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Tabelle I]. 








Verficherungsanftalten 








Ginnabmen 


Kapitel I. Beiträge 


Anzabl in Lohnklaſſfe 


























a Darunter 
=B: 1. 1. Toppel- IM. IV. 
= E Namen 
3: marlen 
() = 
Pet — * 
—— 9 I 8 1 3. 32. 33. 
1 
1. DOftpreußen . 9378105 4 934 228 21 978 1550 400 464 475 
2, | Weltpreußen 4 894 868 4 879 381 6246 | 1278232 584 457 
3. | Berlin 137196 | 7720534 | 12540 | 4475416 | 10899805 
4, Brandenburg - . 6228514 | 13667551 27 297 6 216 550 2469 913 
9. Pommern 5 019 838 6 725 810 12499 | 1771608 998 610 
6, Poſen 7307 455 5 687 041 7263 916 184 407 002 
7. Schleiten 23 501 969 11937478 39 694 8 580 954 4 448 820 
8. Sadien-Nnbalt 7387726 , 10310 241 31485 7329 777 3695 765 
9 Schleswig-Holſtein. 1 400 575 4 883 629 29 436 | 4176341 2 133 833 
10. Hannover 4 273 718 | 9 795 933 45929 | 5970158 3449823 
11. Weſtfalen 1 998 292 8254 118 16 254 8343082 ı 5255176 
12. Heflen-Naflau . 1781812 | 5823084 9 976 4 782 301 3 531 362 
13, Rheinprovinz 2 267 311 15 717 472 37 468 16 231 771 | 14998 170 
14. | Oberbayern . 1 414 029 5 187540 15976 | 3958729 1013 135 
15. } Niederbayern 1189343 | 2999862 | 8139 138 991 73 708 
16. Balz . 1335 872 | 2323575 | 3846 1 243 642 1400 774 
17, Oberpfalz 1529201 | 1179134 3806 352 527 135 451 
18. Oberfranten 1 278 624 2 027 730 4 732 716 486 201 976 
19, Mittelfranten 1 312 082 | 3 243 317 6 379 2 753 574 522 725 
20. | Unterfranten 943 041 | 1912 729 429 631 752 177 814 
21. Schwaben 610 597 2 828 083 7168 1435 515 426 375 
22. Königreih Sachſen 6174388 | 18744 711 93 139 12480422 | 12 159564 
23. Miirttemberg 2876 841 6 620 064 21401 | 4659883 3 003 274 
24. Baden j 1480 407 7659 195 14 014 4 679 941 3 395 301 
25. | Großberz. Heilen . 1475 331 3 927 218 8240 2 841 348 157658 
26. Medlenburg. 2 364 537 4 276 077 11 832 1 070 264 226 214 
27. Thüringen 3128 280 4988 195 19 309 8 759 230 1569 343 
28. | Oldenburg 66 977 | 1096 954 3831 | 952768 140 306 
29, | Braunjchweig 885 920 | 1671999 6 993 | 2 009 905 565 29% 
30, Danfeftädte . 353 685 1 742 434 11 163 4 201 135 7907 635 
31. | Etiaf-Lotbringen .| 254921 | 5108799 | 6814 | 4493362 | 3673 778 
Zuſammen . 1104 251255 187 874116 549 141 | 124 002 243 | 91502 54 
































— — — 
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Ausgaben und Einnahmen. 
— —ñ —ñ ee — —— — ne 
Einnahmen 


Kapitel U. Zinſen 











507 630 154 














| 109 386 992, 


9 896 453 51 








7207 142,3: 


66 868.8 





a | Titel 8, 
— Titel 1. Titel 2. Für Zuſammen 
Zuſammen Geſammterlös Für Für anderweit (Spalten 36 
‚Spalten 29, Werthpapiere Darlehen. belegte bis 38) 
30, 32, 33) Gelder 
AM MM, AM M M MM 
34. 35. SEE SER EEE SEEN VEREINE VE ER EEE 

16 327 208 2811 218,» 124 146,0 32 395,03 9 199,23 | 165 740,5 
11 636 938 2143 426,07 167 255,0 90 026,51 1 276,30 258 558,0 
23 232 951 5 907 400,4 163 102,56 404 910,4 — 1168 013,00 
28 532 528 | ‘5838 755,26 512 004,08 322 677,37 8 508,04 838 190,30 
14 515 866 2773 041,» 24 402,0 382 549,11 1 585,8: 408 537 as 
14 317 682 | 2502 718,24 276 020,0 27 243 0 216,.0 303 480,56 
48 469 221 : 9072675, 1 077 587,04 33 971,00 2 145,48 1 133 704,48 
28 723509 | 5964 487,. 698 351,00 296 813,02 1 902,4 997 066,45 
12 594 178 | 28315 258,0 55 950, 280 362 so — 336 312,50 
23 489 632 | 5 026 153,6 87 858,00 563 564,77 1168,51 652 591 os 
23 850 668 5 509 825,5: 9 485,00 892 450,85 804,10 902 739,54 
15 918 559 3621 2834,» 156 189,15 479 897 ss — 636 087,41 
49 214 724 11 856 055,04 1917 516,20 103 194 8 249,24 2 028 959,s6 
11 573 433 2 489 507 er 217 871.0 187 091,25 4 213,4: 409 175,07 
4 401 904 823 018,» 49 684,40 72 133,8: 822 17 122 640, 

6 303 863 1 370 448,36 146 713,3 74 948,4 1 409,05 223 071,5: 

3 196 313 575 228 ss 55 336,30 | 46 348,0 1 636,59 103 321, 
4224816 | 817102, 44 724,0 66 355,0 2 827,2 113 907,» 
7831 698 | 1 650 039,10 93 828,36 | 216 151,01 1 136,04 311 116,01 

3 665 336 719 536,» 62 235,98 | 48 160,30 342,05 110 738,57 
5300570 | 1123552, 88 482,0 | 10015 896,25 199 394,2 
49555165 | 11255379, | 1829 972,1: | 627 317.0 1533,05 1 958 822,00 
17 160 062 3 746 124,06 284 654,05 | 323 494.» — 608 149,2: 
17 214 844 | 3880 909,10 67 94100 | 602 173,54 676,0 | 670 790,0 
9 820 480 2 146 888,36 135 878,8: 245 477,16 — 381 356,35 

7 937 092 1511 088,3: 156 595 35 | 29 Bld,ss 1513,0 | 187 424,0 
13445 048 | 2808 616, 64 805,10 | 426 795,10 14320 |, 4980932 
2 257 000 499 613, 2 972,15 95 880,10 RT 98 813,74 
5133117 1 110 406,4 160 130,14 30 869 #7 119, | 191 119, 
14 204 889 3 779 270,55 604 562,10 74 557,51 672,05 | 679 791,» 
13 530 860 3 238 015,» 460 295,51 _ 17517, | 477 812,58 


| 17170 462,4 
| 
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Tabelle II. 








Ordnnungs: 


1 


nummer 


— du — — 
ut ee a ⏑——⏑—— 






Verficherungsanftalten 


Namen 


1. 


Oftpreußen 
Meitpreußen . 
Berlin . 
Brandenburg 
Pommern 
Polen . 
Schleiien . 
Sahien-Anbalt . 
Schleswig-Holitein . 
Hannover . 
Meitfalen . 
Heſſen-Naſſau 
Rheinprovinz 


Oberbayern . 
Niederbayern 
Pal . 
Oberpfalz . 
Oberfranten . 
Mittelfranken 
Unterfranten . 
Schwaben 


Königreih Sadjien. 
Württemberg 
Baden. 


Medlenburg . 
Thüringen 
Oldenburg 
Braunichmweig 
Hanfeftädte 
Elſaß-Lothringen 


Zuſammen. 


Kapitel IH. 
Miethe 
und Pacht 
aus 
Grundbeſitz 





nn 00 Einnabmen — 


Kapitel — — — 7 gRayitel V. & Gr 


Kapitel IV. 
Zuſchüſſe 


aus dem 
Reſervefonds 








— —— Heffen ; 





1 260,00 
800,00 
900,00 

1 325,50 

3 180,00 


13 908,0 


1 959,15 


14 378,80 
168,70 
750,18 

5 619,00 
1 000,00 
105,00 
1400,00 
30,00 


46 251,0 





35 088,50 


Titel 1. 
Invalidenrenten 


26 527,20 





— — — - 





Ausgaben und Einnahmen. 








Einnahmen 





ſtattung von Rentenzablungen 


























Kapitel VI. Kapitel VII, 
Titel 2. | Zuſammen ge sun ſar 
Altersrenten | a — nicht vorgeſehene — 
| s 48 Einnahmen Kapitalanlagen 
I ! Me M Mk 
43. ee RE RREONEN ——— 
ı 
856,00 | 1 127,72 7657,» 727 047,05 
1 294 .s | 2 069,17 6 712,24 113 547,03 
485,55 1179,25 12 552,5 770 340,25 
5ll,:5 | 3 673,15 9 675,10 271 435,00 
341,03 N 1 408,02 4 531,0s 898 936 ‚os 
108 7 | 384 5 13 944,05 754 088,0: 
748,10 | 3 480,07 3 208,08 155 768,00 
278,05 1 344,37 6 532,10 65 606, 35 
151,55 | 591,9. 2 885,05 314 548,6 
16 ,.2 1 338,02 15 822,» 505 817,55 
277 04 | 741,34 14 069,4 13 480,01 
345,08 1119,» 11 751,4 1 194 893,0 
1 728,55 ! 7408,81 26 624," i 411 093,36 
— | 425,75 1 878,1 74 323,04 
38,47 801,» 8531,00 61 807,43 
— 10,00 6 359 a0 506 771,28 
HB, 4 719,10 91 362,04 
— 10,13 1 060,8 111 076,10 
— 5,19 1 280,4 135 008 oe 
— 54,10 1 173,00 44 708, :0 
— 114,5 1 392,:0 183 211,:s 
107,» 749,51 3 176,15 2 135 961,or 
395,15 1 280,1: 6 517,51 249 713,15 
1055,50 3 684 43 1 769,3: 780 199,0: 
— 18,08 8 355,00 732 405,11 
29,07 29,0 524,53 237 600,00 
107, 314,0 3 051,2 338 441,8 
72,51 | 318,37 1543 7 124 210,7 
35,13 203,08 683,00 50 019, 
127,67 1 063,51 3 094,0s 1 186 67340 
1 209 «2 1 903,10 6 643,51 58 400,00 
1 
10 385,06 | 36 912,35 197 723,04 13 298 493 ‚3 
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&abelle II 
Ginnabmen 
Verficherungsanitalten Summe Kaffen- 
der beitand 
Ginnabmen am Schluſſe Zufammen 
— | imlaufenden des vorigen (Spalte 47 
— Rechnungsjahre Rechnungs⸗ und 48) 
E E q (Spalten 35, 39 jahres (ohne 
EE amen bis 41,44 bis 46) Reiervefonds) 
» 5 
Q — * a PP; 
— ED EEE Een 48. _®. 
1. | Oftpreufen . 3 713 897,0, 411 198,51 4 125 096,1» 
2. Weſtpreußen. 2524 313,20 12 948, 2 537 261,o: 
8. Berlin . 7861 766,s: 95 472,04 7957 238,06 
4, Brandenburg 6 961 730,4 1 228 828,0 8 190 558.0 
>. Bommern 4 086 455,36 238 855,74 8 847 619, 
6. Moien . 3 574 615,02 46 TBl,n 3 527 834,» 
T. Schleiien . 10 368 836,55 83 456,08 10 452 293,53 
8. Sadhien-Anbalt . 7 085 036,50 507 252,77 1542 279,» 
9, Scleswig-dolitein . 3 470 857,13 159 114,00 3 331 842,4 
10. | Hannover 6 202 523,04 537 326,86 6 739 850,0 
11. Meitralen. 6441 755,51 195 877, #7 6 637 633,18 
12. Heſſen-Naſſau 5 466 411,4 307 729,40 5 774 140,0 
13. | Rheinprovinz 14 333 321,74 212 495,77 14 545 817,5 
14. Oberbayern . 3 024 308,54 346 571,85 3 370 880, 
15. Niederbayern 1 016 800,23 56 269,4 1 073 069, 
16. Rall . 2 106 660,5 10192 2 107 679,5 
17. | Oberpfalz. 774 685,0 42 839,5: 817 524. 
18. Oberfranten . 1 043 156,0 _ 1043 156,0 
19. Mittelfranten 2.097 444,18 50 121,12 2 147 565,» 
20. Unterfranten . 876 21l,ır 363,15 876 574,0 
21. Schwaben 1505 705,23 97 414 10 1603 119,ss 
22 Königreich Sachſen 15 368 468,» 324 642,06 15 043 825,4 
23. Württemberg 4611 785,35 267 789,07 4 343 995,55 
24, Baden . A ; 5337 522,74 50 012,02 5337 534,16 
25. Großberzogthum den . 3269 774,24 11 620,06 3281 395,» 
26. Medlenburg . 1 936 667,10 43 792,08 1 980 459,18 
27. Thüringen 3 649 075,0 901 418,50 4550 494,0 
28. Oldenburg 7125 499,75 11 835,36 737 335,1 
29, Braunichweig 1 352 538 55 46 113,53 1 398 652,08 
30. Hanſeſtädte 5651 29340 81 339,41 5 732 633, 
31. Elſaß-Lothringen . 3 782 804,08 586 092,44 4 368 897,7 
Zufammen 140 171 924,» 4 902 336,0 145 074 261, 
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Ausgaben und Einnahmen, 





Kaſſenbeſtand 
am Schluſſe des 
Rechnungsjahres 

(Spalte 49 
minus Spalte 30 





Ginnabhbmen 


Kaſſenbeſtand 
des Reſervefonds 
am Schluſſe des 
Rechnungsjahres 


Bemerkungen 











587 517,16 
10 219,»4 
91 949,10 

789 813,03 

8335 520 17 

107 623,16 

318 799 as 

487 191,50 
62 563,05 

441 316,» 

181 120,:0 

287 492,10 

701 857,01 

464 986,12 
44 684,.0 

1 104,0 
66 857,04 


134 31744 
90,17 

66 809,57 
12 956,06 
321 959,74 
16 008,01 
2 859,0 
379 428,07 
388 237 ıs 
60 684,00 
IT 411,06 
51 438,e3 
626 097,11 


6 258 807,73 


52. 








108,58 
67,43 

52 227,03 
202 280,57 
13 635,0: 


— 


1777,01 
291 352,51 
1 277,» 
225,14 

10 707,08 


825,58 


147,05 


469 »ı 
70,00 
200,00 

12 526,:5 
66,35 

11 849,46 
1 377,4 
21 

58 802,31 


636 182,46 





rung 
Jahres 1897 an 
den — 


385 843 74 
279 572,55 
525 277 4: 
449 055,5 

1 761 229 
647 583,00 
900 000,00 
850 450,2 
505 076,56 
550 000.0 
3 651 359,30 
6 825,08 
127 992,10 
578,80 

56 161,0 
663,20 
1014 345,» 
785 400,00 
395 415,01 
193 900,00 
287 795,00 
50 000,00 
118 900,70 
200 767,48 
200 000,00 


13 944 190,8: 














einem 
I. | II, | 
216: 891 
— 9 
1305 | 1290 
1189 | 1732 
964 797 
6487 | 2112 
1096 | 1357 
1108 | 3610 
21| 2060 
39 2 
316 8321 
5458 | 6862 
— 44 | 
580 262 
| | 50 
— 72 | 
7 151 
eh 
901 208 | 
I — I | 
— | 577 
92 | 738 | 
| — 160 | 


19 779 , 23331 
i 


II. 


78 
370 
319 
629 
369 

73 

3528 
547 
1 


57 


103 


184 


225 | 


275 
82 
1934 
86 


8898| 








Folgende — marten nn nur zu 
Theil erftatt 


IV, 


345 
234 
283 
356 
816 
989 
166 
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Den in Spalte 1 verzeichneten Per: 

































Oberbayern 12 351 
Niederbayern . 6 869 
Pfalz 3 802 
Oberpfali . 3 717 
Oberfranten 4914 
Mittelfranfen . 4 984 
Unterfranten . 

Schwaben . 

































811 943,as 
430 958 as 
245 392,36 
218 899,25 
312 017,ss 
319 178,22 
290 264,54 
381 934,09 











14—21 47049 | 3010 588 ar 
22 Königreich Sachſen 20 893 1 463 362,07 
23 Miürttemberg . 13 298 932 107,3: 
24 Baden . SR 12 695 864 570,18 
25 Großhzgth. Heſſen 6138 400 528,50 
26 Medlenburg 5619 351 042,0s 
27 Thüringen . 8599 570 402,04 
28 Oldenburg . 1441 89 591,00 
29 Braunichweig - 3432 | 205 366,8 
30 Hanſeſtädte 5414 335 283,7: 
31 Elſaß-Lothringen. 7454 553 617,15 

1—31 390 960 25 866 021. 














: . i 
Berfiherungs- | Nm Schluffe bes Jahres 1898 verteilten 
anjtalten Renten endgültig zur Laft gelegt an 
‚mvalidenrentenantheilen 
| Durds 
Ord⸗ ſwBnine⸗ 
nungs⸗ TEE An- Yahres- * 
num⸗ zahl betrag —— 
mer (Spalt: 3) 
sb sb. 
1 2 | 3 4 
| 
1 Oftpreußen . 28 971 1588547, 66 
2 Weſtpreußen 12 743 814 864,5: 63,05 
3 Berlin . 8163 497 244 ss 60,51 
4 Brandenburg . 22 350 1 327 199,00 59,58 
5 Pommern 14 796 | 977 555,77 66,07 
6 | Roien 14 295 911 272,15 68,35 
7 Schleſien 48 249 3 264 050,02 67,6 
8 Sachſen⸗Anhalt 18 200 1201 096,5 65,58 
9 Schleswig Holſtein 10 914 743 820,4 68,15 
10 Hannover . 21 499 1 447 063,71 67,51 
11 Meitfalen . 19 738 1 180 984,» 9,83 
12 Heflen Nailauı . 9 302 676 620,58 72,714 
13 Rheinprovinz . 34 612 2459 243 18 Tl,os 
258 928 17 089 565, ss 66,00 


63,00 
70,04 
70,08 
68,10 
69,25 
62,47 
66,33 
62,17 
39,84 
61,05 
74er 


66,16 


Geſchäfts- und Nechnungsergebniffe der auf Grund des Anvaliditäts- und 


Tabelle III. 





Non den Rentenantheilen (Spalte 
find bis zum Schluffe des Jahres 
wieder in Wegfall ge 

















| | Aus welden 

An | Yahres- | B 
zahl | betrag | Tod E B 

I. 3. A € 

5 e | le 
6 008) 395 227, | 5541, 1 
2852) 175440, | 2756 — 
2 9— 180 8264. | 2798, — 
7085| 405 892,0 | 6767 — 
4091| 264661, | 3809 1 
3541| 217008, | 3412, — 
14233] 950 308,5 113673 1 
6274) 401487,0 | 5989 — 
2783| 178830, | 2602 8 
6482| 420501, | 6066 2 
6743| 398050, | 6197. 2 
3155) 2252741 | 2995 — 
10813) 744908. !10216 2 











77.025, 4 958 419,45 | 72 771 17 








3472 214934 | 3263 19 
2014, 123 300,5 | 1801 6 
1539) 97570, | 1482 — 
1 208 68 840,10 | 1140 1 
1595| 98820, | 1534 — 
1890| 119116, | 1850 — 

89 008,1 | 1399 2 

124 036.5: | 1865 9 





































|15 145! 935 627,18 14 334) 37 
78351 5839 765,1 | 7517| — 
4213 287 1000 4008| 9 
4895, 322 8850| 46%) 6 
10 151 717,54! 2292] 3 
1756| 10773121 1654] — 
3401) 223097, | 3258| — 
4551 27407,%| 44 2 
1386| 83054 | 1315| 1 
1798, 106392. | 1660| 1 
2533| 17962916 1 2365 ı 

|122846| 7 922 903,01 |116214, 77 
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Bentenbewegung. 








Den in Spalte 1 verzeichneten Ver- — 
2u.3) | ficherungsanitalten wurden aus den | Bon den Rentenantheilen (Spalten 11 und 12) find bis 
1898 | bis * Schluſſe des Jahres 1898 | zum Schluſſe des Jahres 1898 wieder in Wegfall ge— 
fommen | vertbeilten Renten endgültig zur Laſt fommen 
gelegt an Altersrentenantheilen 






































runter 8 5 ® | — — Grundet 
J 5358 * 
‚.|E.] Me Jahres | E53 | An | Yabres- El, |; 
23 5 Eos & £ 22 
3= 58] zahl betrag 22 | jahl beirag oo 217 SE 
E83 |.E | 55 35 
— 155 a —- 2 = 35 
NM. NM. E a ® 
sol ı I m 14 s (a ml as 1 
| Kemer —— — az I u 
162 59] 24486 | 1514 868,2 10735 | 644681» | 10387 | — | 286 | #2 
65 31] 10664 | 716658, | 67% | 4265| 2808885 | 4064 | — | 166 | 3 
4963| 4620 | 4267036 | 9% | 1489 | 140414 | 1429 | — 47| 18 
214104] 26461 | 1867 75% | 70,0 | 10505 ı 7166684 | 10096 | 2 | 391 | 16 


80 49) 14610 936 573,10 64,10 5967 374024 | 5778 
285274] 38379 | 2476 313,2s 64,se 16 702 | 1052952, | 15 797 
248 87] 21761 1688 637 a7 77,0 8547 648134, | 8303 
104| 69] 14432 | 1210 993,:s 83,01 5285 | 422 254,0 
2501164] 19 724 | 1520 538,74 77,00 8121 ' 610 063,8 





875 29 
219 25 
455 18 
299 36 





„3 
=) 
IF # 
© h 








176.105] 11353 853 700,17 75,20 4393 | 3185450 | 4081 | — 290 22 
































468| 761 12391 | 992605, | 80, | 5198 4052504 | 5072 | — | 107 | 14 
106 54| 7306 | 5816280 | 796 | 31817 245346 | 3074 | — 87 | 20 
315,280] 22604 | 2035096,» | 900 | 9299 | 8160796 | 9077 | 4 | 180 | 38 
28221110] 228 791 | 16822053, | 734 | 93682 | 6675300. | 89752 | 11 | 3533 | 386 
124| 66 | 528 666,0 2882 | 219 985,1: 2764 | 5 8 15 
177 30 380 924, 2324 | 156095 | 218 | 1 | 18| 7 
45 12 286 211,00 1507 | 113506, | 1431 | — 66 | 10 
38| 29 243 145,00 1629 | 104982» | 158 | — | 14 | 2 
49 12 235 402 4 1703 | 106369, | 1597 | — 9; 7 
26, 14 237 589,48 1464 | 104238 | 1335 | 1 | 125 | 3 
38) 17 175 190,52 1328 | 856250 | 1096 | 1 | 280) 1 
58 39 | _211 620.0, 1279| 9237» | 11822 | ı “| 2 
555219] 31849 | 22788410 | 71 | 14116 | 985990, | 18086 | 9 | 974 | 47 
255| 68] 23522 | 1749 786,0 8069 | 5846050 | 718 | — : 32 | 4 
147 49] 8839 666 812,00 3580 | 258719 | 315 | 5 M2| 8 
185 78| 7081 553 657,10 2845 | 2153080 | 2563 | — | 22 | 
425] 5213 401 668, 2347 | 1725120 | 224 | — | 91| 22 
76%] 8687 | 682432, 3244| Mi6lde | 3058 | 1 | 169 | 16 
114 29| 7836 | 566 265,10 3142 | 219494, | 291 | 11 216 | 14 
32 7] 1396 | 98137, ar | 4722 — 4 2 
56) 14| 2987 | 235 026,52 1185| 9072506 | 1188| 1) 4) 7 
9% 41] 3622 | 336 108,50 1207 | 111489 | 1148 | 1 4 | 17 
117: 50| 9258 | 831519, 4011 351 533,u 3883 | — 74 | 54 





4539016] 339 031 | 25222304, | 74 | 137950 | 9946034,s | 181078 | 29 | 6256 | 587 


@abelle IlIa. Befland an 
Davon entfallen 
Verſiche rungs— —— 


anſtalten 1878 bis 1873 1872 bis 1868 | 1867 bis 1868 | 1862 bis 1 
(20—25 Jahre) (26—30 Jahre) | (31—35 Jahre) | (36-40 


Ans | An. Jahres⸗ An⸗ Jahres⸗An⸗ dJahres An⸗Jabres 
betrag zabl betrag betrag betrag zabı| betrag 
. I I M aA | 1 2 


Be 1 
Oftpreußen . a. i 
Meftpreußen . . .» ı 6785, 11 748,5! 289 
FE 0 5119: 10 266,00 319 
Brandenburg . - .- 7 128,0s 15 305,00 40 
Pommern . .». . » 5) 5643.) i 13 805,01] 259 
27 A A ——— 6 403,12 13 376,00! 291 
Shlein . - - - 16 560,11 35 478,00. 708) 
Sachien Anhalt . . 6 269,04 13 113,12] 388) 
Schleswig-Holitein 5 | 8 900,88 12 877.00) | 
Sannower . . . .[15 5 17 107,15 580 32 096,0 505) 
Weitfalen . -» » . | 12 078.4] 413) 21404, 44 
HeflenNafiau . . - ! € 8 — 205 13 515,1. 
Rheinprovinz - . | 26 798,0) 759) 





i 6 245,0 

Niederbayern . . - ! 4 257,0sl 1271 7019,16 7 274, 
ei Bari 5 ; 35255) 91 4152, ı 5558 
Oberpfa . . . .» 50 05 161452) 691 3222,06 3 370,5: 
Oberfranten . . 3464,75 5 786,.0 7 058,51 
Mittelfranten - . . | 4 264,0 7 212,» 7 244,10 
Unterfranfen . - . " 2 290,38 4 917,» 

Schwaben . . . . ; | 4563,70 9 522.00) 








Königreih Sachſen . | ‚ss| 2111 13 421,54] 429] 25517, 
Württemberg . . . ; 172! 10905,0| 341! 21 122,00 
Baden . . - | 1a] 219) 13 822,52 387 283 127,06 
Großherzogth. Helen. | 77, 3923,06 184 9 055,1: 
Medlenbug - . . | 39 1757, 105 4492, 
Thüringen » . . .] 5 7 86 5033,51 171] 9394,00 
Oldenburg - . . . | m| 28) 1363, 47 2065, 
Braunichweig - . . | 311 14285) 841 2 811,0 
Hanſeſtädte. - . 82 3752,10) 198] 8921, 
Eljah-Lotbringen . | „ol 701 4942,04 186) 12244, 
268114 17 943 11755|3959 














— — —— — 2 ——— —— — 
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ie Geburtsjahrgänge 
























1827 und U 
57 bis 1853 |1852 bis 1848| 1847 bie 1843 | 1842 bis 1838 | 1897 bis 1833 | 1832 bis 1998 | früher 
45 Jahre) | (4650 Jahre) (5155 Jahre) | (56-60 Jahre) | (61-65 Jahre) | (66-70 Jahre) | (TI Jahre: 
und darüber) 











Jahres · Au⸗ | Jahres An— | Jahre, 





! | 
„| Jahres: An⸗ Jahres⸗ An⸗ Jahres⸗ An⸗ I Jahres; An—⸗ 











betrag $l betrag abi betrag ab betrag abt betrag | ap | beitrag bi 
u trag (zuge) Bern |zanı Meran zone | Meran Tyan) Meran Tage being har 








I 8 Iu| 5» !}s| m |8s!i » al al 


— eo — J 





En 


66 077,75 1415) 95 FR 2383| 161 341,4 3686| 249 362,00 4 466.299 834142527) 
42579,6:| 996) 66491, 1402 92345, 2103| 138 402,0 2 078137 183,11 1197) 
28 7Al,ıs 512) 33 730,0 686) 436584 897) 60 109,01) 826, 519400] 486. 
52 932,4 1344) 80 169,51 1980) 128 u 150 200 380.0 3 585 | 222476, 2160 


23 - 





== — — — — — 



























37 139,55) 936 62 331,.0 1440 96 768,01) 2350| 162 659,15) 2 645, 182 638,3771391 
38 348,» s 61 791,0: 1647. 108 378,18 2414| 161 092,00 2436| 162 665,8 1231| 
140.067 ‚os 8398| 238 705,54 5 291) 369 877,1) 7 5171 516 682.8 7 858) 582 504,17.4207 
46 706,us| 1022| 68 203,24, 1578 108 813,5. 2 447 
27 928,0) 596) 40 800,4. 961 67 744 40 1573| 115 Ss 1975, 1483 843.0u.1366 

9 44 272,54| 931) 63 309,0 1311| 90 207,4 1935: 186 034,56 2 901) 205 977,00) 3.439) 243 932,24 1903 

»4 39 051,01 60 801,0 15 91 248,00 2 186 131 863,13 2 586 159 905,0, 2 202) 143 249,46 1062 
20 23 606,25) 524| 38 759,05) 696) 529625 906! 69007. 1 * 88 228, 11117 809584.) 591 
84] 93 163 4512086 149 704, ,51| 2855| 207 100,00 4 014 291 807,0x) 4 658) 344 312,5. 4 015 295 54920 1864 


* — — ——[[ 


88 38 926,5:| 904 61 368,40 1216) 85 932,55 1801 127 054,58 1941) 135 080,20 1001 66161, 
17 753,77) 413) 26 555,00) 636) 41 281,0) 933: 61 254,85 1118) 73007, 736) 46.458,07 
14356, 248) 16431, 336 2339,10 339 23407. 398 2669717 230, 15394, 
2238| 13650.) 343) 2126414 529 32 982,1. 527) 32919, 362 22.257,08 
344| 22612, 503) 32881, 636 41 636,30 656) 44280, 348 22296,90- j 
307| 20 069,08 405| 271690 5483| 36 910,44 606| 41 185,8: 365 23 708,022 
307 19860, 429 284921 648 43612, 606| 41033; 4483| 29975, 


377, 25517. 533) 37831, 690) 46989: 698 47166. 422) 27368, | 
3 118] 206 064,0. 4 401) 298 201,2: 6 119] 413 848,16 6 550/441 371,51, 3907/254 112,08 "3% 


1121| 81.023,12 1722| 124 692,08 2433| 176 691,! 3 0031216 997 ‚= 16981116 183,05 % 
546) 46 702,05| 947! 69 339,54 1377! 101 098,0: 1756| 127 301,75 1 728|125 116,101181! 78076,15..%% 
582] 405850: 775) 548691 1116] 80450.| 1404) 101 270,15 1362) 96468,7 835 57721, We 
403. 28430,00 514 36 100,00 679 47616, 666) 47605, 339 22281, 7 

320) 19087, 514 341040 751) 493030 1024 69604, 555 35488, 9 


4981 34553: 6731 46.0991 934 65786, 1076| 73609,:| 745] 49658, “N 


89 57T 110° 6964 187) 1258441 199) 12664, 143! 9885, 
197) 11417,0| 274 16 76905) 3990| 272935 407 26810,1s 21113 043 4 
3371| 22674, 499 33188, 62091 43 255,77 659) 459690 374 24 129,10 
510) 40 160, 720. 563270 954 74217, 9961 77405,56 507) 36970, 


1189 31,55 25904,1762 3630383292039 8595353713. 37134605: 57194 3.937 ON, 32045 2105 602,0 


171 693,17. 2 944 206 612,11616 
















682078.) 729 
2 21 686,04) 418 













































— T 






























































m 194 104 [2184 189158 


































































— 92 





— 


oogle 


= Verfiherungs- 
anftalten 


Beitand 


Davon entfallen 


1826 


(70 Yahre) (71 Yabre) ° (12 Jahre) 


Jahres⸗ Jahre 


betrag 


— — — 
zahl 8 zahl ° zahl | 
M sb 


2 8 4 5 7 8 | 9 
* 
122 
178 
624 
326 
168 
964 
792 


An · Jahres · 


Namen sah 


Ditpreußen . 
MWeftpreußen 
Berlin 
Brandenburg . 
Pommern . 
Moien . 
Schleiten. . 
Sachſen-Anhalt 
Schleswig⸗Holſtein 


is 751 689 
34 60 
> 32 3 

56 04 


870 181,00 
6399| 435 768,58 
3131) 286 289,0 

15956) 1151083, 
6960 585 154. 
8643| 562 548,15 

21677) 1428 360 

13214] 1040 502, 
9147| 788 739,20 

11608! 910.474»: 
7198| 587 355.6 | 
4125| 386277%| 217) 212130 | 360] 32688) 40 

13305 1219 016.4 738 76141, | 1074| 106 287.1. | 119 


| 10 146 752,7 | 5 - 518 865,0: | 9740| 807 346,6 | 12269) 
308 681,51 9 16 066,5: 
72) 


224 829,04 5 766,50 
152 704 4 si 6 332,04 


31 794,00 

9 942,25 
20 093 ‚0 
53 489,48 
28 967,41 
12 747 ‚so 
70 466,0 
71949,» | 1149 
44 795,» 753 
49 029,71 8 
28 235,05 578 


50 255,01 
21 147,ss 
29 555, 
89 205,15 
42 890,0 
27 507,37 
114 000,13 
98 085, | 183 
69 951,aı 915) 
77 365,71 | 1188 
48 453,0: 9 


1028 


131 380 
107 692 
83 17° 
57 814 
36 2% 
11 | 


537 


Hellen-Naflau . 
Rheinprovinz . 


Oberbayern 
Niederbayern - 
Pal; . 
Oberpfalz 
Oberfranten 
Mittelfranten . 
Unterfranten . 
Schwaben 





138 212,07 54 4 170,61 
129 123,14 102 
133 350,. | 119 

89 564,53 61 
116 383 46 


7151, 
10 254,04 

5 065,81 | 

4 201,10 


= 26, 140 11 J 
—* 


35 
23 
48 
44 17 
63% 
16 8: 
26 9 
45 74 


15 158 
5259 
4186 

2 * 

544 

4694 

874 

1802) 

2 415, 

5247) 


Königreich Sachſen - 
Württemberg - 
Baden . . 
Großberzogtbh. Heffen 
Medlenburg 
Thüringen . 
Oldenburg . 
Braunfchweig . 
Hanieitädte . 
Ellab-Lothringen - 


1165 181... 
408 092,05 
338 349,43 
229 151,0s 
437 817,05 
346 770,37 

62 398 ‚ss 
144 301,1: 
224 618,5 
479 986 0 


670 
313) 
318 
151 
835 
334 
36 
153 
137. 
— 


132 288,54 1 

43 933,05 
35 864,03 
22 797,10 
44 258,41 
40 297 ss 

5 436,01 
14 420,08 
23 256,07 
44 534,53 





81 004,0 | 1 ” 
27 290,5 os 
28 290,08 
14 513, 
29 407,33 
29 851,18 
3159,51 
14 964,7: | 
15 392,18 
30 082,80 


6 
= 





a, 


I 
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antheilen am 31. Dezember 1898. 





ie Beburt 


| 
1824 | 
Jahre | 
| 





betrag 


— 





82 316 4⸗ 
4 586,11) 
30 869 ı8' 





121 401,., 1605 


56 894, 
49 274, 


1375 


sjahrgänge: 





1823 
(74 Jahre) 


N etra 


12 13 





| 


617 41 987,0 
352 30 682, 
114 977,00 
742) 57 163,1 
8931 60 176, 


144 968,10) 2193| 144 846,08 


115 875,5.) 1 32 


| 8 857,0! 


\103 996,» 119 


61 080,4: 
35 482,4 
122 54, 








33 420,» 

| 2% 977,0 
| 14 655,05 
| 13.449.) 
12 470, 
14 887,4) 
740, 

11 849,» 
129 650,52 











103 549,4 
917) 81 071,0s 
93 809,»5 


7351 60 708,05 


413] 3420800 407 33 264,10 
1265| 115 110,ss' 1 192| 108 067,0) 4 950 


23 056, 
13 653,50 
15 476,1: 
13 083, 
13 31846 

8 450,26 
11 962,37 


134 874,35 


125 997,35 
38 867,04 
33 532,4 
20 812,0 
44 620,» 
33 249,00 

6 727,02 

178 12 960,18 

2581 23 924, 

5061 46 945 17 











1714 
500! 
409) 





45 ı 
98) 


35 873 11) 


1822 
(75 Jahre) 


zahl 


767 


877 


765 


411 







135 940.03 6 857/483 506, 


116 097,10 4 719 333 833,0 
39 744,01) 1 800.133 2483,01 
:1406 109 506,» 


1601| 
524 
280 
586. 
485 
68 
184 
246 
433. 





betrag 


89 1%. 1299: 82 965": 5.549 


58 938,3: 2413. 178 284,1 

808 53 806,10 3644 231 181,71 1182) 73 671,11 
2233 148 056, 8.093) 516 625,10 2 177 
1319| 100 801,o: 





75 870,1» 


61 634,.0| 





32 490,1#' 1462) 112 068,45) 


26 654,5 
13 928,57 
12 708 51 
12 011,» 
14 139, 
10 907,» 





13 099,55 


33 554, ss 
21 764,85 
47 034,56 
34 071,1» 

4 535,50 
14 491 ,se 
21 019,05 





39 258,12) 1945. 169 498,15 


1821 


(76 bis 80 Jahre) 


Eu RER 
® 


Jahres | An: | Jabres- | An. | Yahres- 


An- 
zahl 





4523 
3 023 


1169| 86 939,4! 4038 303 482,s7| 1121 


2562 


1 514, 


1345| 
183) 
832 
771 
593 
508 
563 


1023| 
1748| 


1484 102 628,0 


320) 
558 


ml 







bis 1818 | 1816 bis 1812 


(81 bis 85 Jahre) 


An — 
et 
“ rag 








19 





[a0 991. 1822| 107 737 sa) 269 
6883| 45 400,18) 2 727 
329) 30 487,5] 1061 

1 588' 113 897,28) 5 895 


182 7772| 780 51 789,00 98 6198| 5 


91 018,55 228 19 349,54 
415 346,5: 1741 116 080, 
692 50 858,01} 
| 135 025,0: 
346 284,47 1168| 85 643,20 
250 789,20) 1017) 80 157,05 
84 122,4 

708: 54 854,8, 

8350| 25 239, 
1328| 115 135, 





204 309,21 
114 195,36 
439 529,51 











136241 028 025,12'18436. 1000 130,45 149992 3618115,18114314| 999 662,10] 205! 


316° 
339) 
209 
166) 
171 
146 
115 
113 


23 834... 
22 643,:0 
15 131,» 
10 719,0 
10 424,35 
10 483,17 

8 741,00, 

8 154,0) 


109 133,11] 


80 693 38; 
30 728,00, 
22 271,57 
21 831,0 
35 079, 
21 155,08] 

6 662,0. 
11 154,:8/ 
15 940,» 
46 495,02 


91 042,18) 
58 273,08 
55 683,05; 
48 978 0:| 
41 540,70) 
31 933, 
43 085,10. 


1207 
437 
291) 
2399| 
477 
315, 

99 
154 
179 


558 








77 528,1 
136 776, 





22 348,0 
42 314,:4| 
68 171,51 


hau bis 1807 


Ans 


J 


(86 bis 
90 Jahre) 


| 1806 = 


früher 
91 Fahre 
und ba 


rüber) 


Jahres · 
betrag 


Sb 


zahl 


— 

— 
a 
nn 
= 

* 


Jahres⸗ 
betrug 


Me 





2) 2 





‚16 005,16 





21l 1 726,0 
256: 16 084,06 

78 4 941, 
166 10 227,0s| 
286, 17 111,ss 
145 9 779, 
170) 12 906,2: 
160 11 759,5 
123) 9 243,0 

50 3 353,00 
242| 19 936,00 
139 208, o2|1 














33 1913. 
29 1 686,20 
17, 1 106,5. 
14 846,0 
30! 2 185.05 
259, 17 003,» 


159) 10 226,51 
57, 4194,» 
43) 3 120,0 
53. 3 701,0 
60 4 189,05 
38 2 676,1: 
13 763,84 
22, 1 605,0 
24 2 258,78 
102. 8 247.» 








22 





23 





2011164: 
340, 
1| 113,2 
1811 078,» 
3 170,4 
23/1560 .0 
14| 879, 
13: 841, 
16.1162, 
10| 549 45 
161 021,0 
| 453,00 
2111587, 
66.10 993 so 


7 454,00 
2. 113,00 
1| 85,0 
3. 226,50 
1 56,» 
4| 255,0 
2: 113,» 
1 85% 
21/1390, 


' 879,10 
170,40 
3ll,o 
283 00 
340,00 
113,24 





113,» 
ı 288. 


disıE 706,00 2086941 550 534,.,120160, 1507 642,0: 72623,5292472,1:19905) 1 400 808,07) 2889, 197 255,12 221114 808,0 
Annalen deb Deutſchen Rees. 1900, 


| 
8 





468 Geſchäfts- und Recdhnungsergebniffe ber auf Grumd des mwaliditäts- und 
Tabelle IVa. Beitragserflattun 















































































































































* 
F Anzahl der erſtatteten Beiträge 
=: Ha 
Berfiherungsanftalten Z des 
BE E su 
— in Lohnklafſe * fietn 
E 5 über: ie: 
u. 2 8 wieder 
Orb- & 5 8 baupt Botte 
—— Namen 38 I. II. II. w.|® 
num: S = 
mer 2 | — 
— — 2 sı 48 6 18 
1 [Oftpreußben - » . : » 1I41809) 1332756 54697) 7195 1017) 384 1396049] 994 
2 NWeitpreuben - -» - .» -1 2529| 663105 162780 7702 731 52 8343700) 67 
3 |Berlin . . 2.2.» .| 7929| 410992] 1888093| 196689] 32607) 438 2528819] Mes 
4 |Brandenbwg . . . - -| 6826| 1132780 895535) 25029] 2599| 268] 2056 211] 1722 
5 [Bommen . ....... .[3150| 988747 72488 6338| 428 123! 1013 124] 734 
6 IBoien. . 0... 0. [8187| 959718 35058 4719) 609 1 1000 105] 713 
7 |Schlefien - . » » . -[ 9969| 2833 325) 435230) 22040) 2591] 94 3293280] 244% 
8 ESachſen · Anhalt . . .» -| 6658| 1447543] 6650581 24372) 558311 8368| 2142 867) ı7ı@ 
9 | Schleswig-Holftin . . -| 3085] 338826 508594 188722) 524 218] gaızad ws 
10 ISammover . 2...» .15588] 917879 8319511 64527) 86011 518| 1818476] 155% 
11 [Weitfaln . . . . .. .[ 5817| 623260 1183201 73807) 6485| 1051 1886 858| 1717: 
12 [Heflen-Nafiau . - . . .| 4484] 587194 852376) 60108) 9968| 98) 1459 739] 1315 
13 |Rheinprovim . . . . .[11817| 572787: 2868 164| 433 918] 403451 422 8 910 586| 384 
1-18 74 668|12 703 362 10 443 2251 065 1611107 036] 3 084/24 321 868| 20778 
14 | Oberbayern . 250 825) 463202 27 696) 2586) 186 744495] 676 
15 [Niederbayern 65 794 104685 478 8 1) 170966] 151 
16 I Pfalz . 284 825) 798511 18827) 2580 50 385133] 30% 
17 | Oberpfalz 147616 36187 12 — | — 183975] 13% 
18 JÜOberfranten . 219 * 112310 14021 83 — 345 65 229 
19 | Mittelfranken 335 897 497532 5585 405 275 83964] 740 
20 Unterfranken 170913) 108 128 1443 404 71 27589 23 
21 | Schwaben 120215; 179142) 14443| 511 28] 314339] 254 
1594 823: 1576097 82115 
Königreih Sachſen 1530 736. 2867 796 422938 31188 49% 
Württemberg » »  - »| 3908| 568039] 649840 84130, 7932 284 1310 225| 11607 
24 | Baden 0. .[ 8129| 2745411 628248) 118682) 7554) 151) 1029171] 974 
25 | Großherzogthum Heilen . 2661] 893043 452055) 84181) 2814 152 882245) 7726 
26 | Medlenburg 2159| 639956 52488 6458 127] 1041| 699133] 508 
27 | Thüringen 2929| 541364 376970) 35501; 2310) 232} 956377] 809 
23 | Oldenburg 10] 22763 211100) 162 8 32 288 6541 Me 
29 | Braunschweig 1145| 1492211 203033) 12906) 1080) 130 366 3201 3247 
30 |Hanfeftädte . 3525| 93933] 425428) 619028 885 123 56! 
Eliah-Lotbringen 41 075| 576404 104 860 74 34 
1-31 | 121 669]18 552 866 18 462 683 2 587 642|175 696) 6 602,39 785 479] 3482 76 


u _ atrer Googl 


Es entfallen auf die Geburtsjahbrgänge 


bis einfchl. | 1830 pis 1839| 1840 His 1840| 1850 His 1859 | 1860 bis 1869 1 u 
1829 \ und darüb 2 


eritattete 
eritattete 


1 888,11 
7 023,04 
3 724,08 
1 372,00 
2158,04 
6 800,57 
2 276,28 
2125, 
2 480,08 
1 608,54 
2125, 
7 028,04 


3 ** er 22 738,54 
423,12 184 5496, 
205,61 111] 2960,44 
606,» 173 
807 ‚os 

1 997,44 
945,21 

1 293,00 


7 606,» 
2 837,25 2 870 
2 347,05 | 2454 
1 562,03 ‚| 2201 
778,05 1 810 
1 030 44 > 32, 2510 
507,» i 568 
875,15 252, 942 
2841. 5, 2 710 
1 705,7 ; 1 Los 














Zabl der im Jahre 
1898 feftgefehten 


Berfiderungs- 
anftalten 


Oftpreußen 
MWeftpreußen . 
Berlin . 
Brandenburg . 
Pommern . 
Poien - 
Schlefien - - - 
Sacien-Anbalt . 


Schleswig-Holitein . 


Hannover - 
Meitfalen . 
Heſſen· Naſſau 
Rheinprovinz - 


TEE 17. = * 692 | 394 045|1 659 352 1581 258 1338 402 — 922 768 — 


Oberbayern 
Niederbayern . 
Pal; 
Oberpfalz . 
Oberfranten - 
Mittelfranten 
Unterfranten . 
Schwaben . 


Königreih Sachſen 


Mürttemberg - 
Baden . 


Großhzgth. Heilen ; 


Medlenburg . 
Thüringen 
Oldenburg 
Braunschweig 
Hanjeftädte 
Eliab-Fothringen 


Eritattungsfälle 


u 
= 

S& 
= 


858 
= 
a: 
5 


007) 
525 
1097 


71 ı 


2 290 
662 
563 
391 
440 
725 
104 
270 
678 
621 


g 


56 
15 
63 
68 
43 
29 


105| 186 


68 


83 119 
18 636 
860 
8896 
8773 
28 298 
229 776 
6 388 
491 
4129 
2312 
674 
1693 





Anzahl der eritatteten Beiträge 


in Lohnklaſſe 


176 oe 
100 909 
7324| 
218 212] 
135 063 
161 013 
347 420 
185 361 
44 792 
96 093 
59 376 
50 929 
75 933 





21 465 
25 306 


46 610 


12 588 
27 229 
32 810 


23 042 


16 290, 


241 603 
54 647 
55 59% 
36 278 

109 265 
89 326 

6 773 
24 943 
5 760 





25 09 


50 16 
31 807 
87 385 
137 856 
42 987 
20 036 
275 915 
174 125 
63 779 
134 454 
152 773 
87 141 
272499 


77545 


3 190) 


32 651 
9 802 
13 790 
67 088 
6 132 





24 — 


258 216 
96 138 
71330 
52 910 
27 931 

107 411 
23 019 
51 643 
28 187 


87 460) 


12 987 
18 265 
265 209 
73 968 
25 031 
12 129 
141 296 
101 608 
56 34 
86 147 
140 059 
64 695 
335 666 


189 065 
98 997 


323 540 
169 635 


360 794 


' 440 021 


825) 


211 898 
2218 


995 078] 105 24 


468 308 > 
165 512] 20 638 
321 524 
354 54 


203 
686 616 


552 


39 058, 


45 


7 


38, 





Es entfallen auf die Geburtsjahrgänge 


bis einſchl. 1830 bis 1840 bis 1850 bis 1860 bis | 1870 
1829 1889 1849 1859 1869 


| 


F 7 
eritattete| 33 | erftattete — eritattete | 32 | eritattete | 33 | eritattete 
Beträge | EE | Beträge | EE | Veträge e | Beträge 2 | Beträge 


El 


203] 6098] 259 3000 9968,11] 164 5242, 
89 3022,.] 159 1384| 4875] 108 83588, 
156| 7414| 278 335) 158811] 268 12 152,0 
282) 10 321,4] 339 356| 13463,.| 257) 9 928,6 
149| 5517| 173 1583| 5627,| 113| 3899,» 
144 4769,.4] 221 1531| 5135,..] 117) 3850, 
521, 17 784,5] 834 806) 29571,.| 627! 22 781, 
8357| 14 151,20| 360 324| 13189,»4| 215 
133 5 263,01 127 124 5429,» 78 
33 | 40, 187| 7645,70] 245 265 11132,00] 194 
3412| 43,0 168 7218| 282 329 145233,.| 213 
a 116) 4754,00] 161 .] 178 | 110) 4 739,0 


= 289| 12 743.10] 540| 24: | | 450! 20 286 10 


eritatteter 
Beitrag 


— 
— 
— 








2674| 104 4357, 
271, 5 6 29 8695 
3200| 71 27431 92 309740 
1472| 17) 548%| 85 12096 

301 1163,» 50| 1 867 2 
59 2174, 82 3 363,0 
28 1 004.45 27 920,00 
24 970,70 1 957,03 


434: 


de 





96 
129! 
74 
51 
134 
17 
2 720,45 44 * 
10 290,53] 137 25| 1086,08 ° 
6 007,1] 110) 28| 1 058,08 
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472 Geſchäfts- und Rechnungsergebniſſe der auf Grund bes Invaliditäts⸗ und 
Tabelle V. Bermögensbeftand 
1. Wertbpapiere, 
j I. Kaſſen— 
Verfiherungsanftalten befand 
einschließlich 
Guthaben bei Nennmwerth Anlaufspreis 
- Bankhäufern 
Su 
58 N 
E 3 amen 
5 Me Mk M 
1 2 3 4 
1 [Oftpreußen . 587 625,12 8 014 379,35 7595 181,» 
2 tMWeftpreußen . 10 152,51 10 051 670,05 9 959 605,37 
3 [Berlin . 144 177 ss 89 718 602,50 38 634 782, ss 
4 | Brandenburg . 992 093. 32 063 739,ır 30 799 927 ‚se 
5 IRommern . 340 156,00 14 841 949,4 14 784 442,35 
6 IPofen . 107 623, 16 10 794 895,08 11 174 807,1» 
7 jSchlefien . . 318 799,:s 46 862 051,00 45 427 280 17 
8 | Sadfen-Anhalt . 488 968 51 34 770 017,21 35 180 452 „4 
9 [Scleswig-Holitein . 353 916 «s 12 888 175,15 12 878 667.18 
10 |Hannover . 442 594,06 24 218 109,» 24 166 769,0: 
11 IMWeftfalen . . 181 120,70 31 452 668, 31 440 129 18 
12 I HellenNaffau . 287 717,03 21 959 949,5 21 909 212,1 
138 [Rheinprovinz . 712564, | 69215655, | 68102 863, 
14 [Oberbayern 464 986,12 13 534 326,18 19 473 282, 
15 [Niederbayern 44 684,» 3 350 041,0 3 355 704,51 
16 Pfalz . . 1 930,18 7584 202,08 7612 026,8 
17 | Oberpfalz . 66 857,04 2 875 290,03 2893 400 » 
18 | Oberfranten - 4031 197,06 4015 451,» 
19 [Mittelfranten . 134 817,14 9 835 231,0 9818 217, 
20 Jlinterfranten . 237,20 8 856 258,55 3 867 486,0 
21 | Schwaben . 66 809,57 6 839 258,53 6 821 875,8 
23 |Königreih Sadien . 13 425,07 66 105 717,16 65 414 843,0 
23 [Mürttemberg . 321 888,16 21 458 045,51 21 485 514,01 
24 [Baden . ee — — 16 208,01 21 257 099,3: 21 282 643 
25 | Großherzogthum Heffen 15 386 04 12 628 155,85 12 510 059,15 
26 | Medlenburg . 379 494,» 6 994 124,00 7050 882,01 
27 | Thüringen . 376 387,12 16 710 283,» 16 450 230, 
28 [Oldenburg . 59 306,08 3 289 956,52 3 284 216, 
29 Braunſchweig 17 411,06 6 568 081,00 6 568 081,0 
30 | Hanfeftäbte. 51 459,00 24 070 100,00 23 498 379.» 
31 | Eliab-Lothringen 684 900,95 | 18281 100,00 17451 811,, 
































Bufammen . 








6 894 990,10 














606 115 334,00 















| 598 913 727 
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einſchließlich Refervefonds. 





Darleben «. 




























TEE II. Grund. 
Jabrlicher Sinsertrag | ftüde ıc. Bufammen Davon Ivy Werth Permögens- 
* Werth am entfallen auf beſtand 
228 | Schluß des (Spalten | den Referer der überhaupt 
RER F E Rechnungs | 7 + und 7) fonds Inventarien (Spalten 8 u. 9) 
8 52 jahres) 
a3 
F 
A 3 M Me —2 AM Ab 
_ 5 6 7 8 nah ce A = 10 112 - 
263 406,» | 3, — 8182 807,0: |] 2657667, | 58514, 8 241 821, 
3417730 | 3, 141 900,00 | 10111657,» | 2153094, | 30191, | 10141 849,0 
1333 262.7» | 3% | 1258457,.| 40087417, | 1801212, | 84 325,00 | 40121 742,64 
1025 543,52 | 3,08 — 31 792 020,7 | 4080 487,2 | 91 335,20 31 883 356, 
528 566, | 3,56 — 15 133 599,04 | 2 708 498,:ı | 20 000,00 15 158 599,04 
423 073,1: | 3,10 — 11 282 430,25 | 3002 638,10 | 51 2834,.« | 11 8333 664,,7 
1554 815,» | 3,« | 1599516, | 47345 595,8: | 9560 794,1.» | 56804,» | 47402 400,5: 
1 220 337, | 3,7 166 956,7» | 35 836 377,5: | 4049 091,1. | 12921, | 35 849 298: 
444 429,50 | 3, 411 430,00 | 13644 013,4 | 3291 352,5: | 39 100,0 | 13683 113,64 
855 803 .s 3,54 957 598,55 | 25566 962,51 | 4 216 862, 84 404,01 25 651 366,3: 
1 105 583,01 3,52 643 388,55 | 32264 639,51: | 3803 643,75 | 22 351,7 | 82 286 990,.s 
754815, | 3, 192 367,0 | 22389 297,4 | 2585 951,0: | 19 200,0 | 22408 497,4 
2313443 | 3,0 627 655,01 | 69443 083,00 | 5 760 259,00 | 42808, | 69485 891,5 
483 239,07 3,50 404 183,55 | 14 348 452,08 971569, | 15535,15 | 14363 988,13 
126 537 43 8,77 — 3400 389,0 103 857,» 3899,07 3404 289, 
267 356,57 3,51 — 7613 956,4 684 2184 7 860,56 762] 317 o: 
107 100,04 3,70 — 2 960 257, — 47783,2 2 965 030,5# 
147 696,18 3,55 — 4015 $öl,ss 342 347,» 3 768,7: 4 019 214,» 
355 375,05 | 3,0: — 9 952 534,55 462 547, 2 962,50 9 955 497,06 
135 450,00 3,50 — 3867 724,00 344 301,4 4 543,0 8 872 267,07 
244 049,07 3,5% 89 257,01 6 977 941,ss 584 991,10 8 976,55 6 986 918,3, 
2301 992,»: 3,5: 1643 135,0 | 67071405, | 5280 759,1: | 86 672,» | 67 158 078,se 
752 638,00 8,50 1122»: | 21164 748.» | 2109 002, 38 086 .s 21 202 784,08 
1792217, | 8, 781 713,4 | 22080 565,06 | 2068 200,00 | 36 665,10 | 22117 230,16 
457 224,15 | 8,s 146 835,1» | 12672 280,06 | 1039 418,05 | 21 087,0. | 12693 368, 
246 849,54 3,0 213 000,00 7643 376,55 | 1387 790,75 33 850,00 7677 226,5 
579916, | 35 216411, | 17043 030,1 | 15188814] 15559, | 17058 589, 
121 085, 3,00 68 515,38 3293 425,58 298 046 ‚so 6 143,7 8 299 568,5 
230 313,4 | 8,5: 232 059 ss 6 7832 730,40 723 000,00 | 36 907,er 6 819 688,0: 
794 313,0 | 3as | 1059397, | 24645 236,8 875 117,1: | 96 808, | 24 742 040,.0 
566 986,00 343415, | 18479 627,.: | 1957505. | 25 780,55 | 18505 408, 




















20 875 197,0 11 234 319,5: 





617 043 037,08 | 69 873 110,4 





| 1 062 513,10] 618 105 551, 


Pi 





474  Geichäfts- und Nechnungsergebniffe der auf Grund des Invaliditäts⸗ und 


An- 
Durchſchnitts höhe 





D ittsbet d - 
Berjiderungdanftalten er Darqchichui tug der von neben 


Invalidenrenten 





























— TR deren Beginn 

nummer 1891 | 1892 | 1893 | 1894 | 1895 | 1896 
1 2. 3 ERBE 

1. | Dftpreußen 111 | 112» | 114% | 116,1 | 118,» _ 120,0 
2. | Weitpreugen . 112, | 113,0 ' 116,8 | 119,0» | 121,70 , 123, 
3. | Berlin 114,» | 117,7 | 122,0 | 127,0 | 132,0. | 136,0 
4. Brandenburg . 113,00 | 11455 | 117,5; | 120,» | 123.0 125,0 
5. | Rommern . . 1130 | 114.2 | 117,5» | 120,15 | 122, | 125,» 
6. | Bojen . 112,0 | 113,0 116,1 | 118,2 | 120,» . 122, 
7. Schleſien . . . 112,7 | 1135 115,06 | 117,08 | 120,16 | 121,0 
8. | Sadjen-Anhalt . . 113,» | 115,10 | 118,56 | 122,26 | 125,07 127, 
9. | Schleswig-Holftein . 113,08 | 115,0 | 119,12 | 122.4 | 125,0 | 1288: 
10. | Dannover . —PF 113,6 | 114,07 118460 | 121,2 | 124,0 | 127,0» 
11. | Weitfalen . 114» | 115,55 | 119,71 | 128,06 | 127,1» | 130,10 
12. | Hellen-Naflau 114» | 115,» | 1195 | 123,2: | 126, 129, 
13. | Rheinprovinz 114 ss 1I1600 120,4 | 125,0 | 128,0 132, 
14. | Oberbayern 1133: | 114 117,4 | 120,5: | 128,06 | 126,6 
15. ———— 112,0 | 113320 ' 115,58 | 118. 121.2. 123306 
16. | Pia . 113,0 | 115,15 | 11806 | 122,15 | 125m | 128.0 
17. | Oberpfalz . 112.0 | 113»: | 116, 119,0: | 122,51 | 123,01 
18. Oberfranten i 113,1: | 113,08 116,0 | 119,1. | 121.0 123,» 
19, | Mittelfranken . 113» | 114. | 117,0 | 120,0: | 123,73 126, 
20. | Unterfranfen . 113. | 113,0 | 116, | 1190 | 122.0 124.4 
21. | Schwaben . 113,4 | 114,02 | 118,0: | 122, 125,» | 129,00 
22. | Königreih Sadjen . 1140 | 115,0 | 118, | 122,0 | 12407 | 1270 
23. | Württemberg . j 113,» | 115,1 | 1180 | 122.2 | 125,55 | 1280: 
24. | Baden . 1135 | 115,52 | 118,» | 122,4 | 125. | 128,0 
25. Groiberzogtöum veſen 113,00 | 115,00 | 119,2» | 122,06 | 126... 129 
26. | Medlenburg . . 113,» | 114.7 | 117,06 | 120.5: | 123,7 | 125,1 
27. | Thüringen 113,0; | 115,6 | 118,55 | 121,0» | 124,16 | 126,01 
28. | Oldenburg. 114.0 | 115,56 | 119,06 | 123,4 | 125,0 | 128,56 
29. | Braunichweig - 1l4.ıs | 115,4 | 1190s | 123,14 | 126,1: | 130,s 
30. | Hanieftädte . 115,5 | 117,7: | 1285 | 128,0: | 134,14 | 138.» 
31. ElſaßLothringen 113,7 | 116,12 | 120,78 | 125.0 | 129,10 | 133,0s 
Insgejammt . . | 118 | 114 | 117,0 | 121, | 124. | 126,0 
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bang. 


der #enten. — 








bezeichneten Verſicherungsanſtalten bewilligten Renten ſtellt ſich in Mark für 





| ...  Alterörenten 
fällt in dad Jahr J 
1897 | 1898 | 1892 EL 1893 | 1894 | 1895 | 1896 | 1897 | 1898 
* ee — 








































15 16. 











ill, | 1140: | 116,12 | 117,36 a 24 
117,s5 | 118,1 | 120,06 | 121,7 | 124,» 
155,87 | 158,4. | 163,6 | 158,47 | 165,8: 1 77 
120,02 | 126,0 | 126, | 127, | 131, 13251 
124,7 | 127,06 | 129,1 | 130,57 | 131, | 136,17 
118,» | 117.15 | 120,.s | 120,22 | 119, 123, un 


121,78 | 
125,08 | 126,63 
141,3 | 141,0 
127.85 | 128,55 
126,04 | 128,48 


119, | 122,51 
127,72 | 132,0 
173,35 | 173,25 
135,5: | 138,0 
136,54 | 141,” 
125,1 | 126,0 














124,2: | 125,7 

122,08 | 124,08 | 113 5ı | 116,05 | 118. | 113,0 | 118: | 118. | 120, | 123,04 
129,» | 130,85 | 127,.ı | 132.5 | 131, | 130,6 | 135,07 | 135,12 | 137, | 140,” 
131,» | 132,15 | 131,0 | 136,0 | 13846 | 141,.s | 142,» | 144 | 145,7 | 148,8 
128 46 | 129,50 | 127,5 | 126,56 | 127,0 | 131, | 134,5: | 136.5 | 138,0 | 141, 
132,33 | 134,54 | 129,26 | 131, | 137,0 | 136,» | 140. | 140,5 141,02 | 147,ss 
132,0 | 184,5: | 127,06 | 138,4 | 133,10 | 186,1 | 139,10 139) s | 141,4 | 147,10 
135,7» | 137,64 | 138,70 | 14l,.s | 145,54 | 189,56 | 147, 148,56 15l,ss | 154.14 


128,86 | 130,0 | 128,» | 128,4. | 133,» | 133, | 138, 








| 

141,1» | 145,40 149,74 
I 
| 





124,:: | 126, | 119,0 | 122,10 121,0 | 128,08 126 52 | 127 131,18 | 133,0» 
130,01 | 132,85 | 125,54 | 129,4: | 131, | 131,1 | 128,0: 132, ı | 136,10 | 137,74 
125,00 | 127,1 | 118,.: | 116,1 | 121,0 | 125,15 | 124,4 | 123,75 | 126,0 | 126,.s 
125,65 | 126,48 | 114,50 | 117,00 | 116,0 | 112,5 | 117: | 115,74 | 118,06 | 120, 
128,50 | 130,1: | 122,0 | 127,12 | 128,78 | 1294 | 133,4 | 184,00 135,40 | 186,4 
126,52 | 127,20 | 116,18 | 117, 120, | 121,0s | 120.7 124.5 | 12907 | 133,14 
131,0» | 132,01 | 127,5» | 130, 132,10 | 136,1 136,5: | 142,20 141,21 | 145,85 
129,.2 | 180,4 | 126,0 | 132, | 132,0 | 114,00 | 127,0» | 128,42 | 130,77 | 134,4 
130,12 131,00 | 122,2: | 128.27 | 129,0. | 128... | 130,75 | 131,» | 137,16 | 189,16 
131,02 ı 188,77 | 127,7 | 131,57 | 131,07 | 185,07 133,45 | 137,85 ! 137,02 | 140,0s 
131,51 | 133,06 | 125,2 | 126,5: | 131,» | 135, | 187,0 | 137,6: | 141.7 | 146, 
127,55 | 128,00 | 126,06 | 132,4 | 135, | 136,0 | 136,0 | 13804 | 137,07 | 140,18 
128,71 | 130,05 | 123,6 | 124, | 125,4 | 122,54 | 127,6 : 131.10 | 138,05 | 136,6 
131,0 | 132,55 | 121,20 | 125,4 | 128,70 | 127,» | 129,5 | 129,08 | 135,5» | 141, 
132,23 | 135,00 | 132,74 | 135,0 | 140,0 | 137,08 142,64 | 145,:6 146,55 | 150,4 
140,0 | l4lır | 155.78 | 159,5 | 159,17 5 170,28 | 166,13 | 169 | 170,0 
| 1 


136,6 | 138,:» | 136,4 | 141 144 .s 147.0» | 149.3 


128,55 | 127,00 | 129,4 | 125, | 181, 13320 


150,24 154,4 


139,13 
















136, 12 


I —— rn. a 


Miszellen. 


Aerzte in Deutſchland. In der „Deutſchen mediziniſchen Wochenſchrift“ ver— 
öffentlicht der Statiſtiker Dr. G. Heimann auf Grund des Jahrgangs 1900 des 
„Reichs-Medizinalkalenders“ intereſſante ſtatiſtiſche Mittheilungen über die Aerzte 
Deutſchlands. Danach iſt die Zahl der Aerzte im Deutſchen Reiche gegen 
das Vorjahr um 932 = 3,6°/, geſtiegen, ſodaß Ende 1899 deren 26689 ge: 
zählt wurden. Davon kommen auf Preußen 16103 oder 649 (4,2°/,) mehr 
al3 im Borjahre, auf Bayern 2947, d. h. 144 (5,2°/,) mehr ald 1898, auf 
das Königreich Sachſen 1968 (+ 25), auf Württemberg 870 (+ 19), 
auf Baden 1027 (-+ 27), auf das Großherzogtfum Heſſen 661 (+ 10), 
auf Eljaß-Lothringen 766 (— 1). E3 waren ferner Merzte in: 


1899 (1898) 1899 (1898) 
Medlenburg- — . . 270 (276) Sahien-Meiningen. . » . 9 19) 
Braunſchweig . - + 248 (234) Soden Altenburg . 2... 8 (MM 
Sadhjfen:Weimar. . » » . 203 (195) Dambug . » . 2.569 (544) 
Olvenbug . » 149 (144) Bremen . 2 220... 14 (14) 
Anbalt . - . + 136 (137) Lübed - © 2 2 0.200.868 (66) 
Sadjien- Coburg⸗ Gotha” . ..109 (108% 


In Lippe- Detmold waren im Jahre 1899 58 (im Borjahre 53), in Reuß j. 2. 
49 (46), in Schwarzburg-Rudolitadt 38 (39), in Medlenburg-Streliß 38 (89). 
in Waldet 37 (34), in Schwarzburg-Sondershaufen 33 (32), in Neuß ä. 2. 18 
(18), in Schaumburg-Lippe 17 (19) Aerzte. Eine Verminderung läßt ſich aiſo 
in Elſaß-Lothringen, Mecklenburg-Schwerin, Anhalt, Sachſen-Meiningen, Sachſen— 
Altenburg. Schwarzburg-Rudolſtadt und Schaumburg-Lippe feſtſtellen (im Vor— 
jahre in Braunſchweig, Reuß j. L. und Schwarzburg-Rudolſtadt). 

Von den preußiſchen Provinzen zählt, wie früher, die meiſten Aerzte 
die Rheinprovinz: 2532 (2389). Nächſt Berlin mit 2314 (2233) folgt Schleſien 
mit 1801 (1716), ſodann 


1899 (1898) 1899 (1898) 

Brandenburg . - - « 1541 —3 DOftpreußen. » » » 665 (621) 

Heffen Naflau . - » . . 1247 (1201) Pommern . ! 2 202 0..649 (616) 

Sadien. - » » =»... 1248 (1228) ofen . 2 2 2.22.9522 (510) 

Hannover - » » >... 12831 (1205) Meitpreuben . 2». 488 (480) 

MWeitfalen . . . « .„ 1187 (1105) Sigmaringen . » » 28 (80) 
Schleswig: «Holftein >... 205 (673) 


In allen Provinzen, abgefehen von Sigmaringen, fand eine zum Theil erhebliche 
Zunahme jtatt. 

Zum Vergleiche fer angeführt, daß bei den amtlichen Erhebungen über die 
Verbreitung des Heilperfonals, welche durch das Kaiſerliche Gejundheitsant ver: 
öffentlicht find (Medizinalsitatiftiiche Mittheilungen aus dem Kaijerlichen Gejund- 
heitdamt Bd. VI S. 50 ff.), am 1. April 1876, 1887, 1898 in Deutjchland 
13 728 bezw. 15824 und 24725 praftizierende Aerzte (die nicht praftizierenden 
find bier nicht berücichtigt) ermittelt wurden Es bat hienac in den feßten elf 
Sahren die Zahl der approbierten Aerzte um 56”/,, die Einwohnerzahl des 
Reichs dagegen nur um 14°/, zugenommen. 1887 fam auf 3000 Bewohner 
des Deutſchen Reich 1 Arzt, 1898 auf 2197. Am erhebliditen hat nad) den 


TE — —ûr————— -—- 
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genannten Erhebungen die Zahl der ausſchließlich in und für Anſtalten thätigen 
Aerzte zugenommen, von 581 auf 1927 (um 232°/,); die Anzahl der Privat- 
praxis ausübenden Zivilärzte ijt von 13908 auf 21178 (um 52°/,) gejtiegen. 
Die Zahl der aktiven Militär- und Marineärzte betrug im Jahre 1887: 1335, 
im Sabre 1898: 1620, daS ijt eine Zunahme um 285 oder 21°/,; zur Bivil- 
praxis hatten fi von diefen in erjterem Jahre 765 (57°/,), in leßterem nur 
509 (31°/,) gemeldet. Die Zahl der Wundärzte iſt nach dem amtlichen Feſt— 
ftellungen erheblid, von 669 auf 271, zurüdgegangen. In verhältnigmäßig be— 
trächtliher Zahl finden ſich folhe noch in Württemberg (182), Hamburg (10) 
und den thüringifchen Staaten Sahjen-Weimar, Sachſen-Coburg-Gotha, Sachjen: 
Altenburg und Reuß j. 2. (zufammen 31); in Preußen wurden 19, in Bayern 12, 
in den nicht genannten Staaten zufammen 17 gezählt. 


Auf 10000 Einwohner kamen Werzte: 


1899 (1898) 1899 (1898) 

im Deutichen Rue: — 81 14,08) in Heilen . . . 6,36 (6,27) 
in Preußen . . . 5,06 (4,85) „ Medlenburg- Schwerin . 452 (4,62) 
„ Bauen . . » 2.» . 5,06 (4,82) „ Elfaß-Lothringen . . 4,67 (4,67) 
„Sohlen. - » -» . » 520 (5,18) „Samburg -» . ». . 8835 (7,98) 
„ Württemberg . . - . 418 (4,09) Bremen..788 (9,18) 
Baden . .. . 5,93 (5,80) - .. . 8,16 (7,92) 


Für die kleineren Bundesftanten ſchwankte die Verhältnißzahi zmwifchen 6,41 
(Walded, das eine Anzahl Kurorte enthält) und 2,67 (Neuß ä. 2.). 


Bon den preußifchen Landestheilen fam, wie aud in früheren Jahren, 
die geringite Einwohnerzahl auf einen Arzt in dem an Kurorten reichen Regie— 
rungsbezirt Wiesbaden: 1119 (1898: 1175), demnächſt in den Regierungsbe— 
zirfen Köln: 1345 (1402) und Potsdam, zu welchen Bezirk die Berliner Bor: 
orte gehören: 1399 (1507); am meijten Eimvohner entfielen auf einen Arzt in 
den Negierungsbezirfen Poſen: 3512 (3588), Oppeln: 3718 (3986), Marien- 
werder: 4001 (3965), Köslin: 4046 — und Gumbinnen: 4433 (4638). — 
Bon den bayheriſchen Regierungsbezirken hatten wie früher Oberbayern 
(8,35 9,00), Untere (6,09 9/,90) und Mittelfranfen (5,39 9/g00) die meiften, die 
Oberpfalz (2,94 9/,00) und Niederbayern (2,73 %/g00) die wenigjten Aerzte im 
Verhältniß zur Einwohnerzahl. Nahezu die Hälfte der ſächſiſchen Aerzte 
wohnt in den Städten Dresden und Leipzig. 

Ueber die VBerhältnifje in den preußifchen Großjtädten belehren folgende 






























Biffern: 
G fam 
9— 9 
Zahl der aut Zahl der 1 jr 
Aerzte Ein, Aerzte | Gin 
1898 1899 wohner 
————— — 
| 
Bein. - -» » . » 12288 28314 725 eietin: 3 = 5% 147 160, 880 
Breslau - . . . + [482 510) 732 Daniig -» 114 146) 860 
BEE . = 2:00 305 330 974 Nohen . : 2... 109 112 1128 
antfurt a. M. . » | 8307 328 699 Home: .; = :% — — 8 87) 1712 
Önigäberg . » » . | 235 675 Dortmund . .» . . 72 77 1445 
Sannoverr . ..». 234 235 892 Glbefed . ». . . - 65 73. 1909 
Halle a.©.. . -» . [200 8 573 Barmen .. — — 64 73 1740 
Ma —— .. 0. 1169 169 1269 Keil .. 25 52 60 1787 
Düſſeldorf .141069 158 1114 
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Von den Berliner Zivilärzten waren nach den amtlichen Erhebungen vom 
1. April 1898 189 ausſchließlich in Anſtalten beſchäftigt; die Zahl der nicht 
approbirten, berufsmäßig mit Behandlung kranker Menſchen beſchäftigten Perſonen 
betrug, ſoweit die Behörden dies ermittelten, 480 (davon 351 männliche und 
129 weibliche). Nach der Lage der Verhältniſſe müſſen auch die in den Vor— 
orten Berlins wohnhaften Aerzte hier Berückſichtigung finden. In Charlotten— 
burg wurden 308 (im Vorjahre 301), in Schöneberg 104 (75), in Wilmers— 
dorf 21 (13), in Rixdorf 27 (25), in Lichterfelde 24 (20), in Pankow 16 (12), 
in Friedenau 13 (8), in Steglig und Weißenſee je 11, in Spandau 38 (34), in 
Köpenid 5 (5) Aerzte gezählt, außerdem noch in den Heineren Ortichaften 161. 
Von der letzteren Gruppe von Aerzten iſt ein nicht umbeträchtliher Theil in 
Irren- und anderen Heilanjtalten (Dalldorf, Herzberge, Neu-Rahnsdorf, Grabow— 
jee, Schladhtenfee u. j. w.) thätig, nach der amtlichen Ermittelung 72 Werzte der 
Kreife Teltow, Ober: und Niederbarnim. An Berlin und feinen Vororten wohnt 
aljo etwa aller deutfchen, etwa "/, aller preußifchen Aerzte und nicht viel 
weniger als im ganzen Königreich Bayern. Was die übrigen deutichen Groß: 
ftädte betrifft, jo war die Zahl der Aerzte: 

1 Arzt auf Einwohner 


in 1899 (1898) 1899 (1898) 
Münden - - - = 2 637 (579) 640 (704) 
Dresden . 2. 2 2 2 408 (408) 868 668 
Leipzig .. ee an, ME 4408) 973 (980) 
Straßburg i. "Eee (206) 629 (657) 
Stuttgart . © : 2 2 2 22 ..20 (19%) 792 (811) 
Nürnber » : 2 2 2 146 (135) 1111 (1299) 
Chemniß . » » 2 2 2.220.100 95) 1610 (1695) 
Braunf chweig 110 (98) 1046 (1155) 


Wenn man die Verteilung der Aerzte auf den Flächenraum betrachtet, 
jo ergibt ji, daß im Deutſchen Neiche auf 100 qkm 4,94 Aerzte wohnen. 
Die günftigiten Verhältniffe beitehen im Königreich Sachſen; hier kommen 13,13 
Aerzte (im Vorjahre 12,96) auf 100 qkm; in Heflen 8,60 (8,47); in Baden 
6,81 (6,63); in Elfaß-Lothringen 5,28 (5,29): in Preußen 4,62 (4,43); i 
Württemberg 4,46 (4,36); in Bayern 3,88 (3,69). Bon den preußijchen Re: 
gierungSbezirfen jtehen am ungünftigiten wie bisher da: Köslin 1,01 (0,98), 
Gumbinnen 1,14 (1,09) und Marienwerder 1,25 (1,26). Bei Vergleichen über 
den räumlichen Umfang der ärztlichen Thätigfeit find hauptſächlich die Aerzte der 
feinen Gemeinden zu berüdiihtigen. In diefer Beziehung entnehmen wir dem 
Berichte des Kaiferlichen Gejundheitsamts, daß durchſchnittlich die Landbevölkerung 
in Mecklenburg und in den vier nordöſtlichen Provinzen Preußens den weiteſten 
Weg zum Arzte zurückzulegen hat. Es entfielen auf je einen praktizierenden 
Zivilarzt der kleinen Gemeinden in Mecklenburg-Strelitz und Mecklenburg-Schwerin 
133 bezw. 126 qkm, im Königreich Preußen 88, in den Provinzen Oſt-, Weſt— 
preußen, Pommern, Poſen 192, 190, 184, 139 qkm; jehr erheblich find jeit 
1887 die Zahlen in Schlefien und in Brandenburg, von 121 auf 85, bezw. 
von 193 auf 124, zurüdgegangen. Die Ziffern für die Provinzen Schleswig: 
Holjtein, Hannover, Sachen, Weitfalen, Nheinprovinz jchwanfen im Jahre 1898 
zwiſchen 80 und 47, in Heflen-Nafjau war die Verhältnißzahl 41. Im König- 
reich Bayern entfallen auf 1 Arzt 65 qkm, in Eljaß:Lothringen 65, in Württem- 
berg 61, in Baden 41, im Königreih Sachen 37, im Großherzogthum Heſſen 
28, im ganzen Deutjchen Neid 73 qkm (im Jahre 1887: 95).  (R.-Anz.) 
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Die Page der Koblenbergarbeiter in Oeſterreich. Ein Strike gilt als frucht- 
los, wenn die im Lohnkampfe geitellten Forderungen nicht oder nur zum ges 
ringjten Theile erfüllt werden. Und doc) ijt in diefem, wie in einem jeden anderen 
Kampfe der unmittelbare materielle Erfolg nicht nur nicht der einzige, er ijt oft 
nicht einmal der widtigite Erfolg. Wie wäre es jonjt erflärlid, da& im Leben 
ih jo viele Staaten, Parteien oder Menſchen zu Tode jiegen? Auch der große 
Kohlenſtrile in Dejterreich, der zu den gewaltigiten Erjcheinungen der modernen 
Strifegefhichte zählt, hat einen großen Erfolg für die Arbeiter und für die ge— 
jammte Deffentlichfeit, mag er auch jonjt mit einer furchtbaren Niederlage für die 
eriteren enden. Er hat das Intereſſe der großen Deffentlichfeit kaum weniger 
als die Vorgänge auf dem jüdafrifanischen Kriegstheater gefejfelt, und dieje Theil- 
nahme hat wieder die gejeßgebende Körperjchaft veranlaßt, ſich eingehend mit der 
Lage der Klohlenbergarbeiter in Dejterreich zu bejchäftigen; ohne einen legislator- 
iſchen Niederſchlag wird diejes Anterejje nicht bleiben, wenngleich allzu janguinifche 
Erwartungen an die parlamentarischen Verhandlungen nicht geknüpft werden follen. 
Bor Allem haben wir aber den Verhandlungen des fjozialpolitiihen Ausſchuſſes 
des Ubgeordnetenhaufes eine gründliche Unterfuchung der Lage der Bergarbeiter 
zu danken, was wenigſtens jozujagen einen erfenntnißtheoretijchen Fortfchritt für 
die Sozialpolitif bedeutet. Den ſoeben publizirten Protofollen entnehmen wir 
folgende gedrängte Darjtellung der Arbeitsverhältnifje in den öjterreichiichen 
KRohlenbergbaurevieren. 

Zunächſt muß bemerkt werden, daß über den Begriff der Schichtdauer keines— 
wegs Einigkeit und Klarheit beiteht. Während die Unternehmer die Anficht ver- 
traten, daß die Schichtdauer mit dem Augenblicke der thatjächlichen Arbeit, das 
heißt 3. B. für die Häuer mit dem Augenblide des Abbaues beginne und mit 
dem Momente des Weglegend der Hauinjtrumente endige, jtellten jich die Experten 
aus den Arbeiterfreifen auf den Standpunkt, daß die Schichtdauer ſchon mit dem 
Augenblide der Einfahrt beginne und erſt dann wieder endige, bis der Arbeiter 
über Tag anlange. Dabei jei die Wartezeit vor Beginn der Einfahrt und nad) 
Schluß der Ausfahrt auf ein Minimum zu reduziren. Im Ojtrauer Reviere be- 
itand bis zum Jahre 1894 gemiſchte Schicht, d. h. dreimal in der Woche wurde 
je 8 Stunden, dreimal je 12 Stunden gearbeitet; im Jahre 1894 wurde jtatt 
dejjen die allgemeine 10 jtündige Arbeitsichicht eingeführt. Der Vertreter der Ges 
werfe definirte die Schichtdauer ald diejenige Zeit, welche der Arbeiter in der 
Grube zubringt, die Zeit von jenem Momente, wo der Arbeiter die Schale be= 
tritt, bi zu jenem Momente, wo er die Schale wieder verläßt. Wenn man von 
der Schichtdauer die Anfahrtäzeit, ferner die Zeit, welche man braucht, um in 
Urbeit3ort zu kommen, abzieht, reſultirt die Bruttoarbeitszeit. Von derjelben 
fommen mehrere Bauen von zufammen I—1'/, Stunde Dauer in Abzug, welche 
ih theil$ aus der Natur der Arbeit felbjt ergeben, wie die Unterbrechungen 
durch die Schießarbeiten, durch Betriebsitörungen, theils für die Mahlzeiten und 
zum Ausruhen erforderlich find, und es verbleibt die effektive Arbeitszeit. Dieje 
betrage bei 10 jtündiger Schicht 6'/, Stunden. Der Vertreter der Arbeiter erklärte 
aber demgegenüber, daß die 10ſtündige Arbeitszeit oft nicht eingehalten werde, 
Der Antritt zur Arbeit beginne oft jhon um '/,6 Uhr Morgens, die Ausfahrt 
jei oft erjt um °/,7 Uhr Abends zu Ende, Viel Zeit gehe mit dem Holen des 
Arbeitözeuges, dem Ausfafjen der Schießfapfeln 2c. verloren. Im Steintohlen- 
reviere von Kladno herrſcht einige Verjchiedenheit: auf den Werfen der Bufch- 
tiehrader Bahn beiteht die 10 jtündige Schicht; zwijchen die beiden 10 jtündigen 
Hauptiichten, während welcher die Häuer arbeiten, wird eine 4 jtündige Schicht 
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für die Zimmerhäuer eingejhoben, welche fi mit der An- und Abfahrtszeit auf 
6 Stunden erweitert. Auf den Werken der Staatsbahn ift die reine Achtitundene 
fhicht eingeführt. Bei den böhmischen Braunfohlenwerfen bejtehen jehr verſchiedene 
Verhältniſſe: die Schichtdauer währt 9, 10 oder 11 Stunden; vorherrſchend it 
jedoch die 1Ojtündige Schicht. Im Falfenauer Reviere bejteht die 1Oftündige 
Arbeitsfhicht, die jedoch bei ungünftigen Arbeitöverhältniffen bi8 auf 8 Stunden 
herabgejegt werden fann. Dasjelbe gilt von dem weitgalizifchen Kohlenrevieren. 
In Eijenerz ijt die Achtſtundenſchicht eingeführt. 

Die Zahl der Schichten, die ein Arbeiter im Jahre verfahren kann, wird 
von den Unternehmern mit 284 im Durchſchnitt angegeben. Die Leijtung eines 
Arbeiters iſt natürlich je nad der Qualität des Revieres fehr verfchieden: unter 
jo ungünjtigen Berhältniffen, wie fie beifpieläweije im Falkenauer Reviere herrichen, 
kann der Arbeiter nur etwa 400 Tonnen im Sabre fördern; mit den günjtigeren 
Arbeitsverhältnifjen nimmt auch die Förderung zu. 

Der Arbeitzlohn beträgt in den erzherzoglichen Gruben des Dftrauer Revieres 
fl. 1:92. Im Sahre 1895, dem leßten, in welchen nocd die Sitündige Schicht 
bejtand, betrug er jl. 1:47. Im Jahre 1897 betrug er bei 10ſtündiger Schicht— 
dauer fl. 1:79, 1898 fl. 1:83. Die von dieſem Berdienjt in Abzug fommenden 
Bruderladengebühren belaufen jih auf 50-55 fr. wöchentlich. In Kladno ijt 
der mittlere Verdienit des Häuerd auf den Staatöbahnwerfen bei &jtündiger 
Schicht nad der Ausfage der Unternehmer fl. 1:60, nad) der Ausſage der Ars 
beiter fl. 115—1'36. Bei der Brüxer Bergbaugefellihaft beträgt der Lohn 
fl. 2—2'12, wovon jedod) 30 Fr. für Auslagen in Abzug fommen. Nad der 
Ausjage der Bejiger beläuft ſich der Jahresverdienit des Häuerd (1899) auf 
675 fl. gegenüber 591 fl. im Sabre 1891. In den weitgalizifchen Kohlengruben 
ijt der durchſchnittliche Lohn des Häuers fl. 1:37, der geringite Lohn beträgt 
fl... 1:28, der höchſte fl. 1°47, doch können die tüchtigjten Arbeiter auch bis zu 
il. 2°70 verdienen. 

Von großem nterefje wird es fein, zu bören, was die einvernommenen 
Erperten aus dem Kreiſe der Unternehmer und Bergbeamten gegen die Einführ- 
ung der Achtjtundenjchicht vorgebradt haben. Bergrath Wurzian erklärte, daß 
in Ojtrauer Reviere früher bei der Sitündigen Schicht die Leiſtung per Häuer 
3248 Hunde (den Hund zu 6 Metercentnern gerechnet), in der 12jtündigen 
Schicht 4791 Hunde betrug, während ſie in der 1Ojtündigen Schicht 4208 Hunde 
beträgt. Es verhalte fich die Förderung in der Bitündigen zu jener in der 10— 
und 12jtündigen Schicht wie 1:1°3:1°47. Bei einer Herabjegung der Arbeits- 
zeit auf 8 Stunden fei, wie dies die erzherzoglichen Schächte, auf denen früher 
Adtjtundenschicht beitand, zeigen, eine Meinderleiftung von 24 Perzent zu er- 
warten, auf der Gabrielen-Zeche jei damals durch die Herabſetzung der Arbeits- 
zeit auf 8 Stunden eine Abnahme der Förderung um 22 Perzent, auf dem 
Albrecht-Schachte um 27 Perzent eingetreten. Bei der Achtitundenjchicht ſei von 
einem Wrbeiter durchjichnittlih um einem Hund weniger gefördert worden. Eine 
Verringerung der Schichtdauer müſſe eine Herabminderung der Leiftung im Ge— 
folge haben. Die VBorbereitungsarbeiten könnten nicht leicht weſentlich abgekürzt 
werden. Es wäre lediglich möglid, an der von den Arbeitern „verbummelten“ 
Zeit eine Erſparniß zu erzielen: allein eine folche ökonomische, jeden Zeitverluft 
vermeidende Arbeit fünnte nur von den fleißigiten und intelligentejten Arbeitern 
geleiftet werden. Bergrath Köhler erklärte, daß die Achtſtundenſchicht auf den 
erzherzoglichen Gruben durch 1'/, bis 1°/, Jahre beſtand. Man mußte aber 
zur zehnjtündigen Schicht zurückkehren, weil die Arbeiter weniger verdienten und 
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die öfonomifchen Verhältniffe der Werke ſich verfchlechterten. Die Einführung der 
Achtſtundenſchicht würde zur Anlage von Hilfsfhächten zwingen. Der Bau eines 
ſolchen Hilfsfhachtes würde zwei bis drei Jahre dauern und die Ausrüftungs- 
foften von 200.000 bi 300.000 fl., in Djtrau vielleiht 500.000 fl. bean— 
fpruchen. Nach der Anficht des Bergrathes Scherks KKladnoer Revier) würde 
eine Reduktion der Arbeitszeit einen Rückgang der Produktion um 20 Perzent 
herbeiführen. Die Produktion der Buſchtiehrader Bahn mit Zehnſtundenſchicht 
verhalte ſich zu jener der Staatsbahn mit Achtſtundenſchicht im Durchſchnitte der 
letzten fünf Jahre wie 10:77 für den einzelnen Häuer, es ſei alſo noch un— 
günſtiger wie das Stundenverhältniß 10:8. Das beweiſe klar, daß die kürzere 
Arbeitszeit auch eine geringere Produktion zur Folge habe. Wenn die Acht— 
ſtundenſchicht ohne Lohnerhöhung eingeführt würde, müße der Betriebsüberſchuß 
der Buſchtiehrader Bahn um 332.000 Kronen zurückgehen; wenn dazu noch die 
begehrte zwanzigperzentige Lohnerhöhung trete, müße an die Stelle des Ueber— 
ihufjes ein Betriebsverluft von 300.000 Kronen kommen. Die Werke würden 
verjuchen, die erhöhten Gejtehungsfojten auf den Kohlenpreis zu überwälzen, was 
eine Bertheuerung der Steinfohle um zehn Kreuzer per Metercentner zur Folge 
haben würde. Für die Verfchrsanitalten, die Industrien und die Kohlenkonſu— 
menten würde hieraus eine jährliche Mehrbelajtung von 30,000,000 Gulden er— 
wachjen. Auch eine Verjhiebung der Abjaggebiete müßte eintreten. Die Walden- 
burger Kohle würde den Oſten Böhmens erobern, der Braunfohlenerport insbe— 
jondere nad) Bayern und Sachſen würde verloren gehen. Endlich hätte die Ein- 
führung der Achtſtundenſchicht auch Betriebsgefahren zur Folge, weil der allzu 
energiihe Abbau leicht zur Preisgebung der nöthigen Vorſicht veranlafjen und 
Einjtürze bewirken müßte. — Sehr interefjant it die Ausfage des Centraldirek— 
tor8 der Brürer Bergbau-Gejellichaft; er hält es für das Zweckmäßigſte, daß 
ſich jeder Arbeiter individuell die Arbeit wählen kann, die ihm am beiten zufagt 
Einzelne lieben Unterbredungen, Andere continuirliche Arbeit mit früherem 
Schluſſe. „Mande jüngere Arbeiter leijten in acht Stunden jo viel wie die 
älteren in zwölf." Im Reviere fei volle Gelegenheit für Jeden, acht, neun, zehn, 
elf bis zwölf Stunden zu arbeiten wie es ihm paßt, zumal die Central-Bruderlade 
die volle Freizügigkeit ermögliche. Je jehwieriger die Arbeit, dejto höher fei der 
Berdienit, je leichter die Arbeit, dejto mehr gehe der Verdienſt zurück und ver— 
längere ſich die Arbeit jelbjt. „Wenn die Gefepgebung die Achtitundenjchicht dere: 
tire, müßten fie die Werfe in Gotted Namen einführen.“ Technijche Inveſtitionen 
dürften nur dort gemacht werden, wo es ventabel wäre, für die Dauer mit der 
achtſtündigen Schicht zu arbeiten. Bei allen anderen Schihten würde man weiter 
fördern, jo lange es rentirt, und wenn es ſich nicht rentirt, zufperren, Die Eins 
führung der Adıtitundenjchicht würde bewirken, daß die Heinen Werke von den 
großen Gejellihaften, welche leichter Inveititionen machen können, aufgejogen 
würden. Ob durch die intenjivere Arbeit der Ausfall an Arbeitszeit hereinges 
bradt werden könnte, jei jchwer zu beantworten. Bei vollitändig ungejtörtem Be— 
triebe würde gewiß eine große Anzahl von Arbeitern, vielleicht die Hälfte der 
Arbeiter, in der Lage fein, in der fürzeren Arbeitszeit das zu machen, was jie 
heute in der längeren leijten. Die größere Hälfte würde das jehr ungern, viel— 
leicht gar nicht thun, und eine Forcirung der Arbeit wäre insbejondere bei uns 
günjtigen Grubenverhältnifjen gefährlich. 

Das Gegenargument der Arbeiter zu Gunſten des Achtitundentages liegt 
nit in Berechnungen, jondern in eben dem moralijchen Faktor, welcher von dem 
zulegt angeführten Experten gejtreift und in feiner Bedeutung zum Theile aud) 
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zugegeben wurde: die Arbeiter erklären, daß bei der Ausficht auf eine kürzere 
Arbeitäzeit eine intenjivere Arbeitsleiltung möglich ſei als bei der Achtſtunden— 
ſchicht. Das beweije der Umstand, daß die Arbeiter im Winter, wo wegen ber 
Witterungd- und Lichtverhältuiffe nur acht Stunden gearbeitet werden fann, nicht 
viel weniger gefördert werde ald im Sommer. Bei der Adhtitundenichicht könnte 
der Arbeiter jofort nad der Ankunft am Orte mit der Arbeit beginnen, weil 
der Körper genügend ausgeruht wäre, zumal der längere Aufenthalt in freier 
Luft die phyſiſche Kraft und Leijtungsfähigkeit hebe; jegt fomme der entfräftete 
Arbeiter, der außerdem ſchwere Werkzeuge und Holz zu dem oft entfernten Ar- 
beitöorte fchleppen müſſe, meijt fchon müde dafelbjt an. Ein Theil der verkürzten 
Arbeitözeit würde jedenfalld durch eine Verringerung der Pauſen bereingebradt 
werden. Ein Theil des Produftionsausfalled bei der Verkürzung der Arbeitszeit 
fünne dadurch wettgemacht werden, daß die Einrichtung der Gruben verpoll- 
fommnet und modernifirt werde, namentlid; wenn die Seilbahnen und Die Förde: 
rung bejjer in Stand gehalten werden. Seit dem Jahre 1892, wo die Arbeitd- 
zeit von 12 auf 10 Stunden herabgeſetzt wurde, ſeien die Verdienfte geitiegen, 
aber nicht weil das Gedinge bejjer bezahlt wurde, fondern weil die Leiltung der 
Arbeiter zugenommen habe, (Soz. Reform Nr. 6.) 
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—— der früheren Jahrgänge. 


Bei neuen Abonnements wird oft mit Bedanern bemerkt, daß 
die Erwerbung der früheren Iahraänge der „Annalen“ mit fo 
aroßen Koften verknüpft fei, und der Wunſch ausgeſprochen, bei 
Bezug der vollſtändigen Serie eine Preisermäßignug eintreten zu 
Infen. Um nun derartigen Wünſchen entgegenszukommen, haben 
wir uns entfhlofen, neu eintretenden Abonnenten die Jahr- 
gänge 1870-1879. 1881—1897 anftatt zu Alk. 432.— zu 


nur Mark 188.— 


- a liefern, ſoweit der dazu beftimmte Dorratl; reicht. 

Der Preis der einzelnen Bände vefp. Iahrgänge bleibt wie 
vor Alk. 16.— Die Dahraänge 1868, 1869 und 1880 find gan 
vergriffen. 

Die „Annalen des Deutſchen Beides“, jeit 1868 erfcheinend, find als 
praktifd - wifenfihaftlidyes Quellenwerk wichtig für Minifterien, 
Beirks-Benierungen, Magiſtrate, Landräthe, Confuln, für Geridjte 
aller Inftangen, Beichs- und Landtagsabgeorduete, Advoknten, 
Motare, Zollämter, Handelskammern, BKedartionen und aröhere 
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Als Fest- und Gelegenheitsgeschenk eignen sich ganz besonders die 
gebundenen 


x Semesterbände der „JUGEND“ « 

1896 Bd. 1/II, 1897 Bd.1/Il, 1898 Bd. 1/II, 1899 Bd. 1/Il. — Jed. Bd.in eleg. Leinwandbd. M. 9.50. 
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Das Honorar für Originalbeiträge der 


‚Annalen des Deutschen Reiches“ 


beläuft fich wie bisher auf Mk. 64 für jeden erften, auf Mk. 48 
für jeden folgenden Druckbogen einer Abhandlung (platzraubende 
Abdrücke von Materialien werden abgerechnet). 

Abhandlungen. volks- und finanzwirthfchaftlichen Inhaltes 
wollen an Herrn Dr. Georg Hirth, München, Abhandlungen ftaats- 
und verwaltungsrechtlichen Inhaltes entweder an den Genannten 
oder an Herrn Prof. Dr. Max v. Seydei, München, Leopoldfrafse 37 
eingefandt werden. 

Die Beantwortung der an die Herausgeber gerichteten Zu- 
fchriften wird mit thunlicher Befchleunigung erfolgen. 

Im Intereffe der von der Redaktion zu treffenden Dispo- 
fitionen erfuchen wir, gröfsere Beiträge wenn möglich einige Zeit 
vor der Einfendung anmelden zu wollen. 


MÜNCHEN, Mai 1900. 


Die Verlagshandlung von G. Hirth 
ın München & Leipzig. 





Wbondot mAS>: 
Gewerbe und Handet im Dentfchen Reich 
nach der gewerblichen Betriebszählung vom 14. Juni 1895. 


Beiprochen vom 
Zinanzratd Dr. F. W. R. Zimmermann zu Braunjchweig. 


Aus der großen Berufs: und Gemwerbezählung des Deutſchen Reiches find 
ung tertlih von dem Kaiferlichen Statiftiischen Amte zunächſt die Ergebnifje 
der befonderen landwirthichaftlichen Betriebsaufnahme als „Die — 
ſchaft im Deutſchen Reich“‘“ (val. „Annalen“ 1899 ©. 489 ff.) und ſodann 
die Ergebnifje der allgemeinen Berufszählung al3 „Die berufliche und foziale 
Gliederung des deutschen Volkes“ (val. „Annalen“ 1900 ©. 195 ff.) zur Dar- 
jtellung gebracht; nunmehr iſt als Abichluß des Ganzen die bejondere Ge: 
werbeftatiftif ald „Gewerbe und Handel im Deutichen Reih*“ in Band 119 
der Statiftit des Deutjchen Neiches, Neue Folge, erſchienen, der wir in gleicher 
Weife wie der Landwirthichaftsftatijtift und der Berufsftatiftif einige Zeilen 
im Nachitehenden widmen wollen. 

Die mit der Berufszählung vom 14. Juni 1895 verbundene Aufnahme 
der gewerblichen Betriebe, welche theils durch die allgemeine Haushaltungslifte, 
theil& durch einen befonderen Gewerbebogen erfolgte, umfaßt die eigentlichen 
Handwerks-, Induſtrie- und Fabrikationsgewerbe mit Einjchluß des Bergbaus, 
Hütten und Salinenmwejens und des Baugewerbe, die Gewerbe des Handels 
und Berfehrs einschließlich der Gaft: und Schanfwirthichaft, jowie die Kunſt— 
und Handelsgärtnerei, die Fischerei umd die gewerbsmäßige, nicht landwirth— 
Ihaftlihe Thierzucht; nicht mit in den Bereich der Erhebung gezogen find die 
Land und Forjtwirthichaft, das Medizinalweien, die Rechtsanwaltichaft, die 
Unternehmungen für Wiſſenſchaft und Unterricht, für mufifaliihe und thea- 
traliiche Aufführungen und für Schauftellungen aller Art, jowie der Eijen- 
bahn, Poſt- und Telegraphenbetrieb; im Wejentlichen fällt unter den Begriff 
„Gewerbe“ im Sinne der Gewerbeftatiftif jo ziemlich Alles, was nicht Land— 
wirthihaft oder Ausübung freier Berufe ift. Die ganze Anlage der Gewerbs— 
zählung von 1895 entjpricht, wenn fie auch mannigfache Erweiterungen und 
Ergänzungen fo namentlich in Bezug auf die thatfächliche Beichäftigung des 
Arbeiterperjonals, die Art und Sraftleiftung der zur Verwendung kommenden 
Kraftmafchinen und Motoren ꝛc. erfahren, in der Hauptjache doch ebenjo wie 
dieſes auch bei der Berufs: und der Landwirtbichaftszählung der Fall war, 
der früheren gleichen Zählung vom 5. Juni 1882, jo daß alfo auch hier 
durchweg eine Vergleichbarkeit der Ergebnijje beider Zählungen und damit ein 
zahlenmäßiges Verfolgen der Entwidelung auch im Einzelnen gegeben war. 
Der in den Bänden 113 bis 115 der Statiftif der Deutjchen Reiches, Neue 
Folge, in tabellarifchen Nachweifungen enthaltene, jo ungemein reiche Stoff 
der Gemwerbejtatiftif ift in dem „Gewerbe und Handel im Deutichen Reich“ 
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mit großer Gründlichkeit verarbeitet und überfichtlich zufammenacfaßt, wobei 
wiederum, um einen engeren Zuſammenhang der textlichen Darftellung zu er- 
möglichen, die nicht zu vermeidenden eingehenderen Tabellen von größerem 
Umfang als Anhang bejonders beigefiiat find, ebenfo wie auch in qleicher Weife 
bezüglich einzelner wejentlicher Ergebnilje fartographiiche Darftellungen ange: 
Ichlofjen wurden. Die ganze Darftellung gliedert fich in folgende elf Abfchnitte, 
welche auch wir unferer Beiprechung zu Grunde legen werden, allerdings ımter 
verfchieden mweitgehender Berückſichtigung im Einzelnen: I. Gewerbebetriebe und 
gewerbliches Perfonal im Allgemeinen; II. Größe der Gewerbebetriebe (Allein, 
Gehilfen, Kleine, Mittel-, Großbetrieb, durchichnittlicher Betriebsumfang); 
III. Arbeitsjtellung des Gewerbeperjonal3 (Unternehmer, Angeitellte, Arbeiter, 
Lehrlinge, jugendliche, erwachſene Arbeiter, das meibliche Geichlecht unter den 
Unternehmern, Angeftellten, Wrbeitern); IV. Thatſächliche Beichäftigung der 
Arbeiter in den einzelnen Betrieben; V. Gewerbliche Benukung von Motoren 
und Arbeit3mafchinen; VI. Gefammtumfang und Leiftungsfähigfeit der gewerb— 
lichen Unternehmungen; VII. Rechtsform der gewerblichen Unternehmungen ; 
VIII. Kampagne, Saifongewerbe; IX. Hausinduftrie, Hanfiergewerbe, ges 
werbliche Gefängnißarbeit; X. Gewerbe und Handel in den einzelnen Bundes: 
Staaten; XI. Deutichlands Gewerbe und Handel im Vergleich zum Anslande. 
J. Gewerbebetriebe und gewerbliches Perſonal im Allge— 
meinen. Unter Betrieb verſteht die Gewerbeſtatiſtik jedes gewerbliche Unter— 
nehmen, gleichviel ob es auf eigene oder fremde Rechnung, in eigener Arbeits— 
ftätte oder im Haufe des Kunden (auf Stör) ausgeübt wird; auch Unterneb: 
mungen allerfleiniten Umfangs kommen als Gewerbebetriebe in Frage, ſelbſt 
ſolche, die lediglich die nebenſächliche Erwerbsthätigkeit eines einzelnen Ge— 
werbetreibenden darſtellen; Vorbedingung der Nachweiſung einer gewerblichen 
Thätigfeit als eines beſonderen Betriebes iſt nur, daß dieſelbe regelmäßig und 
ſelbſtſtändig ausgeübt wird. Die einzelnen Betriebe find nach den in den 
Bählpapieren enthaltenen Gewerbebenennungen zunächſt in 320 verſchiedene 
Gewerbearten eingeordnet und dieſe ſind wiederum in 110 Klaſſen (von denen 
57 zugleich Gewerbearten), 21 Gruppen und 3 Abtheilungen zufammengefaßt. 
Diefe Haffififation in einzelne Gewerbearten ift nach Thunlichkeit ausgedehnt 
worden, um auf diefe Weife alle den einzelnen Anforderungen und Wünfchen 
gerecht zu werden, welche von Behörden, Vertretern der Wifjenfchaft und den 
Gewerbetreibenden jelbjt geftellt werden, und welche ja regelmäßig fich auf 
eine fehr genau und eng begrenzte Waarenverfertigung zu beziehen pflegen. 
Dabei war aber wefentlich aus technifchen Gründen immerhin doch auch eine 
gewiſſe Beichränfung geboten, denn hätte man alle in Wirklichkeit vorhandenen 
Gemwerbe-Spezialitäten berüdfichtigen wollen, jo würde in Folge ungemeiner 
Ausdehnung das Tabellenwerf wegen der Unmöglichkeit einer Ueberſicht praf: 
tifch unbrauchbar geworden fein. Gegenüber der Hlaffififation von 1882 hat 
eine Erweiterung ftattgefunden, die theilweife auf einer weiteren Theilung der 
induftriellen Arbeitsprozeſſe, theilweije auf einer formalen Bervollftändigung des 
Gemwerbeverzeichnifjes beruht; es find 72 Gemwerbearten durch Abzweigung neu 
binzugefommen und ebenjo ift die Zahl der Gewerbeklaſſen um 14 erhößt; 
auch die Gruppen haben ſich um eine vermehrt, da 1882 Papier und Leder 
in einer Gruppe zufammengefaßt waren, während jet die Bapier-Fnduftrie 
und die Leder-Induſtrie je eine befondere Gruppe bilden; mit diefer Ausdeh- 
nung glaubte man, und unjerer Anficht nach mit vollem Recht, an die äußerfte 
Grenze des nach dem Vorſtehenden Zuläffigen herangegangen zu fein; die Aus: 
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dehnung iſt übrigens in einer Weile zur Durchführung gebracht, daß dadurch 
die Vergleichbarkeit der früheren und der jegigen Zählungsergebnijje nicht aus: 
geſchloſſen iſt. Die Eintheilung in eine größere Zahl von Gewerbearten be- 
der Gewerbeftatiftit mußte aber eine Zerlegung der zufammengefegten Unter: 
nehmungen in Spezialbetriebe vielfach zur Folge haben und dadurch ijt e8 
wiederum veranlaft, daR die Gefammtzahl der Betriebe in der Statiftif größer 
erscheint als in Wirklichkeit; ebenfo erjcheinen, wenn man die fo gewonnene 
Itatütiiche Zahl von Betrieben nad ihrem Umfang d. h. nad) der Zahl der 
in ihnen thätigen menjchlihen und motorischen Kräfte betrachtet, die oberen 
Größenklaffen zu Gunjten der unteren zu gering bejegt. Alle die unterjchiedenen 
Sewerbearten oder auch nur Gewerbeklaſſen hier gefondert anzugeben, würde 
uns natürlich zu weit führen, doch wollen wir wenigitens die Gemwerbegruppen, 
welche in der Hauptfache der Berufszählung entiprechen, nachjtehend hervor- 
heben, da wir auf diefe demnächit doch am meiften zurüdzugreifen haben 
werden; e3 find die folgenden: I. Kunſt- und Handelsgärtnerei einfchließlic 
der damit verbundenen Blumen: und Kranzbinderei, Baumfchulen; II. Thier- 
zucht (ohne die Zucht Tandwirthichaftlicher Nubthiere) und Fiſcherei; III. Berg- 
bau, Hütten und Salinenwefen, Torfgräberei; IV. Indufirie der Steine und 
Erden; V. Metallverarbeitung; VI. Induftrie der Mafchinen, Inſtrumente und 
Apparate; VII. Chemiſche Induſtrie; VIII. Induftrie der forftwirthichaftlichen 
Nebenprodukte, Leuchtitoffe, Seifen, Fette, Dele und Firniſſe; IX. Tertilin: 
duftrie; X. Bapier-Fnduftrie; XI. Leder-Induſtrie; XII. Induftrie der Holz: 
und Scnigitoffe; XIII. Industrie der Nahrungs: und Genußmittel; XIV. 
Bekleidungs- und Reinigungs-Gewerbe; XV. Baugewerbe; XVI. Polygraphiſche 
Gewerbe; XVII. Künſtleriſche Gewerbe; Xxviii Handelsgewerbe; XIX. Ver- 
fiherungsgewerbe; XX. Verlehrsgewerbe; XXI. Beherbergungs- und Erquick— 
ungsgewerbe. Die Gruppen J und II ſind als Abtheilung A Gärtnerei, 
Thierzucht und Fiſcherei, die Gruppen IIT- XVII als Abtheilung B Indujtrie, 
einschlichlich Bergbau und Baugewerbe und die Gruppen XVII—XXI als 
Abtheilung C Handel und Verkehr, einschließlich Gaſt- und Echanfwirthichaft 
zufammengefaßt. Bezüglich der Perfonenzahlen der Gewerbeſtatiſtik ift von 
vornherein noch bejonders hervorzuheben, daß im Gegenſatz zur Berufsſtatſtik, 
welche die Einzelnen nad ihrem perjönlichen Beruf ohne Rückſicht auf den 
Betrieb, in dem fie den Beruf ausüben, nachweift, die Gewerbeftatiftif die Be- 
triebe zum Ausgangspunkt hat und dabei die in denjelben thatfächlich beichäf- 
ttgten Perjonen zur Darftellung bringt, ohne fich im Allgemeinen darum zu 
fümmern, ob dies deren eigentlicher Beruf ift oder nicht; die Betriebe ſetzen 
jih aber häufig aus Perſonen ſehr verfchiedener Berufsart zufammen und 
andererjeit3 jind Perfonen derjelben Berufsart in Betrieben fehr verjchiedener 
Gewerbearten zu finden; dadurch ift e8 aber begründet, daß die Zahlen der 
Berufsſtatiſtik vierfach und bedeutend von denen der Gewerbeſtatiſtik abweichen. 
Die Zahl der beichäftigten Perſonen ift in der Gemerbeitatiftif in doppelter 
‚Form nachgewieſen, fie bezieht ſich einmal auf den Stichtag der Erhebung 
(14. Juni 1895) und jodann darauf, wie viel in der Negel, im Jahresdurch— 
ſchnitt oder in der Betriebszeit Saiſon, Kampagne) befchäftigt find; die letz— 
teren Durchſchnittszahlen kommen als die wichtigeren in der weiteren darfiellung 
vorzugsweiſe in Betracht. 

Die Erhebung vom 14. Juni 1895 weiſt insgeſammt für das Deutſche 
Reich 3 658 088 Geneiöchettlete nach; da fich 1882 die Zahl der Betriebe 
nur auf 3609 801 belief, jo haben wir für die dreizehn dazwiichen liegenden 
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Jahre eine Zunahme um 48287 Betriebe oder um 1,3°/,. Won den Ge 
werbebetrieben des Jahres 1895 find 3144 977 oder 86,0 °/, Hauptbetriebe 
und 513 111 oder 14,0°/, Nebenbetriebe und haben ſich die Hauptbetriebe 
jeit 1882 um 139,520 oder 4,6°/, vermehrt, während die Nebenbetriebe ſeit— 
dem um 91 233 oder 15,1°/, zurüdgegangen find. Als Hauptbetriebe find 
bierbei alle diejenigen Unternehmungen angejehen, in welchen mindejtens eine 
Perſon hauptberuflich thätig ift, als Nebenberufe diejenigen, in welchen eine 
Beichäftigung von Perfonen nur nebenher ftattfindet, ohne daß irgend Jemand 
weder Inhaber, noch Gehilfe, noch ein Familienglied eine hauptberufliche 
Thätigfeit ausübt; der Umfang des Betriebes ift für die Unterfcheidung ohne 
Belang. Gewerblich thätige Perfonen fommen nur für die Hauptbetriebe in 
Betracht, denn für Nebenbetriebe gelangt ein darin thätiges Perfonal nicht zur 
Nachweiſung, weil der gewerblich Thätige naturgemäß nach feiner Haupt: oder 
alleinigen Thätigkeit in die jtatiftischen Tabellen einzuordnen ift und zur Ver— 
meidung von Doppelzählungen nicht auch mit feiner nebenfächlichen Thätigfeit 
aufgeführt werden fanı. Demgemäß stellt ſich 1895 die Gefammtzahl der 
gewerbthätigen PBerfonen auf 10269269 (7 929 944 männlich, 2 339 325 
weiblich) gegenüber einer jolchen von 7 340 789 (5 831 622 männlich, 1509 167 
weiblich) im Jahre 1882, fo daß aljo eine Zunahme von 2928 480 Berfonen 
(2,098,322 männlich, 830 158 weiblich) oder um 39,9°/, (36,0°/, beim männ: 
fihen Geſchlecht, 55,0°/, beim weiblichen Geſchlecht) zu Eonftatiren ift. Die 
Zunahme der Hauptbetriebe ift ſonach ſowohl bezüglich ihrer Zahl (4,6°/,) 
al3 bezüglich ihres Perfonals (39,9°/,) eine ſehr beachtenswerte und zu Buche 
Ichlagende; mag auch in Folge gewiſſer Vergleich3unregelmäßigfeiten diejelbe 
ih, was die Zahl der Betriebe anlangt, in Wirklichkeit um etwas geringer 
jtellen, jo ift doch andererfeits die Bedeutung der Betriebe jelbft nicht nur ge: 
mäß einer PBerfonalvermehrung um nahezu vier Fünftel, fondern ebenmäßig 
auch noch durch eine wejentliche Vermehrung der Verwendung motorischer Kräfte 
und der Benugung von Arbeitsmafchinen und Apparaten, welche wir ſpäter 
noch zu erörtern haben werden und weiche durch die jtetig fortgejchrittene Ver: 
vollfommmung der Technif ermöglicht wurde, ganz bedeutend gewachlen. Die 
Zunahme der gewerblichen Perſonen beruht num aber nur zu dem fleineren 
Theil auf einer Mehrung aus fich felbjt heraus durch ihren eigenen Geburten- 
überfchuß, denn die Gefammtbevölferung des Deutfchen Neiches bat in der in 
Frage ftehenden Zeit im Durchſchnitt nur um 14,48°/, zugenommen; die Zunahme 
ijt vielmehr zum größeren Theile auf Zugang aus bisherigen anderen Berufen, 
insbefondere aus der Landwirthſchaft zurüdzuführen, als Zeichen hierfür wird 
befonder8 angeführt einerjeits die Abnahme der landwirthichaftlichen Arbeiter, 
die in der Behandlung der beruflichen und fozialen Gliederung des deutjchen 
Bolfes bereit nachgewiefen wurde, und andererjeits die ftarfe Zunahme der 
im Baugewerbe bejchäftigten Perjonen, weil gerade das Baugewerbe für die 
aus landwirthichaftlichen Gegenden Zuwandernden vielfach den Uebergang zur 
Induſtrie bietet. 

Bon der Gefammtzahl der Hauptbetriebe entfallen 1895 auf Gärtnerei, 
Thierzucht und Fiſcherei 42 321 oder 1,3°/, (1882 31886 oder 1,1°/,), auf 
Induſtrie einschließlich Bergbau und Baugewerbe 2 146 972 oder 68,3°/, 
(1882 2270 336 oder 75,5°/,) und auf Handel und Verkehr einfchließlich 
Saft: und Schanfwirtbichaft 955 684 oder 30,4°/, (1882 703 232 oder 23,4°/,). 
Danach iſt alfo die Zahl der Hauptbetriebe bei der Induftrie der bedeutenditen 
Gewerbeabtheilung um 5,4°/, zurüdgegangen, während fie bei der Gärtnerei zc. 
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um 32,7°/, und bei Handel und Verkehr um 35,9°/, geſtiegen iſt. Das Per— 
fonal hingegen ift bei allen drei Gewerbeabtheilungen im die Höhe gegangen, 
allerdings bei Gärtnerei und Handel jtärfer (53,0°/, und 61,7°/,) als bei der 
Induſtrie (34,8°/,); bei leßterer kommen aber wiederum die Motoren und 
Arbeitsmajchinen als Erjaß für die menschlichen Kräfte in einem immer zu: 
nehmenden Maße in trage. Die Zahl der auf einen Hauptbetrieb kommen: 
den gewerbthätigen Perſonen beläuft fich jeßt bei der Gärtnerei ꝛc. auf 2,4, 
bei Induſtrie 2c. auf 3,7, beim Handel auf 2,3 und bei der Gefammtheit der 
Betriebe auf 3,3; 1882 stellten jich die bezüglichen Durchichnitte auf 2,1 bezw. 
2,6 bezw. 1,9 bezw. 2,4; durchweg iſt mithin die auf den einzelnen Betrieb 
entfallende Perjonenzahl gewachlen und zwar am ftärfiten ift diefes bei der 
Industrie der Fall, welche außerdem die höchſte Durchichnitt3zahl für den Be— 
trieb ausweilt. Unter den Gewerbegruppen zeichnen jich folgende durch eine 
hohe Zahl der Hauptbetriebe aus (in Klammer beigefügt iſt der Prozentantheil 
derjelben an der Gefammtzahl der Hauptbetriebe) : Bekleidungs- und Reinigungs: 
gewerbe (27,0°/,), Handelsgewerbe (20,2°/,), Induftrie der Nahrungs: und 
Genußmittel (8,6”/,), Beherbergungs: und Erquidungsgewerbe (7,5°/,), In: 
duftrie der Holz: und Schnitzſtoffe (7,0°/,) und Textilinduftrie (6,5 %/,); um: 
gekehrt haben eine niedrige Zahl der Hauptbetriebe folgende Gruppen: Berg: 
bau, Hütten und Salinenwejen (0,1°/,), Induftrie der Leuchtjtoffe, Seifen, 
Fette, Dele (0,2 °/,), Künstlerische Gewerbe (0,3°/,), Chemische Induftrie (0,3 %/,), 
Polygraphiſche Gewerbe (0,5°/,) und Papier-Induſtrie (0,6°/,); berückſichtigt 
man neben den Hauptbetrieben auch die Nebenbetriebe, jo zeichnen fich diejelben 
Gruppen in der gleichen Weife aus. An der Gejammtheit der gewerbthätigen 
Perjonen haben folgende Gruppen den höchſten Prozentjag aufzuweiſen: Be: 
kleidungs- und Neinigungsgewerbe (13,5°/,), Handelögewerbe (13,0°/,), Baus 
gewerbe (10,2°/,), Induſtrie der Nahrungs» und Genußmittel (10,0°/,) Textil: 
induſtrie (9,7°/,) und Metallverarbeitung (6,2°/,); folgende Gruppen den 
niedrigiten: Berficherungsgewerbe (0,2 /,), Künſtleriſche Gewerbe (0,2 °/,), Thier: 
zucht und Filcherei (0,3 °/,), Induſtrie der Leuchtitoffe zc. (0,6°/,), Kunft und 
Handelsgärtnerei (0,7°/,) und Chemiſche Induſtrie (1,1°/,). Am bervor- 
ragendjten fowohl nach der Zahl der Betriebe wie auch nach der Zahl der 
darin thätigen Perſonen find danach die Bekleidungs- und Reinigungsgewerbe, 
die Handelögewerbe, die Indujtrie der Nahrungs: und Genußmittel und die 
Zertilinduftrie; das Gegentheil tritt bei der Induſtrie der Leuchtitoffe, den 
Künjtleriichen Gemwerben und der Chemiſchen Induftrie in Erjcheinung. Die 
Bekleidungs- und Reinigungsgewerbe jowie die Handelögewerbe gehören ferner 
zu denjenigen Gewerbegruppen, in denen fich Betriebe und Perſonen verhältniß— 
mäßig am nächjten fommen, d. h. in denen relativ wenig Perjonen auf einen 
Betrieb treffen, wo aljo der Allein und SKleinbetrieb eine große Rolle jpielt. 
Das Umgefehrte gilt für den Bergbau, die Jnduftrie der Steine und Erden, 
die Chemiſche Induſtrie, die Induſtrie der Leuchtitoffe und einige andere; in 
den zugehörigen Betrieben werden relativ viele Perſonen bejchäftigt, jo daß 
aljo Hier vorwiegend Mittel: und Großbetriebe in Betracht fommen. Die Bus 
nahme der Hauptbetriebe ſeit 1882, welche wir im Allgemeinen (4,6°/,) zu 
fonftatiren hatten, zeigt ji auch bei der größeren Mehrheit der Gewerbe: 
gruppen, fie tritt am jtärfjten hervor bei der Kunſt- und Handelsgärtnerei 
(55,0°/,), den Bolygraphifchen Gewerben (47,7°/,), dem Handelsgewerbe (40,3°/,), 
den Beherbergungs- und Erquidungsgewerben (38,0 °/,), dem Baugewerbe(22,4°/,) 
und den Künftleriichen Gewerben (18,4"/,); einen Nüdgang in der Zahl der 
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Hauptbetriebe haben aber doch folgende Gewerbegruppen zu verzeichnen : Tertil- 
induftrie (40,4 "/,), Bergbau, Hütten- und Salinenwejen (24,3°/,), Jnduſtrie 
der Leuchtſtoffe ac. (13,6°/,), Induftrie der Holz: und Schnitzſtoffe (8,0°/,), 
Belleidungs= und Reinigungegewerbe (3,5°/,) und Metallverarbeitung (3,4 °/,). 
Bezüglich der Gejammtzahl der gewerbthätigen Perjonen ıjt dagegen feine 
einzige Gewerbegruppe zurüdgegangen, die geringjte Zunahme (8,8”/,) zeigt 
Thierzucht und Fischerei, mit bejonders hoher Zunahme ragen bier hervor: 
Baugewerbe (96,0°/,), Verficherungsgewerbe (88,2 °/,), Beherbergungs⸗ und 
Erquickungsgewerbe (84,6°/,), Polygraphiſche Gewerbe (82,7°/,), Kunft: und 
BERNER. (80,4 °/,) und Induftrie der Mafchinen, Inſtrumente 2c. 2c- 
(63,6 °/,). 

Die Nebenbetriebe machen 14,0°%/, von der Gejammtzahl der Betriebe 
aus, auf die Hauptbetricbe entfallen 86,0%,; demnach ift die Bedeutung der 
Nebenbetriebe nicht nur an ſich, jondern auch in der Gejanimtzahl der Betriebe 
eine weniger erhebliche. Am hHervorragendjten find fie vertreten beim Ber: 
jiherungsgemwerbe (61,8°/, der Gejammtzahl der Betriebe), beim Bergbau ꝛc. 
(35,4°/,, namentlich Torfgräber und Torfſtecher), bei der Thierzucht und 

ischerei (31,4°/,, namentlich Bienen-, Hundes, VBogelzüchter, ſowie Schaf: und 
Pferdeſcheerer), bei der Induſtrie der Leuchtſtoffe zc. (23,8”/,, namentlich Köhler 
und Oelmühlen-Inhaber) und beim Verfehrsgewerbe (Z1,8°/,, namentlich Fracht⸗ 
fuhrwerftsbefiger, Yohndiener, Botengänger, Leichenträger). Zumeiſt handelt cs 
ſich bei diejer nebenjächlichen Gewerbthätigkeit um Fälle, wo der Erwerböthätige 
auf ſich allein gejtellt ift. 

II. Bezügli der Größe der Gewerbebetriebe haben wir zunächſt 
die Alleinbetriebe und die Gehilfenbetriebe zu unterfcheiden. Alleinbetriebe find 
alle diejenigen Unternehmungen, in welcher ein einzelner Inhaber allein ohne 
Mitinhaber oder Gehilfen, jowie ohne Benugung von Motoren thätig iſt; ale 
übrigen find Gehilfenbetriebe, alſo eine abgekürzte Bezeichnung für Maitinyaber:, 
Gehilfen- und Meotorenbetriebe. Die Gehilfenbetriebe werden dann wieder nad 
der Zahl der in ihnen bejchäftigten Berjonen in Größenklaſſen getheilt. Danach 
kann es vorfommen, daß auch Gchilfenbetriebe nur eine einzige Perſon be: 
ihäftigen, nämlich wenn der Inhaber allein unter Verwendung eines Motors 
thätig ift oder wenn nur eine Hilfsperjon verwendet wird, während der In: 
haber ſelbſt nicht oder wenigſtens nicht hauptberuflich mitarbeitet, wie Diejes 
namentlich bei jogenannten Zweiggejchäften vielfach vorfommt. „Der Allein: 
betrieb ijt das einjachjte, wenn auch nicht das urfprünglichjte oder geſündeſte 
Gebilde unjerer Wirthichaftsordnung. Das Bortommen zahlreicher Alleinbetriebe 
hat jozial die Bedeutung des Vorhandenſeins einer ſtarken Schicht von wirth: 
ſchaftlich Eleinen, meift auch Schwachen Erijtenzen, deren Intereſſen aber, joweit 
fie wirthichaftlich jelbitjtändig find, d. h. nicht der Hausinduftrie angehören, 
mehr mit denen der Unternehmer, als mit denen der Yohnarbeiter oder Ange: 
jtellten übereinjtimmen. Dagegen find die hausinduftriellen Alleinbetriebe im 
Grunde nur Glieder des Gewerbebetriebes ihres Verlegers und wirthichaftlic) 
von diefem abhängig." Nach der Zählung von 1895 waren unter den Haupt: 
betrieben 1714 351 oder 54,5°/, Alleinbetriebe und 1430 626 oder 45,5°/, 
Gehilfenbetriebe, von dem Gejammtperjonal entfielen aber auf die Alleinbetriebe 
1714 351 oder 16,7°/, und auf die Gehiljenbetriebe 8 554 918 oder 83,3%, 
der gewerbthätigen Berjonen. Demgemäß find die Alleinbetriebe allerdings 
quantitativ Die vorherrjchenden, aber qualitativ d. h. in Bezug auf die Zahl 
der bejchäftigten Perjonen bleiben fie doch jtarf Hinter den Gehilfenbetrieben 
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zurüd, denn leßtere umfaſſen mehr als vier Fünftel der jämmtlichen gewerb— 
thätigen Perjonen. Seit 1882 haben auch die Alleinbetriebe unter den Haupt— 
betrieben um 8,7°/, abgenommen, welche gleiche Abnahme fich naturgemäß auch in 
der Zahl der gewerbthätigen Perjonen zeigen muß; die Gehilfenbetriebe haben 
dagegen aber in der Zahl der Hauptberriebe um 26,9%/,, in der Zahl der 
gewerbthätigen Berfonen um 56,6°/, zugenommen; dementjprechend ijt nicht 
nur der eigentliche Schwerpunkt der Gewerbthätigfeit, ſondern auch die jüngjte 
glänzende Entfaltung derjelben als auf den Gehilfenbetrieben im Wejentlichen 
beruhend anzujehen. 

Bei den einzelnen Gewerbeabtheilungen, Gewerbegruppen und Gewerbe: 
arten hebt ſich natürlich der Unterjchied zwifchen den Alleinbetrieben und den 
Gehilfenbetrieben in einer recht verjchiedenen Weije hervor. Abjolut am ſtärkſten 
vertreten jind die Alleinbetriebe in der Abtheilung der Induſtrie 2c. zc., denn 
auf dieje entfallen 721,8 von 1000 Alleinbetrieben, während auf Handel und 
Verkehr 2c. 2c. nur 265,1 und auf Gärtnerei 2c. 2c. jogar nur 13,1 kommen. 
Unter den Gewerbegruppen zeichnen ſich durch eine große Zahl von Allein: 
betrieben folgende aus: Bekleidungsgewerbe(38U, 1°/,.), Handelsgewerbe(204,5°/,%), 
Tertilinduftrie (86,6"/,.), Induſtrie der Holz: und Schnigjtoffe (67,2°/,0) und 
das Baugewerbe (67,2”/,0); Durch eine befonders geringe Zahl: Bergbau und 
Salinenwejen (U,2°/,0), Induſtrie der Leuchtjtoffe (O,7°/00), Chemiſche Induſtrie 
(1,8%/90), Polygraphiicye Gewerbe (2,3°/,0), Verſicherungsgewerbe (3,2°/,0), 
Papier-Fnduftrie (3,9%/,) und Künftleriiche Gewerbe (4,4°%/,0)., Von den ein= 
zelnen Gewerbearten haben die folgenden je über 50 000 Allcinbetriebe auf: 
zuweiſen: Schneiderei, Näherei, Schuhmacher, Handel mit verfchiedenen Waaren, 
Wäfcherei und Plätterei, Haudel mit Kolonialwaaren, Handel mit landwirth: 
ihaftlichen Produkten, Tijchlerei. Zeigt fih uns jo ſchon bezüglich der abjo- 
luten Zahl der Alleinbetriebe eine große Verſchiedenheit bei den einzelnen 
Gewerben, jo wird diejelbe doch noch erheblicher und charakteriftiicher, wenn 
wir die Vertheilung der Alleinbetriebe und der Gehilfenbetriebe auf die Ge- 
Jammtbetriebszahl innerhalb der einzelnen Gewerbefategorien ins Auge faljen. 
Allerdings bei den Gewerbeabtheilungen bietet dieje Bertheilung noch einen 
verhältnigmäßig nur geringfügigen Unterjchied, denn in der Gärtnerei 2c. zc. 
fommen auf die Alleinbetriebe 53,1”/,, auf die Gehilfenbetriebe 46,9°/,, in der 
Induſtrie ꝛc. ꝛc. auf die Alleinbetriebe 57,6°/,, auf die Gehilfenbetriebe 42,4°/, 
und im Handel und Verkehr ꝛc. 2c. auf die Alleinbetriebe 47,6°/,, auf die Ge— 
bilfenbetriebe 52,4°/,; am jtärfjten find die Alleinbetriebe danach in der eigent- 
lihen Induſtrie, aber auch noch in der Gärtnerei ꝛc. 2c. überjchreiten fie nod) 
die Hälfte, hinter der jie im Handel und Verkehr etwa ebenjo ſtark zurüd- 
bleiben. Bezüglich des Perſonals ift das Berhältnig zwar ein wejentlic) 
anderes, der Unterichied zwiſchen den Abtheilungen aber auch nur ein geringer; 
von dem Perſonal treffen in der Gärtnerei 2c. 2c. auf die Alleinbetriebe 21,8°/,, 
auf die Gehilfenbetriebe 75,2°/,, in der Induſtrie 2c. 2c. auf die Alleinbetriebe 
15,5°/,, auf die Gebilfenbetriebe 84,5°/,, in dem Handel und Verkehr auf die 
Alleinbetriebe 21,0°/,, auf die Gehilfenbetriebe 79,0°,,; hier bleibt aljo bezüg- 
lid) der Alleinbetriebe die Induſtrie etwas hinter den beiden anderen unter 
ſich ziemlich gleichſtehenden Abtheilungen zurüd. Weſentlich größer find Die 
Unterjchiede bei den Gewerbegruppen; jo erheben fich die Alleinbetriebe in den 
Künjtleriichen Gewerben (80,1”/,), den Belleidungs: und Reinigungsgewerben 
(76,8°/,), dem Verjicherungsgewerbe (74,9°/,), der Tertilinduftrie (72,4°/,) und 
der Thierzucht und Fiſcherei (66,2°/,) auf über beziehungsweife nahezu zwei 
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Drittel der Betriebe diefer Gruppe, während jie in dem Bergbau (8,7°/,), der 
Induſtrie der Leuchtjtoffe 2c. (19,0°%/,), der Induftrie der Steine und Erden 
(21,9°/,), der Induſtrie der Nahrungs: und Genußmittel (21,9°/,) und den 
Beherbergungs= und Erquidungsgewerben (24,8°/,) auf unter ein Viertel herab— 
gehen. Aehnlich ift das Verhältniß auch, wenn man das Perſonal berüdjich- 
tigt; nad) dem Gefammtdurchichnitt machten die Alleingewerbetreibenden 16,7°/, 
aus, weit über diefem Durchichnitt ftehen die Bekleidungs- und Reinigungs- 
gewerbe (46,9°/,), die Thierzucht und Fiſcherei (41,3°/,), die Künſtleriſchen 
Gewerbe (38,3%/,), das Handelsgewerbe (26,3°/,) und das Verficherungsgewerbe 
(24,7°/,), weit unter demjelben dagegen der Bergbau (O,1°/,), die Induſtrie 
der Steine und Erden (1,9°/,), die Induſtrie der Leuchtitoffe (2,0°/,), die 
Chemifche Imduftrie (2,7%) und die Polygraphifchen Gewerbe (3,1°/,). 
Wiederum erheblich vergrößert wird die Werjchiedenheit bei den einzelnen 
Gewerbearten, doch wirde ung ein näheres Eingehen, jo interejlant dasjelbe 
an fich auch fein mag, hier zu weit führen und wir bejchränfen uns deshalb 
darauf, nur hervorzuheben, daß unter den 206 Gewerbearten, welche minde- 
ſtens 100 Alleinbetriebe aufweiſen, ſich 17 befinden, in denen über die Hälfte, 
35, in denen über ein Drittel, und 57, in denen über ein Viertel der Gewerbe: 
thätigen als Wlleingewerbetreibende thätig find. 

Was die Verjchiebung von Allein und Gchilfenbetrieb feit dem Jahre 
1882 innerhalb der einzelnen Gewerbe anlangt, jo haben zunächjt die Allein- 
betriebe in Abtheilung der Gärtnerei 2c. ſtark (27,8°/,), im Handel und Ber: 
fehr wenig (5,8°/,) zugenommen, aber in der Induſtrie nicht unerheblich (13,5°/,) 
abgenommen. Alle drei Abtheilungen zeigen aber ein verhältnigmäßiges Zurüd: 
treten der Alleinbetriebe Hinter die Gehilfenbetriebe, das im Handel troß der 
abjoluten Zunahme jogar noch jtärfer (von 61,1°/, auf 47,6°/,) iſt als in der 
Induftrie (von 63,0°/, auf 57,6°/,). Ebenſo wie bei allen drei Abtheilungen 
auch in verjchiedener Höhe eine relative Verſtärkung der Zahl der Gehilfen- 
betriebe gegenüber der der Alleinbetriebe hervortritt, ebenjo zeigt fich auch eine 
Bergrößerung der Gehilfenbetriebe innerhalb vderjelben injoferne, als überall 
die Zahl der in den Gehilfenbetrieben bejchäftigten Perfonen noch jtärfer zu: 
genommen hat al® die der Gehilfenbetriebe jelbit. Berüdjichtigen wir die Ver: 
ihiebung in den Gemwerbegruppen, fo haben fich die Alleinbetriebe in neun der 
Gruppen vermindert, nämlich in der Zertilindujtrie (43,7°/,), der Induſtrie 
der Leuchtitoffe 2c. (42,8°/,), den Beherbergungs ˖ und Ergquidungsgewerben 
(34,0°/,), der Induſtrie der Steine und Erden (25,6°/,), der Induſtrie der 
Holz: und Schnigjtoffe (20,1°/,), der Metallverarbeitung (14,5°/,), der Indu— 
jtrie der Nahrungsmittel (12,0%/,), dem Verkehrsgewerbe (10,6°/,) und dem 
Belleidungsgewerbe (6,5°/,); in den übrigen zwölf Gewerbegruppen weiſen die 
Alleinbetriebe eine Zunahme auf, welche beim ————— (72,30/), 
der Gärtnerei 2c. (34,8), den Polygraphiſchen Gewerben (32,6°/,) und den 
Künftlerifchen Gewerben (31,4°/,) am größten ift. Die Gehilfenbetriebe haben 
in der großen Mehrheit der Gemwerbegruppen zugenommen, am ftärfjten bei 
den Beherbergungs: und Erquidungsgewerben (115,9"/,), dem Handelsgewerbe 
(78,7°/,), der Gärtnerei 2c. (75,5°/,) und den Bolygraphiichen Gewerben (54,4°/,); 
eine Abnahme der Gehilfenbetriebe hat in den folgenden jech® Gewerbegruppen, 
von denen drei auch bei den Alleinbetrieben mit einer Abnahme vertreten find, 
jtattgefunden: ZTertilinduftrie (29,8°/,), Bergbau 2c. (24,1°/,), Künſtleriſche Ge: 
werbe (15,4°/,), Thierzucht und Fiſcherei (6,5°/,), Induſtrie der Steine und 
Erden (2,9%/,) und Induſtrie der Leuchtitoffe zc. (1,8°/,)., Die Abnahme der 
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Gehilfenbetriebe ift bei allen jech® Gemwerbegruppen nicht etwa in den Groß— 
betrieben, jundern in den Sleinbetrieben erfolgt; jpeziell jind daran nur die 
Gehilfenbetriebe, welche nicht mehr als 5 Berfonen bejchäftigen, betheiligt. Die 
gleiche Erjcheinung haben wir auch bei der Prüfung, in welchem Maß das 
Perjonal der Gehilfenbetriebe in den einzelnen Gewerbegruppen ſich vermehrt 
hat. Einige Gewerbegruppen befunden da nur eine ganz geringfügige Zunahme 
des fraglichen Perſonals; die Geringfügigfeit diefer Zunahme rührt aber ledig: 
lih von einer bedeutenden Abnahme des Berjonals der Kleinbetriebe mit höch- 
ſtens 5 Perſonen her. Das Perſonal der Gehilfenbetriebe, das übrigens in 
fämmtlichen Gewerbegruppen eine Zunahme aufweift, hat in folgenden Gruppen 
am meijten zugenommen: Beherbergungs- und Erquidungsgewerbe (13U,8°/,), 
Baugewerbe (112,3°/,), Verficherungsgewerbe (94,1°/,), Kunſt- und Handels: 
gärtnerei (91,4°/,) und Bolygraphiiche Gewerbe (84,9”/,); am wenigſten da: 
gegen in folgenden Gruppen: Thierzucht und Fiſcherei (1,2°/,), Bergbau ıc. 
(25,6’/,), Künjtleriiche Gewerbe (27,5°/,), Texiilinduſtrie (30,7°/,) und Be: 
kleidungs⸗ und Reinigungsgewerbe (31,4°,,). Bezüglich der Gewerbearten wollen 
wir nur hervorheben, daß in den meijten derjelben — 264 find nur vergleid): 
bar — die Alleinbetriebe, joweit diefe überhaupt vorhanden waren, abgenommen 
haben, daß aber doch bei 99 Gewerbearten auch eine Zunahme der Allein: 
betriebe jtattgefunden hat, weldye bei 44 über 30°/, und bei 14 über 100°/, 
beträgt. j 

Ale Maßſtab für eine fernere umfafjendere und gleichmäßigere Eintheilung 
der Gewerbebetriebe aus dem Gefichtspunft der Betriebsgröße ift die Zahl der 
in einem Betriebe thätigen Perjonen gewählt; welche Unvolltommenheiten diejer 
Maßſtab befigt, wollen wir hier nicht näher prüfen, jondern uns mit dem 
Faktum der Anwendung begnügen. In den umfajjenden Tabellen find elf 
Größenklaſſen ausgeichieden, nämlich Betriebe mit 1 Perſon, 2 Berjonen, 3—5 
Berjonen, 6 —10 Berfonen, 11-20 Perſonen, 21-50 Berjonen, 51—100 
Berfonen, 101—2U0 Berfonen, 201—500 Berjonen, 501—1000 Berjonen, 
mehr als 1100 Berjonen. Im Wejentlichen entipricht diefe Klafjeneintheilung 
der auch 1882 gemachten, nur find einige Abjtufungen bei den Zahlen 20 und 
500 hinzugefügt. Bei textlicher Beiprehung hat dann nochmals eine Zuſammen— 
ziehung in der Weile ftattgefunden, daß neben den Alleinbetrieben (ohne Mo: 
toren) noch ſechs Größenklaſſen in Betracht gezogen find, um jo die charafte- 
rijtiichen Merkmale der Klein-, Mittel» und Großbetriebe ſchärfer bervortreten 
zu lajjen; es find danach im Anſchluß an die Bearbeitung der 1882er Zählung 
unterichieden worden: Alleinbetriebe und fonjtige Betriebe mit 1, jowie Betriebe 
mit 2—5 Berjonen (lebtere beide in Eins) als Sleinbetriebe, Betriebe mit 6 
bis 10 und mit 11—50 Berfonen ala Mittelbetriebe, Betriebe mit 51—200, 
201— 1000 und über 1000 Berjonen als Großbetriebe. Wir müſſen uns bier 
darauf bejchränfen, Lediglich die Kleinbetriebe, die Meittelbetriebe und die Groß— 
betriebe als jolche ohne weitere Scheidung innerhalb derjelben ins Auge zu 
fajjen. Von der Gefammtheit der Betriebe (Hauptbetriebe) famen im Jahr 1895 
(in Klammern find die Zahlen von 1882 beigefügt) auf die Kleinbetriebe 
2 934 723 (2 832 768) m 33,3%, (95,9%/0), auf die Meittelbetriebe 191 3U1 
(112 715) oder 6,1°/, (3,3°/,) und auf die Großbetriebe 18 953 (9974) oder 
0,6°/, (0,3°/,). Dana) haben aljo die Kleinbetriebe ein gewaltiges Lieber: 
gewicht, welches fich allerdings von 1882 auf 1895 doch verhältnigmäßig nicht 
unmejentlich zu Gunſten der Mittel: und der Großbetriebe verringert hat, denn 
der Antheil der MDeittelbetriebe it von 3,8°/, auf 6,1°/,, der der Örofbetriebe 
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von 0,3°/, auf 0,6°,, angeftiegen; es haben ſich aber auch jeit 1882 die 
Nleinbetriebe nur um 1,8°/, vermehrt, die Mittelbetriebe dagegen um 69,7°/, 
und die Großbetriebe um 90,0°%,. Bei Berüdfichtigung des Perſonals ftellt 
jid das Verhältniß in Uebereinftunmung mit dem früheren wieder ganz anders 
dar; von der Geſammtheit der erwerbthärigen Perſonen entfallen 1895 auf die 
Kleımbetriche 4 770 669 (4 336 822) oder 46,5°/, (59,0°/,), auf die Mittel: 
betriebe 2454 333 (1341720) oder 23,39%/, (19,0%,,) und auf die Groß- 
betriebe 3 044 267 (1613 247) oder 29,6”/, (22,0%). Auch bier ftehen zwar 
die Stleinbetriebe obenan, aber fie kommen jegt nicht einmal mehr auf die 
Hälfte, während jie 1882 noch fajt drei Fünftel ausmachten; die Großbetriebe 
überragen hier Die Mittelbetriebe; dieſes Ueberragen zeigte ſich ſchon 1882, 
hat ſich aber 1895 nicht unerheblich verjtärkt; der Prozentantheil der Groß: 
betriebe ijt demnach jtärfer vorgejchritten wie der der Meittelbetriebe. Die Zahl 
der gewerbthätigen Perjonen Hat ſich bei den Kleinbetrieben um 10,0°%/, ge— 
hoben, bei den Meittelbetrieben um -.76,3°%/, und bei den Großbetrieben um 
88,7’/. Bei der weiteren Betrachtung der Bertheilung der Kleinbetriebe, 
Wiüttelbetriebe und Großbetriebe innerhalb der einzelnen Gemwerbeabtheilungen, 
Gewerbegruppen zc. wollen wir nicht die Zahl der Betriebe, ſondern lediglich 
die Zahl der in denſelben bejchäftigten Perjunen weiter verfolgen, da dabei Die 
Bedeutung der Unterjcheidung erjt in das richtige Licht geftellt wird und jchärfer 
in den größeren Zahlenunterichieden hervortritt, während in den Bahlen der 
Betriebe bei dem jtarfen allgemeinen Vorwalten der Sleinbetriebe fich jede 
Berichiedenheit nur in verhältuigmäßig untergeordneten Zahlendifferenzen be— 
merkbar macht. In den beiden Gemwerbeabtheilungen Gärtnerei, Thierzucht zc. 
und Handel und Berfihr ꝛc. find die Kleinbetriebe auch nach dem Perſonal 
die hervorrageudjten, über zwei Drittel der bejchäjtigten Berfonen, 68,UV/, be: 
ziehungsweiſe 6Y,7°/,, entfallen auf Die Kleinbetriebe; anders jtellt ſich Die 
Sache bei der Induſtrie 2c., denn hier machen die Slleinbetriebe nad) ıhrer 
Berjonenzahl nur etwas über ein Drittel 39,9°/, aus; jeit 1882 haben ſich 
übrigens die jämmtlichen bezüglichen Prozentſätze verringert; fie machten bei 
Gärtnerei, Thierzucht 2c. und Handel und Verkehr 2c. über drei Viertel, 76,3%, 
beziehungsweiſe 75,7°/,, bei der Induſtrie 2c. über die Hälfte, 55,1°/,, aus. 
Die Weiittelbetriebe zeigen bei den drei Gewerbcabtheilungen eine ziemlid) über: 
einjtimmende Bedeutung; auf fie Fommen von den gewerbthätigen Perjonen bei 
der Gärtnerei, Thierzucht ꝛc. 25,1°%,, beim Handel und Verkehr zc. 24,3"), 
und bei der Juduſtrie 2c. 23,8°,,; zugenommen hat die Bedeutung bei jämmt- 
lichen drei Aotheilungen aber allerdings in einer verjchiedenen Stärke, denn 
1882 waren die Prozentjäge folgende: Handel und Verkehr 20,2°%/,, Induſtrie 
18,6°/, und Gärtnerei 10,9”/,, danach it alfo die Gärtnerei am meijten vor: 
gejchritten. Bei den Großbetrieben muß danach die umgekehrte Erjcheinung 
wie bei den Sleinbetrieben hervortreten, fie haben ihre Hauptbedeutung in der 
Induſtrie; in legterer entfallen über ein Drittel jämmtlicher gewerbthätigen 
Berjonen, 36,3”/,, auf die Öroßbetriebe, während Gärtnerei ꝛc. nur 6,9%, und 
Handel und Verkehr nur 6,0°,, ihres Perſonals in Großbetrieben bejchäftigen ; 
auch die Großbetriebe haben in allen drei Abtheilungen an Stärke zugenommen; 
ganz unbedeutend ift dieſe Zunnahme allerdiugs für die Gärtnerei 2c., welche 
1882 bereits einen Prozentſatz von 6,8°/, aufwies, erheblicher ſchon beim Handel 
und Verkehr, deſſen Brozentjag 1882 4,1°/, ausmadhte, am wejentlichften aber 
bei der Induſtrie, die 1882 einen Prozentjag von 26,3°/, zeigte. Berückſich— 
tigen wir nun noch die Zus oder Abnahme der in den Abtheilungen erwerb- 
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thätigen Perſonen feit 1882, jo zeigen fich Hierin entiprechend verjchiedene Ver: 
ſchiebungen. Das Perſonal der Stleinbetriebe hat beim Haudel und Verkehr 
um 48,9°/, und bei der Gärtnerei um 36,3°/,, alſo nicht weſentlich verjchieden 
zugenommen, bei der Induſtrie dagegen um 2,8'/, abgenommen; es iſt dieſes 
aber das einzige Mal, daß eine Abnahıne hervortritt. Bei den Mlittelbetrieben 
macht jich die jtärkjte Perſonalzunahme bei Gärtnerei ꝛc. mit 126,3", geltend, 
es folgt jodann Handel und Berfchr mit einer Zunahme von 94,1”/, und 
endlich die Induſtrie mit einer jolchen von 71,5°,,. Ein Geringes jtärfer zeigt 
jih die Geſammtzunahme noch bei den Großbetrieben, obwohl hier die Gärt: 
nerei 2c. weiter in der Zunahme zurücdbleibt und nur cine jolche von 57,0"/, 
aufweilt; an der Spige fteht hier Handel und Verkehr wit einer Zunahme 
von 137,5°/,, das Perjonal der Juduftrie hat um 87,2°/, zugenommen. Ju 
den einzelnen Gewerbegruppen zeigt ſich naturgemäß die Verſchiedenheit der 
Betriebe nad) dem in Frage jtehenden Größenverhältniß noch in weit jchärferer 
Weiſe aus; wir wollen hier aber nur diejenigen Gewerbegruppen hervorheben, 
in welchen die einzelnen Betriebsgrößenflajjen nad) Maßgabe des Brozentjapes 
des Betriebsflafjenperjonals innerhalb des Gejammtperjonals der Gruppe (die 
in Klammern beigefügte Prozentzahl) eine bejonders jtarfe oder cine beſonders 
geringe Bedeutung haben. Dementjprechend find die Klembetriebe in folgenden 
Gruppen am jtärtiten vertreten: Thierzucht und Fiſcherei (88,8”/,), Bekleidungs— 
und Weinigungsgewerbe :80,4”/,), Beherbergungs: und Erquidungsgewerbe 
(74,6”/,), Handelsgewerbe (70,8"/,) und Kunſt- und Handelsgärtnerei (6U,2”/,); 
in folgenden dagegen am geringjten: Bergbau zc. (0,7°/,), Induſtrie der Steine 
und Erden (12,8”/,), Induſtrie der Leuchtjtoffe (15,2), Chemiſche Induſtrie 
(15,7°/,) und Bolygraphiichye Gewerbe (16,4”,,)., Die Miittelbetriebe weijen 
eine jtarke Bedeutung in folgenden Gruppen auf: PBolygraphiiche Gewerbe 
(47,7°/,), Induſtrie der Leuchtjtoffe (45,1°/,), Induftrie der Steine und Erden 
(42,5°/,), Baugewerbe (39,6°/,) und Verficherungsgewerbe (35,7°/,); eine ge: 
ringe andererjeits in den folgenden: Bergban zc. (4,1°/,), IThierzucht und 
Fiſcherei (7,9°/,), Bekleidungs- und Reinigungsgewerbe (13,2°/,), Tertilindujtrie 
(14,8”/,) und Verfehrögewerbe (18,0"/,). Bezüglich der Großbetriebe endlich 
find mit jtarfer Vertretung folgende Gruppen hervorzuheben: Bergbau (95,2°/,) 
Ehemijche Induſtrie (6L,7°/,), Textilindustrie (59,2°/,), Induſtrie der Majchien ze. 
(59,0°,,) und Bapierinduftrie (8U,8”/,); mit ſchwacher Vertretung folgende: 
Beherbergungs: und Erquidungsgewerbe (9,3”/,), Thierzucht und Fiſcherei 
(3,3°/,), Handelögewerbe (4,0”/,), Bekleidungs: und Reinigungsgewerbe (6,&"/,) 
und Künjtleriiche Gewerbe (7,85°/,). Was jodann die Entwidelung der Klein, 
Mittel: und Großbetriebe innerhalb der einzelnen Gewerbegruppen jeit 1882 
anlangt, jo können wir daraus aud) wiederum nur die jtärfjte und Die geringjte 
Bermehrung beziehungsweile Abnahme, wie fie in den Gruppen hervortritt, 
anführen, die in Stlammern beigefügten Brozentdaten geben Vermehrung bezw. 
Abnahme (—) der geiwerbthätigen Perjonen der betreffenden Gruppen an. Die 
jtärkite Vermehrung der Kleinbetriebe finden wir bei folgenden Gruppen: Be: 
herbergungs: und Erquidungsgewerbe (7U,2”/,), Kunſt- und Handelsgärtnerei 
(65,0”/,), Berjicherungsgewerbe (53,4°%/,), Handelsgewerbe (47,U°/,) und Poly: 
graphiiche Gewerbe (41,5°/,); eine Abnahme dagegen bei folgenden: Textil: 
industrie (— 40,3"/,), Bergbau ꝛc. (— 37,0°/,), Induſtrie der Steine und 
Erden (— 20,6°/,), Induftrie der Leuchtjtoffe ꝛc. (— 19,0”/,), Induſtrie der 
Holz: und Schnitzſtoffe (— 3,1°/,), Metallverarbeitung (— 1,2”/,) und Be: 
kleidungs- und Keinigungsgewerbe (— 0,6°,). Die Mittelbetriebe zeigen die 
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jtärfjte Vermehrung in folgenden Gruppen: Kunſt- und Handelögärtnerei 
(141,6°/,), Beherbergungs- und Erquidungsgewerbe (138,7°/,), Snduffrie der 
Holz und Schnigftoffe (113,6°/,) und Baugewerbe (114,6°%/,); eine Abnahme 
beziehungsweiſe geringjte Vermehrung in folgenden: Bergbau 2c. (— 16,2°/,), 
Tertilinduftrie (13,8°/,), Chemiſche Induſtrie (31,7°/,) und Thierzudt und 
Fiſcherei (35,1°/,). Die ftärfite Vermehrung der Großbetriebe haben folgende 
Gruppen aufzumweilen: Thierzucht und Fiſcherei (700,9°/,), Künftlerifche Gewerbe 
(576,1°/,), Beherbergungs: und GErquidungsgewerbe (429,7”/,), Baugewerbe 
(264,9°/,), Berficherungsgewerbe (252,8°/,), Handelögewerbe (177,6°%/,) und 
Bekleidungs- und NReinigungsgewerbe (162,0”/,); die geringfte Vermehrung 
gr Abnahme fommt hier nicht vor) die folgenden: Bergbau ꝛc. (29,4°/,), 
unſt- und Handelsgärtnerei (40,8"/,), Induftrie der Nahrungs: und Genuß: 
mittel (66,0°,,), Tertilinduftrie (69,U°/,), Induſtrie der Leuchtftoffe 2c. (69,6”/,), 
Papier-Induſtrie (79,9°/,) und Chemische Induſtrie (94,4°/,). 

Ill. Nach der Arbeitsjtellung des Gewerbe-PBerjonals waren 
bei der Erhebung fünf Klafjen ausgejchieden worden, nämlich erſtens thätige 
Inhaber, Mitinhaber, Pächter, Gejchäftsleiter ; zweitens Verwaltungs-, Kontor: 
und Bureauperjonal (Profuriften, Disponenten, Juftiziare, Buchhalter, Rec): 
uungsführer, Schreiber, Lehrlinge 2c. des bejagten Perſonals, auch Hand- 
lungsreijende); drittens Techniſches Wuffichtsperfonal und höhere Technifer 
(Ingenieure, Chemiker, Werkführer und ſonſtige Betriebsbeamte) ; viertens 
anderes Hilfsperjonal (Gehilfen, Arbeiter, Fuhrleute, Bader, Maſchinen— 
perjonal 2c.) mit Einjchluß der gewerbsmäßigen und regelmäßig als Gehilfen, 
Gejellen, Lehrlinge im Betrieb bejchäftigten Familienangehörigen und den für 
den Gewerbebetrieb angenommenen Dienjtboten; fünftens endlich Familienan— 
gehörige, die im Jahresdurchſchnitt oder in der Betriebszeit im Gejchäft, und 
zwar nicht blos gelegentlich, mitarbeiten, aber nicht als eigentliche Gehilfen, 
Sejellen, Lehrlinge, im Sinne von Ziffer 4 gelten. Der Kürze halber werden 
im Folgenden nur die Klaſſe 1 als Unternehmer, die Klaſſen 2 und 3 zu: 
jammengezogen als Angejtellte und die Klaſſen 4 und 5 gleichfalls zujammen- 
gezogen als Arbeiter berüdjichtigt. Won den insgefammt 10 269 269 erwerbs- 
thätigen Perfonen waren 1895 (in Klammer jind die Daten von 1882 beigefügt) 
Unternehmer 2 948 821 oder 28,7°/, (2 909 676 oder 39,6°/,) Angeftellte 448 944 
oder 4,4”/, (205 061 oder 2,8°/,) und Arbeiter 6 871 504 oder 66,9°/, (4 226 052 
oder 57,6°/,); e8 fommen alſo jet etwa drei Zehntel auf die Unternehmer, 
ein halbes Zehntel auf die Angejtellten und ſechs ein halbes Zehntel auf die 
Arbeiter; jeit 1882 Hat fich dieſes Verhältniß zu Ungunften der Unternehmer 
und namentlich zu Gunften der Arbeiter, aber auch zu Gunften der Angejtellten 
verjchoben, der Antheil der Unternehmer hat um ein volles Zehntel ab=, der 
der Arbeiter um nahezu ein Zehntel zugenommen. In der abfoluten Zahl 
haben allerdings alle drei Kategorien zugenommen, die Unternehmer aber nur 
um 89 145 oder 1,3°/,, die Angeitellten um 243 883 oder 118,9°/, und die 
Arbeiter um 2 645 452 oder 62,6°/,. Unterfcheidet man hier nach dem Ge: 
ſchlecht, ſo zeigt das männliche Gefchleht im Allgemeinen die gleichen Er: 
ſcheinungen wie der Gefammtdurchichnitt, nur treten die Angeftellten etwas 
jtärfer hervor und ijt auch die abjolute Zunahme bei den Unternehmern eine 
jtärfere; beim weiblichen Gefchlecht kommen die Angejtellten nur in unterge 
geordnetem Maße vor, doch haben fie fich jeit 1882 verhältnißmäßig weit 
jtärfer vermehrt als beim männlichen Gejchledht; die Unternehmer haben beim 
weiblichen Gejchlecht überhaupt nicht zu- fondern abgenommen, in Folge dejjen 


0 Pic BER — 
* 


nach der gewerblichen Betriebszählung vom 14. Juni 1895. 495 


iſt der hohe Prozentantheil, den ſie 1882 hier zeigten, weſentlich zurückge— 
gangen, ſo daß er dem Antheil beim männlichen Geſchlecht etwa gleichſteht; 
endlich iſt für das weibliche Geſchlecht auch ungleich ſtärkere abſolute Zunahme 
der Arbeiter hervorzuheben. Die Abnahme der Unternehmer beim weiblichen 
Geſchlecht und die geringfügige Zunahme der Geſammtzahl der Unternehmer 
hat aber ihren ausſchließlichen Grund in dem Rückgang der Alleinbetriebe, die 
Inhaber von Gehülfenbetrieben weiſen ſowohl beim männlichen wie namentlich 
auch beim weiblichen Gefchlecht jogar eine anfehnliche Vermehrung auf; Die 
Alleinbetriebeinhaber haben nämlich insgefammt um 8,7°/, abgenommen und 
zwar beim männlichen Gefchleht um 9,5°/, und beim weiblichen um 7,1°/, 
die Inhaber von Gehülfenbetrieben haben dagegen insgefammt um 19,6°/,, 
beim männlichen Gejchleht um 18,0°/, und Ei weiblichen Gejchleht um 
40,3°/, zugenommen. Im Anſchluß hieran ift aber noch darauf generell hin— 
zumeifen, daß die Zahl der Unternehmer infofern nicht ganz volljtändig ift, als 
einerfeit3 diejenigen Gejchäftsleiter, welche das Gewerbe blos nebenher aus— 
üben, aber als Hauptberuf einen nicht in den Rahmen der gewerblichen Betriebs- 
ftatiftit fallenden Erwerbszweig — 3. B. Landwirthichaft, Amt — haben, 
weder bei dem betreffenden Gewerbe noch überhaupt in der Betriebsftatiftif 
gezählt find; andererjeit3 find in manchen Betrieben mehrere jelbititändige Ge- 
werbetreibende — Mitinhaber, Direktoren von Aftiengejellichaften — thätig. 
Es ift diefes bei etwaigen Schlüffen aus den an ſich geringeren Säßen der 
Unternehmer nicht zu überjehen. 

Bei der weiteren Unterscheidung nach den einzelnen Gemwerben ergibt fich 
zunächit für die Unternehmer folgende Verichiedenheit in den Gewerbeabtheilungen: 
Gärtnerei, Thierzucht und Fifcherei 41 301 (davon in Alleinbetrieben 22 462, 
in Gehilfenbetrieben 18839); Imduftrie einfchließlich Bergbau ꝛc. 2060 865 
(davon in Alleinbetrieben 1237 349, in Gehilfenbetrieben 823 510); Handel 
und Verkehr ꝛc. 846 655 (davon in Alleinbetrieben 454450, in Gehilfen- 
betrieben 392115); die Zus beziehungsmweife Abnahme der Unternehmer feit 
1882 jtellt fich bei der Gärtnerei 2c. auf + 30,3°/, (Ulleinbetriebe + 27,8°/,, 
Gehilfenbetriebe + 33,4°/,), bei der Jnduftrie zc. auf — 6,7°/, (Alleinbetriebe 
— 13,5°/,, Gehilfenbetriebe + 5,7°/,) und bei Handel und Verkehr auf — 26,6°/, 
(Alleinbetriebe + 5,8°/,, Gehilfenbetriebe + 64,1°/,), Es ijt demnach nur 
in der Gewerbeabtheilung der Jnduftrie eine Abnahme der Unternehmer hervor- 
getreten und diefe ift lediglich durch das ftärfere Zurücgehen der Alleinbetriebs: 
inhaber veranlaßt, welches allerdingd fo vorwiegend, daß es aud) das Ge 
fammtergebniß zu einem negativen machen fonnte; bejonders ſtark haben ſich 
die Inhaber von Gehilfenbetrieben in Handel und Verkehr vermehrt. Ange: 
jtellte find fodann in den Gewerbeabtheilungen folgendermaßen vertreten: 
Gärtnerei, Thierzucht und Fischerei 989 (971 männlich, 18 weiblich), Induftrie 
einschließlich Bergbau 2c. 267 962 (258 460 männlich, 9502 weiblich), Handel 
und Verkehr ꝛc. 178 993 (171 963 männlich, 8030 weiblich); in ſämmtlichen 
Abtheilungen haben wir hier feit 1882 Tediglich eine Zunahme, die die der 
Unternehmer ebenfo wie auch die der Arbeiter nicht unerheblich überfteigt, fie 
jtellt fich bei Gärtnerei ꝛc. auf 95,5”/, (96,6°/, beim männlichen Geſchlecht, 
50,0°/, beim weiblichen), bei der Induſtrie 2c. auf 127,0°/, (123 9%/, beim männ— 
lichen, 264,2°/, beim weiblichen Gejchlecht) und beim Handel und Berfehr zc. 
auf 108,0°/, (104,2°/, beim männlichen, 245,1°/, beim weiblichen Gejchledht). 
Ein höheres gemwerbliches Hülfsperfonal ift danach in der Gärtnerei nur wenig, 
dagegen jtärfer in der Induftrie und im Handel und Verkehr vertreten; bei 
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der letzten Abtheilung it daher auch die ablolute Zunahme der Angeftellten 
eine ganz wejentlich größere und muß diefe Zunahme an ſich auch ala höchſt 
beachtenawerth angeſehen werden, fie ift eben durch die Vergrößerung der Betriebe 
und die Verbeſſerung der Technif, mit der die Betriebe heutzutane arbeiten, 
bedingt. Stark ins Auge fallend ift auch die hohe prozentuale Vermehrung 
der weiblichen Angejtellten in der Induftrie und auch im Handel und Verkehr; 
vorwiegend handelt es fich hierbei um Bureau- und Kontordienſte, feltener 
um technische Dienfte. Als Arbeiter waren endlich in den Gewerbeabtheilungen 
thätig: im Gärtnerei, Thierzucht und Fiſcherei 60 838 (43 721 männlich, 
17 117 weiblich), in Industrie einfchließlich Berabau ac. 5 671 676 (4 626 714 
männlich, 1 044 962 weiblich), in Handel und Verkehr zc. 1 138 990 (577 462 
männlich, 561 528 weiblich); auch hier haben wir feit 1882 durchweg eine 
Zunahme, die aber hinter der der Angeftellten zurückbleibt; dieſelbe beträgt 
bei der Gärtnerei 2c. 72,8°/, (54,2%, beim männlichen, 150,1 beim weiblichen 
Geſchlecht), bei der Induſtrie ꝛc. 57,3"/, (53,1”/, beim männmnfichen, 79,0°, 
beim weiblichen Gefchlecht) und bei Handel und Verkehr 94,9"/, (50,9°/, beim 
männlichen, 178,4°/, beim weiblichen Geichlcht). Weitaus am PVorragenditen 
ift demnach die Arbeiterfchaft der Induftrie, fie macht nahezu fünf Sechitel 
der geſammten Arbeiterichaft aus und hat ihrer abjoluten Zahl nad) feit 1882 
um mehr al3 zwei Millionen zugenommen; in den relativen Zahlen fommt die 
Stärke diefer Zunahme jpeziell den Zunahmen der anderen Abtheilungen gegen- 
iiber nicht fo Scharf zum Ausdruck, weil es fich bei den anderen Abtheilungen um 
weit geringere Zahlenmengen handelt; relativ ift die Vermehrung der Arbeiter 
in Handel und Induftrie am bedeutendften; hervorzuheben ift auch Hier die ver: 
hältmäßig ftärfere Zunahme der Arbeiterfchaft weiblichen Gefchlechts, die in 
den relativen Zahlen namentlich bei Gärtnerei zc. und Handel nnd Berfehr 
zum Ausdrud kommt; die weibliche Arbeiterfchaft in der Induſtrie iſt aber 
auch über eine Million angewachſen. Von der aefammten Arbeiterfchaft find 
336 777 (42137 männlich, 354 640 weiblich) folche, welche zur Familie des 
Vetriebsinhubers gehören; es entfallen von dieſen 7 463 (1 649 männlich, 5 714 
weiblich) auf Gärtnerei 2c., 121471 (20368 männlich, 101 103 weiblich) 
auf die Induftrie und 267 843 (20 120 männlich, 247 723 weiblich) auf Handel 
und Verkehr; die meiften von den Familienangehörigen, die im Geſchäft des 
Haushaltungevoritandes mitarbeiten, ohne eigentliche Gewerbsgehilfen zu fein, 
iind demnach weiblichen ®eichlechts, nämlich 89,0°%/,; in der größten Mehrheit 
Jind fie bei Kleinbetrieben mitthätig und handelt es fich vornehmlich um mweib: 
liche Familienangehörige, die in der Gaft: und Schanfwirtbichaft, im Geſchäfts— 
laden (befonders für Rolonial:, ER-, und Trinfwaaren), jowie im Bäder: und 
‚sleifchergefchäft des Familienhauptes mithelfen; außerdem findet diefe Mithilfe 
bäufig in hausinduftriell betriebenen Gewerben und bei den Haufirern ftatt. 
Don einem größeren Interefie dürfte auch das Zahlenverhältniß ericheinen, 
in welchem Unternehmer, Angeftellte und Arbeiter jeder Gewerbsabtheilung zu 
einander Stehen. Bon den gewerbsthätigen Perfonen der Gärtnerei, Thierzucht 
und Fischerei entfallen 40,0°/, auf die Unternehmer, 1,0°/, auf die Angeftellten 
md 59,0°/, auf die Arbeiter; im der Induſtrie einichlichlih Bergbau zc. iſt dag 
Verhältniß: Unternehmer 25,8°/,, Augeſtellte 3,3°/,, Arbeiter 70,9°/,, in dem 
Handel und Verkehr 2c.: Unternehmer 39,1°/,, Angeitellte 8,3°/,, Arbeiter 52,6°/,. 
Die Unternehmer treten demnach bei der Induftrie am Meiften zurüd und 
dagegen die Arbeiter am ftärfiten in den Vordergrund, ein Verhältniß, welches 
ſich noch mwefentlich verichärft, wenn man nur die Gehülfenbetriebe ansſcheidet, 
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und zwar nicht nur bei der Induftrie, Sondern auch bei den anderen Gewerbe: 
abtheilungen; bei Gärtnerei und bei Handel und Verkehr zeigen die Unter: 
nehmer etwa den aleichen Prozentſatz, doch ijt bei Handel und Verkehr der Antheil 
der Angeitellten ein höherer und ein beſonders großer, jo daß hier die Arbeiter 
einen niedrigen Prozentfab ausmachen. Seit 1882 hat fich eine ‚Verichiebung 
zu Ungumften der Unternehmer und zı Gunsten der Urbeiter in allen drei 
Gewerbsabtheilungen vollzogen, am bedeutenditen ift diefe Verichtebung allerdings 
in der Induſtrie. Hier wollen wir auch furz auf die Gewerbegruppen eingehen, 
dabei aber lediglich auf das Verhältniß nuter dem Perfonal der Gehilfenbetriehe 
zurüdareifen, weil in diefem die im Frage ftehende foziale Klaſſenſcheidung in 
einer fchärferen Weife zum Ausdruck kommt. In den Gemwerbebetrieben mit 
vorherrichendem Kfeinbetrieb finden fich naturgemäß relativ viel, in den Gewerben 
mit vorherrichendem Großbetrieb relativ weniger Unternehmer, während das 
Umgefehrte für den Untheil des Hilfsperſonals insbejondere der Arbeiter qilt. 
Unter dem Perſonal der Gehilfenbetriebe find die Unternehmer verhältnik- 
mäßig am meiften in folgenden Gruppen vertreten: Thierzucht und Fiſcherei 
(33,6°/,), Bekleidungs- und Neiniqungsgewerbe (25,8°%/,), Handelsaewerbe 
(24,5°/,), Beherbergung3: und Erquickungsgewerbe (22,6°/,), Gärtnerei (20,7°/,), 
Induſirie der Holzſtoffe ꝛc. (19,2°/,), Lederinduſtrie 18,2%/,) und Induſtrie der 
Nahrungs- und Genußmittel (18,0°/,); am Gerinaften in den folgenden; Berg: 
bau (0,4°/,), Induftrie der Steine und Erde (4,8°/,), Tertilinduftrie (6,2°/,), 
Chemische Induſtrie (6,5°/,), Papierinduftrie (7, 0°7,), Induſtrie der Leucht- 
ſtoffe (7,5°/,) und Induſtrie der Mafchinen zc. (7 6. Bezüglich der Ange— 
ſtellten tritt das Verſicherungsgewerbe mit einer ganz beſonders hohen relativen 
Zahl, nämlich 83,3°/, hervor, während bei demſelben 11,2°/, auf die Unter: 
nehmer und auf die Urbeiter nur 5,5°/, entfallen; dieſe eigenthümliche Zus 
ſammenſetzung ift in der befonderen Natur des Gewerbes begründet, bei welchem 
förperliche Arbeit fait gar nicht zu leiften ift, und die fpezifiiche gewerbliche 
Arbeit die der PVerficherungstechnifer und des Rechnungsperſonals einerfeits 
und die der Mgenturen anderjeit3 bildet unter Antritt eines zahlreichen kauf— 
männiſchen Kontorperfonal3; außerdem finden fich die meisten Angeftellten bei 
den Gruppen: Handelsgewerbe (15,5°/,), Industrie der Leuchtftoffe 2c. (12,9°/,), 
Chemiſche Induſtrie (9,2°/,), Polygraphiſche Gewerbe (7,3%/,) und Induſtrie 
der Mafchinen, Apparate zc. (7,0°/,; die wenigſten Angeftellten haben wir 
dagegen bei den Gruppen: Beherbergungs- und Erquickungsgewerbe (0,4°/,), 
Thierzucht und Fiſcherei (1,1°/,) und Gärtnerei (1,3°/,). Die Antheilfäge der 
Arbeiter forrefpondieren im wefentlichen mit denjenigen der Unternehmer, jo 
daß die Gruppen mit den höchſten und niedrigsten Prozentzahlen Hier in um: 
gefehrter Weile mieder erjcheinen; die höchiten Procentfäße zeigen: Berg- 
hau (96,1°,,), Induftrie der Steine und Erden (92,4°/,), Textilindustrie (88,6°/,), 
Raugemwerbe (88,2°/,), Papierinduftrie (87,4°/,), Induftrie der Mafchinen ze. 
(85,4°/,), Polygraphifche Gewerbe (84,6°/,) und Chemifche Induftrie (84,3°/,); 
andererjeit3 haben die niedrigiten Prozentſätze: Werficherungsgewerbe (5,5°/,), 
Handelsgewerbe (60,0°/,), Thierzucht und Fiſcherei (65,3°/,) und Bekleidungs— 
und Reinigungsgemwerbe (71,7°/,).. Dem Durdhichnitt des gefammten Gewerbes 
entfprechen am meiſten Metallverarbeitung, fünftlerifche Gewerbe und Verkehrs: 
gewerbe, welche daher im Vorſtehenden überall nicht mit zu nennen waren. 
Einer befonderen eingehenden Beachtung find bier ferner die Lehrlinge, 
die jugendlichen Arbeiter und die weiblichen Gemwerbethätigen unterworfen; 
wir fönnen daraus nur kurz folgendes hervorheben. Die Gefammtzahl 
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der Lehrlinge beläuft fih auf 701,033, von denen 634,525 männlichen 
und 66508 meiblihen Gefchlechtes find; von ihmen entfallen 1,4°/, auf 
Gärtnerei Thierzucht und Fiſcherei, 87,1°/, auf Induftrie zc. und 11,5°/, auf 
Handel und Verkehr, jo daß alſo die Induſtrie hier weitaus an erjter Stelle 
in Frage fommt, innerhalb diefer find es wieder hauptfächlich die Kleinbetriebe, 
welche die Lehrlinge ausbilden; im Durchfchnitt fommen auf 100 Unternehmer 
rund 57 Lehrlinge. Jugendliche Arbeiter find alle diejenigen, welche das 16. 
Lebensjahr noch nicht vollendet Haben; es wurden derfelben bei der aha 
von 1895 insgefammt 603 150 ermittelt, welche wieder 8,8°/, der geſammten 
Arbeiterfchaft ausmachen; diefe Zahl ift aber der Wirklichkeit gegenüber zweifellos 
zu Klein, da die viel verbreitete gewerbliche nicht fabrifmäßige Beichäftigung 
von jchulpflichtigen Kindern, namentlih in der Hausinduftrie, dann die als 
Austräger, Laufburfchen, Kegeljungen 2. nur mangelhaft angegeben und darum 
unvollftändig erfaßt war; ein richtigere® Bild über das Verhältniß der 
jugendlichen Arbeiter zu den erwachjenen erhält man daher, wenn man die 
mitarbeitenden Yamilienangehörigen überhaupt ganz ausjcheidet: alsdann 
verringert fich die Zahl der jugendlichen Arbeiter auf 586,801, macht aber dann 
9,1°/, der Gejammtarbeiterichaft (ausschließlich mitarbeitender Familienange— 
böriger) aus; bei der Gärtnerei, Thierzucht und Fischerei bilden in diejem 
Falle die jugendlichen Arbeiter 12,8°/,, bei der Induſtrie einschließlich Berg: 
bau zc. 9,3°/, und beim Handel und Verkehr 7,5"/,. Bezüglich der gewerb- 
lichen Thätigkeit des weiblichen Gefchlechtes ift namentlich noch näher dargethan 
und bis in das Einzelne verfolgt, in welchem Maße das meibliche Gejchlecht 
an der Zahl der Unternehmer, Angejtellten und Wrbeiter gegenüber dem 
männlichen betheiligt iſt; im Allgemeinen find weiblichen Gejchlecht3 von den 
Inhabern von Alleinbetrieben 34,4°/,, von den Inhabern von Gehilfenbetrieben 
8,8°/,, und zwar von folchen mit bis zu 5 Perſonen 9,6°/,, mit 6—20 
Perfonen 6,4°/,, mit 21 und mehr Perfonen 2,3°/, und insgefammt von den 
Unternehmern 23,7°/,, von dem technifchen Verwaltungsperjonal 4,5°/,, von 
dem technifchen Auffichtsperfonal 2,3°/, und von den Angeſtellten überhaupt 
3,9°/,, von den Gehilfen und Arbeitern 19,6°/, und zwar von den jugendlichen 
21,8°/, und von den erwachjenen 19,4°/,, von den mithelfenden Familien: 
angehörigen 89,4°/, und zwar von den jugendlichen 66,8°/, und den eriwachjenen 
90,3°/, und von den Arbeitern überhaupt 23,6°/,. 

IV. Die thatfählihe Beihäftigung der Arbeiter in den 
einzelnen Betrieben mußte noch näher bejonders feitgelegt werden, weil 
bei der Aufftellung der Nachweife der Gewerbejtatiftif nicht nur im Allge— 
meinen, jondern auch bezüglich des gewerblichen Perſonals immer der Betrieb 
zum Ausgangspunkt genommen ift. Demgemäß iſt das gewerbliche Perjonal 
jtet8 bei derjenigen Gewerbeart eingereiht, zu welcher der Betrieb gehört, in 
dem die betreffende Perſon beichäftigt ift. Welcher Art die Beichäftigung des 
Perſonals in dem Betriebe thatjächlich ift, ob fie den nämlichen Charakter hat 
wie die Gemwerbeart des Betriebes, bleibt dabei außer Betracht. Namentlich 
das Berfonal der Großbetriebe fett fich aber aus Angehörigen der verjchieden- 
ften Berufe zufammen, die in dem einzelnen Unternehmen zu dauernder Pro: 
duftionsgemeinfchaft vereinigt find. Diele Verfchiedenheit in der Zuſammen— 
jegung des Perjonals in den einzelnen Betrieben wird immer größer, je mehr 
die Großunternehmung fich entfaltet, je mehr dabei verjchiedene rt 
zu eigentlichen Produftionsanftalten organifirt werden, je mehr die Großunter: 
nehmung es angezeigt findet, die mannigfache Handwerksarbeit, die fie für ihren 
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Betrieb häufig und regelmäßig braucht, in eigenen Räumen verrichten zu Lafjen. 
Diefe Verfchiedenheit der Beichäftigungsweife innerhalb der Vetriebe gelangt 
bier zur näheren Darjtellung und handelt es ſich dabei um ein Doppeltes; 
e3 joll nämlich Elargelegt werden bezüglich der Betriebe, welche verjchiedene 
Beichäftigungsarten innerhalb derjelben vorkommen und in welhem Umfang 
fie vertreten find, und bezüglich” der gewerbthätigen Perjonen, in welcherlei 
Gewerbszweigen Arbeiter der gleichen Beichäftigung Verwendung finden. Da 
es fich lediglich um eine Spezialifirung der Arbeiter handelt, fo find nur die- 
jenigen Gewerbebetriebe berüdfichtigt, in denen überhaupt Gehilfen und Arbeiter 
beichäftigt werden; dabei find der Aufftellung die Daten für den Zählungstag 
und nicht wie ſonſt regelmäßig für den Fahresdurchichnitt zu Grunde gelegt. 
Das Perjonal ift zunächſt in Arbeiter mit gewerblicher Beichäftigung und in 
Arbeiter mit jonftiger Beichäftigung gejchieden,; die Arbeiter mit gewerblicher 
Beichäftigung find dann weiter eingetheilt in Arbeiter der eigenen Gewerbeart, 
in Arbeiter einer anderen Gewerbeart der eigenen Gewerbegruppe und in Ar: 
beiter einer anderen Gewerbegruppe; die beiden legten Kategorien werden auch 
als betriebsfremde Arbeiter in Eins zufammengezogen. Gerade hier ift es zur 
Erlangung wirflihen Auffchluffes nothwendig und bietet gleichzeitig auch be- 
jonderes Intereſſe, ganz in das Einzelne der verjchiedenen Gewerbegruppen und 
Gemerbearten einzugehen, wie jolches durch die Darjtellung des SKaiferlichen 
Statijtischen Amts in vorzüglichjter Weife geichieht. Leider verbietet ung der 
beichränfte Raum, hier der Darftellung bi in das Einzelne, das gerade das 
Intereſſanteſte bei diefer Klarlegung ift, zu folgen und müfjen wir uns darauf 
beichränfen, nur das allgemeine Verhältniß kurz hervorzuheben, das immerhin 
doch auch einige wichtige Züge über die Gliederung des Arbeitsperjonals nad) 
jeiner Befchäftigungsweife erkennen läßt. 
Bon der Gefammtzahl der in Betracht kommenden Wrbeiterichaft zu 
6 380 7% Berfonen find 5 455 760 oder 85,5°/, Arbeiter mit gewerblicher 
Beihäftigung und zwar davon wiederum 4670 333 oder 73,2°/, der obigen 
Gejammtarbeiterfchaft Arbeiter der eigenen Gewerbeart, 294 569 oder 4,6 °/, 
Arbeiter einer anderen Gewerbeart der eigenen Gewerbegruppe und 490 859 
oder 7,7°/, Arbeiter einer anderen Gewerbegruppe, und 925 030 oder 14,5°/, 
Arbeiter mit ſonſtiger Beihäftigung. Scheiden wir fodann die Kleinbetriebe, 
Miittelbetriebe, Großbetriebe, jo fommen auf die Kleinbetriebe von insgefammt 
1617 482 Wrbeitern 1496 656 oder 92,5°/, Arbeiter mit gewerblicher Be: 
ihäftigung und zwar davon 1434 616 oder 88,7°/, Arbeiter der eigenen Ge— 
werbeart, 20066 oder 1,2°/, Arbeiter einer anderen Gewerbeart der eigenen 
Gewerbegruppe und 41 974 oder 2,6°/, Arbeiter einer anderen Gewerbegruppe 
und 120 826 oder 7,5°/, Arbeiter mit fonftiger Beichäftigung; auf die Mittel: 
betriebe von insgefammt 1 184 692 Arbeitern 1 016 372 oder 85,8°/, Arbeiter 
mit gewerblicher Beichäftigung, und zwar davon 891 022 oder 75,2 °/, Arbeiter 
der eigenen Gewerbeart, 47 378 oder 4,0°/, Arbeiter einer anderen Gewerbe— 
art der eigenen Gewerbegruppe und 77 972 oder 6,6°/, Arbeiter einer anderen 
Gewerbegruppe, und 168 320 oder 14,2°/, Arbeiter mit ſonſtiger Befchäfti- 
ung; auf die Großbetriebe endlich von insgefammt 3578616 Arbeitern 
942 732 oder 82,2°/, Arbeiter mit gewerblicher Beichäftigung und davon 
2 344 695 oder 65,5°/, Arbeiter der eigenen Gewerbeart, 227 124 oder 6,3°/, 
Arbeiter einer anderen Gewerbeart der eigenen Gewerbegruppe, 370,913 oder 
10,4°/, Arbeiter einer anderen Gewerbegruppe, und 635,884 oder 17,8°/, 
Arbeiter mit fonjtiger Beſchäftigung. Danach ift, wie folches an fich der Natur 
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der Sache entfpricht, weitaus die Hauptmaſſe der Arbeiter, über acht Zehntel 
und bei den Sleinbetrieben fogar über neun Zehntel, gewerblich beſchäftigt. 
Die Arbeiter, welche feine fpezifiich gewerblichen Arbeiten verrichten, machen 
im Durchichnitt nur 14,5°/, aus, fie find als Lohnarbeiter wechjelnder Art, 
Tagelöhner, Handlanger, Ausgeher, Mafchiniften, Heizer 2c. befchäftigt; in dem 
Kleinbetrieben finden wir diefe nicht gewerblichen Arbeiter am wenigſten, in 
den Mittelbetrieben macht ihr Prozentfag fchon nahezu das Doppelte aus, um 
dann in den Großbetrieben allerdings verhältnikmäßig mur noch weniger zu 
Steigen. Die betriebsfremden Arbeiter bleiben mit 12,3°/, noch etwas hinter 
dem Prozentfag der nicht gewerblich thätigen Arbeiter zurüd; unter ihnen 
haben die einer anderen Gewerbegruppe angehörigen Arbeiter das Uebergewicht; 
die Betriebsgrößenklaſſen heben ſich hier Ichärfer von einander ab, während die 
Kleinbetriebe nur 3,8°/, betriebsfremde Arbeiter aufmweilen, fommen Leßtere 
bei den Mittelbetrieben fchon auf 10,6°/,, alfo faft auf das Dreifache, und bei 
den Großbetrieben jteigt dann der Prozentfag auf 16,7°/,; die Arbeiter einer 
anderen Gewerbegruppe machen bei den Großbetrieben allein 10,4°/, aus. Die 
Daten geben den deutlichjten Beweis dafür, daß die Großbetriebe die eigent- 
lihen Stätten der Arbeitsvereinigungen find. Für die Gewerbeabtheilungen 
wollen wir zum Schluß noch wenigſtens die Prozentzahlen bezüglich) der Ge- 
fammtbetriebe und der Grohbetriebe (diefer der Kürze wegen in Klammer bei: 
gefügt) hervorheben. In der Gärtnerei, Thierzucht und Fischerei kommen auf 
die Arbeiter mit gewerblicher Befchäftigung überhaupt S1,1°/, (63,6 °/,), auf 
die Arbeiter der eigenen Gewerbeart 78,7°/, (58,7°/,), auf die Arbeiter einer 
anderen Gewerbeart der eigenen Gewerbegruppe 0,0°”/, (0,0°/,), auf die Ar: 
beiter einer anderen Gewerbegruppe 2,4°/, (4,9°/,) und auf die Arbeiter mit 
jonftiger Beichäftigung 18,9°/, (36,4°%/,); in dev Induſtrie einſchließlich Berg: 
bau 2c. auf die Arbeiter mit gewerblicher Befchäftigung 86,5°%/, (82,7°/,), auf 
die Arbeiter der eigenen Gewerbeart 73,7°/, (65,9°/,), auf die Arbeiter einer 
anderen Gewerbeart der eigenen Gewerbegruppe 5,0”/, (6,5"/,), auf die Arbeiter 
einer anderen Gewerbegruppe 7,8°/, (10,3°/,) und auf die Arbeiter mit fonftiger 
Beſchäftigung 13,5%, (17,3°/,); in Handel und Berfehr ꝛc. endlich auf Die 
Arbeiter mit gewerblicher Beichäftigung 79,2°/, (74,5°/,), auf die Arbeiter der 
eigenen Gewerbeart 69,5°/, (58,9°/,), auf die Arbeiter einer anderen Gewerbe: 
art der eigenen Gewerbegruppe 2,3°/, (3,5°/,), anf die Arbeiter einer anderen 
Sewerbegruppe 7,4°/, (12,1°/,) und auf die Arbeiter mit fonftiger Beſchäfti— 
gung 20,8%, (25,5”/,)., Danach find in der Induſtrie die Arbeiter mit 
fonftiger Belhäftigung, worunter hauptfächlich Die ungelernten Arbeiter ver: 
jtanden find, in einem viel geringerem Maße ala in den beiden anderen Ge— 
twerbeabtheilungen und namentlic im Handel und Verkehr vertreten, denn fie 
machen in der Induſtrie nur 13,5°/,, im Handel und Verkehr dagegen 20,5”/, 
aus; die Induſtrie benöthigt eben, wie ſchon in der Berufsftatiftit hervortrat, 
in weit höherem Grade der gelernten, technifchen Arbeiter, wie der Handel und 
Verkehr. Die gewerblichen, aber betriebsfremden Arbeiter find bei der Induſtrie 
und beim Handel und Verkehr in Feiner wefentlich verjchiedenen Weife vor- 
handen ; die hohe Ziffer von betriebsfremden, einer anderen Gewerbegruppe 
zugehörtgen Arbeitern beim Handel und Verkehr erflärt fich einmal durch die 
engen Beziehungen, die zwiſchen den Gruppen der Handel: und der Verkehrs— 
gewerbe bejtehen und jodann ferner aus der häufigen Verwendung von hand- 
werfsmäßigen Hilfskräften in Handel&betrieben zur Neparatur und Zufammen- 
ſetzung der Handelsobjekte. 
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V. Die gewerbliche Benugung von Motoren und Arbeits- 
maſchinen ijt von einer ftarf vorwiegenden Bedeutung für die VBeurtheilung 
über den ganzen Stand und die Fortſchritte unferer gewerblichen Entwidelung 
und deshalb ift auf diefen Punkt auch eine ganz bejondere Sorgfalt bei der 
Darjtellung verwandt; die Benugung von Motoren und die Benugung von 
Arbeitsmafchinen ift dabei getrennt behandelt. Durch die Zählung wurden 
insgefammt im Deutfchen Reich 164 483 Betriebe, welche mit motorifcher Straft 
arbeiteten, fejtgelegt, fie bilden 4,5°/, ſämmtlicher Betriebe, es find von ihnen 
151 695 Hauptbetriebe (4,5”/, fämmtlicher Hauptbetriebe) und 12 788 Neben: 
betriebe (2,5”/, der Nebenbetriebe); dabei find aber mur Betriebe in Rechnung 
gezogen, in welchen gewilje Elementarfräfte, nicht auch folche, in welchen 
Menschen: oder Thierfraft (Handbetrieb, Göpelwerk) zum Betrieb der Mafchine 
dienen. Nach der Art der zur Verwendung fommenden elementaren Sraft 
findet folgende Scheidung ftatt, mit welcher wir zugleich eine Angabe der ver: 
wendeten Pferdejtärfen, ſoweit jolche feftgeitellt, verbinden wollen; es benußen 
Wind 15 362 Betriebe oder 10,3°/, der Motorenbetriebe, Waller 54 259 oder 
30,5”/, (629065 Pferdejtärfen oder 18,4°/, der insgefammt feſtgeſtellten 
Pferdeſtärken), Dampf 58530 oder 32,9°/, (2721 218 Pferdejtärfen oder 
79,4°/,), Gas 14760 oder 8,3°/, (53909 Pferdeſtärken oder 1,6°/,), Petro— 
leum 2083 oder 1,2”/, (7249 Pferdejtärten oder 0,2°/,), Benzin, Aether 1254 
oder 0,7°/, (3501 Pferdeftärfen oder O0,1°/,), Heißluft 639 oder 0,4°/, (1298 
Pferdejtärfen oder 0,0”/,), Drudluft 312 oder 0,2°/, (11085 Pferdeſtärken 
oder 0,3"/,), Elektrizität (auch eleftriiche Kraftübertragung) 2259 oder 1,3°/,, 
Dampfkejjel ohne Kraftübertragung, Dampffäſſer 6984 oder 3,9°/,, Dampf-, 
Segelſchiff 18 272 oder 10,3°/,; dazu ift aber noch zu bemerfen, daß Betriebe, 
welche verichiedene Kräfte verwenden, bei jeder diefer Kräfte in Rechnung ge- 
zogen jind, wodurch die Geſammtzahl der Betriebe die für die Motorenbetriebe 
gegebene Zahl um etwas übertrifft. Unter den Motorenbetrieben find aljo die, 
welche ſich der Dampfkraft bedienen, am zahlreichiten vertreten, doch kommen 
ihnen die, welche Waſſerkraft benügen, jehr nahe, häufiger vertreten find ſo— 
dann noch die Betriebe mit Windmotoren und die Betriebe mit Dampf: und 
Segelichiffen, während die die übrigen Elementarfräjte verwendenden Betriebe 
jtärfer dahinter zurücbleiben und von geringerer Bedeutung ericheinen ; bezüglich 
der Elektrizität ift aber noch befonders zu berüdjichtigen, daß fich die Daten auf 
das Jahr 1895 beziehen und daß Ddiefelbe erſt ihren Hauptaufſchwung von 
1896 ab genommen hat. Die vorwiegende Bedeutung der Dampfkraft und 
der Waſſerkraft und namentlicdy die der erjteren tritt aber ganz bejonders in 
den Daten über die Pferdejtärfen in Erjcheinung; von den insgejammt feit- 
geitellten 3427 325 Pferdeſtärken jchafft der Dampf 79,4”/, und das Waſſer 
18,4°/,, jo daß aljo für dieje beiden Kräfte 97,3°/, aller Betriebsträfte in 
Anja kommen. Damit ift aber die Dampfverwendung überhaupt noch nicht 
erichöpft, denn in den vorjtehenden Daten ijt die große Zahl der Dampf-Lofo- 
motiven, welche im Eifenbahnbetrieb Verwendung finden, ebenfo wenig ent— 
halten, wie die in der Landwirtbichaft jo vielfach benugten Dampfdreic): 
mafchinen, Dampfpflüge zc., ſoweit dieſelben nicht von gewerblichen Betrieben 
entlehnt find. „Welch’ immenje Arbeitsleiftung aber durch die ermittelten 3,4 
Millionen Pferdeftärfen verrichtet wird, Läßt fich einigermaßen ahnen, wenn 
man — freilih in etwas roher, wiſſenſchaftlich keineswegs einmwandfreier 
Schätzung — die mechanische, nicht ermüdende Pferdejtärfe gleich der von drei 
lebendigen Pferden und die Mittelkraft eines Pferdes gleich der von 8 Männern 
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jegt. Alsdann repräfentiren die 3,4 Millionen im deutjchen Gewerbe verwen: 
deten Pferdeftärfen die Arbeit von 82 255 800 Perfonen, rechnet man zu diejer 
Zahl noch die thatfächlid im Gewerbe thätigen Perſonen, jo ergibt fich, daß, 
wenn das Gewerbe ausſchließlich mit menjchlicher Kraft betrieben werden könnte 
und jollte, nicht weniger als 92525 069 arbeitsfähige Menjchen hierzu er 
forderlih wären.” Die Entwidelung der Motorenbetriebe, welche ja unbe: 
ftritten in der neueften Zeit eine jehr bedeutende geweſen it, läßt ſich durch 
Vergleich mit den Reſulten der früheren Zählung leider zahlenmäßig nicht 
vollitändig feitlegen, denn 1882 waren die Motorennachweije auf die Haupt: 
betriebe bejchränft und erjtredten fich ebenmäßig nicht auf die Betriebe mit 
Betroleunt, Benzin, Aether-, Drudluftmotoren, Elektromotoren und Segel: 
ihiffen. Es war nur zu ermitteln, daß die Motorenbetriebe mit Wind um 
2786 oder 14,7°/, und die mit Waller um 7860 oder 14,7°/, abgenommen 
haben, während andererjeit3 die Motorenbetriebe mit Dampf um 22,554 oder 
65,0°/,, die mit Gas oder Heißluft um 12501 oder 455,2°/, und die mit 
Dampftefiel ohne Kraftübertragung um 2843 oder 72,8°/, zugenommen haben. 
Es ergibt ſich Hieraus deutlich, wie die Elementarfräfte einer rüdjtändigeren 
Tehnit — Wind, Waller — durch die vollfommeneren Wärmemotoren ver: 
drängt werden, da die Betriebe mit Wind- und Wafjermotoren — entjprechend 
dem ftarfen Rückgang der fleinen Mühlen, welchen die Erhebung im Bejon- 
deren noch — — nicht unweſentlich ſich verringert haben, wogegen 
die Betriebe, welche Wärmemotoren verwenden, eine rapide Ausdehnung er— 
fahren haben, eine Ausdehnung, welche nicht nur den Rückgang der Wind- und 
Waſſermotoren vollkommen ausgleicht, ſondern auch weit darüber hinausgehend 
eine erhebliche Zunahme der Motorenbetriebe überhaupt bewirkt hat. Uebrigens 
hat die Zahl der Motorenbetriebe jeit dem Zählungstage auch gerade noch 
ganz bejonders zugenommen, wie durch verjchiedene Spezialnachweije näher 
vom Kaiferlichen Statiftiichen Amte Elargelegt worden ift. 

Wie e3 wohl jchon ohne Weiteres als in der Natur der Sache liegend 
anzujehen fein wird, finden wir die Motorenbetriebe weitaus ihrer Hauptzahl 
nah in der Gewerbeabtheilung der Imduftrie; Gärtnerei, Thierzucht umd 
Fiſcherei hat nur 2845 Motorenbetriebe oder 1,7°/, der Gejammtheit aufzu— 
weifen, Handel und Berfehr 21 948 oder 13,3"/,, dagegen die Induſtrie ein— 
Ihließlih Bergbau zc. 139687 oder 85,0°/,. Noch mehr tritt daS Ueber: 
gewicht der Induſtrie hervor, wenn wir den Stärfegrad der verwendeten Ele: 
mentarfraft ins Auge faſſen; von den Pferdejtärfen fommen auf die Induftrie zc. 
3 356 538 oder 98,0°/,, auf Handel und Verkehr 69 666 oder 2,0°%/, und 
auf Gärtnerei, Thierzucht ꝛc. 1121, welche nicht einmal 0,05°/, ausmachen. 
Bon den verjchiedenen Gemwerbegruppen jtehen bezüglich der Zahl der Motoren- 
betriebe die Nahrungs- und Genußmittelgewerbe, von denen namentlich Mlüllerei, 
Bäderei, Bierbrauerei, Branntweinbrennerei, Rübenzuderfabrikation in Betracht 
fommen, bei Weitem obenan mit 41,7°/, jämmtlicher Motorenbetriebe, dann 
folgen mit größeren Prozentjägen die Induſtrie der Holz: und Schnitzſtoffe 
(11,5°/,), Verfehrsgewerbe (9,3 °/,), Textilindustrie (6,3 °/,), Metallverarbeitung 
(5,7°/,), Industrie der Steine und Erden (4,2°/,), Induftrie der Mafchinen, 
Inſtrumente rc. (4,2°/,), Handelsgewerbe (3,7°/,) und Polygraphiiche Gewerbe 
(2,3°/,); die übrigen Gruppen erreichen nicht einmal 2”/, umd unter 1°/, 
bleiben davon: Verjicherungsgewerbe (0,0 °/,), Kiünftleriiche Gewerbe (0,1 °/,), 
Gärtnerei (0,3°/,), Beherbergungs: und —————— (0,3 °/,) und Bau— 
gewerbe 0,9°/,. Berüdfichtigen wir aber die Stärfe der Elementarfraft, jo 
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haben wir eine in Vielem andere Gruppirung, auch tritt hier die ftärffte 
Gruppe nicht in jo fchroffer Weije hervor; nach der Prozentzahl der Pferde: 
jtärfen rüdt der Bergbau zc. mit 29,1°/, an die erjte Stelle, welcher bei den 
Betrieben nur auf 1,1°/, fam, an zweiter Stelle fommen dann erjt die Nah: 
rungs- und Genußmittelgewwerbe mit 20,1°/,, jodann folgen Textilinduſtrie 
(15,1 °/,), Bapierinduftrie (5,9 °/,), Induftrie der Holz- und Schnißftoffe (5,9°/,), 
Induftrie der Steine und Erden (5,8°/,), Induftrie der Mafchinen, Inſtru— 
mente 2c. (5,3°/,), Metallverarbeitung (4,1°/,), Chemifche Induftrie (2,4 °/,), 
Handelögewerbe (1,5°/,), Baugewerbe (1,3°/,) und Lederinduftrie (1,0°/,); 
jämmtliche übrigen Gruppen kommen nicht auf 1°/,. Seit 1882 haben die 
Motorenbetriebe, ſoweit Vergleichbarkeit der Daten möglich, am erheblichiten 
wiederum in der Induſtrie zugenommen, aber auch die übrigen Gewerbeabthei- 
lungen weijen doch ein Fortichreiten auf; von den Gruppen zeigen die größte 
Zunahme der Motorenbetriebe die Induftrie der Holz: und Schnißjtoffe, die 
Metallverarbeitung, die Induſtrie der Steine und Erden, die Induſtrie der 
Maſchinen, Inftrumente 2c., die Textilindustrie und die Handelsgewerbe. Oben 
hatten wir jchon hervorgehoben, daß die Motorenbetriebe von den gefammten 
Betrieben im Durchfchnitt 4,5°/, ausmachten; dieſes Verhältniß der Motoren- 
betriebe zur Gefammtzahl der gewerblichen Betriebe verjchiebt ſich aber bei den 
einzelnen Gewerbeabtheilungen und Gewerbegruppen in recht beachtenswerther 
Weiſe. Während der Prozentjaß fich bei Industrie, Bergbau 2c. auf 5,8°/, und 
auch bei Gärtnerei, Thierzucht und Fiſcherei auf 5,3°/, erhebt, geht er anderer- 
jeit8 bei Handel und Verkehr ꝛc. 1,9°/, zurüd. Won den Gemwerbegruppen 
tritt hier vorzugsiweije die Induftrie der Leuchtitoffe 2c. 32,2 °/,, Bergbau, Hütten: 
wejen ꝛc. mit 28,5°/,, Bolygraphiiche Gewerbe mit 24,7°/,, Chemifche Sn: 
duſtrie mit 22,8%, und die Induſtrie der Nahrungs» und Genußmittel mit 
21,3°/, hervor; über 10°/, fommen außerdem noch Verfehrägemwerbe (15,2 °/,), 
Induſtrie der Steine und Erden (12,9°/,) und Bapierinduftrie (11,2°/,). Be: 
rückſichtigt man lediglich die Gehilfenbetriebe, jo heben fich die Prozentſätze 
naturgemäß weit mehr in die Höhe, der Geſammtdurchſchnitt fommt dann auf 
11,1°/,, Induftrie auf 14,9°/,, Gärtnerei auf 14,0°/,, Handel und Verkehr 
auf 4,2°/,. 

Die Benugung der Motoren erfolgt ganz vorwiegend in den Großbetrieben, 
zu welchen bier aber jchon alle diejenigen Betriebe gerechnet worden find, welche 
mehr als 20 Berjonen bejchäftigen. Die Stleinbetriebe, welche Y3,3°/, der 
fämmtlichen Hauptbetriebe ausmachen, haben nur 63,0°/, der jämmtlichen 
Motorenbetriebe und dabei nur 13,0%, der verwendeten Pferdeftärfen. Bei 
den Mittelbetrieben, die auf 5,1°/, der Hauptbetriebe fommen, geht der Prozent- 
ſatz der Motorenbetriebe mit 19,3°/, und auch der Brozentjaß der Pferdejtärfen 
mit 11,1°/, doc ichon über jenen Prozentjab der Hauptbetriebe hinaus; aber 
in ganz wejentlich jtärferem Maße tritt diejes bei den Großbetrieben in Erjcheinung, 
während diefe nur 1,6°/, unter den Hauptbetrieben bilden, beiten fie 17,7°/, 
der Motorenbetriebe und jogar 75,9°/, der veriwendeten Pferdejtärfen. Im 
Kleingewerbe benugen ferner nur 3,3°/, der Hauptbetriebe Motoren und es 
entfallen auf je einen Hauptbetrieb O,1 PBferdejtärfen und auf je einen Haupt: 
motorenbetrieb 6,9 Pferdeſtärken; im Meittelbetriebe haben 18,1°/, der Haupt: 
betriebe Motoren, auf einen Hauptbetrieb fommen 2,3 Pferdejtärfen und auf 
einen Hauptmotorenbetrieb 13,5 Pierdeitärfen; im Großbetriebe aber endlich 
befit iiber die Hälfte der Hauptbetriebe, 55,0°/,, Motoren und für jeden Haupt: 
betrieb berechnen ſich 52,4 Pferdejtärken und für jeden Hauptmotorenbetrich 
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87,6 Pferdeitärfen. „Die verhältnißmäßig geringe Verwendung von Motoren 
in Sleinbetrieben beruht im Wejentlichen auf dem damit verbundenen relativ 
hoben Koftenaufwande. Der Sroßbetrieb ift infofern in einer günftigeren Po— 
jition, als er Kraftquellen mit großer Leiltungsfähigfeit zu verwenden vermag 
— zur Erzeugung ftarfer Kraftäußerungen ſowohl wie zur Bedienung mehr: 
facher Arbeitgmajchinen — und gerade mit wachfender Leiſtungsfähigkeit der 
Motoren ihre Anſchaffung und Unterhaltung fich relativ verbilligt.“ Bezüglich 
der Arten der Elementarfräfte, welche für die Motoren zur Verwendung ge: 
langen, weijen übrigens Die Klein-, Mittel: und Großbetriebe mannigfache 
Berichiedenheiten auf, wie zahlenmäßig im Einzelnen näher zur Darftellung 
gebracht iſt. „Im Großbetriebe ericheint der Dampf als die bevorzugteite 
und unbejtritten vorwaltende Elementarkraft: von 26 902 Motorengroßbetrieben 
bedienen fich derjelben 21 852 und nicht weniger als 2325095 d. h. 90°/, 
aller im Großbetriebe verwendeten Pferdejtärfen find Dampfpferde. Beim 
Meittelbetriebe jegen nur noch etwas über die Hälfte aller Motorenbetriebe ihre 
Mafchinen durch Dampf in Bewegung, für kleine Leijtungen bilden bier Gas— 
motoren, für größere Wafleranlagen die bevorzugten Sraftquellen. Im Klein: 
gewerbe find die Betriebe mit Waljermotoren am ftärkjten vertreten; daneben 
fommen auch hier Dampfmotoren nod häufig vor, doch fpielen außerdem 
Betriebe mit Dampf: und Segelfchiffen, mit Wind- oder Gasmotoren oder mit 
Dampfkeſſeln ohne Kraftübertragung eine nicht unerhebliche Rolle.“ 

Die Motoren als Kraft: und Umtriebsmafchinen erjegen nicht unmittelbar 
menschliche Arbeit, fie haben vielmehr nur die Aufgabe, elementare Kraft in 
mechanische Arbeit zum Betrieb von Arbeitsmafchinen umzufegen; die Verrich— 
tung von jonft durch Menfchenhand auszuführenden Arbeiten durch die Ueber: 
tragung der mechanischen Kraft auf die zu bearbeitenden Körper it Sache der 
Arbeitsmafchinen. Sie zerfallen in ortss und in formändernde Mafchinen. 
Ortsändernd find Fördermaſchinen (Meafchinen zur Fortichaffung feiter Körper, 
Krahne, Winden zc.), Waſſerhebemaſchinen (Bumpräder, Schöpjwerfe ꝛc), ſowie 
Gebläjemafchinen und WBentilatoren; formändernd find Metallverarbeitungs: 
mafchinen (Hammerwerfe, Bohrwerfe, Hobel:, Fräsmafchinen, Loc, Niets, 
Wiegemafchinen 2c.), Zerfleinerungsmafchinen Pochwerke, Duetichwerfe, Mabl: 
mühlen 2c.), Holzbearbeitungsmajchinen (Zägemühlen, Dreh: und Hobelbäntfe) 
und Manufakturmaschinen mit einer Neihe von Unterklaſſen, wie Maſchinen zur 
Bearbeitung von Textilftoffen, Papierinduftrien ze. Um den Stand der der: 
zeitigen Technik im Gewerbe vollftändig zu erfafien, hätte allerdings die Ver- 
wendung ſämmtlicher Arbeitsmafchinen im Einzelnen zahlenmäßig erfaßt werden 
müſſen; eine folche Aufnahme hätte jich aber bei der ungemeinen Mannigfal- 
tigfeit der in Verwendung befindlichen Arbeitsmajchinen mit wirklich nugbrin: 
gendem Erfolge nicht durchführen laſſen. Unter Zuziehung hervorragender 
Fachmänner aus verjchiedenen Gebieten der Technit wurden daher 100 Arten 
von Arbeitsmafchinen, welche für gewiſſe Gewerbe als befonders charakteriftifch 
anzufehen find, ausgewählt und auf diefe die Erhebung und weitere Augarbei- 
tung bejchränft. Die auf diefe Weiſe erzielten Ergebniffe find troß einiger 
Fleinerer Mängel doch zufriedenftellend ausgefallen; ein Eingehen auf diejelben 
läßt fich aber ohne größere Auseinanderſetzungen nicht wohl ermöglichen und 
müſſen wir uns deshalb bier mit dieſem allgemeinen Hinweis begnügen. 

VI Gejammtumfang und Leiftungsfähigfeit der gewerb: 
lihen Unternehmungen. Wenn bislang, um die Vertretung der einzelnen 
Gewerbezweige nnd Die bei denfelben obwaltenden Betriebsverhältnifie ent- 
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jprechend zur Geltung zu bringen, Tediglich die Spezialbetriebe zu Grunde ge: 
legt und deshalb alle zufammengefegte Unternehmungen in folche aufgelöſt — 
und zwar nicht nur, wenn ein Inhaber dasjelbe Gewerbe an verjchiedenen 
Plägen betrieb, jondern aud in den Fällen, in welchen ein Unternehmer 
mehrere Gewerbezweige unter einheitlicher Gejchäftsleitung und Buchführung 
mit einander vereinigte — und den betreffenden Gewerbejpezialitäten zugelegt 
waren, jo find nunmehr auch die gewerblichen Unternehmungen als ſolche ohne 
jene Zerlegung von zujammengejegten Unternehmungen berüdfichtigt worden. 
Die zunächſt berührten allgemeinen Daten, auf welche wir bier nicht näher 
eingehen wollen, ergaben, daß die Verminderung der Betriebszahl, welche durch 
die Berücdfichtigung der zulammengejegten Unternehmungen als Einheiten er: 
folgte, eine nicht unbeträchtliche ijt, wie ſolches auch bei der ſtarken Tendenz 
der Induſtrie nach immer größerer Konzentration wohl nicht anders zu erwarten 
ftand, Gleichzeitig ergaben ſich aber auch Berjchiebungen hinſichtlich der 
Gliederung des Gewerbes in Klein-, Mittel: und Großbetriebe, weil bei der 
bisherigen Spezialifirung viele Eleine Theile der Gejammtbetriebe mit ihren 
menſchlichen und motorischen Kräften dem Sleingewerbe zugerechnet werden 
mußten, während fie thatfächlich Beftandtheile von Großbetrieben waren ; Dieje 
gleichfalls erheblichen Verſchiebungen vollziehen ſich aber wejentlich zu Gunſten 
der Großbetriebe, wie auch jchon aus dem Vorgejagten zu Schließen. Demnächſt 
find die Geſammtbetriebe insbejondere behandelt. Die Zahl derjelben beläuft 
ſich auf 89201, fie machen daher nur 2,9/, aller Hauptbetriebe aus, trogdem 
aber beichäftigen fie insgefammt 1696120 PBerfonen und 1209 280 Pferde: 
jtärfen, alfo etwa ein Sedhitel aller gewerblich thätigen Berfonen und ungefähr 
ein Drittel der geſammten motorischen Kraft de Gewerbes. Sofern man 
unter Zugrundlegung der Sinzheimer’ihen Annahme, daß die Arbeitsleiftung 
einer Perſon im kleinen Fabrifbetriebe zweimal, im großen Fabrikbetriebe drei: 
oder viermal jo groß als im Handwerk oder der Hausinduftrie ſei, aus der 
Berfonenzahl und den Pferdeſtärken einen Schluß auf die Produktion jelbit 
ziehen will, fo würde etwa ein Drittel derfelben auf die Gefammtbetriebe treffen 
und find dadurch die Geſammtbetriebe als eine der wichtigften und Leiftungsfähigften 
Formen des modernen Großbetriebes gekennzeichnet. Noch weiter kommt dieſes 
aber zur Erjcheinung, wenn man die auf einen Hauptbetrieb und die auf einen 
Gefammtbetrieb entfallende Berfonen- und Pferdeftärfezahl zufammenhält; es 
entfallen nämlih im Sefammtdurchichnitt für das Gewerbe überhaupt auf 
einen Hauptbetrieb 3,4 Perfonen und 1,1 Pferdeſtärken, auf einen Geſammt— 
betrieb aber 19,0 Berjonen und 13,6 Pferdejtärfen; in den Gefammtbetrieben 
haben wir alſo eine nahezu jechsmal jo große Perjonenzahl und jede Perſon 
wird von etwa der doppelten motorischen Kraft unterftügt. Scheiden wir nach 
den einzelnen Gewerbeabtheilungen, jo hebt fich die Bedeutung der Geſammt— 
betricbe bei der Induſtrie noch jchärfer hervor, während fie bei den beiden 
anderen Abtheilungen gegen den Durchichnitt etwas zurückbleibt; bei Gärtnerei, 
Thierzucht und Filcherei kommen auf einen Hauptbetrieb 2,5 PBerfonen md 
0,03 Pferdeſtärken, auf einen Geſammtbetrieb aber 9,2 Berjonen und 0,8 Pferde: 
jtärfen, bei Handel und Verkehr ꝛc. auf einen Hauptbetrieb 2,3 Perſonen und 
0,1 Pierdeftärken, auf einen Gefammtbetrieb 7,1 Perſonen und 0,5 Pferde: 
jtärfen, bei der Induſtrie 2c. Dagegen auf einen Hauptbetrieb 3,8 Perjonen 
und 1,6 Pferdejtärfen, auf einen Gejanmmtbetrieb aber 25,5 Perſonen und 
20,5 Pferdeftärfen. Bezüglich der Verbreitung der Geſammtbetriebe wollen 
wir mir Folgendes hervorheben. „Der abfolnten Zahl nad) kommen die meisten 
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Sefammtbetriebe da vor, wo ihre Bildung Hauptfächlich durch Eleinbetrichliche 
und wirthichaftlich meiſt rücdjtändige Verhältniije veranlagt wird, nämlich in 
der Nahrungs: und Genußmittelinduftrie (26 510 Gejammtbetriebe), Handel 
(16 341), Beherbergung und Erquidung (13 207), Baugewerbe (5051), Indu— 
itrie der Holz: und Schnißftoffe (4491). Beurtheit man hingegen die Ausdehnung 
und Häufigkeit der Gejammtbetriebsform nad dem Verhältniß der Gejammt: 
betriebe, ihres Perſonals und ihrer mechanischen Triebfräfte zu allen Haupt: 
betrieben, jo findet jich eine Angliederung von fremden Betrieben Häufig: in 
den polygraphifchen Gewerben, im Bergbau, in der Induftrie der Leuchtitoffe 2c. 
und — unter Berüdfichtigung des Umjtandes, daß Hier der Antheil an der 
Zahl der Betriebe durch die zahlreihen hausinduftriellen Kleinbetriebe jtets 
herabgedrüdt wird — in der Textilindustrie; bier tritt das Beſtreben, durch 
Angliederung verwandter oder fremder Betriebe an das Stammunternehmen die 
Produktion und den Betrieb vollfommener und rationeller zu gejtalten, am 
jtärfften hervor. Die geringjte Steigung zur Bildung von Betriebsvereinigungen 
zeigt fich bei der Bekleidung und Reinigung, Thierzucht und Fiſcherei, Gärt: 
nerei und BVerficherungsgewerbe.” 

Als Riefenunternehmungen find ſodann alle diejenigen Unternehmungen 
— welche mehr als 1000 Perſonen beſchäftigen. Während im 
Jahre 1882 nur 155 ſolcher Rieſenunternehmungen feſtgeſtellt wurden, hat 
jih 1895 ihre Zahl auf 296 gehoben, mithin nahezu verdoppelt; fie bejchäf: 
tigen über eine halbe Million Perfonen (562 628); die darin verwendeten 
motorischen Kräfte repräfentiren eine Leiftung von zwei Drittel Million Pferde: 
jtärfen (665 265). „Diefe modernen Gebilde unferer volfswirthichaftlichen 
Organtjation, in denen Taufende von Menfchenhänden nebeneinander arbeiten 
und in ihrer Thätigfeit von gewaltigen Motoren und technisch ſehr vervoll: 
fommenen Arbeitsmaſchinen unterjtügt werden, find gemäß ihrer Berfajjung, 
Ausdehnung und Produftivfraft von jo weittragendem Einfluß auf die Volks— 
wirthichaft, daß private und öffentliche Intereſſen in ihnen aufs engjte ver: 
bunden erjcheinen. Die fozial verfchiedenften Klaſſen von Familien find in 
ihrer wirthichaftlichen Erijtenz von ihnen abhängig, zunächſt die leitenden 
Berfönlichkeiten, die Aktionäre, jtillen Theilhaber, ſonſtigen Kapitalintereljenten, 
die Gläubiger, die Werfmeifter und Arbeiter. Daneben verfolgen Hunderte 
und Taufende von Kunden aus Nah und Fern das Gefchäft ; zahlreiche Händler, 
Lieferanten, Konkurrenten, endlich die Nachbaren, die ganze Stadt, der Kreis, 
die Provinz haben Intereſſe am Auf: und Niedergang der betreffenden Unter: 
nehmung. Die Lage, die baulichen Einrichtungen, die guten oder jchlechten 
Berfehrsbeziehungen des Großbetriebs werden zu einer Gemeinde: und Bezirks: 
angelegenheit; von dem Betrieb werden Schulwejen, Steuerfraft, Bevölferungs: 
Zus oder «Abnahme, Wohljtand und Berarmung der ganzen Gegend, Art der 
Siedelung und Grundeigenthumsvertheilung beeinflußt. Dieje volfswirthichaft: 
liche Bedeutung fommt mehr oder minder allen größeren Unternehmungen zu, 
infonderheit aber den erwähnten Niefenunternehmungen; bei ihnen tritt der 
öffentliche gemeinde-ähnliche Charakter ganz beſonders deutlich hervor. Ihre 
gewaltige Ausdehnung haben die Niefenunternehmungen vornehmlich dadurch 
erhalten, daß verjchiedenartige Gewerbebetriebe zu einem Gejammtbetrieb, zu 
einem wirthichaftlichen Ganzen, vereinigt wurden. Die Tendenz der Vergröße- 
rung hält aber noch an: entweder wird der eigentliche Stammbetrieb erweitert, 
oder e3 werden mit ihm Theilbetriebe mannigfaltigiter Art kombinirt. Zweck 
diefer Kombination ift, dem Hauptbetriebe die Theilfabrifate anderer Gewerbe, 
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die im erfteren viel und regelmäßig gebraucht werden (3. B. Tijchler-, Bött— 
cher=, Buchbinder-, Sclofjerarbeiten), möglichjt billig und einfach zuzuführen, 
oder die eigenen Produkte weiter zu verarbeiten (daher neben Bergs und Hütten- 
werfen Eijengießereien und Majchinenfabrifen), oder man bezielt eine rationelle 
Verwerthung von Nebenprobuften (3.8. in der mit Gasanjtalten verbundenen 
Koferei und chemischen Werkjtätte — Ammoniafbereitung), oder man will fich 
vom Markt überhaupt unabhängig machen (weshalb 3.8. Eifenhüttenwerfe in 
ihrer Nähe belegene Kohlengruben erwerben).“ Um aber einen volljtändigen 
Einblid in die ganze Struktur und die großartige Ausgeftaltung der Rieſen— 
unternehmungen zu geben, find zehn derjelben als konkrete Beifpiele heraus- 
gegriffen und detaiflirt zur Darftellung gebracht; es find diejes die Werfe und 
Anlagen der Firma Friedrich Krupp, die Stettiner Mafchinenbau-Aftien-Gefell- 
ihaft Vulkan, die Badische Anilin- und Sodafabrif in Ludwigshafen a. RH., 
die Weberei von Hermann Wiünfches Erben in Ebersbach in Sachjen, die 
Schultheiß' Brauerei-Aktiengefelichaft in Berlin, das Waarenhaus A. Wert: 
heim in Berlin, die Berliner Elektrizität3:Werfe, die große Berliner Straßen: 
bahn, die Hamburger AmerifaLinie in Hamburg und die Deutiche Bank in 
Berlin. Auf die charafteriftiichen hochinterefianten Einzelheiten näher einzu— 
gchen, verbietet uns leider der bejchränfte Raum. Ein Gleiches ift ſodann 
auch bezüglich des folgenden Unterabjchnittes über Gewerbefraft und Gewerbe: 
produktion der Fall, in welchem, ſoweit jolches nach dem derzeitigen Stande 
der amtlichen Statiftif zu ermöglichen, die Frage zu beantworten gefucht wird: 
Welches ijt die Leiftung der Gewerbekraft Deutſchlands, welche Mengen und 
Werte von Gütern werden von den im Gewerbe thätigen Kräften erzeugt ? 
Auch hier würde für eine fachdienliche Schilderung cin näheres Eingehen auf 
die Einzelheiten erforderlich fein. 


VII. Die Nachweife, welche die Erhebung über die Nehtsform der 
gewerbliden Unternehmungen gibt, erjtreden fich lediglich auf die 
Gehilfenhauptbetriebe, nicht auch auf die Alleinbetriebe und die Gehilfenneben- 
betriebe. Als voll den Gegenftand umfaſſend Fünnen daher die Daten hier 
nicht angejehen werden, da doch auch unter den Alleinbetrieben Rollektivbetriebe 
vorfommen; außerdem find ſodann noch manche Kolleftivbetriebe, die an ſich 
in den Rahmen der Gewerbeftatijtif fallen, derjelben thatjächlich entgangen, 
3: B. Genofjenjchaftsbetriebe. Die verfchiedenen Unternehmungsformen find 
jet detaillirter zur Darjtellung gebracht wie 1882, wodurd allerdings die 
Vergleichbarkeit weſentlich beichränft ift, um jo mehr, als auch die frühere 
Zerlegung der Gejammtbetriebe jegt al3 zwecklos fallen gelafjen ift. Im Ein: 
zelnen find jegt folgende Rechtsformen für gewerbliche Unternehmungen unter: 
Ihieden: Einzel-Inhaber, mehrere Gejellichafter, Vereine, Kommanditgefell: 
ſchaften, Aktiengefellichaften, Kommanditgefellichaften auf Aktien, eingetragene 
Genofjenschaften, Gejellihaften mit befchräntter Haftung, Innungen, Gewerf: 
ichaften, andere wirthichaftliche Korporationen, Gemeinden, andere kommunale 
Korporationen, Staat, Reid. Für alle diefe Unternehmungsformen find die 
Ergebnifje jpeziell in bejonderen Unterabjchnitten Flargelegt, doch wirde una 
auch Hier ein näheres Eingehen zu weit führen. 


VII. Die von regelmäßigen periodiichen Veränderungen betroffenen Ge— 
werbe find al® Kampagne= und Saifoninduftrien gejondert zur Dar: 
ſtellung gebracht. „Kampagneinduftrien find folche, deren Betrieb auf beftimmte 
Jahreszeiten bejchränft it und während des übrigen Jahres ganz ruht (z 
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Rübenzucker-, Cichorien-, Kraut- und Fruchtkonſervenfabriken, Fiſchräuchereien, 
Raſenbleichereien, Feldziegeleien, Thongräbereien, Torfſtechereien). Saiſon— 
induſtrien erſtrecken ſich auf ſolche, die zwar während des ganzen Jahres be— 
trieben werden, aber zu regelmäßig wiederkehrenden Zeiten im Jahre einen 
verſtärkten Betrieb haben; zu ihnen gehören manche auf den Winter- oder 
Sommerbedarf arbeitenden Gewerbe, insbeſondere verſchiedene Zweige der Textil— 
induſtrie, Fabriken für Konfektion und Putzmacherei, Stickereien, Färbereien, 
Druckereien, Strohhutfabriken zc.), ſodann die für den Bedarf an gewiſſen 
selten (Weihnachten ꝛc.) a Gewerbe (Zuderwaaren:, Chofolade-, Luxus— 
papier:, Masken, Spielwaaren-, Parfümerie und Bijouteriefabrifen). Bei 
den Kampagneinduftrien hängt die Produktion im Allgemeinen vom Wedhiel 
der Jahreszeiten ab (fo bei der Bearbeitung landwirthichaftlicher Erzeugnifie, 
in Zuder:, Konfervenfabrifen), bei den Saifoninduftrien vom Wechjel der Nach— 
frage, der freilich auch vom Wechjel der Jahreszeiten hervorgerufen wird (z. B. 
Bekleidungsinduſtrie)“ Im gefammten Gewerbe find nach den jegigen Zäh- 
lungsergebniſſen 155 979 Betriebe nur einen Theil des Jahres in voller Thätig- 
feit, diejelben machen von allen Betrieben 10,9°/, aus und bejchäftigen ins: 
gefammt 1327174 Berfonen oder 15,5”/, aller gewerbthätigen Perjonen. 
Bon ihnen find 400 Betriebe nur während eines Monats thätig, 2711 wäh: 
rend 2 Monaten, 6980 während 3 Monaten, 9807 während 4 Monaten, 
14 988 während 5 Monaten, 31 518 während 6 Monaten, 31 860 während 
7 Monaten, 30 085 während 8 Monaten, 20 983 während 9 Monaten, 5991 
während 10 Monaten und 656 während 11 Monaten; meijtentheils fällt die 
Betriebszeit in den Sommer, von Mai bis September find die meijten, von 
Dezember bis Februar die wenigsten Betriebe in Thätigfeit, März und April, 
Dftober und November find die Uebergangsmonate. Auf die Perſonenzahl ift 
bier an fich ein geringeres Gewicht zu legen, namentlich darf man nicht etwa 
annehmen, daß die 1327174 Perfonen der periodiichen Betriebe, mit welcher 
Bezeihnung Kampagne und Saifongewerbe zujammengefaßt werden, ſämmtlich 
während eines Theiles des Jahres arbeitslos find, denn bei vielen periodifchen 
Induſtrien haben die Arbeiter mehr oder weniger regelmäßig noch eine andere 
Beichäftigung in dem jtillen Zeiten, auch iſt feineswegs fejtgejtellt, wie viel 
von der obigen PBerjonenzahl während des Ruhens des Betriebes überhaupt 
zur Entlaffung kommen. In der Gärtnerei, Thierzucht und Fiſcherei haben 
wir 3748 periodifche Betriebe gleich 18,9%, der jämmtlichen Betriebe der 
Abtheilung mit 16 474 erwerbthätigen Perſonen oder 20,4°/, aller in der 
Abtheilung thätigen Berfonen, in der Induſtrie einichließlich Bergbau zc. 124 461 
periodijche Betriebe oder 13,7 °/, aller Betriebe mit 1194 615 Perſonen oder 
17,7°/, des bejchäftigten Perlonals, im Handel und Verkehr endlich 27 770 
periodiiche Betriebe oder 5,5°/, aller Betriebe mit 116 085 Perſonen 6,8°/, 
des gefammten Perfonals; der Bedeutung der perivdiichen Betriebe nad) grup— 
piren ſich alfo die Abtheilungen ganz ihrer üblichen Reihenfolge gemäß. Bei 
den Gewerbegruppen treten die periodifchen Gewerbe namentlich hervor in der 
Kunft- und Handelsgärtnerei, Thierzucht und Fiſcherei, Bergbau zc. (wegen 
der dazu gehörigen Torfgräbereien), Induſtrie der Steine und Erden (wegen 
der Biegeleien), Baugewerbe und Berkehrsgewerbe (wegen der Schiffahrt und 
Flößerei); durch einen ziemlich gleichmäßigen Betrieb zeichnen fich dagegen aus 
Metallverarbeitung, Induſtrie der Majchinen 2c., Chemiſche Induſtrie, Poly: 
graphifche Gewerbe, Handelsgewerbe, VBerficherungsgewerbe und Beherbergungs: 
und Erquidungsgewerbe. Die fpeziellen Kampagne: und Saifongewerbe Fon: 
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men naturgemäß in der Darftellung für die einzelnen Gewerbearten zur Er: 
Scheinung, auf welche wir hier aber nicht näher eingehen fünnen. 

IX. Hausinduftrie, Haufiergewerbe und gewerblidhe Ge: 
fängnißarbeit find hier ın einem Wbjchnitt zujammengefaßt und dem 
Vorigen gemwiljermaßen gegenübergeftellt, weil bei ihnen hauptjächlich mit in 
Frage kommt, inwieweit von Geichäften auf deren Rechnung außerhalb der 
Betriebsftätten Perſonen Beichäftigung finden. Die Gefammtzahl der haus: 
induftriellen Betriebe beträgt nach der jegigen Zählung 342 557, und zwar 
entfallen davon 70 auf die Kunſt- und Handelsgärtnerei, die übrigen 342 487 
auf die eigentliche Induſtrie. Gegen das Ergebniß von 1882 haben jich zwar 
die hausinduftriellen Kunft: und Handelsgärtnereibetriebe um 35 vermehrt, die 
Hauptmafje der Hausinduftriebetriebe ift aber um 43 924 oder um 11,4°/,, 
die Geſammtzahl der hausinduftriellen Betriebe fomit um 43 859 oder 11,4°/, 
zurüdgegangen, welcher Rüdgang im Wefentlihen auf Nechnung der Tertil- 
industrie zu ſetzen iſt. Die Alleinbetriebe haben darunter weitaus das Ueber: 
gewicht, denn fie machen 272 528 oder 79,6°/, aus und die Gehilfenbetriebe 
nur 70029 oder 20,4°/,. Das in der Hausinduftrie beichäftiate Perjonal 
beläuft ih auf 457 984 Perfonen, davon in Alleinbetrieben 231 563, in Ge: 
bilfenbetrieben 226 421; jeit 1882 hat fich das hausinduftrielle Perſonal um 
3,3°/, vermindert, diefe Minderung iſt aber lediglich bei den Alleinbetrieben 
(fie beträgt bier 18,7°/,) erfolgt, während fich das Perfonal in den Gehilfen- 
betrieben um 18,3°/, vergrößert hat; jo kommt es auch, daß jeht das Per— 
jonal der Hausinduftriellen Gehilfenbetriebe dem der Alleinbetriebe ziemlich 
gleich ift, wogegen e3 im Jahre 1882 noch um ein Drittel hinter dem Leteren 
zurüditand. Hausinduftrielle Betriebe fommen in fämmtlichen Gewerbegruppen 
mit Ausnahme von Thierzucht und Fiſcherei, Bergbau, Hiitten- und Salinen- 
wejen und den Gruppen von Handel und Verkehr vor; zu vier Fünftel gehören 
fie aber zur Tertilinduftrie und zu den Bekleidungs- und Reinigungsgewerben, 
e3 entfallen von der Gejammtzahl der hausinduftriellen Betriebe 47,4°/, auf 
die Zertilinduftrie, 35,1°/, auf Bekleidungs- und Neinigungsgewerbe und 
17,5°/, auf die fonjtigen Gewerbe, von dem hausinduftriellen Berfonal 42,7 °/, 
auf die Tertilinduftrie, 34,5°/, auf Bekleidungs- und Neinigungsgerverbe und 
22,5°/, auf die jonjtigen Gewerbe. Bon den jämmtlichen Betrieben der 15 
Gewerbegruppen, in welchen die Hausinduftrie überhaupt vorfommt, find 14,1°/, 
hausinduftrielle Betriebe, von dem Gewerbeperjonal derjelben find 5,7°/, Haus 
industrielle. Die größte Bedeutung nimmt die hausinduftrielle Betriebsform 
in der Tertilinduftrie ein, in welcher 65,3°/, der Betriebe diefen Charakter 
befigen und 19,7°/, des Perſonals Hausinduftrielle find; gegenüber dem Er- 
gebniß von 1852 weifen die hausinduftriellen Betriebe der Textilinduftrie aller: 
dings einen erhöhten Prozentfa auf, dem ift aber eine bejondere wirthichaft: 
lihe Bedeutung um deswillen nicht zuzumeſſen, weil das hausinduftrielle Ber: 
jonal der Gruppe in feinem Prozentverhältnig um ein volles Drittel zurüd: 
gegangen ift. Im Gegenjag zur Textilindustrie ergibt fich bei faſt allen 
anderen Gewerbegruppen im Vergleich zum Jahre 1882 eine zunehmende Be: 
deutung der Hausinduftrie, ſowohl in Anjehung der hausinduftriellen Betriebe 
wie in Anfehung der hausinduftriellen Perfonen. Das gefammte hausindu- 
jtrielle Perfonal gliedert fich nach der Arbeitsitellung in 231 563 Inhaber von 
Alleinbetrieben und 226 421 Perſonen der Gehilfenbetriebe; das letztere Per— 
fonal zerfällt wieder in 64 205 Betriebsleiter, 139 063 Gehilfen und Arbeiter 
(davon 117 229 von 16 Jahren und darüber, 21 834 unter 16 Jahr) und 
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23153 mitarbeitende Familienangehörige (darunter 20486 von 16 Jahren 
und darüber, 2667 unter 16 Fahr). Die Motorenbenugung in der Haus- 
indujtrie ift noch jehr unbedeutend, insgefammt benußen nur 3042 hausindu— 
ftrielle Betriebe motorische Kraft, alfo nicht einmal 1°/, aller hHausinduftriellen 
Betriebe. 

Bezüglich des Haufierhandels find die Ergebnifje, welche uns die Gewerbe: 
Itatiftif Liefert, nur mangelhafte und geben uns feineswegs ein vollfommenes 
Bild über dieſe Gewerbsart, wir wollen deshalb auf ein weitere Eingehen 
bier verzichten. 

Ueber die gewerbliche Gefängnißarbeit ertheilte die Erhebung von 1895 
inſoweit Auffchluß, als fie auf Grund der Angaben des Gewerbebogen3 er: 
fichtlich macht, welche Betriebe außerhalb ihres Bannbereichs, aber für Ned: 
nung des Geſchäfts Perfonen in Straf: und Beflerungsanftalten beichäftigen 
und wie hoch die Zahl diefer von ihnen bejchäftigten Gefangenen fich beläuft, 
jo daß aljo die von den Straf und Beljerungsanftalten felbit beichäftigten 
Berfonen dabei außer Betracht gelafjen werden. Der Umfang der feitgelegten 
Gefängnißarbeit iſt nur ein an fich geringer, denn e3 handelt jich im Ganzen 
nur um 653 Betriebe und um 30576 Gefangene, es kommen danach auf 
100 000 Gewerbebetriebe nur 17,9 Betriebe der in Rede jtehenden Art, 
und auf 1000 freie Arbeiter nur 4,7 gewerblich beichäftigte Gefangene. 
Bon den beziüglichen Betrieben entfallen 617 mit 25 847 beichäftigten Ge: 
fangenen auf Induſtrie 2c. und 36 mit 270 beichäftigten Gefangenen auf Handel 
und Verkehr, die Abtheilung Gärtnerei, Thierzucht und Fiſcherei iſt hier über- 
haupt nicht vertreten. Bon den Gewerbegruppen, deren überhaupt 13 in Frage 
fommen, find die hervorragenditen die Induſtrie der Holz: und Schnitzſtoffe 
mit 158 Betrieben und 7488 beichäftigten Gefangenen, die Tertilinduftrie mit 
105 Betrieben und 5994 Gefangenen, die Bekleidungs- und Reinigungsgemwerbe 
mit 112 Betrieben und 4011 Gefangenen, die Bapierinduftrie mit 79 Betrieben 
und 2521 Gefangenen, die Induſtrie der Nahrungs: und Genußmittel mit 
63 Betrieben und 2511 Gefangenen und die Metallverarbeitung mit 39 Be- 
trieben und 1337 Gefangenen. Abgeſehen von Sachjen-Altenburg, Schwarz: 
burg-Rudolitadt, Waldeck und Neuß älterer Linie finden fich gewerbliche Be- 
triebe, welche Gefangene beichäftigen in den ſämmtlichen deutſchen Bundes: 
jtaaten, ihre Zahl entjpricht im Allgemeinen der Größe der betreffenden Staaten, 
nur das Königreich Sachfen iſt durch eine unverhältnigmäßig hohe Zahl der 
in Frage jtehenden Betriebe und der beichäftigten Gefangenen ausgezeichnet. 

X. Im vorlegten Abjchnitt find Gewerbe und Handel in den ein: 
zelnen Bundesstaaten zur Darjtellung gebracht, wobei aber lediglich auf die 
Grundzüge der Gewerbegeographie eingegangen worden. Berüdfichtigt man 
lediglich die abjoluten Daten, fo ijt über die Hälfte (54,4°/,) der durch die 
Erhebung von 1895 ermittelten Gewerbebetriebe im Königreich Preußen belegen; 
ganz Ähnlich ftellt fich auch der Antheil Preußens an der Gejammtheit des 
gewerbsthätigen Perſonals (57,2°/,) und an den Motorenbetrieben (57,6°/,), 
während bezüglich der in leßteren Verwendung findenden Pferdejtärfen der 
Prozentfaß (63,6°/,) fich noch höher geftaltet; unter den Provinzen treten dabei 
Rheinland, Schlefien, Weitfalen, jowie Sachſen und auch die Stadt Berlin 
befonders hervor. Das Königreich Bayern ift etwa zu einem Zehntel an den 
Betrieben (12,8°/,), dem Berjonal (9,8°/,), den Motorbetrieben (13,3°/,) und 
der darin zur Verwendung kommenden Clementarfraft (9,2°/,) des Reiches 
betheiltgt. Ungefähr ebenſo ſteht auch das Königreich Sachen, obgleich es 


nach der gewerblichen Betriebszählung vom 14. Yuni 1895. 511 


an den Betrieben (10,1°/,) und an den Motorenbetrieben (8,8°/,) einen etwas 
geringeren, Dagegen an dem Perjonal (11,2°/,) und an den Pferdeſtärken (10,0°/,) 
einen etwas fjtärferen Antheil hat. Württemberg Prozentjag ftellt fich rund 
auf 4’/,. der von Baden auf 3,5°/, und ebenjo der von Eljaß:Lothringen ; bei 
den übrigen Staaten find gemäß ihrer geringeren Einwohnerzahl und territorialen 
Ausdehnung überhaupt die Antheile an der Gewerbekraft des Reiches entiprechend 
niedriger. Seht man nun aber die Zahl der Betriebe und der gewerbs— 
thätigen Perjonen in Verhältniß zu Gebietsfläche und Einwohnerzahl, jo zeigt 
jih, daß in den einzelnen Theilen des Deutjchen Reiches doch die Gewerbe: 
fraft je nach den wirthichaftlichen Eigenthümlichkeiten der Gegend, der Dichtig- 
feit der Bevölkerung, der Vertretung nicht gewerblicher namentlich) der land- 
wirtbichaftlichen Berufe, je nach dem Charakter des Gewerbes jelbjt und den 
Betriebsjormen desjelben in einer jehr verjchiedenen Weile ausgebildet und 
vorhanden ijt. Eine bejonders jtarfe gewerbliche Thätigkeit finden wir in 
folgenden Staaten und Landestheilen (in Klammern ift zunächit beigefügt, wie 
viel gemwerbthätige Perjonen und wie viel Betriebe auf 1000 Einwohner ent: 
fallen und ſodann wie viel gewerbthätige Perjonen und wie viel Betriebe auf 
einem Quadratkilometer jich befinden, nur find bei den Städten die letzteren 
Angaben fortgelafjen): Bremen (357,1°/,0, 88,2°/,0), Stadt Berlin (338,6°/,,, 
96,6°/,0), Neuß älterer Linie (337,2' 8 78 — ; 71,0 und 16,5), Hamburg 
(3 29, 6’ / 00» 97,1°/,0), Königreich Sachſen (305,6°/,o, 98 RT 76, d und 24,6), 
Neuß jüngerer Linie (283,2°/,0, 78,3” 2. 45,7 und 12 ‚3), Lübeck (284,9°/,, 
102,8°/,0), Sadjjen- Altenburg (240,30 fan; 88,99 /o0; 32,4 und 12,0), Sadjen- 
Meiningen (239,1°/,, 89,2” /00 ; 22,6 und 8,4), Rheinland (232,4° * 69,60/0 
43,5 und 13 ,O), Braunjchweig (230,4° /vor 73,7°/00; 27,3 und 8,7), Sadjien- 
Coburg: Gotha (220,0°/,0, 87,5°/o0; 24,5 und 9, 7), Anhalt (216,7"/o, 67,3% 00; 
27,6 und 8,6), Weitfalen ( 215 ‚2/0, 56 loc: 4 und 7,5), Schwarzburg. 
Rudolſtadt (210,6°/,,, 36 20,0 und 8,0), Baden (210,1/60, 76,2°/.0; 
24,0 und 8,7). „Faſt durchweg jind dies zugleich Gebiete mit großer, befannter: 
maßen gerade durch die Entwicklung von Induſtrie und Handel jehr begünftigter 
Bevölferungsdichtigkeit.. Zu ihnen gehören neben den Bundesjtaaten Bremen, 
Hamburg, Lübeck und der Stadt Berlin in erjter Linie das Königreich Sachſen 
und die beiden Neuß, die neben ihrer jtädtiichen Induſtrie eine ausgebreitete 
ländliche Hausindujtrie befigen; fleingewerbliche Verhältniſſe walten noch jtarf 
vor bei den gewerbereichen Theilen Thüringens: Sacjen:Altenburg, Sachſen— 
Meiningen, Sadhjen:Coburg: Gotha, Schwarzburgshudoljtadt, während Die 
Snduftriegebiete des Rheinlands, Braunjchweigs, Anhalts und Wejtfalens eine 
mehr großinduftrielle Bevölkerung befigen.” Im Gegenjag dazu zeigt jich 
die gewerbliche Entfaltung bejonders gering in folgenden Staaten und Landes: 
theilen (in Klammern find die gleichen Daten wie oben in gleicher Reihenfolge 
beigefügt): Dftpreußen (89,9% /,0, 42,7°/o,; 4,8 und 2,3), Poſen (97,8°/,o, 
41,1°/,.; 6,0 und 2,5), Weſtpreußen (1083, 90/, 42,70/03 6,0 und 2,5), 
Bommern (131,5°/,., 86,5”/,0; 6,9 und 3,0), ‚Hohenzollern (135,9 /,0, 109,1°/ 0; 
78 und 6,3), Walded (139,9 /sor 75,1”/0; 7,6 und 4,1), Mecklenburg: 
Schwerin (142,1%/,0, 64,9%; 6,5 und 3,0), Lippe (146,7%/,0, 69,4°/o0; 
14,9 und 7,1), Mecklenburg-Strelig (147,0°/,0, 70,9%/,0; 5,2 und 2,5), Dlden- 
burg (148,99) oo, 74,7%/90; 8,6 und 4,3), Schaumburg-tippe (168,7%; 90, 72 ‚Bloo; 
20,5 und 8,8), Bayern rechts des NhHeines (170,8%/g0, 78,2% /00; 12,8 und 5,6), 

Schleswig Holftein (172,2 %/,0, 76,6”/,0; 11,8 und 53), Hannover (174,0° I 
66,0%/,0 ; 10,9 und 4,1). Hier handelt es ſich wefentlich) um Gegenden mit 
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einer niedrigen Bevölferungsziffer, namentlich in den vorwiegend agrarijchen 
Zandestheilen öſtlich der Elbe, jowie im rechtsrheinifchen Bayern, (fpeziell 
Eiidbayern). Auch bezüglid) der Benugung der motorischen Triebkräfte treten 
harakteriftiiche Berfchiedenheiten in Erſcheinung. Motoriſche Triebfräfte finden, 
wie jolches jchon in der Natur der Sache liegt, vorwiegend in den Bezirken 
mit ausgeprägter Fabrik-Großinduſtrie Verwendung und daneben, joweit jolches 
nicht Schon an fich zufammenfällt, in den Hauptjtandorten ſolcher Gewerbe, welche, 
wie 3.8. der Bergbau, die Eifeninduftrie, jehr jtarker Kraftleiftungen bedürfen. 
Der Miotorbetrieb tritt demnach im Vergleich zum Gewerbeperſonal (die in 
Klammer beigefügten Zahlen geben die auf 100 gewerbathätige Perjonen ent: 
fallenden Pferdejtärfen an) am jtärfjten in folgenden Staaten und Landes: 
theilen hervor: Weſtfalen (83,4), Rheinland (53,0) Anhalt (52,3), Elſaß— 
Lothringen (32,7), Braunjchweig (38,0), Schlejien (35,9). 

In der geographiichen Bertheilung der Gewerbe jind feit dem Jahre 
1832 nicht unwejentliche Veränderungen eingetreten. „Während die Zahl der 
Gewerbetriebe im VBerhältniß zur Bevölkerung wie für das Reich im Ganzen 
jo auch in allen einzelnen Landestheilen abgenommen hat, ift die Zahl der 
gewerbsthätigen Perſonen im Verhältniß zur Bevölkerung mit Ausnahme von 
Schaumburg-Lippe überall gejtiegen. Doc it diefe Zunahme keineswegs eine 
gleichmähige gewejen. In einer Reihe von Gebietstheilen und zwar gerade 
in jolden, die jchon 1882 eine jehr jtarfe gewerbliche Bevölkerung hatten, 
bat jich eine befonder8 mächtige Entfaltung vollzogen, dagegen war fie dort 
nur gering, wo auch 1882 eine jchwache gewerbliche Bevölkerung ja. Gerade 
die gewerbereichjiten Dijtrifte find aljo nod) gewerblicher geworden, und es hat 
weniger eine Annäherung, als eine weitere Differenzirung in der gewerblichen 
Entwidlung der verjchiedenen Gebietstheile des Reiches jtattgefunden. Dies 
ijt feine durchaus erfreuliche Erjcheinung, denn es handelt fich nicht nur um 
eine rein wirthichaftliche Verſchiebung, jondern um eine wachjende Verjchieden- 
heit auch in den gejellichaftlichen Zuftänden und Anfchauungen. Anderſeits 
läßt fich nicht verfennen, daß die durch örtliche Konzentration unferer Groß: 
induftrie bedingte Entwidlung für diefe Induſtrie jelbjt von Vortheil ift. Es 
jammelt jih an ihren Sigen eine große, den bejonderen Bedürfniſſen der 
Induſtrie fich anpafjende Arbeiterbevölferung und die von den einzelnen Induſtrie— 
zweigen benöthigten Hilfsbetriebe; die einzelnen Fabriken jpezialifiren und 
ergänzen jich, Vereinbarungen und Verbände der Unternehmer werden erleichtert 
u.j. w.* Am jtärkjten haben ſich im Verhältniß zur WBevölferung die ge: 
werbthätigen Perjonen in folgenden Staaten und Landestheilen vermehrt (in 
Klammern ijt beigefügt, wie viel gewerbthätige Perjonen auf 1000 Einwohner 
1895 mehr vorhanden weren als 1882): Neuß älterer Linie (109,7), Bayern 
lint3 des Rheines (56,2), Baden (55,0), Neuß jüngerer Linie (53,5), Bremen 
(47,4), Heſſen-Naſſau (45,3), Großherzogthum Heſſen (44,1), Königreich 
Sachſen (43,3), Württemberg (42,4), Bayern rechts des Rheines (41,7), Branden- 
burg (41,0), Hannover (39,8), Braunjchweig (38,7), Sachſen-Altenburg (38,5). 
Sechs von diejen Gebietstheilen nämlich Bremen, Königreich Sachſen, Reuß 
jüngerer Linie, Neuß älterer Linie, Sachfen-Altenburg hatten jchon 1882 eine 
jtärfere gewerbliche Bevölkerung als im Durchſchnitt das Reich, drei weitere 
nämlich Baden, Heſſen-Naſſau, Großherzogthum Hefjen blieben nur wenig hinter dem 
Neichsdurchichnitt zurück und feiner gehörte zu den induftriearmen Gebieten. 
„Dit dem zunehmenden Antheil der gewerbthätigen Berfonen an der Bevölkerung 
ijt in ihnen auch überall die Bevölferungsdichtigfeit gewachlen und zwar mit 
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Ansnahme von Württemberg, Bayern rechts des Rheines, Hannover und Baden 
ebenfalls ftärfer ald im Neichsdurchichnitt, ein Beweis dafür, daß ein weſent— 
liches Fundament der zunehmenden Bevölferungsdichtigfeit das. Wachsthums 
der Induſtrie ift.“ Nach der entgegengejegten Seite Hin, alfo durch eine Abnahme 
(—) beziehungsweife geringste Zunahme der gewerblichen Perfonen im Ber: 
hältniß zur Bevölkerung zeichnen jich folgende Staaten und Landestheile aus 
(die Zahlenangabe in Klammern ift die gleiche wie oben): Schaumburg-Lippe 
(— 15,8), Hamburg (+10,6), DOftpreußen (11,2), Wejtpreußen (15,4), Eljaß- 
Lothringen (15,5), Hohenzollern (16,0), Oldenburg (18,7), Pommern (19,4), 
Provinz Sachſen (19,5), Anhalt (19,9). „Unter ihnen find zwei Gruppen 
zu unterfcheiden: einmal Gebiete, die jchon 1882 gewerbereich waren, und bei 
denen eine gewiſſe Sättigung eingetreten ift, jo daß ihre gewerbliche Entwidlung 
langjamer oder nicht viel jchneller fortichreitet, al3 die Bevölferungszunahme ; 
hierher gehören: Hamburg, Anhalt, Schaumburg-Lippe, Eljaß-Lothringen und 
Provinz Sadhjen. Die zweite Gruppe bilden Gebiete, die 1882 gewerbearm 
waren und es auch weiter geblieben find: Oſtpreußen, Wejtpreußen, Bojen, 
Pommern, Hohenzollern und Oldenburg. Bei diejer zweiten Gruppe ijt denn 
auch eine nur ganz geringfügige Zunahme, bei Hohenzollern jogar eine Abnahme 
der Bevölferungsdichtigkeit eingetreten. Das Ergebniß diefer Berjchiedenheiten 
in der gewerblichen Entfaltung der Gebictstheile des Reiches läßt ſich zahlen: 
mäßig jo ausdrüden, daß, während 1882 in dem gewerbereichjten Theile des 
Reichs (Hamburg) 240,3 pro Mille der Bevölkerung mehr dem Gewerbe ange: 
hörten als in den gewerbeärmften Theilen Oſtpreußen, Poſen), 1895 die Differenz 
zwijchen dem gewerbereichiten Theile (Bremen) und dem gewerbeärmften (Oſt— 
preußen) 267,2 pro Mille betrug.“ 

Aus den weiteren Nachweijen wollen nur wir noch über die Größe der 
Gewerbebetriebe in den Bundesftaaten, in welchem Maße Allein: Sleinz, 
Mittel:, Großbetriebe in den einzelnen Gebieten des Neiches vertreten find, 
Einiges herausheben und werden wir uns dabei auf die Verjchiedenheit be: 
Ichränfen, welche in den einzelnen Gebieten bezüglich des Antheil3 der unter- 
Ichiedenen Größenklafjen an der Zahl aller gewerbsthätigen Perſonen beſtehen; 
die in Klammern beigefügten Prozentzahlen geben den letzten Antheil für 
die betreffenden Bezirfe an. Die Alleinbetriebe find dem entjprechend nad) 
Maßgabe des Antheil3 der Alleingewerbetreibenden unter den Gewerbetreibenden 
überhaupt am ſtärkſten in folgenden Staaten und XLandestheilen vertreten: 
Hohenzollern (27,8°/,), Medlenburg:Strelig (25,6°/,), Walded (25,6"/,), Medlen: 
burg-Schwerin (23,9°/,), Ditpreußen (23,9%), Schleswig-Holſtein (21,8"/,), 
Oldenburg (21,8%/,) und Lippe (21,1°/,); dagegen am ſchwächſten in folgen: 
den: Weſtfalen (11,3°/,), Neuß älterer Linie (12,4°/,), Bremen (12,9°/,), 
Neuß jüngerer Linie (13,7%/,), Baden (14,1°/,), Lübeck (14,2%,), Hamburg 
(14,2°/,), Rheinland (14,9°/,) und Braunjchweig (14,9°/,); die Alleinbetrichs: 
form ijt alfo relativ häufig in landwirthichaftlichen, induftriearmen Bezirken, 
jelten in großinduftriellen, jtädtereichen Diftriften, wo die Gehilfen- jpeziell die 
Sroßbetriebe hohe Antheile vom Perſonal auf ſich vereinigen. Bezüglich der 
Stleinbetriebe heben fih in der Hauptſache die gleichen Bezirfe wie bei den 
Alleinbetrieben nach den beiden entgegengejegten Richtungen hervor; mit einem 
hohen Antheil der zugehörigen Gewerbetreibenden find zu nennen: Poſen (42,5°/,), 
Walded (42,0°/,), Hohenzollern (39,7°/,), Xippe (39,7°/,), Ojtpreußen (39,1°/,), 
Pommern (38,8°/,), Oldenburg (38,7°/,), Bayern rechts des Rheines (38,3°/,), 
Medlenburg Strelig (38,2°%/,) und Medlenburg Schwerin (37,3°/,); anderer: 
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jeit3 mit einem niedrigen Antheil: Neuß ältere Linie (15,0°/,), Neuß jüngere 
Linie (17,7°/,), Bremen (22,5°/,), Stadt Berlin (23,5°/,), Eljaß-Lothringen 
(24,1°/,), Wejtfalen (25,4°/,), Rheinland (24,8°/,) und Königreich Sachſen 
(25,0°/,). Die Mittelbetriebe finden wir nach den Antheil der im ihnen thätigen 
Berfonen am meiften in folgenden Staaten und Zandestheilen: Lübeck (41,0°/,), 
Berlin (34,7°/,), Hamburg (31,1°/,), Sachſen-Coburg-Gotha (30,5°/,), Bremen 
(28,9°/,), Heſſen-Naſſau (28,7°/,), Walded (28,4°/,), Schaumburg-Lippe (28,0°/,), 
Sachſen-Weimar (27,6°/,) und Braunjchweig (27,3°/,); am geringften in folgen: 
den: Hohenzollern (16,1°/,), Elſaß-Lothringen (16,1°/,), Beitfalen (19,1°/,), 
Bayern links des Rheines (19,2°/,) und Schlefien (19,3°/,); für die Mittel: 
betriebe läßt ſich aus dem gewerblichen Charakter des Bezirkes an fich fein 
Anhalt für ein Häufigeres oder geringere? Vorkommen finden, ſowohl die 
Bezirke, in denen die Mittelbetriebe ftarf, wie die, in denen fie ganz gering 
vertreten find, legtere nur mit Ausnahme von Hohenzollern, gehören zu den 
induftriereicheren umd es bejteht in dieſer Richtung kein Gegenjag zwijchen 
ihnen. Die Großbetriebe endlich bieten im Wejentlichen den Gegenjaß zu den 
Kleinbetrieben, wir haben hier meijt die bezüglichen Staaten umgefehrt hervor: 
zuheben; der Antheil des in Großbetrieben thätigen Perſonal iſt ein bejonders 
hoher in folgenden Bezirken: Neuß ältere Linie (50,5°/,), Wejtfalen (45,2°/,), 
Neuß jüngere Linie (45,1°/,), Elfaß-Lothringen (41,4°/,), Rheinland (38,7°/,), 
Schleſien (37,2°/,), Bremen (35,7°/,), Anhalt (35,0°%/,), Sachſen— Altenburg 
(32,7°/,), Königreich Sadjen (32,2°/,), Bayern links des Rheine (31,8°,,), 
Braunfchweig (31,6°/,) und Baden (30,7°/,); ein befonders niedriger in folgen: 
den Bezirfen: Walde (4,0%), DOjtpreußen (12,2°/,), Medlenburg-Strelig 
(12,3°, .), „tentenburg. Siweckn (12,7°/,), Schaumburg:Xippe (14,6°/,), Olden: 
burg (15,2°/,), Lippe (15,3°/,), Hohenzollern (16,4°/,), Sachſen-Coburg-Gotha 
(16,6°/,), Bommern (16,6°/,), Lübeck (16, 7/0) und Poſen (16,9°/,). Endlich 
wollen wir noch bemerfen, daß von den 296 im Reich gezählten Riejenunter: 
nehmungen (mit über 1000 Berjonen) 208 auf Preußen entfallen und Diele 
wieder ın der Hauptſache auf Schlejien (47), Wejtfalen (45) und Rheinland 
(54); Bayern ijt mit 17, Sachſen mit 24 und Elſaß-Lothringen mit 18 Rieſen— 
betrieben; e3 jind im Wefentlichen Berg: und Hüttenbetriebe, Mafchinen- und 
Tertilfabrifen.. 

XI. Im Schlußabjchnitt iſt endlich in gleicher Weife, wie ſolches in der 
Darjtellung der Berufsjtatiftit und der Landwirthſchaftsſtatiſtik gefchehen, auch) 
Deutfhlands Handel und Gewerbe mit dem Ausland in Ber: 
gleich gebracht. Ein vergleichbare® Material war allerdings hier in noch 
geringerem Maße wie bei den vorgenannten Statiftifen vorhanden; es jind 
aber immerhin die Hauptdaten der ausländischen Gewerbeftatiftif, zugleich unter 
Erwähnung der Methode ihrer Erhebung, wiedergegeben worden. Die dabei 
in Betracht gezogenen Staaten find Defterreich, Ungarn, die Schweiz, Belgien, 
Dänemark, Schweden, Norwegen, Großbritannien und Irland und die Ber: 
einigten Staaten von Nord:Amerifa; nicht berüdfichtigt werden fonnten Frank: 
reich, Italien und die Niederlande, weil theil® nur veraltetes, theils fein voll: 
ftändiges Material vorlag. Angeſchloſſen ift fodann noch eine Betrachtung 
über Deutichlands Stellung im Welthandel. Dieſer ganze, an und für fi 
großes Intereſſe bietende Abjchnitt läßt fich ebenmäßig in einer wirklich nuß- 
bringenden Weiſe nicht ohne ein näheres Eingehen auf die Einzelheiten wieder— 
geben, was wir uns hier leider verſagen müſſen. Wir heben deshalb nur 
noch den Schlußſatz, den das Kaiſerliche Statiſtiſche Amt zieht, heraus: „Und 
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jo erfcheint denn Deutjchland als eines der wichtigften Glieder der heutigen 
Weltwirtbichaft. Diefe Entfaltung nad Außen erfolgte und war nur möglich 
im Zufammenhang mit dem mächtigen Aufſchwung, den Gewerbe und Handel 
im Laufe der legten Dezennien innerhalb des Reiches felbft genommen hat. 
Diejer hinmwiederum vollzog fich, obſchon Gewerbe und Handel dur die Ver- 
fiherungsgejeggebung, mit der Deutichland allen anderen Staaten voranging, 
gegenüber dem Auslande nicht unerheblich vorbelajtet ift. Die Entwidelung 
hatte das Gute, daß faſt der ganze, ſeit 1882 eingetretene Zuwachs an Arbeits: 
fräften im Inlande bei Gewerbe, Handel und Verkehr Beichäftigung finden 
und jo für die heimifche Volkswirthſchaft fruchtbar gemacht werden konnte; 
zugleich war eine Erhöhung der Löhne möglich, die durch die Vertheuerung 
der Lebensmittel keineswegs aufgewogen wurde. Auf diefe Weile bejjerte fich 
die Kaufkraft und Konjumfähigkeit der Maſſen und erfchloß fich im eigenen 
Lande für die heimiſchen Produfte der Landwirthichaft und Induſtrie ein 
weiteres, ſicheres Abjaggebiet. Es ſtieg die fteuerliche Leiftungsfähigkeit des 
Bolfes, vermöge deren zur Durchführung der immer zahlreicher hervortretenden 
kulturellen Aufgaben, namentlih auch zur Stärfung unferer Wehrkraft fort 
ejegt höhere Mittel bereit geftellt werden fünnen. Es beſſerte fich die Lebens: 
Daltung nicht bloß der oberen, jondern aller Schichten des Volkes. Es mehrten 
jih — ausweislich der Einfommenstenerftatiftift — die fleineren Einfommen 
ebenjowohl wie die großen, es wuchs die Sparfähigfeit der Bevölkerung, 
nicht zum wenigſten — wie die Bayerifche Statiftif ergibt — aucd die der 
Arbeiterſchaft. Es hob fich der Geſammt-Wohlſtand des Vaterlandes“. 

Der vorstehend bejprocdhene Band der Reichsſtatiſtik, dem übrigens in 
gleicher Weije wie bei den anderen Tertbänden über die berufliche und joziale 
Sliederung des Ddeutichen Volkes und über die Landwirthichaft im Deutjchen 
Reich eine Reihe vorzüglich ausgeführter kartographiſcher Darftellungen beige- 
geben ijt, bildet den Abjchluß der amtlichen Behandlung der deutjchen Berufs: 
und Gewerbezählung vom 14. Juni 1895. Es ift damit durch die rajtlofe, 
eifrige Thätigkeit des Kaiferlichen Statiftiihen Amts in verhältnigmäßig jehr 
furzer Zeit ein großartiges ftatiftiiches Werk vollendet, wie fich eines ſolchen 
bislang feine andere Nation erfreuen fonnte, ein Werk, das gerade um des— 
willen von ganz wejentlicher Bedeutung ift, weil es nicht nur überhaupt einen 
umfafjenden Ueberblick über die Volkswirthſchaft im Deutſchen Reich und deren 
zeitliche Entwidelung gibt, jondern weil es diefen Ueberblid in jeiner ganzen 
nah dem Zählungsmaterial gegebenen weiten Ausdehnung uns jo jchnell und 
dicht anfchließend an die Zählung jelbit geitattet, daß der darin jejtgelegte 
Stand der Volkswirthſchaft auch noch vollkommen, vielleicht mit einigen Eleineren 
untergeordneteren Abweichungen, al3 der zur Zeit fortbeftehende angejehen 
werden muß und daß deshalb das Ergebniß im Ganzen wie im Einzelnen 
für praftiiche und mwiljenjchaftliche Fragen der Gegenwart unmittelbar zur Be: 
nugung gezogen werden fann. Nachdem bereit3 1896 und 1897 in den Biertel- 
jahresheften zur Statiftif des Deutjchen Reichs vorläufige Mittheilungen und 
auch größere tabellariiche Nachweilungen gebracht worden waren, find vom 
Februar 1897 ab in rajcher Folge die gefammten Ergebnijje der Berufs und 
Gewerbezählung mit gleichzeitiger tertlicher Bearbeitung in 18 jtarfen Bänden 
veröffentlicht worden; die erflen zehn Bände (Band 102—111 der Statiſtik 
des Deutfchen Reichs, Neue Folge) geben uns die Ergebnijje der eigentlichen 
Berufszählung, der legte derjelben die tertliche Darjtellung (vgl. Annalen, 
1900, Nr. 3, Seite 195 ff.); der elfte Band (Band 112 der Statiſtik des 
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Deutfchen Reiches, Neue Folge) umfaßt die tabellarifche wie tertliche Verarbeit- 
ung der landwirthichaftlichen Betriebszählung (vgl. Annalen, 1899, Nr. 7, 
Seite 489 ff.); die legten fieben Bände (Band 113—119 der Statiftif des 
Deutjchen Reiches, Neue Folge) endlich behandeln den umfafjenden Stoff der 
Gewerbezählung, wobei wiederum der legte Band die tertliche Darftellung gibt. 
In diefem umfaffenden Geſammtwerk ift uns aber ein ganz ungemein weit- 
gehendes und gleicherzeit in das Einzelne fich vertiefende Material über: 
liefert, alles Werthvolle und Brauchbare, was aus den Zählungspapieren 
fich entnehmen ließ, ift nugbar gemacht und nach den verjchiedenjten Richt: 
ungen hin zur Darftellung gebracht. Aber nicht nur die reiche Fülle des 
Stoffes, fondern ebenfo und vielleicht in noch höherem Maße die mujtergiltige 
Verarbeitung desjelben, die geſchickte und rationelle Eintheilung und die über: 
fichtlihe Anordnung geben dem Werk einen ganz befonderen Werth, erjt da: 
durch wird dasfelbe nicht nur für den fpeziellen Fachmann, fondern in 
gleicher Weife auch für die gebildete Allgemeinheit nugbar. In feiner reichen 
Fülle wird es jo Jedem werthvolle Aufſchlüſſe in den verſchiedenſten Bezieh— 
ungen, zahlenmäßige Beläge für allerhand Einzelerjcheinungen, wichtige Stüß- 
punfte für oder gegen bejondere Anfichten über wirthichaftliche Fragen u. ſ. w. 
leicht zu verfchaffen im Stande fein. Der Direktor des Kaiſerlichen Statijti- 
ichen Amts, Geheimer Ober Negierungsratd Dr. von Scheel, dejien hohe 
Berdienfte um das Ganze des Werfes als oberjter Leiter desjelben zunädjt 
hervorgehoben werden müſſen, hatte dabei noch mit einer ganz wejentlichen 
Schwierigkeit zu kämpfen, denn ein Jahr nad dem Zählungstermine, aljo 
gerade in der hauptfächliditen Arbeitszeit, wurde der/bisherige allgemein ges 
Ihäßte und tüchtige Neferent, Geheimer Regierungsrat) Dr. Schumann, 
vom Tod dahingerafft. Daß troß dieſes Wechjeld in der wichtigiten Arbeits: 
fraft doch feine Verzögerung eingetreten, jondern Die Beröffentlichung des 
Ganzen in jo kurzer Friſt vollendet ift, haben wir dem Nachfolger Dr. Schu: 
mann’, dem bayerifchen Bezirksamtsaſſeſſor (jegt Kaiſerlichem Regierunggrath) 
Dr. Friedrih Zahn, zu danken, der das umfafjende Werf mit ebenfo regem 
Eifer wie herporragendem Geſchick in nur etwas mehr als drei Jahren zur 
Vollendung brachte und ſich damit ein ruhmreiches Denkmal gejegt, jowie 
einen beachtenswerthen Pla unter den deutjchen Statijtifern und in der deut: 


ſchen Wiſſenſchaft gefichert hat. 


Rechnungsergebniſſe der Bernfsgenoflen- 
ſchaften für 1898. 


Borbemerfungen. 


1. Zu Tabelle 1 (Organifation). 

J. Die Zahl der Berufsgenofjenfchaften, auf welche fich die Nechnungsergebnifje 
beziehen, ift gegen das Vorjahr unverändert geblieben (113). 

Bei den landwirthichaftlichen Berufsgenofjenjchaften find, wie im Vorjahre 
die durchſchnittlich verjicherten Perjonen eingejegt, welche unter Benußung der 
Ergebniffe der Berufs: und Gewerbezählung vom Jahre 1895 und des den 
Berufsgenoſſenſchaften zur Verfügung jtehenden eigenen Materiald ermittelt wurden. 
Einen Anſpruch auf abjolute Richtigkeit haben dieſe Zahlen nicht, fie können viel- 
mehr nur als Minimalzahlen der in den land» und forjtwirthichaftlichen Betrieben 
verjicherten Perjonen angejehen werden (vergleihe Vorbemerkungen zur Nach— 
mweifung über die gejfammten Rechnungsergebniffe für das Jahr 1896 zu 21. 
Abfag 2 und 3). 

II. Die Zahl der jtaatlihen Ausführungsbehörden beträgt wie im Vor— 
jahre 146, die der Provinziale und Kommunal-Ausführungsbehörden — auf 
Grund der Ziffer 3 de3 $ 4 des Bauslinfallverjicherungsgejeßes als leiſtungsfähig 
erklärten Verbände — 263 gegen 258 im Jahre 1897. Die Rechnungsergebniſſe 
beziehen fi) aljo insgefammt auf 409 Ausführungsbehörden gegen 404 im 
Vorjahre. 

Der größeren Ueberjichtlichfeit wegen find die Provinzial und Kommunal— 
ausführungsbehörden — wie feit dem Jahre 1891 — nicht einzeln aufgeführt, 
jondern für Preußen nad Provinzen, im Uebrigen nad; Reichs-Gebietstheilen 
zufammengefaßt. Ein Verzeihniß der für dad Nechnungsjahr 1898 in Frage 
fommenden einzelnen Provinziale und Kommunal-Ausführungsbehörden it den 
Tabellen am Schluß beigegeben. 

III. Bei den Verficherungsanitalten der Baugewerk3-Berufsgenofjenfhaften 
ijt eine Aenderung in der Organijation nicht eingetreten. 

2. Zu Tabelle 1 Spalte 15 (Lohnbeträge). Zur Vermeidung bon unzus 
treffenden Schlüfjen wird hervorgehoben, daß die für die gewerblichen Berufs- 
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genofjenjchaften eingeitellten Lohnbeträge ſich mit den wirflid gezahlten Löhnen 
nicht deden. Der Vordrud der Spalte läßt erkennen, daß es ſich hier nit um 
die Aufitellung einer Lohnſtatiſtik, ſondern um den Nachweis der für die Be— 
rechnung der Beiträge wichtigen, „anrechnungsfähigen“ Löhne 2c. handelt. 

Bei den Berufsgenofjenfhaften Nr. 1 bis 62 und Nr. 65 wird nad) den 
gefeglichen Beſtimmungen ald „anrechnungsfähiger“ Lohn 2c. der 4 AM für den 
Arbeitstag überfteigende Lohnbetrag nur mit einem Drittel herangezogen, während 
andererjeit$ für jugendliche und nicht ausgebildete Arbeiter der ortsübliche Tagelohn 
Erwacjener anzufegen iſt ($ 10 Abj. 1 und 2 des Unfallverjiherungsgejeges). 
Bei der Tiefbau-Berufsgenoſſenſchaft (64) wird der tägliche Arbeitslohn, auch 
wenn er 4 M überfteigt, für die Beitragsberehnung zwar voll eingeitellt, jedoch 
fommt aud bier für jugendliche und nicht ausgebildete Arbeiter der ort3übliche 
Tagelohn Erwachſener zun Anſatze. Bei der See-Berufögenoffenichaft (63) ift 
der in Spalte 15 der Tabelle 1 eingeftellte Betrag unter Bugrundelegung der 
Zeitdauer der Beichäftigung der Verſicherten aus dem nad den Bejtimmungen 
der SS 6 und 7 des See—-Unfallverſicherungsgeſetzes feſtgeſetzten Jahresarbeits- 
verdienite berechnet. 

Für die landwirthichaftlihen Berufsgenoffenichhaften, fiir welche hinfichtlich 
der Beitragsberechnung weſentlich abweichende gejegliche Beitimmungen (Arbeits: 
bedarfänahmweifung, Grundfteuerfuß 2c.) gelten, it die Aufnahme von Lohnangaben 
in Spalte 15 der Tabelle 1 unterblieben. Auch für die Verficherungsanftalten der 
Baugewerl3-Berufsgenofjenichaften find Lohnbeträge nicht eingeftellt (vergleiche 
Anmerkung zur Tabelle 1). 

3. Zu Tabelle 2 (und Tabelle 1 Spalten 18 und 19) „Ausgaben und 
Einnahmen“. Für die Aufnahme von Einnahmen iſt hier wie in den Vorjahren 
als legter Termin der Rückbuchung von Umlagebeiträgen der 15. Auguſt des auf 
dad Rechnungsjahr jolgenden Jahres im Allgemeinen maßgebend geweſen. 

Bei den Berficherungsanitalten der Baugewerk3-Berufsgenofjenihaften find 
Rückbuchungen der für das abgelaufene Rechnungsjahr zu verrechnenden Einnahmen 
und Ausgaben nur bis zum 1 April 1899 zugelafjen worden, damit Die bor= 
liegenden Rechnungsergebnifje mit den nad) $ 18 Abi. 1 Ziff. 5 des Bauslinfalls 
verſicherungsgeſetzes veröffentlichten Rechnungsabſchlüſſen der einzelnen Ber: 
jiherungsanftalten, für welche Rückbuchungen gleichfalls nur bis zu diefem Termin 
zuläffig waren, übereinftinmen. 

4. Zu Tabelle 2 Spalte 31. Die zufammen mit den Prämien für Nettung 
Verunglüdter und für Abwendung von Unglüdsfällen nachgewieſenen Koſten der 
Fürſorge für Verlepte innerhalb der erjten dreizehn Wochen nad dem Unfall, 
welde von einzelnen Berufsgenofjenichaften und Ausführungsbehörden über das 
Maß der gefeglichen Verpflichtungen hinaus aufgewendet wurden, um die Folgen 
der Verlegungen für die Berufsgenofjenichaften ꝛc. möglichit zu erleichtern (zu ver— 
gleihen $ 76c des Sranfenverficherungsgejeßes), haben im Rechnungsjahre, wie 
nebenher ermittelt wurde, 624,298,,, »# (gegen 617,065,, M. im Jahre 1897) 
betragen. 

5. Zu Tabelle 2 Spalten 36 bis 47. In den für die Baugewerk3-Berufs- 
genofjenichaften (Berufsgenojjenihaften Nr. 43 bis 54 und 64) nachgewiejenen Ver— 
waltungsfoiten find die nicht ausjcheidbaren Antheilfoften für die Verficherungs: 
anitalten, welche von den legteren nad) $ 17 Abf. 6 des BausUnfallverficherungs- 
geſetzes als Paufchbetrag erhoben und der Genojjenfchaft erjtattet werden, mit— 
enthalten. Die bezüglichen Paufchbeträge betrugen: 
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1. bei der Hamburgijchen Baugewerks-Berufsgenofjenfhaft . . 6,614,490 Mb. 
2. n „ Nordöftlichen Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft . . 4,286,0 
3. . „Schleſiſch-Poſenſchen Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft 1,609,0 u 
4 „ „Gannoverſchen Baugewerk3-Berufsgenofienihaft . . 9,896,066 m 
5. „Magdeburgiſchen Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft . 2,228, 
6. „ Sächſiſchen Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft . . . 10,001, u 
7. » „ Thüringifhen Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft . . 1,400,00 m 
8. u „ Heſſen-Naſſauiſchen Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft. 1,424, „ 
9. „ Rheinisch-Wejtfälifchen Baugemwerk3-Berufsgenofjenihaft 2,250,73 
10. „ „ Württembergiichen Baugewerk3:Berufsgenofjenshaft . 1,608, „ 
11. „ „ Bayerifchen Baugewerkö-Berufögenofjenishaft . . . 4,387,00 — 
12. „ „ Südmweftlihen Baugewerf3: EL . 2 1910. . 

13. „ „ TiefbausBerufsgenofjenihaft . . . + 37,418,95 

— ——* 85, 0360 7 


Die Pauſchbeträge find in Spalte 46 für die Verſicherungsanſtalten in Aus— 
gabe und in Spalte 56 für die Genoſſenſchaften in Einnahme geitellt. 


6. Zu Tabelle 2 Spalte 51 und 5la. Die am 15. Auguſt 1899 rüd- 
jtändigen Imlagebeiträge für das Jahr 1898, welche nad) den Angaben der 
Berufsgenofjenihaften zufammen 2,801,232,95 A. betragen, werden erit in der 
näditmaligen Nachweiſung der Recdnungsergebnifje zur Verrechnung gelangen, 
ebenfo die rüdjtändigen Prämien der PVerficherungsanftalten der Baugewerks— 
Berufsgenofjenichhaften mit 370,693,,0 Aa 

7. Zu Tabelle 2 Spalten 51 und 58. Der von den Berufsgenoſſenſchaften 
mit umgelegte Betriebsffonds zum Geſammtbetrage von 8,883,218,,, M. iſt in 
Spalte 51, ſoweit derſelbe bis zum 15. Auguſt 1899 vereinnahmt worden war, 
mit in Rechnung geſtellt und erſcheint im Beſtande der Spalte 58. 


Die Kapitalwerthe für die von der Tiefbau-Berufsgenoſſenſchaft und den 
Verſicherungsanſtalten der Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaften bis zum 31. Dezember 
1898 feſtgeſetzten, an dieſem Tage noch laufenden Renten betragen für die erſtere 
11,210,568,00 M, für die Verſicherungsanſtalten — einſchließlich derjenigen der 
Tiefban-Berufsgenoſſenſchaft — zuſammen 7,084,654,13 M. Das Deckungskapital 
— ſoweit es vorhanden iſt — erſcheint ebenfalls — wie die Betriebsfonds in 
Spalte 58 als Beſtand. In den Rechnungsergebniſſen für die Jahre 1888 bis 
einſchließlich 1892 wurden an dieſer Stelle nur die Kapitalwerthe für die im Laufe 
der betreffenden Rechnungsjahre feitgejegten Renten angegeben. Für das feit 
1893 geltende Dedungsverfahren, nad; welhem am Schluſſe eines jeden Rechnungs— 
jahres die Kapitalwerthe für jämmtliche nocd laufenden Nenten neu ermittelt 
werden, fommen die Deckungswerthe der im Laufe eined Jahres feitgejtellten 
Renten abgejondert nicht mehr in Betradht. 

8. Bu Tabelle 2 Spalte 52. Die hier bei den gewerblichen Berufägenofjen: 
ichaften Nr. 1 bis 62 eingejtellten Beträge jind ohne Ausnahme Zinien des 
Reſervefonds, welche, joweit der Fonds den laufenden doppelten Jahresbedarf 
erreicht hat, nad) $ 18 Abſatz 1 des Unfallverficherungsgejeges vom Jahre 1897 
ab zur Dedung der Genofjenjchaftslaften verwendet werden können. 

9. Zu Tabelle 2 Spalte 59. Nah 8 18 Abſatz 1 des Unfallverjicherungs: 
gejeges haben die gewerblichen Berufsgenofjenihaften Nr. 1 bi 62 und Nr 65 
nur in den eriten elf Jahren für die Bildung eines Nefervefonds Zuſchläge zu 
den Entjhädigungsbeträgen zu erheben. (Die Einlage in Spalte 48 bei der 
Berufsgenoſſenſchaft Nr. 53 betrifft einen Fehlbetrag aus dem Jahre 1896) 
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Bei den meiſten diefer Berufsgenofjenichaften überftieg der angefammmelte Reſerve— 
fonds noch den doppelten Bedarf des Recdhnungsjahres, jodaß die aus ihm auf: 
gefommenen Zinjen größtentheild zur Minderung der Umlage Verwendung finden 
fonnten. Aus diefem Grunde haben fi die Nejervefondsbejtände der einzelnen 
Berufsgenofjenschaften gegenüber der Vorjahre entweder gar nicht, oder doch nur 
unerheblich verändert. 

10. Zu Tabelle 3 „Unfälle“. Die Mittheilung eines Duplifat3 der Anzeige 
aller Unfälle, von denen die Betriebsunternehmer der DOrtspolizeibehörde Anzeige 
zu erftatten haben, an die Berufdgenojjenfchaften (Spalte 31) beruht auf jtatu= 
tarifhen Beitimmungen der leßteren. Daher find die Angaben der gemeldeten, 
nicht, entfchädigungspflichtigen Unfälle, zumal eine unter jtatutarifche Strafe geitellte 
Verpflichtung zur Mittheilung des Duplikats nicht durchweg beiteht, nur al3 an— 
nähernd zutreffend zu erachten. Es ijt anzunehmen, daß die in Spalte 31 an— 
gegebenen Gefammtzahlen der Unfälle im Allgemeinen auch jet noch hinter der 
Wirklichkeit zurücbleiben, obgleih eine Vergleihung mit den Eintragungen der 
Vorjahre eine zunehmend befjere Erfüllung der Anzeigepflicht erfennen läßt. Auf 
den leßteren Umjtand befonders it dad Wahsthum der in Spalte 31 ein 
getragenen Zahlen zurüdzuführen. Schlüffe aus diefen Zahlen auf Zunahme der 
Unfälle überhaupt können aus diefen Gründen nicht zutreffen. Maßgebend für 
die Beurtheilung der Zus und Abnahme der Unfälle können nur die in Spalte 7 
Tabelle 3 und Spalte 17 Tabelle 1 aufgeführten Zahlen der entjchädigten Un: 
fälle fein, da diefe Ziffern weniger den willkürlichen Schwankungen der Anmeld— 
ung ausgejebt jind. 

Die auf das Taufend ausgeführten Berechnungen in den Spalten 8 und 32 
bieten zu Vergleichen über die Gefährlichkeit der Betriebe der Berufsgenofjenichaften 
unter einander nur einen ungefähren Anhalt, da einerfeitS die durchjchnittliche 
jährliche Arbeitszeit, während welcher die verjicherten Perſonen einer Gefährdung 
ausgejeßt find, in den Berufsgenoſſenſchaften nicht gleich ift, andererjeit3 aud die 
Alterögruppirung der Verficherten, welche auf die relative Unfallziffer gleichfalls 
von wefentlihem Einfluß jein dürfte, verfchieden fein wird. In der oben unter 
Ziffer 1 Abſatz 2 erwähnten neuen Ueberſicht II konnte der Einfluß der durch— 
ichnittlicdhen jährlichen Arbeitszeit auf die Unfallziffer berüdjichtigt werden, nicht 
aber der Einfluß der Alterdgruppirung, jo daß auch die Zahlen diefer Ueberjicht 
fein einwandfreied Ergebniß liefern. (Für derartige Vergleiche ift die oben unter 
Ziffer 1 Abſatz 2 erwähnte neue Weberjicht II zu bemußen.) 

Bei den landwirthichaftlihen Berufsgenofjenichaften wird die Bergleihung 
der einzelnen Jahre untereinander auch dadurd beeinflußt, daß die Zahl der 
Verficherten (vergleiche oben unter 2 I. Abj. 2) nur unter Zuhilfenahme der Er— 
gebnifje der Berufd- und Gewerbezählungen ermittelt ijt. Aus dieſem Grunde 
mußten hier je für die Rechnungsjahre 1888 bis 1890, 1891 bi 1895 ſowie 
1896 und 1898 diefelben Grundzahlen der Verſicherten bei den Verhältniß— 
berechnungen benußt werden. 
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Auszugsweife Zufammenftellung der wichtigſten Zahlen aus den Tabellen. 


(Die entjprechenden Zahlen aus dem voraufgegangenen Rehnungsjahr 1897 find in edigen 
Klammern beigejeßt.) 


Wie die Nachweiſung erkennen läßt, find im Jahre 1898 


J. für 
113 ') [113] Berufsgenofienfhaften mit: 
921 (919) Sektionen, 
1,105 [1,102] Mitgliedern der Genoſſenſchaftsvorſtände, 
5,265 [5,254] Mitgliedern der Sektionsvorftände, 
25,912 [25,453] Bertrauensmännern, 
224 [214] angejtellten bejoldeten Beauftragten (Revi- 
fiondingenieuren ꝛc.), 
1,019 [1,016] Schiedsgerichten, 
4,176 [4,168] Arbeitervertretern bei 
5,110,542 [5,097,547] Betrieben und 
17,505,905 °) [17,231,689] verficherten Perfonen 
an Entjhädigungsbeträgen . . 63,858,562,,. M. [57,482,727,,5 Me) 


und an laufenden Berwaltungstoften 7,775,118,56 Me’) [7,417,673,75 M) 

gezahlt worden. 
Die weiteren Ausgaben an Koften der 

Unfallunterfuhungen und der Feititellung 

der Entſchädigungen, an Schiedsgerichts— 

und Unfallverhütungstoften betrugen . . 4,280,144,, M.  [4,005,634,,, Mb] 
Die auf Grund übernommener Unfall- 

verjicherungdverträge ($ 100 des Unfall 

verſicherungsgeſetzes) und für die erſte Ein— 

rihtung erwacjenen Ausgaben belaufen 


ſiſce EENCHE 149,90 M. [19,796,,, M.] 
In den Rejervefonds find vom 15. 
Auguft 1898 bis dahin 1899 392,104... M  [1,700,354,,; A] 


eingelegt worden, jo daß im Ganzen . 76,306,080,,, A6.’) [70,626,187,,, «A] 
an thbatjählihen Ausgaben (Tab. 2, 

Spalte 49) für 113 Berufögenojjen= 

ihaften nacdhgemwiejen jind, denen . . 94,700,126,35 Ma’) [87,568,801,,, Me] 


an thatjählihen Einnahmen (Tabelle 2 Spalte 57) — die leßteren umfafjen 
auch die von den meijten Berufsgenofjenshaften mitumgelegten Betriebögelder 
für da8 Jahr 1898 — gegenüberjtehen. 


’) 65 gewerbliche und 48 landwirthſchaftliche Berufsgenofienicaften. 

) Vergleiche hierzu Vorbemerkungen Ziffer 2 I Abjap 2. In obigen 17505905 
dürften an 1’ Millionen Perjonen, die gleichzeitig in gewerblichen und landwirthichaftlichen 
Betrieben beſchäftigt und verfichert find, doppelt erjcheinen, Es wurden bei der legten Be- 
rufsjtatiftif allein 1342001 Erwerböthätige ermittelt, weldye neben ihrem Hauptberuf in der 
Induftrie einen Nebenerwerb in der Landwirthichait hatten, und 347 993 Fälle, in denen 
bauptberuflid in der Landwirthichaft Ermwerbörhätige nebenher in der Induſtrie arbeiteten 
(vergleiche Statiftif des Deutihen Reichs, Bd. 102 S. 2 u. 181). Außerdem find in obiger 
Bad enthalten alle verſicherten landwirthichaftlichen Unternehmer, welche bei der fie umfafjenden 
andesgejeglichen und ftatutarifhen Berfiherung nicht weit hinter der Zahl der in Spalte 10 
Tabelle 1 Seite 22 aufgeführten Zahl der landwirthichaftlichen Betriebe von 4 654 176 zurüd- 
bleiben werden. 

) Nach Abzug der PBaufchbeträge für die PVerficherungsanftalten im Betrage von 
85,086,02 M (fiehe Borbemerkungen Ziffer 6). 
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Die am Schluffe des Rechnungsjahres verbliebenen Beſtände belaufen ich 


für fämmtlihe Berufsgenofjenihaften auf 19,289,982,,, M. [17,600,290,., Me] 
der Gefammtbetrag des Refervefonds auf 136,490,844,,, M [135,423,811,,, Me] 


Sodann find für den gleihen Zeitraum 


II. bei 
409 [404] Ausführungsbehörden der Reichs, Staats:, Provinzial: und 
Kommunalbetriebe mit: 
410 [406] Schiedsgerichten und 


2,085 [1,109] Arbeitervertretern, bei 
740,108 [715,758] verficherten Perſonen 
an Entfhädigungsbeträgen . . 6,166,265,, Ma. 65, 539, 4281,20 Me] 
an Verwaltungdtoften . . . . 16,494,095 M. [15,442,,5 M| 
an Koſten der Unfallunterfuhungen und 

der Feititellung der Entfchädigungen, ſo— 

wie an Schiedsgerichts- und AR 


verhütungsfojten . . . — 124,066,.,; M. [119,580,,, Me) 
im Ganen . 2 2 2 2202020. 6,806,827,42 4.  [5,674,504,55 Me] 


verausgabt worden. 


III. on den 13 Berfiherungsanftalten der Baugewerkd-Berufsgenofien- 
ſchaften wurden verausgabt: 

an Entjhädigungsbeträgen . . . .. 1,083,901,03 «AM [951,338,7, Me] 
an Berwaltungsfojten (einschließlich des Pauſch⸗ 
betrages nah 8 17 Abſatz 6 des Baus 

Unfallverfiherungsgefebed) . » » . .  366,818,,5 M. 353, 715,03 Me] 
an Kojten der Unfallunterfuchungen und der 
Feititellung der Entjchädigungen, fowie an 

Schiedsgerichts- und Unfallverhütungskoften 60,336,,5 M. [52,238,., Me] 
an Koſten auf Grund übernommener Unfalls 
verjiherungsverträge ($ 100 des Unfall— 


verficherungsgefeßes) . . — Mk. I — #] 
In den — find hir das Jahr 

1898 . . 91,815,7, 6. [67,981,,0 Mb) 

eingelegt — ſo daß im — . 1,602,871 Mb. [1,425,273,79 Me] 


an thatfählihen Ausgaben (Tabelle 2 
Spalte 49) für die 13 ee ale 
nachgewiefen find, denen . . .  6,487,505,9, A [5,561,076,35 Me] 
an thbatfählihen Einnahmen (Tabelle 2 
Spalte 57) gegemüberjtehen. 
Der am Schluß des Redinungdjahres 
nachgewiefene Beitand beläuft jih auf . . 4,884,634,,. M.[4,135,802,,. Me] 
der Betrag des Refervefonds uf . . . 833,776,80 Me. [717,712,05 Me] 
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Die Zahl der Berlegten und deren Hinterbliebenen und Angehörigen, welche die 
Wohlthaten der Unfallverfiherung im Jahre 1898 genofjen haben, ergibt ſich aus 
den Angaben der Tabelle 2 Spalten 2—26. Dieje Zahlen umfaſſen auch diejenigen 
Perfonen, deren NRentenbezüge ꝛc. aus den Jahren 1885 bis 1897 ſtammen und 
im Jahre 1898 weiter liefen. 


Die Geſammtſumme der gezahlten Eutfhädigungsbeträge (Renten ꝛc.) be— 
läuft fih auf 71,108,729,, M gegen 63,973,547,75 M. im Sabre 1897, 
gegen 57,154,397,,5 «#4 im Jahre 1896, gegen 50,125,782,,, M im Jahre 1895, 
gegen 44,281,735,7, A im Jahre 1894, gegen 38,163,770,3, M im Jahre 1893, 
gegen 32,340,177,99 Ma. im Jahre 1892, gegen 26,426,377,00 M. im Jahre 1891, 
gegen 20,315,319,,, M im Jahre 1890, gegen 14,464,303,,, + im Jahre 1889, 
gegen 9,681,447,07 M. im Jahre 1888, gegen 5,932,930,0, «#4 im Jahre 1887 
und gegen 1,915,366,,, M. im Jahre 1886. 


Die Anzahl der Unfälle, für welche im Jahre 1898 zum erjten Male Ent: 
Ihädigungen feitgeftellt wurden, beläuft ſich: 

I. für den Bereih der Berufsgenoſſenſchaften auf 92,564 [87,184], 

II. für den Bereich der Ausführungsbehörden auf 4,210 [3,987], 

III. für den Bereich der Berfiherungsanftalten auf 1,249 [1,155], 


zufammen auff. 98,023 [92,326]; 
darunter 
Unfälle mit tödtlicdhem Ausgange 7,984 [7,416], 
Unfälle mit der Folge einer dauernden völligen Erwerbs: 
unfähigfeit . . . : 1,139 [1,507]. 
Die Zahl der von von getübteten — — 
laſſenen Entihädigungsberedtigten beträgt . . » .» . 16,004 [14,644]; 


darunter 5,096 [4,802] Wittwen, 
10,601 [9,575] Kinder und 
307 [267] Ajzendenten. 





Die Anzahl fämmtliher im Jahre 1898 überhaupt zur Anmeldung ges 
langten Unfälle beträgt 


I. bei den Berufsgenofjenfchaften . . . . . 374,066 [350,745] 
II. bei den Ausführungsbehörden . . . . . 30,760 [28,622] 
III. bei den Berfiherungdanftalten . . . . . 2,696 [2,750] 


zuſammeennn. 42407,522 1588,11 77 
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Tabelle 1. 
Organi 
Zahl ber 
Mitglieder 
Dele⸗ 
Set. de — girien Ver⸗ange⸗ errich-⸗ Ar— Unter: 
” Ge lichen zur Ger | trans Jiteliten | teten beiter⸗ Bes neh⸗ 
tio- noſſen; noſſen⸗ 
ſchafts⸗ *ſchafts | end» Beauf- Schieds ver- | triebe mer 
nen tions⸗ 
vor⸗vpo verſamm⸗ männer tragten | gerichte |treter 
ſtandes ftände lung 








A. Gewerblihe Bernfd: 
genofienfhaften . 
B. Landwirthſchaftliche 
Berufögenofienfhaften |: 





Gefammtfumme . 


A. Staatliche Ausführ⸗ 
nngöbehörben. 
a) Marineverwaltung 
b) Heeresverwaltung 
c) Pojt- u. Telegraphen- 
verwaltung . . . 
d) Eifenbahnverwaltung 
e) Bagngerei-, Binnen- 
ſchifffahrts⸗ Flößerei⸗ 
Vrahm · u. Führbetriebe 
f) Land» und forſtwirth⸗ 
ichaftliche Verwaltung 
g) Bauverwaltung . . 
h) Seeſchifffahrts⸗ ıc. Be- 
tee . .: 0... 
B. Provinzial: und Kom⸗ 
munal-Ausführungs: 
behörden 


Gefammtjumme . 


Berfiherungsanftalten 
zufammen . — | 


751 | 1,996 


354 | 3,269 


5,265 






















Il Serufs- 


! 
| 


: 1,642 118,064 : 604 1,208 4,654,176 — 


2,990 * 219 | 415 2,968 456,366]60,14> 





| 4,632 —1 1,019 a 


II. 





Il. Berfiderungs- 


Sonn: 
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Allgemeine UÜeberſicht. 





fatiom, Unfälle, 
—18oßnbeträge (Zahl der Verlepten, 
Berjiderte Berjonen: Für die Beitrags] für welche Entſchädig⸗ Aus: Gin: 
berehnung in Im ungen feitgeftellt 
durdh- rechnung zu brin- worden find.) gaben. nahmen. 
ihnittlich ı gende Beträge de Im Laufe d. 
beichäftigte One Topne und Ge Rehnungs- (Bl. Tab. 2 | (Vgl. Tab. 2 
Betriebs- | Andere | (Spalten | Hälter der ver- Beſtand | jahres Hin» Spalte 49) | Spalte 57) 
beamte fiherten Rerjonen] aus den | zugelom- 
und 11-13) | — Spalte 14.) Borjahren | mene Fälle. 
Arbeiter (Bal. Tab. 3 
se Spalte 7) MM. Me 


16 17 














Sarnen | 8,808 | 6,316,834 | 4,643,468,926,00 | 205,569 | 44,881 |56,537,271,0[72,920,138,s 















= 11,189,071 155,165 | 47,683  |19,853,845,:4121,865,024,02 
















6,247,883 92,564 176,391,117,12[94,785,163,75 





8,803 Kaas 4,643,468.926,00 | 360,734 


behbärdben 





— — 16,878 — 405 102 1483,577.40 — 
— — 37,064 —_ 1,293 209 344,265,5# — 
— — 20,874 _ 273 55 81,598,55 _ 
— — 319,036 _ 14,098 2,387  14,579,555,ss — 
— — 4,522 — 214 43 70,529,16 — 

— 223,107 — 4,219 | 926 641,358,28 — 
— — 51,900 _ 1,082 19) 239,340,0s an 
_ _ 569 _ 23 2 8,872,10 — 


740,108 





6,306,827,13 








aunſtalten. 


— | _ | — | — | 5,337 | 1,249 — R —* 
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Tabelle II. 








Auödgaben, 
a. Entihädigumgd- 








—Tgrwerbsunfähigteie | zodestätte 
ten des 
ir — Beerdigungs 
verfahreis Berletzte toften 
| 1 
ee Berl. _ Kun . I Peri. Al Perf. * 
2 14 


I ßSerufs- 
A. Gewerblide ge 


fhaften . . .  . 129,355 987,446,56; 214,949| 38,260,348,.: | 4,823 |293,393,:4 
B. — Beat | 
genofienfhaften.. . . -  » 120,440 522,517, 186,396| 12,934,817,n | 2,757 | 86,893 »s 
Gejammifunme . . 149,795 








m 46,195,165,4 | 7,580 380,287,.: 


I. Ausfühbrungs- 
A. Staatliche Andführungs- 


behörben 
a) Marineverwaltung . . » . . 33 3,823,04 454 | 112,864,s6 6 402,55 


b) Heereßverwaltung . . » .» .| 108 6,645,13 | 1,401] 292,224, 8 428 u 
c) Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung 47 | 1,836,:0 251 56,761,5ı 11 555,0 
d) Eifenbabnverwaltung . . . . 2,095 | 120,822, | 12,292 | 3,194,169,07 | 546 | 27,944,0s 
e) Baggerei-, Binnenihififahrts«, 

Flößerei-, Brahms u. Fährbetriebe 20 | 1,294 8 208 46,162,0s 4 287 .s 
f) Lande u. SI ENN 








waltung . » . . 721 22,582,0: | 4,488 440 423,0 80 | 2,608," 
8) Bauverwaltung . -» » 2... .| 184 5,164, || 1,068) 166,998,75 30 | 1,566,17 
h) Seeſchifffahrts⸗ ꝛxc. Betriebe . . 2 359,4 18 3,609. | — _ 

| 
B. Provinzial: und Kommunal: | 
Ansführumgsbehörden . . . 127 2,6530. | 1,122 151,281,0r 14 5583,00 





Gefammtfunme . . [3,337 | 165,181,01 | 21,297 | 4,464,496,.0 | 699 — 


Il Berfiderungs- 
Berfiherungdanftalten zufammen . — — 5,529 | 754,851, e 6,952,35 
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Ausgaben und Einnahmen. 








Uuösgabenm. 



















betr äg & 
afälle. » [Unterbringung 
2.02. im Krantendauß- 
Renten Abfindungen Renten Renten Renten an die 
—— — a on |, gehn 
Wittwen Biedere Kinder Afzendeuten [it Krantenhäufern 
ieder > untergebradhter 
Getödteter verheiratung Getödteter Getödteter verlebier 
Perſ. MM Perſ. HM Berſ. 4 Perſ. A Beri. | Me 
8 9 10 11 12 13 14 16 17 
genoſſenſchaften. 
| | 
23,946 —— 384,643,00 | 46,251 5,485,981,53 | 1,912 /281,172,00 | 8,077 240, 8861 


| 


12,033 | 939,582,5ı 





50,730, 117,927 934,300, | 254 | 20,284, | 1,971 | 25,271, 





I 


35,979 '4,843,498,1: 
| 


behbördenm, 


64,178 





912 | 435,374 ss 








6,420,282,2: jr —— — 266,157,14 














45 9,303, 01 - -- 84 10,434 ,24 — 8 204,01 
75 13.761,11 — — 114 15,199 00 2 311, 28 937 ‚ss 
58 8,241,3s | 1,089,00 12 7,882,15 5 694,00 7 324,00 
3,169 483,363, 50 46,074, 53 15,177 | 552,083,10 34,762,1» | 306 | 8,134,» 
35 6,992,05 691,76 63 9.154,11 726, 9 516,42 
















507 39,789 57 | 12 2,597,4 732 37,826, | 33 2,233, | 110 1,254 ,s0 
159 21,476,s 1 391,40 246 21,902,» | 20 2,610,s2 35 597, 
11 2.176,71 | — — 14 2,802,04 1 194,40 — = 

82 10,338 4 Ä 3 1,663,» 84 7,7321 5 5583,20 43 689,05 
4,141 | 559,394, | 109 322 | 42,086, 








52,507,» Ka | 664,517. | 


— 814 
— 





546 | 12,658,01 


auftalten 
805 


107,730, | 17 | 163,0 | 


1,199 5,293,84 











113,428,4 1 | | 250 





nv „—[ 
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Moch Tabelle II. 








Ausgaben. 
a. Entſchädigung s— 
Unterbringung im Krankenhaus. 











Renten un 


Renten an die | 
Afzendenten Kur: und Ber- 








Kinder 
in Kranken⸗ in Kranten- | pflegungsfoiten 
bäujern bäujern an Sranten= 
untergebraditer | untergebradhter häuſer gezahlt 
Verletzter Verletzter 







Me 
23 


Perſ. 






Mi Peri. 
— 



















J. Sßerufs- 
A. Gewerbliche Berufsgenoſſenſchaften. . |18,230 371,691, 


B. rei ES TOR: 
fhaften . 






177 | 7,662,10 |14,77212,257,173,:» 











3,820 | 32,063,:5 18 | 514,0 | 5,640 622,625,:# 









Gefammtfumme . . [22,050 Pe: 195 
| 


U. Ausfühbrungs- 
| 


8,1770: 








—*— 














A. Staatliche Ausführungébehörden. 
a) Marineverwaltung... 182,»2 — 25 2,562,56 
b) Heereßverwaltung . . » P — 5 1,216,.4 | — 42 44901.4 
c) Poſt⸗ und ——— —VF 605,00 | 12,00 17 2,830,0ı 
d) Eifenbahnverwaltung . . » j 10,926,04 | 719: | 612 | 70,468.» 
e) Baggereis, Binnenihifffahrts-, Slöereis, 

Prahm⸗ und Fährbetriebe . . . 832,15 8,0: 18 1,705,:0 
f) Land u. forftwirthichaftliche ——— 1,08802 152,06 | 176 186,964 20 
g) Bauverwaltung . . . — THE 452,06 46 «5 58 7,711, 
h) Seeſchifffahrts⸗ x. Betriebe. NE ER — — 1 18,00 
B. Provinzial: und Kommunal And- 

führungäbehörden. . . . F — 58 6,270,56 





Gefammtfumme . . |1,022 Be 25 | 938,10 je | 113,022,» 


Il Berfiderungs- 


Berfiherungsanftalten zufommen. . . . | 458 iR | 3 | 210, | 359 | 49.2340 











- 
___ oa — en rn 
— 
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Ausgaben und Einnahmen.) 








Uusgaben. 
























































beträge. d. Unfaliverhütungstoften. 
— 
Summe — Koſten — 
Ab⸗ der Ent- c. Schieds⸗ Ueber bei Erlaß qlüdter und für 
ſchädigungs von | ungtädsieten, Zuſammen 
findungen |" "yeträge gerichts | wadung | Unfall | zomke Kofen ae ID. rs 
an der verhüt- | Fürforge für | (Spalten 2 
5 (Spalten 3, 5, fojten — [tteriense i | dis 31) 
Ausländer | 7.9, 11,93, Betriebe er der erften vreijehn 
’ ’ ’ ’ ‘ de 
— ſchriften | a 
Berl 4 a EEE Me 








30 31 32 





senoffenfhaften. 

















319 '210,5190:|47,684,834,42]1,302,498 0] 608,568, 5: 534,428 50 34,697,.6| 513,451,ss — 20 
15 | 14,12500|16,173,727,70| 886,325,72| 326,610 72] 1,641,08| 2,690,1: 69,231,07 | 73,563,r2 
334 214,644: 63,858,522,1.]2,188,824,12| 935,179,20] 536,070,45. 37, 387, 0 582,682,0 j 156,141oı 
| | | 
behörden. 
| | 
— — 139, 778,060 1,025⸗ 447 as ._ — 684,0 | 684,00 
= — 335, 216, v⸗ 4.430,13 | 3,677,0s — 7,05 2,00 9,55 
— — 80,83 1 360,00 219,05 — | — 161,01 | 161,51 
= -- 4,549,468,5s 7,672,.11ı | 15,431, — 162,83 6,155,73 6,318,38 
— — 68,371,20) 140506] 5088| — — 6,:5 6,15 
3 | 2,900,5; | 570,367, | 16,927, | 10,282,14 — — 37,818, | 37,818,55 
3 | 1,054. | 229,974,5# 4,828,ı1 |] 2,192,00 — — 682,18 682 ıs 
-| — 8,660,07 56,20 93,55 — — 50,87 50,.7 
2 | 1,371,15 | 183,596,0s 4501,18] 3,787,:7 — 76,45 4llm | 487,16 
8 | 5,926,16 | 6,166,265,» 45,97400 | 46,220,.: 


41,206, | 36,639 1 











| 


auftalten. 
7 





a 42,208,10 | 7,1961: | 8,959, 





Slo| 1,8950 * 
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(Rod Tabelle II. 





Ausgaben. 


e, Ullgemeine Berwaltungdloiten. 


1. often 2. Zaufende 
der erjten Einrichtung. _ Berwaltungstoften. 


Reiſtkoſten und 


































— u — ———— —— 
au n ri 
übernommener| Jufammen 

Unfall- Ben: der Ver⸗ 
— trauens⸗ 


verträge 


A. Gewerblide Bernfd- 
genofienfhaften . . - 
B. Landwirthihaftlihe Ve: 
rufögenofienfhaften . 


47,221,00| 11,100,:5| 24,728,.0 


Gefammtjumme . 


A. Staatlihe Ausführungs: 
behörden. 

a) Marineverwaltung 

b) Heeresverwaltung 

c) Poſt · und — 
verwaltung - 

d) ifenbahnverwaltung 

e) Baggerei, Binnenidifi- 
fahrt2=, Flößerei-, Prahm · 
und TFährbetriebe. . . . — 

f) Land ; und forjtwirth- 
ichaftlihe Verwaltung . 

g) Bauverwaltung - . . 

h) Seeſchifffahrts· ꝛc. Betriebe 

B. Brovinzial- und ſtom— 
munal = Ausführungs: 


behörden 223,00 205,54 


Gefammtfumme . | 223,00 | 505,00 | 728,0 

Il Berfigderungs- 
BVerfiherungsanftalten — 

ſammen. 


2,3771 | 1,384, 








| = | = [am 
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Ausgaben und Einnahmen.) 











uödögabe m 
e. Ullgemeine Berwaltungskoſten. 





2. Laufende Verwaltungskoſten. 





Tagegelder | 
nn Gehälter Lotkal— —— In | Binfen 
ee Id | der mieten, | Drud: | Porto |jertion- und Bufemmen 
der De Beamte Heizung, ſachen, For] koſten, ar fonjtiger 
girten zur ARE mare zc.,) Boten: | OMIgE | Moral: | (Spalten 36 
Genofien: 0 und Inſtand· | föhne ze i tungeaufe | 
Beamten x leuchtung haltung des kations · g 
—— Bedienſteten x. Fnventare koſten wand 
“| a Mk K A Mk 4 2 
3940 41 42 48 44 445 46 47 


genoſſenſhaften. 


| 


| — 499,515,1»| 58,052,0s| 336,305,0,15,670,583,00 


135, 776,16. 52,768,84 MEN ER | 


















































12,101,0s. 6,4745, 951,596,12) 50.503,25, 133,691,04| 164,933,06 3,538,18| 783,622,.0| 2,189,572,1s 
147,878. | 59,242,.14,230,974,m 412 324 11 639,295,10. 664,508, 85 56,591,44j1,119,92850 7,860,155,18 
behärdenm. 
— 5,00 908 — 167,85 | T,ıs — 4,20 1,642,0: 
_ — — — 918,3 3,04 — — 930,8: 
— — — — — — — 20,v2 20 us 
— — | — — — — — 665,08 665,06 
| 
— | 12,0 — 186, 88,15 — — 237,:0 
_ | 21,» | 4,810, — 656,19 249 54 — 60,0 5,798,0s 
— 1 65,06 820,0 — 543,15 46,15 — | 4,60 1,526 ,»4 
= - = * ————— —— 12,10 
| 
— | 25,00 3,744, — 312.4 113,4 — 660,30 4,932,.5 
- A ! fl 
-— | 18“ | 10,855, | — 12748 | 508 | — | 1,4150 | 15,766,06 
anſtalten. 
I 
— | 46,14 | 144,876,0ı | 5,936,05 | 18,788,18 | 28,478 ,01 588,5: | 165,533,05) 366,818,s3 
| | 
Annalen det Deutſchen Reihs, 1900. 35 





— —— — — — 
. 2 >=, 
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(Noch Tabelle H. 








A. Gewerblide Berufö- 
genoſſenſchaften 

B. Landwirthſchaftliche Be: 
rufögenoflenihaften.. 


Gelammtjumme . 


A. Staatliche Ausführ- 
ungäbehörben. 


a) Marineverwaltung . 

b) Heereöverwaltung 

e) Poſt⸗ und Telegraphen- 
verwaltung : 

d) Eifenbahnverwaltung . 

e) Baggerei-, Binnenidifi- 
fahrt3», Flößerei · Prahm⸗ 
und Fährbetriebe. 

f) Land» und forſtwirth— 
ichaftliche Verwaltung . 

g) Bauverwaltung . ; 

h) Seeſchifffahrts · ꝛc. Ber 
triebe 


B. Provinzial: und Kom: 
munal - end 
behörden . 


Gefammtjumme . 


Berfiherungsanftalten ir 
fammen . 














Ausgaben. Einnahmen. 
Summe | Bertrand | Eingeaangene Bei— 
f. der zu Anfang 
Einlagen Andgaben des 
ind unter a—f, , 
n den ER Rechnungs | Umlagen Prämien 
Nefervefonde Is gu ssaru jahres 

Me. Rn Ak Me FU 
48 49 50 51 5la 


l. ßerufs- 


188,060,21 | 56,537,271,1» [15,546,961,02] 52,388,072,7 | — 


| 


204,044,70 | 19,853,845,:4 | 2,053,329,24] 16,619,117,. — 


392,104,ı | 76,391,117,ıs 17, 600, 290,201 72.002,190,:7 





1. Ausführung» 
143,577,» — 
344,265 58 = * 
81,598,ss — = 

4,579,555,0 — = 
70,529 1e — — 


641,358,26 — — 
239,340,06 — — 


8,872,10 — 


197, 734 2 m F 
6,306,827,ı2 — | m 


I Berfidgerungs- 


1,602,871,.. —D 


91,815,4 


120,869,78 | 2,053,593,r8 
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Ausgaben und Einnahmen.) 


















Einnabmen, Betrag 
ein Beſtand des 
Ent⸗ nahmen — am — an 
— — — Zinſen Sguge Einnahmen — * 7 
Reſerde⸗ | gelber Einnahmen (Spalten 50 

fonds ar bis 56) jahres | Rehunnge: 

jahres 

Me Ab A 
—A 





genoſſenſchaften. 
| | 


— 147,854,00| 480,20 494, 544, 00 412,462,1s | 72,920,138,:s | 16,924,314,23]180,573,530,5: 


74,117,15| 61,299,16 | 21,865,024,0» | 2, 365, 668,111 5,917,313.0s 





43,603) 13,557.) — 


3978,367: 161,411 480,5 19,289,982,4]136,490,844 20 


| 
behbördenm. 


u 


| 


uaftalten. 
| | | 

en | 24460. | = — 17616. | 6,487,505 «5 

| | 





568,661,1| 478,761,:2 | 94,785,168,15 





4,884 634,35 


833,776,00 











35° 


ml. - 
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1898. 


Tabelle III. 








A. Gewerbliche ir 
ihaften . 

B. Landwirthſchaftliche Berufs: 
genoflenfhaften . Ar 


Geſammtſumme 


A. Staatliche Ausführungs- 
behörden. 
a) Marineverwaltung 
b) Heereöverwaltung 
c) Boft: und Telegraphen- 
verwaltung 
d) Eijenbahnverwaltung 
e) Baggerei-, Binnenicdiff- 
fahrtd«, Flößerei-, Prahm- 
und Fährbetriebe 
f) Land» und forftwwirthfchafte 
lihe Verwaltung. « 
g) Bauverwaltung Er 
h) Seeſchifffahrts⸗ zc. Betriebe . 


B. Provinzial: und Kommunal: 
Ansführungsbehörden . 


Gejammtinmme 


Berfiherungdanftalten e 
fammen . : 


Verletzte Berfonen, für welche im 

















a. Zahl, Alter und Geſchlecht 
Durchſchnitt⸗ der Verletzten. 
liche Zahl Auf 1000 
der Jugendliche verſicherte 
verſicherten Erwachſene (unter Berjonen 
Perſonen 16 Jahren) Zufammen| (Spalte2) 
fommen 
(£abelle I Berlepte 
Spalte 14) (Spalte 7) 
nt. mw. m. iv, 
2 3 4 5 6 
I. ßerufs- 
6,316,834 41, * 1,647 10 167 | 4881| 7% 
11,189,071 32,831 18,237 1181| 434 | 4868| 4. 
17,505,905 | 74,394 14,884 | 2,685 | 601 | 92,564 5,0 
| 
U. Ausfühbrungs- 
16,878 97 1 ı| — 102 6,04 
37,064 | 179 35 s | — 209 5,64 
20,874 52 2 1 — 55 2,03 
319,086 | 2,369) 16 2 | — 2,387 Ts 
4,522 48 — _ _ 43 9,5 
223,107 | 892 3 8 1 926 4ıs 
51,900 | 196 2 1 _ 199 3,0 
569 2 — — — 2 3,51 
66,158 | 279 7 1 _ 287 4, 
740,108 4100 ss | 2» | ı | 4210 5m 
U VBerfiderungs- 
| 
— | 1,205! 29 15 — 1,249 — 
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Unfälle. 








| Laufe des Rednungsjahres Entfhädigungen feftgeftellt worben find. 











b. Gegenftände und Vorgänge, bei welden fih die Unfälle ereigneten. 





















Feuer: 









"Trans: [Babrnüste,| Dampf gefäßrliche, ee 
miffionen | Aufzüge leitungen heiße und aden 
te Pr 9% | und Dampf] (Erplofion ägenbe von Hand, 
Arbeits: * Stoffe ıc. Heben, 
maſchinen ꝛc Hebezeuge Gaie, Tragen ıc. 


16 







7,242 5,456 


13,903 
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(No Tabelle III. 








Verlehte Perſonen, für welche im 


b. Gegenſtände und Vorgänge, bei welchen ji 
die Unfälle ereigneten. 
Fuß en Dand- 
uhrwerk —— Stoß, werkszeug 
(Ueber: Eiſenbahn⸗ OS Schlag, und 
fahren von betrieb | Verkehr Biß ꝛc.) | einfache 
Wagen u Bafi ein: Geräthe | Sonjtige 
undfarren| (Ueber: & T über ſchließlich (Hämmer, 
aller Art | fahren sc.) 3 * — aller Un- | Werte, 
xc.) ord K-) Fälle beim Spaten, 
Reiten | Haden zc.) 


1 17 18 » | » 21 m 
J. Serufs- 








A. Gewerblihe Berufögenofien- 


ihaften . . . . ; 2,396 1,723 502 575 8,137 2,432 
E. Landwirthſchaftlicht Berufd- 

genofienihaften. - . - . 7,886 60 32 6,651 3,940 3,831 

Gefammtijumme . . | 10,282 1,783 - 534 7,226 7,077 6,263 


1. Ausfühbrungs- 
A. Staatlide Ausführungs- 


behörden. 
a) Marineverwaltung . . . . — 1 2 — 16 20 
b) Heereöverwaltung - . . » 15 3 — — 21 23 
c) Poſt⸗ und Telegraphen: 
verwaltung - : 2. 2... 4 5 — — 3 4 
d) Eifenbahnverwaltuug . . . 4 1003 4 3 169 247 
e) Baggerei«, Binnenichifffahrts», 
Flößerei⸗, Prahm⸗ und Fähr: 
betriebe . . 2 2 7 — — 1 
f) Land» und orale 
Verwaltung . . » .. 47 4 _ 14 136 149 
g) Bauverwaltung . . . ; 16 9 21 — 32 20 
h) Seeſchifffahrts · ꝛc. Betriebe N — — 1 — — _ 
B. Provinzial: und Kommnual⸗ 
Ausführungsbehörden . - 46 4 -- 5 69 31 
Gefammtjumme . . 134 1031 35 22 446 495 


I. Berfihderungs- 
Verfiherungsanftalten zufammen 59 | 13 | 1 | 8 153 78 








Rehnungsergebniffe der Berufsgenoffenichaften für 1898. 537 


Unfälle.) 








Laufe de Rehnungsjahres Entihädigungen feitgeftellt worben find. 


















c. Folge der Berlegungen. 









Zahl 
aller Verlegten, für 


Auf 1000 ver- 














Babl der 

















Dauernde | gyrüber: [entihädigungsberechtigten welche im Laufe de6 ficherte Perſonen 
Erwerbs- ehende | Hinterbliebenen der Bes er. (Spalte 2) 
Tod | unfäpigfei 9 Rehnungsjahres 
gkeit Erwerbs⸗ tödteten Unfellanzeigen fommen Berleßte 
Fr (Spalte 23) 
| unfähigkeit erftattet wurden (Spalte 31) 
pölltge |theifweile 














27 28 201380 


geuo/fenfhaften. 


4613| 538 22,348 


42, 






2.598] 332 hass 103,159 















870 145,714 239 |14,361 374,066 








behörden. 
5 Due? 
5 5| 68 





3 34 
177 11180 








239 






2,050 30,760 








anftialten. 
= 30 | 592 
| 


491 320 








109 210 | 1 





2,696 | er 


21° 
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Die Grundlagen der Handelsftatiftik 


einiger fremder Staaten. 


Bearbeitet im Kaiſerlichen Statiftiihen Amte 
von Otto Richter, wiſſenſchaftlichem Hülfsarbeiter. 
(Vierteljahresheft zur Statistit des Deutichen Reichs 1900 Heft 1). 


Internationale Erdrterungen über die Gewinnung und Bedeutung handels: 
ſtatiſtiſcher Nachweije find mit der zunehmenden Wichtigkeit des Welthandels 
neuerdings mehr als früher in den Vordergrund wiljenjchaftlicher Aufgaben 
gerückt. Die damit angeftrebten Kenntniffe jind nothwendig für die richtige 
Beurtheilung der Angaben über den Handelsverfehr in den verichiedenen 
Staaten und förderlich für die Fortbildung der ftatiftiichen Technif. Unter 
legterem Gefichtspunfte find vor längerer Zeit, aus Anlaß der 1879 bei uns 
ausgeführten Reform unjerer Handelsjtatiftif, umfangreiche Unterjuchungen an: 
gejtellt und die Ergebnifje in Form jynoptijcher Ueberfichten in den Monats: 
beften zur Statiftif des Deutjchen Reiche, Januar 1880, veröffentlicht. Jetzt 
entjpricht diefe Darjtellung natürlich nicht mehr überall den geltenden Bor- 
ichriften. Bei den hiermit aufs Neue begonnenen Erörterungen ift nun haupt- 
jächlich der erftgenannte Gefichtspunft, eine richtige Beurtheilung der auslän— 
diſchen Nadhimeite zu fördern, maßgebend gewejen, und es ift zunächjt die Form 
einer zujammenhängenden Darjtellung für jedes Gebiet (Staat) gewählt, um 
den Eigenthümlichkeiten jeder Statijtit möglichjt Rechnung zu tragen. Nach 
Abſchluß der Einzel-Darftellungen wird die Frage zu erörtern ſein, ob auf 
Grund des beigebrachten Materials eine allgemeine Erörterung einzelner Punkte 
zweckmäßig erjcheint. 

Hierunter iſt mit der öfterreichifch-ungarifchen Statiftit begonnen, deren 
Einrichtung der unjerigen ähnlich ift. Weber diejelbe enthalten die amtlichen 
Berdffentlichungen Mittheilungen, auch hat, wie hier mit Dank hervorgehoben 
wird, Herr Minijterialrath Dr. V. Mataja, Vorjtand des handelsftatiftiichen 
Dienjtes des K. K. Handeldminifteriums in Wien, noch weitere Auskunft 


ertheilt. 
I. Oefterreich-lIIngarn. 


Die jegige „Statiftif des auswärtigen Handels des öſter— 
reihijheungarijhen Zollgebiets“ hat fih aus der älteren öfter: 
reichiſchen Handelsſtatiſtik entwidelt. Die Anfänge diejer fallen in jene geit 
(etwa 1829), wo zuerſt mit einer planmäßigen Sammlung öfterreichiicher Ver: 
UOTE begonnen wurde (vgl. dieje Vierteljahrshefte Jahrgang 1896 
©. III. 5). Schon damals jind die handelsjtatijtiichen Erhebungen an den 
Zolldienſt angejchloffen, und in diefem Zujammenhang ift die Statiftif dauernd 
geblieben, aber die Art und Weije der Ermittelungen, der Bearbeitung und 
der Veröffentlichungen haben viele Wandlungen bis zu der gegemmärtigen 
Einrichtung durchgemacht. Die jtatiftiichen Ergebnifjfe haben außerdem, wie 
die Art und der Umfang des Verfehrs, auch unter dem Einfluffe der oft 
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geänderten Handelspolitik geftanden. Aus dem jo umjchriebenen Entwicke— 
fungsgange diejer Statiftif jollen folgende Vorgänge hervorgehoben werden. 

Als das Rechnungsdepartement der Hoffanmer (Finanzminijterium) die 
ersten handelsſtatiſtiſchen Nachweiſe zujammenzuftellen begann, war erjt jüngft 
durch Aufgeben der Zwijchenzolllinien zwifchen mehreren öfterreichiichen Pro— 
vinzen ein gemeinjames Zollgebiet (durch Dekret vom 12. November 1827) 
geichaffen. Der auswärtige Waarenverfehr desielben ſtand jedoch noch unter 
dem Einfluffe des damals in der Handelspolitif geltenden Verbotsſyſtems. 
Viele Waarengattungen waren „außer Handel” gejegt; noch der Tarif von 
1838, obwohl im diefer Hinjicht jchon milder, unterjagte bezüglich 69 Waaren— 
gattungen die Einfuhr, bezüglich 10 die Ausfuhr. Die Ergebnifje der erjten 
Erhebungen jind überhaupt geheim geblieben; erjt jpäter wurden Angaben in 
den „Tafeln zur Statiftif der öfterreichiichen Monarchie" gemacht. Die weitere 
Entwidelung führte 1840 zu jelbitftändigen Veröffentlichungen, den „Ausweiſen 
über den Handel von Defterreich mit dem Auslande“. Diejer Titel wurde 
entjprechend erweitert, nachdem (1850/51) die Zolllinie gegen Ungarn bejeitigt 
und dies Land dem Zollgebiet angegliedert war. Inzwiſchen war die Bearbeis 
tung der Handelsitatiftift 1847 auf die „Direktion der administrativen Statiſtik“ 
übergegangen, wurde zwar zeitweilig von dieſer nochmal auf die Finanz: 
behörden zurücdübertragen, fiel ihr jedoch alsbald wieder zu, da die Be- 
arbeitung der Handelsftatiftit der 1863 begründeten „Statiſtiſchen Zentral: 
Kommiſſion“ überwiejen wurde, und dieſer die genannte Direktion unter: 
jtellt war. 

So ift die Bearbeitung geblieben bi8 zum Jahre 1891, wo eine ein: 
gehende Reform der Handelsftatiftif vorgenommen ift. Wichtige Menderungen 
ind damals in dem Verfahren eingeführt (jiehe unten), und es ift die Be: 
arbeitung der Statiftif dem Handeldminifterium überwieſen, welches für dieſen 
Zwed ein „handelsitatiftiiche8 Departement“ gebildet hat. Das Handelsmini— 
ſterium gibt auch, während die Zentral-Kommifjion die handelsftatiftiichen 
Veröffentlichungen jeit 1882 (Jahrgang 43 der gefammten Handelsitatiftif) in 
ihrem Sammelwerfe „Deiterreichifche Statiftif” erjcheinen ließ, wieder ein felbft- 
jtändiges Werf „Statijtif des auswärtigen Handels des öſterreichiſch-ungariſchen 
Zollgebiet3* heraus, um die endgiltigen Nachweije für jedes Jahr nebſt Er— 
läuterungen zu veröffentlichen. Außerdem erjcheinen monatlich, Halbjährlic) 
und jährlich vorläufige Nachweiiungen, von denen unten noch die Rede ift. 
In ähnlicher Weife wurden jedoch auch jchon vor dem Jahre 1891 in der 
Zeitſchrift „Auftria” vorläufige, von den Finanzbehörden zujammengejtellte 
Waarenverkehrs-Ueberſichten monatlich befannt gemacht. 

Um die Zeit, wo das öfterreichiiche Zollgebiet durch den Zuwachs von 
Ungarn erweitert wurde, vollzog ſich auch eine Aenderung der oben erwähnten, 
jeit der Einführung der Statiſtik befolgten Handelspolitif: die völlige 
Abjperrung gegen das Ausland wurde aufgegeben. Die Einfuhr, Ausfuhr und 
Durchfuhr aller Waaren — ausgenommen Monopolgegenjtände — gejtattete 
man, jedoch blieb der Verkehr noch unter dem Einfluffe hoher Schußzölle, Die 
zunächit in dem Tarif vom 6. November 1851 fejtgejegt wurden. Zugleich 
wurde darin anftatt der bisher alphabetiichen Anordnung eine ſyſtematiſche 
Waaren-Eintheilung angenommen und in die Statiftif eingeführt. In mehreren 
Punkten mußte jedoch der genannte Tarif bald infolge des mit Preußen 
(19. Februar 1853) abgeſchloſſenen Handelsvertrages geändert werden und 
wurde erjegt durch den Tarif vom 5. Dezember 1853, welcher dann als all- 
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gememer Zolltarif bis 1579 in Kraft geblieben iſt. Seine Bedeutung ift frei- 
fich mit der Zeit jehr vermindert, denn mehr und mehr fam, befonders in den 
jechziger Jahren, die Freihandels:Richtung zur Geltung, und die unter dem 
Einfluffe derjelben mit vielen Staaten abgejchloffenen Handelsverträge theils 
mit jpeziellen Tarifen, theil8 unter Zuficherung der Meiftbegünitigung, hatten 
eine jo ausgedehnte Anwendung der herabgejegten Zolljäge zur Folge, daß 
daneben der allgemeine Zolltarif jchließlich nur eine Ausnahme bildete. Gegen- _ 
über diejer in ziemlich jchnellem Wechjel eingetretenen Richtung freihändleriicher 
Verträge erftarfte, ähnlich wie in anderen fontinentalen Staaten, in den fieb- 
iger Jahren die Bewegung für erhöhte Zölle. Der Vertrag mit England 
wurde gekündigt (1876), andere nach Ablauf nicht erneuert (Deutjchland) und 
ein autonomer Tarif (vom 26. Juni 1878) aufgeftellt. Derielbe erhöhte zwar 
— außer gewillen Finanzzöllen — die Indujtriezölle nur für einzelne Erzeug— 
niffe, bewirkte jedoch im Allgemeinen eine beträchtliche Erhöhung durch die 
(noch giltige) Beitimmung, daß alle Zölle in Gold oder falls in Silber mit 
einem jeweilig feftzufegenden Aufgeld (4.B. 1896: 19'/,°/,) zu entrichten find. 
Ferner wurden damals zuerit Retorſions-Zuſchläge und Zölle vorgejeben. 
Nachdem die Verhandlungen auf Grund diejes Tarif zu Verträgen mit Italien 
(Tarifvertrag), Frankreich und Deutichland (Meiftbegünftigung) geführt hatten, 
geichah ein weiterer Schritt in der Richtung autonomer Zollpolitif durch den 
nad) einem neuen Schema ausgearbeiteten Tarif vom 25. Mai 1882 und be: 
ſonders durch die Novelle vom 21. Mai 1887, welche die bedeutenditen Zoll: 
erhöhungen brachte, jowohl jolhe zum Schuße der Landwirthichaft und Indu— 
jtrie, ald um für künftige Verhandlungen eine günstigere Stellung zu jchaffen, 
als auch in den Finanzzöllen, bezüglich deren jedoch die Einfuhr zur See 
(Kaffee, Thee, Kakao u. j. w.) ſchon 1882 mittel3 Einführung von Differenzial: 
zöllen günftiger behandelt wurde. Die genannten Tarif-Beftimmungen (1882 
und 1857) einjchlieklich einiger jpäteren Aenderungen (vom 25. April und 
20. Suli 1888; 26. März 1891) find bei den Berhandlungen über die Handels 
verträge der jüngiten Zeit zu Grunde gelegt und gelten noch, jofern der all: 
gemeine Tarif Anwendung findet. Im diefer Hinsicht iſt allerdings die praf- 
tiiche Bedeutung dieſes Tarifs zur Zeit jehr eingeichränft, nachdem befanntlich 
die jogenannten Dezemberverträge mit Deutfchland, Italien, Belgien und der 
Schweiz feit dem 1. Februar 1892 mit ihren theils herabgejegten, theils ver- 
tragsmäßig gebundenen Zolljägen in Kraft getreten, und dieſen Verträgen 
andere mit Serbien, Rußland, Spanien (provijoriih) und Sapan gefolgt find, 
während noch mehrere andere Staaten diejelben Zollermäßiqungen infolge der 
ihnen (zum Theil durch ältere Abkommen) zugeficherten Meiftbegünitigung für 
die Dauer derjelben genießen: u. A.: Frankreich, England, Holland, Griechen: 
land, Rumänien. Auch die Vereinigten Staaten von Amerifa werden zufolge 
Minijtertalerlaffes (vom 25. Mai 1892) nach dem Nechte der Meiftbegünftigung 
behandelt ; mit einigen anderen außereuropäifchen Staaten (China, Berfien u. a.) 
beitehen bejondere Verträge. 

Was den Umfang des hier in Betracht fommenden Zollgebiets be 
trifft, jo wurde jchon gejagt, dab zu dem bisher öfterreichijchen, welchem noch 
fur; vorher der Dejterreich bei der Theilung mit Rußland zugefallene Freiftaat 
Strafau einverleibt war, im Sahre 1850 das ungarische Gebiet hinzugefommen 
ift. Einige Jahre (Februar 1853 bis Dftober 1557) haben auch Modena und 
Burma dazu gehört. Die Folgen der Kriege von 1859 und 1866 brachten 
Berminderungen des Zollgebiets: der größte Theil der Lombardei fiel 1859 
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weg, und 1866 der noch öfterreichiiche Befit von dem lombardiich-venetianischen 
Königreiche. Andererjeit3 trat 1563 das Fürſtenthum Liechtenstein durch Ver: 
trag dem öfterreichiichen Zollgebiet bei und iſt dabei geblieben. Won 1367 bis 
Ende 1879 blieb der Umfang des Bollgebiet3 unverändert. Mit Beginn des 
Sahres 1880 wurde dasjelbe vergrößert durch die Einbeziehung von Dalma- 
tien, welches früher ein eigenes Zollgebiet gebildet hatte, jowie der Zollaus— 
ichlüffe Sftrien, Brody, Martinjchizza, Buccari, Bortore, Zengg und Carlo— 
pago, ferner durch die Einbeziehung von Bosnien und der Herzegowina. 
Endlich it noch die Einfchränfung der FFreihäfen Trieft und FFiume mit dem 
1. Juli 1891 zu erwähnen (vgl. 2. Theil, Herkunftsländer). Die beiden öfter: 
reichischen Gemeinden Jungholz und Mittelberg in Tirol gehören zum deut- 
ichen Zollgebiet. 

Das Verfahren für die Zwede der Statiſtik iſt natürlich im Verlaufe 
der fieben Jahrzehnte ihres Beſtehens nicht ohne erhebliche Veränderungen ge: 
lieben. Um bier nur im Allgemeinen auf diejelben hinzuweiſen — einzelnes 
iſt an anderen Stellen erwähnt —, jo war in älterer Zeit von großer Be: 
deutung, daß 1836 eine einheitliche Regelung des üjterreichiichen Zollweſens, 
ausgenommen Ungarn, Dalmatien und Siebenbürgen, durch die zum Theil 
noch giltige „Zolle und StaatSmonopolordnung“ vom 11. Juli 1835 erfolate. 
Unter der Leitung der Statiftiichen Zentral-Kommiſſion wurde 1855 das Ver: 
fahren von Grund aus gereaelt, und jpäter wurden, bejonders 1874 (Ermit: 
telung der Handelöwerthe), 1879 und 1832 Menderungen vorgenommen. Mit 
dem llebergang der Statiltif auf das Dandelsminifterium 1891 vollzog ſich 
zugleich eine bedeutende Reform, die 1894 noch weiter ausgeführt it. Es 
find namentlich Nachweife über Herkunfts- und Beltimmungsländer, ſowie 
über den Seeverkehr eingeführt; ferner it die Zuverläffigfeit der Angaben 
über Ausfuhr und Durchfuhr vermehrt und der Vormerkverkehr (Ver: 
edelungs, Reparatur, Looſungs-, Muſter-, Ausftellungs-Berfehr) genauer 
behandelt. 

Um dieje Neform ins Werk zu jeben, bedurfte es übereinjtimmender 
Maßnahmen in den verjchiedenen Ländern, denn die Etatiftif für das gemein: 
jame Bollgebiet beruht nicht auf einheitlichen Gejegen, ſondern auf verjchiedenen 
Anordnungen: 1. für Delterreih, 2. für Ungarn, 3. für Bosnien und die 
Herzegowina. Demgemäß iſt auch die Darftellung des folgenden Abjchnitts 
eingerichtet. Vor dieſer ſoll jedoch bier nicht unerwähnt bleiben, daß außer 
der Handelsitatiftif für das gemeinjame Zollgebiet in Ungarn jeit längerer 
Zeit jchon eine Spezialftatiftif über feinen auswärtigen Handel, namentlich 
wegen des Verfehrd mit Defterreich erhoben wird, und daß andererjeits in 
jüngiter Zeit auch in Dejterreich Erhebungen behufs Erfaflung jeines Handels 
mit Ungarn eingeführt find. Die Grundlagen diejer beiden Spezialitatiftifen 
iind am Schlufje diefer Abhandlung kurz mitgetheilt, während fich die folgen: 
den Abjchnitte nur auf die gemeinfame Statiftif beziehen und den gegenmwär- 
tigen Stand barjtellen. 


1. Die Gewinnung des Urmaterials gemäß den geltenden Borfcriften. 


In Oeſterreich ift jeit dem 1. Januar 1391 das „Geſetz vom 26. Juni 
1890, betr. die Statiftif des auswärtigen Handels“ maßgebend. Dazu find 
eritmalig 1890 Ausführungs:Verordnungen erlaffen, dann bei der neuerlichen 
Reform an Stelle derjelben getreten: die „Durchführungs-Beitimmungen“, jo: 
wie die „Snftruftionen für die Zollämter bezw. Poſtämter“ vom 18. Dezember 
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m ‚mit einigen jpäteren Abänderungen (27./10. 1894; 4./11. 1894; 10./5. 
}.) 

Während Ermittelungen in älterer Zeit nur auf Grund der Vorſchriften 
für den Zolldienft angestellt werden fonnten, ift jeit 1891 eine Anmelde: 
pflicht für die Zwede der Statiftif eingeführt. Demgemäß find — gemifie 
Befreiungen ausgenommen?) — alle Gegenitände des Handelsverfehrs, die in 
der Einfuhr, Ausfuhr oder Durchfuhr bei einem Zoll: oder Poſtamte abge 
fertigt oder erflärt werden, nad) Menge, Gattung und Herkunfts- oder Be 
Itimmungsländern für die Handelsitatiftif anzumelden. Dabei ſoll die Bezeich— 
nung der Waare gemäß dem bezüglichen ftatiftiichen Waarenverzeichniffe ſſiehe 
darüber auch unten 2. Theil), d. b. denjenigen für die Einfuhr oder Ausfuhr 
oder Durchfuhr, und im Wormerkverfehr bei der Einfuhr, jowie bei der Wieder: 
Ausfuhr gemäß dem Einfuhr-WVerzeichniffe, bei der Ausfuhr, ſowie bei der 
Wieder-Einfuhr dagegen gemäß dem Ausfuhr-Verzeichniffe erfolgen. Die Menge 
it in der Regel in Kilogramm und Gramm anzugeben, nur da, wo es im 
Waarenverzeichniffe bemerkt iit, nad) der Stüdzahl oder nach Tonnen-Trag— 
fähigkeit. Das Gewicht ift bei der Einfuhr, je nachdem es der Bolltarif vor: 
ichreibt, in Brutto oder in (wirklich erhobenem oder durch Abzug der Tara 
berechnetem) Netto anzumelden, dagegen im geſammten Vormerfverfehr jtets in 
Netto, bei der Aus- und Durchfuhr immer in Brutto, mit der einzigen Ans: 
nahme jedoch, daß bei der Ausfuhr von Zuder und Branntwein gegen Aus— 
fubhrbonififation ftet3 das Nettogewicht anzugeben ift. Won den Angaben über 
Herkunfts- und Beitimmungsländern it unten (2. Theil) noch die Rede. 
Außer den genannten find ferner die Ausführungsbeitimmungen noch für das 
Vormerkverfahren Angaben vorgejchrieben über die Art der an den Waaren 
vorzunehmenden Veredelung oder Reparatur, bezw. die Veranlaffung des jon- 
jtigen Vormerkverfahrens, ſowie über die Menge der verwendeten ausländijchen 
Stoffe und inländiichen Zuthaten bei wiederausgeführten Waaren, ebenjo über 
die Menge der verwendeten inländiichen Stoffe und ausländiichen Zuthaten 
bei wiedereingeführten Waaren. 

Die Anmeldepflicht liegt demjenigen ob, welcher die Zollerflärung abgibt, 
bezw. die Abfertigung veranlaßt. Der jo Berpflichtete ijt für die Richtig: 
feit und Bolljtändigfeit der Anmeldung verantwortlich und unterliegt bei Zu: 
widerhandlungen gegen das Gejeg oder die Durchführungsbeitimmungen einer 
Ordnungsitrafe vor 2 bis 50 fl., und zwar gilt dies bei Spediteuren, Trans— 


ı) Der Wortlaut des Gefetes pflegt im 1. Bd. der Yahres-Veröffentlichungen der 
Statiftit (f. unten) mitgetheilt zu werben. Den Wortlaut ſowohl des Geſetzes ala der 
Nerordnungen findet man auch im „Handbuch der Vorfchriften über Handels-Statiftit 
und Bolltarifweien bes öfterreihiichungariichen Bollgebiets“ von RK. Schott. Wien 1896. 

) Befreit von der Anmeldung find nah $ 2 der Durhführungsbeitimmungen: 
1. Alle Durchfuhrfendungen mit der Poſt, Sowie Ein- und Nusfuhrjendungen mit der Font 
fofern fie nicht mehr als 250 Gramm wiegen und zollfrei find; 2, gewiſſe (Jollfreie) Gegen 
ftände unter beitimmten Bedingungen; darunter: Reiſe-, Ueberfiedelungs-, Ausitattungs- 
und Grblchafts-ifetten. zur Beförderung dienende Transportmittel, der Proviant der ein 
und auslaufenden Schiffe, Muiterlarten und Mufter in Abfchnitten und Proben, Embal: 
lagen, fofern diefelben nicht für das Zollverfahren zu erklären find, MWaaren, die weniger 
als 25 Gramm miegen, Gegenitände des landwirthichaftlichen Grenzverkehrs; 3. Werfen 
dungen aus dem Zollgebiet durch das Yollausland in das Zollgebiet (inländifcher Streden- 
zugsverfehr); 4. aus dem NAuslande ftammende und an den Aufgabeort zurückkehrende 
Maaren, melde die inländiiche amtliche Niederlage nicht verlaſſen haben; 5. friſche 
Die die von inländiichen Fiſchern zollfrei eingebracht werden; endlich einige andere 
Falle. — 
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portanftalten und Frachtführern unbedingt, dagegen bei Handelsleuten, Ge: 
werbetreibenden und anderen Perſonen nur, jofern jie wider beſſeres Wiſſen 
handeln. Die öffentlichen Transportanftalten und gewerbsmäßigen Waaren- 
führer dürfen ferner — bei Vermeidung derjelben Strafen — Sendungen 
nach dem Auslande nur dann annehmen oder weiterbefördern, wenn ihnen die 
nöthigen Angaben für die Anmeldung gemacht jind, und ſie ſich von deren 
— mit den Frachtbriefen und Zollerklärungen überzeugt 
haben. 


Die Anmeldung erfolgt in der Regel ſchriftlich mittels vorgeſchriebener 
Anmeldeſcheine, an Stelle deren jedoch im Poſtverkehr Duplikate der Zoller— 
klärungen treten; nur in einigen Fällen iſt mündliche Anmeldung zugelaſſen, 
nämlich im Eleinen Grenze und Marktverkehr, im Veredelungs- und Reparatur: 
verkehr für Zwede der Hausinduftrie und des Kleingewerbes, bei Holztriftungen 
in einzelnen Stüden und bei dem nicht jchon von der Anmeldung befreiten 
Verkehr der Neijenden. 


Die im jchriftlichen Verfahren zu benugenden Anmeldejcheine find in 
zehn verjchiedenen Arten (auch verjchieden in der Farbe) hergejtellt und be: 
dingen durch die Auswahl der zutreffenden Art zugleich die Bezeichnung der 
Verkehrs-Art und Richtung und des Transportweges, nämlich: Einfuhr im 
freien Verkehr, Ausfuhr im freien Verkehr, Durchfuhr, jämmtlich entweder 
„zu Lande oder auf Flüſſen (I—3) oder aber „zur See über öjterreichijche 
oder ungariiche Häfen“ (4—6); ferner im Bormerfverjahren: Einfuhr, Aus— 
fuhr, Wiederausfuhr, Wiedereinfuhr!) (7—10). Die Abgabe der Anmelde: 
icheine joll bei den die Zollabfertigung vornehmenden Zollämtern (auf Neben- 
wegen: Finanzwachabtheilungen) erfolgen. Die Zollbeyörden jind verpflichtet, 
die Anmeldejcheine auf Grund des zollamtlichen Befundes, der Frachtpapiere 
und jonjtigen Behelfe zu prüfen (Menge, Art der Waaren, VBormerkdaten, 
Herfunfts-, Beitimmungsländer, Transportiweg), nöthigenfall® zu berichtigen 
und aladann den Zolljag (oder zollfrei), jorwie die Negijtergattung und Expe— 
ditiongnummer, die nachher bei der Bearbeitung zur Kontrolle volljtändiger 
Eingänge wichtig find, darauf zu vermerfen. Bei den Zollämtern werden Die 
bei ihnen abgegebenen Anmeldejcheine gejammelt, ebenjo wie die ihnen am 1. 
jeden Monats von den Finanzwachabtheilungen einzuliefernden Scheine, und 
der jtatiftiichen Abtheilung des Handelsminijteriums vorgelegt, die eritgenannten 
am 8., 16., 24. und legten Tage jedes Monats, die legteren nach erfolgter 
Veberprüfung am 6. jedes Monats. Zu beachten jind hier noch einige an 
verjchiedenen Stellen zerjtreute Vorjchriften ?), welche beziweden, daß die zur 
Vorlage gebrachten Anmeldejcheine die Verfehrsart genau erfajjen, bejonders 
in Hinficht auf etwaige nachträgliche Aenderungen in der Bejtimmung der 
Waaren. Demgemäh find die Anmeldejcheine im Fall eines Anweisverjahrens 
in der Regel erjt bei dem angewiejenen Zollamte zu überreichen, als Ausnahme 
für die Ausfuhr und Durchfuhr jchon bei den anweiſenden Nemtern, von diejen 
jedoc) erjt vorzulegen, wenn eine Beltätigung des erfolgten Austritts zu ihnen 
gelangt if. Wenn ferner zollfreie Waaren ohne ein Anmweisverfahren zur 
Durchfuhr angemeldet werden, joll ſich der abfertigende Zollbeamte durd Eins 


9 Im DVormerkverkehr ift für die Angabe des Transportweges auf den Anmelde 
ſcheinen eine Rubrik vorgejehen. j 
*) Siehe: Ti.-Vdg. $ 18, 19, 20 auch 2 Nr. 5; Inſtr. f. d. 3.Ae, $1u 5. 
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ficht des Frachtbriefes die Ueberzeugung verjchaffen, daß die Waaren thatſäch— 
lich zur Durchfuhr bejtimmt find, und dann den Vermerk „laut Frachtbrief 
Durchfuhrwaare* auf den Anmeldejchein jegen. Wenn ferner ſolche Waaren, 
die zur Ausfuhr oder Durchfuhr angemeldet jind, aber infolge veränderter 
Beitimmung im Inlande bleiben, ohne Intervention eine® Zollamtes von den 
Öffentlichen Transportanjtalten verabfolgt werden dürfen, joll dies immerhin 
erjt gejchehen, nachdem zuvor die Barteren eine genaue Berichtigung eingereicht 
haben, die dann direkt an das Handeldminifterium gejandt wird. Im Vormerk— 
verfehr endlich, wo bei Ein: und Ausfuhr ſtets die Anmeldejcheine in zwei 
gleichlautenden Blättern abzugeben jind, fommt das bei dem Amte verbleibende 
Stüd erjt zur Vorlage, nachdem die Vormerfspojt völlig erledigt ijt, jet es, 
daß die Anmeldejcheine über den Wiederaus- oder Wiedereintritt an das Amt 
gelangt find, jei es, daß eine Verzollung eingetreten oder die Frift zur zoll 
freien Wiedereinfuhr verjtrichen ijt. In jedem Fall wird ein bezüglicher Ver— 
merf auf den Ein- oder Ausfuhrſchein gejegt und bei ihrer Vorlage zutreffen: 
denfalls der Wiederausfuhr: und Wiedereinfuhrjchein beigefügt. 


Bei der mündlichen Anmeldung jollen fich die Zollbeamten von der 
Nichtigkeit der Anmeldung überzeugen, diejelbe nöthigenfall$ ergänzen oder be— 
richtigen und auf Grund der Parteiangaben und der zollamtlichen Erhebungen 
für die Statijtif die jogenannten Auszugsbogen anfertigen. In dieſe, Die 
durch ihre verjchiedenen Arten jchon die VBerfehrsrichtungen bezeichnen, außer: 
dem geordnet werden 1. nad) Herkunfts- oder Bejtimmungsländern, 2. nad) 
Art der Waaren, 3. nach dem Land» oder Seeverfehr, find alle für die Statiftif 
erforderlichen Eintragungen zu machen. Im Bormerfverfahren gilt Aehnliches, 
wie wenn die Anmeldung jchriftlich erfolgt, inden an Stelle des zweiten An— 
meldejcheing eine jchriftliche Anzeige tritt. Die Auszugsbogen jind monatlich 
durch Summiren abzujchliegen und jpätejtens am 6. des folgenden Monats 
an das Handelsminiterium abzujenden. 


Was den Pojtverfehr betrifft, jo liegt die ftatiftiiche Erfafjung der 
ganzen Einfuhr, des Wormerkverfehrs und der Ausfuhr von zollpflichtigen 
oder ſolchen Waaren, deren Austritt eriwiejen werden muß, den Zollbehörden 
ob. Sie jollen die als Anmeldejcheine dienenden Duplifate der Zollerflärungen 
prüfen, ergänzen und auf Grund jowohl derjelben als der zollamtlichen Er: 
hebungen die für die Statijtif nöthigen Angaben in Auszugsbogen zujammen: 
faſſen. Dieje find monatlich) abzujchliegen und unter Anjchluß der Anmelde 
jcheine jpätejtens am 6. des folgenden Monats an das Dandelsminiftertum 
abzujenden. Hinſichtlich der von dieſen VBorjchriften nicht betroffenen Ausfuhr 
mit der Poſt jind die Pojtaufgabeämter verpflichtet, die bei ihnen abzugeben- 
den Duplifate der Bolldeklarationen auf ihre formelle Richtigkeit, die Boll: 
jtändigfeit der Angaben und das Gewicht zu prüfen, nöthigenfall® zu berichtigen. 
Dieje Duplifate werden alsdann bei den Auswechjelungspojtämtern gejammelt 
und geordnet, um fie am 8., 16., 24. und lebten Tage jeden Monats dem 
Handelsminijterium vorzulegen. 


Die Ausführung der handelsftatiftiichen Vorjchriften wird in Oeſter— 
reich von den Finanzbehörden überwacht, fann auch durd die Beamten des 
Handelsminijtertums fontrollirt werden, und ferner it eine Gewähr dafür ge 
geben in der Erhebung einer jtatijtiichen Gebühr und in der Androhung der 
oben jchon erwähnten Ordnungsjtrafen. Die oben genannte jtatijtijche Ge— 
bühr, nämlich 5 Kreuzer für jeden Anmeldejchein, 2 Kreuzer für jede münd— 
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fiche Anmeldung, ijt allerdings in erjter Linie zur Dedung der often’) der 
Handelsitatijtif eingeführt, joll jedoch zugleich der Zuverläjjigfeit der Handels: 
itatiftif infofern dienen, als fie den Eifer der Bollbeamten anjpornt und den 
Parteien die Wichtigkeit ihrer Angaben und ihre Verantwortung vor Augen 
führt. Nicht alle Anmeldungen find jedoch gebührenpflichtig.. Ausgenommen 
jind vor Allem die Durchfuhrjendungen, womit aljo, ähnlich wie bei uns, 
ein Anreiz gegeben ift, daß die Parteien, um die Gebühren zu erjparen, auc) 
die zollfreien Durchfuhrwaaren als ſolche anmelden, nicht etwa als Einfuhr 
und jpäter ald Ausfuhr. Außerdem find von der Gebühr befreit alle Poſt— 
jendungen, ferner die direft nach Ungarn, Bosnien und der Herzegowina ein- 
geführten oder von dort ausgeführten Waaren, wenn jie auch bei einem öjter: 
reichiſchen Zollamt abgefertigt werden; endlich die Anmeldungen im Grenz— 
verfehr jowie im Veredelungs- nnd Neparaturverfehr von Kleingewerbe und 
Hausindujtrie. 

Wie aus allen diefen Angaben hervorgeht, ijt das öjterreichiiche Verfahren 
demjenigen unjerer Handelsitatiitif in den Hauptzügen ähnlich: hier wie dort 
it die Gewinnung zuverläjjigen Urmaterial$ in erjter Linie verbürgt durch die 
Sicherheit des Zolldienftes, durch die damit herbeigeführte Ueberwachung der 
BZollgrenzen und die im Zoll-Intereſſe nothiwendigen Ermittelungen; aber in 
Folge der zunehmenden Bedeutung der Handelsjtatijtifen hat man, bei uns 
früher, in Oeſterreich jpäter (1890), die jtatijtijchen Erhebungen auf bejondere 
Vorſchriften (Anmeldepflicht) geftügt und mehr und mehr gewilje Lücken, welche 
wegen mangelnder Finanz-Intereſſen bei den zolldienjtlichen Erhebungen blieben, 
ausgefüllt, die Befugnifie und Pflichten der Zollbeamten für die Zwecke der 
Statiftif erweitert. Im Einzelnen iſt natürlich die Ausführung der öſterreichi— 
jchen Ermittelungen dem dortigen Zollweien und anderen ftaatlichen Einrich: 
tungen angepaßt und weicht, wie obige Darjtellung bejtätigt, in manchen 
Punkten von dem deutjchen Verfahren ab. Immerhin ijt zu beachten, daß bei 
den öjterreichiichen Vorjchriften häufig diejelben Erfahrungen und Geſichts— 
punfte wie bei ung maßgebend gewejen jind. 

Um die Ermittelungen in Ungarn richtig zu beurtheilen, darf nicht außer 
Acht bfeiben, daß dort für zwei Handelsitatijtifen und zwar auf verjchiedene 
Weife Erhebungen ftattfinden, nämlich für die hier in Rede jtehende gemein: 
Jame Statijtif und für die jchon oben erwähnte ungarische Spezialſtatiſtik 
(jiehe auch Anhang), welche legtere als dringend nothiwendig jür das Land 
gilt. Diejer Umftand beeinflußt immerhin das Interefje an der gemeinjfamen 
Handelsftatijtil. AS 3. B. die Reform von 1890 vorbereitet und die Mit: 
wirfung Ungarns u. A. durch Einführung einer jtatiftiichen Gebühr begehrt 
wurde, ijt von diefer Maßnahme, obwohl jie, wie oben hervorgehoben, für 
die Zuverläjfigfeit der Erhebungen große Bedeutung hat, doch Abjtand ge 
nommen, weil bereit3 die Erhebungen für die ungarische Spezialftatiftif mit 
einer jtatijtiichen Gebühr belajtet find. 

Die Ermittelungen für die gemeinfame Statiftit beruhen in Ungarn nicht 
auf Gejegen, jondern auf Verordnungen der Miniſter, von denen die In— 


) Die often der Herftellung der Außenbandelsitatiftit haben fich im ‚jahre 1898 auf 
232,506 fl. belaufen, darunter (rund) 138,400 fl. für perlönliche Bezüge aller Art, 12,200 fl. 
für Miethe, 49,800 fl. für Drudjachen einſchl. Anmeldeicheine und Gebührenmarten, 25,000 fl. 
Koiten der Zollverwaltung für Mitwirkung der Zollämter bei der Statiitil. Dem gegen 
u * an ſtatiſtiſchen Gebühren und für verkaufte Anmeldeblankette aufgelommen : 
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jtruftion an die Zollämter vom 19. Dezember 1893 die wichtigiten der zur 
Zeit geltenden Vorſchriften enthält‘), Die Erhebungen erfolgen nicht in 
gleicher Weije wie in Defterreich unter Benugung von Anmeldeicheinen, jedoch 
iſt das Verfahren zwar weniger genau, aber in der Hauptjache nad) überein- 
jtimmenden Gefichtspunften geordnet. Alle Perſonen (Transportunternehmungen, 
Anftalten), die Waaren zur Einfuhr, Ausfuhr, Durchfuhr oder zur Vormer— 
fung anmelden, jind verpflichtet, die für die Statiſtik nöthigen Erklärungen 
ichriftlich oder mündlich abzugeben. Auf Grund diejer Erklärungen und der 
zollamtlichen Erhebungen faſſen die Zollämter die jtatijtiichen Daten zujammen 
in Auszugsbogen, die nach Verkehrsrichtungen, Verkehrsarten, Herfunfts= und 
Beitimmungsländern, jowie nad) den Transportwegen und Waarenarten ge: 
jondert find. Bei der Ausfuhr mit der Poft jind den Boftämtern „Ausfuhr- 
Waarenerklärungen“ zu übergeben, welche dieje den Zollämtern übermitteln. 
Die Auszugsbogen für die Einfuhr und Ausfuhr im freien Verkehr werden 
monatlich abgejchlojjen und die diesbezüglichen Nachweifungen durch Vermitte- 
lung der Finanzminiſterial-Steuer und Gefällenbuchhaltung dem K. K. Handels- 
minijterium ſpäteſtens am 13. des folgenden Monats eingeliefert. Ebenſo ver— 
hält es jich mit den Nachweijen über den Mahlverfehr, während der übrige 
Bormerkverfehr jährlich, die Durchfuhr halbjährlich abgejchloffen werden. Am 
Ende des Jahres (bi8 20. Januar des folgenden) jind ſämmtliche Auszugs— 
bogen (Spezialbandel, VBormerkverfehr, Durchfuhr) dem Handelsminifterium im 
Original einzujenden. 

Die Erhebungen jollen die nämlichen Daten erfaffen wie in Defterreich, 
auch jind Bejtimmungen getroffen, um nachträgliche Nenderungen der Trans 
portrichtung und Beitimmung der Sendungen zu berüdjichtigen. Ebenfalls 
jind die ungarischen Zollämter (bei der Poſtausfuhr auch die Poſtämter) ver: 
pflichtet, die Nichtigkeit und Volljtändigkeit der Anmeldungen zu prüfen, nöthigen- 
falls zu berichtigen. Außerdem findet noch eine Ueberprüfung der Auszugs- 
bogen durch die genannte ungarische Zentralſtelle ſtatt. Für unwahre jtatijtijche 
Daten enthaltende fchriftliche Waarenerflärungen fann eine Ordnungsftrafe von 
1 bis 20 Gulden verhängt werden. 

In den Decupationsländern endlich, Bosnien und der Herzegowina, finden 
die Erhebungen gemäß einer Inftruftion für die Zollftellen vom 5. Dezember 
1893?) jtatt. Die Vorjchriften find den öfterreichiichen nachgebildet, jedoch 
werden auch hier, ähnlich wie in Ungarn, feine Anmeldejcheine benußt, ſondern 
e3 werden Eintragungen in Auszugsbogen von den Zollbehörden gemacht, auf 
Grund derjelben monatliche Nachweije über die Einfuhr, Ausfuhr und Durch: 
fuhr aufgeteilt und von der Landesregierung (Fachrechnungs-Departement) nad) 
Veberprüfung dem K. K. DandelSminifterium nebjt Abjchriften der Auszugs— 
bogen im Vormerkverkehre eingeliefert. Nach Ende des Jahres jtellt das Fach— 
rechnungs=-Departement Landestabellen zujammen. 


2. Die Bearbeitung der Statiflik und die Bedeutung ihrer Nachweiſe. 


Das der ftatiftiichen Abteilung des Handelsminifteriums zur Bearbeitung 
zugehende Material beläuft jich jährlich auf rund 5'/, Millionen Anmeldungen 


') Die übrigen Verordnungen pflegen in der Einleitung zu den Veröffentlihungen 
angegeben zu werden. Den Wortlaut findet man in dem ©. 542 Anm. 1 angeführten Werte 
von Schott. 

) Tas in der vorigen Anmerkung Gelagte gilt bier entiprechend. 
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und jonftige Aufzeichnungen, zum Theil mit einer großen Reihe von einzelnen 
Poſten. Insbeſondere im Jahre 1898 find eingeliefert: 


a) aus Defterreich: Anmeldefcheine . . 3680 000 
Duplifate der Sollerttärungen . 1560 000 
Auszugsbogen . . . 2680 000 
b) aus Ungarn: ee A u % 1400 
c) aus Bosnien-Herzegotwina : Verlehrsna⸗ weiſungen 450 


Es iſt offenſichtlich, daß Oeſterreich den größten Theil der Statiſtik liefert 
und dürfte mangels ſpäterer Daten noch von Intereſſe ſein, daß bei den Vor— 
bereitungen der Reform von 1890 der Antheil Ungarns an dem Werthe der 
Außenhandelsſtatiſtik der Monarchie auf etwa "/,. berechnet iſt (vgl. Jahr: 
gang 1891 der Statijtif Bd. 1 ©. IX). est dürfte indeffen jein Antheil 
eher jein. 

Das djterreichijche Material wird, wie es eingeht, wöchentlich (Anmelde- 
icheine) oder monatlich (Auszugsbogen) nochmal einer Ueberprüfung unterzogen 
und nachdem auffällig befundene Hoften durch Nachfragen bei den Behörden 
oder Parteien aufgeklärt jind, geordnet und ausgezählt. Den jo gewonnenen 
Summen werden dann die bezüglichen Ergebnifje aus den ungarijchen, bosni— 
hen und herzegowinischen Nachweiſen zugeichlagen. Außerdem findet eine 
—— der Mengen-Zahlen ſtatt und erfolgt dann die Zuſammenſtellung 
der zuerſt vorläufigen, ſpäter endgiltigen Veröffentlichungen. 

Im Folgenden iſt zunächſt von der Bewerthung die Rede, wobei die Vor— 
änge vor dem jetzigen Verfahren nicht unbeachtet bleiben ſollen. Im älterer 
—* und zwar bis 1874, nämlich wurden nur die ſogenannten „offiziellen 
Werthe“ angeſetzt, Feitjegungen, die einmal angenommen immer eine Reihe 
von Jahren in Geltung blieben ohne Rüdjicht auf die inzwijchen eingetretenen 
Werthveränderungen. Aber auch gegen die Feſtſetzungen an fich jind begründete 
Einwendungen erhoben; in der älteren Zeit wurden dabei überhaupt feine Fach: 
männer zugezogen und Ihon die allzu große Häufung verjchiedener Waaren 
in den einzelnen Zolltarifpoften machte die Schägungen unzuverläjfig. Die 
Mängel diejer Feitjegungen bewirkten, daß jeit 1874 an Stelle derjelben Ab: 
Ihägungen für jedes Jahr nach dem Vorbilde der franzöfiichen Statiftif durch 
beſonders berufene Kommijjionen eingeführt find. Zuerſt behielt man noch 
die offiziellen Werte daneben bei; nachdem jedoch die Schägungs-stommijjion 
(in Folge der Verordnung vom 9. Juni 1877) zu einer dauernden Einrichtung 
gemacht war, find von 1879 ab nur noch deren Schägungen angejeßt. 

Die genannte „Permanente Kommijjion für Handelswerthe“ 
bejteht aus einem von dem Handeldminifter zu ernennenden Präſidenten, je 
zwei Vertretern des Finanz-, Handels-, Aderbau:Minifteriums und der Stati— 
ſtiſchen Zentral-Kommiſſion, ferner je einem Vertreter der Wiener Handels— 
fammer und des Hauptzollamts, jowie aus einer nad) Bedürfniß bemefjenen 
Anzahl (Ende 1895: 158) von Fachmännern aus Landwirtbichaft, Forſtwirth— 
(daft Handel und Induſtrie, welche der Handelsminiſter auf die Dauer von 

6 Jahren ernennt. Ihr Amt iſt unentgeltlich; fie dürfen während der Dauer 
desjelben den Titel „K. K. Kommerzienrath“ führen. Die Plenarverjammlung 
der Kommiſſion, welche regelmäßig Anfang des Jahres zujammentreten joll, 
bildet die verjchiedenen Fachabtheilungen (3. B. für Kolonialwaaren, Südfrüchte, 
Tabak; oder für Baumwolle; oder für Glas und Ölaswaaren u. ſ. w.) — 
im Ganzen 20 mit je mindeftens 3 Mitgliedern. Diejen oder den von ihnen 
gebildeten — liegt die eigentliche Schätzung, nöthigenfalls mit 
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Hinzuziehung von Sacverjtändigen, ob. Die Fachabtheilungen werden bot 
ihrem Obmann einberufen und jollen bis jpätejteng Ende März ihre Arbeiten 
dem BPräfidenten vorlegen. Die Ergebniffe gelangen dann an die „allgemeine 
Abtheilung“, beitehend aus den Vertretern der Behörden und den Obmännern 
aller Fachabtheilungen, um dort eine Revifion jtattfinden zu lafjen. 

Die Werth-Ermittelung erfolgt getrennt für die Einfuhr und für die Aus- 
fuhr, und zwar jeitdem (1891) die Herfunfts- und Beitimmungsländer erhoben 
werden, in der Regel für jedes derjelben. Nur bei den Sammelpojten, bei 
jolchen von geringem Verfehr, bei unbedeutenden Abweichungen oder zu großen 
Schwierigfeiten werden durchjchnittliche Werthe angenommen. Eine Bewerthung 
der Durchfuhr hat bis 1879 auf Grund der offiziellen Werthe jtattgefunden, 
ift dann unterblieben, von 1891 big 1893 zwar wieder aufgenommen, dem: 
nächjt jedoch in Folge Gutachtens der Kommiſſion eingeftellt, weil dieſe Werthe 
für die Handelsbilanz ohne Bedeutung find, und auch die Schägungen in 
Folge der ungenaueren Waarenbezeichnung der Durchfuhrgüter zu ſchwierig 
find. Was den Vormerfverfehr betrifft, jo werden nur die Beredelungswaaren 
bewerthet, und zwar Ein und Wiedereinfuhr wie die Einfuhr im freien Ber: 
fehr, Ausfuhr und Wiederausfuhr wie die Ausfuhr im freien Verkehr. 

Sowohl bei der Einfuhr als bei der Ausfuhr gilt der Grundſatz, den 
Handelswerth der Waare beim Eintreffen an der Grenze des öſterreichiſch— 
ungarischen Zollgebiet3 zu ermitteln. Demgemäß „jegt jich der Einfuhrwerth 
zujammen aus dem Einfaufspreife der Waare an dem Produktions-⸗ oder 
Handelsorte derjelben, ferner aus den Frachtkoſten bis zur Grenze des Boll: 
gebiet8 und den etwaigen an der Waare haftenden Ausfuhr: und Durchfuhr: 
Abgaben während ihres Transportes bis zur Neichsgrenze". Es werden da— 
gegen nicht eingerechnet die Transportfojten von der Zollgrenze bi8 zum Ber: 
brauchsorte, auch nicht der etwaige Einfuhrzoll oder jonjtige inländiiche Ab— 

aben. Bei den Schäßungen berüdjichtigt man insbejondere die Qualität der 

—— nach ihren Herkunftsländern, die Marktverhältniſſe in dem Berichts— 
jahre, die Preisſchwankungen und in Bezug darauf den Zeitpunkt der Einfuhr 
Kauftermine), die Währung und die Frachttarife im Ausland, ferner, ob die 
Einfuhr zu Lande oder zur See erfolgte, ob die jtatiftijchen Nachmweije brutto 
oder netto gegeben find, dementjprechend auch die Werthe brutto oder netto 
ausgewiejen werden. Die Ausfuhr-Werthe „jegen ich zufammen aus dem 
Einfaufspreije der Waaren an ihrem inländijchen Produktions» oder Handels- 
orte und den Transportfoften von dort bis zur öſterreichiſch-ungariſchen Reichs: 
grenze". Man berüdjichtigt insbeiondere die Qualität der Ausfuhrwaaren und 
ihre Transportfoften bis zur Genze; ferner üben Einfluß auf die Werth: 
bemefjung „die Handelsverhältniffe im ausländijchen Konjumtionsgebiete, die 
Währungsverhältniffe des In- und Auslandes, die Frachttarife der inländijchen 
Eijenbahnen und Dampfichiffahrtsgejellichaften, ferner die Abnahme oder Steige: 
rung der Produktion des Nobjtoffes und deſſen Ergiebigfeit, die Ernteergehnilfe 
oder Ernteausfichten, das jtärfere oder mindere Angebot der betreffenden Waare, 
die Konkurrenz des Auslandes, erhöhte Einfuhrzölle im Auslande u. j. mw.“ 
Da — ausgenommen Zuder und Branntwein — die Ausfuhrgewichte brutto 
gelten, erjcheinen auch die Handelswerthe als Bruttowerthe. 

Wie hieraus hervorgeht, gejchieht die Bewerthung in Dejterreich in ähn— 
lihem Verfahren wie bei ung, und es gilt hier und dort übereinjtimmend der 
Grundjag, Grenzwerthe zu ermitteln. Die beiderjeitigen Feitjegungen für den 
Waarenaustaufch zwijchen Deutjchland und Defterreich-Ungarn beruhen aljo 
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auf derjelben theoretifchen Grundlage — abgefehen davon, dab die Schägungen 
bei ung durchweg für Nettogewicht, dort in der Einfuhr theils für Brutto-, 
theils für Nettogewicht, in der Ausfuhr für Bruttogewicht vorgenommen werden 
— aber natürlich darf man deshalb von zwei unabhängig von einander und 
mit verjchiedenen Hilfsmitteln arbeitenden Kommiſſionen nicht gleiche Ergebniffe 
erwarten, zumal auch jede Kommiſſion erft für fich die Beichaffenheit der unter 
einer bejtimmten Nummer eins oder ausgeführten Waaren begutachten muß. 
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Deutſche Statiſtil 1898 Oeſterreich⸗ ungariſche Statiſtik 1898 


Einheitswerthe für 1 dz netto Einheitswerthe für 1 dz brutto 


ale 


Andfuhr nad Deiterreih-Ilngarn 


Einfuhr vom Deutichen Reich 


Steintoblen - - - » 2:2 22.0. 1,00 1,0 | Steinfohlen und Briletts daraus 
a an rare ae Le 1, | Kots und Brifetts daraus 
Brauntoblen. . » » 2... : 0,ss 0, | Lignite, Brauntohleu und Brifetts 
daraus 
Zink, robes - » >» 2» 22 20. . 4025 | gu Zink, roh, auch alt gebrochen und 
„Bruchzink, auch Zinkabfälle 34,50 i in Abfällen 
Aupfer, rob8 . . 2» 22... 108 Kupfer, roh, auch alt gebrochen und 
Kupfer: und andere Scheidemünzen; 115, in Abfällen 
Abfälle... 97 
Ngee 12, | 11, | Roggen 
Veigzee a 17, 16,55 | Weizen 
Rindsbäute, grüne und gefalzene . 80 64,0 | Rindshäute, roh, grün und gefalgen 


Rindshäute, gelalkte umd trodene. | 135 


_ Einfuhr von Defterreich-Iingarn | 








Rindshäute, roh, gelalt und troden 


| Ausfuhr nach dem Deutichen Reich 


Braunlohlen. » - 22.2... 0,08 0,0 Braunkohlen 
Steinkohlen.. 1,10 l: | Steinfohlen und wie oben 
Kolk. 2,00 1,2 | ots 
Gerſtte.. 16,00 15,73 | @erfte 

RE ER ar 24m | 250 | Malz 

Hopfen, Hopfenmehl, Brauertannin | 480 366 | Hopfen, auch Hopfenmehl 
Eier von Geflügel; Eigelb. - - - 81 68 | Geflügeleier 
Ochſen.. .. /°400 | *417 Ochſen 

Jungvieh bis zu 2'/e Jahren *200 | *170 | Yungvieh 

Stiere . *340 | *408 | Stiere 

Kälber unter 6 Woden .. . . - "36 | * 60 | Kälber 

J ee “300 | *289 Kuhe 

Bier in Fällen .»....... 12,85 13,00 | Bier und Meth in Fäſſern 
Rohe Bettfevem . .- 2... - 285 323 | Rohe Bettfedern 

Kalbfelle, grün und gefalzen . . - 89 119 | Kalbfelle, roh, geſalzen 
Kalbfelle, getaltt und troden.. . . | 232 | 297,0 | Kalbfelle, rob, troden 
EEE: u 2 re eh waere 8 8,0: | Kleie 








„1 M=0, Gulden 1, Krone. — * Einheitswerthe für Stüd, 
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Andererjeits fann eine Gegenüberftellung von deutjchen und öjterreichijchert 
Einheitswerthen wohl gewijje Anhaltspunfte bieten zur Beurtheilung der Zweck— 
mäßigfeit der angemwendeten Schägungs:Methode, die von dem Berfahren 
mehrerer anderer Yänder verjchieden iſt. Deshalb ijt vorjtehend eine Anzahl 
von Einheitswerthen für Waaren, die im deutſch-öſterreichiſchen Verkehr eine 
große Rolle jpielen, mitgetheilt, ſofern dies überhaupt wegen der meijt un- 
gleichmäßigen Waareneintheilung angeht. 

Die Aufgaben der „Permanenz-Kommiſſion“ find übrigens mit den natür: 
[ih in erjter Linie ftehenden Schägungen nicht erſchöpft. Die Zachabtheilungen 
find auch verpflichtet, die wichtigften Veränderungen in den Werth-Ermitte: 
lungen jchriftlich zu begründen und über dic Handelsbewegung der wichtigjten 
Waaren zu berichten. Mit Dilfe diejer Berichte wird eine allgemeine Ueber: 
jiht über die Handelsbewegung im Spezialhandel ausgearbeitet, welche nebſt 
den Schäßungen und Berichten der Fachabtheilungen umd jonjtigen Nachrichten 
über die Kommiſſion alljägrlic) in den „Nachrichten über Induſtrie, Handel 
und Berfehr” (zulegt betr. 1897 in Bd. 69) veröffentlicht werden. Endlich 
ijt dieſe Kommiſſion auch wiederholt bei Berhandlungen über organijatorijche 
Fragen der Handelsjtatijtif befragt. 

Die BVeröffentlihungen erfolgen, jofern es jich um die vorläufigen 
handelt, als „Statijtiiche Ueberjichten, betreffend den auswärtigen Handel des 
öſterreichiſch-ungariſchen Zollgebiets* in den von dem Handelsminifterium 
herausgegebenen „Nachrichten über Industrie, Handel und Verkehr". Es find 
Monats, Halbjahres: und Jahres-Ausweije. 

Die monatlichen, etwa drei Wochen nac) Ablauf jedes Berichtsmonats 
ericheinenden Ausweije beziehen jich auf die Einfuhr und Ausfuhr im freien 
Verkehr, ſowie auf den Mahlverfehr. Es werden nachgewiejen die Mengen 
und Werthe für den BerichtSmonat jowie für den jedesmal abgelaufenen Ab- 
Ichnitt des Berichtsjahres, wobei die bezüglichen Ziffern des Vorjahres hinzu— 
gefügt jind. Dieſe Angaben find genau nad) dem ftatiftiichen Waarenverzeich- 
nijje gegliedert; dann werden diejelben jowohl nad) Zolltarifflaffen als auch 
in ſyſtematiſcher Gruppirung zujammengefaßt. Die Bewerthung gejchieht jet 
jo, daß bei einer Anzahl von Waaren (darunter Kaffee, Tabad, Getreide, 
Mehl, Vieh, Eier, Zuder, Häute u. a.) für jeden Monat neu erhobene Ein- 
heitöwerthe gelten, im übrigen aber die jüngiten endgiltigen oder vorläufigen 
Werte — welche, ijt jedesmal in der Veröffentlichung gejagt — angejeßt 
jind. Bon den Herkunfts- und Beitimmungsländern werden zunächſt nur die 
wichtigften angegeben, und dieje Nachweile auf die Mengenangaben in dem 
Berihtsmonat bejchränft. Erſt nach Ablauf eines Halbjahres und des 
ganzen Jahres it die Ein- und Ausfuhr in diefen Zeiträumen in einem 
bejonderen Heft nach Herfunfts: und Beitimmungsländern genauer ausgewiejen. 

Die endgiltigen Ergebniffe, d. h. nach allen Richtigftellungen bezüglich 
Menge und Art, mit den endgiltig von der Permanenz-Kommiſſion feitgejeßten 
Werthen und bearbeitet mit Nüdjicht auf die Herkunfts-, die Beftimmungs: 
länder und den Seeverfehr, erjcheinen als „Statijtif des auswärtigen Handels 
des jterreichiich-ungarischen Zollgebiets" jährlich in drei Bänden, wovon der 
erjte zwei Abtheilungen enthält. Zuerſt jind Erläuterungen über die Grund» 
lagen der Statijtif gegeben und ihre Hauptergebnifje angeführt, dann kommen 
ur Darjtellung: der „Spezialhandel”, der „Vormerkverkehr“, darunter be: 
—* der „Veredelungsverkehr“, endlich die „Durchfuhr“. Ueber den Nieder: 
lageverfehr finden feine beſonderen Ermittelungen ftatt; dieſe Verkehrsart dürfte 
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übrigend auch in Defterreich nicht jo große Bedeutung haben, wie ausweislich 
unjerer Statiftif”) bei uns. 

Der Spezialbandel umfaßt gemäß der öjterreichiichen Statiftif „in 
der Einfuhr die zum Verbrauch im Inlande ie egangenen ausländijchen 
Waaren (einjchließlich der aus dem Auslande zurückehrenden Netourwaaren), 
in der Ausfuhr die definitiv in das Zollausland gebrachten inländischen Waaren 
(einjchlieglich der retourgehenden ausländiichen Waaren)“. Den Hauptbeitand- 
theil des Spezialhandel3 bilden demgemäß in Dejterreich ebenjo wie bei uns 
diejenigen Waaren, welche im freien Verkehr eingeführt bezw. ausgeführt werden. 
Bei uns fommen noc Zugänge aus dem Niederlageverfehr ſowie aus dem 
Veredlungsverfehr Hinzu, und zwar von erjterem für die Einfuhr die von 
Niederlagen und Konten in dem freien Verfehr übertretenden Waaren. In 
Defterreich, jo jagt die amtliche Statiftif, „findet eine jeparate Erfafjung des 
Niederlageverfehrs nicht ftatt. Die transito eingelagerte Waare wird entweder 
der Verzollung zugeführt und erjcheint dann als Einfuhr, oder jie wird wieder 
in das Ausland gejendet und ericheint in dieſem Falle ald Durchfuhr“. Dem: 
gemäß deckt ſich das öfterreichijche Verfahren in Bezug auf den Zugang der 
genannten Waaren zum Spezialhandel (Einfuhr) mit dem deutichen. Auch 
die oben angeführten Vorjchriften über das Anweisverfahren (j. ©. 244 a. E.), 
wonach die }o behandelten Waaren in der Einfuhr erjt bei der Abfertigung 
vor dem angewiejenen Amte angejchrieben werden, führen zu dem gleichen Er: 
gebniſſe. Wenn endlich in Defterreich aus dem Vormerfverfehr, jofern 
es ſich nicht um einen Veredlungsverfehr handelt, aljo bei Vormerkungen wegen 
Reparaturen, Loſung, Mustern, Ausftellungsgegenjtänden, Emballagen und 
dergleichen, die zunächſt zwar vorgemerften, aber nachträglich in den freien 
Berfehr tretenden oder wegen Ablauf der Friſt im Auslande verbleibenden 
Waaren bei der Einfuhr bezw. Ausfuhr dem Spezialhandel zugejchrieben 
werden ?), jo ftimmt dieſe Mahnahme ebenfall8 mit dem deutſchen Verfahren 
überein, da bet ung unter Vormerkung genommene Waaren nur unter den 
genannten Vorausſetzungen ſtatiſtiſch erfaßt und alsdann dem Spezialhandel 
zugejchrieben werden. Eine bemerfenswerthe Abweichung, die ſowohl bei der 
Einfuhr wie bei der Ausfuhr von Bedeutung tft, ergibt jich dagegen aus ber 
Behandlung des Beredelungsverfehrs in Dejterreich, zunächſt hinfichtlich 
derjenigen Waaren, welche behufs Veredelung (Einfuhr oder Ausfuhr) ange: 
meldet find, aber in Folge geänderter Beitimmung im den freien Verkehr treten 
bezw. im Ausland bleiben. Während ſolche Waaren im Dejterreich bei den 
Nachweiſungen über Veredelungsverkehr fortgeführt werden und in den Ein: 
und Ausfuhrziffern des Spezialhandel3 nicht enthalten find, werden diejelben 
bei ung von dem Veredelungsverfehr abgejegt und dem Spezialhandel zuge 
ihrieben. Dem öjterreichiichen Spezialhandel entgehen hier bedeutende Waaren- 
Mengen und Werthe: im Jahre 1897 — der bezügliche Band 3 des Jahr: 
ganges 1898 liegt noch nicht vor — find gegenüber dem Gejammteingang 
zur Veredelung von 2,336,130 dz jowie Schiffen von 20 Tonnen Tragfähig- 
feit, zujammen im Werthe von 27,877,096 Gulden verzollt: 542,761 dz ſo— 


') m Jahre 1898 betragen die Eingänge auf Niederlagen und Konten rund 4", 
die Abgänge in den freien Verkehr rund 3'/s, die Abgänge in das Ausland fait 1 Million 


Tonnen 
3 Dies geſchieht erſt ſeit 1894. Die Zugänge find wicht geht bedeutend; 1897 (Bd. 3, 


S. 236 u. 246) in der Einfuhr: 6613 dz und 898 Stüd — 824,250 fl.; in der Ausfuhr: 
4086 dz, 8173 Stüd und Schiffe von 879 Tonnen — zuſammen == 1,228,914 fl. 
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wie Schiffe von 20 Tonnen Tragfähigkeit zufammen im Werthe von 4,726,130 
Gulden; ferner gegenüber der Gejammtausfuhr zur Veredelung von 6359 dz 
im Werthe von 138,173 Gulden im Auslande verblieben: 1109 dz im Werthe 
von 4729 Gulden. Endlich ift noch darauf hinzuweiſen, daß im öfterreichijchen 
Beredelungsverfehr nicht ermittelt wird, ob die Veredelung im Inlande auf 
Rechnung eines Inländers oder Ausländer erfolgt iſt. Demgemäß findet 
auch nicht wie bei ung jeit 1897 eine Zurechnung der auf Rechnung eines 
Inländers im Inlande erfolgten Beredelung (Einfuhr und Ausfuhr) zum 
Spezialhandel ftatt. 

Außer den erörterten Unterfchieden ift hier noch ein anderer Punft von 
großer Bedeutung: inwiefern e8 bei dem Waarenverfehr mit zollfreien Gütern 
durch die ftatiftiichen Ermittelungen gelingt, diejenigen Waaren, die ein- und 
wieder ausgeführt werden, jofern fie nicht in den Eigenhandel des Inlandes 
übergehen, ald Durchfuhr zu erfennen, und fomit zu verhindern, daß jie in 
den Spezialhandel als Einfuhr und Ausfuhr aufgenommen werden. Bekannt: 
lich ift diefe Aufgabe jehr jchwierig, weil eben nad) Ablaffung jolcher Waaren 
zur Einfuhr jede amtliche Kontrole aufhört und die Richtigkeit der Anmeldungen 
m dieſer Hinficht bei der Ausfuhr nicht geprüft werden fann. Es ift deshalb 
von erheblicher Bedeutung, wenn in einem Lande eine ftatiftijche Gebühr ein: 
geführt ift, welche die Ein- und Ausfuhr trifft, dagegen die Durchfuhr frei 
läßt, da auf dieſe Weije immerhin für die Handeltreibenden ein Interefje ge: 
geben ift, Durchfuhrgüter als jolche zu erklären. In diefem Sinne bejteht 
nun, wie oben jchon gejagt ift, auch in Dejterreich die ftatiftiiche Abgabe, jedoch) 
nicht in Ungarn, Bosnien und der Herzegowina. Im Deutichland ift mun 
diejer Einfluß der ftatiftijchen Gebühr noch dadurch gefördert, dab der Nach— 
weis unmittelbarer oder mittelbarer Durchfuhr noch nach erfolgtem Eingang 
in den freien Verkehr durch Vorlage der Korreipondenzen oder auf jonjtige 
Weiſe geführt werden kann, und im zutreffenden Falle die Wiedererftattung 
der bei der Einfuhr gezahlten jtatijtiichen Gebühr zur Folge bat. Denn es 
gilt al3 mittelbare Durchfuhr, wenn die Güter, ohne in den Eigenhandel des 
deutjchen Zollgebiet3 übergegangen zu jein, umjpedirt jind oder vorübergehend, 
aber nicht länger als 30 Tage im freien Verkehr gelagert haben. Eine ähn: 
liche Vorjchrift beiteht in Dejterreich nicht, vielmehr erfennt die amtliche Statiftif 
die Zurechnung gewiffer Durchfuhrgüter zur Ein- und Ausfuhr mit folgenden 
Worten an: „Solche das üjterreichiich-ungariihe Zollgebiet tranfitirenden 
Waaren jedoch, welche ſowohl in der Einfuhr ald auch in der Ausfuhr un— 
bedingt zollfrei find, werden im Allgemeinen nicht dem zollamtlichen Durch— 
fuhrverfahren unterzogen, daher häufig auch jtatijtiich nicht als Durchfuhr, 
jondern als Einfuhr und Ausfuhr im freien Verkehr angemeldet, und erjcheinen 
dann in den handelsitatistiichen Publikationen im Spezialhandel inbegriffen.“ 
Da es ich übrigens bei dieſem Punkt doc nur um zollfreie Waaren handelt, 
erjcheint e8 immerhin von Interejje, auf den Antheil der unbedingt zollfreien 
Güter an dem Waarenverfehr des öfterreichiich-ungarischen Zollgebiet3 Hinzu: 
weijen. Die Einfuhr unbedingt zollfreier Waaren im Spezialhandel betrug 
1898: 80,467,760 dz im Werthe von 304 Millionen Gulden, d. 5. dem 
Werthe nad) 37,,°/, der ganzen Einfuhr. Bon dieſen Waaren kommen 
natürlich bei weitem die meisten zum Verbrauch im Zollgebiet, 3. B. find 
darin enthalten fajt 54 Millionen dz Steinfohlen, denen nur eine Ausfuhr 
von 8, Millionen dz gegenüber jteht. Aehnlich verhält e8 ſich mit der in 
großer Menge darin enthaltenen Wolle und Baumwolle. Aber es bleibt doc 
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eine jehr beträchtliche Ausfuhr jolcher in der Einfuhr zollfreier Waaren, 3. 8. 
noch bei außereuropäiichem Werkholz, Jute, Apfelfinen, Kofosnüffen u. v. a., 
welche die große Bedeutung des hervorgehobenen Punktes erkennen läßt. 

Außer den genannten Nachweilungen iſt in der öfterreichiichen Statijtif 
eine Kombination von Spezialhandel 4 Veredelungsverfehr üblich, während 
von einem „©eneralhandel“, mworunter einige Statiftifen die Durchfuhr mit 
der Ein- und Ausfuhr zujammenrechnen, in den Veröffentlichungen des Handel3- 
minifteriums ') nirgends die Rede iſt. Die genannte öfterreichiiche Kombination, 
auch als „Geſammt-Verkehr“ bezeichnet, ſteht begrifflich unjerem „Ge: 
jammt:Eigenhandel“ nahe, aber die Zujammenfegung beider deckt fich nicht 
ganz. Denn während die auf Niederlagen verbrachten (vom Auslande ein- 
gegangene) Waaren bei uns al3 „Einfuhr auf Niederlagen und Konten“ un: 
jerem Gejammt-Eigenhandel zugerechnet werden, andererjeit3 aber die von 
Niederlagen und Konten in den freien Verkehr tretenden Güter bei demjelben 
außer Betracht bleiben, find in Defterreich die [egtgenannten Waaren wie im 
Spezialhandel jo auch im Gejammt-Verfehr enthalten, während die Nieder: 
lagegüter bei dem Eingang und während der Lagerung in Deiterreich über- 
haupt nicht ftatiftiich erfaßt werden. ‘Ferner beiteht ein Unterjchied darin, daß 
bei ung die Ausfuhr von Niederlagen und Konten dem Gejammt-Eigenhandel 
zugerechnet wird, während jolche Ausgänge in Dejterreich, wie in der oben 
angeführten Mittheilung der amtlichen Statiftif gejagt ijt, ald Durchfuhr an- 
geichrieben werden. Die Ein: und Ausgänge im DVeredelungsverfehr kommen 
bei ung und in Defterreich in Anja, und da in den öjterreichijchen Nachweijen 
au die aus dem Veredelungsverkehr in den freien Verkehr übergetretenen 
bezw. die im Auslande verbliebenen Waaren enthalten jind, wird der oben 
erwähnte, in dieſer Hinficht zwiichen dem deutjchen und öjterreichijchen Spezial: 
handel beitehende Unterjchied hier ausgeglichen. 

Den Inhalt der endgiltigen Veröffentlichungen ?), worin auch ausführ- 
liche Erläuterungen über die Grundlagen der Statijtif enthalten find, jedoch 
feine Erörterungen über ihre Ergebniſſe ftattfinden, bilden hauptjächlich die 
Nachweise über den Spezialhandel. Schon im Band 1 Theil I, wo die Haupt- 
ergebnifje zufammengefaßt und mehrere bejondere Nachweije (auch über Zoll: 
erträge) aufgeitellt find, umfafjen nur einige Meberfichten den Gejammt-Berfehr, 
die größere Anzahl iſt bejchränft auf den Spezialhandel. Dort ift ferner aus- 
führlich dargejtellt der Antheil des Handels zur See im Spezialhandel und 
Beredelungsverfehr jowie der Verkehr (Spezialhandel, Veredelung, Durchfuhr) 
über die einzelnen öjterreichtichen und ungariſchen Seehäfen. Band 2 iſt aus— 
ſchließlich dem Spezialhandel gewidmet. Die Nachweiſe (Mengen, Einheits— 
werthe, Geſammtwerthe) ſind geordnet nach den Nummern des ſtatiſtiſchen 
Waarenverʒeichniſſes und ſpezialiſirt nach Herkunfts- oder Beſtimmungsländern; 
der Handel zur See iſt beſonders hervorgehoben. Den Summen jeder Nummer 
ſind die bezüglichen Summen aus den letzten 4 Jahren hinzugefügt. Der 
Spezialhandel überhaupt, jowie derjenige zur See in dem Berichtsjahre und 
den letten 4 Vorjahren erjcheint dann zujammengefaßt nach Zolltarifklaſſen 
mit Umterjcheidung der Herkunfts: oder Beltimmungsländer. Endlich folgen 


') Die Statiftifche Zentralkommiſſion pflegt in dem von ihr herausge, ebenen „Deiter- 
reichiſchen Statiftiichen Handbuch“ eine Zufammenrechnung der genannten rt als General: 
handel anzugeben. 

Es find dem Frolgenden zu Grunde gelegt die iüngften —————— Bd. 1 
Th. I und II, ſowie Bd. 2 vom ‚Jahrg. 1898; Bi. 8 von 1 
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einige bejondere Nachweife (wichtige Ein: und Ausfuhr-Waaren) und eine 
Darftellung des Spezialhandeld (Mengen und Werthe) in den jüngiten fünf 
Jahren in jyitematischer Waarengruppirung ohne Rückſicht auf die Verkehrs— 
länder. 


Der Band 1 Theil II betrifft nicht nur den Spezialhandel, ſondern auch 
den Beredelungsverfehr, entipricht alfo der oben als „Geſammt-Verlkehr“ ge- 
nannten Kombination. Zunächſt find durch Zufammenrechnung von Spezial: 
handel und Veredelungsverfehr für die legten 5 Jahre ausgewiejen die Mengen 
und Werthe der „Geſammt-Einfuhr“ und der „Gejanmt-Ausfuhr“, geordnet 
nad) Nummern des ftatiftijchen Waarenverzeihniffee und dann zujammengefaßt 
nach) Klaſſen des Bolltarif3. Es folgen genaue Nachweije, zuerit für den Spezial— 
handel, dann für den Weredelungsverfehr (im Inlande und im Auslande), 
welche nach Berfehrsländern geordnet find und Mengen und Werthe nach den 
Nummern des ftatijtiichen Waarenverzeichniffes und nach den Klaſſen des Zoll- 
tarif8 ausweiſen. 

Der Band 3 enthält den Vormerkverfehr und die Durchfuhr. Der Bor: 
merfverfehr umfaßt 1. die Veredelung, 2. Reparaturen, 3. Looſung, 4. fon: 
jtigen Wormerfverfehr, d. h. betreffend Muſter, Ausftellungsgegenftände, Em: 
ballagen und andere Gegenjtände zum vorübergehenden Gebrauch. Die Nach— 
weije find gejondert als Eingangs: und Ausgangsverfehr, ferner dahin, ob die 
Veredelung im Inlande oder im Auslande erfolgt; auch find Jahresabjchlüjfe 
über den Beftand, Zugang und Abgang diefer Waaren beigegeben. Der Ber: 
edelungsverfehr insbejondere ijt ſowohl nad) WVeredelungszweigen als nad) 
Nummern des jtatiftiichen Waarenverzeichnifjes ausgewiejen. Von der Durch— 
fuhr find die Waarenmengen gemäß dem für dieje Verfehrsart geltenden für- 
zeren Verzeichnifje dargejtellt und jpezialifirt nach den Herkunfts- und wich 
tigen Beitimmungsländern: der Seeverfehr ijt beſonders hervorgehoben und 
die Hauptzahlen aus den legten 4 Vorjahren find hinzugefügt. Dann find 
diefe Mengenangaben zufammengefaßt: 1. ohne Rüdjicht auf die Verkehrs— 
länder nad) Zolltarifklaſſen; 2. ohne eine Waarenbezeichnung nad Herkunfts- 
(ändern mit Berücfichtigung ihrer Beſtimmung und 3. ebenjo nad) Beftim- 
mungsländern mit Berücdjichtigung ihrer Herkunft. In derjelben Weiſe iſt 
jpeziell der Seeverfehr behandelt und endlich find die wichtigeren Durchfuhr— 
waaren mit ihren Verfehrsländern nachgemiejen. 

Im Anschluß an diefe Angaben find hier in der Ueberficht die Haupt: 
zahlen aus dem Sahrgang 1893 zuiammengejtellt, um den Umfang der 
öfterreichifch-ungarischen Nachweilungen und ihre Statistische Gliederung im 
weiteften Rahmen zu veranjchaulichen. Für die genauere Gliederung der Nach 
weile fommen einerjeit8 das jtatijtiiche Waarenverzeichnik, die Zolltarifsflaffen 
und die ſyſtematiſche Gruppirung, andererjeit3 die Herkunfts- und Beſtimmungs— 
länder in Betradt. 

Die jebt, übrigens für die Einfuhr und Ausfuhr nicht gleichmäßig gel- 
tende Waareneintheilung hat fich allmählich entwidelt. In älterer Zeit jchlojjen 
fi die Nachweijungen an die Bofitionen des Zolltarifd an; mit der Seit 
wurden einzelne hauptjächlich, um eine zuverläjjigere Bewerthung zu erreichen, 
erweitert (1866; 1877), aber erit 1879 trat ein vollftändiges (auch einige bis 
dahin nicht in die Statiftif einbezogene zollfreie Waaren mitumfajjendes) ftatijti- 
ches Waarenverzeichniß in Kraft. Mit dem neuen Zolltarif vom 1. Juni 1882 
wurde auch ein neues, in der Zahl der Nummern um 22°/, vermehrtes Ver- 
zeichniß eingeführt und am 1. Juni 1887 abermals um 42°/, vermehrt. Mit 
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der Reform von 1891 ift wiederum ein neues Verzeichniß eingeführt, jedoch 
wegen der nachher gefchloffenen Handelsverträge jchon vom 1. Februar 1892 
ab durch ein anderes erjeßt, welches jpäter einige Menderungen und jeit dem 
1. Januar 1896 eine Vermehrung durch verjchiedene Poſten erfahren hat. Das 
jeßt (für Jahrg. 1898) geltende Verzeichniß weit in der Einfuhr 1309, in 
der Ausfuhr 1143, in der Durchfuhr 237 Nummern auf; dazu fommen in 
Ein und Ausfuhr noch etwa je 15 nachträgliche Theilungen einzelner Num- 
mern; außerdem find gewiſſe Nachweilungen über den Seeverfehr umd über 
die Einfuhr zum vertraggmäßigen Zoll üblich. So genau fich demgemäß auch 
die Waareneintheilung dieſer Statiftif erweift, ift in der That doch feftzuftellen, 
daß nur geringe Webereinitimmung einzelner Nummern mit dem beutjchen 
Waarenverzeichniſſe ftattfindet. Much bei der Zufammenfaffung in Zolltarif— 
flafjen — es gelten in Dejterreich 50, bei und 43 — iſt im diefer Hinficht 
Vorficht zu beobachten, da, troßdem eine Anzahl in der Bezeichnung mit den 
deutichen Zolltarifflaffen übereinstimmt, doch die darunter begriffenen Waaren 
manche, zum Theil jehr erhebliche Unterjchiede zeigen. Die öjterreichiiche 
inftematifche Gruppirung ſſiehe die Weberficht) läßt jofort eine bedeutende Ab— 
weichung aegen die bei uns bis jetzt übliche — 1. Rohſtoffe für Induſtrie— 
zwede, 2. Fabrifate, 3. Nahrungs: und Genußmittel, Vieh, 4. Edelmetalle’) 
m erkennen; auf die Einzelheiten derjelben einzugehen, würde bier zu weit 
ühren. 

Was endlich die Herfunfts: und Beitimmungsländer betrifft, die feit der 
Reform von 1891 an Stelle der früher angegebenen Grenzitreden des Waaren- 
überganges getreten find, jo ift die eigenthümliche Bedeutung derjelben in der 
öfterreichiichen Statiftif hervorzuheben. Vorher ift zu bemerfen: es find im 
aanzen 52 Länderbezeichnungen zuaelalien, davon entfallen 24 auf Europa, 
7 auf Afien, 8 auf Afrifa, 11 auf Amerifa und 2 auf Auftralien. In Europa 
jind auch die FFreigebiete von Trieft und Fiume genannt, jedoch dürfen dieſe 
nur angemeldet werden, wenn den Anmeldenden das urfprüngliche Herkunfts— 
oder das wirkliche Konjumtionsland unbekannt ift, und eines dieſer Freigebiete 
den legten dem Anmeldenden befannten Verjendungsort bildet. 


Neben dem Deutichen Reich (einjchlieglih Luxemburg) find genau die 
„Sreibezirfe“ Hamburg und Bremen, was allerdings dem deutjchen VBorjchriften 
infofern nicht Rechnung trägt, al8 bei ums zu unterfcheiden find: 1. die als 
Zollausschlüffe geltenden „Zreihafengebiete Hamburg, Eurhaven, Bremer: 
haven und Geeftemünde”, welche, jofern fie als jelbjtändige Handelsgebiete in 
Betracht kommen, als Herkunfts- oder Beltimmungsländer anzugeben find: 
2. die als Freilager einen Beitandtheil des Zollgebietes bildenden „Freibezirke“, 
welche jeit längerer Zeit jchon in Bremen und Brafe bejtehen und neuerdings 
in Neufahrwaffer und Stettin eingerichtet find. Diefe werden al3 Herfunfts- 
und Beitimmungsländer nicht genannt; es finden vielmehr die VBorjchriften über 
Niederlagen finngemäße Anwendung. 


Wie fich gemäß den Nachmweifungen der Verkehr mit den öfterreichijch- 
ungarijchen und bdeutichen Freigebieten geitaltet, fann aus folgenden Ziffern 
des Spezialhandel3 (ohne Edelmetalle) entnommen werden: 








1) Siehe: Statiftifches Jahrbuch für das Deutfche Reich und bie Syſtematiſche Grup- 
pirung am Schluß des 2. Halbbandes der Jahresnachweiſe über den auswärtigen Handel 
des Deutfchen Reichs. 
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— Einfubr Ausfuht 
Jahr 1898 1000 Werthe: 1000 | Werthe: 
dz 1000 Fl. ſoä dz 1000 FL! 
außer den in Stüden und Tonnen angegebenen 
von bezw. nad: Mengen 
Freigebiet Trieft -. .» » » .» - 35 179 | 0,02 362 3357 | O0, 
Frreigebiet FFiume . . .» . . . 9 0,00 3 50 0,0: 
Deutiches Rihb  - .... 70866 | 281764 | 34,7 | 133437 | 388279 | 48, 
‚rreibezirt Hamburg. . . .. 10 231 | 0, 998 | 30993 | 3m 
rreibezirt Bremen . . . . - 11 26 | 0,0 12 1180 | 0. 
Summe aller Länder . . . . | 106 689 | 819801 | 100 | 167104 | 807622 | 100 








Es ijt nun vorgeichrieben, „als Land der Herkunft jenes Land anzu: 
melden, aus welchem die Waare oder der Gegenitand urſprünglich heritammt. 
Iſt dieſes Land der anmeldenden Partei unbekannt, jo ift jenes Land, aus 
deſſen Handel die Waare oder der Gegenitand herfommt, und falls auch dieſes 
fegtere von der anmeldenden Partei nicht angegeben werden könnte, jenes Land 
anzuführen, in welchem die Waare oder der Gegenjtand für die Einfuhr nad) 
dem öfterreichifch-ungarifchen Zollgebiete aufgegeben wurde. Bei der Wieder: 
einfuhr im Veredelungs- und Neparaturverfehr ift ald Land der Herkunft jenes 
anzumelden, in welchem die Veredelung oder Reparatur vorgenommen wurde; 
bei der Wiedereinfuhr in den jonftigen Fällen des Vormerfverfehrs aber jenes 
Land, welches beim urjprünglichen Austritte der Waare als Beitimmungsland 
angegeben worden war.“ 

„AB Land der Beitimmung ift jene® Land anzumelden, für deſſen 
Konfum die Waare oder der Gegenstand beftimmt iſt. Iſt das Konſumtions— 
land dem Anmeldenden unbekannt, jo ift jene® Land zu bezeichnen, welches 
das Ießte, dem Aufgeber befannte Ziel der Verjendung bildet. Wird in 
letzterem Falle das eigentliche Konjumtionsland dem Anmeldepflichtigen jpäter 
— ſo hat er hierüber eine gebührenfreie Nachtragsanmeldung zu er— 
tatten.“ 

Hiernach enthalten ſowohl die öſterreichiſchen Vorſchriften über das Be— 
ſtimmungsland einen Unterſchied von den deutſchen, wonach das Land, in 
deſſen Handel die Waare übergeht, ermittelt werden ſoll, als auch der Grund— 
jag, als Herkunftsland in eriter Linie das Uriprungsland zu erfaflen, einc be— 
merfenswerthe Abweichung von unjerer Statiftit darstellt. Dieſe ift durchaus 
beftrebt, da8 Land, aus dejjen Eigenhandel die Waare ſtammt, zu nennen, 
verlangt deshalb auch, wenn ein Kommiſſions-Verkauf vorliegt, das Land der 
Niederlafjung des eigentlichen Verkäufers anzugeben, und wenn auch Dieles 
nicht befannt ift, wird als jolches das Urſprungsland vermuthet. So deutlich 
num hier der Unterjchied in den Grundſätzen hervortritt, dürfte doch feine 
praftiiche Bedeutung einzufchränfen jein. Denn jedenfall® macht der Direfte 
Bezug von Erzeugnifjen der Nachbarländer oder über See, wobet Urſprungs— 
fand und Handelsland zujammenfallen, den größten Theil der öfterreichijch- 
ungarischen Statiftif aus; jofern aber die Waaren mittels Zwijchenhandels 
eingehen, gelingt es offenfichtlich in bedeutendem Maße nicht, das Urjprungs: 
fand für die Statiftif zu ermitteln, ift alfjo das Dandelsland zu nennen. Um 
dies zu beftätigen, fann darauf hingemwiejen werden, wie viel von der zu Lande 
erfolgenden Einfuhr außereuropäijcher Erzeugnifie doch europäiichen Ländern 
zugejchrieben ift. Der Spezialhandel 1898 ergibt 5. B. Folgendes, wobei die 
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in () gejegten Zahlen = 1000 dz zu verftehen find. Bei roher Baummolle 
jind für mehr als '/, (231) europäiiche Länder genannt, für die Einfuhr von 
fardätichter Baumwolle (10,,) fait nur Deutichland. Kaffee geht überwiegend 
zur See ein (378), von der Einfuhr zu Lande (58) entfallen auf europäijche 
Länder 2869 dz; England jteht unter allen Herfunftsländern an vierter Stelle. 
Bei Kafaobohnen und Schalen (überh. 12,,) fällt von der Einfuhr zu Lande 
*/, auf europätiche Zänder (1,0). Reis geht im Spezialhandel hauptjächlich 
geichält ein (213), davon '/, bis '/, von England und Deutichland. Bei 
Balmenfern- und Kokosnußöl (88,,) fteht Deutichland (54,,) an eriter Stelle, 
dann folgt Britijch Indien (15,,), dann Frankreich (10,). Bei Baummoll- 
jamenöl (167) folgt auf die Vereinigten Staaten (151) jogleih England (8,,), 
dann die Niederlande (4,,). Bei außereuropäiichem Werkholz (137) entfällt 
etiva "/, auf europäiſche Staaten; Deutſchland ftcht an zweiter Stelle. Bei 
vielen anderen Waaren wird man ühnliche Ergebnifje finden. 


Die Wichtigkeit der im Vorſtehenden erörterten Unterſchiede tritt jehr 
deutlich in Erjcheinung, wenn Ergebnijfe der Statiftifen zweier Staaten (Boll: 
gebiete) in Bezug auf den gegenjeitigen Waarenaustaufc einander gegenüber: 
gejtellt werden. Solche internationale Vergleiche erheiichen überhaupt große 
Vorfiht und die Beachtung verjchiedener Möglichkeiten, um nicht zu irrthüm— 
lichen Schlußfolgerungen Veranlaſſung zu geben. Bon vornherein it darauf 
hinzuweiſen, daß jchon die verjchiedene Einrichtung der Statiftifen, ebenjo ge- 
wiſſe Verfehröverhältniffe nothwendiger Weije eine beträchtliche Nichtüberein- 
ftimmung zur Folge haben müffen; daß auch eine gewiſſe Nichtübereinftimmung 
unvermetdlich ijt, weil die in dem einen oder anderen Staate ermittelnden Be: 
hörden ganz unabhängig von einander vorgehen, oft auf die Angaben ver: 
ichiedener Perfonen angewiejen find, und bei der nah Millionen zählenden 
Menge von Ermittclungen Irrthümer nicht ausgeichlofjen bleiben fünnen. 
Jedenfalls fann nirgends mehr als eine annähernde Uebereinjtimmung erwartet 
werden, während jelbft große Unterjchiede nicht ohne Weiteres eine Unzuver— 
läſſigkeit des jtatiftischen Dienftes beweilen. Wenn bier endlich einige bei 
jolhen Wergleichen zu beachtende Punkte hervorgehoben werden, fünnen da— 
— alle möglichen Urſachen jener Nichtübereinſtimmung erſchöpft 
werden. 

Schon in Hinſicht auf die Zeit des Waarenverkehrs kann keine völlige 
Uebereinſtimmung erreicht werden, auch wenn man das nämliche Jahr für 
beide Statiſtiken zu Grunde legt. Da zwiſchen den Anſchreibungen in dem 
einem und anderen Staate immer einige Zeit vergeht, werden die Waaren- 
übergänge am Anfang und Ende eines Jahres nicht einheitlich erfaßt. Noch 
mehr al3 im freien Verkehr ift den zeitlichen Unterjchieden Rechnung zu tragen, 
wenn es ſich um Niederlage: oder Beredelungsgüter handelt. 

Die nächſte Frage dürfte fein, welche Kategorie von Nachweilungen zu 
Grunde zu legen ift. In der Regel wird wohl der Spezialhandel aus beiden 
Statiftifen benußt. Aber, wie jchon in Hinficht auf Deutjchland und Dejter- 
reich oben nachgewiefen ijt, wird der Spezialhandel nicht nach überall gleichen 
Grundjägen zujammengejtellt, erfaßt aljo auch nicht genau denjelben Waaren: 
verfehr. Es fann deshalb vorkommen, daß jehr beträchtliche Waarenmengen, 
die in den Spezialhandel des einen gehören, demjelben in dem anderen Staate 
nicht zugejchrieben werden dürfen. Wenn man z. B. bezüglich einer im deut: 
hen und öſterreichiſchen Zolltarif gleihmäßig überjchriebenen Klaſſe „Eijen 
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und Eiſenwaaren“ die Ergebnifje aus dem Spezialhandel (1898) beider Ge— 
biete einander gegenüberjtellt, nämlich: 
1000 dz 
Ausfuhr nach Defterreih-Ungarn gemäß 
der deutjchen Statiftift . . . . . 1146, 
Einfuhr vom Deutfchen Reich gemäß der 
Öjterreichifcheungarifchen Statiftif. . 965, 


jo weiſt unjere Ausfuhr ein bedeutendes Mehr auf, aber es wäre überjehen, 
daß Defterreich behufs Veredelung im Inlande 220,987 dz Eijen und Eijen- 
waaren, d. h. noch etwas mehr als der Unterjchied der obigen Zahlen, ein- 
geführt Hat, die dort nicht im Spezialhandel, jondern im Beredelungsverfehr 
angejchrieben find, währen die bezügliche Waarenausfuhr bei uns im freien 
Verkehr erfolgt, aljo dem Spezialhandel zugerechnet ift. Die Veredelungen im 
Auslande find ja in den Beziehungen zwijchen Deutichland und Dejterreich- 
Ungarn beiderjeit3 gering, jedoch müffen die bezüglichen Waaren immer in dem 
—* Lande im Veredelungsverkehr, in dem anderen im Spezialhandel er— 
ſcheinen. 

Unter einem anderen Geſichtspunkte: die geſammten über die Grenze 
gehenden Waarenjendungen — natürlih ausjchließlih der unmittelbaren 
Durchfuhr, die feine hier in Betracht fommende wirthichaftliche Bedeutung 
hat — zu erfafjen, fann etwa unjer Gejammt-Eigenhandel der öfterreichijchen 
Kombination Spezialhandel + Beredelungsverfehr („Gejammt-Berfehr“) 
Be werden. Man erhält alsdann im Wllgemeinen folgende 

iffern : 





Dentfäe ‚Gtetifit | Deferreidiic-ungerifge Statiftif 
(Geſammt⸗Eigenhandel) (Spezialbandel Veredelungsverlehr) 
1000 dz 
Einfuhr von Oeſterreich-⸗Un⸗ Ausfuhr nad dem Deutichen 
— en an 136 103 183 677 Rei f 
Ausfuhr von Defterreich-In- Einfuhr von dem Deutichen 
BRER.. a 74 025 71110 eich 


Die Bergleichbarfeit dieſer Kategorien von Nachweilungen wird jedod) 
durch die Berfthiebenheit der oben erörterten Behandlung des Niederlagever- 
fehr8 bei uns und in Dejterreich:Ungarn beeinträchtigt. Außerdem übt ſowohl 
auch dieje Gegenüberftellung als auch auf die des Spezialhandels der Umſtand 
Einfluß, dab, wie oben erörtert ijt, die Durchfuhrgüter zumeilen nicht als 
jolhe zu erfennen und von der Ein- und Ausfuhr zu trennen find. In jolchen 
durch die Verfehrsverhältnifje bedingten Fällen jpielt dann auch noch die 
Bedeutung der Beitimmungsländer eine Rolle. Wenn 3. B. einem öfterreichi- 
ichen Abjender das Land, für dejjen Verbrauch die Waare beftimmt ift, un: 
befannt, vielleicht aus Handelsinterejje nicht mitgetheilt ift, und er nur als 
Biel der Sendung Deutichland kennt, jo wird die Sendung in Dejterreich als 
Ausfuhr nach dem Deutjchen Reich angejchrieben, bei uns dagegen, jofern jie 
während des Transport3 oder innerhalb 30 Tagen (jiehe das oben Bemerkte) 
weiter in das Ausland jpedirt wird, als Durchfuhr. Der umgekehrte Fall 
(Ausfuhr bei ung = Durchfuhr in Dejterreich-Ungarn) dürfte in der That 
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tveniger häufig vorfommen; übrigens kommt dabei in Betradht, dag Waaren, 
die von uns zunächſt in den öſterreichiſchen Eigenhandel übergehen, jelbjt dann 
als Ausfuhr nach Defterreich anzujchreiben find, wenn dem deutjchen Abjender 
befannt wäre, daß diejelben für den Verbrauch, aljo zur Weiterfendung an ein 
drittes Land bejtimmt find. 

Die erörterten Umſtände können Einfluß üben, auch wenn derjelbe in den 
allgemeinen Zahlen nicht hervortritt, wie 3. B. oben zivar die deutjche Aus: 
fuhr, nicht aber die öjterreichiiche gegen die ihr gegenüberftehende Einfuhr 
überwiegt. Denn wenn man verjucht, bei dem Vergleich wenigſtens hinfichtlic) 
derjenigen Bolltarifflajjen, die in dem deutjchen und im dem öſterreichiſch— 
ungarijchen Tarife gleichmäßig überjchrieben find, ins Einzelne zu gehen, jo 
ergibt ji), daß bei mehreren Klaſſen die öjterreichijchen Ausfuhrzahlen jehr 
bedeutend höher find als die deutjchen Einfuhrzahlen, nämlich: 








Glas und Eifen und | Papier und 


Bei l: Spezialhandel + Veredelungsverkehr Glaswaaren Eiſenwaaren Papierwaaren 
1000 dz 


Bei 2: Gejammt-Eigenhandel 





1. er ug. u Statiftif: Ausfuhr nach dem 

Deutihen Ride - - - - - 22.0. . 108,: 132,» 180,s 
2. Deutiche Statiftil: Einfuhr von Deiterreidy- 

BRIRE : a a m a ne 54, 105. 158,3 


Nah) den vorausgejchidten jtatiftiich-technijchen Erörterungen, der oben 
angeführten Bemerkung der öfterreichiichen ftatiftiichen Behörde und den dies— 
jeitigen Beobachtungen fann für wahrjcheinlich gelten, daß der Ueberſchuß der 
öfterreichischen Ausfuhrzahlen hauptjächlich damit zu erklären tft, daß ich die 
bezüglichen Waaren in Deutjchland als Durcjfuhrgüter herausgeftellt haben. 
Die einzelnen Nummern der genannten Zolltariftlafjen find nun wegen der 
ungleichen Eintheilung im deutjchen und öfterreichiichen Waarenverzeichnifje 
nicht vergleichbar, aber wenn man die großen Poſten der öjterreichiichen Aus- 
fuhr durchmuftert und andererjeit3 in unjerer Statijtif!) als Durchfuhrgüter 
von Oeſterreich findet: über 50,000 dz Hohlglas und über 168,000 dz in 
einer Sammelnummer für Glas und Glaswaaren; ferner an Stabeijen, Eijen- 
blehen und groben Eijenwaaren über 61,000 dz und an Bapier-Material, 
Pad: und anderem Papier über 120,000 dz, jo ift far, daß, jofern über- 
haupt unjere Durchfuhritatijtif die oben ausgejprochene Vermuthung bejtätigen 
fann, dies auch der Fall ilt. 

Die Bedeutung der Angaben über Herkunfts- und Beitimmungsländer 
für dieſe Vergleiche ift oben jchon berührt, und es braucht hier unter Hinweis 
auf die früheren Erörterungen nur an die Hauptpunfte erinnert zu werden. 
Bei Waaren, die von Deujchland aus über die deuijchzöfterreichiiche Grenze 
gehen, gilt nach unjerem — für eine Handels: Statiftif gewiß zutreffenden 
— Berjahren das Land, in dejjen Handel fie übergehen jollen, als Bejtim- 
mungsland, in Dejterreich-Ungarn wird deren Herkunft in eriter Linie nach 
dem Urjprungsland, erjt in zweiter nach dem Handelsland beftimmt. Im 
umgekehrten Fall, für die Waaren, die aus Dejterreich fommen, gilt bei uns 
das Handelsland als Herkunftsland, während in Oeſterreich in erjter Linie 


") ©. auch die Berichtigungen zu Bd. 123 in den monatlihen Nachweiſen über den 
auswärtigen Handel, Februar 1900 & 2. 
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das Verbrauchsland, in zweiter das legte befannte Ziel der DVerjendung für 
ihre Bejtimmung gilt. Demgemäß ijt Har, daß in beiden Statijtifen nicht 
überall die nämlichen Waarenübergänge als deutjch-öjterreichijcher Verkehr aufs 
gezeichnet werden. Bei der Bolltarifflajje „Baumwolle und Baummwollwaaren“ 
fann 3. B. auffallen, daß die Ausfuhr bei uns (345,200 dz) viel höher er: 
ſcheint als die Einfuhr in Defterreich (282,800 dz), wobei — wie überhaupt 
im Folgenden — die den oben genannten (deutjcher Gejammt-Eigenhandel; 
öſterreichiſchungariſcher Spezialhandel + Beredelungsverfehr) entjpredjenden 
Zahlen angejegt find. Man findet nun den größten Theil diejes Unterjchiedes 
jhon in dem Boten „rohe Baumwolle“ wieder (263,442 dz: 213,859 dz) 
und e3 darf als wahrjcheinlich gelten, daß bei der in Dejterreich weniger ver: 
zeichneten Menge das Urjprungsland bekaunt geworden ift, und diejelbe diejem, 
nicht dem deutjchen Reich zugejchrieben iſt. 

Noch ijt in Hinficht auf die Verfehrsländer deren für die Statijtif in 
Betracht fommendes Gebiet (Zollgebiet, Zollausjchlüfje, Freibezirfe) zu beachten, 


Statiftil 1898 ⸗ t 1898 
ae ——— 


Diengen | Mengen 
in in 
1000 dzf 1000 q 











Ausfuhr nach Deiterreid» Ungarn 


Einfuhr vom Deutihen Reich 


Steinfoblen - - -» » 000.0. 661| 51938 | Steintohlen und Brikets daraus 
0 RE ER 5982] 5676| Koks und Britets daraus 
Braunloblen-. - » 2» 22220. 197 168 | Lignite, Brauntohlen und Brifets 
daraus 

Zink, rohe 160 189 Zint, roh, aud alt, gebrochen und 
Bruchzint, auch Bintabfälle 6 ) und in Abfällen 
Kupfer, vobe8 ». ». 22.2.» 45 
Kupfer und andere Scheidemüngen, 56) Kupfer, roh, auch alt gebrochen und 

Bruchkupfer, Abfälle... . - 5 in Abfällen 
Se Fe a 562 561) Roggen 
2 386 339 eizen 
Rindshäute, grüne und gefalzene . 41 42 en rob, grüne und ge 

alzen 

Nindshäute, gelallte und trodene . 15 14 Nindshäute, rob, gekalkt und troden 

Einfuhr von Oefterreih-Ingarn Ausfuhr nad dem Deutihen Reich 
Braunkohlen... ei 84501] 83219| Brauntohlen — 
Steinkohlen 62811 5790| Steinkohlen wie oben 
ee ee 307 339 | Koks 
ME a em er ee 2967] 2889| Gerite 
JJ 978 951 | Mal 
Def. Hopfenmehl, Brauertannin 22 27 ne auch Dopfenmehl 
Gier von Geflügel; Eigelb. . - - 477 759 | Geflügeleier 

Stüd Stüd 

2 ET 44 140| 46 631) Ochſen 
Jungoieh bis zu 2'/ Jahren 80 456 | 24823 | Yungvieh 
2 BR RE ER EEE 2125] 3413| Stiere 
Kälber unter 6 Wodhen . . . . » 9696] 9699| Kälber 
RE A a re er 34403] 34196 | Kübe 

1000 dz] 1000. q 
Bier in Fällen . 2.220. 663 657 | Bier und Meth in Fäſſern 
Rohe Bettfedven -. ». 22.2... 83 48 | Rohe Bettfedern 
Kalbfelle, grün und gefalzen . . . l,s 1,5| Kalbfelle, roh, gelalzene 
4 gelalft und troden . . -» 25 26 5 „  trodene 

17 FE ı 1022] 1043| Sleie 
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wovon bezüglich der deutichen und öſterreich-ungariſchen Statijtif jchon oben 
die Rede war. 

Endlich joll hier noch auf die Schwierigfeiten hingewieſen werden, die den 
erörterten Bergleichen in Folge der verjchiedenen Waareneintheilung und Be 
zeichnung entgegenftehen. Diejer Fall ift jelbit bei einfachen Stoffen (Rohe 
material) oft, in der Regel bei Halb» und Ganzfabrifaten vorhanden. Ihre 
Klaſſifizirung wird eben in erjter Linie durch die Sollintereffen beftimmt. Eine 
Anzahl von Bolltarifklaffen haben zwar im deutfchen und öſterreichiſch-ungari— 
hen Zolltarif die gleiche Weberjchrift, dennoch darf nur angenommen werden, 
daß in der Hauptiache dieielben Waaren darunter fallen, bei einigen Klafjen 
z. B. „Stroh und Bajtwaaren“, „Abfälle* würde auch dieſe Annahme nicht 
zutreffen. Nur mit diejem Vorbehalt find überhaupt die bisher erfolgten 
Gegenuberitellungen von Zolltarifflajjien zu verstehen. Andererſeits erleichtert 
ja eine jolche — Seh gleichartiger Waaren eine Borjtellung von 
dem wirklichen Ergebnifje einer Gegenüberftellung des deutjch-öfterreichiich- 
ungarischen Verkehrs gemäß den beiderjeitigen Statiltifen. Deshalb jollen hier 
noch die Ziffern eimiger bisher nicht genannter Klaſſen angeführt werden; 
außerdem find in der Ueberficht ©. 253 die Ergebnifje für eine größere Ans 
zahl etwa vergleichbarer und zugleich in dem deutſch-öſterreichiſchen Verkehr 
wichtiger Waarenarten genannt. 

Die folgenden Zahlen jind immer = 100 dz zu verjtehen; ihre Bedeutung 
it nur bei dem erjten Beiſpiel angegeben, jpäter in gleicher Reihenfolge die— 
jelbe: Wolle und Wollwaaren: Ausfuhr nach Defterreich gemäß der deutjchen 
Statijtit (A) = 160,,; Einfuhr vom Deutjchen Reich gemäß der öfterreichi- 
ihen Statiftif (E) = 176,,; Einfuhr nach der der deutjchen Statiftif (E) = 
60,5: Ausfuhr nach der öjterreichiichen Statiftit (A) = 56,,. Seide und 
Seidenwmaarn: A = 3,: E=4,;, E= 2,: A = 4, Leder ımd 
Lederwaaren; A = 26,: E= 236,; E=9,: A = 13, TÜhonmwaaren: 
A = s697,: E= 869,; E = 402,: A = 399,,.. Literariiche und Kunjts 
gegenitände: A = 68,: E = 69,; E = 20,: A = 21... 


Anbang. 
Die bejondere Handelsftatiftit Ungarns nnd Oeſterreichs. 


Die oben bereits erwähnte ungarische Statiftif, veröffentlich in den „Un: 
gariſchen Statijtiichen Mittheilungen” als „Auswärtiger Handel der Länder 
der ungarifhen Krone“, zulegt in Band für das Sahr 1897, iſt insbe 
jondere deshalb eine bemerfenswerthe Erjcheinung, weil die Ermittelungem 
nicht an den Zolldienſt angeichlojjen jind. Obwohl dieſe Statiftif den ge 
jammten Außenhandel Ungarns zum Gegenstand hat, ift doch ihr bejonderer 
Zwed, den Handelöverfehr mit Dejterreich zu erforjchen, dem gegenüber die 
Bollichranfen bereit3 gefallen waren, al3 dieſe Statiftit eingerichtet wurde. 
Ihre Gejchichte beweilt die großen Schwierigkeiten von Ermittelungen, die nicht 
an den Zolldienjt angejchlofjen jind. Man hat jtatt defjen Erhebungen mit 
Hilfe der BVerfehrsunternehmungen, die den Handelsverkehr hauptiächlich be- 
jorgen, Eijenbahnen und Schiffahrt, vorgenommen. Die Ergebnijje der erjten 
Bert (1868 bis 1874) find jehr unzuverläjfig geblieben und die Erhebungen 
eine Zeit lang ausgejegt. Auf's Neue wurde dann die Statiftif durch ein 
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Geſetz vom Jahre 1881 eingerichtet, den Eiſenbahnen und Schiffahrts-Unter— 
nehmungen dabei die Verpflichtung auferlegt, über jede von dem Auslande 
eintreffende und über jede nach dem Auslande aufgegebene Waarenjendung 
ein Zählblatt (Deklaration) mit Angaben über den Aufgabe: und Beſtimmungs— 
ort, den Inhalt, die Menge und den Werth der Sendung auszuitellen und 
dem „Ungariichen Statiftiichen Bureau” behufs Bearbeitung der Statijtif ein- 
zujenden. Binfichtlih der in Ungarn aufgegebenen Sendungen wurde der 
Aufgeber zur Anfertigung der Deklaration verpflichtet, während die Beichaffung 
diefer Angaben bei den ın Ungarn eintreffenden Sendungen damals den Trans 
portunternehmungen überlafjen blieb, und erft jpäter der Empfänger verpflichtet 
worden it. In der Folge iſt die Einrichtung der Statiftif fajt von Jahr zu 
Jahr verbejjert, erweitert oder zuverläjjiger gejtaltet, wie ausführlich im Jahr: 
gang 1895 der Statijtif (Bd. 14 der Ung. Stat. Mittheilungen) gejchildert 
it. So wurde namentlich jehr bald (1883) an Stelle der „volljtändig un- 
verläßlichen” Werthangaben der Parteien eine Bewertung durd eine er: 
manenz-Kommiſſion nach dem Borbilde der Wiener eingeführt, in die Fachleute 
aus Handel und Gewerbe berufen werden. Ferner wurde der Pojtverfehr 
einbezogen (Deflarationen, Frachtbriefe) und gleichzeitig (1884) die längs der 
Grenze nad) Serbien und Rumänien wirkenden Kontumazanjtalten und Gin: 
trittöitationen verpflichtet, für die Zwede der Statiftif Daten zu liefern, womit 
die Datenjammlung auch auf einen Theil des Straßenverfehrs ausgedehnt üt. 

Die bedeutendjten Reformen find durch ein Gejeg von 1895 (in Kraft 
jeit 1. Juli 1895) eingeführt, woran eine völlig neue Herausgabe der Aus: 
führungs-Berordnungen (21. Juni 1895) fich angejchlofien hat. Das Geſetz 
Schreibt namentlich; den Inhalt der Anmeldungen aufs Neue vor und jichert 
ihre Zuverläffigfeit durch Strafen; das Einzelne ift in den Verordnungen be 
ftimmt. Die Angabe der Waaren joll demgemäß nicht mehr nach einem Ber: 
zeichnijje erfolgen, jondern nach ihrem „gewöhnlich gebräuchlichen Namen“, 
bei Indujtrieartifeln auch das Material, die Qualität und VBerwendungsart 
erfichtlich gemacht werden. Die Menge ift — einige Angaben nah Stüdzahl 
ausgenommen — ftets in Kilogrammen, brutto, einzutragen. Ferner iſt der 
Name des Landes anzugeben, „auf dejjen Gebiet der Urjprungs- bezw. Be— 
jtimmungsort gelegen ijt“ oder, wie die Ausführungs-Verordnung jagt: „als 
Urſprungs- und Beitimmungsländer find jene Länder zu verjtehen, auf deren 
Gebiet jener Ort liegt, woher die Sendung urjprünglich ftammt oder wohin 
diejelbe eigentlich bejtimmt it“. Die Berpflichtung zur Ausftellung der auf 
DBlanfetten, die mit 10 Heller-Stempel verjehen find, zu fchreibenden Anmel: 
dungen liegt dem Aufgeber bezw. Mdrejjaten in Ungarn ob. 

Bon ıhrer Seite find jedoch „nicht jelten abjichtliche Verdrehungen und 
faliche Fatirungen vorgefommen“ (j. auch ©. 24 a. a. D.). Deshalb hat das 
Geſetz von 1895 eine Geldjtrafe von 2—100 Kronen fejtgejegt, wenn jemand 
wifjentlich eine unwahre Daten enthaltende Deklaration übergibt. Die Eijen: 
bahn- und Scifffahrt3-Bedienteten jind verpflichtet, die Waarendeflarationen 
zu prüfen, und das Ungariiche Statiftiiche Bureau übt wiederum über die jtati- 
jtiiche Datenfammlung eine Kontrole aus durch hinausgeſchickte Beanıte und durch 
jeine jtändigen Erpofituren. Eine jtatijtiiche Gebühr, die bei dem Eijenbahn: 
und Scifffahrtsverfehr erhoben wird, bezwedt, die Koften der Statiftik zu 
deden; jie it 1895 erhöht auf 10 Heller für die Anmeldung. Noch iſt eine 
Maßnahme bemerfenswerth, um Durchfuhrwaaren, die jedoch zunächſt nad 
Ungarn gejandt jind, als jolche zu erfaſſen. Es jind nämlich vorläufige Er- 


. 
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Härungen (auf gebührenfreien Blanketten) eingeführt, wenn vom Auslande 
fommende Waaren mit einem neuen Frachtbrief weiterbefördert werden. Dieje 
jind doppelt einzureichen ; die eine bleibt zur Kontrole zurüd, die andere be: 
gleitet die Weiterjendung und wird erjt im Fall des Verbleibs der Waaren 
in Ungarn durch eine endgiltige Anmeldung erjegt. 

Die Einrichtung der ungarischen Nachweije iſt einfach; fie find geordnet 
einerſeits nach Zolltarifklafjen oder Untergruppen und Waarengattungen, ans 
dererjeit8 nach Verkehrsländern, deren 63 unterjchieden find. Demgemäß ijt 
für jedes Land der Waarenverfehr nach Tarifklaſſen, jodann find bei jeder 
— J— die Verkehrsländer angegeben. 

Neuerdings hat nun die ungariſche Statiſtik wiederum einige Veränder— 
ungen erfahren in Folge der jet dem 1. Januar 1900 eingeführten öfter: 
reichiſchen Zwiſchenverlehrsſtatiſtil. Dieje bezweckt nicht den geſammten Waaren: 
verfehr Dejterreichg, jondern lediglich denjenigen mit Ungarn fejtzuftellen, was 
ja allerdings umgefehrt auch dem Hauptzwed der ungarifchen Statiſtik ent- 
Ipricht. So ift ein Uebereinfommen zwijchen Deiterreich und Ungarn zu Stande 

efommen, um dieje Erhebungen unter beiderjeitiger Mitwirkung zu bewerf- 
ſtelligen. Diejelben jind beichränft auf den Verfehr mit Eijenbahnen, Dampf: 
ſchiffen auf Binnengemwäjlern, der Poft und auf den Geeverfehr und jollen 
derart erfolgen, daß bei der Aufgabe jolcher Sendungen von Defterreih nach 
Ungarn oder umgefehrt Waarenerflärungen in zweifacher Ausfertigung abzu— 
geben jind, von denen die eine für die Statiitif des Landes bejtimmt ift, von 
mo die Aufgabe erfolgt, die andere die Sendung begleitet und bei deren Ab- 
gabe für die Statijtif der anderen Landes eingezogen wird. Auch find noch 
‚einige weitere Bejtimmungen getroffen, um einen gleichmäßigen Gang der 
Statijtif in beiden Staaten zu jichern. Der Plan Fir die Maßnahmen in 
Defterreih ilt durch Kaiſerliche Verordnung —7— 21. September 1899 und 
Miniſterial-Verordnung vom 20. Dezember 1899 feſtgelegt. Es find demgemäß 
Ermittelungen vorgejehen über die Gattung und Menge der Waaren md, 
‚ausgenommen bei Bojtjendungen, auch über das Herkunftsland, d. h. dasjenige 
aus welhem die Waare urjprünglich heritammt; dagegen ift noch feine Be— 
ftimmung getroffen, wie die Bewerthung erfolgen jol. Im Einzelnen werden 
die Maßnahmen diejer Statijtit, mit deren Ausführung eben erjt begonnen ift, 
bier nicht zu erörtern jein. (Vgl. die Daritellung von B. Mataja im 
Februarheft 1900 der Hildebrand-Conrad’jchen Jahrbücher für Nationalöfonomie 
‚und Statiftif.) 
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Kohlenhandel. Im böhmischen Landtage hat der Abgeordnete Kaftan 
folgenden Antrag geftellt: Damit künftighin im Königreihe Böhmen bem 
Wucher beim Berfaufe von Sohle gefteuert und die Kohlenpreiie womöglich auf 
einer für Industrie und Hausverbrauch vortheilhaften entiprechenden Höhe er= 
halten bleiben, wolle der Landtag heichließen: 1. Dem Landesausichufle wird 
aufgetragen, unverzüglich mit der Regierung wegen Verkaufe ber Kohlen im 
Königreiche Böhmen Verhandlungen einzuleiten. 2. Die Regierung wird aufge— 
fordert, im Einverſtändniſſe mit dem Landesausichuife thunlichit bald einen 
Gejegentwurf, auf folgenden Grundfägen beruhend, auözuarbeiten und der ver— 
fallungsmäßigen Erledigung zuzuführen: a) Der Verfauf der gefammten 
im Königreihe Böhmen gewonnenen Stein- und PBraunfohle 
wird dem vom Landesausfchufie vertretenen Lande vorbehalten; 
b) die Kohlenwerke find verpflichtet, alle gewonnene Sohle dem Vertreter des 
Landes gegen einen feit ausgemachten Preis, der eventuell von unparteiifchen 
Sadjverftändigen nad) Maßgabe der wirklichen örtlichen Verhältniffe erhoben wird, 
zu übergeben ; c} dem Lande wird das Recht eingeräumt, Stohlenlager zu errichten 
und Sohle im Großen und Stleinen um möglichit ftabile, für Induſtrie und 
Hausbrauch vortheilhafte Preife zu verfaufen. Das Land ift auch berechtigt, 
den Kohlenverfauf gegen feit beitimmte Preije den Werken oder öffentlichen Kor— 
porationen oder Kohlengeihäften anzupertrauen, wobei auf den Hausbrauch ent= 
Iprehend Rüdjiht zu nehmen ift. d) Das Neinerträgniß aus dem Kohlenver- 
faufe fällt nach Abzug aller Abgaben den Lanbesfinanzen zu; 10 Perzent werben 
hiervon abgerecjnet, die dem Landesfonds zur Verforgung der Bergmannſchaft, 
jo weit dieje Verpflichtung nicht den Bruderladen zufommt, zufallen, weitere in 
Abzug zu dringende 10 Perzent fonımen dem Fonds zur Melioration der durch. 
Bergbaue gejhädigten Grunditüde zu, jo meit hiezu nad) dem Berggeiege nicht 
die Werksbeſitzer verpflichtet find; e) die Statuten der Fonds zur Alteröverjorge 
ung ber Bergarbeiter und des Mieliorationsfonds find längſtens innerhalb eines 
Jahres nad) Erlaffung dieſes Gejeged dem Landtage zur Genehmigung vorzus 
legen; f) dieſes Gejeg tritt am Tage feiner Verlautbarung in Kraft. — Die 
bisherigen Verhandlungen des Landtages über den Antrag haben zu feiner Be- 
ihlußfaffung geführt, doch machen fie zweifellos, daß der Antrag in dieſer Form 
nicht acceptirt werden wird. Dagegen dürfte er den Anlaß zu weiteren Studien. 
geben. (Soz. Reform, 1900 Nr. 8.) 
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ee der früheren — 


Bei neuen Abonnements wird oft mit Bedauern bemerkt, da 
Die Erwerbung der früheren Jahrgänge der „Annalen“ mit fe 
großen Koften verknüpft fei, und der Wunſch ausgeſprochen, bei 
Bezug der vollftändigen Serie eine Breisermähigung eintreten zu 
laffen. Um nun derartigen Wünſchen entgegensukommen, haben 
wir nns entfchloffen, nen eintretenden Abonnenten die Jahr- 
gäuge 1870-1879. 1881—1897 auftatt zu Ak. 432.— u 


nur Mark 188.— 


un liefern, foweit der dazu beftimmte Vorrath reicht, 

Der Preis der einzelnen Bände refp. Yahrgänge bleibt wie 
guvor Bik. 16.— Die Zahrgänge 1868, 1869 und 1880 find san 
vergriffen. 

Die „Annalen des Deutſchen Reiches“, jeit 1868 erfcheinend, find als 
praktifd · wiſſenſchaftliches Quelleuwerk wichtig für WMinifterien, 
BezirksRegierunugen, Magiſtrate, Landräthe, Conſuln, für Gerichte 
aller Anſtanzen, Reichs und Landtagsabgeordnete, Advokaten, 
Botare, Zollämter, Handelskammern, Redactionen nnd größere 
Bibliotheken. 


SE Suterejjenten iteht ein alphabetifhes Gefammt-Begifter über bie 





Bier 1868 bis 1599 der Anunalen“ gratis zur Verfügung. 
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Geheime Reichstagsſchungen — Lex Heinze, 
2 Don 
Amtsrichter Dr. Müller-Meiningen, Mitglied des Reichstags. 


— — 


Der ſtenogr. Bericht über die 170. Sitzung des Reichstags vom 17. März 
1900 gibt folgenden außergewöhnlichen Vorgang wieder: 

Der Präfident: „Meine Herren, wir würden nun eigentlic) die Dis- 
fuffion zu eröffnen haben über den Antrag Heine auf Nr. 664 der Drucdjachen 
zu $ 327 a, welcher in zweiter Berathung abgelehnt war. Mir ijt jedoch 
beim Beginn der Sigung vor wenigen Minuten ein Antrag zugegangen jeiteng 
des Herrn Abgeordneten Heine und 12 anderen Abgeordneten, welcher lautet: 

bei Berathung des Antrags auf Drudjache 664 die Deffentlich- 
feit auszuſchließen. 

Der 8 36 unferer Gejchäftsordnung lautet: 

Die Sikungen des Reichstags find öffentlich. Der Reichstag 
tritt auf den Antrag feines Bräfidenten, oder von 10 Mitgliedern, 
zu einer geheimen Sitzung zuſammen, in welcher dann zumächit 
über den Antrag auf Ausſchluß der Deffentlichkeit zu befchließen ift. 

Meine Herren ich ſchlage Ihnen deshalb vor, fich jegt zu vertagen 
und in einer halben Stunde, alfjo um 12 Uhr, zu einer geheimen Sitzung 
zufammenzutreten, um zumächft über den Antrag auf Ausſchluß der Deffents 
lichkeit zu berathen. Sie werden vielleicht jelber einjehen, daß ſich das nicht 
in einer Minute machen läßt; bis, die Tribünen geräumt werden, dazu gehört 
Zeit; e8 muß eine neue Tagesordnung gedrudt werden, der Bundesrath muß 
benachrichtigt werden: deshalb brauchen wir mindejtens eine halbe Stunde 
Beit. — Da Niemand widerjpricht, — ift dies der Beichluß des Haufe. 

Die Sigung ift hiernach auf eine halbe Stynde vertagt.“ 

Bertagung der Situng um 11 Uhr 28 Minuten. 

Geheime Sitzung von 12—3 Uhr. 

Wiederaufnahme der öffentlichen Sigung um 3 Uhr. 

Bizepräfident Schmidt (Eiberfeld): „Die öffentlihe Sitzung ift wieder 
eröffnet. —“ 

Soweit der ftenographifche Bericht über den bisher fingulären Vorgang !') 

») Ein ften. Bericht über die geheime Sigung ift den Abgeorbneten bis heute nicht 


zugegangen. Die Siztzung eriftirt als Material nicht! 
Unnalın des Deutihen Reihe. 1699. 38 
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Faſt unmittelbar nach diefer Sigung bejchäftigte jich die Preſſe fait ſämmt— 
fiher Parteien mit der Nechtsgiltigfeit dieſes Beſchluſſes des Neichstags über 
die Abhaltung einer geheimen Sitzung und die Folgen der in diejer gefaßten 
materiellen Bejchlüffe. Die Fragen, die hier neuerlich angeregt wurden, find 
von jo eminenter jtaatsrechtlicher und politiicher Bedeutung, daß fie, jo ein- 
gehend fie früher in der Litteratur bereit3 erörtert wurden, doch noch einmal 
in Kürze überjichtlich und fritijch behandelt werden müfjen, da der Reichstag 
bezw. die Reichsgeſetzgebung ſich jet endlich jchlüffig machen muß, ob jie 
den zum Mindeften jehr zweifelhaften Zuftand der Gejchäftsordnung aufrecht 
erhalten oder an eine Aenderung der Verfaſſung gehen will. 


Art. 22 der Verfaſſung lautet in Abjag 1: „Die Verhandlungen 
des Reichstags find Öffentlich.“ 


Abſatz 2 Spricht aus: „Wahrheitsgetreue Berichte über die Verhandlungen 
in den öffentlichen Sigungen des Reichstags bleiben von jeder Verantwort— 
lichkeit frei.“ 


Abſatz 1 enthält johin den allen modernen EEE Verfaſſungen 
eigenthümlichen Grundſatz der Oeffentlichkeit der Parlamentsverhandungen (ſieh 
auch Entwurf der pr. Verf. vom 20. Mai 1848 und Verfaſſung des Deutſchen 
Reiches vom J. 1849). 


Im Gegenſatz zu den „Verhandlungen des Reichstags“ als ſolchen, d. h. 
im Plenum, ftehen die zu technifchen Zweden und aus Nüglichfeitsgründen 
zur Vereinfachung der Vorbereitung der Arbeiten des Neichstages eingeführten 
Ausſchüſſe von Mitgliedern, Kommijjionen genannt. Für diefe fann Art. 22 
der Berfaffung, der nur von dem Reichstage als Ganzem jpricht, nicht in Bes 
tracht fommen. Es fteht nichts im Wege, im Rahmen der Gejchäftsordnnung für 
diefe die Deffentlichkeit auszuſchließen. Nach 8 27 Abi. 5 der Geſchäftsord— 
nung fann über die Ausſchließung der Deffentlichkeit der Kommilfionsverhand- 
lungen für die Nichtmitglieder der Kommijfion nur „der Neichdtag” (man be: 
merfe dieſen Gegenjaß!) beichließen: eine Wbweichung von dem verfaſſungs— 
mäßigen Grumdjage der Deffentlichfeit der Verhandlungen des Reichstags 
liegt johin in diefer Beftimmung abjolut nicht. Das Vorbild der Deutjchen 
Neichsverfaffung, die preuß. Verfaſſung, enthielt wie unten des Näheren dar- 
gethan, ausdrücdlich die Möglichkeit des Ausſchluſſes der Deffentlichkeit; wurde 
dieſe Beftimmung in der neuen Verfaſſung gejtrichen, jo ijt dies 
ein klaſſiſcher Beweis, daß man „die abjolutejte Deffentlich 
keit,“ wie Bismard fich äußerte, ſchaffen wollte. 

Wir haben nun die grundlegende frage zu unterjuchen: Iſt 
S 86 der Geschäftsordnung, welchen oben der Präjident des 
Reichstages verlag, rechtsgiltig, d. h. ift derjelbe mit den Be 
ftimmungen der Deutjhen Neihsverfajjung in Einklang zu 
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bringen, widerſpricht er nicht vielmehr der Beftimmung in 
Art. 22 der Verf-Urk.? 

Um dieje Frage richtig löjen zu können, müflen wir auf die Gejchichte 
der Gejchäftsordnung mit einigen Worten eingehen (j. Sten. Ber. 1868, Bd. I, 
©. 368— 369; Bd. II, Aktenſtück Nr. 117, ©. 433 fl. und Nr. 55, ©. 177 fil.). 
Die Gejchäftsordnnung wurde in der Sitzung des norddeutjchen Reichstags vom 
12. Juni 1868 angenommen. In dem Berichte des Abg. Dr. Beder (Il. c. 
Altenjt. Nr. 55, ©. 2) heißt e8 ausdrüdlich, dab die Gejchäftsordnung Des 
preußiihen Abgeordneten:Haufes ohne wejentliche Aenderung von 
Neichstage übernommen worden ift. Dieſe Gejchäftsordnung des norddeutjchen 
Neichstags ift im Wejentlichen (abgejehen von eine Reihe einzelner Aenderungen, 
die hier nicht interejfiren) noch Heute in Kraft. 

Als man die Beitimmung des $ 36 der Gejchäftsordnung — fait möchte 
man jagen, blindlingg — in die Gejchäftsordnung des norddeutjchen Reichs: 
tags herübernahm, vergaß man, daß die Beftimmung ihren Urjprung hatte in 
Art. 79 der preußijchen Berfafjungsurfunde(!), der wörtlich lautet: 
„Die Sigungen beider Kammern find öffentlich. Sede Kammer tritt auf den 
Antrag ihres Präfidenten oder von 10 Mitgliedern zu einer geheimen Sitzung 
zujammen, in welcher dann zumächft über dieſen Antrag zu bejchließen ift.“ 
Alſo faſt wörtlich die Faſſung der Gejchäftsordnung des Neichstages! Die 
Gejhäftsordnung des preußischen Abgeordneten-Haufes konnte fohin die 
Durchbrechung des Prinzips der Deffentlichfeit durchführen, da in der Ver: 
fafjung die ausdrüdliche Handhabe dazu ſich bot. Ganz anders 
die Gejihäftsordnung des norddeutjchen und des deutſchen 
NReichstages. Ihr fehlt das Gubjtrat, die verfajjungsmäßige 
Feſtſetzung entjprehend dem Art. 79 der preußijchen Verfaffung. 


Wenn num der deutiche Reichstag dem norddeutichen Reichdtage — wie 
wir hinzufügen wollen — in dem gleichen Verſehen folgend in 8 36 der 
Geichäftsordnung den Art. 22 der Verfaſſung, welcher fategoriich und ohne 
eine Ausnahme zuzulajjen, die doc ausdrüdlich in der Verfaſſung jelbft ſank— 
tionirt jein müßte, den Grundjat der Deffentlichkeit „der Verhandlungen des 
Reichstags“ aufjtellt, einfach aufhebt, jo erjcheint dieſer einſeitige Akt des 
Reichstags auf den erjten Blick verfaffungswidrig. Anderer Anſchauung ift be . 
fanntlic) vor Allem Roenne (Staatsredht, Bd. I, ©. 282, 839). Er beruft 
jih auf Art. 27 der Neichsverfaffung, wo dem Reichdtage die autonome 
Negelung feines Gefhäftsganges zugejproden ift; auf Grund 
diejes Art. 27 könne der Neichstag die Negel des Art. 22 durchbrechen, wo 
es ihm aus Gründen des fachlichen Intereſſes angemefjen erjchiene; m. a. W. 
der Reichstag allein aus eigener Machtbefugnis könne, falls es ihm behage, 
die Verfaſſung abändern. Die Umnrichtigfeit diefer Deduftion liegt auf der 
Hand. Der Reichstag hat durch die Beſtimmung des Art. 27 Lediglich die 
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Befugniß erhalten, für jeine bejonderen Angelegenheiten nad) freiem Ermeſſen 
jein eigenes Necht zu ſetzen. Die Geichäftsordnung des Neichstags hat als 
autonome Beftimmung, wie Folferts (die Verfaflungswidrigfeit des 8 36 ꝛc. 
München 1894) richtig ausführt, zwar objeftivrechtlichen (vicem legis) Cha- 
rafter, fie hat jedoch nur jefundäre Bedeutung als Spezialgejeg. Nach Noenne 
jelbjt jind Verfaſſungsgeſetze „garantirte Gejeße, deren Fundamentaleigenjchaft 
die ift, daß fie zur Norm für die Spezialgefebgebung dienen follen und müfjen.“ 
Daraus folge, daß die Spezialgejeßgebung autonomer Art unter feinen Um— 
ſtänden den Boden der Verfaſſung verlajfen darf (j. über die rechtl. Natur der 
Gejhäftsordnung Folferts a. a. DO. ©. 6—10, ſowie über das Vorgehen 
bei der Abänderung der Berfafjung durch ein Spezialgejeß a.a. O S. 11 fil.). 

Die Anfiht Roennes über Art. 27 der Berfaffung ift um jo unverftänd- 
licher, al8 er a.a. D.$ 40, ©. 283 jelbit jagt, dal; die Normen der Neichsver- 
faffung auch für den Gejchäftsgang des Neichstags und für deſſen Feſtſetzung 
durch die Gejchäftsordnung bindend find und Durch Ichtere niemals be: 
einträchtigt werden dürfen, umd er fügt in einer Anmerkung hinzu: „So 
würden 3. B. die Beltimmungen der Gejchäftsordnnung, welche mit Art. 9, 
22 (!), 28 und 30 der Neichsverfaflung unvereinbar wären, verfaſſungswidrig 
und daher unftatthaft jein.“ Gelten, wie hier Roenne treffend ausführt, Die 
Normen der Neichsverfaffung auch für die Gejchäftsordnung, jo fann der 
Neihstag, der ohne Zuftimmung des Bundesraths über jeine 
Gejhäftsordnung bejchließt, mit dieſer nicht die Reichsver- 
fajjung abändern und den klaren Grundſatz des Art. 22 in jein 
Gegentheil übertragen. Man denfe fich doch auch die politiichen und 
ftaatsrechtlichen Konjequenzen der Sache! Die Gejchäftsordnung des Reichs— 
tags ift ftetS nur für denjenigen Reichstag bindend, der jie ſich aus Nützlich— 
feitsgründen gegeben hat. Sobald die Mehrheit es fiir nöthig befindet, ändert 
fie autonom die Grundjäße, die in der Negel durch thatjächliche Uebung ftill: 
ichweigend von dem Vorgänger übernommen werden. So iſt die Gejchäfts- 
ordnung im ftrengjten Gegenjage zur Verfaſſung im ewigen Fluſſe, beherricht 
von der augenbliclihen Anſchauung des jeweiligen Reichstags. Kein Menſch 
dachte daran, daß damit dem Neichstage das Necht gegeben jein jollte, Flare, 
unzweideutige Beftimmungen der Verfaſſung von grundlegender Bedeutung im 
volljten Gegenjage zu Art. 5 und 78 derjelben einjeitig aufzuheben. Ebenjo 
gut könnte der Neichstag 3. B. durch feine Gejchäftsordnung ausjprecdhen, daß 
die Mitglieder des Bımdesraths jolange warten müßten, um die Anfichten ihrer 
Regierung zu vertreten, bis jämmtliche in die Nednerlijte bereits eingetragenen 
Mitglieder des Reichstags geiprochen hätten, Arch die Anhänger der Roenne’jchen 
Anschauung werden zugejtehen, daß dies eine unzuläffige Aufhebung des Art. 9 
der Verfaſſung wäre. Oder — man liebäugelt ja bereit3 mit diefem Gedanken! 
— wäre es nicht eine Aufhebung des Art. 28 der Verfafjung, wenn man an 
Stelle der zur Beichlußfähigfeit nöthigen Anwejenheit der Mehrheit der gejeß- 
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lichen Anzahl der Mitglieder für alle oder nur für gewiſſe Fälle eine geringere 
Präjenz fordern würde? Auf diefe Art wäre nach der Roenne'ſchen Doftrin 
dem Neichstage die Möglichkeit gegeben, durch das Hinterthürchen der Gejchäfts- 
ordnung die wichtigiten Grimdjäge der Neichsverfafjung einfach zu befeitigen: 
Es muß als leitendes Prinzip daran fejtgehalten werden, daß 
ji die Autonomie des Neihstags auf dem Gebiete der Ge 
Ihäftsordnung ftreng innerhalb der Grenzen der Reichsver— 
fajjung bewegen muß.') Bon einer Regel in Abj. 1 des Art. 22, welche 
Ausnahmen zuliee, findet jich aber im Wortlaute des Art. 22 feine Spur! 
Auch die legislatorischen Vorgänge geben nicht einmal die mindejte Andeutung 
einer jolchen Annahme. Art. 22 jagt mit feinem Worte, daß Ausnahmen von 
dem Grundjage der Deffentlichkeit zuläffig jeien; reine Willfür ift e8, in dem 
klaren Wortlaut einer Verfaffungsbeftimmung frei erfundene Borbehalte einzu- 
Ihmuggeln. Und damit fommen wir zur Zurückweiſung einer anderen Ein: 
wendung, die von Meyer, Lehrb. des Staatsrechts, erhoben wird: Meyer 
meint nämlich, wenn Abjag 2 des Art. 22 bejtimme, daß wahrheitsgetrene 
Berichte über Verhandlungen in den Öffentlichen Situngen von jeder Ver: 
antwortlichfeit frei bleiben, jo erfenne er jtilljchweigend damit die Möglichkeit 
anderer als öffentlicher Sigungen an. 


Dieje auch vom logischen Standpunkte aus ungemein anfechtbare Hinein- 
fegung von Gegenjägen, wo jolche nach dem flaren Wortlaute der Verfaſſung 
nicht vorhanden jind, verliert jeglichen Werth bei der Erinnerung an die Ent- 
ſtehung des Abjages 2: Diejer fam nach Ablehnung eines Antrags Ausfeld 
auf Antrag des Abg. Lasker in das Geſetz: Abg. Yasfer führte in der 
Sitzung vom 29. März 1867 im fonftituivenden Neichstage aus, er jei für 
das Prinzip der Deffentlichfeit der Verhandlungen, wie e8 im Art. 22 aus: 
gedrüdt ift, aber zugleich auch für jeine Konſequenzen. bg. 
Lasker bezieht fich des Weiteren ausdrüdlich auf 8 38 des preußijchen Preß— 
gejeges vom 12, Mai 1851, welchem die Faſſung des Abſatzes 2 des Art. 22 
vollfonmen entnommen ift. 

Lasker gibt aber auch nicht die mindeite Andeutung von einer auc) 
nur möglichen Zuläſſigkeit nicht öffentlicher Sitzungen; im Gegentheile, wie ein 
rother Faden durchzieht jeine Ausführungen der Gedanke, dab die unbedingte 
Deffentlichfeit der Sikungen für ihn etwas Selbſtverſtändliches jet. 

Wenn nun $ 38 des preuß. Preßgeſetzes vom 12. Mai 1851 wörtlich 
jagt: „Berichte von den Öffentlichen Situngen beider Kammern, infoferne 


1) In einer in Nr. 7 des V. Jahrg. der deutichen Juriſtenzeitung enthaltenen Dar: 
ftellung it mit Recht auch auf die Zweifel hingewieſen worden, ob überhaupt die Deffent- 
Tichkeit der Sibung unter den Begriff des „Geſchäftsganges“ fällt, da es fich bier nicht um 
ein Internum des Parlaments handelt, jondern um eine Angelegenheit der Allgemeinheit, 
die eine ftete Kontrolle des Parlaments zu verlangen babe. 
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fie wahrheitägetreu erjtattet werden, bleiben von jeder Verantwortlichfeit frei," 
jo ift dies fehr erflärlich, da ja wie oben dargejtellt, Art. 79 der preuß. Ver— 
faffung und darnach die Gejchäftsordnung des Abgeordnetenhaujes zweierlei 
Sigungen, öffentliche und nicht öffentliche fennt! Nahm Lasfer mit einer 
fleinen Wenderung den Wortlaut des preuß. Preßgeſetzes herüber, jo war 
es vielleicht ein Heiner, gewiß jehr entjchuldbarer Fafjungsfehler, in überflüffiger 
Weile das Wort „öffentlich" jtehen zu laſſen. Niemand — am wenigjten 
Lasker — dachte aber daran, einen Gegenjag zu einer Art von Sigungen 
zu fonfteuiren, mit welcher er, da ja auch die Geſchäftsordnung erjt ein Jahr 
jpäter im Norbd. Neichstage angenommen wurde, damal3 überhaupt gar nicht 
rechnen konnte. Die Ausführung Meyers zeigt nur von Neuem, wie vor: 
jihtig der Gejeggeber fein muß, auch nur ein überflüjfiges 
Wort in ein Gejeß einzujegen, das dann von der findigen Schaar 
interpretationsfreudiger Jurijten eine ungeahnte Bedeutung zugelegt befommt, 
an welche die gejeggebenden Faktoren urjprünglich überhaupt nicht im Eutfern- 
teften dachten. 


Ganz unftihhaltig ijt ein dritter Einwand, welchen, joweit wir überjehen 
fönnen, nur Thudichum, Verfafjungsreht S.192 No. 1, erhebt, bei dejjen 
Vertheidigung er jelbjt von denjenigen im Stiche gelafjen wird, welche die 
geheimen Sigungen des Reichstags retten wollen. Thudichum legt nämlich 
das Hauptgewicht darauf, daß Bundespräfidium und Bundesrath der Be: 
jtimmung des $ 36 der Gejchäftsordnung nicht widerjprochen hätten. Mit 
Recht jagt Seydel, daß Berfaffungsänderungen nicht durch tacitus consensus, 
fondern nur durch Geſetz erfolgen könnten. Thudichum widerſpricht fich 
zudem auch in gewifjer Beziehung jelbit, indem er ausführt, daß der Reichs: 
tag bezüglich feiner Gejchäftsordnung allemal das alleinige Recht der Ent: 
jcheidung Habe, wenn auch die Vertreter der Neichsregierung auf ihr Ver— 
langen über die betr. Bejchlüffe zu hören jeien. Für die Mitglieder des 
Bundesrath8 wird, wie für den Kaiſer die Frage erjt akut, wenn es fich um 
die Zuftimmung zu einem in geheimer Situng gefaßten Beſchluſſe des 
Reichstags handelt: Im diefem Momente Hat der Bundesrath nicht blos 
das Recht, jondern jogar die Pflicht zu prüfen, ob der betr. Beſchluß 
des Neichstags, dem er zuftimmen ſoll, in verfafjungsmäßiger Weiſe zu Stande 
gekommen ijt oder nicht. Bor dieſem Zeitpunfte wäre die Erörterung jeitens 
des Bundesraths eine rein afademijche, die er ich bisher eben jchenkte. Für die 
Verfafjungsmäßigfeit der Gejchäftsordnung und die Giltigfeit der nach diefer 
gefahten Beichlüffe hat das bisherige Schweigen des Bundespräfidiums und 
des Bundesraths nicht die geringjte Bedeutung. 


Wir faſſen unfere Ausführungen dahin zujammen, Daß $ 36 der 
Gejhäftsordnung des Reichstags verfajjungswidrig iſt, da er 
gegen den Art. 22 der Reichsverfajjung unzweifelhaft verjtößt. 


ae —eomnen — — — — — — — .,—_. 
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(Der hier entwidelten Anſchauung find Seydel, Kommentar der deutjchen 
Verfaffung zu Art. 22 Nr. 1 und Annalen des Deutichen Reichs 1880 
©. 417; Hierjemenzel, Verfaffung des Nordd. Bundes I. ©. 85, Art. 22 
Nr. II 1.; Laband Staatsreht I. $ 36 ©. 306 Nr. 2; Zorn, Staats: 
recht I ©. 244; Binding, Handbuch des deutjchen Strafrechts I S. 680 
Nr. 2; Arndt, Komm. zur Neichsverfaff. zu Art. 22 Nr. 2; Olshauſen, 
Kommentar zum R.-Str.-G.B. 8 12 Nr.5; Folkerts, die Berfaffungswidrig- 
feit de3 S 36, München 1894; a. A. außer den Erwähnten Riedel, Komm. 
zur Neichsverf. Art. 22 und Schulze, Lehrb. des D. Staatsrechts II $ 266 
©. 85). 

Auf die politifche Tragweite der Einführung geheimer Sitzungen ein- 
zugehen, liegt außerhalb des Zweckes und Umfanges diefer Ausführungen. Die 
Wähler des deutichen Parlaments hätten wohl vom fonjtitutionellen Stand- 
punkte aus allen Anlaß, gegen die Einführung folcher jeitens der Preſſe und 
der öffentlichen Meinung unfontrollirbarer Verhandlungen geharnifchten Proteft 
einzulegen. 

Haben wir nad) Widerlegung der gegnerischen Einwände die Verfajjungs- 
widrigfeit des $ 36 der Gejchäftsordnung dargethan, jo erübrigt die Frage: 
Welche Virfung Hat ein in verfaffungswidriger, geheimer Be: 
rathung gefaßter Reichstagsbeſchluß? 


Die oben aufgeführten hervorragenden Autoritäten des Öffentlichen Nechts 
find darüber einig, daß ein in geheimer Situng gefaßter Bejchluß des Reichs— 
tags nichtig jei, da ihm ein wefentliches verfafjungsrechtliches Erforderniß eines 
NReichstagsbeichluffes, die Deffentlichkeit fehle (j. Seydel, Laband, Bin: 
ding, Zorn, Olshauſen x. a. a. DO.) Intereſſant ift, daß Seydel in 
der im Sahre 1873 erjchienenen 1. Auflage des Kommentars zur Verfaſſungs— 
urfunde meint, er könne fich der Anjichauung Hierfemenzels, dab ein in 
geheimer Schlußberathung gefaßter Neichstagsbeichluß ungiltig wäre, nicht an- 
Ichlteßen, die Berfaffung knüpfe an eine Verlegung des Art. 22 nicht die Folge 
der Nichtigkeit, es liege aljo hier eine lex imperfecta vor. In der 2. Auflage 
des Kommentars widerruft aber Seydel diefe Anjhauung ausdrüdlich als 
unrichtig. Und mit vollem Recht! Won einer lex imperfecta fann hier über- 
haupt feine Rede jein. Die Beltimmungen der Verfaſſung find dazu da, um 
gewiſſenhaft und genau beobachtet zu werden. Gejchieht dies nicht, Jo iſt die 
unmittelbare Nechtsfolge davon die, daß die Beichlüffe, welche unter Verlegung 
derjenigen Normen gefaht werden, welche nach der Berfaffung zu beobachten 
find, ungiltig, ja nichtig find. Es ift vollfommen unnöthig, daß die Verfaſſung 
diejen jelbjtverjtändlichen Grundjag auch noch bei jedem einzelnen Artifel aus: 
drüdlich ausſpricht. Kein Menſch zweifelt daran, da ein Gejeß, das vom 
Bundesrath allein beichloffen wird, ohne die Zuftimmung des Reichstags ein: 
zuholen, nichtig ift. Weber die Folgen der mangelnden Uebereinftimmung beider 
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Faktoren enthält die Verfafjung eine ausdrüdliche Beitimmung nicht. Sie 
ift jelbftverftändlich. Wenn es im Art. 5 Heißt, „die Uebereinjtimmung .. . ift 
erforderlich,“ jo heißt das auf den Art. 22 angewendet „Die Deffentlichfeit der 
Verhandlungen ... ift erforderlich,” was Art. 22 in jeiner jegigen Faſſung 
auch ausdrüdt. Niemand kann daran zweifeln, daß ein Reichstag, deffen Mandat 
bereit3 erlojchen -ift, nicht mehr Gejegentwürfen der verbündeten Regierungen zus 
ftimmen kann. Sollte die Regierung 3. B. die Thätigfeit eines ihr jehr gefüg- 
igen Reichstages noch nah Erlöjchung ſeines Mandats zu einem gejeßgeber- 
ischen Afte benügen, jo wäre unzweifelhaft der betreffende Beſchluß nichtig. 
In der Verfaffung fteht davon expressis verbis fein Wort! Won einer lex 
imperfecta zu jprechen, wäre vollfommen falich. Die Verfajjung ijt nicht 
dazu da, in überflüjjiger Weije nad allgemeinen Rechtsgrund— 
jägen jelbjtverftändliche Rechtsfolgen feitzulegen. Ein ſolcher Verſuch 
wäre vielmehr äußerjt gefährlich wegen ber möglichen argumenta e coutrario.') 

E3 erübrigt johin die Anwendung des gefundenen Nejultates auf den 
fonfreten Sachverhalt. Der Antrag, bei dejjen Berathung und Abftimmung 
die Deffentlichkeit ausgejchloffen wurde, lautete: 

Ein neu einzufchaltender $ 327 a des R.-Str.-G.-B. foll lauten: „Wer 
die Gejundheit einer Perfon dadurch gefährdet, daß er, wiljend, daß er mit 
einer anſteckenden Geſchlechtskrankheit behaftet ift, den Beiſchlaf ausübt, wird 
mit Gefängniß bis zu 1 Jahr oder mit Gelditrafe bis zu 1000 Mark beftraft.“ 

Der Antrag war bereits in den Anträgen Prinz Arenberg und Ge 
nofjen fat wörtlich enthalten, war aber, da er der Regierung unannehmbar 
erichien, von der Kommifjion im Gegenſatze zu den früheren Verhandlungen, 
bei welchen er angenommen war, abgelehnt worden. Nach den obigen Aus— 
führungen ift die geheime Berathung und Beſchlußfaſſung über den 
— in namentlicher Abjtimmung abgelehnten — Antrag verfajjungswidrig 
und Daher ungiltig. 

Wie weit äußert jich nun dieje Ungiltigfeit? Macht fie lediglich 
die Verhandlung und Abjtimmung über den abgelehnten 8 327 a nichtig oder 
umfaßt die Ungiltigfeit das ganze Gefeß, zu dem der Antrag geftellt war? Die jo- 
genannte lex Heinze iſt ein Konglomerat von ftrafrechtlichen Beitimmungen, 
gruppiert unter dem gemeinſamen Gefichtspunfte der energiichen Belämpfung 
der öffentlichen Unſittlichkeit (j. kaiſ. KabinetSordre vom 23. Oft. 1891). Unter 
diefem Geſichtspunkte wurde das Geſetz von der Reichsregierung, von den ver— 


Y) Bu dem gleichen Refultate kommt Folkerts a. a. D. ©. 25 ff. auf Grund ein 
gebender Unterſuchung der röntischrechtlihen Bedeutung der „lex imperfecta* und ihrer 
Anwendung auf Verbots- und Gebotägefeße der neueren Zeit. Folkerts hält die Ver— 
fammlung der Mitglieder des Reichstags unter Ausſchluß der Oeffentlichkeit für eine rein 
private Beiprechung, welcher überhaupt der ftaatsrechtliche Charakter einer Reichstagsverhand- 
fung nicht zugelprochen werben kann. 
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bündeten Regierungen wie von der Majorität des Reichstags ſtets als ein 
einheitliches und untrennbares aufgefaht. Daß der $ 327 a inhaltlich 
vollfommen in den Rahmen diejes Gejehes paßt, wird in thesi nicht beftritten 
werden können. Diejer Einwand wurde auch foviel wir wifjen, niemals erhoben. 
Bon diefem Standpunkt der Einheitlichfeit aus konnten auch gewiſſe erft vom 
Reichstage in die Regierungsvorlage eingejegte Beitimmungen als für die Reichs— 
regierung unannehmbar in dem Sinn bezeichnet worden, daß im Falle der 
Annahme das Gejeg in allen feinen Beitimmungen als gejcheitert anzujehen 
jei. (3. B. Hinaufjegung des Schußalter® von 16 auf 18 Jahre in $ 182, 
der jogen. Arbeitgeber: und Theaterparagraph in der Kommijfionsfaffung.) Die 
ftaatsrechtliche und Friminakpolitiiche Untrennbarfeit der einzelnen Beſtimmungen 
des furzweg als „lex Heinze“ getauften Gejeges ergab ſich Far aus der Ab: 
lehnung der in dem beiden vorhergehenden Legislaturperioden theil3 von der 
Regierung theils aus der Initiative des Reichstags eingebrachten Geſetzent— 
würfe desjelben Inhalts wegen einzelner, über die Wünjche der verbündeten 
Regierungen hinausgehender Beſchlüſſe des Neichstags (j. bezüglich des $ 327a 
Schriftjtüd Nr. 618 der 9. Legislaturperiode IV. Sejjion 1895/97 u. Nr. 36 
der V. Seſſion, jowie Nr. 191 derjelben Sejfion; aus S. 22 des Berichts 
ergibt fich die damalige Annahme des 8 327a mit 9 gegen 2 Stimmen!) 
Dazu kommt noch eine weitere Erwägung! Wäre die Deffentlichfeit nicht 
in gejegiwidriger Weife bei der Berathung und Abftimmung ausgejchlofjen 
worden, jo wäre in thesi — und darauf allein fommt es Hier an — nicht 
ausgejchloffen gewejen, daß unter dem Drude der öffentlichen Meinung der 
Antrag auf Einjegung des $ 327 nicht abgelehnt, fondern angenommen worden 
wäre. Damit wäre die Stellungnahme der Neichsregierung zu dem ganzen 
Gejege unter Umständen eine volllommen andere geworden. Die verfajjungs- 
widrige Beſchlußfaſſung über den $ 327a ergreift daher nicht nur 
den abgelehnten Paragraphen allein, jondern das Gejeh als ein- 
heitliches Ganzes. Zu demjelben Rejultate fommt man auch von einem 
andern Gejichtspunfte aus: Iſt nach obigen Ausführungen nicht zu beftreiten, 
daß die Berathung und Abjtimmung über 8 327a verfafjungswidrig und 
daher nichtig war, jo fünnte zunächſt mangels pofitiver Normen lediglich der 
Ausweg erübrigen, um nicht das ganze Gejeh zu gefährden, die Berathung 
und Abjtimmung in öffentlicher Sigung über den 8 327a nachzuholen. 
Allein abgejehen davon, daß eim folches Vorgehen die Geichäftsordnung 
nicht fennt, ift auch die technische Ausführung nicht jo einfach. Bejteht die Mög- 
lichkeit, daß das Nejultat der wiederholten Abjtimmung über den in illegaler 
Weiſe abgelehnten $ 327 a ein anderes würde, daß der 8 327a in irgend 
einer Faſſung angenommen würde, jo könnten im Sinne diejer veränderten 
Beichlußfaffung auch andere nachfolgende Beftimmungen des R.-Str-G.-B. in- 
folge neuer Anträge Aenderungen erfahren, es müßte daher zum mindejten 
die Berathung und Beichlußfafjung über die nachfolgenden Paragraphen des 
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Gejegentwurfs abermals vorgenommen werden, um noch Gelegenheit zu geben, 
der veränderten Rechtslage genügend Nechnung zu tragen. Eine jolche 
Wiederholung der Berathung und der Abjtimmungen erjcheint jedoch vollfommen 
unzuläffig, nachdem bereit3 in 3. Lejung die Debatte über die folgenden Para 
graphen gejchloffen und ſogar gejichäftsordnungsmäßig die Abjtimmungen in 
3. Leſung vorgenommen find. Aus diefem Dilemma, in welchem die Gejchäfts- 
ordnung, wie überhaupt pofitive Normen vollftändig im Stiche lajjen, befreit 
nur die Annahme, daß der verfajjungswidrige Beſchluß, die ver: 
fafjungswidrige Ablehnung der beantragten Aenderung die Be: 
ſchlußfaſſung über das gejammte, einheitliche Geſetz berührt und 
dieſelbe ungiltig macht. 

Ganz gleichgiltig erſcheint es nach den obigen Ausführungen, ob es ſich 
bei dem verfaſſungswidrigen Beſchluſſe um Ablehnung oder Annahme eines 
Antrags handelt, ferner gleichgiltig, ob es ſich um eine Norm handelt, welche 
in der Regierungsvorlage vorgeſehen war oder nicht. 


Die nächſte Folge der Verfaſſungswidrigkeit des Zuſtandekommens des 
Geſetzes iſt der Wegfall der Möglichkeit für den Bundesrath, dieſer Vorlage 
ſeine Zuſtimmung zu geben. Die verbündeten Regierungen ſind verpflichtet, die 
Verfaſſungsmäßigkeit des Zuſtandekommens zu prüfen, bevor fie einer Vorlage, 
welche aus dem Neichstage wieder zur Beſchlußfaſſung an den Bundesrath 
gelangt, ihre Zuftimmung geben Eine Zuftimmung jeitens des Bundesraths 
zu einer jolchen Vorlage fünnte den Beſchluß des Neichstags nie und nimmer 
janiren, der Beſchluß it und bleibt verfafjungswidrig und nichtig.') 

Sollte der Bundesrath einer jolchen Vorlage dennoch jeine Zuftimmung 
geben, jo wäre doch der Kaijer behindert, das verfafjungswidrig zu Stande 
gefommene Geſetz auszufertigen umd zu publiziren. Geſchähe dies dennoch, jo 
hätte m. E. der Neichsfanzler die Berantwortlichkeit gegenüber dem Neichstage 
zu tragen. 

Es iſt höchſte Zeit, daß die beiden gejeßgebenden Faktoren über dieſe 
wichtige Verfafjungsfrage, die mit der jog. lex Heinze verknüpft it, endlich 
ſich jchlüffig machen und den verfaffungswidrigen Zuftand, welchen $ 36 der 
Gejchäftsordnung im Zufammenhalte mit den Beitimmungen der Berfaffung 
enthält, in der einen oder anderen Richtung bejeitigen. 

Die jog. „lex Heinze” wird nach Alledem, ſelbſt wenn jie im 
Neihdtage zu Stande fäme, ein „todtgeborenes Kind“ genannt 
werden dürfen. 

*) Auch die Vornahme einer Schlußabitimmmng über das ganze Gefeh im Neichstage 
fann den formalen Dlangel des verfallungswidrigen Zuftandefommens der einzelnen Theile 
des Geſehzes nicht heilen. 


Die Sanktion der Reichsgeſetze. 


Von Werner Rofenberg, Staatsanwalt in Straßburg i. €. 


I, 


Laband unterjcheidet bei der Entjtehung eines Gejeges vier verjchiedene 
Stadien: 

1. die Feitjtellung des Gejegesinhalts, d. h. die Schaffung oder Formuli— 

rung des Rechtsſatzes!), 

2. die Sanftion, d. h. die Erlaffung des Gejegesbefehls, die Ausjtattung 
des Nechtsjages mit verbindlicher Kraft, mit äußerer Autorität”), 

3. die Ausfertigung, d. h. die authentijche Erklärung des ftaatlichen Ge: 
jeggebungswillens, die formelle Konftatirung, daß das Geſetz verfafjungs- 
mäßig zu Stande gefommen ift, die solemnis editio legis?), 

4. die Verkündigung, d. h. die amtliche Bekanntmachung des Gejeges 
durch Die auftändige Behörde in der vorgeichriebenen Yorm*). 

Der enticheidende Borgang bei dem Erlajje eines jeden Geſetzes ift nach 
Laband die Sanftion®), welche angeblich jtet3 durch den Souverän, den 
Träger der Staatsgewalt, ertheilt wird‘). Nach der Verfaflung des Deutjchen 
Reichs joll die Feſtſtellung des GejegesinhaltS dem Bundesrat und dem 
Reichstag gemeinschaftlich zuftcehen?); die Sanktion joll ausschließlich zur Kom: 
petenz des Bundesrath3 gehören?); die Ausfertigung und Berfündigung joll 
Sadje des Kaiſers fein). Träger der jouveränen Reichsgewalt joll die Ge: 
jammtheit der verbündeten deutſchen Staaten jein, welche die jouveräne Ges 
walt durch ihr verfaflungsmäßiges Organ — den Bundesratd — ausüben'®). 

Dieje durch logische Schärfe und Klarheit ausgezeichnete Theorie hat in 
manchen Punkten Widerjpruch gefunden. Einige Schriftiteller verwerfen die 
formale Unterjcheidung zwiſchen Gejegesinhalt und Gejegesbefehl, zwiſchen 
Feſtſtellung des Rechtslates und Ausftattung desjelben mit verbindlicher Kraft, 
da der Begriff des Nechtsjages jchon das Merkmal der Verbindlichkeit in ſich 
ichließe; diejelben behaupten, der Neichstag jei feineswegs auf die Feltitellung 


* ae and: „Das Staatsrecht des Deutichen Reiches.“ Dritte Auflage, 1895, Band I, 
eite R 

N) Laband a. a. D., Bd. I, ©. 491, 496. 

9) Qaband, Bo. I, ©. 499, 524, 532. 

9 Qaband, Bo. I, S. 507, 508. 

) Qaband, Bbd.I, S. 493: „Die Sanktion allein iſt Geleggebung im ftaatsrechtlichen 
Sinne des Wortes.” S. 513: „Die Santtion ift der Kernpunkt des ganzen Geſetzgebungs— 
vorganges. Alles, was vorher auf dem Mege der Geſetzgebung geichieht, ift nur Vorbe— 
reitung derfelben, Erfüllung der erforderlichen Vorbedingungen. Alles, was nachher ge 
ſchieht, iſt nothwendige Rechtsfolge der Santtion. 

Laband, Bo. I, ©. 496, 513. 

) Laband, Bd. I, S. 508-509. 

9) Laband, Bo. I ©. 516. 

9) Laband, Bd. I, S. 524. 

10 Laband, Bo, I, ©. 516. 
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des Geſetzesinhalts bejchränft, jondern habe aud) zur Ertheilung des Geſetzes 
befehl3 feine Zuftimmung zu geben’). 

Bon anderer Seite wird behauptet, der Bundesrath jchaffe den Geſetzes— 
inhalt ganz allein; der Neichstag habe nur eine negative Nolle: jeine Be- 
theiligung an der Gejeßgebung jei nur als Recht, die Feftitellung des Ge 
jegesinhalts zu hindern — als veto — aufzufafjen?). 

Ferner wird geltend gemacht, die Sanftion fei nicht der enticheidende 
Borgang bei der Gejeßgebung, jondern mur ein wejentlicher Akt unter einer 
Mehrzahl von wejentlichen Aften?). 

Eine andere Meinung geht dahin, die Sanftion jei gar nicht ein begriff- 
liches Erforderniß für jedes Geſetz, jondern nur ein begriffliches Erfordernik 
für die Gejeße in der Eonjtitutionellen Monarchie; die Nothivendigfeit der 
Sanftion ergebe ſich nicht aus dem Begriff des Geſetzes, jondern aus dem 
Begriff der Monarchie‘). 

Endlich wird aufgeitellt, die Ausfertigung habe keineswegs die ihr von 
Laband zugejchriebene Bedeutung; diejelbe ſei fein Necht von jachlichem In— 
halt, jondern die rein formale Befugniß, unter den fertigen Geſetzestexrt die 
Unterjchrift des Kaiſers zu jegen®). 

In einem Punkte aber ftimmen faft jämmtliche Schriftfteller mit der 
von Laband aufgeitellten Lehre überein, nämlich darin, daß die Sanftion 
der Neichsgejege ausschließlich zur Kompetenz des Bundesraths gehört‘). Eine 


ı) Gierte-Grünbuts Zeitfchrift für das Privat: und öffentliche Necht der Gegen— 
wart, Bd. VI (Wien 1879), ©. 229: „Der Gefegesbefehl läßt ſich nicht in formaliftiicher 
Meile von der yeititellung des Rechtsſahes losreißen, denn was ihn zum Geſetzesbefehl 
macht, ift lediglich die Natur feines Inhalts als Rechtsſatz, aus der er ſich ohne Weiteres 
ergibt; und der Rechtsſaß hinmwiederum enthält von vornherein den Geſetzesbefehl als notb- 
wendiges Moment, da man nicht wollen kann, dab etwas Recht Sei, ohne zugleich zu wollen, 
daß es bindende Kraft habe.” — Dr. Georg Meyer: „Der Antbeil der Reichsorgane an 
der Reichsgeießgebung,“ Jena 1889, S. 57: „Eine derartige mechanische Vertbeilung der 
Geſetzgebungsbefugniſſe unter die ftaatlichen Örgane beiteht nicht. Die ——— des 
Reichstages zu den Geſetzentwürfen bezieht ſich keineswegs blos auf den Inhalt derſelben, 
ſondern bat auch die Ertheilung des Geſehßesbefehles zum Gegenſtande.“ — Friedrich 
Kolbow: „Das Veto des Deutichen Kaifers“ im Arhiv für öffentliches Recht, Bd. V, 
S. 97: „Die Beſchlußfaſſung erftredt ſich nicht nur auf den Gejehesinhalt, ſondern auch 
auf die den Geſetzesbefehl enthaltende Eingangsformel.“ 

rider: „Die Verpflichtung des Kaiſers zur Verkündigung der Reichsgeſetze“ 
(Yeipzig 1885), S. 31: „Es fommt ihm (d. i. dem Reichstag) nur ein veto zu, das in den 
Verhandlungen mit dem Bundesratb bereinigt wird. Nur der Bundesrath ſchafft pofitiv 
den Gejegesinhalt als Gefeggebungsorgan“ ; vgl. aud S. 15: „Das Veto enthält nur ein 
Net, die Neußerung des geſetzgeberiſchen Willens zu hindern, wenn dies auch in der pofi= 
tiven Form der Zuſtimmung geſchieht.“ 

’) Frider.a. a. D., ©. 34: „Es ift nicht richtig, daß die Sanktion der mwejentliche 
Geſetzgebungsalt ei; fie ift nur ein weientlicher Gefeßgebungsalt.“ 

N Gierte a. a. O, ©.228: „Der Begriff der Sanktion ift feineswegs der Ausdrud 
eines logiſch nothwendigen Stadiums der Nechtserzeuguug, fondern der Ausdrud eines poſi— 
tiven Verfaffungsiages über die ungleiche Betheiligung der verfchiedenen ftaatlichen Organe 
an der Herftellung des Geleteswillens. Seine wahre Heimath ift das Staatärecht der lon- 
ftitutionellen Monarchie. Ihm ift er allerdings unentbehrlich: allein er folgt bier nicht aus 
dem Weſen des Gejehes, jondern aus dem Weſen der Monarchie, welches Konzentration 
der höchſten Gewalt in der Hand des Monarchen fordert.“ 

’) Mar v. Seydel: „Kommentar zur Verfaflungsurfunde für das Deutiche Reich“, 
zweite Auflage (1897), S. 174: „Ausfertigung bedeutet, dab die Neichsgeiege unter der 
Unterjchrift des Kaiſers ergeben.“ 

°) Mergl. Laband, Bd. I, ©. 516, Anm. 4: „Dies ift in der neueren Litteratur 
allgemein anerlannt“ ; v. Seydel: Kommentar ©. 117, 138, 172; derfelbe in den Annalen 
des Deutichen Reichs, Bd. 33 (1900), ©. 187; Hänel „Die organifatoriiche Entwidelung 
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Ausnahme von dieſer communis opinio machen nur Fricker und Bornhaf, 
welche das Necht der Sanfktion dem Kaiſer beilegen'), jowie Gierfe und 
Kolbow, welcde behaupten, daß die Neichsverfafjung das Nechtsinftitut der 
Sanftion überhaupt nicht fenne*). 

In der nachfolgenden Abhandlung ſoll unterfucht werden, welche diejer 
verichiedenen Theorien über die Sanftion der Neichsgejege richtig. it. 


II. 


Der juriftiiche Begriff der Sanftion ftammt aus dem franzöfiichen Staats- 
reht. Aus diefem ijt er in die allgemeine Staatsrechtstheorie ſowie in die 
belgiſche Verfaſſung und in das Verfafjungsrecht der meisten deutichen Staaten 
übergegangen. Eine nähere Unterjuchung über die jurijtiiche Bedeutung der 
Sanftion im franzöfiichen Necht ericheint daher von bejonderem Interejje. 

Die ältejte franzöjische Verfafjungsurfunde, in der die Sanktion als be- 
jonderes Nechtsintitut erwähnt wird, ijt die Konjtitution vom 3. bis 14. Sep— 
tember 1791. Diejelbe enthielt u. A. folgende Beitimmungen: 

Titel III Des pouvoirs publies. 

Art. 1: La souverainet& est une, indivisible, inalienable et impre- 
scriptible; elle appartient & la nation: aucune section du peuple ni aucun 
individu ne peut s’en attribuer l’exereice. 

Art. 2: La nation de qui seule &manent tous les pouvoirs ne peut 
les exercer que par delegation. — La constitution frangaise est represen- 
tative; les representants sont le corps legislatif et le roi. 

Art. 3: Le pouvoir legislatif est delegu& à une assemblee nationale 
composee de representants temporaires, librement élus par le peuple, 
pour etre exerc& par elle avec la sanction du roi, de la maniere 
qui sera determinee cei-apres ..... 

Tit. III Stapitel 3 Seftion 1 (Pouvoirs et fonctions de l’assemblee 
nationale legislative). 

Art. 1: La constitution delegue exelusivement au corps legislatif 
les pouvoirs et fonctions ci-apres 1) de proposer et de decreter 
les lois: le roi peut seulement inviter le corps legislatif a prendre 
un objet en consideration ..... 

Titel III Kapitel 3 Seftion 3 (De la sanction royale). 

Art. 1: Les deerets du corps legislatif sont presentes au roi qui 
peut refuser son consentement. 

Art. 2: Dans le cas oü le roi refuse son consentement, ce refus 
n'est que suspensif. — Lorsque les deux legislatures qui suivront celle qui 
aura presente le deeret, auront successivement reprösent# le möme deeret 
dans les mämes termes, le roi sera cense avoir donne la 


sanction. 
Art. 3: Le consentement du roi est exprime sur chaque deeret par 
cette formule signee du roi: Le roi consent et fera executer. — Le 


refus suspensif est exprime par celle-ei: Le roi examinera. 
der Deutichen NReichsverfafiung“ (1880), ©. 52. Zorn: „Das Staatärecht des Deutichen 
Reiches.” Zweite Aufl. (1895), Bd. I, ©. 411413; Hermann Schulze: „Lehrbuch 
des Deutichen Staatsrechts“, Bd. II (1886), ©. 119. 
) Fricker a. a. O, 5.34, 28; Konrad Bornhak: „Tie verfaſſungsrechtliche Stellung 
des Deutſchen Kaiſerthums“ im Archiv für öffentliches Recht, Bd. 8 (1893), ©. 461—468, 
») Gierke, S. 230; Kolbow, ©. 97, 9. 
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Art. 4: Le roi est tenu d'exprimer son consentement ou son refus 
sur chaque deeret, dans les deux mois de la presentation. 

Art. 5: Tout décret auquel le roi a refuse son consentement, ne 
peut lui ötre presente par la m&me legislature. 

Art. 6: Les déorets sanctionnes par le roi, et Ceux qui lui auront 
etE presentes par trois legislatures consecutives, ont force de loi et 
portent le nom et l’intitule de lois..... 

Titel III Kapitel 4 Sektion 1 (De la promulgation des lois). 

Art. 3: La promulgation sera ainsi congue: „N(le nom du roi) par 
la gräce de Dieu et par la loi constitutionnelle de l’Etat, rol des 
Frangais, ä tous presents et à venir, salut. L’assemblöe nationale 
a döcrete et nous voulons et ordonnons ce qui suit“, 


In der Konftitution von 1791 bedeutet alſo die königliche Sauftion 
feineswegs den Erlaß des Gejegesbefehls, die Ausftattung des Gejeßesinhalts 
mit verbindlicher Kraft, jondern lediglich die Zuftimmung des Königs zu dem 
von der Nationalverfanmlung bejchloffenen Gejeg. Entſcheidend für das Zus 
Itandefommen des Gejebes iſt nicht die Sanftion des Königs, jondern der 
Beſchluß der Nativnalverfammlung. Die Sanktion des Königs ift überhaupt 
fein nothwendiges Erfordernig für den Erlaß eines Gejeßes, da diejelbe durch 
einen dreimaligen, in drei verjchiedenen Legislaturperioden gefaßten Bejchluß 
der Nationalverjammlung erjegt werden fann. Der Befehl des Königs, das 
Geje zu befolgen (nous voulons et ordonnons) fällt nicht unter den Begriff 
der Sanftion, jondern unter den Begriff der Promulgation. Träger der 
jouveränen Staatsgewalt ift weder der König noch die Nationalverſammlung, 
die beide nur als „pouvoirs constitugs“ gelten, ſondern die Nation, von der 
alle Gewalten ausgehen (pouvoir constituant). 

Die republifanische Verfaſſung vom 24. Juni 1793 fennt weder den 
Namen „Sanktion“ noch überhaupt eine Zwiſchenſtufe zwijchen der Feſtſtellung 
des Gejegesinhalts und der VBerfündigung des Gejeges. Die genannte Ver— 
fafjung umterjcheidet Defrete und Geſetze. Erftere werden vom gejeßgebenden 
Körper erlaſſen; legtere werden von demjelben nur vorgeſchlagen'). Der Ge- 
jeßesvorjchlag erlangt jedoch ipso jure Gejeßeskraft, wenn nicht die vorge— 
jchriebene Zahl von „assemblees primaires* innerhalb einer bejtimmten Frift 
Widerſpruch erhebt?),, Wird innerhalb der gejeglichen Form und Frift Wider: 
ipruch erhoben, jo haben jämmtliche Primärverfammlungen über den Gejeß- 
entwurf zu beſchließen“). Der Beſchluß des gejeggebenden Klörpers kann als 
Erlaß des Gejegesbefehls im Sinne der Theorie Labands nicht angejehen 
werden, da diejer Beichluß ja nur eine bedingte Wirfung hat und durch das 
Eingreifen eines anderen Faktor der Gejeßgebung — der assemblees pri- 
maires — jeine Wirkung wieder verlieren fann. Der Beichluß der Primär: 
verjammlungen kann ebenfall® nicht als Erlaß des Gejegesbefehl3 betrachtet 
werden, da dieſer Bejchluß gar fein nothwendiges Erforderniß für die Ent- 
jtehung eines Gejeßes ift und gänzlich fehlen fann. Träger der Staatsgemwalt 


) Acte constitutionnel von 24, Juni 1793, Artitel 53: „Le corps legislatif pro- 
pose des lois et rend des decrets.* 

) Artilel 59 a. a. O.: „Quarante jours apres l'’envoi de la loi proposde, si, 
dans la moitié des departements, plus un, le dixieme des assemblees primaires 
de chacun d’eux, rögulierement formées, n’a pas r&clame, le projet est accept& et 
devient loi, 


’) Artitel 60 a. 0. O. 
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iſt nicht der gejeßgebende Körper, auch nicht der conseil executif, jondern die 
Nation, welche in den Primärverfammlungen auf die Gejeggebung einwirken 
und die Verfaſſung ändern fann!). ' 


Die während der Schredensherrichaft erlafjenen Defrete vom 19 vende- 
miaire und 14—16 frimaire des Jahres IL, welche das comite du salut 
public mit abjoluter Machtvolltommenheit befleideten, haben für die vorliegende 
Frage feine Bedeutung. Nach der Direftorial-Berfafjung vom 5 fructidor 
des Jahres III (22. Augujt 1795) zerfällt der gejeggebende Körper in zwei 
Abtheilungen: den Rath der Alten und den Rath der Fünfhundert. Dice 
Initiative zu Gejegesvorjchlägen jteht dem Rath der Fünfhundert zu?); Die 
Annahme eines von legterem vorgejchlagenen Gejegentwurfs durch den Nath 
der Alten macht den Gejegentwurf ipso jure zum Gejeß’); der Beichluß des 
Raths der Alten heißt nicht Sanktion, jondern Approbation‘). Derjelbe ift 
nicht gleichbedeutend mit Erlaß des Gejegesbejehls, jondern mit Zuftimmung, 
denn den Geſetzesbefehl erläßt das Direktorium’). Als Träger der Staats: 
gewalt gilt weder der Rath der Fünfhundert, noch der Rath) der Alten, noch 
das Direktorium, jondern die Gejammtheit der Staatsbürger*), welche für ge: 
wöhnlich feinen Antheil an der Gejeggebung hat und nur bei Verfaſſungs— 
änderungen über die Vorjchläge der „assemblee de revision“ bejchlieht‘). 

Nach der Konſularverfaſſung vom 22 frimaire des Jahres VIII (13. De: 
zember 1799) jteht die Initiative zu Gejegesvorjchlägen der Regierung zu, 
die Berathung diejer Vorjchläge dem Tribunat und die Beichlußfafjung dem 
gejeßgebenden Körper). Der Beichluß der legteren macht den Entwurf zum 
Geſetz: „Le corps legislatif fait la loi“'). Die Promulgation des Gejeges 
muß am zehnten Tage nad) der Beichlußfafjung des gejeggebenden Körpers 
durch den erſten Komjul erfolgen, wenn nicht inzwijchen von dem Tribunat 
oder von der Regierung die Nichtigfeitserflärung des Geſetzes wegen Vers 
fajlungsverlegung bei dem Senat beantragt wird'®). Der Beſchluß des gejeß: 
gebenden Körpers fann nicht als Erlaß des Gejegesbefehls aufgefaßt werden, 
da diejer Beichluß ja von einem anderen jtaatlichen Organ anmullirt werden 
fann. Träger der Staatsgewalt ift jedenfalls nicht der gejeßgebende Körper, 
der nicht einmal das Recht der Berathung hat!') und der Kontrolle des Senats 
unterworfen ift. Durch das Scnatusfonjult vom 16 thermidor des Jahres X 


) Art. 2 a.a.D.: „Le peuple francais est distribu&e pour l’exercice de la sou- 
verainete, en assemblees primaires de cantons, 

*, Konftitution vom 5 fructidor an 3 Octobre 76. 

®) Artikel 92 a. a. O©.: Les resolutions du conseil des eingcents, adoptes par 
le conseil des anciens, s’appellent Lois. 

*) Artitel 96 a. a. O 

°), Art. 130 a. a. ©.: La publication de la loi et des actes du corps legislatif 
est ordonnee en la forme suivante: „Au nom de la Republique frangaise (loi) ou (acte 
du corps legislatif) ...... Le directoire ordonne que la loi ou l'acte legis- 
latif ci—dessus sera publie, execute et qu’il sera muni du sceau de la Republique,* 

® Vgl. den Eingang der Konititution vom 5 fructidor an 3, Artikel 17: „La sou 
verainete reside essentiellement dans l’universalit& des citoyens,* 

) Konftitution vom 5 fructidor an 3, Artifel 26 und 346, 

9 Konftitution vom 22 frimaire an 8, Artitel 25. 

9) Art. 34 a. a. O. 

m) Art. 37 a.0. 0. 

1) Art. 34 a.a.D.: „Le corps legislatif fait la loi en statuant par scrutin secret 
et sans aucune discussion de la part de ses membres, sur les projets 
de loi debattus devant lui par les orateurs du tribunat et du gouvernement,* 
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(4. Auguft 1802) wurde dem Senat ſogar das Recht beigelegt, den geſetz— 
gebenden Körper aufzulöjen‘), 

Die Verfaſſung des erjten Kaijerreich® fennt das Inſtitut der Sanftion 
gleichfalls nicht. Das Tribunat, welches erft im Jahre 1807 aufgehoben 
wurde?) und der gejeggebende Körper haben diefelben Rechte wie unter der 
Ktonjularverfafjung; das Necht des Senats, die Beichlüffe des gejeggebenden 
Körpers wegen Berfafjungswidrigfeit zu annulliren, ift dagegen zu einem bloßen 
Vorſchlagsrecht abgeſchwächt“). Dieſes Vorjchlagsrecht ift jedoch für den 
Kaiſer nicht bindend; derjelbe ijt befugt, ein von dem Senat wegen Berjaj- 
jungswidrigfeit beanjtandetes Geſetz troß diefer Beanjtandung zu promulgiren ‘). 
Als Sanktion fann das erwähnte Recht des Kaiſers nicht aufgefaßt werden. 
Der Kaiſer fann die Beſchlüſſe des gejeggebenden Körpers nicht nach freiem 
Ermejjen bejtätigen oder verwerfen; nur wenn zwiſchen dem gejeggebenden 
Körper und dem Senat Meinungsverjchiedenheiten über die Frage der Ver- 
fafjungsmäßigfeit beftehen, tritt jein disfretionäres Ermefjen ein.?) Thatjächlich 
hat der Kaiſer allerdings ein indireftes veto bejejjen, weil der Senat — deſſen 
Mitglieder faſt jämmtlich vom Kaijer ernannt wurden‘) — in Folge Ddiejer 
BZujammenjegung jtet3 nur ein willenlojes Werkzeug in der Hand des Kaiſers 
war; formell ftand dem Kaiſer jedoch ein jolches veto nicht zu. Der Geſetzes— 
befehl wird vom Kaiſer bei der Promulgation erlajjen. Die durch Artikel 140 
der Berfajjung vorgejchricbene Promulgationsformel lautet: „Napoleon par 
la gräce de Dieu et les constitutions de la Republique, empereur des 
Frangais, & tous presents et à venir, salut. Le corps l&gislatif a 
rendu le... (ladate) le decret suivant, conformöment & la pro- 
position faite au nom de l’empereur, et apr&s avoir entendu les ora- 
teurs du conseil d’Etat et des sections du tribunat le... — Mandons 
et ordonnons que les presentes, revötues des sceaux de l’Etat, in- 
serees au bulletin des lois, soient adressees aux cours, aux tribunaux 
et aux autorites administratives, pour qu'ils les inscrivent dans leurs 
registres, les observent et les fassent observer; et le grand juge ministre 
de la justice est charge d’en surveiller la publication“, 


Träger der Staatsgewalt ijt weder der gejeßgebende Körper noch das 
Tribunat noch der Senat, jondern der mit nahezu abfoluter Machtfülle aus: 
gerüftete Klaijer, dem jedoch merfwürdiger Weije gerade das Recht der Sant: 
tion fehlt. 

In der Konjtitution vom 6.—9. April 1814 erjcheint das Rechtsinftitut 
der Sanftion wieder. Artifel 5 diejer Verfaſſung beftimmt: „La Sanction 
du roi est necessaire pour le complement de la loi“. Ebenjo enthält die 
Charte vom 4.—14. Juni 1814 in Artikel 22 die Vorjchrift: „Le roi seul 
sanctionne et promulgue les lois“. Es fehle jeder Beweis, dab mit dem 
Ausdrud „Sanktion“ im Sinne diefer Beftimmungen der Erlaß des Geſetz— 
befehl3 gemeint jein fol. Der Wortlaut des Artifel® 15 der Charte: „La 


) Artitel 55, Ziffer 5. 

) Senatustonfult vom 19. Auguft 1807. 

3, Organiſches Senatustonfult, vom 28 floreal an 12 (18, Mai 1804), Art. 71: Le 
75 SER REN peut exprimer l’opinion qu'il n'y a pas lieu a promulguer la loi. 

* Art. 72 a. a. O.: L’empereur, après avoir entendu le conseil d’Etat, ou 
de&elare, par un dderet son adhesion à la deliberation du senat ou fait promulguer la loi. 

) Art. 69-73 a. a. D. 

%) Art. 57 a. a. O. 


Un unten eg GE 
Werner Rofenberg: Die Sanktion der Reichsgeſetze. 683 


puissance legislative s’exerce collectivement par le roi, la chambre 
des pairs et la chambre des deputes des departements“ jpricht fir die 
Auslegung, daß der Gejeggeber die drei Faktoren der Geſetzgebung als gleich— 
werthig angejehen hat’). Dazu fommt, dab bie franzöfiiche Doktrin die Unter: 
jheidung zwiſchen Gejegesinhalt und ©ejegesbefehl überhaupt nicht machen 
kann, weil fie unter Geſetz im ftaatsrechtlichen Sinne niemals eine materielle 
Rechtsnorm, jondern ftet3 nur eine formelle Willenserflärung des Staates 
verjteht. In allen Fällen, in denen die franzöfischen VBerfaffungsurfunden eine 
Legaldefinition des Wortes „Gejeg” geben, wird diefer Ausdrud im formellen 
Sinne gebraudt. 

In den verjchiedenen Erklärungen der Menjchenrechte, welche den Eingang 
zu den meilten Berfaffungsurfunden der franzöjiichen Nevolutionszeit bilden, 
wird das Gejeh als „l’expression de la volonte gendrale“ ?) oder ala „l’ex- 
pression libre et solennelle de la volont& generale“ °) oder ald „la 
volonte generale, exprim&e par la majorit& des citoyens ou de leurs 
representants“ *) bezeichnet. Die Konstitution vom 3.—14. September 1791 
beitimmt „Les decrets sanctionnes par le roi et ceux qui lui auront été 
presents par trois legislatures consecutives, ont force de loi et por- 
tent le nom et l’intitule de lois“®), Nach der Berfafjung vom 
24. Juni 1793 gehören zu den Gejegen zahlreiche Verwaltungsafte in Gejeges- 
form 3. B. die Feftftellung der Einnahmen und Ausgaben der Nepublif, die 
Kriegserflärung und die öffentlichen Ehrenbezeigungen, welche dem Andenken 
großer Männer gewidmet ind.) In der Verfafjung vom 5 fructidor an 3 
wird folgende Definition der Gejege gegeben: „Les r&solutions du conseil 
des cing-cents, adoptes par le conseil des anciens, s’appellent Lois ’). 
Träger der Staatögewalt in der Verfaſſung von 1814 ijt zweifellos der König, 
der ja auch die Eharte vom 4.—14. Juni 1814 aus eigener Machtvollfommen- 
heit erlafjen hat.®) 

Die Berfaffung vom 14.—24. Auguſt 1830 enthält in Artifel 18 gleich: 
falls den Sag: „Le roi seul sanctionne et promulgue les lois“. Bei Aus- 
legung dieſer Vorſchrift fommen diejelben Gefichtspunfte in Betracht, Die 
bereitS bei der Verfafjung von 1814 erörtert worden find. Die Gleichjtellung 


) Mal. Dalloz: Repertoire de legislation, Bd. 30 „Lois* N. 122, S. 70: „La 
sanction £tait, sous l’empire de la charte, le consentement donn& par le roi au 
vote des deux chambres. Derniere condition ou compl&ement de la loi, elle &tait 
necessaire à cause des additions et amendements que les chambres pouvaient faire 
au projet de gouvernement.* 

”) Eingang der Ronititution vom 3.—14. September 1791, Artikel 6. Erklärung der 
Menfchenredhte vom * 1793, Artikel 8, 

®, Declaration des droits de l’'homme et du eitoyen vom 24. uni 1793, Art. 4. 

* Eingang der Konititution vom 5 fructidor an 3, Artikel 6. 

°, Titel 3, Kapitel 3, Sektion 3, Artitel 6. 

®, Art. 54: Sont compris sous le nom general de loi les actes de corps ldgis- 
latif concernant: la legislation eivile et criminelle; Yadministration genärale 
des revenues et des depenses ordinaires de la Republique; les do- 





maines nationaux; ...=. la declaration de guerre; ,..,. les honneurs 
publics & la m&moire des grands hommes, 
) Artikel 92. 


#) Charte constitutionelle: „Nous avons volontairement, et par le libre exercice 
de notre autorit& royale, accord6 et accordons, fait concession et octroi A nos sujets, 
tant pour nous que pour nos successeurs et à toujours de la charte constitution- 
nelle qui suit.* 

Annalen des Deutſchen Neihs 1900, 39 
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der drei gejeßgebenden Faktoren in Artifel 14, 15 und 17 der Verfaſſung 
läßt darauf jchliegen, daß der Gejeßgeber die Funktionen derjelben für gleich- 
artig angejehen hat.) Als Träger der Souveränetät in der Julimonarchie 
dürfte nicht der König, jondern das Volk anzujehen jein, da die Charte vom 
7. Auguft 1830 von den Kammern gegeben und von Louis Philipp nur ans 
genommen ift.?) 


Nah der Konftitution vom 4.—10. November 1848 hat die National: 
verjammlung allein Die gejeggebende Gewalt). Der Präfident der Republik 
hat nur das Recht, eine nochmalige Berathung zu verlangen.‘) Die Promul: 
gation der Gejege erfolgt durch den Präfidenten der Republif innerhalb der 
vorgejchriebenen FFrijt.) Träger der Souveränetät ift die Gejammtheit der 
Staatsbürger ®); die Gewalt der Nativnalverjammlung ift mur eine delegirte. 
Die Gejammtheit der Staatsbürger hat jedoch an der Gejeggebung nur in= 
direkten Antheil, indem jie die Mitglieder der Nationalverjanmlung wählt. 
Name und Wejen der Sanftion iſt aljo dieſer Verfafjung unbekannt. 


In der Konftitution vom 14.—22. Januar 1852 fteht die Initiative zu 
Gejegentwürfen allein dem Präſidenten der Nepublif zu”), der gejeggebende 
ne bejchließt über diejelben®); der Senat „gardien du pacte tondamental 
et des libertes publiques“ prüft die Berfafjungsmäßigfeit®); der Präſident 
endlich ertheilt die Sanktion und Promulgation ’°). Als Träger der Staats- 
gewalt gilt theoretiich das Vol, dem der Präfident verantwortlich it und an 
das er Meta appelliren fann''.) 


Nach der Verfaſſung der franzöjiichen Nepublit vom 25.—28. Februar 
1875 jteht die Smitiative zu Gejegentwürfen dem Präfidenten und den beiden 
Kammern gleihmähig zu'?); die gejeggebende Gewalt befiten der Senat und 
die Deputirtenfammer zufammen'?); die Promulgation der Gejeße iſt Aufgabe 
des Präſidenten.“) Weder der Beſchluß des Senats noch derjenige der Depu: 
tirtenfammer fann als Sanftion des Gejeges angeichen werden, da bald der 
eine, bald der andere der jpätere ijt, je nachdem die Initiative von dem Senat 
oder von der Deputirtenfammer ausgeht. Als Träger der Stantägewalt ailt 


") Charte constitutionelle vom 14.—24. Nuguft 1830, Urt. 14: „La puissance 
l&gislative siexerce collectivrement par leroi, la chambre des pairs et la chambre * 
Urt. 15; „La proposition des lois appartient au roi, à la chambre des pairs et ä la 
chambre des deputes.“ — Art. 17: „Si une proposition de loi a été rejetde par 
l’un des trois pouvoirs, elle ne pourra ötre representce dans la m&me session.* 

) Lebon: „Das Staatsrecht der franzöfifchen Republif im Marquardfen „Handbuch 
des öffentlichen Rechtes”, Bd. IV, ©. 16. 

) Artitel 20. 


9 Artikel 58. 

8) Artikel 57. 

©) Artikel 1: „La souveraineté röside dans l’universalitdG des citoyens francais. 
— Elle est inali6nable et imprescreptible,* Artikel 18: „Tous les pouvoirs publics 
quelqu'ils soient emanent du peuple.* 

) Artikel 8. 

) Artikel 39. 

) Artikel 25—26. 

10) Artikel 10: „il (president) sanctionne et promulgue les lois et les sénatus 
consultes.“ 

) Artikel 5: „Le president de la Republique est responsable devant le peuple 
francais auquel il a toujours droit de faire appel,* 

ı2) Artilel 8. 

19) Artikel 1. 

19 Artikel 8. 
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weder die eine, noch die andere Kammer, auch nicht die aus beiden Kammern 
ebildete Nationalverfammlung, die allein über Verfaffungsänderungen zu be 
—** hat!), ſondern das Volk?). 

Aus vorſtehenden Erörterungen ergibt ſich für das franzöſiſche Staats— 
recht folgendes Reſultat: Die Sanftion iſt fein nothwendiges Erforderniß für 
das BZujtandefommen eines Gejeges, denn dieſelbe fehlt in allen republifant- 
chen Berfaffungen mit allemiger Ausnahme der Verfaſſung vom 14.—22. Januar 
1852. Die Sanftion ijt auch fein nothwendiges Erforderniß für das Zuſtande— 
fommen eined Gejeges im monardijchen Staat, denn Ddiejelbe fehlt in der 
Berfafjung des erjten Kaiſerreichs. Die Sanftion iſt ein Nechtsinjtitut Des 
franzöfiichen Staatsrechts, welches fraft pojitiver Vorjchrift in einzelnen Ver: 
fajjungen vorhanden it, in anderen dagegen nicht. In denjenigen Verfaſſungen, 
in welchen die Sanftion kraft pofitiven Nechtsjages begründet ift, bedeutet 
diejelbe niemals den Erlaß des Gejegesbefehls, jondern ſtets die Zujtimmung 
des Staatsoberhauptes zu dem von der Bolfsvertretung genehmigten Geſetz— 
entivurf. Der Träger der Staatögewalt ijt nur in der Charte vom 4.—14. 
Juni 1814 zugleich der Gejeggeber; in allen übrigen Berfafjungen jind der 
Träger der Staatögewalt und die Geſetzgeber nicht identiſch; die gejeßgebende 
Gewalt ijt anderen jtaatlichen Organen übertragen. 

Das franzöſiſche Necht jteht aljo mit der von Laband aufgejtellten 
Theorie nicht im Einklang, jondern im direkten Widerjpruch. 


III. 


In den Vereinigten Staaten von Nordamerika ſteht die Initiative zu 
Sejegentwürfen den beiden Häuſern des Kongreffes — Repräjentantenhaus 
und Senat — gleichmäßig zu?). Eine Bill, die von beiden Häuſern des 
Kongrefjes angenommen ijt, wird in der Regel durd). die Bejtätigung des 
Präjidenten zum Geſetz“). Verweigert der Präfident die Bejtätigung, jo ift 
der Kongreß verpflichtet, die Bill einer nochmaligen Erwägung zu unterziehen; 
diejelbe wird nur dann Gejeg, wenn fie bei der zweiten Beſchlußfaſſung in 
beiden Häuſern von einer Zwei-Drittel-Majorität angenommen wird. Wenn 
der Präfident eine Bill nicht binnen 10 Tagen, nachdem fie ihm zugegangen 
ift, beftätigt oder mit jeinen Eimvendungen zurüdichiet, wird ſie ohne jeine 
Zuftimmung Gejeß, es jei denn, daß die Vertagung des Kongreſſes vor Abs 
fauf diejer Friſt eingetreten iſt.) Die Souveränetät ruht allein in dem Volk 
der Vereinigten Staaten.°) 

Die Bejtätigung des Präfidenten iſt jedenjall3 feine Sanftion im juriſti— 
ſchen Sinne, da diejelbe fein nothwendiges Erfordernig für die Entjtehung 
eines Gejeges ift. Die Gejege fommen auch zu Stande, wenn der Präfident 
überhaupt feine Erflärung abgibt. Die Beichlüffe des Repräjentantenhaufes 
und des Senats fünnen gleichfalls nicht als Sanktion aufgefaßt werden, da 


Y Artikel 8. 

N Lebon a. a. O. ©. 42—43: „Das Nolt ift ſouverän, denn es ift der oberite 
Schiedsrichter zwiichen den verichievenen politischen Warteien, die fich um die Herrichaft 
ftreiten, und es iſt immer ficher, die Männer in gnelehmäßiger Weile wählen zu können, 
welden es jeine Geſchicke anvertrauen will.” 

» Dr. 9. v. Holit: „Das Staatsrecht der Wereinigten Staaten von Nordamerika“ 
in’ Marquardien, „Handbuch des öffentlichen Rechtes,“ Band IV, eriter Halbband ©. 60. 

9 v. Holit S. 61—62. 

9 v. Holſt ©. 62. 

9 v. Holſt ©. 29. 
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beide vollfommen gleichwerthig find und eine bejtimmte Reihenfolge zwijchen 
beiden Beichlüffen nicht vorgejchrieben ift. Träger der Staatögewalt ijt weder 
der Senat, noch das Nepäjentantenhaus, noch die Gefammtbeit beider Häuſer 
— der Kongreß — jondern das jouveräne Wolf, welches nach den Eingangs: 
worten der Berjafjung, der fogenannten „Präambel“, die Konftitution der 
Vereinigten Staaten gegeben hat, mit dieſer That aber nicht von der politi= 
chen Bühne abgetreten ift, vielmehr jeden Augenblid die Vertheilung Der 
Kompetenz zwijchen Bundesregierung und Staaten anders gejtalten fann!). — 

In der Schweiz fteht die Initiative zu Bundesgejegen dem Bundesrath, 
den Kantonen, dem Nationalrat; und dem Ständerath zu ?). Die Uebeinſtim— 
mung von Nationalratd und Ständerath ift nothwendig, damit ein giltiges 
Bundesgejeg zu Stande fommt?). Träger der Souveränetät it das Bolf. 
Lesteres hat über Annahme von Bundesgejegen zu bejichliegen, wenn 30,000 
ftimmberechtigte Schweizerbürger oder 8 Kantone die Enticheidung des Volkes 
verlangen *); desgleichen hat das Volk über Berfaffungsänderungen zu bejchließen, 
wenn Nationalrat und Ständerath über die Frage der Verfafjungsänderung 
verjchiedener Meinung find oder wenn 50,000 jtimmberechtigte Bürger Die 
Nevifion der Bundesverfafjung verlangen ?). 


Es iſt Har, daß auch hier weder der Beichluß des Ständeraths noch der 
Beichluß des Nationalraths als Sanktion der Bundesgejege aufgefaßt werden 
fann. Die Betrachtung diejer beiden außerdeutichen Staatsverfafjungen führt 
aljo gleichfalls zu dem Nejultat, daß die Sanktion fein nothwendiges begriff: 
liches Erforderniß für den Erlaß eines Gejeges ijt, jowie daß der Träger der 
Staatgewalt und der Gejeggeber feineswegs identijch jein müſſen. Auch die 
Berfaffung der Vereinigten Staaten und der Schweizer Eidgenofjenjchaft jteht 
demnach mit der von Laband aufgeftellten Lehre in Widerjpruc). 


IV. 


Unter den Berfafjungen der deutjchen Bundesstaaten find ebenfalld mehrere, 
welche das Inſtitut der Sanktion in der Landesgejeggebung weder dem Namen 
noch dem Wejen nach kennen. Nach der Berfaftung der freien Stadt Ham— 
burg fteht die Initiative zu Gejeßesvorichlägen jowohl dem Senat als der 
Bürgerihaft zu.“ Senat und Bürgerjchaft zuiammen befigen die gejeßgebende 
Gewalt?); in gewiſſen Fällen hat auch die aus Mitgliedern des Senats und 
der Bürgerjchaft gebildete Entjcheidungsdeputation das Recht der Gejeh- 
gebung.?) Die Publikation derjenigen Geſetze, welche materielle Rechtönormen 
enthalten, liegt dem Senat ob.“) Als Träger der Staatsgewalt gelten gemäß 


ı) v. Holft ©. 22, 30. _ 
2 Dr. Alois von Drelli: „Das Staatsrecht der fchweizeriichen Eidgenoflenichaft” 
in ae — des öffentlichen Rechtes,“ Bd. IV, S. 33. 
relli ©. 


9 Orelli ©. 80. 

9 DOrelli ©. 88. 

9 Wolfſon: „Das Staatsrecht der freien und Hanfeftadt Hamburg“ in Marquard: 
fen: „Handbuch des öffentlichen Rechts der Gegenwart,“ Bd. III, zweiter Safbband. Dritte 
Abtheilung ©. 18. 

) Wolfſon ©. 21. 

) Wolfſon ©. 21: „Der Beſchluß der Deputation und eventuell der Subdeputation 
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— a Berfaffung vom 13. Dftober 1879 Senat und Bürgerjchaft zu: 
anımen 

Weder der Beichluß des Senats noch der Beichluß der Bürgerfchaft kann 
als Santtion angejehen werden, da bald der Senat eimem Vorſchlag der 
Bürgerjchaft durd) jeine Zuftimmung Geſetzeskraft verleiht, bald die Bürger: 
haft durch ihre Zuftimmung einem Vorjchlag des Senats. Außerdem fann 
die Entjcheidung einer dritten, nicht ftändigen Körperjchaft — der Entjchei: 
dungs-Deputation — die Beichlüffe beider VBerfammlungen erjegen. 

Ganz ähnlic) liegen die Verhältniffe in Lübeck. Senat, Bürgerjchaft und 
Bürger-Ausſchuß haben gleichmäßig das Necht der Imitiative ’). Die Gejeß- 
gebung jteht dem Senat und der Bürgerjchaft gemeinschaftlich zu, in gewiffen 
Fällen auch einem dritten Organ, der Entjcheidungsfommifjion ?); die Bekannt: 
machung der Gejete liegt dem Senat ob*). Träger der Staatsgewalt find auch 
hier Senat und Bürgerjchaft.®) 

Die Verfafjung der Freien Stadt Bremen fordert zum Erlaß eines Ge- 
ſetzes den übereinjtimmenden Beichluß von Senat und Bürgerſchaft. Die Ini— 
tiative zu Geſetzen ſteht beiden Körperſchaften gleichmäßig zu; die Verkündigung 
der Geſetze liegt dem Senat ob“). Träger der Staatsgewalt jind Senat und 
Bürgerjchaft zujammen?). Da beide Körperjchaften auf dem Gebiet ihrer 
emeimjchaftlichen Wirkſamkeit als völlig gleichberechtigte Korporationen er- 
En cheinen ®), jo kann weder der Beichluß des Senats, noch der Beſchluß der 
Bürgerichaft als Sanftion aufgefaht werden. 

Die Berfaffungen der Hanjejtädte jtehen aljo mit der Theorie Labands 
gleichfalls im Widerſpruch. 

V. 


Die preußiſche Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850 enthält im 
Artikel 62 folgende Beitimmung: „Die gejeßgebende Gewalt wird gemeinschaft: 
lich) durch den König und durch zwei Kammern ausgeübt. Die Uebereimjtim- 
mung des Königs und beider Kammern ijt zu jedem Geſetz erforderlich“. 

Nach Artikel 45 befiehlt der König, welcher unbeftritten Träger der Staats 
gewalt ijt, auch die Verfündigung der Geſetze. 

Artikel 62 der preußiichen Verfaſſung iſt befanntlich dem Artikel 26 der 
belgiſchen Verfaſſung nachgebildet, welcher lautet: 

„Le pouvoir legislatif s’exerce collectivement par le roi, la cham- 
bre des representants et le senat.“ 

Letztere Vorſchrift wiederum ijt dem franzöſiſchen Staatsrecht entlehnt, 
welches in Artikel 15 der Charte von 1814, ſowie in Artikel 14 der Charte 
von 1880 faſt wörtlich gleichlautende Beſtimmungen enthielt. Es fehlt jeder 
Beweis bafür, daß Artikel 62 der Preußischen Verfaflung einen anderen Sinn 

) Wolfion S. 11. 

”), Hlügmann: „Das Staatsrecht der freien und Hanfeftadt Lübeck“ in Marquardien 

„Handbuch des öffentlichen Rechts der Gegenwart,“ Bd. III, zweiter Halbband, dritte Ab- 
tbeilung ©. 50. 

’) tlügmann ©. 50. 

*%) Klügmann S. 52. 

RKlügmann S. 44. 

Sievers: „Das Staatsrecht der freien Hanſeſtadt Bremen“ in Marquardſen, „Dand- 
buch des ientlihen Rechts der Gegenwart,“ Band III, zweiter Halbband, dritte Ab: 
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haben joll, als jeine Vorbilder, die zitirten Artifel der franzöfiichen und belgi- 
ichen Verfaſſungsurkunden. In der Literatur des preußijchen Staatsrechts iſt 
vielmehr allgemein anerkannt, daß die Sanftion des Königs in der Ge: 
nehmigung des von der Bolfsvertretung angenommenen Gejegentwurjss — 
aljo nicht in dem Erlaſſe des Geſetzesbefehls — befteht'). Nönne jtellt aller: 
dings einmal einen Gegenjag auf zwijchen dem imperium des Ktönigs und der 
potestas der Kammern ?); allein dieſe Auffaffung wird von ihm jelbjt nicht 
fonjequent fejtaehalten ; in dem Text desjelben Paragraphen wird die „Ge: 
nehmigung des Königs” ausdrüdlich als das „eigentlich entfcheidende 
Moment“ bei der Gejeßgebung bezeichnet.*) 

Ein näheres Eingehen auf die Entitehungsgeichichte der preußiichen Wer: 
fafjung kann an diejer Stelle unterbleiben, da Laband anerkennt, daß Artikel 62 
der preußiſchen Verfaffung nicht auf dem Boden jeiner Theorie jteht. Laband 
erklärt in jeinem „Staatsrecht des Deutjchen Reiches“ ausdrüdlih: „Die 
wichtigite aller deutjchen Verfaſſungen, die preußische Verfaſſungsurkunde vom 
31. Januar 1850, folgte der herrichenden Theorie von der Gleichartigkeit 
der Funktionen, welche der König und der Landtag hinſichtlich der Geſetz— 
gebung auszuüben haben *)“. 

Der Wortlaut der preußifchen Verfaſſung und die Theorie des preufijchen 
Staatsrechts jtehen aljo mit dem von Laband aufgejtellten Sanftionsbegriff 
im Widerjpruc). * 


Die Verfaſſung des Deutſchen Reichs enthält über die Sanktion der Reichs— 
gejeße weder direkt noch indireft irgend welche Bejtimmungen. Der Name 
„Santtion” kommt in der Verfaffungsurfunde vom 16. April 1871 überhaupt 
nicht vor; auch iſt feine Vorſchrift in derjelben zu finden, welche dem Bundes: 
rath oder einem anderen Neichsorgan die Befugniß zum Erlaſſe des Gejetes- 
befehls beilegte. Die einzige Beitimmung, welche für die Nichtigkeit der Theorie 
Labands angeführt wird, ijt Artikel 7 Ziffer 1 der Neichsverfafjung: „Der 
Bundesrath bejchließt über die dem Reichstage zu machenden Vorlagen umd 
die von demſelben gefaßten Beſchlüſſe“. Dieſe Vorſchrift joll das 
Recht des Bundesraths zur Sanktion von Reichsgeſetzen zwar nicht begründen, 
wohl aber eine Anerkennung der angeblich anderweitig begründeten Befugniß 
des Bundesraths zur Sanktion von Reichsgeſetzen enthalten“). Schon der 
Wortlaut der zitirten Beftimmung beweift, daß unter den vom Reichstag ge- 
faßten Beſchlüſſen nicht blos Beſchlüſſe über Nechtsnormen zu verjtehen find, 
jondern ganz allgemein alle Reichstagsbejchlüfje, welche die gemeiniame Kom— 
petenz von Bundesrath und Neichstag betreffen. Unter Artikel 7 Ziffer 1 der 
Neichsverfaffung fällt alfo z. B. auch ein Neichstagsbeichluß, durch welchen 
gemäß Artikel 23 eine Petition dem Bundesrat überwiejen wird, obwohl in 
diejem Falle von einer Sanktion feine Rede fein fann. Dazu fommt, daß der 


) Lv. Rönne: „Das Staatsrecht der Preußiſchen Monarchie." 4. Nuflage (1881), 
Bd. I, &.390: „Tie Ertbeilung der föniglihen Genehmigung ift derjenige alt, welcher 
einem Geſetzentwurfe erſt den Charakter eines Geſetzes verleiht.” — H. v. Schulze-Gäver 
niß: „Das Preußiſche Staatsredht.” Zweite Auflage (1890). Bd. II, ©. 21: „Nur die 
Genehmigung des Königs erbebt den Entwurf zum Staatsgejehe.“ 

N v. Rönne a. a. O. 8 9, Anm. 7. 

) v. Rönne, Bd. I, S. 3%. 

9 Laband Bd. I, ©. 495. 

) Laband Bo. I, ©. 517, Anm. 1. 
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heutige Artifel 7 der Neichsverfaffung gerade bezüglich der centicheidenden 
Worte, aus welchen eine Anerkennung des dem Bundesrat angeblich zujtehen- 
den Sanftionsrechtes hergeleitet wird, in der Verfaſſung des Norddeutichen 
Bundes ganz anders lautete. Artikel 37 der Berfafjung vom 17. April 1867 
beftimmte: „Der Bundesrath bejchließt 1. über die dem Neichstage vorzu— 
legenden oder von demjelben angenommenen, unter die Bejtimmung 
des Artikel 35 fallenden gejeglichen Anordnungen einjchließlich der 
Handeld und Scifffahrt3:Verträge*. Dieſe Vorſchrift bezog fich aljo ledig— 
lich auf Bejchlüffe über Zölle, Reichsſteuern, Handel und Schifffahrts-Ver— 
träge; eine nochmalige Beichlußfaifung des Bundesraths in dieſen Materien 
war nicht nothivendig, wenn der Neichdtag den vom Bundesrath vorgelegten 
Gejegentwurf angenommen hatte. In Artifel 37 der Norddeutichen Bundes: 
verfafjung kann daher eine Anerfennung des dem Bundesrath angeblich 
zujtehenden Rechtes, die Reichsgeſetze zu janktioniren, nicht gefunden werden. 
Es fehlt num jeder Beweis, daß bei der neuen Redaktion der Reichsverfaffung 
im Sahre 1871 eine fachliche Aenderung getroffen und durch diefe Aenderung 
ein generelles Necht des Bundesraths, die Neichsgeiege zu janktioniren, aner- 
fannt werden jollte. In der Neichstagsiigung vom 5. Dezember 1870 wurde 
vielmehr von dem Vertreter der verbündeten Regierungen ausdrüdlich hervor- 
gehoben, daß die Aenderung des Textes der Artikel 7 und 37 eine ins Gewicht 
fallende materielle Bedeutung nicht habe '). 

Die ſtändige Eingangsformel der deutjchen Reichsgeſetze jpricht gleichfalls 
gegen die Annahme, dat die Sanftion dem YBundesrath zujtehe. Dieje Ein- 
gangsformel lautet befanntlich: „Wir (Wilhelm) von Gottes Gnaden Deutjcher 
Kaijer, König von Preußen ꝛc. 2c. verordnen im Namen des Reichs, nach er- 
folgter Zujtimmung des Bundesraths und des Reichstags, was folgt". Im 
der erwähnten Formel ift von einem Gejetesbefehl, den der Bundesrath an- 
geblich erlajjen hat, überhaupt feine Nede. Der Beſchluß des Bundesraths 
wird als Zuftimmung, nicht als Verordnung oder Befehl bezeichnet 
und mit dem Beſchluß des Neichstags auf die gleiche Stufe geſtellt. Wenn 
die Theorie Labands richtig wäre, müßte die Eingangsformel der Geſetze 
doch lauten: „Der Bundesrath verordnet nach erfolgter Zujtimmung des 
Neichstags*. Bei der jegigen Faſſung der Eingangsformel wird der Befehl 
des Bundesraths, welcher nach YZaband für die verbindliche Kraft des Geſetzes 
entjcheidend jein joll, vollfommen unterdrüdt und verheimlicht ; die Unterthanen 
erfahren von diefem Befehl des Bundesraths, der für fie allein maßgebend 
jein joll, überhaupt nichts. Laband jelbit muß zugeben, daß die übliche 
Eingangsformel der Neichsgejege jeiner Theorie nicht entipricht. Derjelbe jagt: 
„Die Eingangsformel der Neichsgejege gibt dem VBorgange, durch welchen ein 
Neichsgejeg zu Stande fommt, feinen völlig getreuen Ausdrud"?). 
Unverjtändlich ijt ferner, weihalb nach dem Gejegesbefcehle des Bundesraths 
der Kaiſer noch einen zweiten Gejegesbefehl: „Wir verordnen“ erläßt. 








) Pol. Rede des Präfidenten des Bundestanzleramtes Delbrüd, Sten. Ber. ©. 69: 
„Diele Zuſammenfaſſung von Beitimmungen, die welentlich übereinitimmend fi an anderen 
Stellen der Bundesverfallung finden, hat eine ins Gewicht fallende materielle Bedeutung 
nicht. Es wurde Werth gelegt auf dieſe JZufammenfaflung um an einem Ort flar zu 
jtellen die eigentlichen Zuftändigleiten des Bundesratbs, deren Ergründung aus der Bundes— 
verfaflung felbit nicht ohne gewiſſes Studium möglihd war. Eine materielle Nende 
rung des Beftehenden ift damit faum herbeigeführt,“ 
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Entweder iſt der Geſetzesbefehl des Bundesraths wirffam, dann ift Der 
Geſetzesbefehl des Kaiſers überflüffig und unwirffam — oder der 
Sejegesbefehl des Kaijers iſt wirffam, dann ift der Gejehesbefehl des 
Bundesraths überflüfjig und umwirffam. Es fann vorfommen, daß ein ſub— 
ordinirtes Staatsorgan den Befehl eines ihm vorgejeßten Organs wiederholt 
und an jeine Untergebenen weiter befördert — man denfe nur an die Befehle, 
die fraft der militärischen Kommandogewalt erlafjen werden — ; daß aber zwei 
foordinirte Staatdorgane neben einander zur Erlaffung desjelben Geſetzes— 
befehls zuftändig jein jollen, ijt mit der Lehre von der Einheit der jouveränen, 
untheilbaren und unbejchränften Staatsgewalt unverträglich.') 

Der Umjtand, daß der Bundesrat über die von ihm vorgejchlagenen 
und von dem Neichdtag angenommenen Gejegentwürfe noch ein zweites Mal 
beichließt ?), hat gleichfalls feine entjcheidende Bedeutung. Auch der Reichstag 
bejchließt zu wiederholten Malen über denjelben Gejegentwurf. Die Gejchäfts- 
ordnung des Reichstags entjcheidet darüber, welche diejer verjchiedenen Abftim: 
mungen bindende Wirkung hat); ebenjo emtjcheidet die Gejchäftsordnung des 
Bundesraths, welche jeiner Abftimmungen über denjelben Gejegentwurf definitiv 
bindend ift*). Durch die Gejchäftsordnung, welche der Bundesrath fich jelbft 
gibt, kann jeine Zuftändigfeit nicht erweitert werden; durch die Gejchäfts- 
ordnung fann das Recht der Sanftion für den Bundesrath nicht begründet 
werden. 

Gegen die Theorie Labands jpricht auch die Thatjache, daß es Gejege 
gibt, welche ohne jeden Gejegesbefehl verfündigt find und troßdem allgemein 
für verbindlich angejehen werden. Die Auslieferungsverträge zum Beijpiel, 
welche das Deutjche Neih mit Großbritannien, der Schweiz, Italien, den 
Niederlanden, Belgien, Brafilien u. j. w. abgeichlofjen hat, jind im NReichsgejet- 
blatt ohne die Herfümmliche Eingangsformel und überhaupt ohne jeden formellen 
ee veröffentlicht worden; gleichwohl hat das Reichsgericht die ſtaats— 
rechtliche Giltigfeit diejer. Verträge in fonftanter Praxis anerfannt.’) In dem 
Urtheil des Neichsgericht8 vom 22. September 1885 (Entich. in Strafjachen 
Bd. XII, ©. 354) iſt ausgeführt, daß der Auslieferungsvertrag mit Groß: 
britannien vom 14. Mai 1872 durch die Verkündigung im Neichsgejegblatt 
die formelle Giltigfeit eines NeichSgejeges erlangt Habe und daß Artifel 7 
diefes Vertrages Nechtönorm geworden jei. Was von den Auslieferungsver: 
trägen gilt, muß auch von den Zoll- und Handelsverträgen und den übrigen 
internationalen Verträgen des Deutjchen Neiches gelten, die — ſoweit jie über: 
haupt veröffentlicht wurden — ſämmtlich im Neichsgejegblatt ohne formellen 
Geſetzesbefehl verfündigt worden find.®) 


) Laband, Bo. I, ©. 498: „Das Recht zur ftaatlichen Genehmigung ift ebenſo un- 

theilbar wie die Staatsgewalt, deren Ausfluß und Bethätigung es ijt.“ 
Yaband, Bd. 1, ©. 517. 

) Laband, Bd. I, ©. 309—310. 

*) Yaband, Bo. I, ©. 243—244. 

) Bgl. Auslieferungsvertrag mit Großbritannien vom 14. Mai 1872 (RG.Bl. 1872), 
5. 229) Entſcheidung des Reichsgerichtes in Straffadhen, Bd. 12, ©. 381. — Mit der 
Schweiz vom 24. ‚Januar 1874 (R. G. Bl. 1874, ©.113), Entich. in Strafi., Bd.30, S. 441. 
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1878, ©. 293), Entſch. in Strafſ, Bd. 26, ©. 68. Fat 
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Endlich geräth Laband jelbft mit jeiner eigenen Theorie in Widerjpruch, 
da er Bd. I, ©. 518 jeines Staatsrechts den Satz aufftellt: „Der Bundes- 
rath ift durchweg darauf beſchränkt, Bejchlüffe zu fallen; dagegen erläßt er 
niemals formell Befehle‘. Wenn der Bundesrat überhaupt feine 
Befehle erlaffen kann, jo kann er auch feinen Gejegesbefehl erlajjen. 

Der Wortlaut der NReichsverfajjung und der Wortlaut der Reichsgeſetze, 
jowie die Praxis des Reichsgerichts ftehen alfo mit der Theorie Yabands 
in Widerſpruch. 

VII. 

Laband ſtützt ſeine Theorie auch gar nicht auf das poſitive Recht, ſon— 
dern auf ein ganz anderes Fundament: auf den Begriff des Geſetzes und auf 
den Begriff des Staates. Aus dem Geſetzesbegriff ſoll die Nothwendigkeit des 
Geſetzesbefehls ſich ergeben); aus dem Staatsbegriff ſoll die Nothwendig— 
keit folgen, daß nur der Souverän Geſetze geben kann“). Die Nothwendigkeit 
eines Geſetzesbefehls kann aus dem Geſetzesbegriff nur dann gefolgert werden, 
wenn das Wort „Geſetz“ im materiellen Sinne — gleichbedeutend mit Rechts— 
norm — auszulegen it. In den Artifeln 2, 5 und 17 der deutjchen Reichs: 
verfaffung, welche die Gejehgebung des Reiches regeln, wird nun der Ausdruck 
„Geſetz“ nirgends im materiellen Sinne, jondern überall ausjchließlic im 
formellen Sinne gebraucht. Diejer von der herrichenden Auslegung abweichende 
Saß ergibt ſich aus folgenden Erwägungen: 

1. Art. 2 R.V. bejtimmt: „Die Reichsgeſetze erhalten ihre verbindliche 
Kraft durch ihre Verkündigung von Neichswegen, welche vermittelft eines 
Reichsgejegblattes gefchieht”. Der Ausdruck „Neichsgejege* kann in dieſem 
Bujammenhange nicht „reichsrechtliche Normen“ bedeuten, denn es gibt zweifel- 
[08 reichsrechtliche Normen, welche nicht im Neich$gejegblatt verfündet find und 
troßdem verbindliche Kraft haben. Zu diefen Normen gehört nicht blos das 
Reichdgewohnheitsrecht, bei dem ja von einer Verkündigung im Reichsgeſetzblatt 
feine Hede jein kann ®), jondern auch die große Zahl der Rechtsverordnungen, 
die nicht im Neichsgejegblatt, jondern im Zentralblatt für das Deutjche Reich 
nnd anderen Verordnnungsblättern verfündigt worden find.*) 

Das frühere Betriebsreglement für die Eijenbahnen Deutjchlands vom 
11. Mai 1874, welches inzwiichen durch die Verkehrsordnung für die Eifen- 
bahnen Deutjchlands vom 15. November 1892 jeine Geltung verloren hat, 
it vom Bundesrath bejchlofjen und im Gentralblatt für das Deutjche Reich 
verfündet worden. Dasjelbe enthielt feinesiwegd blos VBerwaltungsregeln für 
den Eijenbahnbetrieb, wie Laband behauptet’), denn dem Bundesrath fehlte 
jede Kompetenz, Verwaltungsbefehle an den preußiichen Eifenbahnminijter, den 
Generaldirektor der jächjischen Staatsbahnen, die Direktion der Berliner-Gör: 
(iger Eijenbahn-Aftiengejellichaft jowie an die Vorftände anderer Staats- oder 
Privat-Bahnen zu erlafjen. Auch als Verwaltungsbefehl der einzelnen Bundes: 


Y Laband, Bd. I, S. 4%. 

) Laband, Bd. I, S. 496. 

) Raband, Bo. I, S. 539 erwähnt z. ®. ein konftitutionelles Gewohnheitsrecht, daß 
der gefammte — —— von der Einbringung des Entwurfes bis zur Verkündigung 
beendet ſein müſſe, bevor der Reichstag zu einer neuen Seſſion zuſammentrete. 

) Laband, Bb.I, ©. 584, beitreitet die verbindliche Kraft diefer Rechtsverordnungen ; 
dagegen erkennt v. Seydel, Kommentar ©. 45 die Giltigkeit derfelben an. Letzterer erklärt 
je, era daß man bei TFeitftellung des Art. 2 an Gefege im materiellen Sinne 
ge abe. 

5 Laband, Bd. I, S. 582, Anm. 4, Bd. I, S. 115—118, 
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jtaaten fonnte das fragliche Reglement feine Berbindlichfeit Haben, denn die 
Schlußbeſtimmung desjelben fchrieb — abweichend von dem 8 74 des Bahn- 
polizei-Reglements vom 4. Sanuar 1875 — nicht die Bekanntmachung durch 
die Bundesregierungen, jondern ausjchließlich die Bekanntmachung durch das 
Zentralblatt für das Deutiche Neich vor. Das Eijenbahn:Betriebsreglement 
enthielt vielmehr Nechtsnormen, welche den Charakter bindender Vorſchriften 
für die betheiligten Eijenbahn=-Verwaltungen Hatten. In einer Enticheidung 
des Neichsgerichts Bd. XV ©. 147 iſt anerfannt, daß die Beftimmungen des 
Betriebsreglements revijible Rechtsnormen enthielten: „Der Beklagte ftübt feine 
Bertheidigung weſentlich auf das Betriebsreglement und findet fich durch die 
den Beitimmungen desjelben von Berufungsrichter gegebene Auslegung verletzt. 
Der Reviſionsbeklagte bejtreitet mit Unrecht die Zuläffigfeit der Nachprüfung 
diefer Auslegungen in der Revijions-Injtanz; denn der Berufungsrichter hat 
nicht jorwohl den im Abjchluffe des einzelnen Frachtvertrages zum Ausdrud 
gekommenen konkreten detaillirten Vertragswillen der Kontrahenten jeftgeftellt, 
jondern er hat eine abftrafte Norm, welcher als ſolcher die Kontrahenten 
jich unterworfen haben, ausgelegt.” In einer anderen Enticheidung Bd. X 
©. 329 der Strafjachen wird ausgeführt, die Vorjchrift, daß der fein Fahr— 
billet bejigende und die Nach: oder Strafzahlung verweigernde Paſſagier von 
der Weiterfahrt ausgejchloffen werden fünne, befinde jich, weil im $ 14 des 
Betriebsreglements vom 11. Mai 1874 wiederholt, in fortdauernder 
geſetzlicher Geltung. In der Enticheidung des Neichsgerichts Bd. XV 
S. 266 der Strafjachen werden die in 8 46 ff. des Betriebsreglements ent: 
haltenen Vorſchriften als privatrechtliche Normen bezeichnet, welchen 
die Parteien bei jedem Frachtgejchäfte durch ftillichtweigende Annahme vertrags- 
mäßig unterworfen jind. 

Die frühere Poitordnung vom 8. März 1879 war vom Neichsfanzler 
erlafjen und im Zentralblatt für das Deutiche Reich verfündet worden. Laband 
erklärt diejelbe für einen Verwaltungsatt'); dieſe Anficht ſteht jedoch mit der 
Praxis des Neichdgerichts in Widerfpruch, welches Bd. XIX ©. 104 der 
Enticheidungen in Zivilfachen anerfannt hat, daß die Poſtordnung eine all- 
gemeine Rechtsnorm bilde und daß die Nevifion auf eine Verlegung der Poſt— 
ordnung gejtügt werden fünne. Wuch bezüglich der neuen Poſtordnung vom 
11. Juni 1892, welche an die Stelle der älteren Poſtordnungen getreten it, 
bat das Neichsgericht bereits entjchieden, daß derjelben „die rechtliche 
Natur und Wirkſamkeit einer allgemeinen Nechtsnorm“ beizu— 
legen jei?). Im demjelben Urtheil it auch ausgeführt, daß Artifel 405 des 
Handelsgefegbuchs durch $ 35 der Poftordnung geändert ſei: „Das pojtalische 
Sonderrecht hat den Artikel 405 des Handelsgejeßbuchs von der Amvendung 
auf Bojtanjtalten ausfchließen wollen.“ 


Das Gleiche, was von der Poſtordnung gilt, muß auch von der Tele- 
graphen:Drdnung gelten. Zaband jagt: „Die Telegraphen:Ordnung gilt 
für die Telegraphenbeamten als Berwaltungsverordnung und im Verhältniß 
zwijchen der Telegraphenverwaltung und dem Bublifum als Bertragsberedung, 
nicht als Nechtsnorm"’). Gegen diefe Anficht jpricht jedoch Folgendes: Die 
Telegraphen:Ordnung. gilt — joweit Abweichungen nicht ausdrüdlidh vorge 


ı) Qaband, Bo. I, ©. 80, Bd. I, ©. 571, Anm. 1. 
) Entſch. des Reichsgerichts in Civilf. Bo. 43, ©. 99. 
) Laband, Bo. U, €. 81, Anm. 3. 
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ichrieben find — auch für die Benugung der Eijenbahntelegraphen‘). Der 
Neichsfanzler hat nun feine Befugniß, Verwaltungsbefehle über die Benugung 
der Eijenbahntelegraphen an die Beamten der Staats und Privatbahnen — 
abgejehen natürlich von den Neichgeijenbahnen in Eljaß-Lothringen — zu er: 
fajien. Dazu fommt, daß die Telegraphen-Ordnung feineswegs blos Ver: 
waltungsvorjchriften, fondern auch Rechtönormen z. B. über die Gewährleiftung 
enthält“), durch welche die allgemeinen zivilrechtlichen Grundjäge über die 
locatio ad operis ausgejchlofjen werden®). 

Die Disziplinar-Strafordnung für die Kaijerliche Marine vom 4. Juni 
1891 ijt gleichfalls nicht im Reichsgeſetzblatt, fondern ausjchließlicy im Marine: 
Verordnungsblatt veröffentlicht worden. Gleichwohl geht diejelbe über den 
Rahmen einer einfachen VBerwaltungsverordnung weit hinaus und enthält reiche: 
rechtliche Normen von umnbejtrittener Giltigkeit. Laband jelbit bezeichnet die 
erwähnte Disziplinarordnung als ein zweites Militärjtrafgejegbu uch, 
das gleichjam für leichtere Fälle die Ergänzung des eigentlichen vom 20, Juni 
1872 bildet‘). Derjelbe erkennt ferner an, daß die Beltrafung auf Grund der 
Disziplinar-Strafordnnung die nochmalige Beitrafung auf Grund des Militär: 
Strafgejegbuch® wegen desſelben Thatbejtandes ausjchließe‘). Ebenſo führt 
Heder ın feinem intereffanten Aufjaß: „Ueber die Grenzen des Kriminal- 
und Disziplinar-Strafrechts bei Pflichtverlegungen der Zivilbeamten und Mili— 
tärperjonen” aus, daß das Militärkrimmal- und das 9 Rilitärbiözipfinar- Straf: 
recht Häufig in einander übergreifen: „Während die Disziplinarjtrafen über 
die Beamten mit dem Syjtem der öffentlichen Strafen nichts gemein haben, 
diejelben nicht ftatt der Kriminaljtrafen ausgeſprochen werden, jondern ſich 
jelbftftändig in dem Rahmen der durch das Dienftverhältnig begründeten Ge- 
walt bewegen, tritt das Meilitär-Disziplinarftrafrecht jehr häufig an die Stelle 
des Sriminalrechts, zieht leichtere Kriminalvergehen vor jein Forum und be 
legt auch einfache Disziplinarvergehen mit harten Freiheitsſtrafen, welche den 
Charakter der peinlichen Strafen nicht verleugnen fünnen. -— Der alte Grund- 
ja ne bis in idem fommt daher hier zur vollen Geltung“*). Auch das 
Neichsgericht hat in einer Enticheidung Bd. XXI ©. 1 der Strafjachen an— 
erfannt, dab eine Militärperjon, die in gejegmäßiger Weile von dem zuftändigen 
militärischen VBorgejegten disziplinarijch bejtraft worden ijt, wegen derjelben 
That nicht nochmals gerichtlich bejtraft werden fünne. 

Das Negulativ des Bundesraths vom 27. September 1857 betreffend 
die Entrichtung der Nachjtener von Branntwein it im Zentralblatt für das 
Deutjche Reich befannt gemacht worden. Gleichwohl hat das Reichsgericht 
Bd. XIX ©. 400 der Strafjachen entjchieden, dab das fragliche Negulativ 
nicht blos für die Steuerbehörden, jondern auch für die Steuerinter- 
ejjenten bindend war. 

Der Beichluß des Bundesraths vom 7. bezw. 21. März 1882 über die 
Grundjäge, welche bei Beſetzung der Subaltern- und Unterbeamtentellen mit 





!) Telegraphen-Ordnung vom 9. Juni 1897, $ 26 und die ältere Telegraphen-Ord- 
nung vom 13. Auguſt 1880, $ 29, ſowie vom 15. uni 1891, $ 28. 

) Telegrapben- Ordnung, vom 13. Auguit 1880, 8 24. 

) Yaband, Bd. II, ©. 88: „Der Zelegrapbenvertrag fällt unter die allgemeine 
Rategorie der locatio conductio operis.“ 

NRLaband, Bb. II, ©. 618. 
9 Laband, Bb. J. S. 441, Anm. 1. 
°, Gerichtsſaal, Bd. 31 (1879) ©. 506. 
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Militäranwärtern im Weich: und Staatsdienft zu beobachten find, it im 
Zentralblatt für das Deutſche Reich veröffentlicht worden. Ueber die juriftiiche 
Natur diefer Grundfäge hat das Reichsgericht eine Entjcheidung erlafjen, in 
welcher die Theorie Labands eingehend geprüft und verworfen iſt. In dem 
fraglichen Urtheil, welches Bd. XXXX ©. 76 der Entſcheidungen in Zivilſachen 
abgedrudt ift, heikt es: „Eine Vorjchrift, wonach Verordnungen des Bundes- 
raths durch das Reichsgejegblatt verfündigt werden müßten, iſt in der Neichs: 
verfaffung — auch abgejehen von Art. 7 Ziff. 2 derjelben — nicht zu finden. 
Nun haben allerdings mehrere Nechtsichrer die Anficht vertreten, daß die in 
Art. 2 der R.V. vorgejehene Verfündigungsform für die Neichögejege auch 
auf Rechtsverordnungen von Neichsbehörden zu erftreden jei, und zwar aus 
dem Gejichtspunfte, daß derartige Verordnungen den Neichsgeiegen gleich 
jtänden (vgl. Zaband Bd. I 858, Georg Meyer 8 159 umd die bei diejen 
angeführten Schriftfteller). Dieſe Anficht, der das Berufungsgericht gefolgt 
zu jein Scheint, wird aber von anderen Rechtslehrern (vgl. Seydel, Kommentar 
zur Neichöverfafjung, 2. Aufl. S. 45, Zorn Bd. I 817 und die von ihnen 
erwähnten Schriftiteller) befümpft und kann auch diesſeits nicht gebilligt werbei. 
Es mag zutreffen, daß Nechtsverordnungen in der Wirfung den Rechtögejegen 
gleich ftehen; aber deshalb Fünnen fie nicht überhaupt und namentlich mit 
Bezug auf ihren formellen Beſtand den Reichsgejegen gleichgeitellt werden. 
— Mangel einer verfaſſungsmäßigen Formvorſchrift für 

die Verkündigung von Rechtsverordnungen des Bundesraths 
muß angenommen werden, daß der Bundesrath in der Beſtim— 
—— der Verkündigungsweiſe freie Hand hat.“ 

. Art. 5 Abſ. 1 R.V. ſchreibt vor: „Die Reichsgeſetzgebung wird aus: 
se durch den Bundesrath und den Reichstag“ und Art. 17 RB. beftimmt: 
„Dem Kaiſer jteht die Ausfertigung und Verkündigung der Reichsgeſetze zu“. 
In feinem dieſer Berfaffungsartifel kann „Reichsgeſetz“ die Bedeutung „reiche: 
rechtliche Norm“ vder „vom Weiche janftionirte Rechtsvorſchrift“ bejigen, denn 
es gibt jehr viele Rechtsnormen, welche nicht vom Bundesrath und Reichstag 
erlaffen, auch nicht vom Kaiſer ausgefertigt und verfündigt jind und trogdem 
alle Wirkungen eines Neichsgejeges im materiellen Sinne haben, z. B. die 
Rechtsverordnungen, welche der Reichskanzler auf Grund einer jpeziellen, reiche: 

gejeglichen Delegation erlafjen hat'). 

3. Art. 2 R.V. enthält die Vorſchrift, daß die Neichsgejehe den Landes— 
gejegen vorgehen. Der Ausdrud „Reichsgeſetz“ kann in diefem Zuſammen— 
hange nur eine formelle Bedeutung haben: „Die Willenserklärung des Reiches 
joll den Borrang bejigen vor den Willenserflärungen der Einzeljtaaten. Die 
entgegengejegte Meinung, welche das Wort „Reichsgeſetz“ im materiellen Sinne 
auslegt?), führt zu dem abjurden Nejultat, daß die vom Neiche janktionirte 
Rechtsvorfchrift die Rechtsnormen des Landesrecht3 in allen Fällen ausjchliehen 
joll, während es doch zweifellos reichSrechtliche Normen gibt, welche nur jub- 
fidiäre Geltung haben und durch landesrechtliche Spezialvorjchriften eingejchränft 
bezw. ganz ausgejchlojfen werden fünnen. 

Aus vorjtehender Erörterung geht hervor, daß die Neichsverfaffung in 
Art. 2, 5 und 17 ausschließlich den Erlaß formeller Neichsgejege regelt. Aus 
dem Begriff eines Neichsgejeßes im materiellen Sinne fünnen daher feine 





N Qaband, Bo. J, ©. 575—576. 
) Raband, Bo. L, S. 588. 
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Folgerungen für die Auslegung der genannten Berfajjungsartitel hergeleitet 


werden. 
VIII 


Die Schlußfolgerungen, welche Laband aus dem Staatsbegriff ableitet, 
können gleichfalls nicht für zutreffend erachtet werden. Aus der begrifflichen 
Einheit der Staatögewalt folgt lediglich, dab der einheitliche Staatswille aud) 
nur einheitlich erklärt werden fan. Wenn mehrere Staatsorgane neben 
einander zuftändig wären, den einheitlichen Staatswillen zu erflären, jo 
würde die Möglichkeit bejtehen, dal twiderjprechende Willenserflärungen ab- 
gegeben werden, die ſich gegenjeitig aufheben, hemmen und lähmen müßten. 
Aus der begrifflichen Einheit des Staates folgt dagegen nicht, daß der ein— 
heitlihe Staatswille jtetS von dem Träger der Staatsgewalt erklärt werden 
muß’). Mit derjelben Logik, mit der man behauptet, daß nur der Träger 
der Staatsgewalt die Staatsgejege erlafjen könne‘), ließe jich auch behaupten, 
daß nur der Träger der Staatögewalt ein richterliches Urtheil fällen könne 
und jeden Urtheilsjpruch jelbjt verfünden müſſe, denn die richterliche Gewalt 
ijt ebenjo identijch mit der Staatsgewalt wie die gejeggebende Gewalt?). 

Träger der jouveränen Staatsgewalt im Deutjchen Reiche it nah Laband 
die Gejammtheit der deutjchen Bundesjtaaten‘), Im dem juriftischen Begriff 
der Souveränetät ift das Merkmal der Untheilbarfeit und Unbejchräntbarfeit 
enthalten?); folglich muß logischer Weile auch die Staatögewalt, welche der 
Geſammtheit der deutjchen Bundesftaaten zufteht — die Neichsgewalt — uns 
theilbar und unbejchränfbar fein. Trotzdem will Laband dieje jouveräne 
Neichdgewalt dadurch einjchränfen, daß er einem nicht jouveränen Organ — 
dem deutjchen Kaiſer — die Befugniß beilegt, bei Ausfertigung der Reichs— 

ejege zu prüfen und zu fontroliren, ob der Souverän bei Erlaß eine Ge: 
Peheöberehls jeine unbejchränfbaren Befugniſſe überjchritten hat !®) 


IX. 


Durch die vorstehenden Ausführungen ijt nicht allein die Theorie Qabande 
widerlegt, jondern gleichzeitig auch jede andere Theorie, welche dem Bundes: 
rat) oder dem Kaiſer das Recht der Sanftion zujchreibt, denn, wenn das 
Recht der Sanftion überhaupt nicht exiftirt, jo kann weder der Bundesrat 
noch der Staijer diejes gar nicht exiſtirende Necht befigen. 

Die Anficht von rider und Kolbow, welche das Necht der Sanftion 
dem Kaiſer beilegen, fteht außerdem in Widerjpruch mit der Anfchauung, von 
welcher die Urheber der Norddeutichen Bundesverfafjung ausgegangen ind. 
In dem fonftituirenden Reichstag des Norddeutjchen Bundes von 1867 herrjchte 


) rider, $ 22: „Die Frage nad) dem Geſetzgeber hat unmittelbar nichts mit dem 
Träger der Gewalt zu thun. Die konkrete Verfaflung allein kann uns fagen, wer das Ge 
ſetgebungsorgan iſt.“ — Bgl. auch wörtlich gleichlautend Kolbow im Ardiv für öffentlich. 
Recht Bo. V, S. 97. 

NLaband, Bd. I, ©. 496. 

) Zaband, Bd. 1, S.493: „Die frage nach dem Subjekt der geſetzgebenden Gewalt 
iſt identifch mit der Frage nad) dem Träger der Staatsgewalt.“ Wal. auch Bd. II, S 334. 

Laband, Bd. 1, ©. 88, 516, 

®) Yaband, Bd. I, S. 65—66, 

°) Vol. v. Seydel: Kommentar S. 174: „it der Sanktionsbeichluß des Bundes 
rathes eine Aeußerung der jouveränen Gejepgebungsgewalt der Verbündeten, dann kann 
— ſouveränen Willensäußerung eine weitere verfaſſungsmäßige Kontrolinſtanz nicht 

ehen. 
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auf allen Eeitin Einverftändnii darüber, daß dem YBundespräfidium die Sant 
tion der YBundesgejege nicht zuftehen jollte. 

Der Bräfident der Bundestommiffarien Graf Bismard erflärte in der 
Neihstagsjigung vom 11. März 1867: „Wenn eine Anfeihe zu gemeinjchaft: 
lichen Ausgaben gemacht werden joll, jo it aljo auch dieſe Geldbeichaffung, 
auch dieje Manipulation meiner Anjicht nach durch Art. 65 auf dem Wege 
der Bundesgejeggebung d. h. der Beſchlußnahme und der Berathung 
des Reichstags und des Bundesraths unterworfen"'). 

In derjelben Sitzung führte der Abg. Dr. Köfter aus: „Während jte 
(d. h. die Verfaſſungsvorlage) von der einen Seite Preußen in allen Zweigen 
des Heerwejens, der Marine und der auswärtigen Angelegenheiten eine fejte 
und unbehinderte Erefutive fichert, gıbt fie von der anderen Seite dem Reichs— 
tage, im alle jeiner Uebereinftimmung mit der Mehrheit des Bundesrathes, 
nach Abjchnitt 2 Art. 4 in den 13 dort namhaft gemachten Fällen das Recht, 
auch gegen den Willen der Bräjidialmacht und ohne daß diejer 
ein abjolutes oder jujpenjives Veto zujtände, Reichsgeſetze mit 
verbindlicher Kraft zu erlaffen“?). 

Der Abg. v. Gottberg äußerte gleichfalls in der Sigung vom 11. März 
1867: „Ic kann es nicht leugnen, daß ich es als eine Verbefjerung anſehen 
würde, wenn gewiſſe Garantien in den Berfafjungsentwurf aufgenommen 
werden fünnten. Als jolche Garantien würde ich bezeichnen die Einführung 
eines Oberhaufes und die Einführung eines abjoluten Vetos für 
die Bräjidialmacdt“”). 

Der Abg. v. Sybel erörterte ebenfalls wiederholt die Stellung des 
Yundespräjidiums zu der Bundesgejeggebung: „In einer fonftitutionellen 
Monarchie wird das höchjte politiiche Hecht, das Recht der Gejeggebung, ein 
für alle Mal geübt von dem Monarchen. Er ift im Einzelnen überall an 
die Bejchlüffe der legislativen Berfammlungen gebunden; aber er ijt jormell 
und offiziell Inhaber der gefammten legislativen Gewalt, und nur unter jeinem 
Namen werden die Gejege verfündet und gehandhabt. Bier in unjerem Ent 
wurje aber ift der Träger der Krone Preußen ohne jedes Prädifat diejer Art. 
Er ift in dem Fünftigen deutſchen Oberhauſe — wenn Sie den Bundesrath 
einmal jo bezeichnen wollen — der hervorragenditeLXord, aber nichts 
anderes*. — „Die Gejeßgebung wird gemacht von Bundesrathe und vom 
Neichstag. Der König von Preußen... .. bat nur wenige Stimmen als 
primus inter pares in Bezug auf die Gejeßgebung beim Bundesrath“). — 

„Sch habe Schon früher einmal darauf Hingewiejen, wie die Stellung der 
Krone Preußen in der Legislative des Norddeutichen Bundes eine wejentlich 
bejchränfte ift, wie jie feineswegs der Stellung eines jelbjtitän- 
digen Faktors der Legislative entjpricht, au die wir jonjt bei 
monarchiichen Formationen mit Grund gewöhnt ſind““). — 

Der Abg. v. Below machte in der Neichstagsfigung vom 28. März 
1867 folgende Ausführung: „Es jteht dem Reichstage fein Königliche Veto 


1) Sten. Ber. S. 139. 
*, Sten. Ber. 5. 123--124. 
3, Sten. Ber. S. 141. 


*) Keichstagsverhandlungen von 23. März 1867. Sten. Ber. S. 327. 
5) Sten. Ber. ©. 328. 
° Keichstagsverhandlungen vom 10. April 1867. Sten. Ber. ©. 677. 
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entgegen, wie es dem Haufe der Abgeordneten gegenüberjteht, denn das Veto 
im Bundesrathe ift follegialijch abgejchwächt und gebunden.” 

Bon bejonderer Wichtigkeit find die Meußerungen des Abg. Tweften, 
da der heutige Art. 5 Abj. 2 der Neichsverfafjung, welcher im Verfaſſungs— 
entwurfe der verbündeten Negierungen fehlte, einem Antrag Tweiten jene 
Entjtehung verdankt!). Der genannte Abgeordnete erkärte in der Reichstags— 
figung vom 21. März 1867: „Sch acceptire es, daß die Gejeggebung über 
Militär und Marinewejen aus dem Preußiſchen Landtag auf den Reichstag 
übertragen wird; ich meine aber, daß auch die Bejtimmung der Preußi— 
Ihen VBerfajjung, nad welcher der Krone Preußen ein unbes 
dingtes Veto zujteht, bier zugleidy übertragen werden muß.” 
Wenn auch die Krone Preußen ohne Zweifel thatjächlich in der Lage jein 
würde, nicht majorifirt zu werden, wenn jie thatjächlid; Aenderungen der bes 
ftehenden Einrichtungen, mit denen jie nicht übereinftimmt, ablehnen könnte, 
jo meine ich, jind wir verpflichtet, der Krone Preußen diejes fattijche Ber: 
hältniß auch rechtlich zu fichern und ich habe dazu dieje Form wählen zu 
müſſen geglaubt, die bei einer anderen Gelegenheit, bei den Berathungen über 
BZollwejen und Handelsverträge, der Krone Preußen diejes Veto beilegt“*). 

Bon einer nachträglichen Aenderung der Neichsverfaffung durch Gewohn— 
heitsrecht, wie jie Boruhaf bezüglich des faijerlichen Veto behauptet, kann 
feine Rede jein?). Laband hat bereit$ mit vollem Necht geltend gemacht, 
daß Unterthanen und Behörden den vom Staat erlaffenen Gejegesberehl uns 
möglich durch Nichtbefolgung aufheben fünnen und daß die jogenannte dero- 
gatorische Kraft des Gewohnheitsrechts ſich auf eine Interpretation des Gejeßes 
veduzirt‘). Der bejte Beweis, daß ein Recht des Kaiſers, die Reichsgeſetze 
zu erlajjen oder zu ſanktioniren, durch Gewohnheitsrecht nicht begründet wurde, 
ıft die Autorität des Fürjten Bismarck, der in jeinen „Gedanken und Er: 
inmerungen” folgenden Borgang erzählt: „Bei dem Kaiſer Friedrich war die 
Neigung vorhanden, der Verlängerung der Yegislaturperiode von drei auf fünf 
Jahre ım Neiche und in Preußen die Genehmigung zu verjagen. In Betreff 
des Neichstags jegte ich ihm auseinander, day der Kaiſer als jolder 
fein Faktor der Gejeggebung jei, jondern nur als König von Preußen 
Durch die preußijche Stimme am Bundesrathe mitwirfe; ein Beto gegen 
übereinjtimmende Bejchlüjje beider gejeßgebenden Körper: 
Ihaften habe ihm die Neichsverfajjung nicht beigelegt. Dieſe 
Auseinanderjegung genügte, um Se. Majejtät zur Vollziehung des Schrift: 
jtüd3, durch das die VBerfündigung des Gejeges vom 19. März 1888 ange 
ordnet wurde, zu bejtimmen“°). 

Es erübrigt noch, auf die Anjichten von Gierfe und Kolbow furz 


) Reihstagsverbandlungen vom 21. März 1867. Sten. Ber. 5. 312, 
2) Sten. Ber. ©. 305. 
) Bornhak, Arhiv für Öff. Recht, Bo. VIII, ©. 464: „Haben alle Faktoren der 
Gefehgebung in zahllojen Fällen erflärt, daß fie fich den verfafiungsmäßigen Hergang bei 
Entjtehung des Gejeges in der Weiſe denten, dab der Kaiſer als Urgan des Neiches das 
Geſetz mit Zuftimmung des Bundesrathbs und Reichstags gibt, fo liegt hierin zwar nicht 
ohne weiteres eine authentiſche Interpretation vor, von der Gejehgebung handelnden Ber: 
fafjungsartifel, da der Wille des Geſetzgebers nicht hierauf gerichtet iſt, wohl aber eine 
Ufualinterpretation der berufenen Organe, welder die Bedeutung eines 
Gemohnheitsrehts zukommt.“ 

*) Laband, Bd. I, ©. 553. 

) „Bedanten und Erinnerungen von Otto Fürft Bismard,“ Bd. I, ©. 306, 
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einzugehen, die beide mit der a. vertretenen Muffafjung darin übereinstimmen, 
daß die Reichsve rfaſſung das Rechtsinftitut der Sauktion überhaupt nicht fenne. 
Beide begehem indeſſen den Fehler, daß fie unter Reichsgeſetzen im Sinne der 
Art. 2, 5 und 17 der Reichsverfafjung Gejege im materiellen Sinne verjtehen, 
was nach obigen Ausführungen unrichtig. ift. 


Eine weitere Unrichtigfeit der von Kolbow aufgeitellten Theorie Liegt 
in folgender Erörterung: „In dem Gange der Neichsgejeßgebung find zwei 
Stadien zu unterjcheiden: das erjte ijt die Llebereinftimmung der Mehrheit: 
bejchlüffe des Bundesraths und des Reichstags, das zweite die Verkündigung 
des Geſetzes. Die legtere jchafft das Geſetz im eigentlichen Sinne des Wortes 
ald den Jedermann mit Einſchluß der Gejeggebungsfattoren verpflichtenden 
Rechtsbefehl. Jene, die Uebereinjtimmung des Bundesraths und Reichstags, 
haft das Geſetz im Sinne des Art. 5 Abſ. 1, d. h. als einen noch nicht 
Iedermans verpflichtenden Rechtsbefehl. Allein irrrelevant hinfichtlich der ver: 
pflichtenden Kraft ift dieſes Moment doch nicht; ftaatsrechtliche Bedeutung 
fommt auch ihm jchon zu und zwar eine Doppelte: 


1. da8 Moment, wo die Webereinjtimmung zwijchen Bundesrath und 
Reichstag vorliegt, bindet dieſe beiden Körperfchaften injofern, als feine 
von ihnen das gegebene Votum zu revoziren im Stande ijt, 


2. es verpflichtet den Kaiſer zur Ausfertigung und Bublifation des Ge: 

jeges *'). 

Gegen dieje Theorie it Folgendes zu bemerfen: Nicht die übereinjtimmen: 
den Mehrheitsbejchlüffe von Bundesrath und Reichstag verpflichten den Kaiſer, 
das Geje zu verfündigen, jondern die Reichsverfaſſung verpflichtet den Kaiſer 
zu diefer Verkündigung’), Wir hätten jonjt das merkwürdige Rejultat: Ein 
Neichsgejeg ijt vor jeiner Verkündigung unverbindlich; nur für Einen ift e8 
verbindlich, nämlich für den Kaijer; Bundesrath und Neichstag können Nie: 
mandem etwas befehlen; nur Einem fünnen fie etwas befehlen, nämlich dem 
Kaijer. Dieje Theorie verfennt een das Verhältnig der Koordination, 
in dem die drei höchjten Organe des Reiches — Kaijer, Bundesratb und 
Neichstag — zu einander ftehen. Der Kaiſer ijt weder Untergebener noch 
Unterthan, weder Gehilfe noch Handlanger des Bundesrath3 und des Reichs— 
tags. Kaiſer, Bundesrath und Reichstag ſtehen kraft eigenen Rechts als gleich- 
‚berechtigte Faktoren neben einander. Keiner leitet jein Recht von dem anderen 
‘ab; feiner kann das Hecht der beiden anderen Faktoren einfeitig aufheben vder 
«bejchränfen. 


X, 


Als Gefammtrefultat der vorstehenden Abhandlung ergibt ſich Folgendes: 
Die Verfafjung des Deutjchen Neiches fennt das Rechtsinftitut der Sanftion 
wedor dem Namen noch dem Wejen nach; alle abweichenden Theorien beruhen 
auf «einer unrichtigen Auslegung der Art. 2, 5 und 17 der Reichsverfaſſung. 
Die genannten Verfaſſungsartikel beziehen ſich ausſchließlich auf Reichsgeſetze 
im formellen Sinne, nicht zugleich auch auf Reichsgeſetze im materiellen Sinne. 
Art. 5 regelt die Vorausjegungen für die Willenserflärungen des Reiches; 
Art. 2 und 17 haben die Form diefer Willenserflärungen zum Gegenjtand; 


YRKolbow, ©. 100. 2 
») Laband, Bd. I, ©. 514, Anm. 1, Georg Meyer, ©. 68. 
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Art. 2 beitimmt außerdem die Wirkungen der Willenserflärungen des Neichs 
im Verhältniß zu den Willenserflärungen der einzelnen Bundesftaaten. Ein: 
heitliche Vorjchriften über die Vorausjchungen der Reichsgeſetze im materiellen 
Sinne, — über die Form ihrer Verkündigung beſtehen überhaupt nicht. 
Vorausſetzung eines Reichsgeſetzes im materiellen Sinne — alſo einer vom 
Reiche ſanktionirten Rechtsvorſchrift — kann ein übereinſtimmender Beſchluß 
von Bundesrath und Reichstag oder lediglich ein Beſchluß des Bundesraths 
oder eine Verordnung des Kaiſers, Neichsfanzlers oder einer anderen Weiche: 
behörde fein‘). In manchen Fällen ift der Beichluß des Bundesraths an die 
Genehmigung des Reichstags“) vder die Verordnung des Kaiſers bezw. des 
Neichskanzlerd an die Zuftimmung des Bundesrath8 gebunden ?); in anderen 
Fällen ijt eine folche Genehmigung oder Zuftimmung nicht nothwendig. Für 
manche Rechtsverordnungen des Bundesraths ijt die Verkündigung im Reiche: 
—— ausdrücklich vorgejchrieben *); bei anderen iſt die Verkündigung im 

eichsgejegblatt ohne jpezielle Vorſchrift erfolgt.) Bezüglich einer dritten 
Klaſſe von Nechtsverordungen des Bundesraths ift die Bekanntmachung im 
Zentralblatt für das Deutiche Reich ausdrüdlic) angeordnet.) Bei einer vierten 
Klaſſe ift kraft pofitiver Borjchrift die Bekanntmachung im Zentralblatt für 
das Deutjche Reich und außerdem noch die Publikation durch die Bundes: 
regierungen erfolgt ’), In einem Falle iſt jogar eine dreifache Art der Ber: 
fündigung vorgejchrieben worden, nämlich in $ 74 des früheren Bahnpolizei- 
reglements vom 30, November 1885, welcher bejtimmte, daß das fragliche 
Neglement „durch das NReihsgejegblatt und das Zentralblatt 
für das Deutjhe Reich, jowie außerdem von den Bundesregie 
rungen publizirt“ werden jollte. 

Die NRechtsverordnungen des Kaiſers bedürfen zu ihrer Giltigfeit der 
Gegenzeichnung des Neichsfanzlers bezw. feines Stellvertreters ). Dieje Gegen: 
zeichnung ift jedoch nicht nothwendig bei denjenigen Rechtsverordnungen, welche 
der Kaijer auf Grund der militäriichen Kommandogewalt in Angelegenheiten 
der Marine erläßt?). Die vom Kaiſer erlafjenen Nechtsverordnungen müjjen 
gemäß einer Verordnung vom 26. Juli 1867 im Neichsgefegblatt verkündet 
werden. Eine Ausnahme machen jedoch wiederum die Nechtsverordnungen in 
Marine-Angelegenheiten, deren Bekanntmachung — wie dies 3. B. der Dis— 
ziplinar-Berordnung vom 4. Jumi 1891 gefchehen ift — im Marine-Berord- 
nungsblatt erfolgt. 

Bezüglich der vom Neichsfanzler erlafjenen Rechtsverordnungen iſt die 
Befanntmahung im Zentralblatt für das Deutjche Neich die Negel’°). 


Laband, Bd. I, S. 573—577. 

”, 3.8. in $ 16 der Gemwerbe-Ordnung. 

3.8. in 8 482, Nbjak 2, des Einführungsgeiehes zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und in Art. 31 des Einführungsgefeßes zum Bürgerl. Geſeßbbuch — vgl. ferner die bei 
Laband, Bd. I, ©. 574, Anm. 1 und ©. 576, Anm. 2, citirten Beijpiele. 

9 $ B. in $$ 105d, 120e, 139 a, 154 der Gewerbe-Ordnung. 

°) Val. 3. B. die Bundesratbsbeichlüfie zur Ausführung des Neichsgefehes über die 
Invaliditäts und Altersverficherung (R.G. Bl. 1895, S. 452, R. G. Bl. 1899, ©. 721, 727. 

9 8.3. in der Schlußbeitimmung zum Eifenbahn-Betriebsreglement vom 11. Mai 1874. 

’) 3.8. in $ 74 des BahnpolizeisReglements vom 4. Januar 1875 und $ 55 der 
Bahnordnung für — Eiſenbahnen untergeordneter Bedeutung vom 12. Juni 1878. 

Artilel 17 K. V. 

) Laband, Bd. IL, ©. 512, 496. 

0) Mol. 3. B. die Poſtordnung vom 11. uni 1892 und der Telegraphen-Ordnung 
vom 9. Juni 1897. 

Unnalen bes Deutihen Reicht 1900. 40 
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Einheitliche VBorjchriften über die Wirkungen der Nrichsgejege im mate— 
riellen Sinne bejtehen allerdings. Diefe Vorjchriften find aber nicht in der 
Reichsverfaffung enthalten, jondern im zahlreichen Spezialgejegen zerftreut, 
3. B. in Art. 32 des Einführungsgejeges zum Bürgerlichen Geſetzbuch, $ 13 
des Einführungsgejeges zur Strafprozeßordnung, 8 5 Abi. 1 des Einführungs- 
geleges zur Bas herbei, 8 3 bj. 1 des Einführungsgejeges zur 

onfursordnung, Urt. 2 Abj. 2 des Einführungsgejeges zum a u ve 
8 136 Sf 2 und 8 123 Ziff. 3 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, $ 549 der 
Zivilprogeßordnung, $ 1 und 28 des Geſetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit und $ 78 der Grumdbuchordnung. In allen diejen 
Fällen bedeutet der Ausdruck „Geſetz“ nicht eine Willenserklärung der Staats 
gewalt, jondern jede Rechtsnorm. ') 


) Vol. Art. 2 des Einführungsgejeges zum Bürgerl. Geſeßbuch, $ 12 des Einführungs- 
gefehes zur Civilprozeßordnung, 8 7 des Einführungsgeieges zur Strafprogeßorbnung, $ 2 
des Einführungsgeiepes zur Konkursordnung, $ 550 der Civilprozeßordnung. 


Verwaltungsbericht der Reichsbank 


für das Jahr 1899.') 
Vorgelegt in der Generalverſammlung am 19. März 1900. 


— — z— 


Der fait allgemeine gewaltige wirthſchaftliche Aufſchwung, welcher in Deutſch— 
land am früheiten, ftärkiten und nachhaltigiten eingejegt hat, fteigerte im Jahre 
1899 die Anſprüche an die Reichsbank in bisher nicht wahrgenonmenem Maße. 
Bon Jahr zu Jahr find, bei immer lebhafterer Bewegung im Giro: und Ab: 
rechnungöverfehr, die Anlagen ber Reichsbank bejonders im Mechjelgeihäft nament- 
fih im Herbft und am Jahresihluß erheblich gewachſen, während die Baarbe- 
ftände in Folge deſſen ftetig zurüdgegangen find, und biefe Entwidelung ift im 
legten Jahre noch ftärfer als bisher hervorgetreten. Hierdurch und durch die für 
Deutihland ungünftige Geftaltung der Wechſelkurſe beſonders im Dezember ift 
die Reichsbank, obwohl fie ſchon im Juni mit einer Disfonterhöhung begonnen 
hatte, zum erften Mal feit ihrem Beftehen genöthigt worden, den Disfont bis 
auf 7°/, hHeraufzufegen. Der durchſchnittliche Zinsfuß ftellte fih um O,700%/o 
höher als im Worjahre. 

Die Geſammtumſütze bei der Reichsbank im Jahre 1899 haben nad der Ans 
lage A betragen: 

bei der Reichöhauptbant . . . 60,707,887,800 M. 
bei den Reichsbankanſtalten . . 118,924,661,200 „ 
zufammen . . . 179,632,549,000 M. 


(1899: M 163,395,620,600), alio A. 16,237 ,028,400 mehr als im Jahre vorher. 


Der Bankzinsfuß war für Wechſel für Lombard:Darlehne 

vom 1. Januar bid 16. Januar 1899 . . 6 Proz. 7 Proz. 
18 P „ 20. bmw „ ..5 a 6 „ 

„21. Yebruar „ 8. Mai E 4 m 5 

„ 9. Mai „ 18. Juni Br — J 2: 5 

„ 19. Juni „ 6. Auguft = are 5’, u 

„ 7. Auguft „ 2. Oftobr „ 5 ® 0: 

„ 3. Dftober „ 18. Dezembr „ . . 6 a 

„ 19. Dezemb. „ 31. — — 7 F 8 


im Durchſchnitt des ganzen Jahres 5,30 Proz. für Wechſel und 6,056 
Proz. für Lombard-Darlehne gegen A, und 5, Proz. im Vorjahre. 


N) Aus Raummangel verjpätet. — Bergl. die Berichte für 1876 „Annalen“ 1877, 
S. 736 fi.; 1877 „Unnalen” 1878, ©. 673 fi.; 1878 „Annalen“ 1879, ©. 577 fi.; 1879 
„Annalen“ 1880, ©. 438 fi.; 1880 „Annalen“ 1881 ©. 354 fi.; 1881 „Annalen“ 1882, 
S. 329 ff.; 1882 „Annalen“ 1883, S. 600 fi.; 1883 „Annalen“ 1884, ©. 198 ff.; 1884 
„Annalen” 1885, ©. 375 fi.; 1885 „Annalen“ 1886, ©. 638 ff.; 1886 „Annalen“ 1887, 
&. 505 fi.; 1887 „Annalen“ 1888, S. 709 fi.; 1888 „Annalen“ 1889, S. 770 fi.; 1889 
„Annalen“ 1890, ©. 917 ff.; 1890 „Annalen“ 1891, ©. 442 fi.; 1891 „Annalen“ 1892, 
S. 450 fi.; 1892 „Annalen“ 1898, ©. 561 fi.; 1893 „Annalen“ 1894, ©. 663 ji.; 1894 
„Annalen“ 1895, S. 817 ff; 1895 „Unnalen“ 1897, ©. 169 fi.; 1896 „Annalen“ 1897 
&. 722 fi.; 1898 „Annalen“ ©. 759 fi. 
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An Banknoten waren im Umlauf: 


als höchſte Summe am 30. September . . .1,382,731,000 Me. 
als niedrigite Summe am 23. Februar . .1,013,068,000 „ 
durchſchnittlich . . . . . . „1,141,752,000 „ 


e3 find alfo gegen das Vorjahr /1,124,594,000 ) bursfänittfi ch 17,158, 000 
mehr im Umlauf geweien. 


Wie viel Banknoten nad) den einzelnen Abichnitten am Schluſſe jedes Monats 
im Umlauf waren, ergibt die Anlage B. 

Für die Anfertigung neuer Banknoten find 363,253,35 M in Ausgabe berechnet. 

Der der Reichsbank im 8 9 des Bankgeſetzes zugewieſene Betrag ungebedter 
Banknoten ift 20 Mal, nämlich 


am 7. Januar 1899 um M 147,096,243, 


„18. », “nm 34,083,149, 
„ 31. März » nr  „ 109,905,732, 
„ 7. April "» en rn 52,620,554, 
„ 30. Juni " nn» 138,704,569, 
„ ?. Juli "nn  95,253,262, 
„ 23. Septmbr „ um 529,780, 
BB: — " " „ 371,233,061, 
„  ?. Dftober " nn 283,610,564, 
= „» nm 204,255,633, 
we u "» rn m 125,111,446, 
HE: 7 oe „u  „ 187,683,462, 
„7. November „ u 146,267,057, 
Ab, "ne  „ 101,185,206, 
„23. u "nn  52,393,473, 
80 „4, "nn. 89,212,815, 
„ 7. Dgembr „ nn „  70,191,970, 
a | —— „ nn» 50,372,058, 
a. < " nn» 136,076,334, 
„ 30. „ 337,615,993 


überfchritten worden. Die hiervon zu — Steuer iſt mit M 2,847,294 „4 
(1898: 1.927,401) unter den Paſſiven aufgeführt. 


Die Giro-Guthaben (Anlage C) 
betrugen am 1. Januar 1899 .„ . .  352,083,868 M 
Im Laufe des Jahres find auf , 
Giro⸗Konto vereinnahmt : 
durch Baarzahlungen 10,216,725,753 M. 
„ Berrehnungen mit 
d. Konteninhabern 21,717,733,147 „ 
„Plagübertragungen 22,481,238,795 „ 
„ Mebertragungen v. 
and. Bantanftalten 23,594,335,222 „ 1898: 
78,010,032,917 M (68,901,908,292M) 
(darunter für Reichs- und Staatskaſſen 


2 
M. 12,251,673,078) find... . 78,362,117,786 4 
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Dagegen auf Giro-Konto veraudgabt: 
durch Baarzahlungen 15,145,625,002 M 
„Berrehnungen mit 
d. Konteninhabern 18,411,717,673 „ 
„Plagübertragungen 22,481,238,795 „ 
„ Hebertragungen u. 
and. Bankanftalten 21,938,178,036 „ 1898: 
77,976,759,507 M (68,881,929,203 4.) 


(darımter für Reichs- und Staatäfaffen 
M 12,234,001,850) 

ber Reit von...  385,357,279 M. 
iſt als Guthaben am 30. Dezember 1899 verblieben. 


Der höchſte Beſtand der Giro-Guthaben mit Ausichluß derjenigen ber 


Reichs- und Staatskaſſen war . AM 327,902,000 am 23. Juni, 
der niedrigfte - . . 2 „ 205,695,000 am 28. Februar, 
durdihnittlih . . .„ „ 253,981,000 (1898: M. 248,114,000). 


Die vereinnahmten Beträge find durhichnittlih 1, Tage — gegen 1, 
Tage im Borjahr — auf dem betreffenden Konten belaffen worden. 

Bon Behörden und Perfonen, welche fein Giro-Konto haben, find nad Anlage 
D für Giro-Kunden an anderen Pläßen baar eingezahlt: 189 


8: 
1,720,107,646 M (2,777,903,197 M.) 
Unter Hinzutritt ber Hebertragungen 
zwiſchen Giro-Ktunden an verichiebenen 
Bankplägen (f. oben) von. . . . . 21,938,178,036 „(19,002,157,964 M.) 
beläuft fich alfo Die ganze Summe der Heber- 
tragungen zwiſch. verichied. Bankplägen auf 23,658,285,682 „(21,780,061,161.M) 


Nach Hinzurehnung des am 1. Jan. 
1899 verbliebenen Beftandes von . . 85,030,355 „ 
ergeben fi) 23,743,316,037 M. 
Davon find im Jahre 1899 zur 
Gutſchrift gelangt . 23,594,335,221 M. 
und an Behörden, 
welhe fein Giro- 
Konto haben, aus⸗ 
gaahlt . . .. 53,047,697 „ 
— 23,647,982,919 „(.21,775,642,057 4) 
Der Reit von ... 95,933,118 M. 
ift in der Bilanz unter den Paſſiven enthalten. 
Der höchſte Beitand der Giroellebertragungen betrug 
109,714,000 M am 31. März, 
der niebrigfte . .  52,868,000 „ am 23. Dezember, 
dburhihnittlih . 76,061,000 „ (1898: 69,239,000 M.). 
Die Zahl der Konto-Yuhaber betrug am Jahresſchluß 


bei der Reihöhauptbant . . . . . . 1,474 (1898: 1,437) 
bei den Reichöbantanftalten. . . . . 13,513 (1898: 12,530) 


zufammen . . 14,987 (1898: 15,967). 
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Die bei den 10 Abrechnungsſtellen im Jahre 1899 abgerechneten Ge- 
jammtbeträge beliefen fih auf «AM 30,237,664,000 gegen 27,975,277,800 im 
Borjahre. Die Stüdzahl der Einlieferungen betrug 4,897,154 (1898 : 4,490,303) 
und ihre durchſchnittliche Größe M. 6,175 (1898: M 6,230.) Die Zahl der Theil- 
nehmer betrug einichließlid der betheiligten Reich&banfanftalten 128 (1898: 125). 

Der Umſatz im Verkehr mit Reichs- und Staatäfaffen ift oben unter Giro— 
Verkehr angegeben. Der höchfte Beitand der Guthaben war 

305,835,000 M am 23. Juni, 
der niebrigfte -. . .  90,615,000 „ am 7. Januar, 
durhihnittlih . . 194,016,000 „ 
gegen 154,643,000 M. im Borjahre. 
Das Guthaben des Reiches bei den ausländischen ae la 


betrug am 1. Januar 1899 . : 39,245 M 
Im Laufe des Jahres find für dasſelbe vereinnahmt 2,681,217 „ 
macht 2,720,462 M 

dagegen auögeaahlt . 2: 2 a 2,627,541 „ 
und 92,921 M. 


als Guthaben verblieben. 
Einfchließlih der für Nehnung des Neiches und der Bundesftaaten im Giro: 
Berfehr geleifteten Zahlungen beliefen fih die Ein- und Auszahlungen 
für das Reich auf. . en nn. 8,773,811,896 M 
für die Bunbesitaaten auf — . 4155,717,171, 790, 
Der Geſammt-Umſatz im Giro- Verkehr, einjchließlich der Ein: und Aus: 
zahlungen für Rechnung de Reiches und von Bundesftaaten, hat hiernach im Jahre 
1899: 155,992,101,181 .M betragen, gegen 139,277,510,089 M. im Borjabhre. 
Die unverzinsliden Depofiten: FAME — — 
am 1. Januar 1899 .. . — 437,092, M 
Neu eingezahlt ſinn. 5872217,070,, 
maht . » . 5,654,162 M. 
abgehoben . : >» 2 2 2 0 ee ee en. 5,249,670 „ 
bleiben . . . 404,492 Me 
32,600 AM. weniger al3 zu Anfang des Jahres). 
Zur Wiederauszahlung bei anderen Bankanftalten wurben — 
1 : 
a) frei von Gebühren 2,680 Stück über M. 80,012,043 (M 96,756,884) 
b) gegen Gebühren 2,459 „ „ m  25,302,312 („ 28,075,204) 


zufanmen . . 5,139 Stüd über M 105,314,355 (M. 123,831,588) 

An Gebühren dafür find aufgefommen: 1898: 
bei der Neihshauptbant . » 2 2» 2 —4403 (MM. 819 
bei den Reichsbankanſtalten . . 2 MM 4,970 (Ma 5,195) 


überhaupt A 5,373 (Ab 6 012) 
alfo im Jahre 1899 M. 641 weniger. 
Bon den ausgeſtellten Anweilungen waren beim Jahresichlufle noch AR 1,168,492 
unerhoben, welche in der Bilanz unter den Paſſiven aufgeführt find. 


Der Metallbeitand an kursfähigem deutihen Gelde und an Gold in Barren 
oder ausländischen Münzen, das Pfund fein zu 1,392 M berechnet, betrug: 
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als höchſte Summe am 23. Mai ; 
ald niedbrigfte Summe am 30. September . 
durhihnittlid . 


gegen das Vorjahr (850,938,000 ") alfo 25 ‚458, 000 4 weniger. 
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929,244,000 M. 
686,991,000 
825,480,000 


Am 30. Dezember feste fich ber Metallbeftand zufammen aus 


Gold in Barren und fremden Münzen 


185,626,000 M 


„»  n beutihen Münzen 283,401,000 „ 
 469,027,000 A. 
Thalern . ’ 164,295,000 „ 
Sceidemünzen . 67,584,000 „ 
700,906,000 M 
Durchſchnittlich belief ji) der Beitand an 

Gold in Barren und fremden 1898: 
Münzen auf AM 204,057,000 («A 245,978,000) 
Gold in beutichen „ „  n„ 368,769,000 { „ 837,310,000) 
AM 572,826,000 (AM 583,288,.000) 
Thalern „ 174,429,000 ( „ 189,099,000) 
Sceidemünzen „ 7T8,225,000 / „ 78,551,000) 
MA 825,480,000 (M  856,938,000) 


Im Durhichnitt des ganzen Jahres waren von den umlaufenden Noten 


7230; (1898: 75,9,) Prozent durch Metall gededt. 


Die Metalldefung der um— 


laufenden Banknoten und der fonjtigen täglich fälligen Verbindlichkeiten betrug im 


SZahresdurhfchnitt 49,5 (1898: 53,,,) Prozent. 


Sn Goldbarren * — —— waren am 1. Januar 1899 


vorhanden . 
angefauft wurden für ; E 
(im Borjahre für M 101, 414 115) — 
Davon ſind ausgeprägt oder verkauft — 
und 
im Beſtande verblieben. 
Das Gold hatte einen Werth von 


und hat ſich alſo ein Gewinn ergeben von 


231,966,062 M 
98,424,506 „ 


330,390,568 % 
144,775,006 „ 


185,615,563 .4 


185,626,385 „ 
10,823 M, 


An Plag:Wedjjeln waren nad) der Anlage E. am 1.: Januar 1899 im Beftande: 


183,786 Stüd im Betrage von. 458,599,958 Me. 


Disfontirt wurden: 1898: 
1,263,132 Stüd im Vetrage von 3,228,718,915 „ (2,856,650,724 M.) 
find 1,451,918 Stüd mit . . 3,687,318,873 M. 
Davon wieder eingezogen: 1898: 


1,255,603 Stüd mit 
bleiben 196,315 Stüd mit 505,928,455 M 


Beitand am 30." Dezember 1899, und zwar: 
34,797,653 M. bei der NReihshauptbant, 


. 3,121,390,418 „ (2,805,617,753 %) 


531,130,802 „ bei den Reichöbanfanftalten. 


Der Gewinn aus diefen — beträgt: 

bei der Reichshauptbank . — 

bei den Reichsbankanſtalten . 20,761,844 „ 
zuſammen . 21,697,154 M. 

im Ganzen alfo 5,565,602 M. mehr als im Borjahre. 


935,310 M. 


1898: 
(670,845 M) 


(15,460,706 „) 
(16,131,6551 A) 
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Die höchſte Anlage in Platz-Wechſeln hat 
602,169,000 A. am 30. September, 

die niebrigfte Anlage . . . 296,456,000 „ am 15. Februar 
die burhichnittliche Anlage . 445,176,000 „ (1898: 398,066,000 Mk) 
betragen. 

Die durhihmittliche Größe aller Platz-Wechſel ift 2,546 A. geweien. Die 
durchſchnittliche Verfallzeit hat wie im Vorjahre 50 Tage betragen. 

Unter den angefauften Platz-Wechſeln befanden fih 60,759 Stüd im Betrage 
bon 100 M und weniger (1898: 58.644 Stüd). 


Berjandt: bezw. Einzugs-Wechſel auf's Inland waren nad) den Anlagen F. 
und G. am 1. Januar 1899 im Beftande: 


344,698 Stüd im Betrage von 378,923,747 Mb. 


Angelauft wurden: 1898: 
2,994,012 Stüd im Betrage von 4,946,706,623 „ (4,425,673,076 M) 
iind 3,338,710 Stüd über. . . . 5,325,630,371 M, 
Eingezogen mwurben: 1898: 
2,975,080 Stüd mit . . . .  4,840,000,148 „ (4,405,622,649 M.) 
bleiben 363,630 Stüd mit . . .» .„. 485,630,223 M. 


als Beſtand am 30. Dezember 1899, und zwar: 
65,581,495 Mb. Einzugswechſel bei der Reichshauptbank, 
326,816,882 „ Einzugswechſel bei den Reichsbankanſtalten, 
93,231,846 „ Verſandtwechſel unterwegs. 


Der Gewinn an dbiejen — hat betragen: 1898: 
bei der Neihshauptbant . . . .. 1,873,078 M.  ( 1,439,246 Me) 
bei den Reihsbantanftalten . » » . . 15,262,064 „ (11,226,916 „) 
zufammen . . 17,135,142 7 (12,666,162 Me.) 


mithin 4,468,980 M. mehr als im Borjahre. 


Die höchſte Anlage in diefen Wechieln betrug 
521,032,000 M. am 30. September, 
die niedrigite Anlage 230,516,000 „ am 15. Februar, 
die durchſchnittliche Anlage 352,844,000 „ (1898: 310,881,000 M) 


Die durchſchnittliche Größe diefer MWechfel ift AM. 1,652 geweien. Die 
durhihmittlihe Verfallzeit hat 26 (1898: 25) Tage betragen. 


Unter den angefauften Verſandt-Wechſeln befanden fi 380,112 Stüd im 
Betrage von 100 A. und weniger (1898: 366,167 Stüd). 

Von den am 30. Dezember 1899 überhaupt im Beltande geweſenen 
1,051,558,678 M. Wechſeln auf das Inland wurden fällig: 


1898: 1899: 
binnen 15 Tagen . M. 355,693,600 M. 390,785,000 — M. 35,091,400 
— 16 bis 30 Tagen — 168,752,100 „ 145,816,600 + „ 22,935,500 
„31. 60 un. 318,267,900 „ 206,095,200 + „ 112,172,700 
pe 61 „ 9 "„ m. 208,845,000 „ 94,826,900 — „ 114,018,100 


wie vorftchend . . 4. 1,051,558,600 M. 837,523,700 + M. 214,034,900 
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An Wechſeln anf das Ausland (Anlage H) waren am 1. Januar 1899 im 
Beitande: 
1494 Stüd im Kurswerthe von 27,998,462 M 
Angelauft wurden: 1898: 
16,221 Stüd für . . . »  131,049,225 „ (81,435,969 M) 


find 17,715 Stüd für . . . M 


Verwerthet wurben: 1897: 
15,997 Stüd für . . „. ...131,004,211 „ (56,342,923 M) 
mithin find 1,718 Stüd mit . » .. 28,043,477 Me. 


im Beſtande geblieben. 
Diefelben hatten am 30. Dezember 1899 


einen Kurswerth von . 2» 2 2 2000. 29,145,545 M. 1898: 
es find alo . . . .. 1,102,068 M. (417,851 M) 


ald Gewinn zu verrechnen , mithin gegen dad Vorjahr 684,217 M. mehr. 
Die hHöhfte Anlage in diefen Wechſeln hat: 
34,096,000 M. am 15. Dezember, 
die niedrigfte Anlage . . 2,802,000 „ „ 15. Oftober, 
die durchſchnittliche Anlage 19,045,000 „ (1898: M. 4,934,000) 
betragen. 

Für Nehnung der Girofunden find 366,523 Stück Platzwechſel im Betrage 
bon M. 888,814,400 (1898: M. 975,267,215) koftenfrei eingezogen. Die 
durhichnittliche Größe biefer Wechſel hat M. 2,475 betragen. 

Auftragdpapiere wurden bei fänmtlihen Banfanftalten 89,683 Stüd 
im BBetrage von M 113,596,197 (1898: M. 104,222,430) eingezogen. Davon 
maren am Jahresihluß an die Auftraggeber noch nicht ausgezahlt 4 329,281, 
melde in der Bilanz unter den Paffiven aufgeführt find. 

An Gebühren wurden dafür M. 65,881, (1898: .M 59,419) erhoben. 

Die durchſchnittliche Größe diefer Auftragspapiere hat 1,267 A. betragen. 

Im Ganzen find demnach für fremde Rechnung 456,206 Stüd im Betrage 
von M 1,002,410,597 zur Einziehung übernommen worden. 

Die Gefammtfumme aller angelauften und zur Einziehung über: 
nommenen Wechſel und Auftragspapiere betrug: 

an angefauften Plag-Wechieln . . 1,268,132 Stüd über 3,228,718,915 M 
au angefauften Verſandt-Wechſeln 

auf's Inland. -. .» . . 2,994,012 „ „ 4,946,706,623 „ 
„ angefauf. Wechſeln auf’3 Inland 4,262,144 „ „  8,175,425,539 „ 
„ angelauften Wechſeln auf's Aus: 


ab: 5% -% in ee ae 16,221 „ — 131,049,225 „ 
„ angefauften Wechſein. + 4,278,365 Stück über 8,306,474,763 «A 


„Wechſeln u. Auftragspapieren zur 

Einziehung für fremde Rechnung 456,206 „ „  1,002,410,597 „ 
überhaupt . . 4,734,571 Stüd über 9,308,885,361 M. 
(1898: 4,531,169 Stüd über 8,443,249,413 M), 
mithin gegen das vorige Jahr in der Stüdzahl 203,402 und im Geldbetrage 

865,635,947 M. mehr. 
An Gefammtgewinn aus den MWechielgeihäften find, die 65,881 M. für 
bie zur Ginziehung übernommenen Auftragspapiere eingerechnet, 40,000,245 AM. 
(1898: 29,274,98 M), alſo 10,725,262 M. mehr als im VBorjahre aufgefommen. 
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Nicht rechtzeitig wurden eingelöft: 
bon den Platz⸗ 
wechſeln 32,105 Stüdüber.# 19,834,426 
„ „ Einzugs- 
wechſeln 144,660 „ „ „ 61,013,762 
„  „ angelauften Wechieln insgeſammt . . 176,765 Stüd über 80,848,188 M 


das jind ber Stüdzahl nad) dem Betrage nad) 

1898: 1898 
von den Plagwehien. . > 2 22 nn Bon lo (Anz lo) Orsa?lo —* 
„„ Einzugswechſeln.. © = . dyarn Arnd) Inn (Am m) 


„m. angelauften Wehieln . -» » . + Auen (Ansn) Lorn (Om m) 
(Die Summe der in's Stoden gerathenen Wechiel beträgt nur M 107,533, 
die Reſerve für zweifelhafte Wechjelforberungen X 142,900). 
Nach der Anlage J. waren im Pombard am 1. Januar 1899 ausgeliehen: 
M 186,075,320. 
Neu ausgeliehen wurden: 1898 : 
82,893 Darlehne über . . „  1,479,032,550 (M. 1,516,647,170) 
M 1,665,107,870. 
Zurüdgezahlt find: 1898 : 
79,828 Darlehne über . . 6. 1,523,432,200 (M 1,503,240,920) 
mithin . M  141,675,670 
am 30. Dezember 1899 ausgeliehen geblieben. 


Die Stüdzahl der Pfandicheine — 


am 1. Januar 1899 .. ee ie 75067 Stück, 
nen ausgeichrieben wurden - 2 > 2 2 20 ne 392 „ 
10,979 Stüd, 
abgelöft wurden . . . re ie ar RE 
Es blieben aljo am 31. Dezember 1898 a en : BAND Stück. 


Die aus dieſen Gejchäften aufgefommenen Zinfen haben: 
bei der Reihshauptbant . . 1,020,240 M (1898: 1,072,744 M) 


bei den Reichöbanfanftalten . 3,943,049 „ (1898: 4,014,149 „) 
zufammen . . 4,903,289 M. (1898: 5,086,894 Mk) 


alfo im Ganzen 123,605 4 mehr als im Jahre 1898 betragen. 


Die Höhfte Anlage im Lombard hat 
141,675,000 M. am 30. Dezember, 
die niebrigfte Anlage .. 63,825,000 „ am 23. Auguft, 
die burhichnittliche Anlage 80,700,000 „ (1898: 96,439,000 M 
betragen. 
Die am Scluffe des Jahres ausftehenden Darlehne waren mit 
137,515,170 M. auf Werthpapiere (einjchl. Wechfel) der im 8 13 Ziffer 3, 
Buchſtaben b, co, d des Bankgeſetzes bezeichneten Art, 
2,800 „ auf Gold und Silber, 
4,157,700 „ auf Waaren ertheilt. 
Die durchſchnittliche Größe jedes Darlehens hat M 17,843, die durchfchnitt- 
lihe Größe jeder Rüdzahlung M. 19,804 und die burdhichnittliche Dauer ber 
einzelnen Darlehne 18 (1898: 23) Tage betragen. 
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Die Ueberfiht K ergibt, welche Wechſel- und Lombard-Beftände am Schluffe 
eines jeden Monat vorhanden waren. 


An fälligen aber unbezahlt gebliebenen IMG * nn Forderungen 


waren am 1. Januar 1899 vorhanden . . 191,976 M 
Im Jahre 1899 find hinzugetrtn . . . ae a BEER 
ergibt einen Beftand von . 2. 249,193 M. 

Im Laufe des Jahres find — * ua. . M 114,345 
abgeihrieben . . ; ws 2387 141,660 
und fonah am 30. —— 1899. Reſt geblieben ww ia 107538. 
Bon ber Referve im urfprünglihen Betrage von - . . . 603,500 M 
find für zweifelhafte Wechlelforderungen . . at wi BED 


abgeichrieben worden und demnach noch — 2 0. . 576,186 A 


Für die übrig gebliebenen, die neu hinzugetretenen und bie 
in ben beiden erften Monaten des Jahres 1900 fällig gewordenen 
zweifelhaften Wechielforderungen find zu rejerpiren 142,900 M 

außerdem für ein nicht vorichriftmäßig gebedtes 

LombardsDarlehen bei der Reichsbankhaupiſtelle 

in Bremen (vergl. — von 1898 

—— I . 42,200 „ 

ferner wegen ftreitiger Anfprüce bei berfelben 84,000 „ 
fowie wegen der von Grünenthal gefälichten 

Bankuoten . . . . 290,000 „ 

und wegen abhanden gefommener und zwar wieder⸗ 

gefundener aber inzwiſchen — — 


bei der Hauptbant. . . . ....10,600 „ 
* Ganzen lo . . . 569,700 „ 
mithin dieſes Mal weniger . . u 6,486 M. 


welche dem Gewinn für 1899 hinzutreten. 


An gekündigten, verlooften oder mit einer beftimmten Werfallzeit verjehenen 
MWerthpapieren waren 


am 1. Januar 1899 — sera 5 488,900: 

Hinzu famen . . En nr ne DREIER > 
146,960,034 M. 

Dagegen wurden eingezogen . - - - +. 0  1417,167,238 „ 

und verblieben am 30. Dezember 1899 im Beftande 2... 29,792,800 Ab. 


Der hierbei entftandene Gewinn hat 529,931 4. betragen. 
Andere Werthpapiere befigt die Reichsbank nicht. 


Die Guthaben bei den Korrefpondenten der Bank betrugen am 1. Januar 
EU 4 u RR A Re ed 8,220,514 M 
Im Laufe bed Jahres wurden ihnen übermaht . . -  87,391,701 „ 

ei ; 5 95,612,214 M. 

Davon find eingezogen. 291,684,937 „ 


und . . 3,927,277 M. 
bei benjelben ald Guthaben verblieben. 


ski *4 
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Das Grundftids-Konto der a — war am 1. Januar 1899 
belaftet mit . . .- . ..35,493,700 .#£ 
Am Laufe bes Jahres find für Neu⸗ Ans J— bezw. 
gekaufte Grundſtücke hinzugetreten: 
für die Reichsbanknebenſtelle in Bingen . . . 93,000 M. 


ri a „ SBarburg . . . 102,000 „ 
u Sa = „ SKaijerlautern . 76,000 „ 
— — Landeshuti.Schl. 49,000 „ 
ek — „ Sul ...... 30,000 „ 
e — „Witten (Ruhr). 123,000 „ 


473,000 „ 
35,966,700 M 
Hiervon geht ab: 
ber Buchwerth der ee a ae 


in Gln .. “0000. 298,000 M 
66 


343,000 „ 
maht . . . 35,623,700 M 
welcher Betrag auf dad Jahr 1900 übertragen: ift. 

Bei dem Verkauf des Grundbitüds in Cöln ift ein Verluft von M 100,000, 
bei dem des Grundftüds iu Witten ein Gewinn von «4 5000 entitanden, was 
in der Gewinnberehnung zum Ausdrud gekommen: ift. 

Die Grundſtücke haben neben der Benugung zu Dienitzweden 44,668 M 
an Miethe eingetragen, welche ald Gewinn verrechnet find. 


Am 1. Januar 1899 waren an Mi a ae | 


vorhanden . . « . . 7,341 Stüd. 
Dinzugelommen find a er ee —— ic 8: BMG: © 
— .10,601 Stüd, 
Zurückgenommen find 2 2 2 2 nn 3465, 


beponirt geblieben. mithin . . 7,136 Stüd 
An Gebühren für die Aufbewahrung find: 1898: 


bei der Reihöhauptbant . » .» 2. ..48,003M. (49,376 M) 
bei den Reichsbankanftalten. . » » . .» 112,173 „ (116,350 „) 


überhaupt . . 160,175 „ (165,726 Mk) 
eingefommen, alfo gegen das Vorjahr 5,550 M. weniger. 


An offenen Depots waren am 1. Januar 1899 vorhanden: 


267,064 Depots im Nennwerthe von . » . . .  2,789,303,632 M. 
Im Laufe des Jahres * — — 

49,812 Depots über u: A 489,585,389 „ 

macht 316,876 Depots Über 2 2 2 2 9 202.  3,278,889,021 

Zurücdgenommen find: | 

43,291 Depots über . . an el 416,470,181 „ 
jo daß am 30. Dezember 1899 

273,585 Depots über. 2 22 nn 223862, 418, 8440 M 


im Beſtande verblieben. 


— e —— 
* — — — 
7 N - * Fung; en Ze mabisc a at itı , Ehe Lodz 
3 E : ! a 
—— 


Verwaltungsbericht der Reichsbank für das Jahr 1899. 611 


Die Zahl der verjchiebenen Effetten-Gattungen betrug anı 30. Dezeinber 1899 
3,941 (1898: 3,834). 


Bon den niedergelegten Effekten find im Laufe des Jahres an Zinfen bezw. 
Gewinnantheilen 109,203,627 AM. (1898: 106,084,216 M) eingezogen. 

An Gebühren für die Depots und für bie Ans und Berfäufe von Werth: 
papieren find für das Jahr 1899 2,148,624 M (1898: 2,212,071 M) auf: 


gekommen. 
Die Verwaltungskoſten haben betragen: 
bei der Reichshauptbaennnn.. 444,009,571.M 
bei ven Reichſsbankanſtalten.. 2020. 7,660,519 „ 
| 11,670,090 Me. 


(1898: 11,274,726 M). 


In diefer Hauptiumme der Verwaltungdtoften find enthalten: 


nad der Gewinnberehnung wieber 132,561 M. 
für erjparte Gewinnantheile . . . 0.2456 „ 135,017 „ 


al3 wirkliche Verwaltungskoſten verbleiben. 10 baß . . 11,535,074 M 


Der Gejammigewinn hat nad) der Anlage M betragen 48,608,494 Me. 
In Abzug kommen davon: 


1. die Berwaltungdkoften -. -. . . ".  . 11,670,090 M. 
2. für Banknoten-Anfertigung . . . 363,253 „ 
3. anden Preußiſchen Staat gezahlt gemäß 86 


des DVertraged vom 17./18. Mai 1876 


( R.⸗G.⸗Bl. ©. 215) . .- 1,865,730 „ 
4. für zu zahlende Notenfteuer nad) 8 g, 10 Zn 

bed Banfgejeges . ; . . 2,847,294 „ 
5. Berluft beim Vertauf des früheren Bant⸗ 

grundftüds in Göln . . 100,000 „ 
6. für einen Kaſſendefekt bei der Deichebant 

ftelle in Ologau . ... : 50,748 „ 


16,897,116 „ 
bleibt Gewinn . . .  31,711,379 Mr 
Hiervon find nah $ 24 Ziffer 1—3 des Bankgeſetzes 
bezw. der Abänderung desielben (Gef. v. 18. Dezember 1889 
[R.-6.:BI. ©. 201]) bereits gezahlt, bezw. noch zu verrechnen: 
1. an die Antheilseigner 3'/,°/, von 120,000,000 M. mit 4,200,000 „ 
2. ber Weberreft von . . .  27,511,379 M. 
ift zur Hälfte an die Antheilseigner, zur Hälfte an die 
Neichdkaffe zu zahlen, ſoweit die Gefammt:Dividende der 
erfteren nicht 6°/, von 120,000,000 .#4 . 7,200,000 A 
überjteigt. Den Yintbeiseiguen find bereit3 


gezahlt w. o. 3'/,°/, ; .  4,200,000 „ 

fie haben hiernach 106 zu Ela: . + 3,000,000 Mk 

und es ift die gleihe Summe an das — 

zu zahlen mit . . . 3,000,000 „ 6,000,000 „ 


3. bon dem verbleibenden Reit von. » = 2 2 2200 213113719 Me 


— —— 
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Uebertrag .... Ma. 21,511,379 
erhalten die Antheilseigner ein Viertel . 5,377,845 M. 


bie Reichskaſſe drei Viertel . . . ._. 16,133,534 „ 21,511,378 „ 


Die Antheilseigner erhalten aljo außer den zu Ziffer ı 
genannten 4,200,000 M. 


a BRAIN te ee 3,000,000 .# 

3 5,377,845 „ 

ferner 2 die bei dem vorigen Abſchluſſe unvertheilt — 9,257 „ 
zufammen . .» . 8,387,102 Mr 


von welder Summe auf jeben Antheilsfchein der — 

als Reſt-Dividende 209 M, auf ſämmtliche 40,000 Antheile alſo 8,376,000, 
zu zahlen find. Die übrig bleibenden . » 2 2 2 2 2. 11,102 M 
werden ber jpäteren Berechnung vorbehalten. 


Die NAntheildeigner haben hiernach für jeden Antheil von 3,000 M außer 
den bereits für das erfte uud —— — BR 3 et > M 
als Reit-Dividene . . re |. 


ER . 314.4 


im Ganzen aljo einen Ertrag von 10,,, °/, für das Jahr 1899 (1898: 8,,, °/.) 
zu beziehen. 


Das Neid erhält 


BE I ne ee a ee nr 3,000,000 M 
* ee te N A een 16,133,534 „ 
vom Gewinn, im Ganzen. . > 2 2 22000. ..19,133,534 4 
und außerdem an Notenfteuer > 2: 2 0 0. 2,847,294 „ 

zufammen - . .„  21,980,828 M 


1898: 13,985,861 „ 


Hienad) ift die beiliegende Bermögens-Bilanz der Reihöbant, Anl. N., aufgeftellt. 


Die Bilanz und die Gewinnberehnung find, der Vorjchrift im $ 32 lit. a 
bes Banfgejeges entiprehend, vom Herrn Reichskanzler feitgeitellt. 


Als Eigenthümer der Reihsbantantheile waren 
am 31. Dezember 1898 


6,216 Amländer mit . . . 29,634 Antheilen, 
1,824 Ausländer „ - . . 10,366 


aljo 8,040 Eigner und. . . .„ 40,000 Antheile, 
am 30. Dezember 1899 
6,204 Inländer mit . . . 29,726 Antheilen, 


1,838 Ausländer „ » » . 10,274 » 
alſo 8,042 Eigner und. . . . 40,000 Antheile 


in ben Stammbücern der Reichsbank eingetragen. 


Br —R 
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Bon den Zweiganftalten wurden eine Reichöbantnebenftelle in eine Reichs— 
banfftellen umgewandelt; nen eröffnet wurden 17 Nebenftellen mit Rafjeneinrichtung 
und eine Nebenitelle ohne Kaffeneinrichtung ; ein Waarendepot wurde aufgehoben‘ 

Anı Ende des Jahred 1899 waren an Zweiganftalten vorhanden : 

17 Reichsbankhauptſtellen, 

53 Reihöbantitellen, (1898: 52), 
1 Reichsbankkommandite, 

211 Reichöbanknebenftellen mit Kafjeneinrihtung (1898: 195), 
13 Reichsbanknebenſtellen ohne Kaffeneinrihtung (1898: 12), 


15 Reichsbankwaarendepots (1898: 16), 
310 indgelammt. (1898: 293). 


Das Verzeihniß der fänmtlihen Zmeiganftalten der Reichsbank, Anlage O., 
das Verzeihniß der Mitglieder bes Central⸗Ausſchuſſes und ber Bezirks⸗Aus— 
ichüffe, Anlage P., die Zufammenftellung der im Jahre 1899 veröffentlichten 
Wochen: Ueberfihten, Unlage &, und zwei Ueberfichten ber Geichäfte ka bem Be 
ftehen der Reichsbank, Anlage R. und S,, find beigefügt. 


Verwaltung&bericht der Reichsbauk für das Jahr 1899. 
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Anlage pP. 
Giro⸗-Uebertragungen für das Jahr 1899, 













Bugang: 
Durdy leber- 


durch 





tragungen | Bahlungen von Be: 
zwiſchen Biro]) Hörden und Per: Abgang 
Ort Kunden ſonen, welche fein 
„ an Giro⸗Konto Haben. 
veridiedenen | / 
Orten. 





MM 


Stüd | 


sanıl 





Betrag 
Sk 





Aachen 200,741,119 21,804,599| 222,545,718| 149,159,796 
Augsburg 12.394. 261| 5,342) 9.040.401]  81,434,662] 108,077,052 
Bielefeld . 68.811.657] 6,4301 12,432,865]| 81,244,522] 95,154,751 
Bodum 181,207,112]| 3,905) 10,528,960| 191,736,073] 208,819,345 
Braunſchweig 137,771,250| 8,858) 17,424,425| 155,195,675] 147,878,052 
Bremen 441,287,035| 6,622, 17,989,752| 459,276,787| 435,427,087 
Breslau 513,061,395| 27.481! 55,814,631| 568,376,026 553.919,668 
Bromberg 104,160,357 10,571) 12,617,965| 116,778,322 109,295.392 
Caſſel 175,990,010| 61320 18,528,534] 194,518,545] 216,521,915 
Themniß 130 808.299 18,660 34.618,504| 165.426,808] 185,453,982 
Eoblenz 145 509,484 en 20,625,758| 166,185,237] 185,199,801 
Köln 701,273,434 25, 7281 69,460,431| 770,733,865| 889,442,715 
Cöslin 37.167.016] 2, 2,921 7,828,957]|  44,990,973] 24,386,800 
Cottbus 58,499 917 520) 14,423,214| 72,923,132] 44,911,688 
Danzig 178,724,355 10.953) 23,198,596] 201,832,951] 244,458,736 
Darmitadt 96.834.474] 5,214| 10,954,787| 107,789,261] 124,823,260 
Dortmund 877,641,560] 15,825| 38,349,124]| 415,990,685] 399,698,109 
Dresden . 353.142,864| 23,881 57,488,695| 410,631,560| 459,626,000 
Düſſeldorf 395,3896,783] 9,254 24,386,275) 419,783, 0081 462,519,868 
Duisburg 278,308,3381 6,438!  16,290,100] 294,598,438] 322,058,414 
Elberfeld 496,325,1181 16,997|  38,689,855] 465,014,974] 604,260,826 
Eibing 33,031,253| 4,567  8,780,314|  41,811,567]  29.556,676 
Emden 51,328,338 948 2169518] 53,497,856] 40,625,474 
Erfurt 185,260,909| 16,875 21,281,133] 206,492,043| 171,926,599 
Efien . 598,228,927] 12,4801 19,945,117| 618,174,045] 804,103,511 
Flensburg 109,317,646| 4600 11,906,684| 121,224,330| 101,486,041 
Frankfurt a. M. 1,463,683,783| 25,433)  62,105,622] 1,525,789,406] 1,480,855,838 
Frankfurt a. d. O.— 56,384 0561 4,990! 9.947.067 66,381,124 53,690,251 
Freiburgi.B.0.8/7. 1899ab 23,425,110] 1,897 5.483.532] 28,908,643] 283,979,438 
Gern 102,652 211] 6,1031 14,095,420] 116,747,632] 109,812,142 
Gleiwitz 218,034,352] 7,386) 16,808,684| 234,838,037) 301,024 056 
Glogau 50,312,890] 4,310 7,405,956 57,718,846] 58,658,107 
Görlitz 71,538,528| 7433 12,108,812] 83,647,340| 72,618,173 
Grauden, - 16,081,088] 2,105 4,109,757]| 20,190,845] 18,358,242 
Halle a. d. S. 238.397,261| 9,517 21,992,055] 260,389,316] 257,677,758 
Hamburg . 1,517.234,808| 12,374  21,179,707] 1,588,414,601] 1,417,723,931 
Hannover 379,9922,965| 16,194| 32,393,763| 412,316,729] 439,229,787 
Hildesheim 76,550,550| 3,846 5,554,500 82,105,050 81 ,881,057 
Karlsruhe 270,124,3931 7,621 23,167, 1911 293,579,584| 296,412,418 
Kiel — 150,882,222| 7,700 17,853, 2951 108,735. 5181 156,019,880 
Königsberg i. Br. 203,666,381| 16,741) 49,409,125] 258,075,457] 274,298,772 
Krefeld ER 202,484,947| 8,075 18,453,287| 220,938,234] 244,258,613 
Landsberg a. d. W.. 36.036,513] 4,472 5.177,076| 41,213,590| 24,635,662 
Leipzig 591,437,106| 26 000 73,802,087| 668289, 1049 748,829.302 
Liegnitz 68,308,727] 4763 10426255 78,734,985]  72,166,776 
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Sugang: 


Durch Ueber— durch 
tragungen | Zahlungen von Be 
zwiſchen Giro] hörden und Per 

















Ort Kunden onen, welde fein | Zufammen. | Abgang: 
„au GiroKonto haben. 
verichtedenen 
Orten. Stid Betrag 
M on Ab Me 4 

Kübel . . . .. 147,188, 185] 4,544 9.660,942] 156,849, 1281  140,065,768 
Magdeburg re 4 449,261,663] 25,409  54,810,357|  504,072,0200  520,951,056 
Mila... =’. 0% 145,032,728] 6,655  15,697,699]  160,730,427|  148,686,005 
Mannheim . 2... 398, 483, 3291 13,717)  27,256,.366| 626,239,695]  556,634,280 
Memel 223000. 12,647,713| 1,625 2,361,546|  15,009,260|  15,871,291 
Mh 22020202 0.1 298,470,682] 9,436] 23,651,014| 317,121,696 288, 517,615 
Minden . 2 2.2. 49,565,397] 2,736 5,792,379 55,558,276 52,522,173 
Mülhauſen i. & . . 118.348,395] 4,075 10.243.663 123,5 ‚92,057 134.897.557 
Münden . 2 22. 483,757,8181 18,212! 54,118,230]  537,876,048]  450,901,22: 
Münster .W. . . 229,887,559] 9,675] 21,426,918] 251,314,477| 204,930,781 
Nordhauien . 43,990 845] 2,647 3,977,360 47,968,206 34,096,918 
Nürnberg . . 2... 279,407,473] 22,060)  52,024,064|  331,431,538]  302,918,520 
Dsnabrüd RA 48,372,8781 5,952 8086, /86 56, 459, 8364 49,825, 324 
Plauen i. B.. 49,736,849| 7,105] 10,572,180 50,309,030 77,331,651 
Poſen.. 10 a 166,461,147] 14,338)  28,321,188| 194,782 336] 152,612,729 
Gigen. -» 2... 56,005,713] 2,450 6,980,998 62,986,712 63,276,935 
Stettin. -. . 2... 265,903,768] 12,509)  26,524,787| 292,428,556] 274,056,094 
Etod . - 2... 16.478.141] 3 nn ,214,715 21,692,856 17,390,338 
Stralmd. . 2... 33,729,017| 3,546) 8,281,595 42,010,613 27,133.339 
Straßburg i. E ei 207,892,S556| 5,786! 17,293,325| 225,186,161| 235,492,737 
Stuttaartt . 2 2.» 301,909,383 10,052) 31,330,894 333.240.278 339,271,110 
Thom 2» 2 2 2 2. 41,555,975] 1,580 4,286, 854 45,842,828 37,589,665 
IE Arten 16,948,220| 4,017)  6,625,919|  23,574,139 19,907,617 
Ulm a BER RE PESS VER 18,662,624] 3,056) 5,722, 444 54 385, 008 45,961,042 
Wiesbaden. . . . 102 ,456,080| 5,21 | 11,384,7754  113,840,855]  102,408,358 
Bei den Reichsbank— 

anitalten . . . 115,997,323,783]656,799 1,459,599,614]17,456,923,397]17,489,224 463 
Bei der Reihshauptbant 5,040,354.253] 60,365) 260,508,.031| 6,201,362,284] 6,158,158,455 
Veberhbaupt . . . . PIREENI 78,036|717,164!1,720,107,646]23,658,285,682[24,647,382,918 


Hierzu Beltand am 1. Januar 1899: 85,050,354 
23,743,316,037 

Diervon Abgang: [23,647,382,918 

Ergibt einen Beſtand von: 95,938, 118 
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Anlage. 
Lombard:Berfehr im Jahre 1899. 
Gewinn Me 

Aachen 6,363 II Hildesheim, 

Augsburg . 996 ||| Karlärube . 

Bielefeld 28,167 | Kiel. . . 

Bochum 9,093 ||, Königsberg i. Kr. 

Braunihweig . 87,935 ||| Krefeld . 

Bremen . 22,662 ||| Zandäberg . 

Breslau . . 197,898 || Leipzig - 

Bromberg . . 68,269 || Lieqnik . 

Eaffel . 129,968 ||| Lübed 

Chemnitz . 100,400 Magdeburg 

Eoblenz . . 73,494 || Mainz . 

Eöln. . - 167,215 || Mannbheint. 

Eöslin . 70,500 ||| Memel . 

Cottbus. 72,426 || Mep . 

Danzig . . 132,717 ||| Minden. ö 

Darmitadt . 10,611 || Miülhaujen i. Eli. 

Dortmund . - 67,255 ||| Münden 

Dresden . 102,309 || Münfter i. Weitf. 

Düffeldorf . 41,723 ||| Nordhaufen 

Duisburg . . 183,132 ||| Nürnberg . 

Elberfeld 38,333 ||| Osnabrüd . 

Elbing . 31,826 ||| Blauen . 

Emden . 8,286 ||| PRojen 

Erfurt 71,250 ||| Siegen . 

Efien. 73,740 ||| Stettin . 

Flensburg . 29,513 || Stolp 

Frankfurt a. M.. 59,560 ||| Stralfund . 

Frankfurt a. d.0D.. . . 27,480 | Straßburg i. Eli. 

Freiburg i. Br. vom 8* 1899 4 3,322 ||| Stuttgart . 

Gera. e ä 96,154 | Thorn 

Bleib: = = = = 2 20000. 56,080 | Tinfie. 

Glogau — 73,974 Ulm . 

Görlitz . - 25,634 || Wiesbaden . j 

Graudenz . 16,851 bei den Reichgbantitelen 

Halle 78,376 bei der Reichshauptbank 

Hamburg . 81,811 

Hannover . 18 ‚486 | Ueberbaupt . 








Sewinn 4 
46,853 
34,779 
35,917 
. 186,644 
35,639 
35,274 
. 116,602 
68,585 
24,380 
. 103,872 
18,199 
41,016 
22,877 
32,454 
16,509 
6,687 
1,514 
93,351 
22,237 
10,481 
23,550 
36,093 
..140, 761 
. 21,681 
. 134,037 
50,308 
64,035 
10,812 
37,072 
41.461 
23,684 
30,945 
15,895 


3,943,048 
1,020,240 


4,963,289 
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AnlageM. 
Gewinnberechnung für das Jahr 1899. 
— ⸗ 
1. Gewinn von teen i . 21,697,154 M 
„. Berjandtwechjeln . . 17,185,142 „ 
„Wechſeln auf außerdeutſche * 1,102,068 „ 4 39,934,364 
2. Gewinn an Rombardgejchäften . „  4.963,289 
3, Erhobene Gebühren. . ? „  83,407,164 
4. Binjen von Bucjforderungen und disfontirten Gifeten ; „100,684 
5. äge aus den Grundftüden der Bank. en F 44,668 
6. Gewinn auf Gold . . P 10,823 
7. Gewinn beim Verkauf des alten Bantgebäudes in Mitten — 5,000 
8. Verſchiedene Einnahmen: 
3 wieder eingezogene Untojten . 132,561 M 
erſparte winnantheile von unbeſehten Vorftands⸗ 
Beamtenftellen . 2,456 „ 
e) auf früher abgejchriebene Bediel- worderungen nad 
träglih eingegangen ; 1,000 „ 136.017 
Einnahme .. . . 4 48,602,009 
Diefer Summe treten die bei dem TEEN ORREe rar — ——— 
erſparten Beträge hinzu mit . n 6,486 
———— je 48,608,4% 
1. Verwaltungskoſten: Auogaben. 
a) für die an 4,009,571 M 
b) für bi t ‚660,519 „ 
) für die Bantitellen 7,660,5 „11,870.090 
2. Für Anfertigung von Banknoten . „363,253 
3. An den Preußiſchen Staat gezahlt gemäß g 6 des Bertrages vom 17. 18. Mai 
1875 (Reidy3:&ejeg-Blatt Seite 215) . „  1,865,730 
4. Der Betrag der nadı 88 9/10 des Banfgefepes an "die Reichstafie abaur 
führenden Notenfteuer . . u . „ 2,847,294 
5. Verluft beim Verkauf des alten Bantgebäudes in Coln J0V——— 
6. Kaſſendefelt bei der Reichsbankſtelle in Glogau . . de a aha Aa 50,748 
Ausgabe . #6. 16,897,115 
Bilanz, 
Es beträgt wie borjtehend * m... „ 48.608,49 
Ausgabe a ee „ 16.897,116 
Gewinn für 1899 . . . . 4 31,711,379 
— — bereits gezahlt bezw. noch zu verrechnen nad $ 24 Ziffer 1—3 
rg dr vn. ar März 1875 bezw. ‚der Abänderung defielben 
ei 18. Dezember 
1. an die — —— 
3'/, %/, von 120,000,000 M mit . „  4,200,000 
2. Bon dem Ueberrejte von . . —— .M& 27,511,379 
erhalten 2'/a of die — . 3,000,000 Ak 
t & ” ’ v ” 
2'/2°fo die Antheilseigner 3,000,000 „6.000.000 
3. von dem weiter verbleibenden Refte von eier EBEN 
erhalten ee die Reichskafie . . .16,133,5 34.M 
ein Viertel die Untheilseigner . ‚377,845 „ . 2.511.379 
Demnad erhält die Reichskaſſe obige 2’/a fo . . 8,000,000 „A 
und obige drei Biertel . .16, 133, 534 „ 
— 19,133,534 M 
und die Antheildeigner obige 2'j2% . . . ö .A 3,000,000 
obigeß ein Biertel . ..„ 5,377,885 
und den am Schluß des Jahres 1898 unvertheilt gebliebenen Reft von & 9,257 
jujammen . A 8,387,102 
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AnlageN. 
Bilanz der Reichsbauk am 30. Dezember 1899. 
Activa, 
1. Der Beitand an Gold in Barren oder —— — Me 
das Pfund fein zu 1392 M gerechnet . . 
2. Der Kajien-Bejtand, und zwar an: 
Bold in deutichen — 283401,380 
a) | Thalen . . . .« .  164,295,279 
Scheidemünzen . » *» » + + » ___67,584,119 515,280,778 
b) Reichskaſſenſcheinen b — 15,467,085 


e) und d) eigenen Banknoten 


zu 500 Thaler M 
„ 10 „ 


— 
— 


„50 

25 um 225 

„ 10 " " =2 

„1000 Mart „  686,282,000 

„500 en — 8,000 

„10 „ E22 192,878,75 
e) Noten anderer Banten . » » » >... 11,554,400 


3. Der Beitand an Silber in Barren und — 


4. Die Wechſelbeſtände, ausſchließlich der unter Ziffer 8 be 
zeichneten, und zwar: 


a) Platzwechſel M 
innerhalb der nächſten 15 auge rang 173,534, en 
in längerer Siht . . ._392,394,055 85.998.455 


b) Verſandtwechſel auf ae Pläße 
innerhalb der nächſten 15 an ſauis 182,159,200 


in längerer Sicht . . -_303,471.023 495 630,228 
c) Wechſel auf — Bi 
auf Belgien . . » er 75,408 
„ England . » 2 2 23429,030 
SFrankreihh 235,467 
DD ee 226,421 
— ae at 17,734 
„ Kopenhagen . » » 22 2° 50,850 
„ ShwiE 2. 222er. 92,412 
„ Standinwien - 2» 2 2200. 18,223 29,145,544 


5. Der Betrag der Lombardjorderungen, und zwar: 


a) auf Gold oder Silber . ; — 2,800 
b) „ Effelten (einfchließlich Wechſel) * ins$ 13 
Ziff. 3 Buchjtaben b, c, d des — be⸗ 
zeihneten Art . » . . . .  187,515,170 
ec) „ andere Effekten . Er Ger — 
d) „ Waaren 4,157,700 
6. Der Beitand an Eſſekten: 
a) an gefauften — —— und anderen — 
papieren . ..... 29,792,801 
b) an eigenen Gffetten ; — 
c) an Effekten des Reſervefonds 


Seite . 





se 
185,626,385 


1,794,678,989 


1,080,704,223 


141,675,670 


29,792,801 


3,232,478,068 
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Uebertrag . st 3,232,478,068 
7. Das Guthaben der Bank im Kontoforrent:Berfehr bei ihren 
Korreijpondenten . . 3,927,277 
8. Der Betrag der fälligen, aber unbezablt gebliebenen Bedjel 
forderungen . » _ 107,533 
9. Der Werth der der Bant gehörigen Grundftüde . — 35,623,700 
10. Verſchiedene Aktiva: 
a) Vorſchüſſe auf zur — — 
b) Vorausbezahlte Gehälter an die Beamten . 541.683 
c) Bau-Borihüfe . . 617,518 
d) Zum Umlauf nicht mehr geeignete und deshalb von 
den Kaſſen-Beſtänden abgejegte Banknoten a 84,640,290 
e) Verichiedene Forderungen . . 10,573,528 
f) Noch nicht — — für Mnferigung von 
Banknoten . : — 96.373,019 
3,368,509,597 
a. 
Passiv 4 « 
- Das Grundkapital . 120,000,000 
. Der Nejervefonds . . 30,000,000 
. Der Nejervefonds für zweifelhafte Forderungen: 
derjelbe betrug am 31. Dezember 1898 . 603,500 
Hiervon find im Jahre 1899 abgeichrieben 27,314 
576,186 
Für das Jahr 1898 neu reſervirt 6,486 
569,700 
- Der GejammtsBetrag der in Betrieb gegebenen Bank— 
noten: zu 500 Thaler 106,500 
— 10 553,200 
” ” 235,125 
u ö 588,675 
„ 1 250,005 
„ 1000 Mart 1,099,639,000 
u BO 334,000 
„ 100 „  1,594,248,300 


© non 


. — Pa 


.Das Guthaben der Giro— und ee 
. Der Betrag der Depofiten (unver 
. Der Betrag der nad) $$ 9/10 des 


inslih) . 

— an die Reiche: 
kaſſe — Notenſteuer . . 

iba:! 


a) Betrag der noch nicht abgehobenen Anweilungen 1,168,492 
b) Betrag der nod) nicht ausgezahlten Auftragswechſel 329,281 
e) Die dem Jahre 1900 zufallenden Zinjen und Er: 
träge von Ben — — und Grund⸗ 
jtüden i r 5,467,071 
d) Noch nicht ab ehobene Dividenden : 97,962 
e) Verichiedene Buchſchulden . 2,071,546 
. Der Betrag des Reingewinnes für das Jahr 1899: 
a) für das Neid . “8 200220... 19,188,584 
b) für die Bantantheils-Inhaber . 2. Ma 8,377,845 
hierzu treten die 1898 — oe 
bliebenen . . . . 9,257 8,387,102 





2,695,949,805 
481,383,318 
404,492 


2,847,294 


9,834,353 


27,520,636 


3,368,509,597 
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AnlageO. 


Verzeichniß ſämmtlicher Neihsbanfanftalten. 


Zur Beachtung. 
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1. Die in dem nachſtehenden Verzeichniß aufgeführten Orte, mit Ausnahme der durch einen 


Stern bezeichneten, find Bankplätze. 
aefauft. Die Bankpläge find in dem Giroverfehr der Reichsbank einbezogen. 
2. Wechſel, welde an den mit einem Stern bezeichneten Orten zahlbar ri 


An 


antpläßen und auf ſolche werden Wechſel an— 


ind, werden bon 


der Reichsbank nicht angelauft. Die an diejen Orten befindliden Bantanftalten (Neben: 


itellen und Waarendepots) find nicht mit Kaffenzinrichtung verjehen. 


Ihre Thätigkeit be- 


ſchränkt fi) vielmehr auf die Bermittelung von Wechſelankäufen und Lombardaeichäften. 
3. Un den dur ein Kreuz hervorgehobenen Orten werden die Noten der nach der Beitimmung 
im $ 45 des Bankgeſehes befannt gemachten Banken in Zahlung genommen. 


| 
ı FBreslau . 





Berlin . « Direftorium. abhängig von .Haupt:St. abhängig von: 
Unteranftalt Bran— U.A. Brieg, Neiſſe, 
benburg a. d. Havel. Reichenbach 1. Schl., 
+Aacreni-Burticheid) Stelle. Schweidnitz u. Wal 
u. Eupen. denburg. ' 
Alfeld a. d. Leine . Neben-St. . Hildesheim. Brieg i. B. Breslau Neben-St. . Breslau. 
"Alenbwg » 2. m. . Königäberg.. Orombern — Stelle. 
Allenftein. . » » m ‚ Königäberg. | zaziam ar Ri 
Altenburg i. SU. „ . Gera. ‚Bruchjal . . . .Neben-Et. . Karlsruhe. 
Altona a. d. Elbe *Bütow i,B. Cöslin „ Stolp. 
„„(Ottenfen). " amburg. |Bunzlau - > 2. m. . Görlip. 
— — Goblem — i. Pomm. er Stettin. 
oo. . -  ITual. - » . Stelle. 
v.10 10. ab I sie, Fulda, 
Apenrade. . .».. „ Flensburg Mi Höttingen. Neben-St. O . 
v. 2 1. ab euie * n-91. . annover. 
Apolda.... . Erfurt. +Chemnig i. Kar. S. Stelle. 
Arnswale . .. „ . Zandeb.a..| An an mmitiean, 
Aihaffendug . . „ . Darmitadt. Werdau u. Rwidau! 
Aichersleben . . . . Magdeburg. | Eoblenz a.Nh.. . u 
Auerbad) im Boigtl. UM. Andernach, 
WE 
..%» . Trar ‚u. Wetlar. 
us. b *5 rEölna. Rh. Deutz⸗ > 
Nördlingen Feitung) “ . Haupt=St. 
amberg Neben⸗St. . Nürnberg. Sunumersbäch, DHL 
— a. Dr u. . .- — heim a. Rh, Neuß u. 
rtenjteini.Oftpr. „ . Königdberg. | , Zolinnen. 
Barth . . . ig ——— a * Cörlin a. d. Perſ. Waarendepot Eöslin. 
Baugen . » 2. 0m . Dresden. — — Stelle. 
Bayreuth . . . . ” . Nürnberg. Colbera u. Neuftettin. 
Belgard a. d. Per. „ . Eöslin. Eolmar i. Eli. . .Neben-St. . Mülhauf.i.e. 
Bernburg...» „ » Magdeburg. | Gottbus . . . „Stelle. 
Beuthen i. O.Schl. „ Gleiwitz. u.a. Finfterwalde i. 
Bielefeld . . . . Stelle. —— — 
U.A. Gütersloh und : ' 
Herford. Erimmit ‚Neben:St. . Chemnip. 
en . — Mainz. ua on BR Be —— 
iſchofs burg .Waarendepot Königsberg. Cüſtti Landsbg. amcwv 
—— ee ne Münſteri. W * 
um Stelle. S 
u A. Herne. a artenverber Be 
Bonn . . . „Meben:St. Cöln. u. Pr. Stargard. 
Brandenburga.d.H. „ . . Berlin. 
*Braundbergi.Oftp. „ . Königsberg | Darmſtadt . . .Gtelle. 
+Braunichweig . . Stelle. “| „02. Achaffenburg. — 
1.0. Pr haar BE Demmin . . . „Neben-St. . Stralfund 
+Bremen . . . Haupt:St. Deiall:. : “ua. w . Magdeburg. 
u. . Deutſch-Krone Poſen. 


A aM N ne Ed Rn 0 A An ee nn | 


4 UT WE BP 
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abhangig von: 

Dillenburg .Neben-St. . Siegen. Fürth i. —— Neben⸗ — 

— — . Haupt-St. Fulda. . — 

en, Iſerlohn, ———— — —— 
Speuk eid, Unna u. —— * 
wer era i. Neu telle. 

FÜR Sauter, Arei- A, um. Altenburg, reis, 

i. Nor. Sadjien, Pöhned u. Beig. 
Ki fen u. Sittau. *Gerdauen 

Düren i. Rheinlande Neben-St. . Cöln. Gevelsberg . Neben:St. 

— . + Stelle. 

Duisburg Beberi n. Sladbacı — 
UN. Oberbauen, Sic De St. 
Ruhrort u. Weiel. eiwiß . . . telle. 

Eberswalde . Neben⸗-St. . Frankfurt wis, iv; Konigsbütie u. 

——— alibor 
4. 4. ab Glogau R 

Eiinah . » 2:00 Erfurt. 1 Anftatt Grünberg, 

Elberfeld. - . . Stelle. | Zagan u. Sommers 
UN. Barmen, Gevels⸗ feld 
— a —— Sawab. Gmünd .Neben-St. 
— mu. F ae IÖndfen .... m 

Elbing . oh.» 2.2.0 
u. Hu. Warienburg, Göppingen wer R 

Görlitz. . . . „Stelle 

Enden a: ” um. Bunzlau, gar 

Erfurt. x ban und Soraıt. 

Unteranftalt Apolda, Göttingen . Neben-St. 
yrinigafen hr. "Soldap — er * 
Suhl u mar. Gotha . 8 a 

Eichwege . . Neben-St. . Caſſel. Graudenz. . . „Stelle. 

Eichweilt - - » „ Aachen ron Neben⸗St. 

1. 7. ab | Gre ! 
fEſſen a. d. Bukr. Stelle. Selen. i. Shi = 
n.A. elfen Guben. . Pr 
Sin ea Dr, Gütersloh " 
Werden a. d. Ruhr. Gumbinnen . * 
Eßlingen. Neben-St. . Stuttgart Gummersbach 
v. 1. 8. ab | Hadersleben i. Sa. “ 

Eupen. . . Aachen. Hagen. .. 

Finſterwalde in der Salberfiadt — 
Niederlauſitz Cottbus. in a.d. 6. .Stelle 

— . Waarendepot Königsberg. .. a out und 

atow i. Weſtpr. = Bromberg. 

Flensburg‘ . . . Stelle. — . Haupt-St. 
U.Anft. Apenrade, U.Anft. Altona, Har⸗ 
Hadersleben, Huſum, burg u. Yüneburg. 
gg onders Hameln . Neben-St. 
burg u udern. ⸗ — 

Forft i. d. Laufitz. Neben-St. . Cottbus, Hamm in Wejtfalen „ 

Frankenthal . . . "Mannheim. Hanau . * 

Rrantfun a. M. Hannover (Linden 
(Bodenheim) . . Haupt-St. Der Ge Sehe . Haupt-St. 
F en J banau Harburg a. d Elbe RE 

——— d. O. . Stelle. * — — 

swalde. eidelberg 
ek Heidenheim a. Brenz» 
berg i. S.Neben:St. . Dresden vd. 

Freiberg gr. eben — —2 —A 
reiburg i. Breisg. Stelle. al Be 

dm, "honnan 8 Herne ee — 

Heydetrug . 

Sürftenm, a. d. Spr. Neben:St. .Frankf. a. O. 





a von: 
Nürnberg. 


. Eajiel. 
. Bremen. 
. Ejien. 


. Waarendepot Königäberg. 


Elberfeld 
v.1.11.ab 


.Frankf.a.M. 
Crefeld. 
Chemnitz. 


. Stuttgart. 


Poſen. 


Crefeld. 
Stuttgart. 


Sekt Bu 
. Königäberg. 
. Erfurt. 


. Straljund. 
. Gera. 

. Ölogau. 

. Cottbus. 

. Bielefeld. 

. Königsberg. 


Eöln. 
lensburg. 
ortmund. 


. Magdeburg. 


. Hildesheim. 
. Münjteri®. 
. Hranff.a.M. 


- Hamburg. 
Kiel. 


F Mannheim. 
. Ulm 


v.15.7.ab 


. Stuttgart. 
e Bielefetd 

. Bodum. 

. Memel 


v. 8.4. ab 


u 
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Leipzig . Haupt=St. 
ennep . Neben-St. 
Liegnitz Stelle. 


abhängig von: 
Hilden i. Bz. Düffeld. Neben⸗St. . Düffeldorf. 
Hildesheim . . Stelle. 
UN. Alfeld u. Hameln 
—— * RN . Liegnig. | 
Hof i. B... .Plauen i. V. 
Holzminden. .Braunſchwg. 
v. L.II. ab. 
Huſum. Flensburg 
*Jarmıen . . Waarendepot Stettin. 
Inomwrazlam . ‚ Neben-St. . Bromberg. 
Injterburg . Commanbdite Königsberg 
Jierlohn . .Neben-St. . Dortmund. 
Kaijerdlautern . . Mannheim. 
tXarlöruhe ; . Stelle. | 
A. Bruchfal, gab, | 
Sendung und Pforz- | 
Kattowip i. O⸗Schl. Neben-St. . Gleiwig. | 
Kaufbeuren . . a . Augsburg. | 
Kempten i. Schwab. z . Augsburg. 
t8iel . . . . Stelle. 
U.Anft. Heide, Neu- | 
mmänfier und Rends« 
Ripingen i . Neben-St. Nürnberg. 


"ER J x. Haupt-St. 


- beit u 
pen Ur 
—— Wec Web: 
au 


| 


| 


⸗Königsberg i.N/M. Waarendepot Stettin. | 


Königshittet Obſchl. Neben:St. 
Kolberg i. Bom.. 


Konig i. Weſipr. 
KRonftan . - » .» 


+Erefed . * Stelle. 
a 


Soc, Mbenbt. \ier 

dingen u. ——— 
Kreuznach Neben⸗-St. 
Krotoſchinn 
Kulmbach.. u 
“Bobiun » » 2: 


Lahr ” 

Landau we Pialz x 

Landeshut i. Sdl. . 

Landsberg a. d. ®. Stelle, 
U. A. Armswalde und 
Küftrin. 


Landshut i.®. . 
— i. En z 
—— 


Lauenburg i. Pomm. „ 


Neben⸗St. 


u.a. Hirfchberg und 
Landesput. 
Limburg a. d. Lahn Neben-St. 
Lindau i. Bayern. „  . 
—— 
— Be. ‚Polen ’ 


Lörrach " 


Ludwigshafen a.Rh. „ 


Lübeck — * Stelle. 

u Anft. Neubranden 

—2 Roſtock und 
Lũdenſcheid . Neben-St. 
— a ee 
* debur DR M t:St. 
n uhr um. Besicen — p 
— u. Sud: 

—— 


inz. Stelle. 
us, Bingen und 


Mannheim . 
U.Anft. Frankenthal, 
Heidelberg , Kaifers- 
lautern, Yandan, Lud⸗ 
wigshafen, Neuftadt, 

imajens, Speyer u. 
Sweibrüden. 


Marienburg i. Wpr. Neben-St. 


Marienwerd. i. Wpr. z 
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. Elberfeld. 


. Eoblen;. 


Augsburg. 


. Münjter® 
Poſen. 
.Bis 7. 7. 


Karlsruhe, 
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Freib. i. Br. 


. Mannheim. 


. Dortmund. 


Hamburg. 


. Königsberg. 


. Eibing. 

. Danzig. 
- Ehemnipß. 
. Dredden. 


Ulm. 


Bojen. 


. Erfurt. 


. Eöln. 
Eſſen. 


Halle a. ©. 
. Breslau. 
Lübeck. 

. Kiel, 

. De 


v. 1. 1l.ab 
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Unna (Königsborn Weplar . . . „Neben-St. . Eoblenz. 
ai all: nr — — Beben — Stelle. 

elbert J [ .A. Ri eim aRh. 
— F ae Wilhelmshaven Neben:St. . Emden 

Bien 2. 2. m 0. „Erefeld. v. 18. 8.ab. 
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Weißenfels .d.6. ,„ . +»Hallad.S./ Würzburg . » . u. „ Nürnberg. 
Werdau i. K. Sachſ. J .Gera. 
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Merden a. d. — — Eſſen. reden. > 0. Mannheim. 
Meiel . . . z - „Duisburg. | widan i. K. Sad. . . + Ehemnip. 
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AnlageP. 
a) Verzeichniß 


der Mitglieder und Stellvertreter ded Zentral:Ansichufles, fowie der 
Deputirten desjelben. 


15 Mitglieder: Stern, Theodor, Bantier in Frankfurt aM. v.Oppen: 
heim, Freiherr, Albert, Königl. Sächſ. General- Konful in Cöln. Beit, 
Ed., Geh. Kommerzienrath. Winterfeldt, Mar, Juſtizrath, Geihäftsinhaber 
der Berliner Handelsgeſellſchaft. Frengel, Ad., Geh. Kommerzienrath. v. 
Hanfemann, A, Geh. Kommerzienrath, K. K. Defterr..iingar. General Son: 
ſul. v. Mendeldfohn- Bartholdy, Ernſt, Geh. Kommerzienrath, Königl. 
Däniſcher Generalsfonful. Kaempf, Stadtratd a. D. Woermann, Ndolph, 
Staufmann in Hamburg. Hardt, Engelbert, Kommerzienrath. Heder, Emil, 
Kommerzienratb. Bleihröder, Julius, Bankier. v. Rothſchild, Freih, 
Wilh. Karl, in Frankfurt aM. Koch, Rudolph, Bank-Direktor. Shwabad, 
Paul, Dr. phil., Königl. Großbr. General:Ktonful. 

15 Stellvertreter: Simon, Berthold, Kommerzienrath. Helfft, Edmund 
Geh. Kommerzienrath. Kochhann, Heinrih, Stadtrath, Kaufmann. Model, 
Julius, Rentier. Schmidt, Eduard, Kommerzienrath, Kgl. Schwebiich-Nor: 
wegiicher General» Koniul. Bürgers, Mar, Rentier. Zwider, Arthur, 
Kaiſerl. Türkiſcher Generalsftonful. Kopetzky, Wilhelm, SKommerzienratb, 
Bankier. Meyer, Georg, Bankier. Delbrüd, Ludwig, Bankier. Wolde., 
Johann Georg, Kaufmann in Bremen. dv. Siemens, Arnold, Fabrikbefiger. 
Friedländer, Frig, Kommerzienrath. Hardy, James, Bankier. Ravené, 
Louis, Kaufmann und Rittergutsbeſitzer 

3 Deputirte: Veit, Ed., Geh. Kommerzienrath. Bleihröder, Julius, 
Bankier. Heder, Emil, Kommerzienrath. 

3 Stellvertreter: Frengel, Ad., Geh. Kommerzienrath. v. Mendelsſohn— 
Bartholdy, Ernſt, Geh. Kommerzienrath, Königl. Däniicher General-Konſul. 
Kaempf, Stadtrath a. D. 


b) Verzeichniß 
der Mitglieder der Bezirks Ausſchüſſe und der Beigeordneten derſelben. 


1. Bremen. 8 Ausſchußmitglieder: Melchers, Hermann, Kaufmann. 
Plate, Johann Emil, Kaufmann. Schrage, Johann Ludwig, Kaufmann. 
Segnig, Friedrid Adolph, Kaufmann. Wolde, Johann Georg, Kaufmann 
Eggers, Hermann Heinrih, Kaufmann. Merkel, Karl, Konful, Theilhaber 
der Firma Louis Delius & Co. Heinelen, Philipp Cornelius, Kaufmann. 
2 Beigeordnete: Plate, Johann Emil, Kaufmann. Schrage, Johann Lud— 
wig, Kaufmann. 

2. Breslau. 10 Ausſchußmitglieder: Heimann, Heinrich, Geh. Kommerzien: 
rath. v. Wallenberg:Bahaly, Gideon, Bankier und Rittergutäbefiker. Sch ot: 
laender, Julius, Nittergutsbefiger. Websky, Egmont, Dr., Geh. Kommerzien: 
rath, Bräfident der Handelöfammer zu Schweidnig. Sfene, Karl, Kommerzienrath. 
M olinari, Leo, Geh. Kommerzienrath, Präfident der Handelskammer zu Breslau. 
Moriz:Cihborn, Philipp, Geheimer Kommerzienrath. Fromberg, Conrad, 
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Bankier, Kauffmann, Salomon, Fabrikbeiiger, Vize-Präfident der Handels— 
fammer zu Breslau. Moll, Wilhelm, Kommerzienrath in Brieg. — 3 Beigeordnete: 
Heimann, Heinrich, Geh. Kommerzienratf. dv. Wallenberg : Padhaly, 
Gideon, Bankier und Rittergutsbeſitze. Moriz-Eichborn, Philipp, Geheimer 
Kommerzienrath. 

3. Cöln. 10 Ausſchußmitglieder: v. Recklinghauſen, Wilhelm, Kauf: 
mann. Camphauſen, Arthur, Kommerzienrath, Bankier. vom Rath, Emil, 
Kommerzienrath, Kaufmann. dv. Oppenheim, Freiherr, Albert, Königl. Sächſ. 
General-Konſul. Rautenſtrauch, Eugen, Kommerzienrath, Kaufmann. Heuſer, 
Auguft, Geh. Kommterzienrath, Kaufmann. Seligmann, Heinrih, Bantier. 
Röder, Hugo, Konſul, Kaufmann. Schöller, Philipp, Sommerzienrath, 
Staufmann in Düren. Rolffs, Ernit, Geh. Sommerzienrath, Kaufmann iu 
Boppelödorf bei Bonn. — 3 Beigeordniete: Heuſer, Auguſt, Geh. Kommer— 
zienrath, Saufmann. vom Rath, Emil, Kommerzienrath, Kaufmann. Rauten— 
ftraud, Eugen, Kommerzienrath, Kaufmann. 

4. Danzig. 6 Ausihußmitglieder: Stoddart, Francis Blair, Konımer: 
zienrath, Kaufmann. Berenz, Emil, Haufmann. Münfterberg, Otto, Kauſ— 
mann. Mir, George Ludwig, Kommerz: und Admiralitätsrath a. D. Kosmack, 
Albert, Stadtrat. Boehm, Heinrih M., Kommerz: und Admiralitätsrath a. D. 
in Zoppot. — 2 Beigeordnete: Berenz, Emil, Kaufmann. Münfterberg, 
Dtto, Kaufmann. 

5. Dortmund. 8 Ausschußmitglieder: Brand, Julius, Kaufmann, Stadt: 
verordueter. Dpverbed, Julius, Stommerzienrathb, Fabrikbeſitze. Abmann, 
Theodor, Rentier in Lüdenſcheid. Wiskott, Wilhelm, Bankier. Schweden: 
died, Ernſt, Hütten-Direftor. Weydekamp, Garl, Fabrifant, Magiftrats- 
Mitglied in Iſerlohn. Korte, Carl Ernit, Bankier in Bochum. Kramberg, 
Wilhelm, Rechtsanwalt und Notar. — 2 Beigeordnete: Brand, Julius, Kauf: 
mann, Stadtverordneter. Schwedendied, Eruft, Hütten-Direktor. 


6. Frankfurt a. M. 10 Ausihußmitglieder: Bamberger, Rudolph, Bantier 
in Mainz. Grunelius, Mor, Eduard, Bankier, Müller, Paul, Bantfier. 
Stern, Theodor, Bankier. v. Neufville, Alfred, Kommerzienrath. Andrege, 
Joh. Rud., Bankier. Hand, NAlerander Friedr. Joh, Bankier. Ladenburg, 
Emil, Geh. Kommerzienrath. Megler, Carl, Bankier. Du Bois, Auguft, 
Bankier. — 3 Beigeordnete: Grunelius, Mor. Eduard, Bankier. Haud, 
Alerander Friedr. Joh, Bantier. Stern, Theodor, Bantier. 

7. Hamburg. 10 Ausihußmitglieder: Baur, Johs., Bankier. v. Beren— 
berg-Goßler, John, Bankier. Laeisz, E. Ferd., Kaufmanı. Lembcke, 
G. Eduard, Kaufmann. Siemers, Edmund J. A., Kaufmann. Borgnis, 
Alerander, Kaufmann. Zutteroth, Arthur, Kaufmann. Nottebohm, C. F. W., 
aufm. v. Donner, E. H, Kaufmann. Weſtphal, Otto E., Kaufmanı. 
— 3 Beigeordnete: Borgnis, Mlerander, aufmann vd. Donner, C. 9, 
Kaufmann. Siemers, Edmund I. N., Kaufmann. 

8. Hannover, 7 Ausihußmitglieder: Benfey, Julius, Juftizrath, Bank— 
direftor. Jänecke, Georg, Geh. Kommerzienrath. Meyer, Sigmund, Kommer— 
zienvath. Barteld, Otto, Bankier. Meyer, Emil L., Bankier. Meyer, 
Ernſt, Kommerzienrath. Schoch, Otto, Kommerzienrath, Präfident der Handels: 
fammer, Direktor der Zuder:Raffinerie in Hildesheim. — 2 Beigeordnete: 
Bartels, Dtto, Bankier. Benfey, Julius, Juftizrath, Bankdireftor. 1 Stell: 
vertreter: Meyer, Emil 2., Bantier. 
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9. Königsberg i. Pr. 7 Ausihußmitglieder: Bittrich, Carl Heinr. Columb., 
Geheimer Kommerzienrath. Meyer, Otto, K. K. Dfterreidy.-Ungar. Konſul, Kauf: 
manı und Nittergutsbefiger. Schroeter, franz, Geheimer Stommerzienrath. 
Lewandowski, L., Kommerzienrath. Graf v. Dönhoff-Friedrichſtein, 
August, Wirflicher Geheimer Rath, Erzellenz. Gaedede, Conrad, Konful. Oſter— 
meyer, Carl, Kaufmann, — 2 Beigeordnete: Meyer, Dtto, 8. K. Oeſterr. 
Ungar. Konful, Kaufmann und Rittergutöbefiger. Oftermeyer, Carl, Kaufmann. 

10. Leipzig. 8 Ausschußmitglieder: Frege, Chriftian Ferdinand, Bantier. 
Jay, Friedrih, Bankier. Meyer, Oskar Adolf, Bankier. Dodel, Ludwig 
Heinrich, Stadtratd, Kaufmann. Heydenreih, Guſtav Ernſt, Kaufmann. 
Schröder, Gg. Lubw., Kaufmanı. Favreau, Julius, Kommerzienrath, Bank— 
direftor. Meißner, Julius Friedrih, KHommerzienrath, Kaufmann, — 2 Bei: 
geordnete: Favreau, Julius, Kommerzienrath, Bank:Direftor. Heydenreich, 
Guſtav Ernft, Kaufmann. 

11. Magdeburg. 8 Ausihußmitglieder: Loewe, Otto, Bankier. Hubbe, 
Otto, Kommerzienrath. Hauswaldt, Wilh., Kommerzienrath. Wolf, Rudolf, 
Kommerzienrath. Kalkow, Lud. Aug., Stabdtrath, Kaufmann, Bennewik, 
Theodor Chriſtoph Guft., Kommerzienratd. Hennige, Paul, Kommerzienrath, 
Rittergutöbeliger. Zugihmwerdt, Wilhelm, Stommerzienrath. — 2 Beigeorbnete : 
Loewe, Dtto, Bankier. Hausmwaldt, Wilhelm, Kommerzienrath. 

12. Mannheim. 8 Ausihußmitglieder: Bafjermann, Rudolph, Kaufmann. 
Hohenemier, Ludwig, Bankier. Lanz, Heinrich, Kommerzienrath. Scipio, 
Ferd., Kommerzienrath. Diffene, Philipp, Geh. Kommerzienrath. Hirich, Emil, 
Kaufmann. Ladenburg, Garl, Geh. Kommerzienratf. Reif, Earl, General: 
Ktonjul. — 2 Beigeorbnete: Hirſch, Emil, Kaufmann. Rei, Earl, General: 
Konful. — 1 Stellvertreter: Bajjermann, Rudolf, Kaufmann. 

13. Münden. 10 Ausihußmitglieder: Weidert, Joh. Carl, Kommerzien- 
rath, Vräfident der Handeld- und Gewerbefammer für Oberbayern, Bankier. v. 
Badhauſer, Heinrich, Kgl. Geheimrath und General-Direktiond-Betriebd-Direftor 
a.D. Ritter von Bever, Otto, Kal. Minifterialrath im Königl. Staatömini- 
jterium des Aeußeren. v. Hausmann, Jakob, Dr., AJuftizratd. Stierhof, 
Sohann, Kommerzienratb, Großhdl. und Handelsrichte. Guggenheimer, 
Morig, Kommerzienrath, Königl. Handelsrichte. Graf Otto von Holn- 
ftein, Erzellenz, Hönigl. Kämmerer und Hofmarihall Sr. Königl. Hoheit des 
Prinzen Ludwig von Bayern. Adermann, Theod., Königl. Hofbuchhändler. 
Find, Wilh., Kommerzienrath, Bankier. Freytag, Andr., Sal. Hofrath, 
Adoofat und Rechtsanwalt am oberiten Lanbeögerihtee — 3 Beigeorbnete: v. 
Badhauſer, Heinrich, Kgl. Geheinrath und General-Direktiond-Betriebs-Direftor 
a.D. Rittervon Bever, Dtto, Königl. Miniiterialrath im Königl. Staat3mini= 
fterium des Aeußeren. Stierhof, Johann, Kommerzienrath, Großhändler und 
Handelörichter. 

14. Poſen. 6 Ausichußmitglieder: Hepner, Salomon, Fabrifbefiger. 
Joachimezyk, Louis, Kaufmann. Kuhl, Mar, Kaufmann, Fabrikbeſitzer. 
Goldenring, Julian, Kaufmann. Kantorowicz, Nazary, Yabrif: Direktor. 
Jaffe, Martin, Dr., Kaufmann. — 2 Beigeordnete: Goldenring, Julian, 
Staufmann. Hepner, Salomon, Yabrikbefiker. 

15. Stettin. 8 Ausihußmitglieder: Abel, Nubolph, Kommerzienrath, Kon: 
ul. Brunnckow, Ernft, Direftor. Weiß, Gg. Carl Ehrift., Kaufmann. 
Manaſſe, Georg Jakob, Kaufmann, Greffrath, Karl, Kaufmann. Günther, 
Hermann, Konſul, Kaufmann. Crohn, E., Feuer: Societätd Direktor a. D. 
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Brandis-Treſſelt, Joh. Julius, Kaufmann. — 2 Beigeordnete: Brandis— 
Treſſelt, Joh. Julius, Kaufmann, Günther, Hermann, Konſul, Kaufmann. 

16. Straßburg i. E. 8 Ausfhußmitglieder: Herrenfhmidt, Alfred, 
Präfident der Handelskammer. Petri, Emil, Dr. Kaiſerl. Unterſtaats-Sekretär. 
Schaller, Julius, VicePräfident der Handelöfanmer.. Balentin, Ludwig, 
Bankier. Grobe, Friedrich, Kommerzienratf. Sengenwald, Rudolph, Bank: 
Direktor. Gunzert, Wilhelm, Dr., Landgericht3-Direltor a. D. Mitglied des 
Staatärathes. Eißen, Garl, Kommerzienrath. — 2 Beigeorbnete: Herren— 
Ihmidt, Alfred, Präfident der Handelskammer. Sengenwald, Rudolph, 
Banf-Direftor. 

17. Stuttgart. 8 Ausichußmitglieder: Doertembalh, Carl, "SKommerzien: 
rath, Kaufmann, Theilhaber der Firma Zahn & Eo. dv. Staib, Carl, Geh. 
Hofrath, Direktor der Kal. Württ. Hofbant. Müller, Guftav, Kaufmann, 
Theilhaber der Firma I. G. Müller & Co. Merkel, Oskar, Kommerzienrath, 
Kaufmann, Theilhaber der Firma Merkel & Sienlin inzEßlingen. vd. Federer, 
Julius, Kol. Belgiiher General:ftonful, Kgl. Italien. General:Konful, Miteigen: 
thümer der Firma Stahl & Federer. Kübel, Edmund, Bank: Direktor a. D. 
Dftertag, Carl, Kommerzienrath, Kaufmann. dv. Pflaum, Mlerander, Geh. 
Kommerzienrath, Königl. Sächſ. General-Konful, Vorfigender des Aufſichts— 
rathes der Württemberg. Banfanftalt vormals Pflaum & Co., Mitglied des 
Auffihtsrathes der Württembergifchen Vereinsbank. — 2 Beigeordnete: Doer- 
tenbad, Earl, Geh. Kommerzienrath, Kaufmann, Theilhaber der Firma Zahn 
& Co. Kübel, Edmund, Bank-Direktor a D. — 1 Stellvertreter: Müller, 
Guftav, Kaufmann, Theilhaber der Firma 3. G. Müller & Co. 
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Geſammt⸗ 
Umfäge Platz Wechſel er 
Me 4 Me 


179,632,549,000| 3,228,718,915| 4,946,706,623| 131.049,224 





Wechſelankäufe. 


Wechſel 
auf das 
Ausland 


Mu 


| 


Lombard · 
Darlehne 





| 


Gold- 
Anfäuje 





36,684,830,600 1,107,181,862 3,015,650,831) 17,633,077 | 467,207,210) 46,389,264 
47,541,619,800| 1,128,359,149| 2,695,224,998| 18,724,955 492,828,770| 177,164,232 
44,254,713,700| 1,066,456,704| 2,289,350,275, 40,334,279 525,750,700| 97,708,405 
47,458,751,900! 1,054,658,122] 2,314,773,342| 39,276,153 628,402,980| 83,967,741 
52,193,508,000! 1,034,102,745| 2,450,686,928| 57,351,630 839,701,650| 46,210,358 
56,336,057,800) 1,082,125,230| 2,579,704,151| 56,630,100 1,046,570,550| 47,115,564 
56,005,689,200, 1,164,780,204] 2,835,866,721| 42,809,594 900,870,500| 110,885,993 
62,619,705,900' 1,101,906,107) 2,698,269,124| 45,845,097 704,201,800| 55,910,235 
71,590,793,700| 1,194,926,502| 2,584,969,613 43,630,899 | 765,203,490| 13,484,891 
73,199,039,000) 1,146,604,292| 2,412,657,425| 77,281,820 739,999,860| 129,745,818 
76,565,423,200| 1,176,982,888| 2,882,156,700| 105,220,082 775,842,450| 130,262,537 
79,839,097,500| 1,252,170,239| 2,701,171,710 66,616,380 | 690,341,710) 172,291,926 
84,337,564,300| 1,268,910,590| 2,649,165,860| 54,834,730 709,576,800| 235,944,922 
99,708,891,800) 1,605,003,918| 3,031,296,339| 61,564,605 1,045,460,800| 12,088,452 
108,595,412,900| 1,847,461,771| 3,578,027,034| 63,970,955 1,315,176,150| 87,968,974 
109,933,249,000) 1,837,049,976| 3,576,842,445| 78,303,434 1,208,140,100, 176,472,163 
104,489,335,000! 1,768,012,054| 3,057,501,734| 68,524,859 907,015,550| 61,539,915 
110,942,348,400) 1,992,702,755| 3,367,065,052] 67,244,868 | 1,054,387,590 137,008,628 
1110,783,951,000) 1,790,637,170! 2,939,612,075) 52,702,040 | 825,030,050 241,130,577 
'121,813,106,800| 2,022,218,789| 3,144,119,157| 54,013,025 1,110,986,900, 55,276,291 
1181,499,198,800! 2,491,338,049| 8,743,033,730| 54,421,475 | 1,428,201,300 62,031,680 
142,110,610,900 2,569,244,584| 4,037,846,740| 54,046,753 | 1,552,955,720 123,953,652 
163,395,520,600) 2,856,650,724) 4,425,673,076| 81,435,969 1,516,647,170) 101,414,115 


1,479,082,550| 98,424,506 
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S. 
Ergebnifje der Reihsbant jeit deren Beſtehen. 
Ein- und Mus: Nominalbetrag der gahl der 
Umfäge zahlungen für | . der Reichsbank Zugang 2% | Beamten 
im Rechnung des one en waltung® — & 3 | der 
Giro⸗Verkehr — und der Belipaplen am tojten fonds |® 3 Reichsbank 
undesſtaaten Schluß jedes Jahres am Jahres⸗ 
ſchluſſe 
K 4 Lk HK | Brom. 
16,711,245,214| 2,070,624,341 424,129,420 5.399,361| 977,047 | 6'/s | 1,094 
27,022,029,088| 2,149,265,578 555,406,414 5,648,998| 1,074,046 | 6, 1127 
27,291,913,192) 1,964,678,045 688,504,505 5,438,830) 1,078,125 | 6,0 1,143 
30,410,202,836| 1,552,976,635 785,908,186 5,328,260| 304,824 | 5 1,141 
35,234,255,341| 1,372,195,390 866,470,238 5,399,798| 896,253 | 6 1,155 
37,458,776,454| 1,824,525,841 975,054,750 5,437,167| 1,299,295 | 6°/s 1,161 
36,190,142,131:! 1,818,157,340 1,107,424,387 5,511,178| 1,532,154 | 7,05 1,181 
43,793,609,270 1,889,898,702 1,236,923,145 5,796,147| 1,052,100 | 6'/« 1,219 
52,637,790,380| 2,256,201,376 1,384,672,752 5,917,258] 1,048,171 | 6’ 1,248 
53,847,522,095| 2,806,747,353 1,522,389,618 6,034,480| 1.041,436 | 6,24 1,269 
57,229,843,053| 2,668,939,390 1,622,979,813 6,107,818| 4.4214| 5 1,307 
>8,843,133,482| 2,943,850,455 1,747, 441,692 6,277,426| 1,021,617 | 6,20 1,337 
63,824,976,889| 3,079,401,868 1,900,526,691 6,492,142| 540,934 | 5,40 1,392 
75,676,319,017| 3,349,787,942 2,042,261,892 6,798,245| 1,500,049 | 7 1,445 
79,749,501,624| 4,054,542,889 2,198,090,713 7,431,279| 3,068,155 | 8,s1 1,507 
81,012,777.470| 4,210,533,196 2,356,612,539 7,805,773| 997,091 7,55 1,573 
78,215,087,186) 4,395,580,833 2,472,929,680 8,306,655 — 6,35 1,635 
82,363,270,298| 4,420,969,445 2,604,654,800 8,651,188 — T,ss 1,690 
84,449,559,099| 4,194,800,913 2,636,594,955 9,069,375 — 6,26 1,745 
93,698,268,775| 4,232,917,931 2,721,026,409 9,685,398 — d,88 1,819 
98,249,164,425 11,558,142,662 2,798,110,877 9,527,154 — 7,0 1,894 
103,902,570,704/15,154,740,441 2,768,641,758 10258519 — 7m 1,989 
120,828,029,099|18,449,780,990 2,789,303,632 11,274,726 — 8,51 2,074 
131,501,117,495| 24,490,983,686| 2,862418,810  |11,70090 — 10% | 2192 
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Ein Blid auf den Stand des Untertichts im Deutfchen Reicht — Deutich- 
Yand wird mit Recht das Land der Schulen genannt. Man kann das verftchen, 
wenn man die Thatfache würdigt, daß gegenwärtig rund 9", Milli: 
onen, alſo reihlih 17’), vom Hundert feiner Bevölkerung im 
Schulen aller Art unterrihtet werden, und daß minbeftens eine 
halbe Milliarde Martalljährlih aufdad Unterrihts: und Bild: 
ungsweſen im Reihe verwendet wird, Wird dazu veraniclagt, daß 
in Folge der allgemeinen Wehrpflicht alljährlid mehrere Hunderttauſend furger 
Männer nicht blos zu militärifchen Zweden ausgebitbet, fordern auch ſonſt in 
bildende und erzieheriihe Schulung genommen werben, jo darf man ohne alle 
Uebertreibung behaupten, daß für die Erziehung und Bildung des jungen Volks— 
nachwuchſes im Deutichen Reiche fo viel geſchieht wie nicht Teiht in irgend einem 
anderen Rulturlande. Sein allgemeiner Bildungsitand ift denn auch der eine 
Kulturvolfes, und die weite Verbreitung der Leſe- nnd Schreibfertigkeit ift ein 
Kennzeichen dafür. So fanden fih im Erſatzjahre 1897/98 unter jänmtlichen 
251,515 ausgehobenen Erjagmannichaften des Heeres und der Kriegsflotte nur 
noch 200 ohne Schulbildung, das find nur O,o d. 9. der Geſammtzahl; zehn 
Sahre früher waren ed noch O,,, dv. 9. und 20 Jahre früher 1,5; d. H. Selbit 
in den dftlihen Landestheilen der preußifchen Monarchie, die mit polniichen Ele 
menten dichter durchlegt find und deihalb der Schule manderlei Schwierigkeiten 
bereiten, find Analphabeten heute nur noch in unbedeutenden Bruchtheilen ber 
Bevölkerung vorhanden. Es befanden fi 1897/98 unter den Erfagmannfchaften 
aus ben preußifhen Provinzen Oftpreußen O,.., Weltpreußen O,,,, Yrandenburg 
mit Berlin O,g,, Pommern O,.s, Polen O,,,, Schlefien O,,, Sachſen O,, Schled: 
wig.Holftein O,,,, Hannover O,0, Weltfalen O,,,, Heſſen-NRaſſau O,g, Rheinland 
0,0 und Hohenzollern O Prozent ohne Schulbildung; für die Erfagmannschaften 
aus den übrigen Staaten des Reiches gelten die folgenden Prozentfäge: Bayern 
0,0, Sachſen O,,, Württemberg O,0:, Baden O,o, Helfen O,o., Medlenburg- 
Schwerin O,,, Medlenburg-Strelig O,,,, Oldenburg O,.;, Elſaß-Lothringen O,os ; 
unter den aus den hier nicht genannten Deutichen Bundesftaaten ftammenden 
Erjagmannfhaften fand fih nicht ein einziger Mann ohne Schulbildung. Dan 
darf die vorstehenden Ziffern, welche für die Erfolge der Schule im Reiche ſprechen, 
nit mit dem Einwande bemängeln, daß e3 ſich bei dem Heereserſatze um aus: 
gewählte Mannſchaften handele; biefer Umstand ift zwar nicht ohne Einfluß auf 
die Niedrigkeit der Ziffer für die fehlende Schulbildung; aber auch unter den 
Inſaſſen der Straf: und Gefangenen:Anjtalten, die doc) den am wenigften würs 
digen Beitandtheil der Bevölkerung ausmachen, ift der Bruchtheil der Berfonen 
ohne Schulbildung mit eben hoch; in den letzten Jahren waren in Preußen 
7'/, bis 8%, v. 9. des Zugangs an Zuchthausgefangenen ohne Schulbildung. 

Das 19. Jahrhundert hat das Unterrichtö- und Bildungsweſen des Deut: 
fchen Reiches auf eine fjehr hohe Stufe gehoben. Von den Schulen niederſten 
Grades bis hinauf zu den Hochſchulen Hat emfige Arbeit bie erfreulichften Erfolge 
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gezeitigt. Gewichtige Stimmen des Auslandes haben wieberholt ben Deutichen 
denielben Vorrang in der Welt des geiftigen Schaffend und Könnens zuerkannt, 
wie ihn England im Handel und auf dem Meere hat. Möge uns dieſer ftolze 
Ruhm aud im neuen Jahrhundert verbleiben! (Stat. Korr.) 





Alphabetiſches Verzeichniß der deutſchen Sechäfen fowie, enropäifcer umd 
außerenropäifher Hafen, Anlege: und Küftenpläge. — Bon dieiem im Auftrage 
des Minifters für Handel und Gewerbe ſeitens des Königl. ftatiftiihen Bureaus 
bearbeiteten Werke ift foeben die dritte Muflage erichienen. Hauptſächlich auf 
Unterlagen beruhend, welche bei ber Heritellung der Seeſchifffahrts-Statiſtik des 
Deutichen Reiche während de3 legten PVierteljahrhundert3 gewonnen wurden, ilt 
dad Verzeihniß zunächft dazu beitimmt, bei den Anjchreibungen des Seeverkehres 
ald Nahichlagebuh zu dienen. Dad auf dem amngedeuteten Wege gelanmelte 
Material wurde einer forgfältigen Unterfuhung unterzogen, an der Sand ber 
Karten» und Bücerfammlung des Königlichen ftatiftiichen Bureaus wiederholt 
eingehend geprüft, berichtigt und ergänzt. Hierbei wurden vielfach die Hilfämittel 
der nautifchen Abtheilung des Neichsmarineamtes, des Auswärtigen Amtes, der 
Königlichen Bibliothek und der Gejellibaft für Erdkunde zu Berlin zu Natbe 
gezogen. Wo auch das nicht ausreichte, mußten die erforderlichen Auskünfte 
durch Anfragen bei den ftatiftifchen Zentralftellen, ſonſtigen Behörden, geographi- 
chen Geiellihaften oder Fachgelehrten Preußens, anderer deutjcher und einer Neibe 
ausländifcher Staaten beichafft werden. Das Hafenverzeihniß jelbit blieb auf 
drei Spalten beichräntt, von welchen die erite die Namen der einzelnen dem Eee: 
verfehre zugänglichen Pläge unter Kenntlichmachung ber deutſchen Heimathshäfen 
bei den inländiichen, der deutichen Stonjularbehörden bei den fremden Orten fowie 
der Vertragshäfen in China, Korea und Japan enthält. In der zweiten Spalte 
findet fi die Angabe der geographiichen Belegenheit der Hafenpläge zc., wie auch 
ihrer ftaatlihen Zugehörigkeit nad Ländern, Küftenftreden u. ſ. w., wogegen bie 
dritte Spalte die Breite nad Graden und Minuten mittheilt. Voraus geht eine 
ausführliche Einleitung, deren weientlichiten Beitandtheil die Benugung des Wertes 
fördernde Erläuterungen aller Art bilden; ihr jchliegen fich die Aufzählung der 
Abkürzungen und eine Meberfiht der Küſten- bezw. Nheinnferjtreden im Hafen: 
verzeihniffe an. Der Anhang zu Iegterem zerfällt in eine Nachweiſung von in 
der vorigen Auflage noch enthaltenen, jet fortgelaffenen Ortsnamen, welde 
übrigens meift wegen veränderter Schreibweife nur jcheinbar fehlen oder in ein 
folches Werk gar nicht hineingehören, und in ein Verzeichniß der für die Ser 
häfen des Deutſchen Reiches zuitändigen Sonfularbehörden. So ift ein gegen 
früher bedeutend erweitertes Lerifon entitanden, dad 8266 Namen — morunter 
1677 Doppelbezeihnungen — von Seehäfen u. f. w. umfaßt und, obgleich es 
trogdem noch lange feinen Anſpruch auf Vollſtändigkeit erheben kann, fich dennod 
für mande fonftige praftiiche Zwede außer dem zunächft beabfichtigten brauchbar 
erweijen wird. (Stat. Korr.) 
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Das im Jahre 1891/92 in vierter Auflage veröffentlichte Buch foll jest 
in einer vermehrten und verbeflerten fünften Auflage in unferm Derlage 
erfcheinen, da die Entwidelung des Zol- und Steuerwefens des Reiches fat 
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daß eine wiederholte Umarbeitung des Buches dringend geboten erſchien. Das 
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verwaltung des Reiches und wird dem Iheoretifer wie dem Praftifer als ein mill: 
fommenes Handbuch fich erweilen. Ein alphabetifches Inhaltsverzeichnif 
wird den Gebrauch des Buches wefentlich erleichtern, auch die Hinweifung auf 
die Quellen der Geſetzgebung und die amtlichen Publifationen des Reiches wie der 
einzelnen Bundesftaater, ſowie auf die hinfichtlich der Zoll- und Steuerverwaltung 
vorhandene Kitteratur dürfte jedem, der ſich näher und eingehender über diefe f. 3- 
wieder mehr als je hervortretenden Zoll- und Steuerfragen und 
Bandelsvertragsverhältniffe unterrichten will, die gewünſchten 
Auffchlüffe geben. 
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Die Steigerung der dentfchen Seeintereffen 
von 1896 bis 1898. 


Einführung. 


a. Vorbemerkung. 


Die Erörterung über die deutfchen Seeinterefjen, gelegentlid der Einbring- 
ung des Geſetzentwurfs, betreffend die deutjche Flotte, vom 30. November .1897, 
hat dur die „Denkichrift über die Seeinterefjen des Deutſchen Reiches“) eine 
zahlenmäßige Grundlage erhalten. Hier wurde der Umfang der verjciedenen 
Seeinterejjen feitgeitellt. Sie beruhen 1. auf dem Außenhandel: Export, Im— 
port, Durchfuhr; 2. dem Transport von Perfonen und Gütern, vor allem See— 
ihifffahrt, aber auch Durchfuhrverkehr nad fremden Seepläßen; 3. der Nhederei, 
welche nicht nur am heimischen Verkehre, fondern auch an der fremden Küſten— 
ihifffahrt betheiligt it; 4. den Einrichtungen für Handel und Schifffahrt an der 
Küſte; 5. der Geefifcherei, jpeziell der neuerdings in erheblihem Aufjhwunge 
begriffenen Hochjeefijcherei; 6. dem Kabelneß; 7. den deutjchen Kolonien; 8. den 
deutfchen Interejjen in fremden Ländern, und zwar einerjeit3 ſolchen, die durch 
deutijche Unternehmungen im Ausland und jchlieglich ſolchen, die durch auswärtige 
Schulden an Deutſchland repräfentirt werden. 

Jene auf Grund amtlihen Materiald beigebradhten Aufjtellungen Haben 
dann auch jeither im Wejentlihen den Erörterungen zu Grunde gelegen, welche 
fi) mit der Bedeutung des Seewefens für Deutjchland bejchäftigten. Die Zahlen 
find indeß heute durch die Thatjachen bereit3 weit überholt. 

Die deutſchen Seeinterefjen im Innern und nad) außen hin haben in der 
furzen Spanne von wenig mehr als zwei Jahren eine noch niemals dagewejene 
Steigerung erfahren. So find fie heute mit der gefammten deutſchen Wirthſchaft 
inniger verwachſen und fpielen eine größere Rolle für fie, als je zuvor. 

Im Nachſtehenden ift die Entwidelung für die Jahre 1896/97 bis 1898/99 
in einer Reihe der Hauptpunkte dargeitellt. Im Wefentlichen find Ddiejelben 
Methoden der Unterfuhung zur Anwendung gelangt, wie in der damaligen Denk— 
ihrift. Einige Kleinere methodologijche Veränderungen Haben fi entjprechend 
den Ergebnijjen der öffentlihen Erörterung als ſachgemäß erwiefen. Einzelne 
Abjchnitte haben durch inzwiſchen angejtellte Unterſuchungen erhebliche Erweiter— 
ung erfahren können, jpeziell derjenige über den Schiffbau. Neu Hinzu kommen 
die Kabel. Die Zufammenftellung der Konfulate und der Stärke der Kriegs— 
flotten der verjchiedenen Nationen in ihrer Entwidelung fonnte füglich an diejer 
Stelle ausfallen. Um nicht mit einer allzu furzen Periode zu operiren und das 
nöthige Vergleih3material heranzuziehen, ijt die fpeziell zu behandelnde Zeit in 
der Regel mit dem Zeitraum 1894/96 und zuweilen auch mit der Gejammtent: 
widelung jeit 1873 in Vergleich geftellt. Die feiner Zeit ſchon beabfichtigten 
internationalen Vergleiche, welche die deutjche Entwidelung erſt in das rechte 
Licht jtellen, find in erheblichem Umfange herangezogen. 


N) Reichstag 9. Leg.Per. 5. Sefl. 1897/98 Nr. 5. 
Aaaelen des Dentfhen Reh. 1900. 44 





6656 Die Steigerung ber deutſchen Seeinterefiett 


b. Sauptergebniffe. 


ALS bezeichnende Refultate fallen die nachfolgenden bejonders in's Auge. 

1. Die Bevölferungdvermehrung ded Deutjhen Reichs hat ſich 
rapide gejteigert. Sie beträgt heute mehr ald 800 000 Köpfe pro Jahr und vollzieht 
ih fchneller als in irgend einem andern europäifchen Großitaat; ja der Ueber: 
ſchuß der Geburten über die Sterbefälle war 1898 in Deutſchland mit rund 
847 000 Köpfen größer al3 die Gefammtzahl der Geburten in Frankreich über- 
haupt. — Zroß der raſchen natürlihen Bevölferungszunahme im Jahre 1898 
ift die Auswanderung jtetig zurüdgegangen. Bon 1894/96 ſank fie von 
37 000 auf nahezu 21 000. Sie war in den lebten Jahren in allen anderen 
Staaten verhältnigmäßig viel größer ald in Deutichland, was für den aufjtei- 
genden Wohlitand unferes Landes jpricht. 

2. Der deutfhe Außenhandel hat ſich von 1894/96 dem Werthe nad 
um 13, von 1896/98 aber um 16 Prozent vermehrt; eine annähernd ähnliche 
Steigerung ijt in der deutjchen Handelsgeſchichte bisher ohne Beifpiel geweſen. 
Am Außenhandel aber hat der Seehandel einen jteigenden Antheil. 1894 
waren 66 Prozent, 1896: 68 Prozent, 1898: 70 Prozent, 1899 über 70 
Prozent des deutſchen Außenhandels Seehandel. Der deutihe Seehandel 
macdte 1894: 4, Milliarden, 1896: 5,, Milliarden, 1898: 6,, Milliarden aus, 
er wird 1899: 7 Milliarden erreiht haben, eine Steigerung don 2100 Mil: 
lionen in 5, von 1300 Millionen in 3 Jahren! Der Seehandel ijt jeit 1894 
um 36, der Landhandel um 16 Prozent gejtiegen, und in jtetig fi jteigerndem 
Tempo wird er zu einem umentbehrlihen Lieferanten von Nohmaterialien für 
die deutſche Bollsernährung und Induſtrie, zum Abnehmer derjenigen fertigen 
Snduftrieprodufte, welche die deutjche Volkswirthichaft zur Bezahlung ihres Be: 
darf vom Weltmarkt her an dad Ausland abſetzen muß. 

3. Diefen jteigenden Seehandel zu bewältigen, ift der Schiffsverkehr 
in den deutjchen Häfen vapide gejtiegen. Bon 1894 bis 1896 jtieg die Zahl 
der verfehrenden Schiffe in den deutjchen Häfen um 3000, dagegen von 1896 
bi8 1898 um 25 000,') die Tonnage vermehrte fi von 1894 bis 1896 um 
1°/, Millionen, 1896 bis 1898 um 4!/, Millionen. Bon 1894 bi 1896 ſtieg 
der Sciffäverkehr in der Nordfee um 2°/, Millionen Tonnen und ging in ber 
Ditfee um faft 1 Million Tonnen zurüd; von 1896 bi 1898 jtieg er in der 
Nordfee um 3, in der Dftfee um 2 Millionen Tonnen. 

Befonders bedeutfam war in dieſer Zeit die Entwicelung der Küſten— 
Ihifffahrt, welche dur die Ausbildung des Seefchleppverfehrs einen neuen 
Charakter erhält und die heimischen Meere dur Bermittelung der Flußläufe in 
fteigendem Umfange zur großen Verkehrsſtraße zwiſchen den einzelnen Gebieten 
des Binnenlandes macht. Von 1894/96 ſtieg die Küftenfchifffahrt um °/,, Mils 
lionen, von 1896/98 um 1 Million Tonnen. — Gleichzeitig jtellt jih im Ver— 
fehr mit fremden Ländern die Steigerung 1894/96 auf 700 000 Tonnen, 
1896/98 aber auf 2 900 000 Tonnen. Der überjeeijhe Verkehr und die 
Verkehrsleiſtungen nehmen rapide zu. 

Die deutſche Flagge hat an diefem Verkehr einen jtändig fteigenden 
Antheil. 1894 waren 73 Prozent der Schiffe, 1896 nur 72,, Prozent, 1898 
dagegen 75 Prozent aller in deutjchen Häfen verfehrenden Schiffe deutſch, ihre 
Tonnage jtieg von 46 auf 54 Prozent des Gejammtverfehrs. 

Auch hier war die Entwidelung in Deutfhland nicht nur an und für 


1) Ueber den Grund diefer großen Steigerung fiehe im III, Theil unter Küſtenſchifffahrt. 
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fi in der legten Zeit befonders rapide, fondern in ihrer Schnelligkeit war fie 
aud derjenigen der anderen großen Staaten erheblid überlegen. — 
Schließlih it auf diefem Gebiet aud die Entwidelung der überſeeiſchen 
Küſtenſchifffahrt befonderd bemerfenswerth. Bon 1894/97 jtieg die Tonnage 
im Berfehr deutſcher Schiffe zwifchen überjeeiihen Ländern um über 29 Prozent, 
neuerding3 aber ift durch den Erwerb zweier großer englifher Dampferflottillen 
bon zujammen 25 Schiffen in Südoftafien eine weitere gewaltige Steigerung auf 
diefem Gebiete gewährleijtet. 

4. Der Aufſchwung zeigt fi” noch deutlicher im der Entwidelung ber 
Rhederei, welche vom 1. Januar 1895 bis 1897 eine Tonnagevermehrung 
von 100 000 Tonnen, von 97/99 eine folhe von 107 000 Tonnen erfuhr, oder, 
wenn man berüdjichtigt, daß dieſes Ergebniß fih aus einem theilweifen Rück— 
gange der Segelidiffe und Vermehrung der Dampfichiffe zufammenfept, von 1894 
bis 1899 eine Steigerung der Trangportleijtungsfähigleit um rund 33 Prozent 
zu verzeichnen Hatte oder bis Ende 1899 gar eine folhe um 45 Prozent. 

Der Werth der deutjhen Rhedereiflapitalien hat fih in den 
legten Sahren in ganz beifpiellofer Weife erhöht. Die in Rhedereiaftiengejell- 
haften angelegten Kapitalien waren 1897 177 Millionen Aktienkapital und 70 
Millionen Prioritätsanleihen, 1899 aber iſt eine Steigerung von 96 Millionen 
Altienkapital oder 60 Prozent auf 273 Millionen eingetreten und 2 Millionen 
Prioritäten find bHinzugefommen. Der Kurswerth der Nhedereifapitalien der 
Hamburger und Bremer Rhedereiaktiengejellihaften allein ift 1899 mit 325 
Millionen Mark anzufeßen; dazu fommen die Kapitalien anderer Rheder — 
allein in Hamburg über 100 Millionen. Die deutſche Rhederei verfügt über 
mehr al3 500 Millionen Kapital, | 

Entſprechend hat fi der Werth der deutfhen Handel3flotte ge- 
lteigert. Bon 1896/98 hat er fih von rund 300 auf gegen 450 Millionen 
Mark, um 50 Prozent, erhöht, Ende 1899 aber ijt der derzeitige Werth der 
deutihen Handelöflotte auf 500 Millionen anzufeßen, eine Wertherhöhung von 
66 Prozent in drei Jahren. Der Neubefhaffungswerth der deutſchen Handels— 
flotte ift heute mindeſtens °/, Milliarden. 

5. Gewaltig ift der Aufihwung des deutſchen Shiffbaues. Seit 
1894 bat fi die Zahl der für Schlahtjhiffbau in Frage kommenden Werften 
von 2 auf 5 vermehrt, für den Kreuzerbau ift die Zahl ſeit 1896/1897 von 6 
auf 9 gejtiegen, Schnelldampfer wurden 1894 bi 1896 nur auf einer Werft 
gebaut, in Zufunft werden hierfür 4 bis 5 leiftungsfähige Werften vorhanden 
jein x. 

Die Bauleiftung für Handelsſchiffe ſchwäankte von 1894 bi 1896 von 
123 000 auf 80000 Tonnen Hinunter, um von 1896 bis 1899 wieder auf 
190 000 Tonnen zu jteigen. Die Werften repräfentiren heute einen Werth von 
110 Millionen Mark, und ein bedeutjames weiteres Wachsthum bereitet ſich vor. 

6. Neue Hajenbauten und Flußforrektionen find in großem Umfange längs 
der ganzen Hüften in den lebten Jahren fertig geftellt bezw. in Angriff genom— 
men. Durch den Dortmund-Emd-Sanal, den Elbes-Travesflanal, den Königs: 
berger Hafflanal ift eine erhebliche Verkehrserleichterung angebahnt. 

7. Die Hochfeefifcherei an der heimischen Küſte entwidelt ſich gedeihlich. 
Neue Kapitalien werden jtändig darin angelegt. 

8. Der Kolonialbeſitz Deutjchlands hat durch den Erwerb von Kiautſchau, 
der Karolinen ꝛc, und von Samoa in Folge des Gebietdaustaufches in der 
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Südſee eine winfchenswerthe Bereicherumg erfahren; erhebliche Kapitalien be— 
ginnen auch Hier die Ausbeute intenfiver in Angriff zu nehmen. 

9. Deutſchland arbeitet zur Zeit an feinem erjten überjeeiihen Kabel nad 
Amerika. 

10. Laſſen fi) au die Erhebungen über die iüberjeeifhen Kapitalinter- 
eſſen Deutſchlands des Jahres 1897/98, Die Anlagewerthe von 7'/, Milliarden 
ergaben, nicht bereit3 in erneuter Form wiedergeben, jo jteht feit, daß auch bier 
Bergrößerungen der nterefjenkreife ftattgefunden haben, namentlich in der Türkei 
und Sleinafien, in Afrifa und Dftafien. 

Es ift eine rapide angewachſene Menge von Anterejjen, welche Deutſchland 
auf der See zu fchüßen hat, und jchneller mehren fie ſich ald die Seeinterejien 
fremder Staaten. Damit fteigen auch die Gefahren, welche Angriff oder Be 
drohung bringen. Immer verhängnißvoller aber für die deutjche Vollkswirth— 
Ichaft würde es werden, wenn der Verſuch eine! Angriffs mächtiger anderer 
Staaten mit der Möglichkeit eines Erfolges auf die Dauer rechnen könnte, In 
einer Periode anfteigender innerer Entwidelung und des Auffchtwunges haben die 
deutſchen Seeinterefjen eine rajchere Vermehrung erfahren als der äußere Land» 
verfehr mit den Nachbarftaaten. Mehr als je jind fie zu einem integrivenden 
Beitandtheil der ganzen deutjchen Bolkswirthichaft geworden. Für die Zukunft 
wird mit einem noch ftärkeren Hervortreten derjelben zu rechnen jein. 

Diefer ungeahnt rafche Aufſchwung aber bringt gejteigerte Verantwortlich 
feiten und gejteigerte Anforderungen an die Schußvorfehrungen mit fich, ent- 
Iprechend dem Umfange der zu ſchützenden Intereſſen und der Angriffskraft etwaiger 
Widerſacher. 


I. Theil. 
Die Bevölkerungsbewegung. 


I. Die Vermehrung der Bevölkerung im Allgemeinen. 


Die Zunahme der Bevölkerung des Deutfchben Reiches hat ſich 
in den letzten Sahren mit jteigender Gejchwindigfeit vollzogen. Die Eimwohner- 
zahl des Reichs betrug rund: 


— 
1871 .... 41 Millionen, 
1881 5. % 4545 pr 
1890... ....49 . 
1894.. . 51 — 
189858. . 32 
1896... ea BB = 
BOT 47 5 2 2a a 544 J 
18988.... 54 — 
1899 55 


Bon 1881/90 hat ſich bie Bevöfferung um 4 Millionen = 9 Prozent, 
von 1890/99 aber um 5,, Millionen = 12 Prozent vermehrt; die Geſammt— 
zunahme jeit der Gründung des Reiches beträgt 14 Millionen = 34 Prozent. 
Die jährliche Bevöllerungszunahme betrug im Durchjchnitt der Jahre 

1881/90 . . . . 0,9 Prozent, 
1890094 . ... U u 
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Troß der hohen deutjchen Geburtsziffer und der dadurd bedingten größeren 
Kinderfterblichkeit ift Die deutſche Sterbeziffer von 1894/98 (21,, pro Mille) nur 
wenig über die franzöfiihe Sterbeziffer (20,, pro Mille) Hinausgegangen. Im 
Jahre 1898 hatte dad Deutjche Reich mit 20,, pro Mille fogar eine geringere 
relative Sterblichkeit ald Frankreich (21,, pro Mille), Im felben Jahre war in 
Deutichland der Geburtenüberihuß (846 871) zum erften Mal größer al3 in 
Frankreich die Zahl der Geburten überhaupt (843 933). 


Nichts iſt ein befferer Gradmeffer der Entfaltung der deutfchen Volkskraft 
al3 diefe auf durchaus gefunder Bajis beruhende ſtarke Volksvermehrung. Die 
Zahl der Geburten auf je 1000 Einwohner iſt nur umerheblich zurüdgegangen 
und wird nur von wenigen Staaten übertroffen. Gleichzeitig ift die Sterblich— 
feitöziffer rapid gejunfen, was unzweifelhaft der Hebung der allgemeinen Lebens: 
haltung und der Einwirkung der fozialpolitifchen Gejeßgebung zu danken it. 


II. Uuswanderung und Einwanderung. 


Eine nicht minder beachtenswerthe Erjcheinung al3 der zunehmende Ge— 
burtenüberfhuß ift die jtändig abnehmende überjeeijhe Auswanderung, 
die ihr Marimum im Jahrfünft 1881/85 mit durchſchnittlich jährlich 171 368 
Perſonen erreicht hatte, während fie fich für 1894/96 nur auf jährli 37 425 
Perſonen stellte; 1897 wanderten nur 24,631, 1898 jogar nur 20837 
Deutjhe') über See aus. 


Während die Auswanderung im Zeitraum von 1881/90 24 Prozent bes 
Geburtenüberjchufjes fortführte, betrug diefer Verluft in den fünf Jahren 1894/98 
nur 4 Prozent, in den Jahren 1896/98 fogar nur 3 Prozent. Von je 1000 
Deutihen wanderten 1881/85 4,,, 1891/95 1,,, 1896/98 aber nur O,, in 
überfeeifhe Länder aus. Soweit fich die nicht jtatiftifh feitgeitellte europä= 
she Wanderung überjehen läßt, muß ed als wahrſcheinlich bezeichnet werden, 
daß Deutjhland in den lebten Sahren mehr Einwanderer aus europäiſchen 
Staaten empfangen, ald an andere europäifche Länder Auswanderer abgegeben 
bat, fodaß die Wanderbewegung die aus dem Geburtenüberfhuß entjpringende 
Bevölferungdzunahme faum verringert haben dürfte, 


Was das Neifeziel der überjeeifhen Auswanderer betrifft, fo 
geht noch immer der größte Theil der Auswanderer nad) den Vereinigten Staaten; 
doch hat die früher konſtatirte Tendenz eines ftärferen Hervortretend der Aus— 
wanderung nah Südamerika und nad) anderen Erdtheilen aud in den beiden 
Jahren 1897 und 1898 angehalten. 


Für andere europäifche Staaten liegen folgende Zahlen über die Aus- 
wanderung vor: Die Zahl der Auswanderer aus Großbritannien und Irland 
jtellt fi) von 1894/98 im Jahresdurchſchnitt auf 12 Prozent, aus Oeſterreich— 
Ungarn von 1893/97 auf 11 Prozent des Geburtenüberjchuffes, während Die 
Zahl der Auswanderer aus talien 1894/98 ungefähr die Hälfte der natürlichen 
Volfsvermehrung erreichte. 


Unter den kleineren europäifhen Staaten ftanden ebenfalld Die 
romanischen Länder, Spanien und Portugal, obenan; Portugal verlor von 1892/96 


1) gem ohne die Auswanderung über Havre und andere franzöfiiche Häfen, bie 
vermuthlich aber nur 2 bis 3000 Perſonen umfaßte. — 1899 ift die Auswanderung übrigens 
wieder um einige Taufend Köpfe geftiegen- 
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70 Prozent des Geburtenüberfchufjes durd Auswanderung, während in Spanien 
die Zahl der Auswanderer den Geburtenüberfhuß noch überſtieg. Schweden 
und Norwegen andererfeit3 gaben von 1893/97 24 bezw. 28 Prozent, Die 
Schweiz (1894/98) 9,, Prozent, die Niederlande aber nur 2,, Prozent an das 
Ausland ab, während bei Belgien die Einwanderung größer war als die Aus— 
wanderung. 


Abgeſehen von Holland und Belgien hatten alfo alle aufgeführten euro- 
päifchen Staaten in den legten Jahren im Verbältniß zur narhrlicben 
Volksvermehrung eine wefentlich größere Auswanderung als Deutfchland. 


Für die weiter unten mit zahlreichen anderen Materialien belegte fort- 
gejeste günftige Entwickelung des Woblftandes im Deutfchen Reich, ſo— 
wohl abjolut als im Vergleich) mit anderen Ländern, bieten die vorjtehenden 
Daten einen bejonderd bedeutungsvollen Beweis. 


II. Theil. 
Der Hußenhandel, fpsziell dev Serhandel. 


I, Die Entwidelung des deutfchen Außenhandels im 
Allgemeinen. 


Die Denkjhrift über „die Seeinterefien des Deutjchen Reichs“ hat die Ent— 
widelung des deutichen Handels und die Eigenarten der deutichen Handelsitatijtif 
bis zum Jahre 1896 eingehend dargeitellt. Zum Verjtändniß der feitherigen 
Entwidelung ift jedoch ein Zurüdgreifen auf einen Theil der früher beigebrachten 
Materialien erforderlih. Da aber eine vergleichende ſtatiſtiſche Darjtellung ji 
unmöglich für zwei Jahre geben läßt, jo ijt als Ausgangspunkt der Betrachtung 
das Jahr 1894 gewählt worden, zumal da die Handeldentwidelung in dem Zeit: 
raum von 1894/98 einen durchaus einheitlihen Charakter trägt: eine schnelle 
ununterbrochene Steigerung, deren Tempo fi von Jahr zu Jahr beſchleunigt hat. 


Auf frühere Jahre ift nur gelegentlid), namentlich bei dem Vergleich mit 
dem Handel anderer Länder, zurüdgegriffen worden; die Zahlen für 1899, die 
noch nicht endgültig feitgeitellt find, werden nur zur Ergänzung mitgetheilt. 


Befonderd wichtig vom allgemeinen wirthichaftlihen Standpunkte iſt die 
Entwidelung des Spezialbandels, der im Wejentlichen die Einfuhr der zum 
Konfum in Deutjchland bejtimmten Waaren und die Ausfuhr der in Deutjchland 
jelbft hergeitellten Produkte umfaßt. Der Begriff des Spezialhandels iſt jeit 
1897 etwas erweitert worden, da feitdem auch der Beredlungsverfehr, ſoweit 
er auf inländifche Rechnung erfolgt, zum Spezialhandel gezogen worden ijt, 
während er früher nur zum Gejammteigenhandel gerechnet wurde. Dadurch find 
die Zahlen des Spezialhandel3 feit 1897 um etwa 40—50 Millionen erhöht 
worden; für die Gefammtzahlen des deutjchen Handel iſt dieſe Menderung 
irrelevant, wenn fie aud für einzelne Artikel, namentlich für Reis, einen direkten 
Vergleih mit den Vorjahren unmöglih madt. 


Bon 1894/98 hat ih der Spezialhandel dem Gewidt und dem 
Werth nad) folgendermaßen entwidelt: 
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I. Abfolute Bahlen. 











Einfuhr Ausfuhr Summe 
Jahr — mi H | 4 4 — = f Ye 3 — 
illionen) 2 Millionen Millionen 
Tonnen | Mart Tonnen art Tonnen Mart 
1894 32,022,502 4 285,5 22 883 715 | 3051,s 54 906 217 7337 
1895 32,536,976 4246 1 23 829658 | 3424, 56 366 634 7670,3 
1896 36,410,257 4 558 25 719 876 3 753.8 62 130 133 8311, 
1897 40,162,317 4 864,8 28019 949 3 786,2 68 182 266 8 650.» 
1898 42,729,839 439,7 30 004 318 4 010,6 72824 157 9450,3 
1899") 44,651,501 > 495,» 30 403 008 4151;: 75 054 509 9647, 
(Vorläufige 
Stägung) 
Il. Inderzahlen. 
1894 100 100 100 100 100 100 
1895 102 99 104 112 103 105 
1896 114 106 112 123 113 113 
1897 125 ‚ 114 122 124 124 118 
1898 133 127 132 131 133 129 


Die Steigerung des gejanımten Spezialhandel3 war alſo — adgejehen von 
den noch nicht zu überfehenden endgiltigen Nefultaten für 1899 — am größten 
in den beiden legten Jahren, von 1896/98. Bon 1894/96 ift der Gefammt- 
jpezialhandel um 975 Millionen Mark, von 1896/98 aber um 1140 Millionen 
Mark gejtiegen, und zwar hat die Ausfuhr von 1894/96 um 702, von 1896/98 
um 257 Millionen, die Einfuhr dagegen von 1894/96 um 272 Millionen, don 
1896/98 um 882 Millionen zugenommen. Im ganzen vierjährigen Zeitraum 
beträgt die prozentuale Steigerung dem Werthe nad) beim Handel 29 Prozent, 
bei der Einfuhr 27 Prozent, bei der Ausfuhr aber 31 Prozent, während ich 
das Volumen um 33 und 32 Prozent erhöht hat. Die ganze Entwidelung 
unſeres Handels bietet alfo ein höchſt erfreuliches Bild, da ji Einfuhr und Aus— 
fuhr in gleich günjtiger Weife entwidelt haben. Zieht man die bereits veröffent- 
fihten vorläufigen Nachweife über die Entwidelung des deutſchen Handels im 
Sahre 1899 heran, jo gejtaltet ſich die Sachlage noch günjtiger, da fie ein raſches 
Anſchwellen der Ausfuhr gegenüber einer nur Heinen Zunahme der Einfuhr zeigen. 

Die ganze Bedeutung der Zunahme des deutjchen Handels in den legten 
Fahren tritt am Beſten durch einen Vergleich mit der Steigerung in früheren 
Sahren hervor. Won etwas mehr ald 6 Milliarden Mark am Anfang der 80er 
Sahre, von 7,, Milliarden im Jahre 1889 hat ſich der deutſche Spezialhandel 
bi3 1898 auf 9,,, bi$ 1899 auf beinahe oder gar mehr als 10 Milliarden 
Mark erhöht. Am der Zeit von 1880/88 hat fich der geſammte deutjche Spezial: 
handel nur um 17 Prozent (die Einfuhr um 20, die Ausfuhr um 14 Prozent) 
erhöht, in der Zeit von 1889/94 ift er mit verjchiedenen Schwanfungen in den 
einzelnen Sahren im Wefentlichen jtabil geblieben. Bergleiht man den Handel 


Die Wertbfhägungen find mit Ausnahme der Artifel Eifen und Gifenwaaren, 
Hauptgetreidearten und Mehl und rohe Schafwolle, bei melchen Werthveränderungen be- 
rüdiichtigt find, nad den Werthfägen des Norjahres geſchätzt. Es iſt demgemäß, angelichts 
der 1899 eingetretenen Preisfteigerungen, eine Erhöhung der definitiven Zahlen um mindeitens 
8 Prozent und damit Leberjchreitung der Endſumme von 10 Milliarden anzufegen. _ 
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von 1880 mit dem von 1894, fo findet man eine Zunahme des ganzen Spezial— 
handel um 25 Prozent; die Ausfuhr ift nur um 3 Prozent geitiegen, während 
fi die Einfuhr allerdings um 33 Prozent erhöht Hat; dabei bleibt aber zu be— 
achten, daß 1889 mit ber Einverleibung der bisherigen hanſeatiſchen Zollaus— 
ſchüſſe das Einfuhrgebiet ganz weſentlich vergrößert und eine bereit längjt vor— 
handene Einfuhr auch von der Neichsftatiftif erfaßt worden ift, während Ham— 
burg und Bremen, die bisher erhebliche Mengen vom Zollinlande bezogen Hatten, 
als Erportgebiete in Wegfall famen. Jedenfalls war die prozentuale 
Zunahme des Handeld im ganzen Zeitraum don 1880—94 (25 
Prozent) geringer als in den vier Jahren bon 1894—-98 (29 Pro— 
zent). 

Das gleiche günftige Bild wie der Fortfchritt des Spezialhandel gewährt 
die Entwidelung de8 Gefammteigenhandel3 und des Generalhandels. 

Der Befammteigenhandel hat ſich in den Jahren von 1894/98 nad 
Werth und Bolumen folgendermaßen geftaltet‘): 


Abfolute Bahlen. 


Einfuhr Ausfuhr 
Jahr Millionen Millionen 
Ma 















Handel 


Millionen 


Tonnen Mark Tonnen Tonnen Mart 





































1894 33 193 883 4 545,0 23 944 992 | 3 349,0 57138875 | 789, 
1895 33 702 090 | 4565,» 24 973086 | 3 768,5: 58 675 176 8334 4 
1896 37 780 327 | 4899,s 27069454 | 4152, 64 849 781 9051,» 
1897 41 333 018 ı 5175. 29 089 288 | 4107, 70 422 306 9 2824 
1898 43 618 730 5 745,0 31086 746 | 4311. 74 705 476 | 10 056,» 
Inderzahlen, 
1894 100 100 100 100 100 100 
1895 102 100 104 113 103 106 
1896 114 108 113 123 114 115 
1897 125 114 121 122 123 118 
1898 131 122 130 129 131 127 


Die Entwidelung des Gejfammteigenhandels verläuft im Wejentlichen parallel 
der Zunahme de3 Spezialhandel3. Beachtenswerth ift, daß bei beiden Die pro— 
zentuale Zunahme des Gewichts der bewegten Güter der Werth: 
fteigerung nur wenig boraneilt; bei der Ausfuhr dedt ſich ſogar die 
VWerthiteigerung im Spezialhandel wie im Gefammteigenhandel nahezu mit 
der Steigerung des VBolumend Die Entwidelung des Handel in 
früheren Jahren war dagegen bekanntlich durch eine ftändige wachjende Differenz 
zwiſchen der Gewichtöjteigerung und der Hinter ihr erheblih zurüdbleibenden 
Werthiteigerung gefennzeichnet. (Vergl. die Seeinterefjen des Deutfchen Reichs II, 3.) 

In diejer Erfcheinung dürfte eine Miederfpiegelung der allgemeinen günftigen 
Preidentwidelung der legten Jahre vorliegen; bei der Ausfuhr fcheint auch ge— 
rade der Erport Hohmwerthiger Fabrikate jtärker herporgetreten zu fein. 

Die Steigerung des Gewichts des Generalhbandels zeigt die folgende 
Bufammenitellung. 


*) Die oben erwähnte ftatiftiich-techniiche Aenderung hinſichtlich des Veredel ungsver; 
kehrs berührt natürlich nut den Spezialhandel, nicht den; Geſammteigenhandel. R 
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I. Abfolute Bahlen. 








Ginfuhr Ausfuhr Summe 
Jahr 
Tonnen Tonnen Tonnen 
1894... 35 167 327 25 918 436 61 085 763 
EM . ... 0% 35 682 929 26 958 924 62 636 853 
1896. 39 984 449 29 228 577 69 158 026 
IB: 0 2 8 43 589 841 31 346 111 74 935 952 
1898 . .... 45 926 009 33 394 025 79 320 034 
II. Inderzahlen. 

1894... 100 100 100 
18988... 102 104 103 
186 . . 2... 114 113 113 
UNE 2,5 124 121 123 
1898 F 131 129 130 


Auch hier ergibt fi alfo in 4 Jahren (von 1894/98) eine Zunahme um 
nicht weniger ald 30 Prozent; vergleiht man den Generalhandel von 1898 mit 
dem Generalhandel von 1889 (Einfuhr 30 Millionen, Ausfuhr 21,, Millionen 
Tonnen), jo findet eine Steigerung der Einfuhr um 53, der Ausfuhr um 56 
Prozent, ded ganzen Handeld um 54 Prozent des Gewichts jtatt. Die Zus 
nahme ift wiederum am größten in den beiden letzten Jahren, von 1896/98, 
gewefen, in denen fi der Generalhandel um mehr als 10 Millionen Tonnen 
(gegenüber 8 Millionen in den Jahren 1894/96) gefteigert hat. 

Ueberblidt man die Befammtentwidelung des deutfchen Außen: 
bandels feit der Bründung des Reichs, fo fieht man, daß eine derartig 
anbaltende und fehnelle Steigerung unferer Sandelsumfäre wie in den 
lessten Jahren in der deutſchen Sandelsgefchichte bisher ohne Beifpiel 
gewefen ift. 

II. Untheil des Seehandels am Aukenhandel. 

Eine genaue direkte Feititellung des deutfchen Seehandel3 läßt ſich aus 
Gründen, die in der gedachten Denkſchrift näher dargelegt find, nicht treffen. Der 
deutfche Seehandel muß auf einem indireften Wege und in Näherungswerthen 
ermittelt werden. 

Das früher angewandte Verfahren ift einigen Kleinen Mobififationen unter- 
worfen worden, bie ſich bei Heranziehung der internationalen Schifffahrtsſtatiſtik 
als angebracht erwiefen. ') 

E3 find nunmehr folgende vier Gruppen gebildet worden: 1. Außer- 
europäifhe Länder, mit denen Deutjchland durchweg nur im GSeeverfehr 
Handel treibt. 

2. Europäifhe Länder ausſchließlichen oder fajt ausſchließ— 
lien Seehandels. Zu diejer Gruppe gehören unzweifelhaft Großbritannien 
und Irland, Schweden, Norwegen und Finnland, jowie Spanien und Portugal. 
Auch die meiften Balkanjtaaten (Türkei, Rumänien, Bulgarien und Griechenland) 
find Hierher zu rechnen, da ihr Landverfehr mit Deutjchland für den Güter— 


" Die BVerlehrsziffern der beladenen Schiffe weiſen aus, daß verichiedene Länder, die 
aus geographiichen Erwägungen als Länder überwiegenden Landhandels angefehen waren, 
thatſaͤchlich dem Gebiete des überwiegenden Seehandels zugerechnet werden müſſen. 
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transport ohne erhebliche Bedeutung iſt. Endlich müfjen hierher aud) die Frei— 
bafengebiete gerechnet werden, da die Einfuhr aus dieſen Gebieten fajt durch— 
weg urjprünglic dem Seehandel entjtammt, ebenfo wie die Ausfuhr nad diejen 
Gebieten ganz überwiegend eine indirefte Seeausfuhr darftellt. 

3. Europäifhe Länder überwiegenden Seehandels. Hierzu 
iind Rußland, Italien, Dänemark jowie Serbien geredinet worden, deſſen Ver— 
fehr über die Häfen der Balfauinjel wohl den Landhandel mit Deutichland (über 
DelterreicheUlngarn) überwiegt. 

4 — —— überwiegenden oder ausſchließlichen 
Landhandels. Reinen Landhandel treibt Deutſchland nur mit der Schweiz; im 
Handel mit Deiterreich-Ungarn und Belgien und noch mehr im Verkehr mit Holland und 
Frankreich iſt der Sechandel ſtark betheiligt, obwohl der Yandhandel überwiegen dürfte. 

Ordnet man den deutichen Handel von 1594/9& nad) diefen Ländergruppen, 
jo fommt man zu folgender Tabelle: 


I. Einfuhr. 





2 Einfuhr | | 
Yäander 2 us er R ar ee R 
1894 | 1895 1896 1897 | 1898 1 1894 | 1895 | 1896 | 1897 | 1898 


(nad ber Öröbe des Hanteld im on 54 
Jahre 1808 gecienet Millionen Mart Prozent = —— 















































1. Außereuropäiſcht Yander. | | j | 
Verein. Staaten vonAmerita 15320 Hl, | 584,0, 658,0 1877,21 12! 121! 12» 135 | 161 
Britiſch Oftindien ıc. . 164,1 162,1!171,» | 204.5: 220,» 3aı 8% 3.8 4,! 4 
Argentinien . 2 =». ..l03» 118,4. 108,» | 100,» 145,0 34 2,5 24 2a. 2 
Braſilien. .] bs 114-'100.11004 1045 2 2: 9» Zı 1» 
Britiſch Anstralien . . -] 87» 115::.1032| 85: | 6% 2a! 2ıt 25 1s| 1 
Ghile . .] 85,2 81,7) 795) Sl! 830, 20 1,» l,: 1, 1,s 
Niederländiich "Indien : x. 534 68:| 77. 67, s| 61.) 1, is) 1x 14 l,ı 
China . . Mar 2T7ei Als! 9751 395 | Osl O1 0» l.a O5 
Zentralamerik. Republiten 35 3904| 39:3! 35| 2651| Os 0,s 0» 0, Os 
Ggupten 130 17a! 20:1 241 2He! 05| 0, 04 05 0% 
Britiſch Zudafrita Kaplol. 135 171 21ı| 174 195 Os| 04) 05 041 0% 
Kuba und Portorico 13» 13.4; 133! 12», 125) 03) 03) 0: 0) 0, 
Merilo . 5 12ı 11 | 13,1 | 12, lls: 0, Ü,s Ü,s 04 | 0: 
Japan 7,0 7s| 11 2: 10s! 0% 0,8 0,8 0.' 0: 
Uruguay . B« B,.o 105) 10» 105, 021 02| 02 02 0: 
Renezuda . - . » - 1 204: 13:5! 16s| 10, 9:1 05: Os Ü,s O:| 0 
Sal + 0205 5 le 15a] 18, | l1,s N» 053: 0% 0, s 0:2: 0: 
Gauadeorr . 2 2 2. 5,0 54 8 Te 85 Qu | O1 On! Qua 0a 
Britiſch Weſtindien. . - 59: 841. Tal 8el 7» (u 0, a Ü,. 0, 
Nolumbin . 2.2... Sa Tal 8:l Tl Tel Osl 0% „| Os! 0Oı 
Maroccd . rs l,a Du! 25 5,0 6,1 0,0 0» RP) 0, | 0, 
Britiſch Nordamerika — 201 2ı | 30) 4: | #9 Oil Oı „a | Oal 0 
Algerien, Tunis‘) . . -| — - — 2, 40 — | — Lı! O 
VSertt 11 A Be Bel A | | Dal 0a} 0 
Bolivien. 5,3 13} Lı! 2%! 80, O1 0,0 0 O1) 04 
Deutſch Weit: u. Sidweit: 
afttila . . . —F 5 2»| 35 3s| 3» 0% 0, „a Qu Qu 
Ziam . . 0a) 00| Oul. 56! 85 | 0s| 0,» „I Ol 0 
Britiſch Weſtafrila 204 23,31 0,4 ‚* 
Vortugieſiſch Wenafrila N 461 5008| 48al 8: 75! La| Le} 111101) 04 
Franzöſiſch ———— | | | 3,4 2 Oa Da 
Uebrige Länder | 21,5| 20,5 04| 0a 
1376,..1427.4 1509,41613,..1862,7] 32,0! 33,.| 832 83,:| 34. 
Steinermg . .1 100, 1041110. 117 135, | 
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Moch Einfuhr). 


Ginfubhr 


Länder 


(nadı ver Bröke des Handels 
Sabre 1898 georinet) 





1. Europäifhe Länder 


ausſchließlichen oder fait 


ausſchließßl. Sechandels. 


Großbritannien und Itland | 608,6 | 5784 | 6474| 6615 | 825 | 142 | 134 | 142 | 13 | 15% 
Schweden s +4 6341| 62» | 74, o| 8751| 102» 1s 1,» ls| 1, 1» 
Spanien 39 285 Be Kr | 8 05! O:| O-| 0%] 0» 
Anmänien . . 5951 364| 69s| Os| Lel Lıl 0% 
Türkei und Piontenegro 18:1 ol 25» | 306 2961 04| 05| O6! 06] Os 
Norwegen - : * * 15,3 In ! 24ı!l 29, 05) 04 04 0, Ü,s 
Portugal 12 13,5 15, 17,3 170 0] 0:| O:| 05| 0 
Freihafen Banken, Kurbasen) 12, 14,3 15,» 16,a ln: Os] 0:1 O:| O0:| 0: 
Finnland ) — — — S,. 9,5 | — — — 0:| 0% 
Griechenland . 4,» 8» 9 9: Bl O1| 02| 02] 0% 0. 5 
Bulgarien . 3,8 2a 31 3.0 1,5 Oi 04 —F 0,1 0,0 
842,4 | 781,» | 915, | 952,» 11122» 19; | 18.» 20, 19,4! 20,6 
Steigerung 100. 93 | 108 | 113 | 133 | | 
IN. Europäiſche Länder | 
überwiegeuden Sechandels. I | 
Rußland >43,» 568 | 634, | 700.1 | 7271 122 | 134 | 13. | 14. | 13% 
alien . 1414, 145» | 197,5 | 1580 | 1702| 34] 341 8o| 3ı| 8% 
Dänemark: . 7346| 70 58 6 | | 1e| 1e 
Serbien 40 As 6,6 Adel el 6 Bat 6 al 0, Dal Oel Or 64 Oı 0,, O1 0. 0, 
763,5 | 793,» | 837,0 | 921, | 969,5 17, | 18 | 185 | 18% "763 | 793,» | 837» | 921. | 9691 17#| 186 | 18» | 180! 170 17,0 
Steigerung 100 | 103 | 109 | 120 127 
IV. Europätfche Sünder | 
überwiegenden oder auf: | 
ſchließlichen Yandhandele. | 
Oefterreich- Ingam . 581,7 | 725,4 | 978 | 600;8 | 661. | 135 | 124 | 12,7 | 1253| 12.2 
Srantreich . 2140 | 2290| 2338| 246, | 265,3 3,0 y A 54 4,» 
Belgien . 171,s 179. ») 175,7 | 186, | 201,4 4,0 4. 3.0 8,» 3, 
Niederlande 199. 1643 | 162, | 185, | 184ı | 4, g. | 3u| 3#| 84 
Schweiz . . . 136. 144,5 5 146, 3 158, 173 a 3a 34 8, 2 3. ® 3.2 
1302, |1243,5| 1 296,2) 1376,0| 1485, Er Ina Kan Des a 29, au 28: | 27, 
Steigerung 100 | 95:| 99. 105 | 114 
Belammteinfuhr 4285,» 4 246,1) 4558,0| 4 864,0)5 439,1 100, | 100,» 100,0 | 100,» | 100,» 
Gelammtfteigerung 100.99 | 106 | 113 | 127! | 
| 


— — — — 








Millionen Mark 




















9) Don 1894—96 im ruſſiſchen Handel enthalten, 


im | 1894 | 1895 | 1896 | 1897 | 1898 | 
» Prozent des Geſammtwerthes 











1894 | 1895 | 1896 | 1897 | 1898 


der Einfuhr 
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668 Die Steigerung der deutſchen Eeeintereffen 
I. Ausfuhr. 


Ausfuhr 
Länder 
(mad der Größe ded Handeis im | 1894 | 1895 | 1896 | 1897 | 1898 | 1894 | 1895 | 1896 | 1897 | 1898 
Jahre 1898 geordnet) Millionen Mart Prozent des Gefammtwertbes 


der Ausfuhr 






1. Außerenuropäifche Pänder. 
Vereinigte Staaten von 

Amerila. . . „1 271, | 368,7 | 383,: | 397, | 3346| 8»| 10, | 10. | 10,,| 8%» 
Britifch Oftinbien win 3892| 4:| 4982| 475| 57a 1a| 12| 1a| 12) 14 
China . . . 1 282 u 4 3235| 480 Os| 10| 12| On) 1: 
Brafilien - » 2». .1 570) 7532| 6053| 50:| 452 10) 22:| 1,| 1, lı 
Argentinien - » » - »| 302 | 375) Mal 358) Mal 10) Lu] 1] O»| 1a 


Japan . = 2 =... 1a] 261 | 346) 392) 40) O0) 0 On| 1. lı 
Pe Auftralin - . 200 22») 29:| 3315| 320) Or| O1) Os) Oa| 0% 
Britiih Nordamerita . 160 1655| 155) 16| 31 Os| Oi O4] O#| 0% 
Merio . -. » 41 10%| 16.| 150| 175] 2051 04| 05] O4] 0,| 0, 
Chile . :» > 22.0.1 2%:| 45| 340 2770| 2053| 07) 12) 0%| O7] 0% 
Niederländiih Indien. .| 11. ll. 13,s 15,3 184 | 04] 04] 04 0,4 0, 
Britiih Südafrika — II 130 15.0 1835| 140 04) O4| O4] 041 0% 
tolonie 


Eaypten . 6,» 5,8 9%| 105| 117 O2) O:| Os] O2i 0% 
— und. Oranje 5,5 93 13,7 12, 931 02i O5] Ol Os 0. 
Treiltaatt . . . j 
Uruguay 8. 9% 9a 5,8 84 O5) O5) Os] O0, 0. 
Deutih Bert: und Sid. 2» 2,1 40 6,8 Tal Oı 0,1 01] O2] 0, 
mweitafrila . 
Sr = 4. 5,4 73 6,4 63 QOı]l Oa|l O2] O0:2| O0. 
olumbien Ge 3,4 4s 6» 8: 50| Oıl Oil 0% 0:| O,ı 
Cuba, Portorico . 3,8 3,3 4,5 5,8 44| 01| 01] 01] O0:| 0,4 


e— Repu 65| 104 10; Tel Al O2| 0:| 05) 0,| O,u 
bliten . 





ee pi 6. 6,1 64 5,5 43! 02) 02) 0:2] 01) 0, 
erg, Oftafrifa a l,s 1, 1 1, 3833| 0020| 0»| 0, 0»| O0, 
Gquador . -» ....[| Le ls| 23] 20| 321 00| O0| 04 O1| 0, 
Bolivien . ..:....I 1 2, 2,1 l,: 2.) 0%| O1) O1l Oo] Ou 
bilippinen &. » » » -» 2 8,2 3.1 2,3 lei O1) O1) O1) O1l 0, 
aiti . ———— 2,3 2,0 ls 2.0 ls O1 0,1 0,0 0,1 0,» 
Algerien, Tunis de! — * an 2. ur -|j| -| — gs er 
riti tafrila . - - 5,6 »(9 — I — | — ‚a * 
Uebrige Länder . . . M 1 | } 18,» Ai 0s| 051 0,! 051 05 
609,5 , 795,7 | 846.1 | 828, | 804: 19,0 | 235 | 22: | 21,7] 20» 
Steigerung . :-| 100 | 130 | 138 | 135 | 132 
— — 1 


von 1806 bis 1898. 669 
Noch Ausfuhr). 
Ausfuhr 
Länder z 
(na ver Größe des Yanteis im | 1894 | 1895 | 1896 | 1897 | 1898 | 1894| 1895 | 1896 | 1897 | 1808 
Jahıe 1893 georbnet) Millionen Mart Prozent des Geſammtwerthes 


der Ausfuhr 





1.Enropäifche Länder and 
Ihließlihen oder far aus⸗ 
ſchließlichen Sechandels. 


Großbritannien u. Itland) 6344 678,1 | 715.4 | 701, | 803,8 200 | 19,5 | 190 18,5 | 20,0 
Schweden - . » 2 =». 


404 420) ai 555) 6332| 12| 1a| 13j 1,| La 


Roxrwegen. 

—* Hamburg, Cux⸗ 
ven, Bremen, Geeſte⸗ 

münde.— 

Rumänien. » .. 

Türlei mit Montenegro 

Finnland nn 

Spanien 

Portugal 

Bulgarien . - 

Griehenland . 


Steigerung . 


111. Europäiſche Länder 
überwiegenden Sechandels. 





Aubland . 
Tänemarf . 
Italien 
Serbien 
864. | 407, | 549,6 | 547, | 6280 11» | 11» | 14,7 | 144 | 154 
Steigerung -. .[ 100 | 111 | 151 | 150 | 172 


Iv. Europüiſche Länder | 
überwiegenden oder and- 
ſchließlichen Landhandels. 





Oefterreih- Ungarn . . .| 401,7 | 435,8 | 4775 | 435,1 | 453,7 | 13. | 12, | 122 | 11, 1154 
Niederlande . . » » »] 2440 | 245,1 | 262,5 | 2630 | 2801| Bol Tal Tal Tol 7a 
Shweis . - + +] 1884 | 2190 | 244, | 2540| 255.00 63) 64 65 6 6% 
Stanfreih - - = » =» »] 188: | 202» | 201 | 2096 | 20541 62) 5#| 5ul 55| Bu 
Bin . : 2. .4 1490| 159: | 1680 | 189,6 | 187, | Au| Al 4s| 5ol 4 
Steigerung - :-| 100 | 107 | 115 | 115 | 118 
Gefammteinfuhbr . .|3 051,5 3424,1|3 758,8] 3 786,2] 4 010,.1 100,» | 100,0 | 100,» | 100,0 | 100,0 
Gejammtiteigerung - -| 100 | 112 | 123 | 124 | 131 


N Bon 1894—96 im ruflifhen Handel. 
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Länder 
(nad der Größe bes Gankeid im 
Jahre 1898 georbnet) 





1. Außerenropäifche Länder. 


Amerila. . - 
Britiſch Oſtindien 
Argentinien 
Braſilien 
Britiſch Auftralien i 
Ghile . j 
Yiederländiich Indien . 
Ghina 
Japan . 

(anpten 


Vereinigte Staaten von 


Britiſch Südafrika Vap— 


land :c.). 
Merito . 


Bentralamerifaniihe Repu- 


bliken . . 
Britiſch Nordamerila 
Uruguay u 
Guba, PBortorico - 
Venezuela . 
Columbien 
Equador 


Deutſch Meit- und Süd. 


weitafrita 
Peru 
Haiti 


— Weſtindien 
Maroeco i 
Bolivia - 
Algerien, Tunis . 

Siam . 

Deutih O itafrifa . 
Philippinen ıc. ; 
Britiſch Weitatrifa 
Vortugieſiſch Weitafrita . 
Franzöſiſch Weſtafritka 
Uebrige Länder 


Steigerung 


— Dranje *Frei⸗ 


804,0 
203,3 
134,1 
148 , 
118. 
108 » 
63 u 
553 
24 1 
19,» 


25,6 
23, 


42,3 
18,» 
16,3 
17 # 
26,8 
1l,s 

6, 


63,1 67,5 “ 


100 


8804 
206 
155.» 
190.» 
136,. 
126 + 
80,4 
62, 
33.» 


23,4 


30.1 


an 
ö 
24, 


49,5 
18 4 
17,e 
16,: 
19,6 
ll; 

7,0 


2,6 
10,: 
17,3 


9,3 
du 
2,0 
3,4 
0, 
1, 
3. 


112 


968 1 
220,4 
152,» 
160,4 
132,3 
113» 
90,» 
874 
470 
30,1 


36,: 
28. 


504 
184 
20,1 
18,0 
224 
15,» 

85 


[2 


7,5 


11,ı 


15,5 


13, 


Handel 
1894 | 1895 | 1896 | 1897 | 1898 | 1894 | 1895 | 1896 | 1897 } 1898 
Millionen Mart 


145,.' 
150,s 
117.» 
108,6 
82, 
80 
514 
344 


30,» 
30,8 


43,4 
21 
16 4 
18: 
16,4 
16,5 
10,4 





10,6 
10,» 








12: 


8,0 
2,0 
4,6 
3,3 
54 
1: 
23 
25 
BR 
34 
40,0 


1 986,112 223 1|2355,5|2 441,0] 2666,» 
118 | 123 


134. 


Die Steigerung der deutſchen Seeinterefjeit 


III. Handel. 


1 055,5 1211,s 
251,» 


2780 
190,» 
149, sl 
119,:) 
103,3 
80, 
87,5) 
53,3 
36,3 


34.4 
3l,s 


30,» 
29,8 
18,1 
17, 
14. 
13,5 
11: 


1 l,ı N 
10,s 
10,» 


gs 
7,» 
6,1 
D,» 
4,5 
3.5 
31 
X 
30,2 
13 
34 
39 





| 


Prozent des Gefammtwertbes 


12,s 


2» 
FR) 


la 


lı 
0,» 
0,» 
0% 
Os 


04 
Os 


Os 
0, 
0,3 
0. 
0, 
0a 
Oa 


O4 
O1 
0, 


Oı 
O1 
0, 
0, 
171 
0. 
Os 
0,» 
Os 
04 
Os 
0,4 





og Handei). 


bon 1896 bis 1898. 
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gänder 


(ach der Groͤße bed Handels im 
Jahre 1898 georbnet) 





Il Europäische Pänder ans- 





Handel 
1894 | 1895 | 1896 | 1897 | 1898 | 1894 | 1895 | 1896 | 1897 | 1898 
Milltonen Mark 





| Prozent des Gefammtmertbes 














der Yusfubr 





























chließlichen oder über- 
wiegenden Seehandels. 
Großbritannien u. Yeland 1 243,01 256,5) 1362,51 1 363,2] 1629 sl 16, | 16» | 164 | 15, | 17,» 
Schweden +] 186) 139) 15%] 180. 20901 10| 1] 1] 2ı| 2% 
Norwegen . . 59% 57: 674 Ti 92 Ol Oal Oi O.| 1 
Sreibafen ( (Damburg, Gur- 
hafen, Bremen, Geeite 
münde er 49,1 Sl. 55,1 79») 80 0:| O0:| 0% 0» 0» 
Spanien 69» 59,» 75,8 72.1 72.1 1,o 0, 0,» O04 Os 
Numänten 5,8 70,1 102, 85,1 7ilıl 15| 0,» 1: lo | 0, 
Zürtei 532 Be 5331 6141 66 Or O5 Or Ol 0% 
Finnland = — — 34. 40. — — — OV 04 
Bortugal » : 2 2.» BB KR 3 33 0 Ol 05] 04) 0x 
Griehenlnd -. . » . - 8 eh eh | 621 0 602 0 
Bulgarien . an 9 64 54— 54 Tre hr 0 
17481 741.:11920.:]2011.2|2318.4| 23» | 227 | 33ı | 283 | 24 
Steigerung 100 | 99; | 110 | 114 | 132 
Ill, Europäiſche Länder 
überwiegenden Sechandelß. 
Rußland 738] 789] 99811045, 11361 10, | 102 | 11» | 12.1 | 12.0 
‚alien . 223 2295 2 24 ih Fl 830) | | 26 
Dänemark . 156sj 173.1 155. 167] 185,1 2ı 2s l» 1.» 2,0 
Serbien 8a Ta 9. 12,» 101) 0. 0, 0, O4 Qu 
1127 5] 1 200,5) 1386,e| 1468, s| I 597,8) 15» | 15, | 16. | 16. | 16, 
Steigerung 100 | 106 | 122 | 130 | 141 
IV. Europäifche Lander | 
überwiegenden oder aus- | 
(Hlieglihen Yandhandels. | 
Defterreich- Ungarn 983,.| 961, 1055,.11035.|1114.e| 134 | 12: | 12,7 | 120 | 11,» 
anfreih . 4021| 32: 45: he 470: Sell Dal Del 531 50 
Delgien . . 3215] 338.4] 3437) 3764| 3887) 44 44 4: 4a 41 
Riederiande 443, 409. Al4ol 4491 464 a 6,0 >,3 BR 5. 4u 
Schweiz 32451 3685| 390.| All Il Ar! Ar| 4ı| Aal 4 
2 474,1] 2505 :| 2 649 .| 2 729; : 286700 33: | 32. | 31, | 31,6 304 
Steigerung 100 | 101 | 107 | 110; 116, 
Belammter Handel ‚17 837.1 7670183111 8 s| 9 450,3) 100,0 | 100,0 | 100,» | 100,0 | 100,0 
Befammte Steigerung 100| 104 | 113 118 129 | 
J 
Kanal em bed Dentfhen Reihe. 1900, 45 
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Hieraus ergibt ſich folgende Zufammenfaffung: 
Abfolute Bahlen. 









Handel 


1894 | 1896 | 1898 


1986 | 2355 | 2667 


Ausfubr 





Ginfubr 






1894 | 1896 | 1898 








Ländergruppe | 
1894 | 1896 | 1898 





I, Außereuropäiihe | 1377| 1509| 1868 
Länder. 

II Europäiiche Yänber 
ausſchließlichen ober 
faſt ausjchlieklichen 
Sechandels. 

III. Europäiſche Länder 
mit überwiegendem 
Seehandel. 

IV. Europäifche Länder 
mit überwiegenden 





1749| 1920| 2318 


1127| 1387| 1597 






1172| 1353 2475| 2649 | 2868 





1803] 1296| 1485 










Landhandel. 
Summe .| 4285| 4558| 5440| 3051| 3754| 011 
Inderzahlen. 
I 100 | 110 | 4134| 100 | 138 | 132] 100 | 118 | 134 
I. ..2..0.0.][ 100 | 108 | 1383| 100 | 110 | 132| 100 | 110 | 132 
IM. ...0.0.0.f 100 | 109 | 127] 100 | 151 | 172] 100 | 122 | 141 
IV. 2.2.2.0. .]100 | 1200 | 2414| 100 | 115 | 2118| 100 | 107 | 116 




















Summe . | 100 | 106 | 127 | 131 | 100 | 113 | 129 


Die Tabelle zeigt auf's Deutlichite das relative Zurückbleiben des über: 
wiegenden Landhandel3 (Gruppe IV) Hinter dem Seehandel. 

Unfer Handel mit den Ländern, die nur auf dem Seewege zu erreichen 
find (Gruppe I und ID), it um 34 und 32 Prozent, alfo mehr als doppelt fo 
ſtark geitiegen, wie der Handel mit den Nachbarjtaaten de3 überwiegenden Land— 
handels re 16 Prozent). Auch die große Steigerung des Handels der 
Gruppe III (41 Prozent), die hauptſächlich auf die Zunahme des rufjiichen 
Handels entfällt, fommt, wie die Schifffahrtitatijtit beweilt, ganz überwiegend 
auf den Seehandel. Am Handel der Gruppe IV ijt der Seeverkehr noch ziem— 
li ſtark betheiligt; rechnet man ihn nur auf ’/,, jo käme man noch auf beinahe 
'/, Milliarde (478 Millionen) Mark Seehandel; dagegen wird der Antheil des 
Landhandel3 am Handel der Gruppe III jedenfalls »/, nicht überjteigen, ſich 
alfo nur auf etwa 400 Millionen Mark ftellen. 

Das beredtigt zum Mindeften, den Landhandel der Gruppe III mit dem 
Seehandel der Gruppe IV zu fompenfiren, wobei der Landhandel jogar noch 
um etwa 100 Millionen zu groß und der Seehandel um den gleichen Betrag 
zu Mein erſcheint. 

Haft man danach den Handel der drei eriten Gruppen ald reinen See 
handel zufammen und jtellt man ihm den Handel der Gruppe IV ala reinen 
Landhandel gegenüber, fo erhält man für den Zeitraum von 1894— 1898 
folgende Zahlen für den Seebandel: 


Einfuhr Ausfuhr Handel 
1894: 2982 1 879 4 862 
1896: 3262 2401 5 663 


1898: 3954 2628 6 582 


er 
4 
% 5 


Der Seehandel betrug aljo 1898 rund 6 600 Millionen Mark, wobei aber 
noch zu beachten bleibt, daß diefe Zahl in Hohen Grade den Charakter einer 
Minimalzahl trägt. 

Sept man den Handel von 1894 gleich 100, fo erhält man für 1898 

Seehandel Landhandel 


bon 1896 bis 1898. 673 


Einfubr . . . 33 14 
Ausfuhr. . . 40 18 
Handel . . . 35 16 


An Prozent des gefammten Handel3 umfaßte 
1894 1896 1898 
der Seehandel . . 665 68, 69, 
der Landhandel „ 33, 31, 30, 


100 100 100 

Die Einfuhr zur See ftellte fi) 1894 auf 69,,, 1898 auf 72,, Prozent 
der Geſammteinfuhr, die Ausfuhr zur See 1894 auf 61,,, 1898 aber auf 65,, 
Prozent der Gejammtausfuhr. 

Der Seehandel umfaßt gegenwärtig bereits mindeftens 79 Prozent 
des ganzen Handels, 

Im Jahre 1899 jtellte ji danach der Seehandel im Spezialhandel bereits 
auf mindejtend 7 Milliarden Mark. Im Gefammteigenhandel er- 
reichte der Seehandel ſchon 1898 die Höhe von 7 Milliarden, während er 
fih für 1899 auf rund 7'/, Milliarden jhägen läßt. Die große Bunahme 
de3 Generalhandels in den legten Jahren bedeutet natürlih aud eine weitere 
Steigerung unferer Seehandeldinterefjen. 

Die ſtarke Steigerung des deutſchen Seehandel3 in den legten Jahren geht 
auch deutlid aus der Handelsftatiftit von Hamburg hervor, die Werthe mit 
umfaßt, welche in der Reichsſtatiſtik nicht enthalten find. 


Seehandel Hamburgs. 








Der nn der Einfuhr ſeewärts 
n Millionen Marl 


Aotte Bablen 
1896 | 1898 


Ländergebiete 









Inderzahlen 
1894 | 1896 | 1898 

























Außereuropäiiche Länder . 8785] 958, 1817. 100 | 109 | 150 
Großbritannien und um 396, >| 409, ra 100 | 108 | 102 
Uebriges Europa 290,,]| 344,| 391,0) 100 | 119 | 135 












Summe . 1566,1|1713,,1 2014.» 100 109 














— es em —— Geſammthandel 
Abſolute Zahlen Millionen Mart | Inderzahlen 









Inderzahlen 
1894 | 1896 | 1898 | 1894 | 1896 | 1898 | 1894 | 1896 | 1898 Bi | 1895 | 1896 
































490,0) 664,7) 587, | 100 | 136 | 120 [1369,11 623,4) 1 804,:| 100 119 | 136 
391,.] 382,s 385,2 . 100 98 98 788.41 792,1] 792 9 100 101 101 
332,1] 391,.| 520,| 100 | 118 157 _| 6220| 736,n 911 „ 100 118 | 146 


1 214,|1439.|1493,,| 100 | 118 | 123 2 770,|3 152,13 508, 100 | 114 | 127 
45* 


war um: — — ._- -. rare ri — — 
: .. = 
Ir 
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Befonderd bemerfenswerth ift die rapide Zunahme der Einfuhr aus außer— 
europäifhen Ländern um 50 Prozent und der Ausfuhr nah Europa (zur See) 
um fogar 57 Prozent, während die ſchon früher Fonftatirte Tendenz relativer 
Abnahme des Handel mit Großbritannien, der vormald für die Hanfejtädte jo 
überragend wichtig war, auch in der Zeit von 1894—98 angehalten, ja ſich 
fogar in der lebten Hälfte der Periode nod etwas verftärkt hat. Daraus und 
aus der Geftaltung des Verhältnifjes der überfeeifhen Einfuhr zur Ausfuhr nad 
Europa geht hervor, daß Hamburg den engliſchen Zwiſchenhandel 
mehr und mehr zurüddrängt und dDurd eigene direfte Verbin- 
dung mit den überfeeifhen Ländern jelbjt eine ſtets wadjende 
Bedeutung al3 Zwifhenhändler für Europa gewinnt, 


III. Der deutſche Außenhandel im Vergleich mit dem Außenhaudel 
der anderen Großſtaaten. 


Die Bedeutung der in den letzten Jahren eingetretenen Steigerung des 
deutfchen Außenhandel3 zeigt ſich auch Hier noch Harer durd einen Vergleich mit 
der gleichzeitigen Handeldentwidelung der anderen Großftaaten. 

Um vergleihbare Zahlen zu erhalten, ijt lediglih der Spezialwaaren- 
handel herangezogen. Die Einbeziehung des Edelmetallverfehrs und des Durd- 
fuhrhandel3 würde für die Zahlen der Einfuhr und Ausfuhr vielfach ein falſches 
Bild ergeben haben. 

Da der Begriff des Spezialhandel3 der englifchen Statiftif fremd iſt, jo iſt 
als Spezialausfuhr nur der Erport englifcher Produkte in Anfag gebracht worden; 
zur Ermittelung der Spezialeinfuhr ijt von der Gejammteinfuhr der Werth der 
wieder ausgeführten fremden und Folonialen Produkte abgezogen worden. Die 
fo gewonnenen Zahlen jtimmen allerdings nicht ganz mit den Zahlen des Spezial» 
handel3 anderer Länder überein,') nähern fi ihnen aber doc hinreidhend an, 
um Vergleichungen zu ermöglichen. 

Die folgende Tabelle jtellt den Spezialwaarenhandel der wichtigſten Staaten 
im Beitraum von 1894—98 dar. 

Die Handeldumfäge find in den vier Jahren von 1894 bis 1898 in allen 
aufgeführten Ländern gejtiegen; am meijten im Deutfchen Reich, dad im 
Handel mit einer relativen Zunahme von 28 Prozent an eriter Stelle 
ſteht. 

Bei der Ausfuhr haben die Vereinigten Staaten (39 Prozent) eine 
größere prozentuale Steigerung als Deutſchland aufzuweiſen, während bei der 
Einfuhr Italien durch eine plötzliche rapide Zunahme im Jahre 1898 die 
deutſche Zuwachsrate erreicht hat. Der Handel der anderen aufgeführten 
Staaten weift in den einzelnen Jahren beträdtlide Schwan— 
tungen auf, während er bei Deutjhland in Einfuhr und Aus— 
fuhr gleihmäßig und ununterbroden gejtiegen ilt. 

Noch fchärfer tritt die günftige Entwidelungstendenz des deut- 
ihen Handels hervor, wenn man die Handeldentwidelung der anderen 


2) So ilt 3. B. in der Spezialausfuhr anderer Länder gewöhnlich noch eine get. 
Miederausfuhr —— Produkte enthalten, da ein Theil der zollfrei in den freien Verkehr 
eingehenden Maaren wieder ausgeführt wird. Bei Staaten mit einem umfallenden Zoll— 
ſyſiem bat diefe Form des Zmwilchenhandels naturgemäß nur geringe Ausdehnung ; in Dentich- 
—— — ſich die Wiederausfuhr im Spezialhandel 1898 auf etwa 60 Millionen Mart 
gefte en- 


Denutichland. 


Großbritannien und Irland, 


Frankreich. 


Vereinigte Staaten. 


RMufland. 


Italien. 


Deſterreich⸗ Ungarn. 


von 1896 bis 1898. 


Jahr 


1898 


1898 


1894 
1895 
1896 
1897 


1894 
1895 
1896 
1897 
1898 


1894 
1895 
1896 
1897 
1898 


Abjolute Zahlen 


fubr 
id. Mt, 


3 938 
4121 
4307 
4681 
5 081 


Toll 
7040 


3 251 
2618 


1231 
1185 
1 298 
1 232 


875,7 
949,» 
9441 
953 2 
1 130,6 


1190 
1 228.2 
1199,» 
1 283» 
1 393,» 





2962 |6 900 
3318 |7439 
3525 |7 832 
3635 [8316 
3757 18837 


4320 |11331 
4522 11562 
4802 |12513 
4684 |12505 
4668 |12863 


2463 15543 
2699 |5 675 
2721 |5 760 
2878 16 043 
2809 |6 387 


3693 16477 
3370 [6491 
3 668 |6 983 
4386 |7637 
5143 |7761 


1471 2702 


1515 |2813 
1599 |2831 


823,2)1 698,» 
830 ,:|1 780,0 
841,:)1 785,8 
873,411 826,6 
962,.|2 093,5 


1 352,3] 2 542,3 
1 261,112 489,» 
1 315,612 515, 
1 302,.] 2 586,s 
1 372,0] 2 766,6 
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Inder · Zahlen 


100 
105 
109 
119 
129 


100 
100 
110 
112 
117 


Ausfuhr) Summe Einfuhr Ausfuhr Summe 
Mill. Mt |RUL ne mill. ME MI. ML. Mill. IE, 


100 
108 
114 
120 
128 


100 
102 
110 
110 
114 


100 
102 
104 
109 
115 


Großftaaten während eines längeren Zeitraums, bon 1882 bis 1898, 


verfolgt. 


In Großbritannien und Irland betrug der gefammte Waaren- 
handel (einjchließlich der wieder ausgeführten Waaren) im Jahresdurchſchnitt; 
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1882/84 . . . . . . . 712, Millionen Pfund en 
1889/11 2. 2 2220. m ü 
1896/98 . . . : . 749,3 


Die Steigerung von 1882/84 bis 1896/98 betrug nur 5 "Prozent ; der 
engliihe Waarenhandel ift aljo in diefem ganzen Zeitraum — troß erheblicher 
Scwanfungen ın den einzelnen Jahren — feinem Werthe nad im Wefentlichen 
ftabil geblieben. Noch geringere Fortichritte hat die Ausfuhr britifder 
Produkte in diefem Beitraume gemacht; fie ſtellt fich folgendermaßen : 


1881/83 . . 2. 22. ..238,, Millionen Pfund Sterling, 
1889/91 . . . . 2... 258. n D " 
1896/98 . . . . . . . 235, 


Für die englifhe Spezialeinfuhr (Gefammteinfuhr "abzügtid ber 
Wiederausfuhr fremder und Eolonialer Produkte) ergeben ſich folgende Zahlen im 


Jahresdurchſchnitt: 
1882/8314..... 3465,. Millionen Pfund — 
J — 
1896/988...... 385, — — 
Auf den Kopf der engliſchen Bevölkerung — 
vom geſammten von der Ausfuhr 
Maarenhandel britifcher Produkte 
1883 . . 2.2.0.0. 413 Mark 135 Marf 
1889 „5.5 20 . 134 „ 
1898 2.222202. 385 „ 116 „ 


In Sranfreich ift der Handel im gedachten Zeitraume fogar abjolut zurüd: 
gegangen; namentlich die Einfuhr ift ſtark gefallen, während die Ausfuhr zwar 
zeitweilig geftiegen, im Ganzen jedoch ziemlich unverändert geblieben ift. 

Spezialmaarenhandel Frankreichs in Millionen $rancs: 
1881/82 1889/91 1896/98 


Einfuhr . 2 2220.20. 4656, 4502,, 4075,, 
Ausfuhr . . .» 2.2.20. 3419,86 3664,, 3503,, 
Summe. . . 8076, 8167, 75790 


Auch der Handel Italiens hat etwas abgenommen und zeigt bei Einfuhr 
und Ausfuhr die gleiche Stagnation. Der Nüdgang der Ausfuhr iſt zeitweilig 
jogar jehr beträchtlich gewejen. 

Spezialmaarenhandel Jtaliens in Millionen Lire: 
1882/84 1889/91 1896/98 


Einfuhr . » 22220. .12770 1279, 1261,, 
Ausfuhr . ». 2.2.2... ..1136, 907,5 1116, 
Summe. . . 2414, 2186,, 23775 


In Rußland war die Einfuhr im Zeitraum 1895/97 nicht höher als in 
den Nahren 1882/84 ; dagegen ift die Ausfuhr im ganzen Zeitraume beträdtlid 
geitiegen. Die Gefammtzahlen des Handeld haben ſich im Ganzen jedod nur 
wenig verändert. 

Spezialmaarenhandel Rußlands in Millionen Rubel: 
1882/84 1889/91 1895/97 
Einfuhr . 2 2 220.0 55 403,, 562,5 
Ausfuhr . . » 2» 22.0 616% 730,, 701,, 


Summe... 1171, 1134,, 1264, 
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Umgekehrt hat ſich der Handel Oeſterreich Ungarns entwidelt, der bei 
der Einfuhr eine beträchtliche Zunahme, bei ber Ausfuhr dagegen nur eine Heine 
Steigerung aufweilt. 

Spezialmaarenhandel Oeſterreich Ungarns in Millionen Bulden: 
1882/84 1889/91 1896/98 


Einfuhr . 2222220680 580,, 760,, 
Ausfhr . . 2 22.2.0 Tale 760,, 782,3 
Summe. . . 1371, 1341,, 1542,, 


Eine ſtarke Steigerung weift nur der Handel der Vereinigten Staaten 
auf, die jedoch ganz überwiegend auf die rapid in die Höhe gegangene Ausfuhr 
entfällt, während die Einfuhr in 1896/98 gegen 1889/91 gefunfen ift und gegen 
1882/84 nur wenig zugenommen hat. 

Spezialmaarenhandel der Dereinigten Staaten in Millionen Dollars: 

1882/84 1889/91 1896/98 


Einfuhr . .. 2.2.2. 70% 793,, 720, 
Ausfuhr . ». 2 2.2.2.0 7718 828, 1054, 
Summe. . . 1476, 1621,; 1774, 


Diefer Ueberblid über die Handelsentwidelung der anderen Großftasten 
in der Zeit von 1882 bis 1898 zeigt, daß der Handel der meilten Länder (ab= 
gefehen von den Vereinigten Staaten) im Ganzen nur geringe Fortſchritte ge— 
macht bat, theilweife fogar zurüdgegangen ift. Damit tritt die Bedeutung 
der Zunahme des deutfcben Handels, der in dem genannten Zeit— 
raume von 1882 bis 1898 von wenig mehr al3 6 auf 9'/, Milli- 
arden Marf geftiegen ijt, erit in voller Klarheit hervor. 

Um den Vergleich der Entwicelung de3 deutfchen Handel3 mit dem Handel 
der übrigen Länder auch im Einzelnen durchzuführen, ijt hier no) der Spezial: 
waarenhandel des Deutjhen Reichs für diejelben Jahresdurchſchnitte 
zufammengejtellt worden. 

1882/84 1889/91 1896/98 


Einfuhr . 2222020. 3185 4095, 4689, 
Ausfuhr . 2 2.2.0.0. 3235,; 3222,, 3638,, 
Summe... 6420, 7317, 8328,, 


Die relative Entwidelung de3 Spezialwaarenhandel3 in den aufgeführten 
Ländern im Vergleiche mit dem Handel im Kahresdurchichnitt 1882/84, der gleich 
100 gefeßt ift, veranfchaulicht folgende Tabelle: 


Einfuhr Ausfuhr Handel 
1882784 | 1889791 | 1896798 | ıns2/84 | 1889/91 | 1896/98 | 1882784 | 1889791 | 1896/98 
Deutfhland.. . . .| 100 | 189 — 100 | 100 113 | 100 | 114 | 130 


Großbritannien und 
— 100 | 106 99 | 100 ! 105 | 105 


Srland 100 | 105 | 113 
“u 


—— .. 4109090 97 100 | 107 102 100 | 101 94 
ereinigte Staaten . | 100 | 113 102 100 | 107 | 137 100 | 110 | 120 
Rußland . . . .N 100 73 | 101°; 100 | 119 | 114" 100 97 1089 

talien . . . 100 | 100 99 , 100 80 98 | 100 91 ! 100 


efterreihUngarn . | 100 | 92 | 121 ‚ 100 | 108 | 106| 100 | 98 | 113 


N) Für 1895/97, 


— — — — 
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Auch aus dieſer Zuſammenſtellung ergibt ſich die ungemein 
große Steigerung des deutſchen Waarenhandels. Wie im Zeit— 
raume von 1894/98, fo hat das Deutſche Reich auch im Zeitraume 
von 1882/84 bis 1896/98 mit der prozentualen Zunahme feines Sandels 
unter allen Großſtaaten an erfter Stelle geftanden. 


IV. Die Geftaltung des Außenhandels. 


Um die Bedeutung des deutfhen Außenhandel und fpeziell des 
Seehandelß für die deutſche Volkswirthſchaft zu beleuchten, ijt eine 
nähere Unterfuhung der Beitandtheile des Außenhandels und der 
Herkunfts- und Beftimmungsländer der einzelnen Waarengruppen er= 
forderlich, 

Die Einfuhr von Rohftoffen für den dDireften fonjum und für 
industrielle Zwede und die Ausfuhr von Fabrilaten find die Haupt» 
aufgaben de3 deutjchen Außenhandel3; in zweiter Linie fteht die Ausfuhr 
von Robftoffen und die Einfuhr von Fabrifaten. 

In allen Gruppen ift, wie die nachſtehende Aufftellung zeigt, im Zeitraum 
bon 1894/98 eine ftarfe Steigerung der Waarenumfäße eingetreten (Zu den 
Rohitoffen find hierbei auch die in der Reichsſtatiſtik gejondert nachgewieſenen 
Rohſtoffe der Nahrungs- und Genußmittel-Induftrie und das lebende Vieh ge= 
rechnet; ebenfo find die Produkte der Nahrungs= und Genußmittel-Induftrie den 
Habrifanten zugerechnet worden.) 








Abfolute Zahlen 


In Millionen Mark 


Inderzahlen 











Einfuhr: 


1894 1896 1898 1894 1896 1898 


Rohftoffe 2 888,s 3 158, 3 808,» 100 109 132 

Fabrikate 1 049,s 1148, 1 272,4 100 109 121 
Ausfuhr: 

Rohſtoffe 768, 8756 100%: | 10 114 131 

Fabrikate 100 121 126 


2 1934 2 6504 2 752,3 


Die Steigerung ijt relativ am größten bei der Einfuhr und Ausfuhr von 
Nohitoffen, die um 32 und 31 Prozent in die Höhe gegangen ift; die Fabrikaten— 
ausfuhr hat um 26, die Fabrikateneinfuhr um 21 Prozent zugenommen, 

Die überaus große Zunahme in allen vier Gruppen zeigt die fchnell wachſende 
Abhängigkeit der deutſchen Volkswirthſchaft, in erjter Linie der Induſtrie, in 
zweiter aber auch der Landwirtbichaft, von fremden Märkten, von denen Deutjch- 
land die erforderlihen Rohjtoffe bezieht und auf denen es den Ueberſchuß feiner 
Fabrikate abſetzt. 

Die Zunahme auch der Fabrikateneinfuhr beweiſt im Zuſammenhang 
mit der ſtarken Steigerung der Rohſtoffeinfuhr und der überaus regen induſtriellen 
Thätigkeit in den letzten Jahren die große Erhöhung der Konſumtionsfähig— 
feit des deutfhen Volkes, zu deren Befriedigung die rapide wachſende 


ee Eee — — 
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heimifche Induftrie zeitweilig und in manchen Gegenden augenjcheinlich noch nicht 
einmal ausreichend war. 

Meberblidt man den Bang der Linfuhr: und Ausfubrbewegung im 
Zeitraume von J894/98 im Einzelnen, fo fommt man zu folgenden Er» 
gebniffen, die mit der Tendenz der Gefammtentwidelung durchaus übereinjtimmen. 

Es ift die Einfuhr folgender Rohitoffe ftark geitiegen: 

Abfälle, Düngemittel und verfhiedene thierifhe Produfte; 
Brennftoffe; Nahrungs und Genußmittel; Robitoffe der Induſtrie der fette, 
fetten Dele und Mineralöle der chemischen Induſtrie; der Asbeſt-, Steine, Thon: 
und Glasinduftrie; der Metallindustrie, der Holz-, Schniß- und 
Flechtinduſtrie, der Papierindujtrie; der Leder, Wachstuch- und Rauch— 
waarenindujtrie; der Textil-, Filzinduftrie und Konfektion; der Kautſchukinduſtrie. 
Gefallen ift die Einfuhr nur von Eämereien und Gewächſen und vor Allem 
die Einfuhr lebenden Vieh. 

Die Fabrikate, deren Einfuhr ſtark geitiegen it, find folgende: ſolche 
ber Nahrungs: und Genußmittelinduftrie; der Asbeſt-, Stein:, Thon: und Glas— 
induftrie; der Metallinduftrie; der Holz-, Schnitz- und Flechtinduſtrie; 
ber Rautjchufinduftrie; Eifenbahnfahrzeuge, Schiffe; gepoliterte Wagen und Möbel; 
Maſchinen, Inftrumente und Apparate; Gegenjtände der Litteratur umd bilden- 
den Runit. 

Hierbei ijt aber zu beachten, daß in fait allen bier aufgeführten Induſtrien 
die Ausfuhr von Fabrikaten abjolut und relativ fchneller gejtiegen it, als 
die Einfuhr und diefe in ihrer abjoluten Höhe faſt durchweg weit überragt. 

Wenig geitiegen ift die Einfuhr von Fabrikaten der Leder-, Wachs— 
tuch- und Rauchwaareninduftrie; Kurzwaaren, Schmud und Spielzeug. 

Stehen geblieben ift die Einfuhr bei den Fabrifaten der Induſtrie der Fette, 
fetten Dele und Mineralöle, der chemischen Induftrie und Pharmazie und der 
Zertil- und Filzinduftrie und Konfektion. 

Die Ausfuhr ift dagegen ftark geftiegen bei den Fabrikaten der Nah— 
rungs- und Genußmittelinduftrie; der demifhen Jnduftrie und Phar— 
mazie; der Asbeſt-, Stein, Thon und Glasinduftrie; der Metallinduftrie; 
der Holz:, Schnitz- und Flechtinduftrie; der Papierinduftrie; der Kautſchukinduſtrie; 
der Fahrzeuges und Majcineninduftrie; bei den Kurzwaaren, Schmud, Spielzeug 
und den Gegenftänden der Litteratur und bildenden Kunſt. 

Nur wenig gejtiegen ijt die Ausfuhr bei den Fabrikaten der Leder, Wachs— 
tuche und Raudhwaareninduftrie und der Textile und Filzinduftrie. 

Nur wenig gefallen ift die Ausfuhr von Fabrikaten der Induſtrie der Fette, 
fetten Dele und Mineralöfe. 

Bon den Rohitoffen ftiegen in der Ausfuhr jtark die Brennſtoffe; Nah— 
rungd= und Genußmittel; Rohſtoffe der Asbeſt-, Stein, Thon= und Glas— 
induftrie; ſolche der Metallinduftrie; der Holz-, Schnitz- und Flechtinduftrie; der 
Leder:, Wachstuch- und Rauchiwaareninduftrie und der Kautſchulinduſtrie. 

Wenn auch an der gejhilderten Einfuhr» und Ausfuhrbewegung die Sndujtrie 
in erjter Linie betheiligt, jo ift doh aud die Landwirthſchaft an ihr in 
hohem Grade interejfirt; namentlich ift für fie die Zunahme der Einfuhr 
von Düngemitteln und von Rohſtoffen der demifhen Induſtrie, 
die Zunahme der Ausfuhr von Stoffen der Nahrungsmittel: 
indujtrie ſowie das ftarfe Sinken der Vieheinfuhr von Bedeutung. 


Krane. 
———1—— —— —— 
= 
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V. Die Herkunft der Einfuhr und der Verbleib der Ausfuhr 
nach Hauptrichtungen. 

Eine Unterfuhung über die eingeführten und ausgeführten Waaren nad) 
Herkunfts- und Beitimmungsländern in Verbindung mit der Darftellung der Bes 
deutung diefer Importe und Erporte für die einzelnen Zweige der nationalen 
Wirthſchaft it bereit in der Denfihrift von 1897 für die Zahlen von 1896 
beigebradit; die vorgenommene methodologische Aenderung in der Gruppirung der 
Länder läßt es indeß angebradt erfcheinen, diefer Frage für das Jahr 1898 
nochmals zu prüfen und durch Heranziehung der wichtigjten inzwijchen publizirten 
gewerbe- und beruföftatiftiichen Daten zu ergänzen,') 


A. Kinfubr. 

Die eingeführten Waaren (Rohitoffe und Nahrungsmittel, Halb» und Ganz— 
fabrifate) gliedern jich Hinfichtlic ihres Verhältniffes zur inländifchen Produktion 
in drei große Abtheilungen: 

1. Waaren, die in Deutihland überhaupt nicht erzeugt und jomit 

ohne jede Konkurrenz mit deutfchen Produkten eingeführt werden. 

2. Waaren, bei denen die Einfuhr Die nur den Eleineren Theil des 
Sejammtbedarfs dedende inländifche Produktion überjteigt; eine 
eigentliche Konkurrenz zwiſchen Einfuhr und Produktion findet auch in 
diefer Gruppe in den meilten Fällen nicht jtatt, .hauptjächlich wegen 
der Dualitätdunterfchiede der eingeführten und der im Inlande produs 
zirten Waaren oder wegen der Größe des Bedarfs. 

3 Waaren, die lediglid zur Ergänzung der den größten Theil des 
Dedarjs dedenden einheimiihen Produktion und im Wettbewerbe 
mit diejer eingeführt werden. 

Die Grenzen zwiſchen der zweiten und dritten Abtheilung find in manchen 
Fällen jchwer zu ziehen und außerdem — je nad) der Größe des zeitweiligen 
Bedarfs und der zeitweiligen Produktion — zeitlihen Schwanfungen unterworfen. 
Für die Zutheilung der Waaren zu den verfchiedenen Abtheilungen ift das Ver— 
hältniß don Produktion und Einfuhr im Jahre 1898 maßgebend geweſen. Bei 
einzelnen Waaren, für deren inländische Produktion zur Zeit noch feine genaueren 
jtatijtifchen Daten vorlagen, find zuverläfiige Schäßungen zu Grunde gelegt. 

1. Zur erften Waarenabrheilung achören vor Allem die fogenannten 
Kolonialwaaren (Kaffee, Thee, Kakao, Neis, Pfeffer und andere Gewürze, 
Südfrüdte 2c.), das Petroleum, fowie eine große Anzahl der wichtige 
ten Robitoffe verjhiedener Anduftrien: namentlich Baumwolle, Scide 
und Jute für die Tertilinduftrie; Indigo, Chilifalpeter, Ammoniak, Jod, 
Terpentin, Farbhölzer ꝛc. für die chemiſche Induſtrie und Pharmazie; 
Häute und Felle, Quebrachoholz ꝛc. zum Gerben in der Lederinduitrie; Kaut— 
ſchuk und Guttaperha für die Kautſchukinduſtrie; Palmkerne, Baumwollen— 
jamenöl, Sejam ꝛc. für die Induſtrie der Dele; Elfenbein, Perlmutter und 
verjchiedene fremdländifhe Hölzer zur Industrie der Holz: und Schnipitofie; 
Zinn für die Metallindujtrie; Vogelbälge, Schmudfedern 2c. für die Beflei- 
dungdindujtrie; von den Dingemitteln Guano und andere, die meijt auch 
zu den Rohſtoffen der chemischen Induftrie gehören. 


) Mergl. die Ergebnijie der Berufs- und Gemerbezählung von 1895, iperiell Bd. 111, 
112, 119 der Statiſtik des Deutihen Reichs N. F. Berlin 1898 und 1899. „Die berufliche 
und joziale Gliederung des deutſchen Volkes.“ „Die Landmwirthichaft im Deutichen Reich,“ 
„Bewerbe und Handel im Deutfchen Reich.“ 
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Ueber die Herfunftsländer einiger der wichtigiten diefer Waaren orientirt 
die folgende Tabelle: 


Merth 

i n Prozent der Einfuhr ent- 

ber Einfuhr Den auf die Qändergruppe 
in 

Millionen Me-| 1 | IL | 111. | IV. 


Maarengattung 


1. Rolonialmwaaren. 
Nahrungsmittel.) 


2. nednofit 
Baumwolle 
Rohſeide 

Jute . 


Chiliſalpeter 

digoese 

Kautſchuk 

Häute und Felle von Vehzthieren 
Vogelbälge ꝛc. .. 


Petroleum 





Die aufgeführten 14 Waaren jtammen durhweg zum mweitaud 
größten Theile aus Ländern des Seeverkehrs; mit Ausnahme der Roh— 
feide jogar ganz oder überwiegend aus außereuropäifchen Ländern. Sie 
jtellen mit einem gejammten Einfuhrwerth von 985 Millionen Mark rund 20 
Prozent der ganzen deutſchen Waareneinfuhr (26 Prozent der deutfchen Rohſtoff— 
einfuhr) dar. Der Kleine Untheil des überwiegenden Landhandels (Gruppe IV 
insgefammt 9 Prozent), den die Tabelle nachweiſt, ijt bei den meilten Waaren 
überdies auf Rechnung des Durchgangverkehrs holländifcher und belgifcher Häfen 
zu feßen, ebenjo wie der Antheil der Gruppe II bei der großen Mehrzahl der 
Waaren auf da3 Konto des englifchen Bwifchenhandels fält. Thatjählid 
ftammen fajt alle Waaren der erſten Abtheilung, deren Gejammtbetrag 
— einjchließlih der hier nicht näher aufgeführten Produkte — fi) auf etwa 
1200 Millionen Mark, aljo annähernd auf ein Viertel der gejammten Waaren— 
einfuhr, ein Drittel der Rohftoffeinfuhr jtellen dürfte, aus überfeeifhen 
Ländern oder aus europäijhen Staaten ausſchließlichen oder über- 
wiegenden Seeverkehrs. 

2. Zu der zweiten Abtheilung gehören vor Allem die übrigen Roh» 
ftoffe der Tertilinduftrie, Schafwolle, Flachs und Hanf; ferner ein großer 
Theil der Rohjftoffe der Lederinduftrie, namentlid; Rindshäute, Roßhäute ꝛc.; 
von den Rohſtoffen der Metallindujtrie kommt bier unzweifelhaft Kupfer 
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in Betracht, von denen der Nahrungs- und Genußmittelinduftrie Rohtaback, 
für die Delindujtrie die Einfuhr von Oelkuchen, Leinſaat ꝛc., die aber auch 
neben Kleie, NReisabfüllen und dergleihen als Viehfutter und Dünges 
mittel verwandt werden. Endlich fei Hier auch die große Einfuhr von Pro— 
duften der Hochſeefiſcherei geredhnet, an der ja auch die deutjche Fiſcherei 
einen jteigenden Antheil nimmt, alſo vor Allem friſche Fiſche, Heringe, Thran, 
Walfiſchbarten und dergleichen mehr. 

Auch für diefe Abtheilung find im Folgenden die Herkunftsländer der wich— 
tigiten Waaren zufammengejtellt : 























pi Wert b In Prozent der Cinfuhr ent- 
= Waarengattung der Einfubr | fielen auf die Ländergruppe 
—E in 

ẽ Millionen ME. IV. 











1. | Schafmole  -» » 2 2 2 22. 241. 
2. BRIDGE: = = 0:5 ren 24.» — 91 8 
J See 224 — 92 7 
4. Hindshäute . - 2 2 5, 83 2 1 14 
ler. 44; 20 8 | s6 | 36 
6. Oelkuchen. 53. 46 10 30 14 
DE a ka te 50, 52 — 38 10 
8 | Sunfer sth - - > 785 78 22 — — 
9. 1 A EN EEE 92. 74 4 — 22 
10. Friſche File. - » > 2 2... 34. 2 58 24 16 
a... 32,1 11 65 — 24 
761. 56 13 14 17 
83 





Der Seehandel überwiegt bei den hier verzeichneten 11 Waaren, die 
15 Prozent der Gefammteinfuhr, 20 Prozent der Nobhjtoffeinfuhr ausmachen, 
ebenfall8 bei Weitem. Auf den reinen Scehandel (Gruppe I und II) ent: 
fallen 69 Prozent, auf die Gruppe des überwiegenden Seehandels weitere 14 Pro— 
zent. Außerdem ijt aber zu beadten, daß der größte Theil des Handels der 
Gruppe IV (17 Prozent) gar nicht als Landhandel angefprochen werden fann. 
Bon dem Handel mit Heringen und friſchen Fiſchen, den Holland und Belgien 
treiben, ijt das ohne Weitered Far; aber auch der große Handel mit Schafwolle 
und Rohtaback, der für Gruppe IV verzeichnet ift, iſt in Wirklichkeit ganz über: 
wiegend belgiſcher und holländiſcher Zwilchenhandel für die in Antwerpen, Amjter: 
dam und Rotterdam gelandeten überjeeifchen Produfte. 

An Wirklihleit gehören aud von den Waaren der zweiten 
Abtheilung mehr als ?/,, dem Seehandel, und zwar der weitaus größte 
Theil dem Ueberſeehandel, an. 

2a. Eine Mitteljtellung zwifchen der zweiten und dritten®aaren= 
Abtheilung nehmen einige Rohſtoffe und Halbfabrifate ein, wie Braun- 
fohlen, Eifenerze, Blei- und Kupfererze, Wollengarn, Leinen und Baummollens 
garn 2c., Die zur Ergänzung der heimiſchen Produktion dienen, ohne ihr jedoch 
eine eigentliche Konkurrenz zu machen, deren Einfuhr aber zum Theil in den 
legten Jahren dem Werthe_nad) der inländischen Produktion nicht allzu jehr nad 
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ftand. Die mwichtigften enthält die Tabelle, aus der ſich ergibt, dak fie mit Aus— 
nahme der ausſchließlich aus Oeſterreich importirten Braunfohlen überwiegend 
europäifchen Ländern direkten Seeverfehrd, und zwar namentlih Großbritannien 
(Baummollen- und Wollengarn), ſowie Spanien und Schweden (Eifenerze) ent— 
jtammten. 


. 




























” Werib In Prozent der Einfuhr ent 
* Waarengattung der —— fielen auf die Ländergruppe 
& Millionen Mt. IV. 
1. | Brauntoblen . 

2. ifenerze 

3. | Wollengarn 

4 | Baummollengarn 


Summe 


3. Wejentlih anders liegt das Verhältniß zwiſchen Landhandel und See- 
handel bei den Robjtoffen und Nahrungsmitteln der dritten Waaren: 
abtheilung, zu der hauptſächlich die in Konkurrenz mit der deutichen Landwirthr 
Schaft eingeführten Agrarprodufte gehören, deren 13 wichtigſte Artifel mit einem 
Einfuhrwerth von zuſammen 1243,, Millionen Mart = 25 Prozent der ganzen 
Waareneinfuhr und gleich rund 33 Prozent der Rohitoffeinfuhr in folgender 
Tabelle aufgeführt find. 









n Werth In Prozent der Einfuhr ent- 
3 Waarengattung der Einfuhr fielen auf die Ländergruppe 
in 

Ss 

fe] 


Millionen Mt. L | IL II. | IV. 






































1. | Weizen . 43 4 
2. | Roggen 28 5 
3. | Gerfte 3 8 
4. ] Safr . . . 51 2 
5. ae Obit . 4 9 
6. Wein in Fäſſern 2 29 
7.1 Schmalz 96 1 
8 | Fleih . 56 2 
9, iet . » — 2 
10. | Kühe . — — 
11. | Pferde. 6 5 
12. xchſen. rg 19.1 — — 
13. | Holz, Baw- und Nutzholz 290,5 6 18 
24 8 40 28 
— u 
32 





Bon der ganzen Einfuhr ftammten nur 24 Prozent aus dem Ueber— 
feebandel (Gruppe I), nur 32 Prozent auß dem reinen Scehandel 
(Gruppe I und II). Mehr als zwei Drittel der Einfuhr dagegen 
tamen aus den europäijhen Nahbarländern, Hauptfählid aus 
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Rußland und Deiterreidh, in zweiter Linie aus den Balkan— 
ländern. Bon den überjeeifchen Ländern kommen bier lediglich die Vereinigten 
Staaten in Betradht, von den europäischen Staaten des reinen Seehandels haben 
nur die Mittelmeerländer bei der Weineinfuhr, ſowie bei der Holzeinfuhr Schweden 
und Norwegen einen nennenswerthen Antheil. 

Die Einfuhr von Ganz: und Salbfabrifaren, die zumeift in Sons 
furrenz mit der bdeutjchen Induftrie importirt werden, foweit fie nicht bereit3 
erwähnt ift, kann hier außer Betradht bleiben; es find naturgemäß ganz über— 
wiegend die induftriellen europäiſchen Nadpbarftaaten jowie Großbritannien, auf 
die diefer Theil der Einfuhr entfällt. Der Landhandel überwiegt bier; für die 
zur See eingeführten Fabrifate könnte außerdem im Bedarfsfall unfchwer im 
Inlande felbit oder aus den Nachbarftaaten Erſatz gejchaffen werden. 

Ebenfo jind diejenigen Rohſtoffe nicht weiter aufgeführt worden, bei denen 
die Ausfuhr die Einfuhr weit überjteigt; das find in eriter Linie Steinfohlen, 
deren Einfuhr 69 Millionen Mark (Hauptfählih aus England) eine Ausfuhr von 
160 Millionen Mark gegenüber ftand. 

Es ergiebt ſich alſo, daß jich die —— Rohſtoffeinfuhr in der Haupt— 
ſache auf die drei Waarengruppen annähernd gleichmäßig vertheilt, wenn auch 
auf die dritte Waarengruppe etwas mehr als '/,, auf die zweite etwas weniger 
entfällt. Won den beiden erſten Waarengruppen, bei denen von einer 
Konkurrenz der eingeführten Waaren gar nicht oder nur in geringem Maße die 
Nede jein kann, entfallen mindejtend neun Zehntel der bewegten 
Gütermwerthe auf den Seebandel, und zwar hauptjählid auf den 
überfeeifchen Sandel, während bei der dritten Waarengruppe, die 
die in Konkurrenz mit unferer Landmwirthfchaft eingeführten 
Waaren umfaßt, der reine Seehandel noch nicht ein Drittel, der 
Ueberfeebandel nod nicht ein Viertel der Einfuhr ausmadt. 


B. Ausfuhr. 

Die Unterfuhung der Ausjuhrbewegung wird dur die Zerfplitterung des 
Erport3 in zahllofe Artikel, namentlich bei den Fabrifaten, jehr erſchwert. Da 
außerdem von fait allen Produkten mit überwiegender Einfuhr aud eine Kleine 
Ausfuhr vorhanden iſt, jo erwies es ſich ald nothmwendig, die Darftellung in der 
Hauptjache auf die Produfte mit überwiegendem Erport zu bejchränfen. 

1. Die Ausfuhr von Robftoffen und Sabrifaten der Landwirth— 
ſchaft und der landwirthſchaftlichen Nebengewerbe jtellt ji im Ganzen 
auf mehr als 500 Millionen Mark. Die widtigiten Ausfuhrmwaaren find in 
nachjtehender Tabelle zujammengeitellt, aus der ſich ergiebt, daß fie zu an— 








Abfoluter 
Merth der 
Ausfuhr in 

Millionen Mt. 


Dr Prozent der Ausfuhr ent 
elen auf die Ländergruppe 





Maarengattung 






Laufende Nr. 









MWeizen . 
Mehl 
Zucher . 
Hopfen . . 







nm 






Zumme 
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näbernd P/,, in Ränder dedreinen oder überwiegenden Seever— 
kehrs abgejeßt werden. 

2. Un der Ausfuhr von Robftoffen und Halbfabrifaren des Berg: 
baus und der Induftrie it der Seehandel nur in geringem Umfange be- 
theiligt; Brennstoffe wie Steinfohlen und Kot3 wurden überwiegend auf dem 
Landweg in die Nahbarjtaaten abgeſetzt. Bei Zink erreidhte der Antheil des 
reinen Seehandel3 allerdings bereit3 mehr als ?/, des Erports, während er ſich 
für Stabeifen nur auf '/, itellte. 














Werth 
der Ausfuhr 
in 
Millionen Mt. 


In Prozent der Ausfuhr ent- 
fielen auf die Yändergruppe 






Waarengattung 






Stabeilen - - - . 2 2 20. 30,6 
int . — ler gi { 
Steintohlen 

Ko. . 


»so- [laufende Nr. 





J 
1 12 





3. Bon größter Widtigfeit ift der Seehandel für den Abfag 
der Fabrikate. Umſtehende Tabelle verzeichnet 35 Waaren aus 10 verſchie— 
denen Induſtrien mit einem GErportwerth von zujammen 1458 Millionen Mark, 
aljo gleich mehr als der Hälfte (53 Prozent) der gefammten deutjchen Fabrikaten— 
ausfuhr. 

Der Antheil de überfeeifhen Handels (Gruppe I) iſt thatjächlich 
nod größer, als e3 nad) diejer Zuſammenſtellung erjcheint, da ein großer Theil 
der unter Gruppe II verzeichneten Ausfuhr nach England in Wirklichkeit für 
Großbritannien nur Zwifchenhandel ijt und den überſeeiſchen Ländern, namentlich 
den englifhen Kolonien, zugeführt wird. 

Der überwiegende Landhandel (Gruppe IV) bewegt ji bei den meilten 
Industrien zwifchen 20 und 31 Prozent; nur bei der Ausfuhr von Bier jteigt 
er auf 36 und nur bei dem Export von Gegenftänden der Litteratur und bilden: 
den Kunſt auf 50 Prozent. Relativ am wichtigiten war der reine Seehandel 
bei der Ausfuhr der Holzindustrie (84 Prozent) und bei der Glas- und Stein— 
induftrie (75 Prozent); auch bei der Textilinduſtrie (67 Prozent), bei der chemi— 
ſchen Induſtrie (67 Prozent), fowie bei der Lederinduftrie (66 Prozent) jtellte 
fi der Antheil des reinen Seehandels noch duf zwei Drittel des Exports. 

Hinfihtlih der Geſammtausfuhr von Fabrifaten jtuften ſich Die 
einzelnen AInduftrien folgendermaßen ab: 


1. Textilindustrie (einſchl. Kleiderfabrifation) . . . 762, Mill. Mart 
2, Metallinduftrie: 
a) einfach bearbeitete — 10 F 
b) Fabrikate... . . en tere r 
c) Eijenbahnfahrzeuge . - ee J 
d) Maſchinen und Auftrumente EI 2.2: 280, — 


Metallinduftrie 672. v Mart 
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F Werth dm Prozent der Ausfuhr ent- 
2 Wanrengattung — elen auf die Ländergruppe 
..- T in 

= . 

& Mil. DIE. a8 BE 











Textil⸗Induſtrie. 

1. | Dichte Baumwollengewebe x. . - - . 68, 36 32 5 27 
Baummollene Bofamentierwaaren ıc.. . 20, 30 45 4 21 
Baummollene Strumpfwaaren - . » . 52. 65 21 1 13 
Baummollene Leibwäle . -» :» .» . 15. 13 18 26 43 
Wolle, Tuhe und Zeugmwaaren x. . .| 138: | 25 35 13 27 
Mollene Strumpfwaaren, unbedeckt . 243 19 52 3 26 
Mollene Pojamentierwaaren . . . . 20,» 24 33 7 36 
Kleider und Putzwaaren &. . ... 79, 15 45 4 36 
Halbieidenwaaren -» » » >» 2»... .1 107 33 43 4 20 
Künftlihe Blumen . - . 2 2 22. 5, 12 14 2 12 

532. | 31 | 36 7 | 26 
— — 
67 
74 
2. MetalleInduftrie; Mafchinen und 
Inftrumente, 
Eiſenbahnſchieeen. 2... 13» 21 28 17 34 
Grobe Eifenwaarn .: » » 2.2 ..1 1224 20 23 22 35 
ie Eifenwaaren . > = 2 2 m 2. 37.4 30 28 14 28 
eine Rupferwaaren . . een 21,» 19 32 21 28 
Waaren aus edlen Metallen RER ER 4lı 12 24 32 32 
— WW n« . 2.7] 143. 11 20 35 34 
FR 25, 28 48 12 12 
—— — — Infirumente ge 16. 24 16 27 33 
Gewehre zu Striegszwedten — — 4» | 88 12 = — 
426 « 19 24 26 31 
— 
43 
69 

3. Chemiſche Induſtrie. 

Alizarin . In 16, 58 16 13 13 
Anilin und aubdere Theerfarbftoffe . 72» 40 26 12 22 








» (Laufende Nr. 
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Werth F Prozent der Ausfuhr ent⸗ 

Waarengattung eg elen auf die Landesgruppe 

rin 
Mi. ME.| ı | IT. |. IV. 
Leder: und Kautfchuf: 
Juduſtrie. 


10. 


Feine Lederwaaren . 
Lederne Handſchuhe 


Grobe und feine Kautſchukwaaren 


Glas⸗ und Stein-Induſtrie. 


—— a de 
Fayencewaaren x. . 
Hohlglas, grün . 

Gement . 


Papier⸗Induſtrie. 
Papier aller Art 


Solz⸗Induſtrie. 


Feine Holzwaaren 
Bürftenbinderwaaren 


Nahrungs: und Genußmittel, 
Bier GE 


Schmud, 
Maaren aus Bernitein 


Litteratur, 
Bücher, Karten ıc. 
Farbendrudbilder 
Zumme . 


Uunalen des Deutſchen Reihe. 1900. 








70. 10'233 66 

No 18 4 ı 7 31 

128» |: 15 | 25 10 50 
50 
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3. Chemische Induftiie - - 2 2 2 2 202020. 339, Mil. Marl 
4, Lederinduftrie . . re ar Re a AR = 
5. Literatur und bildende Kunft > ala a ira en ABB R 
6. Steine, Thon- und Glasinduftrie - . » » » . 107, u x 
7. Rurzwaaren, Shmud und Spieleug . . . . . 106, „ u 
8. Bapierinduftrie . re et ne 5 
9. Induftrie der Holz- und Schnihſtoffe. Pa 060 
10. Kautſchukinduſtrie. . . 44; 


Ubgejehen vom Baugewerbe giebt es feine deutiche Xndu- 
jftrie, die niht infehr erheblidem Umfang auf den Erport ihrer 
Fabrikate angewieſen wäre, bei dem die Länder des ausfchließlichen 
oder überwiegenden Seebandels fait durchweg als Ubfaggebiete in 
erfter Linie ſtehen. 

C. 3ufammenfaflung. 

Als NRefultat ergiebt fi Folgendes: Bon den großen Zweigen der nationalen 
Produktion ijt die Landwirchfchaft mit ihren Nebengewerben ald Produzentin 
an der Ausfuhr zur See für eine Anzahl ihrer Produfte, namentlih Zuder, in 
hohem Grade unmittelbar betheiligt. Bei der Einfuhr iſt fie vor Allem an der 
Aufrechterhaltung der Zufuhr von Diüngemitteln und Abfällen, ſowie von Mais 
intereffirt. Noch größer ift das nterefje der Induſtrie am Seehandel und 
am Seeverfehr. Es giebt feine große deutjche Induftrie, die nicht für die Ein— 
fuhr von Rohſtoffen oder die Ausfuhr von Fabrikaten in mehr oder minder 
. großem Maße auf die See angewiejen wäre; die meijten Induftrien find fogar 
nad beiden Richtungen hin interefjirt. 

Am größten ijt die Abhängigkeit vom Seehandel bei der Tertilinduitrie, 
die 9,0 ihrer Nohitoffe vom Ausland und überwiegend zur See bezieht und °/, 












dabl der — ten m 
Berufsgruppen der Betriebe Kai —* en 


1. Textil⸗Induftrie. 





Baumwolle 147121 | 32618 

Wolle 153 098 | 22731 246 635 

Jute. 5 839 — 14 484 
einen . 67 792 5671 96 392 

Seide 56 082 6 732 69 801 





Gemifchte Stoffe und Sonfgs, 
ſowie ohne Angabe . . 
2. Leder⸗JIuduſtrie 


Lohmühlen und Gerberei 


— von Gummi— 
uttaperchawaaren 


78078 | 28361 
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a 
der — 
Zahl Zahl thätigen, 
Berufsgruppen der Betriebe der beichäftigten Dienenden 
Berfonen und 
Angehörigen 
überhaupt 
3. Befleidung n. Reinigung 8418 845 1390 604 2973700 
PVerfertigung von Wäſche, 
Kleider, Roptbeb — 
(Schneiderei) 505 404 836 178 
Schuhmadherei 287 160 888 443 
4, Induftrie der Holz⸗ und 
Echnitftoffe. 219914 598 496 1688592 
Holzzurichtung und Konfer- 
virung i 12 591 74 972 
Blatte Solzmanıen (Kifchlerei 
und Parlettfabrifation . . 124 777 328 978 
4a, Bimmerer (Baugewerbe) 37 787 133 322 583117 
5. — der Metall: 
verarbeitung. 158 618 639 755 2152789 
Edle Metalle. . i 6 264 40 886 
Unedle Metalle, — Ciien 
und Stahl . 9 128 74 212 
mes 88357 10 596 
Erzeugung und Berarbeitung 
etalllegirungen aller Art 4270 58 701 
Siem und Stahl . . . 143 226 524 707 
Schmany und Weißlehertel 
51 6461 
* 20 640 49 958 
6. Induftrie der Mafchinen, 
ftrumente n. Apparate 87 879 582 672 1041 127 
Maichinen und Apparate . 7829 269 086 
Magen und Schiffsbau 46 811 161 037 
Schußmaflen . i 1408 21 904 
Mufitinftrumente, obne Rin- 
deripielmaaren . 6 227 29 272 
Elektriſche Maſchinen, Anlegen: x. 1143 26 821 
7. Chemiſche Induſtrie. 10 385 115 231 289 526 
Ehemifche Großinduftrie . 458 26 925 
Sonftige Berarbeitung von 
chemischen as — 1458 12 696 
Apothefen . 5 354 15 519 
8, Juduſtrie der Leuch offe 
Seifen, Fette, O gt j 6191 57909 131070 
Licht: und — 2228 3653 
Delmühlen 13 751 7921 
Summe 1-8 1622 236 4671589 |11 192152 


46* 


ee 
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ihre Exports in Ländern des Seeverkehrs abſetzt. Aehnlich iſt die Stellung 
der chemiſchen Indujtrie, der Leder: und Kautjchufindujtrie, fowie 
der Metalliuduftrie, die alle vier, ſowohl für die Einfuhr ihrer widtigiten 
Rohitoffe, wie für die Ausfuhr ihrer Fabrikate, des Seehandels bedürfen. Auf 
der Tertil- und Lederindujtrie baut fi die große Induſtrie der Beklei— 
dung und Reinigung, die Schneiderei und Schuhmacherei auf. Die Holz- 
indujftrie ift überwiegend an der Einfuhr, zum Theil aber aud) an der Aus— 
fuhr intereffirt. Dasjelbe gilt von der Induſtrie der Nahrungs- und 
Genußmittel. Für die Fabrifation von Shmud, Kurzmwaaren 
und Spielzeug, für die Steine, Thon=- und Glasinduſtrie und für 
die Bapierindujtrie überwiegt das NAusfuhrintereffe. Endlich iſt ſelbſt für 
das Baugewerbe, jpeziell für die Zimmerei, die Holzeinfuhr von Wichtigkeit. 

In der vorjtehenden Tabelle ift die Zahl der Betriebe und der beſchäf— 
tigten Berfonen, fowie der Erwerbäöthätigen mit ihren Ange: 
börigen nad der Gewerbe» und Berufszählung von 1895 in denjenigen ns 
duftrien und einzelnen Gewerben zufanmeengeitellt, die bei einer Unterbin— 
dung der Zufuhr von Rohſtoffen ſtark getroffen werden und zum größten 
Theil die Arbeit einftellen müßten. 


In diefen 8 großen Induſtrien, die überdies gleichzeitig meiſt ſtark für die 
Ausfuhr arbeiten, waren im Jahre 1895 4,672,000 Erwerbsthätige in 
1,622,000 Betrieben befchäftigt, die mit ihren Angehörigen rund 11,200,000 
Köpfe umfaßten. Das find nahezu °/, (58 Prozent) von der Gejammtzahl der 
induftriell thätigen Perfonen (8 Millionen), mehr als °/; (78 Prozent) aller in= 
duftriellen Betriebe (2,,, Millionen) und 60 Prozent der von indujtrieller Be— 
ihäftigung lebenden Menjchen (18, Millionen). 

Auch in den übrigen Induſtrien würde jich bei Sperrung der Gee die Pros 
duktion faum in größerem Mafitabe aufrecht erhalten laſſen, da fich fait überall 
ein partieller Rohſtoffmangel einjtellen, oder die Gelegenheit zur Ausfuhr 
erheblich bejchränft wirde. 

Us Ausfuhrinduftrien fommen hier außer den genannten nod die 
Industrie der Steine und Erden, namentlid die Zement», Porzellan- und 
Glasfabrifation (zjufammen im Jahre 1895 5688 Betriebe mit 137,736 
Beichäftigten und ca. 300,000 Erwerbsthätigen und Angehörigen), jowie die 
Papierinduftrie (71,631 Betriebe mit 152,909 Bejchäftigten — 306,547 Er: 
werbsthätige und Angehörige —) in Betracht. An der Rohſtoffeinfuhr find 
ferner große Theile der Induſtrie der Nahrungs- und Genußmittel intereſſirt, 
von denen hier nur die Tabadfabrilation (19,357 Betriebe, 153,080 Be- 
ihäftigte, 273,692 Erwerbsthätige umd Angehörige) genannt fei, Am Ganzen 
find mindejtens zwei Drittel der induftriellen Bevölkerung in ihrer Arbeits: 
gelegenheit direft von dev ungehinderten Einfuhr und Ausfuhr ab» 
hängig. 

Auch für den Handel und das Verkehrsgewerbe iſt, wie feiner weiteren 
Darlegung bedarf, die Fortdauer des Seeverkehrs von tiefgreifender Bedeutung; 
jeine Unterbindung würde einen fehr erheblichen Theil der in Handel und Wer- 
fehr thätigen Perjonen, deren Gefammtzahl ſich 1895 auf 2,15; Millionen (6 Milli» 
onen Ermwerbsthätige und Angehörige) belief, außer Arbeit ſetzen. 

Angefichts diefer großen Abhängigkeit der deutſchen Volfswirth: 
ſchaft vom Seeimport und Seeepport muß die Offenhaltung der See 
als eine Lebensfrage der Nation bezeichnet werden, 
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VI, Der Konſum. 


Der mwachfende Woblftand des deutſchen Volkes, die allgemeine 
Sebung der Lebenshaltung, die ſich auch in dem Sinken der Sterbeziffer und 
in einer Zunahme dev Eheſchließungen (1881/85: 7,,, 1896/98: 8,, pro 
Mille) ausprägt, auf die man indirekt aus der ganzen Entwidelung des deutfchen 
Handels fließen kann, läßt fich auch direkt jtatitiih aus der Steigerung des 
Verbrauchs einer Neihe wichtiger Waaren belegen, deren Produktion und Rous 
jumtion im deutſchen Zollgebiet von der Neichsitatijtif regelmäßig erfaßt wird. 

Bei den im Inlande — wenn auch theilweife unter Heranziehung aus— 
ländiſcher Rohitoffe — produzirten Nahrungd= und Öenußmitteln 
jtieg der Zuderverbraud von 7, kg pro Kopf der Bevölkerung im Jahre 
1886/87 auf 11, kg im Sahre 1897/98 und 12,, kg im Jahre 1898/99. 
Die Kopfquote des Bierfonjums erhöhte ji von 1880/81 bi$ 1898/99 von 
84,, auf 124, Liter, während der Branntweinverbrauch heilfamerweife von 
1889/90 bis 1898/99 von 4,, Liter auf 4,, Liter fiel. Der Tabadverbraud) 
in rohem und verarbeiteten Zujtande jtellt jich für die Jahre 1881/82 bis 1885/86 
auf 1,, kg, für 1895/96 bis 1897/98 auf 1,, kg pro Kopf. 

Auf den Kopf der Bevölkerung waren ferner für menſchliche und thierifche 
Ernährung fowie für gewerbliche Zwede verfügbar: 

Im Durchſchnitt der Jahre: 1879/84 1889/94 185/184 


kg kg kg 
Roggen . . —— 112,s 125,; 
Weizen und: Sieh, er: 70,4 78,8 
Serie. . . 2 Se ae, Mi 55, 60,% 
SHſerrr ee 80,, 91, 
Kartoffeln . . ü 339,9 398,, 453,5 


Unter den eingeführten Waaren des täglichen Berbrauds jind 
bejonders jtarf die nachitehend verzeichneten Artikel gejtiegen, deren Kopfquote 
jih folgendermaßen jtellte: 

Im Durdjichnitt der Jahre: 1876/81 1881/85 1896/98 


kg kg kg 
Ausländische Gewürze . . . Os OÖ, O,s 
Sefalzene Heringe . . 2,38 8,0 Bas 
ober Kaffe - -. » 2233 2,4 2,00 
Kakao und Bohnen . . . . Oo 0,08 Us: 
Südfrüdte. -. » > 01 O,ns Los 
Thee te ae u 0,08 O,o0s O,05 
HE 5. 00 Ic LA 2 
Petroleum . . 8,54 16,54 


Die Steigerung der ulansiertie Thätigfeit zeigt vor Allem die 
Zunahme des Verbrauches an Wohle und Eifen. Der Kohlenverbrauch pro 
Kopf jtieg von 1881/85 bis 1896/98 von 1445 kg auf 2261 kg im Jahres— 
durchichnitte, der Eifenverbrauc im gleichen Zeitraum von 74, kg auf 131,, kg. 

Gleichzeitig ftieg der Verbrauch an roher Baumwolle von 3,5, auf 5, kg, 
der von Jute fogar von O,4, auf 1,.,; kg. Für die leßten Jahre jtellte ſich die 
Kopfquote des Konſums beider Waaren in Kilogramm: 

1896 1897 1898 
Baumwolle . 2» 22. dp 5.se 6,30 
Jute ... 4 1,97 1, 2,44. 
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Die aufgeführten Waaren find faſt durchweg Gegenſtände des Maſſen— 
konſums; die vafhe Zunahme ihres Verbrauchs beweift, daß der Aufſchwung 
des deutſchen Außenhandels in ſehr erheblichem Umfang den breiten 
Maſſen zu Gute gekommen iſt. 


III. Theil. 
Der deutſche Schifffahrtsverkehr. 


I. Geſammtverkehr. 


Der Verkehr in den deutſchen Häfen entwickelt ſich von 1894—1898 
nad) der Reichsſtatiſtik wie folgt: 





Gefammtzahl der Schiffe Beladene Schiffe 













5 | Damofräife | Separate Dampfiäite | Seneitite 
A Zahl Tonnage Zahl Tonnage Zahl Tonnage Zahl Tonnage 
1000 t, 1000 t, 1000 t. 100 1. 








1894] 69 315/24 154| 74108] 5 233] 143 418! 29 387] 61 179) 18 900] 53 178) 4 100] 114 357] 23 060 
1895| 65 970) 24 256| 67 860) 4224| 133 830| 28 481] 57 719! 18 200] 49 665| 3 200] 107 884 21 400 
1896] 71 528 26 270] 76 008) 4 780] 147 536) 31 046| 61 764| 21 300] 55 017] 3 600] 116 781) 24 900 
1897| 77 485' 28 500| 77 366 4620| 154 851! 33 116| 66 984| 22 900] 55 979! 3450| 122 963] 26 350 
1898] 90 2787| 30 2261 83 464, 5 296] 174 251| 35 522] 79 532] 24 545) 59 609| 3951| 139 141| 28 496 


Hierbei ift zu berüdfichtigen, daß für die deutſchen Schiffe mit dem 1. März 
1895 eine neue VBermefjungsordnung') erlaffen ift, die am 1. Juli des- 
jelben Jahres in Kraft trat. Die dadurch Hervorgerufenen Veränderungen machen 
e3 für die Zwede des ſtatiſtiſchen Vergleiched, wenn man die heutigen Bahlen 
zu Grunde legen will, nothwendig, bei den Zahlen der Tonnage vor 1895 für 
deutfche Dampficiffe einen Abzug von 14 Prozent, für deutſche Segelſchiffe einen 
Abzug von 5 Prozent zu mahen. Sollte man umgekehrt die heutigen Zahlen 
den früheren anpaffen, jo würde ein Zufhlag von 5 Prozent für Segel- und 
17 Prozent für Dampfichiffe zu machen ſein. Für das Jahr 1895 läßt fi 
die Wirkung der VBermeflungsänderung nicht ermitteln, da in dieſem Jahre nur 
verhältnigmäßig wenig (an 500) Schiffe nad) der neuen Ordnung vermeſſen 
wurden.) So ſind die Zahlen dieſes Jahres ebenjo wie die früheren Zahlen 
zu behandeln. 

Bon 1873 bis 1894 hat fi die Gefammtzahl der Schiffe, die in deut— 
ſchen Häfen ein= und audgingen, gehoben 

von 94,700 auf 143,400, 
die Gefammttonnage 
von 11,, auf 29,, Millionen Reg.-Tons, 
eine Steigerung der Zahl um 51,, Prozent, der Tonnage um 147 Prozent oder 
um 2,; Prozent bezw. 6,, Prozent pro Jahr. 
Bis 1898 hat fi dann die Zahl der Schiffe auf 174,200, die Tonnage 








9) Bergl. Reichs⸗Geſetzblatt 1895, S. 160 
7) Mergl. Statiftif der Seefhifiahrt für das Jahr 1895, Deutiche Reichsftatiftit Neue 
Folge. Bd. 87 Abth. 15 
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auf 35, Millionen Neg.-Tons gehoben, eine Vermehrung bon 30,800 Schiffen 
und 6,, Millionen Reg.-Tons, 

Seht man die Zahlen für 1873 mit 100, fo find im Jahre 1894 die 
Indernummern 151 bezw. 247 erreicht, 1898 dagegen 184 bezw. 298, in vier 
Jahren eine Vermehrung der Schiffszahl und der Tonnage um jeweilig rund ein 
Fünftel. Der weitaus größere Theil diefer Steigerung liegt in 
der Zeit zwiſchen 1896 und 1898. 

Bon 1894—1896 war die Steigerung 4138 Schiffe") mit 1,, Millionen 
Reg.Tons. 

Bon 1896 —1898 war die Steigerung 26,695 Schiffe mit 4, Millionen 
Reg.Tons. 

Bon der Geſammtzahl der verkehrenden Schiffe waren beladen: 

1894 auf 114,357 Schiffe mit 23,, Millionen Reg.-Tons 
(oder 79,, Prozent der Gefammtzahl und 78,, Prozent der Gejammttonnage), 
1598 auf 139,141 Schiffe mit 28,, Millionen Reg.-Tons 
(oder 79,, Prozent der Gejammtzahl und 80, Prozent der Gefammttonnage). 
Das Jahr 1894 mit 100 angefeßt, entwidelte ji) der Schiffsverkehr wie folgt 


Indernummern. — 
Schiffe Tonnage Schiffe Tonnage 
1894..... 100 100 100 100 
1895. .... 93 97 94 93 
1896. .... 103 106 102 108 
1888 108 113 108 114 
18980..... 121 121 122 124 
1894 gehörten 74,103 Schiffe mit 5,, Mill. Reg.-Tons; in das Gebiet des 
1896 " 66, 998 n n 4,7 " ” Segelfchiff: 
1898 „ 83464 , 5,5 verkehrs. 


Es zeigt ſich in dieſer Tendenz ein Schwanten nad) unten und oben, wobei 
auch die Segelſchiffe eine abfolute Zunahme in Folge des gewaltig wachjenden 
Küſtenſchleppperlehrs in der erheblih zunehmenden Hochſeefiſcherei aufweiſen. 
Annerhalb des geſammten Schiffahrtverfehrs ift indeß der Segelſchifſpverkehr 
relativ wiederum zurüdgegangen. 

Er madte 1894 . . 51,, Prozent der Zahl und 17,, Prozent der Tonnage, 

11.°7. BONS |. Ss era 15 ——— 
1898 . 4731 
Die Vertheilung des Schifisverkehrs auf Horn. und Oſtfee gejtaltet 


ſich wie folgt: 


Nordſee Oſtſee 
Anzahl Millionen Reg.-Tons Anzahl Millionen Reg.-Tons 
1894... 82,539 0. 61,127 11,s 
1896... 84,460 20,4 63,447 10,, 
1898... 109,000 23,8 70,200 12,0 
1871 er war das Nordfeegebiet mit 38 Proz. der Schiffszahl und 58 Proz. der — betheiligt 
" ” ” — ” ” ‚u “ " 
1896 " ” " " 57, * ” ” * ” 66, 1 " ” s ” 
1 ” ” " " ‚s ” ” ” " 66, 5 ” " ” " 


N Das in den lettteren Jahren eingetretene rafchere Wachſen der Schiffszahl gegen- 
über der Tonnage erflärt fih aus dem Aufichwunge, welchen der Schleppidiffahrtsverlehr 
mit jogenannten Seeleichtern genommen bat, der ſich jetzt vom Rheine bis nad Oftpreußen 
die ganze Hüfte entlang bewegt. S. unten Anm. ©. 694, 
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Der relative Rückgang der Bedeutung der Oſtſee für den 
Seeverlehr dauert an. 


I. Die Küſtenſchiffahrt. 

Für die Küftenfchiffahrt it das Jahr 1894 befonders wichtig geworden durch 
die Entwidelung, welche jeit dieſem Zeitpunft der Seefchleppverfehr genommen 
hat. Die Folge ift eine Vermehrung der Zahl der in der Küſtenſchiffahrt 
verfehrenden Schiffe von 1894—98 um 19,, Proz., der Tonnage um 22,, Proz. 
Bejonderd bedeutjam hat hier die Eröffnung des Kaiſer Wilhelm-Kanals 
im Juni 1895 gewirkt, durch den eine gefahrlojfere und kürzere Küftenverbindung 
zwifchen Nord» und Ditfee bergejtellt worden iſt. Seitdem hat ſich an den deut— 
jhen Küften im Wejten bis nad) den Niederlanden und den Rhein hinauf, im 
Diten bis nad) Memel, den däniſchen, ſüdſchwediſchen und ſelbſt den ruſſiſchen 
Ditfeehäfen hin ein Verkehr mit fogenannten Seeleihtern entwidelt, wie jie 
Ihon jeit Langen an den nordamerifanifchen Küjten und auf den großen Binnen- 
jeen in Gebraud) jind. ') 


Es verkehrten zwijchen den deutſchen Küſtenplätzen 


1894... . 90,097 Scdiffe mit 6,, Millionen Reg.-Tons, 
1896... . 88404 „ u 6, E ” 
1898... .. 107,673 „ „» Tees " " 


Diefe Entwidelung fällt im Wefentlihen auf die Dampfichiffahrt. 


Denn die Dampfer nehmen zwar zu um 22,, Prozent der Zahl, 14,, Pro: 
zent der Tonnage, die Segler um 14,, Prozent der Zahl, 24- Prozent der Ton— 
nage. Dieje Segler find aber in Wahrheit die von den Schleppdampfern ge— 
zogenen Kähne. 


Im Gejammtvolumen der Siiffßbeivegung umfaßte die Küftenfchiffahrt 


1873... der Zahl nach 46 Prozent, der Tonnage nad) 16 Prozent, 
1894 ee. ” ” ” 62,8 ” " " ” 22, n 
18986. er — — Bu J 
IDEE er S — „ 22% ü 


Diefer gewaltige Aufſchwung, der numerifh mit der Entwidelung der Ge- 
ſammtſchifffahrt Schritt hält, zeigt die zunehmende Bedeutung, die der Seeverfehr 
für Deutſchland beſitzt, auf das Einleuchtendſte, indem auch der Binnenver— 
kehr in ſteigendem Umfang, wo irgend angängig, den Seeweg 


— 


1) Diele Seeichleppverkehr vollzieht fich mit etwa 750—1000 t fallenden Laitichifien, 
von denen immer 5—6 von einem Schleppdampfer gejogen werden. Ihre Vorzüge imb: 
bedeutende Erjpamiß an Bantoften, Kohlen und Löhnen (ihre Bemannung beſteht gewöhn: 
lich nur aus 4 Mann), ihr geringer Tiefgang (8—15 Fuß), der fie befähigt, bis tief in 
die Flußmündungen und Kanäle bineinzufahren, und die Dampfer gleicher Größe meit 
übertreffende Tragfähigkeit. Die geringere Schnelligkeit gegenüber der Danpferverbindung 
fann um jo weniger ins Gewicht fallen, als in den Seeleichtern nur Maflenartitel wie Ge 
treide, Salz, Kohlen ıc. verfradhtet werden. Der Dortmund-Ems-fanal wird ihre Bedeutung 
für den deutichen Küſten- und Binnenverfcht noch jteigern. In Hamburg befist die Ver- 
einigte Bugftr- und Frachtſchiffahrtsgeſellſchaft bereits einen großen Sceleichterparf, in Bremen 
beichreitet man den gleichen Weg, und nad Eröffnung des Elbe-Trave-Kanals beabjichtigen 
die Lübecker Nhedereien ebenfalls Seeleichter in Dienft zu ftellen, um mit ihnen den Ver 
ehr zwiſchen den Oftfeehäfen und dem nern Deutichlands über Lübel”zu lenken. 


ee ee en — — — Te — 
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IH. Die Seeſchifffahrt im Verfehr mit fremden Ländern, 


Die Gefammtzahl der zwiſchen deutſchen und fremden. Ei ver: 

Febrenden Schiffe ftieg 
von 1804/96 von 53, 300 auf 56,300 
bi3 1898 . . a : 64,600, 

Die Gejammttonnage ſtieg in denſelben Zeitraum ‚von :23 auf 24 und 
27,, Millionen Reg-Tons. Das Jahr 18394 = 100 geieht, — dies folgende 
Zahlen: 
1896: ‚106 — 104;,, 

1898: 125 - „ : 120. 
Die sah der beladenen Schiffe itellte fich z 
1894 auf 41,700. mit 18,, Millionen Tong, 
18096 „ 44,000 „ 19 i 
1898 „ 51,500 „ 2a „ 

Wiederum 1894 — 100 gejebt, ergiebt dies für 1896. Die, ——— 
106 bezw. 103,,, für 1898 die Indexnummern 124 bezw. 120.— 

In der Zeit von 1873/94 betrug ‚die durchſchnittliche jährlihe Steigerung 
der verfehrenden Schiffszahl On: Prozent, der Tonnage 2,, Prozent, 

1894/96: 1,. Prozent. bezw. 1,, Prozent, 
1896/98: 5,5 R Pa Ser 

Auch hier it die Zunahme am Schluß der Periode eine no nie 
dagewejene, 

Um ein richtiges Urtheil über die Entwicelung der Schifffahrt mit fremden 
Ländern in ihrem Verhältnig zur heimifchen Küftenjchiffahrt zu gewinnen, genügt 
es nicht, die verfehrende Tonnage allein in Betradht zu ziehen. Vielmehr it es 
nothwendig, aud die tbarfächliche Verkehrsleiſtung nad) der Entfernung mit 
zu berüdjichtigen. Dann ergiebt ji allerdings eine nod weit erheblichere 
Steigerung der Leijtungen für den Berfehr mit fremden Län: 
dern, da ſich der Verfehrsradius jtändig, vergrößert hat, indem der Verkehr 
mit den entfernter liegenden und überſeeiſchen Ländern beſonders raſch zunahm 
Dieſe Steigerung der Verkehrsintenſität im Verkehr der deutſchen Häfen über— 
haupt geht aus folgender Berechnung hervor: 

1873 wurden im Schifffahrtsverkehr der deutſchen Häfen: mit ‚fremden Ländern 
zurückgelegt 15,680 Millionen Seemeilentonnen, ') 

1896: 50,548 „ 
1888: 623,301, „ 
d. h. eine Vermehrung don 100 auf 397, während in diejer Zeit fich die Schiffs 
zahl nur hob von 100 auf 131, die Tonnage von 100 auf 275. In der euro= 
pätjchen Fahrt wurden 1898 geleijtet 15,260,,, in der überjeeifchen dagegen 
47,041,, Millionen Seemeilentonnen. i 

Demnad find die Leiftungen in der Fahrt zwiſchen euros 
päifhen und deutihen Häfen heute ebenfo groß, der Umfang 
der Schiffsleiftungen zwifhendeutihen und überfeeifhen Häfen 
allein aber dreimal jo groß als die des gejammtemw deutſchen 
Seeverkehrs im Jahre 1873, 


" 





') Unter Seenteilentonnen veriteht man die Zahl der beförderten Regiltertonnenräume 
multipligirt mit der Entfernung in Seemeilen. Um die beförderte Gewichtsmenge aus der 
Negiftertonne zu berechnen, muß die leßtere mit 1" multiplisirt werben. (J Reg.-Tonne 
= 1! Gewichtstonne) 
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IV. Der Verfehr mit fremden Ländern nach Richtungen. 


Unter den beiden Hauptridhtungen im Verkehr mit fremden Ländern: dem 
Verkehr mit europäifchen und dem mit überfeeifchen Ländern, ſtieg: 

1. Der Berlehr mit europäifhen Ländern: 

1894 von 48,100 Schiffen mit 16,, Millionen Reg.-Tong, 
1896 auf 55,117 e - 11 J = z 
1898 „ 692400 0. 1 
Das Jahr 1894 — 100 geſetzt, ergiebt die folgenden Indernummern: 
1896: 115 bezw. 102, 
1898: 130 „ 114. 

Hierbei nimmt aber die Dampffchiffahre der Schiffszahl nad den 
Löwenantheil für fih in Anfprud, denn für fie geftaltet fi) die Entwidelung 
wie folgt: 

1894: 29,100 Dampfer mit 15,, Millionen * »Tong, 
1898: 40,000  „ 17 
Sept man wieder 1894 = 100, fo ergeben ſich für 
1898 die Zahlen 137 bezw. 117. 

Bei der Tonnage hat dagegen die Segelſchiffahrt anfcheinend raſcher 
zugenommen, was fich indeß wie oben daraus erklärt, daß die Seeleichter als 
Segelſchiffe aufgeführt werden und dieſe fpeziell im Verkehr mit den mordijchen 
Ländern jowie mit Holland und Belgien jchnell an Bedeutung zunehmen. 

2. Der Verkehr mit überjeeifhen Ländern entwidelte ſich wie folgt. 

Es verfehrten 

1894: 3864 Schiffe mit 6,, Millionen Reg.Tons, 
1896: 3955 u 7, J —— 
1898: A116 5 u Ba Fu 
Sept man 1894 — 100, jo find im Jehre 
1896 die Zahlen 102 bezw. 114, 
1898 „u „1065 „134 
erreicht. 

Hier ift die Tonnage ungleich rafcher geftiegen ald die Zahl, die zunehmende 
Bedeutung der modernen KRirfendampfer tritt Har zu Tage. 

3. Im einzelnen vertheilt ji der Verkehr auf die Rihtungen 
1894/98 wie folgt: 


Der Seeverkehr nad Richtungen. 






1894 | 1896 | 1808 |... 
TRUE Tonnage | Tonnage | Tonnage Zu- bezw. Abnahme 


in iu in 1000 t. 
1894/96 | 1896/98 







Europäifches ana . 
hmweden . } 
Norwegen . 
Dänemar . . . 
Großbritannien i 
Niederlande 
Belgien . 
Frankreich . i i 
Spanien und Portugal 
alien . . — 
eiterreich- Ungarn . 


Ak... 
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1894 Zur bezw. Abnahme 
Länder in 1000 t. 
1896/98 
Europäilche Türkei und Griechenland — 1,;| + 1, 
Rumänien und Rußland am Schwar- 
zen und Aſowſchen Meere. - — 1374| — 49, 
Große Seefilherii . + 57] + 19,4 
Britifch Norbamerita am Atlantik . + 0:| + 40» 
Vereinigte Staaten am Atlantit . + 6071| +1041,» 
Merito und — — am * 
lantit. . . : + 7 — 1 
Weftindien. . — 560 + 26, 
Sübamerifa am Atantit nordich 
von Brafilien . . —- 1: + 65 
Brafilien . + 97») + 42,1 
Südamerifa füblich von Brafilien . + 24:| + 48.4 
Südamerifa am Stillen Meere . + 1344| — 1771 
Merito und DEHIEA ner ERN am 
Stillen Meere. . + 200 + 18, 
— Staaten am Stillen 
+ 0.1 + 15 
en am Mittelländifchen Deere + 15 su 38,3 
Rapland umd Natal . - . + 1» 41, 
Afrifa am Atlantifchen Meere . + 14| — 45» 
Afrika am Indiſchen u. Rothen Meere + 11:| — 10» 
Alien am nen und 
Schwarzen Meer — 23| + 3% 
Oftindien mit den invitden Infen — 810 + 8, 
Ehina, ‚jenen N + 4ı| + 27, 
Auftralafien + 613| + 46. 


Daraus ergiebt ſich folgende Bufammenfaffung:: 


Schifffahrtsverkehr nad Hanptverkehrsrichtungen. 
(Zonnage in 1000 Reg.-Tons.) 





1894/06 | 1 . 1894796 | zu kan 


Länder 1896 1898 IL 
Zunahme in 1000 t. Banahıneinfbrogenien 
1. Korbeuropa 21.l+ 125 
2. Großbritannien ıc. — „+ 64 
3. Weſt⸗ und fübenro- 
päilches Feſtland 
am Wtlantit ein» 
ſchließlich Spanien 
und Frankreich — dt ’ 25, 
4. Mittelmeergebiet 
ausichließlih Spa- 
nien u. Frankreich — 19ıH- 8a 
5. Afrika ausichlieh- 
lich Nordafrifa . + 6,0 F 85 
6, Norbamerila . . + 16.-+ 30. 
7. Merito, Mittel- 
amerifa, Weftin- 
dien u. Südamerila + 13. — 2,0 
8. Dftindien und Oſt⸗ 
alien. - . : — 5 + 14, 
9. Aufiralien . Eu 38,4 18, 
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Es zeigt ſich im Zeitraum von 1894/96 eine erheblihe Steigerung des 
üiderfeeifchen Verkehrs, während der Verkehr in Europa meijt etwas zurüdges 
gangen ift. Hier liegt vielmehr die ſtärkere Steigerung jowohl abfolut wie relativ 
in der legten Periode 1896/98. Nur Nordeuropa zeigt im Zeitraum von 1894/96 
eine größere, Zunahme. In Afrifa und Aujtralien, das einen relativ ganz uns 
geheuren Aufihwung zunädit erfährt — rund ein Drittel — liegt die.größere 
Steigerung in der erjten Periode, in Dftindien und Oſtaſien dagegen in der legten. 
Die kritiſchen Zeiten der. Kriege und Revolutionen in Süd- und Mittelamerika 
haben hier einen Stillſtand eintreten laſſen, wie ſich dies ja auch in den Zahlen 
des Handelsverlehrs äußert. Eine ganz beſondere Stellung nimmt ſchließlich 
Nordamerika ein, wo eine Verkehrsſteigerung von 1896/98 um 30 Prozent, von 
1894/98 von erheblid, über 50 Prozent, eingetreten ijt, der prozentualen Steige: 
rung nach zwar vergleichbar mir Aujtralien, dem thatjächlihen Verklehrsumfang 
nach aber das. 16 fache gegenüber der auſtraliſchen Verfehrsvermehrung. 


V. Der Verkehr nach Flaggen. 
"An diefer gewaltigen Steigerung des Verkehrs der deutichen Häfen nimmt 


die deutſche Flagge den bedeutenditen, jtetig wachſen den Antheil in Anz 
jprud). Es verkehrten in deutjchen Häfen 


1894 .:. : 143,400 Schiffe mit 29,, Millionen Neg.-Tons, 


1396 N * 147, 600 — „m, ‚31,0 b " ” " 
1898 u... 174, 300 ” 71 35,, — „ 
Davon 'waren. 1894 . . . 104,700 deutjche Schiffe mit u Mill. Reg.:-Tons, 
R „1896 ..... 106,800 ., vw. .n. 162 .u " 
m e ". 'n 1898 .ı 131, 100 n "7, " 2 19, | 2 = 


Das ergiebt eine Betheiligung der deutjichen Flagge am Geſammt-— 
verkehr 
im Jahre 1894 mit 73.0 ‘Prozent der — 49,, Prozent der Tonnage, 
„ " 1896 " "3 " ” ” 52,; " " ” 
” " 1893 " ‘ 75,3 " ” " 5 4, "u " 
1873 waren von den in Deutjchen Häfen ! verfehrenden 98, 800 Schiffen mit 
11,, Millionen Tond 61,350 Schiffe mit 5,, Millionen! Tons deutſche geweſen 
oder 62,, Prozent der Zahl und 46,; Prozent der Tonnage, Sept man bie 
Zahlen von. 1894 = 100, jo ergiebt fi) die Steigerung der Ben Schifffahrt 
—— der Geſammiſchifffahrt wie folgt: 


Indernummern. 
Geſammter Schiffsverkehr. Davon deutfche Schiffe. 
3.80% ur Zahl : ,Tommage Zahl Tonnage 
189... 2.2. 5: 10006 1° 71006 100 |’ 100% 
18968. .à. 108, : 105,4 102 112,4 
1898 , 123,s 120,7 125,3 ' 133,3 


Eine, ganz enorme Steigerung des Verkehrs der deutſchen 
Flagge liegt in der Zeit von 1896/98, während zwiſchen 1894/96 ſich 
vorübergehend der Verkehr der fremden ſchneller entwickelte, als der der deut⸗ 
ſchen Flagge. 

Allerdings vertheilt ſich dieſer Antheil der Sehirgen Flagge 
verjhieden auf Die einzelnen Verkehrsrichtungen. Wie folgende 
Tabelle zeigt, überwiegt iin ‚eugopäijchen Verlehr noch die fremde Flagge mit: 


— Un se man An m GE Zu — in teemenutn —— — — ef m u — 
5 fi 5 


Don 1B9B bis ish. © 699 


mehr als drei Fünftel der Zahl und zwei Drittel der Tonnage, während Die 
deutſche Flagge den Küftenverfehr. faſt vollitändig mit mehr. als neun Behnteln, 
den überjeeifhen Verkehr mit der, größeren Hälfte,der Schiffszahl und mehr als 
vier Fünfteln der Tonnage beherriht. Faſt überall lag wiederum der Schwer- 
punkt der Steigerung in der Deutjchland günjtigen Periode von 1896/98. 


Der beutfche Seeverhehr nad Slogaen. — 








> Progentualer Antheil 
Schiffe aller Flaggen | Davon deutſche der deutichen Flagge 














Seeverfehr u I EZ EN nad). 
Tonnage in Tonmage im] ap in — 
Baht Millionen Bahl Millionen 

“| eg. Tone Reg.-Tons | Feen Front 
J 18041 90 100 65 70] 55 9 | 87; 
‚ — 1896| 88400 6,0 | 83300 | 5» 94, 34 
eunchen Hasen 1898 | 107 700 8, 102370 | 7; 951 90» 
ale ein, 1894| 48100 | 16, 16400 | 4 34, 28,1 
zwiſchen deutſchen und yguel 55100 175 18300 | 53 33. 305 
europälichen Häfen 1898 62 400 19, 96 300 * 2, | 3% 
zwifchen beutichen und j 18% 3.860 | 6: 2280 | 4,0 501 | 645 
außereuropätichen 1896 4015 7,1 2414 4 60,: 690 
‚Häfen 1898 4 200 84 2350 | 55 560% | 65,6 


Nach der deutjchen kommt in zweiter Linie die englifche Flagge in Betracht. 
Es verkehrten in deutfchen Häfen 

1894 ... 10,800 britiſche Schiffe mit 9,, Millionen Reg.— Tons, 
1896 ... 11,505 ° Be 9 A 
1898... 11,130 nt "u Ba —9— 

Das ergiebt einen Antheileder britifchen Schiffe am Gefammtverfehr 
1894 . ; . mit 7,,Prozent'der Geſammtzahl, 32,, Prozent der Geſammttonnage, 
1896... Te "nm 2 28,4 " „ ” 

— NT Tue ae: i 


VI Schifföverfehr in einigen Hanptitaaten, ' 
RZur richtigen Beurtheilung der deutſchen Entwickelung iſt der Séeeverkehr 
mit fremden Ländern in einigen det hauptſächlichſten anderen Staaten heranzü⸗ 
ziehen. 
J RENTEN, 
Der Verlehr zwiſchen britiſchen und außerbritiſchen Häfen jtellt ſich: 
1894 .. 80, Millionen Reg.-Tons, 
1896 .. 85,5 " D 
1898 ..905 5 
Das ergiebt eine Steigerung der verfehrenden” Tonnage von 100 auf 106 
reſp. 113. 
— An dieſem Berfehre waren betheiligt: 


britische Schiffe mit 58,, Mil. Neg.-Tond oder 72,, Boy d. Geſammttonnage 
1894 
deutjche * 7} 3 ‚3 7} re " 4, ” . ” 
britifche [73 " 62, " i " ” 72,8 ” n 
1896 Äbeutide 7 ” 3.8 2 " " 4,,; " ” 
a britifche- " " 64, "” " ” 0 10, ". " 
1898 Äbeutite 7) » 4, ” " ” d,0 n a e 
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2. Vereinigte Staaten von Amerika. 
Der Verkehr der nordamerikaniſchen Häfen mit fremden Ländern jtieg: 
1894 von 34,, Millionen Reg.-Tons' 
1896 auf 35, n * 
1898 „ 43, 5 x 
oder von 100 auf 103 bezw. 127,.. 
Der Flagge nad) waren hieran betheiligt: 


1894 2 Schiffe mit 7,, Mill. Reg.-Tons oder 21,, Proz. des Gejammtverkehrs 
. " " * [77 n " 9 ‚2 ” " " 
ameri . " 4 2} " " l,e " ” 

1896 Öeutfihe " ” 3, [7 " n 9,3 3 ” ” 
ame. „ „6 “ Po | Pr " 

1898 (eutfche ” ” 4, ” " ” 9,9 " ” ” 


3. Sranfreich. 
In franzöfiihen Häfen verkehrten mit fremden Ländern (incl. der fran- 
zöfiſchen Kolonien und der Hochſeefiſcherei): 
1894 22, Millionen Reg.-Tond 
1896 24, " ” 
1898 25 u x 


Der Gefammtverfehr ftieg mithin, 1894 — 100 gefeßt, auf 107,, bezw. 118,,. 
Betheiligt waren der Flagge nad): 


1894 kn mi Schiffe mit 7,, Mill. Reg.-Tond oder 33,, Proz. des Geſammtverkehrs 
deutjche " ” DE % " ” 2,7 " n “ 
franzöſ. * * Bu ” ” 34,6 ” 02 

1896 deusde „u O5 u 3 B — 
franzöſ. 8,6 ” " 32,, " " [2 

1 " 

88 peurfche ” " 1 ‚3 " " 4,9 ” n " 


Bergleihen wir nun die vorjtehenden Refultate mit den beutjchen Verkehrs: 
ziffern, jo zeigt ji, daß im Zeitraum 1894/98 jtieg: 


Der Verkehr Deutſchlands mit fremden Ländern von 100 auf 120,, 
z R Großbritanniens ⸗ — „ 300 „ 113, 
5 — der Vereinigten Staaten „ — „ 10 „ 127. 
z „  Branfreid ö ” „ 100 „ 118, 


Die Verkehrsfteigerung Deutſchlands wird demnach nur von der der Ber: 
einigten Staaten übertroffen. Da aber 1898 fait 10 Prozent des amerikanischen 
Verkehrs der deutſchen Flagge angehört und ber Berlehr zwijchen den deutjchen 
und amerikanischen Häfen von 1894—1898 um mehr ald 1 Million Tonnen 
gewachſen ift, jo ift die Steigerung des amerikanischen Verkehrs zum großen Teil 
auf die große Zunahme des Verkehrs gerade zwilchen deutſchen und amerifanifchen 
Häfen zurüdzuführen. 

Die Vergrößerung der deutjchen Handelöflotte und ihrer Leiltungsfähigfeit 
wie die Erweiterung der deutſchen Handelöbeziehungen mit dem Auslande wird 
noch offenkundiger, wenn man die thatfächlichen Verfebrsleiftungen in der 
Schiffahrt der drei hauptſächlichſten europäifhen Schiffahrts— 
länder in Betracht zicht. 

Die Prüfung it für den Verkehr der heimischen und fremden Schiffe getrennt 
vorgenommen. 


von 1898 bis 1808, 701 


Die Leiftungen der beladenen Schiffe ftellten fih in Millionen Seemeilen- 
tonnen ') 


1. Im Verkehr zwiſchen Deutichland und dem Auslande. 













im der europäiichen Fahrt 
n der überſeeiſchen Fahrt 


Zufammen . 


3829 | 7.696 7886 
27285 | 11756 | 38944 | 16819 


31114 | 19 452 | +33 | 24 705 


2958 
9247 | 6511 





2. Im Verkehr zwifchen Großbritannien und dem Auslande. 


1873 1896 


Britiiche Sritiihe | Yemde Fremde | Britifche 
Schiffe | Schiffe | Schiffe 







1898 


Fremde 
Schiffe 






















ber europäiſchen Fahrt 15 800 9536 33 978 14 957 31 694 18 218 
ber überfeeiichen Fahrt 718399 19250 | 182 576 21077 I 189371 19 997 
Zufammen . 


87199 | 28 786 171 065 | 38 215 


3. Im Verkehr zwifchen Frankreich und dem Auslande. 


1873 1898 


f &e 
Me | Same | ec Beamer] me 
Juberaus aiſchen Fahrt/ 2392| 80281 A1ss| 14967 | 4859 | 15 558 
Snderüberfeeiihensyabrtt| 9369 | 7476 | 15717 | 20460 | 16487 | 29624 
Bufammen | 11 761 20 846 45 182 












Der Verkehr der einzelnen Länder im Jahre 1873 glei 100 gejegt, ergiebt 
fih umſtehende Entwidelung. | 
Die geſammte deutſche Schiffahrts-Verkehräfeijtung verhält ſich zur engliſchen 
und franzöjiichen: 
Deutihland England Frankreich 
1873 wie 100 : 736 : 173 
1896 „ 100 : 400 : 109 
1898 „ 100 : 307 : 97 


Es hat alfo der deutjche Verkehr feinen Radius fo erweitert, daß er bon 
England 1873 nod um das mehr als Siebenfache, 1896 um das Bierfadhe, 
1898 aber nur noch um das Dreifache übertroffen wird, während er die Ver— 
fehröleiftungen des franzöfifchen Verkehrs zwijchen 1896 und 1898 zu übertreffen 
vermochte. 

Auch in diefer Hinficht ift die Zunahme zwiſchen 1896 und 1898 aber 
raſcher gewejen als je zuvor. 


) Nach Berechnungen des Kaiſerlich ftatiftiichen Amts, bei welden für die einzelnen 
a jeweilig durchſchnittliche Einheitsfäge der Entfernung zu Grunde ge 
legt find 
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7 * Inderʒahlen. 
1. Deutſchland. 










1873 1896 1898 
Deutihe | remde | Deutiche Deutiche Zeutiie | Aremde rembe 
Schiffe Schiffe Schiffe Schiffe Schiffe chiffe 





dereuropätfchen gabe 100 | 100 | 204 | 280 236 235 
In der überſeeiſchen Fahrt 100 100 370 398 528 568 
379 


Summe | 100 | 100 | 336 | 299 | 469 | 


2, Großbritannien. 




















1873 1896 1898 
Britifche | fremde | Britiiche | Fremde Britifche | Beriiihe | frame 
Schiffe | Schifie | Scirie, | Schiffe | Schiffe fe 











ı der europäiſchen Fahrt 
n derüberjeeiichen Fahrt 


Summe . 





100 100 215 | 157 201 | 191 
100 100 186 109 195 104 


100 | 100 | | 185 | 196 | 





3. Frankreich. 

















1873 
Fremde 


Franzöſiſche 
El Schiffe 










‚In der entropäiichen Fahrt | 100 
In der überſeeiſchen Fahrt 100 


Summe . 


VII. — Küſtenſchifffahrt. 


In der Denkſchrift von 1897 war die überſeeiſche Küſtenſchifffahrt nicht näher 
erörtert. Dieſe hatte ſeit Jahrzehnten für Deutſchland eine erhebliche Bedeutung 
gehabt. Sowohl in Oſtaſien wie in Mittel- und Südamerika, im Mittelmeer 
und in Theilen von Afrika find namentlich die Hanjeaten von jeher in der Küjten- 
Ihifffahrt thätig geweſen. 


Es verfehrten zwifchen außerdeutſchen Haͤfen: 
1894 18,900 Schiffe mit 19,, Millionen Neg.- Tons, 
1896 19,800, „ in AR - 
1897 21,000  „ n„ 26 : 2 
Das ergiebt von 1894 bis 1896 eine Zunahme der Zahl um 4,7 Prozent, 
der Tonnage um 17,5 Prozent; von 1896/97 eime SZUWE der Zahl um 
6,, Prozent, der Tonnage um 13,; Prozent. 
Die Zahlen für 1898 liegen noch nicht vor. 
Die folgende Tabelle giebt einen Ueberblid über die Seereifen, die 1897/98 
zwiſchen Häfen derfelben KRüftenftreden oder Länder ftattfanden. 








— — ———— — un u 


von 1896 bis 1898, 703 


Deutſche Schiffe im Küftenverkehr Fremder Länder. 


1897/98 
Seereifen 












Regilter- 
Tonnen 


Europäiiches —— an = PR: 102 mit 839 728 
Schweben . Yale er aa 885 „ 118044 
Norweggen 91 „ 99 588 
2 2 ME er Br a 1411 „ 8 968 
Großbritannien . RO RR A ER ER 14 „ 65 591 
Et an 198 „ 196 952 
Bortugal . - 108 „ 115920 
Italien. - 455 „ 750968 
Griechenland . > 36 „ 42 607 
Türle . 5 42 „ 50 080 
Deutiche Süubgebiele in Weftafrifa . 237 „ 811264 
: „Oſtafrika 24 „ 162681 

r der Süpdfee . 4 „ 52 842 

Vereinigte Staaten GORERReL — 124 „ 2688332 
Merxito (Dftküfte) . . 8 „ 78 413 
Bentralamerita —55 80 „ 48 384 
Meittüfte) 268 „ 401941 

Weſtinbiſche —88 2 690 „ 9738361 
Brafilien 430 „ 745048 
Südamerita (Oftküfte ſüdlich von Brafilien) 282 574 741 
Shile . ns 871 „ 1766 710 
Uebriges Südamerika Weſtküůſte) 152 „262855 
Sgypten . 20s 374 
Weitafrifa auber dem Schupgebiee 1693 „ 1952789 
Ditafrifa 295 „ 887638 
Dftindien . 746 mit 818858 
ei 1091 1.050 870 
Jap 134 „ 239271 
Miratiiches Rubland und Roten 105 „ 79 595 
Auitralien . 204 „ 473950 


Neben diefem Küftenverfehre zwifchen Häfen desfelben Landes findet ferner 
ein ausgedehnter Verkehr deutſcher Schiffe zwifchen den Häfen verfchiedener 
außerdeutfcher Länder jtatt, jo zwijchen 


Regiiter- 
onnen 
Rußland und Großbritannien 
J „den Niederlanden . 
Großbritannien „ Dänemarf 

u = Frankreich 

„ Spanien 

: „ Stalin . . 

R „ den Vereinigten Staaten 
Belgien „ Großbritannien 
Frankreich „den Vereinigten Staaten 

2 „ Weitindien . f 
Spanien „ den Niederlanden . : 
* „ » Vereinigten Staaten 
* Italien 
Portugal „Brafilien 
Italien „Spanien 
„Egypten. 
den Vereinigten Staaten „ Großbritannien 
2 — „ Epanien . 
Weſtindien „Frankreich 





Annalen des Deuiſchen Reihe. 1900. 
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1897/98 


Regiiter 
Seereifen 


Tonnen 





Südamerila „ Weitindin - - : 2 22 0. 13 260 
Brafilien ER 2 a at a ar 87 „175986 
Egypten 117 EN 73 „ 18710 
Oftindien „ &hina. . 205 „ 29% 397 
China „ Dlindien . . » ..» 175 „ 247827 

” a RE a lee 157 „ 205 352 
Japan „ Khina 169 „ 215611 


Am ftärkften war an den außerdeutſchen Reifen deutſcher Schiffe die Ham: 
burger Rhederei betheiligt. 

Für die Zukunft iſt 1899 eine bedeutfame Vermehrung der deutjchen Küſten— 
ihifffahrtsflotte in Oftaften durh Ankauf von 25 englijhen Dampfern 
eingetreten, die zwilchen Siam, den holländischen und englifchen Kolonien, jowie 
auf dem Sangtje verkehren. 


IV. Theil. 
Die oͤrutſche Rheoderei. 


I. Die Entwickelung der deutſchen Handelsflotte. 


Die im Jahre 1895 vorgenommene Veränderung des Vermeſſungsverfahrens 
macht es nothwendig, zur Vergleichbarkeit alle früheren Zahlen der Schiffsbeſtände 
nach dem oben angegebenen Verfahren umzurechnen. Nachſtehende Tabelle giebt 
die deutjche Handelsflotte jei 1873 im diefer ungerechneten Geitalt. 

Die Zahlen von 1873—1895 find zum genauen Vergleih umgerechnet 
nad) dem neuen Bermefjungsverfahren. Zu diefem Zwed ift der Nettoraumgehalt 
der Segelſchiffe multiplizirt mit O,o5, 

„ Dampficiffe " „ Oro 

















beider zujammen = „ Os: 
Beftand der deutſchen Seeſchiffe. 
Segelichiffe Dampfichiffe Zufammen 
Datum Netto Netto: Netto- 
Sahl | raumgehalt Zahl | raumgebalt Zahl raumgehalt 



















1. Jan. 1878 4311 826 155 216 110 093 4527 936 248 
1874 4 242 823 587 253 142 488 4495 966 075 
1875 4 808 834 466 299 161 498 4 602 995 964 
1876 4 426 866 247 319 156 034 4 745 1022 281 
1877 4 491 876 569 318 153 804 4 809 1030 373 
1878 4469 887 828 336 |ı 155872 4 805 1043 700 
1879 4453 901 994 351 152 713 4804 1054 707 
1880 4 403 926 196 374 166 892 4777 1093 088 
1881 4 246 916 479 414 183 394 4660 | 1099 873 
1882 4051 895 621 458 213 901 4509 , 1109521 
1883 3855 869 675 515 264 523 4 370 1134 198 
1884 3 712 850 089 603 318 494 4 315 1168 533 
1885 3 607 836 328 650 351 852 4 257 1188 170 





von 1896 bis 1898, 705 








Segelichifie Dampfihife | Zufammen 
Datum Netto⸗ Netto⸗ 
Zahl raumgehalt raumgehalt ) Zahl | raumgehalt 
1. Jan. 1886 3471 818 710 664 357510 4135 1 176 220 

1887 8827 789 250 694 895 827 4021 1 185 077 
1888 3094 731 327 717 899 809 8811 1181 136 
1889 2885 694 749 750 427 292 8635 1122041 
1890 2779 677 170 815 525 224 8594 1102 394 
1891 2757 674 273 896 605 104 3653 1279 377 
1892 2698 669 060 941 650 004 3 689 1 319 064 


1893 | 2742 688 903 

189 | 2713 663 438 1 
1895 | 2622 627 812 1 
1896 2524 622 105 1 
1897 2552 597 617 1126 

1898 2 522 585 571 1171 969 800 8 693 1555 371 
1899 2318 556 205 1223 1038 391 3 541 1594 596 


Bon 1873—1894 hat fi die Gefammtzahl der Schiffe um 18 Prozent 
vermindert, die Tonnage um 46 Prozent vermehrt. Die Dampfſchiffs zahl 
vermehrte fih um 470 Prozent, die Tonnage um 636 Prozent. Die Gegel- 
fchiffszahl ging zurüd um 62 Prozent, die Tonnage um faſt 20 Prozent. 

Die gefammte Transportleijtungsfähigkfeit der deutſchen Handels— 
flotte jtieg von 1873—1894 von 1,156,434 auf 2,763,879 Neg.-Tond. Das 
giebt für den Jahresdurchſchnitt eine Vermehrung 

der Dampfertonnage um 28,, Prozent; 

die Segelihifftonnage ging zurüd um faft 1 Prozent. 
Die geſammte Transportleiftungsfähigkeit ftieg in diefer Zeit um 139 Prozent. 
Sept man 1894 mit 100, fo ergeben ſich 


Indernummern. 


Dampfichiffe | Segelichifie 
Zahl | Tonnage Zahl | Tonnage 


986 668 437 3 728 1357 340 
016 700 147 3 729 1 363 585 
043 759 089 3 665 1 386 901 
068 879 939 3 592 1502 044 

889 960 3 678 1487 577 








Berechnete 
Transports 
fähigkeit 














1894 ... 100 | 100 | 100 100 
186 . . . 94 96 110 118 
138 .„ . - 88 99 114 126 
1. Yanuar 1899 84 9 | 117 138 


Bei der — Transportleiftungsfähigfeit ist eine Dampfſchifftonne gleich 
3 Segelſchifftonnen gefeßt. Das veränderte Vermeflungsverfahren und die jteigende 
Schnelligkeit der Dampfer macht dies noch ungenauer, und neuerdings jeßt man 
deshalb eine Danıpfidiffstonne andernort3 vielfach glei 3,, oder 4 Segeljdiffs- 
tonnen (jo 3. B. Mulhall, im Dictionary of Statistics). 

Nach Mittheilungen des Germanifhen Lloyd find bei der deutjchen 
Handelöflotte im Jahre 1899 zus bezw. abgegangen: 
























Zugang Abgang 
Zahl Tonnage Zahl Tennage 
gekauft 3 22 9751 verkauft 5 13 965 Alto Zugang überhaupt: 
Dampficifie —** 75| 86 076] verloren | 13] 12000 73 Dampficiffe 









mit 83 086 Reg.Tons 
47* 


101/109 051 28) 25 965 


— — — — — ö— — — —— —û— —— ——cc—— 
— J * 
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Abgang 
Zahl Tonnage Zahl Tonnage 


34 36 909| verkauft 
66) 13.039 —— 68 24471 


Dies würde einem Zugang an Transportleiſtungsfähigkeit von 271,542 Reg.⸗ 
Tons entjpredhen. Ende 1899 belief fi) demgemäß die Transportleiſtungs— 
fähigkeit auf: 3,942,920 Neg.-Tond oder rund 4 Millionen Regiftertons 
nach dem neuen Dermeffungsverfahren 1), wenn man die Schiffe unter 
100 Reg.-Tons, die der Germanijche Lloyd nicht regijtrirt, mit in Betracht zieht. 

Sept man die berechnete Transportleijtungsfähigfeit für 1894 = 100, jo 
ergeben ſich folgende Zahlen: 

1. Sanuar 1894 100 
1896 118 

1898 126 

Ende 1899 an 145 

Die Vergrößerung der Schiffsräume hat in dieſer Zeit angehalten. 
Sie wird allerdings in der Statiftit angeficht3 der Vermehrung der in der Küjten- 
ſchifffahrt befhäftigten Schiffe und der Verſtärkung der Hochjeefiichereiflotte nicht 
volllommen zum Ausdrude gebradt. Immerhin betrug die Durchſchnittsgröße 
der deutjchen Dampficiffe 


Zugang 















32 Segelſchiffe 
mit 22 284 Reg.-Tons 


105 Schiffe mit 105370 Reg.-Tons. 


F fa 
Segelſchiffe —* * 





zu Anfang der 70er Sabre . 20.480 Tonnen, 
der Segelſchiffe . . 2 0 — — 
1894 hatte das Dampfſchiff einen Durchſchnitisraum . .. 728 Reg.Tons, 
„Segelſchiff „ is “ 
1896 „ „ Dampfidiif „ ri a TEN 6 — 
„Segelſchiff, “ — ———— 
1898 „ „ Dampfidiff „ = U ö 
Segelſchiff „ . 240 2 


Deutſchland beſitzt heute 22 Dampfer von mehr als 10,000 Tonnen. 

Das Durchfchnittsalter des vorhandenen Materials iſt jtändig zurückge— 
gangen durch eine fortgejegte Vermehrung der Neubauten und Abſtoßung älteren 
Material. Es beträgt heute für Dampfichiffe nur wenig über 8 Jahre, für 
Segelſchiffe 17 Jahre. 


U. Die Entwidelung der deutjchen NRhederei. 


Deutjchland, das bereit8 im Jahre 1896 die größte NMhederei der Welt 
befaß, nennt durch die inzwijchen eingetretene Vermehrung des Schiffsparks der 
Hamburg AmerifasLinie und des Norddeutſchen Lloyd nunmehr die beiden 
größten Rhedereien der Welt fein eigen, denen erſt als dritte und vierte die 
englijde Britisch India Line und die Peninsular and Oriental-Steam Navi- 
gation Company folgen. 

Die jüngiten Zahre find bejonderd gekennzeichnet durch eine weitere Aus: 
Dehnung des Broßbetriebs und der Aftiengefellfcbaft in der Nhederei. 


) Nad dem alten Verfahren gäbe es gegen 3. Millionen Regiftertons 
Transportleiftungsfähigfeit. 





— — — -- —— — an — 
een: men. — ü— —— ——— nn 
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Die Mittel der beutfchen Rhederei-Aftiengefellfchaften feßten fih 1897 

zufammen aus 

177 Millionen Aktienkapital und 70 Millionen Prioritäten, 
dieſes hat bis Ende 1899, aljo in 2 Jahren, fi auf 

273 Millionen Aktienkapital oder 66 Prozent vermehrt, während 
die Prioritäten um 2 Millionen zunahmen, 

In Hamburg erijtiren heute 13, in Bremen 7 große Rhedereigeſellſchaſten, 
die zujammen rund 250 Millionen Altienfapital bejigen, das find 90 Prozent 
de3 gejammten in deutfchen Rhedereiaktiengefellichaften angelegten Kapitals in den 
Händen von weniger als 30 Prozent der Geſellſchaften. Won diefen 20 Rhede— 
reien notiren 13 mit 220 Millionen Nominalkapital Börjenkurfe. Der Kurs— 
werth derjelben belief fi) am 30. Dezember 1899 auf 287 Millionen Marl. 
Nimmt man für das übrige Aktienkapital eine analoge Erhöhung an, jo läßt 
jich der Kurswerth des Aftienfapital3 der Hamburger und Bremer Ahedereien 
zufammen auf 324 Millionen Mark ſchätzen. Hierin find aber große eritklajfige 
Rhedereifirmen, die nicht Aftiengejellfchaften find, wie Laeisz, Sioman, de Freitag, 
Wende, Woermann ꝛc. in Hamburg, ferner die Partenrhedereien nicht mit ent= 
halten, jo daß das gefammte im Mhedereigefhäft angelegte Kapital erheblid — 
allein in Hamburg um 100 Millionen — Höher iſt. 

Ueber den Stand der großen Sauptrbedereien von Hamburg und 
Bremen geben die folgenden Aufitellungen Auskunft. 


1. Hamburgifche Rhedereien. 
Anfang 1899. 





Anzahl 
Name der Gefellichaft | der. | Xrutto | Durcfehn. Buchwerth 


Schiffe Reg.⸗Tons 
Hamburg⸗Amerika Linie. . . 262 949 79 800 000 56 460 000 
" m „im Bau 142 000 45 700 000 12 573 000 
Hamburg. Südamerifan. D.C. . 101109 
Hamburg⸗ Südamerikan. D. G. im 16 806 000 
0 1 BP EEE FE Sr 9 605 
Kosmos. . . . .5. 90 009 13 160 000 
Deutih-Auitraliihe D.-®. . . 49 483 
z . D-G. im Bau 15 600 7695 500 
Deutihe Oft-Afrita-Rinie. . - 30 948 6 610 000 
Deutiche LevantePinie . . . S 31 534 3 193 000 
Deutiche D.-Rhederei von 1889 8781 . 1 490 000 
Aſiatiſche Küſtenfahrt Gef. . . 4281 933 000 


Ehinefifche Küftenfahrt-Gei. . - 15 017 2 980 000 
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Peninjular and Oriental, Lon— 
von . 

Britiſh India St. Nav. Go., 
London . 

Gunard Steam Ship Co. gi. 
verpool . . 

Pacific Steam Nav. Go, Liver. 
pool . 

Royal Mail St. Pad. Go., 
London . - 

"den Steam Shin Eo., Con: 
Mr — 
Le land & Co. Liverpool : 
Liverpool . . 

China Mutual Steam Nav. Co., nt 
London. . 

ee Steam Nav. Co., Con 
on . 

Meilageries Maritimes, Paris . 

Comp. francais de Nav. des 
Chargeurs Reunis, Paris . 

Deiterr. Lloyd, Trieit . 5 

Baum... 

La Weloce, Genua. . . 

Niederl--Ameritan. D. G., Rot- 


terdam . . 
Forenede Dampf fs Selst, 
Copenhagen . . 2 


37 
27 
15 


17 
13 


60 


28 
12 


15 
10 


238 078 
115 305 
115 106 

90 229 


74 837 
73 823 


70 587 
49 883 


35 917 
217 568 


82 037 
148 158 
8410 
50 388 


35 247 


20,1 
11, 
14, 


93 
16. 


8. 
44 


18,4 
16,5 


10,s 
22 


12 
21,» 


52 064 000 
37 930 000 


34 330 000 
26 400 000 
24 600 000 


25 090 510 
16 579 600 


11 158 425 
14 370 700 


22 833 850 
59 981 000 


16 906 950 
26 943 200 


14.099 800 
5.604.000 


III- Die größten Rhedereien des Auslandes. 
Einen intereflanten Vergleich liefert die folgende Aufftellung der wichtigiten auswärtigen Linien, die allerdings für 1899 noch nicht vorliegen. 
1896. 


82 140 
143 206 
27 644 
37 897 


106 686 


1898. 


16,s 


65 854 175 


60 142 650 


31 162 500 
22 783 720 


32 000 000 
15 543 820 


11 621 860 
8 105 450 
25 067 500 


30 958 100 
25 125 320 


— 


8 132 800 
23 904 170 
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IV. Deutfchlandse Antheil an der Welthandelsflotte. 


Ueber die Berbeiligung Deurfchlands an der Welchandelsflorte geben 
die alljährlichen Aufitellungen de3 Burean Veritas Aufſchluß, injomweit es 
jih um regiſtrirte Fahrzeuge, und zwar Dampfſchiffe über 100, Segelſchiffe über 
50 Brutto-Regiftertons, handelt. Darnach jtellt fih der Antheil Deutjchlands 
und einiger Hauptjchifffahrtsländer an der Welthandelsflotte wie folgt: 


Tonnage in 1000 Brutto Reg.:Tons, 














F Welt⸗ 
Groß Deutſch⸗ Frankreich Vereinigte handels⸗ 

britannien land Staaten flotte 
1874 75 ] Same 3015, 233,» 318, 768: #1; 5226. 
h Segelichifte 5383, R 736; 2181, 1349: ] 14523, 
1894/95 ST Dampfſchiffe 9 707,0 8, 872 660,4 4061] 15 657,: 
* Segelſchiffe 3 485,6 503,3 256, 1403,53 1 297 ,s 9597: 
"gg J Tampfidiffe 90984 s 5,5 364 703,4 4553] 16 338,5 
1895196 | Segelichifie 333301 597 2554| 1362s| 12402] 93240 
1896/97 —— 10245#| 1360, Sl Telr| 44e| 170804 
\ Segelſchiffe 3267.04 7, 52, ‚5 hs 306, 
1897/98 Dampfichiffe 10 552,5 ; 1 1772,» 576s| 17 889. 
Segelſchiffe 30984 >94, 9, 1 332,5 1 103,s 48094: 
1898 ‚99 Dampfichiffe 10 993,1 y 95 — 8104 628,5 18 8874 
Segelſchiffe 2 910, ; i 1285»| 1144:] 86935 


Danad) belief fi) der Antheil Deutſchlands: 
1874/75 an der Weltdampferflotte auf 233,500 Reg.Tons oder 4,, Prozent 


„ »  Weltjegelflotte „810,200 = Pe 
1894/95 „ „ Weltdampferflotte „ 1,058,000 a ee 
„ „ Weltjegelflotte „ 593,700 . = Mi. u 


Wie folgende Indexzahlen zeigen, iſt auch die Steigerung der deut— 
ſchen Handeldflotte jeit dieſem Zeitpunkt der der anderen Nationen bis 
auf Norwegen weit überlegen geweien. 














Suderzahlen. 

— J1894/95 | 1895/96 | 1896/97 1897/98 1898,99 
Dantpfer |Senter Dampfer |Zegter Dampfer |Zenter Dampfer |& Zegler Dampfer Segler 

Großbritannien . . | 100 | 100 | 108 | 51 15 941 ıo | sel as | 8 
Deutihland . . . 100 100 123 101 128 95 138 | 100 153 90 
Frankreich - , 100 100 99 99 107 99 112 105 109 109 
Vereinigte Staaten 100 | 100 | 107 97’| 115 97| 117 91] 123 92 
Norwegen . . » .][ 100 | 100} 112 95 | 122 90 | 142 85 | 155 88 





Um aber ein richtiges Bild über die Betheiligung an der geſammten Leiftungs- 
fähigfeit der Welthandelsflotte zu haben, it e8 wiederum nothwendig, die Um— 
rehnung durch Anjegung einer Dampfertonne gleich drei Segelichiffstonnen vor— 
zunehmen. $ Hierdurch ergiebt ſich folgendes Bild: 
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Trausportleiftungsfähigkeit der Welthandelsflotte. 
(In 1000 Brutto Reg-Tons.) 





— Weli⸗ 
Groß: | Deutich- : x | Vereinigte 
Jahrgang Gekammien — Frankreich Staaten Norwegen — 


























1874/75... . 3 » 130204: 

















1894/95 32 606,8 2 802,6 3 384,1 > 
1895/96 33 286,5 2848» 3 472,5 58 339; 
1896/97 34 004 4 3 052,s 8 643,8 60 4105, 
1897/98 34 756,1 3207, 3 648,3 62 561.» 
1898/99 35 889,» 3137; | 37183 65 355: 
Indexzahlen. 

1894/95 100 100 100 100 100 100 
1895/96 102 120 102 102 104 103 
1896/737. 104 123 109 108 106 107 
1897/88 .... 107 131 114 108 112 111 
1898/99 . . . . 110 144 112 110 120 116 


Es Hat fih alfo die Steigerung der Trandportleijtung3fäbig: 
feit bei der deutfchen sJandelsflotte viermal fo ſchnell als in Brof: 
britannien, Sranfreich und den Vereinigten Stasten, und Dreimal jo 
fchnell als in Norwegen, bezw. in der gefammten Welcbandelsflorte 
vollzogen. Die Folge ift, daß Deutſchlands Antheil an der Welthandelsflotte 

von 1874/75— 1894/95 um 1,, Prozent 

„ 1894/95—1896/97 „ Os u 

„ 18096/97—1898/9 „ Op 
geitiegen ift, während in Ddiefer Zeit Großbritanniens Antheil, der Sich 
von 1874/75 bie 1804/95 wm 9,, Prozent erhöht hatte und feinen höchſten 
Stand 1895/96 erreichte, jeither wieder zurüdgegangen it und fich heute 
wieder 2,, Prozent unter dem erreichten Marimum befindet. Konitant in der 
ganzen Zeit ift der Rüdgaug Frankreichs mit Ausnahme eines furzen Auf: 
ihwunges in den Jahren 1896—98. 1898 hat es den tiefiten Stand erreidit, 
dasjelbe gilt von den Bereinigten Staaten, während Norwegens 
Antheil an der Welthandelsflotte während der ganzen Zeit faſt ſtabil geweſen 
ift. In den einzelnen Jahren jtellten fih die prozentualen Antheile diejer 
Länder an der Welthandelsflotte folgendermaßen: 





| 1874/75 | 1894/95 | 1895/96 | 1896/97 | 1897/98 | 1898/99 


Großbritannien . - . 425 52.3 51,0 5l,s 50,0 52,3 
Deutihland . -» . . 5,8 6,5 Ta Ts Ta 8.1 
Frankreich . - . A 5,3 44 44 4,s 4ı 4,s 
Nereinigte Staaten . . 14,» 8. 80 8,1 7,» 7,» 
Norwegen» . .» » Ta 6,7 6,5 64 | 6,3 6,7 


V. Der Werth der deutjchen Handelsflotte. 


Ueber den Werth der deutschen Sandelsflotte liegen die gemau zuver— 
läffigen Berechnungen der Sachverjtändigen des Germaniihen Lloyd vor. Der 
Bergleich ijt auf derjelben Örundlage wie 1897 durchgeführt. 


Le ö ⸗ 
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Der Geſammt-Tonnengehalt der deutſche Dampfer über 100 Tonnen 

betrug Ende 1898 (am 1. Januar 1899): 
1,625,521 Tonnen Brutto. 

Der heutige Durchſchnittswerth it, da die Preife ganz außerordentlich ge— 
jtiegen find, wejentlich höher al Ende 1896 und muß nad genauer Prüfung 
auf: Ende 1898 220 Mark per Tonne Brutto gegen 

. 1896 IT en 
angenommen werden, 
Der Werth der deutjhen Dampferflotte ergiebt ſich demnad zu: 
Ende 1898 357,614,620 Markt gegen 
„1896 238,082,700  „ 
Er ijt alfo feit Ende 1896 um: 
119,532,000 Marf 
geftiegen, oder faft genau um 50 Prozent innerhalb von 2 Jahren. 
Am Ende des Jahres 1898 hatte Deutjchland 
431,641 Tonnen 
eiferne Segelihiffe (gegen 393,423 Tonnen Ende 1896). In diefer Zahl ijt 
allerdings aud die heute nicht mehr unbeträchtlihe der fogenannten Seeleichter 
aufgenonmen. 
Der Durchſchnittspreis iſt heute: 
Ende 1898 152 Mark gegen 
„ 1896 120 „ 
per Tonne, demnach der Werth der eifernen Segeljdiffe: 
Ende 1898 65,609,432 Mark gegen 
„ 1896 47,210,760 „ 
Der Gefammt-Tonnengehalt der hölzernen Segelſchiffe iſt nicht unbeträchtlich 
zurüdgegangen. Er beträgt nur nod: 
Ende 1898 104,296 Tonnen gegen 
„.. 1896 173,550 " 
die man heute wohl aud) nod zu dem früheren Werth von 
30 Mark per Tonne 
annehmen fan, da durch die gute Konjunktur aud die Preife der Segelſchiffe 
etwas zugenommen haben. Der Werth der hölzernen Segeljdiffe über 
50 Tonnen groß ift demnad: 
Ende 1898 3,128,880 Mark gegen 
„ 1890 5,206,500 „ 
Der Geſammtwerth der deutfchen Sandelsflotte wäre demnah am 
1. Januar 1899 426,352,932 Mark gegen 
1. * 1897 290,499,960 „ 

Bis zum 1. Januar 1900 vermehrte fich die deutfche Handelsflotte abzüglich 

des Abgangs nach den Berechnungen des Germanijchen Lloyd um 
162,510 Bruttotond Dampficdiffe, 
24,283 J Segelſchiffe. 

Nach der gleichen Bewerthung wie 1899 ausgerechnet, ergiebt das 

eine Wertherhöhung von 35,752,200 Mark für die Dampferflotte, 
„ 3691016 „ » n Segelidiffe. 

Ende 1899 würde der Werth der deutſchen Handelsflotte betragen: 
465,796,148 Marf. 

Zieht man nun noch die erhebliche Preisfteigerung des Jahres 1899 in 
Betracht, jo ift eine, Schägung des derzeitigen Werchs der deutfchen Handels: 
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flotte auf 500 Millionen Mark zu wenig. In 3 Jahren bat ficb ibr 
Werth um 66°, Prozent erböht. Der Neubeſchaffungswerth im Fall 
eines Verluftes ijt heute auf mindejtens dreiviertel Milliarden anzujehen. 


V. Theil. 
Entwickelung des deuffchen Schiffbaues. 


An der Denkichrift des Jahres 1897 ift auf die Entwidelung des Schiff— 
baued nur im geringem Umfang eingegangen, deshalb iſt hier ein ausführliches 
Nüdgreifen erforderlich’). 


I. Kriegsſchiffbau. 


Die Entwidelung und der Aufſchwung des deutjchen Sciffbaues zu feiner 
jeßigen Bedentung hat fich feit der Begründung des Reich! und dem Ausbau der 
Deutschen Kriegsflotte vollzogen. Mit dem durch den Chef der Admiralität 
General v. Stoſch aufgeitellten Grundjage, die deutjchen Kriegsſchiffe auf deut— 
ihen Werften und mit deutjchem Material zu erbauen — troß zunädit erheb- 
liher Opfer der Kaiſerlichen Marine —, wurde den Werften und Hüttenwerfen 
eine veichliche Beichäftigung gelichert, auch wurden durch die hohen Anforderungen 
des Kriegsſchiffbaues einerjeits die Werften an eine folide und zuverläflige Arbeit 
gewöhnt, audererjeit3 wurden die Hüttenwerke dahin gedrängt, die Dualität ihrer 
Sabrifate den gejteigerten Ansprüchen entjprechend ftändig zu verbeſſern. In 
Folge diejer wichtigen Erfahrungen bfieben die zum Kriegsichiffbau herangezogenen 
deutichen Werften nicht allein auf die Aufträge der deutfchen Admiralität bejchränft, 
fie konnten jehr bald auch für fremde Nationen Kriegsſchiffe auf Stapel ſetzen; 
und jo traten fie in einer verhältnigmäßig kurzen Zeit erfolgreih in den allge= 
meinen Wettbewerb des Sciffbaues ein. Die Aktien-Geſellſchaft „Wulkfan“ 
erhielt bereit3 im Rahre 1883 von der chinefischen Negierung den Bauauftrag 
für zwei Panzerſchiffe und einen geihüßten Kreuzer, dem im Jahre 
1887 zwei Banzerfreuzer folgten. Faſt zu gleicher Zeit errang die Firma 
F. Schichau in Elbing mit dem Bau von Hochſeetorpedobooten einen 
Weltruf und erhielt alsbald fait von allen Kriegsmarinen der Welt Aufträge auf 
eine größere Zahl von Torpedobooten. Später ſchloß ji die „Öermania*- 
Werft diefem Wettbewerbe mit Torpedojägern und gejhüßten Kreuzern an; 
für alle diefe Kriegsſchiffe wurden die Gefchükarmirung von Krupp und Die 
Torpedovarmirung von Schwartzkopff aeliefert. Gegen Ende der achtziger 
Sahre hatten ſich daher die größeren deutſchen Werften neben den drei Kaijers 
lihen Werften zu einer hervorragenden Leiltungsfähigfeit im Kriegsſchiffbau ent» 
wickelt. 

II. Handelsſchiffbau. 


Nicht ganz ſo ſchnell und auch nicht ohne finanzielle Enttäuſchungen ver— 
mochten die deutſchen Werften im Handelsſchiffbau nad) Uebergang zum Eiſen— 
ſchiffbau den Kampf mit der engliſchen Konkurrenz zu beſtehen. Einestheils 

') Zur Prüfung der Lage des Schiffbaues und Erörterung der Frage, wie hiefer 
nach allen Richtungen bin gefördert werden könnte, hat der Staatsjelretär des Reihs-Marine 
amts am 14. Juni 1899 eine Nommilfion eingefeht. Die bisherigen Ergebnifle der Unter: 
ſuchungen haben das Materigl der nachfolgenden Zufammenftellungen geliefert. 
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fonnten fie mit den englifchen Werften im Anfange mit Vezug auf Preis und 
Lieferzeit nicht fonfurriren, da die Materialpreije in Deutjchland erheblid höher 
waren und die damaligen Betriebseinrichtungen der Werften eine jchnelle und 
rationelle Bauweije noch nicht zulichen, anderentheils beitanden langjährige ge= 
Ichäftliche Beziehungen der größeren Ahedereien mit den Schiffbaufirmen Englands, 
Erjt nahdem im Jahre 1879 der Einfuhrzoll für Shiffbaumaterial 
aufgehoben war und die deutiche Mafchinen- und Eifenindujtrie ſich ſoweit 
entwidelte, daß aus derjelben dem Schiffbau Sülfsinduftrien erwachſen konnten, 
winfte aud für den Handelsichiffbau in Deutjchland eine günftigere Zeit. Noch 
verurjadhten zu Anfang der 80er Jahre die Einführung des weichen Stahls 
(Siemens-Martin-Flußeiſen) als Schiffbaumaterial zur Herabſetzung des Schiffs— 
eigengewichts, ſowie die Steigerung der Keſſelſpannung bis zu 10 und 15 Atmo— 
jphären zur Einjchränfung des Kohlenverbrauchd für die praftifche Bauausführung 
mancherlei Anjtände, welche naturgemäß den Wettbewerb mit den englischen Werften 
abermals ungünitig beeinflußten, Doch vermochte der Handelsihiffbau ſeit dem 
Sahre 1886 mit der Inbaugabe der eriten Subventionddampfer, welche 
geſetzmäßig auf deutſchen Werften zu erbauen waren, jejteren Fuß zu fallen, um 
jo mehr, als durch weitere Gründungen von größeren Werften der Jahresumjag 
an Sciffbauten erheblich geiteigert werden konnte. Zu gleicher Zeit wurde auf 
eine Vermehrung der Dockgelegenheit Bedadht genommen, um durd Schiff und 
Majchinenreparaturen einen wirthichaftlicheren Betrieb zu erzielen. Die deutjchen 
Rhedereien jollten nicht mehr nöthig haben, ihre Schiffe im Auslande zu doden, 
unterfuchen bezw. repariven zu lajjen, Früher wurde died allerdings auch des— 
halb bevorzugt, weil für die Unterfuhung der Schiffe im Ausland erjahrene 
Experten der Klaſſifikations-Geſellſchaften zur Verfügung jtanden. Nad) Be 
Ihaffung genügender heimifcher Dods und feit der Germaniſche Lloyd als 
Rlaffififstiong:Gejellichaft von den deutſchen Nhedereien allgemeine Anerkennung 
gefunden hat, fommen Dodungen deutſcher Schiffe im Auslande nur vereinzelt vor. 


III. Entwidelung feit 1890, 


Vom Fahre 1890 ab beginnt dann ein weiterer bedeutender Auffhwung 
des deutſchen Schiffbaues durch die Steigerung der Bauten für die Kriegs- und 
Handeldmarine; e3 erfolgte die Inbaugabe von 4 Panzerſchiffen der „Brandens 
burg“-Klaſſe und des erjten Dreiſchraubenſchiffes „Kaiſerin Auguſta“. Die deut— 
ſchen Rhedereien vergrößerten ſich; die Hamburg-Amerika-Linie und der Nord— 
deutſche Lloyd nahmen den Schnelldampferbetrieb auf und gaben in kurzer 
Zeitfolge 4 Schnelldampfer dem „Vulcan“ in Auftrag. Es trat ſowohl in 
der Kriegs-, als auch in der Handelsmarine das Beſtreben auf, die Geſchwin— 
digkeit der Schiffe erheblich zu ſteigern, fo daß die Leiſtungen der Maſchinen— 
anlagen der Panzerſchiffe und Kreuzer ſich bis zu 10,000 und 12,000 Pferde— 
ſtärken pro Schiff ſteigerten, während ſie bei den Schnelldampfern von 9000 
Pferdeſtärken plötzlich auf 12,000 und 16,000 Pferdeſtärken ſtiegen, um ſchließ— 
lich bei Inbaugabe des Schnelldampfers „Kaiſer Wilhelmder Große“ 
auf 28,000 und „Deutſchland“ auf 33,000 Pferdeſtärken anzuwachſen. 

Die günftigen Erfolge, welche die vom Wulcan in den Jahren 1889 bis 
1891 fertig gejtellten Schnelldanfer zu verzeichnen hatten, führten int Jahre 1895 
zur Inbaugabe des Schnelldampfers „Kaijer Wilhelm der Große“, welder als 
das glänzendjte ſchwimmende Zeugnig für die Leiftungsfähigfeit des deutſchen 
Schiffbaues hingejtellt werden muß. Abgeſehen davon, daß die Gejchwindigfeit 





des Schiffes zur Zeit noch von feinem anderen Schnelldampfer erreicht ift, fo ift 
auch auf englifhen Werften bisher Fein Schnelldampfer ähnlicher Größe in der 
kurzen Zeit von 18 Monaten fertig geitellt worden. 

Neben den Schnelldampfern für die Amerifafahrt mußten aud für die neu— 
geihaffene Subventionsdampferlinie nad Ditafien neue erjtflaffige transatlantifche 
Dampfer in Bau gegeben werden, und jo wurden immer mehr deutſche Werften 
zum Bau größter Fradt- und Pajfagierdampfer herangezogen. 

Zu gleicher Zeit hatte die Firma Blohm & Voß die Verlängerung der 
Subventionsdampfer „Preußen“, „Bayern” und „Sachſen“ ausgeführt; es waren 
die Schiffe Hierdurd, da bei gleichbleibender Geſchwindigkeit und gleichem Kohlen: 
verbraud eine ganz bedeutend erhöhte Ladefähigkeit erzielt wurde, erheblich wirth— 
ichaftlicyer geworden, 

Die ganze Entwidelung gab alsbald dem Norddeutihen Lloyd ſowie der 
Hamburg-AmerifasLinie Veranlafjung, eine größere Zahl von fombinirten Fracht: 
und Rafjagierdampfern von bisher nicht üblichen Größenverhältniffen fait durch— 
weg auf deutjhen Werften in Bau zu geben und hiermit einen in jeiner Art 
mujterhaften Schiffstyp zu ſchaffen. — 

Ende 1899 jind die deutfhen Werften, da inzwiſchen auch der größte Theil 
der durch die Flottenvorlage genehmigten Kriegsichiffbauten vergeben, fremde 
Kriegsihiffbeitellungen angenommen und neue Schnelle und Rieſendampfer für 
deutjche und mehrere große fremde Dampjergejellihaften auf Stapel geſetzt werden 
fonnten, für erſtklaſſige Schiffe jtarf in Anjpruch genommen, ein Beweis, wie 
ſchnell die Leijtungsfähigfeit der deutjhen Werften daheim 
und im Auslande Anerkennung und Hörderung gefunden hat. 
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IV. Panzerplatten- Fabrikation, 

Die Inbaugabe der vier Schiffe der „Brandenburg“-Klaſſe war für die 
deutjche Anduftrie injofern von bejonderer Bedeutung, als die Firma Friedr. 
Krupp hierdurch zu dem Bau eines Panzerplatten-Walzwerfes angeregt mar, 
nachdem die Dillinger Hüttenwerfe bereit3 jeit Mitte der 7Oer Jahre 
die Fabrifation von Panzerplatten aufgenommen hatten. Die Panzerplatten- 
Fabrikation in Deutichland nahm nunmehr einen derartig jchnellen Forſchritt, daß 
bereit3 ein Panzerjchiff diefer Klaſſe mit dem verbefjerten Nideljtahlpanzer ver- 
jehen werden konnte. Aber ſchon im Jahre 1894 ftellte Krupp eine nad) eigenem 
Verfahren hergeitellte gehärtete Nickelſtahlplatte zur Beſchießung, welche alle 
bisher gefertigten Panzerplatten mit Bezug auf die gejteigerte Widerjtandsfähig- 
feit in den Schatten itellte. Das im Jahre 1894 in Bau gegebene Linienjchiff 
„Kaifer Friedrich III.” konnte Schon mit dem neuejten Panzer ausgerüftet werden. 
Seitdem haben die gedachten Werke ihre Betriebseinrichtungen für die Panzer: 
platten-Fabrifation ſoweit geiteigert, daß fie jährlih zufammen 11,000 
Tonnen Panzerplattenmaterial fertig ftellen fünnen, ein Duantum, 
welches dem Gejammtbedarf jür $ Linienfchiffe und einen Broßen 
Kreuzer entjpridt. 


V. Werftfapital und Werfteinrichtungen. 


Wenngleich fait die Hälfte der deutſchen Werften Privateigenthun bilden, 
jo daß eine abjolut genaue Feititellung des Kapitald und Buchwerths für fie 
nicht möglich fein wird, jo giebt doch folgende Zuſammenſtellung ein überſicht— 
liches und einigermaßen zuverläſſiges Bild über die Entwidelung der deutſchen 
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für den Bau von eifernen Seeſchiffen bejtimmten Privatihiffswerften vom Jahre 
1870 an. 


Beftand Zahl tapital Arbeiter⸗ 
im Jahre be | — zahl Hellinge 






kunt | m. 













1870 4 800 000 2 800 16 2 2 
1880 15 300 000 8 500 47 5 9 
1890 36 100 000 21 800 103 9 17 
1900 66 100 000 37 750 154 9 27 


Hiernach iſt der Aufſchwung des Schiffbaues im letzten Jahrzehnt ein ganz 
gewaltiger. Bei einer Kapitalsſteigerung der Werftanlagen um 83 Prozent iſt 
die Geſammtarbeiterzahl um 73 Prozent und die Zahl der Werften um 52 Pro— 
zent geitiegen. Dies liegt darin, daß einestheil3 die vorhandenen Werften ihre 
Betriebe bedeutend erweitert haben, wobei die Handarbeit mehr und mehr durch 
Mafchinenarbeit erjegt worden ijt. Die Entwidelung der Majchinenkräfte läßt 
ſich 3. 3. noch nicht vollkommen feititellen, doch ijt fie ganz gewaltig und ergreift 
immer weitere Zweige des Betriebed. So iſt in letzter Zeit der Materialtrans— 
port auf den Werften, im Bejonderen von den Werfitätten bis zum Einbau auf 
der Helling mit Hülfe der Majchinenkrajt erheblich vervolllommnet worden. Auch 
findet die elektrische Kraftübertragung auf den Werften in weiteitem Maße, ſowie 
hydrauliicher und pneumatischer Betrieb gerade in den letzten zwei Jahren Ein 
gang. — Ende 1898 wurden von den 21 größten Werften die Zahl der ver- 
wandten Pierdefräfte auf 16,000 bei einer Arbeiterzahl von 30,400 angegeben. 

Die hauptjählihen Steigerungen liegen auch bier im Wefentlichen 
in der Zweiten Hälfte des Jahrzehnts und zwar hat fi die Steigerung 
von 1897 bis 1900 noch in ungleich jtärferem Maße geltend gemacht als von 
1894 bis 1897. 

Für den Bau von erjtllaffigen Schlachtſchiffen Famen neben den 
Kaiferlihen Werften 1894 erit 2 Werften in Frage. 1897 wurden 2 weitere 
binzugenommen. Binnen Kurzem wird eine fünfte noch hinzutreten. 

Für den Bau von Kreuzern jtanden 1896/97 6 Werften zur Verfügung. 
Um 1900 werden e3 9 jein. 

Schnelldampfer wurden 1894/96 nur auf einer Werft gebaut, 1896/98 
auf 2 Werften. In Zukunft werden 4 bezw. 5 dafür leiltungsfähig fein. 

Erſtklaſſige Baffagier- und Frachtdampfer bauten 1894 5 Werften, 
1897 9 Werften, 1900 werden 14 hierzu im Stande fein. 

Dementjprehend haben ſich auch die Bauleiftungen entwidelt. 


VI. Broduftion, 


Nah den Aufitellungen des „Bureau Beritas* und des „Germaniſchen 
Lloyd“ wurden an Handelsihiffen (Dampfer über 100 Tons, Segelſchiffe über 
50 Tons) fertig geftellt: 

Schiffe Tonnage Transportleiſtungsfähigkeit 
1894 69 123,000 353,000 
1895 63 81,000 > 235,000 


) Es find mur diejenigen Dodgelegenheiten in der Zujanmenftellung aufgenommen, 
welche im Beſihe von Werften ſich befinden; die Staats und fonjtigen Dods ohne Kepara- 
turmerften find nicht berüdfichtigt. 
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Schiffe Tonnage Transportleiſtungsfähigleit 
1896 54 80,000 236,000 
1897 74 153,000 455,000 
1898 104 153,000 455,000 
1899 1) 4 190,000 553,000 
Ende 1899 im Bau?) 50 250,000 728,000 


Die Befammtleiftung des deutfchen Seefchiffbaues (Eifen- bezw. Stahl: 
ſchiffbau) im Einzelnen zeigt nachſtehende Tabelle: 





Fe rtig geſtellte Schiffe 

























1899 1898 
Zahl der | Brutto Indiz Sabl der Brutto Indiz 
Schiffe Reg.» Tons P, Schiffe Reg.Tons P. S. 

1. Schichau⸗Elbing .| 10 1604 | 13480 | R 
2. Schichau Danzig . 2 989 1480 { 32 22444 | 73760) 
3. Hlawitter. 2 . 9 237 | 250 | 7 1750 | 2300 
4. Jobannin - - - 5 704 357 4 329 560 
5. Vulcan-Stettin . - 3 32 220 30 300 5 15 249 44 000 
6: Oderwerle . - . 16 4357 3460 | 19 4 952 5490 
7.Nüse. . . . . 5 1572 1390 | 4 1575 1355 
8. Neptun » . . . 1l 14 202 6750 | 7 10 957 4 300 
9. Koch 8 8133 3110 ; 19 6 201 2 600 
10. Howaltt . - » - 17 17 081 10 825 | 18 9 907 7223 
11. Wermania . ; —1 1020 6 500 4 2662 11 060 
12. Flensburger Sei. s 15 32.099 14 210 7 24 298 11 300 
13. Blohm & Voß .. 5 48 464 20 600 18 42 337 15 150 
14. Reiberftien - | 2 10086 | seo | 2 | 8742 | 520 
15. Stüldn . - . .» | 908 1 878 9 | 33 885 
16. Brandenburg - . 9 896 550 1 4 853 180 
17. Janßen & Schmilinstn 12 500 1840 7 420 1275 
18. Holg-darburg . 41 750 1 773 | 
19. Weiler . 9 1660 790 5 7427 11 030 
20. Yulcanı Vegelad . 11 4393 | 490 | 5 7136 4200 
21. Tedlenborg . . -» 3 9.059 4 025 10 9961 4 800 
22, Wende RESELLER: 5 581 70 6 654 560 
28. Secched . . - . 11 -5 107 2 730 9 5509 3910 
24. Ridmers . 4 2697 — 5 4 756 — 
25. Meyer: Bapenburg . 8 2085 1900 |} 4 835 570 
26. Wichhorſt⸗Hamburg 8 332 90 6 4 287 520 
27. Fechter- Königsberg 7 1 229 2 220 4 1 400 
28. Schömer & —— | 762 

Tönning j 4 575 415 6 666 130 
29, Derten- Damig . . 12 337 417 16 851 375 
30. iremer- Elmshorn - 9 546 100 8 493 200 
31. Tbormälen Elmshorn 19 956 30 3 147 _ 
32. Nend-Darbuug . 8 1675 — 
33. LühringHammel⸗ 

warden . . 2 332 — 4 238 _ 
34. 8. Wende Hamburg 3 200 480 | 4 70 660 
35. Stods & Kolbe⸗Kiel 3 ? — 3 195 — 
36. Kroll& Eulert Memel 4 215 420 4 281 590 
37. Schneider⸗Memel 2 65 114 — — — 
38. Thnen:Brate 1 200 — 1 92 _ 
39. Caſſens Emden. 2 51 _ 1 114 


j Segelichiiie nur iiber 100 Tons. 
*, Höchſte engliicye Yeiftung 1898: 68, 110 P. 
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Entiprechend der erhöhten Leiftungsfähigfeit ift erſtens eine Kapitalver— 
mehrung der deutſchen Werften jpeziell in den legten Jahren eingetreten und 
bat jich zweitend der Werth derjelben über das Anlagekapital hinaus jtändig 
vermehrt. Ueber den Werth der im deutichen Schiffbau angelegten Kapitalien 
geben nachſtehende Berechnungen Aufſchluß. 

E3 waren unter den 39 Anjtalten vorhanden: 14 Altiengejellihaften mit 
44,,;3 Millionen Mark Nominallapital und 12 Millionen Mark Brioritäten, 
Außerdem 25 Privatwerften, die nicht Aktiengejellichaften jind, deren Kapital mit 
rund 22 Millionen anzufehen it. Für 7 Altiengefellichaften, welche über rund 
70 Prozent des gejammten Aktienkapital verfügen, werden Börſenkurſe notirt. 
Nach dem Kursitand vom 30. Dezember 1899 bewerthete fid deren Kapital auf 
52,0, Millionen Marl. Dementjprechend würden alle Aktiengeſellſchaften 
einen derzeitigen KRapitalwerth von 73,, und die gefammten Seefchiffe bauen: 
den Werften des Deutſchen Reichs rund 110 Millionen Mark Kapital: 
werth repräfentiren. 

Nicht nur aber hat ſich Hinfichtlich der Kapitalien, Betriebseinrichtungen und 
Leiftungen gerade in den legten Jahren der deutjche Schiffbau in erheblicher 
Weife quantitativ und qualitativ entjaltet und gejtärft, ſondern auch Hinfichlich 
feiner Wurzeln in der gefammten Boll3wirthihaft nach allen Richtungen Hin, 
einerjeit3 binjichtlich der Arbeiterverhältnifje, andererjeit3 binjichtlic der Material 
liefernden Hilfsindujtrien. 


VII. Urbeiter. 


Bezüglich der Arbeiterverhältniffe iſt es als ein erfreuliche Zeichen zu bes 
trachten, daß troß der bedeutenden Steigerung der Betriebe im Schiffbau, ſowie 
der jtändig fteigenden Nachfrage in allen Zweigen der Volkswirthſchaft, ein 
genügender Zugang von gelernten Handwerkern herangebildet werden konnte. 
An die Stelle der früheren Schiffzimmerleute, welche man zwar auch heute 
beim Eifenfhiffbau nicht entbehren fann, deren Zahl und WVerwendungsbereich 
indeß relativ zurückgeht, iſt vielfadh eine neue Klaſſe von Handwerkern, die ſo— 
genannten Eiſenſchiffbauer getreten, jie haben ſich rajch eingejhult und in 
die neuen Arbeit3methoden gruppenmäßig eingefügt. In den anderen Betriebs— 
abtheilungen, Schmiede, Keſſelſchmiede, Formerei und Gieherei, Mafchinenfabrif, 
Tiſchlerei, Modelltifchlerei 2c. find gleichfalld die entiprechenden Klaſſen heran— 
geſchult, die allerdings gelegentlich auch wieder in verwandte Betriebe hinüber 
fluftuiren. Im Ganzen aber vollzieht ſich die Heranziehung von Arbeitskräften 
glatt und die bisherigen Erfahrungen beredtigen zu der Erwartung, daß aud 
bei einer weiteren Steigerung des Schiffbaus ein Mangel an gejchulten und 


tüchtigen Arbeitskräften nicht eintreten wird. 


E3 handelt ji beim eigentlihden Schiffbau um etwa 50 Prozent 
bodhqualifizirte, gelernte Arbeiter und 50 Prozent Jandlanger, während 
inSchiffsmajhinenbau, Schmiede, Keſſelſchmiede, Kupferſchmiede, 
Gießerei und Modelltifchlerei fait durchweg gelernte Arbeits= 
fräfte beichäftigt find. 

Die gelernten Arbeiter gehören zu den beitgelohnten Arbeitern der 
Metallinduftrie und damit zu den beitgelohnten induftriellen Arbeitern übers 
haupt. Die Lohnhoͤhe in den verjchiedenen Landestheilen bemißt ſich verſchie— 
den nad den lofalen Verhältnifjen der Preife und der Lebenshaltung. Ent— 
jprechend der günjtigen Entwidelung des Gewerbes ijt jeit Beginn der 80er Jahre 
eine bejtändige Lohnfteigerung zu verzeichnen, die gleichfalls an den verjchiedenen 
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Orten zu verfchiedenen Seiten eingetreten ift. Als charakteriftiich fann die Ent» 
widelung in dem zentral gelegenen Kiel gelten, wojelbjt jeit 1880 die Löhne 
um rund 20 Prozent oder 1 Prozent im Jahresdurchſchnitt gejtiegen find. 


Die in Frage kommenden Bejhäftigungen jtellen vielfah hohe Anforderungen 
an die Körperkraft der Arbeiter, jind aber ald gefund anzujehen. Bejonders 
aünftig wirft, daß die rafche Erweiterung der jungen Induſtrie Gelegenheit giebt, 
in bygienifcher Beziehung und Hinfihtlih der Unfallverhütungs-Ein— 
rihtungen weitgehenden Anforderungen zu genügen. Insbeſondere ift die Ein: 
führung der eleftrifchen Beleuchtung im gefanımten Betriebe einjchließlih Der 
Hellinge hervorzuheben, die andererjeit3 der Arbeiterjchaft auch direfte materielle 
Bortheile bradte, da nunmehr in den Wintermonaten feine Einſchränkung der 
Arbeitäzeit und damit des Verdienſtes zu erfolgen braudt. Die Unfallrate 
ift auf den Werften in bejtändigem Rüdgange begriffen. 


Die Wohlfahrtseinrihtungen, welde in den Raijerlihen Werften 
al3 muftergültig zu bezeichnen find, finden ebenſo bei den in der Erweiterung 
befindlichen Privatwerften Eingang und verjtändnißvolle Förderung. 


VIII Hülfsinduftrien. 


Andererſeits ift in der Hilfsinduftrie des Schiffbaues in den letzten Jahren 
ein bedeutender Fortjchritt zu verzeichnen. Während vor etwa 10 Jahren unfere 
Werften die fogenannten Sittinge, d. 5. die Schiffsausrüftungsgegenftände, wie 
Winden, Spille, Pumpen, Kloſets, Kombüfen, Fenſter ıc. entweder mit großen 
Koſten jelbjt anfertigen oder aus England beziehen mußten, können diejelben jet 
zum größten Theil von deutjchen Spezialfabrifen geliefert werden. Deren Leijt- 
ungsfähigkeit hat ſich ſogar für einzelne Gegenjtände ſoweit gejteigert, dab eng: 
liche Werften mit ihren Fabrikaten verfehen werden fonnten. Gerade in den 
legten beiden Jahren find hier die allererheblichiten Fortichritte gemacht; die 
hauptſächlichſten Fabriken in Hamburg, Geeitemünde, Hannover, Lübed, Noitod, 
Berlin, Danzig, fowie in den Zentren der Klein⸗Metall- und Eiſeninduſtrie 
mußten in Folge der Steigerung ihres Umſatzes erheblich erweitert werden. Einen 
hervorragenden Impuls erfuhr die Moͤbelinduſtrie ſowie überhaupt das Kunft: 
gewerbe Deutjchlands durch die fortgejegt ihr zuflichenden Aufträge feiten® der 
größeren Werften für die Ausjtattung der Wohnräume fowie der prunf= und 
kunſtvoll ausgejtatteten Salons und Gefellihaftsräume auf den neueren Schnell: 
dampfern. 


Die Zahl der deutichen nduftriebetriebe und Gewerbe, welche durch den 
heimifhen Schiffbau erhebliche Nahrung und Förderung erhalten, wächſt ftändig. 
Würde man dieje Induftriezweige für den zahlenmäßigen Nachweis des Auf— 
ſchwunges des deutfchen Sciffbaued mit benugen, was infofern gerechtfertigt 
erſcheint, als in früheren Zeiten die betreffenden Gegenjtände meiſt von den 
Werften felbft gefertigt wurden und erjt nach den Auswachſen derjelben zu viel 
gejtaltigen Riefenbetrieben nothgedrungen von denjelben losgelöjt werden mußten, 
jo würde ji das für die Schiffbauinduftrie angelegte Kapital um viele Millionen 
Marf erhöhen und die Arbeiterzahl ſich auf etwa gegen 50,000 fteigern. 

Die Entwidelung der deutichen Schiffbauinduftrie ift eine jo fchnelle gemwejen, 
daß es der deutſchen Montaninduſtrie nicht leicht wurde, den Materialbedarf 
in entjprechender Weije zu befriedigen. Noch immer wird ein nicht unerheblicher 
Theil des Schiffbaumateriald aus England bezogen, doc) jteigt der Antheil der 


—— — 
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deutſchen Hüttenwerfe an den Materiallieferungen nicht nur abfolut, fondern 
auch relativ, 

Der Kifenfonfum des deutſchen Schiffbaues ftellt fih — O,, Tonnen 
auf die Brutto-Regifter-Tonne gerechnet — für Handelsjchiffe über 100 Brutto- 
Regifter-Tonnen berechnet, etwa wie folgt: 

1890 45,900 Tonnen 

1894 55,350 
1895 36,450 
1896 36,000 
1897 68,850 
1898 68,850 
1899 85,500 


zz 2 2 32% 


IX. Vergleich des deutſchen Schiffbaues mit dem englifchen 
Schiffbau. 
Einen Vergleich des deutſchen und engliſchen Schiffbaues im Jahre 1898 
und 1899 ergeben folgende Tabellen :!) 
1. Zeitungen des dentſchen und des englifhen Sciffbanes 
1898 und 1899. 








— ehif Von der gefammten Tonnage entfallen auf 
bauten Dampficiffe 





1898 | 1899 
abſolut | Prozent abſolut 





Deutichland . 
England 


219 608 
1671 217 


247 397 182 941 
1 753 757 1 636 260 


83,3 
98,0 


215 142 
1717174 


87% 
97,» 




















Rriegsidiffe Schiffe für auslandiſche Rechnung 





















9 
| Prozent 


124 
21,3 


189 
abfolut 


30 675 
356 483 


1898 
abfolut | Prozent 


85300 | 16. 
391 504 | 24,4 


1 1899 
abfolnt abiolut 


Deutichland 38 506 
Englamd . 193 358 


Prozent 


18» 
ll,s 


| Prozent 


13868 | 5. 
169492 | 9% 




















2. Wachsthum des deuntſchen nnd engliſchen Schiffbanes von 
1898 und 1899. 





Zahl der Zunahme Tonnage Zunabme 
Sciffsbauten 1899 geg. 1898| der Schiffsbauten 1899 gen. 1898 







189 | abjolut Pr Pro; * t 1898 1899 abjolut | grogent 
Deutihland . - . 8335| 468 39: | 219608| 247397 |27 789 12; 
England . . Lı211 | 1 299 37 [1671 2171758 757 2540 4» 











n Die engliihen Zahlen (nadı „Engineering*) beziehen fih auf die innerhalb des 
Jahres vom Stapel gelaufenen, die deutihen Zahlen (nach den Verzeichnifien des 
Germanifchen Lloyd, ergänzt durch Angaben fr die Haiferlichen Werften) auf die inner: 
halb des „Jahres fertiggeitellten Schiffe. 
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3. Größe der in Gugland und Deutfchland gebauten Schiffe. 


Deutidhland | England 
1898 | 1899 1898 


Zahl der Schiffe von 






Es zeigt fi) im Ganzen eine Fortdauer und Berjtärlung der Tendenz 
des raſchen Zunehmend des deutjchen gegenüber dem engliihen Schiffbau. Bon 
1890 bis 1898 war die Betheiligung Englands am Weltidiffbau von 81,, auf 
75,, Prozent zurüdgegangen, während der Antheil Deutſchlands während diejer 
Beit von 6,, auf 12,, Prozent geitiegen iſt. Das jtändig rajchere Wachjen des 
deutichen Sciffbaues feither bietet die Gewähr, daß mit einer gefunden Schiff: 
baupolitif die bisher bejtehende Ungleichheit mehr und mehr abnehmen kann. 

Die Betheiligungen der deutſchen und englijchen Werften für die Lieferungen 
auf dem Weltmarfte find aus der nadjitehenden Tabelle erjichtlic. 


Wichtigſte Abfahgebirte für den dentfchen nnd englifchen 
Schiffban. 





Tonnage * für fremde Rechnung ge- 
Für bauten Schiffe in 


Deutihland England‘) 
1898 | 1899 1898 1899 





Fremde Rechnung überhaupt - - » » . »| 35800 | 30.675 | 391504 | 356483 
darunter : 
Dautihland - - > 2 2 0 2 2 2 2 0. — — — 70 648 
Dane Kolonien : 2 > 2 2 2 ne. 75 597 — — 
England . - Re a RE 18 — — — 
a lifche Kolonien Eee aaa ta _ 1450 21 285 14 999 
Rukland — 12 330 6 945 23 327 8440 
Dt . ER —— 5156 6891 | 39527 18 393 
Schweden und Rormegen a ae 1597 10585 | 64452 22 604 
Holland . R ee a 3 620 — 21 590 17 617 
Deftereich- Ungarn u ne ze rt re — . 37 6 735 13 328 
—— — ee ie ee — 17 4612 4 285 
pan a er Par 266 — 4 224 25 584 
— (und Sotonien) a er — 46 |. 4250 — 
Belgien . . . a er Sant 157 802 9 828 — 
Rumänien. ern tn 2213 — 2400 — 
Griechenlannnn. 2 0 re. — — 8480 —— 
Südamerikea.. rn eh 4 2877 6 107 6 036 
Bentralamerila -. - - > 2 2 2 2 2 0. 148 — — — 
Vereinigte Staatenn.. 2 ne. — — 4161 3 450 
— Ve ee a een 1 327 7200 60 711 45 880 
China — ee ee Aare er 2 7469 20 624 300 


ONCE u. 2 2 5 85 ea 8 — 169 


Die Zahlen für die einzelnen Länder find nach „Engineering“ nicht ganz vollſtändig. 


—— — — — 
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Die Entwickelung des deutſchen Schiffbaues zur Befriedigung des heimiſchen 
Marktes ſowie auch des natürlichen Verſorgungsgebiets in den Nachbarländern 
iſt jedoch noch nicht zum Abſchluſſe gekommen und ſo ſind bereits für die kommen— 
den Jahre bedeutende Erweiterungsbauten im Gange, welche bis zum Jahre 
1905 die Inbetriebnahme von allein 31 Hellingen zum Bau der größten Schiffe 
geſtatten werden. Nach Fertigſtellung dieſer Erweiterungsbauten wird das An— 
lagekapital der Schiffswerften nach den bisher feſtſtehenden Plänen ſich noch um 
gegen 40 Millionen Mark erhöht haben. 


VI. Theil. 
Hafenweſen. 


Erweiterungen der Anlagen und Hülfsmittel für den Seeverkehr 
feit 1896/97. 


Die Verbeſſerung der Einrihtungen für den Seeſchiffahrtsverkehr in den 
einzelnen Hafenplägen an der deutfchen Küſte hat im Wefentlichen feit dem Bes 
ginne der Vorbereitungen für die Zoblanſchlüſſe von Hamburg und 
Bremen an der Ylordfee in den Jahren 1881/82, an der Oſtſee jeit der 
Eröffnung des Kaiſer Wilhelmfanals im Jahre 1895 begonnen. 

Die Tendenz der Entwidelung hat auch hier überall ein ungleich raſcheres 
Hortichreiten zu Tage treten lafjen, als bei der jeweiligen Projektirung der ver— 
jhiedenen Anlagen jeitens der Fompetenten Fachleute angenonmen war. Die 
Hafenanlagen von Hamburg, in größtem Stil von Anfang an geplant, mußten 
jeit 1890 bereit8 dreimal durch erhebliche Bewilligungen für Erweiterungsbauten 
ergänzt werden. 1897 und 1898 wurden fpeziell für dieſe Zwede 17 bezw. 
28 Millionen bewilligt. Auch in Bremen erwiejen fi die für ein Menfchen: 
alter vorgejehenen Hafenanlagen als erheblih zu Hein. 16 Millionen wurden 
1897/98, 8 Millionen 1898/99, 9 Millionen für 1899/1900 bewilligt, eine 
Verdoppelung der Hafenbafjins und Anlagen ift im Werden, weitere große Aus: 
gaben jtehen hier wie dort bevor. In Cuxhaven iſt ein Hafen für Schnell: 
dampfer gebaut, die Bremerhavdener Anlagen werden fortwährend erweitert. 
Altona wird jich einen Freihafen jchaffen. Im Jahre 1899 wurde der neue 
Hafen in Emden fertiggejtellt, der mit einem Koftenaufivand von 22, Millionen 
Mark erbaut wurde und bejtimmt ift, den Verkehr des Dortmund-Emö- 
kanals in fi aufzunehmen. Fernere 11, Millionen werden nunmehr zum 
weiteren Ausbau des Emder Fahrwaſſers gejordert, 


Auf der anderen Seite find gerade jeit 1897 auch in der Oſtſee die haupt: 
jählichtten Neubauten in Fahrwaſſer und VBerfehrseinrichtungen zur Verwirklichung 
gelangt bezw. in Angriff genommen. Lübeck, das der Bollendung des EIlb- 
Travelanals (often: 23,, Millionen) entgegenfieht, hat bisher für Trave- 
forreftionen und Hafenbauten 17,, Millionen bewilligt uud jchidt ſich an, weitere 
große Aufwendungen zu madhen (unter Anderem 6,, Millionen für Umgejtaltung 
der Hafenpläße, Anlage eines Induftriehafend und neue Kaibauten). 

In Stettin iſt im September 1898 der Freibezirf eröffnet und damit 
eine Anlage dem Verkehr übergeben, welche an fi 12, Millionen gefojtet hat, 
während für Verbejjerung der Fahrwaſſer und neuen Hafenanlagen 30 Millionen 
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verausgabt werden. Auch Danzig Hat 1899 mit einem Freihafenbezirk bei 
Neufahrwaffer einen Anfang gemadt. Königsberg aber, deſſen Haff— 
fanal mit einem Rojtenaufwand von 9 Millionen im Sommer 1900 eröffnet 
werden ſoll, ſchickt ji an, feinen Hafen mit einem Aufwand von 7 Millionen 
zu vergrößern. 

Neben den großen find auf die Fleineren Häfen, wie Roftod, Stral- 
fund zc. in den legten Jahren bedeutende Aufwendungen auf Fahrwaſſer und 
Hafenanlagen verwandt. 

Ueberall ijt man bedacht, bequeme Einrichtungen für den Bau und die Re— 
paraturen von Schiffen zu fchaffen. 

In Bremerhaven iſt ein jtaatlih erbaute® Trodendod im Preiſe von 
5, Millionen für Schiffe größter Dimenfionen, und in Hamburg und Stettin 
Schwimmdocks von gleichfall® den größten Abmeſſungen durch Privatinitiative 
neu beſchafft. 

Alles zeigt, zu wel großen Erwartungen man fi) durch den biäherigen 
Verkehrsaufſchwung und deſſen vorauszufehende weitere Tendenzen berechtigt hält, 
fodaß man für dieſe verfchiedenen Verbeſſerungen fortgejeßt die gewaltigiten 
Summen nupbringend anzulegen vermag, wie denn neben der ftaatlichen auch die 
private Thätigfeit überall in weiten Umfang Neueinrihtungen für den Handels: 
verkehr, an Speichern 2c. gejchaffen hat. Im Laufe der nächten Zeit wird 
Deutfchland an jeder feiner großen Flußmuͤndungen über den modernen 
Anforderungen entfprechende und vermittelft großen Rapitalauftwands 
nach jeder Richtung bin wohl ausgeftattete Verkehrs- und Safenein: 
richtungen verfügen, 


VD. Theil. 


Die deutſche Hochſeefiſcherei. 


Die deutſche Nordſeefiſchereiflotte zählte Ende 1898 570 Schiffe mit 
einem Raumgehalt von mehr als 96,000 cbm und einer Beſatzung don 4700 
Mann!), darunter 130 Dampfer mit 1185 Mann Befaßung. Gegen Ende 1896 
bedeutet das einen Zuwachs von 34 Schiffen mit rund 10,000 cbm und eine 
Zunahme der Mannjhaft um 1430 Köpfe. Die Dampfer der Hochfeefiicherei- 
flotte, die gerade den Fortſchritt der Technik im Fiſchereibetriebe darftellen und 
eine intenfivere Ausbeute verbürgen, haben jih in Diefen zwei Jahren um 27 
vermehrt, und die leiten Gejchäftsberichte verjchiedener Gefellihaften fünden eine 
weitere Vermehrung ihres Dampferbeftandes an, weil mit der Vergrößerung der 
Flotten die Generalunfojten des Betriebes weniger ind Gewicht fallen. 

Namentlich wuchs auch die Betheiligung der deutichen Fifcher an der Seringe: 
fifcherei; allein in Emden ift die Zahl der Heringsfänger in den leßten zei 
Fahren von 29 auf 45 gejtiegen, und für die Fangperiode 1899 wurden 53 Fahr: 
zeuge in den Dienst gejtellt. Drei Gefellfhaften arbeiten heute, wo früher nur 
die eine ältere Emder Kompagnie thätig war. In Bremerhaven=Geejtemünde 
it im Jahre 1897/98 ein Unternehmen für fombinirten Herings- und Hochſee— 
fiichfang mit Dampfern in Thätigfeit getreten. 1898/99 lagen 85 Segler und 
5 Dampfer mit einer Beſatzung von 1400 Mann der SHeringöfifherei ob, die 


i) Nautifcher Almanach 1900. 
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100,000 Tonnen Heringe im Gejfammtwerthe von 2*/, bis 2'/, Millionen Mark 
auf den deutjchen Markt lieferten. 

Ebenfo haben fit andere Bochſeefiſchereigeſellſchaften in den letzten 
Jahren neu begründet oder ihren Betrieb erweitert, in Nordenham, Elsfleth, 
Hamburg, Altona ıc. 

Der jährliche Ertrag der gefammten Hochjeefifcherei wird auf 20 Millionen 
Mark bewerthet. Nach dem nautiichen Almanach arbeiten heute in der deutjchen 
Hocjfeefiiherei gegen 20 Millionen Mark Kapitalien, von denen 15 Millionen 
allein auf die Fahrzeuge entfallen follen. 

Einen Einblid in die Berriebsgeftaltung gewähren die Gejchäftsberichte 
von 10 der größten deutſchen Fiichereigefelljchaften für das Jahr 1898. Sie 
verfügten über ein Aktienkapital von 9,, Millionen Mark und ein Anleihefapital 
von 2,, Millionen Mark und arbeiteten mit 91 Loggern und 80 Dampfern, fie 
erzielten einen Umjag in der Höhe don über 4 Millionen Marf. 

Der gejammte, auf den vier großen Sifchaufrionen von Hamburg, Altona, 
Bremerhaven und Geejtemünde fich vollziehende Umfag, zu dem allerdings aud) 
einzelne ausländische Fiichereien beijteuern, betrug 1898 8,,,; Millionen Mark, 
1899 9,6 Millionen Mark, 4,,, Millionen Mark an der Elbe, 4, Millionen 
Mark an der Weſer. Die drei eriten Seefilhauftionen, welche in den Jahren 
1887 bezw. 1888 in Hamburg, Altona und Geeitemünde jtattfanden, erzielten 
dagegen nur einen Gejammterlö3 von 555,000 Mark. In den legten Jahren 
Schritt die Ertragsjteigerung in folgender Weiſe vorwärts. 


Erträge der Fijhauftionen: 


1896 1897 1898 1899 
Hamburg . 1,588,193 Marf 1,852,430 Marf 2,052,448 Mark 2,418,691Marf 
Altona .. 1,764,044 „ 1,832,207 „ 1,993,632 „ 2,340,000 


Bremerhaven 1,067,510 „ 1,070,791 „ 729,946 „ 750,176 , 
Geejtemünde 2,739,344 „ 2,897,807 „ 3,459,908 „ 4,053,422 „ 


Snögefammt 7,159,091 Mark 7,653,325 Mark 8,235,934 Mark 9,562,289Mart 


Sept man den Ertrag don 1896 mit 7,,;, Millionen Marf gleich 100, jo 
ift der von 1897 gleich 107, der von 1898 glei 115 und der von 1899 gleich 
133 anzujeßen. Die Steigerung de3 Mengenumfages aber dürfte 
angeficht3 des jtarfen Preisrüdganges in Folge der Konkurrenz der billigen is— 
ländifchen Fische eine noch erheblich höhere fein, 

Nicht auf diefen Auktionen erfcheint die Nordenhamer Gefellichaft „Nordſee“, 
welde ihrerjeit3$ 1897 einen direften Verfanddienft über ganz Deutjchland 
organifirt und 1899 über 1°/, Millionen umgefeßt hat.. 

Etwa 40 Prozent des gejammten deutjchen Hochfeefifchereiertrages der Nord— 
fee fommen auf den Auktionen zur Verwerthung. 

Der Antheil der deutſchen Sifcherei an den Ertraͤgen der YIordfee 
ift freilih nah den Schägungen Ehrenbaums'), der jedoch die deutſchen Er- 
träge viel niedriger ald andere Kenner annimmt, immerhin ein jehr geringer, 
nur ein Sech3zehntel, und bei der zur Zeit jchon durchgeführten intenfiven Bes 
fiichung der Nordjee nicht übermäßig erweiterungsfäbig, aber in den Fiſch— 
gründen Islands öffnen ſich neue ergiebige Gebiete, die von den deutjchen 
Fiſchern mit jteigendem Erfolge unter Bewirthihaftung genommen werden. Selbit 
in den nördlihen Bolarmeeren hofft, wie die Expeditionen der Fiſcherei— 


) Mittheilungen bes deutſchen Fiſcherei⸗Vereins. 
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gefellfchaft „Nordſee“ 2c. bemeifen, ſich die deutſche Hochfeefijcherei ein neues 
Bundgebiet zu erjchließen. 

Ueber den Umfang der Öftfeefifcherei liegen nur befchränfte Angaben vor. 
Man jchägte 1897 die Anzahl der gededten Fifchereifahrzeuge, die hier thätig 
waren, auf 400, von denen 200 allein auf die Danziger Bucht entfielen.!) Sie 
fanden Abjag auf den Auftionsmarkt zu Hela. 1898 weifen Memel, Pillau 
und Neufahrwafjer allein einen Beitand von 416 Lachskuttern auf, und aud in 
den übrigen Bezirken Dit: und Wejtpreußens ift ein bedeutender Aufſchwung 
wahrnehmbar. 


vun. Theil. 
Kabelwsfen. 


I. Die deutfchen Kabel. 


Deutfchlands unterfeeifche Rabelunternebmungen find noch jungen 
Datums und entwidelten ſich erit in den lebten Jahren zu einigermaßen beträdt- 
lihem Umfang, obgleih das Kabel die Erfindung eines Deutihen Werner 
Siemens, gewejen ift und das erite Kabel im Siemensſchen englifchen Haufe 
bergeitellt worden ijt. 

Das erjte deutſche Unterjeefabel wurde 1871 von 
einer Brivatgejellichaft zwiſchen Emden— Borkum —Loweſtoft (Eng⸗ 
land) gelegt: vieradrig mit einer Linienlänge von . . . 471, km. 

1876 verfügte die Reichd-Telegraphenvermwaltung allein über 
den Befit der Hälfte des dreiadrigen Kabels zwijchen Rügen und 


Trelleborg (Schweden), d. i. über eine Linienlänge von. . Als m 
Bi8 1880 ermeiterte fich der Beſitz des Reichs um die Hälfte 
des dreiadrigen Kabels Alfen— Fünen, d.i. um eine Linienlänge von Dh 


wozu fi ein von einer deutſchen Geſellſchaft zwiſchen Hoyer— 
Sylt— Arendal (Norwegen) gelegtes Kabel mit einer Linienlänge von 470,5 m 
gejellte, jo daß der Gejammtbeitand an deutfchen me 


Kabeln 1880 fih belief auf . . 2 2 2 2 na. 959,,, km. 
Bis 1890 traten hinzu: 
Emden— Greetjiel—Banlencia (Irland), einadrig . . . 1600,30 
Eurhaven— Helgoland (einadrig) . PR 
und der Halbe Antheil an der vieradrigen Kabellinie 
Warnemünde—Gjedier. . 2: 2 2 nm ren Bor u 


während das Kabel Emden—Borfum—Loweftoft in den Reichs— 
beſitz überging. 


Die Gefammtlinienlänge betrug 1890. . . .  2658,,; km. 
Bis Ende 1896 erweiterte ſich das unterfeeifche Rabelneg: 

im inneren Berlehre mit den deutschen Snjeln um... 453,4 
im internationalen Verkehr um die Linien 

Emden—Breetjiel—Borfum (dreiadrig) . . Er 59, 

Emden—Borktum—Bacton (England) ——— . did m 


— — — — 


i) Havemanns Jahresbericht für 1897/98. 
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Norddeich — Norderney (Fortfegung des englifchen Kabels 
Norderney: 2omweitoft) (vieradrig) . . 11,., km. 
NRügen— Schweden (zweite Verbindung) (vieradrig) . 62,54 


Das Kabel Hoyer—Arendal war 1891 in den Reichöbefit 
übergegangen. 

1896 hatte daS deutiche Kabelnetz eine Linienlänge von . 3760, 

Das im folgenden Jahre in Betrieb genommene, im Privat- 
bejige der deutſchen Tiefſeegeſellſchaft befindliche Kabel Emden— 
Vigo (Spanien) mit. . . 2060,55 
jollte die erite Etappe eines ausſchließlich deutfchen Kabels für den 
Berfehr nad) Amerika werden; durch die 1899 von der Deutjch- 
atlantifchen Telegraphengefellichaft in Köln angebahnte Legung eines 
Kabels von Emden über die Azoren nad) New-York mit einer 
Sejammtlinienlänge von . . ER DE . |. 99° 
ift der Gedanke feiner Verwirklichung nahe gebrachi 

Somit wird Deutſchland 1900 ein u — mit einer 
Geſammtlinienlänge bon . . .. 13,900, 
und einer Öejammtleitungslänge von... — 67 500,00 „ 
bejigen, in dem ein Anlagefapital von 34,624.000 Mark jtedt; auf 20 Mil: 
lionen werden allein die Koſten des neuen deutſch-amerikaniſchen Kabels geſchätzt. 

Das deutſche Kabelnetz iſt von Jahrzehnt zu Jahrzehnt relativ ganz erheb— 
lich in ſeiner Ausdehnung fortgeſchritten. Setzt man den Linienbeſtand von 1880 
gleich 100, fo ſtellt ſich derjenige von 1890 auf 277, der von 1896 auf 392, 
der von 1900 aber wird ſich auf 1450 ſtellen. 


II. Das internationale Kabelnetz. 


Troß der bedeutenden Vermehrung der deutichen Rabellinien fteht Deutſch— 
land in der Reihe der fabellegenden Nationen indefjen noch fehr weit zurück. 
Im Jahre 1898 wurde das gefammte Kabelne der Erde auf 1460 Linien 
mit einer Gefammtlänge von rund 310.000 km gejhäßt, von denen fid 1142 
mit einer Länge von 36.800 km im Beſitze jtaatlicher Telegraphenvermwaltungen!), 
318 mit einer Länge von 272.000 km im Befige privater Gejellichaften befinden. 
Auf Deutjchlands Antheil entfallen mithin — abgejehen von dem noch im Bau 
befindlichen Kabel Emden — Azoren — Amerika — 1,3, Prozent des Weltkabelbeſitzes, 
während e3 3. B. am gejammten Welthandel mit über 12 Prozent betheiligt ift. 
Der Befiz des Weltfabelneres, das einen Gejammtwerth von etwa 
5 Milliarden darjtellt, vertheilt fi unter die Staatd:Telegraphenverwaltnngen 
und Brivatgejellichaften der verſchiedenen Nationen wie umjtehend. 

England it alfo die fait abjolute Beherrſcherin aller internationalen Kabel— 
verbindungen, und die 6 Millionen Telegramme, welche jährlid auf dem Kabel— 
wege befördert werden, laufen zum allergrößten Theil durch feine Hände. Eng— 
land jeßt 14 große ozeanifche Kabel in Thätigfeit, von denen neun ihm allein 
gehören. Afrifa, Amerika und Indien find von einem englifchen Kabelnetz um: 
fponnen, In den ojtafiatiichen und auftraliihen Gewäflern betreibt ferner 
die englifhe Eaſtern Ertenfion Compagnie über 30,000 km Sabellinien. 


) Mergl. Monthly Summary of Commerce and Finance of the United States Jan. 
1899. Das „Journal de Telegraphie® macht für 1897 folgende Angaben: 1459 einzelne 
Kabel 301 930,15 km Länge Davon $1141 mit 36.823, km im ftaatlichen, 318 mit 
265.106, km im privaten Befis. 
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Dertheilung des Aabelnehes der Erde.') 


Gefammt- | Prozen 























Beſitz Zahl der Linien [Zahl der gahl der Linien · Io nf perl Linien · [an den 
aber | ‚änge Geſell abe | anne be | Fänge | Kabel- 
in km | fchaften in kın in km | Yimien 
Deutihland - - - | 58 | 3760 ı ! 1! ao 59 5820| 1% 
Nranfrihb . . . 54 9315 4 28 218%] 78 31 2051 104 
Großbritannien - . 135 3680 19 223 1178000) 358 181680] 59» 
Britiich Indien . . 111 3550 1 3 270 3 3820 ls 
Aritiich Amerita . 1 1 700 — — 1 1 700 Os 
Bahama⸗Inſeln . - 1 395 — - — 1 395 O4 
Auftralien und Neu— 
jeeland . . . , 31 640 — - 31 640 up 
Engliidh +» Amerilan. 
Telegraph.-Gefellich. l 15 | 22 740 15 22 740 15 
Amerika, Vereinigte 
Staaten .: . . — — 4 | 2 34 005 22 3410041 11. 
Rubland . . . . 9 425 — — — 9 425 O4 
Däniſch Nordiſche Te: 
legraph.Geſellſch. 
mit ruſſiſcher Sub: 
venttonirung . - — 1 ; 24 12915 24 12915 4,1 
Japan . . F 70 2790 — — — — 2790 ls 
Uebriges Oſtaſien 
(China, Cochinchina, 
Macao, Nieder— 
ländich Indien . 12 3295 — — 3295 1» 
Nordoitieeitaaten | 
Tänemark | 
Schweden * ee orn 
en 438 1550 — — — — 1350 O4 
Relgten | | | 
Slam . .. . 
Spanien » . .. 15 1 745 — | - 15 174 Ö,s 
Italien Fa 29 1 465 — — 1965 Os 
Uebrige Yänver . 178 2200 | . 2 | 11 — 2310 I 
308 800| 100, 


Die Vereinigten Staaten find mit fünf Kabeln an der transatlantiichen Ber: 
bindung betheiligt. Mittelamerifa, bis hinab nah Peru, bildet eine fait aus: 
ichliegliche Domäne amerikanischer Gejellichaften. Das im amerikanischen Beſitze 
befindliche Hawai ſoll in naher Zeit der Stüßpunft für die Kabelüberbrüdung des 
großen Ozeans werden. 

Die dänifche große nordishe Telegraphengejellihaft betreibt außer ihren 
Kabeln im Baltifchen Meere mit Unterftügung des ruſſiſchen Kaiferd den trans— 
fibirifchen Untergrundtelegraph bis Wladiwoſtok und Hat ihn darüber hinaus über 
ganz Oſtaſien eritredt. 

Sranfreich pflegt außer den Mittelmeerverbindungen den Kabelverfehr in 
feinem weſtindiſch-ſüdamerikaniſchen Bejite. 

Deutfchland baut zur Zeit eine große Nabelfabrik in Nordenham und hat im Jahr 
1899 einen Kabeldampfer fertig ftellen laffen. Damit ift das Beitreben, an dem über: 
jeeiichen Telegraphenverfehre der Zukunft jtärker betheiligt zu fein, dofumentirt worden. 


) Perechnet nach: Monthly Summary of Commerce and Finance of the United 
States Jan, 1899, 


mut ten 
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IX, Theil. 
Kolonien. 


I. Entwidelung. 


Der deutihe KRolonialbefiz umfaßt nach den neueſten Angaben ein Gebiet 
von 2,665 300 qkm, die fünffache Fläche ded Deutjchen Reichs, mit einer Ge— 
fammtbevölferung von mehr als 13 Millionen — d. i. fait ein Viertel foviel, 
wie die Neich3bevölferung —; die Zahl der Weißen beträgt gegen 5000, um 
1500 mehr ald 1896 —, die Zahl der Deutjchen iſt allein um mehr ald 1000 
geſtiegen und ftellt ji) heut auf etiva 3400. 


Seit 1896 Hat ji das Schußgebiet um 21,000 qkm erweitert. Durch 
das zwiſchen dem Deutjchen eich und Frankreich am 23. Juli 1897 in Paris 
geichlofjene Abkommen, das die Abgrenzung des Hinterlanded der deutſchen und 
frauzöſiſchen Bejigungen an der Togofüfte regelte, erfuhr unfer dortiger Beſitz 
eine Erweiterung um 22,300 qkm. Durcd den am 6. März 1898 mit China 
gefchloffenen Vertrag kam Riautſchau mit der davorliegenden Bucht fanımt einem 
Einflußfreife mit einem Halbmefjer von 50 km in den deutjchen Beſitz. Durch 
Kauf von Spanien erwarb das Neich 1899 zur Abrundung ſeines Südſeeinſel— 
gebiet5 die Gruppen der Karolinen, der Mariannen und der Palaos. 


E3 ijt ferner gelungen, den Antheil des Reichs an der Beherrfhung Samoas 
durd eine Abgrenzung der Intereſſen gegen Amerifa und einen GebietSaustaufc 
mit England jelbitändig zu machen. In demfelben Bertrage wurde die Interefjen- 
jphäre im Hinterlande von Togo abgegrenzt. 


II. Heutiger Stand der deutſchen Schußgebiete. 


Die Größe der einzelnen Scußgebiete geht aus folgender Zufammen- 
jtellung hervor: 


Quellenangabe: a) = Kleiner Deuticher Kolonial-Htlas, 1899. 
s) = Statiftifches Jahrbuch, 1899. 
Nr. 1-5,6,8= 5) Nr. Ba, b, c und 7 = a) 





Schutzgebiet qkm 

BEE 0 Ar ans. ee re ee are ar a 82 300 
DEE 0 5 le er N ae ren 2 A Na 495 000 
3. Deutfh Sübmweftaftila : 2: ao nr. 835 100 
4. Deutſch Oſtafrifff.. ee 995 000 
—— 24:5 ee ie ee 252 000 
a) Kaiſer⸗WilhelmsLandd.. 179 000 

b) Bismard-Achivel - > 2: 2 0 m rn 52 000 

c) Eolomen len . » > 2 20 00 na 0a 21 000 

6. Marſchall Inſelll 400 
Karolinen. ae ee 1450 

2. RER En ar ee we 626 
1023 WR Pe Ra ER EEE ER RER 300 
EEE. 2 en nen a ale 540 
9. Samoa di Ge Ka ee ac ee ee a 2 600 

Insgefammt . . . 26658316 qkm 
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Die Einwohnerzahlen vertheilten ſich folgendermaßen : 


Quellenangabe: a) = fleiner Deutiher Rolonial-Atlas, 1899. 
d4= — über 1898/99. 


s) = Statiftif 


es Yahrbuch für das Deutiche Neich, 1899. 


Gefammt- 
S biet 
chußgebie —* Deutſche 
l 
(80. VI. 1899.) 
1. Togo a) ca. 2! Mill. d) 118 | 910 
(80. VI. 1899.) 
2. Kamerun . a) ca. 3’ Mill. d) 425 d) 348 
(1. I. 1899.) 
3. Deutſch Südweſtafrila. a) ca. 200 000 282 | 91809 
(1. I. 1899.) 
: a)mehr als 4Mill. 
4. Deutſch Oftafrifa . ! ee d) 1090 d) 881 
5. NewGuinen . a) ca. 380 000 
(31. XII. 1897.) 
a) Kaifer- Wilhelms Land 100 000 s) 66 | ? 
8 en (1. I. 1899.) | 
b) Bismard-Ardipel . 180— 200 000 \ 
ec) Salomon-nieln . 80—100 000 d) 200 d) 8 
Außerdem 132 ein- 
gewanderte Farbige 
Chineſen, Samoaner, 
Fidiileute. 
Juni 1899.) 
6. Marſhall⸗Inſeln a) ca. 15 000 d) 61 d) 50 Erwachſene 
Außerdem 44 Halb- 
blut, 11 Ebinelen ein 
gewanpdert. 
Karolinen . a) ca. 40 000 
7. $ Marianen . ac 2000 
Palau inieln . . -» . . a) ca. 8000 
8. Kiautſchau (Bachtgebiet) . . 84 000 a) 110 
Außerdem Militär 
u. Beamte. Nach einer 
Zählung von Ende 
1898. 
9, Samoa ca. 35 000 ca. 300, 


(nad Scobel) 





II. Wirthfchaftliche Lage. 


Hand in Hand mit diefer Erweiterung der Schußgebiete ift die Begründung 
von Unternehmungen zu ihrer Ausnützung fortgejchritten. 

Während 1896 erit 29 Gejellihaften für Kolonial-Unternehm— 
ungen beitanden, jind heute 39 deutjche Wirthichaftsgejellichaften und 17 große 
Plantagenfirmen neben 16, die in Händen von Ausländern liegen, hiefür thätig. 

1896 gaben 20 deutiche Pflanzungsgeſellſchaften ein Kapital im Ge 
fammtbetrage von 39,828.000 Markt an, heute verfügen 35 über ein Ge 
ſammtkapital von 121,269.700 Mark, zu dem noch ein Anleihefapital von 
2,500.000 Mark tritt. - 
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Die gefammten 66 deutfhen Wirthſchaftsgeſellſchaften und Plan- 
tagenfirmen betreiben 73 Pflanzungen, 18 weitere werden von Nichtdeutjchen 
bewirtbichaftet. Einen großen Theil ihrer Thätigfeit wenden dieſe Gefellfchaften 
natürlih aud). dem Betrieb des Handelögejchäft3 großen und Heinen Stiled zu, 
das im übrigen von 136 deutfchen und 277 nicht deutjchen, meiſt afrikanischen 
Dandelsfirmen in Hunderten von Niederlafjungen und Kaufläden beforgt wird. 
Das Kolonialhandbuh) von 1900 zählt 306 deutjche und 271 in den Händen 
von Nichtdeutichen befindliche Handeläbetriebe auf. 

Bolgende Zufammenjtellung gibt ein Bild von der Vertheilung der ver— 
jchiedenen wirthichaftlihen Unternehmungen über die Schußgebiete. 








antagenfirmen und | Handelsniederlafiungen 
Fr chaftsgeſellſch. Pflanzungen Handelsfirmen‘) und Kaufladen 
Auständifche Ausländiiche 
bon vo De D 
Deutiche afeitantiche Deutſchen | Sremden afrifanifche Deutfchen Sremben 
Togo. 
se Io Is Is te ı sa 1 1 8 
Kamerun. 
4“ Ilı “2 ı ı 919182 13% 
a... Südweltafrika. 
s ı 3 11. I1ı 41 1 4 
— Ofafrika. 
ası 2 la ıs5s Tee ı 131 85 117 
————— (Samen). 
3 | 4 | 4 I 38 | 10 1 50 | 35 
Kiautſchau. 
7 — 21 — 






| er in 
inaten 


306 Mal | 271 Mal 


Die in deutjchen Händen befindlichen Wirthichaftsgejellihaften und Plantagen 
firmen (mit ihrem Sapitalienbejig) zählt die nachfolgende Lijte auf. 


Wirthſchaftsgeſellſchaften und Plantagenfirmen. 


l. Togo. 
1. Berlin . . . Plantagengejellichaft „Kpeme“. 
2. Bremen . . Kokosnuß-Plantagengeſellſchaft „Lome.“ 
8. „5 . . J. K. Victor. 
A u . . Zogofaffeeplantage M. Baul. 
Dazu treten: 


In Kleinpopo die Verfuchsplantage der Kaiferlihen Landeshauptmannſchaft. 
= Mr die Pflanzungen der Katholiſchen Mifjion. 


an 


) Someit Handelsfirmen mit Pilanzungsgeiellichaften ſich deden, find fie in der Spalte 
„Handelsfirmen“ nicht mehr berüdfichtigt, dagegen ihre Handlungsniederlaflungen an den 
Orten, wo fie nicht bereits Pflanzungen befiten. 
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ll. Ramerun. 
1. Berlin . Geſellſchaft „Nordweit-famerun“ . . 2... . . 4,000.000 
- . . Kamerun-Syndilat. 
3., . Pflanzung „Günther-Soppo,“ ©. m. b. H.. 400.000 
Ki F Fſſßſßſeee 50 . 500.000 
6.. ..Weſtafrikaniſche Pilanzungsgefellichaft „Victoria“ . 2,500.000 
%. . . Ramie- und Rafao-Blantagengefellichaft “0... 250.000 
7. Hamburg . . Gejellihaft „Süd-lamerun“. . . . . 2,000.000 
8. 5 . Ramerun-Land: und Blantagengefellfgaft. 
——— .Moliwe⸗Pflanzungsgeſellſchaft — ... 1,000.000 
10. „ .Weſtafrikaniſche Pflanzungsgejellichaft „Bibundi“ . 1,500.000 
14... . . Deutſch-Weſtafrikaniſche — m. b. H. 700.000 
12. Berlin . . Kamerun-Hinterlandgejellichaft . . - . . 700.000 
Dazu treten: 
13. In Victoria die Staatlihe Verfuchsplantage. 
14. In Kribi die Pilanzung der Pallotiner Mifjion, 
Il. Deutſch Südweſtafrika. 
1. Berlin. . . Auſenkjer-Syndikat. 
2. u 0.0.0. Deutihe Kolonialgefellihaft für Südweitafrifa. . 1,549.000 
B). . Kaofo-Lande und Minengejelliaft ; .10,000.000 
4.. .Siedelungsgeſellſchaft für Deutſch-Südweſtafrika 300.000 
bi 5 . Syndikat für Bewäfjerungsanlagen in Deutſch-Süd— 
weftafrifa. 
6. Hamburg . . Damara- und Namaqua-Handelsgeſellſchaft. 
T: 4 . . Hanfeatijche Land», Minen- und DURENUE SER 
für Deutid-Südmeitafrifa . . 2,400.000 
8. Karlsruhe. . Damaraland-Farmgejellihaft m. b. 9. 87.000 
IV. Deutſch Oſtafrika. 
1. Berlin . .Deutſch-Oſtafrikaniſche Gefellichaft. . . . 7,128.900 
2. u... Deutid: Oftafrifanische Blantagengefellicaft . 2,000.000 
3. . + Gummihandels- und Plantagengejellichaft . 500.000 
4. „ . Raffeeplantage „Salarre* . . . 1,200.000 
I. „5 . Kilimandjaro-Handel3= u. Landwirthſchafisgeſellſchaft 220.000 
Su . Prinz Albrecht-Plantage, Sanfarame ee 
' ıu . Ujambaras al, i . . 1,000.000 
8: u . » Montangejellichaft m. D.. » . 1,000 000 
9.. Oſtafrikaniſche Berger Suhurnelgat . 1,000.000 
1 . . Banganigejellihaft. . . 1,000.000 
5 Far . Aufidji- Andujtriegejelichaft m. b. 5. 148.000 
12. ”» + . Uſinja-Gold-Syndikat. 
13. Düſſeldorf. Weſtdeutſche Handels- und Plantagengejellihaft . 1,500.000 
14. Eſſen a. d. R. Eigi- Pflanzungsgeſellſchaft m. b. H.. 500.000 
15. Hamburg . . 2. u. O. Hanfing, MrimasLand- und Blantagen- 
geſellſchaft. 
16. ö . . Irangi-Geſellſchaft. . . . 136.800 
17. Köln a. Rh. . Rheinische Handei-Plantagengefellicait . . 1,500.000 
18. Wiesbaden . Karl Perrot. 


Ferner Unternehinungen mit dem Sige in Djtafrifa jelbit. 
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19. Deutſch-Oſtafrika Friedrih Hoffmann-Plantage. 
20. m Morip Kinole. 
21. * Lancçon. 
22. — Gebr. Miſſmahl. 
23. = v. Duaft. 
24. . Tanga: PBlantagen=Gejellichaft. 
25. * W. Schlunke. 
26. — Wilkins und Wieſe. 
Dazu treten: 
27. Deutſch-Oſtafrika Die Pflanzung der katholiſchen Miſſion. 
28. Die Verſuchsplantagen der Regierung. 
V. Südfee-Schungebiet RR 
1. Berlin. . . Neu-Öuineasflompagnie. . . . 20. 4,100.000 
2. Hamburg . . Jaluit-Geſellſchaft .. . . 1,200.000 
3. ’ . . Deutihe Handeld- und Plantagengeſellſchaft der 
Südſeeinſeln — . . 2,750.000 


(ferner eine Vorrechtsanleihe von 2, 500. 000 Matt. ) 
VI. Kiautſchau. 


1. Berlin. . . Deutſch-Aſiatiſche Bank. 
2. u 02. 0. Deutf-Ehinefische Gefellichaft. 
3. .Deutſch-Oſtaſiatiſche Handelsgefellihait . -. - . . 500.000 
4. 4... Anduftrie- Syndikat zur wirthichaftlichen Erſchließung 
von Kiautſchau. 
DB 5 . Kiautichaugejellihaft m. b. 9: 
6. . Shantung-Bergbau:Syndilat. . . » 2... .12,000.000 
7 5 . ShantungsEijenbayn-Syndilat . . . . » . . .54,000.000 


IV. Handel und Verkehr. 

Die wirthichaftliche Entfaltung äußert fich ferner in der Zunahme des Außen: 
bandels. Von 1896 bis 1898 jtieg der Geſammthandel der Kolonien (mit Aus: 
nahme Südweitafrifas, für weldes genauere Zahlen fehlen) von 26, auf 35,0 
Millionen Mark, aljo über 30 Prozent, nämlid) die Ausfuhr um 23 Prozent 
und die Einfuhr um 38 Prozent. 

Im Betriebsjahre 1898/99 wurde die Gefammtausfuhr aus allen Schuß: 
gebieten auf 15,,, die Gejammteinfuhr auf 37,, Millionen Mark bewerthet. Der 
Handelöverkehr des deutichen Zollgebietes mit den Schußgebieten jteigerte ſich in 
der genannten Zeit von 11, auf 16, Millionen Mark, alfo um 46 Prozent. 

(Ein ausführlieres Bild des Außenhandel liefert die beigefügte handels- 
ftatijtiiche Tabelle.) 

Entſprechend entwidelte ji) der Schiffsverkehr zwiſchen den deutjchen Häfen 
und den deutſchen Ecdußgebieten in Afrifa und der Südjee. 1896 kamen von 
den Rolonialhäfen 22 beladene Schiffe mit 29.600 Neg.-Tond nah Deutſchland 
und 26 beladene Schiffe mit 40.261 Neg.-Tons liefen in umgekehrter Richtung, 
1898 aber famen von den Kolonien 39 Schiffe mit 66.798 Neg.-Tond und es 
liefen 46 Schiffe mit 76.864 Neg.-Tons dort von Deutfchland her ein. Der ge— 
fammte Schiffsverkehr Hat fich, mithin von 48 auf 85 Schiffe und von 69.861 
auf 143.612 Reg.:Tons, d. i. um 105 Prozent gejteigert. 

Daneben hat jih nad vorliegenden Berichten der Küſtenſchifffahrtsverkehr 
bedeutend gehoben. 


J 
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Quellenangabe: a) = flolonial-Handels-Mdreßbud 1900. 





Schußgebiet 


d)— Reichstags · Denkſchrift über 1898/99. 
k) == Deuticher Kolonial-Kalender 1900. 
z) — Artikel in der Deutichen Kolonialzeitung 1899 Nr. 43: 


Belammthandel | er | re 
in Mari 





1. Togo. 

2. Kamerun 

3. Deutſch Südmwelt- 
I a 


4. Deutſch Oftafrita . 


5. Neu-Guinea 
(weſentlich nur 
Bismardardipel 
und Salomons- 
infeln.) 


6. Marfhall-Inieln . 


7. Karolinen x. . 
8. Kiautihau . 


z)1 470400 (1898) 


z) 2490 900 


») 3961 300 (1898) 


d) [5.045 308 (30.6.98—1.7.99)| d) 2015 709 | d) 3029599] 
x) 13 898 300 (1898) 2) 4601600 | z) 9296 700 
dy15 784 755 (1898/99) d) 5145800 | d) 10638 955] 
2) 6783 900 (1898) | 2) 915700 | z) 5868200 
d) [6 784 065 (1898/99) d) 915784 | d) 5868 281] 
2) 16 185 500 (1898) 2) 4232945 | z) 11852656 
a) 22 397 634 (1898/99?) a) 5995929 | a) 16401 705 








NB. Die Dentichrift enthält diefelben Zahlen, jedoh nicht als 

Mark, fondern als Rupien. Der Kurswerth einer Rupie betrug 

im Durchſchnitt 1897/98 1,., Mart, 1898/99 1, Marl, jo daß die 

Gejammtausfuhr 1898 in Wirklichkeit auf 6, Millionen Mart, die 

Gejammteinfuhr auf 16, Millionen Marl, der Gefammtbandel 
aljo auf rund 22, Millionen Markt zu bewerthen ift. 


d) 1999 110(1.4.98—31.3.99,) d) 939110 | d) 1.060 000 


Die Dentichrift bemerkt hierzu: Die Notizen beruhen im Weient- 
lichen auf —— der im Schutzgebiet anſäſſigen Firmen. Eine 
amtliche Statiſtik beſtand bisher nicht. Eine amtliche Kontrolle iſt 
nur bezüglich der z0ll- oder gebührenpflichtigen Artitel (Kopra und 
Trepang für die Ausfuhr, Altoholita für die Einfuhr) gegeben. 


— d) ca. 546 000 d) 465 700 
(1898/99) 


— — — 
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Statiftik. 


Dr. A. Zimmermann „Entwidelung des Handels der afrifanifchen Schußgebiete 1892/98. 








Geſammthandel Ausfuhr nach Einfuhr aus 
mit 
Deutſchland Deutſchland 
in Mart in Mart 








2 
= 

1, 2) 8 847 000 2) 3 714 000 2) 5 138 000 

€ = 

& 

z) 3199 000 (1898) z) 184 000 d) 172 764 (1898/99) z) 3 015 000 

d) 4 876 158 

z) 4 140 000 (1898) z) 732 000 z) 3408 000 

d) 783 702 (1898) d) 2 252 356 

z)k) 682 000 (1898) z) k) 362000 z) k) 320 000 

Marſhall ⸗Inſeln allem: 


d) 196 400 (1898/99) 
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V. Mijfionen. 


Eine lebhafte und gedeihliche Thätigleit haben unter dem Schuß der deutjchen 
Flagge die hriftlihen Miffionsgejellfchaften beider Befenntniffe zu entfalten ver— 
modht. Neben der fortichreitenden Ausdehnung der geiftlichen Werfe haben fie 
au, ſowohl in allgemein kultureller wie in wirthichaftliher Beziehung, günstige 
Erfolge aufzumeijen. 

Es waren in den Schußgebieten thätig: 


evangelifche: Fatholifche: 


8 deutjche Gefellichaften in 57 Stationen, | 7 deutiche Gejellichaften in 59 Stationen, 
1 jchweizerifche Gejellichaft in 13 Stationen, | 1 fremdländiihe in 1 Station. 
8 fonjtiger Nationalität in 53 Stationen, 


353 Mifftionare, — 253 deutiche, 11 jchweizer, 89 fonjtiger Nationalität — 
und über 100 europäiſche Miſſionsfrauen, unterjtügt von Hunderten von Einge- 
borenen, dienten dem Werfe der 183 Stationen. 

Auf 137 Hauptitationen, für die Berichte vorliegen, mit 326 Außenitationen, 
waren 1898/99 neben 300 Mifftonaren und Laienbrüdern und 92 Miſſions— 
frauen, Lehrerinnen und Schweitern, 400 eingeborene Prediger und Lehrer thätig. 
An weit über 300 Alltagdr und Sonntagsſchulen unterwiejen fie rund 17,500 
Schüler und Katechumenen. Won 30,000 regelmäßigen Beſuchern des Gottes— 
dienjtes beitand der größere Theil bereit? aus chriſtlichen Gemeindemitgliedern. 


VI. Ausfichten. 


Die Entwidelung der deutjchen Kolonien in den legten Jahren ijt nicht nur 
eine ertenfive durch die verjchiedenen Gebietövermehrungen gewejen, die Berichte 
der Pilanzungsgejellichaften laſſen eine fortgefeßt fteigende Profperität der Er— 
trägnifie bei der großen Mehrzahl erfennen. Daraus erflärt fih aud) das er— 
heblich geiteigerte Snterefje, welches deutjche Unternehmungen an den mehr und 
mehr in Schwung fommenden verjchiedenartigiten Betrieben zu nehmen geneigt 
find. Auch hier jind alle Vorbereitungen für eine weitere andauernde Steigerung 
der Erfolge und eine gedeihlihe Befruchtung der deutſchen Volkswirthſchaft ge— 
geben. Die Zeit rüdt näher, wo gegen Ende des erſten Menjchenalters ihres 
Beitehens Kolonien blühend und ertragreih zu werden pflegen. Dann aber muß 
aud) dafür gejorgt fein, Daß gegen etwaige Angriffe oder Bedrohungen der nöthige 
Schuß gewährleiftet werden fann. 





Missellen. 


Produftionsftatiftif. Nach den vom Neihsamt des Innern im Einvernehmen 
mit dem wirthichaftlichen Ausihuß veranitalteten Produftionserhebungen ergab 
das hHiebei in Betracht gezogene Gejammt-Gütererzeugniß im Deutichen Reich 
(alſo ausschließlich Luremburg) für das Jahr 1897 einen Werth von annähernd 
10 Milliarden Marf. Die Erhebungen gliederten fih in eilf Abtheilungen, 
nämlich ZTertilinduftrie, Montans und Eijeninduftrie, Chemiſche Induſtrie, Haut: 
ſchuck- und Guttaperchainduftrie, Steins und Zementbrande, Keramit und Glas 
fowie Papier, Papierverarbeitungsinduftrie, Lederinduftrie und Tabadinduitrie, 

Die Tertilinduftrie jcheidet fi wieder in die Abtheilungen nad der Erzeu— 
gung von Halbfabrifaten (Garnen) d. h. Spinnerei und nach der Erzeugung von 
Ganzfabrifaten (Geweben) d. h. Weberei influfive der Herftellung von Nähgarnen, 
Hädel- und Stidgarnen. In den Spinnereien und Zwirnereien Deutichlands 
ausſchließlich der Yabrifation von Näh-, Stick- und Hädelgarn (Zwirn) wurden 
524 Millionen Kilogramm Garne im Werthe von 835 Millionen Mark erzeugt, 
darunter für 315 Millionen Mark Baummwollgarne, für 275 Millionen Kamm— 
garne, für 160 Millionen Mark Streihgarne. An Ganzfabrikaten einſchließlich 
der Näh-, Hädel: und Stidgarne wurden produzirt: 

35 Millionen der legtgenannten Garne (aus Baumwolle, Seide und Leinen) 
im Werthe von 74 Mill. Me. 


136 * Meter Tuchwaaren.. — | 
Sonſtige Wollen-Webwaaren. y 5 
Baummollgewebe . RR 5 „450 „ 
Jute- und Leinwandweberei— Waaren hin St 5 130 
Gardinen-Weberei. = A a — 
Seidenweberei-Waaren n u oe ie 


Gemiſchte Weberei . . u 120 

Der Geſammtwerth ber hergeitellten. Web: Waaren beträgt alio über 1540 
Millionen Mark, wozu noch der Werth der produzirten Wirf-Waaren (Strumpf- 
waaren), Pojamenten, Stidereien 2c. mit 300 Millionen Mark kommt, fo daß 
der Gejammtwerth der erzeugten Tertilmaaren beinahe 2750 Millionen Mark 
erreicht. (Mebgarne 835 Mill. ME., Nähgarne 74 Mil. Mf., Webwaaren 1540 
Mil. ME, Strumpfwaaren x. 300 Mill. ME.) 

Da in diefen 2750 Mill. ME. für Tertilfabrifate noch nicht die Erzeugnifie 
ber Hausweberei und der Fabrikate im Veredlungsverkehr (Färberei, Bleicherei 2c.) 
enthalten find, jo dürfte der Herſtellungswerth der deutihen Tertilinduftrie 
mit 3 Milliarden Mark nicht zu hoch gegriffen fein. Die Gejammt-Tertilindiitrie 
beihäftigt nach den Ergebnifjen der legten Berufszählung zufanmen an 2 Milli» 
onen Perjonen, darunter fait 1 Million Menſchen in der Weberei und an 
300,000 in der Spinnerei. 

Die Montans und Eifeninduftrie hat für ihre Produkte einen Gefammimwerth 
bon beinahe 4 Milliarden Markt, nämlih aus dem Bergbau 1000 Millionen 
Mark, darunter allein über 800 Millionen Mark für Kohlenförderung ; ferner 
330 Mil. ME, aus der Hochofen-Induftrie, 1300 Mill. Mit. aus der Eiſen— 
fabrifation und 320 Mill. ME. aus dem Giehereibetrieb, 780 Mill. ME, aus 


dem Maſchinenbau und der Echlofierei, 62 Mill. ME. aus dem Lokomotivenbau, 
72 Mill. Mt. aus dem Schiffsbau und 60 Mill. ME. aus dem Eiſenbahn- und 
Straßenbahn-Wagenbau. 

Die Eijeninduftrie, der Bergbau» und Hüttenbetrieb beihäftigt an 4 Milli— 
onen Arbeiter. 

Die Chemiihe Induſtrie lieferte Erzeugnifle im Werthe von 950 Mitt. 
Mark (84 Mill. Dtz., daher per De. 11'/, Mi. Werth). 

Die Chemiſche Inbuitrie beichäftigt an 300,000 Perſonen. 

Die Kautſchuk-, Guttaperha=: und Celluloid-Induſtrie hat 
eine Gejammtproduftion von 160,000 De. im Werthe von 80 Mill. ME., daber 
ergibt ih pro Dg. ein Werth von 500 ME. 

Die Stein: und Zement-Induſtrie hatte für ihre Erzeugnifle einen 
Geſammtwerth von 160 Mill. ME. aufzumeilen, darunter 74 Mill. Mt. für 
Zementfabrifation. Die Steine und Zementinduitrie beichäftigt über ı Million 
Perſonen. 

Die Keramiſche Induſtrie ergab einen Produktionswerth von 114 Mill. 
Mark, darunter 51 Mill. ME. für Porzellanfabrifatioun, 16 Mill. ME. für Oefen, 
30 Mill. Mt. für Steingutwaaren. Die Glas-Induſtrie zeigt einen Her 
ftelungöwerth von 115 Mill. Mk., darunter die Hohlglas-Induſtrie mit 42 Mil. 
Mark und die Papier-Induftrie einen jolhen von 280 Mill. Mk.; die Papier: 
berarbeitungdsInduftrie ift mit einem Herftellungswerth von zujammen 270 Mil, 
Mark aufgeführt, darunter 32 Mill, ME. für Lurus:Papierfabrifation, 50 Mil. 
Mark aus der Steindruderei, 17 Mill. ME. aus der Tapetenfabrifation, an 30 
Mil. Mt. aus der Buchbinderei und Geihäftsbücher: Fabrikation. 

Die Leder-Induſtrie ergab einen Produftionswerth von nahezu 340 Mil. 
Markt und die Tabad: Induftrie einen folhen von 325 Mill. ME., darunter die 

Zigarrenfabrifation (6'/, Milliarden Stüd) 250 Millionen Mark 
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Zigarettenfabrifation (über 1 „ —1 = — 
Rauchtabackfabrikation (270,000 Dg.) 40 R z 
Kautabadfabritation ( 43,000 „ ) 13 R a 
Schnupftabadfabrifation (41,000 „ ) 11 a e 


Die Taback-Induſtrie befhäftigt an 280,000 Arbeiter. 

Wenn auch diefe Produftionsftatiitif Schon großes Intereffe in allen bethei- 
ligten Streifen hervorruft, fo tft Doch noch darauf hinzumeiien, daß nod viele 
Branchen fehlen, 3. B. die Holzverarbeitungs-Induſtrie, die Edelmetall» und jonftige 
Metallverarbeitungs:Induftrie, die Kurzwaarenbrande, die Stroh: und Ballwaaren- 
Anduftrie, die Elektrotechnik u. j. w. 

Wenn erft die ſämmtlichen Ermwerbözweige des beutichen Wolf und bie des 
Auslands Hinfichtlih der Gütererzeugung ftatiftiich erforſcht ſein werden, fo wird 
es der Wiſſenſchaft ermöglicht fein, einen ungefähren Meberblid über den Umfang 
der gefammten Weltproduftion zu gewinnen. Ueber die Zwede und Aufgaben 
der Produktionsſtatiſtik find in den PVierteljahräheften des Kaiſerl. Statift. Amtes 
1898 1. und II. Ausarbeitungen erichienen, auf die hiemit verwielen wird. Ferner 
enthält das ſoeben vom Kaiferl. Statift. Amt veröffentlichte Buch: „Die deutide 
Boltswirthichaft am Ende des 19. Jahrhunderts“ im V. Abichnitt: Produktion 
und Verbrauch hierüber jehr intereflante Tabellen. 


| "= @s G. HIRTH’s Verlag in München und Leipzig. ®© 
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Die deutsche Reichsangehörigkeit 


nationalen und internationalen Standpunkt. 


Eine Studie 
von BODO LEHMANN, kaiserl. Konsul z. D. 
5"/y' Bogen gr. 8°. Brosch. Mk. 1.75. 


en (Separatabdruck aus den „Annalen des Deutschen Reichs* 1899.) 


»Die Schrift giebt nach kurzer Darlegung der allgemeinen Grundsätze des Rechtes der 
Staatsangehörigkeit sowie einer Uebersicht über die einschlägigen Bestimmungen in dem Staats- 
recht der wichtigsten fremden Staaten eine genaue Erläuterung der zur Zeit für das Deutsche 
Reich Betreffs des Erwerbes und Verlustes der Reichsangehörigkeit giltigen Vorschriften. Zum 
Schlusse werden die Abänderungsvorschläge gewürdigt, die von Seiten des Alldeutschen Ver- 
bandes und der deutschen Kolonialgesellschaft zu dem Gegenstande ergangen sind. Die Schrift 
ist sehr empfehlenswerth und gleichmässig brauchbar für Studenten wie für Politiker und 
Journalisten. « (Dresdner Nachrichten). 





Grundzüge einer 


Allgemeinen Staatslehre 


nach den politischen Reden und Schriftstücken des 


Fürsten Bismarck. 


Von Dr. Heinrich Rosin, Professor der Rechte an der Universität Freiburg i. B. 
3 Bogen gr. 8°, Preis brosch. Mk. 12.—. _ 
(Separatabdruck aus den „Annalen des Deutschen Reichs“ 1898.) 





Verfassung und Reform 


direkten Steuern und der Finanzverwaltung 


in Bayern. 
Von Karl Burkart, kgl. Regierungsrath. 
Zweite Auflage. 43], Bogen gr. 8°, brosch. Mk. 1.50 Pf. 





Der in Theorie und Praxis gleich bewanderte Verfasser behanlelt, vollkommen frei von 
jedem Parteistandpunkt, nicht blos die Steuerverhältnisse, sondern auch die hiemit direkt oder in- 
direkt in Beziehung stehenden Verwaltungszustände und führt den Nachweis, dass in Bayern eine 
erspriessliche Steuerreform ohne entsprechende Regenerirung der Verwaltung nicht möglich ist — 
ein bisher noch nirgends erörterter — der das allgemeine Interesse besonders in An- 
spruch nimmt. 


BE Zu beziehen durch alle Buch- und Kunsthandlungen. "@& 


In G. Birth’s Derlag in München und keixzis iſt ſoe ben 
erſchienen: 


Die Zölle und Steuern 
ſowie die vertragsmäßigen auswärtigen Handels— 
eziejungen des deutitien Reifes 


von 
Otto Freiherrn von Aufjeß. 


Fünfte, vollftändig umgearbeitete und ſtark vermehrte Auflage 


von 


Carl Wieſinger 


f, b. Oberzollrath und Reichsbevollmächtigter für Hölle nnd Stenern in Altona. 


28 Bogen groß 8°. Preis broid. ME. 7.—, in Ganzleinwandband MI. 7.75. 
REED 


Das im Jahre 1891/92 in vierter Auflage veröffentlichte Buch foll jest 
in einer vermehrten und verbefferten fünften Auflage in unferm Derlage 
erfcheinen, da die Entwidelung des Zoll- und Steuerweſens des Reiches feit 
jener Seit, die Einverleibung Hamburgs in den Zollverband, die nene 
Branntwein- und Zucerjteuergefeggebung, die in den Jahren 1892 
bis 1899 abgefchlofienen ZoU- und Handelsverträge und die damit 
verbundenen Zolltarifänderungen fo viele Neuerungen hervorgerufen haben, 
dag eine wiederholte Umarbeitung des Buches dringend geboten erfchien. Das 
Wert befaßt fih mit dem gefammten Befchäftsumfang der Zoll- und Steuerver=- 
verwaltung des Reiches und wird dem Theoretifer wie dem Praftifer als ein will» 
kommenes Handbuch fich erweilen. Ein alphabetifches Inhaltsverzeichnif 
wird denn Gebrauch des Buches wefentlih erleichtern, auch die Hinweifung auf 
die Quellen der Geſetzgebung und die amtlichen Publifationen des Reiches wie der 
einzelnen Bundesftaaten, fowie auf die hinſichtlich der Holl- und Steuerverwaltung 
vorhandene Fitteratur dürfte jedem, der fich näher und eingehender über diefe f. 3. 
wieder mehr als je hervortretenden Zol- und Steuerfragen und 
Handelsvertragsverhältniffe unterrichten will, die gewünfchten 
zu rn 
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Von der „Liebhaber-Bibliothek alter Illustratoren in Facsimile- 
Reproduktion“ sind bisher erschienen: 


I. „Jost Amman’s Frauentrachtenbuch“, M. 4.—, geb. M. 6.40. 
II. „Jost Amman’s Kartenspielbuch“, M. 4.—, geb. M. 6.40. 


II. „Jost Amman’s Wappen- und Stammbuch“, 2. Auflage, 
M. 7.50, gebunden M. 10.—. 


Iv. „Tobias Stimmer’s Bibel vom Jahre 1576“, M. 7.50, ge- 
bunden M. 10.—. 


V. „Virgil Solis’ Wappenbüchlein vom Jahre 1555“, 2. Auf- 
lage. M. 5.—, gebunden M. 7.50. 


VI. „Lucas Cranach’s Wittenberger Heiligthumsbuch vom 
Jahre 1509“, M. ı0.—, gebunden M. 13.—. 


vu. „Jost Amman’s Stände und Handwerker“, mit Versen von 
Hans Sachs, vom Jahre 1568, M. 7.50, gebunden M. 10.—. 


vım. „Albrecht Dürer’s Kleine Passion“, M. 3.—, geb. M. 6.—., 
IX. „Hans Holbein’s Altes Testament“, M. 4.—, geb. M. 7.—. 
x. „Hans Holbein’s Todtentanz“, M. 5.—, geb. 8.—. 


xI. „Hans Burgkmair’s Leben und Leiden Christi“, M. 3.—, 
gebunden M. 6.—. 


XI. „Albrecht Altdorfer, Der Sündenfall und die Erlösung 
des Menschengeschlechtes“, M. 3.—, gebunden M. 6.—. 


XIII. Hallisches Heiligthumsbuch vom Jahre 1520, M. 6.—, 
gebunden M. 9.—. 


»Die treffliche phototrypische Reproduktion, sowie die sorgfältige stil- 
gerechte Ausstattung der Bücher setzt das Publikum in den Stand, sich diese Kostbar- 
keiten der alten Xylographie, deren Originalausgaben bekanntlich Täusende werth sind, um den 
Preis von wenigen Mark anzuschaffen, ohne sich sagen zu müssen, dass darin doch nur 
ein ungenügender Freie eboten sei. Solche Nachbildungen, wie diese, können wirklich 
für den Mangel der Originale entschädigen und selbst dem strengen Sinn Freude 
machen.« (Zeitschrift f. bild. Kunst.) 


— — üü—— — 


»Der um die künstlerische Bildung des deutschen Volkes wohlverdiente Schriftsteller, 
Buchdrucker und Verlagsbuchhändler Dr. Georg Hirth in München, in den weitesten Kreisen 
bekannt als Herausgeber des »Formenschatzes«, hat sich die Aufgabe gestellt, in seiner „Lieb- 
haber-Bibliothek alter Illustratoren“, die beliebtesten und kunst- und kulturgeschichtlich 
werthvollsten illustrirten Werke des 16. Jahrhunderts, deren Originaldrucke jetzt selten, aber 
sehr gesucht, deshalb theuer sind, in getreuen Facsimile-Reproduktionen (hergestellt auf der 
Buchdruckerpresse mittelst zinkotypirter Platten) in Druck, Papier und Ausstattung den alten 
Ausgaben getreu nachgebildet, den Kunstfreunden um billigen Preis zugänglich zu machen.« 

(Prof. R. Bergau.) 


— — ——— 





Die Enbarkbeftenerung in Deutſchland. 


Don Franz Graf, t. Oberzollinfpeltor in Paſſau. 
(Fortiegung). 





6. Kapitel. 
Der Monopol⸗Geſetzentwurf von 1882. 


Bevor wir im Nachitehenden auf die Verhandlungen des Bundesrath3 und 
Reichstags über den oben bezeichneten Entwurf eingehen, muß noch eines 
parlamentariichen Vorſpiels gedacht werden, welches ſchon 1880 dem Entwurfe 
boranging. 

rze Beit nachdem das Gewichtſteuergeſetz in Kraft getreten war, wurden 
in offiziöfen Zeitungen (Post, Grenzboten u. ſ. w.) Artikel veröffentlicht, welche 
für die baldige Einführung eines deutjchen Tabadmonopols eintreten. Dieß 
gab dem Abgeordneten Richter (Hagen) Anlaß, am 7. April 1580 folgenden, 
durch 21 Genojjen unterjtügten Antrag an den deutjchen Reichstag einzubringen :*) 
„Der Reichstag wolle beichließen zu erflären, daß er eine weitere Erhöhung 
der Tabadjteuer oder die Einführung des Tabadmonopols für wirthichaftlich, 
finanziell und politifch durchaus ungerechtfertigt erachtet.” 

Diefer Antrag hatte zwei am 27. April 1880 eingereichte (Gegen:) Anz 
träge zur Folge, von welchen der erjte durch Abg. Fürſt zu Hohenlohe: 
Langenburg und Frhrn. von Lerchenfeld und 15 Genofjen, der zweite durch 
Abg. Dr. Buhl, Dr. Delbrüd ımd Graf von Fugger-Kirchberg und 77 Ge: 
nofjen eingebracht mwurde.?) 

Der erjte diefer Anträge lautete: 

„Der Reichstag wolle befchließen, in Erwägung, daß zur Zeit eine 
Beranlafjung nicht vorliegt, über das Tabadmonopol oder über eine Abänder: 
ung des Gefeges vom 15. Juli 1879 fich zu äußern, geht das Haug über 
den Antrag des Abg. Richter zur Tagesordnung über.“ 

Der zweite lautete: 

„Der Reichstag wolle beichließen, in Erwägung, daß über die fFünftige 
Beiteuerung des Tabads bei der Berathung des Tabadjtenergefeges in der 
legten Seſſion des Reichstags ein volles Einverjtändniß zwijchen den verbün— 
deten Regierungen und dem Reichstag herbeigeführt ift, daß erwartet werden 
muß, daß dieſes, durch Berfündigung des Geſetzes vom 16. Juli 1879 erit 
neuerdings beurfundete Einverftändniß nicht wieder durch einen Antrag auf 
Einführung des Tabadmonopols in Frage gejtellt werden wird, geht der Reichs— 
tag über den Antrag Richter zur Tagesordnung über.“ 

Der Reichstag zog diefe Anträge in der Sigung vom 28. April 1880 
in Berathung.?) 


) Drudiadhe Nr. 80 der Reichstagsieffton 1880. 
” Drudiahen Nr. 150 und 151 der gleichen Seffion. 
) Stenograpbifche Berichte über die Neichstagsverbandlungen, Seſſion 1880, weiter 
Band, ©. 978 ff. 
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Abgeordneter Richter (Hagen) gedachte zunächft der Einwendungen, welche 
ichon bei der Enquetefommijjion gegen das Monopol erhoben worden waren 
(Annalen 1894 S. S—11) und erwähnte dann die politiichen und bundes— 
ftaatlichen Fonftitutionellen Bedenken, welche infoferne bejtünden, als bei Ein- 
führung des Monopols Hunderttaufende von Berfonen in unbedingte Abhängig: 
feit von der jeweiligen Reichsregierung fämen, die Kompetenz der Yandesfinanz- 
verwaltungen gejchmälert und auch das Geldbewilligungsrecht des Reichstags 
eingeichränft würde, da die Monopolpreife fich der jährlichen Feſtſetzung und 
Bewilligung wejentlich entzögen. Das Gewichtiteuergejeg jei im. vorigen Jahre 
bejchlojjen worden, um endlich einmal — nad) dem entjchiedenen Willen der 
Neihstagsmehrheit — der ſchon fo lange dauernden Beunruhigung der Tabad- 
Erwerbskreiſe ein Ende zu machen. Gleichwohl feien neuerdings Gerüchte 
entitanden, daß die NReichsregierung den Monopolgedanfen wieder aufgreife, 
welche Gerüchte durch die offiziöfe Preſſe betätigt würden. Die Folge fei 
eine abermalige jtarfe Beunruhigung der Tabadinduftrie und fein Antrag be: 
zwede daher einen unzweideutigen Ausspruch des Reichstags, daß derfelbe der 
Einführung des Monopols abgeneigt fei. 

Nachden ſich fodann die Abg. Graf zu Stolberg, und Dr. Delbrüd 
für den Antrag Dr. Buhl und Genofjen, Abg. Frhr. v. Lerchenfeld für 
den Antrag Fürjt Hohenlohe und Genofjen ausgeiprochen und Abg. v. Kar: 
dorff in monopolfreundlihem Sinne geäußert hatte, führte Abg. Dr. Buhl 
Folgendes aus: 

Das Geſetz des vorigen Jahres ſei ala Kompromiß zwiſchen Reichstag 
und Regierung für abſehbare Zeit anzuſehen. Es ſei durchaus falſch, anzu— 
nehmen, daß aus einem Monopol erhebliche Summen gezogen werden könnten, 
ohne die billigſten Sorten, den Konſum der großen Maſſe des Volks, am 
ſtärkſten zu belaſten. Die italieniſchen und öſterreichiſchen Monopole brächten 
blos 2'/, bezw. 2'/, ME. per Kopf, das franzöſiſche dagegen 5 Mk. per Kopf; 
legterer hohe Ertrag werde aber nur dadurd erreicht, daß, während der 
Monopolnugen in Frankreich jonft 430 Prozent betrage, der Nugen auf die 
verbreitetjte und billigfte Sorte, den fogenannten „Kaporaltabad“ auf 597, 
als beinahe 600 Prozent fich beziffere.. Das Pfund Kaporal koſte 5 ME, 
und wenn diefer Preis auf deutjche Verhältniffe übertragen werde, jei e8 gewiß 
nicht mehr möglich, unjern großen Konfum aufrecht zu erhalten. Nach dem 
Enquetebericht habe unfere inländifche Produktion ſelbſt in fchlechten Jahren 
5—600,000 Zentner Ertrag geliefert, dazu feinen große Mafjen ausländijcher 
Tabade eingeführt worden, der ganze Konfum des franzöfiihen Monopols fei 
aber 538,000 enter, woraus man leicht ermejjen könne, wie fehr der deutſche 
Zabadbau unter einem Monopol zurüdgehen müßte. Es ſei angezeigt, der 
durch die offiziöfen Mittheilungen über die neuerlichen Abfichten der Regierung 
entjtandenen Eolofjalen Beunruhigung durch ein pofitives Neichstagsvotum ein 
Ende zu machen. Dies gejchehe am bejten durch Annahme des von ihm ge- 
ftellten Antrags. 

Abgeordneter Dr. Windthorft fpricht fich ebenfalls für die Annahme 
des Antrags Dr. Buhl aus. Eine Steuerreform dürfe keinesfalls unter Mebr- 
belajtung des Volks gefchehen, wie die beim Monopol wahrjcheinfich fei. 
Uebrigens halte er ein Bedürfniß für neue Steuern zunächit noch nicht nad} 
gewiefen. Das vorjährige Geſetz ſei eine in der Tabadjteuerfrage getroffene 
Bereinbarung, die man nicht jeßt jchon wieder ftören dürfe. Das Monopol 
habe neben der wirthichaftlichen auch eine hochpolitiſche Seite, nicht allein be— 
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züglich des Verhältniſſes der Regierung zu den Regierten, ſondern auch in 
Hinſicht auf das föderative Prinzip der deutſchen Verfaſſung. Die Mittel- und 
Kleinſtaaten im Deutſchen Reiche könnten unmöglich jemals dem Tabackmonopol 
zuſtimmen, denn das würde ihre Abrikation ſein. 

Abgeordneter Fritzſche befürchtet vom Monopol u. A. auch eine Förder— 
ung des Militarismus, nämlich in der Weiſe, daß man eine größere Zahl 
Militäranwärter auf die guten Poften der Tabadverjchleißer bringen wolle, 
um immer mehr Kapitulanten zu finden, wie ja auch in Frankreich diefe Stellen 
an ausgediente Unteroffiziere bzw. Subalternoffiziere verliehen würden. Es 
heiße, daß die Sozialdemokratie von ihrem jozialpolitifchen Standpunft aus 
eigentlich dag Monopol unterjtügen müßte, weil e3 die Konzentrirung der Pro- 
duftion und die Umwandlung der Privatinduftrie in Staatsbetrieb fürdere, 
allein das fei irrig. Die deutſche Sozialdemokratie bezwede die Umwandlung 
der einzelnen Induſtriezweige zu Staatsinftitutionen deßhalb nicht, weil die 
Arbeiter, während fie jet einige Hundert oder taujend Arbeitsherren hätten, 
dann der Regierung als einzigem großen Arbeitsherrn unterftellt und von 
diefem viel abhängiger wären, als bei dem jegigen Zuſtand. Allerdings wolle 
jeine Bartei die Zentralifirung der einzelnen Gejchäftszmweige, aber nur fo, daß 
fie genoſſenſchaftlich — nicht ſtaatlich — betrieben würden, wobei dann Die 
einzelnen Arbeiter gemeinjchaftlih an dem Erworbenen partizipiren würden. 
Beim Monopol werde ficherlich die Produftion eingefchränft und taufende von 
Arbeitern brodlos. Das Tabadgefchäft, in welchem er von Jugend an ge: 
arbeitet habe, fei nur in Folge der niedrigen Steuer jo in Blüthe gefommen. 
Der Erport der Fabrikate habe jehr zugenommen, aber jegt nach Erhöhung 
der Steuer mit einem Schlage aufgehört und würde durch ein Monopol vollends 
ruinirt. Er bitte den Reichstag um die bejtimmte WBerficherung, daß das 
Monopol nicht beabfichtigt fei. 

E3 wurde dann über den Antrag Fürſt Hohenlohe-Langenburg und Gen. 
abgeftimmt und dieſer abgelehnt. Hierauf folgte die Abjtimmung über den 
Antrag Dr. Buhl und Gen., welcher mit großer Mehrheit (181 gegen 69 
Stimmen) angenommen wurde. Damit war auch der Antrag Richter erledigt 
d. h. abgelehnt. — 

Kaum zwei Jahre nach diefer Berathung, welche die Abneigung der Reich?- 
tagamehrheit gegen das Monopol ziemlich deutlich hatte erfennen laſſen, nämlich 
am 13. April 1882 wurde der „Entwurf eines Geſetzes betr. das Neichstabad- 
monopol” vom Neichsfanzler dem Bundesrath zur Beichlußnahme vorgelegt. ') 
(Vorher war jhon am 21. März 1882 die Frage des Tabadmonopols in 
dem durch kgl. Verordnung vom 17. November 1880 ins Leben gerufenen 
preußifchen Bolfswirthichaftsrath berathen, und das Monopol dafelbit mit 33 
gegen 32 Stimmen abgelehnt worden, wobei man fich aber mit 48 gegen 14 
Stimmen für eine höhere Tabadbeitenerung ausiprad).) 

Am 24. April 1882 wurde der Entwurf im Bundesrathe durchberathen.?) 

Die Regierungen von Bayern, Sachſen, Baden, Helen, Mecklenburg: 
Strelig, Oldenburg, Neuß jüng. Linie, Lübeck, Bremen und Hamburg jtimmten 
aus verjchiedenen Gründen (Helfen 3. B. unter eingehender Hervorhebung feiner 
blühenden Tabadfabrifation und der ſchweren Schädigung derjelben durch das 
Monopol) gegen den Entwurf. 


N) Mr. 46 der Drudiachen des Bundesraths von 1881/82. 
2) 8 205 der Protokolle des Bundesraths von 1881/82. 
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Schließlich wurde derfelbe nad) Beſchluß einzelner Aenderungen mit 36 
gegen 22 Stimmen angenommen. 

Am 27. April 1882 legte der Reichskanzler den jo beichlofjenen Entwurf 
dem Reichstag zur verfaſſungsmäßigen Beſchlußnahme vor,') und am gleichen 
Tage wurde in der zur Eröffnung des Reichstags gehaltenen Thronrede auf 
die Nothivendigfeit einer höheren Tabadbefteuerung und jpeziell der Einführung 
des Monopols vertiefen. 

Der Inhalt des Entwurfs — in gedrängter Faſſung mitgetheilt — mar 
folgender: 
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I. Allgemeine Grundlagen. 


$ 1. Der Anfauf von Rohtaback (abgejehen vom Anfauf zur Ausfuhr 
$ 26), die Herjtellung und der Verkauf von Tabadfabrifaten gejchieht aus— 
Schließlich durch das Neid). 

Ss 2. Zum Tabadbau ift amtliche Erlaubniß erforderlich. 

8 3. Die Einfuhr von Rohtaback und Tabadjabrifaten, vorbehaltlich der 
Ausnahmen in SS 26 und 32 ijt nur der Monopolverwaltung gejtattet. 

8 4. Die Bearbeitung von Rohtaback und die Tabadfabrifation darf, 
abgejehen von den Ausnahmen — $$ 26 und 28 — nur in den Anftalten 
der Monopolverwaltung oder mit Erlaubniß der Tegteren an anderen Stellen 
jtattfinden. 

Surrogate der Tabadfabrifate (aus anderen Stoffen als der Tabadpflanze) 
dürfen nicht hergeftellt, verfauft und angefauft werden. 

8 5. Tabadfabrifate dürfen nur von den hiezu ermächtigten Perjonen 
(Tabackverſchleißern) verkauft und bei denfelben angefauft werden ($ 30). 

6. Die Verwaltung des Monopols fteht dem Reiche zu. An der 
Spibe fteht das Neichstabadamt. Die Verkäufer der Fabrikate werden von 
den Landesregierungen angejtellt. Die Kontrole des Anbaus und des Handels 
mit Rohtaback, die Abfertigung der Ein, Aus: und Durchfuhr von Robtabad 
und Tabadfabrifaten u. ſ. w. gefchieht durch die Landeszollbehörden. 


II. Bom Tabackbau. 


A.Tabadbau für die Monopolvermwaltung. 

8 7. Die Gefammtanbaufläche, welche für den jeweiligen Jahresbedarf 
der Monopolverwaltung an Rohtaback erforderlich ift, wird auf die einzelnen 
Staaten nad) dem Verhältnig der durchjchnittlichen Anbaufläche derjelben 
während der letzten ſechs Jahre vertbeilt. Außer Anja bleiben Hiebei die 
mit Tabak für die Ausfuhr bebauten Flächen ($ 23 ff.). 

Der Reichskanzler bejtimmt hienach jährlich für das nächjtfolgende Jahr 
die Gefammtzahl der mit Tabad für die Monopolverwaltung zu bepflanzenden 
Heftare, deren Bertheilung auf die Bundesitaaten, und die von der Verwaltung 
je nah Qualität der Tabade zu zahlenden Preiſe. Lebtere werden jährlich 
jpätejtens November befannt gemacht. 

8 8. Wird der dem einzelnen Bundesstaat zugebilligte Umfang an Tabad: 
bau nicht erreicht, fo fann der Umfang des Anbaus in anderen Bundesitaaten 
für das gleihe Jahr entjprechend erhöht werben. 

S 9. Innerhalb der einzelnen Bundesstaaten beftimmen die Landesregier: 
ungen das Nöthige über die Abgrenzung u. ſ. w. des Tabadbaus. 


) Druchſache Nr. 7 der Neichstagsielfion 1882/83, 
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S 10. Wer die Erlaubniß zum Bau für die Monopolverwaltung erhalten 
will, hat bis 15. Januar des Pflanzungsjahrs bei der zuftändigen Steuer: 
behörde Namen, Lage und Größe des Grundſtücks jchriftlich anzumelden. 

Die zuftändige Tabackbaukommiſſion enticheidet, ob und inwieweit die Au— 
meldung genehmigt wird. 

$ 11. Die Tabadbaufommifjionen bejtehen aus einem Beamten der Landes— 
verwaltung, einem oberen Steuerbeamten und zwei Vertretern der beim Tabad- 
bau betheiligten Gemeinden des Bezirks. 

$ 12. Der Inhaber des zugelajienen Grundſtücks ift verpflichtet, das— 
jelbe mit Tabad zu bebauen und die gefammte Ernte gegen die feitzuftellende 
Vergütung (58 7 u. 19) an die Monopolverwaltung abzuliefern. 

Der Anbau fann bei befonderen Verhältnifjen ganz oder theilweife erlafjen 
werden, auch kann die Bepflanzung anderer al3 der urfprünglich angemeldeten 
Grundſtücke gejtattet werden. 

$ 13. Nach beendeter Pflanzung werden die Angaben der Anmeldung 
($ 10) an Ort und Stelle von der Steuerbehörde unter Zuziehung eines Ge— 
meindebeaniten geprüft. Vermeſſungskoſten dürfen dem Pflanzer nicht erwachſen. 

8 14. Bor Beginn der Ernte wird die mindejtens an die Monopolver: 
waltung abzuliefernde Blätterzahl oder Gewichtsmenge von der Steuerbehörde 
an Ort und Stelle unter Beizichung eines Gemeindevertreters bindend feſt— 
gejeßt. Der Pflanzer hat das Necht, beizumohnen. 

Das Ergebnig wird in ein Negifter eingetragen und durch Offenlegung 
des letteren dem Pflanzer befannt gemacht. 

$ 15. Verminderung der Haftmenge und $ 16 Borfchriften für den 
Tabackbau lauten ähnlih wie die 88 9 und 22 des Gewichtiteuergejeßes. 
(Annalen 1900 ©. 150 ff.) 

8 17. Die Pflanzer dürfen die Ernte nur in den der Steuerbehörde an— 
gemeldeten Räumen trodnen oder aufbewahren. Die Steuerbeamten haben 
Zutritt zu Teßteren und dürfen behufs Jdentifizierung Tabadproben entnehmen. 

S 13. Der geerntete Tabad ift zur vorgefchriebenen Zeit der Einlöfung®- 
fommijfion vorzuführen. Für weitere Transporte werden Frachtbeiträge gezahlt. 

Die Einlöſungskommiſſionen beftehen aus je einem Beamten der Monopol: 
und der Landeszollverwaltung und drei vereideten Sachverjtändigen. Ihre 
Entjcheidungen find endgiltig. 

8 19. Die Einlöfungstommiffion hat Gewicht bezw. Blätterzahl feſtzu— 
jtellen, den Tabak in die Preisklaſſen einzufchägen, den unbraucdhbaren aus: 
zufcheiden und über den abgenommenen Tabak einen Empfangsjchein auszu- 
jtellen, welcher auch das Guthaben des Pflanzers an Tabadpreifen und Fracht— 
beiträgen angeben muß. 

Für eine nicht genügend entjchuldigte Fehlmenge ift, abgejehen von etwaiger 
Strafe, Erſatz nach dem Preiſe der geringsten Rauchtabadjorte zu leiten. 

Unbrauchbarer Tabad, ſowie Tabad, bezüglic) dejjen der Pflanzer die Preis- 
beftimmung der Kommifjion nicht anerkennen will, ift unter amtlicher Aufficht 
zu vernichten oder in das Ausland auszuführen, oder in eine jteuerliche Nieder: 
lage zu verbringen, oder an einen konzeſſionirten Rohtabadhändler zu veräußern. 

$ 20. Der Bflanzer kann fein Guthaben bei der zuftändigen Zahlſtelle 
jofort erheben. 

$ 21. Auf den für die Monopolverwaltung gebauten Tabak können An- 
jprüche irgend welcher Art, durch welche die Ablieferung an die Verwaltung 
verhindert oder beeinträchtigt wird, nicht erhoben werden. 


— — — 
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B. Tabackbau zur Ausfuhr. 


8 22. Tabackbau zum Zwecke der Ausfuhr des geernteten Tabacks iſt 
in den zum Anbau für die Monopolverwaltung — Gemeinden ge— 
ſtattet, außerdem in jenen Gemeinden, in welchen es von der Landesregierung 
geſtattet iſt. Die 88 10 bis 17 finden ſinngemäße Anwendung. 

Baut Jemand zugleich für die Monopolverwaltung und zur Ausfuhr 
Taback, ſo hat er zwei geforderte Anmeldungen abzugeben. 

$ 23. Die beendigte Trocknung des Ausfuhrtabacks iſt der Steuerbehörde 
anzuzeigen, worauf an Ort und Stelle die Ausfuhrmenge unter Ermittlung 
der Blätterzahl oder Gewichtsmenge amtlich feitgeitellt wird. 

Hat der Pflanzer im gleichen Bezirk auch für die Monopolverwaltung 
gebaut, jo ift der jämmtliche Tabad der Einlöjungstommijfion vorzuführen und 
wird der Antheil der Monopolverwaltung vorweg aus der Gejammternte ge: 
nommen. 

Bezüglich der Fehlmengen gilt $ 19 Abi. 2. 

S 24. Späteſtens bis 15. September des auf die Ernte folgenden Jahres 
muß der zur Ausfuhr gebaute Tabad entweder unter amtlicher Kontrole un: 
mittelbar ing Ausland ausgeführt oder in eine jteuerliche Niederlage verbracht 
oder an einen konzeſſionirten Rohtabadhändler veräußert werden. Letzteren— 
falls ijt der VBefigtwechjel vom Verkäufer und vom Käufer der Steuerbehörde 
anzuzeigen. 

S 25. Für unverfchuldete Verlufte Fünnen Abzüge an der Sollmenge 
gewährt werden. Wird der Rohtaback rechtzeitig weder ausgeführt noch ein: 
gelagert, noch an einen Fonzefjionirten Rohtabadhändler veräußert, noch nad 
Ablauf der Lagerfrift rechtzeitig geräumt, jo kann die Steuerbehörde, wenn 
nicht die Monopolverwaltung den Tabak ankauft, denjelben unter Beding der 
jofortigen Ausfuhr öffentlich verjteigern oder ausführen und im Ausland ver: 
faufen laſſen. 

II. Bon dem Handel mit Rohtabakk. 


8 26. Handel mit Rohtabad ins Ausland fann widerruflich jener Per- 
ſonen gejtattet werden, welche faufmännifche Bücher führen, Sicherheit beftellen 
und Privattranfitlager für Rohtaback unter amtlihem Mitverſchluß halten. 

Die fonzejjionirten Händler dürfen ausländiichen Rohtabad in das Mono— 
polgebiet einführen, inländijchen Rohtabad von den betreffenden Pflanzern ($ 22) 
und aus» oder inländifchen Rohtaback von anderen konzeſſionirten Händlern 
eriverben. 

IV. Zabakfabrikation und Berkauf von Tabakfabrikaten. 


$ 27. Es werden NRohtabadmagazine und Tabadfabrifen zur Herjtellung 
der Fabrikate errichtet, auch werden Fabrifate außerhalb der Fabriken unter 
Kontrole der Monopolverwaltung angefertigt (Hausinduftrie), endlich werden 
von der Verwaltung Tabadfabrifate aus dem Auslande ein= und foldhe dort: 
hin ausgeführt. 

Bei Bertheilung der Magazine und Fabriken ift die bisherige Verbreitung 
der Industrie nad) Art und Umfang zu berüdjichtigen. 

Der Fabrikbetrieb ift von Staats: und Kommunalſteuern befreit. 

8 28. Der Nohtabadbedarf der Monopolverwaltung ift zu mindejtens 
zwei Fünfteln durch inländischen Tabad zu deden. 

Die Monopolverwaltung hat nachitehende Fabrikate herzuftellen und zu 
den beigejegten Preiſen abzugeben: 
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A. Raudtabad: 


1. 1,00 ME. für 1 Kilogramm (Rippentabad) 
2. 120 1 u (Blättertabad gemifcht mit Rippen) 
3. 153041 ” 
4. 20 ,„ „1 2 
5. 2,50 " " 1 " 
6. 3,00 n 3 1 " 
. 40. „1 : 
8 50 „ „ 1 i (Varinas, Portorito und Maryland) 
9. 600 31 * (feiniter Varinas, Portoriko und Maryland) 
10. 80 „ „1 n (echter türkifcher) 
11.1000 „ „1 n (feiniter echter türkischer) 
B. Schnupftabad: D. Bigarren: 
1. 1,00 Mark für 1 Kilogramm 1. 3 Pfennig für 1 Stüd 
2. 150 „ . er 2. 4 z —— 1 
3. 2,00 " " 1 ” 3. > ” " 1 " 
4 250 „ „1 " 4. 6 # u 
5. 4,00 " ” 1 n 5. 7 ” 1 " 
6.50 „ „1 __, Bee rn 
7. 9 a 
C. fautabad: 8. 10 i 1. 
1. 2,00 Mark für 1 Kilogramm 9. 12 ” De 
23. 2,50 1 10. 15 , — 4 
83.30 i 1 ss 11. 18 z u: 
4. 350. aa: 2.20 „ „1. 
5. 4,00 —— ji 13.25 „ „ 1 „(Rein Havanna) 
6.50 „ „1 „ 4.30 u 01 lu m 
7. 6,00 ” ” 1 [3 
8 70 „ | n 
9. 8,00 „ 1 


Außerdem fünnen von der Monopolverwaltung andere Tabadfabrifate 
bergejtellt werden, deren Preife der Reichskanzler bejtimmt. 

Derjelbe bejtimmt ferner die Preife der vom Ausland bezogenen und da- 
bin abzufegenden Fabrikate. 

8 29. Außer der Monopolverwaltung (und den von ihr Ermäcdhtigten) 
darf Niemand Majchinen oder Werkzeuge bejigen, welche ausjchließlich zur 
Herftellung von Tabadfabrifaten dienen. 


$ 30. Der Detailverfauf der Fabrifate gefchieht durch die von der Lan 
desverwaltung an bejtimmten Orten widerruflich angeftellten Tabadverjchleißer. 

Dieſe erhalten die Fabrifate durch Vermittlung von Agenten oder Be: 
amten der Monopolverwaltung geliefert. 

Die Berichleißer haben ſtets die dem lokalen Bedürfniß entfprechenden 
Sorten an Fabrifaten vorräthig zu halten, dieje nur von der Monopolver: 
waltung zu beziehen, und die VBorjchriften der Verwaltung in Bezug auf Ver: 
kaufspreiſe, Maßjtäbe des Verkaufs, Lieferung der Waare nur in der Original: 
padung an die Käufer genau zu befolgen. 

Das Berfaufslofal ift der Steuerbehörde zuvor anzumelden, durch ein 
Schild kenntlich zu machen, und muß mindejtens innerhalb der vorgefchriebenen 
Stunden geöffnet fein. Es muß darin die Ermäcdhtigungsurfunde des Inhabers 
und ein amtlicher Verichleißtarif aufliegen. 

Als Vergütung erhalten die Verfchleißer einen Nachlaß von regelmäßig 
10, höchſtens 12 Prozent am Verkaufspreis. 

Ausnahmsweiſe kann auch anderen Perjonen, al3 den Verjchleißern, der 
Berkauf von Tabackfabrikaten gejtattet werden. 
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31. Die Beamten der Monopol- und der Zandeszollverwaltung find 
befugt, die Berfaufsläden und Lagerräume der Verſchleißer zu revidiren, Die 
Bücher einzufehen, den Beſtand zu ermitteln und Proben zu entnehmen. 


V. Einfuhr von Zabacfabrikaten. 


$ 32. Reiſende dürfen zum eigenen Verbrauch Fabrifate bis zu 50 Gramm 
abgabenfrei, in größerer Menge bis zu 1 Kilogramm gegen nachbezeichnete 
ölle vom Ausland einführen: Zigarren und Zigaretten: 15 Mf. für 1 kg, 
auch⸗, Schnupf- und Kautabad: 10 ME. für 1 kg. Auch fann die Monopol: 
verwaltung einzelnen Konſumenten mit Ausnahme der Verfchleißer die Einfuhr 
von Fabrifaten für den eigenen Verbrauch bis zu einer Jahresmenge von 
20 kg gegen Verzollung nach dem Doppelten der vorbezeichneten Sätze ge 

ftatten. 

VI Schuß des Reidhstabakmonopols. 


$ 33. Außer den Beamten der Monopol- und der Zollverwaltung haben 
alle Reichs», Yandes:, Gemeindebeamten, namentlich Polizeibeamte, zum Schuß 
des Monopol3 mitzuwirken, Zumiderhandlungen zu Hindern und zur Unter: 
ſuchung fogleich anzuzuzeigen. 

$ 34. Die amtliche Revifion der Troden- und Aufbewahrungs-Räume 
bei den Pflangern und der Verfaufsläden und Lagerräume der Verſchleißer it 
von Morgens 6 bis Abends 9 Uhr zuläſſig. Bei Gefahr auf Verzug fällt 
dieje Zeitbeſchränkung weg. Pflanzer und Verſchleißer müſſen die für Die 
Nevifion nöthigen Hilfsdienfte Leiften. 

$ 35. Für Hausfuchungen und körperliche Unterfuchungen in Verdachts— 
fällen gelten die entfprechenden Beitimmungen des Vereinszollgeſetzes. 


36. Der Transport von Rohtaback (im Grenzbezirf oder Binnenland) 
fteht unter amtlicher Bezettelung, ebenjo jeder Transport von Tabadfabrikaten 
in Mengen von 1 kg an, jedoch für Mengen bis zu 10 kg nur dann, wenn 
die Fabrikate nicht in der Driginalverpadung der Monopolverwaltung (mit 
unverlegten Siegeln oder Stempeln) jich befinden. 


Die Rohtabad: und Fabrifaten-Trangsporte unterliegen der Revifion durch 
die Zoll- und HSteuerbeamten und die in $ 33 font benannten Beamten. 
Werden jolche Transporte ohne erforderliche Legitimation betroffen oder ergibt 
fich jonft der Verdacht einer Zumiderhandlung, jo haben die Transportanten 
mit der Ladung den Aufjichtsbeamten zur nächſten Steuerjtelle, oder wenn 
diefe über vier Kilometer vom Aufgriffsorte liegt, zur nächſten Polizeibehörde 
behuf3 Unterfuchung u. ſ. w. zu folgen. 


VII. Strafbefimmungen. 


$ 37 beitimmt den Begriff der Tabad-Kontrebande (unerlaubte Einfuhr 
von Rohtaback oder Tabadfabrifaten vom Ausland), $ 38 jenen der Tabad- 
Defraudation (Schädigung der Monopol-Rechte oder -Einnahmen durch Zu: 
widerhandlung gegen die Borfchriften über Tabackbau, Rohtabadhandel, Fabri: 
fation und Ans und Verkauf von Fabrifaten. 88 39 und 40 zählen die ein: 
zelnen hHauptfächlich möglichen Fälle von Defraudationen auf. Auf die weiteren 
88 41 mit 56, im welchen die verwirkten Strafen und verjchiedene jtrafrecht: 
liche Beitimmungen behandelt werden, braucht hier nicht eingegangen zu werden. 
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VIII. Einführungstermine und Uebergangsbeftimmungen. 


8 57. Die Beitimmungen bezüglich des Tabadbaus (68 2, 7 bis 26) 
treten mit dem 1. Januar 1883, die übrigen mit dem 1. Juli 1883 in Kraft. 
Sedo ift jchon vor Ablauf des Jahres 1882 die in $ 7 Abi. 2 vorgejehene 
Bekanntmachung des Reichskanzlers bezüglich der Rohtabadpreife für 1883 zu 
erlajjen, ferner fan das Neichstabadamt ($ 6) alsbald nach der Gejehes- 
Beröffentlihung errichtet werden. Die Tabadfabrifanten dürfen die Tabad- 
fabrifate aus dem am 1. Juli 1883 in Bearbeitung befindlichen Tabadmaterial 
fertig jtellen und der Handel mit Tabadfabrifaten ift noch bis 1. Januar 1884 

ejtattet. 
. Die Beitimmungen in den nachfolgenden Paragraphen traten mit ber 
Veröffentlihung in Kraft. Vom 1. Juli 1883 an find das Tabackſteuergeſetz 
vom 16. Juli 1879 und die Vorfchriften des Zolltarif8 vom 15. Juli 1879 
unter pos. 25 v aufgehoben, vorbehaltlich einjtweiligen Fortbeſtehens der im 
ae Geſetz enthaltenen Beftimmungen über die Ausfuhrvergütungen. 
$ 58. Der Reichskanzler ift ermächtigt, den Ankauf von Rohtaback, die 
Herftellung, den An- und Verkauf von Tabadfabrifaten für Reichsrechnung 
alsbald betreiben zu lajjen, zu welchem Zmwede Rohtabadmagazine und Tabad- 
fabrifen erworben oder neu angelegt werden fünnen. 

$ 59. Die am Bublifationstage des Gejeße vorhandenen Händler mit 
Taback und Tabadfabrifaten fowie die Tabadfabrifanten haben bis zu einem 
vom Bundesrath zu bejtimmenden Termin der Steuerbehörde fchriftliche An: 
zeige über die Gebäude und Räume für Aufbewahrung und Herftellung von 
Taback und Tabadfabrikaten, ferner die Zahl der am Publifationstage be- 
Ichäftigten Arbeiter zu erjtatten. Jeder Wechjel der Lofalitäten ift binnen acht 
Tagen anzuzeigen. Die Fabrikanten dürfen die Arbeiterzahl nicht über den 
Stand am Publifationstage erhöhen. Die Einftellung des Handel3 oder der 
Fabrikation ift der Steuerbehörde anzuzeigen. Die Tabadhandlungen und 
Tabadfabrifen unterliegen von dem beftimmten Termin ab der Reviſion der 
Steuerbehörde, (Einjicht der Bücher und Regiſter, Stellung unter ftändige 
Kontrole). 

$ 60. An die Monopolverwaltung find abzuliefern, foferne nicht Aus: 
fuhr unter re Kontrole ftattfindet: 

1. Die am 1. Juli 1883 innerhalb des Monopolgebiet3 im Privatbefit 
befindlichen, nicht in das Lager eines fonzeffionirten Rohtabadhändlers auf: 
genommenen NRohtabade ; 

2. die am gleichen Tage innerhalb des Monopolgebiet3 im Privatbefik 
befindlichen Majchinen, Werkzeuge zc. zur Tabadfabrifation, ſoweit deren weiterer 
Beſitz nicht nach 8 29 gejtattet üt; 

3. die am 1. Januar 1884 innerhalb des Meonopolgebiet3 im Privat> 
befig befindlichen Tabadfabrifate, ausgenommen die für dem eigenen Gebraud) 
der Befiger bejtimmten Mengen, joferne diefelben 5 kg nicht überfteigen oder 
nach der halben Höhe der in 8 32 bejtimmten Zollfäge verzollt werden. 

Bei Ausfuhr von Tabak und Tabadfabrifaten wird Zoll und Steuer 
nah den am 1. Juli 1883 geltenden Bejtimmungen vergütet. 

Die in Ziff. 1, 2 und 3 aufgeführten Tabade und Gegenftände, mit Aus: 
nahme der Tabadvorräthe zum eigenen Verbrauch bis zu 5 kg, find bis zum 
4. des angegebenen Monats der Steuerbehörde fchriftlich anzumelden und 
fünnen einjtweilen unter amtlichen Verichluß genommen werden. 

S 61. Die Rohtabade, Mafchinen, Werkzeuge und Geräthe für die Taback— 
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fabrifation, jowie die Tabadfabrifate werden für die Monopolverwaltung nad 
näherer Anordnung des Bundesraths durch Bezirkskommiſſionen übernommen, 
welche von den Landesregierungen berufen werden und außer einem Mitgliede 
der Monopolverwaltung aus einem Landesbeamten als Vorjigenden und drei 
vereidigten Sadjverftändigen aus den Streifen des Tabadhandels und der Tabad- 
induftrie bejtehen; hiezu treten bei Uebernahme von Mafchinen, Werkzeugen 
und Geräthen je zivei vereidigte Sachverftändige aus den Kreifen der Ber: 
fertiger ſolcher Gegenjtände. 

Die Bezirkstommijfionen haben insbejondere Menge und Art der abzu: 
nehmenden Gegenftände durch geeignete Nevifionen zu ermitteln und die biefür 
zu zahlenden Preife zu beftimmen. 

Die Beliger der zu enteignenden Gegenftände find zur perfünlichen Be: 
md am Abnahmegejchäft aufzufordern, eventuell ift ein Vertreter zu 
eitellen. 

Zu den Revifionen müfjen diejenigen, bei welchen revidirt wird, die 
nöthigen Hilfsdienjte Leiften. 

; 62. Die Preife der von der Monopolverwaltung zu übernehmenden 
Gegenftände werden durch Abſchätzung des Werths der Lebteren fejtgeitellt. 
Bei Abſchätzung der Fabrikate werden die Geſtehungs- bezw. Ankaufskoſten 
gewährt, zu welchen den Fabrifanten bezw. Händlern ein Zufchlag bis zu 
5 Prozent gewährt wird. 

Fabrikate, ganz oder theilweife aus unerlaubten QTabadjurrogaten her: 
geftellt, werden nicht übernommen und find amtlich) zu vernichten oder ins 
Ausland auszuführen. 

Die Händler und Fabrifanten Haben den Bezirfsfommifjionen jede Aus: 
funft über den Gejchäftsbetrieb zu ertheilen, auch die Gejchäftsbücher vorzu: 
legen. 

8 63, Gegen die Schägung der Bezirfsfommiljionen kann von dem Be: 
figer der Gegenjtände und von dem Vertreter der Monopolverwaltung Einſpruch 
erhoben werden, welcher von einer aus höheren Beamten unter Zuziehung von 
vereidigten Sacjverjtändigen gebildeten Zentralkommiſſion verbejchieden wird. 
Bis zur Entſcheidung können die abgejchäßten Gegenjtände auch unter Steuer: 
fontrole ing Ausland ausgeführt werden. 

S 64. Die Perſonen, welche durch das Verbot der Fabrikation und des 
Handels mit Fabrifaten oder durch Beichränfung des Nohtabadhandels eine 
Vermögenseinbuße erleiden, erhalten Entichädigungen, Vergütungen oder Unter: 
ftügungen nach folgenden Bejtimmungen. 

8 65. Tabadfabrifanten und NRohtabadhändler, deren eigene Fabriken 
oder Magazingebäude in Folge Einführung des Monopols und Aufgabe des 
Betriebs im Werthe vermindert find, erhalten, wenn die Gebäude u. j. w. nicht 
von der Monopolverwaltung übernommen werden, eine der Werthminderung 
entiprechende Kapitalentſchädigung (Nealentichädigung). 

Die Werthminderung ift nebjt genauer Gebäudebejchreibung ꝛc. bis 15, Juli 
1883 der Bezirksiteuerbehörde anzuzeigen. 

$ 66. Diejenigen Tabadfabrifanten, welche ihre Fabriken nicht an die 
Monopolverwaltung verkauft haben und die Rohtabadhändler erhalten, falls 
ihr Geſchäft mindejtens jchon vier Fahre vor Publikation des Gejeges als 
ſelbſtſtändiger Erwerbszweig betrieben worden ift, mit Rüdficht auf die Ein- 
buße an ihrem bisherigen Erwerb eine Perjonalentichädigung, auf welche der 
Anfpruch bis Ende Juli 1883 bei der Steuerbehörde anzubringen: ift. 
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Die Perjonalentfhädigung wird nach dem durchichnittlichen Reingewinn 
in den Gejchäftsjahren vom 1. Januar 1876 bis 31. Dezember 1881 unter 
Ausschluß des beiten und fchlechteiten Gefchäftsjahres berechnet. 

Sie bejteht, wenn das Gejchäft betrieben ift: 

Für Fabrikanten Für Robtabathändler 


4 Jahre bis ausihließlih 5 Jahre in dem fachen in dem 1-fachen 
> " ” ” 6 ” Dr) 2 j Io " ” le ” 
6 " ” [3 7 ” ” * ” [7] " 1?/e m 
7 ' „ * 8 ” „on 3 2: u „ " 1°/e " 
8 " ” [2 9 ” 7 ” 4 ” ” " 1*/e ” 
9 10 .; —52 er — ——— 


10 Jahre oder länger 
eines durchichnittlichen jährlichen Reingewinus. Reingewinn ift die Brutto- 
Geſchäftseinnahme nach Abzug der Gejchäftskoften und fünjprozentigen Zinſen 
des Anlage: und Betriebsfapitald. Der Neingewinn aus dem Verkauf von 
Rohtaback nad dem Auslande bleibt außer Anfap. 

8 67. Eine Perjonalvergütung erhalten: 

1. das technifche Hilfsperjonal der Tabadfabrikation (Direktoren, Inſpek— 
toren, Aufſeher u. j. w.); 

2. die über 20 Jahre alten technifch gebildeten Arbeiter; 

3. das technifche Hilfsperfonal im Handel mit Rohtaback und Tabad- 
fabrifaten (Agenten, Makler, Neijende); 

ie Händler mit Tabadfabrifaten, 
wenn die unter 1 bis 4 bezeichneten Perjonen vom Tage der Geſetzespublika— 
tion an zuricgerechnet mindeftens 4 Jahre lang den betreffenden Erwerb bezw. 
Handel als Haupterwerbsquelle betrieben haben. Der Anſpruch auf Vergütung 
ift bis Ende Juli 1883 bezw. Ende Januar 1884 bei der Steuerbehörde an: 
zubringen. 

Ausgeichlofien find die im Dienfte der Monopolverwaltung oder als 
Tabadverjchleiger angeftellten Perſonen, dann jene, welche einen folchen Poften 
ohne Grund ablehnen, ſowie jene unter Ziffer 1-3 fallenden Perſonen, welche 
nicht mindejtens ſeit 1. Januar 1882 deutjche Staatsangehörige find. 

Die Perjonalvergütung wird berechnet bezüglich des Perſonals Ziff. 1—3 
nad dem durchichnittlichen Gehalt oder Arbeitsverdienft, bezüglich der Händler 
(Ziff. 4) nach dem durchjchnittlichen gefchäftlichen Neingewinn der Jahre 1876 
mit 1831 unter Ausjchluß des beiten und jchlechteiten Jahres und zwar bejteht 
die Vergütung, wenn der Erwerb oder Handel betrieben ift: 


Für * Perſonal Für das Perſonal 
lu. 2 Ziff. 3 u. 


4 Jahre bis ausichließlih 5 Jahre in * ne in dem 1-fachen 

5 77 ” ” 6 " " [77 " 1 : Is ” 

6 [77 ” er 7 " ” ” 7 " 1 */6 ” 

7 ” " ” 8 " " ” 3 Ua, " " ” 1 >ls ” 

8 " [77 [77 9 " ” [77 4 [77 2 [2 1 “ls " 

9 10 ” 1 ” 4" E ” ” 1 ” 6 „" 
10 % bre und länger > „23 


eines durchichnittlichen Jahresverdienſtes bezw. Neingewinns. 

Perjonen, welchen Anſpruch auf Vergütung zufteht und welche in der 
Monopolverwaltung oder als Verſchleißer angejtellt, jedoch ohne Verſchulden 
in den nächſten fünf Jahren wieder entlaſſen worden find, erhalten *, des 
Bergütungsbeitrags, der ihnen zugejtanden hätte, wenn fie die Anjtellung nicht 
erhalten hätten. 
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S$ 68. Aus Billigkeitsgründen können an Perſonen, welche in die nach 
88 66 und 67 berechtigten Klaſſen nicht fallen, oder welche zwar in diefelben 
fallen, jedoch die erforderlichen Borauzfegungen nicht erfüllt haben, Unterſtütz— 
ungen gewährt werden. 

$ 69. Ueber die Anträge auf Real: und Berfonal-Entfhädigung, dann 
Perjonalvergütung entfcheiden die in 8 61 bezeichneten Bezirkskommiſſionen 
und in höherer Inſtanz die in 8 63 bezeichnete Zentralfommiljion, zu welcher 
bei Anträgen auf Real-Entihädigung zwei vereidigte Bau-Sachverſtändige 
treten. Gegen die Entjcheidung der Bezirfsfommijjion fanı von dem Inter— 
ejjenten und von dem Vertreter der Monopolverwaltung binnen bejtimmter Frift 
und unter beftimmter Angabe der verlangten Mehrung oder Minderung Ein— 
Ipruch erhoben werden. 

Die Geſuche um Unterftügung werden zunächſt von der Bezirks-, dann 
von der Zentralfommiljion begutachtet und vom Reichskanzler entjchieden. 

Die Ortsbehörden haben den Bezirkskommiſſionen jachdienlich entgegenzu: 
fommen. 


8 70 enthält die Strajbejtimmungen wegen Unterlafjung der nad $ 59 
Abſ. 1 und 2 und $ 60 vorgejchriebenen Anmeldungen, ſowie wegen unzu— 
läfjiger Verfügung über die angemeldeten Gegenjtände, 


8 71. In welcher Weije die Beitimmungen des gegenwärtigen Geſetzes 
auf Hamburgifches Gebiet bei dejjen Eintritt in das Zollgebiet Anwendung zu 
finden haben, wird durch befonderes Geſetz bejtimmt. 


IX. Verwendung des Ertrags des Reichs-Tabackmonopols. 


$ 72. Der Reinertrag des Monopols ift den einzelnen Bundesftaaten nad 
Maßgabe der matrifularmäßigen Bevölkerung, mit welcher fie zum Monopol: 
gebiet gehören, zu überweiſen. — 

Der vorftehende Entwurf entfpricht im Wejentlichen den Grundzügen, 
welche bereit3 von der Enquetefommiljion für die etwaige Einführung des 
Tabadmonopol3 vereinbart worden waren (Annalen 1894 ©. 2 ff.), unter 
jcheidet fid) aber davon im nachjtehenden wejentlichen Punkten. Beſondere 
Nüdficht auf den inländischen Tabadbau verräth der Wegfall der Beſtimmung, 
daß zum Anbau für die Monopolverwaltung nur Flächen von mindejtens 
4 Ar jollten zugelafjen werden fünnen (eine Rückſicht auf die Heinen, wenig be 
mittelten Landwirthe), ferner die wichtige Bejtimmung in $ 28 des Entwurfg, 
daß von dem jährlichen Tabadbedarf der Monopolverwaltung mindeftens zwei 
Fünftel aus inländifchem Tabad zu deden jeien, womit eine werthvolle Garantie 
für den Fortbeitand des Anbaus in ungejchmälertem Umfange und zur Ber: 
hütung freiwilliger Einſchränkung desjelben geboten werden wollte. Den Händ- 
lern mit NRohtabad wurde das im Enquete-Entwurf nicht enthalten geweſene 
Zugeftändnig gemacht, den Handel mit Rohtabad ins Ausland nicht allein mit 
inländischen, fondern auch mit ausländiichem Rohtabad betreiben zu dürfen (indem 
man annahm, daß die Interejien der Monopolverwaltung weniger durch den 
Handel mit aus- als durch jenen mit inländischen Tabad gefährdet würden). 
Endlih wird das Wohlwollen der Regierung gegen die Arbeiterfreife dadurch 
befundet, daß gemäß 8 27 des Entwurfs die Anfertigung der Fabrikate auch 
außerhalb der der Monnpolverwaltung gehörigen Yabrifen unter Kontrole der 
Verwaltung erlaubt, d. H. mit anderen Worten die Hausinduftrie nicht ganz 
unterfagt, jondern in bejchränftem Umfang gejtattet wurde. Man nahm ar, 
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daß überall, wo Fabriken in der Nähe find, zuverläffigen Perfonen ohne Ge- 
fahr Tabad zur Verarbeitung in die Wohnung gegeben werden könne, obwohl 
ein ficheres „Rendement“ fich kaum feftjtellen laſſe. Lebteres Bedenken hielt 
man nicht als ausjchlaggebend, weil es ſich darum Handle, eine gerade für 
ärmere Gegenden ſehr werthvolle Art industrieller Thätigkeit aufrecht zu er: 
halten. Die ſtärkſte Abweichung gegen den Enquete-Entwurf enthält die Feſt— 
jegung der an die Tabadfabrifanten, Händler, Makler, Agenten, Detailliften, 
Arbeiter zu zahlenden Entihädigungsfumme, welche diesmal mit in Summe: 
257,000,000 Mark angefegt wurde, während fie nach dem Entwurf der En- 
quetefommilfion mit rund 687,000,000 ME. berechnet worden war. Der Grund 
diejes großen Unterfchieds liegt in einer viel vorfichtigeren und niedrigeren 
Beranjchlagung der Entfchädigungs-Prozentfäße, indem z. B. für Fabrifanten 
Damals als Perjonalentihädigung der acht: bis zmölfeinhalbfache Betrag des 
jährlichen Reingewinns, diesmal aber nur der zwei- bis fünffache Betrag des- 
felben in Ausjicht genommen war, dann in dem grumdfäglichen Ausſchluſſe 
der erjt furze Zeit, nämlich weniger als 4 Jahre beitehenden Geſchäfte u. |. w. 
(Ueber die näheren Einzelheiten der Berechnung ſ. unten.) 

Die Begründung des Entwurfs macht zumächjt geltend, daß die öffent: 
lichen Intereſſen Deutjchlands eine umfaſſende Reform des Steuertvejeng im 
Neid nothiwendig machten. Als Ziele diefer Reform wurden erwähnt, „die 
finanzielle Befeftigung und Selbſtſtändigmachung des Reichs, die Beſchaffung 
der Mittel für die mit der weiteren Entwidlung des Reichs und der Einzel: 
jtaaten nothwendig erwachjenden Mehrausgaben und die Beichaffung der Mittel 
zur Erleichterung des harten, auf die Dauer umerträglichen Druds Direkter 
Steuern, welcher auf den Staaten und mehr noch den Kommunen Taftete”. 
Für Preußen allein wurde der Bedarf von jährlich 116 Millionen Mark als 
erforderlich erachtet, um die unteren Klaſſen der Bevölkerung gänzlich von den 
direften perjünlichen Staatsjtenern (den vier erften Stufen der Klaſſenſteuer) 
zu befreien, um ferner die unteren Klafjen von dem Schulgeld zu befreien, 
indem die perfönlichen Unterhaltungsfoften der öffentlichen Volksſchulen vom 
Staate übernommen werden follten, um weiter die Hälfte der Grund: und 
Gebäudejteuer jährlich an die Kreiſe überweilen zu fünnen, damit daraus Die 
eigentlichen Kreisausgaben gededt und die übrigen fommunalen Laſten nament- 
fi für die Verfehrsanlagen erleichtert werden jollten, und endlich um eine 
auch in Preußen als dringlich anerfannte, aus den preußiichen Staatsmitteln 
aber in abjehbarer Zeit nicht zu Ddedende allgemeine Beamten = Bejoldungs: 
verbejjerung ausführen zu fünnen. Aehnlich lagen die Verhältniſſe und Be: 
dürfnifje nach den Motiven auch in den meiſten anderen deutjchen Staaten und 
die Begründung des Gefepentwurfs begeht feine Uebertreibung, wenn fie die 
Befriedigung diejer Bedürfnifje ala die Pflege der Wohlfahrt des deut- 
ſchen Volkes bezeichnet. Als das natürliche, allein geeignete Mittel zur 
Erreichung diejer idealen Ziele wurden die der Neichsgefeßgebung vorbehaltenen 
indirekten Steuern bezeichnet, welche in Deutjchland gegenüber fajt allen anderen 
großen Kulturftaaten weit zurücdgeblieben und daher thunlichit zu entwideln 
jeien, und als geeignetjtes Objekt derfelben wiederum der Tabad, da dejjen 
Belaftung noch lange nicht die zuläjfige Höhe erreiht habe. Es folgt dann 
eine kurze Beleuchtung der außer dem Monopol noch möglichen Bejteuerungs: 
formen (fiehe die ähnlichen Erörterungen in unferem fünften Kapitel ©. 101 ff. 
der „Annalen“ Jahrgang 1900), worauf dargelegt wird, daß das geeignetite 
Syſtem einer ausgiebigen Tabadbejteuerung — in Uebereinftimmung mit den 
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Erfahrungen bedeutender Großjtaaten des europäifchen Kontinents — das 
Monopol des Handeld und der Fabrikation fe. Daß im Jahre 1879 die 
gejeßgebenden Faktoren fich nicht fofort für das Monopol, jondern zunächjt für 
die Gewichtsſteuer entſchloſſen hätten, jtehe dem jegigen Plane nicht entgegen; 
damals habe man eine, wenn auch nur mäßige, aber raſch durchführbare 
Höherbefteuerung des Tabacks im Auge gehabt; die dermalige Steuer vermöge 
. jedoch die dem Tabad bei der Finanzreform zufallende Aufgabe nicht endgiltig 
zu löſen. ‘Freilich liege das ſtatiſtiſche Detail nicht in jener wünjchenswertben 
Bolljtändigfeit vor, wie e3 bei Annahme der 1879 vorgefchlagenen Lizenziteuer 
möglich gewejen wäre, allein e8 habe nicht nur die Durchführung des gelten: 
den Gejeges beachtenswerthe Aufjchlüjfe über das deutſche Tabackweſen gebradt, 
und die unansgejegte Beobachtung der Vorgänge in den Intereſſentenkreiſen 
und der öffentlichen Diskuffion hierüber weitere ſolche Aufſchlüſſe ermöglicht, 
ſondern es jei auch durch den erweiterten Betrieb der faiferlichen Manufaktur 
in Straßburg näherer technijcher Einblid in die Induftrie eröffnet worden. Die 
Ueberjchau der Verhältniſſe jei daher genügend, um zur Einführung des Mo: 
nopol3 jchreiten zu fünnen. 

Letzteres ſei nicht al3 Kopie des franzöfifchen oder öſterreichiſchen Mono— 
pols gedacht, jondern es ſolle den bejonderen wirthichaftlichen und politifchen 
Verhältniffen Deutſchlands voll Rechnung getragen werden. 

Der Tabadbau ſolle in feinem Beftand erhalten und ihm die Weiter: 
entwiclung ermöglicht werden, da die Fabrikate zu dem bisherigen Preifen an 
die Konſumenten follen abgegeben werden, der Konſum ſich alfo nicht — aud) 
nicht vorübergehend — vermindern werde. Mit der Bevölferungsmehrung 
werde auch die Entwicdlung des Tabadbaus zunehmen. Befondere Garantie 
jei übrigens durch die geſetzliche Feſtlegung des von der Negie zu verwendenden 
Minimums einheimischen Tabads geboten (f. oben). Das Syftem der Klaſſi— 
fifation der Tabade ($ 7 Abi. 2 und S 19 des Entwurfs) biete zugleich eine 
Prämie für forgfältige Kultur, wodurch der Anbau an Qualität gewinnen 
werde. Wirthichaftlicd) werde der Produzent unabhängig von den Gefährdungen 
der Privatipefulation und habe in der Monopolverwaltung einen zahlungs: 
fähigen und ficheren Käufer. Ein Ausjchluß beftimmter Landjtriche vom Anbau 
jet nicht beabfichtigt, der Tabad könne alfo überall da, wo er bisher eine ber- 
fümmliche Erwerbsquelle des Landwirths gebildet habe, auch fernerhin für die 
Monopolverwaltung und für die Ausfuhr gebaut werden. Die Ueberwachung 
des Anbaus werde gegen jegt nicht verjchärft, in einzelnen Richtungen fogar 
gemildert (3. B. Hinfichtlicy der Vernichtung der Tabadjtengel auf dem Felde, 
welche beim Borhandenfein einer Privatinduftrie und bei hohen Gewichts: 
jteuerfägen jtrenger gehandhabt werden müfje, als unter dem Monopol). 

Was Tabadgewerbe und-Induſtrie anlange, jo folle die derzeitige 
Privatfabrifation in geographiicher, quantitativer und qualitativer Hinficht voll- 
jtändig in den Megiebetrieb übergeleitet werden. Die dermaligen Induſtrie— 
bezirfe jollten erhalten bleiben und die Gliederung der Fabrifationsjtätten nur 
infomweit umgebildet werden, als es die Einführung des Monopol unerläßlic 
mache. Dei der großen Ausdehnung der Bigarrenfabrifation in Deutjchland 
jei dauernd der Beltand zahlreicher Yabrikfilialen neben den großen Haupt: 
fabrifen nöthig. Außerdem jolle, joweit tdunlich, die Hauptinduftrie erhalten 
bleiben. 

Da das deutihe Monopol nach den beabfichtigten Preifen ($ 23 des 
Entwurfs) die Artifel des Mafjenverbrauchs grundjäglich nicht verfteuern wolle, 
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fünne mur ein hinter dem franzöfiichen Monopolvertrag zurücbleibender Ertra 
erwartet werden. Die Berechnung der muthmaßlichen Summe jei defihald 
ichwierig, weil das Gejeß von 1878, betreffend die Tabad-Enquete, nicht die 
Möglichkeit geboten habe, die Größe des deutſchen Tabad:Konfums und die 
Höhe des Geldaufwandes hiefür zuverläffig zu ermitteln. 

Die Motive führen num eine große Reihe ziffermäßiger und rechnerifcher 
Einzelheiten auf, welche bei der Berechnung des Monopolertrags (eines 
der wichtigiten Punkte der Vorlage) zu berüdjichtigen waren. 

Wir halten es für übersichtlicher, gleich dag Schlußergebniß der Berechnung 
voranzuftellen, welches in Beilage H zu den Motiven als „Voranfchlag der 
Einnahmen und Wusgaben einer deutfchen Tabadmonopolverwaltung“ zu: 
jammengefaßt ift und die Erläuterungen der Motive ſyſtematiſch gruppirt nach 
den einzelnen PBoften des Voranjchlags folgen zu Lafjen. 

Als Einnahmen find in diefer Beilage H die Erträgnifje für die jährlich 
an das Publifum zu verfaufenden Fabrifate aufgeführt. Won der Summe 
diefer Erträgnifje iſt jodann jener Betrag abgezogen, welcher an die Tabadver: 
ichleißer als Lohn ihrer Mühewaltung zu zahlen fein wirde ($ 30 des Ent: 
mwurfs); der Reſt bildet die Roheinnahme der Monopolverwaltung. 

Diefen Einnahmen jtehen folgende zehn Ausgabe-Poſten gegenüber : 
1. General-Direftion, 2. Fabrik- und Magazinverwaltung, 3. Arbeitslöhne, 
4. Anſchaffung des NRohmaterials, 5. Ankauf — Zigarren, 6. Ver— 
brauchsgegenſtände, 7. Ueberwachung des Tabackbaus, 8. Transport der Roh— 
tabacke und Fabrikate, 9. Unterhaltung der Gebäude und Mafchinen, 10. Binfen 
des Anlage: und Betriebsfapitald und Amortifation desjelben. 

Nach Abzug diefer Ausgaben von den (Roh-)Einnahmen ergibt fich der 
Ertrag des Monopols, von welchem jedoch noch weiter abgehen die Zinfen der 
Entjhädigungsfumme für die außer Erwerb gejeßten bezw. in demjelben be- 
einträchtigten u. j. w. Perfonen, worauf fodann der Neinertrag verbleibt. Wir 
lafjen num den Voranſchlag folgen. 


I. Einnahmen: 
Aus — Verkaufe von 1,512,998 ——— — 


7,528 Zentner Bigarren — .2804413,947 ME. 
* ‚857 A Rauhtabad . -» » =» »  67,187,169 „ 
122.525 # Schnupftabad . . . . » 2 548.05 5 
45,910 ii Hautabad -. . » 2... 8,378,502 „ 
2,628 z Zigaretten . . ee 1,011,780 A 
4,650 P ausländiiche Zigarren - ....16,0380875 „ 
388,570,324 Mi. 
Davon ab Verfchleißgebühren . - » = . +. 40,799,882 
Roheinnahme der Monopolverwaltung » = >» = 2 4447770,442 Mt. 
II. a 
1 GeneralDireltion -. - » 2 2 20 0. 385,000 Mt 
2. HFabrifl-Magazinverwaltung . N 2,314,000 


3. Arbeitslöhne: 
a) für 81,000 Arbeiter durchſchnittl. 577 Mt. 46,737,000 „” 
b) für 1,000 1200 „ 1,200,000 
4. Anſchaffung des Nobmaterials: 
a) ausländiicher Tabad 93, 912 tr. a 144 Mk. 13,523,328 
845214 „ „5580 „ 47.168,92 „ 
b) inländifcher Tabad 626, ‚084 Str. A 35.00 , 21.912.940 
5. Für den Anlauf von 46; 50 3trn. ausländifcher 
Sigarren = 32,550 Mille, pro Mille 200 Mt.  6,510,000 
6. Für Verbrauchsgegenftände, Hilfsmaterialien ıc. 16,379,565 
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7. Für die Ueberwachung des Tabadbaus . . „  1,000,000 ME. 
8. Für Transport der Rohtabade und fertigen 


brikatttee... 5500,000 , 
9. Unterhaltung der Gebäude und Maſchinen . . 1,200,000 
10. Zinfen des Anlage und Betriebs-Hapitals — 
incl. der Referve — von 220,000,000 ME., ſowie 
Amortifation desfelben, zufammen 4'/s Prozent 9,350,000 „ 


173,174,775 DE. 
UI, Ertrag 
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Davon weiter ab die Zinfen der Entihädigungsjumme von rund 
257,000,000 ME. & 4'/s Prozent (incl. der Amortifation) . .  10,922,500 „ 
bleibt Reinertrag 163,673,167 DM. 


Erläuterungen biezu an der Hand der Motive: 


I. Einnahmen: 


Der Gejammtverbraud an Tabadfabrilaten im deutichen Bollgebiet war 
von der Enqueteflommillion für das „Jahr 1877 auf 1,644,378 Bentner Fabrikate (mit 
einem Konſumtionswerth von 299,365,018 ME.) berechnet worden (Anlage V Beilage 1 
zum Bericht der Enqueteflommiffion), während diefer Konfum in Band XL der Statiftit 
des Deutichen Reichs S. 102 und 103 auf 1,648,677 Yentner Fabrikate (Geldaufmand 
312,966,000 Mt. oder 7,24 ME. auf den Kopf der Bevölkerung) berechnet ift. Nimmt man 
aud an, daß die im Wefentlichen auf Ermittlung der Fabrikation gerichteten Erhebungen 
für das Jahr 1877 fein völlig zutreffendes Bild für die Größe des Jahreskonſums geben, 
fo braudt man doch mit Rüdficht auf die Zunahme der Bevölkerung und die ftatiftiichen 
Erhebungen über die inländifche Tabadernte im jahre 1880 nicht mehr auf die Durchichnitts- 
berechnungen für die Jahre 1871/72 bis 1877/78 zurüdzugreifen. Einerfeits hat ſich mohl 
der Tabadkonfum bei dem raſchen Wachſen der Bevölferung im Laufe von 10 Yahren be 
trächtlich gejteigert, andererjeitS ergaben die Ertragsermittlungen für das Erntejahr 1880/81, 
welche durch Erbebung der Gemwichtsiteuer zum erften Male vollitändig zunerläffig find, das 
Reſultat von 42,8 Bentner Tabatgewinnung auf 1 Hektar Tabadland (Band XLVIII, 
Heft XII S. 80 der Statiftil des Deutichen Reichs). Früher nahm man in der Statiftik 
an, dab 1 Hektar durchichnittlich nur ca. 33 Bentner ertrage, und es kann auf Grund der 
neuen zuverläjfigen Ermittlung fiber angenommen werden, daß die inländiihe Produktion 
immer um mindejtens 20 Prozent größer war und ein Quantum von faft 100,000 Zentnem 
im Inland jährlich mehr Kaum wurde, als für den Jahreskonſum jtatiftiich berechnet 
war. Es wäre aljo wohl gerechtfertigt, den für 1877 durd die Tabad-Enquete ermittelten 
Tabadverbraud zur Grundlage zu nehmen; um jedoch vorfichtig ein mittleres, für die gegen- 
wärtigen Verhältniſſe ficher zutreffendes Durchſchnittsmaß zu treffen, foll der Jahrestonfum an 
Tabadfabritaten im Zollgebiet nur auf ca. 1,500,000 Zentner (3,38 Pfund auf den Hopf 
der Bevölterung) geſchätzt werden. Ein Rüdgang diejes Konjums unter dem Monopol — 
abgejehen etwa von einer durch die neuen, ungewohnten Verhältniſſe bedingten vorüber 
gehenden Verminderung — ift auf die Dauer nicht anzunehmen, da die Regie die Fabrilate 
zu den bisher gemwöhnten Preiſen und im der gleichen Qualität weiter liefern will. Die 
Zoll: und Steuer-Erhöhung von 1879 wird einen nachhaltigen ungünftigen Einfluß auf den 
Konſum gleichfalls nicht ausüben; in der franzöfiichen Regie haben jelbit ftärkere Ver 
theuerungen des Konſums nur vorübergehend Einfluß ausgeübt. 

Der Gefammt-Detailverlaufdmwerth der Fabrikate ift mit 388,570,324 Marl 
oben angelegt, während er (vgl. oben) 1877 bei der Enquete um ca. 89 und in der vom 
Statiftiihen Amt auf Grund desfelben Materials um ca. 75 Millionen Mark niedriger an- 
gegeben wurde. Die beträchtliche Abmweihung von den Tabellen der EnqueteKommiſſion 
findet ihre Erklärung darin, dab die dortigen Durchſchnittswerthe von 35,2 pro Mille 
Bigarren, 52,7 pro Bentner Rauchtaback und 74,1 pro Zentner Schnupftabad viel zu gering 
angejegt find, wie auch vom Statiftiichen Amt (Band XL ©. 104) erfannt wurde und 
dab demnächit durch die Erhöhung der Zölle und Steuern auf Tabad der Geldaufwand 
für den Tabadgenuß unzweifelhaft in die Höhe gegangen ift. Die nur nach zwei oder drei 
großen Vreisgruppen gemachten Erhebungen für 1877 mußten ee und nadh der 
Sachlage zu niedrige Durhichnittswertbe ergeben, jelbjt wenn die Betheiligten ausnahmslos 
genaue und zutreffende Angaben zu liefern beabfichtigten. Augenſcheinlich ift auch der Ge 
winn der Händler an den Fabrikaten, jedenfalls bei Rauch und Schnupftabad in jener Be 
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rechnung erheblich unterſchätzt. Das Statiftiiche Amt hat deßhalb auch feinerfeits den Detail- 
verfaufsmwerth noch anderweitig berechnet und zwar für Rauchtabad zu 72 ME. pro Zentner, 
für Schnupftabad zu 125 ME. pro Zentner, für Zigarren 10 Prozent zu 24 ME. pro Mille, 
50 Prozent zu 43 Mt. pro Mille, 30 Prozent zu 60 und 10 Prozent zu 70 Mt. pro Mille, 
Ferner ift zu berüdfichtigen, daß die Summe von 388 Millionen Markt fi nur aus den 
legten Detailpreifen zuſammenſetzt. Das Monopol bringt naturgemäß eine Heine Vertheuer- 
ung für Jene mit fich, welche fich feither größere Vorräthe zu Engros-Preifen anzuichaffen 
in der Lage waren. Ebenfo werden auch die Import-Zigarren nach den angefegten Preifen 
eine wenn au nicht bedeutende Vertheuerung erfahren. 

Die Yahresverbrauchsmenge an Zigarren war bei der Enquete mit 4,948,653 Mille 
angefeßt worden. Hievon wurde der künftig bleibende Ymport von 82,560 Mille (man nahm 
an, daß zwei Drittel der jebt in Bremen und Hamburg gearbeiteten und unter der Einfuhr 
nachgewiejenen Zigarren künftig im Monopolgebiet werden erg werden; biele zwei 
Drittel wurden mit 65,119 Mille angefegt) abgerechnet, jo daß noch 4,916,093 Mille ver: 
blieben. Bei der Enquete hatte man angenommen, daß 7000 Stüd Zigarren auf einen 
Zentner träfen, in der Vorlage wurden dagegen in Webereinitimmung mit der Annahme des 
Statiftiichen Amtes (zu vgl. Band XLVII ©. 104) und auf Grund der thatiädhlichen Ver⸗ 
hältniſſe, wie fie fich in den legten Jahren herausgebildet haben, 8000 Stüd auf einen 
Zentner gerechnet. Es hätten ſich hienach 619,847 Zentner Zigarren ergeben; diejes Ge- 
wicht veränderte ji) aber noch dadurch, daß die bei den 14 Preisforten der Zigarren im 
Einzelnen auf den Zentner gerechnete Stüdzahl nicht einen Geſammtdurchſchnitt von 8000, 
ſondern von 8367 ergibt. Werben 8000 Stüd auf den Zentner als genau zutreffend erachtet, 
jo würde dieſe Differenz eine Verminderung bezw. Vertheuerung des Zigarrentonfums um 
etwa 5 Prozent daritellen. 

An Preisforten von den Zigarren follten geliefert werben ** u 3, 4, 5, 6, 7, 8, 
9, 10, 12, 15, 18, 20, 25 und 30 Pfennig. Der Lömenantheil des PR wurde für die 
5 Piennig-Bigarre in Ausfiht genommen (mie man überhaupt annahm, daß der weitaus 
überwiegende Theil des Konſums, wenigftens bei Zigarren und NRauchtabad, in die nied- 
rigen Preisklaſſen fallen werben). An 5 Pfennig-Zigarren waren als Sahresverbraud) 
1,671,471.6 Mille in Ausficht genommen, wofür bei 8000 Stüd pro Bentner ein Gewicht von 
208,934 Bentner fih ergab. Dann folgte die 4 Pfennig-Higarre mit 1,229,028.3 Mile und bei 
9000 Stüd pro Zentner 136,558 Zentner Gewicht. Dann kam die 6 Pfennig-Figarre mit 
589,931.2 Mille und bei 8000 Stüd pro Zentner 73,741 Zentner Gewicht; hierauf die 
3 Pfennig-Zigarre mit 491,609.3 Mille mit 10,000 Stüd per Zentner 49,161 Bentner Ges 
wicht u. P w. Die Gejammtiumme ergab 4,916,093 Mille und 587,528 Zentner mit einem 
Geſammterlös von 280,413,947 Mi. Dabei wurde nad den Erfahrungen der Straßburger 
Tabadmanufaktur angenommen, daß der Verbrauh an Zigarren etwa 40 Prozent des Ge- 
fammtfonjums an Fabrifaten ausmachen werde und daß innerhalb des Zigarrenkonſums 
etwa 69 Prozent auf die billigiten Sorten zu 3, 4 und 5 Pfennig, 28 Prozent auf bie 
Mitteliorten zu 6, 7, 8 und 9 Pfennig, der Reit mit 8 Prozent aber auf die theuren Sorten 
(10, 12, 15, 18, 20, 25 und 30 Pfennig) entfallen werden. Zu den 14 Preistypen wurde 
noch bemerft, dab die verichiedene msn Konfumenten für jede Preislage 
mehrere Yigarrenforten und Facons nöthig made. Mindejtens 3 Sorten: ftart, mittel und 
leicht, müßten in jedem Preis angefertigt, es könne aber fogar in den gangbarjten Sorten 
nod mehr Abwechslung geboten werden und die Anſicht, daß die Monopolverwaltung aus 
Eriparnißrüdfichten werde gezwungen fein, nur wenige Sorten berzuftellen, berube ein Un- 
fenntniß der einfchlägigen Verhältniſſe. Schwierig ſei nur, bei SHeritellung ein und der- 
—— Sorte in einer größeren Anzahl Fabriken ein ganz gleichmäßiges Fabrikat zu er- 
zielen. 

Die Menge an Rauchtaback Jahreskonſum) ift in obiger Zufammenftellung (mohl 
ebenfalls auf Grund der Enquete) mit 749,857 Bentnern angegeben. In den Motiven wird 
angenommen, daß der Verbrauch an Rauchtabad etwa 49 Prozent des Geſammtverbrauchs 
von Fabrikaten betragen und daß innerhalb des Rauchtabadtonfums wieder etwa 70 Pro- 
zent auf die billigiten Sorten (45, 60 und 80 Pfennig pro Pfund), 18 Prozent auf die 
Sorten zu 1 Mt. und 1 ME. 20 Pig., 8 Prozent auf jene zu 1 ME. 50 Pig. und 2 Mt. und 
4 Prozent auf die theuerften Sorten (über 2 ME. pro Pfund) treffen werden. 

An Schnupftabad find als Jahresverbrauch 122,525 Bentner angenommen. Weiter 
nahm man an, daß der Verbrauh an Schnupftabad 8 Prozent des Geſammtverbrauchs 
betragen und innerhalb des Schnupftabadfoniums mieder 45 Prozent auf die billigiten 
Sorten (50 und 75 Pfennig per Pfund), 20 Prozent auf die Mittelforten (1 Mark und 
1 Mt. 20 Pig.) und 35 Prozent auf die theuerſten Sorten (2 Mt. und darüber per Pfund) 
fallen werden. 
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j An Rautabad nahm man 45,910 Zentner als Yahresverbrauh an und fchäßte den- 
jelben auf 3 Prozent des Gefammtverbrauhs an Fabrilaten. 

Un Zigaretten wurden 2628 Yentner oder 131,400 Mille als Jahresverbrauch ver- 
anichlagt. In 8 28 des Entwurfs find dieſelben nicht ſpeziell erwähnt, ſondern nur in Bei— 
lage F6. Aus diefer ift erfichtlich, daß 4 Sorten geliefert werden mollten zu 5, 4, 3.50 
und 3 ME. per Pfund. 

An ausländifhen Zigarren ſchätte man den Yahresverbraud auf 4650 Zentner 
— 32,550 Mille (ftehe biezu oben bei Zigarren). Als Sorten waren in Ausiiht genommen 
im Ganzen 6, nämlih 1 Stüd zu 30, zu 40, zu 50, zu 60, zu 75 Pig. und zu 1 Marl. 
Als Stüdzabl auf den Zentner wurde 7000 gerechnet. Als Gefammtvertaufserlös 16 030,875 
Marl. Man nahm an, daß 15 Prozent auf die Sorten zu 30, je 30 Prozent auf jene zu 
40 und 50, 15 Prozent auf die Sorten zu 60 und je 5 Prozent auf die Sorten zu 75 Pia. 
und 1 ME. treffen würden. 

Die Verichleißgebühren zu 40,799,882 Mi. wurden wie folgt berechnet und 
erläutert. Auf durchfchnittlich je 750 Einwohner Toll eine Verfchleißftelle fommen (in Frank— 
reich auf ungefähr 900 Einwohner erft ein Debit), was ca. 60,000 Stleinverichleißer ergibt. 
Diefe Stellenzahl wird im Allgemeinen dem Bedürfniß genügen und die Möglichkeit bieten. 
den Verſchleißern jchon durch Bewilligung von 10 Prozent des Werlaufspreifes ein aus: 
reihendes Einfommen zu gewähren. Der etwas weitere Weg zu den Vertaufsläden, melden 
die Verringerung der Detailverfäuferzahl mit fich bringt, wird dem Publikum keine zu große 
Unbequemlichkeit verurfadhen. Bei der Heinen Zahl Fabriken und der großen Zahl Klein— 
verjchleißer ift zwiichen beiden noch ein Mlittelglied, Beamte oder Agenten, nötbig. Im 
Monopolreferat der Enquete find 50 Verwalter für den Großverichleiß mit je 3000 Mark 
Durchſchnitisgehalt vorgeichlagen. Bei den an Ddiefelben zn ftellenden Anforderungen und 
den von ihnen zu fordernden hoben Kautionen ift der Gehalt zu niedrig und auch die 
Stellenzahl zu gering, da der Geſchäftsrayon des Einzelnen zu groß wäre Es werden 
wenigitens 250 ſolche Beamte oder Agenten anzuftellen und "/s Prozent des Detailverlaufs- 
preifes ihnen zu gewähren fein. Die Verichleißgebühren — alſo zu 10’/s Prozent vom 
Detailvertaufspreis berechnet, die obige Summe von 40,799,882 ME. (In der Detailbegründ- 
ung wurde übrigens noch bemerkt, daß auch Gaitwirthen, Reftaurateuren, Schantmwirtben 
und jonftigen Gewerbetreibenden der Verkauf der Tabadfabritate zahlreich werde zu geitatten 
jein. Motive zu $ 5.) 

II. Ausgaben. 

1. Generaldireltion. 

Hiemit it die an der Spitze ftebende Zentralbehörde (nach $ 6 des Entwurfs des 
„Reichstabadamt“) gemeint, welcher die obere Leitung des Fabrikations und Magazin- 
dienſtes zuftehen joll, und als deren Hauptftügen Generalinipeftoren in beichräntter Anzahl 
fungiren follen, welchen die Sorge für die Age Trage Einrichtung der ganzen Verwaltung, 
für die Ein- und Durchführung der nöthigen Maßregeln, für die gleichheitliche und einheit 
liche Geſtaltung derielben und die dauernde Ueberwachung der Hrabrikdireltionen und Maga: 
zinverwaltungen zufällt. Jeder Generalinfpettor foll einen beitimmten Rayon mit mebreren 
‚sabriten nnd Magazinen zugetheilt erhalten und wird dabei in der Lage fein, vieljeitige 
Grfahrungen zu jammeln, in unmittelbarer Berührung mit der praftiihen Tätigkeit zu 
bleiben und fcharfen Blick und zuverläffiges Urtheil zu gewinnen. Als Gefammtaufmwand 
für Yentralbehörde und Generalinfpeltoren wurden „nach vorläufiger Schätzung“ 385,000 
Mart veranschlagt. 

2. yabrit- und Magazinvermwaltung. 

Ueber die Einrichtung der Tabriten und Magazine äußern jich die Motive dahin, daß 
es technisch und finanziell nothwendig fein werde, ſich auf die beitehende Induſtrie zu ſtützen 
ımd vorhandene Fabriken in genügender Anzahl zu erwerben. Die Raudr, Hau- und 
Zchnupftabalfabritation kann in weniger größeren Fabriken fonzentrirt werden; ichwieriger 
find die Verhältnifie bei der bedeutenden und fehr zeriplitterten Zigarrenfabrifation. F 
Deutſchland gibt es nur wenige große Zigarrenfabriken und ſelbſt, wenn ſolche in kurzer 
Zeit follten errichtet werden, hätte man Noth, gelernte Arbeiter in der erforderlichen Zabl 
dislogiren und in wenigen Zentren vereinigen zu können. Weberall find in legter Zeit die 
Jigarrenfabriten aus reicheren Gegenden und größeren Städten in ärmere Gegenden und 
fleine Ortichaften verlegt worden, um den niedrigen Arbeitslohn fi zu Nuge zu machen: 
dies bat fiir viele Ortichaften wohlthätig gewirkt. Warum foll nicht auch die Monovol- 
verwaltung dielen Verbältniffen Rechnung tragen, warum ſoll eine wohl gegliederte Staat®- 
induſtrie nicht ebenfalls mit zehn und zwanzig Fabrikfilialen arbeiten können, wenn dies 
einem Privatetablifiement möglich it ? Billige Arbeitskräfte für die umfangreiche Zigarren 
fabrifation der Monopolverwaltung find in größerer Menge zu finden, als man vielfach) 
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annimmt. Im Konkurrenzlampf der Privatinduftrie werden immer wieder neue Gefchäfte 
an Orten errichtet, wo die Fabrikanten fich wegen der Mohlfeilheit der Arbeitsträfte unter 
Opfern an Mühe, Zeit und Geld einen Arbeiteritamm heranbilden. Jedes neue Ge 
ſchäft bat die Tendenz, von diefen gelernten Arbeitern an fich zu ziehen, die in Gang be- 
findlichen Fabriken werden dadurch immer wieder zur Anlernung neuer Kräfte gezwungen 
und die Fertigkeit der Zigarrenarbeit iſt dadurch in diefen Gegenden von Jahr zu Jahr 
mebr verbreitet worden. &8 werden demnach mindeitens 28 große Fabriken und 130 Oi, 
ferner ungefähr 32 Magazine bezw. Magazinverwaltungen als erforderlich erachtet. Zu jeder 
Hauptfabrit werden mehrere auswärtige Filialen gehören, die von den Hauptetabliſſements 
aus zu leiten find. Für jede Filiale wird ein Gef äftsführer als Voritand genügen. Ferner 
find zur unmittelbaren Ueberwachung der Arbeiter, zum Zutheilen des Fabads, zur Abnahme 
der Zigarren, Führung der Lohnliften ꝛc. für jede Filiale mindeſtens 4 Aufſeher nothmwendig. 
Die Heritellung von Zigaretten kann auf einige wenige Fabriken, die des HKau- und-Schnupf- 
tabads auf ca. 12 Fabriken beichräntt werden. Was die Zahl der Magazine anlangt, jo 
müſſen jäbrlih von der inländiichen Ernte ca. 780,000 Zentner dadhreifen Tabads — 
624,060 HBentnern farmentirten Tabads magizinirt und überdies ein achtmonatlicher Bedarf 
an ausländiichem Tabad untergebradt werden. Der inländiihe Tabad kann in 28—29 
Magazinen, wovon ein Theil je ca. 40,000, die Heineren je ca. 20,000 Zentner zu fallen 
hätte, der ausländiiche Tabad in 3—4 Magazinen, davon jedes 150—180,000 Zentner zu 
bergen hätte, aufbewahrt werden. Der Magazindienft wird mit dem Fabrikationsdienſt der- 
art zu vereinigen fein, daß entweder fämmtliche Magazinverwaltungen für den inländifchen 
Tabad oder doch die Mleineren den Fabriksdirektionen unterftellt werden. „Nach vorläufiger 
Schätzung“ wurde der Aufwand für jabritations: und Magazinsdienit auf 2,314,200 Mt. 
veranichlagt. 

8. Arbeitslöhne. 

Ueber diefe Ausgabe war in Beilag D der Motive eine beiondere Berehnung aus— 
gearbeitet worden, welcher nach den Erfahrungen der kaiſ. Manufaktur in Straßburg bei 
Zigarren die mittleren Löhne per Mille (8 Mt. 90 PBig., nämlich 6 ME. 60 Pig. für das 
— Zigarrenmachen und 2 ME. 30 Pfg. für Nebenarbeiten und Aufſicht) bei den 
übrigen Fabrikaten die mittleren Säbe ver Zentner (Raudhtabad 3,31 ME, Schnupftabad 
108 2,635 ME., Schnupftabad in Büchſen 3,57 ME., Kautabad 29,225 ME.) zu Grunde ge 
legt wurden. Bei Zigaretten wurde Majchinenfabrilation mit ca. 70 Arbeitern und einer 
Ausgabe von ca. 40,000 ME. angenommen. Die Gefammtiumme ergab unter Yugrunde 
legung von 4,916,093 Stüd — 587,528 Yentnern Higarren, 749,857 Zentnern Rauch, 
61,212 Zentner loſer Schnupf-, 61,213 Zentner Büchlen-Schnupftabad und 45,910 Zentnern 
Stautabad 47,996,795 DE. Auf fait das gleiche Ergebniß tommt auch die obige Berechnun 
der Beilage H, mweldye im Ganzen 82,000 Arbeiter, und davon 81,000 zu durchichnittli 
577 Dit. und 1000 zu durchichnittlich 1200 ME. annimmt. Diele Arbeiterzahl war in den 
Motiven wie folgt berechnet worden: Ein ——— welcher die Wickel ſelbſt mache, 
vermöge in 300 Arbeitstagen durchſchnittlich 80 Mille Zigarren zu fertigen, alſo ſeien zur 
Serfeliine von 4,916,093 Mille Zigarren ungefähr 61,400 Bigarren-Arbeiter erforderlich. 
Auf je 4 derielben ſei ein weiterer für die Nebenarbeiten zu rechnen, jo daß zu eriterer Zahl 
nod etwa 15,300 Arbeiter kämen, insgefammt Bigarrenarbeiter alfo ca. 76,700. Für bie 
Raudtabadfabritation feien ca, 1800, für die Schnupftabadfabrifation ca. 250, für die Hau- 
tabadfabrilation ca. 500, für die Bigarettenfabritation bei Mafchinenverwendung 60— 80 
nöthig, wozu im Ganzen noch 800 bis 900 Aufſeher füämen. Dann mwaren noch dazu zu 
rechnen 1600-1700 jtändige Magazinarbeiter und 90—100 Magazinauffeher. Gejfammt- 
fumme rund 82,000. Man nahm an, dab die Auffeher mit 1000—1400, durchſchnittlich 
1200 Mt., remunerirt würden, jo daß für 1000 Aufſeher 1,200,000 Mt. zu rechnen waren. 
Es — alſo für 81,000 Arbeiter 46,796,795 ME., alſo auf den Kopf durchſchnittlich ca. 
577 Mt. 

4. Anſchaffung des Rohmaterials. 

Zur Heritellung von 1,505,720 Zentnern Fabrikate (Higarren, Rauch-, Schnupf- und 
Kautabade; für Bigaretten wurde Robtabadbedarf nicht ange ey fiehe unten) wurde nach 
dem ungefäbren Verhältniß von 100:104 ein Rohtabadbedart von 1,565,210 erforderlich 
erachtet. Aber dieſes Verhältniß von 100:104, wonad für 1,500,000 Yentner Fabrikate 
1,560,000 Zentner Robtabad erforderlich find, alfo auf die Gefammtfabritation nur 60,000 
Bentner defaliren, äußern fich die Motive wie folgt: diefe Annahme ftimme mit den wirk— 
lichen Betriebsergebnilien zulammen und das Dekalo fei im Ganzen vielleicht noch geringer. 
Die franzöftiche Hegie babe zu 100 kg Fabrikaten im Jahr 1869 mur 98,02», im ‚jahre 1875 
etwas mehr, nämlich 99,4 kg Kohtabad verbraucht, welches jehr günstige Verhältniß aller 
dings nicht allein auf die größere Wirthichaftlichkeit des Staatsbetriebs, fondern auch darauf 
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zurüdzuführen fei, daß im Frankreich ——— wenig Zigarren, dagegen größete 
Quantitäten Raud- und Schnupftaback fabrizirt und fonjumirt werden; immerhin könne 
man aber das Verhältniß 100:104 auch dann als zutreffend annehmen, wenn, wie in 
Deutfchland der Fall, die Zigarrenfabrifation quantitativ viel größere Bedeutung hat, als in 
den größeren Monopolftaaten. In der Enquete-Hommilfion fer berechnet worden (Anlage D 
zu Nr. 68 der Drudiadhen), daß zu 1,150,000 Zentner Fabrikate 1,401,402 Zentner Rob- 
tabad erforderlid) feien. Dabei fei aber nicht berüdfichtigt worden, daß der bei der Zigarren- 
fabrifation entitehende Abfall an Kurzgut, Rippen nnd Abfällen, welches erfahrungsgemäß 
fait ein Drittel des verwendeten Rohtabads ausmache, für die Gefammtfabrilation nur zu 
einem ganz geringen Theil verichwinde, zum überwiegenden Theil aber in die Raudy und 
Schnupftabadfabrilation übergehe, und daher an der für diefe beiden Fabrifationsarten zu 
verwendenden Rohtabadmenge abzuiegen fei; dies fet damals unterlafien und daher die 
Gelammtausgabe um ca. 10,800,000 Mt. zu hoch und der Reinertrag um die gleiche Summe 
zu niedrig angejeßt worden. 


Der Robtabadbevarf von 1,565,210 Bentner (fiehe oben) wurde nun meiter auf 
Grund Bergleihung der für die inländifche Fabrikation ftatiftiich ermittelten Robtabad- 
menge mit der durchichnittlichen Einfuhr ausländiiher Tabade, welche in den Motiven zum 
Geſeß vom 15. Yuli 1879 für den durchichnittlichen Inlandsverbrauch aud auf 955,569 
Yentner angegeben tft, in */s im- und *°/s ausländifhen Tabad zerlegt. ferner find für 
587,528 Bentner Zigarren zunächit 881,292 Zentner Rohtabad angeſetzt, — auf je 100 Pfd. 
Zigarren 150 Pfund Robtabad —; dabei ergeben fich aber an Kurzgut, Rippen, Abfällen, 
minbdeftens ca. 240,886 Yentner, welche in die Raudtabadsfabrifation übergehen, während 
nur der Reſt mit 52,878 Zentner — 6 Prozent detalirt; diefes Dekalo bat feinen natür- 
lihen Grund darin, daß die trodenen Zigarren einen geringeren Prozentiat Feuchtigkeit 
enthalten als der Rohtabad. Für 749,857 Zentner Rauchtabad ift Rohtabad im Verhältniß 
von 100:105,56, alfo 791,549 Zentner nothwendig. Hiezu liefert die Zigarrenfabrifation 
240,886 Bentner, fo daß nur 550,663 Bentner Rohtabad biefür zu befchaffen bleiben. Bei 
Schnupf und Kautabad ift der Rohtabadbedarf erheblich geringer, als die Menge der 
daraus gefertigten Fabrikate. Aus 100 Pfund Rohtabad können an Schnupftabad ungefäbr 
125, an Kautaback 130 Pfund bergeitellt werden; zu 122,425 Zentner Schnupf- und 45,910 
Zentner Kautabad find alſo nur 133,255 Zentner Nohtabad erforderlih. Für Zigaretten 
bat der Einfachheit halber bei der Gemwinnfähigkeit an Menge und Gewicht ein beionderer 
Anſätz an Rohtabad nicht ftattgefunden. Bei einem rationellen Staatsbetrieb wird fich das 
Geſammtdekalo noch etwas niedriger stellen, als den Berechnungen zu Grunde gelegt, io daß 
eine entiprechende Menge Rohmaterial für die — —— zur Verfügung bleibt. 
63 ergab ſich alfo folgender Bedarf an NRohtabad: 640,406 Zentner für Zigarren, 791,549 
Zentner für Rauch-, 97,940 Bentner für Schnupf- und 35,315 Zentner für Nautabad, 
Summa: 1,565,210 Bentner. Hievon wurden gerechnet “s — 626,084 Zentner inländijcher 
zum Preife von durchichnittlich 35 Mi. per Bentner und — 939,126 Zentner ausländ- 
iſcher Rohtabad zu den Durchichnittspreifen,von 144 und 55,80 DU. per Yentner (nämlich 
— für Zigarren — 93,912 Zentner zu 144 und 845,214 Zentner zu 55,80 Mt. per Sentner). 
Zu diefen Preifen wurde Folgendes bemerkt: Der Preis des fermentirten inländiichen Rob- 
tabacks ift in Nr. 48 der Drudfahen zum Bericht der Enqueteflommiffion. nah dem Durdy 
ſchnitt der Jahre 1871 bis 1876 anf 37 ME. für den Zentner berechnet worden. Dieies 
Reſultat ift dur eine Neihe von Berechnungen gefunden worden, deren einzelne Faktoren 
nicht feitftehen und nach manchen Richtungen anfechtbar find. Wergleicht man dagegen die 
Ergebniſſe der ftatiftifchen Erhebungen für 1875/77 (S. 16 des Berichts der Enquete-ftom- 
miſſion), fo ift kaum zweifelhaft, daß der Preis im Allgemeinen niedriger ift, als an erit- 
gedachter Stelle ermittelt. Unbedenklih kann der Durchichnittspreis von 85 Mi. angeſetzt 
werden ; auch leßterer ift noch fo hoch, dab er allen Verhältniffen genügend Rechnung trägt. 
Der Preis des ausländifhen Robtabads ift in Nr. 47 S. 17 der Drudiadhen zum Bericht 
der EnqueteKommiffion auf durdichnittlich 61,62 ME. berechnet und in den Voranfchlag, 
Anlage D zum Monopolreferat, mit 62 ME. angenommen worden. Bei Bildung dieſes 
Durchſchnittspreiſes haben die über Holland eingeführten Yava- und Sumatra-Tabade zwar 
ihon Berüdfichtigung gefunden, dennoch aber ſoll hier jener, bei der Art der Verwendung 
der Tabade verhältmigmäßig niedrige Preis nicht durchweg feitgehalten werden, fondern ein 
Theil der Java- und Sumatratabade, weil in der Hauptfahe als Dedmaterial dienend, 
mit 160 ME. per Zentner (vgl. S. 14 der erwähnten Druckſache Nr. 47) angeſetzt werden; 
biefür dürften aber auch etwa 10 Prozent des Gefammtbedarf3 an ausländiihem Tabad 
ausreichen, weil jedenfalls ein Theil der Zigarren mit anderen Tabadforten gededt werden 
muß, die unter eriterwähnten Durchichnittsiat fallen. Beide Preife, 62 und 160 Mi. per 
Zentner, können übrigens in ihrem ganzen Betrag nur für den Einkauf durch die Privat- 


induftrie aus „zweiter Hand“ als zutreffend anertannt werden. Die Monopolverwaltung 
wird für die nämlihen Tabade durch fubmiffions- oder kommiſſionsweiſen Einlauf an 
Stelle der zweiten Hand eine Preisminderung erzielen können, welche nach den geichäft- 
lihen Erfahrungen über diefe Einkaufsart auf mindeitens 10 Prozent zu veranichlagen: it. 
Hienach würden fich die Preife auf 55,80 und 144 ME. für den Zentner reduziren. Die 
Gelammtwerthberehnung des inländifchen und ausländiihen Tabads ergibt in der Schluß- 
jumme 82,599,210 Mt. Für die aus der Zigarrenfabrifation in die Rauchtabadfabrifation 
übergehenden Rippen, Abfälle u. j.w. find 20 ME. per Zentner angelegt. Nach peutigen 
Marktpreiien it der Preis der Rippen im Bollgebiet etwas höher, während der Durchſchnitts 
preis der amerikanischen Stengel am Markt in Hamburg und Bremen erheblich niedriger ift. 
Derartig haben fich die Preisverhältniffe in Folge der Zollerhöhung geitaltet, welche die 
Einfuhr amerikaniſcher Stengel zu Guniten der bei der inländiichen Fabrikation gewonnenen 
Rippen wejentlich erfchwert hat. Der Preis von 20 ME. entfpricht ungefähr dem Durchichnitts- 
preis beider Rippen-Xrten. 

5. Der Antaufspreis ausländifcher Zigarren wurde durdhichnittlih auf 200 Mt. 
pro Mille, alio für 32,550 Mille auf 6,510,000 Mt. geichägt. 

6. Für die Verbrauchsgegenſtände wären ziemlich beträchtliche Ausgaben noth- 
wendig, wenn die Monopolverwaltung die in der Privatinduitrie auf Koſten der Qualität 
der Zigarren übliche koitipielige Verpadung, luxuriöſe Ausitattung der Kiſtchen u. ſ. w 
beibehalten wollte. Bei Anwendung der mittleren Sähe der kailerlihen Tabadmanufaktur 
würde diefer Ausgabetitel 18,890,638 ME. betragen. Es wurde aber eine andere Aufitellung 

emacht, bei welcher die mittleren Ausgaben Hr die Zigarren um 20 und jene für den 
Rauchtaback um 10 Prozent ermäßigt, dagegen jene für den Kautaback in Anbetracht des 
Werths der bei der beutichen Hautabadfabritation verwendeten ngredienzien verdoppelt 
wurden, die Geſammtſumme vermindert fich dadurch auf 16,379,565 ME. 

7. für die Ueberwachung des Tabadbaus find 1,000,000 Mt. Koſten ange 
feßt. Die Motive enthalten über diefen Anschlag, welcher ein approrimativer zu fein fcheint, 
nichts Näheres. 

8. Transportkojten. Diefelben laſſen fi) nad den Motiven ſchwer bemeſſen. 
Die franzöſiſche Regie hat biefür 1875 nad) dem Jahresbericht 2,504,427 Frs. verausgabt. 
Bei der Werjchiedenheit der Konſumtions- und fonftigen Verhältniffe und um ganz ſicher 
zu geben, wurde diejer Poſten auf 5,500,000 ME. angeiebt. 

9. Für Unterhalt der Gebäude und Maſchinen find 1,200,000 ME. angefest, 
über welchen Anſchlag die Motive nichts Näheres enthalten. 

10. Zinfen des Anlage: und Betriebstapitals — incl Reſerve — von 
220,000,000 Mt. ſowie Amortilation desielben, zufammen 4'/s Prozent: 9,350,000 ME. 
Ueber dieſen Anſchlag ſiehe Nadhitehendes. 


Das Anlage: und Betriebskapital wurde wie folgt berechnet: 
a) ng für die Einrihtung von Fabriken und Magazinen (ſiehe 
oben Ziffer 2 der Erläuterungen zu den Ausgaben): 
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6 Fabriten à 2000000 Mt. — 12000 000 Mt. 
— „1500000 „ = 9000000 „ 
16 „1000000 „ = 16000000 „ 
130 Fabriffilialen, 100000 „ = 13000000 „ 
2 Magazine „2000000 „ = 4000000 „ 
10 , - 600000 „ = 6000000 „ 
Pe ” 300000 „ = 6.000 000 


zufammen: 66000 000 ME. 


b) Inventarwerth der Majchinen, Utenfilien und Verbrauchsgegenftände 
wurde zu 12,000,000 Me. angenommen. 

ec) Tabadvorräthe (fiehe oben Ziff. 4 der Erläuterungen zu den Ausgaben). 

Die gewöhnlichen Tabadvorräthe werden den 1’/, fachen Fahresbedarf an 
inländifchem und den acdhtmonatlichen Bedarf an ausländiſchem Rohtaback be- 
tragen müfjen. Dazu fommt der VBorrath an fertigen Fabrifaten und die in 
der Fabrikation befindliche Tabadmenge, zufammen mindejtens '/, ‘de ganzen 
jährlichen Tabadbedarfs (an Rauch: und Kautabad etwas weniger, an Schnupf- 
tabad dafür erheblich mehr). 


a —————— 
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Werth von 1'js inländiichen Tabadernten ca. . +. 33 000 000 Mt. 
Merth des adıtmonatlichen Bedarfs an ausländ. Tabad ca. . 40.000.000 Bi 


Werth des durdichnittl. Vorraths an Fabrilaten, mit Einſchluß 

der in der Fabrikation befindlichen Tabadmengen ('Js des 

Jahresbedarfs Te Er I N GE or HE 55 000 000 
Werth des durdichnittl. Vorraths an Importzigarren ca. . » 2500000 . 
1 NR a ER Ber 1500 000 „ 


zulammen: 132000 000 Mt. 


Die drei Poſten zufammen ergeben alfo 210,000,000 ME. ala Anlage: 
und Betriebsfapital, wozu ala Reſerve noch 10,000,000 ME. geichlagen wurden. — 

Bon dem Ertrage zu 174,595,667 ME. gehen nad Obigem noch ab die 
Zinſen der Entfchädigungsfumme zu rund 257,000,000 Mi. Diefe Summe 
. wurde wie folgt erläutert und berechnet: 

Ein rechtlicher Anſpruch auf Schadenerjag für die von dem Verbot der 
Fabrifation und des Handels mit Fabrikaten, ſowie von ber Beſchränkung des 
Handels mit Rohtabad Betroffenen wurde nicht anerfannt, da bei dem Syſtem 
der Gewerbefreiheit dem Gemwerbetreibenden ein Recht auf Gewerbeausübung 
nicht garantirt ſei. Nur Billigkeitsgründe find anzuerkennen, und auch Diele 
nur für die unmittelbar von dem Verbot Betroffenen, nicht für Jene, welche 
mittelbar unter den Folgen dieſer Verbote leiden. Letzteres wäre eine unbe— 
gründete Liberalität auf Koſten der Geſammtheit der Steuerzahler und müßte 
zu den bedenklichſten Konſequenzen führen, da jede Neuerung in der Zoll— 
und Steuergeſetzgebung immer pekuniäre Einbußen der betheiligten Erwerbs 
kreiſe im Gefolge hat und dann konſequenterweiſe immer Erſatz aus Reichs: 
mitteln geleiftet werden müßte; auch praktisch wäre jolche Entſchädigung un- 
ausführbar, da der Kreis der mittelbar Betroffenen fi nur ſchwer oder gar 
nicht abgrenzen laſſe. — Es iſt eine Real: und eine Perjonalentihädigung in 
Ausficht genommen. Erftere foll jenen Tabadfabrifanten und Rohtabadhänd: 
lern zu Theil werden, deren eigene Fabrik: oder Magazinsgebäude durch Ein: 
führung des Monopols im Werthe vermindert werden. Sie fällt weg bei 
freihändigem Verkauf der Gebäude an die Monopolverwaltung und jie beſteht 
in einer Napitalzahlung blos im Betrage der ermittelten Wertminderung, 
da ja das Eigenthum des Gebäudes dem Beſchädigten bleibt und dasfelbe zu 
anderen Sweden weiter verwendet werden fann. Die Berjonalentichädigung 
foll die Fabrikanten, Rohtabadhändler, Händler mit Fabrifaten, technijches 
Hilfsperfonal und die Arbeiter für den Verluſt bezw. die Verminderung des 
Erwerbs entjhädigen. Für Fabrikanten und Händler it fie eine Perjonal- 
entfhädigung, für die übrigen eine Perfonalvergütung. Der Unterjchied beſteht 
darin, daß der Anfpruch auf Vergütung durch die Uebernahme oder unbe 
gründete Ablehnung einer Stelle im Dienſt der Monopolverwaltung oder als 
Tabadverjchleißer verloren geht, aljo für dieſe Perfonen eine mittelbare Nöthig: 
ung zur Uebernahme folcher Stellen bejteht. Dies liegt im Intereſſe der 
Monopolverwaltung, aber aud) im Intereſſe der Betheiligten jelbit, da fie bei 
Beibehaltung ihrer bisherigen Beichäftigung am ide ar verjorgt find. 
Vergütungen und Entihädigungen jollen nur den Inhabern jener Fabriken 
und Tabadbandlungen zu Theil werden, welche längere Zeit fich als beſtands— 
fähig bewieſen und nicht blos nebenjächlicdy betrieben wurden, dann jenen tech: 
nischen Hilfskräften und Wrbeitern, welche den Erwerb als dauernden und 
hauptjächlichen Beruf ausübten. Bei dem Hilfs: und Arbeiterperjonal fand 
Einſchränkung auf die für Fabrikation und Handel beſonders geichulten Ber: 
jonen jtatt, weil nur Ddiefen eine jpezielle mit Opfern an Mühe und Zeit er- 
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worbene Fertigkeit eigen ift, welche munmehr werthlog wird, während die in 
der Tabadbranche mit kaufmännischer Buchführung, gewöhnlichen Handdienjten 
u. ſ. w. Beichäftigten ihre Thätigkeit künftig anderswo ebenjo gut verwerthen 
fünnen. Für ältere Gejchäfte iſt die Entihädigung und Vergütung höher be- 
mejjen, weil die Bejtandsjähigkeit in der Regel mit der Länge der Zeit zu— 
nimmt. Das Gleiche gilt für Hilfsperfonal und Wrbeiter, zumal leßtere bei 
vorgerüdten Jahren jchwerer anderweite Stellung finden. Die Entjchädigung 
oder Vergütung ſoll nur jo hoch jein, daß ſie den Betheiligten den Uebergang 
zu einer anderen Erwerbsart erleichtert; höhere Beträge, als nothwendig find, 
um den Uebergang ohne Opfer am eigenen Vermögen zu bemwerfitelligen, jollen 
vermieden werden. Deshalb joll a2 die Leiftung in Kapital nnd nicht in 
Nente beitehen. Nach PVorjtehendem dürfte eine Benachtheiligung der Inter— 
eſſenten ausgeſchloſſen erjcheinen, zumal Fabrifanten und Rohtabackhändler aud) 
noch Realentihädigung erhalten (j. o.) und ihre Tabacke, Majchinen, Geräthe 
zu angemejjenen Preifen an die Monopolverwaltung abjegen könne. Fabri— 
fanten, welche ihre Fabriken freihändig an die Monopolverwaltung verkaufen, 
erhalten eine Perſonalentſchädigung deshalb nicht, weil in der freihändig ver: 
einbarten Kaufſumme aud die Schadloshaltung bezüglich des fünftig entgehen: 
den Gejchäftsgewinns enthalten it. Aus Billigkeitsgründen jollen Unterſtütz— 
ungen Jenen gewährt werden fünnen, deren Erwerb dur das Monopol ge: 
jhmälert oder entzogen wird, welche aber die Vorausjegungen in den 88 66 
und 67 nicht erfüllt haben. 

Der num folgenden Berehnung der Entihädigung wurde die Bemerkung voran 
geitellt, daß diejelbe nur annähernd jei, weil zuverläflige Grundlagen fehlten. 

1 Realentihädigung. 

Hiefür werden 40,000,000 Mt. angeſetzt, eine Summe, die jchon body ericheint, da 
viele bedeutenden Tabriten und Magazine von der Monopolverwaltung angefauft werben, 
und bei vielen anderen eine Werthminderung nicht eintritt, da fie ganz oder theilweiſe andere 
Verwendung finden können. 

2. Rerjonalentihädigung. 

a) Tabadfabrikanten. 

Die en der \jahresproduftion von rund 1,500,000 Zentner Tabadfabri- 
faten einschließlich Derzinfung von Anlage und Betriebstapital find zu rund 226,000,000 ME. 
zu veranfchlagen (f. unten), der Verkaufswerth der Fabrilate um mindeitens 20° höher, 
aljo zu rund 271,200,000 ME. Der Reingewinn kann zu 6°, aljo zu 16,272,000 Mt. 
angenommen werden. Zieht man davon 1° mit 162,720 Mt. für jene Geichäfte ab, 
welche nicht Schon feit mindeitens 4 Jahren beitehen, oder nicht als jelbititändige Nahrungs- 
quelle anzufehen find, fo ift der Entichädigungsberechnung ein Reingewinn von 16,109,280 ME. 
zu Grunde zu legen. Davon find auf die 4 Jahre und darüber, aber unter 10 Jahren 
beitehenden Geichäfte 5°/o mit 805,464 Mt., auf die 10 Jahre oder länger beitehenden Ge— 
ichäfte aber 95°/o oder 15,303,816 ME. zu rechnen. Nimmt man ferner an, daß die eriteren 
Geſchäfte durchſchnittlich mit dem 3'/; fachen des jährlichen Reingewinns zu entſchädigen 
find, fo ift die Entſchädigungsſumme der Tabadfabrilanten folgendermaßen zu berechnen : 
805,464 X 31 = 2,819,124 Marl, 15,3038,816 X 5 = 76,519,080 Mark, zulammen 
79,338,204 Mt. Hierin iſt auch die Perfonalentihädigung jener Fabrikanten mitenthalten, 
welche ihre Fabriken freihändig an die Monopolverwaltung verlaufen und die Perfonal: 
entfchädigung in der Hauffumme mit empfangen. 

b) Robtabadhändler. 

Hier kann der Jahresumſaß auf 40,000,000 ME., der Reingewinn mit 10% zu 
4,000,000 Mi. angenommen werden. Rechnet man 20° des IImfages auf den Handel 
nad dent Ausland und die noch nicht 4 Jahre beitehenden Gelchäfte, To beträgt das Sim- 
plum für die Entichädigungsberehnung 3,200,000 Mt. Hievon 5°/o mit 160,000 ME. auf 
die 4 bis ausschließlich 10 fahre und 95°/o mit 3,040,000 Mi. auf die 10 Jahre und länger 
beſtehenden Geſchäfte gerechnet, ferner angenommen, daß eritere Gefchäfte durchſchnittlich mit 
dem 1’fefachen des jährlichen Neingewinns zu entichädigen find, fo ergibt fich folgende Be— 
— Pa X 1'fz = 240,000 Mt., 3,040,000 X 2 = 6,080,000 Mt., zulammen 
6, f} . 
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3. Berfonalvergütung: 

a) für das Hilfsperlonal der Tabadfabritation. 

Es ift anzunehmen, daß in den Dienit der Monopolverwaltung nicht eintreten, jedoch 
Anſpruch auf — — haben 550 Fabrikdirektoren, Inſpektoren, Agenten u. ſ. w. 
mit einem durchſchnittlichen — — von je 3600 Mk., zuſammen 1,980,000 Mt ; 
900 Werkmeiſter, Auffeher u. ſ. w. mit einem durchichnittlichen Yahreseinfommen von je 
2400 Mt., zufammen 2,160,000 ME., Summe: 4,140.000 Mt., und zwar find etwa 15% 
oder 621,000 Mt. auf Jene zu rechnen, welche 4 aber nicht 10 Jahre, Be), oder 3,519,000 Mt. 
aber auf foldhe, welche 10 Jahre oder länger den Erwerb ausgeübt haben. Nimmt man 
als Vergütungsiag bei Eriteren das 8"/s fache eines Jahreseinkommens an, fo ergibt fid: 
621,000 X 8'/; = 2,173,500 Mt. und 3,519,000 X5 = 17,595,000 Mt, zufammen 
19,768,500 ME. 

b) für die technifch gebildeten Tabadarbeiter. 

Von den vergütungsberechtigten Arbeitern werben nad dem jetzigen Stand höchſtens 
8000 feine Verwendung bei der Monopolverwaltung finden. Der Yahresverdienft eines 
folhen Arbeiter wird durchichnittlich zu etwa 600 ME., von 8000 alſo zu 4,800,000 Mt. 
anzunehmen fein. Wird fie von auf die von 4 bis 10 Jahren, */s auf die 10 Sabre 
oder länger beichäftigten Arbeiter gerechnet und als durdhichnittlicher Vergütungsia für 
eritere das 3 fache eines \Jahreseinfommens angenommen, fo ergibt ſich folgende Ver— 
gütungsjumme: 1,200,000 Mt. X 3'/, = 4,200,000 Mt., 3,600,000 Mt. X 5 = 18,000,000 Mt., 
zufammen 22,200,000 ME. 

c) für das Hilfsperjonal des Handels mit Rohtabad oder Tabadfabrikaten. 

Verfonalvergütung werden zu erhalten hahen etwa 550 Agenten, Maler u. ſ. mw. mit 
durchſchnittlichem Jahreseinkommen zu je 3600 ME., zufammen 1,980,000 Mt., 200 Reilende, 
Kommis u. j. mw. mit dDurchichnittl. Jahreseinkommen zu je 2400 ME., zufammen 480,000 Mt, 
Summe: 2,460,000 Mt. Davon find etwa 15°%/ mit 369,000 Mi. auf die 4 bis 10 Jahre 
und 85°/ mit 2,091,000 Mt. auf die 10 Jahre und länger in dem betr. Beruf thätigen 
Perſonen zu rechnen, ferner iſt als durchichnittlicher Vergütungsiag für die Eriteren das 
1’/2 fache eines Jahreseinkommens zu rechnen. Alſo: 369,000 X 1'ja = 553,500 Mt, 
2,091,000 X 2 = 4,182,000 Mt., Summe: 4,375,500 Mt. 

d) für die Händler mit Tabadfabrifaten. 

Dieje erzielen aus dem Umſatze der von den Fabrifanten für 271,200,000 ME. an- 
gekauften Waaren (vgl. 2a) bei Norausfegung eines Aufſchlags von 383'/, fo eine Brutto» 
einnahme von 361,600,000 Mt. Won dem lUmfaß entfällt aber etwa ein Drittel auf ſolche 
Händler, welche den Tabackhandel nur nebenſächlich oder noch nicht feit 4 Jahren betreiben. 
Von den verbleibenden 241,066,667 Mt. ift weiter ein Drittel mit 80,355,556 Mi. für jene 
Händler abzufegen, die eine Stelle im Dienfte der Monopolverwaltung oder als Tabad: 
verichleißer erhalten. Der für die Vergütungsberehnung in Betracht fommende Umſatz be 
trägt demnach 160,711,111 ME., der Reingewinn ift zu 12°, alfo zu 19,285,333 Mt. an- 
zunehmen, wovon ein Viertel mit 4,821,333 ME. auf die 4 bis 10 Jahre, drei Viertel mit 
14,464,000 ME. auf die 10 Jahre und länger beftehenden Handlungen gerechnet werden 
fann. Wird für eritere als durdhichnittlicher Vergütungsiak das 1'/sfahe eines Jahres- 
gewinnes angenommen, jo beredynet fid) die Vergütung: 4,821,332 Mt. X 1'Js = 7,232,000 Mt., 
14,464,000 Mt. X 2 — 28,928,000 ME., Summe: 36,160,000 ME. 

4. Unterftügungen. 

An ſolchen würden höchitens 25,000,000 ME. vorzufehen fein. 

Miederholung: 1. —— 40,000,000 Mk., 2. Perſonalentſchädigung: 
a) Tabadfabrikanten 79,338,204 Mt., b) Rohtabackhändler 6,320,000 Mt., 3. Perſonalver⸗ 
gütungen, a) Hilfsperfonal der Tabadfabritation 19,768,500 Mt., b) Zabadarbeiter 
22,200,000 Mk., ce) Hilfsperfonal des Handels mit Rohtaback und Tabadfabrikaten 
4,735,500 Mt., d) Händler mit Tabadfabritaten 36,160,000 Mk., 4. Unterftügungen: 
25,000000 ME., in Summa: 238,522,204 Mt. 

Um allen Berhältnifien Rechnung zu tragen, 3. B. aud für Vergütung an die nad 
$ 67 legt. Abſ. innerhalb der eriten 5 ‚jahre wieder aus dem Dienft der Monopolvermwalt: 
ung ausicheidenden Perſonen foll noch ein Zuſchlag von 10%% — 28,352,220 Mt. in An- 
ſchlag gebracht werden. Die Gefammtfumme beträgt dann 256,874,424 Mt. 


Am Scluffe der Motive wurde noch ein Vergleich der Geftehungskoften 
der Monopolverwaltung mit den dermaligen der Brivatinduftrie gezogen, welcher 
Folgendes ergab: 

Die Monopolverwaltung hat für 1,505,720 tr. Fabritate 164,524,770 Mit. 
Geſtehungskoſten aufzumenden, die Privatfabrifation hat jedoch höhere Aus— 


rnpr— 


Der Monopol-Gefegentwurf von 1882, 763 


gaben durch Mehraufwand für Rohtaback und Verbrauchsgegenftände, durch 
größeres Anlage und Betriebsfapital und durch die Zölle und Steuern. 

Die Privatfabrifation hat im Preis des inländischen Rohtabads den Ge- 
Ihäftsgewinn der Rohtabadhändler mit ca. 10°/, des Umſatzes zu bezahlen, 
ferner für den ausländifchen Rohtaback wie oben erörtert, durchfchnittlih 160 
und 62 ME. anzulegen, wo die Monopolverwaltung bei Kommiſſions- oder 
jubmijfiongweifem Ankauf in großen Poſten nur 144 und 55,80 Mi. auszu- 
geben hat. Für 1,505,210 Zr. Rohtabad ergibt fich dadurch ein Mehr von 
8,934,212 Mi. Zölle und Steuern für diefe Mengen — unter welchen 
626,084 Ztr. inländifcher Rohtabak mit dem Steuerfag von 1881 alfo 
15 ME. per Bentner fermentirt — betragen 49,304,115 ME. Das Unlage- 
und Betriebskapital iſt bei der großen Berjplitterung der Privatinduftrie um 
wenigſtens 25°/, höher zu fchäßen, ald das der Monopolverwaltung. Ferner 
ift ein höherer Zinsfuß dafür (durchichnittl. 5°/,) anzufegen, beides verurfacht 
eine Mehrausgabe von 4,000,000 Mi. Die Verbrauchsgegenftände werden 
der Privatinduftrie etwa um 3,000,000 theuerer zu ftehen fommen, als der 
Monopolverwaltung. Minderausgaben hat die Privatinduftrie nur für das 
leitende Perjonal und bei den Trangportkoften. Unter legterem Titel find bei 
der Monopolverwaltung die Kojten des Transports der Fabrifate zu den Ver: 
jchleißern mitenthalten, die für die Privatfabrifation außer Rechnung bleiben. 
Rechnet man beide Minderausgaben, um ganz ficher zu gehen, auf 4,000,000 Mk., 
jo bleiben noch Mehrausgaben von 61,238,327 Mt. Die Privatfabrikation 
wird alſo für Herftellung von 1,505,720 tr. Fabrikate ca. 226,000,000 Mt. 
Geſtehungskoſten haben. 

Hiezu kommt noch der Aufichlag der Fabrikanten und der Groß- und 
Kleinhändler mit Fabrikaten. Sicheres ftatiftiiches Material hierüber ift nicht 
vorhanden, auch werden darüber die widerjprechendften Angaben gemacht, nad) 
den Erfahrungen der Straßburger Manufaktur ift jedoch anzunehmen, daß der 
Aufichlag der Händler auf die Fabrikate eher noch größer ift ala im Monopol: 
referat der Enquete angenommen worden war. Aus dem Monopol feindlic) 
gefinnten Kreifen ift zugegeben, daß die Händler mit Fabrifaten und die Fabri— 
fanten zufammen mit einem Gewinn von 60 bis 75°/, kalkuliren, was bei 
Anschlag der Unkfoften an Berluften, Miethen, Steuern, Agenten, Maklern, 
Salairen, Speſen zc. nicht zu Hoch ift. Diefe unzweifelhaft auf Sachkenntniß 
beruhenden Angaben eines Intereſſenten können unbedenklich als richtig und 
zutreffend anerfannt und als Bafis für die Berechnungen ein Gewinn von 
65°/, feitgehalten werden. Die Geftehungskoften im nachgewiefenen Betrag 
von ca. 226,000,000 ME. ergeben mit einem Auffchlag von 65°/, für den 
Konjum einen Aufwand von ca. 373,000,000 ME. Kalkulirt man noch den 
Aufwand für die Import-Zigarren in der Weife, daß zu dem Anfaufspreis 
der Monopolverwaltung 25°, Gewinn der Importeure und Händler im Boll 
ausland, ferner der Zullbetrag (für 4650 Ztr.) mit 627,750 Me., endlich 
33'/,°/, Gewinn der Händler bezw. Verkäufer im Zollgebiet zugefchlagen 
werden und rechnet man die fich ergebende Summe (6,510,000 Mt. — 25°/, 
— 1,627,500 Mt, Summe 8,137,500 ME, + Bull = 627,750 ME, 
Summe: 8,765,250 + 33!/,°/, = 2,921,750 Mf., Summe 11,687,000 Det.) 
ſowie ungefähr 1,000,000 ME. für Zigaretten zu obigem Aufwand Hinzu, fo 
berechnet fich unter der freien Konkurrenz der Gefammtaufwand der Bevölker— 
ung für Tabadjabrifate auf ca. 385,600,000 ME., alfo nur um ca. 8,000,000 Mt. 
niedriger, als für die nämlichen Fabrifate unter dem Monopol. 
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Die zu Lajten der Privatinduftrie auf die Rohtabackmenge und die Im: 
port-Bigarren berechneten Steuern und Zölle von ca. 49,900,000 Mf. würden 
zuſammen mit vorerwähnten 3,000,000 ME. bei Einführung des Monopols 
die ganze Steuerbelajtung im eigentlihen Sinne des Wortes darjtellen. Bei 
einer derzeitigen Bevölferung von ca. 44,500,000 im Bollgebiet würde aljo 
auf den Kopf der Bevölkerung ungefähr 1,20 Me. Steuerbelajtung unter 
8,73 Mi. Aufwand für Tabadfabrifate treffen. — 

Damit iſt der umfaſſende Geſetzentwurf nebſt Motiven in allen weſent— 
lichen Theilen wiedergegeben. 

Derſelbe hatte bei ſeinem Bekanntwerden, wie ſelten ein anderer, den 
Streit der öffentlichen Meinung in ganz Deutſchland entzündet. 

Die Abſicht der Reichsregierung, das Monopol einzuführen, war natur— 
gemäß (ſ. oben) auch ſchon vorher nicht unbemerkt geblieben, und der ganze 
weite Kreis der Tabadinterefjenten vom Fabrifanten und Engroshändler bis 
zum Detailiften und Arbeiter Hatte eine ungemein rührige Agitation gegen das 
Monopol entfaltet und Die Zeit bemügt, um Unmaſſen von Petitionen gegen 
dasjelbe vorzubereiten. Der oben erwähnte edle Grundgedanfe und Zweck des 
Fürſten Bismard und der Neichgregierung, das Monopol zum „Batrimonium 
der Enterbten“ zu gejtalten, indem der reiche Ertrag desjelben hauptjächlich 
zum Wohle der unteren Klaſſen des Volks verwendet werden jollte‘), wurde 
dabei vielfach — geflifjentlich oder nicht — in den Hintergrund gejtellt, wer: 
ihwiegen oder gar entjtellt und verdächtigt. Auf der anderen Seite waren 
auch die Monopolfreunde, unter diefen ein großer Theil der Tabadpflanzer 
und Zene, welche hofften, in der Monopolverwaltung Stellung zu finden, nicht 
unthätig und traten in eine ziemlich heftige Polemik ein. Die entjtandene ge- 
twaltige Erregung des deutjchen Volkes, welche der tiefen Bedeutung der ge 
planten Aenderung für das volfswirtbichaftliche und jteuerpolititiihe Leben 
Deutſchlands entſprach, jpiegelte ji in den Verhandlungen des deutſchen Reichs— 
tags über den Monopolentwurf (hauptjächlih in der zwei.en Berathung nad 
— des Kommiſſionsberichtes) deutlich wieder. Wir laſſen den weſent— 


Val. dhiezu Adolph Wagner, Finanzwiſſenſchaft, Leipzig 1890, Zweiter Theil 
©. * — hatte an der betreffenden Stelle die „een Laſſalles erwähnt, welcher die 
indiretten (Verbrauchs⸗) Steuern als vermwerflich bezeichnet _hatte, weil fie ftatt die Individuen 
nach Verhältniß ihres Kapitals und Eintommens zu treffen, bei MWeitem zum größten Theil 
von den Unbemittelten gezahlt würden. Wa ner erfannte diefen Standpunft zum Theil als 
berechtigt an, nannte ihn aber doch wieder einleitig, u. A. deshalb, weil die aus den indirekten 
Steuern aufgebrachten bedeutenden Staatsmittel vorwiegend auch den unteren Klaſſen zu, 
Gute fümen (dur die Finrichtung öffentlicher Schulen, öff. Sicherheit, öff. Gefundbeits« 
pflege, Öff. Verkehrsweſens u. ſ. w.). Wagner fährt dann wörtlich fort: „Bon dem bier 
vertretenen Geſichtspunkt aus . . . möchte die Berbrauchsbeiteuerung und zwar gerade eine 
ſolche von nothmwendigen wie von Lurus=-Arbeiter-Honfumtibilien (Salz, Petroleum, Tabad, 
Branntwein) ſogar noch ein bejonderes Hilfsmittel bieten, um wichtige dkonomiſche Probleme 
der Arbeiterfrage leichter ihrer Lölung entgegenzuführen. So erſcheint z. B. felbit die Salz- 
ftewer - . . fofort in anderem Lichte, wenn man etwa aus ihrem ra die Mittel zur 
Garantie und Dotation eines umfaſſenden Arbeiterverficherungsmwejens zur Verfügung itellte. 
Der ſteuertechniſche Vorzug der indirelten vor der direlten Erholung ließe fich dabei ein- 
mal unmittelbar in einer ? ——— fundamentalſten Arbeiterintereſſes verwerthen: Fürſt 
Bismarcks von mir durchaus gebilligte und nad feinem Wunſche 1881 ff. im öffentlichen 
Leben vertretene aber nicht von mir herrübrende ‚dee, das Tabadmonopol in Deutichland 
einzuführen, aber es rechtlich als „Batrimonium der Enterbten“, patrimonium pauperum, 
nad Bismard’ichem Gedanten und Ausdrud feitzule Meines Gradtens der groß: 
artigite „lozialpolitiiche” Gedanke des ——— Kanzlers, der leider von 
ihm nicht mit ſeiner ſonſtigen Energie verfolgt und feſtgehalten wurde, denn durch ein ſolches 
Mittel löſt man das weitere Problem, den Lohn (bezw. die ihn mitbildende Verliherungs- 
leiſtung an die Arbeiter) mit der- Produktivität jteigen zu laſſen.“ 
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lichjten Theil diefer Verhandlungen, welche einen bedeutungsvollen Markijtein 
in der Gejchichte der deutfchen Tabadbeiteuerung bilden und auch manch brauch: 
baren Wink für Steuertheorie und Steuertechnif enthalten, in möglichiter Kürze 
folgen. (Diefelben nahmen fieben Tage — drei vor der Ueberweiſung des 
Entwurfs in die Kommiſſion und vier nach Erftattung des Kommiſſionsberichts 
— in Anſpruch und umfafjen gegen 240 Seiten in den „Stenographijchen 
Berichten“ .) 

Zunächſt müfjen wir indefjen noch erwähnen, daß am 29. April 1882 
von dem Abgeordneten Ansfeld und 59 Genoſſen — als Gegenantrag gegen 
den Monopolentwurf — ein Antrag an den Reichstag eingebracht worden 
war, derjelbe wolle bejchließen: 

1. Daß nad) der erjt durch Geſetz vom 15. Juli 1879 ftattgehabten be- 
trächtlichen Erhöhung der Tabadjteuer jede neue Störung der Tabadindujtrie 
durch nochmalige Veränderung der Befteuerungäverhäftnitte außgejchlofjen jein 
muß und daher die in der Eröffnungsrede vom 27. April eventuell in Aus— 
jicht genommene Erhöhung der Tabadjteuer nicht minder unzuläffig fein würde, 
als die Einführung des Tabackmonopols, 


2. daß die jchon vorhandenen und in Zunahme begriffenen Einnahmen 
bei angemefjener Sparjamfeit in allen Zweigen des öffentlichen Haushalts die 
Mittel darbieten würden, um in der Steuer: und Bollgefeggebung Härten und 
Ungerechtigfeiten zu bejeitigen. (Druckſache Nr. 13 der Reichstagsjejlion 1882.) 

Die erfte Berathung der beiden Vorlagen begann im deutjchen Reichs: 
tag am 10. Mai 1882 und wurde fortgejegt am 12. und 13. Mai 1882, 
morauf die Ueberweifung in die Kommilfion geihah'). 

Staatsjefretär des Neihsihagamts Scholz begründet ala Regierungs- 
vertreter an Stelle des erkrankten Reichskanzlers Fürjten Bismard die Mono: 
polvorlage, indem er in warmen patriotischen Worten die Nothwendigkeit und 
die Ziele einer Reichsfteuer-Reform im Sinne der Motive erörtert, und als 

eeignetite8 Mittel Hiezu eine höhere Tabadbejteuerung in der Form des 

onopol8 bezeichnet. Als bejondere Vorzüge des letzteren erwähnt er die 
Möglichkeit, ohne Schädigung des heimischen Tabadbaus, vielmehr unter 
Schonung und Förderung desfelben und ohne wejentlich größere Belaftung 
der Konjfumenten und insbejondere unteren Volksklaſſen eine Einnahme vom 
Zabad zu ca. 163,000,000 Mk. zu erzielen (etwa 118,000,000 ME. mehr, 
al3 unter dem jegigen Geſetz überhaupt zu erwarten wäre), mit welcher Mehr: 
einnahme die finanzielle Selbitjtändigmadjung des Reichs und eine befriedigen: 
dere Gejtaltung der Finanzverhältnijfe der Einzelftaaten und Kommunen zu 
erreichen jei, ferner das zu erhoffende regelmäßige und natürliche Anmwachjen 
der Erträgnifje und die Möglichkeit, in Leiten finanzieller Bedrängniß des 
Reichs ohne neue Kämpfe mit einer matürlich heftig mwiderjtrebenden Induſtrie 
im Wege der Gejeßgebung, nicht der Verwaltung, aus dem Taback jogar noch 
wejentlich höhere Erträge zu gewinnen. Redner fucht dann verfchiedene gegen 
das Monopol erhobene Einwände zu entfräften. Die behauptete politijche 
Abhängigkeit der Pflauzer, Arbeiter, Beamten, Agenten, Verſchleißer von der 
Monopolverwaltung fei in Wirklichkeit nicht zu befürchten; die Erfahrung zeige, 
daß die Angeftellten in den großen bisher jchon vorhandenen Staatsbetrieben 
ihr Wahlrecht immer volllommen frei und unbehindert ausüben durften. Be— 


’) Stenographiiche Berichte über die Verhandlungen des Reichstags, V. Legislatur- 
periode, II. Seſſion 1882/83. Griter Band S. 104 ff., 134 ff. und 165 ff. 


———— nu 


766 F. Graf: Die Tabadbefteuerung in Deutichland. 


züglich der Tabadarbeiter habe man behauptet, daß ihre Lage unter dem 
Monopol viel übler und gedrüdter werden würde, als bisher. Freilich werde 
der fchlechte Arbeiter, welcher jet vielleicht immer twieder an einer anderen 
Stelle fein Unterfommen in der Tabadinduftrie finde, in der Monopolvertwal- 
tung nicht mehr berüdfichtigt werden fünnen, aber die mit ihren Leiſtungen 
genügenden Arbeiter würden im Staat3betrieb eine gefichertere und glüdlichere 
Stellung einnehmen, als in der Privatiduftrie und der Staat könne auch in 
der Fürforge für das Wohl feiner Arbeiter weitergehen als letztere. Auch die 
angebliche Verfchlechterung der Lage der Pflanzer werde nicht eintreten, denn 
wenn auch die jchon mit dem jegigen Gewichtſteuerſyſtem verknüpften Be: 
ichränfungen und Kontrolen naturgemäß nicht wegfallen könnten, fo jei doch 
jede Erweiterung derjelben forgfältig vermieden und vielmehr jede mögliche 
Garantie für den unverminderten Fortbeitand des inländifchen Anbaus ge 
geben worden, da ja auch die ftaatlichen Intereſſen der Monopolverwaltung 
und die Intereſſen der Pflanzer Hand in Hand gingen. Der bedenklichite 
gegen die Vorlage erhobene Vorwurf fei der, dab fie weitaus nicht den er: 
hofften Ertrag bringen werde. Diefer könne in der Generaldebatte unmöglich 
genau erörtert werden, allein alle Nachprüfungen der Grundlagen der Berech— 
nungen hätten bisher immer die fejte Ueberzeugung ergeben, daß nach einigen 
Ueberganggjahren die Einnahme von 163,000,000 ME. aus dem Monopol in 
der That eintreten werde. Daß die Bewilligung des Monopols, wie behauptet 
wurde, bald das Verlangen nad) Verjtaatlihung anderer Induftriezweige nad 
fich ziehen werde, fei nach dem Beifpiel anderer Monopolftaaten, wo das 
ihon lange beftehende Monopol noch in feiner Weife zu der Gefahr der 
Monopolfucht geführt habe, und nachdem ja auch das Monopol nicht prin- 
zipienhalber, fondern lediglich um des praftiichen Erfolgs willen eingeführt 
werden folle, in feiner Weife zu befürchten. Die Heinen mehr nebenjächlichen 
Einwendungen, daß das Monopol die Bielfeitigkeit der Geſchmacksrichtung des 
Publikums nicht befriedigen, den Konfumenten zu weite Wege (zu den Detail: 
verfäufern) zumuthen, den Schmuggel befördern werde — in leßterer Richtung 
werde von anderer Seite das Gegentheil behauptet — würden durch gegen: 
überftehende Vortheile des Monopols (abfoluter Ausſchluß aller Verfälſchungen 
der Fabrikate, feſte und angemefjene Preife, Möglichkeit einer gleichmäßigen 
Befriedigung des Bedarfs im ganzen Monopolgebiet) ſicherlich überwogen. 
Redner wendet fich dann zu dem wirklichen, nicht zu leugnenden üblen Seiten 
des Monopols, nämlich zu der Befeitigung und Bejchränfung des bisherigen 
Privaterwerbs und betont, daß die Monopolverwaltung ihr eifrigites Bemühen 
darein ſetzen werde, die Opfer, die dabei zu bringen find, und welche zwar 
feinen juriftiichen Entjchädigungsanfpruch wie bei Erpropriationen, wohl aber 
Billigkeitsanjprüche begründeten, zu mildern und zu erleichtern. Ein gewiſſer 
Vorgang fei in der Neichsgefeßgebung zu finden, in dem Geſetz vom 22. Juni 
1871, durch welches den verbündeten Regierungen + Millionen Thaler zur 
Verfügung geftellt wurden, um den zum Krieg 1870/71 einberufenen und da: 
durch in ihren Erwerbsverhältniffen gejchädigten Nejerviften und Landwehr: 
männern die Wideraufnahme ihres bürgerlichen Berufs nach Möglichkeit zu 
erleichtern. Auch damals feien von den Einzelnen harte Opfer ohne Ent: 
Ihädigungsanfpruch gebracht worden und die Gefeßgebung habe es nicht ab- 
gelehnt, innerhalb vernünftiger Grenzen den direft Betroffenen Entichädigung 
zufommen zu laffen. Dieſe Grenzen auch hier zu finden, jei das Schwierigite 
bei der Regelung der Entfehädigungsfrage, im großen Ganzen aber glaubten 
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die Regierungen mit den jegigen Vorfchlägen (Entihädigungsbetrag ca. 2056 
Millionen ME.) das Richtige getroffen zu haben. Allerdings werde es auch 
eine ungemein große Zahl indirekt de en geben (Nebengewerbe der Tabad- 
brande, Staaten Bremen und Hamburg, zahlreiche Kommunen, in denen jet 
die Tabadgemwerbe blühen und welche hieraus Bortheil ziehen), welche aber von 
einer Entjchädigung ausgefchloffen werden müßten, weil man damit zu leicht 
ins „Uferloje" füme. Alle diefe Opfer müßten eben im Intereſſe der Geſammt— 
heit einmal für immer überwunden werden. Seine fefte Ueberzeugung jei, daß 
e3 bei der gegenwärtigen abnorm niedrigen Tabadbeiteuerung unmöglich bleiben 
fünne, und daß das Monopol, wenn e3 auch jet nicht bewilligt werden follte, 
einmal doch unabwendbar fommen müſſe. 

Abgeordneter Sandtmann begründet als Mitunterzeichner des Antrags 
Anzfeld und Genofjen (f. o.) denjelben, indem er den Ausführungen der Re— 
gierungsvorlage und des Vorredners entgegentritt. Den Bemerkungen des Ich- 
teren über die vortheilhafte Lage der Pflanzer unter dem Monopol hält er 
die in aller Welt gemachte Erfahrung gegenüber, daß im freien Verfehr unter 
dem Einfluß der Konkurenz die beiten Preiſe erzielt werden, und daß auch die 
freie Konkurrenz der Pflanzer unter fich bisher der befte Sporn für die Hebung 
der Kultur gewejen ſei. Die in Abrede geftellten nachtheiligen politischen Folgen 
de3 Monopol3 hält er nicht für ausgefchloffen. Bezüglich der Nachtheile des 
Monopols für die Arbeiter hätten leßtere ſich jchon jelbjt vielfach in Ver— 
jammlungen u. drgl. ausgejprochen. Er erwähnt in diefer Richtung blos, daß 
in der Tabadinduftrie jehr viele fränkliche und ſchwächliche Menſchen Nahrung 
finden, die nicht ihre volle Zeit der Arbeit, insbeſondere der Zigarrenverfertig- 
ung widmen fünnen, zur Zeit aber doch ihr Auskommen haben, während die 
Monopolverwaltung nad den Ausführungen des Vorredners ſolche mangelhafte 
Arbeiter faum brauchen könnte. Für die Ertragsberechnung feien eingejtan- 
denermaßen die Erfahrungen der kaiſ. Tabadmanufaktur in Straßburg weſent— 
lich maßgebend gemwejen, welche Erfahrungen aber nicht genügend jeien, um 
darauf ein Gefeß von jo ungeheuerer Tragweite aufzubauen, zumal die ge 
nannte Anſtalt bisher nicht erfolgreich gearbeitet habe; im Falle einer Kom— 
mifjionsberathung werde es billig fein, der Kommiffion die Bilanzen und Ab: 
Ichlüffe der Manufaktur zur Einficht vorzulegen. Die Furcht vor weiteren Ver: 
jtaatlichungen nad der Monopol-Einführung halte er nicht fiir ganz unbered)- 
tigt, wenn die Bedürfniſſe des Reichs weiter wachen follten. Daß der Schmuggel 
unter dem Monopol blühen würde, ſei aus den Erfahrungen in Frankreich zu 
entnehmen. Der Vergleich der jett zu erörternden Entfchädigungen mit den 
1871 an die Referviften und Landwehrmänner geleijteten Entſchädigungen treffe 
nicht zu, weil damals die betreffenden Summen freiwillig aus Patriotismus 
gegeben wurden, jet aber vollauf berechtigte Forderungen der Induſtrie zu 
berüdjichtigen jeien. Bremen und Hamburg jeien in der Entſchädigung nicht 
inbegriffen, weil man befürchtet habe, die Anjprüche würden zu ungeheuerlich 
werden. Da jei es freilich das Billigjte und Einfachite, zu jagen: „Wir geben 
ihnen gar nichts". Wenn gejagt werde, daß eine höhere Tabadbefteuerung jcho: 
nender al3 in der Monopolform nicht gejchehen fünne, jo frage er Dagegen, 
ob denn unbedingt eine höhere Beſteuerung eintreten müſſe, das jei doch nicht 
ganz ausgemacht und er freue fich, daß der Reichstag erſt darüber zu bejchließen 
habe. Der Vorredner fage: das Monopol müfje unauffchiebbar fommen; freis 
li, wenn die Induſtrie noch lange mit Stenerprojeften gequält werde, fei fie 
ohnehin ruinirt und das Monopol danı allerdings unausbleiblih. Redner 
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erinuert an die Tabad-Enquete und ihr nach langer mühevoller Arbeit abge- 
gebenes Gutachten, an das Gejeg von 1879 und den dadurch verurfachten 
großen Sprung in der Zoll- und GSteuerbelaftung, worunter die Induſtrie 
heute noch zu leiden habe. Der deutſche Tabackkonſum Habe fi nur infolge 
der niedrigen Zolle und Steuerfäße jo günftig entwideln können, wie bisher. 
Bei wejentliher Zoll- und Steuererhöhung werden auch wejentlich höhere 
Preije für die Fabrikate gefordert werden müljen, und der Konjum werde fich, 
wie in allen Monopol-Staaten verringern, insbejondere werde der Konjım an 
Zigarren abnehmen und mehr Pfeife geraucht werden. Dies werde aber wieder 
die Urbeiterverwendung außerordentlich beeinflußen, da die Herjtellung von 
Rauchtaback weit geringere Arbeitskraft erfordere, al3 jene von Zigarren. Ueb— 
rigens herrſcht auch in allen Monopoljtaaten die Frauenarbeit vor und Diele 
werde auch in Deutjchland die Ueberhand gewinnen. Redner betont dann weiter 
die durch das Monopol eintretenden fchweren Schädigungen der jet im der 
Zabadbrande beichäftigten Handlungsgehilfen, der Händler mit Fabrikaten, die 
jegt ca. 860,000 an der Zahl jeien, und künftig auf ca. 60,000 abgemindert 
werden follten, der Hilfsinduftrien des Tabadgewerbs, des deutjchen Handels 
überhanpt und insbejondere des Handels in Hamburg und Bremen. 


Hierauf geht er mit offenbarer Sachkenntniß auf verjchiedene Einzelheiten 
in der regierungsjeitigen Berechnung des Ertrag ein. 


Er bezweifelt, daß das Vorrätbigbalten von 1"/s deutichen Tabadernten genügen werde, 
da manche Tabadjorten, z. B. Schnupftabad, eine mehrjährige Bearbeitung fordere und 
auch keineswegs jede Ernte gleich gut und zu gleichem Zwecke verwerthbar jei, weßhalb die 
größeren Privatfabrifen vorfichtshalber 5, 6 und 7 Jahrgänge auf Lager hielten; ebenio 
jei ein achtmonatlicher Vorrath von ausländiichem Tabad viel zu gering, da aud die aus 
wärtigen Tabade keineswegs immer gleidy ausfielen, außerordentlih viele Qualitätsunter: 
Ichiede vortämen und viele Jahrgänge in der Zeit ihrer Zufuhr gar nicht zu bearbeiten ſeien, 
ſondern längeres Lagern brauchen, weshalb auch jeder Privatfabritant I—1’fz jahre Vor- 
rath halte. Noch dazu jei es einem Privatfabritanten viel leichter möglich, jeden Augenblid 
weitere Mengen von den außerordentlich großen Lagern der hunderte Tabadhändler in Bremen 
und Hamburg zu beziehen, welhe Möglichkeit mit Einführung des Monopols wegfallen 
werde, da dann diefe Lager aufhören. Auch der Vorrath an fertigen Fabrilaten ſei zu gering 
veranfchlagt ; insbejondere könnten importirte Davanna-Bigarren immer nur in einer be 
jtimmten Saifon bezogen werden, indem man böchitens kleine Nachſendungen ſpäter bezieben 
fönne und wenn man 6'/s Millionen überhaupt beziehen wolle, fönne man nicht 2'/s Mil- 
lionen Borrath halten. Der Anſchlag von 66 Millionen für Gebäude fei ebenfalls zu gering, 
da man mehr Fabrikräume und unentlich viel mehr Packhäuſer brauchen werde, weil viel 
größere Uuantitäten Tabad gelagert werden müßten, als in Ausficht genommen. Ferner 
ſei üüberjehen, für die Amortilation des Kapitals für Majchinen, formen u. drel. einen ent- 
iprechenden Betrag in Rechnung zu ftelln. Gin großer Irrthum fei die Anficht, daß die 
Regie die Tabadeinkäufe um 9 Millionen Mark billiger befchaffen könne, als die Privat: 
induftrie. Die franzöſiſche Regie habe niemals gewagt zu behaupten, daß fie billiger faufe, 
als die PBrivatinduitrie, jondern höchitens, daß ſie nicht theurer kaufe, als dieſe. Geſchloſſene 
Ladungen Tabad, wie fie heute auf den Markt fommen, könne die Monopol-Verwaltung 
nicht kaufen, fie könne nur eine Sorte faufen, welche für ihre Fabrikationszwecke ſich eignen, 
aber nicht wie die Privatinduftrie alle und jede Sorte, um fie rechtartig zu verwenden und 
vortheilhaft zu benugen. Der ganze Betrieb laſſe eine ſolche Zerfplitterung der Kräfte nicht 
zu, die Weberjicht würde fehlen, und die Monopolverwaltung müßte fo und joviele der 
unterften, wie der oberiten Sorten refwfiren, weil fie für ihre Verwendung nicht paflen. Die 
Negie werde allo angewielen fein, wie die franzöfijche, aus zweiter Hand zu faufen, und 
wenn fie ja vom Ymporteur kaufe, werde diefer die Preife höher ftellen, um ſich für den 
Ausfall an dem nicht mitgenommenen Theil zu entichädigen. Ein großer Theil der Tabade 
werde nad wie vor in Holland getauft werden müſſen, und könne dort aus erfter Dand 
nicht getauft werden, weil die Sortimente dort fo vielfady feien, daß die Monopolvermalt- 
ung die ihr zuſagenden ebenfalld aus Händlerhand werde erjtehen müſſen. In einzelnen 
Fallen blos werde ein derartiger Preisunterfchied gemacht werden, daß nicht jeder deutiche 
Händler jo billig faufen könne, wie die Negierung. - Allein auch jeßt feien in der Tabad- 
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industrie wohl fituirte Leute (große Fabrikanten zc.) vorhanden, welche es mwahrlih ver 
Händen, ihren Tabadbedarf jo billig als möglich einzutaufen, dieſer werde aber, wie Nedner 
aus eigener Erfahrung wiſſe, ſchon mit fo geringem Nuten geliefert, daß die deutiche Mo: 
nopolverwaltung nicht noch billiger faufen könne. Dabei könnten die Einkäufe derjelben fich 
nur in großen Zügen vollziehen und die faufmännifchen Kreiſe würden nicht unterlaffen, 
daraufhin gewiſſe Spekulationen zu gründen. Ferner fei die Vergütung an die Tabadver- 
ihleißer viel. zu niedrig, da von 60,000 Berichleibern jeder jährlih nur kaum 650 Mi. ver- 
dienen jolle, wofür er mit warmem Intereſſe die Fabrikate anpreiten, dafür Garantie be 
ttellen, Ladenmiethe bezahlen und fich gewiſſe Kontrolen gefallen laſſen müſſe, was zu diejem 
geringen Entgelt einfach undenkbar fei. In frankreich gebe man zwar aud 10 Prozent, 
dort ſeien aber die Verbältuiffe ganz anders, weil dort vorzugsweiſe Pfeifentabad geraucht 
werde und der Verkäufer beim Verkauf von 1 kg Rauchtabad zu 5 Dt. feine 10 Prozent 
viel leichter verdiene, als bei dem in Deutichland vorzugsweile in Ausſicht genommenen 
Zigarren-Verlauf, der ja befanntlich viel größere Arbeit verurfahe. Auch die den Groß— 
verichleißern zugedachte Vergütung von "s Prozent ſei außerordentlich niedrig und undenk— 
bar. Es jei auch darauf zu verweilen, daß den Mehreinnahmen aus dem Monopol Minder- 
einnahmen auf anderen Öebieten gegenüberitehen müßten, 3. B. durd den Wegfall der vielen 
Reilenden der Tabadbranche und der von denfelben geleilteten Ausgaben für Eifenbahn- 
fahrten, Telegramme, Porti zc. ıc., dann durch den Wegfall der bisher von den Tabad- 
interejfenten gezahlten Staats und Kommunalſteuern u.f.mw. Auch die Entihädigungs- 
ſummen feieen viel zu gering und müßten mwahricheinlich die von der Enqueteflommillion 
berechnete Höhe erreichen. Ferner ſei in den Motiven der jährliche Umjat auf 388 Mill. 
Mark veraniclagt, indem man angenommen habe, daß die rmittelungen der Enquete— 
tommiljion, welche 299 Millionen ergaben, durch den Mehrzoll um 36 Millionen und durch 
einen Irrthum der Enguetelommillion um 58 Millionen geitiegen feien. Gr bezweifle, daß 
der Konſum feit 1877 fich überhaupt gehoben habe, da das ‚Jahr 1877 ein Ausnahmsjahr 
geweien jei; man habe damals fchon höhere Zölle und Steuern befürchtet, die Rohtabad- 
preiſe jeien damals verhältnißmäßig niedrig und die Haufluft befonders hoch geweien. Der 
Itrthum der Enquetekommiſſion aber, welcher dahin angenommen wurde, daß die Kommiſ— 
ſion ihre Berechnung nur nad einzelnen großen Preisgruppen gemacht und fich dabei ver- 
ſehen habe, jei nicht recht wahrfcheinlih. Die Intereſſenten hätten damals ſchon gewußt, 
dab möglicherweife das Monopol bevoritehe und hätten demnach im Hinblid auf die Ent- 
Ihädigungsfrage faum fo niedrige Angaben gemacht, daß man einen Irrthum um 53 Mill. 
Markt annehmen könne. — An —— folle das bisherige Quantum verkauft werden, in— 
dem man annchme, daß fic nichts ändern werde. Nach den Berechnungen der Enquete— 
fommijfion feien aber diefe ca. 5 Millionen Mille Zigarren zu 232 Mill. Mark verkauft 
worden, während fie nad der Vorlage inklufive den Import-Zigarren 296 Mill. Mart 
bringen follten, mithin ein Plus von 64 Millionen Mark allein aus dem Yigarrenverlauf, 
obwohl ſich nichts ändern folle. Ferner folle nach der Vorlage Teutichland Berwendung 
für 82,250 Mille importirte Havanna-Zigarren haben, was nur der dritte Theil des 1877 
nah Deutichland eingeführten Quantums fei. Allerdings feien 1877 97,678 Zigarren ein- 
geführt worden, allein dieje hätten im Ganzen einen Werth von 7,800,000 ME. repräientirt ; 
die Vorlage aber wolle nur 32,250 Mille importirte Havanna-Zigarren einfaufen und aus 
ihnen 16 Millionen Hapital machen. Da müßten doch handgreifliche Jrrthümer vorgelommen 
fein. In dielen 97,678 Mille Havanna-Figarren, die man als importirt anfübre, itedten 
nämlich alle möglichen niedrigen Preisiorten von Babia>, oftindifchen, weitindiichen Zigarren, 
aber wahrlich nicht 97,000 Mille feiner Havanna-igarren. Ein Blick auf den franzöfiichen 
und öfterreichiichen Konſum mache dies überzeugend Mar. Oeſterreich fonfumire 3605 Mille 
im Werth von 597,000 ME. oder durchſchnittlich 250 Dit. pro Mille; Frankreich 13,000 
Mille im Werth von 3 Millionen Mark. Nah den Motiven jollten 20,000 Mille allerdings 
verfauft werden (?), allein er wolle nicht darum ftreiten, denn die Zahlen, die in Deutſch— 
land erreicht werden follen, feien fo koloſſal groß, daß es nicht darauf anfomme. Denn es 
fei darauf zu verweilen, daß neben den 32,500 Mille importirte Davanna-igarren, die 
durchichnittlich zum Breife von 500 Mk., „Sage und jchreibe 500 ME.” verkauft werden jollen, 
außerdem zum Wreile von 150, 180, 200, 250, 300 Mt. im Ganzen noch 147,480 Mille 
Fabrikate der Monopolvermwaltung verlauft werden follen, fo daß insgeſammt 180,000 Mille 
zum Durchichnittspreis von 250 ME. verlauft werden müßten, während das reiche Frankreich 
3000 Mille (13,000 ?) konſumire. Das feien geradezu undentbare Zahlen. — Bezüglich der 
Entihädigungsfrage bemerkt Redner noch, dab die Beſtimmung eigenthümlich jei, wonach 
denjenigen nbabern von Tabaden, Lagern von Fabrikaten, welche mit den von der Be— 
zirks- oder Oberfommifjion beitimmten Preiſen etwa nicht zufrieden ſeien, der Rechtsweg 
überhaupt verichlojien fei; es ſeien doch Fälle denkbar, wo legteres nothwendig wäre. Weiter 
fei die Beitimmung fehr hart, daß alle jene, welche erſt kürzere Zeit im Fache jeien, von 
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der Entihädigung ausgefchloffen oder nur ganz minimal entichädigt werden follten. Es 
tämen Fälle vor, wo Leute erft feit wenigen Jahren felbititändig geworden feien, die aber 
vorher ſchon im Fache 20 und 25 Jahre thätig gemweien feien. Außerdem müßten nad alter 
Erfahrung gerade bei Begründung von neuen Geichäften große Opfer gebracht werben, um 
fi Vertrauen und einen Bunbenkreis zu erwerben und ſich in das Sehäft erit hineinzu⸗ 
arbeiten. Redner refumirt dann noch, dab fi aus dem Tabad in Wahrheit feine größere 
Summe an Steuern und Boll herausſchlagen laſſe, als jet ſchon a d. b. daß der 
Tabad nidyt mehr bluten könne, wenn es nicht über die Leiche der Induſtrie weg geicheben 
jolle.. Er empfiehlt feinen Antrag und hält eine Kommiffionsberathung entbehrlich. 
Ubgeordneter Hobrecht fpricht zumächit über die Neichsfteuerreform, Die 
auch er für nothwendig hält, aber als jchwierig bezeichnet, weil das vorge- 
Ichlagene Abhilfe-Mittel eine allzu große Beunruhigung für die weiteſten In— 
terejjentenfreife mit fich bringe. Eine jo tiefgreifende Reform fei nur möglich 
bei gegenjeitiger vertrauensvoller Webereinftimmung zwijchen Regierung und 
einer parlamentarifchen Majorität, welche aber hier fehle. Das Gejeg von 
1879 jei ein thatjächliches Engagement zwijchen Regierung und Parlament, 
mit dem die abermalige jegige Vorlage nicht in Uebereinjtimmung jtehe; man 
hätte erjt die volljtändige Durchführung des Geſetzes abwarten jollen, e8 komme 
ja erjt in diefem Jahre der volle Steuerfag zur Anwendung, weshalb auch 
gegenwärtig alle Erfahrungen ald Grundlagen für das Monopol fehlten. Das 
Monopol habe den Vortheil, das es die höchiten Erträge liefere und bei rich: 
tiger Abſtufung und Bemeſſung der Preiſe die Steuerlaft am Gerechteften ver- 
theile, aber den Nachtheil, daß es einen außerordentlich blühenden Erwerbs: 
zweig Deutſchlands zerjtöre, ohne mit Sicherheit für lange Zeit einen höheren 
Ertrag erwarten zu lafjen, als von einer mäßigen Gewichtſteuer. Wolle man 
aus dem Tabak große Erträge, dann fünne man nicht auf vorwiegend ſtarke 
Belaftung der unteren Volksklaſſen verzichten, wolle man aber eine gerechte, 
der Leijtungsfähigfeit der Einzelnen entjprechende Abjtufung der Preije, dann 
jei e8 unmöglich, hohe Erträge zu erzielen. Bei hohen Erträgen fei immer 
noch die freie Konkurrenz des Handels am beften im Stande, die relative 
Gerechtigkeit für den Konfumenten zu erzielen. Die Motive verfprächen allzu: 
viel, um all’ das halten zu fünnen. Es könne feine Bürgichaft übernommen 
werden, den Tabackbau fo zu fördern und zu erhalten, wie es die Motive 
beabjichtigten.. Durch die jährliche Bemeſſung der Anbauflächen, durch die 
Beitimmung der Preife u. ſ. w. könnten leicht Beſchränkungen herbeigeführt 
werden, zumal in leßter Line doch die fisfaliichen Intereſſen den Ausſchlag 
geben müßten. Die Bortheile der Beitimmung, daß der Anbau für das Aus: 
land freigegeben werden folle, hält er für zweifelhaft. Seht genieße der 
Pflanzer die Konkurrenz der Käufer für das In- und für das Ausland; Ddieje 
Konkurrenz höre aber auf, und der Pflanzer müſſe vornherein bejtimmen, 
welche Flächen er für das In- und welche für das Ausland pflanzen wolle; 
er könne nicht mehr je nach dem ſchwankenden Ausfall der Ernte erjt den Käufer 
wählen und der ärmere Pflanzer könne daher Auf den Anbau in's Ausland 
ſich gar nicht mehr einlafjen, wenn er ſich nicht vorher des Händlers verjichert 
habe, an den er verkaufen wolle. Aber auch der Handel mit Tabad jei auf 
den in das Ausland bejchränft, die Zahl der Händler werde vorausſichtlich 
wejentlich abnehmen und die vorhandenen müßten ſehr vorfichtig in der Be: 
mejjung der Breije jein. Bei der praftiichen Ausführung der. Entſchädigungen 
jeien eine Menge Ungerechtigkeiten zu befürchten. Es würden etwa 40,000 
Urbeiter außer Brot zu ſetzen fein, welche Zahl fich ſogar noch erhöhen werde, 
wenn, was zu befürchten jei, der Konſum fich verringern werde. Im Konfum 
jolle das Hauptgewidht auf die Zigarren gelegt werden, weldye die Monopol: 
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verwaltung in derfelben Qualität und Auswahl liefern wolle, als e3 bisher 
geichehen Hi. Die Motive fagten, es werde nicht ſchwierig fein, in den gang- 
bariten Sorten große Auswahl zu bieten, fchwieriger fei, bei der größeren 
Zahl Fabriken die Gleihmäßigkeit des Fabrikats zu erhalten. Darauf aber 
fomme e3 gerade an, und eben deshalb werde fich das Verfprechen, die gleiche 
Mannigfaltigkeit wie jet zu liefern, umerfüllbar zeigen, denn das fünne nur 
bei freier Konfurrenz von jehr vielen Fabrikanten geleiftet werden. Die Mo- 
nopolverwaltung fei gezwungen, dafür zu forgen, daß in ihren verjchiedenen 
— irirge für denſelben Preis dieſelbe Zigarre nach Qualität und 

ewicht geliefert werde, das ſei aber nur ausführbar, weun auf große Man— 
nigfaltigkeit der Sorten verzichtet werde. Die ungewöhnliche Größe unſeres 
bisherigen Zigarrenkonſums beruhe nicht allein auf den bisherigen niedrigen 
Zoll und Steuerfägen, fondern fei auch Fünftlih anerzogen dur das bis— 
herige majfjenhafte und mannigfaltige Angebot, welches aber fünftig wegfallen 
werde. Dieſer ganze Konfum fei überhaupt ein ſehr elajtifcher, bei welchem 
vor Allem die individuelle Gefchmadsrichtung eine große Rolle ſpiele. Nun 
age man freilich, diefe Punkte feien nicht fo fehr entjcheidend, weil für den 
Geldertrag und das fisfalifche Intereffe vor Allem der Mafjentonfum der 
ärmeren Bevölkerung entfcheidend fei, welche auf Gefchmadsrichtung nicht ſoviel 
Rückſicht nehme. Allein die Motive felbft mwiderlegten eine jolche Annahme, 
da der Hauptertrag nicht von den Sorten unter 5 Pfennig, jondern von jenen 
zu 5 Pfennig und höher erwartet werde. Wer aber Bigarren zu 5 Pfennig, 
das Taufend zu 5 ME. rauche, gehöre fchon nicht mehr zu der ungebildeten 
Maſſe, fondern wiſſe recht wohl in der Gefchmadsrichtung zu unterjcheiden. 
Redner erwähnt dann noch die große Verringerung der Zahl der Detailver: 
fäufer von 360,000 auf 60,000, und glaubt, daß damit auch eine große Ab: 
ſchwächung des Angebots eintreten werde, da gerade die kleinen Leute in ſolchen 
Detailverfaufsjtellen am Liebften verkehrt und ihre Zigarren gekauft und ge: 
raucht hätten. Er bezweifle nicht, daß das Monopol einen großen Ertrag 
bringen könne, aber dann müfje man auch auf alle die gemachten Verjprechen 
verzichten und nicht glauben, daß man den verfchiedenartigen Geſchmacksricht⸗ 
ungen wie bisher entjprechen fünne. Der Gejchmad werde fich vielmehr nad) 
dem Monopol ziehen müffen, und erft wenn diefer peinliche Prozeß fich vollzogen 
haben werde, Ri ein Ertrag zu hoffen, das werde aber noch jehr lange dauern. 
Im preußifchen Boltewwirtbichnfterath jei gejagt worden, es liege ein Wider- 
fprud darin, daß die Privatinduftrie mit 234 Millionen Mark abgefunden 
werben folle, während man das Monopol jährlid mit 160 Millionen Marf 
berechne; darauf hätten die Regierungsvertreter erwidert, die Monopolverwalt- 
ung werde zivar die gleiche Yabrifationsmenge wie die Privatinduftrie, aber 
mit höherem Gewinne herftellen und darin liege die Löſung des Räthſels. 
Man nehme aljo an, daß der Staat im Stande fei, an Stelle des Privat- 
erwerb3 zu treten und dejien Gefchäfte fogar mit noch höherem Gewinn fort- 
zufegen. Redner hält dieje für unmöglich und erinnert dabei an Folgendes: 
Wo nur immer die Größe des Betriebs und des Kapitald größere Bortheile 
bringe, werde in der freien Ktonfurrenz der Einzelne verdrängt durch die Ge: 
nofjenschaften oder Aftiengefellichaften. Höchſt charakteriſtiſch aber ſei, daß 
gerade in der Zigarrenfabrifation bisher jeder Verſuch, eine Aktiengejellichaft 
zu gründen, gejcheitert jei; gerade zu einer Zeit, wo die Form der Aftiengejell- 
Ida auf das Aeußerſte ausgenügt worden fei, habe es ſich als unmöglich er: 
wiejen, die in der Privat-Taback-Induſtrie in die Tajchen Einzelner geflofjenen 
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Millionen in die Tafchen von Aktionären gleiten zu lafjen. Darin liege det 
große Unterjchied. Die anderen Staaten, namentlich) Frankreich, jeien bei Ein: 
führung de Monopol3 noch nicht einer hoch entwidelten Induſtrie gegenüber- 
gejtanden, die dortige Einnahme jei fein Gewinn, der früher Privaten zuge 
flofjen war, die Monopoleinnahmen feien dort vielmehr erſt allmählig ange: 
wachen, denn erjt nach Einführung des Monopol fei der Konjum allgemeiner 
geworden. Wolle man in Deutichland dag Monopol, dann fünne nur ein 
jolche3 eingeführt werden mit allen Härten, die e8 in anderen Staaten babe, 
bei uns aber jtünde dem zu erhoffenden Gewinn fchwerer Schaden gegemüber, 
da die Gelegenheit zu redlichem Erwerb vermindert werde, und diefer Schaden 
werde durch die Verminderung der direkten Steuern nicht wieder ausgeglichen 
und fei um jo bedenkficher, weil er nicht auf alle Reichsangehörigen gleichmäßig 
wirfe, jondern bejonders einzelnen Gegenden, wie Bremen und Baden, Wunden 
ichlage, die unheilbar ſeien. Er halte deshalb die Monopolvorlage für Deutic- 
land unannehmbar, fei aber nichtsdejtoweniger mit Rückſicht auf die hervor: 
—* Bedeutung der Vorlage für deren eingehende kommiſſionelle Be— 
rathung. 

Unterſtaatsſekretär Dr. von Mayr ſpricht zunächſt über die Nothwendig— 
keit der Reichsſteuerreform zur Erleichterung des Druckes der direkten und 
Kommunalſteuern und geht dann auf die einzelnen Einwände des Vorredners 
ein. Daß bei hohen Erträgen des Monopols die unteren Klaſſen vorzugsweiſe 
belaſtet werden müßten und daß die freie Induſtrie bei entſprechender Zoll— 
und Steuerbelegung es beſſer verſtünde, die Reichen kräftiger heranzuziehen als 
die Armen, als dies unter dem Monopol möglich wäre, ſei eine Hypotheſe, die 
noch nirgends betwiejen worden fei. Das Monopol in der vorgejchlagenen 
Form werde die unteren Klafjen nicht vorzugsweije belaften und wenn man 
den Tabak jo ausbeuten wollte, wie man es wohl könnte und wie er es aydı 
verdiente, käme man zu viel höheren Erträgen, als fie in der Vorlage in Aus- 
ficht geftellt feien. Vor Allem ſei der Pflanzer von den Segnungen der freien 
Konkurrenz am jchwerjten zu überzeugen und je länger das jegige Gejeß gelte, 
umfomehr würden die Pflanzer von der Nothwendigkeit des Monopols über- 
zeugt werden. Wenn der Borredner behaupte, es könne feine Bürgichaft dafür 
übernommen werden, daß der Tabadbau unter dem Monopol nicht ſchwere 
Einſchränkung erfahren werde, jo verweife er auf die in das Geſetz ſelbſt auf- 
genommene Beitimmung, wonach die Monopolverwaltung verpflichtet ift, min- 
dejten® zwei Fünftel aus einheimischem Material zu nehmen, eine Garantie, 
die jo lange beftehe, bis eine andere Gejeßgebung fie befeitigen würde. Letz— 
tere habe aber die jetzige Neichsregierung gewiß nicht im Sinne, viel eher 
werde fie jpäter fogar an Stelle der zwei Fünftel drei Fünftel feßen. Die 
jorgfältigere Kultur der Pflanze und der intime Verkehr der Pflanzer mit der 
Monopolverwaltung werde ficher zu einer Kräftigung des inländischen Anbaus 
führen. Eine weitere Garantie jei die Möglichkeit der Ausfuhr. Jeder Pflanzer, 
der mit der Klaffififation feines Tabacks durch die Negie nicht zufrieden ſei, 
fönne denfelben auch dann ausführen, wenn er ihn urſprünglich als für die 
Negie gebaut deflarirt habe, was eine eminent wichtige Konzejfion für den 
Pflanzer ſei. Der Vorredner fage, daß Fünftig der Pflanzer zur Ausfuhr mur 
dann bauen werde, wenn er vorher einen Händler wilje, der ihm den Tabad 
abfaufe. Wenn die Befürchtung, nicht ausführen oder überhaupt nicht verfaufen 
zu können, jo dominirend wäre, jehe er nicht ein, warum ſchon jet die Pflanzer, 
auch wenn fie nicht vorher Händler haben, bauen. E3 werde auch fünftig eine 
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dans regelrechte Ausfuhr in jenen Bezirken erhalten bleiben, in denen fie jeßt 
con eine bedeutende Rolle fpiele, und die Handelsleute, welche jetzt ſchon die: 
jelbe unter entjprechendem Profit unterftügen, werden auch künftig nicht aus— 
bleiben. Die vom Vorredner genaunte Zahl von 40,000 brodlo8 werdenden 
Arbeitern halte er für ſtark überfchägt. Hinfichtlih der Bigarrenherftellung 
Icheine Vorredner anzunehmen, daß in jeder Monopolfabrif alle Sorten her: 
gejtellt werden follten. Dann wäre e3 freilich ſchwierig, die volle Gleichmäßig- 
feit der Sorten im ganzen Monopolgebiet aufrecht zu erhalten; aber das jei 
gar nicht beabfichtigt, vielmehr werde man Wrbeitstheilung auch nah Sorten 
eintreten lajien und damit die wünſchenswerthe Gleihmäßigkeit der Fabrikate 
im Reich fichern. Wenn der Vorredner meine, daß der Bigarrengenuß der Na- 
tion anerzogen ſei, jo gebe er dies zu, halte dies aber gerade für eine günftige 
Borbedingung, daß das deutiche Monopol auf den bereit? vorhandenen Genuß 
treffe und diefen für feine Zwecke dienftbar machen könne. Wenn fo leicht ein 
Bigarrenraucher fich von feiner Zigarre abwendig machen ließe, wie Vorredner 
zu befürchten fcheine, dann wundere er fich, daß nicht ſchon jegt Viele von der 
Bigarre zu dem viel billigeren Rauchtabad übergegangen feien. Die Bedeutung 
der Detailverkaufsftellen für den Abjag der Fabrikate habe Vorredner ebenfalls 
überjchäßt; er glaube, daß das Zureden der Händler hiebei feine jo ſehr große 
Rolle jpiele, übrigens würden es auch die Verfchleißer der Monopolverwaltung 
ficherlich verftehen, zuzureden. Es werde behauptet, die Abficht der Regierung 
jei, den bisher den Privatfabrifanten und Händlern zugefallenen Gewinn auf 
den Staat überzuleiten. In erfter Linie fei nicht dies die Abficht, jondern 
vielmehr die Herbeiführung einer richtigen und ausgiebigen Beſteuerung des 
Tabacks. Weil aber eine folche nur in der Form des Monopol3 möglich fei, 
fomme man zu leßterem und damit allerdings auch zu dem damit verfnüpften 
Gewinn. Der Vorredner fage dann, daß durch das Monopol Bielen die Mög- 
lichkeit redlichen Erwerbes zerftört werde. Erjtens fei die Zahl der Betroffenen 
nicht jo bedeutend, ald man annehme, zweitens fei fchon öfter die Anficht ver- 
treten worden, daß es nicht das höchſte Ideal im Wirtbichaftsleben eines 
Volkes jei, wenn durch überflüffigen Zmifchenhandel auf dem Gebiete des Ge- 
tränfe- und Tabadverjchleiges enorme Arbeitsfräfte der Nation vergeudet wer— 
den und drittens werde die Bedeutung des Aufjuchen® neuer Ermwerböquellen 
durch einige Tauſende, die aus ihrem bisherigen Verdienſte verdrängt werden, 
wejentlich überichägt. Man gehe gewiſſermaßen von der falfchen Vorausfegung 
aus, daß die Zahl der Ermwerbsthätigen umerjchütterlich feititehe, und nun als 
etwas Unerhörtes einige Taufend Neue dazu fämen. So fei die Cache nicht. 
Die Bevölterungsftatijtit lehre, daß der jährliche Ueberſchuß der Geburten über 
die Sterbefälle eine halbe Million betrage, und einige hunderttaufend Menfchen 
hätten daher jährlich ganz diejelbe Aufgabe, wie diejenigen, welche jet aus 
ihrem Erwerb heraustreten jollen. Die Nothmwendigkeit einer Berufswahl, des 
Auffuchens einer neuen Erwerbsquelle ergebe fich täglidy für Hunderte im Reich 
und jei nichts Neues und Unerhörtes. Redner wendet fi nun gegen die Ein- 
wände des Abg. Sandtmann gegen die Vorlage. Derjelbe nahm an, daß die 
freie Konkurrenz den Pflanzern die beften Preife ermögliche, die praftifchen 
Erfahrungen aber hätten die Unmahrheit diejer Sppothefe ermwiefen. Die be: 
fürchtete politijche Beeinflujjung der zunktionäre der Monopolverwaltung werde 
ſchon deßhalb nicht eintreten, weil jeder bloße Verſuch einer folchen im Reiche: 
tag eine viel jchärfere Kritif und Verfolgung finden müßte, als fie bei privater 
Beeinflufjung möglih wäre. Sandtmann habe geltend gemacht, dab in den 
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Motiven die Erfahrungen der Straßburger Manufaktur als maßgebend für die 
Berechnungen des Ertrags bezeichnet worden feien, und habe beigefügt, daß 
dort ungünſtig gearbeitet worden ſei und die Erfahrungen aljo nicht erfreulich 
fein könnten. Wäre dies wirflid der Fall, dann hätte man bei den auf 
Grund der Straßburger Erfahrungen angeftellten Berechnungen nit einen 
Ertrag von 163 Millionen Mark veranfchlagen künnen. Für die Angriffe auf 
die Rentabilitätsberechnungen werde überhaupt ein jehr einfaches Rezept beob- 
achtet; man jchlage zu den Ausgaben der Regie etwas QTüchtiges hinzu, ziehe 
von den Einnahmen etwas Tüchtiged ab und fo fomme man bald zu dem 
Schluſſe, daß die Regie gar nicht? ertragen werde. Damit werde übrigens 
recht bedenfliches Material für die Entſchädigungsberechnung se wenn 
man ben Leuten glauben wollte, könnte die jegige Privatinduftrie überhaupt 
nicht3 verdienen. Dann aber müßte doch für fie die Monopoleinführung die 
Erlöfung aus einem bedauerlichen Zuftande fein. Die einzelnen von dem Bor- 
rebner in Webereinftimmung mit den oppofitionellen TFachkreifen erhobenen 
Beanftandungen wolle Redner im Plenum nicht Eritifiren, glaube vielmehr, 
daß dies zwedmäßiger in der Kommiffionsberathung gefchehen werde. Gleich: 
wohl wolle er in großen Zügen zeigen, daß die Rentabilitätsberechnung ver 
Borlage volltommen berechtigt ſei und die Probe beftehen fönne. 

Vor Allem jei zu betonen, daß die Menge der Fabrikate ſehr vorfichtig veranfichlaat 
fei, nämli um 10 Prozent niedriger, als die Ermittelungen der Enquete für das Jahr 1877 
ergeben hätten. Nun fei das Jahr 1877 häufig als abnormes bezeichnet worden, in dem 
außergewöhnlich viel fabrizirt worden fei. Das fei aber gar nicht der fall, was aus den 
Erhebungen der Enquetetommiffion felbit bewiefen werden könne. In der Enquetekommiſ- 
fion habe die Gefammtfabrilation für die drei jahre 1875, 1876 und 1877 nicht vollitändig 
erhoben werben können, insbejonders jene nicht, die außerhalb des Betriebs mit Gebilfen 
Itattfand, wie ja überhaupt die Erhebungen diefer Kommiſſion unvollitändig geweien jeien. 
Wenn weiter betont worden fei, daß die Fabrikanten damals unter dem Gindrud der Mo- 
nopolfurcht geitanden feien, fo glaube er nicht, daß dies der Fall war. Nach der Behand— 
lung der Enquetevorlage im Reichstag und nach Ablehnung der jpeziell auf die Monopol» 
einführung bezüglichen Fragen fei nicht die Monopolfurdt, fondern eine allgemeine Steuer: 
furcht im Lande geblieben. Die Fabrikanten, die nicht mußten, ob Monopol, Trabritat- 
fteuer oder Gemichtsitener fommen werde; die aber fehr wohl mußten, dab Gewerbe und 
Einkommenſteuer erhoben werde, hätten ſich deßhalb wohl in Acht genommen, ihre Fabri— 
fationsquanten zu hoch anzugeben, woraus Sclüffe über das Maß ihres Einkommens 
hätten gezogen werden können. Wenn irgend eine Hypotheſe in diefer Beziehung berechtigt 
fei, fo lei e8 die, dab die Fabrikanten zu wenig, nicht aber au viel angegeben hätten, was 
auch mit der Bemerkung ftimme, daß die Erhebungen unvollitändig waren. Aber annäbernd 
vollitändige Erhebungen lägen vor bezüglich der mit Gehilfen arbeitenden Geichäfte, welches 
die Mehrzahl fei. Der Verkaufswerth in diefen Geſchäften im Bollgebiet, ohne die Zoll: 
ausichlüfle, fei num nach den ftatiftifchen Erhebungen der Enquetekommiſſion, im Jahre 1875: 
225'/s Millionen, 1876: 228” Millionen, 1877: 228%/s Millionen geweſen; wie da alio 
das Yahr 1877 irgendwie ein abnormes gewelen fein jolle, vermöge er nicht zu entdeden. 
Einen weiteren Beweis für die vorjichtige Veranichlagung der Verbrauchsmenge — umd 
dieje fei ja die Bafis der ganzen weiteren Kalkulation — liefere die in den Motiven be- 
tonte neuefte Kenntniß über den Ertrag der heimiſchen Ernten. Seit die Erfahrungen über 
die Gemichtsfteuer vorlägen, fei die frühere Anficht, daß der Konſum erheblid unter der 
Statiſtik von 1877 über die Fabrikation anzunehmen fei, widerlegt. Schon in der Enauete 
kommiſſion hätten Bedenken gegen die von der Zoll und Steuerverwaltung angegebenen 
Ertragsmengen beftanden und * damals ſchon vielfach von den Bezirkskommiſſionen auf 
Grund ihrer praktiſchen Erfahrungen höhere Erträge angegeben worden, als ſie in den 
Schätzungen der Zoll- und Steuerverwaltung enthalten waren. Andere Bezirkskommiſſionen 
wieder wollten ſich nicht fo leichthin von den in den Schätzungen der Zoll- und Steuerver- 
waltung enthaltenen Zablen entfernen. Daher komme es, daß die Angaben der Enquete 
tommiſſion über die Höhe des Grtrags pro Hektar nur um etwa 10 Prozent, aber doc ion 
um 10 Prozent höber feien, als die Angaben in der Statiftit der Zoll- und Steuerverwalt- 
ung. Inzwiſchen babe das Ermtejahr 1881 (1880?) durch die erfolgte Abwiegung den Be 
weis geliefert, daß die heimische Ernte von jeher größer war, al$ man angenommen babe. 
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Auch für das Erntejahr 1881 ſei inzwifchen Vorläufiges bekannt geworben. Es ergaben fich 
für 1881 pro Heltar in der bayeriichen Pfalz 38—40, in Baden 45—48, in Heflen 43, in 
Eliaß-Lothringen 50—64 Zentner, Erträge, welche über den früheren Annahmen außer 
ordentlich hoch ſtünden, wie die Einſicht des ſtatiſtiſchen Jahrbuchs für das Reich ergebe. 
Nebenbei jei noch zu bemerken, daß jeit 1877 8 noch eine für den Konſum nicht zu unter- 
fchäßende Bevölterungsmehrung eingetreten fei. Wichtig fei ferner die vielumitrittene frage 
der Einfchägung der Fabrikate in die Preislagen, zu denen diejelben muthmaßlich jet ver- 
kauft würden. (Der jegige Zuſtand wolle eben als zukünftiger in die Monopolvermwaltung 
transferirt werden.) Ueber die Vertheilung der Fabrikate in die verfchiedenen Arten (Raud)- 
tabad, Zigarren, Schnupftabad) ſei fein Streit, wohl aber über die jpezielle Preisihägung. 
Die Schägungen in der Enquete feien, wie fhon in den Motiven bemerkt, zu niedrig ge 
wejen; ichon das Statiftifche Amt fei bei feiner vollitändigen und gründlichen Zufanımen- 
jtellung (bei der Enquete war leßtere nur fummariich, weil das vollitändige Material noch 
gar nicht vorlag) zu mwejentlich anderen Preisanfägen gelangt, als die Enquete (nämlich zu 
einem Geſammtwerth von 336 Millionen). Hiezu fomme aber noch die ſeitdem eingetretene 
Zoll- und Steuererhöhung. Es möge jein, daß diefe noch nicht voll gewirkt habe, jedenfalls 
aber jei man am Ende des Uebergangsſtadiums und die Zuftände während des Monopols 
dürften nicht verglichen werden mit jenen vor Einführung der Gemidhtsiteuer, fondern mit 
jenen nad) eingetretener voller Wirkung derjelben. Weiter jeien in der Vorlage die vollen 
legten Detailpreile angelegt, die der Konſument unter dem Monopol zu zahlen haben werde, 
während — viele Konſumenten en gros beziehen und gegenwärtig alſo keine 
— zahlen. Dieſe Engros-Preiſe der Privaten würden künftig wegfallen, ein jozial: 
politifcher Vorzug des Monopols, da der oftgenannte „arme Mann“ nicht en gros zu be 
ziehen pflege. Endlich lägen auch die jeit der Enquete von der Verwaltung gelammelten 
techniichen Erfahrungen vor. Für die Cinichägungsfrage fei auch jehr interejlant das über 
die ‚Frage der gangbarften Yigarrenjorten geſammelte Material. Redner habe ſich eine Zu— 
fammenjtellung aus den Antworten der Bezirkskommiſſionen über diefe frage gemacht und 
daraus erjehen, daß die bereit3 eine gewiſſe Rolle ipielende Fünfpfennig- Zigarre im ganzen 
deutschen Konſumtionsgebiet entichteden im Vordergrund jtehe. Ueberall feien als die gang- 
bariten Sorten die 5—6, 4- 5, kurz die 5 Pfennig- Zigarre bezeichnet worden. Da nun aud 
nach der Vorlage der legte Detaildurchichnittspreis 5, 6 oder abgerundet 5"/s Pfennig fei, io 
ergebe jich eine gewiß beruhigende Uebereinftimmung, auch wenn man die feitbem eingetretene 
Boll: und Steuerhöhung ganz außer Betracht laſſe Wenn auch nicht der Menge nad, jo 
doch dem Werthe nad, feien übrigens die Sorten über 5 Pfennig ausfchlaggebend im Ver— 
gleich mit jenen unter 5 Pfennige. Auch bei der Enquete ſei wiederholt betont worden, 
dab auch die Sorten zu 6, 8, 9 Piennig viel begehrt würden. Der Durchfchnittspreis von 
5'/s Pfennig fei jedenfalls zutreffend. Er halte den Jahresaufwand mit 388 Mill. Mark 
für beicheiden gegriffen, übrigens lägen auch von den Gegnern Angaben vor, daß derfelbe 
nicht zu hoch jei. So jeien im preußischen Voltswirtbichaftsrath die Aubenftände der Tabad- 
indujtriellen auf 400 Mill. Mark veranfchlagt worden und da man doch nicht annehmen 
könne, daß mehr als ein voller Yahrestonfum ganz und gar ausjtändig fein folle, jo täme 
man alio zu einer — von 400 Mill. Mark. Ferner habe der Abg. Kopfer in 
der zweiten badiſchen Kammer ſich geäußert, dab bei der jeßigen freien Konkurrenz der Be— 
trag an Geſchäfts und Gemwerbeiteuer für Staat und Kammern 40 Mill. Mark fei, und 
wenn diefe Steuer zu 10 Prozent des Reingewinns angenommen werde, was gewiß außer- 
ordentlich hoch gerechnet jei, jo ergebe fi ein Reingewinn von 400 Mill. Mark und wenn 
man legteren wieder zu 25 Prozent des Bruttogewinns annehme, füme man zu einem 
Bruttoumfchlag von 1600 Mill. Marl. So Ichäsbare Ziffern lieferten die Gegner. Was 
ichließlih den am Schluß der Motive angeitellten Vergleich zwiſchen der Geitehungstoiten 
der Privatinduitrie und jene der Monopolverwaltung anlange, fo ſei behauptet worden, daß 
die Berechnung der Aufichläge der Fabrikanten und Händler mit 60—70 Prozent die Redy- 
nung mit einem großen Unbelannten daritelle. Er, Redner, fei bereit, diejen großen Un— 
fannten im geeigneten Augenblid zu enthüllen. Die Beranfchlagung der Bruttoaufichläge 
von Händlern und Fabrikanten zu 65 Prozent fei fachlich begründet, denn man dürfe nur 
Aufichläge der Händler mit 30—40 und der Fabrikanten mit 20—30 Prozent annehmen, 
dann fomme man fchon über den bezeichneten Betrag hinaus. Für die Richtigkeit der An- 
nahme der Händleraufichläge mit etwa 33 Prozent fpreche auch eine Petition der Händler 
und Fabritanten aus Frankfurt aM. Diefelben geitänden zu, dab die Tabadverfchleißer 
unter dem Monopol weientliche Erleichterung gegenüber jet genießen würden, weil durch den 
größeren Kundenkreis der Abſatz geficherter und auch weniger Auslagen fein würden, als jet 
beim freien Verkauf; dennoch glauben fie auch künftig noch 20 Prozent zur Beftreitung der 
Kosten nöthig zu haben. Wenn jte aber unter den günjtigen Chancen des Tabadverfchleißes noch 
20 Prozent wollten, jo gäben fie für jet implieite, wenigſtens 83 Prozent Aufichlag zu. 
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Abgeordneter Frhr. von Minnigerode fpricht fich in unparteiifcher 
Weiſe über die Vorzüge und Nachtheile des Monopol3 aus, nimmt aber im 
Ganzen eine wohlmwollende date gegenüber der Regierungsvorlage ein und 
hält eine eingehende Kommiſſionsberathung für nothwendig. 

Abgeordneter Dr. Windthorſt betont, daß, jo lange deutſche Parla— 
mente über wirthichaftliche Fragen verhandelt hätten, niemals eine fo ernite 
und wichtige Frage erörtert worden fei, al3 die Monopolvorlage. Er hält es 
zwar im höchſten Grade wünjchenswerth, dag Maß der indirekten Steuern zu 
erhöhen, um die unteren Klafjen nach Möglichkeit von den direkten Steuern 
u entlaften und auch den Kommunen eine Erleichterung zufommen zu laſſen, 
—* ſich aber gegen das Monopol aus, weil die Wichtigkeit dieſer Zwecke 
doch noch durch die Nachtheile des Monopols überboten werde. Gegen das 
Monopol ſprächen zunächſt wirthſchaftliche Gründe, in welcher Richtung Redner 
die Schon in den Vorreden enthaltenen Argumente entwickelt, wobei er jedoch 
der Anfchauug des Abg. Hobredht, daß die Tabadfabrifation am menigjten 
zum Großbetrieb bezw. zur Monopolifirung führe, als unrichtig bezeichnet, da 
zwar die Tabadfabrifation weniger wie andere Yabrifationen die menjchliche 
Arbeit durch Majchinen erfegen könne, aber doch die Monopolifirung in den 
Händen weniger Großfapitaliften ſchon weiter gediehen jei, ald man annehme. 
Redner räumt aud ein, daß beim Handel mit inländifchem Rohtaback der 
Zwiſchenhandel ſich in wenig erfreulicher Weife entwidelt habe und unter dem 
Drud desfelben der Tabackbau arg zu leiden habe. Die Berechnung des Er: 
trags des Monopols hält er für viel zu günftig, dagegen die Berechnung der 
Entfehädigungen für zu gering. Eine genaue Prüfung der Zahlen im einer 
fommifjarifchen Berathung jei dringend nothwendig; Redner entwidelt dann 
die politifchen Gründe, die gegen da8 Monopol ſprächen, da dasjelbe ber 
Selbftjtändigfeit der Einzelftaaten zu nahe trete und ein Schritt zum Einbeits- 
ftaate ei, da die Staatsgewalt chon durch das Monopol der Bahnen, Tele: 
graphen und Poſten übermäcdhtig ſei und die politiiche WBeeinflußung der von 
der Monopolverwaltung abhängigen PBerjonen zu befürchten wäre. Ein Theil 
der Fleineren Fabrifanten wünſche in Ausficht auf die Entihädigung das 
Monopol herbei und die Zahl derjelben wachſe von Tag zu Tag. Es fei 
dringend nothwendig, endlich Ruhe in die Verhältniffe zu bringen, und wenn 
nad) forgfältiger Unterfuchung der Sache nah allen Richtungen das Votum 
des Reichstags verneinend ausfalle, dann möchten die verbündeten Regierungen 
offen und flar erklären: wir haben das Monopol gewollt, die Volfsvertretung 
ijt anderer Meinung gewefen, jet geben wir unfere Pläne auf. 

Abgeordneter Leuſchner (Eisleben) verfennt zwar ebenfalls nicht bie 
Nacıtheile des Monopols, hält jedoch die durch dasjelbe zu hoffende Ber: 
mehrung der Weichgeinnahmen für jo nothwendig, daß er im Namen der 
Mehrheit feiner Partei (Reichspartei) erklärt, dem Monopol ſympathiſch gegen: 
überzuftehen. 

Abgeordneter Mayer (Württemberg) jpricht Namens der Bolfspartei 
gegen da8 Monopol, welches zwar von der württembergifchen Regierung ge: 
wünjcht werde, gegen welches aber, obwohl die mwürttembergifchen Erwerbs⸗ 
freife unter der Einführung des Monopol nicht jo zu leiden haben würden, 
wie die Erwerbskreiſe anderer Staaten, weite Volkskreiſe in Württemberg ein: 
genommen feien. Die Neichsregierung müſſe auf Sparjamkeit und organijche 
Einfchränfungen in ihren Ausgaben hingemwiejen werden. Redner betont, ohne 
weſentlich neue Gefichtspunfte gegenüber den Vorrednern vorzubringen, die 
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politifchen, Eonjtitutionellen und wirthichaftlichen Bedenken, die gegen das Mono: 
pol anzuführen feien. Insbeſondere werde das Steuerbewilligungsrecht ſämmt— 
licher deutjcher Volf3vertretungen jchwer beeinträchtigt. 

Abgeordneter Freiherr Schent von Stauffenberg äußerft fich zu— 
nächſt über die NReichsfteuerreform, wobei er den Grundjag betont, daß feine 
Steuern auf Borrath bewilligt werden, jondern daß die Reform ſich nur plan- 
mäßig und allmählich vollziehen ſolle. Gr bezweifelt, ob die Verwendung der 
Erträge des Monopols wirklich jo erfolgen werde, wie es in Ausficht geftellt 
worden jei. Das berühmte Wort von dem „PBatrimonium der Enterbten“ jei 
bereit3 wieder von der Bildfläche verſchwunden, es fei eine ganze Galerie von 
verjchiedenartigen Verwendungszwecken erwähnt worden, darunter auch die Un: 
fall- und Invalidenverjicherung, von welcher wieder in den Motiven der Vor- 
lage gar nicht die Rede ſei. Redner geht dann auf die bisherige Entwick— 
lung der Tabaditeuer-Neform ein und bezeichnet die Angabe in den Motiven, 
daß „die gefeßgebenden Faktoren des Reichs im Jahre 1879 ſich nicht jofort 
für das Monopol, fondern zunächit für die Gewichtitener ausgefprochen hätten“ 
als direft unwahr, da der Reichstag ſich damals mit der allergrößten Beltimmt: 
heit gegen das Monopol ausgeiprochen habe. Die fortwährende Beunruhigung 
der Induſtrie durch neue Gejegesvorlagen habe allgemein außerordentlich vers 
bittert und eine redliche Ordnung der Tabadjteuerfrage könne jo lange nicht 
fommen, bis der Monopolgedanfe ein für allemal aufgegeben fei. 

Hierauf bejpricht Nedner die Vorlage ſelbſt und würde es für bejjer finden, 
wenn das Monopol einmal eingeführt werden jolle, e8 nach franzöfiichem oder 
öfterreichiichem Muſter nach den dort gemachten Erfahrungen einzurichten, ftatt 
ein bejonders auf nationale deutjche Bedürfnifje zugefchnittenes Monopol zu 
verjuchen; man wolle ein Monopol machen, welches dem Staate ohne Preis: 
erhöhung fehr große Summen liefern und den Tabackbau nicht nur nicht fchä: 
digen, jondern jogar fürdern jolle und all dies ohne ftarke Konzentration des 
Betriebs und mit thunlichjter Erhaltung der Hausinduftrie; ein ſolches Kunſt— 
ftüc werde fein Monopol der Welt fertig bringen. Hinfichtlich der Ertrags— 
berechnungen erwähnt Redner, daß er in die Erfahrungen der Straßburger 
Manufaktur, welche für diefe Berechnungen wejentlich maßgebend geweſen feien, 
fein großes Vertrauen habe, und daß es fehr angezeigt fein werde, die Bilanz 
der Manufaktur zur Einficht vorzulegen. Er bezweifelt überhaupt die Richtig: 
feit der ganzen Berechnung. Zunächſt jei das — der Erträgniſſe 
auf die Zigarrenfabrikation verlegt, während in Frankreich und Oeſterreich die 
Haupterträgniſſe aus Rauch- und Schnupftaback gewonnen werden; die Ver— 
hältniſſe lägen deßhalb in Deutſchland von vorneherein ungünſtiger als in 
Oeſterreich und Frankreich, weil die Herſtellungskoſten von Schnupf- und Rauch— 
tabad immer niedriger, jene von Zigarren aber jeit geraumer Zeit immer höher 
würden. Die Berechnung des Konſums findet er, zumal gegenüber Defterreich, 
viel zu hoch. Die Ausgaben für Rohmaterial jeien zu niedrig angejept, da 
diejelben in der Vorlage nicht ganz die Hälfte, in Defterreich und Frankreich 
aber zwei Drittel der Gejammtausgaben betrügen. Wenn man jage, daß die 
Tabadpflanzer mit den gegenwärtigen Verhältniffen unzufrieden feien und das 
Monopol wünfchten, jo glaube er, das dies nur vereinzelte und vorübergehende 
Zuftände feien. Er bejtreitet, daß das Monopol an und für fich, wenn es 
wirklich feinen Zweck verfolgen wolle, den einheimischen Anbau begünftigen 
fönne, der Direktor der franzöſiſchen Regie habe gejagt: im Intereſſe des 
Monopols wäre es, daß gar fein Tabadbau jtattfinde, keinesfalls aber könne 
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zugelafjen werden, daß derjelbe im ganzen Lande zerftreut fich finde, vielmehr 
müfje die Konzentration in wenigen größeren Bezirken angeftrebt werden. 

reilih habe man in Deutfchland das Gegentheil vor, aber die Logik der 

hatfachen werde diefe Abſicht vereiteln, bei der franzöfifchen Enquete feien 
al3 Gründe des Rüdgangs des einheimischen Anbaus überall angeführt worden: 
„Classement peu avantageux, prix peu élevés, vexations des employes, 
formalites à remplir. Die Beltimmung, daß zwei Fünftel der Fabrikate 
aus einheimischen Tabak genommen werden müfjen, hält er unter Bezugnahme 
auf die Erfahrungen in Frankreich nicht haltbar; bei ungünftigen finanziellen 
Ergebnifjen der Negie werde fich der Reichstag, in welchem ja die Tabadbau- 
Gegenden nur durch eine geringe Zahl Abgeordneter vertreten jeien, nicht ab- 
halten lafjen, im Intereſſe der Reichsfinanzen die geſetzliche Beſtimmung zu 
ändern. Was den Erport von Rohtabad durch die Pflanzer u. ſ. w. anlange, 
fo feien das nad) den Erfahrungen in anderen Monopolländern geringe Chancen; 
der franzöfiiche Erport fei unbedeutend und der öfterreichiiche Erport finde 
nicht aus dem eigentlichen Defterreich, jondern aus Ungarn ftatt, und die 
dortigen Berhäftnitte fönnten mit den einheimifchen nicht verglichen werden. 
Nad) den 88 22, 23 und 24 fei, wenn Jemand in demjelben Steuerbezirf 
Taback für die Ausfuhr und für die Monopolverwaltung gebaut habe, der 
jämmtliche Tabad der Einlöfungsfommiffion vorzuführen, welche aus der Ge- 
jammternte den Antheil der Monopolverwaltung vorweg nehme; die Monopol: 
verwaltung ſei aljo berechtigt, da8 Belte wegzunehmen, das Uebrige befomme 
der Erport, für den es dann aber eben auch nicht mehr gut genug fein werde. 
$ 19 laute: follte der angeführte Tabak volljtändig unbrauchbar befunden 
werden, fo fann er auch zum Export benüßt werden; es jei unmöglich, Dies 
ohne Heiterkeit Hinzunehmen. Berfälfchungen, gegen welche da3 Monopol Schutz 
bieten jolle, fämen in Wirklichkeit jetzt ſchon gar nicht vor. Gäbe es folce 
in der Bigarrenfabrifation, dann würden bald Denunziationen von entlafjenen 
Arbeitern einlaufen, von welchen aber noch niemals etwas befannt getworden 
ſei. Uebrigens feien die billigen öfterreichiichen Hainburger Zigarren, obwohl 
aus lauter Tabad beftehend, fo mindermwerthig, daß fie nicht viel beſſer ala 
Falſifikate jeien. Redner jpricht dann noch über die politifchen Bedenken, über 
die großen Störungen im Ermwerbsleben der deutfchen Nation, und über die 
ungeheure Tragweite der Einführung des Monopols, weil es von diefem Ent: 
ſchluſſe gar feinen Rücktritt mehr gebe. Die Verwaltung des Monopols würde 
auch allzu bureaufratifch werden. Uebrigens treibe man mit ſolchen Mono: 
polen geradezu in den jozialen Staat. 

Reichsſchatzſekretär Scholz erwähnt gegenüber den Ausführungen des 
Vorredners, daß die Verwendungszwede der Monopol-Erträgnijje feines Er: 
achtens nicht geſchwankt hätten und insbejondere der Grundgedanke (Steuer: 
erleichterung der armen Klaſſen) deutlich ausgefprochen worden fei. Wenn 
gar fo jehr betont werde, daß durc die Tabaditeuer- Projekte immer wieder 
die Ruhe und Sicherheit der Tabadinduftrie geftört werde, jo müfje doch dar: 
auf vermwiejen werden, daß es fich bei dem Regierungsprojeft nicht um die 
Ruhe und Sicherheit einer einzelnen Jnduftrie, fondern um jene des ganzen 
Neiches handle. Er erwidert hierauf auf verjchiedene Argumente der Vor: 
redbner Mayer und Windthorft und gibt dann fchlieglich einen Weberblid 
über die Ergebnijje der bisherigen Berathungen und die Ausfichten der Bor: 
lage nach der PBarteifonftellation. TFortjchritts: und Volkspartei hätten nicht 
allein das mit der Vorlage zu befriedigende Bedürfniß, jondern auch das hie: 
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für vorgefchlagene Mittel vollftändig abgelehnt. Wehnlich ftehe es mit der 
liberalen Vereinigung. Die nationalliberale Partei habe zwar das Bedürfniß 
anerfannt, auch eine höhere Tabadbefteuerung als zweckmäßig bezeichnet, aber 
die Form des Monopol3 perhorreizirt und micht gejagt, was fie an defjen 
Stelle jeßen wolle. Das Centrum erfenne gleichfall3 das Bedürfniß an, wolle 
aber zur Zeit den Tabad nicht Höher befteuern, und wiſſe auch fein anderes 
Mittel vorzufchlagen. Bei der konjervativen Partei fei die Stellung eine ge— 
theilte. Auch hier werde das Bedürfniß nicht beftritten, auch der Tabad als 
lohnendes Objekt betrachtet, aber es bejtünden erhebliche Zweifel über das 
Monopol. Nur die freifonfervative Partei jtimme bedingungslos zu. Im 
ganzen Haufe jei alfo zwar eine Mehrheit geneigt, das durch die Vorlage zu 
befriedigende Bedürfniß anzuerkennen, nicht aber dag Mittel des Monopol 
zu acceptiren. Es fei aber auch feine Majorität für irgend ein anderes Mittel 
vorhanden. Die Regierung habe nun die Anjchauung, daß, wer die Steuer: 
reform im Reiche ernitlich wolle, entweder da3 Monopol annehmen oder aber 
andere pofitive Borjchläge machen müſſe. Wolle der Reichstag feines von 
Beiden, jo falle ihm auch die Verantwortung dafür zu, daß den unteren Klafjen 
der Bevölkerung und den Kommunen die erwiünjchte Erleichterung der Steuer: 
laſt nicht gewährt werden fünne. 

Abgeordneter von Vollmar betont, daß die Neichregierung mit der 
Vorlage, durch welche ein großartiger Eingriff in die Privatrechte gejchehe, 
eigentlich auf jozialiftifchen Wegen wandle, |pricht ſich aber gleichwohl namens 
der fozialdemofratiichen Partei gegen das Monopol aus, u. U. auch deihalb, 
weil die Erträge desfelben wahrfcheinlich wieder für Zwecke des Militarismus 
verivendet würden, weil die Reichsregierung durch das Monopol eine ungeheure 
Machtvermehrung gewinnen werde und weil feine Partei überhaupt gegen die 
indirekte Beſteuerungsform jei. 

Er erwähnt dann noch, daß die Arbeiterfreife durch die Neuerung am 
härteften betroffen würden, verweiſt darauf, daß in den Monopolfabrifen anderer 
Staaten weitaus die Frauenarbeit überwiege, und auch in der Straßburger 
Manufaktur fünf Sechstel der Arbeiter Frauen feien, und bezeichnet die von 
der Reichsregierung geplante Sozialreform mit dem draftiichen Ausdruck „polis 
tiſcher Bauernfang“. 

Abgeordneter Sander bringt verfchiedene Einwände gegen das Monopol 
vor, die [hon von den Vorrednern erwähnt wurden. Die Annahme in den 
Motiven, daß durch die erhöhte Steuer der Gefammtaufwand der Bevölkerung 
für den Tabadkonjum ein größerer geworden jei, bezeichnet er als irrig, da 
die große Mehrzahl mit Rücficht auf die erhöhten Preife den Konſum ent 
weber etwas eingejchränft habe, oder von einer theuren zu einer niedrigeren 
Sorte übergegangen fei. Auch die Behauptung, daß das Betriebefapital der 
Privatinduftrie um 25 Prozent höher fein müſſe als jenes der Monopolver: 
waltung, hält er für unrichtig, da die Großinduftrie ſchon feit Langem fabris 
zire und in diefer langen Zeit ihr Anlage: und Betriebsfapital heruntergejeßt, 
d. h. abgejchrieben habe. Bezüglich der Gewinnberechnung ift er auf ben 
großen Unbekannten neugierig, der nach den Angaben des Herrn von Mayr 
mit 65 Prozent Gewinn falkulirt Habe. Wenn man fage, daß die Pflanzer 
unter dem Monopol unabhängig von den Gefährdungen der Privatinduftrie 
würden, fo frage er dagegen, ob fie denn auch unabhängig von den Gefährd- 
ungen der Staatsjpefulation würden, denn auch der Staat müſſe jpekuliren, 
fonft könnte er den beabfichtigten Gewinn überhaupt nicht machen. Die Vor- 
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jchriften über die Trodenräume und über die Bifitation derſelben durch die 
Stenerbeamten würden vielen Pflanzern allein fchon den Anbau verleiden, da 
manche Pflanzer folhe Räume überhaupt nicht befäßen, oder wenn dies der 
Fall wäre, die Beläftigung in diejen engen Räumen durch die Beſuche der 
Steuerbeamten jehr hart empfinden würden. Für den Export findet er die 
Beltimmung in $ 7 des Entwurfs läftig, daß alle für den Export anzubauen- 
den Flächen in dem künftigen Anſatz Hr den Bau der Monopolverwaltung 
nicht mehr zur Anrechnung kommen dürfen; wenn alfo in Baden oder in der 
Pfalz der Export zurüdgehe, könne zu gleicher Zeit auch nicht mehr für die 
Regie gebaut werden. Auch bezüglich des Rohtabackhandels fpricht jich Redner 
jfeptiich aus, da faum viele Händler fich in das nothwendige Abhängigkeits- 
verhältniß zur Monopolverwaltung finden und fügen würden. Die Haus: 
induftrie unter dem Monopol fomme ihm vor, wie die Republif unter dem 
Großherzog. Die einzelnen Hausarbeiter jeien ja wohl alle feine Engel und 
man müſſe Jedem einen Schugmann binftellen, damit nichts paſſire. Eine 
Monopolverwaltung könne überhaupt nicht floriren, wenn fie dezentralifire, 
jondern nur, wenn fie zentralijire. Die Berechnungen der Entihädigungen 
hält Redner für fehr unficher und für zu optimiftiih. Die Vorlage ſei ein: 
fach unannehmbar und die Verweifung in eine Kommiſſion nicht veranlaßt. 

Abgeordneter Freiherr von Wöllwarth hält eine höhere Tabadbeiteuer- 
ung nothwendig und fpricht fich in monopolfreundlichem Sinne aus. Wenn 
bezüglich der Schädigung der Tabackbranche mit jo hohem Pathos der Ein- 
griff in das Privatrecht betont werde, jo erinnere er an die Erpropriationen 
bei Eifenbahnbauten und verjchiedene andere Schädigungen von Privatintereijen 
durch unvorhergeſehene Ereignifje (Aufhören des Repsbaus durch die Einführ: 
ung des Petroleums, Schädigung der Schafhalter durd die Einfuhr der 
auftralifchen Wolle, ꝛc.) 

Abgeordneter Freiherr von Göler bejaht das Bedürfniß der Reichs: 
fteuerreform und wünſcht gründliche Beſprechung der Borlage in der Kom— 
mijfion. Er erwähnt die vielen Klagen der Pflanzer über die unveelle Be: 
handlung feitens der Händler. Im Uebrigen hat er verjchiedene Bedenken 
gegen dag Monopol und empfiehlt eine mit der jegigen Rohtabadjteuer kom— 
binirte Fabrikatſteuer. 

Abgeordneter Dr. Barth kritifirt einzelne Punkte der Vorlage, welche 
Ausführungen wir hier, weil fie theils fpäter widerlegt wurden, theils nicht 
von übergroßer Wichtigkeit find, übergehen. Er nimmt Bezug auf die im 
Srankreih im Jahre 1875 veranftaltete parlamentarijche Enquete über das 
dortige Monopol, welche verjchiedene nicht jehr günftige Yeußerungen über 
dasfelbe zu Tage gefördert habe. 

Unterftaatsjetretär Dr. von Mayr erwidert auf legtere Bemerkung, daß 
man in Frankreich trog wiederholter Enqueten nicht daran gedacht habe, das 
Monopol zu befeitigen, was viel wichtiger fei, als diefe oder jene Redewend— 
ung, die man aus den dien Bänden der Enqueteverhandlungen leicht heraus 
finden fünne. Nedner benennt dann gegenüber den Ausführungen des Abge— 
ordneten Sander den „großen Unbekannten“, der die Brutto-Aufſchläge der 
Tabadfabrifanten und Händler auf 60 bis 70 und 75 Prozent beziffert habe. 
Es fei dies die Hamburger Tabadfirma DOfterhoff & Schmidt, die in einem 
offenen Brief an Profeſſor Wagner deſſen Ausführungen über das Tabad- 
monopol befprochen und dabei geäußert habe: „Der deutjche Fabrikant, wenn 
er bei der großen Mitbewerbung auf einen einigermaßen regen Abjag rechnen 
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will, rechnet 20 bis 30 Prozent, dev Zwiſchenhändler oder Kleinhändler 40 
bis 50 Prozent Verdienft, zufammen aljo durchfchnittlich etwa 60 bis 75 Pro- 
zent.“ Der Abg. Sander habe auch die Beitimmungen über die Trodenräume 
mißverjtanden, da im Gejeg nirgends ein gejchlofjener Raum verlangt ſei und 
wer bisher nicht in einem gejchloffenen Raum aufgehängt habe, die auch 
künftig thun könne. Die Bifitation der Trodenräume duch die Steuerbeamten 
aber jei jchon im jegigen Gejeg enthalten und alfo nicht ein jpezieller Nach- 
theil de Monopold. Auch die Beitimmungen über den Ausfuhrhandel ent— 
fprächen dem bereit3 unter dem gegenwärtigen Geſetz geltenden Syjtem. Die 
Beltimmung in $ 7, wonach zur Ermittelung der Quote des Baues für die 
Monopolverwaltung der Bau für die Ausfuhr nicht angerechnet wird, fei von 
Sander als für den Ausfuhrhandel und den für die Ausfuhr bauenden Pflanzer 
gefährlich aufgefaßt worden; es fei aber gerade umgekehrt, denn gerade daß 
bei diefer Quote, wonach jich die Mitarbeit der einzelnen Anbaubezirfe für die 
gejammte Lieferung an die Monopolverwaltung berechnet, der Bau für Die 
Ausfuhr gar nicht genannt fei, erjcheine dem Tabadbauer erwünjcht, da fir 
den Tabadbau Schranken nicht gejeßt feien. Daß unter dem Monopol die 
Haueinduftrie nicht möglich fei, kann Redner nicht gelten lajjen. Wenn Sander 
jage, man müjje dann jedem Hausarbeiter einen Schugmann binjtellen, damit 
erjterer nicht3 einftede, fo fei doch das Verhältniß jet Schon für den großen 
Fabrikherrn, der auswärts arbeiten laſſe, das gleiche, und e8 werde unter Dem 
Monopol, wenn im Werth des Tabacks feine Aenderung eintrete, der Anreiz, 
Tabak einzufteden, bei dem Arbeiter nicht größer fein, als jet. Die Ent- 
ſchädigungsberechnung fei nicht fo ganz umficher, wie Sander meine, fie fei 
vielmehr ficher in der Wahl der Duoten, die ald Gewinn angefegt feien, und 
nach welchen Quoten das den Einzelnen zu zahlende Kapital bejtimmt ei. 
Vollkommen fischer fei dagegen nicht die Schäßung der Schlußfumme, die fi) 
aus der Anwendung dieſes ſicheren Maßjtabes auf den konkreten einzelnen Fall 
ergebe. Gegenüber den Ausführungen des Frhrn. v. Stauffenberg über Die 
geplante deutjche eigenartige Einrichtung des Monopol3 bemerkt Redner, daß 
dasjelbe fich auf ganz anderen Konjumtionsverhältniffen ſchon jet bei jeinem 
Entjtehen aufbaue, al3 anderswo, und deßhalb auch nicht nothwendig diejelbe 
Entwidlung nehmen müfje, als 3.8. in dem Einheitsftaate Franfreih. Das 
jest vorgeichlagene Monopol fei nichts anderes als jenes, welches ſchon in den 
fünfziger Jahren von den ſüddeutſchen Abgeordneten beim Zollverein vorge: 
jchlagen worden jei, welche Hiftorische Neminifcenz wohl die vom Abgeordneten 
Windthorft geltend gemachten politiichen Bedenken, daß dag Monopol ein ent: 
icheidender Schritt zum Einheitsjtaate jei, entfräften werde. Wenn der Abg. 
Frhr. v. Stauffenberg den Konſum in der Borlage als zu hoch angenommen 
bezeichne und dabei auf Defterreich und Frankreich) verweife, jo habe er dabei 
den Unterjchied in der hiſtoriſchen Entwidlung des Genußmittels und den 
Unterfchied in den Preiſen der Fabrikate vergeſſen, wie fie in Defterreich und 
Frankreich beftehen, und wie fie unter dem deutfchen Monopol fein werden. 
Wenn er dann weiter die Ausgaben für das NRohmaterial außerordentlich niedrig 
angejegt finde, jo jei die Antivort darauf einfach dahin zu geben, daß in einer 
hauptſächlich Zigarren heritellenden Monopolverwaltung die Ausgaben für das 
Rohmaterial immer verhältnigmäßig Eleiner fein werden, weil die Ausgaben 
für die Löhne der Zigarrenarbeiter erheblich höher find. Gegenüber der von 
verjchiedenen Rednern vertretenen Annahme, daß der einheimische Tabadbau 
unter dem Monopol leiden werde, macht Redner darauf aufmerkſam, daß man 
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nicht den gegenwärtigen Zuftand des Tabadbaus mit jenem unter dem Monpol 
vergleichen dürfte. Man dürfe nicht vergejien, daß, wenn nicht das Monopol 
eingeführt werde, unbedingt eine andere höhere Tabadbefteuerung kommen müſſe, 
da es bei der jegigen niedrigen Steuer unmöglich bleiben fünne. Man mülje 
aljo die Vergleihung jo anftellen. twie wird der deutſche Tabadbauer jteben 
unter einer Steuererhöhung, uud wie unter dem Monopol; und da möchte er 
den deutichen Pflanzern empfehlen, fich das von dem Abg. Frhrnu. v. Göler 
vorgejchlagene fombinirte Syitem einer Rohmaterial- und einer Fabrikatſteuer 
recht zu überlegen, welches jehr empfindliche Nachtheile bringen werde. Unter 
der höheren Belaftung des Tabads werde der Konſum zurüdgehen und der 
Tabadbauer noch mehr als jet unter die Hände des Zwijchenhändlers fommen. 
Der Abgeordnete Frhr. v. Stauffenberg bezweifle, ob die Garantie, zwei "Fünftel 
des Bedarfs aus einheimiihem Tabak zu deden, werde aufrecht erhalten 
bleiben, und meine, e8 werde dann gehen wie in Frankreich. Wie aber gebe 
es dort? Dort werde jogar die Hälfte des Fabrikationsbedarfs aus einheimi- 
ihem Tabak genommen. Die Möglichkeit des Exports hält Redner auch für 
fünftig gegeben, die gegentheiligen Befürchtungen jeien zu peſſimiſtiſch. Wenn 
v. Stauffenberg bejonders auf die Vorlage der Bilanzen der Straßburger 
Manufaktur dränge, jo wolle er blos hervorheben, daß dieje Bilanzen der 
Kommilfion des Landesausſchuſſes vorgelegt und von derjelben in mehrtägigen 
eingehenden Berathungen geprüft worden feien. Wenn v. Stauffenberg etwa 
für den Fall, daß die Bilanzen der Straßburger Manufaktur günftig befunden 
würden, das Monopol zu bewilligen geneigt fein würde, jo glaube er, Redner, 
daß das für die Stellung Stauffenbergs zum Monopol doch gefährlich werden 
fünnte. 

Abgeordneter Freiherr von Hammerftein fpricht ſich für eine Ver— 
mehrung der indirekten Neichsitener-Einnahmen aus will für dag Monopol 
eintreten, jo lange ihm nicht ein bejjeresg Mittel für die Herbeiführung dieſer 
Vermehrung nachgewiejen werde. 

Abgeordneter Richter (Hagen) beantragt unter ſtarken Angriffen auf das 
Negierungsiyitem des Neichsfanzlerd Fürſten Bismard („an diefem Monopol 
muß der Wille des Kanzlers ſich brechen”) Verwerfung der Vorlage ohne 
Kommiffionsberathung- 

E3 wird darauf nach verfchiedenen Bemerkungen zur Gejchäftsordnung 
und perjfönlicher Natur die Weberweifung der Monopolvorlage und. de An: 
Kohn Ansfeld und Genoſſen an eine Kommifjion von 28 Mitgliedern be: 
ſchloſſen 
* Diefer Kommiffion gehörten folgende Abgeordnete an: v. Benda (Bor: 
figender), Dr. Barth (Berichterftatter), Baron von Arnswaldt-Hardenboſtel, 
Birkenmayer, Dr. Blum, Dieden, Dirichlet, Dr. Dohrn, Graf von Galen, 
Gielen, Frhr. v. Göler, Goldichmidt, Frhr. v. Hammerftein, Hamfpohn, Kopfer, 
Lender, Dr. Lingens, Dr. Majunfe, v. Mafjow, Meier (Bremen) Dr. Papel- 
lier, Dr. Berger, Reiniger, Sander, Sandtmann, Dr. Stengel, v. Tepper-Lasfi, 
Uhden. 

Sie konftituirte fih am 15. Mai 1882 und hielt am 16, 17. und 19. Mai 
Berathungen ab, worauf am 7. Juni 1882 über das Ergebniß derjelben Be: 
richt an den Reichstag erjtattet wurde.') Als Negierungsvertreter hatten fich 
an den Berathungen betheiligt: der Staatsſekretär des Reichsſchatzamtes Scholz, 
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der "Unterftaatsfekretär im Miniſterium für Elfaß-Lothringen Dr. von Mayr, 
Direktor im Reichsſchatzamt Burchard, Geh. Regierungsrath Boccius, Direktor 
der Straßburger Tabadmanufaltur Regierungsratd Dr. Roller. 

Wir folgen im Nachftehenden im Wefentlihen dem Kommillionsbericht. 

Der Monopolgefegentwurf wurde fchließlich von der Kommiffion mit 21 
-gegen 3 Stimmen verworfen, nachdem vorher in annähernd gleichem Stimm: 
verhältniß die einzelnen Paragraphen abgelehnt worden waren. 

Gleich zu Anfang der Berathungen wurde an die Regierungsfommifjarien 
der Antrag geftellt, Einblid in die Rechnungsabichlüffe der Straßburger Manu— 
faftur zu gewähren, um die Rentabilität diefer Staatsanftalt prüfen zu können 
und daraus zugleich einen Schluß auf die Wahrfcheinlichkeit der Rentabilität 
einer deutfchen Negie zu gewinnen; es wurde dies um jo mehr als erforder: 
lich erachtet, weil im Gejeßentwurf öfter auf die dort gejammelten Erfahr- 
ungen Bezug genommen war, die öffentliche Meinung in Deutichland aber das 
dortige Gefchäftsgebahren ungünftig beurtheilte. Diefem Wunſche wurde aber 
von den Regierungstommifjarien nicht ftattgegeben, vielmehr Verſchiedenes da— 
gegen geltend gemacht, daß nämlich über Diele Rechnungsabſchlüſſe die Regier: 
ung von Eljaß-Lothringen allein zu verfügen habe und diefe faum geneigt 
fein werde, den Einblid zu gejtatten, und daß ein Vergleich zwijchen einer 
innerhalb der freien Konkurrenz arbeitenden Staatsanftalt und einer außerhalb 
ar Konkurrenz ftehenden Regie überhaupt nur unrichtige Schlüſſe ergeben 
müßte. 

Gegenüber der Abficht der Negierungsvorlage, das deutiche Monopol ganz 
ander? zu geftalten, ala das franzöfifche und öfterreichifche, wurde in der 
Kommiffion darauf aufmerffjam gemacht, daß ähnliche Ideen, wie die in den 
Motiven erwähnten, auch bei Schaffung des franzöfifhen Monopols im Jahre 
1810 vorgefchwebt hätten. Man habe damals gleichfalls die Abficht gehabt, 
die bisherigen Privatgewinne der Fabrifanten in den Staatsjädel überzuleiten, 
ohne die Preife der Fabrifate zu erhöhen; man fei auch der Anficht gemwejen, 
daß der Konfum nicht zurücdgehen und defhalb auch der Tabadbauer feine 
Einbuße erleiden werde, vielmehr habe man letzterem fogar in Ausficht geftellt, 
daß die Negie fich noch verpflichten werde, ausschließlich franzöfiihe Tabade 
zu verarbeiten. Auch von den „Gefährdungen der Brivatipefulation“, denen 
der Pflanzer durch das Monopol entrücdt werden folle, fei damals jchon die 
Rede geweſen, und mit dem Ertrage der Regie, der auf 80 Mill. Franken 
veranjchlagt wurde, habe man aud damals ſchon die Erleichterung der Laſt 
der direften Steuern beabfichtigt. Won allen diefen Vorausfegungen aber jei 
feine einzige in Erfüllung gegangen, und erft 1845, alfo nad 35 Jahren, ſei 
der erhoffte Ertrag von 80 Millionen Franken eingetreten, während derjelbe 
nad) 5 Fahren, alfo 1815 erjt 32 Millionen Franken betragen habe. Es wurde 
zwar in der Kommiffion zugeftanden, daß folche hiſtoriſchen Vergleiche immer 
nur relativen Werth hätten und die jegigen deutfchen Zuftände mit den da— 
maligen franzöfifchen nicht vergleichbar feien, allein man wollte zeigen, daß 
weniger die Grundgedanken der Vorlage neu feien, als ihre Durchführung es 
fein würde und man war der Anfchauung. daß gerade die beabfichtigte Eigen: 
artigfeit des deutfchen Monopol die Bedenken gegen folche nody nirgends 
praftifch erprobte Einrichtungen eher fteigern als abſchwächen müjje. 

Wenn die Vorlage gegenüber den geltenden Zuftänden eine Mehreinnahme 
von 112 Millionen Mark in Ausficht nahm, welche Mehreinnahme ſich im 
Wejentlichen aus den angeblichen Minderausgaben der Negie beim Erwerb 
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der Rohtabade, bei der Herftellung der Fabrikate und beim Verſchleiß, ſowie 
aus dem jetigen angeblichen Reingewinne der Rohtabadhändler, Yabrikanten 
und Händler mit Fabrikaten zufammenfegen folle, jo wurde in der Kommiſſion 
eine folche größere Wirthichaftlichkeit der Regie um jo mehr bezweifelt, als 
gerade bei der Tabadinduftrie die Vortheile des Großbetriebs gegenüber der 
Kleininduftrie weniger als auf anderen induftriellen Gebieten in die Waag- 
ichale fielen; wäre eine jolche Annahme richtig, fo ſpräche dies überhaupt für 
die Richtigkeit der fozialiftiichen Annahme, ba im Allgemeinen der Staats- 
betrieb wirthichaftlicher fei als der Privatbetrieb, welche Anjhauung die Kom: 
miffion für unzutreffend hielt. Dean hielt auch dafür, daß die Enteignung 
der bisherigen Privatgewinne nicht den deutjchen Begriffen von den Aufgaben 
und Rechten de3 Staats entjpreche, und ein Kommiſſionsmitglied verwies auch 
noch auf das göttliche Necht, den Dekalog, mit dem Bemerfen, daß der Staat, 
die Obrigkeit ſelbſt, die göttlichen Gefege beobachten müſſe und daher nicht des 
Nächten Haus u. ſ. w. begehren dürfe; eine Musnahme im Intereſſe des Ge- 
ſammtwohls dürfe nur ftattfinden, wenn volle Entjhädigung gegeben werde. 
Bon einer anderen Geite wurde auch noch geäußert, daß ein jo Sürfer Eingriff 
in die beftehenden Erwerböverhältnijfe, wie beim Monopol, nur bei einem 
dringenden Nothitand gerechtfertigt fein würde, wie er zur Zeit weder bejtebe, 
noch in Ausficht fei. 

Sodann wurden nach verfchiedenen Richtungen im Speziellen Zweifel in 
die Richtigkeit der Ertragsberechnungen der Vorlage gefegt. 

Es ſei zwar richtig, die Menge der jährlichen Fabrikation, wie es aud) 
die Vorlage gethan Habe, in der gleichen Weife anzunehmen, wie dies bei der 
Enquete-Kommiffion und dann ſeitens des Statiftichen Amtes bei der näheren 
Berarbeitung des von der Enquete gewonnenen Materials gejchehen jei. 
Zweifelhaft ſei dabei nur, ob wirklich auf den Zentner 8000 Stüd Zigarren 
— werden könnten, wie in der Vorlage, oder nur 7000, wie in der 

quete. 

Wenn aber dann in der Vorlage angenommen werde, daß der Preis 
für dieſe Jahresmenge an Fabrikanten, d. h. nämlich der Detailverkaufswerth 
der Fabrikate, welcher vom Statiſtiſchen Amt auf rund 313,000,000 Mark 
— war, zu niedrig angeſetzt worden ſei, ſo ſei dem nicht beizu— 
pflichten. 

Die Vorlage behaupte in dieſer Richtung zunächſt, daß ſchon der Fabri— 
kationswerth zu niedrig angegeben ſei, da „die nur nach 2 oder 3 großen Preis 
gruppen gemachten Erhebungen für 1877 unzuverläffige und der Sadjlage nad) 
zu niedrige Durchfchnittswerthe ergeben mußten, ſelbſt wenn die Betheiligten 
ohne Ausnahme möglichjt genaue und zutreffende Angaben zu liefern beabfic- 
tigten“. Warum nun aber die nach 2 oder 3 großen Preisgruppen gemachten 
Erhebungen unzuverläffige und der Sachlage nach zu niedrige Durchichnitts- 
wertbe ergeben mußten, fei an und für fich fchwer einzujehen, da Die be 
treffende an die Fabrifanten geftellte Frage gelautet Habe: „Wie viel Fabrifate 
(Zahl der Sorten, Menge und Verkaufswerth) find von Ihrem Gejchäfte her: 
geitellt worden: 1. Zigarren: a) 30 ME. und darunter das Taufend, b) über 
30 ME.; 2. Rauchtabad (Zahl der Sorten, Zentner, Verfaufswerth): a) 40 Pfg. 
und darunter das Pfund, b) über 40-70 Pfg. das Pfund, c) über 70 Pig. 
das Pfund,“ und in ähnlicher Weife auch die Fragen auf das Produftions- 
quantum und den Fabrifationswerth der jonjtigen Fabrifate gerichtet geweſen 
jeien. Diefelben feien alſo gewiß nicht zu ſchwer zu beantworten geweſen, 
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und der Umftand, daß nur 2 bis 3 und nicht mehr Preisgruppen gemacht 
wurden, habe nur die genaue Ermittelung darüber, wie hoc) der Fabrikations— 
werth des Gefammtquantums der hergeftellten Fabrikate fei, erleichtert. 
Don „Durchſchnittswerthen“ könne bei jener Frageſtellung überhaupt nicht die 
Rede jein und unerfindlich fei, weßhalb diejelben, wenn fie unzuverläffig waren, 
gerade zu niedrig fein follten. 

Die Regierungsvertreter machten demgegenüber geltend, einmal daß die 
Erhebungen des Fabrikationswerthes der Fabrikate gar nicht volljtändig ge- 
wejen feien, vielmehr zur Erzielung eines Geſammtreſultats Einfhäßungen für 
größere Gruppen hätten ftattfinden müfjen und dann, daß nad) jtatiftisch-tech- 
nischen Erfahrungen überall, wo, wie hier, nicht die einzelnen Summanden, 
jondern nur die daraus fich ergebenden Summen erfragt würden, das Nejultat 
unzuverläffig jei. 

Die weitere VBermuthung der Vorlage, daß die Betheiligten abfichtlid 
zu niedrige Werthe eingejtellt hätten, wurde in der Kommiffion dahin erläutert, 
e3 fünne dies gejchehen fein aus Furcht, andernfalls zu höheren Steuern heran- 
ezogen zu twerden. Dem gegenüber wurde aber darauf verwiefen, daß den 
Fabrifanten am Eingange der Fragebogen die Verficherung ertheilt worden 
war, daß die Auskünfte über ihre Gejchäftsverhältnijje durchaus geheim ge— 
halten werden follten und daß e3 für jene, welche niedrigere Zahlen angeben 
wollten, nahe lag, neben dem Gejammtfabrifationswerth, aus welchem die 
Höhe de3 Neingewinns ja doch nicht zu erjehen war, das Gejammtquantum 
der Fabrikate, welches wenigftens auf den Umfang des Gejchäfts ſchließen lie, 
entprechend zu reduziren, ſowie endlich, dab dem etwaigen Anreiz zur Angabe 
zu niedriger Werthe doch auch die Befürchtung gegenüber gejtanden habe, daß 
die angegebenen Zahlen bei Einführung des Monopols für die Berechnung 
der Entihädigungsjumme benüßt werden würden, in welchem Falle die Be— 
theiligten durch zu niedrige Werthangaben hätten Schaden erleiden müſſen. 

Die Behauptung der Vorlage, daß der Gewinn der Händler an den 
Fabrikaten, die Verjchleißgebühr, bei der Berechnung der Enquete-Kommiſſion 
erheblich unterfchägt worden fei, wurde in der Kommiffion nicht für richtig 
erachtet. 

Wenn aber dann fchließlich die Vorlage den (von der Enquete) berechneten 
Sejammtdetailverfaufswerth auch in Baufc und Bogen angegriffen habe und 
zwar unter Bezugnahme einmal auf eine Meußerung des Statijtiichen Amts 
auf S. 104 der Arbeit in Band XLII und jodann auf das angebliche Ge: 
ſtändniß eines monopolfeindlichen Fabrikanten, jo wurde auf dieſe beiden 
Punkte Folgendes bemerkt: Die bezügliche Aeußerung des Statiftifchen Amtes 
beruhe feineswegs auf ficheren Grundlagen; fie finde fich im Februarheft der 
Statiftif des Deutjchen Reiche, Band XXXVII, und es heiße da an der rele 
vanten Stelle: „es mag verjucht werden, auch den Geldwerth des Tabad-: 
verbrauch® im deutschen Zollgebiet zu berechnen. Bezüglich) der im Julande 
bergeitellten Fabrifate wird angenommen, daß Rauchtaback durchſchnittlich 
zu 72, Schnupftabad zu 125, Kautaback zu 75 und Zigarren zu 390 Marf 
pro Zentner verkauft werden. Bei den Zigarren wird gerechnet, daß durch: 
Ichnittlih 8 Mille auf einen Zentner gehen“. 

Dieſe Annahmen der Detailverfaufswerthe, welche vom Statiftiichen 
Amte jelbjt nur als Verſuch zur überjchlägigen Berechnung des Geldwerthes 
eines Jahreskonſums bezeichnet würden und fich an die in der Vorlage ſelbſt als 
fehlerhaft bezeichneten Durchichnittsberechnungen anjchlöffen, feien nun in der 
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Borlage herangezogen worden und wollten als maßgebend angejehen werden, 
was aber die Kommiffion nicht anerfenne. Sie —* vielmehr den ganzen 
bezüglichen Gedankengang der Vorlage fehlerhaft. Was aber ſodann das 
angebliche Geſtändniß eines monopolfeindlichen Fabrikanten anlange, ſo ſei 
damit die Firma Oſterroth & Schmidt in Hamburg und deren „offener Brief“ 
an den Profeſſor Wagner vom 31. Auguſt 1881 gemeint, in welchem es wört⸗ 
lich Heiße: „Der deutfche Yabrifant, wenn er bei der großen Konkurrenz auf 
einen einigermaßen regen Abjag rechnen will, kalkulirt 20—30 Brozent, der 
Bwifchenhändler oder Detailliitt 40—50 Brozent Verdienft, welcher Say nicht 
als zu Hoch bezeichnet werden fann, wenn man berücfichtigt, welche Unkoſten 
durch Berlufte, Miethen, Steuern, Agenten und Maflerprovifionen, Ealaire, 
Reiſeſpeſen 2c. entjtehen“. Soweit fei die Erflärung im Sinne der Vorlage, 
es heiße aber dann in dem unmittelbar folgenden Sage: „In vielen Fällen 
und jeitens einer ganzen Reihe von Gejchäften wird ein viel geringerer Ge: 
winn falkulirt; wir für unfere Perſon, die wir Fabrikanten und Zwiſchen— 
händler augleich find, find wenigſtens zufrieden, wenn wir von unjerem Jahres: 
umſatz 6—7'/, Prozent netto verdienen“. Die Kommiffion Habe aljo den aus 
einer ſolchen Erklärung abgeleiteten Momenten der Vorlage fein Gewicht bei- 
legen fünnen, vielmehr gegenüber der in Vorlage ausgeiprochenen Meinung, 
daß e3 feinem Bedenken unterliege, diefe unzweifelhaft mit Sachkenutniß ge 
machten Angaben eines Intereſſenten als richtig und zutreffend anzuerkennen 
und auf der Dadurch gewonnenen Baſis weiter zu kalkuliren, ſich auf den 
Standpunkt gejtellt, daß eine derartige Baſis bei den entgegenftehenden 
Ermittelungen der Enquete-$ommifjion den erniteften Bedenken unterliege. 

Nah al’ dem feien alfo die Bemühungen der Vorlage, den Detailver: 
faufswerth des Jahreskonſums, d. 5. den von den deutjchen Konſumenten zu 
zahlenden Preis dafür, Hinaufzurüden, nicht als gelungen anzufehen. 

Nun ſei aber auch noch die Zoll- und Steuererhöhung von 1879 und die 
dadurch bewirkte Vertheuerung des Rohmaterials in Betracht zu ziehen. Die 
Borlage nehme an, daß der Jahresverbrauh um das Plus von Zoll und 
Steuer, alfo um rund 37 Mill. Mark für das konjumirende Publikum theurer 
geworden fei, womit der jährliche Geldaufwand des letzteren für die Eonju- 
mirten Tabadfabrifate von vornherein ſchon von 313 auf 350 Mill. Mark 
fteige. Dabei werde vorausgejegt, daß die Vertheuerung der Fabrifate auf 
den Konſum feine oder doch feine nachhaltige Wirkung ausgeübt habe, welche 
Anschauung aber die Kommilfion nicht als richtig anerkennen babe können. 
Die große Mehrzahl der Raucher ijt nicht in der Lage, ihren Aufwand für 
den Tabad-Genuß erheblich zu erhöhen. Werde der Genuß vertheuert, jo trete 
in der Regel Einfchränfung oder Uebergang zu einer weniger koſtſpieligen Art 
der Befriedigung derjelben ein. Deßhalb werde von den franzöfiichen Rauchern 
der billigere Rauch: und Schnupftabad vor den Zigarren bevorzugt und auch 
in Deutjchland fei ein folder Nüdgang in der Dualität des Tabad-Genufjes 
als Folge der Zoll: und Steuer-Erhöhung von 1879, obwohl legtere noch gar 
nicht voll gewirkt habe, jeßt jchon beobachtet worden, indem 3. B. die Leip— 
äiger Handelsfammer in ihrem Gutachten über die Monopolvorlage vom 
24. März 1882 fonftatirt habe, dab bei den ärmeren Leuten (Webern, Berg- 
leuten u. ſ. w.) an Stelle des Rauchens vielfach das früher unbefannte Tabad: 
Kauen getreten fei, und auch fchon die Fabrikation von Kautabad in Sachen 
begonnen habe. Die Anſchauung der Vorlage fei alfo mit einer vorfichtigen 
Rentabilitätsberechnung nicht vereinbar und es fei ja auch in früheren Geſetzes— 
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vorlagen der wahrjcheinliche Konſum-Rückgang nicht außer Betracht geblieben, 
indem 3. B. die Tabadjteuervorlage vom 8. Februar 1878 bei Annahme einer 
Boll: und Steuererhöhung auf 42 bezw. 24 Mk. per Zentner einen Konjum- 
Rückgang von 15 Prozent für ausländiichen und von 20 Brozent für deutjchen 
Tabad in Ausficht genommen habe. Im Laufe der Jahre trete allerdings er- 
fahrungsgemäß eine Abjorption der Steueraufſchläge durch den Konſum ein, 
weßhalb es auch müſſig jei, die genaue Ziffer der Geldjumme zu ermitteln, 
welche die Naucher zur Zeit für den Tabackgenuß übrig hätten. Daß diejelbe 
jedoch 313 Millionen Mark wejentlich iüberichreiten jollte, fei nicht wahr: 
Icheinlich. 

Die Borlage berechne dagegen den dermaligen jährlichen Geldaufwand 
auf ca. 385,600,000 Mk. und nehme an, daß unter der Negie dem Raucher 
nur etwa 3 Mill. Mark mehr, nämlich 388,570,324 ME. oder bei einer Be: 
völferung von 44,500,000 Berjonen 8,73 Mf. pro Kopf oder 43,65 Mk. pro 
Raucher (1 Raucher auf 5 Perſonen gerechnet) abgenommen werden jollen, was 
einen Geldaufwand für Tabad ergäbe, Hinter welchem Frankreich mit etwa 
1 ME. und Dejterreich mit etwa 2'/, ME. pro Kopf der Bevölferung zurüd- 
blieben. Für jene rund 388'/, Mill. DE. will die Negie liefern: 592,178 
Bentner Zigarren, 2610 Zentner Zigaretten, 749,857 Zentner Rauchtabad, 
122,525 Bentner Schnupftabad, 45,910 Zentner Kantabad. Da die ganze 
Borlage davon ausgehe, daß die Negie für gleiche Preife die gleiche Waare 
wie die Brivatwirthichaft liefern wolle, müſſe darauf aufmerfiam gemacht wer: 
den, mit welchen Bejchränfungen dies nach den eigenen Angaben der Regie 
zu verjtehen ſei. Zunächſt bfeibe das Quantum Fabrikate, welches zu liefern 
verfprochen werde, ziemlich erheblich hinter dem Jahreskonſum pro 1877 zurüd, 
von welchem ausgegangen und wofür die Summe von 313 Mill. Mark in 
Rechnung geitellt war. Denn während in jenem Jahreskonſum eine Menge 
von Zigarren mit 751,307 Str. und ſelbſt bei Annahme von 8000 Stüd auf 
einen Zentner, eine ſolche von 657,393 Ztr. erjcheine, wolle die Negie nur 
592,178 Btr., aljo 65,215 Ztr. (ca. 10 Prozent) weniger liefern, wogegen 
wenig in® Gewicht falle, daß beim Rauchtaback etwa 18,000 Ztr. mehr ge: 
fiefert werden follen, da die Werthdifferenz zwiſchen Zigarren und Rauchtaback 
fehr jtarf jet. Sodann folle die jegige luxuriöſe Art der Austattung fortfallen, 
für welche Minderleiltung in der Vorlage 3 Mill. Mark in Anſatz gebracht 
jeien. Weiter werde in der Vorlage zugejtanden, dat das Monopol für jene, 
welche fich jeither größere VBorräthe zu Engros-Preiſen anzujchaffen in, der 
Lage waren, eine Kleine Vertheuerung mit fich bringen werde und auch die 
Import-Zigarren eine, wenn auch nicht bedeutende, Berthenerung erfahren 
werden. Endlich aber ſei zu berüdlichtigen, dat die 60,000 Verſchleißer der 
Negie jelbitverjtändlich weniger werden leiiten fünnen, als die 300,000 Detail: 
verfäufer der jegigen Privatwirthichaft, was die Bequemlichkeit der Konſu— 
menten bei Erlangung der Tabakfabrikate beinträchtigen mühe. 

Der in der Vorlage gezogene Vergleich zwiichen den Gejtehungsfoften der , 
Monopolverwaltung und den dermaligen der Privatwirthichaft wurde in der 
Kommiffion ebenfalls nach verichiedenen Richtungen angezweifelt. Bezüglicd) 
der angeblichen Minderausgaben der Regie beim Ankauf von Rohtabad wurde 
Bezug genommen auf die monopolgegnerische Denfichrift der Bremer Handels: 
fammer vom 28. März 1332, worin bewiefen jei, daß die Negie wenigſtens 
die ausländischen Tabade nicht billiger als die Privatindujtrie beziehen könne. 
Ferner gehe die Vorlage auch bezüglich des angeblich geringeren Anlages und 
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Betriebskapital8 der Regie von unzutreffenden Borausfegungen aus, da die 
Monopolverwaltung 3. B. mit einem achtmonatlichen Vorrath von ausländi= 
chem Taback ausreichen wolle, während die Privatinduftrie und die beitehenden 
Regien mindejtens einen jährlichen Halten müßten (was im Betriebskapital 
ichon gleich einen Unterſchied von 20 Mill. Mark ausmache), und da auch die 
Annahme, daß die Monopolverwaltung mit '/; FJahresbedarf an Fabrikaten (ein= 
jchließlich der in der Fabrikation begriffenen Tabade) ausfommen werde, nad 
Sachverſtändigen irrig fei, wie ja auch die franzöfijche Regie Jahresbedarf 
rechne. Schon die Annahme eines halben Jahresbedarfs aber fteigere den 
fraglichen Poſten des Betriebsfapital3 von 55 Mill. Mark um weitere 27'/, 
Dill. Mark. 

Schließlich wurde in der Kommiſſion auch noch die in der Vorlage ver: 
anfchlagte Vertheilung des Reingewinns auf die einzelnen Sorten der Fabri— 
fate kritifirt. In Beilage g der Vorlage fei der Gewinn aus den Zigarren 
auf rund 146, aus allen anderen Fabrikaten zufammen auf rund 30 Mill. 
Mark geichäßt; dabei jeien die Rippen und Abfälle, welche fich bei der Zi: 
garrenjabrifation ergeben und in der Rauchtabad: Fabrikation Verwendung 
finden, nicht unter die Geſtehungskoſten des Rauchtabads, fondern unter jene 
der Zigarren gebracht, während richtigerweife um den Werth der Rippen und 
Abfälle — 4,817,720 ME. oder rund 5 Mill. Mark — der präfumtive Ge: 
winn aus den Zigarren erhöht und jener aus dem Rauchtaback ermäßigt wer: 
den müſſe, fo daß fich für erjteren rund 151 Mill. Mark, für den Gewinn 
aus allen anderen Fabrifaten aber rund 25 Mill. Marf ergeben. Dieſe letztere 
Summe betrage jedenjall3 nicht mehr al3 den heutigen Zoll- und Steuer: 
betrag für die zu den Fabrikaten verwendeten NRohtabadmengen, jo daß am 
Rauch-, Kau- und Schnupftabad die Regie fo gut wie gar nichts gewinne, 
und den ganzen eigentlichen Neingewinn die Zigarren liefern müßten. Der 
PBrutto-Erlös aus legteren, nach Abzug der Verjchleißgebühren, folle rund 265, 
jener aus Rauch-, Kau- und Schnupftabad, nach Abzug der gleichen Gebühren, 
rund 82 Mill. Marf betragen. Ganz anders ſei nad) „Krüdl, Das Tabackmono— 
pol in Defterreich und Frankreich, Wien 1878” das Verhältniß in diefen beiden 
Negieländern, da im Jahre 1876 der Brutto-Erlös fich jtellte: in Defterreich : aus 
Bigarren auf rumd 55, aus Rauch- und Schnupftabak zufammen auf rumd 
57 Mill. Mark; in Frankreich: aus Zigarren auf rund 41, aus Rauch- und 
Schnupftabak auf rumd 204 Mill. Marl. — Die Rentabilität der deutjchen 
Negie hänge volljtändig davon ab, inwieweit es gelingen werde, die deutjchen 
Naucher zu veranlafjen, gerade in dem Verhältniß Zigarren und andere Fabri— 
fate zu rauchen, wie dies die Vorlage in Ausficht nehme. Nun werde aber der 
Neiz zum QTabadgenuß gegenwärtig innerhalb der Privatwirthſchaft auf man: 
cherlei Art begünjtigt (Eingehen auf jede Gejchmadsrichtung, reichhaltiges umd 
jeder Bequemlichkeit entgegenfommendes Angebot, elegante Auaftattung, Kredit: 
gewährung an die Käufer der Fabrikate u. ſ. mw), alle dieſe Neizmittel aber 
fielen unter der Negie hinweg und natürlich müjje dies auf den Konfum nad 
theiligen Einfluß ausüben, und zwar zumeijt da, wo die Differenzirung des 
Geſchmacks am meijten ausgebildet jei, nämlich bei den Sigarren; der Zigarren: 
fonfum werde alfo abnehmen bezw. fich in einen anderweiten Tabadgenuß um: 
wandeln, und zwar in den Genuß von Rauch-, Kau- und Schnupftabad, der 
ja fo preiswürdig geliefert werden folle, daß die Regie daran gar nichts ver« 
diene (ſ. 0.); je mehr aber der Konſum jich von den Zigarren abwenden twerde, 
um jo ſchwächer fließe der Ertrag der Negie. Auch jege die Vorlage vorans, 
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daß die Zigarren gerade in der Preislage, wie fie von der Monopolverwalt: 
ung angeboten würden, auch verfäuflicy fein werden. Lehnen aber die Kon— 
jumenten ab, eine bejtimmte Sorte um den normirten Preis in der angenom: 
menen Menge zu kaufen, was fich möglicherweije erjt herausstellen werde, wenn 
Ichon große Duantitäten der betreffenden Sorte angefertigt jeien, jo werde die 
Regie, ebenjo wie die Privatinduftrie, diefe Sorte zu herabgejegten Preiſen 
abgeben müfjen. — 

Der Kommiffionsbericht erwähnt dann noch eine Reihe anderweitiger Be: 
denfen gegen das Monopol, die Schon bei den Neichstagsverhandlungen von 
verjchiedenen Seiten geltend gemacht worden waren, nämlich die Schädigung 
einzelner Bundesitaaten (Baden, Bremen), dann der Kommunen, welche die 
von den Privatfabrifen gezahlten Kommunaljteuern einbüßten, der Hilfsgewerbe 
der Tabadinduftrie, ferner die politischen Bedenken (Abhängigkeit der Beamten, 
Bedieniteten, Verſchleißer zc), die mit der Entjchädigungsfrage verfnüpften 
Nachtheile und Ungerechtigkeiten, die große Schädigung der Arbeiterkreife, und 
beichäftigt fi dann mit dem Scidjal der Pflanzer unter dem Monopol, in 
welcher Richtung die Annahmen der Vorlage als gleichfalls nicht zutreffend 
und zu optimiftiich bezeichnet werden. Jedenfalls jeien die Pflanzer volljtändig 
in der Hand der Monopolverwaltung, da diejelbe die nach der Qualität der 
Zabade zu zahlenden Preiſe und den Jahresbedarf an inländischen Tabad 
fejtjege. Freilich ſei gejeglich feitgelegt, daß der Bedarf der Verwaltung zu 
2/, aus inländifchem Taback gededt werden jolle, diefe Beitimmung fünne aber 
Dann nicht mehr aufrecht erhalten werden, wenn unter der Negie ein Konſum— 
Rückgang eintreten werde (was nad) Obenitehendem wahrjcheinlich jei und was 
fich bejchleunigen werde, wenn die Negie nach dem Beifpiel anderer Monopol: 
ftaaten fich zu Preiserhöhungen gezwungen jehen werde) oder wenn eine Ab: 
nahme der Ausfuhr zu erwarten ftehe. Die Ausfuhr habe im Durchichnitt der 
Sahre 1871—1880 etwa 140,000 Zentner jährlich betragen, während unter 
der Regie in Frankreich die Ausfuhr franzöfiicher Tabade auf einige Taufend 
Bentner zufammengeichrumpft ſei. Die Möglichkeit, dal die deutiche Ausfuhr 
in großem Umfang weiter bejtehen werde, jei allerdings nicht in Abrede zu 
jtellen, in der Kommiſſion wurden jedoch jtarfe Zweifel dagegen erhoben und 
zwar hauptjächlich aus den in der Denkichrift der Mannheimer Handelsfammer 
vom 27. März 1882 wiedergegebenen Gründen. Nach diefer Denkſchrift jind 
inländiiche Tabade nur bei günftigen Ernteergebnifjen zum Erport verwendbar, 
die Erportthätigfeit hängt alſo vom Ausfall der Ernte ab, und die Händler 
fönnen e3 nicht wagen, jchon zur Zeit der Anpflanzung das Produft zum 
Erport anzufaufen, es jei denn zu einem fo niederen Preife, daß der Tabad 
unter allen Umjtänden im Ausland verfäuflich wäre. Ein folcher Preis wiirde 
aber den Anbau unmöglich machen, weil er die Produftionskojten des Pflanzers 
nicht deden fünnte. Wenn alfo der Händler es nicht wagen darf, den Tabad 
zu einer Zeit anzufaufen, wo über dejjen fünftige Qualität jeder Anhaltspunkt 
fehlt, wie jolle dann der Pflanzer das Riſiko des Anbaus zur Ausfuhr über: 
nehmen, ohne im Voraus einen feiten Käufer zu haben. — Die Regierung: 
vertreter erividerten darauf, daß für den Pflanzer eine wichtige Garantie nicht 
allein in der gejeglichen Firirung der Quote von */, inländischen Tabad3, 
fondern auch darin liege, daß der Pilanzer den Tabad, mit deijen Preisklaſſi— 
fizirung er nicht zufrieden jei, ausführen oder an Händler zur Ausfuhr verfaufen 
dürfe. Auch fünne der Pflanzer unter der Regie das Kififo, ohne fejten 
Käufer zur Ausfuhr zu bauen, wohl ebenſo gut übernehmen, wie jegt unter 
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der PBrivatwirthichaft. In der Kommiffion wurde darauf entgegnet, daß der 
Pflanzer unter der Regie nur entweder für leßtere, oder für die Ausfuhr 
bauen fünne, während er jett beide Chancen habe. Was heute aus der 
ganzen Ernte erportfähig tft, geht außer Land, der Reit wird im Inland ver: 
fauft. Unter der Regie ift das zum Erport bejtimmte Gewächs, wenn es fich 
thatſächlich hiezu als ungeeignet ermweilt, ohne Markt, da ihm der inländtiche 
Markt verichlojjen jei; andererfeit3 fann der für die Negie gebaute Tabad, 
unter welchem ſich vielleicht exportfähiges Gewächs befinden würde, nicht zum 
— verwendet werden, weil die Regie die betreffenden Quantitäten ſelbſt 
enöthigt. 

Nach Allem vorſtehend Aufgeführten hielt man die Vorlage in allen 
weſentlichen Theilen als unhaltbar und der Kommiſſionsbericht formulirte das 
Endergebniß des Urtheils der großen Mehrheit der Kommiſſionsmitglieder 
dahin, daß die Wahrfcheinfichfeit der auc) mur annähernden Richtigkeit der 
Nentabilitätsberechnungen der Vorlage zu gering, und die Sicherheit des Ein- 
tritt3 einer Reihe der ſchwerſten wirthichaftlichen, jozialen und politiihen Nach: 
theile al Folge des Monopols zu groß jei, um der Annahme der Vorlage 
das Wort reden zu fünnen. 

E3 folgte dann die Berathung des Antrags Ansfeld und Genojjen (j. o.), 
dejjen Faſſung durch den Abgeordneten Dr. Lingens in folgender Weije ab: 
geändert worden war: 

„Der Reichstag wolle bejchließen, zu erklären: 

daß nach der erft durch Gejeg vom 15. Juli 1879 erfolgten Erhöhung 
der Tabadjteuer eine weitere Belaftung und Beunruhigung der Tabakindujtrie 
um jo mehr unftatthaft erjcheint, al die vorhandenen und in Zunahme be: 
griffenen Einnahmen jowohl im Neiche als auch in den Einzeljtaaten bei an: 
gemejjener Sparſamkeit vorausfichtlich Mittel bieten, die Öffentlichen Bedürfniſſe 
zu befriedigen und beftehende Mängel in der Steuer und Bollgejeggebung 
auszugleichen.“ 

Diefer Antrag wurde von der Kommiſſion, deren große Mehrheit die 
darin entwicelten Anſchauungen für richtig hielt, mit 21 gegen 3 Stimmen 
angenommen. 

Schließlich find im Kommiffionsbericht die — Petitionen er— 
wähnt, von welchen 5 zu Gunſten des Monopols lauteten (hauptſächlich vom 
Standpunkt der Pflanzer aus), während eine date große Anzahl 
von Petitionen aus allen Theilen des Reichs, herrührend von Handels- und 
Gewerbekammern, Gemeindevorjtänden, politifchen, Arbeiter:, Gewerk- und kauf— 
männischen Vereinen, Tabadinterejjenten (worumter auch Tabadpflanzer), Wer: 
tretern der Hilfsgewerbe der Tabadinduftrie, ſich nicht allein gegen das Mono: 
pol, jondern auch gegen jede weitere Erhöhung der Tabaditeuer, und zum 
Theil auch für die Aufhebung der Straßburger Tabadmanufaktur ausiprad). 

Der Kommifjionsbericht äußert jich hierüber, daß „joweit aus derartigen 
Kumdgebungen die Stimmung der Bevölkerung erfichtlich ſei“, die ganz über: 
wiegende Mehrheit der Nation den Standpunkt der Mehrheit der Kommiſſion 
theile, und daß die Kommiſſion die Petitionen durch die ftattgehabten Be— 
rathungen für erledigt halte. 

Am 12., 13., 14. und 15. Juni 1882 fand die zweite und legte 
Berath ung des Gejegentwurfs im deutjchen Reichstag jtatt'). 


ı) Stenograpbifche Berichte über die Verhandlungen des Reichstags, V. Legislatur- 
periode, II. Sejfion 1882/83, Exfter Band ©. 853 ff. 
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In diefen Verhandlungen, welche einen jehr heftigen und erregten Verlauf 
nahmen, wurden fachlic) weder von den Freunden, noch von den Gegnern des 
Monopols, neue Gefichtspunfte vorgebradht, die nicht jchon in der erjten Be— 
rathung und in der Kommilfion angeregt worden wären. Das Hauptgewicht 
dieſer Debatten lag vielmehr auf politifchem Gebiet, auf welchem eine jehr 
erbitterte Gegnerschaft gegen dag wirthichaftspolitiiche Syftem des Reichskanzlers 
Fürſten Bismard zu Tage trat. Es iſt nicht unfere Aufgabe, dieſen Theil 
der Berhandlungen bier näher zu erörtern, wir bejchränfen ung darauf zu er- 
wähnen, daß Fürft Bismard ſelbſt mit der ganzen Wucht feiner gewaltigen 
Perjönlichfeit für die Vorlage eintrat, indem er hauptfächlich die nationalen 
Ziele bervorhob, für deren Erreihung die Mittel des Monopols, welches ja 
nicht Selbitzwed, fondern nur Mittel zum Zweck fein jolle, verwendet werden 
jollten, welch' groß ungen Gejichtspunften von Seite der Oppofition wenig 
Gerechtigkeit zu Theil wurde. 

Folgende einzelnen Punkte glauben wir aus den langwierigen Verband: 
[ungen hervorheben zu follen: 

Der Inhalt des Kommiſſionsberichts wurde gegenüber dem reich: 
haltigen Inhalt der Borlage von verfchiedenen Seiten mangelhaft und dürftig 
befunden. Fürſt Bismarck beanftandete, daß die Frage des Bedürfnifjes einer 
Erhöhung der Neichseinnahmen im Bericht gar nicht erörtert ſei, und hielt es 

/ verwunderlich, daß die Nichtvorlage der Bilanzen der Straßburger Manufaktur 
* im Bericht und in der Kommilfion als Argument gegen das Monopol ver: 
wendet worden fei, da die Manufaktur ohne Monopol wirthichafte, und daher 
ihre Rentabilität oder Nichtrentabilität für die Monopolfrage gar feinen Be: 
weis liefern. Auch die Arbeiterfrage jei im Bericht gar nicht berührt. Staats— 
jefretär Scholz beflagt fich darüber, dal in der Kommiffion vieles jehr Wich- 
tige3 erörtert worden jei, wovon fid) im Bericht nicht eine Spur finde; er 
babe 3. B. verjchiedene in der erjten und zweiten Kommiffionsfigung vorge: 
brachte Punkte vom Standpunkt der Negierung aus mit einer Ermwiderung 
verjehen, welche im Berichte gar nicht erwähnt jei. Abg. Frhr. v. Minnigerode 
findet die Art der Kommiljionsberathung fehr bedenklich, da Die ungeheuer 
wichtige Materie mit ihrer Legion von Paragraphen einer jehr eingehenden 
Prüfung bedurft hätte, ehe in den drei Situngen der Kommifjion unmög- 
lich stattfinden fonnte. Die Sprace des Kommilfionsberichtes hält er zu 
apodiktiich und die Aeußerung am Schlujje des Berichts, daß, ſoweit aus den 
Petitionen die Stimmung der Bevölferung erfichtlich jei, die ganz überwiegende 
Mehrheit der Nation den Standpunkt der Mehrheit der Kommiſſion theile, 
bezeichnet er als ganz unhaltbar, da die Petitionen doch nur von lauter Tabad- 
interejjenten unterzeichnet jeien, welche doch nicht die deutjche Nation vorjtellen 
fönnten. Auch Abg. Dr. Windtborjt kann weder die Kommiſſionsberathung 
für volljftändig anjehen, noch den Bericht als objektiven bezeichnen. Eine ganze 
Reihe von nothivendigen Fragen ſei gar nicht erörtert worden, es fehle eine 
von der Kommiſſion objektiv fejtgejegte Berechnung des Ertrags und der Ent: 
Ichädigungen, jowie eine genügende Krifif der Berechnungen der Regierung, 
ferner eine Erörterung der Wirkung des Tabaditenergejeges von 1879 auf das 
ganze Gewerbe, und die Wirkung dieſes Gejeges auf den Zwilchenhandel 
zwijchen Pflanzern und Fabrikanten. Unterjtaatsjefretär Dr. v. Mayr ver: 
mißt ebenfalls eine gründliche und volljtändige Prüfung der Vorlage durch die 
Kommiljion; die Kommifiionsverhandlungen und der Bericht hätten einzelne 
Abſätze der Hentabilitätsberechnung bezweifelt, ihrerjeitS aber die ſyſtematiſche 
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Gefammtprüfung und jede pofitive Gegenrechnung unterlafjen. WBerichterftatter 
Dr. Barth) macht diejen Anftänden gegenüber geltend, daß nach dem Ergebnik 
der erjten Lefung im Neichstage die Ablehnung der Vorlage ſchon feitgeitanden 
habe, und bei diejer Sachlage es jelbjtverftändlich geweſen ſei, die Prüfungen 
der einzelnen Beſtimmungen in den Hintergrund treten zu laſſen und ſich auf 
eine Ergänzung der ſchon bei der erſten Leſung gegen das Monopol-Prinzip 
geltend gemachten Gründe zu beſchränken, in welcher Ergänzung die Prüfung 
der Rentabilitätsberechuung das Weſentlichſte geweſen ſei. Gegenüber den 
Beanſtandungen des Abg. Dr. Windthorſt verweiſt er darauf, daß eine ein— 
gehende Unterſuchung der Wirkung des geltenden Geſetzes Lange Zeit, Monate, 
vielleicht Fahre in Anspruch nehmen würde, und daß für die Unterfuchung 
der Wirkungen des Geſetzes jpeziell auf den Zwijchenhandel zwischen Pflanzer 
und Fabrikant das jetzige Uebergangsjtadium, welches durch das Geſetz von 
1879 eingeführt fei, nicht jehr geeignet fei, da gerade jet außergewöhnlich 
günftige Preife an die Pflanzer bezahlt würden. Die Rentabilitätsfrage habe 
die Kommiffion eingehend genug geprüft, ihrerjeit3 aber eine eigene Berechnung 
aufzuftellen, dafür jei gar feine Veranlaſſung vorgelegen, denn die Kommiſſion 
habe doch feine andere Aufgabe gehabt, als die falfulatorifchen Unterlagen 
und fonftigen Borausjegungen der Negierungsvorlage zu prüfen. Wuch die 
übrigen vorjtehend angedeuteten Einwendungen hält Referent für unzutreffend 
und widerlegt fie von feinem Standpunfte aus. 

In der Debatte wurden auch zwei befannte Nationalöfonomen zitirt, die 
fih in monopolfreundlichem Siune geäußert hatten. Fürſt Bismarf nahm 
Bezug auf den franzöfiichen Gelehrten Leroy-Beaulieu, der, obwohl Frei— 
händler (und, wie Abg. Dr. Bamberger nachher noch hervorhob, überzeugter 
Anhänger der direkten Steuern), in feinem großen Werf über Finanzwiſſen 
ſchaft vom Monopol jage: „Es fällt uns gar nicht ſchwer, die Steuer auf 
den Tabak zu billigen, jelbjt wenn fie zu jehr hohem Sag und in der Form 
des Staatsfabrifationgmonopols eingehoben wird. Die Finanzen eines Yandes 
müßten eigenthümlich günftig fliehen, wenn e8 auf eine jo unjchädliche, jo 
moralijche, fo ergiebige Auflage, nnd auf eine fo leichte Erhebungsweile ver: 
zichten wollte. Das Tabadmonopol Hat jelbjt auf dem Standpunkte der 
Tabrifation und der Waarenqualität nicht blos Unzufömmlichkeiten; bei höchiten 
Steuerjäßen liefert allein da8 Monopol unverfälichte Waare; das iſt unzweifel— 
haft. . . Die Steuerfäge in Frankreich find viel höher, als die vor Drei 
Sahren in Deutjchland disfutirten, gleichwohl find die Fabrikate rein; das ijt 
ein jehr jtarfe8 Argument für das Monopol. Die gemeinen Sorten franzöji: 
jchen Tabads find, wie man weiß, jehr geihägt. Wenn es fih um einen 
Gegenitand Handelt, deſſen Erzeugung nur Sorgfalt und Ehrlichkeit erheifcht, 
und welcher überdies jchädlich tft, ift das Monopol feine jchlechte Sache, wenn 
es dem Staat jährlich 270 bis 280 Millionen Neinertrag liefert. Will man 
große Erträge aus dem Tabad ziehen, jo hat man nur zwiichen zwei Be: 
jteuerungssyitemen die Wahl, demjenigen Englands und dem direften oder in: 
direften (verpachteten; Staatdmonopol. Das direfte Staatsmonopol ift vorzu- 
ziehen, e8 bietet dem Naucher mehr Garantien.... Es ijt nicht zu verwun— 
dern, wenn der Sanzler des Deutjchen Reiche, Herr von Bismard, daran 
gedacht hat, das Monopol in jeinem Lande einzuführen. Man begreift nicht, 
twie ein Staat mit folchen Bedürfniffen ſich damit zufrieden gibt, jährlich 
20 Millionen aus einer Abgabe zu ziehen, welche bei guter Beranlagung das 
Sechsfache und jelbjt das Zehnfache einbringen fann, ohne die öfonomifche 
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Lage des Reichs zu fchädigen. Der Tabak ift in Deutjchland geringer be: 
fteuert, als die gefunden Getränke, das ift finanziell eine Abjurdität umd 
moraliih ein Skandal. Man macht geltend, die Einführung des Monopols 
fojte 300 Millionen Franes und werde lebhaften Widerftande begegnen; aber 
der Ertrag rechtfertigt ed, daß man diefe Ausgabe macht und einer vorüber: 
gehenden Unpopularität fih ausfegt.” Wbg. Dr. v. Treitichte aber, der mit 
warmer Ueberzeugung und unter Betonung feines nationalen Standpunftes für 
das Monopol eintrat, berief fi) am Schluſſe feiner Rede auf feinen alten 
Freund Mathy, einen der gründlichiten Kenner der deutſchen Volfswirth- 
Ichaft, der fich ebenfall® für das Monopol ausgefprochen und dabei die Worte 
gebraucht habe: „Ich gebe mich im Voraus dem Zorne der volfswirthichaft- 
lihen Kongreſſe preis, ich bin und bleibe eben ein umverbejlerlicher Einheits— 
reaftionär.” 

Ueber die Rentabilität des Monopol3 äußerte Fürft Bismard, welcher 
bei diejer Gelegenhett betonte, daß er mit der Monopolfrage jchon jeit 1867 
ſich bejchäftige, fich dahin, daß er diefelbe für ganz außer Zweifel halte, und 
zwar nicht allein mit Rüdficht auf die Erfahrungen in den Nachbarreichen, 
und den gerade in der neueren Zeit überall ftarf vermehrten Rauchkonfum, 
fondern auch auf die in Deutichland felbjt gemachten Beobachtungen, z. B. die 
enorm hohen Zadenmiethen, die in Berlin von Zigarrenhändlern bezahlt würden, 
und aus denen doch die Nentabilität des Gefchäftes deutlich erhelle. Ein ihm 
perjönlich befreundeter Inhaber einer der größten Zigarrenfabrifen in Schles- 
wig-Holftein habe ihm zugeſtanden, daß er eine Gattung Zigarren herftelle, 
wovon ihm das Taufend bei der Herjtellung auf 18 ME. zu ftehen komme, 
und wenn er eine jo große Einrichtung hätte, wie ein Monopol, vielleicht nur 
auf 17 ME., er verfaufe das Taufend aber zu 28 ME., alfo ein Gewinn von 
etwa 60 Prozent. Wenn er aber dann diefelben Zigarren auswärts Faufen 
wolle, müſſe er fie überall mit 5 ME. pro Hundert oder 50 ME. pro Taufend 
bezahlen, wa3 einen Gewinn des Händlers von etwa 75 Prozent ergibt; im 
Ganzen alfo etwa 130 Prozent Gewinn. Auf diefe Ausführungen erwiderte 
der Berichteritatter Dr. Barth lediglich, daß der Hinweis auf die Rentabilität 
in anderen Staaten deßhalb nicht Zutreffe, weil die deutfche Regie ihren Ge: 
mwinn auf ganz anderem Wege erzielen wolle, al3 die Monopole in Frankreich 
oder Oeſterreich. 

Ueber die in der Vorlage und in den Verhandlungen vielgenannte und 
vielangegriffene Straßburger Manufaktur äußerte fi) Abg. Freiherr 
von Minnigerode, daß im preußifchen Abgeordnetenhaufe ein Vroberauchen mit 
4, 5 und 7 Pfennig-Zigarren von dort veranstaltet worden fei, welches durch: 
aus befriedigt habe. Die Stimmung gegen die Zigarren fei nichts als eine 
geſchickte Mache, die Fabrikate von dort würden auf alle Weife in der Deffent- 
lichkeit, in der Preſſe, in Wigblättern jchlecht gemacht, und wenn der Abjak 
derjelben darunter naturgemäß leide, heiße es, fein Menſch wolle diefe Zigarren. 
In ähnlicher Weiſe äußert jich auch Unterjtaatsfefretär Dr. v. Mayr, welcher 
betonte, daß mit allen Mitteln der Lüge und Verleumdung gegen diefes Staats— 
inftitut gearbeitet worden ſei. — 

Am Schluſſe der Berathungen wurde, nachdem ein Antrag des Abgeord- 
neten Ludwig auf Rückverweiſung der Borlage an die Kommiffion abgelehnt 
worden war, zumächjt über $ 1 des Geſetzentwurfs, die grundlegende Beſtimm— 
ung des Ganzen, unter Namensaufruf abgeftimmt und wurde diejer Para: 
graph mit 277 gegen 43 Stimmen abgelehnt. Weiter wurden jämmtliche 
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folgenden einzelnen Paragraphen und die zu einzelnen derjelben noch geitellten 
Abänderungsanträge ebenfall® abgelehnt. Der Antrag Dr. Lingens (ſ. vo.) 
wurde zu Gunſten eines ähnlich lautenden Antrags Dr. Windthorit zurüdge: 
zogen, leßterer aber ebenjo, wie ein weiterer Antrag des Abg. Frhrn. v. Mint- 
gerode abgelehnt. Zur Annahme gelangte jchlieglih ein Antrag des Abge— 
ordneten v. Bennigſen: „daß nach der erſt durch Gefeg vom 16. Juli 1879 
erfolgten Erhöhung der Tabadjteuer eine weitere Belaftung und Beunruhigung 
der Tabadinduftrie unftatthaft erjcheint.” 

Damit war ein Gedanke begraben, der, wie man auch über das Monopol 
in volfswirtbfchaftlicher und verfafjungsrechtlicher Beziehung denfen mag, doc 
an Großartigfeit in der Steuerpolitif Deutichlands kaum feines Gleichen ge 
habt hätte, defien Durchführung aber allerdings etwas mehr Einmüthigfeit und 
nationalen Opferſinn erfordert hätte, als im deutjchen Reichstag in großen 
Fragen fchon häufig zu finden war. (Fort. folgt.) 


ı) Drudiahe Nr. 75 der Reichstagsiellion 1882, 
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Ueber Bremen wanderten im Jahre 1899 aus dem Deutichen Reiche 9 126 
und aus nichtdeutichen Staaten 77 092 Perionen aus, Die deutiche Auswanderung 
hat alio im Vergleiche mit dem Jahre 1898, in welchem 8 826 Berjonen aus: 
wanderten, nur ganz unerheblich) zugenommen, während die nichtdeutiche Aus— 
wanderung in bemjelben Zeitraume um die bedeutende Anzahl von 25 432 Köpfen 
gewachſen iſt. 

Die Vereinigten Staaten von Nordamerika bildeten wieder das Hauptziel der 
Auswanderer, und zwar reilten im verfloflenen Jahre von der Unterweſer dorthin 
8 436 deutſche Reichsangehörige und 69222 Ausländer. Inter den Lebteren 
ftellten die Ruſſen, Polen, Kroaten, Slovaken, Galizier und Czechen, ſowie die 
unter Dielen lebenden Anden das Hauptkontingent. Die in den beiden letzten 
Jahren bemerfbare große Zuwanderung der jlaviichen Bölferichaften nach Nord— 
amerifa dürfte ihre Erflärung darin finden, dat nach dem jpaniichsamerifaniichen 
Striege in den Vereinigten Staaten Bergbau, Handel und Anbuftrie einen ge: 
waltigen Aufichtwung genommen haben und die Landwirthichaft durch reiche Ernten 
hochgekommen ift, womit natürlich die Nachfrage nach Arbeitskräften entiprechend 
zugenommen hat. 

Wenn troß der verlodenden Ausſichten jenieitd des Ozeans die deutiche Aue 
wanderung auf dem jehr niedrigen Stande von 1898 stehen geblieben tft, To 
muß dies den günftigen wirthichaftlichen Verhältniſſen ſowie der befleren ftaatlichen 
Fürſorge für die Arbeiter in Deutichland zugeichrieben werden. 

Die Rüdwanderung aus den Vereinigten Staaten fteht ziemlich auf derjelben 
Höhe wie im Jahre 1898, ift alfo nicht entiprechend der größeren Auswanderung 
im vergangenen Jahre geitiegen. Die Uriache bierfür ift wohl in den oben er: 
wähnten Verhältniffen zu finden, welche den europätichen Arbeitern aud während 
des MWinterd genügende Beichäftigung bei guten Löhnen geſichert haben. 

Nach Brafilien wanderten im Ganzen 742 Perionen aus, unter welchen ſich 
660 Defterreicher und 46 Deutiche befanden; von letzteren gingen 20 nad dem 
Staate Santa Catharina, in dem die Ländereien der hanfeatiichen Koloniſations— 
Gejellihaft in Hamburg gelegen find. 

Nach Argentinien wanderten über Bremen 110 beutiche Neichsangehörige 
und 1149 Ausländer, zulammen 1259 Berlonen aus; unter den Ausländern 
befanden fih 948 Ruſſen, meiltens Anden, 156 Defterreicher. 

Nah Südafrifa wurden im vergangenen Jahre 545 Perſonen, 64 mehr 
wie im MBorjahre, befördert; darunter waren 34 deutſche Neichsangehörige, 
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während der Reit zum größeren Theil aus ruffiichen Juden beftand, die fih nad 
Transvaal, Portugiefiijh-Oftafrifa und nad der Sapfolonie wandten, um bort 
Handel mit Gold und Edeliteinen zu treiben. In Folge des Trandvaalfrieges 
hörte die Auswanderung nah Südafrifa im Testen halben Jahre gänzlich auf 
und ed trat eine bedeutende Rückwanderung der jüdiſchen Handelsleute ein. 

Nah Ceylon, Singapore, China, Japan, Auftralien und Samoa ift die 
Auswanderung über Bremen wegen ded weiteren Weges natürlich eine geringere 
al über Genua und Neapel; doch kommt jeit dem Beltehen der neuen Reichs— 
poftdampferlinien der eritere Weg mehr und mehr in Aufnahme. Es wanderten 
nah den genannten Ländern über Bremen 225 bdeutiche Reichdangehörige und 
54 Ausländer aus; von erfteren wandten ſich 59 nad) China, 38 nad) Singapore 
und 112 nad Auftralien. 

Bon den gejammten 86 218 Auswanderern wurden indireft nach ben Ber: 
einigten Staaten von Norbamerifa und nah Sübdafrifa 2 223 Perfonen befördert, 
demnach Hat die indirefte Auswanderung gegen da® Vorjahr um 1189 Köpfe 
abgenommien. 

Unter der Peitgefahr hatte Bremen wenig zu leiden, weil die Dampfer bes 
Norddeutihen Lloyd verjeuhte Häfen nicht anliefen. 

Der Gejundheitäzuitand der Aus: und Nüdwanderer war während ihres 
Aufenthalts in Bremen und an Bord der deutichen Auswandererſchiffe ein guter. 
Als Ausnahme ift zu erwähnen, daß an Bord des am 13. April in New-York 
angefommenen Dampferd „Zahn“ fich ein Auswanderer befand, bei dem bie Boden 
während der Reile zum Ausbrud gefommen waren. Der Franke wurde mit jeinen 
Angehörigen in das Sranfenhaus in New-York geihafft und die übrigen Aus— 
wanderer auf einige Tage nah Hoffmanns Island zur Beobahtung gebradt, 
während die Kajütspaflagiere jofort gelandet wurden. Leber den Dampfer jelbit 
wurde feine Quarantäne verhängt. 

Vom Bremer Medizinalamte wurde in 3 Fällen über 2 Auswanberlogir: 
häufer eine 10: und 15tägige Quarantäne verhängt, weil die in denjelben unters 
gebrachten Auswanderer auf der Bahnfahrt mit Pockenkranken zujamnmen ge: 
fommen waren. In Bremen felbit fam fein Podenfall vor. 

Aus Rußland kommende Zwiichendedpaflagiere, welche die Kontrolitation an 
der beutichsruffiichen Grenze und die Kontrolitation Ruhleben nicht paſſirt hatten, 
wurden bei ihrer Ankunft am Bahnhof auf Veranlaſſung des Nachweiſungs— 
bureaus für Auswanderer dem ſtädtiſchen Krankenhauſe zur Desinfizirung zugeführt. 
Auf diefe Weile wurden auf Rechnung des Norddeutichen Lloyd 770 und auf 
Rechnung des Agenten Harry Cohen 120 Ruſſen nachträglich desinfizirt. 

Die Nevifionen der Auswandererlogirhäufer durch den Reichskommiſſar haben 
im legten Jahre der Reihenfolge nad ftattgefunden, doch wurden diejenigen Häuſer, 
welche befonders ſtark mit Auswanderern belegt waren, öfter und außer der Reihe 
befichtigt.. Die Häufer befanden ſich Dank der wachſamen Beauffihtigung durch 
den eriten Beamten des Bremer Nachweiſungsbureaus für Auswanderer und der 
ausnahmsloſen Ahndung aller von ihm feiner Behörde gemeldeten Uebertretungs— 
fälle, in fehr gutem Zuftande. Beſonders hervorzuheben find die zwei größten 
Auswandererlogirhäufer „Stadt Warihau” und „Slaviihes Haus“ ded Unter— 
nehmens F. Mißler, weldhe mit allen Beauemlichfeiten für die jlaviichen und 
Öfterreichsungarifhen Auswanderer weit über die Vorjchriften hinaus eingerichtet 
find. Die Verpflegung wurde in allen Häujern von den Zwiſchendeckreiſenden 
dem Reichskommiſſar gegenüber gelobt. 

Schädigungen und Webervortheilungen der Auswanderer find nicht befannt 
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geworden, nur eine gerichtliche Beltrafung mit 50 ME. wurden über einen Aus— 
wanderung3unternehmer verhängt, weil er außerhalb ſeines Wirkungsfreifes von 
Ausmwanderern Handgeld genommen hatte. 

Hülfsbebürftige Aus- und Rückwanderer, hauptſächlich Wöcnerinnen, wurden 
aus der Kaſſa ber Direktion des Nachweilebureaus mit angemefjenen Summen 
unterftügt. 

Den Auswanderern wurden bei ihrer Ankunft behörblicherfeits gedrudte 
Berhaltungsmaßregeln für den Aufenthalt in Bremen in ihrer Landesſprache aus— 
gehändigt, durch welche jie u. A. auch vor Webervortheilung gewarnt wurden. 

Auf Veranlaffung des Reichſskommiſſars wurden die nad) dem Auswanderungs— 
geſetz vorgeichriebenen Beförderungsverträge öfters ſowohl von den Nachweiſungs— 
beamten, als auch von den Beſichtigern auf ihre Richtigkeit, namentlich auf die 
Anerkennung durch Namensunterſchrift des Inhabers geprüft. 

Auswanderer-Gottesdienſte wurden regelmäßig zwei- bis dreimal im ber 
Woche abgehalten. Auf Veranlaſſung des katholiſchen St. Raphael-Vereins 
wurde in Bremen eine große Kapelle erbaut; ungefähr °/,, der Auswanderer find 
katholiſcher Konfeſſion. 

Eine in Bremen ſeit 1898 in Bremen ſtationirte evangeliſche Bahnhofs: 
milfionarin nimmt fi bei der Ankunft der Auswanderer der allein reijenden 
Mädchen und Frauen, indbelondere der Wöcherinnen in jelbftlofer Weiſe an. 

Das neue Austwandergefeg mit feinen Ausführungsbeftimmungen hat fi 
auch im vergangenen Jahre in jeder Beziehung bewährt. 

Die Bremer Auswanderungsbehörde und das Nachmweilungsbureau für Aus— 
wanderer haben den Reichskommiſſar in der Auffiht über da® Auswanderungs: 
weien in dienſtfreundlichſter Weife unterftügt, aber aud die Scifffahrtögejell- 
ihaften „Norddeuticher Lloyd“ und „Argo“ haben feinen Anregungen immer bereits 
willig Folge gegeben. Die 1898 berichteten Webelftände auf den Schiffen ber 
Dampfihifffahrtögefellihaft „Argo“, die ſich auf die Einſchiffung der Auswanderer 
nad) Sonnenuntergang in den Wintermonaten und auf unzureichende und ge— 
fährlihe Zugänglichkeit der Schiffe von dem Kai aus bezogen, find im ver— 
floffenen Jahre auf PVeranlaflung der Auswanderungsbehörde bejeitigt worden. 
Die Einjhiffungen fanden — einige Fälle, in welchen die Beladung nicht zu 
Ende geführt worden war, ausgenommen — immer vor Sonnenuntergang ftatt. 

Die Befagungen der Dampfer der Argolinie find wegen des häufigen Ge: 
brauchs ihrer Boote beim Verholen in den alle acht Tage bejuchten englischen 
Häfen ohne Ausnahme im Audern fo gut ausgebildet, daß von den regelmäßigen 
Rüderübungen auf der Meier Abftand genommen werden fonnte. 

Die Geſellſchaft „Argo* hat im vorigen Jahre die neuerbauten Dampfer 
„Strauß* und „Sperber“ in Dienst geitellt und den älteren Dampfer „Adler“ 
nah England verkauft, jo daß die Flotte der engliihen Fahrt zur Zeit aus 
9 erftklaffigen Baflagier- und Frachtdampfern mit zufammen brutto ca. 9700 Re— 
giftertond befteht, welche abwechielnd fünfmal in der Woche den Auswanderer 
verfehr nach England vermitteln; fie können durhichnittlic in den Auswanderer: 
räumen 62 Perfonen aufnehmen und befördern anſtandslos, Tobald eine größere 
Zahl Auswanderer ſich einstellt, dieielben in der II. Kajüte ohne Preisaufichlag. 
lebrigens find die Näume der IT. Kajüte durchichnittlich nicht viel beſſer als die 
Audwandererräume. 

Die Auswandererichiffe des Nordbeutichen Lloyd wurden auch im verflofjenen 
Sahre bon dem Reichskommiſſar wieder möglichit regelmäßig, abwechſelnd an den 
Tagen der Abfahrt oder an den Tagen vor derjelben bejichtigt. Wie im Jahre 1898 
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widmete der Reichskommiſſar die Abfahrtstage in erfter Linie der allgemeinen Be- 
fihtigung der Schiffe, ihrer Ausrüftnngen und Ginrihtungen, und die Tage vor 
der Abfahrt vorwiegend den Manöverd und Uebungen der Mannicdaft. Aus 
nahmen von diejer Negel wurden gemacht, wenn die Schiffe an den Abtahrts- 
tagen Stark mit Anuswanderern belegt waren; dann wurde die Belichtigung an 
dieſem Tage vorgenommen oder wiederholt, um die vorichriftämähige Unterbring- 
ung jo vieler Menichen zu überwacden und die Sicherheitövorfehrungen zu prüfen. 
Auch dann wiederholte der Reichskommiſſar feine Beſuche, wenn größere Repara— 
turen an Schiff und Majchinen am erften Befichtigungstage noch nicht vollendet 
waren. 

Sämmtlihe Uebungen der Echiffäbelagungen an Bord der Auswandererſchiffe, 
einschließlich der Neichöpoftdampfer, hat der Reichskommiſſar auch im verfloiienen 
Sahre an den Belihtigungstagen geleitet. Das Ergebniß der Uebungen und der 
damit verbundenen Inſtruktionen war derartig, daß weit mehr geleiftet wurde, als 
nad 8 49 der Vorichriften über Austwandererichiffe verlangt wird. Der Reichs— 
fommiffar legte beionderen Werth auf die gute Ausbildung der Mannichaften im 
Rettungs- und Sicherheitsdienft. So wurde auf feine Anordnung der Schotten- 
verichluß und der Bootsdienit, die UImfoppelung der Dampf: in die Handſteuer— 
ung und dad Schießen mit Nettungsleinen auf allen unter feiner Kontrole ftehenden 
Schiffen bei jeder fich bietenden Gelegenheit geübt, ebenſo der Feuerlöſchdienſt. 
Auf den Auswandererichiffen und Neichspoitdampfern find die auf den deutichen 
Nettungsftationen gebräuchlihen, auch von der amerikanischen Negierung vor: 
geichriebenen langen Wurfleinen mit zugehörigen Geſchoſſen vorhanden, damit fi 
ein in Seenoth befindlihes Schiff mit dem Hilfe leiſtenden Schiffe in Verbind— 
ung Segen fan. Da von dem guten Treffen mit dem Leinengejchoß oft Die 
Rettung des Schiffes abhängt, fo ift die Hebung im Schießen mit demjelben von 
dem Reichskommiſſar angeordnet worden, twobei er die volle Unterſtützung der 
Generaldireftion des Norddeutichen Lloyd fand. Als Beiipiel mag bier angeführt 
werden, dab fich der Auswanderer: und Frahtdampfer des Lloyd „Maria Rid: 
mer3“, nachdem ihm die Echraube gebrodıen war, durch das Schießen einer Ge 
ihoßleine an Bord eines zur Hilfe berbeigeeilten Dampfers in der Norbiee aus 
ichwerer Seenoth gerettet hat. 

Am Ende des Berichtsjahrs waren ca. 98 Prozent der Belagungen des 
Nuderns und nad ihren Angaben ca. 90 Prozent des Echwimmens fundig. Auf 
allen Schiffen waren nad) dem Grtönen der beftimmten Signale die Schotten in 
drei Minuten geichloflen, während das Schließen der einzelnen Maichinenichotten 
nur 5 bis 10 Sekunden und das Schließen der Schotten zwiſchen den Aus 
wandererabtheilungen 10 Sekunden in Anſpruch nahm. Die Kapitäne, erften 
Dffiziere und anderen Sciffsoffiziere jowie die Beamten des Lloyd haben den 
Reichskommiſſär nach jeder Richtung in anerfennenswerther Weile unterftüist. 
Zur Muſterung an den Booten fanden fich die Beſatzungen in der Negel in 
3), Minuten ein. Die Boote wurden in 5 bis 6 Minuten zu Waſſer gefiert 
und bemannt. 

Der Norddeutiche Lloyd verfünte Ende 1899 über 81 Seedampfer, von 
welchen 46 zur Beförderung von Auswanderern dienen, während die übrigen im 
Weſentlichen für die Berörderung von Frachtgütern beſtimmt find. Die Zahl der 
Scedampfer iſt durch den Ankauf der Dampfer der beiden in der Fahrt zwiſchen 
Singapore und Bangkok beziehungsweiſe Hongkong Swatow— Bangfofbeibäftigten 
früheren euglifchen Linien, der fogenannten „Holt-Linie“ und der „Scottiih- Oriental 
Steamihip Go.*, im Ganzen um 25 Dampfer geftiegen. Durch die llebernahme 
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diejer Linien ift die gefammte bisherige engliiche Küftenfahrt im indiſch-chineſiſchen 
Meere in deutiche Hände gelangt. , 

Der vierzehntägige Neichspoitdampferdienit nad) Oftaften wurde mit dem 
Dampfer „König Albert” am 4. Oftober 1899 eröffnet. 

Im vorigen Jahre ift der legte Dampfer des Norddeutichen Lloyd aus der 
älteren Periode, der Dampfer „Hohenzollern“, welcher zulegt auf der inzwiſchen 
aufgegebenen Zweiglinie Honglong— Japan beichäftigt war, durch Verkauf aus— 
geichieden, womit die im Jahre 1892 begonnene Auswecjelung des alten Dampier: 
materiald ihren Abichluß gefunden bat. Außerdem wurde der Schnelldampfer 
„Fulda“ nah England verkauft. Sehr bedeutend ift der Zuwachs an neuen 
Dampfern. In Fahrt geftellt wurden im vorigen Jahre der Dampfer „König 
Albert“ von 10642 Brutto Negiitertons für die Neihspoitdampferlinie nach Oft: 
afien, der Dampfer „Rhein“ von 10058 Brutto-Regiſtertons für die Newyorker 
Linie, jowie die Dampfer „Cöln“ und „Hannover* von je etwa 7500 Brutto» 
Regiitertons für die Baltimore-Linie. Bis auf den Dampfer „Hannover” find 
ſämmtliche Dampfer auf deutichen Werften erbaut. Der Reichspoſtdampfer „König 
Albert” ijt lediglich für die oftafiatiiche Yahrt beitimmt und deingemäß im Weſent— 
lihen für eine große Zahl von Kajütspallagieren eingerichtet, während die Näume 
für die Paſſagiere dritter Klaſſe im Hinblid auf den nur ſchwachen Zwiſchendecks— 
verfehr auf diejer Linie einen verhältnigmäßig geringen Umfang aufweiien, das 
gegen jedoch eine Ausſtattung befigen, welche derjenigen der zweiten Kajüte nur 
unerheblich nachſteht. Sämmtliche Baflagiere dritter Klaſſe werden in kajütsmäßig 
ausgeitatteten Zimmern für 2 bis 4 Perſonen untergebradt. — Die übrigen 
3 Dampfer find in eriter Linie fir die Beförderung von Ausmwanderern und großer 
Mengen von Fradtgütern eingerichtet. Die Dampfer find entiprehend den Anz 
forderungen de neuen Auswanderungsgeſetzes ausgerüftet. Auch auf ihnen zeigt 
fih ein Yortichritt in den Zwilchended3einrichtungen, indem auf den Dampfern 
„Cöln“ und „Hannover“ ebenfalls 6 Zimmer für Familien von 4 bis 8 Köpfen 
hergeitellt find. Sämmtliche Dampfer find unter Spezialauffiht nach der höchſten 
Klaſſe des Germanischen Lloyd gebaut, wobei auf hervorragende Seetüchtigfeit 
bejonders Werth gelegt iſt. Wie alle neueren Schiffe des Norddeutichen Lloyd 
find auch diefe Dampfer mit Schlingerfielen veriehen. In Bezug auf die Sicher: 
heitseinrichtungen verfolgt der Norddeutiche Lloyd das Prinzip, den Schiffen in 
eriter Neihe durch die ganze Konftruftion des Schiffskörpers einen möglichit hohen 
Grad von Sicherheit zu geben. Dieſem PBrinzipe entfprechend, haben auch die 
4 neuen Dampfer eine Schotteneintheilung erhalten, welche über die VBorichriften 
der See-Berufsgenofienichaft für Schiffe diefer Klaſſe erheblich hinausgeht. Der 
Reichspoitdampfer „König Albert” beiist beiſpielsweiſe 13 waſſerdichte Schotten, 
während nad) den Borjchriften der See-Berufsgenoſſenſchaft nur 9 erforderlich 
fein würden. Ebenſo find die übrigen Dampfer mit je 2 Schotten mehr, als von 
der See-Berufsgenoſſenſchaft beaniprucht werden, ausgeitattet. Dabei it die Ans 
zahl der waſſerdichten Thüren, ſoweit ald mit dem Betrieb vereinbar, beichränft 
worden. Die wajjerdihten Schotten find auf allen 4 Schiffen bis zum Ober: ' 
bed durchgeführt. Dieje Einrichtung ift Für die Sicherheit der Dampfer von 
anßerordentlicher Bedeutung, da fie die Schwimmfähigkeit der Dampfer weientlich 
erhöht, aber auch bei Fenersgefahr Schuß gegen die ſchnelle Ausbreitung des 
Feuers gewährt, 

Als Rettungsboote hat der Lloyd verjuchsweile leichtere Boote von Holz 
mit Segeltuchbezug von dem Bootsbauer Lühriien in Aumund bezogen, welde 
neben der großen Leichtigkeit eine hohe Glaftizität und Widerftandsfähigkeit gegen 
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Einbeulungen befigen. Diefe Boote haben fich durhaus bewährt. Zur fchnelleren 
Ueberbordjegung der Rettung&boote find auf einigen der neueren Dampfer des 
Lloyd die Nettungsboote nicht mehr mit ihrem Kiel parallel zur Längsachſe des 
Schiffes angebradht, jondern in einem Winkel zu derjelben, jo dab für das 
Hinausbringen der Boote nur noch eine einfache Bewegung in einer Richtung 
erforderlich ift. Dieje ichräge Aufftellung bietet gleichzeitig für die Boote gegen 
von vorn kommende ſchwere Seen eine größere Sicherheit. Auf Anregung aus 
den Kreiſen der Offiziere deg Norbdeutichen Lloyd find auf den neueften Dampfern 
an den Bootsdavits, an Stelle der bisher gebräuchlichen Belegnägel, 2 halbe Be- 
legflampen eingeführt,. wodurch das Zuwaſſerlaſſen der Boote bedeutend leichter 
und ficherer bewerfftelligt werben kann. Auc find auf allen neuen Dampfern für 
das Aufheißen der Boote auf den Bootsdecks 2 Dampfwinden aufgeitellt. 

Beſonders hervorzuheben ift, daß der Norddeutſche Lloyd die Einstellung 
eines Schulſchiffes in feinen Betrieb beichloffen hat, das zur Heranbildung des 
Nachwuchſes für fein Offizierforpd dienen jol. Für diefen Zweck hat berielbe 
die viermaftige Bark „Albert Rickmers“ angelauft, die mit Einrihtungen zur 
Unterbringung von 100 Dffizierdafpiranten verjehen werden foll und die ihre 
erste Reife im April d %. über Philadelphia nah Japan antreten wird. Se. 
Ktönigliche Hoheit der Erbgroßherzog von Oldenburg hat, um die Sache zu 
fördern, das Proteftorat über diejes Schiff, weldes den Namen „Sophie Char: 
(otte* führen wird, übernommen. Die Offiziere und Mannfchaften jollen aud 
im Sicherheit: und Nettungsdienft, im Rudern und im Scießen mit den Noth— 
leinen, ausgebildet werben, 

Der Norddeutihe Lloyd beförderte 1899 auf feinen Newyorfer Dampfern 
über 23 Prozent aller während des Jahres in Newport gelandeten Pajjagiere. 

Bon den außereuropäiihen Plägen der direkten Schifffahrt find in Bremen 
gelandet 28876 Paſſagiere, unter denen ſich 564 Perſonen befanden, welche in 
den Vereinigten Staaten von Nordamerifa nicht zugelaffen wurden. Von dieſen 
ftammten aus: 

Deutihland. - 2» 2 2 343 Perſonen, 


Rußland. . . 2 2» 2 2 2.2. 115 a 
Defterrih . >» = 2 2 2 200.406 - 
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zufammen . . . 564 Berjonen. 
Unter dieſen befanden ſich 130 Berfonen, welche angeblid) vor ihrer Ein— 
ihiffung Arbeitskontrakte für Amerika abgeichlofjen hatten. 


Hamburg und Stettin. 


Ueber Hamburg wanderten im Jahre 1899 64214 Perfonen aus gegen 
39882 Berfonen im Jahre 1898, wobei die deutiche Auswanderung nur eine 
Vermehrung von 2490 Berfonen gegen dad Vorjahr aufweift. 

Den Hauptzuwachs des Auswanderſtromes lieferten: 

1898 1899 
Rußland mit . . . 13633 30941 = + 17308 ®Berfonen, 
Oeſterreich-Ungarn inl. Böen mit 8962 19920 = -+ 10958 - 
Rumänien mit . . .» Er Er 637 1680 = + 1043 u 
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Das Hauptziel der Auswanderung blieb Nordamerika troß der dort ftrenger 
gehandhabten Maßnahmen zur Erſchwerung der Einwanderung. Es wurden im 
Jahre 1899 in den Vereinigten Staaten von Nordamerika allein 395 Berjonen 
von der Landung ausgeſchloſſen, worauf fie gemäß den vom Neichäfanzler feit- 
geftellten Konzeffionsbedingungen koftenfrei dur die Rhederei in ihre Heimath 
zurüdbefördert wurden und zwar 


nad) deutichen Plägen . . . 72 Perſonen, 
„ Defterreihelingarn . . . x» . 119 " 
=: SAUREN u: 117 & 
„MRumänien. U 5 
der Türke. 8 J 
„ England.... 1 
zufammen . . 38 Perſonen. 


Ihre Zurückweiſung hatten die davon Betroffenen faſt ausſchließlich ſelbſt 
und zwar dadurch verſchuldet, daß ſie bei Abſchluß des Beförderungsvertrags 
über ihre Verhältniſſe unwahre Angaben gemacht hatten. 

Auch die deutiche Auswanderung nad Brafilien zeigte die nicht unbedeutende 
Vermehrung um 460 Köpfe (1898: 629, 1899: 1089), was zum größten Theil 
der SKonzeifionsertheilung für die hanſeatiſche Koloniſationsgeſellſchaft zuzu— 
ſchreiben ift. 

Die indirefte Auswanderungsbeförderung über England ift bedeutend herunter— 
gegangen — 369 Köpfe (1899) gegen 1723 Köpfe (1898) —, was als eine 
Wirkung ded neuen Auswanderungsgeſetzes angeſehen werden fann. 

Die Ueberwahung des Auswandererverfehrd an Land durch den Reichs— 
fommiffar wurde eingehend ausgeübt. 

Die Empfangnahme auf den Bahnhöfen und die fi hieran anjchließende 
Bertheilung ber Angefommenen an die Auswandererherbergen durch Beamte ber 
Bolizeibehörde vollzog fi) orbnungsmäßig. Die Repifionen der Unterkunfts— 
anftalten zeigten wie früher, daß namentlich die ſtaatlichen Auswandererhallen am 
Amerikaquai muſterhaft geleitet wurden und auch in ſanitärer Beziehung nichts 
zu wünſchen übrig ließen. Trotzdem iſt ein Plan zur Errichtung von umfang— 
reichen neuen Auswandererhallen auf ber Veddel ausgearbeitet wurden, da bie 
alten fih räumlich nicht immer ald ausreichend erwieſen haben. Diefe neuen 
Ausmwandererhallen mit ihren zahlreichen Gebäuden, einer großen Kirche und ben 
neueften Einrichtungen auf fanitärem Gebiet werden Mufteranftalten darftellen 
und die privaten Auswandererherbergen immer mehr verdrängen, was für die 
Kontrole durchaus erwünſcht ift. Epidemiſche Krankheiten find unter den Aus— 
wanderern nicht aufgetreten. Die wenigen vorgefommenen Krankheitsfälle wurden 
entweder im Quartier oder in den Krankenhäuſern behandelt, je nad) ihrer Schwere. 

Unregelmäßigfeiten im Auswanbdererbetriebe waren verſchwindend. Es liefen 
bei der Auswanderungsbehörde 24 Anzeigen ein und zwar: 

wegen Webervortheilung und jonitiger SUN a 7— 
„Litzerei . . ae Bere 
„» Verweigerung ber Beförderung . Bar u er eb 

— 0.24. 


Davon wurden anderen Behörden zur weiteren VBeranlaffung überwiejen 1 
durch dad Nachweiſungsbureau im Wege des Vergleiche erledigt . . 21 
es blieben auf fich beruhen, weil unbegründet . . — — 
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Strafverfügungen wegen Berftoßes gegen die Beitimmungen des Regulativs 
für die Beherbergung von Auswanderern vom 26: Mai 1887 wurden 3 erlaifen. 

Bon der Auswandererbehörde ift eine jcharfe KKontrole auf allen zwijchen 
hier und Großbritannien verfehrenden, jowie auf den via Großbritannien nad 
Stapitadt bejtinunten Schiffen ausgeübt worden, um eine unerlaubte Auswanderer: 
beförderung zu verhindern. 

Umfragen unter den Auswanderern behufs eititellung etwaiger ordnungs— 
wibriger oder unreller Behandlung oder verbotswidriger Beförderung wurden an 
Bord der reilefertigen Schiffe und in den Paſſagierhallen bejtändig gehalten. 
Deögleichen wurde eine Kontrole geübt, ob für die von den Scifffahrtögejell: 
fchaften mit den Auswanderern abgeichlofienen Verträge nur die vom Reichs— 
fanzler genehmigten Formulare benugt wurden. Ordnungswidrigfeiten find babei 
nicht vorgefunden worden. | 

Die Ueberwachung des Auswandererverfehr8 an Bord geitaltete fich wie im 
früheren Jahren. 

Im Berichtsjahre 1899 liefen 898 Auswandererfchiffe von Hamburg aus. 
Da es dem Reichskommiſſar nicht möglich war, alle dieje Schiffe vor jeder Ab: 
reife zu befichtigen, wurde nach einem gewiſſen Turnus verfahren, wonad) jedes 
Auswandererichiff mehrmals im Jahre einer Befichtigung unterzogen wurde. Auch 
wurden einige Auswandererichiffe, welche befonder8 ſchwere Seereifen oder Havarie 
gehabt hatten, behufs jofortiger Feſtſtellung etwaiger Mängel beim Einkommen 
bejichtigt. 

Der Zuitand der Auswandererfchiffe entiprah in Bezug auf Cinrichtung, 
Seetüchtigkeit und Sicherheitseinrihtungen dem Reichsgeſetze. 

Der Sicherheitsdienit ift muſtergiltig organifirt. Die Beſatzungen find in 
ihren Funktionen gut und ficher ausgebildet. Damit aud die Vornahme von 
Uebungen im Sicherheitsdienfte außerhalb des Heimathshafens, wie Schottenichließen, 
Feuerlöſchmanöver und Bootebemannen leicht fontrolirt werden fann, werden jolde 
Uebungen im Schiffsjournal roth eingetragen. 

Die Güte des Materiald und Berfonald der Auswandererfchiffe wurde im 
Anfang Februar durch die ausnahmsweiſe harten und langandauernden, orfan: 
artigen Stürme auf eine jchwere Probe geitellt, welche fie glänzend beitanden. 
Die zahlreih im Sturmrayon befindlich geweienen Schiffe hatten alle dem ln: 
wetter zu trogen vermocht; nur bei der „Bulgaria“ und der „Pretoria” traten 
Brüche der Ruderpinne ein, doch wurden auch diefe Schiffe unter den fchwierigiten 
Berhältniiien durch die jahgemäße Führung und die todeömuthige Hingabe der 
Mannichaft vor jchiwereren Verlusten bewahrt. Da dieſe Brüche der Ruderpinnen 
möglicher Weile in der Schwäche der Eifen ihren Grund hatten, gab die Hamburg: 
Amerika-Linie der in Frage kommenden Schiffe der P= und B-Klaſſe erheblich 
ftärfere Nuderpinnen und ließ zur größeren Sicherheit die Reſervepinne getrennt 
von der Ruderpinne anbringen, 

Die Schifffahrtögeiellibaften, an der Spite die Hamburg: AmerifasLinie, find 
fortgelegt bejtrebt, für die Sicherheit zur See ſelbſt über die Vorichriften hinaus 
Vervollkommnungen einzuführen... Bon den Verbeſſerungen, welde die Hamburg: 
Amerika-Linie 1899 hat eintreten lafjen, mögen die folgenden bejondere Erwähnung 
finden : 

1. Auf denjenigen Schiffen, deren Bootsdeck fich ſehr hoch über der Waſſer— 
linie befindet, find zum leichteren und schnelleren Heißen der Boote beiondere 
Bootsheißmaſchinen aufgeitellt. 
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2. Um eine beſſere Verſtändigung zwiſchen dem Ausguckmann und dem 
Kommandirenden auf der Brücke bei jedem Wetter herbeizuführen, iſt bei den 
neueren Dampfern ein größeres Sprachrohr am Ausguckskorb angebracht und den 
Schiffen außerdem ein großes, in Amerika patentirtes Sprachrohr mitgegeben, das 
den Schall weit trägt und auch als Hörrohr benutzt werden kann. 

3. Als Erjag für die vor einigen Jahren eingeführten elektrifchen Rettungs— 
bojen, bie fih nicht bewährt haben, find felbitzündende Nettungsfignallichter ein- 
geführt. Diefelben beitehen aus kleinen Blechdoſen, ähnlich ben Konſervendoſen, 
und find mit einer Maſſe gefüllt, die ſich beim Zutritt von Waſſer ſelbſt ent: 
zündet. Angeſtellte Berjuche haben ergeben, daß die Lichter ca. eine halbe Stunde 
lang mit einer hellen, weit jichtbaren Flamme brennen, die weder durch Wind, 
noch durch Wellenichlag ausgelöjcht werben fann. 

| 4. Um die Rollbewegungen der großen Dampfer auf das geringfte Maß zu 
beſchränken, haben ſämmtliche Schnelldampfer, fo weit fie nicht von vornherein 
mit Kimmkielen gebaut waren, ſolche erhalten. 

5. Außer der einen vorgeichriebenen Dampfpfeife ift den größeren Dampfern 
noch eine zweite Dampfpfeife ald Reierve gegeben, 

6. Bei den Bofitiondlaternen aller Schiffe wurden die gepreßten Linſen 
verworfen und dafür bie zwar theuereren aber ungleich beſſeren optiich geichliffenen 
Fresnel'ſchen Linjen eingeführt. Des Weiteren ift bei allen Poſitionslaternen 
auf denjenigen Schiffen, die mit eleftriichen Lichtmaihinen verjehen find, das 
elektriſche Glühliht eingeführt. Die Glühlampen find mit zwei vollftändig von 
einander getrennten und nur einfach gebogenen Leuchtbrähten veriehen, die derart 
mit einem in der Laterne angebrachten Eleftromagneten verbunden find, daß beim 
Berjagen ded einen Drahtes der andere felbitthätig in Funktion tritt. 

7. Auf ſämmtlichen transatlantiihen Baflagierfchiffen ift die Anordnung 
getroffen, daß in den Kajüt3gängen und in der Nähe der Niedergänge während 
ber Nacht außer den vorhandenen eleftriichen Zampen ftet3 noch mehrere Pretroleums 
bezw. Dellampen brennen. 

Für die Außwandererräume ift die gleiche Maßnahme bereits durch 810 
der Vorſchriften über Auswandererſchiffe angeordnet. 

8. Bei den hochbordigen modernen Schiffen beeinträchtigt jede, aucd die ge: 
ringite Schlagfeite des Schiffes dad Ausſetzen der Boote. Um dieſen Uebelſtand 
. zu bejeitigen, jind die Rettungsboote mit fogenannten Beiholern verjehen worden. 
Es find dies dünne Euden von ca. 5 Faden Länge, die um die vorberfte und 
hinterſte Ducht der Boote geipleigt find. Mittelſt dieſer Beiholer find die Boots: 
bejagungen in der Lage, ihr Boot bis diht an die Schiffswand heranzuholen, 
und bort jo lange feitzubalten, bis die Paflagiere binneingeitiegen find. Diele 
Einrihtung hat fich bereit beim Untergang der „Patria“ als außerordentlid) 
zwedmäßig erwiejen. 

9, Auf jämmtlihen Paſſagierſchiffen der nordatlantiihen Fahrt ift ferner 
die Anordnung getroffen, daß während der ganzen Reife ftetS zwei Boote ausge: 
fhwungen find, damit unter allen Umftänden ein möglichſt raſches Zuwaſſerlaſſen 
wenigſtens eined Boote gemwährleiftet wird, 

10. E3 verdient noch hervorgehoben zu werben, daß ſeit Mitte 1899 auf 
den größeren Ozeandampfern ber Hamburg Amerika = Linie außer dem gejetlich 
vorgefchriebenen Schiffsarzt ein zweiter approbirter Arzt als Hülfsarzt ftationirt iſt. 

Trog aller Maßnahmen für die Sicherheit der Schiffe ift im Jahre 1899 
ber Verluft eines größeren Balfagierdampfers, „PBatria”, zu beklagen gewejen, ber 
am 15. November in der Nordjee vor der Sceldemündung verbrannte Die 


Unnalen des Deutſchen Reihe. 1900. 54 
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Urſache des Brandes ift offenbar auf Selbftentzündung der Ladung zurüdzuführen. 
Das Teuer entitand angeblih im Hauptded, im fogenannten Keſſel-Compartment, 
und übertrug fi in Folge Zuſammenwirkens verjchiedener ungünftiger Umftände 
auf die im Oberbed befindliche Ladung, fo daß innerhalb weniger Minuten das 
ganze Dberbed in Flammen ftand. Da ein Löſchen bes Feuers unter dieſen 
Umftänden unmöglich war, mußte die Sciffsleitung darauf Bedacht nehmen, zu: 
nächſt die an Bord befindlichen Paflagiere zu retten. Das Rettungswerk vollzog 
fih in ruhiger, ſachgemäßer Weile, ohne jeden Unfall, jo daß fein Menfchenleben 
verloren ging. Es zeigt dies, daß die Sicherheit8einrihtungen auf unferen Schiffen 
auf der Höhe ftehen und daß die fortwährenden Uebungen ber Mannſchaften im 
Bootsdienſt ihren Zweck erfüllen. 

Bon aufßereuropäiihen Plägen wurden nah) Hamburg beförbert: 

22440 Perſonen, unter denen 413 mittellofe Auswanderer aus Norbamerifa 
befanden. 

Außerdem famen aus England 1002 mittellofe Auswanderer, jo dab ſich 
die Gefammtzahl derfelben auf 1415 belief. 

Bon diejen ftanmten: 

aus Außland . -» » 2 2°... 1174 Berfonen, 
„ Delterreihellngam . . . . . 134 
„ Dautihlan . » 2 2 22.78 = 
„ Aumänin. . » 2 2 22.018 ö 
PO: "20: teee 8 
SICH nalen ce ee 
„ ba Shwei - . : 2 2 2. 1 a 
17: Pa 1 

zufammen 1415 Berjonen, 

Sämmtlihe Rüdwanderer wurden theil3 auf Koften bes jüdiſchen Komitees, 
theild auf Koften der Behörde für das Auswanderungsweſen und ber Polizeibe— 
hörde, auh 4 Perſonen auf Koften von Privatperfonen nad ihrer Heimath 
beförbert. 

Stettin. 


Der von der Hamburg: Amerifa-Linie jeit Ende 1895 in Stettin eingerichtete 
Audwandererverfehr nad Nordamerika wurde Ende Juli 1898 unterbroden und 
im Jahre 1899 nicht wieder aufgenommen. 


Näheres über die deutjche überjeeifche Auswanderung ergibt fi) aus dem im 
Heft I Jahrgang 1900 der Bierteljahrähefte zur Statiftit des Deutichen Reichs 
erſchienenen Weberfichten, von denen die wichtigeren nachftehend gegeben find. 
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Bericht über die Thätigleit der Reichskommiſſare 


Die überfeeifhe Auswanderung im Jahre 1899. 
Herfunftsländer und Einfhiffungshäfen der deutihen Auswanderer. 








Staaten und Landestheile 


der 
Herkunft 

Provinz ——— FE TEE 
„ Beltpreußen. . . . . » 
»„ Brandenburg mit Berlin 
»„  Bommen .. 2... 
J ER are 
A u I ELISE 

" ig Holftein . - 
„ Hannover... .... 
J. Weſtfalen. » 2... 
BSeſſen⸗Naſſau . . . - - 
Rheinland . . .»... 
Hohenzollern en N Be 


Königreih Preußen . . 


Bayern rechts des Rheins 


Bayern lints des Rheins (Pfalz). j 
Königreih Bayern . . 


Königreih Sadjien. . . . . . . 
Miürttemberg 
Baden 


Medlenburg Schwerin - .. . . 
Sadhien-Meimar. . . ..... 
Medlenburg-Streliß 
Oldenburg 
Braunichweig 
Sadhjlen-Meiningen. . » - » » » 
Sadjen-Altenbur 
Sachſen⸗Coburg⸗ 
Anhalt 
Schwarzburg-Sondershauſen. .. 
ee ee Bee 

Mald 
Reuß tere et 
Reuß jüngerer Linie 
Schaumburg-tippe 
Lippe 
Lübeck 
Bremen 
Hamburg.. ee 
Slfah-Lothringen. - » » 2...» 
Deutichland ohne nähere Angabe. 


Deutſches Neih . - 
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. Th Te 


DE Ber Er BE BE 


. hr Tr Tr Tr Te 


ee Er era 


a we ra: 


n Da Tasse Sue Er Tasse" 


Te Due Er 66 


. 60 8 Tr [hr Tr rer 


. 7 Te he 
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m 1 Sabre Davon gingen über die Einidifiungsbäten 
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Liver- 
pool 


l-ll-Ilılloll 








— — — — — | — — — — | — — — 





Dame | Bre- 
burg men 
3101| 216 
509 640 
1544| 687 
362 273 
664| 1023 
4001 191 
2581 266 
1163| 118 
537| 1437 
148) 314 
2601 317 
262| 377 
5 6 
6422| 5 865 
552] 774 
37) 197 
5891| 901 
5761| 451 
8388| 439 
2581 274 
126 87 
205 24 
72 47 
13 8 
61} 191 
45 60 
21 30 
19 11 
24 15 
21 20 
10 9 
6 12 
9 9 
20 81 
28 32 
1 10 
12 20 
12 15 
59 880 
15751 150 
28 85 


23 740 |10 660] 9 126 
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ERFELLTEELEFTL LIES TIEFEN 
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WIRENEEEEREEEEREEEE ET 


PV V Ba Ba Da Ba Ba Ba Ba Ba Be Fe 


Ir ı VA 


ſter⸗ 
dam | dam en 
— 6 33 
— 5 171 
1 11 42 
— 6 43 
1 34 293 
— 2 » 
— 5 35 
_— m 4 
-| 2] 2 
-| 2| w 
1 6 93 
— 15 400 
— — 8 
3 124 | 1329 
12 365 
— 10 261 
22 626 
1 5 24 
— 19 371 
— 7 194 
— 6 109 
— — 2 
— — 4 
— — 17 
— 5 1 
— — 5 
— — 1 
— — 3 
— — 2 
— — 2 
— 1 8 
— 1 5 
— — 1 
— — 13 
— 2 = 
it [38 
| 2] 10 
|! 8 
2870 
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für das Auswanderungswefen während des Jahres 1899. 507 
Beruf der im Jahre 1899 ausgewanderten Deutichen.*) 
Berufund Berufsftellung Men rg 
A. Land- und Forjtwirtbichaft (auch Gärtnerei, Thierzucht, Jagd, Fiſcherei). | 
1. Selbftändige (Eigenthümer, Pächter)... . 2... - 3934| — 
2. Landwirthſchaftliche Tagelöhner, Knechte, Mägde, auch ſonſtige | 
Behülfen . . .» . . RB u re en Advert 2154 87 
3. Nicht erwerbend thätige Angehörige von Lund 2... .... 534 | 1151 
BI. Bergbau, auch Hütten« und Salinenwefen. 
1 Erwnbnhälioe 4. 2 an 16 - 
2. Nicht erwerbend thätige Angehörige. - - - » -» 2 2 2 nn. 15 | 24 
B II. Induſtrie (Gewerbsweſen), aud; Bauweſen. 
1. Selbftändige (Geihäftsinhaben). - » > 2 2m nn nenne. 460 4 
2. Gehülfen aller Art und Arbeiter in einem beftimmten nduftriegweige | 2584 49 
3. Nicht erwerbend thätige Angehörige von Lund 2... .... 320 | 739 
C I. Handelsgewerbe, auch Verſicherungsgewerbe. 
1. Selbitändige (Beihäftsinhaber). - - - - 22 nn. 779 2 
8. Gebülfen alle At. . - - > > 2 rer 2323: 2 
3. Nicht erwerbend thätige Angehörige von lundd?2 ...... 112| 365 
C1. Gaite und Schankwirthſchaft, fonitige Verkehrsgewerbe. | 
1. Selbitändige (Geihäftsinhaber) - - - » » 2-2 nennen 40 — 
2. Gehülfen aller Artt.. 653 46 
3. Nicht erwerbend thätige Angehörige von Lund 2. ...... 29 83 
DI. Häusliche Dienftboten (nicht gewerbliche; Diele find unter A, BI, 
C I und 11. 2 eingereibt. 
LER ae re 60 281 
Diner ee ea 3 9 
DI. Lohnarbeit wechfelnder Art. 
U ERDE 3 02: ae ea ae rt m erh 163 1 
ME UNGERDEIGE ee a era 14 44 
E. Sogenannte freie Berufsarten, aud) öffentlicher (Staats⸗ ıc.) Dienit 
2: Selbſündizeeeeee Bra ih 490 93 
Be ARDeBOrgE ee 31 70 
F. Ohne Beruf und Berufsangabe.”) | 
1: REN u u 2 re 673) 5821 
BO RREE 2 ee  na 


921 | 1272 


*) 829 über Rotterdam und Amſterdam gegangene Perfonen konnten hier nicht 
nachgemwiefen werden, weil Angaben iiber Beruf bezw. Geichlecht fehlten. 
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Einſchiffungshäfen und Beſtimmungsorte deutſcher Auswanderer. 











Im Jahre 1899 gingen deutſche Auswanderer über 





























erde 
a | m 
Beitimungsländer Ham- | Bre- einer * Rotter · Ant⸗ * Eher kom 
burg | men | pool ha dam werpen bourg | dt 
‚ dam | w 
| fouımen 
Großbritannien dirett | 1370| 238 | — — — | _ _ _ | 1 608 
Belgien direft ‘| — — — * — Fre 
Portugal direlt | — ı| -|'-)|-|-]|-|)-]1 
Sollen direlt 3i — — — — — — = H 
Italien direkt | — 7 — — — — — — 7 
Vvriiſch Rordamerita f met| 80 4 ZI oo III 
b5 indireft | — — — — — 88 — _ * 
—— —— von direft | 7039 8395 1 4| 825 12548 | 24 6 hie 
merika indirekt 45 41 — — 119 — — M 
Mexiko direkt 107 4 — = — — — — 11 
Cuba direkt 8 1| — — — — _ — 
Vortorico direkt | — — — — — — — ? 
— IE ee et ee 
= Domingo direkt 61 — = RE — — ER s 
aiti direft 1| — _ — — — — — 
Venezuela ditrelt 31 — _ — I — — — al 
Brafilien ohne die drei | direkt 396 8 — — — | — — 4 
n füblihen Staaten indiret | — = — — — 11 - — l 
Parana direkt 29 9I| — _ — 1 — — * 
St. Catharina dit | 241 20 — — — | - | — *3* 
* Grande do Sul direkt 93 9 — — — — — — F— 
ruguay direft 32 3 — — — — — — 
direft | 860 110 — — — 35 — — [8 
Argentinien N ech 2 un = * = = u 
Falklands · Inſeln Direkt ie Nee le ee 
Ghi f Direlt 165 | — — — Fe = — — 165 
ne Imdiret | — — — — — 1| — — | l 
— — 31 — — — — — —21 
eru dire 22 — _ — — — — — 2 
Columbia direkt 32 — — au — — — —2 
Coſtarica direlt 41 = — 2 er ar en | x 
—— hei ” _ _ — = u = ig 
aypten dire 14 — — — 
nee direkt 22 — — — — — — — * 
adeira direft 3 — | — — = — — _ e 
Canariſche Inſeln direft | — — — — — = > — 
Portogieſiſch Weſtafrila direlt si -Ii|-|-|-1|1-|-]|- ö 
——— Weſtafrika direkt Li. — —— — — — — R 
iberia direlt 3| — — — — — — — = 
Goldfüfte ea a = | I I = > I | 
rg Poo direlt 21 — — — = — — — 
— RC ee er re Br nt Be En 
indirelt 137 811 — — = 3| — — J 
Transvaat degli Feel nel u Fee ee a 
RER Aftabe direkt 7 — = u = 31 — _ 6 
} s 
Vortugiefiſch Oſtafrika indireft 4 1 — Ei | Eu 1 — _ | ' 
Sanſibar direkt 4 — * — — F 
Britiich Oſtafrita dirett Eli | N er — 


Afrika ohne nähere Angabe direkt 10 


| 





für da3 Auswanderungsweſen während des Jahres 1899, 





Beitimmungsländer 





rabien 

ritiſch Oftindien 
wlon 

lalatta 

ingapore 

bina 


onglong 


apan 

bilippinen 

umatra 

Hafıen ohne nähere Angabe 
fien ohne nähere Angabe 
meensland 

eu⸗Süd · Wales 

ittoria 


übAuftralien { 


deft-Auftralien 
amoa · Inſeln 


Summe 
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—— — — — 


809 











burg | men 


Bre= Liver⸗ 
pool 
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fter- 
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Havre 


Eher: || fre 
bourg || Häfen 
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direkt 31 — — — — — — — 3 
direkt 7 — — — — — — 7 
diret | — 71 — — — — — — 7 
direlt 8 — — — — — — — 8 
diret | — 38 — — — — — — 38 
direkt 27 59 — — — — — — 86 
diret | — — — — — 21 — — 2 
direlt 4 8 — — — 11 — — 13 
diret | — — — — — 11 — — 1 
direkt 11 — — — — — — — 1 
direkt 1| — — — — — — — 11 
direkt 11 — — — — — — — 1 
indireft 8 — — — — — — 8 
direkt | — — — 5| — — 69 
direkt 28 — — — — — — 28 
direkt 14 — — — 1 — — 16 
indirekt — — — — — — 1 
direft 8 — — — 10 — — 18 
direkt 1 — — — — — 1 
direkt 1 4 825 /2630 | 244 6 123225 
indireft 4 — — 240 — — 515 
10660 91265 4 | 825 |2870 | 24 | 6 |23 740 
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Die über deutſche Häfen 


SE 
im Jahre 
1899 * —— 
Herkunfts— deutfche Europa 
(Heimaths-) * be 
e örderten 
Länder — 
ländiſchen 
Aus · 
wanderer 


igte 
taaten von 
Amerila 


Derein 


S Is 


Großbritannien 
Niederlande 
Belgi 


45 25 21 
67 80 11 
15 065! 21 945] 1955 
4855| 27 945 137 
3 1 
1618 425 527 
22 38 1 
Montenegro - - :» - » . 3 — — 
Bulgarien. 21 15 10 
Suropaiſche Türkei . . . 38 32 8 
Britiſch Nordamerita . . 36 36 3 
Vereinigte — von 
Amerita . . . | 73 60 
MWeftindien 25 25 
Merito u. Zentralamerifa 104 104 
Braiilien 11 11 
Argentinien 6 6 
an 10 10 
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Andere füdamerifantiche 

Staaten 30 
Egypten 1 
Transvaal 2 
Afrita ohne näh. Angabe 74 
Aſiatiſche Türkei. - . . 1 


sem: 1 
2 


Aiten ohne näh. Angabe 57 57 
Auftralien 28 g 
Polynefien 1 1 


Summe 130 646 153 554 77 092] 16 054 1| 1] 16056] 6 0838| 1 
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Der 
Dee RD 


PERULEETEI 
FTEEFEN HEN 
SEHE ERE 
FIEBER ERBERE 


Fe TORE RC 


Davon wurden befördert 
über Hamburg - . - 53554 [153554 — 10 871, — | — [10871157 
„ Bremen ; 77092 — 177092] 5188 J 1] 518 
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für das Auswanderungsmwelen während des Jahres 1899. 
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Miszellen. 


M Zuderftatiftif. Eine intereffante Zufammenftellung und Vergleihung über 
die Ergebniffe der Zuderinduftrie in Deutichland, Defterreih-Ungarn und Frank: 
reih in den Jahren 1897/98 unb 1898/99, alio vom September 1897 bis 
September 1899, bringt das Deutjche Handels-Archiv auf Grund der Mittheilungen 
der „Deutihen Zuder-Induftrie“. Hienach beitanden in Deutihland 402, in 
Defterreich-lingarn 216 und in Franfreih 344 Zuderfabrifen. Der Rübenanbau 
minderte fih in biejen beiden Jahren in Deutihland von 437,174 ha auf 
426,641 ha, hob fid dagegen in Defterreichelingarn von 302,100 ha auf 
310,100 ha und in Frankreich von 231,050 ha auf 238,910 ha. 

In Deutihland wurden 137 bezw. 121'/, Millionen dz Nüben ver: 
arbeitet und hieraus 18'/, bezw. 17, Millionen dz NRohzuder gewonnen, io 
daß pro Hektar ein Ertrag von 313 bezw. 285 dz Rohzuder und eine Zuder- 
ausbeute au den Rüben von 12,, bezw. 13,,°/, zu konſtatiren it. 

An Oeſterreich-Ungarn wurden in der Gampagne 1897/98 68'/, und in ber 
Gampagne 1898/99 über 76 Millionen dz Nüben verarbeitet unb in Frank: 
reich in biefen beiden Gampagnen 64 bezw. 61 Millionen dz Rüben, jo dab 
in der Campagne 1897/98 bie Nübenverarbeitung fi) verhielt wie 100°/, (in 
Deutichland) zu 50°/, (in Oeſterreich-Ungarn) und 47°/, (in Franfreih), und 
in der Campagne 1898/99 wie 100°/, (in Deutichland) zu 62'/,°/, (in Defter- 
reih-UIngarn) und 54°/, (in Frankreich). 

Die durhicnittlihe Nübenverarbeitung pro Yabrif ergab für Deutich- 
land in der Gampagne 1897/98 über 840,000 dz Nüben, 1898/99 nur 
302,000 dz; für Defterreih-Ungarn 318,000 bezw. 356,000 dz Rüben und in 
Frankreich 186,000 bezw. 178,000 dz Rüben. 

In Oefterreichellngarn find alfo zur Zeit die leiftungsfähigften Etabliffements. 

Die Zuder-Einfuhr ift bekanntlich für Deutichland und Defterreih-lingarn 
fehr gering und beträgt nur ca. 10,000 dz fog. Kolonialzuder, in Frankreich 
dagegen beträgt die Einfuhr von Rohzuder nod immer über 1 Million dz 

Die Ausfuhr (auf Rohzuder berechnet) ergab für 


Gampagne Deutſchland: Oeſterreich-Ungarn: Frankreich: 
1897/98 | 10° art dz 5 Millionen dz 4's AR nen dz 


(46) (45) 
1898/99 10 Millionen dz etwas über 7 Mill. da] fait 3 Millionen dz 
(100) (72) (27) 


Der Zuderverbraud ift in Franfreih und Deutichland beinahe gleich 
ftarf, dann folgt Defterreih-Ungarn, wie folgende Tabelle zeigt: 


Verbrauch an Robzuder in 


Deutfchland 1897/98 |7 Millionen dz oder] Deft--Ung. 3, Mill. da 


Frankreich 4, Mill. dz 
13 kg pro Kopf 


oder 12 kg pro Kopf 
1898/99 | 7’; Mill. dz oder 5, Mill. dz 


13’: kg pro Kopf ober 13,» kg pro Kopf 


7, Millionen de Durchſchn. 3, Mill. d-Durchſchn. 5 Mill. dz 
= 18, kg pro Kopf — 8. kg pro op — 18 kg pro Hopf 













Durchſchnittlich 


a De a ne 


—— 


Der Zuderverbraudb hat fih in Frankreich im legten Jahre 
ftärter gehoben wie in Deutſchland. 

Sn Oeſterreich-Ungarn ergab die Rohzuderprobuftion in der Campagne 1897/98 
8, Millionen dz und in der Campagne 1898/99 10,, Millionen dz Robzuder. 

In Frantreih wurden 7, Millionen dz bezw. 7, Millionen dz Roh: 
zuder hergeftellt, jo daß der Ertrag pro Hektar fi in Oeſterreich-Ungarn auf 
227 und 245 dz und in Franfreih auf 277 und 255 dz Rohzucker berechnet. 
Die Ausbeute (Zudergehalt der Rüben) läßt fih für Oeſterreich-Ungarn auf 12 
und 13,0%, und für Frankreich auf 12 und 12,,°/, feititellen. Nimmt man 
die beiden letzten Campagnen zufammen und zieht den Durchſchnitt, fo ergibt ſich 
für die drei Hauptproduftionsländer an Zuder folgende Tabelle: 
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Deutihland: Defterreih-Ungarn: Frankreich: 
Rübenanbau 432,000 ha an ha 235,000 ha 


(100) (54']s) 
Rübenderarbeitung 129 Millionen dz 72 Millionen dz 62’ Millionen dz 
(100 (55 48 '/s) 
Robzuder- Erzeugung | 17’Je en dz 9! Erg dz 7 —— dz 
Ertrag pro ha 300 dz Rohzucker 236 dz Rohzucker 266 dz Robzuder 
(100) (79) (89) 
Ausbeute (Buderge- 13,07 °/o 12,51 %/o 12,.0°Jo 
balt der Rüben) (100) (98) (94) 


Bemerkenswerth iſt die außerordentlih günftige Ausbeute mit 13,.,%/, in 
der Gampagne 1898/99 in Dejterreihellngarn. 


N Das Statiftifhe Jahrbuch des Deutichen Reichs (vgl. Annalen Nr. 1, 1900 
S. 75) ift für dad Jahr 1900 im 21. Jahrgang zugleid mit einem gleichfalls 
bei Puttlammer & Mühlbrecht in Berlin erichienenen Bud „Die deutſche Volks— 
wirthihaft am Ende ded 19. Jahrhunderts, bearbeitet im Kaijerlichen Statiftiichen 
Amte“ der Deffentlichkeit übergeben worden. 

Der Umfang ded Statiftiihen Jahrbuchs, das ein Nahichlagebuh für alle 
Zweige der Statiftit des Deutſchen Reiches fein joll, wählt von Jahr zu Jahr 
und ift in diefem Jahr wieder von 234 auf 248 Drudjeiten angewadjen. 

An einem neuen Abſchnitt (XVI.) wurde der Anfang gemadht, über ba3 
deutihe Genoſſenſchaftsweſen einige Auskunft zu geben, jo daß nunmehr das 
Inhaltsverzeichniß diefes Jahrbuchs lautet über: 

. Gebietö:Eintheilung und Bevölkerung des Deutichen Reichs ; 
II. Bewegung der Bevölkerung, Selbitmorde, Auswanderung ; 
II. Land» und Forftwirthichaft, Erntes-Ertrag, Tabakbau, Hopfen= und 
Weinbau; 
IV. Viehftand nad) der Zählung von 1897 ; 
V. Gewerbe, Bergwerke, Biergewinnung, Branntweingewinnung, Zuder: 
fabrifen, Patentgejeggebung ; 
VI. Verkehr, Poft und Telegraphie, Eifenbahnen und Güterverkehr darauf; 
Binnenshifffahrt, Seeihifffahrt, Kanäle; 
VII. Auswärtiger Handel nad) General: und Spezialhandel, Gejammt- 
Eigenhandel;; 
VII. Geld: und Kreditweſen, Banknotenumlauf und Wechſelkurſe, Geſchäfts— 
verkehr der Reichsbank, Bankzinsfuß; 
IX. Großhandelöpreife wichtiger Waaren; 


— 
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X. Verbrauchs-Berechnungen von Nahrungsmitteln, Kohlen, Eifen, Baum: 
wolle, Petroleum ; 
XI. Reichdtagömwahlen von 1877 bis 1898; 

XII. AJuftizweien, Sriminalftatiitif, Kontursftatiftit ; 

XIII. Kriegsweſen, Etatsſtärke des bdeutichen Heerd und der Marine, die 
Kriegsſchiffe; 

XIV, Finanzweſen; Ausgaben und Einnahmen des Deutſchen Reichs, Matri— 
fularbeiträge-Ertrag der Zölle und aus den Verbrauchsſteuern, ſowie 
der Reichöftempeliteuern ; 

XV. Berfiherungsweien, Krankenkaſſen, Unfall-, Invaliditäts- und Alters: 
verficherung, Arbeiterverlicherung, die Lebens- und Feuerverſicherungen; 

XVI. Genoſſenſchaftsweſen (neue Abtheilung), die deutichen Erwerbs⸗ und 
Wirthichaftögenofienihaften, die Konjumvereine, Kreditgenoſſenſchaften, 
gewerbliche und landmwirthichaftlihe Produftivgenoflenichaften ; 

XVII. Medizinal- und Veterinärweſen, Anzahl der Aerzte im Deutihen Reich, 
Viehſeuchen; 

XVIII. Meteorologiſche Nachweiſe von 37 Beobachtungsſtationen; 

XIX. Schutzgebiete, Deutſch-Oſtafrika, Deutſch-Südweſtafrika, Deutſch-Weſt— 
afrika, Neu-Guinea und Marſchallsinſeln. 

Hierauf folgt der Quellennachweis und die Ueberſicht der Veröffentlichungen 
des Kaiſerl. Statiſtiſchen Amts und zum Schluß ſind wieder 3 graphiſche Tafeln 
beigegeben, nämlich 

1. Die Heirathshäufigkeit; 

2. Die Krankenverſicherung; 

3. Der auswärtige Handel des deutſchen Zollgebiets von 1893 bis 1899. 

In legterer Harte it die Einfuhr und Ausfuhr des beutichen Zollgebiets 
nad Spezial und Gefammteigenhandel, fowie der Verkehr mit ben vier haupt: 
ſächlichſten Staaten: Großbritannien, Oeſterreich Ungarn, Rußland und die Ber: 
einigten Staaten von Amerika dur farbige Säulen erfihtlich gemacht. 

So bildet auch der 21. Jahrgang dieſes Statiftifhen Jahrbuchs für eben, 
der fih mit Volkswirthſchaft und Politik beichäftigt, ein äußerſt brauchbares, 
handliches und zuverläffiges Nachſchlagewerk, das durch das obenerwähnte Buch 
„Die Boltswirthichaft am Ende des 19. JahrhundertS* (Berlin, Ladenpreis 1 ME.) 
noh erhöhten Werth gewinnt, da in legterem Werke namentlich die Abjchnitte 
über Gewerbe, den Berfehr, den Auswärtigen Handel und die Verbrauchsberech— 
nungen noc eingehender behandelt worden find. 


Die öffentlichen Fenerverjiherungs:Anftalten im Königreihe Preußen. Der 
in Merjeburg ſitzende Vorſtand des „Verbandes öffentlicher Feuerverjicherungss 
Anjtalten in Deutfchland“ hat zu Ende v. 38, eine Karte von den Bezirken der 
Anftalten herausgegeben, die als öffentliche anerfannt werden. Darauf find 
einerjeit$ die mit Verſicherungszwang für Gebäude ausgeftatteten, anderjeit3 Die 
auch Mobiliar verfichernden Societäten Fenntlih gemadt, Die Grenzen der 
Verſicherungsgebiete fallen der Regel nad) mit den politischen zufammen, in Preußen 
alfo mit denen der jich felbjt verwaltenden Provinzen und der ſtädtiſchen Weidh- 
bilde, Aber dieſe Einrichtungen jtammen aus älterer Zeit, und den Gejegen, 
die eine Abänderung der Provinzen und Stadtbezirfe herbeiführten, ijt nicht 
immer eine Beitimmung einverleibt oder gefolgt, durch weldhe die Giltigkeit der 
VBorichriften über Gebäudeverjiherung auf die Hinzugetretenen Kreiſe, Gemeinden 
oder Grundſtücke erjtredt wurde. Stimmen demnach thatjächlich die Verwaltungs 


—E 


— 


mit den Anjtaltögrenzen nicht an jeder Strede genau überein, jo vermindern 
ſich doch die Abweihungen allmählih. Ueber den Stand zu Ende 1898 gibt 
folgende AZufammenjtellung näheren Befcheid, wobei die Verſicherungsſummen 
auf Millionen Mark abgerundet und vier Gruppen unterſchieden find: 

A. mit Beitrittözwang für Gebäude unter Ausnahmen verjchiedener Art 
und nicht überall bis zum vollen Schäßungdwerthe der Gebäude; 

B. mit Monopofjtellung der Anjtalt und theilweile mit Zwangsverpflichtung 
zum Beitritte für hypothekariſch belajtete, vormundſchaftlich verwaltete 
u. a. Gebäude; 

C. mit Freiwilligkeit des Beitrittes und ohne Aufnahme beweglicher Gegen— 
jtände; 

D. mit Freiwilligkeit des Beitrittes unter Ausdehnung auf Mobiliarverfiherung 
(deren Höhe als zweiter Summand neben der ImmobiliarsBerjiherungss 
jumme angeführt wird). 

E3 entfallen auf die Provinzen und Feuerfocietäten: 

1. DOftpreußen: A. Landfchaft (mit Zwang für die bepfandbrieften Güter) 

285, C. Stadt Königsberg 1, D. Städte der Provinz leinſchließlich Königsberg) 
34 + 6 (Mobiliar feit 1897), Land (einfchlieglih des zum Mohrunger lands 
ichaftlihen Bezirfe gehörigen Theild vom weftpreußiichen Kreiſe Rofenberg) 
279 + 127 (jeit 1892), zujammen 731 Mill. ME; 

2. Weitpreußen: A. Landfchaft (mit Zwang für die bepfandbrieften Güter 
und ausgedehnt auf Theile Poſens und Pommerns in den landicdaftlihen Ber 
zirten Bromberg und Schneidemühl, Sig in Marienwerder) 121, Stadt Thorn 22, 
C. Stadt Elbing 10, Provinz (Sitz in Danzig) 121, zujammen 274 Mill. Mk.; 

3, Stadt Berlin: A. Stadt 3832 Mill. ME.; 

4. Brandenburg: D. Städte der Provinz (einſchl. alter Verfiherungen in 
den pommerifchen reifen Dramburg und Scivelbein, Sit in Berlin) 557 + 27 
(jeit 1891), Land der Kurmark und Niederlaufig (Sik in Berlin) 470 + 51 
(jeit 1871), Land der Neumark (einjchließlich der pommerifchen Kreife Dramburg 
und Scivelbein, Sig in Drofjen) 264 -+ 43 (feit 1863), zufammen 1413 Mill. ME; 

5. Pommern: A. Stadt Stettin (mit Gebäude-Verſicherungszwang für die 
innere Stadt) 87, C. Stadt Stralfund 23, D. Provinz (für Mobiliar aud in 
Stettin und Stralfund) 59190 (jeit 1873), zufammen 791 Mill. ME; 

6. Poſen: D. Provinz 9764 62 (feit 1894), zufammen 1039 Mill. ME, ; 

7. Schlejien: A. Bredlau 445, C. übrige Städte 463, D. Land (für Mo— 
bilior auch in den Städten einfchließlih Breslau) 11554582 (feit 1877), zus 
fammen 2646 Mill. ME. ; 

8. Sachſen: C. ritterfchaftliche des Fürſtenthums Halberftadt (Sig in Schauen 
bei Djterwiel) 11, D. Städte der Provinz (Si in Merjeburg) 8254-188 (ſeit 

- 1878), magdeburgifche Land-FS. (ausgedehnt auf die Fürſtenthümer Schwarzburg— 
Rudolſtadt, S.-Sondershaufen und Neuß jüngerer Linie jowie für Mobiliar auf 
das Herzth. Anhalt, Sit in Ultenhaufen) 838-524 (feit 1864), Land des preuß. 
Herzogthums Sachſen (Sik in Merjeburg) 6544-366 (feit 1864), zufammen 
»3405 und in der Provinz allein 3223 Mill. ME. 

9. Schleswig-Holſtein: D. Provinz (auch für das oldenburgiſche Fürftenthum 
Lübeck) 1277-150 (feit 1876), adelige Brandgilden für Gebäude und für be= 
weglihe Güter (ebenfo) 64-19 (jeit 1828), zujammen 1510 Mill, Mk.; 

10. Hannover: A. ojtfriefiiche Brandfaffe für die Städte und Fleden (Sik 
in Aurich) 74, für das platte Land (deögl.) 124, D. vereinigte landſchaftliche 
Brandkafje zu Hannover (auch im Herzogthum Lauenburg neben den ſchl.holſt. 
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Anftalten zugelafjen, ferner für die nicht dem Verſicherungszwange unterliegenden 
fichlihen und gewerblichen Gebäude, jowie für Mobiliar in Oftfriesland, endlich 
im Fürjtentfum Scaumburg-Lippe) 1259 + 382 (feit 1870), zujammen 
1840 Mill. Mk.; 

11. Weitfalen: D. Provinz 1388-4448 (jeit 1868), zufammen 1837 Mill. ME. ; 

12. Heſſen-Naſſau: B. heſſiſche Brandverf.-Anftalt (mit Beitrittszwang der 
hypothekariſch belafteten Gebäude) 1065, nafjauifche (mit Sig in Wiesbaden, Zwang 
der mit Piandbriefen belajteten oder Bevormundeten u. f. w, gehörigen Gebäude, 
für das Gebiet der ehemaligen freien Stadt Frankfurt ohne Vorrecht) 980, zu— 
jammen 2045 Mill. ME; 

13. Rheinprovinz: D. rheinifhe (mit Sit in Düffeldorf) 2156-710 (jeit 
1863), zujammen 2866 Mill. ME; 

14. Hohenzollern: A. hohenzollernſche FB.-Anjtalt 71 Mill. ME. 

Hiezu fommt nun A. der über mehrere Provinzen ausgedehnte Domänen- 
Feuerſchädenfonds mit Beitritt3zwang der Pächter von Königlich preußifhen Do— 
mänengebäuden, begreifend: in Djtpreußen 19,,, in Wejtpreußen 9,,, in Branden- 
burg 34,,, in Pommern 27,,, in Poſen 11,,, in Schlefien 21,, und in Sachſen 
34,,, jujammen 157,, Mill. ME. Nah der auf der Karte gedrudten Ueberſicht 
beträgt die Immobiliar-Verſicherungsſumme der Zwangd- und Monopolanitalten 
7242 und die der übrigen: 13438, die MobiliarsVerfiherungsfumme 3774, zus 
fammen bei den 35 preußifchen Anjtalten 24 454 Mill, ME, das Vermögen 
derjelben 62 733 509 ME. 


Fenerverfiherung in Preußen bei Privatgefellichaften auf Gegenfeitigkeit 

mit beichränftem Geichäftsgebiete. Zu Ende des Jahres 1897 waren im König— 
reihe Preußen gegen Brandichaden verjichert: bei 14 Mühlenverbänden 34 904, 
bei 10 Verbänden von Angeftellten (darunter Brandverſ.-Verein preuß. Staatss 
eifenbahn-Beamten aud außerhalb des Staates betheiligt) 586 280, bei 5 Ber: 
bänden für Naturalentihädigung (neben 9 ohne Berechnung der Berjicherungs- 
fumme in Schleswig-Holſtein) 2839, bei 10 über die Grenzen einer Provinz 
hinaus thätigen fonftigen Anſtalten (darunter 2 bamburgifchen) 1899696, bei 
23 auf eine Provinz befchränften für Immobiliar und Mobiliar zugleid 140 562, 
bei 42 ausſchließlich Immobiliar verfichernden (neben 1 rheiniſchen duch Rück— 
verjicherung gededten ohne Angabe des Werthes) 255 019, jowie bei 135 aus— 
jchließlih Mobiliar verjichernden Anftalten 702985 Taufende Mark. Die Ge— 
jammtzahl der preußifchen Gejellihaften der Art beläuft fi auf 247 und bie 
der in Hannover thätigen hamburgiſchen auf 2, die angegebene Verſicherung bei 
237 der eriteren auf 3621835 und bei den leßteren auf 450 Tauf. ME. Legt 
man für die Vertheilung des Beitandes nad) Provinzen den Sig der Anitalten 
zu Grunde, fo findet man in Djtpreußen 10 Gefellichaften und 127 452 Tauf. Mk., 
in Weftpreußen 19 ©. und 184686 T. ME., in Berlin 2 ©. 352562 T. Mt. 
in Brandenburg 10 ©. und 2153962 T. ME, in Pommern 2 ©. und 
301 369 T. Mk., in Poſen 7 G. und 14947 T. Mt, in Schlejien 5 ©. umd 
47440 T. ME, in Sachſen 4 ©. und 160378 T. Mt., in Scledwig-Holitein 
125 (nebit 9) ©. und 988474 T. ME., in Hannover-47 ©. und 251096 T. ME, 
in Heſſen-Naſſau 2 ©. und 15354 T. ME, in Rheinland 4 (nebſt 1) ©. und 
24117 T. Mt. (Stat. Korr.) 
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bandes und der deutschen Kolonialgesellschaft zu dem Gegenstande ergangen sind. Die Schrift 
ist sehr empfehlenswerth und gleichmässig brauchbar für Studenten wie für Politiker und 
Journalisten. « (Dresdner Nachrichten). 





Grundzüge einer 


Allgemeinen Staatslehre 


nach den politischen Reden und Schriftstücken des 


Fürsten Bismarck. 


Von Dr. Heinrich Rosin, Professor der Rechte an der Universität Frejburg i, B. 
‚ 3 Bogen gr. 8°, Preis brosch. Mk. 1.—. 


(Separatabdruck aus den „Annalen des Deutschen Reichs* 1898.) 
‘ i 





Verfassung und Reform 


direkten dteuern und der Finanzverwaltung 


in Bayern. 


Von Karl Burkart, kgl. Regierungsrath. 
Zweite Auflage. 43], Bogen gr. 8°, brosch. Mk. 1.50 Pf. 


Der in Theorie und Praxis gleich bewanderte Verfasser behandelt, vollkommen frei von 
jedem Parteistandpunkt, nicht blos die Steuerverhältnisse, sondern auch die hiemit direkt oder in- 
direkt in Beziehung stehenden Verwaltungszustände und führt den Nachweis, dass in Bayern eine 
erspriessliche Steuerreform ohne entsprechende Regenerirung der Verwaltung nicht möglich ist — 
ein bisher noch nirgends erörterter Gesichtspunkt, der das allgemeine Interesse besonders in An- 
spruch nimmt. 
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Als Fest- und Gelegenheitsgeschenk eignen sich — 
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x Semesterbände der „JUGEND“, 


1896 Bd. I/II, 1897 Bd.1/Il, 1898 Bd. 1/II, 1899 Bd, 1/11. — Jed. Bd. ineleg.L eit ar 
(In Folge Neudrucks verschiedener Nummern sind jeret wieder — — * 
Jugend“* zu haben.) N 
LIEBHABER-AUSGABE 1898 Bd, 1/II, 1899 Bd. I/II gebunden, & I * 
10 Farbendrucke in Mappe, Mk. 5.—. 


ALBUM VON MÜNCHEN. | 
JUGEND-POSTKARTEN. Serie I, II, III, à Serie 25 Karten, Mk. 2507 


JUGEND-RIESENKARTEN. Serie I/IV, a Serie 6 Blatt, Mk. 3, 
JUGEND-SPIELKARTEN. 36 Blatt, gezeichnet von Jul. Diez, Mk 
== Illustrirtes Verlagsverzeichniss auf Wunsch gratis. 
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Staatsrechtliches, ee und fafiffifches Zahrbuch. 


Annalen des Deutſchen Reichs 


für Gefeßgebung, Verwaltung und SHtatiftik. 
Staatswilfenfhaftlice SeitfAhrift und Materialienfammlung. 


Unter Mitwirkung zahlreicher Jachmänner 


herausgegeben von 


Dr. Georg vn. und Dr. Mar vu. Sehdel. 


— 12 ſtarke N BRIAN Abonnementspreis Mark 4.—. 








Preis-Ermäßiaung der früheren Jahrgänge. 


Brei neuen Abonnements wird oft mit Bedauern bemerkt, daß 
die Grwerbung der früheren Jahrgänge der „Annalen“ mit fe 
großen Koften verknüpft fei, und der Wunſch ausgefprocdhen, bei 
Bezug der vollftändigen Serie eine Preisermäßigung eintreten zu 
lafen. Um nun derartigen Wünſchen entgegenzukommen, haben 
wir uns entfchlofen, wen zeintretenden Abonnenten die Iahr- 
gänge 1870-1879. 1881—1897 anftatt zu Milk. 432.— u 


nur Mark 188.— 


gu liefern, ſoweit der dan beftimmte Borrath reidt. 

Der Preis der einzelnen Bände refp. Jahrgänge bleibt wie 
guuor Ak. 16.— Die Zahrgänge 1868, 1869 und 1880 find gan 
vergriffen. 

Die „Annalen des Deutſchen Beides“, feit 1868 erjcheinend, find ala 
praktifc; - wiſſeuſchaftliches Quellenwerk widtig für Minifterien, 
Sesirks-Begierungen, Magiſtrate, Landrathe, Confuln, für Gerichte 
aller Inftanzen, Reichs- und Zandtagsabgesrduete, Advokaten, 
Dotare, Zollämter, Handelskammern, Bedartionen und größere 
Bibliotheken. 

ME nterejienten jteht ein alphabetiſches 6: [ee EEE über Die 
Sahrgänge 1868 bis 1899 der „Anunalen“ gratis'zur 
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bericht des Beichs -Derficherungs- 
m; fr das Jahr 1599.) 


nfallverfiherung. 
. Verwaltung. 







verficherung : 
I. Berufsgenoſſenſchaften: 
A. 65 gewerblidhe . . mit 4563669 Betrieben u. 6316 834?) verficherten Perſonen, 
B. 48 land» (und forjt-) 
wirtbichaftliche . mit 4654 176°) 5 u.111890719) „ e 
insgejammt 113 B.Genofjenichaft. mit 5 110 542°) Betrieben u. 17 505 905°) verficherten Berjonen. 
II. 148 Reiche: und Staatsausführungsbehörden 
für Reichs und Staatsbetriebe — dar— 
unter 50 für die land- und forſtwirth— 


ihaftlihe Verwaltung . . . . mit 673950°) verficherten Berionen. 
268 ———— u. Kommunal: al-Ausführungs 
behörden . . . .. . mit 661587) pr ” 
zujammen 416 Ausfüprungsbehörden . En . . mit 740108) verjicherten Perſonen. 


Hiernach waren nahezu 18 Millionen Berjonen gegen Unfall verfichert, wozu 
noch die bei den 13 Berfiherungsanjtalten der Baugewerf3-Berufsgenofjenschaften 
und der TiefbausBerufsgenofjenschaft verjicherten, nicht ſchon anderweitig verſicherten 
Berjonen hinzukommen. In der Geſammtzahl, welde aud) alle verjicherten land- 
wirtbichaftlihen Unternehmer, ſowie die landwirthichaftlih im Nebenberufe bes 
Ihäftigten Perſonen umfaßt, dürften etwa anderthalb Millionen folder Perſonen 
doppelt erjcheinen, die gleichzeitig in gewerblichen und landwirthichaftlichen Betrieben 
bejchäftigt und verjichert geweſen jind. 

Bei 23 (5 gewerblichen und 18 landwirtbichaftlichen) Berufsgenojjenjchaften 
und 116 (darunter 18 bayeriichen, 8 ſächſiſchen, 70 wiürttembergijchen) Aus— 
führungsbehörden war zugleich die Zujtändigfeit von Landes-Verjicherungsämtern 
begründet. 

Die Nehnungsergebnifje für das Jahr 1898 jind nad den bisherigen 
Formularen aufgejtellt und gemäß $ 77 des Unfallverficherungsgejeßes ꝛc. dem 
Reichstage vorgelegt worden (Druckſachen des Neichtags 10. Legislaturs'Beriode 
I. Sefjion 1898/1900 Nr. 519). 

Im Jahre 1899 betrug nach einer vorläufigen Ermittelung die Zahl aller 
bei den Berufsgenojjenjchaften, Reichs-- Staats, Provinziale und Kommunal— 


Ausführungsbehörden zur Anmeldung gelangten Unfälle ....... 442 202, 
die der eritmalig entichädigten Unfälle... 22 222er 105 688. 


Die im Jahre 1899 verausgabten Entjchädigungen (Renten 20.) betrugen 
nad) einer vorläufigen Ermittelung 
79 108 153 Marf 
gegen 71108 729 „ im Jahre 1898, 
„ 617358 „ u u. 1897, 


) Mergl. „Annalen“ 1899 ©. 907 ft. 

2) Die Zahlen der Betriebe und der verficherten Perſonen ſind der dem Reichstage 
vorgelegten Nachweiiung der gefammten Nechnungsergebnille der Verufsgenojienichaiten ic. 
für das Jahr 1898 (Drudiachen des Reichstags 10. Legislatur-Periode I, Seſſion 1898/1900 
Nr. 519) entnommen; neuere Angaben liegen noch nicht vor. 
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gegen 57154 398 Mark im Jahre 1896, 


„ 5015782 „ un. 1895, 
44281786 um 1894, 
„ 38168770 5, u m. 1893, 
32340178 „5 u „189, 
26426377 4 u m 189, 


14464308 „ u m. 1889, 
9681447 „ Pr „ 1888, 
5932930 „ u» „1887 und 
„ 1915366 „ u m. 1886. 
Entfhädigungen (Renten ꝛc.) wurden im Jahr 1899 gezahlt oder angewieſen an: 
487 227 Berlette, 
45 031 Wittwen Getödteter, 
77 883 Rinder Getüdteter, 
2 728 Aſzendenten Getüdteter; 
daneben erhielten ferner im Sabre 1899: 
10 854 Ehefrauen, 
23 490 Rinder und 
188 Nizendenten 
als Angehörige von Verletzten, weldhe in Krankenhäuſern untergebracht waren, 
die gejeglichen Unterftüßungen, jo daß im Bericdhtsjahre zufanımen 
647 401 Perſonen 
Bezüge auf Grund der Unfallverficherung zu Theil geworden find. 

Das in den vorjtehenden Zahlen zu Tage tretende Steigen der Unfalllajten 
entjpricht, wie bisher, annähernd den jeinerzeit regierungsfeitig veröffentlichten 
Borausberechnungen. 

Die im vorjährigen Gejchäftsbericht an diefer Stelle erwähnte Bearbeitung 
des gefammten in den feither aufgejtellten Nechnungsergebnifjen enthaltenen Stoffes 
fowie die Tabellen, welche die finanzielle Belaſtung durch die verjchiedenen Arten 
der Unfälle nach den Betriebseinrichtungen und den Vorgängen, bei welchen fie 
jich ereigneten, und nad den Prozentjägen der Rentenentichädigung, die fie zur 
Folge hatten, zur Darjtellung bringen, find im Weſentlichen abgejchlofien. Die 
Ergebnifje jollen demnächſt in Beibeften zu den Amtlichen Nachrichten des Reichs: 
Berjiherungsamts veröffentlicht werden. 

Die Statiftif der Unfallfolgen ijt bereit3 in der Dezember-Nummer des 
Sahrganges 1899 der „Amtlichen Nachrichten“ enthalten. 

Der erite Theil der in den Gefchäftsberichten des Reichs-Verſicherungsamts 
vom Sabre 1897 und 1898 erwähnten Unfallitatiftit für das Jahr 1897 ift 
im Berichtsjahre fertiggeitellt und als Beiheft zu den Amtliden Nachrichten des 
Reichs-Verſicherungsamts (1899) veröffentlicht worden. 

Mit der Bearbeitung des durch die Zählfarten gegebenen weiteren Materials 
wird fortgefahren. 

Auf Grund des $ 28 Abſ. 5 des Unfallverficherungsgejetes haben im Be: 
richtSjahre 20 gewerbliche Berufögenofjenichaften ihre Gefahrentarife nachgeprüft 
und zur Genehmigung eingereicht. Hiervon wurden die Gefahrentarife von 16 
Genoſſenſchaften auf je 5 Jahre genehmigt, während 3 Genofjenjchaften die Bei- 
behaltung des bisher gültigen Tarifs auf je ein weiteres Jahr geitattet wurde. 
Bei einer Genofjenjchaft waren am Ende des Berichtsjahrs die Verhandlungen 
über die Nachprüfung des Gefahrentarijs nod nicht abgeſchloſſen. Außerdem er— 


" 
„ 20315320 „ 4 m. 1890, 
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hielt eine Berufsgenofjenjchaft für einen Nachtrag zu ihrem Gefahrentarife die 
Genehmigung. 

Die Zahl der Gefahrentarifbeichwerden ($ 28 des LUnfallverficherungdge- 
jeges 2c.) belief ji auf 385. Hierzu traten 91 aus dem Vorjahr als unerledigt 
übernommene Bejchwerden, jo daß im Ganzen 476 Bejchwerden zur Bearbeitung 
gelangten, von denen 356 erledigt wurden, 120 unerledigt blieben. Won den 
erledigten Tarifbeichwerden haben 96 Erfolg gehabt, 260 Beſchwerden murden 
zurüdgemwiejen. 

Gegen die Feſtſetzung der Genofjenjchaftsbeiträge ($ 73 des Unfallverfidher- 
ungsgeſetzes 2c.) gingen 241 Bejchwerden ein. Hierzu famen 35 unerledigte 
Beihwerden aus dem Jahre 1898, jo daß im Ganzen 276 derartige Beſchwer— 
den zu bearbeiten waren. Hiervon wurden 234 erledigt, während 42 unerledigt 
blieben. 

Außerdem fommen 9 nen eingegangene und 1 aus dem Vorjahre verbliebene, 
zujammen 10 Bejchwerden in Betracht, welche jich gleichzeitig gegen die Ein- 
ſchätzung in die Klajien des Gefahrentarifs und gegen die Feſtſetzung der Ge— 
nofjenjchaftsbeiträge richten. Hiervon wurden 9 erledigt, während eine uner— 
ledigt blieb 

An Beichwerden gegen die Höhe der Prämien auf Grund des Bau-Unfall— 
verjicherungsgeiehed (SS 22, 25, 26) gingen 187 ein. Hierzu traten 67 uns 
erledigte Bejchwerden au dem VBorjahre, jo daß fi) im Ganzen 254 Beſchwer— 
den im Gejchäftsgange befanden, von denen 205 erledigt wurden, während 49 
unerledigt blieben. 

Auf dem Gebiete der landwirthichaftlichen Unfallveriicherung gingen 16 Bes 
fchwerden gegen die Beitragdberehnung und die Abſchätzung der Betriebe nad 
Arbeitsbedarf ein. Hierzu kamen 10 unerledigte Beichwerden aus dem Jahre 
1898, jo daß im Ganzen 26 Beichwerden zu bearbeiten waren, von denen 10 
berüdjichtigt, 10 abgewiejen wurden und 6 unerledigt blieben. Die Beitrags: 
erhebung und Abſchätzung nad) Arbeitöbedarf, die bei 13 dem Reichs-Verſicher— 
ungsamt ausſchließlich unterjtellten landwirthichaftlihen Berufsgenoſſenſchaften in 
Geltung ift, vollzieht fich befriedigend. 

Im Ganzen find 1042 Gefahrentarifs, Umlages, Prämien: und Abſchätz— 
ungsbejchwerden bearbeitet worden. 

Im Laufe des Berichtsjahr wurden für die Schlefifche Tertil-Berufsges 
noſſenſchaft und die Norddeutiche Edel: und Unedelmetall-Induſtrie-Berufsgenoſſen— 
fchaft, neue (revidirte) Unfallverhütungsvorfähriften genehmigt, welche aus einer 
Umarbeitung bereit3 bejtehender Vorfchriften unter Berücdjichtigung der von dem 
Berbande der deutjichen Berufsgenofienichaften im Einvernehmen mit dem Reichs— 
Berlicherungamt ausgearbeiteten NormalsUnfallverhütungsporfchriften und unter 
Berwerthung neuerer Erfahrungen entjtanden find. Außerdem hat die Berufs— 
genoſſenſchaft der chemiſchen Induſtrie Bejtimmungen zur Ergänzung ihrer allge- 
meinen Unfallverhütungsvorjchriften, dann bejondere Unfallverhütungsvorjchriften 
zum Scuße gegen die Wirfung jalpetriger („nitroſer“) Gafe zc., und endlic) 
bejondere Unfallverhütungsvorfchriften für Fabrifen von Zündern jeder Urt erlafjen 
und hierzu die Genehmigung des Reichs-Verſicherungsamts erhalten. 

Die Süddeutfche Edel: und Unedelmetall-Berufsgenofjenichaft, die Brauerei— 
und Mälzerei-Berufsgenoſſenſchaft und die Elbichifffahrt3-Berufsgenofjenfchaft waren 
am Sclufje des Berichtöjahres mit der Umarbeitung ihrer bisherigen Unfallver: 
hütungsvorfchriften bejchäftigt. Die Brauerei» und Mälzerei-Berufsgenojjenjchaft 
hat bereit3 den Entwurf zur Prüfung vorgelegt. 
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Die Straßenbahn-Berufsgenoſſenſchaft, welche Unfallverhütungsvorjcriften 
noch nicht beiigt, hat die Ausarbeitung eines Entwurfs in Angriff genommen. 

Im Ganzen haben von den ausjchließlid dem Reichs-Verſicherungsamt unter: 
jtellten 60 gewerblichen Berufsgenofjenjchaften nunmehr 57 Unfallverhütungsvor- 
ſchriften erlajjen. 

Hinfichtlih der Unfallverhütungsvorfäpriften für die land- und foritwirth- 
ihaftlihen Berufsgenoſſenſchaften it in dem Abſchnitt über die Ausführung des 
landwirthichaftlihen Unfall-Verſicherungsgeſetzes das Erforderliche angegeben. 

Die Zahl der Beichwerden über Einihägung in höhere Gefahrenklafien und 
der Feititellung von Zuſchlägen wegen Webertretung der Unfallverhütungsvor- 
ſchriften beträgt 107 einjchließlich der aus dem Jahre 1898 in Reit gebliebenen 
36 Beſchwerden. 

Bezüglih der Uebernahne des Heilverfahrens während der Wartezeit gemäß 
8 76c des Sranfenverfiherungsgejeßes wird umjtehend das Ergebniß für die 
Jahre 1896 bis 1898 mitgetheilt. 

Aus dem Gebiete der Sranfenverjicherung gelangten nad) wie vor zahlreiche 
Eingaben an das Reichs-Verſicherungsamt, deren Erledigung wegen Unzujtändig- 
feit abgelehnt werden mußte. 

Die Eingänge auf diefem Gebiete haben ſich gegen das Vorjahr um 67 
vermindert. Die Gründe, aus welchen die Arbeiter ſich an das Reichs-Verſicher— 
ungsamt wenden, jind diefelben geblieben. Auch im Berichtsjahre betrafen einige 
Gefuhe Verfügungen oder Enticheidungen der Landes-Verjicherungsämter oder 
anderer dem Reichs-Verſicherungsamte nicht unterjtellter Behörden; viele haben 
nur im Allgemeinen Rath oder Auskunft erbeten. In allen Fällen hat das 
Neich3-Verfiherungsamt durch Einforderung don Berichten, durch Einfihtnahme 
der Akten oder durch Inanſpruchnahme der unteren Berwaltungsbehörden den 
Sadpverhalt aufgeklärt und ſodann entweder die Antragjteller auf die Ausfichts- 
(ojigfeit ihrer Anfprüche bingewiejen oder durd Belehrung, Anordnungen, Ber: 
mittelung u.f. w. für eine jachgemäße Erledigung der Angelegenheiten Sorge getragen. 

In 3424 Fällen war über die Aufnahme oder die Ablehnung der Auf- 
nahme von Betrieben in die Genofjenfchaftskatajter (Unternehmerverzeichniffe) zu 
verhandeln. Davon rührten 655 Sachen aus dem Vorjahre her. 2909 Sadıen 
wurden erledigt, 515 blieben rückſtändig. Nähere Angaben über die Art der 
Beichwerden und deren Erledigung enthält die Ueberſicht Seite 827. 

Auch im Jahre 1899 iſt die Zahl der Beichwerden gegen Strafverfügungen 
der Genojjenjchaftsvorjtände wieder — allerdings nicht beträchtlid — gewadhien. 
Anlaß zu den Strafverfügungen der gewerblichen Berufsgenofjenjchaften gab nach 
wie vor die Unpünktlichfeit vieler Unternehmer bei der Einreihnng der Jahres— 
lohnnachweiſungen, bei der Anmeldung von Betrieben zur Unfallverfiherung und 
bei der Erſtattung von Unfallanzeigen; die Gtrafverfügungen der landiwirtb- 
Ihaftlihen Berufsgenofjenichaften dagegen waren überwiegend durch verfpätete 
Erjtattung von Unfallanzeigen veranlaft. 

Bearbeitet wurden 2546 — darunter 544 vorjährige — Strafbejchwerden, 
von denen 491 umerledigt blieben. 

An jonjtigen Befchwerden aller Art wurden 2 920, darımter 410 vorjührige, 
bearbeitet, die bi8 auf 368 erledigt wurden. 

Im Berichtsjahre trat im Beſtand der nichtjtändigen Mitglieder und der 
jtellvertretenden nichtitändigen Mitglieder des Neichd-Verjicherungsamt3 aus dem 
Stande der Arbeitgeber und aus dem der Arbeitnehmer in fünf Fällen eine 
Beränderung ein, 
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Eine im Vorjahr und zwei im laufenden Jahre frei gewordene Stellen von 
Stellvertretern der beiden nichtitändigen Mitglieder aus dem Stande der gewerb— 
lihen Arbeitgeber find nad dem Aufrüden der im Anıte verbliebenen Mitglieder 
für den Neft der vom 1. Oktober 1897 bis 30. September 1901 laufenden Wahl— 
periode durch Nachwahlen wieder bejegt worden, deren Ergebniß veröffentlicht wurde. 

Unbeſetzt geblieben jind vier, Darunter drei im Jahre 1899 erledigte Stell: 
vertreterjtellen der gewerblichen Arbeitnehmer, 

Auf Grund des Unfallverjiherungsgejeges, des Ausdehnungsgejepes, des 
Baus und des SeesIlnfallverficherungsgejeßed waren an Stelle der mit Ende 
September 1899 ausgejchiedenen Hälfte der Arbeitervertreter und SchiedsgerichtS= 
beifiger jowie der aus den Verficherten oder befahrenen Schifffahrtskfundigen bes 
rufenen „Vertreter der Verſicherten“ die erforderlichen Neuwahlen vorzunehmen. 

Für die Neuwahl von 442 Arbeitervertretern mit der doppelten Anzahl von 
Erfagmännern und von 5 „Vertretern der Verſicherten“ mit je drei Stellvertretern 
mußten die VBorjtände der als wahlberechtigt gemeldeten 13,454 Krankenkaſſen, 
welche zu 415 Wahlbezirfen vereinigt worden find, mit Stimmzetteln und dem fonit 


erforderlichen Wahlmateriale verjehen werden (zu vergleichen die Wahlregulative vom 
26. September 1885 und vom 4. un 
10. Januar 1891 ö 





10. Januar 1891 

Bei der durch die Arbeitervertreter vorgenommenen Neuwahl der Schieds- 
gerichtöbeifiger waren die in 213 Wahlprotofollen Beauftragter niedergelegten 
Ergebnifje der Wahlen zu prüfen, und die Ergebnifje den betheiligten Berufsge— 
nofjenschaften fowie den in Betracht fommenden Landes: Zentralbehörden mitzutheilen. 

Die Durchführung des landwirthichaftlichen Unfallverfiherungsgejehes Hat 
die Thätigfeit ded Reichs-Verſicherungsamts im Allgemeinen in gleiher Weife wie 
feither in Anfprud genommen. In vielen Fällen waren über berufsgenojjen- 
ſchaftliche Zugehörigkeit gewerblicher Betriebe al3 landwirthichaftliher Nebenbetriebe 
oder al3 jelbitändiger Betriebe Entjcheidungen zu treffen; auch war, wie früher, 
über eine Reihe von Anträgen auf Abänderung oder Ergänzung jtatutarijcher 
Beitimmungen zu befinden. Die Zahl der Beichwerden aus 88 38, 46, 48 u. 82 
de Landwirtbichaftlihen Unfallverſicherungsgeſetzes betrug 25. Auch im Ber 
richtsjahr ijt auf weitere Förderung der Unfallverhütung für die land» und forft- 
wirtbjchaftlihen Betriebe, wo fi immer Gelegenheit bot, Bedacht genominen ; 
die von der Meininger landwirthichaftlichen Berufgenofjenichaft erlafjenen Unfall 
verhütungsvorſchriften wurden genehmigt. 

Mit mehreren landwirtbichaftlichen Beruisgenofjenjchaften wurde über die Eins 
führung eines Gefahrentarifs oder Abänderung des bereits bejtehenden verhandelt. 

Bei einzelnen landwirtbjchaftlichen Berufsgenofjenfchaften ergaben ſich bejondere 
Schwierigkeiten in Bezug auf die Einziehung der Umlagen, namentlih von ſolchen 
Betrieben, deren Unternehmer nicht in dem Gemeindebezirke wohnen, in weldem 
der Betrieb liegt. Das Neichd-Verjiherungdamt ijt bemüht gewejen, dieſe 
Schwierigfeiten durch Belehrung der betheiligten Genofjenjchaftsvoritände und durch 
Benehmen mit den Verwaltungsbehörden zu befeitigen oder doc) thunlichſt zu mindern. 

Gegenüber einer landwirthichaftlihen Berufsgenofjenihaft hat das Reichs— 
Berfiherungsamt — zum eriten Male feit dem Beitehen der Unfallverficherungs- 
gefepgebung — ſich genöthigt gejehen, in Anwendung des $ 32 des landwirth— 
ſchaftlichen Unfallverfiherungsgejeßes dem Vorſitzenden des Vorjtandes wegen 
fortgeſetzter Nichterfüllung feiner Pflichten die Verwaltung zu entziehen und fie 
einem bejonderen Beauftragten zu übertragen. 

Zur Gewinnung eined allgemeinen Ueberblicks über das Anwachſen der Bei 
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träge für die landwirthichaftliche Unfallverficherung it auch in diefem Jahre, wie 
in den Vorjahren!), zahlenmäßig ermittelt worden, welcher Betrag an Beiträgen 
bei den dem Reichs-Verſicherungsamt unterjtellten landwirthichaftlihen Berufsge- 
nojjenschaften, je nach dem geltenden Beitragsmaßitabe, dem für dasjelbe Jahr 
maßgebenden Gejanmtgrundfteuerbetrage beziehungsweife dem Gefammtbetrage 
der Lohnwerthe für die abgefhägten Arbeitstage gegenüberjteht. Für das Jahr 
1898 hat jich ergeben, daß im Durchſchnitte bei den betheiligten Berufsgenoſſen— 
ichaften (32 mit Grumditenermaßitab, 16 mit Arbeitsbedarfeinihägung) 27,53 
Prozent der Grundſteuer beziehungsweile 1,4. Prozent des Lohnwerths, mithin 
auf 1 ME. Grumdjtener noch nicht doll 28 Pf. und auf 100 ME. Lohnwerth 
1,,: ME. an Beiträgen zu entrichten gewejen jind. Für das Jahr 1897 Hatte 
die Durchichnittsberedinung 25,,; Prozent der Grundſteuer umd 1, Prozent 
des Lohnwerthd ergeben. Dabei find zwei Berufsgenofjenfchaften mit Grund: 
ſteuermaßſtab wegen der eine Vergleihung nicht zulaſſenden bejonderen Gejtaltung 
ihres Grundſteuerſyſtems nicht berüdfichtigt worden. 

Die an diejer Stelle des letzten Bericht3 behandelten Vorarbeiten für die fünfte 
Reviſion der Prämientarife der YausPerficherungsanftalten jind im Laufe des Be— 
richtsjahres zum Abſchluß gebracht worden; ſie haben zur Feſtſetzung der in den 
Amtlihen Nachrichten des Reichs-Verſicherungsamts 1899 ©, 754 ff. veröffentlichten 
Prämientarife geführt. Ueber Verlauf und Ergebniß der Arbeiten iſt in dem Rund— 
jchreiben vom 27. Januar 1900 (a. a. DO. 1900 ©. 330.) einiges Nähere mitgetheilt. 

Die Nachprüfung der Dedungsfapitalien für die Verleßtenrenten der Tief: 
bausBerufsgenofjenschaft, die auch im vergangenen Jahre vorgenommen wurde, 
hat zwar wiederum ergeben, daß dieje Kapitalien thatfächlih nicht in dem Maße 
geitiegen find, wie e8 nach dem Tarif vom 5. Februar 1894 (Amtliche Nachrichten 
de3 Neichs-Verlicherungsamts 1894 S. 147) der Fall fein müßte. Doc iſt die 
Abweichung in Folge umfangreiher im Jahre 1898 vorgenommener Renten— 
minderungen und -Einſtellungen, die namentlich auc ältere, bis dahin ivriger 
Weife ald dauernd behandelte Fälle betrafen, nicht fo groß, wie im ®orjahr. 
Hiermit bot fich die Gelegenheit, ohne nennenswerthe Mehrbelaftung des Mit: 
gliederjahrgangs 1898 für die tarifmäßigen Dedungsfapitalien aller am Schluß 
des Jahres 1898 laufenden Berlegtenrenten zugleih den bei der Feitjeßung 
des vorjährigen Zuſchlagkapitals noch unberücichtigt gebliebenen, im Tarife aber 
wahricheinlich enthaltenen Fehler der Feſtſetzung zu niedriger Bervielfältigungs- 
ziffern für die lange laufenden Renten thunlichit zu befeitigen. Nach Ddiejem 
Geſichtspunkt ift das Zufchlagsfapital für das Necdhnungsjahr 1898 ermittelt worden. 

Vergleicht man den ungünjtigeren Verlauf der Verletzungsdeckungskapitalien 
bei der Tiefbau-Berufsgenoſſenſchaft und ihrer dasſelbe Bild zeigenden Verficherungs: 
anjtalt (zu vergl. das oben angeführte Nundjchreiben Ziffer 4b) mit den Verlauf 
diejer Derkungsfapitalien bei den Baugewerks-Verſicherungsanſtalten, bei denen 
er ſich noch etwas günjtiger al$ der tarifmäßige jtellt, jo rechtfertigt fich die An— 
nahme, da diefe Verjchiedenheit wejentlih in der Zuſammenſetzung des Materials 
ihre Erklärung findet, daß jeinerzeit für die Bildung des Tarif verwendet worden 
it. Von den rund 18,000 hierbei berüdiichtigten Fällen gehörten etwa 14400 
den Baugewerks Berufsgenofjenichaften und nur ungefähr 3 600 Fälle der Tiefbau» 
Berufsgenojjenichaft an. 

Durd die Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 22. Auguft 1899 iſt 


» Au vergl. die Mittheilung für das Jahr 1896 in bem ——— für das 
Jahr 1855, Amtliche Nachrichten des Neihs-Berficherungsamt 1896 S. 186. 
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eine anderweitige Feitfeßung des Durcjichnittsbetrags des monatlichen Lohnes 
(Heuer) oder Gehalt3 für bejtimmte Klafjen von Seeleuten auf Grund des $ 6 
des Geſetzes, betreffend die Unfallverjiherung der Seeleute und anderer bei der 
Seeſchifffahrt betheiligter Perjonen, vom 13. Juli 1887 erfolgt. Dieje Feitiegung 
bewirkt jowohl für die Berechnung der Entjchädigungen wie für die Berechnung 
der Beiträge eine Erhöhung. 

Mit der See-Berufsgenojjenichaft jind eingehende Verhandlungen über die 
Ergänzung der Unfallverhütungsvorfchriften durch den Erlaß von Beitimmungen 
über die Bejchaffenheit und Behandlung der Kompaſſe, über die Einrichtung einer 
zwedentjprechenden Gejundheitspflege an Bord deuticher Seejchiffe und über die 
Urſachen der Selbjtmorde unter dem niederen Majchinenperjonale der deutichen 
Kauffahrteidampfer gepflogen worden. 

Im legten Jahre wurden die Prüfung der Kafjen-, Rechnungs: und Ge- 
Ihäftsführung der Berufsgenofjenschaften durch Beauftragte des Reichs-Verſicher— 
ungsamts fortgejeßt. Bis jet Haben im Ganzen 101 Nevilionen berufsgenojjen- 
ihaftliher Verwaltungen, im Berichtsjahre 20, und 6 Mevijionen größerer 
Seftionsverwaltungen jtattgefunden. 

Nach der Feititellung vom 1. Oftober 1899 waren bei 53 gewerblichen und 
3 Iandwirthichaftlichen Berufsgenofjenjchaften 224 (im Vorjahre 216) Beauftragten 
jtellen vorhanden, welche von 208 (im Vorjahre 200) Beauftragten verjeben 
wurden. 10 von diejen Beamten befleiden derartige Stellen bei verichiedenen 
Berufsgenofjenjchaften, und zwar jind 5 Beauftragte bei 2 Berufsgenofjenichaften 
und 4 Beauftragte bei 3 Berufsgenofjenjichaften und 1 Beauftragter bei 4 Berujäge- 
nofjenjchaften gleichzeitig angejtellt. Die Zahl der bejonders angeitellten bejoldeten 
Beauftragten, welche berufsgenofjenichaftliche Ehrenämter nicht bekleiden (Revifions- 
ingenieure 2c.), bat ji) aljo gegen das Vorjahr um 8 vermehrt. Der Wechjel 
in den Beauftragtenjtellen vollzog ſich während des Berichtsjahrs in der Weije, 
daß 3 Berufdgenojienschaften die Zahl ihrer Beauftragten um je einen und 5 
Berufsgenoſſenſchaften um je 2 Beauftragte vermehrten, dagegen 2 Berufsgenoijen- 
ihaften die Zahl ihrer Beauftragten um je einen und eine Berufsgenofjenjchait 
um drei verminderten. 2 Berufsgenojjenjchaften, welche Beauftragte bisher nicht 
angejtellt hatten, haben je 2 Beauftragte neu angeitellt. 

Das Reichs-Verſicherungsamt war fortdauernd bemüht, das Verhältniß der 
Beauftragten zu den jtaatlichen Gewerbeauflichtsbeamten und ihren Verkehr mit 
den Unternehmern immer mehr zu einem für alle Theile gedeihlihen zu geitalten. 

Wie in den Jahren 1897 und 1898, jind aud im Berichtsjahr ärztliche 
Obergutadhten (10) mit Zuftimmung ihrer Verfaſſer im nichtamtliden Theile der 
„Amtlihen Nachrichten der Reichs-Verſicherungsamts“ veröffentlicht worden. 

Für die Weltausjtellung in Paris wird eine jelbjtändige Gruppe „Arbeiterver- 
jiherung des Deutjchen Reichs“ durch das Reichs-Verſicherungsamt vorbereitet, nad) 
dem hiefür aus Reichsmitteln ein entjprechender Fonds bewilligt worden ift. Eine for: 
porative Mitwirkung der Selbjtverwaltungsförper der Arbeiterverfiherung war aus 
den im vorjährigen Gejchäftsbericht angegebenen Gründen leider nicht zu erzielen. 

Für 1 gewerbliche Berufsgenofjenihaft wurden revidirte Statuten, für 13 
gewerbliche und für 4 landwirthſchaftliche Berufsgenoſſenſchaften Statutänderungen 
genehmigt. 

Eine Ueberſicht über die bei dem Neich8=Berficherungsamt in Unfallverjicherungs= 
angelegenheiten eingelegten Bejchtverden 2c. ijt angejchloffen. Ausweislich derjelben 
famen zu 1813 aus dem Jahre 1898 unerledigt übernommenen Saden im Berichts- 
jahr 8119 neu Hinzu; davon wurden 8 340 erledigt, und 1592 blieben vüdjtändig. 
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2, Rechtſprechung. 
(Dierzu die Tabellen 1 bis 14, Seite 22 bis 35.) 

Die Nachweiſungen über die Rechtſprechung in Unfallverficherungsjachen find 
in dem vorliegenden Bericht in 14 mit Verhältnißberechnungen verjehenen Tabellen 
jufammengefaßt. Die Angaben müſſen infofern ald vorläufige bezeichnet werden, 
al3 bei der fnappen Friſt jeit dem Eingange der Materialien von Seiten der 
Verfiherungsträger und der Schiedägerichte eine Nachprüfung im Einzelnen der 
Regel nah nicht erfolgen fonnte. Die Nachweiſung erjtredt ſich nur auf die 
Rechtſprechung des Reichs-Verſicherungsamts und der ihm nachgeordneten Inſtanzen. 
Eine Statiftif der Rechtſprechung in Unfallverfiherungsjachen überhaupt mit end» 
giltigen Zahlen iſt in Vorbereitung. 

In den Tabellen find die Verhältnißzahlen zum Theil neu berechnet unter 
Anwendung genauerer Gefichtöpunfte der Vergleichung. 

Die Zahl der berufungsfühigen Bejcheide, weldhe die dem Reichs-Verſicher— 
ungsamt unterjtehenden Berufsgenofjenfchaften erlafien haben, iſt, wie die Tabelle 1 
ergibt, im Jahre 1899 auf 212632 gegen 194433 im Jahre 1898, alſo um 
9,36 Prozent, gewachſen. Die entſprechende Zunahme gegenüber dem jeweiligen 
Vorjahr in den früheren Berichtsjahren bis auf 1895 zurüd betrug 1898 
5,58 Prozent, 1897 14,48 Prozent, 1896 I1,s, Prozent, 1895 12,79 Prozent. 
Bon Ddiejen Beſcheiden waren erlaffen im Jahre 1899 auf Grund der gewerb: 
lichen Unfallverfiherungsgejege 59,17 Prozent gegen 58,14 Prozent im Vorjahr, 
auf Grund des landwirthichaftlichen Unfallverficherungsgejeges 40,33 Prozent gegen 
41,86 Prozent im Jahre 1898, Unter den Beſcheiden befanden ſich 1899 
81042, das find 38,1: Prozent (1898 58,80 Prozent), welche die Anwendbar— 
feit des $ 65 des Unfallverſicherungsgeſetzes (8 70 des landwirthichaftlihen Uns 
fallverſicherungsgeſetzes, $ 73 des SeesUnfallverfiherungsgejeged) zum Gegen 
ſtande hatten. 

Von den nachgewiejenen Beſcheiden können diejenigen, welche lediglich den 
Erjag der Koften des Heilverfahren oder der Beerdigungskojten betreffen, ſowie 
diejenigen, in denen es ſich um die für die Dauer einer voraussichtlich vorüber: 
gehenden Erwerbsunfähigfeit zu gewährende Nente handelt, nicht Gegenitand eines 
Rekursverfahrens bilden (vergl. S 57 des Unfallverſicherungsgeſetzes, $ 62 des 
landwirthſchaftlichen Unfallverfiherungsgejetes, 8 67 des See-Unfallverſicherungs— 
gejeßed, $ 1 des Ausdehnungsgejehes, S 31 des Bau-Unfallverſicherungsgeſetzes). 
Nah einer Umfrage, deren Ergebniß allerdings nur als annähernd zutreffend 
bezeichnet werden fann, waren von den im Jahre 1899 überhaupt erlafjenen 
berufungsfähigen Beicheiden rund SO Prozent refursfähig. 

Im Sabre 1899 beitanden im Ganzen 1306 (1898 1293) dem Reichs— 
Berfiherungsamte nachgeordnete Schiedögerichte. Davon waren errichtet auf Grund 

1. des Unfallverficherungsgejebes vom 6. Juli 1884 und des Ausdehnungs— 

gejeßes vom 28. Mai 1885 ... „2... 443 (1898 442), 

2. des BauzUnfallverficherungsgefeßes vom 11 Juli 1887 226 (1898 222), 

3. de3 Seeslinfallverficherungsgejeges vom 13. Juli 1887 11 (1898 11), 

4. = landwirthichaftlichen a vom 

. Mai 1886 . . . . 626 (1898 618). 

— dieſen Schiedsgerichten find im Berichts johre im Ganzen 46,491 (1898 
44,313), und zwar bei denjenigen zu 1: 27,991 (1898 26,360), zu 2: 1667 
(1898 1743), zu 3: 218 (1898 208) und zu 4: 16,615 (1898 16,002) Be- 
rufungen anhängig geworden. 
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Bon ſämmtlichen Berufungen betrafen Bejcheide, durch melde 
der Entihädigungsanjprud abgelehnt wurde, 
24,003 (51,63 Prozent, 1898 50,66 Prozent), 
die Entihädigung feitgeitellt wurde, 
22,488 (48,37 Prozent, 1898 49,40 Prozent). 

Die anhängig gewordenen Berufungen zeigen eine Zunahme von $,9: Prozent 
im Bergleihe zum Jahre 1898, während die entiprechende Zunahme im or: 
jahre 5,3 und 8,56 bis 15,15 Prozent in den früheren Berichtöjahren bis auf 
1895 zurüd betragen bat. 

Unter den Berufungen waren 64,26 Prozent eingelegt auf Grund der ge 
werblichen Unfallverficherungsgejege gegen 65,89 Prozent im Jahre 1898, umd 
35,74 Prozent auf Grund des Tandwirthichaftlichen Unfallverfiherungsgejeges 
gegen 56,1, Prozent im Jahre 1898. Verhältnißmäßig die höchſte Steigerung 
ift bei den Schiedsgerichten des Unfallverficherungsgejeges und des Ausdehnung! 
gejebes eingetreten, indem bei diefen die Zahl der Berufungen von 26,360 auf 
27,991, d. i. um 6,9 (1898 5,69) Prozent gejtiegen iſt. Bei den Schiedäge- 
rihten des Bauslinfallverfiherungsgejeges hat die Zahl der Berufungen um 
4,56 Prozent abgenommen und zwar von 1743 auf 1667, gegen cine Steigerung 
von 55, Prozent im Vorjahre. Bei den Schiedögerichten des landwirthſchaft— 
lihen Unfallverfiherungsgejepes find die Berufungen von 16,002 im Vorjahr 
auf 16,615, d. i. um 5,83 (1898 2,.) Prozent, bei den Schiedögerichten des 
See-Unfallverfiherungsgejepe® um 4,8: (1898 1,5) Prozent, 218 Berufungen 
gegen 208 im Vorjahre gejtiegen. 

Die Häufigkeit des Nechtömittels der Berufung, berechnet auf 100 berufungs: 
fühige Beicheide, beträgt 21,36 Prozent gegen 22,75 Prozent im Jahre 1898, 
22,8; Prozent im Jahre 1897, 24,0. Prozent im Jahre 1896, 25,34 Prozent 
im Sahre 1895. SHiernad zeigt ſich in den neuejten Berichtsjahren eine geringe 
Abnahme der Berufungshäufigkeit. 

Betrachtet man die Ergebnijje getrennt für die gewerbliden und landwirth— 
ichaftlihen Unfallverjiherungsjaden, jo jtellen ſich die Berufungsziffern bei den 
eriteren: 


1899 . 2 2 2 0 2 2. 23,5 Prozent, 
1B9B- 5 2.5: 0.001100 25,08 = 
1807 una Ze 5 
LEBE 30 25,82 * 
1895 Dei. 
bei den landwirthſchaftlichen Unfelverfiherungejaden: 
1899 . . . 19,14 Prozent, 
1898........ 19463 
1897. 20, 02 
en 
1895 .. . 19, . 


Die Tabelle 2 enthält Nachweiſungen über die zu bearbeitenden Berufungen 
und die Art ihrer Erledigung, welche, was die Art der Erledigung betrifft, ergibt, 
daß die Berufungen am meilten und in zunehmender Häufigkeit durch Urtbeile 
des Schied3gericht3 erledigt werden (1899 88,15 Prozent), Durch Zurüdnahme 
wurden erledigt 5,97 Prozent, durch Vergleich 2,20 Prozent. Nehnlih find die 
Ergebnifje, gejondert betrachtet, für die gewerblichen und landmwirtbichaftlichen 
Unfallverfiherungsjachen ; bei den legteren jteigt die Prozentzahl der Urteile ned 
mehr, während die Vergleiche weniger häufig jind. 
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Bon den duch Schiedsgerichtsurtheil erledigten Berufungen endigten, wie 
die Tabelle 3 des Näheren nachweiſt, 25,59 Prozent im Jahre 1899 (1898 25,26) 
mit völliger oder theilweifer Abänderung des angefochtenen Bejcheids, und zivar 
betrug diefer Prozentjag bei den Schiedögericht3urtheilen in gewerblichen Unfall: 
verfiherungsfachen 26,19 (1898 25,06), bei denen in landwirthſchaftlichen Unfall 
verfiherungsjadhen 24,54 (1898 25,60). 

Unter den Schiedögerichtäurtheilen waren vefursfähig 1899 97,37 Prozent, 
1898 96,9: Prozent. Der Prozentfag weicht bei den gewerblichen und landwirth— 
ſchaftlichen Unfallverſicherungsſachen nicht erheblid ab; er beträgt bei den erfteren 


1899 . . . ne u Prozent, 
isss ee 
bei den letzteren 
1899 . . 2 2 2 0.2. 958: Brozent, 
JJ.. 
Die Zahl der Sitzungen betrug. 5* ..5560 (1898 6043), 


In 750 (1898 726) Sißungen war das Gericht nur mit 3 Mitgliedern 
bejegt ($ 15 Abſ. 2 a. a. D.). 
Die Zahl der Sachen, in denen ohne mündliche Verhandlung entjchieden 
worden iſt (Verzicht nah $ 19 a. a. D.), betrug . 71 gegen 114 im Vorjahre. 
Beweisaufnahmen haben jtattgefunden: 
von Seiten des Gerichts, eines Gerichtsmitglieds oder des Vorſitzenden 
($ 16 Ubi. 2 0.0. O.): 


1. an der Gerichtöitele . » 2 2 2 2.2... 9483 (1898 9398), 
2, an anderen Orten . . ... . 4258 (1898 3942), 
durch Erjuchen einer öffentlichen Behörde . . 6515 (1898 6263). 


Während die vorjtehenden Ziffern in der Hauptfache die Zahl und den pro= 
zeſſualen Verlauf der Berufungsjachen erkennen lafien, joll die folgende Zufanımen- 
jtellung ein überjichtlices Bild von dem Streitjtoffe geben, welcher den durch 
Entjcheidung des Sciedsgericht3 erledigten Berufungen zu Grunde lag. 

Es handelte fih um folgende Streitfragen: Fällen Prozent Prozent 
um die Frage, ob ein Unfall beim Betriebe vorlag, in 6858 (16,82, 1898 17,8) 
um die Frage, ob ein urjählicher Zufammenhang 

zwifchen Unfall und Krankheit oder Tod vorlag, in 2395 ( 5,87, 1898 6,:0) 
im Falle einer Verlegung durch Betriebsunfall: 
um die Koften des Heilverfahrens in... . 124 ( O,0, 1898 0,3.) 
um das Mai der Rente, und zwar 
um den Grad der Erwerbsunfähigfeit, eins 
Schließlich der Fälle der Anwendung des 
$ 65 des Unfallverjiherungsgefepes in 28,161 (69,07, 1898 67,25) 
um die Höhe des Jahresarbeitsverdienitesin 580 ( 1,4, 1898 1,30) 
um Unmwendung des $ 7 des Unfallverficherungss 
gejeßes ($ 8 des -Tandwirthichaftlichen Unfall 
verficherungsgejeges), und zwar 
um die Frage, ob die Vorausjeßungen für 
eine von der Berufsgenojjenjchaft wahl- 
weiſe zu aeg N 
vorlagen, in. . 87 ( 0,1, 1898 0,0) 
um die Folgen, welche eine Weigerung des 
Verletzten, ſich in Anjtaltspflege zu be= 
geben, nah ſich zog, in . . .. 211 (0,5., 1898 O,s:) 
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um die Nente der Angehörigen des Ver— gprozent Fällen Progent 
legten während jeiner Anjtaltspflege in 97 ( O4, 1898 0,5) 
im Falle der Tödtung: 
um die Beerdigungsfojlen in . . TEE 56 ( O,14, 1898 O,s) 
um die Rente der Hinterbliebenen, und zwar 
um Die frage, ob der Getödtete der einzige 
Ernährer der nee war, in 392 ( O,96, 1898 1,3 
um jonjtige ragen in . . 330 ( O,:, 1898 0,8) 
um Gewährung einer KRapitalabfindung im ı Sinne des 
8 67 des Infallverjiherungsgejeped, $ 72 des 
landwirthichaftlichen Unfallverſicherungsgeſetzes, $39 
des Baus Unfallverſicherungsgeſetzes, 8 75 des See— 
Unfallverſicherungsgeſetzes, in . . . 35 ( O,, 1898 0,8) 
um die Frage der Verjährung des Entichädigungs- 
anſpruchs (5 59 des Unfallverjicherungsgejeßes, 
8 64 des landwirthichaftlichen Unfallverficherungs: 
gejeßes, 5 68 des See⸗ -Unfallverjicherungsgejeges) in 477 ( ar, 1898 1,55) 
um jonftige Streitfragen in . . 969 ( 2,38, 1898 2,8) 
Der mit der Berufung angefochtene Veſcheid — nicht die erſtmalige 
Regelung der Entjchädigung, jondern war gemäß 5 65 des Unfallverſicherungs— 
gejeges, $ 70 des landwirthichaftlichen Unfallverfiherungsgejeßes, $ 73 des See— 


Unfallverjicherungsgejeßes erlaſſen als Fällen Prozent Brosent 
Nentenherabjegungs> oder zeinjtellungsbefcheid in 17.606 (45,.3, 1898 56,50) 
Nentenerhöhungsbeicheid in. . . i 497 (La⸗, 1898 1.) 

Anhängig wurden Rekurſe bei dem Reichs⸗Verſicherungsami 
im 1. Vierteljahr 1899 . ... . 3061; 1898 .... 3024, 
„2%. z — — 2888; a 2710, 
I‘ ö a Aelete 
— . DU rn 2810, 
zufammen im Sabre 1899 . . ... 11425; gegen ... . . 11183 
im Sahre 1898; dies bedeutet eine Zunahme um 2,6 Prozent, während die 
entjprechende Zunahme im Jahre 1898 ..... 8,12 J 
u > ABO — — 
„133896..... [8,79 e 
=> 1888 —— 10,69 — 


betragen hat. 
Von den eingegangenen Rekurſen waren 1899 70,, Prozent (1898 69,) 
auf Grund der gewerblichen Unfallverficherungsgejege, 29,3 Prozent (1898 50,.) 
auf Grund des landwirtbichaftlichen Umfallverjiherungsgefeges eingelegt. In 220 
(im Jahre 1898 215) Füllen wurde der Rekurs von beiden Parteien gegen ein 
und dasjelbe Schiedögerichtöurtheil eingelegt. 
Die Rekurshäufigkeit berechnet auf 100 refursfähige Schiedsgerichtäurtheile, 
betrug im Jahre 1899 28,78 Prozent 
gegen 29,906 Prozent im Jahre 1898, 
„ 29,65 u „1897, 
" 28, 60 " A * 1896, 
28,56 e 1895. 
Die Rekurshãufigkeil iſt größer in gewelblichen Unfallverſicherungsſachen 
(1899 51,8, Prozent, 1898 52,89 Prozent), 








BEE "r 
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als in landwirthichaftlihen Unfallverfiherungsfachen 
(1899 25,4 Prozent, 1898 24,68 Prozent). 


Die Rekurshänfigkeit, getrennt betrachtet nad) den Parteien, ergibt, daß die 
Rekurſe der Berjicherten bei Weiten häufiger find, als die Berufsgenofjenichaften ꝛc. 
Diefelbe beträgt bei den Berficherten 


1899 22,34 Prozent, 1898 23,7 Prozent, 
bei den Berufsgenoſſenſchaften ꝛc. 


für 1899... 2.202202 6,44 Prozent, 
— As88ſ8 — — 
„ 1897 


während in den Vorjahren die Zahlen etwas oe als 5 find. 


Getrennt betrachtet mach gewerblichen und landwirthſchaftlichen Unfallver— 
jiherungsiachen ift die Nekurshäufigfeit bei den Werficherten der gewerblichen 
Unfallverfiherung größer, während bei den Berufsgenofjenfchaften ꝛc. bis auf die 
Jahre 1892 und 1899 das Umgekehrte der Fall it, allerding3 gehen hier die 
Zahlen nicht weit aus einander: 


gewerbliche landwirthichaftliche 
Unfallverficherung 
1B99 u 63 6,3: Prozent 
1898 ... 6,71 6,75 " 
1897.. . 77 6,89 “ 


Die Arbeitsaufgabe des Reichs Verficherungsamtes auf dem Gebiete der 
Rechtſprechung in Unfallverficherungsjachen iſt aus der Zahl der zu bearbeitenden 
Rekurſe zu erſehen; dieje betrug im Jahre 1899 16219 gegen 15769 im Vor— 
jahre; dies bedeutet eine Zunahme um 2,85 Prozent, gegen eine ſolche um 
14,53 Prozent im Jahre 1898 und um I4,.4 Prozent im Jahre 1897. 

Die zu bearbeitenden Rekurſe ſetzen ji aus den anhängig gewordenen und 
unerledigt aus Vorjahren übernommenen Rekurſen zufammen. Die leßteren be: 
trugen 


im Sabre 1899 . . . .» . . 4794, 
"nn 1898 ......4586, 
a BIT RR: 
n 1896...... 2780, 
1895 3327. 


Eine weitere Aufklärung des Zachderhalis Hat das Reichs-Verſicherungsamt 
in 2612 Fällen für nothwendig erachtet, in 1650 Fällen beitand jie theils 
allein, theil8 neben anderen Beweismitteln in der Einholung eines ärztlichen Gut— 
achtens. Das Weitere über die Frage der Beweiserhebung in der Rekursinſtanz 
ergibt die umijtehende Zujammenjtellung. 

Im Jahre 1899 wurde Beweisaufnahme befchlojien vor der Berhandlung 
in 1113 Fällen, auf Grund der Verhandlung in 1499 Fällen. 

Es haben jtattgefunden: 

552 Sigungen mit 8872 mündlichen Berhandlungen über gewerbl. Rekurfe 
213 = „ 3245 A . „ Jandwirtid. „ 
3 " n 49 " ie „  See-Returfe, 
zuſammen 768 Sigungen mit 12166 mündlichen Verhandlungen gegen 723 Sißungen 
mit 11313 mündlichen Verhandlungen im Jahre 1898. 
Annalen des Deuticen Reichs. 1900, 56 
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Üekursfaden, 
in denen vom Reichs-Berficherungsamte vor der endgiltigen Entſcheidung 
Beweis befchloffen if 
































und zwar 
überhaupt u in gewerblichen | in landwirthſchaftlichen 
Jahr Unfallverfiherungsiaden 
auf 100 dur auf 100 durch 
abjolut | m se] abſolut | een abfolut — eh 
Rekurſe liche Rekurſe 
De ET s 14] ss || ee I 2 

















In den Terminen zur mündlichen Verhandlung war erjdienen: 
der Berlegte ꝛc. perfönlih in Fällen. . 2» 2 2 2.2... 2227; 17,3, Proz., 
ein Bevollmächtigter für den Verletzten ꝛc., 
und zwar: 

ein Rechtsanwalt in Fällen... 193; 29,47 Proz., 

ein anderer Bertreter in Fällen 462; 7O,s3 


" 


655; 5,10 Pro;., 
ein Vertreter der Berufsgenoſſen— 
Ichaften 2c., und zwar: 
ein Rechtsanwalt in Fällen. . — — PVroz. 
ein anderer Vertreter in Fällen 2340; 1006 
— — 2z2340; 18, Proz, 
Niemand in Fällen.. 78624; 595 — 
zuſammen . . . 12846; 100, Proz. 
Daß die Zahl 12 846 höher iſt als die Zahl der mündlichen Verhandlungen, 
welche 12166 betrug, erflärt jid) daraus, daß Diejenigen mündlichen Verhand— 
lungen, in denen beide Parteien vertreten waren, im der Zahl 12846 doppelt 
vorfommen. 
Die Art der Erledigung der Rekurſe betreffen die Tabellen 5 und 6. Durd 
Urtheile wurden 


BIN su. Bi WIDE 

1898 . . .. 88,66, 
durch Beſchluß wegen formeller Mängel 

1898 2... 4% a 7 © 

1898 . . G .n 


anderweitig (durch Zurücnahme, Bergleid) u. ? w) 


Geihäftsbericht des Reichs-Merficherungsamts für das Jahr 1899. 837 


1899. 4,9 Proz., 

1.0] REISE Eee ERS 
erledigt, während 

1899 4470 Fälle... . . 27,6 Proz, 

1898 ATU UV ..... 30., 
unerledigt blieben. 

Bon den im Jahre 1899 umnerledigt gebliebenen 4470 Nekurjen find im 
legten PVierteljahre 2766 beim Reichs-Verſicherungsamt eingegangen, jo daß aus 
früherer Zeit 1704 jtanımen. Die entjprechende Zahl der unerledigten Rekurſe 
betrug 


im Sabre 1898. . - » 2 0... 2128, 
— ABO 0 66 
. 1896..... . . 1038, 

1895 . ... 915. 


Die Burüchveifung durch Veſchluß wegen formeller Mängel iſt bei den Be— 
rufsgenoſſenſchaften ſehr ſelten, jedoch ſind häufiger die Zurüdnahmen (1899 
7, Prozent, 1898 8,6 Prozent). 

6 (im Sabre 1898 5) Urtheile wurden ohne vorgängige mündlide Ver— 
handlung gefällt ($ 21 der Kaiferlihen Verordnung vom 5. Auguft 1885, aud 
in Verbindung mit Artikel IT der Kaijerlichen Verordnung vom 13. Nov. 1887). 

Bei 43 (im Jahre 1898 44) Urtheilen war die Zufländigfeit des Reichs— 
Verfiherungsanıt3 dadurd begründet, daß bei dem betreffenden, gegen eine der 
Beauffichtigung eines Landes = Verjiherungsamts unterjtehende Berufsgenoſſen— 
Ihaft 20. gerichteten Verfahren eine dem Reichs-Verſicherunggsamt oder einem 
anderen Landes Verfiherungsamt unterjtellte Berufsgenoſſenſchaft mitbetheiligt 
war (zu vergleichen $ 101 Abf. 2 bis 4 des landwirthichaftlichen Unfallver— 
jicherungsgejebes). 

Die Tabellen 7 bis 12 betreffen den Erfolg des Rechtsmittels des Rekurſes. 
Betrachtet man nach diefer Richtung Hin ſämmtliche durch Urtheile erledigte Re— 
kurſe nah dem Nusgange, fo wurden im Sahre 1899 von den refursfähigen 
Schiedsgerichtsurtheilen 2840, das find 27,. Proz, im Jahre 1898 27,6 Proz, 
völlig oder theilweife in der Nekursinjtanz abgeändert. Bei den Nekurjen der 
Verfiherten betragen Die entiprechenden Prozentzahlen 1899 20,, 1898 19,6; 
bei denen der Beruflgenojjenichaften ꝛc. 1899 48,;, 1898 54,7. 

In gewerblichen Unfallverficherungsfachen find die Zahlen durchweg niedriger, 
als bei den landwirtbichaftlichen, wie die Tabelle 7 ergibt. 

Tabelle 8 enthält entiprechende Nachweiſe über die durch Urtheil erledigten 
Rekurſe in Gradfachen überhaupt; Tabelle 9 über die Rekurſe bei eriter Nenten- 
feitjeßung, auch nach Kranfenhausbehandlung; Tabelle 10 über die Nefurje im 
Falle der Minderung, Aufhebung oder Erhöhung der Rente; Tabelle 11 ges 
jondert über die Nefurje im Falle der Minderung oder Aufhebung der Rente; 
Tabelle 12 über die im Falle der Erhöhung der Rente. 

Die Tabelle 13 betrifft die den Urtheilen zu Grunde liegenden überwiegenden 
Streitfragen in ihrer Häufigkeit. Am häufigiten handelte es ſich um die Ans 
wendung des $56 des Unfallverſicherungsgeſetzes oder der entiprechenden Para— 
graphen der übrigen —— nämlich 

1899 . 000. 54,5 Prozent, 
1898 . . . . + BO 

Nächſthäufig ſind Streitfachen, in denen es ſich um den Grad der Erwerbs— 

unfähigkeit handelte, 


56* 
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1500: 2.5: 8:2. 28.28 BU Vrozent, 
LEBEN 0 a ee e 
Diejenigen Fälle, in denen ausſchließlich der Grad der Erwerbsunſähig— 
feit oder die Anwendbarkeit des S 65 des Unfallverſicherungsgeſetzes (53 70 des 
landwirtbichaftlihden Unfallverfiherungsgeiepes, $ 38° des Bau-Unfallverficher: 
ungsgejebes, $ 73 des See-Unfallverſicherungsgeſetzes) Itreitig war (reine Grad— 
fahen), betrugen im Jahre 1899 zufammen 4969 oder 47,6 Prozent aller durch 
Urtheil erledigten Nekurje gegen 49, Prozent im Worjabre. 


Um den Beweis des Unfalls drehte ſich der Etreit 


1809. 4 Me Prozent, 


um die Frage, ob ein Zuſammenhang zwiſchen dem Betriebsunfall und Erwerbs— 
unfähigfeit anzunehmen war, 


1899 . 2 2.02 20. m 128 Prozent, 

1898 . ie ann pr 
um die Frage, ob ein Betriebsunfall vorlag, 

1899 . . .. in B,. Prozent, 


1898 — —V — — 


der Fälle. Der letztere Streitpunkt iſt häufiger bei den landwirthſchaftlichen Un— 
fallverſicherungsſachen als bei den gewerblichen, wogegen bei den landwirthſchaäft— 
lichen Unfallverſicherungsſachen der Prozentantheil der Gradſachen und der Sachen, 
in denen es ſich um die Anwendung des S TO des landwirthſchaftlichen Unfalls 
verfiherungsgejepes handelt, niedriger tt. 


Die Frage, welche Berufsgenofjenichajt entihädigungspflichtig it, war in 
3,0 (1898 in 2,5) Prozent der durch Urtheil erledigten Rekurſe im Etreite; in 
gewerblichen Unfallverjicherungsfaden war dies in 221 (3,95 Prozent), in land: 
wirtbichaftlichen Unfallverfiherungsjachen in 91 (3,2 Prozent) Sachen der Fall. 
In den bezeichneten 221 (1898 182) Fällen gewerblicher Unfallverfiherungs- 
jachen it in Frage gekommen eine gewerblide Berufsgenoſſenſchaft als beklagte 
Bartei gegenüber einer landwirtbichaftlichen Berufsgenoflenichaft (vergl. Amtliche 
Nachrichten des Reichs = Verfiherungsants 1881 ©. 223 unter II) 68 (1898 
64) Mal, eine gewerbliche Bernfsgenoflenichaft gegenüber einer anderen gemwerb- 
lichen Berujsgenofjenfchaft 153 (1898 118) Mat. 

In den 91 (1898 102 Fällen, in denen bei landwirtbichaftlihen Rekurſen 
im Streite war, welche Berufsgenoſſenſchaſt einzutreten hatte, it in Frage ge: 
fommen eine landwirtbichaftliche, Berufsgenoſſenſchaft als Veflagte gegenüber einer 
gewerblichen Berufsgenoffenichait 72 (1898 79) Mal, jo daß insgeſammt in 140 
(1898 143) Fällen die Entfchädigungspflicht zwijchen gewerblichen und landwirth— 
ſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaften ſtreitig geweſen iſt; zwijchen zwei landwirth— 
ſchaftlichen Verſicherungsträgern war dies 19 (1878 23) Mal der Fall. 


Die Nefurfe nach den Jahren der Einfegung und Erledigung betrifft die 
Tabelle 14. In demfelben Berichtsjahr eingelegt und erledigt wurden 1899 
61,5 (1898 58,6) Prozent aller eingelegten Refurje; mehr al3 ein Drittel der 
eingelegten Rekurſe wird in dem erſten Jahre nach der Einlegung erledigt; der 
Reit, der jpäter zur Erledigung kommt, betrug für das Einlegungsjahr 1897, 
für welches der höchſte Prozentfag diefer Rekurſe ermittelt ift, T,so Prozent. 
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Aeberſicht 


über die 


Rechtſprechung in Unfallverſicherungsſachen, insbeſondere die 
Thätigkeit des Reichs-Verſicherungsamtes. 


Tabelle 1. 


Berufungsfähige Beſcheide und anhängig gewordene Berufungen. 





Jahr 








Berufungsfähige Beſcheide 


und zwar auf Grund 








1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 


1893113 999) 
1894|127 479) 
1895|143 783. 
1898]160 872] 
1897|184 162 
18981194 433) | 
1899]212 32125 © 59,11,86 825 


en 




















Auf je 100 
berufungsfähige 
Beſcheide der 

treffenden Art 
entfallen auhängig 
gewordene Beruf⸗ 
ungen 


Anhängig gewordene 
Berufungen 


und zwar auf Grund und zwar in 





des landwirth⸗ 





























der, des landbwirth-] ber ) z | | and- 
üiberr gewerblichen ſchaftlichen | itber- | gewerblichen | fchaftlichen Jiiber: ge— wirtb- 
Unfall Unfalte |, „falle Unfalle ichaft: 
haupt | — a haupt — — —— haupt lichen lichen 
abfolut — abſolut vo abjolut Be 5 abſelut — — * 
23 5 1» 9 10 1 12 h 1a | 14 
| | 
— — — — — 12446 2446 100,0) — —1 — 4 —-|- 
— — — — — 15941 5941| 10040 — — J — — 1 — 
— — — — — | 8371! 8300 9 71 oe — — — 
49 268! 42499 86,26, 6769| 15,,,]11 22510313, 91,08) 912) 8,12] 22,78, 24,27] 13,47 
68 684 54580) 79,47114 104 20,55|14 879.12 835) 4640 2044| 13,24] 21,00, 23,52) 14,0 
87 149 64 587 74,1122 562 25,80 15 423 15 054 sunl 3 369) 18,20] 21,14) 23,51] 1%,08 
99 032) 69 604| 70,29 428) 29,7.[22 249117 3871| Ta,onı 4878| 21,08] 22,47, 24 vei 16,58 
75 807 66,5038 192) 35,40125 348.18 772] 74.06! 6576| 23,04] 22,24 24,70] 17,28 
80 812! 63,3u,46 667 36, 40130 104 21 314] TO, 8 790 2.20] 23,01 2,7} 18,84 
86 981! 60,156 802, 39, 133 55322 699] 67, 10 854| 32,35] 23,54 26,10] 19,nı 
94 861! 58,07:66 O11| #1.05[38 647124497 03,30 14 150) 36,61] 24.02) 25,82] 21,0 
105 951| 57,55)78 211! 42, —442 11126 455] 62,82)15 656) 37,18] 22,87) 24,97| 20,02 
113 037! 58,14 81 396, 41,444 313.25 3811| 63,316 002] 36,11 22,10] 25,05| 19,08 
40,8:]46 491 29 876 4,2816 615] 35,54] Z1,se 23,751 19,14 








I 


N Unfallverfiherungsgejeg vom 6. Juli 1884, in Kraft feit dem 1. Oktober 1885; 
Ausdehnungsgeſetz vom 23. Mai 1885, in Kraft feit dem 1. Oftober 1885 beziehungsweiie 
1. Juli 1886; Bauellnfallveriicheriingsgeiep vom 11. Juli 1887, in Kraft jeit dem 1. Jan. 
1888; See-Unfallverjicherungsgeleg vom 13. Juli 1887, in Kraft jeit dem 1. Januar 1888, 
?) Yandwirthichaftliches Unfallverficherungsgeieg vom 5. Mai 1886, in Kraft für das 
Königreid) Preußen jeit dem 1. April 1838, für die übrigen Bundesjtaaten und das Reichs— 
land von früheſtens 1. April 1888 big jpätejtens 1. Oltober 1889. 
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Tabelle 2, 
Die zu bearbeitenden Berufungen und die Art ihrer Erledigung. 


Bad der erledigten Berufungen 
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8 a 5 l und zwar erledigt — 
vr. —— 
urüdweifung mittel ſi 
der ſcheidẽ dee m Bart durch durch 
den gemäß 6 Nbf.1 ber r ı au 
Er zu bear überhaupt Verordnung vom 2.Nos ” durd) Aner- Urtheil 
beitenden vember 1885 wegen Zurück⸗ Vergleich — des andere 
= * 
Berufungen Aändiateie nahme niß —— Weije 
it gerichts gerich 
DET TE 57T ii 37 
prezen | 8535| 2 55 Bram 2 JESIS2]E5 Progent 2 | Em 
abfolut | Prozent | abſolut 24568127 abſolut 2 I|28| 2 | 29; abielat 2 | 
deals Pi 8 55er 
8|9 10 1 | x 18 | 14 Bi! 










































































Berufungen insgelammt 

1886| 2 453 1602] 65,51] 22] (,s7] 42] 2,.:] 176] 10,0] 67] 4,18] 47] 2,04] 1198| 74,420 50 Sur 
1887] 6 811: 5272| 77,0| 81] 1,541 88 1,07) 585) 1,20] 214) 4,00181 3,41) 3 902! 74,01221 4% 
1888| 9 892; 7507| 75,0 142] I,00) 51| 0,0) 710) Y,| 2711 3,611177] 2,08 5 925) 78,02 281! 5.“ 
1889]13 465, 10 153) 75,0. 181| 1,78 52! 0,51 I 017! 10,02! 4461 4,50)290| 2 2,00) 7908| 77,00 259 2. 
1890117 785 13 716] ?2,12.249| 1,51] 52] 0,5511 260) 9,10) 695, 5,0:465] ? 78.0 297 24 
1891|22 614 17 786| 78,05 327| 1,041 67] O,8s' 1 467) 8,25) 8221 4,021505| 2,8414 252) 80,15 46 I 
1892[26 839 20 936| 78,01. 368| I,rs| 36| 0 al 5837| 7,54 924| 4,1472] 2,25117 217] 82,24 382 1.» 
1893[31 217 24 123] 77,28 389] 1,01] 55) 0,28 1618| 6, 892| 3,:0/545 2,20 20 199] 83,73. 425 Le 
1894137 346 28 841| 77,28.413| 1,45] 49] 0,17j1 636) 5,07j1 O14| 3,52)681] 2,2624 563| 55,17 485 1m 
1895141 466 32 962| 29,4» 445 1,551107]| 0,32|1 724| 5,25 1067] 3,709] 2,18/28 245| 85,0 665, 2m 
1896146 961 38 325] 81,01 456 1,10) 70) 0,1812 098) 5,01 056] 2,081773| 2,02133 236; 86,73 636 1. 
1897150 646 41 356| 81,0 455) 1,10] 69] 0,1712 273 5,501 061] 2,56/714| 1,7336 199 87,35 585 14 
1898153 549! 43 855| 81,0 484 [ie 61| 0,14/2 144| 4,1210] 2,:6872| 1,0! 138 592 88,00 492 1: 
1899|56 035) 46 233| 82,51,489) \,oe| 51] 0,1112 760] 5,0711 017 2,20/649] 1, [40 772, 88,10 495] I" 

—— in gewerblichen Unfallverficherungsfachen ') 
1886| 2453| 100,00 65,51 1: 1,7] 42] 2,02] 176 10,0] TI 3.15) 47] 2 1198 72,8 50] 32: 
1887| 6 811! 100,00 - 972 77,40 81 1,50) 88] 1,01] 585) I1,ıoı 214) 40811811 3,0 3 9021 74,01 221 4,0 
1888] 9821! 99,::| 7481| 76,17 141} t, e« 49) 0,061 707) 9,11 2711 3,621177| 2,8: 5 905 78.05 231] 34 
1889112 307 92,201 9455| 75,00 160 t.s0 43 0, 420. 946] 10,001 438 4,.48 269 2,85! 7 351! 77,75 248 2a 
1890 15 512, 87,22|11 994| 77,52. 198! 1,05] 43 0,5611 089) 9,004 654] 5.151423] 3,55! 9333| 77,8: 254 2,0 
1891|18 694! #2,0:]14 778 79,05 2701 1,ss 50! 0,411 189] 8,04 760| 5,141430| 2,01)11 782) 79,73 297] 24: 
1892]21 118| 78,16 630 28,75 2390| tra 26 0,1611 201| 7,22| 810] 4,8:j410| 2,7113 613] 81, 280) 1, 
1893]23 200 74,s:}18 0830| 72,12 272! 1,51] 37! 0,111 187] 6,ss! 755| 4.101421] 2,33/15 073] 83,0 285’ 1» 
1894]26 654 71,20 958] 78,83 306] I, 23) 0,1111 145) 5,01 838| 4.001530] 2,3117 782! 84,05 334 101 
189528 144, 67,::]23 041) 81,5; 314| 1,s6| 63) 0,a,|1 112) 4,8) 872] 3,10/590| 2,5619 626| 85 13 46 
1896129 587 6 “ ‚vo 24 466| 82,00 332] 1,» öl} 0,2111 289| 5,27] 862] 3,,2]656| 2,08 20 846| 85,:0 430) 1. 
1897]31 611 «]25 990] 82,22 337| Uso 43 O,17]1 334! 5,18] 845) 3.281619] 2,:122 433] 86,51 379] 1* 
1898133 940 = ‚»»]27 903| 82,21 l,.s! 29] 0,1011 207) 4,383] 964 3,48 715 = 24 355 87, 20s 291] I. 
1599135 854, 64,00 29 693) 82,70 378| ,.:| 32| 0,111 7391 5,06] 849] 2,86|571| 1,.]25 825| a6,0r 299] 1. 
— Berufungen in landwirthſchaftlichen Unfallverficherungsiachen ? 
1887] — — — —— 
1888 711 0 26| 36,200 1] 3,051 2 7,00 ta — | — — 20 Ton — — 
1889| 981 7,1] 698] 72,85 21| 3,0] 9 1,20 71 101: 8 1,15] 21] 3,011 557 79,0) 11 ı= 
1890| 2273} 12,78] 1722] 75,78 51| 2,06! 9 0,8] 1711 Y0sl 41) 2,561 42] 2,4041 1365| 7a,e:| 43 2» 
1891] 3 920] 17,553] 3008| 76,15) 57] 1,0 17- 0,511 2781 9.411 62| 2,001 75 2,0] 2470| 82,11] 49 ı = 
1892] 5 721] 21,3:| 4306| 75, 78] ı,s1| 10) 0,28] 336] 7,00; 114| 2,05! 62] 1,4] 3604| 83,r0|102 — 
1893] 8017) 25,40— 6093 76,00 1171 18 0,50] 431 70137 2,124 2,03) 9 1286| 84, 18/140. 25 
1894110 692) 28,0] 7883| 73,:5 107| 1,58) 26 0,5! 491! 6, 176] 2,28 1151 1,2) 6 781 86,a2|151 I 1,5 
1595113 322) 32,13] 9921! 72,47 131] 1,52! 44 0,10) 612] 6, 195 1,06/119] 1,20! 8619 36,0% Hl! 22 
1896]17 374| 37,0113 859) 79,:7 124! 0,»0! 19 0,14) 809) 5,401 194 1,0 117 0,4112 390] 89,.0!206. 14 
1897]19 035] 37,»-J15 366] 80,72 118| 0,17! 26 0,17) 939 6, 216) 1,0! 95| 0,6:113 766| 89,50| 206, in 
1398119 609) 56,415 952] 81,35 1142| O,»»| 32, 0,00] 937) 5,07] 246, 1,4157] 0,00114 237| 89,35 201 (4 
1899[20 171| 36.0116 540] 82,00 A1ll or| 19| 011 021| Gurl 168| 10s| 78| 0,414 947| 90.07|196| { 





ı) 2) Bergt, Noten i) und 2) zu Tabelle 1 Seite 39, 


u — —— 
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Tabelle 8, 
Die Entfheidungen des Schiedsgeridhts nad) dem Ausgange. 





Zahl der durch Schiedögerichtäurtheil erledigten Berufungen 
| und zwar entichieden durch 






Rekursfähige 
































— Zurückweiſung wegen Völlige Schie ds⸗ 
Jahr überhaupt Beitätigung Foder theilweiſe 
| Berfänmung Unzuſtändigkeit = erichtöurtbeile 
Iber Defentichen rg Abänderung gerich b 
Verůfungsftin Schiedogerichts¶ des angefochtenen Beſcheids 
abjolut | Prozent blolut Prozent abſelut | Progent | abſolut |Prozent| abjolut [Prozent abſolut Ar 
1 2 B 4 5 6 7 8 f} 10 11 12 13 





























Schiedsgerichtöurtbeile insgefammt 
1886 ]| 1198 | 100,0 25 | 2,00 3 0,25 670 | 55,09 500 | 4t,261 1075! 89,58 
1887 | 3902| 100,00 | 67 | 1,72 | 22 | 0,0 |! 2284 | 5855| 1529| 39,10] 3552 | 91,03 


1883 | 5925 100,0" 99 | (er | 13 | 0... |! 3702| 62,40) 2111! 3580| 5792| 97,18 
1889 | 7908 | 100,01 151 | 1,0 | 18 | 0, | 5030| 631 | 2709 | 34.2s| 7534 | 95,2 
1890 | 10698 100,00, 231 | 2,10 | 29 | ou |! 6631| 61,08, 3807 | 35,5» | 10 090 | 94»: 
1891 ]14 252 | 100,00 | 261 | I, | 13 | 0, | 9265| 65,0. | 4713| 35,07 | 13 630 | 95,64 
1892 117217 100,0 ! 306 | I | 24 | 0,14 | 11666 | 67,10! 5221 | 30,5: | 16 603 | 96.3 
1893 |20 199 | 100,00 | 307 | 1,52 | 17 | 0,08 113 775 | 68,0 | 6100| 30,20 | 19 255 | 95,55 
1894 |24 563 | 100,00 ' 329 | 1, | 26 | 0,11 |16983 | 6914| 7225 | 29,0 | 23 724 | 96,50 
1895 |28245 | 100,0. 391 | 1,55 | 27 | 0,10 |19952| vo, | 7875| 27,08 | 27 334 | 96,7 
1896 133 236 , 100,00 | 507 1, | 47 | 0,14 123305 | 70,12] 9377| 28,2: |32 422 | 97,55 
1897 |86 199 100,0 511 | 1, | 27 0,08 125865 | 71,.s| 9796 | 27,06 | 34 882 | 96,38 
1898 |38 592 100,0 574 | I, | 34 | O0,» 128235) 73,18] 9749| 25, 137403 | 96,02 
1899 |40 772 100,00 | 597 | 1, I 37 | 0, 129 706 | 72,08 1 10432 | 25, | 39 699 | 97,8: 
Schiedögerichtönrtheile in gewerblichen Unfallverficherungsfachen ') 
1886 | 1198] 100,01 25 | 2»| 8 | 0, 670 | 55,08 500 | 41,75] 1075 | 89,58 
1887 | 3902| 1000 | 67 | 1,72 | 22 | 0, | 2284| 5855| 1529| 39,10] 3552 91,08 
1888 | 5905| 99,011 98 | 1, | 13 | 0,22 | 8690| 62,0] 2104 | 35,0] 5 780 | 97,08 
1889 | 7351| 92,» 145 | 10 | 16 | 0,2 | 473116456) 2459| 33,5] 7105 | 96,04 
1890 | 9333| 87,4 | 199 | 2,12 | 24 | 0,26 | 5851 |62,0| 3259| 34,0. | 8894 | 95,0 
1891 |11782| 82, | 214 | \, | 10 | 0,0 | 7778| 66,0! 3780| 32,08 | 11 387 | 96,05 
1892 |13613 | 79,07 | 248 | 102 | 17 | 01: | 9381| 6801| 3,967 | 29,14 | 13 354 | 98,10 
1893 115 073 | 7+.. |: 238 | 1,58 8 | 00 I10443 | 69,28 | 4,384 | 29,00 | 14 453 | 95,» 
1894 | 177821 72,» 235 | Use | 21 | 0,1: 12458 7000| 5068| 28,» 1 17 325 | 97, 
1895 119 626 | 69,18 | 258 | ı,sı | 15 | 0.08 14019 TU,..| 5834 | 27,1» | 19 245 | 98,086 
1896 |20 846 | 62,72 | 323 | I, | 28 | 0,15 |14 794 | 70,7! 5701 | 27,55 | 20 612 | 98,88 
1897 122483 | 61,0 || 318 | 1,0 | 11 |! 0,05 16121 71,00! 5988| 26,0» | 22 012 | 98,12 
1898 124355 | 63,1 887 | 1,5 | 15 | 0,0 117849 | 73,0| 6104| 25,08 | 28 771 | 97,00 
1899 | 25 825 | 63,34 | 369 (‚13 | 0,10 118667 | 72,» | 6764 | 26,10 | 25 378 | 98, 
Schiedögerichtöurtheile in Iandwirthichaftlichen Unfallverficherungsiachen ”) 
1886 — — 1 — — — — — — — — _ 
1887 — — 1 —1 — I — — — — — — — * 
1888 . 20 0,54 1 | 5,00 — — 12 | 60,.0 7 | 35,00 12 | 60,00 
1889 557 zul 6 1,08 2 | 0,3 299 | 533,08 250 . 44,58 429 | 77,02 
1890 | 1365| 12781 32 | 2,54 5 | 0, 780! 57,14 548 | 40,15] 1196 | 87,82 
1891 | 2470| 125! 47 | 1o | 3 | 0.12 | 1487|60%0| 933 |37,78| 2248 | 90,0 
7 
9 
5 











1892 | 3604| 200. 5814 0.1! 2285165»! 1254 34,0] 3249| 90,15 
1893 | 5126| 25,55) 69 | 1,s 0,11 | 3332) 65,0! 1716| 35,.] 4802| 93,08 
1894 | 6781| 27,0. 94 | 1,» b 0,07 | 4525 | 66,73] 2157| 31, | 6399 | 94,37 
1895 | 8619| 303 133 | 1,» | 12 | 0.14 | 5933 | 68,4] 2541! 29,.u| 8089| 93,0 
1896 112390 | 37. | 184 | 1,0 | 19 | 015 | 8511| 68,» | 3676 | 29,0: | 11 810 | 95,53 
1897 113 766 | 38,0|| 198 | 1.4 | 16 | 0,1. | 9744| 70,781 3808 27,66 | 12 870 | 93,00 
1898 114237) 36, 187 | 1,.. | 19 | 0,1 |10386 | 72,0! 3645 | 25,00 | 13 632 | 95,75 
1899 [14947 | 36,0 || 228 | 1,5 | 12 | 0,08 111039 | 73,661 3668 | 24,54 | 14 321 | 95,1 


1,9) Rergl. Noten i) und 2) zu Tabelle 1 Seite 39, 











Geſchäftsbericht des Reichs ⸗Verſicherungsamts für das Jahr 1899. 


842 


motoa ujolgo | juafoızk mjoſqv 








enz 989*4 
og EL Pr 
eg o9L Fr 
er BER BE 
"iz | 9088 
“oz GGLl 
er | CgLl 
"21 98L 
y 00€ 
— G— 
91 GI 
(„sogaladshun 
aotpuaoanv⸗ 


u uopyuvcht 
‚uniaquv] 59q 





02 


Hl 


£69 II 
0 11 
609 6 
‘1,8 
8LL8 
066 9 
618% 
BEL tr 
990 * 


_ 
8% 
785 1 
L9% 


el 





(„yraßedun 


ıalpılaaayjoit 
ualpıyqgasaıad 13Q 





qunıg) Inv avait qun 








ont 61% 91 
“ool B9L Sl 
ool 69L 861 
on | 82021 
oo} SEI II 
go coL 8 

| 90) v86 9 
001 ZA 

| e'o0o) 99° 7 
ool | 7078 
001 | 609% 
‘001 8483 

| “vor | F821 

| "oo I 293 

| Sl Il 

|motont mjo qu 

| 

Janpgngn 


Jana aquanagavıg nk 








w'icz rg 
w'rz — 
seh elize 
zz eg 
iz | ie 
— *⁊0 
sogz | woe 
| 6s 
ag} „| gg 
— | 

— — 

— — 

— ve'yz 


zanviaagu Sanzarg 


ol 


uaſpoylsbun 
aopuaaanvliun 


| 6 


KU Tee 
aivgpy | Map 
na | quadatob 

QupT | 


u avaf qun 





a⸗“ ur 
zT 
— 
— 
* 
ei'6z 
rz 
oz 
setz 
Ei’cz 
w'9T 
ss'ız 
86'6Z 
8*2 


Janod 


ag 


ana aaoaodat 
2b vibupquv uayol 


ua 2a, maqualldldg 19Q 


anagans piaabsganp 


abiiplsanoa dot oi n 





e6z gie | for gLo8 | "oo I Gearıı 16681 
og 9381 669 RIgL | ool EST IT 18681 
"os BgIE | 269 oz, ! Fool gr801 | Lest 
"sz | 00.8 | 02 | grg9 | “oor | 8226 | 9681 
Nez gHLL | Hız 0909 || “ool 908 4 9681 
"oz 61 1 662 I ggge || °'ool 870, v681 
“al 896 "iR 1787 | "ool 708% 8681 
Ye} 006 Gag ggg || "oo 0857 8681 
"zi | 90% 88 | 2165 | “oo 8388 | 168 
— — 001 1988 0681 

G- I6- It I I roor | 0103 | e88t 
— — eo0t | eI9T || “ool 8191 8881 
— — eoot | 0901 || “ool 901 L881 
— — v’00l | 198 001 L93 9881 





| r | 8 I 
putorsk Imolgo maroag injolqu numkaask | malgo 








„Soſalabsbun ‚ala 
Joſpuaaanv⸗ Sbunadpuada 
unuapyuuop pwlun u⸗in 


nodgasgit 
arateuvj SQ -qlsatıb aoc hand ae 


. 


audr- 


gunig Inv mat qun 


alınzgayg suagacomad bıbungug 








"janyay woquapagivag ni aıq qun uauzgaoand Hıdurgur sg 


FIT 


—— nm 


| 
i 





843 


Geichäftsbericht des Meichs-Verfiherungsamts für das Jahr 1899. 


— 
S'gc 
0% 
e’ob 
rc 
€} € 
dız 
6} 
sc 


g— 


egz 
egz 
vZ 
6 74 
68) 
®.) 
s'c) 
e}l 
6 


— 


766 I 
HE 1 
3611 
186 


3988 
097 € 
896 
188 8 
BGL I 
GLE& I 
19L 
86* 
123 


— 


I 


Hor 
go} 
o0ol 


ec 
s’l2 
— 
v’cı 
"8 
erg 
egg 
“gg 
06 


og) 
oo 
001 


066 % 
818% 
84h I 
18:21 
gl 
090 1 
880 I 
9E0 I 
998 


*99 
+08 
68 


8766 
E88 
958 L 
*08 
ir 207 
068 
LILF 
S0L8 
11838 


— 
6821 
086 
BLI 


bajabui alampaıg 035 wagınaı poqunsipiaabsſqoiſp 3gj2lsug qun um uabad unaıosk waqug nor (, 
naqulab oquoßd TEgT >} ya wopıgaasd ug uoa qui alanzaıg waßpıyjoplgmaqun AT (5 
"27 909 I Moqo nt ( qun ( og Bra 








e'zz 
1227 


“ou 
**1 a 
6 
| 
er 
OT 
cz 
zz 
iz 
iz 
474 
—X 
e'ce 


er, 
6; 

2 
ro8 
eg 


e'z 


“62 
99% 
822 
*82 
“gg 
#'g3 
7 
dag 


19€ 
L8F & 
66 
698 & 
686 I 
8681 
9541 
6L2l 
53101 
669 
69% 
*99 
*08 
68 


ꝛ nayloplusllounsdeinug aao 


09 51 
685 51 
#68 01 
169 6 
1516 
ILL 
854 8 
sr 
123 
55° 
070% 
68L 1 
086 
8.1 


ıE'q 
Si’q 
689 


cı’r} 
£6', } 
6 >} 
feig} 
eo’c) 
te'g} 
#7) 
9} 
6E'z) 


* 


1590 
lg 
gg 
11* 
564 
r 
So'G 
x'g 


35) 
sg 
geig 


Kcz 
gegz 
ss'gz 
—X 
*92 
ꝛꝛ 
— 
oz 
1507 


— 


— 
47 
w'eT 


*9] 


*9 
El’g 
tt’q 
— 
Se'c 
—X 
—X 
big 
19'€ 
66'r 
ss’ 
8s’q 
86'g 
ge’g 


HEizz 
dicez 
18’e7 
zz 
ıe'cr 
iS'y2Z 
Kr 
66 
s.’6} 
"el 
sı# 12 
— 
»er 
*“9 


e'ce E06 
99€ 136 
"be L88 
zr | 88 
6'cc 287 
or FLE 
sle 0r8 
eg 981 
eg} 831 
—* — 
alanzarg 
g2z 68 
“sz 111 
#7 12% 
— 2161 
6 79% I 
621 Ho 1 
er) 829 
ei} 698 
on 813 
= I 


naaaſpiaa 23q alanzaıg 


£y9 
rc9 
09 
rıc 
199 
#69 
*89 
eig 
ecQ 
(„— 
eool 
got 
oool 


72 
#12 
“2. 
er) 
Eon 
‚78 
ecgj 
Egg 
v’68 


001 
001 
oo) 


8691 
3681 
198 I 
Fo 1 
806 
058 
68L 
108 
989 


(4 — 

188 
874 
68 


087 9 
853 9 

“ 
6189 
LOLS 
888* 
198 
788 5 
988 8 


886 I 
L18 
8.1 


yır 
“2 
eg 
eigg 
DE: 
za 
®62 
eg, 
*22 
6e 
62 
v9, 
#9} 
“gg 


Gau, 


944% 
918% 
8785 
LE8 1 
Ger 
766 1 
690 I 
L86 
#92 
665 
057 
188 
87% 
68 


698 8 
199 8 
60 8 
Er L 
ILE9 
858 © 
“8 r 
838 8 
719% 
198 1 
06° I 
885 I 
L18 

8LT 


6681 
8681 
8681 
9681 


Fol 
8681 
6681 
1681 
0681 
6881 
8881 
u881 
9881 


6681 
8681 
681 
9681 
281 
*681 
8081 
681 
1681 
0681 
6881 
8881 
L88T 
9881 


N 


844 Beihäftsbericht des Neichs-Verficherungsamts für das Yahr 189. 


Tabelle 5. 
Die Vekurfe nad der Art der Erledigung. Bekurfe insgefammt. 









Rekurſe 


wurden erledigt 





und zwar 


durch Beſchluß anderweit 
| durch Urtheil wegen formeller) Pur Zurüd- 


blieben 
unerledigt 






Jahr 







überhaupt 


IN nahme, Bers 
Mängel gleich :c.) 


abfolut | Proz. abiolut Proz. | abfolut 
5 6 7 8 







abiolut | Proz 
10 11 


Proz. 
9 























abiolut | Proz. | 


3 ı 4 






























Nefurfe überhaupt 
1892 | 3794 | 69, | 3244| 85, | 898 | 10, | 152 4 ] 1680 | 30, 
| 5 


1893 58331 76,3 
1894 5378 | 61,8 
1895 8353 | 75.0 
1896 8627 | 716 
1897 9183 | 66,7 
1898 | 10975 | 69,6 
1899 11 749 724 


4698| 88, 434 8,. 199 3,7 1653 | 2 
4595| 854 634 11,8 149 28 3327 | 38» 
7351| 88% 767 9,a 235 2,8 2780 | 25% 
7581| 87% 630 %3 416 4,8 34236 28.4 
8092| 88, 623 65 | 468 5.1 4 586 33,3 
9725| 88,6 731 6,7 519 4,7 4 794 30,4 
10436 | 88,8 731 6,3 577 45 | 4470 276 





Rekurſe der Verficherten 


1892 | 2902 | 69. 2488| 840 | 389 | 134 75 26 ] 1293 | 30, 
18983 4184 | 757 3625| 866 427 10,a 132 3,2 1 344 24, 
1894 4389 | 61,3 | 3681| 859 633 14,4 75 or 2 773 38; 
1895 6869 | 75.4 | 5962! 863 767 Ul,a 140 2,0 2 282 239 
1896 | 6962 | zıs | 6051| 86, | 629 9, | 282 4: | 2729| 28. 
1897 | 7204 | 66, | 6292| 82, | 620 | 86 | 292 | 4. | 3620 | 334 
1898 | 8542 | 69, | 7502| 87, | 729 8, | 311 37 13740 | 30; 
1899 | 9082 | z2,: 7967| 87, | 734 8: | 881 4% | 8528 | 27, 


Nefurfe der Berufsgenoflenjchaften zc. 


1892 892 | 69,7 806 | 904 1,o 77 8,6 337 | 30, 
1893 1147 | z8s | 1073| 93, 06 67 5,9 309 | 21. 
1894 989 | 64: 914! 92,4 0, 74 25 554 | 35, 


1895 1484 74,9 | 1389| 93,5 
1896 1665 70,5 | 1530| 91,9 
1897 1979 | 67, | 1800| 91% 


— 95 6,4 498 25,3 
0, 134 8,0 697 29,5 
0,1 176 89 966 2.8 
0,1 208 8,5 1054 | 30. 
0,1 196 73 947 26.» 





1898 2433 69,8 2223| 914 
1899 | , 2667 | 73,3 2469| 92, 


DD to 0 | in 
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Tabelle 14. 
Die Rekurſe nach den Zahren der Einlegung und der Erledigung. 



















SE Zahl der erledigten Rekurſe Unerledigt 
— in demſelben in dem eriten |in dem weilen in dem dritten in das 

Jahr 32 Jahre Jahre nach Jahre nach Jahre nach Jahr 1900 
3% der Einlegung zu übernehmen 
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1890 1180 50. | 1156 9 | BI | - | — — — 
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B. Invalidenverſicherung. 

Mährend die Thätigkeit der Abtheilung für Invalidenverfiherung jich nament- 
lich in dem erjten Theile des abgelaufenen Geſchäftsjahrs weſentlich in derjelben 
Richtung bewegte, wie e8 in den leßtvergangenen Jahren der Fall gewejen iſt, 
wurde fie in der zweiten Hälfte des Geſchäftsjahrs vorwiegend durch das neue, 
mit dem 1. Januar 1900 in Kraft getretene Invalidenverfiherungsgefeg vom 
13. Juli 1899 beherriht. Die der Abtheilung dadurch erwachſenen Arbeiten, 
die fümmtlih der Ein» und Durchführung des neuen Geſetzes galten, waren 
mannigfacher Art. Zum Theil handelte e3 fih um Vorarbeiten zur Durchführung 
des Geſetzes, die der Abtheilung vom Reichsamte des Innern übertragen waren. 
Dahin gehört die Ausarbeitung: 

1. des Entwurf3 einer Verordnung, betreffend die Formen des Verfahrens und 
den Geſchäftsgang des Reichs-Verſicherungsamts in den Angelegenheiten der 
Invalidenverſicherung 

Verordnung ꝛc. vom 6. Dezember 1899, Reichs-Geſetzbl. 1899 ©. 687); 

2. des Entwurjd einer Verordnung, betreffend das Verfahren vor den auf 

Grund des Invalidenverſicherungsgeſetzes errichteten Schiedögerichten 
[Verordnung zc. vom 6. Dezember 1899, Reichs-Geſetzbl. 1899 ©. 677); 

3. ded Entwurf von Beitimmungen, betreffend die Entwerthung der Marken 

bei der Imvalidenverfiherung 
Bekanntmachung ꝛc. vom 9. November 1899, Reichs-Geſetzbl. 1899 
©. 655]; 

4. von Entwürfen zu Quittungsfarten für verfiherungspflichtige Perfonen und 
zu bejonderen Duittungsfarten für die Selbjtverjiherung ($ 132 des 
Snvalidenverjicherungdgejebes) 

(Befanntmahung x. vom 10. November 1899, Reichs-Geſetzbl. 1899 
©. 667]; 

5. eined Entwurf von Beitimmungen, betreffend die Befreiung von der Ber: 
jiherungspflicht auf Grund des $ 6 Abi. 2 des Invalidenverficherungss 
geſetzes | 

(Belanntmahung 20. vom 24. Dezember 1899, Reich3-Gejepbl. 1899 
©. 721]; 

6. von Vorfchlägen zur Abänderung der Bejtimmungen, betreffend die Befreiung 
vorübergehender Dienjtleiftungen von der PVerficherungspfliht gemäß $ 4 
Abi. 1 des Invalidenverlicherunggejeges 

(Bekanntmachung vom 27. Dezember 1899, Reichs-Geſetzbl. 1899 
©. 725]; 

7. eined® Entwurf von Ausführungsbejtimmungen über das Berfahren bei 
Uebertragung des Inhalt der Duittungsfarten in Sammelfarten, über die 
Einrihtung der Sanmelfarten und über die Vernichtung der Quittungs— 
farten im diefen und in anderen Fällen ($ 138 des Invalidenverſicherungs— 
gejehes); 

8. eines Entwurfed von Vorfchriften, betreffend die Uebertragung der Obliegen— 
heiten der unteren Berwaltungsbehörden auf die Seemannsämter. 

Daneben kamen Arbeiten in Betradht, deren Erledigung das neue Geſetz der 
Abtheilung überwiejen hat. 

In diefer Beziehung ift zunächit zu erwähnen die dem Reichs-Verſicherungs— 
amte nad) $ 130 des Invalidenverſicherungsgeſetzes obliegende Beitimmung der 
Unterfcheidungsmerfmale und der Gültigkeitsdauer der Beitragsmarken ſowie der 
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Beitabfchnitte, für welche dieje auszugeben find. Eine folche Feſtſetzung it unter 
dem 27. Dftober 1899 getroffen worden, nachdem zuvor mit Hülfe der Reichs— 
druderei eine Neihe von Verfuchen bezüglichit einer möglichit zweckmäßigen Kenn— 
zeichnung der nunmehrigen 15 Arten von Marken und bezüglid der etwaigen 
Schaffung einer Einrichtung zur felbitthätigen Entwertdung — infoweit freilic) 
ohne den gewünschten Erfolg — angejtellt worden war. Zugleich wurden durch 
die aus dem Sinvalidenverficherungsgejege ſich ergebende Befeitigung der bis- 
herigen Doppelmarfen befondere Borjchriften nothwendig. Demgemäß erging 
ebenfall® unter dem 27. Oktober 1899 eine Befanntmadhung, die die mit Zufag- 
marfen verbundenen Beitragsmarfen außer Kraft ſetzte. Daran fchloffen fich ſo— 
daun Verhandlungen mit den oberjten Poſtbehörden und den Verjicherungsanftalten 
itber die Einlöfung der unverwendet ungültig werdenden jowie über die Vernichtung 
der vorräthigen und der eingelöjten Doppelmarken, Verhandlungen, die zu der 
Bekanntmachung von 23. Dezember 1899 (abgedrudt in den Amtlichen Nachrichten 
des Neichd-Verfiherungsamts 1900 ©. 186) führten. 

Die Neuerungen, die durch das Jnvalidenverjiherungdgeje vom 13. Juli 
1899 auf dem Gebiete der Lajtenvertbeilung, der Vermögensverwaltung, der 
Rentenberehnung u. A. m. eingeführt wurden, bedingten eine vollitändige Neu— 
vegelung des Kaſſen- und Rechnungsweſens und eine Umarbeitung der unter dem 
30. April 1895 erlafjenen „Vorſchriften, betreffend die Art und Form der 
Rehnungsführung u. f. w.*. Auf Grund der von ſämmtlichen Trägern der Ver: 
jiherung eingeholten Berichte wurde der Entwurf der zu erlafjenden Vorſchriften 
zunächit im Schoße des Reichs-Verſicherungsamts wiederholter, eingehender Er— 
Örterung unterzogen, ſodann mit den Vertretern der Landes=-Berjicherungsämter 
und der Verficherungsanjtalten auf der Konferenz am 15. und 16. November 1899 
und jchlieglih mit dem von dieſer Koferenz gewählten engeren Ausſchuß in einer 
bejonderen Zufammenkunft am 24, November 1899 einer gründlichen Durchbe— 
rathung unterworfen. Das Ergebniß der gepflogenen Verhandlungen bildeten die 
am 1. Dezember 1899 erlaſſenen „Borjichriften über die Art und Form der 
Rechnungsführung bei den Verficherungsantalten zur Durchführung des Invaliden— 
verſicherungsgeſetzes“ (abgedrudt in den Amtlichen Nachrichten des Reichsver— 
fiherungsamt3 1900 © 219 ff.). Als die haupfſächlichſten Grundjäße der 
neuen Beltimmungen feien hervorgehoben die Einrichtung der Rechnungstitel für 
die Handbücher und deren gleichmäßige Benutzung für Einnahme und Ausgabe 
unter Bejeitigung der Abjegungen, die Anrechnung von Miethe und Pacht aus 
Grundbeſitz, die Vereinfachung der Nentenliitenführung. 

Die Beltimmungen des Snvalidenverjicherungsgejeße® machten ferner eine 
Abänderung der revidirten Gejchäftsanmweifungen für die VBorjtände der Berficherungs- 
anjtalten, betreffend die Auszahlungen durd) die Poſt, vom 29, April 1895 er: 
forderlid. ES wurden darüber Verhandlungen mit den Zentral-Boftbehörden 
eingeleitet, und im Einvernehmen mit diefen wurde die neue Geſchäftsanweiſung, 
betreffend die Auszahlungen duch die Poſt, vom 2. Dezember 1899 (abgedruckt 
in den Amtlichen Nachrichten des Reichs Verſicherungsamts 1900 ©. 255 ff.) 
erlajjen. 

Ferner ijt das Neich8-Verfiherungsamt zu einer Neubearbeitung feiner An— 
leitung, betreffend den Kreis der verjiherten Perjonen, in veränderter und wejent: 
lid) erweiterter Gejtalt gefchritten. Es galt nicht nur für die Auslegung der 
neuen Begriffe und Vorſchriften des Anvalidenverjicherungsgejeßes einen Anhalt 
zu geben, jondern vor Allem den reichen Stoff von Entjcheidungen, der fi) in 
der langjährigen Spruchthätigfeit des Neichd-Verfiherungsamt3 auf dem Gebiete 
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der Verficherungspflicht und des Verſicherungsrechts angefammelt hatte, in über: 
jihtliher Darftellung, insbefondere auch für den Gebrauch der an die Grund: 
füge des Neich3-VerjicherungSamts gemäß $ 155 Abſ. 1 Sab 4 des Invaliden— 
verjicherungsgefeges gebundenen Verwaltungsbehörden, zufammmenzufalien. Die 
jo entitandene „Anleitung, betreffend den Kreis der nach dem Invalidenverſicherungs— 
geſetze (Reichs-Geſetzbl. 1899 ©. 463) verficherten Perfonen“, ijt nad vorgängiger 
Berathung des Entwurfs mit den AnjtaltSporjtänden und Einholung einer Neuerung 
der Landes: Zentralbehörden am 19. Dezember 1899 im Wortlaute feitgeitellt 

worden (abgedrudt in den AUmtlichen Nachrichten des Reichs-Verſicherungsamt 1900 

©. 277 ff.). 

Daneben erfolgte die Aufjtellung von Tafeln über die Berechnung des von 
den BVerficherungsanitalten aufzubringenden Theiles der Invaliden- und Alters- 
venten jowie von Tabellen über die Berechnung der don Rentenanwärtern zurüd: 
zulegenden Wartezeit. 

Ein weiterer Theil der Arbeiten bejtand in der Beanwortung zahlreicher 
Anfragen der Verficherungsanitalten, die jich faſt durchweg auf die Durchführung 
des neuen Geſetzes bezogen. 

Um neben diefer jchriftlichen Verſtändigung auch noch in einen mündlichen 
Gedankenaustauſch, beſonders über einige wichtige Neuerungen aus dem Bereiche 
des Anvalidenverficherungsgejeges, eintreten zu fünnen, wurde am 15. und 16. 
November 1899 im Dienitgebäude des Reichs-Verſicherungsamts eine Konferenz 
mit Bertretern der Zentral-Roftbehörden, der Landes: Verjicherungsämter und der 
Rorftände der Verficherungsanitalten abgehalten. Gegenjtand der Berathung 
bildeten bejonders folgende Punkte: 

1. die Gejchäftsanweifung für die Vorjtände der auf Grund des Invaliden— 
verficherungsgejeßes beitehenden Verficherungsanftalten, betreffend die Aus: 
zahlungen durch die Bot. Der Entwurf des Neichd- Verfiherungsanıts wurde 
in allen wefentlichen Punkten gebilligt, da er in Bezug auf Erhebung der 
Renten ꝛc. fowohl als aucd für die Quittungsleiltung verjchiedene Erleichter— 
ungen vorſieht: 

2. die dur das Invalidenverſicherungsgeſetz erforderlid werdenden Sapungs- 
änderungen grundfäßlicder Art wurden bejproden ; 

3. der im Reichs-Verſicherungsamt ausgearbeitete Entwurf einer Anleitung, be— 
treffend den Kreis der nad) dem Invalidenverſicherungsgeſetze verficherten 
Perſonen, wurde berathen ; 

4. in Bezug auf die Auslegung des $ 48 Abſ. 1 und 2 des Invalidenver— 
jiherungefeges einigte man ſich dabin, daß die günftigeren Bejtimmungen 
hinsichtlich des Höchitbetrags, bis zu dem Invaliden- und Alterdrente neben 
Unfallvente, Penſion, Wartegeld und ähnlichen Bezügen zur Auszahlung zu 
bringen find, auch auf diejenigen Nentenempfänger Anwendung zu finden 
haben, deren Renten bereits vor dem 1. Januar 1900 bemilligt und zum 
Ruhen gebradt find; 

5. die Vorausſetzungen, unter denen der Inhalt von Quittungsfarten in Sammel— 
karten (Konten) übertragen, und die Uuittungsfarten jelbjt vernichtet werden 
fönnten ($ 138 Abſ. 2 und 3 des nvalidenverjiherungsgejeßes), wurden 
in Einzelnen erörtert; 

6. zu $ 45 des Invalidenverficherungsgefeges wurden die Meinungen über Die 
Urt der Berechnung und Verwendung der Leberjchüffe des Sondervermögens 
bei den Berficherungsanitalten ausgetauicht; 

7. die rechtlihen und thatjählichen Folgen der Abihaffung der bisherigen 
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Doppelmarfen wurden erörtert, wobei Einverjtändniß Darüber obwaltete, daß 
die baare Einlöfung verkaufter und eine baldige Vernichtung aller vor— 
räthigen oder eingelöjten Beitände an Doppelmarfen erwünſcht ſei; 

8. ed wurde die Behandlung don Renten- und Beitragserjtattungsfachen be— 
jprochen, über die am 1. Januar 1900 das Feititellungsperfahren ſchwebt 

($ 193 des Invalidenverſicherungsgeſetzes), jowie folcher, in denen der Ber: 

jiherungsfall bereit$ vor dem 1. Januar 1900 eingetreten, die erjte oder 

wiederholte Anmeldung des Anſpruchs aber erſt nad) diefem Tage erfolgt 
ift. An der Hand verjchiedener Beijpiele konnte eine Reihe von Grundſätzen ver: 
einbart werden, von denen während der Lebergangszeit auszugehen fein würde; 
9. bei der Berathung der neuen Borjchriften, betreffend die Art und Form der 

NRehnungsführung bei den auf Grund des Invalidenverſicherungsgeſetzes be= 

jtehenden Berficherungsanjtalten, befchränktte man ſich auf die Beiprechung 

der grumdjäßlichen, durch das Sinvalidenverjicherungsgejeß bedingten Ab- 
änderungen der bis Ende 1899 geltenden Borjchriften und überwies die 

Einzelberatdung an einen engeren Ausſchuß, der inzwijchen feine Arbeiten 

erfolgreich beendet hat; 

10. bei der Frage der Vernichtung von Anſtaltsakten (Nentenaften, Rechnungen, 
Poſtbelägen u. ſ. mw.) fanden die vom Reichs-Verſicherungsamte dargelegten 
Srundjäge feinen Widerſpruch; 

11. bei einer Beiprehung der Beitimmungen ded 8 141 Abſ. 2 des Anvaliden- 
verjiherungsgejeges erkannte man zwar die Berechtigung der Verficherungs- 
anjtalten an, jomwohl einzelnen Arbeitgebern gegenüber als auch bezüglic) 
einzelner Klaſſen oder Gruppen folder von der Befugniß anderweiter Termins— 
bejtimmung für die Marfenverwendung,Gebraud) zu machen, empfahl aber zu= 
gleich, von diefer Befugniß nur in äußerit vorfichtiger Weiſe Gebrauch zu machen. 
Die Frage nach der Verfiherungspfliht hat auch im Berichtsjahre noch 

mannigfachen Anlaß zu Erörterungen gegeben, wie dies bei der vielgejtaltigen 
Entwidelung des Erwerbslebens nur natürlich it. Insbeſondere hat das Reichs— 
Verſicherungsamt vorbehaltlih der gemäß $ 122 Invaliditäts- und Altersver— 
fiherungsgejeßes oder der im Nevilionsverfahren ergebenden Entjcheidungen zu 
Bweifelfragen bezüglich der Verficherungspflicht der Gemeindeeinnehmer in Braun 
jchweig, der Leichenfrauen, Gymnaſtiker, Krankenfafjenerheber, der Schweitern eines 
evangeliihen Diafonifjenvereins, der Kommijlionsfabrifanten oder Kommiſſions— 
werfmeijter der Tabakindujtrie, jowie der im Wege der Zmangserziehung außer: 
halb einer Anjtalt untergebrachten jungen Leute, zum Theil nach eingehenden Er— 
hebungen über die thatjächlichen Verhältniffe, Stellung genommen. 

Auch im Berichtsjahre wurden vielfach Anfragen, welche die Beitragsent- 
richtung, die Austellung von Duittungsfarten, die Befugnig zur Selbſtverſicher— 
ung und ähnliche Gegenftände betrafen — foweit erforderlih unter Wahrung 
der Entjcheidungsbefugniß anderer Behörden — ſachlich aufflärend beantwortet. 

Die Zahl der Gefuche, in denen die Verficherten die Hülfe des Reichs— 
Berjiherungsamts für die Berwilligungtvon Invaliden- oder Alterdrenten, jowie 
für die Erftattung von Beiträgen (45 30, 31 des Invalidität: und Alters— 
verficherungsgejeßes) in Anspruch nahmen, betrug 1176. In einer Reihe von 
Fällen führte die VBermittelung des Reichs-Verſicherungsamts zur nachträglichen 
Bewilligung der früher verweigerten Nente, in anderen fonnte den Verſicherten 
wenigitens nochmald dev Rechtsweg eröffnet werden, 

Die für das Jahr 1897 ausgearbeitete Statiſtik der Heilbehandlung von 
Berficherten ift in den Amtlichen Nachrichten des Reichs-Verſicherungsamts ver— 
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öffentlicht worden. Das Gleiche trifft zu bei der erit im Jahre 1899 bearbeiteten 
entiprechenden Statiitif für das Jahr 1898. Beide Arbeiten jind nach den auf 
der Slonferenz mit den Vertretern der Landes-Verfiherungsämter und Invaliditäts— 
und Altersverjicherungsanftalten vom 20,/21 Mai 1898 vereinbarten Grundjägen 
aufgeitellt worden. Sie umfaſſen die „itändige* und die „nichtitändige* Heil— 
behandlung von Männern und Frauen unter Trennung der Krankheiten nad) 
Lungentuberkuloje und anderen Krankheiten (einjchließlich Lungenermweiterung, Emphy— 
jem und Aſthma); bei der jtändigen Heilbehandlung werden auch die Zahl der Ver: 
pflegungstage und der Koſtenaufwand mit befonderer Hervorhebung der Koſten der 
Familienunterſtützung und der Zujchüffe der Krankenkaſſen, Gemeinden zc. berüdtichtigt. 

Bezüglich der Erfolge gibt die Statiſtik Auskunft über das Nerhandenjein 
oder Nihtvorhandenfein der geieglichen Erwerbefähigfeit ($ 9 des Invaliditäts— 
und Altersverjicherungsgejeges) der in Heilbehandlung genommenen Berjonen am 
Schlufie der Heilbehandlung und über die Bejtändigfeit der erzielten Heilungen. 

Eine Anzahl von Abdrücken dieſer Itatiftiichen Bearbeitungen ijt dem im Mai 
1899 zu Berlin abgehaltenen Tuberkuloſe-Kongreß zur Verfügung gejtellt worden. 

Für die Rarifer Weltausitellung 1900 hat das Reichs-Verſicherungsamt bei 
der Gruppe „Arbeiterverſicherung des Deutſchen Reichs“ cine bildliche und ſtatiſti— 
ſche Darſtellung der Entwickelung der Heilbeſtrebungen auf Grund des 8 12 des 
Invaliditäts- und Altersverſicherungsgeſetzes vorbereitet. 

Auf Grund des 8 56 Abſ. 4 des Invaliditäts- und Altersverſicherungs— 
geſetzes vom 22. Juni 1889 wurde die von einer Verſicherungsanſtalt beſchloſſene 
Abänderung ihres Statuts genehmigt. — Das Anfrafttreten des Invalidenver— 
fiherungsgejeßes vom 13. Juli 1899 machte bei jämmtlichen Anftaltsjtatuten 
Abänderungen fo zahlreicher Beitimmungen erforderlid, daß deren Zuſammen— 
itellung in Nadhträgen zu den bisherigen Statuten die Neberjichtlichkeit der letteren 
in hohem Maße erjchwert haben würde. Entſprechend der Anregung des Reichs— 
Verjicherungsamts haben daher alle Vericherungsanftalten ihre Statuten, für die 
durchweg die deutjche Bezeichnung „Sapungen“ angenommen wurde, unter thun: 
lichjter Wahrung des feitherigen Anhalt3 den nunmehrigen geſetzlichen Vorſchriften 
entjprechend neu anigeitellt. Das Neich$ = Verfiherungsamt hat die Satzungen 
der 19 feiner Dienftaufiicht ausschließlich unteritellten Anſtalten demnächſt gemäß 
8 72 des Invalidenverſicherungsgeſetzes geprüft und genchnigt. 

Beſchwerden gegen Strafverfügungen der Vorjtände der Berfiherungsanitalten 
(88 142 ff. des Invaliditäts- und Altersverficherungsgejeges) wurden aus dem 
Vorjahre 222 (1898: 159) übernommen, im BerichtSjahre wurden 2123 (1 552) 
Beſchwerden neu anhängig. Won den biernad) zu bearbeitenden 2345 (1711) 
Beichwerden wurden 2267 * (1489) durch Entjcheidung oder auf andere Weile 
erledigt; unerledigt blieben 78 * (222). 

Die im Vorjahre begonnene Aufitellung darüber, einerjeits wie viele Straf: 
verfügungen feitens der Vorstände der Verficherungsanitalten ergangen ſind, 
andererjeit3 wie viele dieſer Strafverfügungen mit Erfolg und ohne Erfolg durch 
Beſchwerden angefochten werden, it noch fir das Jahr 1899 — das legte Jahr 
der ausſchließlichen Zuſtändigkeit des Reichs-Verſicherungsamts in Strafbeichwerde- 
jahen — fortgejeßt worden. 


. Dieſe Jahl entſpricht nicht völlig der Zumme der in der nachſtebenden Tabelle auf 
geführten erledigten Strafbeichwerden für das yabı 1899. Die Abweichung er:lärt ſich dar- 
aus, daß Die nad Eingang der Angaben der \ Verfiherungsanitalten, anf Denen die Zahlen 
in der Tabelle beruhen, vom Reichs-Verficherungsamte noch getroffenen Ztrafenticheidungen 
dort nicht berücdjichtigt werden konnten. 
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Gegen die Vertheilungen de3 Nechnungsbureaus wurde in 365 (im Jahre 
1898 in 302) Fällen Einſpruch (Widerjprud) — $ 90 Abjag 1 und $ 160 
Abſatz 3 des Anvaliditäts- und Alteröverficherungsgejeßes -— erhoben, jo daß 
einfchließlich der aus dem Jahre 1898 unerledigt übernommenen 86 (85) Fälle 
451 (387) Sachen zur Bearbeitung vorlagen. Ueber 21 (22) Einſprüche (Wider: 
fprüche) wurde fürmlihe Entjcheidung getroffen, wobei in 3 (3) Fällen eine 
Abänderung der erjtmaligen Bertheilung des Nechnungsbureaus erfolgte, während 
in 18 (19) Fällen die Vertheilung des Rechnungsbureaus beftätigt wurde. In 
366 (279) Fällen wurde der Einſpruch zurüdgenonmen oder durch Vergleich 
zwifchen den betheiligten Verficherungsanftalten beigelegt. 64 (86) Fälle blieben 
unerledigt. 

Die von den Verficherungsanitalten für 1898 nah 8 130 Abſatz 1 des 
Invalidität3- und Altersverficherungsgejeßes dem Reichs-Verſicherungsamt vor: 
gelegten Ueberfichten über ihre Geſchäfts- und Nechnungsergebniffe wurden in 
etwas abgefürzter Form zu einer entiprechenden Geſammtnachweiſung verarbeitet 
und öffentlich befannt gemacht (Drudjachen des Neichdtagd 10. Legislaturperiode 
I. Seſſion 1898/1900 Nr. 514). 

Mit Rückſicht auf die durch die Vorarbeiten zur Einführung des Invaliden— 
verjicherungsgejeßes vom 13. Juli 1899 bedingte Gejchäftslage des Reichs-Ver— 
ſicherunggamts war es in Ddiefem Jahre nicht möglich, eine Prüfung der Ge: 
jhäftsführung der einzelnen Veriiherungsanitalten an Ort und Stelle in gleichem 
Umfange vorzunehmen, wie Died im Vorjahre gejchehen war und auch für die 
weitere Folge zur Ausführung des $ 108 Abſ. 3 des Juvalidenverſicherungs— 
geſetzes beabfichtigt wird. Die Gefchäftsführung wurde nur bei zwei Anjtalten, 
Medlenburg und Scleswig:Holitein, geprüft. 

Ueber die Förderung gemeinnüßiger Zwede bei den Berjiherungsanitalten 
find auch im Berichtsjahre Erhebungen angejtellt worden. Dieje haben ergeben, 
daß in der bezeichneten Richtung bis zum 31. Dezember 1899 insgeſammt folgende 
Beträge von den PVerfiherungsanjtalten verwendet worden find: 

1. für den Bau von Urbeiterwohnungen 52036 115,, Mark, 

2. zur Befriedigung des landwirthichaftlichen Kreditbedürfnifjes (Hypotheken, 

Kleinbahnen, Land und Wegeverbefferungen, Hebung der Viehzucht ꝛc.) 
45 271 687,,, Matt, 

3. für den Bau von Kranken- und Genejungshäufern, Herbergen zur 
Heimath, Volksbädern, Kleinkinderfchulen, für Krranfenpfleger-, Spar= und 
Konfumvereine und ähnliche Wohlfahrtseinrichtungen 36 421 762,,, Marf. 

Hiernad hat ji der Gejammtbetrag der für vorjtehende Zwede aufgewen- 
deten Mittel im Jahre 1899 auf 133 729565,,, ME, d. h. un 48 836 949,,, ME. 
gegen das Vorjahr erhöht. Eine ausführliche Veröffentlihung über diefen Gegen 
itand in den „Amtlihen Nachrichten des Reichs-Verſicherungsamts“ ſteht unmittel 
bar bevor. 

Zu den aus dem Vorjahr übernommenen 11088 Anträgen auf Bertheilung 
von Renten zc. traten im Berichtsjahre 94 833 Anträge, betreffend Invaliden— 
renten, und 17851 Anträge, betreffend Altersrenten, jowie 153424 Anträge 
auf PVertheilung von Beitragseritattungen hinzu, jo daß indgefammt 277 196 
Sahen zur Bearbeitung vorlagen. Hiervon gelangten 260092 zur Bertheilung, 
während 17 104 Saden umerledigt in das Jahr 1900 übernommen wurden. 
In 1223 Fällen wurde von dem Rechte des Vorbehalts ($ 160 des Invaliditäts— 
und Altersverficherungsgejeßes) Gebrauch gemacht; dazu famen noch 1009 unerledigte 
Vorbehalte aus dem Jahre 1898. Das Verfahren fand mwährend des Berichts— 
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jahres in 1980 Sachen jeinen Abſchluß, jo daß nod 252 Fälle in das Jahr 
1900 übernommen worden find. Zur Vorbereitung und Durchführung des Ver— 
theilungsverfahrend gingen von den Vorjtänden der Verſicherungsanſtalten und 
zugelafjenen Kaffeneinrichtungen rund 20000 bejondere Mittheilungen und aufs 
färende Verhandlungen ein, 


Bei der gemäß $ 92 a. a. DO. bewirften Prüfung und Abrechnung der von 
der Poſt und einzelnen Kafjeneinrichtungen für Rechnung des Reichs und der 
Verliherungsanitalten 2c. während des Jahres 1898 gezahlten Nenten und Bei- 
tragserjtattungen ergaben ſich vielfach Anjtände, die in rund 3 700 Fällen Rück— 
fragen erforderli machten. Im Anſchluß an die Abrechnung erfolgte bei 
17400 Renten die endgültige Verrechnung der Borjchüffe. 


Für das Etatsjahr 1898 wurde die Abrechnung der Einnahmen des Reichs 
aus dem Verkauf von Doppelmarfen, jowie die Prüfung und Abrechnung der 
vom Reich aus Anlaß wegen Erftattungen für irrthümlich verwendete und ver— 
nichtete Doppelmarfen zu zahlende Beträge bewirkt. 

Die mathematifcheitatijtiichen Arbeiten des Nechnungsbureaus im Laufe des 
Berichtsjahres betrafen: 


1. die Prüfung des Tarif für Verleßtenrenten auf Grund der Erfahrungen 
der Berjierungsanitalt der TiefbausBerufsgenofjenihaft aus den Jahren 
1888 bi 1897; 

2. die Prüfung des Tarifs für Berleptenrenten auf Grund der Erfahr- 
ungen der Tiefbaus-Berufsgenofjenjchaft in den Jahren 1888 bis 1898 
und 1894 bis 1898; 

. Ueberjichten über die Zahl und den Jahresbetrag der bis zum 31. De: 
zember 1898 bewilligten, über die Zahl der bis zu demfelben Tage 
weggefallenen und der am 1. Januar 1899 noch laufenden Snvaliden- 
und NAltersrenten, getrennt nach Geburts: und Nentenbeginnsjahren ; 


4. die Berechnung des von den Verjicherungsanftalten und den zugelaffenen 
RKafjeneinrichtungen im Jahre 1900 gemäß $ 123 Abſatz 3 des Invaliden— 
berjicherungsgejeßes an die Post abzuführenden Betriebsfonds ; 

5. die Mitwirkung bei der Aufjtellung der Vorfchriften über die Art und 
Form der Rechnungsführung bei den Verfiherungsanftalten zur Durch— 
führung des nvalidenverficherungsgeießes ; 

6. die Mitwirkung bei den Vorarbeiten des Reichs-Verſicherungsamts für 
die Pariſer Weltausftellung 1900; 

7. Die Vorarbeiten für die Aufitellung einer NAusjcheideordnung aus dem 
Invalidenrentegenuß unter Berüdjichtigung der Dauer des Nentenbezugs. 


Bom 1. Januar 1891 bis zum Ablauf des Berichtsjahres wurden Nenten- 
anfprüce insgefammt anerkannt: 
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347 765 797 743 
7490 35 442 
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31 Verfiherungsanftalten . - - 449 978 
9 Hafleneinrihtungen . - ; 27 952 
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Im Berichtsjahre bezogen rund 
345 200 Perſonen Invalidenrente, 
213 800 Berjonen Altersrente, 
alfo rund 
559 000 Perfonen überhaupt Rente. 

Da ſich unter diefen rund 1200 Perfonen befinden, deren Altersrente im 
Laufe des Berichtsjahres in Invalidenrente umgewandelt wurde, und dieſe Per: 
jonen deshalb vorjtehend doppelt gezählt find, jo jtellt jich die wirkliche Zahl der 
Nentenempfänger des Berichtsjahres auf 

rund 557800 Perſonen, 
an welche inögejammt 
68,, Millivnen Marf, 
und zwar an Invalidenrenten rund 41,, Millionen Mark, 
an Alterörenten „  26,, Millionen Mark, 
gezahlt find. 

Den von den Verfiherungsanftalten jeit dem 1. Januar 1891 feſtgeſetzten 
Renten entjpricht überjchläglich ein Dedungskapital von 

rund 450,, Millionen Mark, 
und mit Einjchluß der an den Nejervefonds ($ 21 des Invalidität: und Alters— 
verfiherungsgejeßes) abzuführenden Beträge in Höhe von rund 75,, Millionen Marf 
ein Kapital von 

rund 540,, Millionen Marf. 

Seit Anwendung der Beitimmungen der 88 30, 31 a.a. D. (Mitte 1895) 
bis zum Ablaufe des Berichtsjahres wurden ferner Anſprüche auf Beitrags 
erjtattung insgeſammt anerkannt: 
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Füllen der 
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428 194 
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31 Berjicherungsanftalten 515 700 


9 Kafjeneimrihtungen . . 2»... 






Im Laufe des Berichtsjahres wurden an rund 167 000 Perjonen Beitrags: 
erjtattungen gezahlt im Gejammtbetrage von 
5,, Millionen Mark; 
hiervon entfallen 
auf Eritattung in Fällen der Verheiratung 4, Millionen Mark 
und auf Erjtattungen in Todesfällen 1,, Millionen Marf. 
Die Einnahme aus Beiträgen belief fih für die Verficherungsanftalten nad 
Abzug der gejammten VBerwaltungskojten, deren Betrag für 1899 in derjelben 
Höhe wie für 1898 angenommen it, 


im Jahre 1891 auf und . 85, Millionen Mark, 
5 . 1898 5 u B84,0 — 
” M) 1893 v 2) 85,, ” " 
* 2— 1894 " " 87,5 " „ 
£ 1895 89,5 ie ” 
R A806 5: -; 5 — — 
" 1897 „ 984 — 
u „ 1898 „u 102,, 5 2 
ee: |. — ia... > 
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E3 hat ſich jomit die Einnahme aus Beiträgen im legten Jahre bedeutend 
erhöht. 

Die Gefammtjumme der Einnahmen aus Beiträgen — nah Abzug der 
Verwaltungskoſten — jeit 1891 beträgt hiernach 838,, Millionen Marf. 


2. Rechtfprechung. 
(Hierzu die Tabellen 1 bis 13, Seite 971 bis 982.) 


Die Nachweiſungen über die Rechtſprechung in AInvalidenverficherungsjachen 
werden in diefem Jahre in 13 Tabellen gegeben, die — mit Berhältnigberechnungen 
verjehen — eine überfichtlide Statiſtik des Gegenjtandes darjtellen und jich ſo— 
wohl auf die Bejcheidertheilung und die Sprucdhthätigfeit der Vorinſtanzen, als 
auch auf die Rechtſprechung des Reichs-Verſicherungsamts in der Reviſionsinſtanz 
eritreden. 

Die im Vorjahr erftmalig gegebene Ueberſicht der Rechtſprechung nad) den 
Bezirken der einzelnen Verfiherungsanitalten ꝛc. wird wiederholt (vergl. Tabelle 10 
bis 13). Die zum Theil abweichenden Zahlen finden darin ihre Erklärung, daß 
die Nachweijungen der Schiedsgerihtsvorjigenden einerjeit3 und der Verficherungss 
anjtalten andererjeit3 in Einklang gebradjt find. 

Bon den Berfiherungsanftalten find im Jahre 1899 308,541 Beſcheide 
ertheilt gegen 284,589 im Vorjahre, da3 macht eine Vermehrung um 8,9 Prozent 
aus, während die Zunahme je gegenüber dem Vorjahr im Jahre 1898 12,6, 
1897 26,3 Prozent betragen hat. 

Die Mehrzahl der Bejcheide entfällt auf die Beitragserſtattungsſachen (1899 
55,7 1898 54, Prozent); 36,3 (1898 35,5) Prozent der Bejcheide betrafen Iu— 
validenrentenfachen, 7,. (1898 8,8) Prozent Altersrentenfahen und O,s (1898 
O,) Prozent Rentenentziehungsjadhen. 

Die Zahl der auf Grund des Anvaliditätd- und Alterdverjicherungsgejeßes 
errichteten Schied8richte hat ſich im Berichtsjahr gegen das Vorjahr nicht geändert. 
Bon den 525 Sciedögerichten entfallen 495 auf die 31 Verfiherungsanitalten, 
30 auf die bejondern Kajjeneinrichtungen. 

Unhängig gewordene Berufungen wurden in Indalidenficherungsfachen ins— 
gefammt gezählt 1899 20,067 gegen 20,716 im Vorjahre, jo das eine Abnahme 
um 3, Prozent zu verzeichnen iſt. Die Veränderung gegenüber dem Borjahre 
betrug 1898 — 5,5, 1897 — 5,, 1896 + 9,, Prozent. 

72,8 (1898 69,6) Prozent der anhängig gewordenen — betrafen 
Invalidenrentenſachen, 17,. (1898 nn. Prozent Altersrentenjacdhen, 2,7 (1898 2,) 
Prozent Rentenentziehungsjahen, 7,3 (1898 7,5) Prozent Beitragderitattungss 
ſachen. 

Die Häufigkeit der Berufungen, berechnet auf 100 berufungsfähige Beſcheide, 
betrug in — — — 


1899. 2 u. 0 65 Prozent, 
IUDB 2 00 ie — 
IB a ea — 
IBBU 2 Den 10,4 J 


Sie iſt am höchſten in Rentenentziehungsſachen (1899 33,:, 1898 34,; 
Prozent), demnädjt in Alterörentenjachen (1899: 16,., 1898: 17, Prozent) und 
in Invalidenrentenfacdhen (1899 12,5, 1898 14,» Prozent), am geringjten iſt jie 
Beitragderjtattungdjachen (nur wenig höher ald 1 Prozent). 

Annalen des Deuiſchen Reihe. 1900. 58 
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Tabelle 3 gibt Nachweiſe über die zu bearbeitenden Berufungen nach der 
Art ihrer Erledigung. 

Mehr als 70 Prozent dieſer Berufungen wurden durch Urtheil, rund 15 
Prozent durch Vergleich oder Zurücknahme, mehr als 6 Prozent durch rechts— 
kräftige Zurückweiſung mittelſt Beſcheids ſeitens des Vorſitzenden, etwa 5 Prozent 
auf andere Weiſe erledigt. 

Eine völlige oder theilweiſe Abänderung des angefochtenen Beſcheids der 
Verſicherungsanſtalt wurde in 25,7 (1898 25,3; 1897 23,9; 1896 24,; 1895 
27,0; in den früheren Sahren in mehr ald 30) Prozent aller durch Urtheil des 
Sciedögericht3 erledigten Berufungen ausgeſprochen. 

Die Zahl der Situngen betrug 3395. 

In 9906 Sachen haben Beweisaufnahmen ftattgefunden. 

In 91 Saden ijt ohne mündliche Verhandlung und in 720 Sachen ohne 
borgängigen Schriftwechjel entjchieden worden. 

Gemäß 8 74 Abſatz 6 des Invaliditätd- und Alterdverficherungsgejetes find 
die Koſten des gerichtlichen Verfahrens einer Partei auferlegt worden in 35 Fällen. 

Bon dem vom Neich3-Verjicherungsamt an die Schiedsgerichte zur erneuten 
Verhandlung und Entjcheidung zurüdverwiefenen Sachen wurden im Beridhtsjahre 
417 erledigt, und zwar: 


a) durch Bergleich oder Zuriüdnahme der Berufung . . » 2.2... 56 
b) durch Zurüdweifung aus jahlihen Gründen. . . . .. 134 

c) durch völlige oder theilweije eng, des | angefodtenenen Be⸗ 
ſcheides der Verſicherungsanſtalt ꝛc. . . .. 19 
q) auf andere DENE ee re 232 
417. 


Befondere erwähnenswerthe Bemerkungen über die bei der Handhabung 
des Geſetzes und der Kaiferlihen Verordnung vom 1. Dezember 1890 gemachten 
Erfahrungen find den Gejchäftsberichten des Schiedsgeriht3vorfigenden nicht hin— 
zugefügt. Es ijt dies, wie auch von einzelnen Vorjigenden ausdrücklich hervor— 
gehoben ijt, im Hinblid auf das Inkrafttreten des Invalidenverſicherungsgeſetzes 
unterlafjen worden. 

Die anhängig gewordenen Nevifionen haben im Berichtsjahr 1899 einen 
Rückgang um 9,6 Prozent erfahren. Anhängig wurden 1899 3523, 1898 
4015 Reviſionen, und zwar bejteht diefer Rückgang ſowohl bei den Revijionen 
der Berficherten als auch der Verficherungsanftalten. 

Auch im Vergleihe zu den Scied3gerichtöurtheilen nimmt die Häufigkeit 
der Reviſionen ab, fie betrug 


1899 . 2 2 2 22.2000. 23,06 Prozent, 
1898. 4 408 0-0 re BO 
1897 0. 02 2 0 0 0 0 0 0 20 om 
1396». 2. 2 0 0 2 0 ne 2 on 
1895 .... . 2a ou 


Die Revifionshäufigfeit bei den Verficherten betrug 19,07 (1898 20,3:) Pro⸗ 
zent bei den BVerficherungsanjtalten 3,4 (1898 4,26) auf 100 Schiedsgerichts— 
urtheile. 

Die Vertheilung der Revifionen auf Invaliden-, Altersrenten- und Beitrags: 
eritattungsfachen ergibt, auch in der Zerlegung auf die Parteien, die Tabelle 5 
im eriten Theile. 

Die Arbeitsthätigleit des Reichs-Verſicherungsamts als Revifionsgericht ift 
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aus der Zahl der zu bearbeitenden Nevifionen zu erjehen. Dieje iſt im Jahre 
1899 auf 4822, d. i. um 6,:5 Prozent zurüdgegangen. Der Rückgang, der feit 
1896 anhält, betrug 1898 2,4 Prozent, 1897 1,54 Prozent. 

Bon den Berlicherten waren eingelegt 82,79, von den Verjicherungsanitalten 
15,47, vom Staatskommiſſar 1,74 Prozent der im Jahre 1899 zu bearbeitenden 
Reviſionen. Es vertheilen ſich diefelben wie folgt: auf Invalidenrentenjachen 75,36 
Altersrentenjachen 22,55, Beitragserftattungsfachen 2,05 Prozent. 

Diefes BVBertheilungsverhältniß ift bei den Revifionen der Verfiherten und der 
Verliherungsanftalten u. ſ. w. ziemlich gleichmäßig, bei den leßteren ift der Prozent- 
fa der Beitragserftattungsfachen etiwas höher (1899 3,08 Prozent). 

Die Nevifionen nad) der Art der Erledigung betreffend die Tabelle 5 in 
ihren legten Theile und Tabelle 6. 

E3 wurden im Jahre 1899 von den Nevilionen 77,17 Prozent erledigt, 
bon diejen durch Urteil 96,05 Prozent, anderweit durch (durch Zurüdnahme, Ber: 
gleich 2c.) 3,95 Prozent während 22,83 Prozent unerledigt blieben. Der Prozent— 
ja der durch Zurücknahme, Vergleich ꝛc. erledigten Nevifionen ijt etwas höher 
bei den Verjicherungsanitalten ꝛc. Im Uebrigen iſt die Erledigung der Revifionen, 
gejondert betrachtet, auch nach den Parteien ziemlich gleichartig. 

Betrachtet man die durch Urtheil erledigten Revifionen nad) dem Ausgange 
(vergl. Tabelle 7), jo wurden 1899 von den Wevilionen überhaupt in 78,20 
Prozent der Fälle die angefochtenen Sciedsgerichtsurtheile bejtätigt. In 5,49 
Prozent wurde vom Reichs-Verſicherungsamt eine völlige oder theilweife Ab— 
änderung der Schiedsgerichtsurtheile ausgeiproden, während 16,5: Prozent der 
Nevijtonen überhaupt an das Sciedögeriht oder an den Borjtand der Vers 
fiherungsanftalt ꝛc. zurüdverwiefen wurden. 

Der Prozentfag der Fälle, in welchen eine völlige oder theilweife Abänderung 
der Scied3gerichtäurtheile erfolgt it, nimmt feit dem Jahre 1894 jtändig ab. 

Betradtet man den Ausgang der durch Urtheil erledigten Nevijionen ges 
trennt bei den Verlicherten und den Verjiherungsanitalten, jo hat bei den erſteren 
eine Abänderung der angefochtenen Schiedsgeriht3urtheile nur in I, Prozent 
(1898 2,25 Prozent, 1897 1,56 Prozent, 1896 2,16 Prozent, 1895 3,02 Prozent) 
jtattgefunden, während der entjprechende Prozentjah bei den Verjiherungsanitaften ıc. 
1899 25,00, 1898 30,0, 1897 36,11, 1896 36,90, 1895 38,76 betragt hat. 

Faßt man gefondert die einzelnen Arten der entichiedenen Sachen ins Auge, 
jo fällt der hohe Prozentjaß der Abänderungen bei den Beitragserftattungsjachen 
auf, bei denen er im Jahre 1896 38,55, 1897 20,22, 1899 50,1., 1899 18,89 
betrug. Faſt alle dieje Fälle betreffen die Reviſionen der Verficherungsanitalten. 

Ueber die im einzelnen Falle überwiegenden Streitfragen, die den durd) 
Urtheil erledigten Nevilionen zu Grunde liegen, giebt die Tabelle 8 Aufichlup. 

In Snvalidenrentenjahen war am häufigiten jtreitig, ob bereit Invalidität 
eingetreten oder wieder gehoben war (1899 30,94 Prozent). Demnächſt häufig 
drehte jich der Streit um die thatjächliche Feititellungen des Schiedsgerichts. In 
18,33 Prozent diefer Fälle waren die Neviftionen zu verwerfen. Die Erfüllung 
der Wartezeit war jtreitig in 15,9 Prozent der Fälle, während die übrigen 
Streitfragen Hinter diejen Prozentſätzen zurückbleiben. 

In Alterdrentenfahen war am häufigiten die Streitfrage, ob die Wartezeit 
erfüllt war (1899 55,55 Prozent) demnächſt, ob der Nentenbewerber zu den 
Berfiherten gehörte (1899 27,27 Prozent). 

Die Tabelle 9 betrifft die Nevifionen nad den Jahren der Einlegung und 
der Erledigung und läht erkennen, daß über zwei Drittel der Neviftonen in deme 
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jelben Jahre erledigt worden find, in dem fie eingelegt waren, während weniger 
al3 ein Drittel (1897 28,33 Prozent, 1898 29,86 Prozent) in dem erjten Jahre 
nach der Einlegung ihrer Erledigung fanden. 

Sn 276 Sitzungen haben mündliche Verhandlungen in 3286 Sachen jtatt- 
gefunden. Vor der erweiterten Spruchfammer find in 10 Sigungen 62 Saden 
verhandelt, vor der engeren Spruchkammer in 266 Sifungen 3218 Saden. 

Eine Vertretung der Verjicherten in den Sigungen durd Rechtsanwälte fam 
in 9 Fällen vor; Staatskommiſſare waren in feiner mündlichen Verhandlung er— 
ſchienen. 

Um die von den Spruchkammern angenommene Auslegung ſolcher geſetzlichen 
Beſtimmungen, welche von erheblicher, grundſätzlicher Bedeutung ſind, maßgebend 
feſtzuſtellen, wird ein Präjudizienbuch geführt, das zur Zeit 1119 Eintragungen 
enthält. Es bietet zugleich Anhalt zur Entſcheidung der Frage, ob über die 
einzelnen Reviſionen vor der engeren oder erweiterten Spruchkammer (Ziffer 4 
und 5 der Raiferlichen Berordnung für dad Neichd-Verfiherungsamt vom 
6. Dezember 1899) zu verhandeln ift. 
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Tabelle 5. 

Die anhängig gewordenen, die zu bearbeitenden 

Anhängig gewordene Revifionen | 

. \ = und zwar in — 

— Invalidenrenten⸗ ciagseta:: an·c 

Jahr überhaupt ſachen einſchließlich Altersrenten: | un er 33 
Rentenentziehungs⸗ ſachen und Alter&veriiseremel 
jachen geſetzes 
auf j : — — 
abſolut Prozent ee abſolut Prozent abſolut Prozent abſolut Progeni 

. ’ urtheile J 
l 2 3 4 5 h 7 8 9 10 

MKepiltenen 
1891 . 1537 | 100,0| 1843 1 0,7 |1586 | 99 5 — 1 5 
1892 . 3571 100, | 244 | 815 22,82 2756 | 77,8 — — 
1893 . 3194 | 100,00! 30,55 | 1349 2.34 1845 | 57,56 — - 
1894 . 2 928 100,00 27,41 | 1578 53,99 1345 | +6,01 — — 
1895 . 3606 | 100,0| 27,0 | 2092 58,2 [1493 | 41,0 21 |; 0% 
1896 . 4246 | 100,001 2807 | 2646 62,58 | 1501 | 35,3 99 2,3 
1897 . 3 964 | 100,00 26,70 2657 67,03 1212 | 30,57 95 2,0 
1898 . 4015 | 100,00 26,4 | 2888 71,93 1038 | 25,8 89 Im 
1899 . 8623 | 100,00| 2346 | 2738 557 808 | 22,% 77 2 

Reviſionen der 
1891 . 682 | Al, 7,46 | 1 0,16 631! 99,% — | — 
1892 . 2030 | 56,85 13,89 399 19,66 1631 | 80,4 —_— — 
1893 . 2166 | 67,% 20,99 873 40,» 1293 | 59,70 — > 
1894 . 1057 | 70,37 | 19,0 1 063 51,08 994 | 48,32 — — 
1895 . 2643 73,29 19,93 1531 57,93 1098 | 41,4 14 0,53 
1896 . 3339 | 78,64 22,08 | 2121 63,53 1160 | 34,74 58 E7) 
1897 . 3268 | 82,44 | 22,01 | 2179 66,68 1018 5l,ıs 71 2,5 
1898 . 8060 | 81,. 20,8 2338 Tl,ya 864 | 26,50 58 I 
1899 . 3028 | 83,58 19,27 | 2 303 76,06 663 | 21,89 62 | 2% 

Revifionen der 
1891 . 752 | 48,9 8,87 — — 752 | 100,00 — — 
1892 . 1301 56,43 8,90 319 24,5# 982 | 75,48 — * 
1893 . 859 | 26, 8,32 383 44.59 476 55,4 — == 
1894 . 716 24,49 6,71 424 50,22 292 +0,78 — — 
1895 . 789 | 21,88 55 .. 55 57,67 327 41,4 7 0% 
1896 . 765 | 18,0. 56 | 482 56,47 292 | 38,17 414 | 
1897 . 559 | 14,10 3,77 368 65,83 167 209,87 24 Ir 
1898 . 642 | 15,9 46 |, 457 71,18 154 | 23,9 31 4,5 
1399 J 538 1%,85 5,48 ) 390 72,49 132 24,34 16 2a 

Nevifionen der 
1891 . 153 | 9, — | — — 153 | 100,0 — * 
1892 . 240 ı 6,72 — 97 40,42 143 59,58 — * 
1893 . 169 | 5,9 — 93 55,03 76 44,97 — — 
1894 150 5,4 — 91 60,67 59 | 39,3 _ _ 
1895 . 174 4,853 — 106 60,92 68 39,08 — = 
1896 . 142 3,34 | — 93 65,49 49 54,51 — = 
1897 . 137 3,46 — 110 80,29 27 19,71 — F 
1898 . 118 | 25 | — 93 82,30 20 17,70 — — 
1899 . 57 | ie i — 43 75,44 14 | 24,56 — Zu 


f 
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ad die erledigten Wevifionen. 


Zu bearbeitende Revilionen Erledigte Revilionen insgelammt 



































| und zwar in und zwar 
a — 
anderweit 
überhaupt Imnvaliden ⸗ Beitrags. überhaupt 1 Zurück⸗ 
sm renten= — erſtattungs su | durch Urtheil ——— 
ſachen ſachen Vergleich ꝛtc.) 
Fr ——— a as 
bſolut | get abſolut Prozent | abfolut | Prozent | abfolut | Prozent |] abfolut Prozent abſolut Prozent | abfolut | Prozent 
| EINER. 1° ———— 
11 12 | 13 14 15 16 17 18 19 20 | 21 22 23 24 
erhaupt 
1537 100,00 | 1 0,07 | 1536 93|I — — 593 38,58 | 555 95,59 38 6,41 
4515 | 100,0 ! 815 | 1805 ! 83700 | 81,5 | — — 113277 | 72,58 13020 | 92,16 | 257 | 7, 
4432 | 100,0 | 1816 | 40,9 |! 2616 | 59,5 — — 113593 | #1, ,3368 | 93,74 | 225 | 6, 
3762 | 100,00 1 2045 | 54,5 | 1717 | 45.5 — — 2861 76,0 | 2654 | 92, | 207 7,2 
4507 | 100,0 112592 | 57,5: | 1894 | 42.0. 21 | 0, 13426 | 76,0. 13215 | 93,72 | 215 | 6, 
> 327 100,06 | 3267 | 61,33 | 1947 | 36,55 | 118 | 2,12 4046 | 75,95 3800 93,9% 246 6,03 
> 245 100,00 3468 \ 66,2 1661 | 31,5 116 2,21 4122 | 78,9 ! 3907 | 94,78 | 215 d,22 
5138 | 100,00 | 3 656 | us | 1370 | 26,6 | 112 | 2,.8 13939 | 76,06 13748 | 95,15 | 191 4,85 
4822 : 100,0 | 3634 | 75,36 | 1089 | 2255 | 99 | 2 Ns 7219| 77,7 \85744| 9605 | 147 | Bus 
erſicherten 
632 | 41. | 1 | 0,16 | 631 | 9, | — — 304 | 48,10 |. 266827,50 38 | 12,» 
2 358 52,23 | 399 | 16,92 | 1959 | 83«8 — = 1853 | 78,58 | 1623 | 87,59 | 230 12,4: 
2671 | 60, | 1091 | 30,85 | 1580 | 59.15 | — — [2400 | 89,8 2190 | 91,2 | 210 8,75 
— — 1982 85,44 1817 | 91,68 165 8,32 


3089 | 68,54 | 1884 60,9 | 1191 | 38,5 | 14 0,5 12530 | au, 12349 | 92,55 | 181 Ts 
3998 | 7505 | 2655 | 66 | 1278 | 31 | 65 | 16 18149 | 28.76 12957 | 95.04 192 | 6 
1 
| 





2 328 61,88 | 1232 | 52,9 1096 | 47,08 




















1269 | 81,0 | 2820 | 66. | 1365 | 31 | 84 | 1er 13369 | zu» 18186 | 985 | 188 | 5 
4157 | 80,9: 1 2961 | Tlsa 125 | 27,6 | 71 \zı 13158 | 75,97 \3016 | 95,5 , 142 | 4,50 
3992 | 82,9 1 3012 | 75,4 | 904 | 22,6 | 76 1,90 113 026”)| 75,80 2 9229| 96,56 , 104 3,4 
erficherungsanftalten ꝛc. 

1752 | 48,9 = |) 752 I100,0 | — — 231 | 30,72 | 231 10001 — — 
1822 40,35 819 | 17,5 | 1508 | 82,0 — — 212 | 66,52 !1185 | 97,77 27 2,23 
1 469 53,14 571 58,87 898 6l,ız * — 993 | 67,6 978 O8, 15 154 
| 192 51,89 585 | 44,08 607 50,92 — — 743 62,33 | 708 95,29 |- 35 471 
| 138 25,15 623 | 54,75 508 44,64 T 0,6: 741 65,1 712 90,9 | 29 3,58 
| 062 19,4 621 58,47 393 37,01 48 b,5a 133 69,02 691 94,27 ı 2 5,73 

793 15,12 523 65,95 238 | 30,01 32 4,04 628 79.0 602 | 95,% | 26 4,14 

817 15,90 585 | 71,60 191 | 23,38 | 41 5,02 637 | 7 7,97 | 600 94,19 | 37 | 5,84 

746 15,47 560 | 75,07 163 | 21,85 | 23 5,08 611°) # 1,90 576°)| 94,27 | 835 3,75 
taatsfommiflare 
153 9,05 — — | 153 1000 — _ | 58 | 379 | 58 Jı00o | — — 
335 7,42 97 | 28,06 | 238 | 71,4 | — — 212 | 63,8 | 212 100401 — — 
| an al — | — TO | un | — 
242 6,43 128 | 52% | 114 , 47,u — — 136 | 5620 | 129 | 94,8 7 5,15 
280 6,21 157 56,07 123 45,93 — — 155 | 55,36 150 | 96,77 5 5,23 
267 5,or | 164 61,42 103 58,58 — — 164 61,42 | 152 92,58 12 7,33 
183 5,49 | 125 68,31 58 51,69 — — 125 68,38 || 119 95,20 6 4,80 
164 3,19 130 79,27 34 20,7 — — 144 87,80 | 132 | 91,6 12 8,33 

-— I - I 89loo. | 7689| 90.8 | 8 | 9% 





84 2 1 74 | 2600| 20 . 238 


1 diefen Zahlen befinden 64 Rentenentziehungsfachen ($ 33 des Invaliditäts- und Altersverficherungsgefeges). 
J * — ra Darunter 11 Hentenentziehungsjadhen. 4) Darunter 8 re 


Darunter 50 Rentenentziehungsfachen. 
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Tabelle? 
Die durch Urtheil erledigten Revifione 








Jahr 


1891 . 
1892 . 
1593 . 
1894 . 
1895 
1 OB . 
1897 . 
1898 . 
1899 . 


1891 . 
1892 . 
1893 . 
1894 , 
1895 
1896 . 
1897 . 
1898 . 
1899 . 


1891 . 
1892 . 
1593 , 
1894 . 
1895 . 
1846 , 
1897 . 
1898 . 
1899 . 


1891 . 
1592 , 
1893 
1894 . 
1845 . 
1896 . 
1897 . 
1898 . 
1899 . 


| 
| 
| 


1) Hierunter befinden 
®, Darunter 


Revilionen insgefammt 


Zabt der durch Urtheil erledigten 
Revilionen 











und zwar entichieden durch = 1 


ſich 
7 Rentenentziehungsſachen. 





Invaliden 
In Invalidenrentenſachen 











| Beſtatiqgung "rheitveite 
überhaupt = Aug | abaunderung 
des angefochtenen Schieds · 
| gerihtsurtbeils 
abſolut Proz. abſolut Proz. abſolut ‘Pros. 
I. a» 1 4 5 h 7 
995 100,00 358 64.50 100 IR,os! 
3020 100.0, 1824 Gil,an | 608 20,13 
3 368 100,0 2289) 67,6 493 14,64) 
2654100, 1825 o8,57 ı 391 [18,73 
3 2111100, 2303, Tt,p2 | 403 |12,55| 
3 300.100, 2 2847 : 4,98 351 9,04 
3 907,100,0 3.035 7 314 | Ho 
3 748 URN ao 2838| 75,70: 278 | 7,40! 
3 574; 100,00), 2 7905| T8,20 | 196 \ 5,09 
266 47 210 IN, 13 ! 4,85 | 
1623, 55774, 12941 29,75 | 88 Ras! 
2 190. 65,08 1834 *3,75 66 | 3,04 
1 817 68,45 1530 Rn | 68 7 
2349| 73,61 2009| 85,53 71 3,02 
2 057 ©, 2 514 85.02 64 | 2,16 
3186 #1,551.2 767) 80,85 53 | 1,06 
3016 80,7. 2554 84,68 69 2, 
2 922: 3 Sl ,76 2 494 4535 39 134 
231 4136. 137593 | 52 122,5: 
1185 39.24 472 39,83: 423 35.70 
978: 29,4 380 38,85 | 349 )35,0) 
708 26,68 2 rt 271 I, 
712 2217) 2832 32,9. 276 38,76 
691 18,18 u 35,31 | 255 136,90 
602 15,4: 21 Il 35.65 ı 221 36,71 
600 16 20 | ab, ı 180 30,00 
576 In, 248 +3,06 | 144 25,00 
10,45 | 11 1,97 35 | ‚60,34 
212 7 HB 27,356 97 145,75 
200 35 75 37,50 78 /39,00' 
129) 4,8% 46 35,6 | 57 it, 
150) 46 62 31,34 | 56 37, 
152 bon 80 38,55 32 1 ,os 
119; 3,04! 57 17,90 40 135,61 
132! 3,5% 79 30,35 28 21 97 | 
76 3,13 53 Hz, 13 | no! 


35 Rentenentziehungsiacden. 
°) Tarunter 2 Rentenentziehungsſachen. 





und zwar enticjieden durd 
völlige oder | AJurädie- 





Yurüdver- 



































äti —* 
Er überhaupt | Beftätigung — — 
See des ange chtenen Schiedk * —— 
ERS — 
abjotut Kroz ſabſolut Krog abiohrt Pros. abſolut Pros. abfolut Er 
N 9 10 7 12 iz3 u a WW - % 
Revifione 
97 17,8] — —1— ah — 1-.- 
| 588 19,01 301! 9, 97" 151 ı ‚30, 16 84 rg) 66 214 
586 17,40 1335 ‚39, 64), 881 I6: 5 en 154 11,4 300 24 
438 |to,50l 1371151,064 907 \s6.ıl 217 |15,85, 47 ira 
505 |15,73| 1 849 157,531 320 ae 215 tt, 314 184 
602 j15,% 2327oL, 1761 75,08 185 | 7,0 381 az 
558 14,28] £ 258: 364, 83 1 954 TT,os' 185 ri) 3%; 5 
632 16,86 2617 64,82 1 991 6,08 149 5,65: 47 1: A 
583 163.12 666174, 2 091845, 1259) 265 40 6# 
Revifionen de 
43 j16, eo — — — — — — — — 
241 ta, esJ 141 8,5 118 43.60 4 | 28 19 15% 
290 13 ‚a4 842 3848 680 806 19 2,.6| 143 84 
224 12,33 894 794,3) 747 —J— 35 3,90| 117 tu 
269 1 tl 1 352 57,56 1 148 844 40 2, 164 1% 
379 112,85] 184262,29,. 1560 834,6000 838 | 2,6 244 (is 
366 11,1 207305,07 1 767 85,241 39 | 1,8 267 = 
393 15,03 2097 69,83 1 758 "N 3,83 40 I A,gı 299 Ih 
389 153,512 193175,03.1 Br 29) 13 309 3: 
Reviſfionen der 
42 Id] — | — — — — I- — — 
290 24,47 121 '10,8 25 20,66! 65 53,72 gl ia 
249 25,46 401/41, 156 [38,00 123 30, 1R Wa 
188 20,3551 399156,36! 134 153,58 151 37,85, 114 x 
204 080 Hl4anıs) 187 "33,5 146 löse 181 '31% 
192 19 374.53, 132 33,29 130 134,75 112 3 
170 28,41 37462, 33 141 137,50: 121 32,5 112 9% 
215 55,8 426,7 1,00: 163 58,36; 104 24,4 159 5. 
184 31,94] 415|°2,05) 191°) 46,02] 88%) 21,0) 16 56 
Revifionen der 
12 20601 — !— — > — — 1 — — 
57 2031 89 um 8 20,51 15 Tr, 16 is 
47 2350 92 46 ‚oo 45 FR ,g1 12 15,0% 3 "a 
26 120,15 73 36,59) 26 135,61) 31 32% 16 Si“ 
32 121,3 83 55 ‚33| 25 Fe 29 33.08| 19 2% 
31 /20,40 1117 5,03} 69 62,0 17 15,5 3 ma 
22 18,9 88173 3,95] 46 152,»7 25 284 li 4: 
24 18.18 947 la a0. — 5 5,33 19 2x 
10 113,16 58 45") 277.50 8”) 15,79! 5 Na 





2, Hierunter befinden fih 9 Kai 
) Darunter 1 Amer 


— — 
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h dem Ausgange. 











tersrenten=- und Beitragserftattungsiaden 


































































































In Mlterstenteniohen | In Beitragserftattungsiaden 5 
den _Revifionen durch Urtheil erledigt — J 
1 und zwar entſchieden Durch und zwar entſchieden durch 
Beſtätigun | ln * Rn ge Beftätigun BR — — 
ß | theilweiſe ung der } 
iiberhaupt | gung Abänderung. En au das überhaupt ER — | an das 
Meere | ieds⸗ ie 
des angefochtenen Schieds⸗ des 8 angefochtenen | Schieds« 
| gerichtäurtheils a ara | gerichtsurtbeils ae 
diut | Proz. N abfotut | Proz. . abfoßut | Bros. abſolut ‘Proz. ſabſolut Proz. abſolut _ Proz. abſolut ‚ Proz abſotun Proz. 
* 9 2 ———* | via» oo) | 
rhaupt 
>33 | 1000| 358 64,50 100 18,02 | 97 | 17,81 — — — — — — == | — 
719 90,0, 1673 | 61,53 524 19,» | 522 | 19,01 — — — | — —— — 
9831 00,51 1408|, 817 1551808 0, = — 221222— 
283 48,3,| 918 | 71,5| 174 13,56 | 191 || — | — | — - I1l—-|-1I1-]|- 
336 42,23 977 | 72,05 188 13,56 | 191 | 14,05 6 0,19 6 I00,0| — — — — 
390 36,53 | 1039 | 75,75 134 9,64 | 217 | 15,5: | 47 2,18 83 56,653! 32 | 38,55 4 4,82 
253 | 32,8,11015 | 79,..! 111 Rs | 157 | 12,4] 66 2,08 89 7415| 18 | 20,2! 5 5,62 
048 27,6 7195 | 75,86 89 8,9 164 | 15,551 52 | 2,22 83 6265| 25 | 30,1 6 7,a3 
818 | 223 | 636 | 7775| 54 | 60) 128 | 15,65 | 68 | 25 | 90 Th 17 il 5 | 55 
tjicherten 
266 | 100,0li 210 | 78,95 13 4891 43 | 16,5] — | — — — — — — — 
1482 91,3: 1176 | 79,351 84 5,67 1 222 | 14,98] — — — — — — — — 
348 61,55 11541855 47 3,09} 147 | 10,90] — — | — — — — — — 
918 | 5051 783 85,0 28 35 107 | 11,8] — — — — 1 — — — — 
391 | 42,101 855 | 86,8) 81 3.3! 105 | 10,9] 6 | O0, 6 1000 — — — — 
070 | 36,15) 912 85,5) 25 | 2,961 133 1243) 45 | U | 42 9833 12 2 | 46 
145 | 32,501 938 1897| 13 ll | ol 68 |! 213162 | giw| 1 War] 5 7,35 
368 | 28751 748 868 29 3341 1 110,8] Sl | 10 | 48 94 — | — 3 5,88 
661 22 68 977 | 87,29 8 ea! 76 | 11,50] 68 2,» | 62 91,18 2 24| 4 5,88 
riicherungsanftalten zc. 
231 | 100,0! 137 | 59,3: 52 | 225:] 42 | 18.3] — — — — — — — — 
06 | 89 447 42,.41 358 33,«51 259 243—1 -——— — — — — — | — 
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Tabelle 9. 
Die Hevifionen nad den Fahren der Einlegung und der Erledigung. 






















Babl der erledigten Reviſionen 
— — — — — — JNUrerledigt 
Zahl in demſelben in dem eriten in dem zweiten— in das Jahr 
Jahr eingelegten | „Jahre Jahre nad Jahre nad) 1900 
Revifionen | zu übernehmen 


der Einlegung 
| abfolut | Prozent abjolut | Progent abfolut ‚ Prozent abfolıt | Prozent 
5 | | 
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. 0.0. 
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Insgeſammt 30 679 Ioo 972 | 68,6 | 8 606 | 
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Allgemeine Geſchäftsüberſicht. 








Unerledigt Ein 











Davon 
über⸗ 
nommen JOeganugen Summe 
Zahre 1898 Jahre 1899 erledigt | unerledigt 


A. Unfallverficerung. | 

I. Summe aller Beſchwerden ıc. | 1813 
II. Dazu Rekurſe gegen Die, 
Entjcheidungen der Schiede= 
geihdte . 2 20202 .1 4794 
Summe A . 


B. Invaliditäts- und | 


_ — 


8340 | 1592 













8119 


11749 | 4470 
20089 | 










26 151 















Altersverficherung. 
I. Beihwerden &. . » . .) 380 3283 | 3663 128 
II. Reviſionen Er 3623 | 4822 1101 
Summe B. ., 1229 
| 





Dazu Summe A . 6607 | 19544 | 26181 | 20089 | 6062 
Summe aller Bejchwerden, Re— 
kurſe und Nevifionen . .) 8186 | 26450 | 34636 | 27345 | 7291 


Dazu die Arbeiten des Rechnungsbureaus. 





Die Zahl der Plenarjigungen betrug 4; Abtheilungsfißungen fanden regel: 
mäßig an bejtimmten Wochentagen jtatt. 

In den „Amtlihen Nachrichten des Neichd-Verfiherungsamts“ gelangten aus 
dem Gebiete der Unfallverfiherung 53 Nekurdentjcheidungen und Verwaltungs— 
bejheide (im Ganzen bisher 1117 Rekursentfcheidungen und 673 Verwaltungd- 
beicheide), aus dem Gebiete der Invaliditäts- und Altersverficherung 85 Revifiond- 
enticheidungen und Berwaltungsbefcheide (im Ganzen bisher 677 Reviſions— 
entjheidungen und 107 Berwaltungsbejceide) zur Veröffentlichung. 


Annaten bed Deutihen Reichs. 1900, 59 





Miszellen. 
Preußiſches Geſetz, betreffend die Waarenhausſteuer. Vom 18. Juli 1900. 
= 1. 

Wer das ftehende Gewerbe des Klein: (Detail:) Handeld mit mehr als einer 
der im S 6 bdiejes Gejeges unterichiedenen Maarengruppen betreibt, unterliegt, 
wenn der Jahresumſatz in diefen Gruppen — einichließlih besjenigen der in 
Preußen belegenen Zweigniederlaffungen, Filialen, Verkaufsſtätten — 400 000 Mt. 
überfteigt, der nach Borfchrift dieſes Geſeßes zu entrichtenden, den Gemeinden zu— 
fließenden Waarenhausfteuer. 

Ob der Stleinhandel im offenen Laden, Waarenhaus, Lager und dergleichen 
oder als Berjandtgeihäft, auf oder ohme vorgängige Beſtellung betrieben wird, 
macht für die Beſteuerung feinen Unterſchied. 

Gritredt fih der Stleinhandelsbetrieb über mehrere Orte, fo tritt die Steuer: 
pfliht nur infoweit ein, als feine Verkaufsſtätten im einem und demfjelben Ort 
oder unmittelbar benachbarten Orten mehr als eine der im $ 6 unterichiedenen 
Waarengruppen führen. 

Vereine, eingetragene Genoflenichaften und Korporationen, welche nah S 5 
des Gewerbeiteuergeleged vom 24. Juni 1891 der Gewerbefteuer nicht unterworfen 
find, unterliegen auch der Waarenhausfteuer nicht. Dasjelbe gilt von den aui 
Grund des S 3 des gedachten Geſetzes beziehungsweile $ 28 des Kommunal— 
abgabengeleges vom 14. Juli 1893 von der Gewerbeiteuer befreiten Betrieben. 


82. 
Die Waarenhausftener beträgt vorbehaltlich der Beſtimmung im $ 5 bei 
einem Jahresumfage von 


mehr als bis Steuerſatz 

400 000 Mt. 450 000 ME. 000 Mt. 
450000 „ 500 000  _„ 5500  „ 
500 000 „ 550 000  „ 7500 „ 
550 000 „ 600 000  „ 8500 „ 
600 000 „ 650 000 „ 950 „ 
60000 „ 700 000 „ 10500 „ 
700.000 750000 3 11500 „ 
750000 . 800 000  „ 12500  „ 
800 000 850 000  „ 13500 „ 
850 000 , 300000 , 15000 „ 
00000 „ 950.000 „ 16500 „ 
950 000 „ 1000000 „ 18000 „ 
1 000 000 1100 000 , 20000 „ 
1100000 „ 1200000 „ 22000 „ 

und jo fort für jede 100000 ME. mehr 2000 ME. Steuer mehr. 
8 3. 


Unterhält ein Unternehmen der im S 1 bezeichneten Art, welches jeinen Sit 
außerhalb Preußens hat, in Preußen eine oder mehrere Verkaufsſtätten (Zweig: 
niederlaffungen, Filialen u. ſ. w.), fo unterliegt jede dieſer Verkaufsſtätten ohne 
Nücdficht auf die Höhe des Umfjages einer Waarenhausfteuer von zwei vom Hundert 
ihres Jahresumfages. 
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Der geringfte Steuerfaß beträgt 200 ME. bei einem jährlichen Umfag von 
10000 Mk. oder weniger. Die Steuerfüge fteigen um je 200 Mt. für je 
10000 ME. ded Jahresumjages. 

Die Heranziehung nah Abi. 1 und 2 unterbleibt, wenn der lnternehmer 
vor eingetretener Rechtöfraft der Veranlagung nahweiit, daß der Geſammtumſatz 
des ganzen Unternehmen® 400000 ME. nicht überfteigt. Ingleichen find, wenn 
der Gejammtumiag mehr ald 400 000 ME., aber nachgewiejenermaßen nicht mehr 
ald 1000 000 ME. beträgt, die inländijchen Berfaufsftätten nur mit dem ihrem 
Antheil an dem Gelammtumiag entiprechenden, auf die nächſte durch 10 theilbare 
Zahl von Mark abzurundenden Theilbetrage desjenigen Steuerjaßes zu veranlagen, 
welcher nah $ 2 auf dad Geſammtunternehmen zu veranlagen fein würde, wenn 
fich feine fämmtlichen Betriebsftätten in Preußen befänden. 


84. 

Für die Steuerveranlagung maßgebend iſt der Umſatz des bei der Vornahme 
berielben abgelaufenen Jahres. Beſteht der Gewerbebetrieb noch nicht ein Jahr 
lang, fo ift der Umfag nach dem zur Zeit der Veranlagung vorliegenden Anhalte 
zu ichägen. Während des Steuerjahres eintretende Menderungen find erit bei der 
Beiteuerung für das folgende Jahr zu berüdfichtigen. 


8 5. 

Würde die nah $ 2 berechnete Waarenhausftener eines GSteuerpflichtigen 
nachweislicd 20 Prozent des nach dem Gelege vom 24. Juni 1891 für das be— 
treffende Steuerjahr gemwerbefteuerpflihtigen Ertrags feines der Waarenhausfteuer 
unterliegenden Internehmens überfteigen, fo iſt fie auf feinen Antrag auf diejen 
Betrag, feinesfall® aber weiter als bis auf die Hälfte des nad) 8 2 ſich er: 
gebenden Steuerjages herabzufegen. Der Antrag ift entweder bei Abgabe der 
Steuererklärung ($ 9) oder im Wege der geieglichen Nechtämittel ($ 13) anzu» 
bringen. 

Auf Konjumvereine und Koniumanftalten, welche nah $ 1 Abi. 4 ſteuer⸗ 
pflichtig find, ingleichen auf die im 8 3 bezeichneten Unternehmen findet dieſe Be— 
ftimmung feine Anwendung. 

S 6. 


Die nad) $ 1 zu unterfcheidenden Waarengruppen find: 

A. Material- und Kolonialwaaren, Eß- und Trinfwaaren und Genußmittel, 
Tabad und Tabadfabrifate (auch Rauchutenfilien), Apothefervaaren, Farbwaaren, 
Droguen und Parfümerien; - 


B. Garne und Zwirne, Pofamentierwaaren, Schnitte, Manufaktur: und 
Modewaaren, gewebte, geftridte, gewaltte und geftidte Waaren, Bekleidungsgegen: 
ftände (Konfektion, Pelzwaaren), Wäſche jeder Art, Betten und Möbel jeder Art, 
Vorhänge, Teppiche, Möbelitoffe und die zu deren MWerarbeitung dienende An— 
fertigung von Zimmerdeforationen ; 

C. Haus-, Küchen: und Gartengeräthichaften, Defen, Glas-, Borzellanz, 
Steingut: und Thonmwaaren, Möbel jeder Art und die dazu dienenden Möbelftoffe, 
Vorhänge und Teppiche; 

D. Gold», Silber: und fonftige Jumwelierwaaren, Kunſt-, Luxus-, Galanterie: 
waaren, Bapp: und Papierwaaren, Bücher und Mufifalien, Waffen, Fahrräder, 
Fahr-, Reit: und Jagdutenfilien, ſonſtige Sportartifel, Nähmajchinen, Spielwaaren, 
optiiche, phyſikaliſche, mebiziniihe und muſikaliſche Imitrumente und Apparate, 


59* 


— 


———— Sid — 
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Waaren, welche zu keiner der im erſten Abſatz unterſchiedenen Gruppen ge— 
hören, werden als beſondere Waarengruppe nicht gezählt. 

Solche Waaren, die vermöge ihrer Beſchaffenheit oder Beſtimmung ſowohl 
der einen wie der andern jener Gruppen zugerechnet werden können, werden nur 
einmal gezählt, und zwar, wenn auch andere zu denſelben Gruppen gehörige 
Waaren geführt werden, bei derjenigen, der dieſe Waaren angehören. 

Ingleichen wird, wenn ſich der Handel mit Waaren ber einen Gruppe nad) 
Herkommen und Gebraud; aud auf Waaren anderer Gruppen eritredt, welche mit 
erfteren zugleich feilgeboten zu werden pflegen — wie bei Handlungen mit Eiſen— 
und Stahlwaaren, Gummimwaaren und bergleihen —, nur Handel mit einer 
Waarengruppe angenommen. 

Wie eine Waare nad) Maßgabe der in den vorftehenden vier Abſätzen nieder: 
gelegten Grundſätze zu Elajfifizieren ift, wird im Zweifelöfalle von dem Miniiter 
für Handel und Gewerbe oder ber von ihm bejtimmten Behörde mit bindender 
Kraft feitgeitellt. 

Mapgebend ift die zur Zeit der Veranlagung geführte Zahl von Waaren: 
gruppen. © 


Durd die Zerlegung eined Waarenhausbetriebs in mehrere geionderte, jelbit- 
ftändige Betriebe werden diefe Betriebe von der Entrichtung der Steuer nach Maß: 
gabe des Geſammtumſatzes nicht befreit, wenn die begleitenden Umſtände erfennen 
laffen, dab die Zerlegung in mehrere Betriebe behufs Verdedung ded Waarenhaus: 
betriebs ftattfindet. 

Der hiernad auf die Geſammtheit der Betriebe einheitlich veranlagte Steuer: 
jag ift unter finngemäßer Anwendung ber Beitimmungen im $ 38 des Geiverbe 
fteuergefeges vom 24. Juni 1891 beziehungsweile im $ 32 des Kommunalabgaben: 
geſetzes vom 14. Juli 1893 in die auf die einzelnen Betriebe entfallenden Theil: 
beträge zu zerlegen. 88 


Die Veranlagung der Waarenhausftener erfolgt für jedes Steuerjahr im 
Anſchluß an diejenige der allgemeinen Gewerbefteuer nach dem Geſetze vom 24. Juni 
1891 (Geſetz-Samml. ©. 203) für alle Gewerbefteuerklaffen durch den örtlich zu: 
ftändigen Steuerausihuß der Gewerbeſteuerklaſſe I. Der Finanz: Minifter kann 
anordnen, daß demjelben zu diejem Zwede zwei weitere Mitglieder hinzutreten, 
von denen da3 eine von dem Finanz: Minifter zu ernennen, das andere nah Maß— 
gabe des 8 10 des Gewerbeiteuergejeges zu wählen it. 


89. 

Jeder bereit3 zur Maarenhaudftener veranlagte Gewerbetreibende ift auf die 
jährlidy durch öffentlihe Bekanntmachung ergchende Aufforderung des VBorfigenden 
des nad) $ 8 zuftändigen Steuerausichuffes verpflichtet, die Höhe feines ſteuer— 
pflihtigen Jahresumfages anzugeben. Dieje Erklärungen find innerhalb der auf 
mindeſtens 14 Tage zu bemeſſenden Friſt nach den dom Yinanz-Minifter vor: 
geichriebenen, koſtenlos zu verabfolgenden Formularen bei dem im erften Sat be: 
zeichneten Vorſitzenden des Steuerausſchuſſes jchriftlih oder zu Protokoll unter 
der Verfiherung abzugeben, dab die Angaben nad beitem Willen und Gewiſſen 
gemacht find. 

Andere Gewerbetreibende find zur Abgabe einer jolhen Erklärung verpflichtet, 
fobald eine beiondere Aufforderung des im Abi. 1 bezeichneten WVorfigenden des 
Steuerausichufles an fie ergeht. 
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Die Erklärungen (Abſ. 1 und 2) find geheim aufzubewahren. 
Der 8 56 des Gewerbeſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891 findet auf dieſe 
Erklärungen finngemäße Anwendung. 


8 10. 


Bei der Veranlagung darf von den Angaben in der Erklärung ($ 9) nur 
abgewichen werden, nachdem dem betreffenden Steuerpflichtigen Gelegenheit mit 
miindeftend vierzehntägiger Friit zur Neußerung über die obmwaltenden Bedenken 
gegeben worden ift. 

Zum Zwede ber Prüfung der Erklärung ift der Steuerpflichtige auf Beſchluß 
des Steuerausſchuſſes auch verpflichtet, feine Geichäftsbücher vorzulegen. 


s 11. 

Wer die ihn nad $ 9 obliegende Erklärung nicht innerhalb der vorgeſchrie— 
benen Friſt abgibt oder den auf Grund ber Borichrift $ 10 an ihn gerichteten 
Aufforderungen nicht Folge leiftet, verliert die geieglichen Rechtsmittel gegen feine 
Veranlagung zur Waarenhausftener für das betreffende Steuerjahr, inſofern nicht 
Umſtände dargethan werden, welche die Verfäumniß entichuldbar machen. 


& 12, 

Gewerbetreibende, welche im Laufe des Steuerjahrd den Stleinhandel mit 
mehr als einer der im $ 6 unterichiedenen Waarengruppen anfangen oder auf 
mehr als eine dieſer MWaarengruppen ausdehnen, oder eine nad $ 3 der Waaren- 
hausfteuer unterliegende Verkaufsftelle in Preußen errichten, haben hiervon, wenn 
nicht nad) den Verhältniſſen des Betriebs von vorneherein ausgeichlofien ift, daß 
der Gefammtumfag die waarenhauefteuerpflichtige Höhe erreicht, der von dem 
Yinanzninifter zu beftimmenden Behörde vorher oder gleichzeitig Anzeige zu machen, 

Die im Laufe eine Steuerjahrs erfolgende Beſchränkung des Kleinhandels 
eines zur Waarenhausftener veranlagten Betriebs auf nur eine der im $ 6 unters 
jchiedenen Waarengruppen oder auf MWaaren, welche feiner berjelben angehören, 
ändert an ber veranlagten Waarenhausftener nichts. 


8 13. 

Soweit in dem Vorftehenden nicht ein Anderes bejtimmt tft, finden auf bie 
Maarenhaudftener hbinfichtli der Veranlagung, der Rechtsmittel, der Zerlegung 
der Steuerfäße, der Zur und Abgänge, der Abmeldungen, der Befugniffe der 
Steuerausfchüffe und ihrer Vorfigenden, der ben Geimerbetreibenden und ihren 
Vertretern obliegenden Verpflichtung zur Ausfunftsertheilung, der Nachbeiteuerung, 
der Ausfälle, des Erlaffes und der Ermäßigung veranlagter Steuerbeträge ſowie 
der Oberaufficht die für die Gewerbefteuerklaffe I geltenden Borfchriften 88 17 
bis 21, 25, 26, 27 Ubi. 2, 3, 88 30 bis 38, 42 bis 53, 58, 76 biß 78 de 
Gewerbeiteuergeieges von 24. Juni 1891 (Gejeg:Sanıml. S. 203), fowie 88 9, 
10 Abi. 2, 8 11 Abi. 1, 2, 8 14 Abi. 1, 2, $ 15 Abi. 1 des Geſetzes wegen 
Aufhebung direkter Staatöfteuern vom 14. Juli 1893 (Geſetz-Samml. ©. 119) 
finngemäße Anwendung. 

Die in ben 88 54 ünd 56 des Gewerbefteuergejeged den Geiverbetreibenden 
und ihren Bertretern auferlegte Verpflichtung zur Auskunftsertheilung erftredt 
fih fortan für alle Gewerbetreibenden, welche den Kleinhandel betreiben, auch auf 
die Angabe, mit welchen Waarengattungen dies geichieht. 

Die Strafbeitimmmngen in den $$ 70 und 71 Nr. 1 des Gewerbefteuer: 
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geleßes find auch auf die durd das gegenwärtige Gele den Gewerbetreibenden 
und ihren Vertretern auferlegte Verpflichtung zur Anmeldung und zur Abgabe 
von Erklärungen entiprehend anzuwenden. Ingleichen finden die $$ 71 Nr. 2, 72 
und 73 a. a. D. bei der Waarenhaußiteuer finngemäße Anwendung. 


$ 14. 


Die Veranlagung zur allgemeinen Gewerbejteuer nad dem Gejege vom 
24. Juni 1891 und zu bejonderen auf Grund des $ 28 des Kommunalabgaben: 
geſetzes vom 14. Juli 1893 eingeführten Gewerbefteuern wird durd die Waaren: 
hausſteuer nicht berührt. Die enıpfangsberechtigte Gemeinde hat aber die Waaren: 
hausftener nur jomweit zu erheben, als fie die von ihr nad) $ 29 oder $ 30 bes 
Kommunalabgabengejeßed von dem der Waarenhausitener unterliegenden Betrieb 
erhobene Gewerbeſteuer überfteigt. Erftrect fich die Gemwerbeiteuerveranlagung auf 
mehrere Betriebe, die nicht jümmtlich der Waarenhausſteuer unterliegen, jo ift ber 
auf die waarenhausfteuerpflichtigen Betriebe entfallende Theilbetrag der Gewerbe: 
fteuer unter finngemäßer Anwendung der Borichriften im $ 38 des Gewerbefteuer: 
geieges vom 24. Juni 1891 und $ 32 des Stonımunalabgabengejeges feſtzuſtellen. 

Die Waarenhausftener ift von den Gemeinden (Gutöbezirfen) in viertel: 
jährlihen Beträgen zu erheben. Die Beltimmung des 8 40 und $ 41 des Ge- 
werbeitenergejeged findet aucd auf die Maarenhausitener Anwendung. 

Dus Aufkommen an Waarenhausiteuer ift von den Gemeinden, ſoweit die 
jelben zur Dedung ihrer Ausgaben von den nach Vorſchriften des Gewerbefteuer- 
geleged in den Steuerklaſſen III und IV veranlagten Gewerbetreibenden Prozente 
der vom Staate veranlagten Gewerbeiteuer oder eine beſondere Gewerbeiteuer er: 
heben, zur Erleichterung der von dieſen Steuerflafien zu erhebenden Prozente be: 
ziehungäweife Steuer, andernfalld zur Beitreitung von Gemeindebedürfniifen vor: 
zugsweiſe im Intereſſe der Eleineren Gewerbetreibenden zu verwenden. Gine An: 
rehnung der Waarenhausiteuer auf den nad den 88 54 bis 57 des Kommunal: 
abgabengeſetzes durch bejondere Gemeindegewerbefteuern oder Prozente der vom Staate 
veranlagten Gewerbefteuer aufzubringenden Theil des Steuerbedarfs findet nicht ftatt 

Die Gutöbezirte haben die erhobenen Beträge an Waarenhausftener am 
Schluffe eines jeden Bierteljahrs an die Kreis-Kommunal-Kaſſe abzuführen. Die 
Kreiſe haben dieje Beträge vorzugsweiſe im Intereffe der Eleineren Gewerbetreibenden 
zu verivenben. 

8 15. 


Die MWaarenhausfteuer wird zum erften Male für das Rechnungsjahr 1901 
erhoben. 

Die bei Veröffentlichung dieſes Geſetzes bereits beitehenden Maarenhäuier 
haben die Steuer für dad Rechnungsjahr 1901 nur zur Hälfte zu entrichten. 


$ 16. 
Der Finanz Minifter, der Minifter ded Innern und der Minifter für Handel 
und Gewerbe find mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


(Dentihe Hagelverfiherungs:Anftalten.) Nah dem „Deutſchen Berficher: 
ungöfalender* für das Jahr 1900') find im Jahre 1899 innerhalb des Deut: 





I NNXT Jahrgang, herausgegeben von Wallmann’s Verlag und Buchdruderei, 
Lankwitz⸗Groß Yichterfelde (Berlin) 1899. 
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ſchen Reiches 24 Geſellſchaften, denen ſich die öffentliche (ſtaatlich geleitete) für 
Bayern anſchließt, mit der Verſicherung gegen Hagelſchäden beſchäftigt geweſen. 
Nach ihrem Sitze ordnen ſie ſich folgendermaßen: 


Sit j thätig 1898 
f j Firma (Aktiengelellichaft): " verf. 
L in — ſeit Mill. Ms 

1. Breslau . » » . . Oftdeuticher Hagelverfiherungs-Verband . . 1894 43, 
2. Wrigen . . . . . ge Dg. für den Oderbuh . . . 1844 4,3 
3. Schwedt . .» . . . Schmwedter Verficherungsgeiellihaft . » . . 1826 202, 
4. Greifswmad . . . .» —— ueſe in Greifswald. . . 1841 34,1 
5. Berlin . » » . . Berliner O-Affeturanzgefellihaft von 1832 . 1832 93,» 
6°, . 00.0. Deutiche Hv.-G. für Gärtnereien x... . . . 1847 10,3 
—77 ... . OHv -Bant für Deutſchland von 1867 . . 1867 31, 
B- 5 000. Norddeutiche Hagelverjicherungs- Geſellſchaft . 1869 756,0 
a 0. Borufiia, Hv.-Gefellichaft auf Begenieitigkeit . 1873 90. 
10. „ 2200. Allgemeine deutiche Dagelverficherungs- Gef. 1874 8,5 
13. = on...  Geres, deutihe BG. gegen Hſch. auf Geg. . 1885 32,0 
12. —— Preußiſche Hv.G. (auf Aktien 1864) . isss 60, 
13. Magdeburg .  . . Magdeburger Hagelverficherungs- ;Geiellihef 1855 311, 
14. . + Batria, Ho.-Gel. auf Gegenjeitigleit. . . 1884 53,8 
15. 8ild 222 .. Schl=Holit-Lauenb. H.-Nilet.-VBerein . . . 1878 16,5 
16. Hanerau . . . . . Tithmarfiicher — —— Merein . . 1860 4,a 
17. Hannover . . . .» DrBraunichmweigihe Hich.-Beri.-Gei.. . 18353 36,7 
18. Elberfeld. . . . . "Vaterländiiche Hagelvericherungs- Geſeilſchafi 1856 1294 
19. Köln . Kölniſche Hagelverjicherungs-Gelellihaft . . 1855 231, 


II, in Medlenburg- Strelig: 
20. Neubrandenburg . . Mecklenburgiſche Hagelverficherungs-Gefellich. . 1797 59,7 
II. in Medlenburg- Schwerin: 


21. Schwerin . » . . Grevesmühlener Hich-VBerfich.Verein . . . 1854 c. 29, 
IV, in Oldenburg: 

22. Oldenburg +. Oldenburger Hagelverliherungs-Gefellihaft . 1866 4, 
V. in Sadjen: 

23. Leipzig . Gef. zu gegenfeitiger Hich.-Vergütung - - . 1823 42. 
VI. in Sachſen⸗ ‚Weimar: 

24. Weimar . . . + Die Union, allgemeine deutihe Hv.-®. . . 1854 242,» 
VI, in Bayern: 

25. Münden. . . Kal. bayer. Landes-Hagelverfiherungs:Anftalt 1884 176,0 


Seitdem hat die mit Sir. 17 bezeichnete Anftalt am 24. November 1899 
ihre Verichmelzung mit Nr. 8 beichlofien, wodurd die Geſammtzahl der Gejell: 
Ichaften auf 24 zurüd ging. Die gelammte Verſicherungsſumme der 5 
Atiengejellihaften betrug im Jahre 1898 1010,55, die der 11 gegenieitigen all: 
gemeinen Anftalten 1357,6, die der 8 beichränften (unter Annahme von 29 Mill. 
Mark Werth der 4214 000 Str. bei Nr, 21) 163,, und die der bayerijchen 
öffentlihen Anftalt 176,0,, zufammen 2,706,, Mill. ME. Sept man für jede 
Gejellihaft, unbefümmert um die häufigen Webergänge der Verficherten von einer 
zur anderen Anftalt und um die Auflöfung bier nicht genannter, die jeweils 
niedrigiten Werthe feit 1875 oder dem Jahre jpäterer Einrihtung (für Nr. 16 
jeit 1885) an, jo erhält man als Summe der vier Gruppen 409,,, beziv. 428 ,3,, 
105,, (die 1809 000 Zr. bei Wr. 21 = 12'/, Mill. Mk. gerechnet) und 11,4, 
zuſammen 954,, Mill. ME.; am häufigiten kommen bei diejer im ſtarken Wechiel 
der Hagelverficherung unterhalb des wirklichen Mindeftmaßes bfeibenden Größe 
die Jahre 1875 (5 mal), 1876, 1879, 1886 und 1889 (je 3 mal) vor. Als 
Summe der hödhjiten erreichten Einzelwerthe findet man 1010,, bezw. 1 510,0, 
173,, und 176,9, zuſammen 2 STO Mill. Mk., welche ſich wenig über die jüngfte 
Merthhöhe erhebt; da thatlächlicdy neben 10 einzeln borfommenden Jahren 1898 
mit 15 Höchſtzahlen auftritt, jo ift eine weitere Ausdehnung der Hagelverficher: 
ung jehr wahricheinlich. 


Dad Gejhäftsgebiet ift für die Gefellihaften unter Nr. 4 (ohne 
Agenten) und 10—12 nicht verzeichnet, für 8, 9 und 18 das Deutſche Neid, 
für 7 dieſes nebſt angrenzenden Ländern ohne Bayern, für 13 Deutichland ohne 
Eljaß-Lothringen und für 14 ohne Bayern, für 19 Nord: und Mittelbeutichland 
nebft Lothringen, Luremburg und Holland, für 3, 5—6 und 23—24 Nord» 
und Dlittelveutichland, für 1 Die fech3 öftlihen Provinzen nebft Medlenburg und 
Schleswig-Holſtein, für 17 Schlefien 2c. bis Heflen:Naffau, für 2 hauptſächlich 
das linke Oderbruch von Lebus bis Freienwalde, für 15 Schleswig-Holſtein nebit 
der meclenburgiichen Oſtſeeküſte, Nateburg, Lübel, Eutin und Hamburg (in 
15 Sektionen), für 16 Dithmarichen, für 20 ein Umkreis von 400 km um ben 
Hauptfig, für 21 Medlenburg (in 9 Diltrikten), für 22 (eine Abtheilung der 
Divdenburger landwirthſchaftlichen Gelellihaft) da3 Herzogtum Oldenburg unb 
für 25 das Königreich Bayern. — Die Magdeburger Aktiengeiellihaft unterhält 
den Hagelverfiherungs Verband „Mittelrhein“ Für ſechs Kreiſe des Kaſſeler Be 
zirfes, den Negierungsbezirt Wiesbaden, den Kreis Wetzlar und das Großherzog: 
thum Heſſen; der dur einen Ausschuß vertretene Verband ift von Nachſchuß— 
verbindlichkeit befreit und empfängt nah glüdlichen Ergebniffen einen Rabatt auf 
die Prämie. Für jeden der 101 Bezirke der Nordbeutichen Gejellihaft ift ein 
Bezirksverein gebildet, der das Recht hat, Schäger und einen Vertreter zur General: 
verjammlung mit Vergütung der Reiſekoſten durd die Gejellihaft zu wählen. — 
Die Schwedter Geiellichaft betreibt zugleich WFeuerverficherung, und der Medlen: 
burgiichen ift die gleichnamige Feuerverſicherungs-Geſellſchaft verpflichtet. 

Als Bürgihaftsmittel dient an eriter Stelle den Aktiengeſellſchaften 
das Aktienkapital: der Berliner 3, der Magdeburger 6, der Vaterländiichen 3, 
ber Kölniſchen 9 Mill. und der Union 7528500, zulammen 28528500 Mt.; 
darauf find 20 beziehungsweile 33'/,, 33'/,, 20 und 20 vom Hundert, zufammen 
6905 700 ME. eingezahlt.e. Won den gegenieitigen Gejellichaften beiigen nod: 
die Dftdeutiche einen Garantiefonds von 180000 einſchließlich ungezablter 
150000 Mt., Patria einen Dispofitionsfondde von 330 274 einſchließlich 
5000 Mt. Schuld der Zeichner, und Legegelder der Mitglieder werden ſowohl 
bei erjterer wie bei der Medlenburgiichen geführt; die Königlich bayerifche An- 
ftalt verfügt über 1 Million Mark Stammfapital au der Staatöfaffe. Hierzu 
fommen die Reſervefonds, theilweile unter bejonderen Bezeichnungen. Den 
weitaus höchſten befigt Union mit zulammen 4826797 Mt., die Aktiengeiell: 
ihaften überhaupt (nad) Abzug eines Fehlbetrages) 7711506, die 11 gegen: 
feitigen Anftalten mit allgemeiner Organijation 1689363 (nah Abzug von 
28202 ME. nod zu dedenden Organifationdfojten bei Nr. 1), ferner 6 enger 
begrenzte 1108 655, die ſachlich beſchränkte 438 888 und die öffentliche 1745 489, 
indgefammt 12693 901 Mt. Weil jedoch beträdhtlihe Abfchreibungen nötig 
werden, hätte man die Forderungen an Berlicherte (Prämienrüdftände) bis zweifel— 
hafte Aktivpoften zu betrachten; fie machen bei fünf allgemeinen Anftalten auf 
Gegenieitigfeit (Nrn. 7—9, 12 und 14) 286661 Mt. aus, und ihnen fchlieht 
fid (bei 1, 3, 10—11, 17 und 23) ein Theil der nicht näher bezeichneten 
Forderungen (Debitoren) von 885 983, ſowie bei einer örtlich beichränften (Nr. 20) 
von 86341 und bei der fachlich begrenzten (Nr. 6) von 12770 ME. an. Nach— 
ſchußverbindlichkeit bei den gegenfeitigen und Verpflichtungen auf fort 
laufende Verſicherungen bei allen Gejellichaften bilden eine weitere, nicht in Zahlen 
darjtellbare Bürgichaft. (Stat. Korr.) 
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In 6. Birth’s Derlag in München und Leipzig ift er: 


jchienen : 


Die Zülle und Steuern 


ſowie die vertragsmäßigen auswärtigen Handels: 
deziehungen des deutſchen Reiches 


von 
Otto Freiherrn von Aufjeß. 
Fünfte, vollftändig umgearbeitete und ſtark vermehrte Auflage 


von- 


Earl Wieſinger 


f. b. Oberzollrath und Neichsbevollmädtigter für Hölle und Steuern in Altona. 


28 Bogen groß $°. Preis broid. ME. 7.—, in Ganzleinwandband Mt. 7.75 
RIED 


Das im Jahre 1891/92 in vierter Auflage veröffentlichte Buch foll jest 
in einer vermehrten und verbefferten fünften Auflage in unfern Derlage 
erfcheinen, da die Entwifelung des Zol- und Steuerwefens des Reiches feit 
jener Seit, die Einverleibung Hamburgs in den Zollverband, die neue 
Branntwein- und Zuderfteuergefeßgebung, die in den Jahren 1892 
bis 1899 abgefchlofienen Zoll- und Handelsverträge und die damit 
verbundenen Zolltarifänderungen fo viele Neuerungen hervorgerufen haben, 
daß cine wiederholte Umarbeitung des Buches dringend geboten erfchien. Das 
Werf befaßt fih mit dem gefammten Gefchäftsumfang der Zoll: und Steuerver- 
verwaltung des Reiches und wird dem Theoretifer wie dem Praftifer als ein will 
kommenes Handbuch; ſich erweilen. Ein alphabetifches Inhaltsverzeichniß 
wird den Gebrauch des Buches weſentlich erleichtern, auch die Hinweifung auf 
die Quellen der Geſetzgebung und die amtlichen Publifationen des Reiches wie der 
einzelnen Bundesftaaten, fowie auf die hinfichtlich der Zoll- und Steuerverwaltung 
vorhandene Kitteratur dürfte jedem, der fich näher und eingehender über dieſe f. 3. 
wieder mehr als je hervortretenden Zol- und Steuerfragen und 
Handelsvertragsverhältnifje unterrichten will, die gewünfchten 
Aufſchlüſſe — 


— — — — — — — —— — 
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Adler, Dr. Georg, Profejior der Nationalölonomie in Bajel, Die Sozialreform und der kaui- 
mannsjtand. (Separat-Abdrud aus den Annalen des Deutjchen Reichs 1891.) 4 Boger 
ar. 8°. Preis broih. ME. 1.50. 

Unffeh-Wiefinger, Die Zölle und Steuern, jomwie die vertragSmäßigen auäwärtiger 
Handelsbejtimmungen des Deutſchen Reiches. Fünite, vollitändig umgearbeiter 
Auflage. 1899. 28 Bogen gr. 8°, Preis broſch. Mt. 7.—, in Leinwand geb. Mt. 7.75. 

Bornhal, Conrad, Das deutfhe Arbeiterreht. 12 Bogen ar. 8°. Broidier Mt. 3—. 
(Separat:Abdrud aus den Annalen des Deutihen Reichs, 1892.) 

Burkart, Karl, kgl. Regierungsrath, Verfajjung und Reform der direften Steuern un) 
der Finanzverwaltung in Bayern, Zweite Aufl. 4°/ Bogen gr. 8°, brojch. ME. 1.50 

Debn, Paul, Zur Einführung der Reihspojt-Sparkajjen. 1884. 54 Seiten, gr. 8°. Dit. 1.0. 

Ener, Dr Georg, Regierungsrath, Die geihihtlide Entwidlung des Eijenbahn-Tranö: 
portrechts in Preußen mit bejonderer Berüdfichtigung des Eijenbabn-Tarifrehts. Eine 
vom Verein für Eifenbahnkunde in Berlin preiägefrönte Abhandlung. (Separat-Abdrud aus 
den Annalen des Deutihen Reich 1895.) 4'/s Bogen gr. 8°. Preis broſch. Mt. 1.75. 

Selfer, F. fal. baver. Oberzollratd, Das Tabalsmonopol und die amerilaniidhe Tabat- 
Steuer. Eine ſtaatswirthſchaftliche Unterſuchung der Tabakbeſteuerungsſyſteme, zugleich eine 
Entgegnung auf den G. M.-Artikel der Allgemeinen Zeitung: „Borbereitende Studien zur 
Einführung des Tabakmonopols in Deutihland*. 1878. Mt. 1.—. 

Seller, F., kgl. bayer. Oberrechnungsratb, Zur Tabaliteuerirage. Abwehr gegen die fritiichen 
Nachträge zu den Dr. Mayr’ihen Studien über das Tabatmonopol. 1878. 50 Bi. 
Sranfenftein, Dr. Kuno, Die deutihe Fabrikinſpektion, ihre Thätigkeit im Jahre 18% 

und ihre Neform. 4° Bogen, gr. 8°. Brojdhirt Mt. 1.50. (Separatabdrud aus der 
, Annalen des Deutjchen Reichs 1892.) 

Göring, Philipp, Die Veterinär: Polizeiverwaltung nad) den reichgejeglichen Beitimmungen. 
1882. 11’Js Bogen, gr. 8°. Brojdirt ME. 3.—. 

Heiß, Dr. Elemens, Die großen Einfommen in Deutjhland und ihre Zunahme in der 
legten Jahrzehnten. Bon der hohen jtaatswilienichaftlihen Fakultät der Univerfität Tübinger 
mit dem alademiichen Preiſe gefrönte Arbeit. (Separatabdrud aus den Annalen des Deuticer 
Reichs 1893.) 7 Bogen gr. 8°, broſchirt Mt. 1.75. 

Henfel, Dr. Paul, Die Stellung des Neichäfanzlers nad) dem Staatsrechte des Deutihen Reicht. 
1882. 4 Bogen, gr. 8. M. 2.—. 

Hirth, Dr. Georg, Freiiinnige Anſichten der VBollswirthichaft und des Staatd. 1876. 27 Bogı 
fi. 8°. Broſchirt ME 4.—. 

Joel, Mar, Rechtsanwalt und Notar in Berlin, Das Geſetz betrejfend die Erwerb3s- un) 
Wirthſchaftsgenoſſenſchaften vom 1. Mai 1889. (Separatabdrud aus den Anmale 
des Deutichen Reichs 1890.) 17’/s Bogen gr. 8°, broih. Mt. 5—. 

Lehmann, Bodo, Kaijerl. Eonjul 3. D., Die deutſche Reihsangehörigfeit vom nationalen 
und internationalen Standpunkt. Eine Studie. 5'/s Bogen gr. 8°. (Separatabdrud au 
den Annalen des Deutichen Reichs 1899.) Broich. Mt. 1.75. 

Lotz, Dr. Walther, Der Streit um die Berftaatlihung der Reichsbank. Bortrag, ar 
halten am 19. November 1897 im Sozialwifienichaftlihen Verein zu Münden. 1!/s Bogen 
r. 8°. Preis broſch. 50 Pf. (Separatabdrud aus den Annalen des Deuticen Reichs 18) 

Prengel, Theod., Beiträge zur Wahlprüfungsftatiftildes deutihen Reihstages 1871-8 
5" Bog. gr. 8°. Broich. ME. 1.50. (Separatabdrud aus den Annalen des Deutichen Reichs 18% 

Rehm, Prof. Dr. Hermann, Der Erwerb von Staatd- und Gemeindeangebörigeit iR 
— Entwickelung nad römiſchem und deutſchem Staatsrecht. 9'/s Bogen gr. ®. 
rojhirt ME. 2.50. (Separatabdrud aus den Annalen des Deutichen Reichs 1892.) 

Rofin, Proi. Dr. 9, Souveränetät, Staat, Gemeinde, Selbjtverwaltung. sSritikte 
Begriffsjtudien. 4 Bogen, gr. 8°. Mt. 1.75. 

— — Grundzüge einer Allgemeinen Staatslehre nah den politiihen Reden un! 
Scriftftüden des Fürsten Bismard. (Separat:Abdrud aus den Annalen des Deutſche 
Reichs 1898.) 3 Bogen gr. 89. ME. 1.—. 

Edjanze, Dr., Regierungsrat, Die patentrehtlihen Beftimmungen des deutjch-äfter 
reihifhen Uebereinlommens über den gegenieitigen Patent-, Mujter- ur) 
Martenihug vom 6. Dezember 1891. 3 Bogen gr. 8°, broid. Mi. —.75. (Sedaten 
Abdrud aus den Annalen des Deutſchen Reiches 1894.) 

Seybel, Dr. Mar, Das Gemwerbe-Polizeireht nad der Reichs-Wewerbeordnung. Mit einem 
Anhang: Tert der Gewerbeordnung. 1881. 13 Bogen, gr. 8. M. 3.—. 

Etengel, Carl von, Brofefjor der Rechte in Münden, Die deutihen Shupgebiete, ihre red'" 
lihe Stellung, Berfajjung und Berwaltung. Dritte vermehrte Auflage. 18"/, Beoget 
gr. 8° broch. ME. 3.—. (Separat-Abdrud aus den Annalen de8 Deutihen Reiches 18% 

Thudichum, Dr. Fr., ord. Vrofefior an der Univerfität Tübingen, Das Neihs:Beamtenreb! 
1876. 8'/s Bogen, gr. 8°. ME 4.—. 

Bölderndorff, Dr. Otto Freiherr von, k. bayer. Minifterialrath, Deutihe Verfaſſungen art 
Berfafjungdentwürfe. 11 Bogen gr. 8°. Broſchirt Mt. 3.—. (Separat-Abbrud aut 
den Annalen des Deutichen Reichd 1890.) 
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beſonderer Rüdjiht auf die Etatstechnif. Die Geſchäftsergebniſſe der deutſchen 
Don W. TIhrän, Potsdam. Echluß.) Feuerverſicherungs⸗ — — 
im Jahre 1899 946 
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Das Honorar für Originalbeiträge der 


‚Annalen des Deutschen Reiches“ 


beläuft fich wie bisher auf Mk. 64 für jeden erften, auf Mk. 48 
für jeden folgenden Druckbogen einer Abhandlung (platzraubende 
Abdrücke von Materialien werden abgerechnet). 

Abhandlungen volks- und finanzwirthfchaftlichen Inhaltes 
wollen an Herrn Dr. Georg Hirth, München, Abhandlungen ftaats- 
und verwaltungsrechtlichen Inhaltes entweder an den Genannten 
oder an Herrn Prof. Dr. Max v. Seydel, München, Leopoldflrafse 37 
eingefandt werden. | 

Die Beantwortung der an die Herausgeber gerichteten Zu- 
fchriften wird mit thunlicher Befchleunigung erfolgen. 

Im Intereffe der von der Redaktion zu treffenden Dispo- 
fitionen erfuchen wir, gröfsere Beiträge wenn möglich einige Zeit 
vor der Einfendung anmelden zu wollen. 


MÜNCHEN, November 1900. 


Die Verlagshandlung von G. Hirth 
in München & Leipzig. 





Zur Entwirklung der „Etats für 
die Verwaltung des deutſchen Reichsheeres“ 


mit befonderer Rückſicht auf die Etatötechnif. 
(Schluß.) 


Don 
W. Thrän, Potsdam. 


IV. Die Zeit vom 1. Januar 1877 bis 1. April 1900 im Allgemeinen. 


Das Jahr 1876 bildet, wie wir geſehen haben, einen gewiſſen Abſchluß 
in der formalen Entwicklung der Etats für die Verwaltung des deutichen Reichs— 
heeres, jedoch nicht in der Weiſe, dab hierin von jest ab ein Stillftand ein- 
getreten wäre. Nach der in bejtändigem Fluß und Wachien begriffenen Sache 
mußte jich die Form richten. — Die wichtigiten Uenderungen in der äußeren 
Geſtaltung diejer Etats innerhalb des oben bezeichneten Zeitraums find folgende. 
Zunächſt wurde das Etatsjahr verlegt. Das Geſetz vom 26. Februar 1876 
bejtimmte, daß vom 1. April 1877 ab das Gtatsjahr für den Reichshaushalt 
je mit dem 1. April beginne und mit dem 31. März ſchließe. Zu diejer 
Neuerung hatten triftige Gründe geführt. Während der Pauſchperiode (1868 
bis 1874) d. h. jo lange der Etat der Militärverwaltung nicht der jährlichen 
Treititellung durch Bundesrath und Reichstag unterlag, war der Bundes: und 
ſodann der Neichshaushaltsctat regelmäßig in der zu Aniang jeden Kalender: 
jahres jtattfindenden Neichstagsiejlion für das jedesmal folgende Kalenderjahr 
fejtgeftellt worden; der Etatsentwurf batte biebei Schon in den legten Monaten 
des der Berathung durch den Neichstag vorhergehenden Jahres, jomit mehr 
als 12 Monate vor Beginn des Jahres, für das er gelten jollte, gefertigt 
werden müſſen Als nun nach Aufbören der Pauſchperiode auch die Militär: 
ausgaben, aljo der weitaus größte Theil der Neichsausgaben, für jedes Jahr 
im Einzelnen fejtzuftellen waren, wurde für die Fahre 1875 und 1876 der 
Entwurf des Neihshaushaltsetats je während der dem Beginn des betreffen- 
den Kalenderjahres vorangehenden legten Monate vorgelegt. Diejes Verfahren 
erleichterte zwar die Aufgabe, über die jährlich zu Gebot ſtehenden Mittel nad) 
einem einheitlichen Syitem zu verfügen, und vermied möglichjt eine Beeinträch— 
tigung der Ueberfichtlichkeit des Etats: und Rechnungsweſens durch Nachtrags: 
etats, allein andererjeits entſtanden jegt dDurdy das Zujammendrängen von Ent— 
werfen, Berathen und Feſtſtellen des Etats in einen jolch kurzen Zeitraum 
Mipitände, die namentlich im Neichstag zu mehrfachen Klagen führten. So 
ergab ji, da ein Zurücgreifen auf die während der Pauſchperiode geübte 
Praris nicht thunlicy erichien, die Verlegung des Begins des Etatsjahres 
auf 1. April. Der Reichstag hatte num in jeiner, in die Wintermonate zu 
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verlegenden, regelmäßigen Seſſion hinreichende Zeit ſür die Berathung des 
Etats und die Verwaltung konnte für die durch den Etat zu bewilligenden 
Bauten noch die volle Bauperiode des Jahres ausnützen. Das Etatsjahr, 
das ſich nun nicht mehr mit dem Kalenderjahr deckte, wurde mit Bruchtheilen 
aus 2 Kalenderjahren bezeichnet und umfaßte alſo das Etatsjahr 1877/78 die 
Beit vom 1. April 1877 bis 31. März 1878. 

Auf Veranlafjung der NReichsfinanzverwaltung trat vom 1. April 1898 
ab an Stelle diefer Doppelziffer nur eine Jahresziffer, und zwar diejenige, 
die den größten Theil des Etatsjahres (vom 1. April bis 31. Dezember) in 
fich jchließt; ferner wiirde der Ausdruck „Etatsjahr“ geändert in „Rechnungs: 
jahr" (vgl. Art. 72 der Neichsverfafjung, wonah jährlich Rechnung zu 
legen iſt). Die Etats für die Nechnungsjahre behielten die jeitherigen Anfangs: 
und Endtermine (1. April und 31. März) bei, wie denn überhaupt der be 
jtehende Nechtszuftand durch dieſe, hauptlächlich wegen der Klarheit und Kürze 
des Gejchäftsverfehrs getroffene, Vereinfachung feine Veränderung erfuhr. — 
Den Uebergang zu dem neuen Etatsjahr 1877/78 wollte die Regierung 
nicht durch einen befonderen Gtat bewerfjtelligen, vielmehr jollte der bereits 
für das Jahr 1876 bejtehende Etat mit den durch die Verhältnifje gegebenen 
Modifikationen für die 3 erjten Monate des Kalenderjahres 1877 weiter gelten. 
Da der Reichstag hierauf nicht einging, jo wurde für das Vierteljahr vom 
1. $anuar bis 31. März 1877 in der regelmäßigen Weije ein bejonderer Etat 
feftgeftellt. Das Geſetz vom 23. Dezember 1876 beir. die FFeititellung diejes 
Quartalsetats, bejtimmte jedoch, es folle derfelbe dem Neichshaushaltsetat für 
das Jahr 1876 in dem einzelnen Kapiteln und Ziteln dergeftalt zutreten, daß 
diefe beiden Etat3 zuſammen die einheitliche Grundlage für die Rechnungs- 
legung bilden, für welche rücjichtlih aller Einnahmen und Ausgaben des Reichs 
der Zeitraum vom 1. Januar 1876 bis 31. März 1877 als eine Rechnungs: 
periode zu behandeln jei. — Bemerfenswerthes bietet diefer Zwijchenetat, der 
lediglich einen Uebergangszuſtand regeln jollte, nicht; namentlich die Militär: 
ausgaben desſelben hoffen fih durchweg dem Etat für 1876 an. — Für 
die nun folgenden beiden Etatsiahre 1877/78 und 1878/79 kamen die Reichs— 
haushaltsetats nicht rechtzeitig zu Stand und es mußten daher bis zur geſetz— 
lihen Feſtſtellung derjelben und vorbehältlich der durch diefe Feititellung fich 
ergebenden Aenderungen je die vorangehenden, bereits fejtgeitellten Etat3 durch 
die bejonderen Gefete vom 26. März 1877 und vom 30. März; 1878 auf 
die Monate April 1877 und 78 erſtreckt werden. Wie der erjtgenannte Viertel: 
jahrsetat, jo jtanden auch diefe Monatsetats, ftreng genommen, nicht auf dem 
Boden der Reichsverfafjung, welche nur Etatsjahre feunt. Bei Herjtellung 
der betr. Nothgejege wurde übrigens die Verfafjungsfrage nicht aufgeworfen; 
durch jtilljchweigende Konnivenz fand dieſe Seite der Angelegenheit ihre Er- 
ledigung. Dagegen verwarf der Reichstag in den Jahren 1880 und 81 die 
auf verfallungsmäßige Einrichtung zweijähriger Etatsperioden gerichteten 
Vorlagen der Neichsregierung. Hatte es fich damals darum gehandelt, Durch 
die Berfaflung die Regierung zur Vorlage und die gejeßgebenden Faktoren zur 
Feſtſtellung zweijähriger Etats zu verpflichten, wodurch viel Zeit und Arbeit 
eripart, jowie die Kalamität des gleichzeitigen Tagens des Reichstags umd der 
Einzellandtage vermieden worden wäre, jo brachte die Regierung Ende des 
Jahres 1582 gleichzeitig für die beiden Etatsjahre 1883/4 und 84/5 gefonderte 
Statsentwürfe ein, um zunächſt die bejtrittene etatstechniſche Ausführbarfeit 
zweijähriger Etatsperioden darzuthun und zu erproben. Allein der Reichstag 
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ftellte fih auch jeßt nicht auf den Standpunkt der praftifchen Zweckmäßigkeit, 
fondern auf den des politischen Nechts, und lehnte, davon ausgehend, daß das 
Budgetrecht der Volfsvertretung nicht verfürzt werden dürfe, die gleichzeitige 
Bewilligung der beiden Etats ab. Es wurde hierauf nur der Etat für 1883/4, 
und zwar durch das Geſetz vom 2. März; 1883, feitgeftellt. Der Entwurf 
des Neichshaushaltsetat3 für 1884/5 ging jedoch im April 1883 dem Reichs— 
tag von neuem zur Beichlußfaflung zu, weil die Alter: und Invalidenver— 
jorgungsvorlage im der nächſten Seſſion vorausſichtlich nicht zur gejeglichen 
Berabichiedung gelangt wäre, wenn die Berathung des Reichshaushaltsetats 
für 1884/5 die Zeit des Neichdtags noch während der folgenden Winterjejfion 
hätte in Anipruch nehmen müſſen. Trotz vielfacher Bedenken wegen der bei 
einer jolch frühzeitigen Etatsaufjtellung vorhandenen Unficherheit der Etats: 
grundlagen gab diesmal der Neichdtag den vorangedeuteten Zweckmäßigkeits— 
erwägungen Raum. Der Etat für 1884/5 gelangte noch vor Eintritt der 
Sommerpaufe zur Feititellung (Gefeß vom 2. Juli 1883) und es waren fomit 
vom Reichstag in einer Seſſion zwei Jahresetat3 zur Erledigung gebracht 
worden. 

Eine für die Veranichlagung und Führung des Neichshaush ıltd wichtige 
Einrichtung hatte das Jahr 1879/80 gebracht. Laut Kaiferlihen Erlaſſes vom 
14. Juli 1879 war die bisher mit dem Neichsfanzleramt verbundene Finanz: 
verwaltung des Reichs fortan von einer bejonderen, dem Neichsfanzler uns 
mittelbar unterjtellten Zentralbehörde unter der Benennung „Reihsihapß- 
amt“ zu führen. Zu dem Gejchäftskreis diefer, von 1879/80 ab unter Ab: 
Schnitt IX der fortdauernden Ausgaben des Reichshaushaltsetats — Spezialetat 
Anlage VIII — geführten, durch den Etat für 1894/95 erweiterten Behörde 
jollte u. A. das gefammte Etats-Kaſſen- und Rechnungsweſen des Reichs und 
überhaupt das Etatsrecht in feiner grundjäglichen Bedeutung gehören. Hier 
war von Anfang an dafür Sorge zu tragen, dab alle, mit finanziellen Wirf- 
ungen verbundenen Handlungen innerhalb der einzelnen Zweige der Reichs— 
verwaltung thunlichjt nach gleihmäßigen Grundjäßen auf etatsrechtlichen Grund- 
lagen vorgenommen werden. 

Wejentliche Neuerungen formaler Art find fodann für die Jahre 1881/2 
und 1889,90 zu verzeichnen. 

Im Etatsjahr 1881/2 wies der Hauptetat erftmals, im Intereſſe der Ber: 
einfachung und der überfichtlichen Ordnung, die fortdauernden Ausgaben und 
die in den Spezialetat3 bejonder8 nachgewiefenen Einnahmen nur noch mit 
den Kapiteljfummen nach; e3 follte der Hauptetat von jest ab möglichjt nur 
noch die Kapitel enthalten, während die Spezialetats die Titel zu umfafjen 
hatten. Ferner wurden die Spezialetat® dur Aufnahme der bisher nur im 
Hauptetat angejegten einmaligen Ausgaben des aufßerordentlichen Etats ver: 
volljtändigt. Eine Spezialijirung diefer Aı@gaben im Hauptetat behielt man 
nur injoweit bei, als die Rückſicht auf die ihnen zu Grund liegenden Spezial: 
gejeße oder die ihretwegen bejonders auf den Etat zu bringenden außerordent- 
lichen Dedungsfonds dies zweckdienlich erfcheinen ließ. Etatsrechtliche Bedenken 
jtanden diefer Aenderung nicht entgegen, da, wie fchon früher bemerkt wurde, 
die Titel der Spezialetat3 von den gejeggebenden Faktoren bejonders genehmigt 
werden und für die Verwaltung ganz ebenfo bindend find, wie die unmittelbar 
durch den Hauptetat feſtgeſetzten Titel. 

Eine fir die fernere Behandlung der einmaligen Ausgaben wichtige 
Einrichtung wurde durch den Etat für 1889/90 eingeführt, nachdem der Reichs: 
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tag am 23. Februar 1888 den Wunſch ausgeiprochen hatte, „es möchte bei 
Borlage des Reichshaushaltsetats für 1889/90 eine Bereinfahung und größere 
Ueberjichtlichfeit infoweit in Ausficht zu nehmen fein, daß, getrennt von den 
übrigen Einnahmen und Ausgaben in einem außerordentlichen Etat dasjenige 
in Ausgabe und Einnahme erjcheine, wofür nicht aus laufenden Einnahmen, 
jondern durch Anleihebeträge oder aus befonderen Fonds und Verpflichtungen 
die Dedungsmittel zur Berfügung geftellt werden.“ Hienach erfolgt jeit 1889/90 
die Scheidung der einmaligen Ausgaben des Etats in zwei Gruppen; die erite 
umfaßt ala „ordentlicher Etat“ die in den ordentlichen Einnahmen Dedung 
findenden Ausgaben, die zweite dagegen enthält als „außerordentlicer 
Etat“ die auf befondere Dedungsmittel verwiejenen Ausgaben. Bei den Ein- 
nahmen wurde ein Abjchnitt „außerordentliche Defungsmittel“ eingefügt; der: 
jelbe weiſt die zur Beitreitung der Tebtgenannten einmaligen Ausgaben be: 
ftimmten befonderen Mittel nach und balaneirt in der Endſumme mit den Aus: 
gaben des auferordentlichen Etats. Der außerordentliche Etat bildet jomit 
jeither einen jelbftitändigen, im ſich abichließenden Bejtandtheil des Geſammt— 
etats. — 

Bei den fortdauernden Ausgaben wurde die Heritellung eines beionderen 
außerordentlichen Etat3 unterlajjen, meil hier durch Einrichtung eines ſolchen 
die Ueberfichtlichfeit und Einfachheit nicht gefördert, ſondern beeinträchtigt 
worden wäre. 

Weiterhin erhielt nun zur Herbeiführung einer gleihmäßigen Ausdrucks— 
weiſe dasjenige etatsmäßige Verhältniß, wonad innerhalb des Kreiſes be- 
ftimmter Etatsfonds Beftände des einen Fonds zur Begleihung von Mebr: 
bedürfnifien des andern in ein und demfelben Etatsjahr verwendet werden 
fönnen, in den Spezialetats durchweg die Bezeichnung „die Fonds deden ſich 
gegenfeitig”, während die Uebertragbarfeit eines Fonds von einem Etatsjahr 
in das andere ftet3 durch den Vermerk „der Fonds ijt übertragbar“ ausge: 
drüdt wurde. (Vorher war zur Bezeichnung des letzteren Verhältniſſes Das 
Wort „übertragungsfähig“ gebraucht worden.) 

Bon diefen allgemeinen, den ganzen Neichshaushaltsetat betreffen— 
den Neuerungen kommen wir zu den Bejonderheiten der Etats für die 
Verwaltung des Reichsheeres. Der außerordentlihe Etat der ein: 
maligen Ausgaben fiir Die Verwaltung des Neichsheer8 wird von 1389/90 
ab nicht mehr, wie früher, als ein bejonderer, alle Kontingente umfaljender 
Spezialetat — Kapitel 6 — der Anlage V (Etats für die Verwaltung des 
Neichsheers) angefügt, jondern e8 werden die Ausgaben dieſes Etats, ſoweit 
die Verfügung über diejelben den einzelnen Kontingentsverwaltungen zuftebt, 
je in die Spezialetat3 derfelben — Anlage V — hinter den einmaligen Aus— 
gaben des ordentlichen Etat8 — Kap. 5 — unter Kapitel 12 mitaufgenommen, 
ſonſt aber nur im Hauptetat in Anſatz gebracht. Die Zerlegung der einmaligen 
Ausgaben in zwei Haupttheile machte übrigens, da nad) den bisherigen Grund: 
jägen einzelne einmalige Ausgaben für das Reichsheer theilweile auf Anleihe: 
mittel oder jonftige außerordentliche Deckungsmittel, theilweife auf die ordent— 
lihen Sahreseinnahmen zu übernehmen waren, eine Erweiterung des Etats in 
der Weiſe nöthig, daß man die betreffende Ausgabe des außerordentlichen Etats 
dort unter einem befonderen Titel als Ausgabezuſchuß einftellte, während die— 
jelbe Ausgabe im ordentlichen Etat, der die Gejamntjumme nachwies, vor der 
Linie abgejegt wurde. Bei den fortdaueruden Musgaben für die Ber: 
waltung des Neichsheers, welche ſeit 1879/80 den Abjchnitt VI (vorher V) 
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der fortdanernden Ausgaben des Neichshaushaltsetats bilden, trat mit dem 
Etatsjahr 1339/90 eine Menderung in der formellen Behandlung der bayer- 
iſchen Militärquote ein. Die für Bayeın in den früheren Etat? unter 
Kap. 44 des Hauptetats ausgejegte Summe war nicht ausjchließlich nach den 
fortdauernden Ausgaben in Kap. 14—43 (Verwaltung des Neichsheers) und 
Kap. 74 (allgemeiner Benfionsfonds), jondern zum Theil auch nach einmaligen 
Ausgaben der andern Heeresfontingente bemejjen, jo daß die dem Aufbau des 
Etats ſonſt zu Grunde liegende Scheidung zwiſchen fortdauernden und ein- 
maligen Ausgaben an diefer Stelle nicht durchgeführt erſchien. Nunmehr wird 
die, in der bisherigen Art nad) dem Bündnißvertrag berechnete, bayerifche Quote 
unter Kap. 44 voll vor der Linie angejegt und hievon der Betrag abgezogen, 
welcher Bayern als Duote der zu Laſten der ordentlichen Einnahmen auf den 
Etat gebrachten einmaligen Ausgaben der andern Kontingente zufteht. Lebterer 
Betrag gelangt ebenjo, wie der für Bayern zu berechnende Theil von den aus 
der Anleihe zu Ddedenden einmaligen Ausgaben der andern Kontingente im 
Hauptetat bejonders zum Anja und erjcheint jomit, jeiner Natur entiprechend, 
in den Schlußjummen, wie im Etatsgejeg, unter den einmaligen Ausgaben. 
In ähnlicher Weiſe wird jeither Hinfichtlich) der bayerischen Quote bei dem 
allgemeinen Penſionsfonds verfahren. 

In der Eintheilung der fortdauernden Ausgaben unter Kap. 14—43 
waren jchon früher, und zwar mit dem Gtat für 1881/2, folgende Aender— 
ungen eingetreten. Die Musgabenanfäge für das Garnifonbaumejen, die vor: 
ber das Kap. 27 „Sarnifonverwaltungs- und Serviswejen“ mitenthalten hatte, 
wurden jet im unmittelbaren Anſchluß an diejes Kapitel in einem befonderen 
Kapitel 28 vereinigt. Die feit 1876 unter ap. 28 geführten Wohnungsgeld- 
zufchüffe — bei der Umgeftaltung des Etats für 1876 hatte der Titel 32 des 
Etats für 1875 „Wohnungsgeldzufchüjle” die Kapitelmummer 28 erhalten — 
reihte man unmittelbar hinter dem Kap. 39 „Bau und Unterhalung der 
Feſtungen“ als dem letten derjenigen Kapitel, auf deren Bejoldungsitellen ſich 
die Anfäge von Wohnungsgeldzuſchuß beziehen, als Kap. 40 ein. Die bisher 
unter ap. 40 ausgeworfenen „Unterjtügungen 2c.“ wurden auf Kap. 41 über: 
nommen; die jeither hier geführten „Invalideninititute“, deren Koſten zufolge 
Geſetzes vom 30. März 1879 jchon feit 1. April 1879 aus den Meitteln des 
Neichsinvalidenfonds zu deden waren, jchieden jest gänzlich aus dem Militär: 
etat aus und bildeten fortan das Kap. 84 des Neichsinvalidenfonde. Im 
Uebrigen blieb von 1881/2 ab die Nummerirung der Kapitel der fortdauern= 
den Ausgaben für das Neichsheer unverändert; innerhalb der Kapitel dagegen 
änderte jich mehrfach die Titeleintheilung; namentlich entjtanden infolge neuer 
Bedürfnifje oder durch Vereinigung verjchiedener, vorher von einer Mehrzahl 
von Etatstiteln mitgetragener Ausgaben zu einem Fonds neue Titel, die, 
ähnlich wie in den Etats der übrigen Neichsverwaltungen, entweder am Schluß 
der Titelreihe mit einer weiteren Titelmummer angefügt oder, des Zuſammen— 
hangs wegen, einem bejtehenden Titel unter Beibehaltung von dejjen Nummer, 
mit der Bezeichnung durch Buchjtaben (a u. b), jedoch als jelbjtjtändige Titel, 
angejchlojien wurden. 

Ueberjichten der Etatsjtärfe des deutjchen Heeres für das 
betreffende Etatsjahr waren den Etats für die Verwaltung des Neichsheers 
ihon von Anfang an beigegeben worden. Weiterhin wurden denjelben jeit 
1876 Ueberjichten der Veränderungen in der Etatäftärfe des Heeres 
je im Vergleich mit dem Borjahr, fowie jeit 1877/78 Spezialnachwei— 
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jungen der gegen den vorjährigen Etat in Ausſicht genom- 
menen Zu- und Abgänge bei den fortdauernden Ausgaben an: 
gefügt; in den fünf Abtheilungen: I. „Veränderungen in den Formationen und 
Stellen aus Anlaß der organischen Fortentwidlung des Heerweſens“, II. „Ge: 
halt3- und Zulageerhöhungen“, III. „Veränderungen in den Ausgabeanſätzen, 
die fich aus den Durchichnitten der Vorjahre oder aus den wechjelnden Preis: 
verhältnifjen ꝛc. ergeben“, IV. „Sonjtige bejondere Bedürfnifje”, V. „Ueber: 
tragungen von einem Ausgabefapitel auf das andere“ gelangen bier die Aender— 
ungen gegenüber dem Vorjahr im überfichtlicher, ziweddienlicher Weife zur 
Daritellung. Hiemit fommen wir zu den Ziffern der Etats für die Ber: 
twultung des Neichsheeres. 

Die Steigerung der Militäraudgaben und jomit das Wachſen 
der Militäretat3 wurde wejentlich veruriacht durch die Gejege vom 6. Mai 
1880 betr. Ergänzungen und Yenderungen des Reich3militärgeleges vom 2. Mai 
1874, vom 11. März 1887, betr. die Friedenspräſenzſtärke des deutſchen 
Heeres, vom 11. Februar 1888, betr. Menderungen der Wehrpflicht, vom 
27. Januar 1890, betr. Nenderungen des Reichsmilitärgejeges, vom 15. Juli 
1890, betr. die Fsriedenspräjenzitärfe des deutichen Heeres, vom 3. Auguit 
1893, betr. die Friedenspräſenzſtärke des deutjchen Heeres, und vom 23. Juni 
1896, enthaltend Aenderungen des vorgenannten Gejeßes, jowie durch die zwei 
Geſetze vom 25. März 1899, das erjte betreffend die Friedenzpräſenzſtärke 
des deutjchen Heeres, das zweite betr. Aenderungen des Reichsmilitärgeſetzes. 

Nachdem jeit dem Erlaß des Neich3militärgejeges in den benachbarten 
Staaten ſolch umfajjende Erweiterungen der Heeresorganijation zur Durch 
führung gelangt waren, daß auch das Deutjche Reich feine militärischen Ein: 
richtungen vervolljtändigen mußte — die franzöfiiche Friedenspräfenz bezifferte 
ſich damals einfchließlich der Gensdarmerie, die dort zur Armee zählt, auf 
479,000 Mann, die ruffiiche auf ca. 800,000 Mann — jtellte dag Geſetz 
vom 6. Mai 1880 in Ausführung der Art. 57, 59 und 60 der Neichsver: 
faſſung die FFriedenspräfenzitärfe des Heeres an Mannichaften für die Zeit 
vom 1. April 1881 bis zum 31. März 1858 auf 427,274 Mann feit, d. b. 
auf 1°/, der Bevölkerung vom 1. Dezember 1875. Die Einjährigfreimwilligen 
jollten, wie bisher, auf die Friedenspräfenzitärfe nicht in Anrechnung fommen. 
Im Gegenjag zum Reichsmilitärgeſetz, das die Friedenspräjenzitärfe an „Unter: 
ojfizieren und Mannſchaften“ feitgeitellt Hatte, wurden in Ddiefem Gejeß die 
Unteroffiziere, als nun zu den Mannfchaften zählend, neben den Mannichaften 
nicht mehr bejonders erwähnt. Die Feltitellung der Präſenz des Neichsmilitär: 
gejeßes hätte bis 31. Dezember 1881 gelten jollen; die Erhöhung des Standes 
um rund 26,000 Mann trat jomit 9 Monate früher ein. Der Antrag, vom 
1. April 1881 ab die Friedenspräſenz jährlich durch den Reichshaushaltsetat 
jejtzuftellen, wurde vom Reichstag abgelehnt, ebenjo wie derjenige, Die genannte 
Ziffer nur bis 31. März 18554 zu bewilligen. Nach $ 2 des Gejeges vom 
6. Mai 1880 waren nun vom 1. April 1851 ab die Infanterie in 503 Ba— 
taillonen (jtatt jeither 469), die TFeldartillerie in 340 Batterieen (ftatt ſeither 
300), die FZußartillerie in 31 (29) Bataillonen, die Pioniere in 19 (18) Ba— 
taillonen zu formiren. Savallerie und Train verblieben in der bisherigen 
Formirung (465 Esfadrons und 18 Bataillone). Die Mehrkojten dieſer Heeres: 
verjtärfung betrugen bei den fortdauernden Ausgaben, ausjchließlich Benjionen, 
jährlich ca. 15 Millionen Mark. 

Um die drohende militärische Ueberflügelung durch Frankreich, dejien Be: 


„Stats für die Verwaltung des deutichen Neichsheeres.“ 897 


völferung ich zu derjenigen Deutfchlands wie 5:6 verhielt, zu verhüten — 
Frankreich hatte feit 1880 die FFriedenspräfenzitärfe der Infanterie um circa 
18,000 Mann erhöht und es lag Ende des Jahres 1886 den franzöfifchen 
gefegebenden Körperſchaften ein Gejegentwurf über die Erhöhung der Friedens: 
präfen; um weitere 44,000 Dann vor — forderte die Reichöregierung Ende 
des Jahres 1886 eine Erhöhung der Friedenspräſenz von 427,274 auf 468,409 
Mann, und zwar jchon vom 1. Aprif 1887 (Statt 1. April 1888) ab auf 
weitere fieben Jahre. ALS der Reichstag die erhöhte Präjenz ftatt bis 31. März 
1894 nur bis 31. März 1890 bewilligte, erfolgte dejjen Auflöfung. Der neue 
Reichstag nahm (im März 1887) die Negierungsvorlage an. Hienach ftellte 
das Gejeg vom 11. März 1837 in der bisherigen Weife die Friedenspräfenz 
für die Zeit vom 1. April 1887 bis 31. März 1894 auf 468,409 Mann 
fejt, und follte vom genannten Zeitpunkt ab die Infanterie in 534 Bataillonen, 
die zyeldartillerie in 364 Batterieen formirt werden; in der übrigen Formirung 
trat eine Menderung nicht ein. Die dauernde jährliche Mehrausgabe für diefe 
Erhöhung der Triedenspräjenz um rund 41,000 Mann. belief ſich auf circa 
24 Millionen Mark ausſchließlich Penfionen. 

Das Geſetz vom 11. Februar 1888, betr. Aenderungen der 
Wehrpflicht, änderte den erjten Sap des Urt. 59 der Reichsverfafjung 
dahin, daß jeder wehrfähige Deutſche 7 Jahre lang, in der Regel vom voll: 
endeten 20. bis zum beginnenden 28. Lebensjahr, dem jtehenden Heer — und 
zwar die erjten 3 Jahre bei den Fahnen, die legten 4 Fahre in der Reſerve — 
die folgenden 5 Lebensjahre der Landwehr erjten Aufgebot und fodann big 
zum 31. März desjenigen Kalenderjahr, in welchem das 39. Lebensjahr voll 
endet wird, der Landwehr zweiten Aufgebot3 angehören jolle, und verpflichtete 
die zur Ergänzung des Heeres bei Mobilmachungen und zur Bildung von Ers 
jagtruppentheilen dienenden Erjaßrefervijten zu 3 Uebungen in der Dauer von 
10, 6 und 4 Wochen mit der Beitimmung, daß die Zahl der zur erften 
Uebung Einzuberufenden durch den Neichshaushaltsetat fejtgejegt werde. 

Da nad) 8 11 des vorgenannten Gejeßes die Erſatzreſerviſten zu den 
Mannſchaften des Beurlaubtenftandes zählen, jo fiel der jeitherige, auf das 
Geſetz vom 6. Mai 1880 — $ 3 — gegründete bejondere Etatsanjag für 
Erjaßrejerviften weg und wurden unter den übenden Mannjchaften des Be— 
urlaubtenjtandes in Kap. 24 ꝛc. des Etat3 nur noch die zur erjten Uebung 
auf 10 Wochen einzuziehenden Erjabrejerviften beionders hervorgehoben. Die 
aus Unleihemitteln zu dedenden einmaligen Ausgaben zur Beichaffung veu 
Waffen, Munition, Feldgeräth, Bekleidung und Ausrüftung für die Verſtärkung 
der Kriegsformationen, Herftellung von Gebäulichkeiten zur Unterbringung der zu= 
tretenden Beſtände u. |. ww betrugen ca. 280 Mill. Mark; die Erhöhung der dauern: 
den Ausgaben (für Bezirfsftommandos, Kontrolweſen 1C.) infolge des genannten Ge- 
jeße3 war, abgejehen von der Berzinfung der erwähnten Anleihe, nicht von Bedeutung. 

Unter Feithaltung der gejeglichen Friedenspräſenzſtärke und der gejeglic) 
bejtimmten Zahl der Formationen war der Friedensſtand der deutjchen Feld— 
artillerie zufolge de3 Nachtragsetats für 1889/90 — Gefe vom 27. März 
1889 — durd) Verjtärfungen und Aenderungen innerhalb des Rahmens der 
beftehenden Berbände erhöht worden; den Mehrbedarf an Mannfchaften hatte 
man durch Verminderung der Zahl der Defonomiehandwerfer bei allen Waffen- 
gattungen und Herabjegung der Etatsjtärfe der Imfanteriebataillone gededt; 
die Jahreskoſten diefer Maßregel beliefen fich bei den fortdauernden Ausgaben 
auf 3; Millionen Mark. 
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Am 27. Januar 1890 erſchien dad Geſetz betr. Aenderunge'n des 

NReihsmilitärgejeges vom 2. Mai 1874; es diente im Intereſſe der 
Ausbildung und der Leitung des Heeres zur Ausgleihung der in der Glieder: 
ung der Armee infolge der SHeeresverjtärfungen und Truppenverſchiebungen 
entjtandenen Unregelmäßigfeiten. Das unter preußifcher Verwaltung jtehende 
Reichsmilitärkontingent, welches bei den Heeresverjtärfungen von 1881 und 
1887 in feinem Friedenspräfenzftand um rund 51,000 Mann, und in feinen 
Friedensformationen, abgejehen von den Epezialwaffen, um 52 Bataillone 
Infanterie und 49 Batterien vermehrt worden war, ohne daß die organische 
Öliederung mit diefem numerischen Zuwachs gleihen;Schritt gehalten hatte — 
an höheren Truppenverbänden waren nur bei dem 15. (elfahslothring.) Armee: 
forpe 1581 1 sFeldartillerie-Brigade und 1887 1 Jufanterie-Divifior und 
2 Infanterie-Brigaden formirt worden — zählte fortan 16, ftatt der bisherigen 
14 Urmeekorps, und zwar das Gardeforps, das 1.—I1. und das 14.— 17. 
Armeeforpe. Durh die Neubildung des 16. Armeekorps (Me) und des 
17. Urmeeforps (Danzig) wurde unter Verminderung des ungewöhnlichen Um— 
fangs der höheren Verbände bei den Grenzarmeekorps die Organijation umd 
die Kräfteabmejlung der alten preußischen Armeekorps wiederhergeitellt. Die 
efammte Heeresmacht des Deutjchen Reichs bejtand nun im zjrieden aus 
20 Armeekorps (16 preußifche, 2 bayerische, je 1 ſächſiſches und württem— 
bergijches) ; das Gebiet des Deutjchen Reichs war von jegt ab in 19 Armee- 
forpsbezirfe eingetheilt. 

Im Frühjahr 1890 erklärte die Neichsregierung mit Rückſicht auf die jeit 
dem Gejejeg vom 11. März 1887 eingetretenen Erweiterungen und Bervoll: 
fommnungen der Heereseinrichtungen in den Nachbarjtaaten eine weitere Er: 
höhung der yriedenspräfenzitärte um 18,574 Mann für dringlid. Das fran- 
zöſiſche Wehrgefeg vom 15. Juli 1839 war in entjchiedener Durchführung Der 
allgemeinen Wehrpflicht weit über die Forderungen des bei Berathung des 
erjtgenannten Gefeges vom 11. März 1887 vorliegenden Entwurfs binausge- 
gangen, und jo brachte denn das franzöfiiche Budget für 1891 die Friedens: 
präjenzitärfe bereits mit 520,548 Mann in Anfag, alfo mit einem Mehr von 
rund 52,000 Mann gegenüber der deutjchen Präjenz von 463,409 Mann; 
zudem war die Wehrpflicht in Frankreich von 20 auf 25 Jahre ausgedehnt 
und die Dienjtpflicht jo geregelt worden, daß aktive Armee und Nejerve zus 
jammen jegt ſtatt bisher 9, künftig 1O Jahrgänge — gegen 7 in Deuſchland 
— umjaßten. Die Ueberlegenheit Franfreihs an Kadres gegenüber Deutjch: 
land hatte in den legten Jahren noch eine Steigerung erfahren. Auch Ruß— 
land hatte jeit 1887 jein Heer planmäßig vergrößert und die Berfehrswege 
gegen Weiten vermehrt und verbejjert. In der gefammten militärischen Lage 
war jomit feit 1887 eine erhebliche Verschiebung zu Ungunften Deutſchlands 
eingetreten. In Anerkennung diefer Verhältnijie nahm der Reichstag die Vor: 
lage der Regierung an. Das Gejeg vom 15. Juli 1890 jtellte für die 
Zeit vom 1. Dftober 1890 bis 31. März 1894, aljo für den Reſt der fieben- 
jährigen Periode des Gejeges vom 11. März 1837, die FFriedenspräfenzitärfe 
auf 456,983 Mann feit. Ein Antrag, diefe Stärke nur bis 31. März 1891 
zu bewilligen und von da ab die Friedenspräſenz jährlich durch den Reichs: 
haushaltsctat fejtzuftellen, war vom Neichstag abgelehnt worden; dagegen hatten 
dort vier Nejolutionen Annahme gefunden, welche ſich gegen eine etwaige 
Heranziehbung aller wehrfähigen Mannjchaften zum aktiven Dienft erklärten, 
fi) im Prinzip für das Gtatsjahr als Bewilligungsirift der Friedenspräſenz 
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ausſprachen und die Regierung erjuchten, eine baldige Herabminderung der 
thatjächlichen Präſenzzeit bei der aftiven Armee, fei es durch Verlängerung 
der Refrutenvalanz, ſei es durch Vermehrung der Dispofitionsbeurlaubungen 
eintreten zu laſſen, und die Einführung der gefeglichen zweijährigen Dienitzeit 
für die Fußtruppen in ernitliche Erwägung zu ziehen. Die neue Heereöver: 
ftärfung, deren dauernde Koſten fich, ausschließlich Penfionen, auf jährlich 
ca. 18 Millionen Marf berechneten, follte hauptiählih die durch Schaffung 
des 16. und 17. Armeekorps in der Heeresorganifation entitandenen Lücken 
ausfüllen und Die Kriegsbereitichaft der FFeldartillerie, welcher 70 fahrende 
Batterien zutraten, erhöhen; jodann erfolgte wegen Neuformirung einer bayer- 
iſchen Divifion in der Pfalz die Bildung weiterer 4 Infanterie-Bataillone 
und außerdem die Ausitattung der zwei neuen Armeekorps mit den erforder: 
fihen Spezialwaffen. Zufolge des gen. Geſetzes (S5 2) war nun das deutiche 
Heer vom 1. Dftober 1890 ab in 538 Bataillonen Infanterie, 465 Eskadrons 
Kavallerie, 434 Batterien Feldartillerie, 31 Bataillonen Fußartillerie, 2U Ba: 
taillonen Pioniere und 21 Bataillonen Train formirt. Die Friedenspräfenz: 
ftärfe war diesmal nicht mehr, wie bisher, nach dem Berhältniß von 1°, 
der ortsanmwejenden Bevölkerung, jondern in Rückſicht auf das zur Zeit vor: 
liegende dringendjte Bedürfniß bemeſſen worden. Hiemit verließ man die aus 
den Verhältniſſen des alten deutfchen Bundes in die Verfajjung des norddeut- 
ſchen Bundes und ſodann des Reichs übernommene, in Preußen vor Gründung 
des norddeutjchen Bundes auf Grund des Wehrgeieges vom 3. September 1814 
mehrfach überichrittene Normalzabl. Bon einem }päteren, jelbitjtändigen Wieder: 
aufleben Ddiejes Prinzips im Falle des Nichtzuftandefommens eines Geſetzes 
über die Friedenspräfenzjtärfe des Reichsheeres kann nach Wortlaut und Sinn 
des Art. 60 der Neichöverfajjung nicht wohl die Nede fein. 

Nach dem Geje vom 15. Juli 1890 wäre die Friedenspräſenzſtärke des 
Neichsheeres zum 1. April 1584 neu feitzujtellen gewejen; allein ſchon im 
November 1892 legte die Regierung, twelche bereits bei den Verhandlungen 
zu vorgenanntem Geſetz die damalige Heeresverftärfung nur als einen Noth: 
behelf bezeichnet hatte, in der Erfenntniß, daß Deutichland von Frankreich, wo 
die Folgen des Geſetzes vom 15. Juli 1559 die Erwartungen übertrafen und 
das jogen. Rengagementsgejeg vom 18. März 1859 dem Unteroffiziergmangel 
vorbeugte, jowie von Rußland, deſſen Frriedenspräfenzitärfe ji 1892 auf 
ca. 987,000 Dann bezifferte, in der militärischen Entwicklung überholt worden 
war, den, die volle Ausnutzung der nationalen Wehrkraft erjtrebenden, auf 
andern al3 den bisherigen Örundlagen aufgebauten Entwurf eines Geſetzes 
betr. die Friedenspräſenzſtärke des Neichäheerd vor. Hiedurch wurden für Die 
Zeit vom 1. Dftober 1893 bis 31. März 1899 492,063 Dann al® Jahres: 
durhichnittsitärfe vorgeichlagen; dieſe Durchichnittsjtärfe hatte eine nur 
zweijährige Dienftzeit der Fußtruppen zur VBorausjegung. 

Wie jchon das Geſetz vom 15. Juli 1890 von dem Apriltermin abge: 
gangen war, jo erichien auch jegt der Anfang des Ctatsjahrs aus militär- 
techniichen Gründen als Beginn für eine grundlegende Aenderung der gefammten 
Heeresorganifation ungeeignet und wurde daher der 1. Oktober 1893 biezu 
in Ausjicht genommen. An der fiebenjährigen Perivde hielt die Negierung 
nicht weiter feſt; von jährlicher Feititellung der FFriedenspräfenz; wurde 
namentlich auch deshalb abgeſehen, weil ein großes Heerweſen für die Kriegs— 
und Friedensvorbereitungen und =organifationen gewiſſe längere Perioden er: 
fordert; in fünfjährigen Perioden, die mit denen für die Volkszählung und 
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die Reichstagswahlen übereinſtimmen, erblickte die Regierung eine ausreichende 
Gewähr für die Stetigfeit der SHeeredeinrichtungen. Die aktive Dienitzeit 
mußte bei der Hauptwaffe, den Fußtruppen, wefentlich deshalb verkürzt 
werden, weil ohne Schaffung neuer Verbände innerhalb des bisherigen Rahmens 
eine weit größere Zahl von Wehrpflichtigen, al3 jeither, auszubilden war 
Dieſe Berfürzung der Dienjtzeit machte aber eine größere Bewegungsfreibeit 
hinfichtlich der FFriedenspräfenzitärke zur Nothwendigkeit. Die feitherige Ziffer 
der Friedenspräſenz war, wie jchon früher hervorgehoben wurde, eine Marimal- 
ziffer, über die in feinem Theil des Jahres hinausgegangen werden durfte; 
was in dem einen Theil des Jahres durch eine unter der Marimalzitfer blei- 
bende Effektivftärfe erjpart wurde, durfte in einem andern Theil des Jahres 
nicht verwendet werden. Die Militärverwaltung konnte alfo beijpielsweiie 
hiebei nicht, wie die etatsrechtlich freier geitellte franzöfifche Heeresadminiftration, 
zeitwweile, ohne Aufſehen zu erregen, Verjtärfungen des Heeres eintreten laſſen 
Diefe Marimal- und Normalziffer mußte bejeitigt werden, da namentlich bei 
der Nefruteneinjtellung ein entjprechender Prozentſatz als „Nacherſatz“ gleich: 
zeitig mit den Nefruten über die normale Präſenzſtärke hinaus einzuftellen war. 
So fam man zu einer Durhijchnitt3ziffer der Gemeinen, für Deren 
Unterhalt der Etat die Mittel auf jeden Tag des Jahres auszumerfen hatte, 
während die Unteroffizierjtellen ebenjo, wie bisher jchon die Stellen der Offi— 
ziere, Aerzte und Beamten alljährlich) durch den Etat bewilligt werden follten. 
Seither hatte man fich bei Neufchaffung von Unteroffiziersftellen mit der Ab- 
jegung einer gleichen Zahl von Gemeinenftellen geholfen, was mit dem neuen 
Syſtem nicht mehr vereinbar erfchien. Entiprechend dem im Marineetat jchen 
jeit Jahren eingeführten Verfahren follte die ſogen. Rekrutenvakanz, d. b. die 
Zeit zwifchen der Entlafjung der gedienten Mannjchaften zur Reſerve und der 
Neueinjtellung der Rekruten, welche feither etat3mäßig vier Wochen, thatſächlich 
aber bis zu ſechs Wochen gedauert hatte — bei der Kavallerie bejtand dieſe 
Rekrutenvakanz jchon ſeit Herbſt 1890 nicht mehr — in dem bisherigen Sinn 
fortfallen. Die etwa aus einer fpäteren Einftellung der Nekruten und aus 
den zufälligen „Manquements“ fich ergebenden Erfparnifje waren von jegt ab 
zur Dedung der Mehrkoſten einer zeitweife höheren Durchichnittsftärfe bejtimmt 
und follten fünftig nur noch die durch Beurlaubungen, Erkrankungen, Arre- 
— und Abkommandirungen entſtehenden Erſparniſſe zurückgerechnet 
werden. 

Mit der Verſtärkung des Heeres und der Verkürzung der Dienſtzeit waren 
noch weitere, den Etat beeinfluſſende Neuerungen verknüpft, wie Erweiterung der 
Kadettenkorps, der Unteroffiziersſchulen und Unteroffiziersvorſchulen, Ethöhung der 
Kapitulantenlöhnung, Einführung eines Kapitulationshandgeldes, Erhöhung der 
Gefechts- und Schießübungsgelder, Erhöhung der Uebungsmunition für Dand: 
warten, Erhöhung der Mittel für die Uebungen des Beurlaubtenitandes zc. 
andererjeitS wurden durch Wegfall der Ausbildung der Erfagrejerviiten im bis. 
berigen Umfang — es jollten künftig nur noch körperlich minderwerthige Mann: 
Ichaften in einigen Spezialzweigen in bejchräntter, wie bisher, je durch den Etat 
fejtzuftellender Zahl ausgebildet werden — Erſparniſſe in Ausficht genommen. 

Die Heeresverjtärfung jollte nicht allein in Etatserhöhungen, jondern and) 
in Neuformationen zum Ausdrud kommen; von [egteren find beſonders 
hervorzuheben 173 neue — vierte — Infanteriebataillone zu je 2 Kompagnien 
in der Stärfe von zufammen 195 Unteroffizieren und Gemeinen als Ausgleichs: 
mittel für die Einführung der zweijährigen Dienftzeit. 
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Der Reichstag verwarf die Vorlage, die, abgejehen von einer namhaften 
Erhöhung der Zahl der Offiziere, Uerzte und Beamten ein Mehr von 11,857 
Unteroffizieren und 72,037 Gemeinen, zujammen von 83,894 Mann erforderte 
und, ausjchließlich Penſionen, dauernde jährliche Mehrkoſten von ca. 64 Milli: 
onen Mark (für das erite Jahr ca. 56 Mill. ME.) in Aussicht ftellte. Auch 
ein Vermittlungsporichlag, der durch Bewilligung einer Fahresdurchfchnittsftärte 
bon nur 479,229 Mann Gemeinen dauernde jährliche Minderkoften von circa 
9 Millionen Mark (für das erjte Jahr ca. 13 Mill. ME.) erjtrebte, wurde 
abgelehnt. Die Folge hievon war die Auflöfung des Reichstags (Mai 1893). 
Auf der Grundlage des Tehtgenannten Vorſchlags nahm der neue Reichstag 
den Negierungsentwurf an. Am 3. Augujt 1893 erjchien das Geſetz, welches 
die Friedenspräjenzitärfe des deutjchen Heeres an Gemeinen, Gefreiten und 
Dbergefreiten für die Zeit vom 1. Dftober 1893 bis 31. März 1899 auf 
479,229 Mann ala Jahresdurhjchnittsjtärfe (im Sinne des urjprüng- 
lichen Entwurfs) fejtitellte. Die Einjährigfreiwilligen waren hienach, wie bis— 
ber, auf die TFriedenspräjenzitärfe nicht anzurechnen. Die Stellen der Unter- 
offiziere unterlagen, wie jchon bemerkt, fünftig ebenfo, wie die der Offiziere, 
Aerzte und Beamten, der Feſtſtellung durch den Neichshaushaltsetat. In 
offenen Unteroffizierftellen durften, im Gegenjaß zu dem Entwurf der Negier: 
ung, Gemeine nicht verpflegt werden. Nah 8 2 des Gejeßes waren vom 
1. Oftober 1893 ab die Infanterie in 533 Bataillonen und 173 Halbbatail- 
(onen, die Kavallerie in 465 Esfadrons (die Regierung hatte 477 Eskadrons 
verlangt), die Feldartillerie in 494 Batterien, die Fußartillerie in 37 Batail: 
louen, die Pioniere in 24 Bataillonen, die Eiſenbahntruppen in 7 Bataillonen, 
der Train in 21 Bataillonen zu formiren. Weiterhin wurden für die genannte 
Zeit während der Dauer der aktiven Dienftpflicht die Mannjchaften der Ka: 
vallerie und der reitenden Feldartillerie die eriten 3, alle übrigen Mannjchaften 
die erjten 2 Jahre zum umunterbrochenen Dienst bei der Fahne verpflichtet. 

Das Gefeh vom 28. Juni 1896 bejeitigte wieder die 173 Halb: 
bataillone der Infanterie, bei denen fich die Nachtheile des jchwachen Etats 
immer fühlbarer gemacht hatten. Ohne Erhöhung der TFriedenspräfenzjtärfe 
wurden je 2 Halbbataillone zu einem Bollbataillon vereinigt, fo daß die In— 
fanterie — vom 1. April 1897 ab — in 624 Bataillonen formirt war. Der 
nicht erhebliche Mehrbedarf an fortdauernden Ausgaben wurde durch den Min: 
derbedarf, der fich infolge Verzichts der Militärverwaltung auf die in Aus— 
fiht genommenen Anforderungen zur Vermehrung des Offizier: und Unter: 

offizieretat3 der Spezialwaffen mit zweijähriger Dienjtzeit ergab, überwogen. 

Im Dezember 1893 gingen dem Neichstag zwei Geſetzentwürfe zu, Die, 
wiederum im Hinblid auf Frankreich und Rußland, wo die frieggmäßige Or— 
ganifation weiter, als diejenige Deutſchlands vorgejchritten war und namentlich 
das jährliche Nefrutenfontingent eine Steigerung auf 250,000 und 300,000 
Mann gegen 227,000 in Deutjchland erfahren hatte, einestheild durch Schaff: 
ung weiterer Kommandostellen, anderntheils durch organische Ausgeftaltung der 
einzelnen Waffengattungen, befonders der Feldartillerie, weientliche Lücken und 
Unvolltommenbeiten des Heerweſens bejeitigen ſollten. Hiebei nahm man für 
die Heeresverjtärfungen, unter Feſthaltung der fünfjährigen Bewilligungs: 
perioden, im Gegenſatz zum feitherigen Verfahren, wonach zur rajchen Ausgleich— 
ung des von den Nachbarjtaaten in den Rüſtungen gewonnenen Borjprungs 
in bejtimmten Zeitabjchnitten je einmalige, plögliche Verſtärkungen des Heeres 
eingetreten waren, eine allmähliche, ſyſtematiſche Entwicklung der Armee in 
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Ausficht, indem für eine Neihe von Jahren ein nach und nach, durch jährliche 
Etatsverwilligungen zu erreichendes Ziel für die Organijation geſteckt wurde. 
Aus den jchon erwähnten militärtechnischen Gründen jollte die Neuorganisation 
nicht mit dem Anfang, jondern erjt mit dem 1. Dftober des Nechnungsjahres 
1899 beginnen, weshalb die Gültigfeitsdauer des beftehenden Gejeges (vom 
3. Auguſt 1893) noch bis zum 30. September 1899 zu verlängern war. Die 
ihon durch das vorgenannte Gejeß eingeführte Fahresdurchjchnittsjtärfe, mit 
deren Bewilligung thatjächlich eine Baujchjumme gewährt war, die, unabhängig 
von den Berechnungen der Berpflegungsetats der einzelnen Truppentbeile es 
dem oberjten Kriegsherrn ermöglichte, im Rahmen der Gejammtpräjenzziffer 
die Etat3 der einzelnen Truppenformationen feitzuftellen — auch der Neichstag 
jtimmte der Auffaſſung zu, daß die VBerpflegungsetats der einzelnen Truppen: 
theile feine geeignete Grundlage für die Feititellung der Friedenspräſenz bilden 
und daß e3 der Kommandogewalt überlajjen jei, dieſe Etat3 unter Einhaltung 
der durch das Geldbewilligungsrecht des Neichstags gezogenen Schranfe je nad 
Bedürfniß zu erhöhen oder zu vermindern, alfo 3. B. an den Grenzen „bobe“ 
Etat3 eintreten zu laſſen — wurde als eine bewährte und für die vorgeichlagene 
Itufenweife Bermehrung der Armee bejonders zwedmäßige Einrichtung beibe: 
halten. Der Streit drehte jich wejentlich um die Ziffer der Friedenspräſenz— 
ftärfe. Die Negierung hatte eine Jahresdurcdjichnittsjtärfe von 502,506 Ge- 
meinen vorgejchlagen, die Budgetkommiſſion wollte nur 495,500 Gemeine be- 
willigen; leßtere Ziffer erflärte die Meititärverwaltung nicht für ausreichend, 
um bei der Infanterie die für die Durchführung der zweijährigen Dienjtzeit 
nöthige Stärfe der Bataillone zu erreichen. Der Neichstag trat, unter An: 
nahme zweier, auf Beichränfung der Abkommandirungen gerichteter Nejolutionen 
und indem er die Bereitwilligfeit ausjprach, nöthigenfall® noch während der 
Geltungsdauer der. jegt zu erlalienden Gejegesbeitimmungen in erneute Er: 
wägungen über die Bemejjung der Friedenspräſenzſtärke einzutreten, dem Bor: 
ihlag der Kommiſſion bei. Dementjprechend fam das Geſetz betreffend die 
riedenspräjenzjtärfe des deutschen Heeres vom 25. März 1899 zu Stande. 
Hienach it vom 1. Oftober 1899 ab die Friedenspräfenzitärfe des deutjchen 
Heeres als Jahresdurchſchnittsſtärke allmählich derart zu erhöhen, daß fie im 
Lauf des Nechnungsjabres 1903 (die Regierung hatte 1902 vorgejchlagen) die 
Zahl von 495,500 Gemeinen, Gefreiten und Obergefreiten erreicht und im diejer 
Höhe bis zum 31. März 1904 verbleibt. In Verbindung mit diefer Erhöhung 
der Friedenspräſenzſtärke joll die Zahl der vorhandenen Formationen jo ver- 
mehrt werden, daß am Schluß des Nechnungsjahres 1902 (letere Ziffer über: 
einjtimmend mit dem Negierungsvorichlag) bejtehen: bei der Infanterie 625 
Bataillone, der Kavallerie 482 Esfadrons, der Feldartillerie 574 YBatterieen, 
der Fußartillerie 38 Bataillone, den Pionieren 26 Bataillone, den Verkehrs— 
truppen 11 Bataillone, dem Train 23 Bataillone. In den 482 Esfadrons 
für die Stavallerie find die zur Erhaltung und Weiterbildung der Spezialtruppe 
der Jäger zu Pferd (Meeldereiter) erforderlichen Formationen inbegriffen (S 3 
des Geſ.). Sodann bejtimmt $ 4 des Gejeges, daß in den einzelnen Rech— 
nungsjabren die vorgenannte Erhöhung der Friedenspräfenzitärfe und die Ver- 
theilung jener Erhöhung auf die einzelnen Waffengattungen, ebenjo, wie die 
Zahl der Stellen für die Offiziere, Nerzte, Beamte und Unteroffiziere der Feſt— 
ſtellung durch den Neichshausbaltsetat unterliege. Die oben erwähnten Be 
jtimmungen des Gefepes vom 3. Auguſt 1893 über die Dauer der Dienft: 
pflicht jollen fiir die Zeit vom 1. April 1899 bis zum 31. März 1904 weiter gelten. 
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Die fortdauernden Ausgaben für die Erhöhung der Friedenspräſenz um 

271 Gemeine berechneten fich auf jährlich ca. 21 Millionen Mark; hievon 
— auf das Rechnungsjahr 1899 nur 5, Millionen Mark; der Reit 
vertheilt ſich auf die Rechnungsjahre 1900-1903. 

An dem gleichen Tage, wie das erjtgenannte Geſetz, erjchien dasjenige 
betr. Aenderungen des Neichsmilitärgefeges vom 2. Mai 1874; der Entwurf 
dieſes Gejeges war vom Neichstag unverändert angenommen worden. Hienach 
jest fi vom 1. April 1899 ab eine Brigade aus 2 oder 3 Negimentern, 
eine Divifion aus 2 oder 3 Brigaden der Infanterie und Kavallerie unter 
BZutheilung der nöthigen Yeldartillerieformationen zujammen. 
Ein Armeefoıps wird aus 2 bis 3 Divifionen mit den erforderlichen Fuß— 
artillerie>, Pionier und Trainformationen gebildet, derart, daß die ge 
ſammte Heeresmacht des Reichs im Frieden aus 23 Armeeforps bejteht; drei 
Armeekorps werden von Bayern, 2 von Sachen, 1 von Württemberg aufge 
jtellt, während Preußen mit den übrigen Staaten 17 Armeeforps formirt. 
Das Gebiet des Deutjchen Reichs wird in militärischer Hinficht in 22 Armee: 
forpsbezirfe eingetheilt. 

Auf Grund der beiden leßtgenannten Gejege und nach Maßgabe der betr. 
Meilitäretats erfolgte jodann die Bildung des 18. preußischen (Frankfurt a. M.), 
des 19. — 2. ſächſiſchen — (Leipzig) und des 3. bayeriſchen (Nürnberg) 
Armeekorps und weiter die Neuorganijation der Feldartillerie unter Einglieder: 
ung derjelben in den Divijionsverband. 

Durch die bisher aufgeführten Gejege wurde nur die Zahl der Bataillone, 
Esfadrons und Batterieen, ferner nur die Zahl der größten taktischen und 
adminiftrativen Verbände, der Armeekorps, fejtgeitellt, während die Beſtimm— 
ungen über die Bildung der Zwijchenglieder, jowie über die Zufammenjegung 
der Armeeforps allgemein gehalten find, und die bejonderen Formationen (Be: 
zirfsfommandos 2c.), die Inititute, ſowie die Kadettenforps und andere Militär: 
erziehungs= und Bildungsanftalten darin gar nicht erwähnt werden. Der leitende 
Gedanke war hiebei der, daß mur die Grundzüge der Friedensformationen des 
Heeres gejeßlich feitzulegen und im Webrigen, entjprechend den raſchen Fort: 
Ichritten der Technik und dem oft raſch eintretenden Wechjel der Verhältniſſe, 
für Neuerungen und Aenderungen der erforderliche Spielraum zu laſſen fei. 
Das dem Kaiſer hier durch Art. 63 der Neichsverfajlung — Bayern ausge: 
nommen und jonjt mit den Durch die Meilitärfonventionen gegebenen Modifi— 
fationen — eingeräumte Necht, den Präjenzitand, die Gliederung und Em— 
theilung der Stontingente des Neichsheers zu bejtimmen 2c., findet jedoch infofern 
in dem Budgetrecht der Neichsvertretung eine Schranke, als die Kloten dieſer 
Uenderungen durch den Etat zu genehmigen find. 

So beitand 3. B. jchon während der Baujchperiode ein Eifenbahnbataillon 
für Preußen und eine Eifenbahnfompagnie für Bayern; im Jahre 1876 wurde 
für Preußen ein zweites Eijenbahnbataillen gebildet und zur Innehaltung der 
gejeglichen Friedenspräſenzſtärke die Gtatsjtärfe anderer Truppentheile ent: 
Iprechend verringert; dieje zwei, zu einem Negiment vereinigten Bataillone und 
die bayerische Eiſenbahnkompagnie erichienen von jegt ab im der Ueberjicht der 
Etatsjtärfe des deutſchen Heeres unter „Piontere*, während vorher Die ges 
nannten Truppenförper daselbit unter den „bejonderen Formationen“ aufgezählt 
gewejen waren. Im Etatsjabr 1890/91 wurde für Preußen das Eijenbahn: 
regiment, das inzwilchen auf 4 Bataillone mit einer Yuftichifferabtheilung und 
der Militäreifenbahn angewachjen war, in eine Gijenbahnbrigade zu 2 Eijen: 


| 
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babhnregimentern umgewandelt; Bayern hatte jet 1 Eifenbahnbataillen. An- 
läßlich der Erweiterung der Friedensorganifation durch das Geſetz v. 3. Auguft 
1893 erfolgte eine Verſtärkung der bejtehenden Formationen und die Errict- 
ung eines weiteren Eijenbahnregiments für Preußen zu 2 Bataillonen. Im 
letztgenanntem Gejeg find nun zum erjtenmal die (7) Eijenbahnbataillone unter 
den Formationen des Reichsheers aufgeführt, wie bemerft, jchon lange 
vorher die Eifenbahntruppen auf dem Boden des Etats (Genehmigung der 
Stellen der Difiziere, Aerzte und Beamten durch die Etats u. ſ. w.) bejtanden 
hatten. Das Gejeg vom 25. März 1899 betr. die Friedenspräſenzſtärke des 
deutjchen Hecres vereinigt die bisherigen (7) Eijenbahnbataillone mit der neu 
zu bildenden Betriebsabtheilung der Eijenbahnbrigade und den drei neuen 
Telegraphenbataillonen, einschließlich Luftichifferabtheilung, unter dem gemein: 
jamen Begriff „Verkehrstruppen“ (11 Bataillone), und e& werden von jegt ab 
dieje Verfehrätruppen in der Weberjicht_der Etatsjtärfe befonders geführt. 

Aehnlich verhält es ſich mit der Spezialtruppe der Jäger zu Pferd, die 
in legtgenanntem Gejeg unter den 482 Eskadrons Kavallerie ericheinen, nad): 
dem auf Grund der vorangegangenen Etats 7 Meldereiterdetachements (Jäger 
zu Pferd), je unter Abjegung der erforderlichen Gemeinen bei andern Truppen: 
theilen behufs Innehaltung der Friedenspräſenzſtärke, eingerichtet worden waren. 
Iufolge des Gefeges vom 25. März 1899 wurden weitere 10 Esfadrons Jäger 
zu Pferd gebildet; die geplante Zujammenlegung des größeren Theils dieſer 
Eskadrons in Negimenter blieb als Ctatsfrage (Kojten der Stäbe, der Kaſer— 
nirung 2c.) offen. 

Die nah und nah) auf Grund der Etats in ähnlicher Weife, wie die 
eben genannten Truppentheile eingerichteten Beipannungsabtheilungen für Fuß: 
artillerie (Train) werden in den genannten Gejegen überhaupt nicht bejonders 

enannt. 

Die Geſtaltung der fortdauernden und einmaligen Militäraus— 
gaben in den einzelmen Jahren 1877,78 bis 1899 ift aus der angejchlofjenen 
Zuſammenſtellung erjichtlih. Dieje beiden Tabellen I und II zeigen haupt- 
jächlich das Steigen der Militärausgaben im Verhältniß zu den je durch die 
joeben erörterten Geſetze eingetretenen Heeresverjtärkungen. 

Was zunächſt die fortdauernden Ausgaben — Tabelle I — betrifft, fo ver— 
urfachten außer diefen Vergrößerungen des Heeres und der damit zufammenhängen- 
den, je auf Grund der Etats erfolgten, Schaffung weiterer Kommandobehörden, 
Stäbe u. ſ. w. eine bleibende Steigerung derjelben namentlich noch die in den 
Jahren 1890/ 1 und 1897/8 je durch Nachtragsetats zunächſt in einem Kapitel 
für jämmtliche Berwaltungszweige des Reichs bewilligten und je in den folgen: 
den Jahren auf die verjchtedenen Zweige vertheilten Dienſteinkommensverbeſſer— 
ungen, ſowie die im Jahre 1891/2 eingeführten „Pferdegelder“ und „Dienſt— 
prämien für Unteroffiziere“ ; ferner trugen zum jtetigen Anwachſen der fort: 
dauernden Ausgaben die Fortichritte im Artillerie und Waffenweien, die Aus: 
dehnung der bejtehenden und die Einführung neuer Truppenübungen, die Abs 
nahme der jogen. „Manquements“, und die Verbejjerung der Verpflegung von 
Mann umd Pferd, der Kaſernirung zw. erheblich bei. Die ungleichmäßigen 
Schwanfungen in den Etatsjägen der einzelnen Jahre bewirften hauptjächlich 
die Naturatverpflegungsfoften; für die Jahre 1891/2 und 1892/3 wurden dir 
Ausgabeſätze für Naturalverpflegung durch bejondere Nachtragsbewilligungen 
erhöht, weil ſich die den betr. Etatstiteln zu Grumde liegenden Durchſchnitts— 
ſätze wegen der inzwijchen eingetretenen Preisſteigerung als unzulänglich gezeigt 





„Stats für die Verwaltung des deutichen Neichsheeres.“ 905 


hatten. Das auffallende Anfchwellen des Etatsjolls in den Fahren 1890/1, 
91/2, 92/3, jowie 97/8 und 98 erklärt fich folgendermaßen. Im Jahre 1890/1 
treten gegen das Borjahr zu: 6,16 Mill. ME. Mehrausgaben für die Heeres: 
verjtärfung für '/, Jahr (v. 1. 10. 90 ab) — Nadıtragsetat vom 5. Juli 1890 
—, 1,27 Mill. ME. für Dienfteinfommensverbefjerungen — Nachtragsetat vom 
5. Juli 1890 — und 9,25 Mill. ME. Preiserhöhung der Naturalien, Mehr: 
ausgaben für Manöverzivede, für Servis, Mehrbedarf beim Artillerie- und 
Waffenweſen infolge Wegfall der Arbeitergeftellung der Truppen für Die 
Artilleriedepots u. ſ. w, zufammen 16,68 Will. ME., jomit Etatsfoll = 
356,85 Mill. ME. gegen 370,17 Mill. Mi. des Vorjahre. Im Jahre 91/2 
treten zu erjtgenannter Summe Mehrausgaben für die Heeresverjtärfung (Er: 
aänzung der Ausgabeanſätze des Nachtragsetat3 vom 5. 7. 90 auf ein volles 
Jahr) = 7,22 Mill. ME, für Pferdegelder (ca. 2,5 Mill.), Dienjtprämien 
für Unteroffiziere (ca. 3,1 Mill.), Mehrausgaben infolge der Aenderungen im 
Munitionswejen (ca. 8,5 Mill.) u. ſ. w, zufammen = 19,11 Mill. ME. ; 
hiezu fommen vorübergehend 8,76 Mill. DIE. für Brod und Fourage zufolge 
Nactragsetats vom 22. Februar 1892, fo daß fich im Ganzen 421,94 Mill. 
Mi. gegen 356,85 Mill. ME. des Vorjahrs ergeben. Im Jahre 1892/93 
erhöhen fich die fortlaufenden Ausgaben des Vorjahr? — 413,18 Mill. ME. 
infolge Preisfteigerung der Naturalien, Mehrausgaben im Munitionswejen 2c. 
um 14,10 Mill. Mk.; Hiezu treten wieder, wie im Vorjahr, für Brod und 
Fourage 6,50 Mill. ME. infolge Nachtragsetat3 vom 10. Mai 1893, jo daß 
jih im Ganzen 433,78 Mill. ME. gegen 421,94 Mill. ME. des Vorjahrs 
ergeben. Das Mehr des Jahres 1897/8 gegen das Vorjahr von 13,51 Mill. 
Mit. ergibt fich aus den Befoldungsverbejjerungen = 5,79 Mill. ME. und aus 
7,72 Mill. DE. Preisfteigerung der Naturalien, Mehrausgaben bei der Geld- 
verpflegung für Dienftprämien der Unteroffiziere 2. Das Mehr des Jahres 
1898 gegen das Vorjahr mit 18,86 Mill. ME. wurde verurfacht durch die 
Verbejjerung der Mannſchaftskoſt (ca. 9,5 Mill. Mk.), Preisiteigerung der 
Naturalien, Mehrausgaben im arnijonverwaltungswejen für Feuerung und 
Beleuchtung, Miethen 2c. 

Die Verjchiedenheit in der Form der Nachmweilung der fortdauernden 
Ausgaben zwiichen den Jahren 1878/9 und 79/80 erklärt ſich daraus, daß 
mit erjterem Jahr, entiprechend den Beichlüffen des Reichstags, die bejondere 
Nejtverwaltung für die nicht übertragbaren Titel der fortdauernden 
Ausgaben aufhörte, nachdem folche bei den einmaligen Ausgaben der bejjeren 
Ueberjicht wegen jchon jeit 1875 mit der laufenden Verwaltung derart ver: 
bunden worden war, daß neben dem Etatsjoll auch die aus dem Vorjahr zus 
getretenen Nejtbeträge nachgewiejen und ebenjo die zur Dedung ſolcher Aus: 
gaben aus dem Vorjahr vorhandenen Einnahmerejte auf die laufende Ber: 
waltung übertragen wurden. Die erft nach dem Jahresſchluß zur Verrechnung 
gelangenden (Reſt) ausgaben der eritgenannten Titel waren aljo von jeßt ab 
aus dem Fonds der laufenden Verwaltung zu beftreiten und mußten beim Ab— 
lauf eines jeden Nechnungsjahres die Titelbejtände ohne Zurüdhaltung von 
Dedungsmitteln für Neftausgaben jogleich mit dem vollen Betrag in Abgang 
gejtellt werden. Mit Rückſicht auf die hieraus fich ergebende geringere Be— 
laftung der Fonds für 1878/79 wurde in den Militäretats diejes Jahres je 
am Schluß der fortdauernden Ausgaben — Kap. 14—43 — bei Preußen 
2 Mill. ME., bei Sachjen und Württemberg je 150,000 ME. von der Gejammt- 
heit des Ausgabejolls zurücgerechnet. („Entlajtung der Etats um die Summe 
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derjenigen Minderausgaben, die bei den einzelnen jährlich abjchließenden Titeln 
der Verwaltung des Reichsheers infolge Aufhebung der Rejtverwaltung zu er: 
warten ftand“). Unter den fortdauernden Ausgaben erfolgte jegt nur noch bei 
denjenigen Fonds, für welche dies durch eine Beſtimmung in den Spezialetats 
zugelafjen ift, die Uebertragung der am Jahresſchluß verbliebenen Beitände 
ın die folgenden Jahre. Dieſe, aus der vorfonftitutionellen Zeit übernommene, 
ſchon mehrfacd erwähnte Einrichtung der übertragbaren, für die einzelnen 
Jahre nicht abjchliegenden Fonds hatte fich im Intereſſe der zwedmäßigen 
Führung des Staatshaushalt3 in der Negel da ergeben, wo die Bedürfnifje 
eines Jahres variirten, ſomit Durchjchnitt3beträge ftatt firer Summen erheifchten, 
oder wo fich diefelben in einem Jahr überhaupt nicht abjchliegen ließen; fie 
erfuhr namentlich bei den Ausgaben für die Verwaltung des Reichsheeres, in 
Abweihung von der anfänglich auf Grund der Theorie der lex annua ge- 
ftellten Forderung der jcharfen Scheidung der einzelnen Etatsjahre, nach und 
nah mit den Wachen des Organismus eine Erweiterung. So wurde bei: 
fpieläweife durch den Etat für 1878/79 der für die Utenfilienunterhaltung im 
Sarnifonhaushalt bejtimmte Titel wieder übertragbar, weil ſich gezeigt Hatte, 
daß eing zweckentſprechende Bewirthſchaftung diefer Fonds weſentlich von der 
freien Verfügung über die je beim Jahresabſchluß vorhandenen Beſtände ab- 
bängig ift. Durch die Uebertragbarfeit des betr. Titel3 wurden, da der Koſten— 
bedarf für die Utenfilien je nach dem ungleichmäßigen Umfang der jährlid) 
unbrauchbar werdenden Stüde, und der auferordentlichen Verlufte in den ein: 
zelnen Jahren in verfchiedener Höhe hervortrat, die abwechjelnden Etatsüber— 
jchreitungen und Minderausgaben gegen den Etat vermieden und ließen fich 
außerordentliche Bedürfnifje oder durchgreifende Verbefjerungen in der Geräthe: 
ausftattung ohne Inanfpruchnahme befonderer Geldmittel befriedigen. Aus 
Gründen ähnlicher Art wurde im Etat für 1882/3 der für die Mumnitiong- 
ergänzung bejtimmte, im Etat für 1881/2 durch Trennung von den Ausgaben 
für die Gefchüge zunächſt jährlich abſchließend geichaffene Titel übertragbar. 
Ferner führte der Etat für 1885/6 den übertragbaren Titel 21 des Kap. 24 
„Für Gefecht: und Sciegübungen im Gelände ꝛc.“ durch Bereinigung der 
jeither von verfchiedenen Etatstiteln gelieferten Beträge ein; die Uebertragbar: 
feit der Beitände gewährte den Truppen die Möglichkeit eines planmäßigen 
Wirthichaftens mit den gewährten Mitteln, derart, daß in einzelnen Jahren 
auch Uebungen größeren Umfangs ohne Inanspruchnahme höherer Etat3mittel 
itattfinden konnten. 

Die Frage wegen der Verfügung über folche, aus früheren Jahren über: 
tragene Beftände zu Gunften des laufenden Etats und die damit zu erreichende 
Ermäßigung der Forderungen des laufenden Etats ift namentlich bei der Be: 
rathung des Etats für 1877/8 eingehend verhandelt worden. Damals wurden 
auf Veranlafjung der Budgetfommiffion bei einigen Titeln des Militäretats 
derartige Beltände in dem allerdings nicht erheblichen Betrage von rund 
200,000 Dit. für den laufenden Etat verwendet. Darüber, daß eine jolche 
Verwendung diefer Etat3mittel etatsrechtlich zuläffig ift, kann ein Zweifel nicht 
wohl bejtehen; zwedmäßig aber erjcheint ein derartiges Verfahren nur dann, 
wenn die vorhandenen Beitände im Vergleich zu der Beſtimmung des betr. 
Titel3 zu groß find; andernfall® würde der bewährte Verwaltungsgrundjag, 
bei diefen übertragbaren Titeln durch Anfammlung von Rejerven in günftigen 
Fahren, Ueberfchreitungen in ungünftigen Jahren zu vermeiden, durchbrochen 
und überhaupt der Antrieb für die betr. Verwaltung, hier, planmäßig zu fparen, 
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wegfallen. Bon Erwägungen in diefem Sinn Hat fich feither” der Neichstag 
bei Bewilligung der übertragbaren Fonds leiten laſſen. Da bis jegt reichs- 
gejegliche Beltimmungen darüber, bis zu welchem Zeitpunft die übertragbaren 
Fonds weiterzuführen find und wie hoch die Erſparuiſſe fein dürfen, nicht be= 
itehen, jo wurde von Fall zu Fall, je nach der Lage der Verhältniſſe, bei den 
einzelnen Fonds das Erforderliche veranlaßt. Die früher (1879—83) auf 
Wunſch des Reichstags den Etat je zur Beurtheilung der entjprechenden Aus: 
gabejäge des neuen Etat3 beigefügten Nachweifungen der verfügbaren Bejtände 
der übertragbaren Fonds wurden durch die je bei den betr. Etatsverhandiungen 
gegebenen Aufſchlüſſe in Verbindung mit den jährlichen „Ueberfichten der Reichs— 
ausgaben und Einnahmen“ entbehrlich. 

Das Verhältniß zwilchen den FZahresausgaben und den über: 
tragbaren Rejtbejtänden ift, wie die Tabelle ergibt, ein ziemlich gleich 
bleibendes; leßtere betrugen in dem Zeitraum von 1877—99 durdichnittlich 
jährlich 2,7”/, der eriteren. (Schwanten zwiichen 1,7 und 3,7°/,.) Auf einen 
ordnungsmäßigen Gang des Militärhaushalt3 weist ferner auch der Umijtand 
hin, daß mit dem Steigen der Ausgaben jowohl die Abjtriche bei Feſt— 
jtellung des Etat, als auch die Etat3überjchreitungen und außer: 
etat3mäßigen Ausgaben, welche übrigens feit Beitehen des Richshaus— 
halts jtet3 von den gejeßgebenden Faktoren nachträglich genehmigt worden find, 
nicht zus, jondern abnehmen. Den Höchjtbetrag erreichen die Etatsüberjchreit: 
ungen und außeretatsmäßigen Ausgaben im Jahre 1890/1 mit rund 3,6°, 
des Geſammtſolls der Ausgaben, während fie im Jahre 1898 nur noch 0,93 °/, 
diefes Gejammtjolls betragen. Diefes günftige Ergebniß erklärt fich mwejentlich 
daraus, daß auch die Budgetlommilfion des Reichstags in neuerer Zeit mehr 
als früher auf eine dem wirklichen Bedarf entjprechende Bemejjung der Etats— 
titel hielt und daß andererjeits infolge hievon das Reichsſchatzamt, wo jchon 
bei der Zujammenftellung der Etatsentwürfe der einzelnen Zweige der Reiche: 
veriwaltung zum Zweck der Vorlage an die gejeggebenden Faktoren eine Aus: 
gleichung zwischen den Intereſſen der Neichsfinanzen und des Militärdienites 
jtattfindet, Hinfichtlih der Ctatsüberfchreitungen und der außeretatsmäßigen 
Ausgaben jtrengeren Grundjägen, als früher, folgen fonnte. 

Die Wenigerausgaben gegen das Gejammtjoll leiten ſich im der 
Hauptſache ber aus Erfparnilien bei den Bejoldungsfonds durch zeitiweiies 
‚sreibleiben einzelner Stellen, durch” Beurlaubungen zc., und aus dem Zurück— 
bleiben des wirtlichen Bedarıs hinter den Anfchlägen bei den Fonds zu andern 
perjönlichen und zu jächlichen Ausgaben ; im Uebrigen find erheblichere Minder 
ausgaben, die in befonderen Verbältnilien ihren Grund finden, in den vorge 
nannten Hausbhaltsüberjichten je bei den betreffenden Titeln jelbft näher erläutert. 
Die Mehrausgaben gegen das Gejammtioll werden als zu genebmigenden 
Etatsüberjchreitungen und außeretatgmäßiaen Ausgaben in den Haushaltsüber— 
Jichten je zu den einzelnen Titeln begründet. 

Den Hauptantheil an diefen Weniger: (vgl. bier insbeſondere die legten 
5 Jahre) und Mebrausgaben bat in der Negel das Kapitel 25 „Naturalver 
pflegung“, und zwar in eriter Yinte der zum Anfauf des Naturalienbedarfs 
für Die Verſorgung der Truppen mit Brot und Futter beitimmte Titel jetzt 
Tit. 3, früber Tit. 4a bezw. +. Bei den Beträgen Ddiejes, nicht übertrag- 
baren, Titels it zwar der eine Faktor der Ausgabelumme, die Tonnenzabt der 
zu beichaftenden Naturalien, beitimmt gegeben, der andere dagegen, die Preiſe 
Diefer Naturalien, bleibt unficher, da bei der Gtatsfeititellung die Preiſe des 
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betr. nächiten Jahres unbefannt find. Anfangs war hier der Durchichnitts- 
preis der legten 10 Fahre, unter Weglafjung des theneriten und des billigjten 
Jahres, eingejtellt worden; fodann hatte man der Wirklichkeit dadurch mehr 
Rechnung getragen, daß die Naturalienbeihaffungskoften für die erjte Hälfte 
des Jahresbedaris nad den im legten Herbit (Dftober) thatfächlich gezahlten 
Preiſen und für die zweite Hälfte, bei der die Ernte des betr. Etatsjahrs mit 
maßgebend erichien, nach dem vorgenannten Durchichnitt veranschlagt wurden, 
und von 1895/6 ab fam man den wirklichen Ausgaben injofern möglichit nahe, 
al3 die Koften der jämmtlichen Körnerfrüchte, ſowie der erjten Hälfte des 
Jahresbedarfs an Heu und Stroh nad den im lebten Herbit (Dftober) that: 
ſächlich gezahlten Preifen, für die zweite Hälfte des letzteren Bedarfs aber nach 
dem Durchjchnitt der Preife der leßten 3 Jahre berechnet werden. Die auf 
Grund diejer Berechnung fejtgejegten Ausgabefummen find nun zwar als Etats— 
joll für das betr. Etatsjahr maßgebend, falls nicht, wie dies in den fchon 
früher erwähnten Jahren geichah, durch Nachtragsetat3 eine Erhöhung ftatt- 
findet, allein die Nichtübereinjtimmung dieſer Etatsjfäge mit den thatjächlich 
gezahlten Preijen bringt dem Neichsfisfus weder Nutzen noch Schaden, weil 
das Zumenig oder Zuviel jener Anfäge durch die vorerwähnten Mehr: oder 
Wenigerausgaben gegen das Etat3joll jeinen Ausgleich) findet. Aehnlich ver: 
hält es fich bei den Ausgaben für die Beköftigung (Tit. 5), da auch bei dieſem, 
ebenfalls nicht übertragbaren, Titel unvorhergeſehene Schwankungen in den 
Lebensmittelpreifen, wenn auch in der Negel nicht in demjelben Umfang, wie 
bei erjtgenanntem Titel, einzutreten pflegen. 

Nachdem infolge der andermweiten Bejtimmungen über die Uebungen der 
Erjaßrejerve und bejonders durch Einführung der Jahresdurchſchnittsſtärke die 
Möglichkeit einer erheblichen Abminderung der bei den Kapiteln 24 ꝛc. ge: 
forderten Summe weggefallen iſt — in den früheren Jahren hatte die Militär: 
verwaltung durch Einberufung von weniger Erjaßrejerviiten, als vorgefehen, 
und namentlich) durch ſpätere Einjtellung der Nefruten Erjparnilje machen und 
fo die Abftriche bei Kap. 24 und den andern betheiligten Kapiteln einhalten 
fünnen —, bieten nunmehr die Militäretats in ihren fortdauernden Ausgaben, 
abgejehen von einigen andern finanziell nicht belangreichen Titeln, nur noch 
bier bei der Naturalverpflegung ſchwankende, einerjeit3 von den Sätzen je der 
vorhergehenden Jahre, andererjeit3 von der Wirklichkeit des betr. Jahres jelbit, 
unter Umjtänden jehr erheblich, abweichende Zahlen. 

Unlangend die einmaligen Ausgaben, welche beim Landheer, in Ge: 
genſatz zur Marine, fich in der Hegel auf der Grundlage der fortdauernden 
Ausgaben, als deren Konfequenz, entwideln, jo ergibt die Tabelle IL, wie fchon 
bemerkt, den Zuſammenhang derjelben mit den bereits erörterten, auf Ber: 
mehrung der Armee abzielenden Gejegen; weiterhin bedingten die fortjchreiten- 
den Berbejjerungen namentlich im Artillerie, Waffen: und Befejtigungsmwejen, 
jowie die jteigende Bedeutung der Eiſenbahnen für die Landesvertheidigung 
auch vermehrte einmalige Ausgaben der Militärverwaltung. Hinfichtlich der 
Etatsüberjchreitungen und außeretatsmäßigen Ausgaben gilt hier ungefähr das— 
jelbe, was in dieſer Hinficht zu den fortdauernden Ausgaben bemerkt iſt. Da: 
gegen find bei erjteren Ausgaben naturgemäß die Kürzungen der urfprünglichen 
Forderungen bedeutender, als bei legteren; denn die einmaligen Ausgaben, bei 
denen im Einzelnen regelmäßig erhebliche Summen in Frage jtehen, da grund- 
jäglich die Eleineren einmaligen Bedürfniſſe durch die fortdauernden Ausgaben 
mit zu deden find, und überdies im Neich, abweichend von dem Verfahren in 
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Preußen, große, auf mehrere Jahre fich vertheilende Aufwendungen nicht jofort 
in einer Geſammtſumme, fondern ratenmweife bewilligt werden, erjcheinen ala 
das eigentliche Gebiet der Abjtriche feitens der Reichsvertretung, obſchon es 
jih biebei in vielen Fällen nicht um eine dauernde Ablehnung, jondern in 
Rückſicht auf die jeweilige 2 lage nur um Verjchiebungen auf die ſpätere 
Beit handelt. In dem in Rebe en Beitraum bewegen fich die jährlichen 
Kürzungen bei den einmaligen Ausgaben der Militäretats ungefähr zwiſchen 
1 und 20°/, der geforderten Summe, während folche bei den betr. fortdauern: 
den Ausgaben fich in der erjten Hälfte der genannten Beit auf ca. 1°/, der 
vorgejchlagenen Summe beziffern und nach und nad) immer weiter (unter '/; °/,) 
zurüdgehen. Die Hauptforge auf dem Gebiet diefer einmaligen Ausgaben war 
von Anfang an die fogen. „yinanzirung“ des Etats, d. h. die richtige Scheid- 
ung zwiſchen den aus den ordentlichen Mitteln des laufenden Jahres umd 
den, außerordentlicherweife, unter Inanfpruchnahme des Kredit zu Ddedenden 
Ausgaben. Befonders der Reichstag hatte ſich jchon in den früheren Jahren 
wiederholt dahin ausgefprochen, daß Aufwendungen für „nicht werbende“ An: 
lagen, wie für Sajernen, Schießpläße zc., oder für verbraudbare Sachen, wie 
Konfervenvorräthe, Waffen, Bekleidung und Augrüftung, aljo fajt für alle ein- 
maligen Ausgaben der Heereöverwaltung im Sntereie der wirthichaftlichen 
Solidität nicht aus Anleihemitteln, fondern aus den laufenden Einnahmen zu 
deden jeien. Allein die Finanzlage geftattete nicht immer, diefen Grundiag 
einzuhalten So beziffern fich denn für den Zeitraum vom 1. Apriil 1877 
bis zum Schluß des Nechnungsjahres 1899 die aus Anleihemitteln zu deden- 
den Ausgaben der Verwaltung des Reichsheers, und zwar für Berpflegung, 
Belleidung und Ausrüftung der Truppen zc., für die Unterbringung der Truppen 
und der Truppenbedürfnijje, für Artillerie und Waffenweſen, ar Schieß— 
plätze, für Feſtungsanlagen und für Vervollſtändigung des deutſchen Eiſenbahn 
netzes im Intereſſe der Landesvertheidigung auf rund 1570 Mill. Mk. 

In den legten Jahren fam man dem angeftrebten Ziel immer näher umd 
e3 erreichten im Rechnungsjahr 1898 die aus Anleihemitteln zu beftreitenden 
einmaligen Ausgaben (15,56 Mill. ME.), den niedrigiten Stand ſeit Trennuna 
des Etat3 in ordentlichen und außerordentlichen, während allerdings die ein: 
maligen Ausgaben des ordentlichen Etat3 in diefem Jahr jeit 1889/90 die 
höchſte Ziffer zeigen. Die Steigerung der einmaligen Ausgaben in den Jahren 
1897/58 und 1898 gegenüber den ae Etatsjahren 1895/6 und 96/7 
ift jedoch auf ein außergemwöhnliches Moment, die dringli gewordene Ein- 
führung eines neuen Geſchützes, zurückzuführen. Während übrigens die Aus: 
gaben für diefen Zwed mit rund 44 Mill. ME. für 1897/8 noch auf die An- 
leihe übernommen worden find, wurden diefelben für 1898 mit rund 42 Mill. 
ME. aus den laufenden Einnahmen beftritten. Rechnet man die vorgenannten 
Beträge von den einmaligen Ausgaben der Jahre 1897/8 und 98 ab, jo 
bleiben noch je rund 54 Mill. DE. für die beiden Jahre, ſomit weniger, ala 
in den früheren Jahren. Werden ferner für das Rechnungsjahr 1899 die 
einmaligen Ausgaben infolge der Heeresverftärfung mit 18,08 Dill. ME. des 
ordentlichen und 24,63 Mill. ME. des außerordentlichen Etat3 außer Betracht 
gelajjen, jo bleiben noch rund 63 Mill. ME. für den ordentlihen und 17 Mill. 
ME. für den außerordentlichen Etat, jomit ein Weniger bei dem ordentlichen 
Stat gegen das vorangegangene Jahr von rund 17 Mill. Mf., und ungefähr der: 
jelbe Stand des auferordentlichen Etats, wie der des Vorjahrs. 

Schließlich ſei hier noch mit Bezug auf die fortdauernden und die ein: 
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maligen Ausgaben wegen der fchon mehrfach berührten Nachtragsetats, 
die jeit Beſtehen des Reichshaushalts ſehr zahlreich erfchienen find — nur 
die drei Etatsjahre 1875, 80/1 und 88/9 weiſen überhaupt feine Nachtrags— 
etat3 auf, während das Etatsjahr 1890/1 deren 4 zählt — bemerkt, daß die 
Militärverwaltung in den 9 Jahren 1877/80, 82/7 und 94/5 an den Nach— 
tragsetats nicht betheiligt ijt; im dem übrigen Jahren waren die Nachtrags— 
bemwilligungen, abgejehen von einigen nicht erheblichen Beträgen, entweder die 
Folge von Gefegen, die bei Aufitellung der Etats noch nicht in Geltung waren, 
oder von Berhältniffen, die erſt nach Bewilligung der Etats eintraten und 
noch Berückſichtigung je im laufenden Etatsjahr erheifchten. 

Die bisher erörterten Ausgaben der Militäretats erhalten eine Ergän- 
zung oder Berjtärfung durch verjchiedene, zum Theil fchon früher er: 
wähnte, außerhalb der Militäretats ftehende Fonds, die der Vollftändigkeit 
wegen hier noch einer furzen Erörterung bedürfen. 

Wir haben bereit3 darauf hHingewiefen, inwiefern ein Zuſammenhang 
zwifchen der Dilitärverwaltung und der Verwaltung der franzöfifdhen 
Kriegsfoftenentihädigung beitand. Aus der legteren Gefammteinnahme, 
welche in gewiljem Sinn als das praftifche Ergebniß der vorangegangenen Militär: 
etat3 angejehen werden Fann, und fich einjchließlich Kontributionen, Steuern 
und Bingerträgnifjen, ſowie abzüglich der für die Eifenbahnen in Elſaß-Loth— 
ringen gezahlten 260,000,000 ME. auf 4,203,202,618 Mk. beziffert, waren 
nach dem Stand um die Mitte des Jahres 1876 auf Grund der ergangenen 
Gejege an Ausgaben bejtritten oder noch zu beftreiten = 2,176,837,384 Mt.; 
der Reit mit 2,026,365,234 Mf. kam nach Maßgabe der Geſetze vom 2. und 
8. Juli 1873 zur Vertheilung unter den einzelnen YBundesitaaten. Bis zum 
1. April 1877 war die außergewöhnlich fchwierige und vermwidelte Verwaltung 
der franzöfiichen Sriegskoftenentichädigung außeretatsmäßig geführt worden; 
zufolge des Geſetzes vom 17. Februar 1876 wurde nun aber unter einem be— 
jonderen Abjchnitt der einmaligen Ausgaben des Reichshaushaltsetats für 1877/8 
„Ausgaben infolge des Kriegs gegen Frankreich” unter mehreren Kapiteln und 
Ziteln der Reſtbedarf diejer Ausgaben, unter Einftellung der entiprechenden 
Dedungsmittel in die Einnahmen, fejtgejtellt, und erhielten damit die aus der 
Kriegsentichädigung bewilligten Kredite zunächſt eine feite Begrenzung und fo: 
dann die erforderliche Erledigung. Soweit die betr. im Etat eingeftellten Aus— 
gabebeträge nicht bis zum- Ablauf des betr. Etatsjahrs zur Verausgabung ge: 
langten oder in Abgang gejtellt wurden, waren fie nicht im Net zu verwalten, 
fondern je für da3 folgende Etatsjahr nochmals auf den Reichshaushaltsetat 
zu bringen. Die genannten Ausgaben beliefen fich für 1877/8 auf 21,300,622 ME. 
und fanfen nad) und nach auf 18,283 ME. Lebtere Summe war im Etat 
1882/3 eingejtellt mit der Beitimmung, daß die betr. Beträge, ſoweit jie nicht 
bis zum Ablauf des Etatsjahres 1882/3 zur Verausgabung gelangen, in Ab: 
gang zu ftellen jeien. 

Außerdem hatte die Verwendung der jehr beträchtlihen Erfparnifje 
an den von frankreich für die deutjhen Dffupationstruppen 
gezahlten Verpflegungsgeldern durd) das Geſetz vom 29. April 1878 
eine derartige Regelung erfahren, daß ein großer Theil hievon zu einmaligen 
Ausgaben für militärifche Zivede, Gründung der Armeekonfervenfabrit Mainz zc., 
verbraucht wurde, der Reſt aber den Einnahmen der Reichshaushaltsetats 
zufloß. 

Während die Verwaltung der franzöfiichen Kriegskoftenentichädigung als 
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folche mit dem Jahr 1882/3 etatSmäßig beendet war, trägt noch jeßt der aus 
der Kriegsentihädigung geihöpfte Neichsinvalidenfonds zur Minderung 
der laufenden Kojten des Neichsheeres bei, injofern derjelbe neben den ihm 
durch das Gefeß vom 23. Mai 1873 vom 1. Januar 1573 ab zugemiejenen 
Ausgaben in Folge des Kriegs von 1870,71 gemäß dem Geſetz vom 11. Mai 
1877 vom 1. April 1877 ab die vorher aus dem allgemeinen Penſionsfonds 
bejtrittenen Penſionen und Unterjtügungen für Ungehörige der vormals jchles: 
wig-holjteinischen Armee und deren Hinterbliebene (1877,73 = 521,000 ME: 
1899 — 255,700 ME.) und die Jnvalidenpenfionen infolge der Kriege vor 
1870 (1877/78 = 5,059,490 ME. einjchließlich der nad) Verhältniß der Kopf— 
jtärfe des bayeriſchen Kontingents zu jener der an Theile des Reichsheeres 
bemejjenen bayerischen Quote von 607,705 Mk., 1899 = 3,561,440 ME. ein: 
Schließlich 403,135 Me. für Bayern), ferner traft Geſetzes vom 30. März 1879 
vom 1. April 1579 ab die vorher aus dem allgemeinen PBenfionsfonds ge: 
. zahlten Penfionen für ehemalige franzöfiihe Militärperjonen und deren An: 
gehörige (1579/80 — 644,000 Me. einjchließlich der nach dem vorerwähnten 
Maßſtab berechneten bayeriſchen Quote von 77,400 Mk., 1599 — 146,594 Mt. 
einjchließlich 16,594 Me. für Bayern) und die ihon genannten, vorher aus 
dem Etat für die Verwaltung des Neichsheers gededten Kojten der Invaliden— 
inftitute (1879/80 — 643,516 Mf. einfchliehlich der, wie vorerwähnt, zu be: 
rechnenden bayerischen Quote von 70,644 Mk., 1599 — 364,617 Mit. ein: 
ichliehlich 41,273 ME. für Bayern) zu leiften hat. Außer der Deckung dieſer 
rechtlich gebotenen, dem Neichshaushalt zur Laſt fallenden Ausgaben gewährt 
der Neichsinvalidenfonds noch jährlihe Zuſchüſſe zu dem durch den Nach— 
tragsetat für 1873 mit dem Betrag von 300,000 Thalern eingeführten, von 
Anfang an zur Ausgleichung oder Ergänzung von Lüden und Härten der 
Penſionsgeſetze und namentlich der militäriichen Penſionsgeſetze bejtimmten, nad 
und nach durch die Etats von 1886/89 auf 3 Millionen Mk. erhöhten Dis: 
poſitionsfonds des Kaiſers zu Gnadenbemwilligungen aller Art (jept 
Etat des Reichsſchatzamts, allgemeine Fonds, Kap. 63 Tit. 1). Die fich auf 
die Geſetze vom 30. März 1879 und 22. Mai 1895 gründenden Zuſchüſſe zu 
dem genannten Dispofitionstonds für Unterftügungen von Jnvaliden des Krieges 
von 1570/71 u. ſ. w. (1899 = zuſammen 1,150,000 ME.) werden, ebenio, 
wie die zufolge des letztgenannten Geſetzes an die Yundesitaaten und an Elſaß— 
Lothringen zur Gewährung von Beihilfen an hülfsbedürftige Kriegstheilnehmer 
aus dem Feldzug von 1870.71 und aus den von deutjchen Staaten vor 1870 
geführten Sriegen zu zahlende Summe (1899 — 2,400,000 Mf.) im Etat 
des Neichsinvalidenfonds unter Kapitel 83 geführt. 

Die Ausgaben des allgemeinen Penſionsfonds für die Verwal— 
tung des Neichsheers betrugen im Jahr 1877/78 nach dem Etat (ausfchließlich 
Bayern) 16,705,048 ME.; infolge der Vergrößerung der Armee, ſowie mehrerer 
Geſetze über Penſionserhöhung ꝛc. erreichte diefe Summe im Rechnungsjahr 
1899 die Höhe pon 53,445,660 Mk.; hiezu kommt noch die bayeriſche Quote 
mit 6,821,951 Mk. Die in Ausſicht ſtehende neue Militärpenſionsgeſetzgebung 
wird vorausſichtlich zu einer weiteren Steigerung dieſer Ausgabe führen. 

Von den Ausgaben für die Reichsſchuld des Etatsjahres 1877/8 
3,395,000 ME. Soll nach dem tat, thatfächlich aber nur 2,353,278 Mt. — 
entfällt nur ein jehr Heiner Betrag auf das Reichsheer, weil bisher durch die 
Cinnahmen aus der Kriegsentichädigung die Inanſpruchnahme des Kredits für 
militäriſche Zwecke hatte vermieden werden fünnen; an dem Aufwand des 
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Etats 1899 für die Reichsſchuld mit 75,613,300 ME. ift dagegen die Ber: 
waltung des Neichsheeres mit etwa ?/, betheiligt. 

Im Etat für 1893/4 erjchienen erftmals bei dem Reichsamt des Innern 
unter Kapilel 7a Titel 18 die Unterftügungen aus Anlaß von Frie— 
densübungen „Zur Erftattung der cuf Grund des Gefeges vom 10. Mai 
1892, betreffend die Unterjtügung von Familien der zu Friedenzübungen ein— 
berufenen Mannschaften, den Lieferungsverbänden der einzelnen Bundesjtaaten 
erwachjenden Ausgaben“ wurde in den vorgenannten Etat die Summe von 
2 Millionen Mark eingeftellt, nachdem auf Veranlafjung des Reichstags die 
zu dem einheitlich geregelten Heerweſen des Reichs in naher Beziehung ftehende 
Fürſorge für diefe Familien voll auf das Neich übernommmen tworden war. 
Die thatfächlihen Ausgaben, die anfangs weit Hinter den Etatsſätzen zurück— 
blieben, ftiegen nach und nad) von 0,86 Mill. ME. im Jahr 1892/3 (außer: 
etat3mäßig) auf 1,53 Mill. ME. im Jahr 1898. Der Ctatsfag für 1899 
beträgt 1,35 Mill. ME. 

Als Folge der einmaligen Ausgaben für Vervolljtändigung des deutjchen 
Eifenbahnneges im Intreſſe der Landesvertheidigung find erſtmals im Etat 
1890/1 für das Reichsſchatzamt unter Kapitel 68 „Allgemeine Fonds“, Titel 7 
„zur Unterhaltung von im Yandesvertheidigungsintereije hergeitellten Eiſenbahn— 
anlagen“ 7000 ME. aufgeführt. Im Etat für 1899 Tautet dieſer Titel (6) 
„zur Unterhaltung von im Landesvertheidigungsinterefje hergeftellten Eiſenbahn— 
anlagen und für Lagerung und Auffrifchung der zu militärischen Zwecken 
niedergelegten Oberbaumaterialien” — 184,210 ME. 

Meiterhin enthält der Etat für das Reichsſchatzamt 1899 unter Kap. 68 
Titel 4 „Rayonentfhädigungsrenten, welche auf Grund des Gejehes 
vom 21. Dezember 1871, betreffend die Beſchränkungen des Grundeigenthums 
in der Umgebung von Feſtungen, zu zahlen find, einfchlieglich der Koſten für 
deren Feititellung und Auszahlung = 307,800 Mi. (1877/8 = 633,800 ME.), 
fowie unter den einmaligen Ausgaben Kapitel 8 Titel 1 einmalige Rayon- 
entfchädigungsausgaben auf Grund des vorgenannten Gejepes = 125,200 ME, 
endlich unter Kapitel 69 Titel 11 für die Berwaltung des Reichskriegs— 
ſcha „zu Remunerationen für das Rendanturperſonal“ 1350 Wik. (1877/8 
— 1350 Mt.) 

Schließlich fei hier noch angefügt, daß von den „eifernen Vorſchüſſen 
für die Verwaltung des Reichsheeres“ im Gejammtbetrage von 
25,611,631 Mk., wovon in den Jahren 1872 und 73 18,810,000 ME. aus 
der franzöſiſchen SKriegsfoitenentihädigung entnommen und in den Jahren 
1887/93 6,801,631 ME. durch Anleihen beichafft worden find, in den Jahren 
1397/8 und 1898 infolge Entbehrlichwerdens bei den Truppen durch Eins 
führung einer neuen u ee 25,310,531 ME. dem Betriebsfonds der 
Reichshauptkaſſe zuflojfen, jo daß im Jahre 1899 zu genanntem Zwed nur 
nody 301,100 ME. verblieben. 

Die fih aus den Erträgnilien der Militärverwaltungen von Preußen zc., 
Sadjien und Württemberg zufammenjegenden und ſomit für Nechnung der 
Bundesstaaten mit Ausſchluß Bayerns dem Reich zur Beltreitung Jämmts 
licher Neichsausgaben zufommmenden „eigenen Einnahmen der Verwal— 
tung des Neihsheeres“ (Mbichuitt VII, früher VI, des Einnahmeetats 
des Reichs. Verſchiedene Verwaltungseinnahmen, Kapitel 9) und die für Rech— 
nung der Gefammtheit zu demfelben Zweck, wie die vorgenannten Beträge 
zur Reichskaſſe fliegenden eigenen Einnahmen der Verwaltung des Reichsheeres 
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(Kapitel 9a des vorgen. Abfchnitte) betragen in den in Rebe ftehenden 23 
Jahren (vom 1. April 1877 bis 31. März 1900) etat3mäßig im Durchichnitt 
jährlich zufammen ca. 5,6 Mill. ME. oder ca. 1,3%, der jährlichen fortdauern— 
den Ausgaben. Das Etatsjoll der einzelnen Bofitionen diejer beiden Kapitel 
war je nad) den Durchfchnittsfägen der Vorjahre und nah Scäßungen be- 
mefjen, und wurde durch die thatjächlichen Einnahmen mehrfach überjchritten, 
zum Theil auch nicht erreicht. Die größeren Schwankungen zwijchen den ein: 
zelnen Jahren find auf die Veräußerung von werthvollen Grundjtüden, Bau: 
lichkeiten 2c. infolge von Wenderungen im SKafernirungswejen ꝛc. (Kapitel 9) 
und im Feltungsweien (Kapitel 9a) zurüdzuführen. So beziffern fich z. B. 
die betr. Gefammteinnahmen der Militärverwaltung in den Jahren 1877/8, 
96/7 und 97/8 etat3mäßig auf je ca. 10 Mill. Mk. (etwas mehr, ala 2°), 
der jährlichen fortdauernden Ausgaben) wegen des Verkaufs entbehrlicher Grund» 
jtüde ın Berlin zc.; die außergewöhnlichen Verhältnijje des Jahres 1877,8 
in diefer Hinficht werden jpäter noch im Einzelnen F— Erörterung kommen. 

Die von Bayern an Stelle der Einnahmen des Kapitels 9 (für Rechnung 
der übrigen Staaten) zur Reichskaſſe abzuführenden Beträge waren vor 1899 
in den Matrifularbeiträgen mitenthalten; von 1899 ab wird diefe Summe 
unter Abjchnitt XI des Einnahmeetats: „zum Ausgleich für die nicht allen 
Bundesstaaten gemeinfamen Einnahmen“ — Kapitel 21 — durd) Titel 3 „Für die 
eigenen Einnahmen der Verwaltung des Reichöheeres von Bayern —“, wegen 
der Klarjtellung der reinen Matrifularbeiträge, beſonders nachgewieſen mit der 
Anmerkung, daß die Ausgleichungsbeträge der Berichtigung nach den wirklichen 
Ergebnifjen der auffommenden Einnahmen unterliegen. So find im Etat für 
1899 unter dem vorgenannten Titel — 563,964 Mk. und im Nachtragsetat 
für 1899 vom 22, Juni 1899 — 45,495 ME. eingeftellt worden; hienach 
hatte Bayern 1899 etatsmäßig zufammen — 609,459 ME. zu genanntem 
Bwed in die Reichskaſſe abzuführen. 

Faßt man die fämmtlichen vorerörterten Aufwendungen fir militärijche 
Zwede mit Ausnahme derjenigen, welche aus dem Reichsinvalidenfonds ihre 
Dedung erhalten, zufammen, und rechnet von diefer Geſammtſumme die eigenen 
Einnahmen der Militärverwaltung ab, jo ergeben fich für das Etatsjahr 1877/8, 
bei einer Bevölferung des Deutfchen Reichs von rund 44 Millionen Einwohnern 
und einer SHeeresjtärfe von 422,525 Köpfen, als Auflage auf den Kopf der 
Bevölkerung annähernd 9 ME., und auf den Kopf der Friedensſtärke des 
Heeres (Offiziere, Beamte und Mannfchaften) rund 904 ME., für das Rech: 
nungsjahr 1899 dagegen, bei einer. Bevölkerung von rund 55 Millionen Ein: 
wohnern und einer Heeresjtärfe von 597,557 Köpfen (am Schluß des Rech— 
nungsjahres) auf den Kopf der Bevölkerung rund 13,5 ME. und auf den Kopf 
der Friedensſtärke des Heeres rund 1250 ME. Namentlich bei Berathung der 
Gejege wegen Verjtärfung des Neichsheeres wurden in dieſer Beziehung für 
und wider vielfach ftatiftiiche Ziffern angeführt. Auf das Einzelne ijt bier 
nicht näher einzugehen. Soviel dürfte aber jeftjtehen, daß die übrigen euro: 
päiſchen Großjtaaten für das Landheer verhältnigmäßig rg ebenjoviel, 
wie das Deutjche Reich, oder noch mehr (Frankreich) ausgeben, daß die Miilitär- 
laften im Deutjchen Reich gegen früher abgenommen oder nicht in demjelben 
Verhältniß zugenommen haben, wie das Volksvermögen und das Volksein— 
fommen, und daß im Vergleich mit dem dermaligen Volksvermögen und Volks: 
einfommen dieje wejentlich zum Schutze diefer Güter gemachten Ausgaben des 
deutjchen Volks nicht unerjchwinglich find. 
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V. Vergleichung der Militäretats für die Jahre 1877/8 und 1899 nad den 
einzelnen Kapiteln der fortdauernden Ausgaben. 


Nachdem der vorige Abfchnitt die äußere Geftaltung der Etats für die 
Verwaltung des Neichsheeres, ſowie die Bewegung in deren Bahlenverhält- 
niffen je für die einzelnen Etatsjahre im Ganzen behandelt hat, jollen nun— 
mehr noch in Kürze die wichtigſten ſachlichen Veränderungen des Militär- 
haushalts innerhalb des Zeitraums vom 1. April 1877 bis 31. März 1900 
Durch einen Vergleich zwifchen den beiden Etatsjahren 1877/8 und 1899 nad) 
den einzelnen Kapiteln der fortdauernden Ausgaben dargelegt werden. 
Eine tabellarifche Zufammenftellung — B— der betreffenden Kapitelausgaben der 
Neihshaushaltsetats ijt zu dieſem Zwed angeſchloſſen. Im Uebrigen dürfte im 
Folgenden eine Beſchränkung auf die Spezialetats „für das preußische Reichs— 
militärfontingent und die in die preußiiche Verwaltung übernommenen Kontin= 
gente anderer Bundesitaaten“ gejtattet fein, da die Etats der übrigen Reichs— 
militärfontingente, abgejehen von den, auf dem preußifchen Militäretat ftehen- 
den, gemeinjchaftlichen Einrichtungen des Geſammtheeres und mehreren Be: 
fonderheiten Preußens, verhältnigmäßig diefelben Menderungen aufweijen. 

Bunächit möchten wir einige Einzelheiten über die Einnahmen und deren 
Verhältniß zu den Ausgaben der Militärverwaltung vorausschiden. In der 
Behandlung der in den Spezialetats, im Gegenjag zum Hauptetat, den Aus— 
gaben vorangeitellten, eigenen, zur Reichskaſſe fließenden Einnahmen 
der Militärverwaltung, Kapitel 9 des Einnahmeetats des Reichs (1877/8 
eingeteilt in Titel 1: „Beiträge aus Spezialkafien“, Tit. 2: „Miethen und 
Pachtgelder“, Tit. 3: „Erlöfe aus dem Verkauf entbehrlicher oder unbrauch— 
barer Grundjtüde, Materialien, Utenfilien oder jonjtiger Gegenitände,* Tit 4: 
„Sonjtige zufällige Einnahmen, und zwar: Vergütungen Mir Ueberhebungen 
und Nechnungsdefefte, joweit deren Erſatz erit nach dem Abjchluß des betreffen- 
den Nechnungsjahres zur Einziehung gelangt, VBerzugszinjen von Defektver- 

ütungen, Ordnung: und Konventionalitrafen, Kaſſenüberſchüſſe und zufällige 
Sinnahmen fonjtiger Art“) trat mit dem Jahre 1877/8 eine wejentliche Mender- 
ung injofern ein, als die bisher den betheiligten Ausgabefapiteln als Rückein— 
nahmen zugeführten Einnahmen an Miethen für die an Servisberechtigte über: 
lafjenen Wohnungen in Dienftgebäuden, an Pachterträgen aus Feſtungslände— 
reien 2c. und an Verkaufserlöſen für ausrangirte Dienjtpferde, Chargenpferde 
und Nemonten, jowie für entbehrliche oder unbrauchbare Materialen, Utenfilien 
und jonftige Gegenjtände bei dem vorgenannten Einnahmefapitel unter Tit. 2 
und 3 in Anſatz zu bringen waren (val. das jog. Neichseigenthumsgefe vom 
25. Mai 1873 $ 10, und den Neichstagsbeichluß vom 16. Dezember 1875). 
Snfolgedejjen jtand zwar dem hier angejegten Mehr an Neichseinnahmen ein 
gleich hohes Mehr bei den fortdauernden Ausgaben gegenüber, allein e3 be- 
wirkte diejes Verfahren einen überfichtlichen Nachweis der betr. Einnahmen 
und eine Stlarjtellung der Bedarfsanfäge bei den betr. Ausgabefapiteln. So 
wurden jet bei der preußischen Militärverwaltung an Miethen für die an 
Servisberechtigte überlajjenen Wohnungen in Dienftgebäuden 82,426 ME. aus 
Kap. 27 Tit. 17 „Servis”, und für Feitungsländereien 8298 Mit. aus Kap. 39 
„Unterhaltung der Feſtungen“ auf Tit. 2, und als Erlös für ausrangirte 
Dienftpferde, Chargenpferde und Nemonten 950,000 Mf. aus Kap. 32 „An: 
fauf der Nemonten“, jowie für Materialien, Utenfilien und fonjtige Gegenjtände 
1,390,020 Mk. (worunter circa '/, Million ME. für Kleie) aus den Kapiteln 
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14—39 auf Tit. 3 des Einnahmefapitel3 9 übertragen. Unter den eigentlichen 
Me hreinnahmen diejes Kapitels für 1877,8 find folgende bemerkenswerth: 
bei Tit. 1 „Beiträge aus Spezialfajien” 800,000 ME. Beitrag der preußiichen 
Staatskajje zu den Koften des Landesvermejjungswefens, — diefer Betrag 
wurde vom Ctatsjahr 1881/2 ab bei Kap. 22 der fortdauernden Ausgaben 
als Rüdeinnahme zu Gunjten der Titel 3 bezw. I—25 „Landesvermejjungs: 
wejen“ angejegt, nachdem derjelbe Schon von 1877/81 je bei Berechnung der 
bayerischen Quote von den fortdauernden Ausgaben abgerechnet worden war —, 
bei Tit. 3 „Erlöje aus dem Verkauf entbehrlicher Grundſtücke ac.“ 1,733,545 Me. 
für Die zu Vebungszweden nicht nugbaren Theile des Tempelhofer Uebungs- 
plaßes bei Berlin, 400,000 Met. für die Aufgabe des Mitbenugungsrechts der 
Militärverwaltung an dem Zeughaufe in Berlin, ala Abfindung aus der preuß- 
iſchen Staatskaſſe — das Reich verwendete diefen Betrag zur Ausführung der 
durch Aufgabe des genannten Rechts nöthig gewordenen Erjagbauten (vergl. 
Kap. 5 Tit. 5l der einmaligen Ausgaben jür 1877/8), während durch den 
preußiichen Staatshaushaltsetat aus hiftorischen Gründen die Verwaltung des 
Zeughauſes in Berlin unter dem Abjchnitt „Kriegsminifterium“ weitergeführt 
wird — ımd 836,959 Dif. „Erjtattung für aufgezehrte Bejtände der Naturalien- 
rejerve“ — Diejer, auf Veranlaſſung des Reichstags eingejtellte, Einnahme: 
pojten hängt mit Erledigung der jeinerzeit viel verhandelten, bier nicht weiter 
zu erörternden Frage zuſammen, in welcher Höhe die preuß. Militärverwaltung 
für die beim Beginn der Baufchwirthichaft übernommenen und während der: 
jelben verzehrten Naturalienbejtände Erjag zu leiten habe. 

Thatſächlich gingen jtatt der bei Preußen für 1877/8 auf 8,667,358 Mt 
veranjchlagten Einnahmen des Kapitel 9 Titel 1—4 9,750,310 M., alfo 
1,082,952 Mi. mehr ein. 

In dem Etat für 1878/9 wurden weiterhin die Einnahmen aus dem 
„Kartendebit des großen Generaljtabs" mit 28,500 Mf. aus Kap. 22 (Nüd- 
einnahme) auf Tit. 3 des Kap. 9 übertragen und der Gtat für 1879/80 er: 
höhte diefe Einnahme infolge des ausgedehnten Verkaufs der Kriegsfarten auf 
67,500 Mi. Durch den Etat für 1880/1 erhielt ſodann der Titel 4 des 
Kapitel 9 endgültig eine andere Faſſung; er lautete fortan: „Verſchiedene 
Einnahmen, und zwar Ordnungs: und Verſäumniß (ftonventional)ftrafen, Kaſſen— 
überjchüfje, Berzugszinjen von Dejeftvergütungen und zufällige Einnahmen 
jonftiger Art”. Die bisher bier verrechneten „Einnahmen an Vergütungen 
für Ueberhebungen und Rechnungsdefekte, weiche bei den jährlich abſchließen— 
den Ausgabetiteln erſt nach Ablauf des zweiten (des früheren Reſtverwaltungs- 
Jahres zur Einziehung gelangen” flofien fortan dem Einnahmefapitel „Ueber: 
ihüjje aus früheren Jahren“ zu, und wurden infolgedejien 237,000 Mit. zu 
Gunſten Diejes Kapitels bier in Abgang gejtellt. Einnahmen der vorbezeich- 
neten Urt, welche während des zweiten Jahres zur Einziehung gelangen, 
wurden Dagegen, namentlich im Intereſſe der Ordnung im NRechnungsmweien, 
auch jernerhin als Rückemnahmen bei den betreffenden Ausgabefapıteln ver: 
rechnet. Die etatsrcchtliche Feſtſtellung dieſes Verhältniſſes erfulgte Durch Die 
noch jegt bejtehende Anmerkung im Dispofitiv zu den Kapiteln 14—43: „Ein: 
nahmen, welche bei den jährlich abjchließenden Titeln an Vergütungen für 
Ueberhebungen und Rechnungsdefekte aus dem Vorjahr entjtehen, fommen bei 
diejen Titeln in Rückeinnahme“. 

In weiterer Entwidlung des (für Preußen durch das Gefeß vom 11. Mai 
1398, betreffend den Staatshaushalt — 8 15 — allgemein fejtgeftellten) 
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Grundfages der Bruttorechnung wurden ferner durch den Etat für 1891/2 die 
anjchlagsmähigen Einnahmen der Militäreifenbahn bei Tit. 2 des Kap. 9, 
und die anjchlagsmäßigen Ausgaben derjelben bei Tit. 20 des Kap. 24 der 
fortdauernden Ausgaben angefegt, während vorher nur der leßtgenannte Titel 
einen „Zuichuß zum Betrieb der Militäreiſenbahn“ (Unterjchied zwiichen den 
je nicht befonders etatifirten anjchlagsmäßigen Ausgaben und Einnahmen diejer 
Bahn) ausgeworfen hatte, und wurden ebenjo durch den Gtat für 1899 die 
Einnahmen „für Drud und Verlag der Nanglifte” (8000 ME.) und „Aus 
dem Arbeitäbetrieb der militäriichen Strafanftalten“ (60,300 ME.) bei Tit. 2 
des Kap. 9 eingejtellt, während folcye vorher von den Ausgaben der Kapitel 
35 und 36 abgerechnet worden waren. Der legtgenannte Etat endlich zerlegt 
den bisherigen Titel 3 in „Erlöje aus dem Verkauf von Grundjtüden” — 
Tit. 3 und in „Erlöfe aus dem Verkauf entbehrlicher oder unbrauchbarer 
Materialien, Gerätbe und jonftiger Gegenftände” (Etat für 1900 „Anderweite 
Verkaufserlöſe“) = Tit. 4; der jeitherige Titel 4 erhielt biedurch die Nummer 5 
(Etat für 1900 „Alle übrigen Einnahmen, wie Ordnungsitrafen u. |. w.“) 

Hienady verbleiben auch jegt noch den betr. Kapiteln der fortdauernden 
Ausgaben einerjeit8 die nur durchlaufende Poſten bildenden und den Etats: 
anjag überhaupt nicht berührenden NRiüdeinnahmen, wie die Einnahmen aus 
Verabreichungen gegen Bezahlung, Erjagleiitungen für Auslagen zc., und ferner 
die eigenen Einnahmen folcher Inſtitute, zu deren Verwaltung und Betrieb 
der Militäretat nur den erforderlichen Zuſchuß auswirft, wie die Nemonte- 
depots, die Kadettenanjtalten, die technifchen Inftitute der Artillerie und die 
Militärwittwenkaſſe, andererjeit3 die Einnahmen, Hinfichtlich deren der Etat 
durch entiprechende Bemerkungen zum Dispofitiv dies bejonders geftattet. 
Letzteres iſt der Fall bei den Erträgen aus der Vermiethuug von Räumlich— 
feiten in den von der Militärverwaltung ermietheten Kaſernen und Garnijon- 
gebäuden (Kap. 27 Tit. 10 und 104 — es find bier und im Folgenden die 
Titelnummern des Jahres 1899 angegeben —) und bei einem Theil der Er- 
löje aus der Verpachtung und Bewirthichaftung der Uebungspläge (Kap. 27 
Tit. 15), bei den Berfaufserlöfen für die bei den Truppenübungsmagazinen 
im eigenen Schlachtbetrieb gewonnenen Schladhtabfälle, joweit dieſe nicht zur 
Verpflegung der Truppen Verwendung finden (Kap. 25 Tit. 5 jeit 1893/4) 
und bei den Erlöjen für Holz: und Strohrejte in den Biwaks (Kap. 27 Tit. 16 
jeit 1878/4); ſodann erlaubt der Etat bei den Selbjtbewirthichaftungsfonds 
der Kap. 23 Tit. 4, 24 Tit. 15—20, 26 Tit. 4 u. 5, 27 Tit. 8-10, 35 
Tit. 31 u. 35 und 39 Tit. 8 — für die übrigen, nicht belangreichen, Selbft: 
bewirthichaftungsfonds ijt diefe Erlaubniß nicht ertheilt —, jowie bei den über: 
tragbaren Fonds der Kap. 24 Tit. 21, 22, 24 (von 1900 ab auch 24 b), 
35 Tit. 23 und 37 Tit. 20, daß auffommende Einnahmen den betr. Fonds 
verbleiben; weiterhin it im Etat zu Kap. 37 Tit. 18—21 (jeit 1851/2) und 
30 Tit. 6 (jeit 1899) — von 1900 ab auch zu Kap. 39 Tit. 8 — zur Ber 
jeitigung von Zweifeln ausdrücklich bemerkt, daß Verkaufserlöſe für Gegen 
jtände, Die an fich nicht entbehrlich find, fondern nur zum Erſatz in verbeijerter 
Art veräußert werden, jowie für jonjtige noch verwendbare Materialien den 
betr. Titeln als Rückeinnahmen zufließen. Mit den Aenderungen bei den jeit 
1881,2 ebenjo wie das Kap. 9 eingetheilten Kapitel 9a „Cinnahmen der 
Militärverwaltung für Nechnung der Geſammtheit aller Bundesjtaaten” ver: 
hält es jich ähnlich, wie mit denen des Kapitels 9. 

Was die fortdauernden Ausgaben der Militärverwaltung als jolche 
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betrifft, jo find faft alle Kapitel derfelben bei den in den Jahren 1893/98 
eingeführten Verbeſſerungen im Bejoldungsmwejen betheilig. Durch 
die Etats für 1893/4, 94/5 und 95/6 erfolgte, entjprechend einem Beſchluß 
des Neichstags vom 30. Juni 1890 wegen allgemeiner Einführung der Dienit- 
altersitufen für die Bejoldungen der etatsmäßigen Beamten, nah dem Bor: 
gang Preußens die Regelung der Gehälter der etatsmäßigen Unterbeamten, 
der etatSmäßigen mittleren und Stanzleibeamten, jowie (1895/6) der „höheren 
und der anderen bisher noch nicht hineinbezogenen“ Beamten in der Weile, 
daß das Aufiteigen im Gehalt nicht mehr von dem Eintritt von Stellenerledig: 
ungen und von der Schaffung neuer etatsmäßiger Stellen abhängig war. 
Demgemäß wurden die Stufen beftimmt, in welche der Beamte bei befriedigen: 
dem dienstlichen und außerdienjtlichen Verhalten nach jedesmal erreichtem Dienit- 
alter einzurüden hat, ohne daß ein zivilrechtlich Elagbarer Anſpruch auf dieſes 
Borrüden ihm zufteht. Die Geftaltung der Etat3 änderte fich infofern, als 
ein Durdhichnittsbetrag der Gehälter jegt nicht mehr anzugeben und für neu 
zu Schaffende Stellen immer nur das Mindeitgehalt auszubringen ift; ebenjo 
wird bei künftig wegfallenden Stellen nur das Mindeſtgehalt in die betr. Spalten 
der Etat3 aufgenommen, während bei eintretendem Wegfall das thatlächlich 
wegfallende Gehalt einzuziehen bleibt. Die Gehaltsjtufentafeln wurden nicht 
gejeglich feſtgeſtellt, es beſtand aber Uebereinftimmung darüber, dab Fünftige 
Menderungen der Stufentafeln oder der betr. Grundjäße den gejeggebenden 
Faktoren als Grundlage der Ausgabebewilligung oder nachträglichen Genehmig: 
ung jedesmal vorzulegen feien. 

Eine dauernde Aenderung in der Höhe des Beſoldungsaufwands war 
durch dieſe Negelungen nicht beabjichtigt gewejen und auch nicht bewirkt worden. 
Dagegen brachte, wie jchon früher erwähnt wurde, der Nachtragsetat zum 
Neichshaushaltsetat für 1897/8 (Gefeg vom 30. Juni 1897) eine allgemeine 
Bejoldungsverbefjerung mit Wirkung vom 1. April 1897 ab, in der Art, daß 
9,250,067 ME. unter einem bejonderen Abjchnitt XV, Kapitel 85: „Zu Be: 
joldungsverbefjerungen nach Maßgabe der Beilage“ eingeftellt wurden. Durch 
diefe mit dem Nachtragsetat veröffentlichte Beilage war der Bedarf für Die 
Dffiziere, Militärärzte und Beamten für 1897,8 im Einzelnen, unter Angabe 
der Zahl der je in der betr. Dienftitellung Befindlichen, und der fünftigen 
Gehaltsfäge, berechnet. Infolge eines Beſchluſſes des Neichstags erhielt die 
Beilage die Bemerkung, „daß Erjparnifje, welche bei den Fonds zu Bejold- 
ungen und zu fonftigen Dienfteinfünften etatsmäßiger Beamten im Reichs: 
haushalt für das Etatsjahr 1897/8, dem Nadhtragsetat und den weiteren 
Nachträgen zu dem Neichshaushaltsetat dadurch entjtehen, daß Stellen zeit: 
weilig nicht bejett find oder von ihren Inhabern nicht verjehen werden fünnen, 
der Reichskaſſe zuzuführen find“. Die Reihshaushaltsetats der folgenden Jahre 
enthalten diefe Bejoldungsverbeilerungen je bei den einzelnen Kapiteln, und 
weiterhin ift in denſelben entjprechend der vorerwähnten Bemerkung, im Dis- 
pofitiv (des Hauptetats) zu Kapitel 1 bis 84 und Einnahmefapitel 3 bis 4 
die Anmerkung aufgenommen: „Erjparnifje, welche bei den Fonds zu Bejold- 
ungen und zu ſonſtigen Dienjteinfünften etatSmäßiger Beamten, Offiziere und 
Merzte dadurch entjtehen, daß Stellen zeitweilig nicht bejegt find, oder von 
ihren Inhabern nicht verjehen werden fünnen, find der Reichskaſſe zuzuführen“. 

Mit diejer letzteren Beſtimmung weicht das Reichsetatrecht wejentlich ab 
von dem preußischen Etatrecht, da nach dem preußiſchen Gefeß, betreffend den 
Staatshaushalt, vom 11. Mai 1898, derartige Erjparnifje bis auf Höhe der 
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für die einzelne Stelle verfügbaren Beträge, wenn und ſoweit fie nicht zur 
Bejtreitung der Koften einer fommifjarifchen Verwaltung der Stelle erforderlich 
find, zur Gewährung von auberordentlichen Nemumerationen für die unmittel— 
bare oder mittelbare Betheiligung an der Wahrnehmung der Gejchäfte der 
betreffenden Stelle verwendet werden fünnen. 

Auf Grund der vorerörterten Feitiegungen werden beiſpielsweiſe ſeit 1897/8 
die Gehälter der Offiziere in den Grenzen der Beitimmungen der Etats nach 
folgenden Jahresſätzen gewährt: Generalfeldmarjchall, General der Infanterie 
oder der Savallerie oder der Artillerie, Generalleutnant = 12,000 Mk., 
Generalmajor = 9000 Mk., Stabsoffizier mit dem Rang und den Gebühr: 
nijien eines Brigade- oder Regimentskommandeurs — 7800 Mf. (dieje drei 
Süße haben fich gegen 1877/8 nicht geändert), Stabsoffizier ohne den Rang 
und die Gebührnijje eines Brigade: oder Negimentsfommandeurs — 5850 Mt. 
(1877/8 = 5400 und 5700 ME), Hauptmann oder Nittmeifter 1. Klaſſe = 
3900 Me. (1877,38 — 3600 ME. und 3900 ME), Hauptmann oder Ritt 
meifter 2. Klaſſe = 2700 Mf. (1877/8 = 2160 ME. und 2520 ME.), Ober: 
leutnant = 1500 Me. (1877/38 = 1080 Mi. und 1260 ME.), Leutnant = 
900 Mk., 1008 Mk., 1164 ME. und 1188 ME. (1877/38 desgleichen). Diefe 
Gehälter jind Chargengebälter; der Sag der höheren Charge ijt erjt nach dem 
Aufrücden in diefe Charge zuitändig; für 58 Prozent der etatsmäßigen Stellen 
für Hauptleute und Nittmeifter wird — laut Etat Kap. 24 — das Gehalt 
1. Klaſſe gewährt. 

Für die Meilitäretats finanziell weniger von Bedeutung find die durch 
den zweiten Nachtragsetat für 1890/1 (Geſetz vom 5. Juli 1890), anläßlich 
der Berbejlerung des Dienjteinfommens der unteren und theilweife der mitt: 
leren Beamten eingeführten „Stellenzulagen“ für Inhaber von Stellen, 
deren Wahrnehmung unter befonders ungünftigen örtlichen Verhältniſſen erfolgt 
oder bejonders verantwortlich ift. Der vorgenannte Nachtragsetat jeßte unter 
Kapitel 85 Titel 3 „zu Stellenzulagen“ allgemein 540,000 Mf. aus. Da 
bei TFeititellung des Neichshaushaltsetat3 für 1891/2 die Erwägungen über 
die Grnndjäße für diefe Bewilligungen noch nicht abgejchlofjen waren, jo wurde 
in diefen Etat wieder derjelbe Betrag von 540,0U0 ME. in ungetrennter Summe 
unter Kapitel 85 Titel 1 eingeftellt. Für Bayern waren ebenfalls, wie im 
Vorjahr, zu Stellenzulagen 5900 ME. bei Kap. 44 der fortdauernden Aus: 
gaben mit zum Anjat gelangt. Der Etat für 1892/3 brachte fodann Die 
endgültige Negelung dieſer Bewilligungen durch Einftellung der Stellenzulagen 
bei den betr. Etatstiteln — beiſpielsweiſe traten bier bei Preußen — Kap. 
14—43 — aus Kap. 85 Tit. 1 des Vorjahres 46,300 ME. für Stellenzulagen 
zu — umd durch Aufnahme der jet noch bejtehenden Anmerkung im Dispofitiv 
des Etats zu Kap. 14—43: „Stellenzulagen dürfen nur in Grenzen der für 
jede Gattung der verjihiedenen Beamtenklaſſen bewilligten Mittel, und zwar 
nicht iiber 400 Mk. für mittlere Beamte 1. Klafje, nicht über 300 ME. für 
mittlere Beamte 2. Klaſſe, und nicht über 200 ME. für Unterbeamte gewährt werden“. 

Der Nadhtragsetat zum Neichshausbaltsetat für 1899 (Gejeg v. 22. Jumi 
1899) enthält unter Kapitel 85 „zu Theuerungszulagen für Unter: 
beamte“ = 1,642,250 Mk., wovon auf die preußische Militärverwaltung 
84,500 ME. entfallen (vgl. den preuß. Meilitäretat für 1900 Kap. 43 Tit. 8 
„Theuerungszulagen für Unterbeamte*“ = 86,900 Mk.). 

Anlangend die einzelnen Sapitel der fortdauernden Ausgaben des 
preußiſchen Militäretats, jo führte bei Kap. 14 „Kriegsminijterium“ Die 
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durch die politifchen und militärischen Neugeitaltungen bedingte Erweiterung 
des Wirkungskreiſes der oberiten Militärverwaltungsbehörde naturgemäß zu 
einer mit entiprechenden organifatorishen Wenderungen verbundenen jtarten 
Vermehrung des Perſonals an Offizieren und Beamten. So zählte das preuß— 
iſche Nriegaminifterium, das im Jahre 1865 aus 2 Departements und 3 jelbit- 
jtändigen Abtheilungen mit einem Perjonal von 149 Offizieren und Beamten 
—— geweſen war, im Jahr 1877/8 285 Offiziere und Beamte in 

3 Departements und 3 jelbitändigen Abtheilungen, dagegen im Jahre 1899 
402 Dffiziere und Beamte (je die Unterbeamten ausgenommen) in 4 Departe: 
ments (Bentraldepartement mit 2 Abtheilungen, Allgemeines Kriegsdepartement 
mit 6 Abtheilungen, Armeeverwaltungsdepartement mit 5 Abtbeilungen, Verjorg: 
ungs- und Jujtizdepartement mit 3 Abtheilungen) und den beiden jelbitjtändigen 
Abtheilungen: Remonteinjpektion und Medizinalabtheilung. 

Im Militärkafjenwejen — Kap. 15 — hatte ſchon 1877/8 die 
Generalmilitärfafje die Bahlungsjtellen des RR und des 3. Armeeforps, 
ferner die Militärpenfionsfaffe, jowie die Militärwittwenfaije, und die Gejchäfte 
der Bentraljtelle für die Marinekajjenangelegenheiten mitverwaltet; am 1. April 
1899 gingen letztere Geſchäfte auf die Reichshauptkaſſe über; neu binzugetreten 
ift jeit 1897/8 die Verwaltung der Zahlungsftelle der militärifchen Inſtitute. 
Neben der Generalmilitärkaſſe beſteht ſeit Bildung des 14. Armeekorps die be— 
fondere Zahlungsjtelle für diejes Korps in Karlsruhe. Die Verwaltungskoſten 
der bei den Negierungshauptfafjen und bei der Landeshauptfajje in Straßburg 
beitehenden, jelbititändig Rechnung legenden Korpszahlungsjtellen wurden 1899, 
wie 1877/8, als Baufchjummen an die preußische Regierung und an die Yandes- 
verwaltung in Eljaß-Lothrigen gezahlt; diefe Summen jtiegen hauptjächlich 
wegen des Zutritts des 17. und 18., bezw. des 16. Armeekorps (Meß) bei 
Preußen von 68,268 ME. (1577/8) auf 117,150 ME. (1899) und bei Elſaß— 
Lothringen von 9120 Me. (77/8) auf 25,150 ME. (1899). 

Die Militärintendanturen — Kap. 16 —, welche 1865 nach der 
damaligen Eintheilung des preußiichen Heeres in 9 Armeeforps aus 9 Korps: 
und den entiprechenden Divifionsintendanturen mit 248 Beamten bejtanden 
hatten, festen jich 1877/58 zufammen aus 14 Klorpsintendanturen und den ent- 
Iprechenden Divifionsintendanturen mit 462 Beamten, 1899 dagegen aus 17 
Ktorpsintendanturen 2c. mit 816 Beamten. Das im Vergleich mit dem Kriegs— 
minifterium verhältnißmäßig jtärfere Anfchwellen des Perſonalbeſtandes der 
Intendanturen erklärt fich namentlich daraus, daß die mit dem Wachjen der 
Armee zunehmende Ausdehnung des Liquidations: und Rechnungswejens Haupt: 
jächlich auf diefem Gebiet zum Ausdrud kam. 

Bei den Kapiteln 17 und 18 — Militärgeiitlichfeit und Militär- 
juftizverwaltung — traten von 1877/99 wejentliche Aenderungen nicht 
ein, Während aber eine der Jetztzeit entjprechende Regelung des Militär: 
firhenwejens für Preußen — gemeinfam für das Reich kann eine ſolche nad 
der Neichsverfallung nicht erfolgen — wegen der in den fonfelfionellen Ber- 
hältniſſen, ſowie in den BVerjchiedenheiten zwiichen den alten und neuen Pro: 
vinzen begründeten Schwierigkeiten in nächiter Zeit kaum zu erwarten ift, bringt 
der Etat für 1900 eine gründliche Neuerung des Kapitels 18, da mit dem 1. 
DOftober 1900 in Folge der neuen Meilitärjtrafgerichtsordnuung vom 1. 
Dezember 1898, an Stelle der beitehenden Meilitärgerichte die nach dem 
neuen Geſetz einzurichtenden Standgerichte, Kriegsgerichte und Oberfriegsgerichte, 
jowie als oberjter Gerichtshof in militärgerichtlichen Angelegenheiten für die 
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gefammte bewaffnete Macht des Reichs das ReichSmilitärgericht zu treten hatten. 
Für das Neich find als jährliche Mehrkoſten der neuen Militärjuſtizverfaſſung 
— abgejehen von den einmaligen Ausgaben für Gerichtsgebäude ꝛc. — ca. 
1'/, Millionen ME. in Ausficht zu nehmen. 

Das deutlichjte Bild der Fortſchrirte in unferer Heeresorganijation bietet 
das Stapitel 19 „Höhere Truppenbefehlshaber“. Unverändert blieben 
bier jeit 1877/8 nur die Bejoldungen, außerdem die Stelle des Inſpekteurs 
der Jäger und Schüßen. In Wegfall famen die Stelle des Oberbefehlshabers 
in den Marfen (Etat 1878/9) und infolge anderer Organifation der Artillerie 
und des Train 1 Generalinjpefteur der Artillerie, 4 Feldartillerieinjpefteure 
und 1 Traininjpekteur. Dieje anderweite Drganijation gejtaltete ſich folgender: 
maßen: Durch den Etat für 1887/8 wurde die ſeit 1874 im Uebrigen bereits 
bejtehende Trennung der Feld: und Fußartilferie auch in der oberjten Spiße 
derart durchgerührt, daß neben der jeitherigen Generalinſpektion der Artillerie, 
die unter entiprechender Beichränfung ihres Geichäftsbereihs als „General— 
injpeftion der Feldartillerie“ weiter bejtehen blieb, eine bejondere General: 
injpeftion der Fußartillerie mit einem befonderen Stab errichtet wurde; gleich: 
zeitig famen die bejtehenden 2 FZußartillerieinipeftionen in Wegfall und wurden 
die bejtehenden 4 Fußartilleriebrigaden mit der Bezeichnung „Fußartillerie— 
injpeftionen” der Generalinjpeftion unmittelbar unterjtellt. Mit dem Etats— 
jahr 1889/90 fielen die Generalinjpektion der Feldartillerie und die 4 Feld— 
artillerieinjpeftionen weg, da die Fyeldartilleriebrigaden von da ab den General— 
fommandos unmittelbar unterjtellt wurden; eine bejondere „Inſpektion der 
Feldartillerie“ blieb zur Leitung und Beauffihtigung der artilleriftisch:techniichen 
Ausbildung der FFeldartillerie weiter bejtehen. Nachdem die 4 Stellen der 
sußartillerieinfpefteure von 1894/5 ab um 2 vermehrt worden waren, trat 
auf Grund des Etats für 1895/6 die jetzt noch bejtehende Organijation ins 
Leben; es wurden unter Bejeitigung der 6, der Generalinjpeftion unmittelbar 
unterjtellt gewefenen, Fußartillerieinipeftionen (Gebührniſſe eines Brigadekom— 
mandeurs) 2 Fußartillerieinipektionen (Gebührnijje eines Divifionsfommandeurs) 
als Zwiſcheninſtanz und 4 Fußartilleriebrigaden errichtet. Die Stelle des 
Traininſpekteurs fiel infolge der völligen Unteritellung der Trainbataillone unter 
die Generatfommandos und die FFeldartilleriebrigaden mit dem Etat 1890/1 
weg; für die Verwaltung 2c. des Trainmaterials wurde eine bejondere Behörde 
— Traindepotinjpeftion — errichtet (Kap. 30). Derjelbe Etat bringt anläßlich 
der Bildung der beiden neuen Armeekorps die Verminderung der durch die 
Etats für 1885/6 und 88/9 eingeführten 3 Landwehrinipeftionen (Gebührnijje 
eines Brigadefommandeurs) auf eine und die Umwandlung von 2 Kavallerie: 
divifionen in 2 Stavallerieinipeftionen (Gebührnifje eines Divijionsftommandeurs) 
jowie die Stelle eines Eijenbahnbrigadefommandeurs; jodann genehmigt der 
Etat für 1898 2 weitere tavallerieinipeftionen, und, im Intereſſe der Einheit: 
lichkeit in der Ausbildung der Kavallerie, eine Generalinjpektion der Kavallerie, 
welcher zum Zweck der Entlaltung des Kriegsminiſteriums auch dag Militär: 
reitinftitit und das Militärveterinärmwejen unterjtellt wurden. Im Uebrigen 
famen als Folge der Heeresverjtärfungsgejege von 1877/38 bis 1899 (einjchließ- 
lich) hinzu die Stellen von 3 fommandirenden Generalen (1899 :17 gegen 14 
im Jahr 1877,/8), 6 Divifionsfommandeuren (37, worunter die Stellen der 
2 dritten Divifionen des 1. und 14. A.C. und der Stavalleriedivifion des 
G. C., gegen 31), 24 Infanteriebrigadefommandeuren (32 gegen 585), 6 Kaval— 
Teriebrigadefommandeuren (36 gegen 30) und 21 Yeldartilleriebrigadefomman- 
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deuren (34 gegen 13), endlich (1899) die Stelle des Inſpekteurs der Verkehrs— 
truppen (Gebührnijje eines Divijionsfommandeurs). 

Das Kapitel 20 — Gouperneure, Kommandanten und Platz— 
majore — ilt das einzige, welches 1899 einen etwas niedrigeren Stand 
zeigt, als 1877/8, weil hier die Mehrausgabe infolge der Gebaltsverbefier: 
ungen 2c. hinter der Wenigerausgabe infolge Wegjalld mehrerer Kommandan- 
turen zurüdbleibt. 

Das Kapitel 22 zerfällt in Generaljtab und Landesvermeſſungs— 
weſen. Beim Generalitab traten, abgejehen von der Vermehrung Der 
Stellen infolge der Vergrößerung des Heeres, neu Hinzu 1 Generalquartier: 
meifter und 3 Oberquartiermeijter, je mit den Gebührniljen eines Brigade: 
kommandeurs. Der Etat für 1885/65 hatte bei diefem Kapitel zur Entlaftung 
des Chef3 des Gencralitabs der Armee die Stelle eines Generalquartiermeifters 
mit den Gebührnifjen eines Divifionsfommandeurs genehmigt; durch den Etat 
für 1889/90 fam dieſe Stelle wieder in Wegfall und wurden gleichzeitig wegen 
Henderung der Friedensorganijation des großen Generaljtabs die Stellen von 
3 DOberquartiermeijtern mit den Gebührniljen eines Brigadefommandeurs ge 
nehmigt; 1894,5 erhöhte fich infolge Umwandlung der vorher bei den Drfi- 
zieren im Nebenetat für wiljenichaftliche Zwecke angejegten Stelle des Chers 
der Zandesaufnahme in eine Oberquartiermeifterjtelle diefe Zahl auf 4; jeit 
1897/8 ijt eine diejer Stellen als die eines „Generalquartiermeiſters“ bezeichnet, 
ohne daß in den Gebührniſſen diefer Stelle als jolcher Aenderungen eingetreten find. 

Welche Wichtigkeit das Eiſenbahnweſen für militäriiche Zwede nach und 
nach erhalten bat, erhellt daraus, daß 1877/8 unter dem Generaljtab ala 
Eifenbahnlinienfommiljare 3 Stabsoffiziere aufgeführt waren, während 1899 
21 Eijenbahnlinienfommijjare und Eijenbahnfommijjare in dem betr. Etat er: 
Icheinen. In eigenartiger Weife hat fih das Landesvermejjungswejen 
entiwidelt. Bis einjchließlich des Jahres 1867 waren die Ausgaben für Das, 
unter der Leitung des Chef? des Generaljtabs der Armee, jtehende Landes: 
vermeſſungsweſen im preußiichen Staat ſämmtlich vom preußiichen Militäretat 
beitritten worden. Infolge Gründung des norddeutjchen Bundes und Der da- 
durch bedingten anderen Negelung des Etat! trug der Militäretat nur noch 
die Ausgaben für das bei der Zandesaufnahme thätige Offiziersperjonal, ſowie 
die Kojten für die topographiichen Vermefiungen und die fartograpbiichen Ar— 
beiten, während die Koſten der vorzugsweiſe im allgemeinen ftaatlichen Inter: 
eſſe Preußens zur Ausführung gelangenden Triangulationen in den Ctat der 
preußiichen Finanzverwaltung Aufnahme fanden. Da aber das Bedürfnif 
immer dringender geworden war, einerjeits die VBermejjungs: 2c. Beamten, Die 
theils Militärbeamte, theils Zivilbeamte, theils preußische Beamte, theils Reichs— 
beamte waren, in eine Kategorie (als Zivilbeamte) zu vereinigen, andererjeits 
die zum Theil vom Reich, zum Theil von Preußen gewährten Mittel in dem: 
jelben Etat und derjelben Rechnung zu fonzentriren, jo wurde die Neuorgani— 
jation des Landesvermeſſungsweſens, zunächit unter Beſchränkung auf Preußen, 
durch den Etat für 1877/8 ın der Weiſe durchgeführt, daß das Ausgabefapitel 22 
des Neichshaushaltsetats Die jämmtlichen Ausgaben für das Vermeſſungs— 
wejen (ausgenommen die Anjäge für Nationen, Servis und Wohnungsgeld: 
zufchuß) zu übernehmen hatte; dagegen zahlt jeither, wie jhon erwähnt worden 
it, Preußen an das Reich als Vergütung für die im Intereſſe der preußiſchen 
Zivilverwaltung geleijteten Ausgaben den damals auf Grund eingehender Be: 
rechnungen auf 800,000 ME. vereinbarten Beitrag. 
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Die Steigerung des Aufwands für das Landesvermeffungsmwefen ift haupt: 
ſächlich auf die ſtarke Vermehrung des bejtändig (theilweife durch Rekognos— 
zirungen an Ort und Stelle — Etat für 1887/38 — u. f. w.) auf dem Laufen: 
den zu haltenden Kriegsfartenmateriald® und die Herftellung der Karte des 
Deutihen Neihd im Maßjtab von 1:100,000 in Schwarz und Buntdrud 
zurüdzuführen. 

Bei dem Kapitel 23 — Ingenieur: und Pionierkorps — blieben 
unverändert die Stelle des Chef? des Ingenieur: und Pionierforps und Ge- 
neralinjpefteur3 der Feltungen, ſowie diejenige des Chefs des Stabes diefer 
Öeneralinjpeftion, und ferner die Stellen des Präjes des Ingenieurkomitees, 
jowie der zwei Wbtheilungschef3 in diefem Komitee. Die Wenderungen find, 
abgejehen von der durch die Heereövermehrung verurjachten Zunahme der 
Stellen der Stabsoffiziere, Hauptleute und Leutnants, ſowie des fächlichen 
Aufwands, folgende: Bis zum Etat für 1886/7 gehörten zu jeder der 4 In— 
genieurinjpeftionen (Gebührnifje eines Brigadefommandeurs) 2 Feſtungsinſpek— 
tionen und 1 Piontierinjpeftion (zujammen 12 Stellen mit den Gebühruifien 
eines Negimentsfommandenrs). Won 1886/7 ab wurden zur Erzielung einer 
höheren Sriegsbereitichaft und zur bejieren und gleichmäßigeren Ausbildung 
der Pioniertruppe einerfeit3 den 4 Ingenieurinjpektionen nur noch Feſtungs— 
injpeftionen unterftellt und zugleich die Zahl der legteren um 2 vermehrt (auf 10), 
andererjeit3 die Pionierinfpekteure, unter Verminderung der Stellenzahl von 
4 auf 2, den Ingenieurinſpekteuren auch in den Gebührnijjen gleichgeitellt. 
Durd den Etat für 1890/1 wurde in Verbindung mit der Errichtung eines 
Eijenbahnbrigadejtabs die Stelle eines Feſtungsinſpekteurs abgefegt. Zum 
BZwed der Schaffung von Truppen, die für Aufgaben des Feſtungskriegs außer: 
halb des Rahmens der Armeeforps im Krieg Berwendung finden jollen, brachte 
der Nachtrag zum Neichshaushalisetat für 1893/4 (Geſetz vom 23. Juli 1893) 
unter Abjegung von 2 Feſtungsinſpektionen die Stellen von 3 Kommandeuren 
der Pioniere mit den Gebührniſſen eines Negimentsfommandeurs. infolge 
einer mit der Heeresverjtärfung in Zufammenhang jtehenden Organiſations— 
änderung trat fodann von 1894/5 ab an die Stelle eines Ingenieurinſpekteurs 
ein Bionierinfpekteur. Die durch den Etat für 1877/8 gejchaffene Inſpektion 
der Militärtelegraphie mit den Gebührnifjen eines Regimentskommandeurs — 
während vor der durch die Kaiferliche Verordnung vom 22. Dezember 1875 
erfolgten Bereinigung des Reichspoſt- und Telegraphenweiens und Uebertrag- 
ung der oberjten Leitung an den Generalpoftmeijter als Generaltelegraphen: 
direftor ein Offizier fungirt hatte, war es nunmehr nöthig geworden, Die 
Militärtelegraphie von der Neichstelegraphie abzuzweigen und für erjtere eine 
bejondere, nur der Militärverwaltung unterjtellte Behörde zu errichten — kam 
mit dem 1. Oktober 1899 infolge Neubildung einer, der Inſpektion der Ver: 
fehrstruppen unterjtellten, Inſpektion der Telegraphentruppen und dreier Tele: 
graphenbataillone in Wegfall; die lettgenannte Inſpektion wird jeither bei 
Stapitel 24 unter den Negimentstommandenritellen geführt. 

Bei den folgenden Kapiteln 24—27 äußern fich der Natur der Sadıe 
nad die Wirkungen der Heeresverftärfungsgefege in den einzelmen Summen 
am ftärfiten. Das Kapitel 24 — Geldverpflegung der Truppen — 
wurde von 1877/99 durch folgende Titel vergrößert: es traten zu 1885/6 
der jchon früher erwähnte Titel 21 „Für Gefechts: und Schiegübungen im 
Terrain“ = 306,000 ME. (1899 „Gefechte: und Schiegübungen im Gelände 
und ſonſtige bejondere Uebungen“ — 1,606,000 Mk.), 1891/2 der bei den 
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eigenen Einnahmen bereit3 erörterte Titel 22 „Zum Betrieb der Militäreiien- 
bahn“ = 163,417 Mt. (1899 — 362,138 Mk.) und der Titel 23 „Zur 
Injtandhaltung und Auffriichung des Feldbahnmaterial® und zur Veranitalt: 
ung von Uebungen” = 210,000 Mf. (1899 — erweitertes Dispoſitiv — 
—= 210,900 Mt.), 1892/3 zur Ausbildung der jchweren Artillerie im Feld— 
frieg nach dem Vorbild des Titel$ 21 als Titel 22 „Für Angriffsübungen“ 
— 93,800 Mt. (1899 — 163,800 Mt.); — der bisherige Titel 22 erhielt 
die Nummer 23 u. f. w. —, 1899 die Titel 24a „Zur Unterhaltung von 
Fahrrädern" — 184,544 Mf., und 24b „Zur Inftandhaltung und Aufrriic: 
ung des Feldgeräths der Telegraphenformationen“ (für '/, Jahr = 10,156 ME), 
jowie Titel 20a „Sächliche Ausgaben der Savallerietelegraphenichule* (für 
Y, Jahr = 4141 ME); außer diefen übertragbaren Titeln find weiterhin 
eingejtellt worden 1891/2 der Titel 13a „Dienjtprämien für Unteroffiziere, 
die nach zwölfjähriger aftiver Dienjtzeit aus dem Heer ausjcheiden oder in 
Stellen von Offizieren und oberen Wilitärbeamten eintreten“ (je 1000 Me.) 
— 2,400,000 Mt. (1899 = 2,891,000 ME.) — vorher war das Tispojitiv 
enger gefaßt gewejen (Beibilfen von 165 Me.) und hatte die Summe 18% 1 
nur 360,000 Me. betragen — und 1893/4 der Titel I3b „Kapitulations- 
handgeld, je 100 ME. für die erite Kapitulation” — 800,000 Mf. (1899 = 
70,000 ME. ; 1900: erweitertes Dispojitiv = 1,200,000 Mk.). Bon mejent: 
lichen Aenderungen innerhalb der beitehenden Titel jind hier außer der Etati: 
firung neuer Stellen Waffenmeiſter als Beamte, BezirfSoffiziere zc.) und der 
anderweiten Faſſung der Beitimmungen über die Unterjtügungsfonds noch zu 
erwähnen der durch den Etat für 1886/7 eingeführte Löhnungszuſchuß für 
Soldatenfamilien bei Erfranfung oder dienjtlicher Abweſenheit der Männer, 
welcher nöthigenfalls über den Etat gewährt werden darf (1899 = 138,661 Mt. 
bei Titel 7; 1877/8 waren bei diefem Titel 6824 ME. zu „Unterjtügungen“ 
für Soldatenfamilien in Kranfheitsfällen der Männer eingeitellt gewejen), Die 
Erhöhung der Kommandozulage, d. h. derjenigen Zulage, welche Difiziere :c., 
deren Bejoldung micht höber it, als die eines Regimentsfomm ındeurs. beim 
Verlafjen des Standorts zu dienstlichen Zweden und bei Nichtbezug von Tage: 
geldern für Ddiefen Fall als Entihädigung für Mehrausgaben erhalten — 
Tagesſatz laut „Beloldungsvorichrift“ für Stabsoffiziere 5 ME., für Haupt: 
leute 4 ME. und für Yeutnants 3 ME. — auf Grund der Etats für 1886/7 
und 87/8 (1877/83 Kommandozulage bei Tit. 8 = 317,872 Mt., 1899 — 
2,055,704 ME.), und die Werbeilerungen der Einfommensverbältnifie und Ber: 
jorgungsausfichten der Unteroffiziere durch die Etats für 1335/6 (befondere 
Etatifirung des Einkommenszuſchuſſes für die zur Vorbildung und Brobedienit- 
leiftung fommandirten Meilitäranwärter bei Titel 7 = 233,000 Mf.; 1839 
— 290,300 ME), und für 1859,90 (Berpflegung außeretatsmäßiger Vizefeld- 
webel oder Vizewachtmeiiter als UOffizieritellvertreter aus den Gebührnijien 
tehlender Leutnants, Erſetzung der zur Probedienſtleiſtung abfommandirten 
etatsmäßigen Feldwebel ꝛc tn ihren Dienftgraden u. ſ. w.) 

Bis zum Rechnungsjahr 1598 war das Kapitel „Geldverpflegung“ der 
Sunme nah das größte gewejen; von da ab ijt dies das Kapitel 25 
„Naturalverpflegung“, weil nunmehr der von dem Soldaten aus jeiner 
Löhnung zu leiitende Beitrag zur Beichaffung der Mittagsfoft mit 13 Bra 
für den Kopf und Tag von den ſog Beſoldungsfonds, unter entiprechender 
Kürzung der Löhnung bei dieſen Fonds, auf Kapitel 25 übertragen wurde. 
Demgemäß verminderte Vich bei Preußen die Summe des Kapitels 24, Titel 7, 
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um 19,613,550 ME. und wuchſen dem Kapitel 25, Titel 5 „Mumdverpfleg- 
ung“ (unter Zurechnung der nicht erheblichen Abfegungen bei den übrigen Be- 
joldungsfonds) 19,781,609 ME. zu. Aus diefem Titel wird von jegt ab ohne 
Beitraggleiftung des Soldaten zur Beköftigung das „Beköftigungsgeld“ gewährt. 
Vorher waren die Mittagsfoft und das Frühſtück des Soldaten aus dem vor: 
genannten Löhnungstheil = 13 Pf. (Kap. 24 Tit. 7) und dem fog. Verpfleg- 
ungszufhuß (Kap. 25. Tit. 5) bejchafft worden. Wie fchon früher erwähnt, 
ift die Verpflegung der Soldaten urſprünglich Gemeindelaft gewefen; Friedrich 
der Große hatte die Brotverforgung für den Krieg eingeführt; Friedrich Wil- 
heim III. bewilligte 1795 Brot auch für den Frieden und 1808 eine außer: 
ordentliche tägliche Biktualienzulage für ſolche Garnifonen, in denen der Soldat 
wegen Theuerung der Lebensmittel aus feinem Sold die Viltualien nicht be- 
ſchaffen konnte („ertraordinärer Verpflegungszuſchuß“). Won 1882 ab war 
diefer Verpflegungszuichuß allgemein und unbedingt gegeben worden. 

Eine thatjächliche Mehrausgabe für den Militäretat entitand durch die 
Aufbejjerung der Soldatenkoſt; die in der Hauptſache jchon feit 1858 beftehen- 
den Portionsfäge für die tägliche Beföftigung des Soldaten — 150 gr frifches 
Fleiſch, 230 gr Hülſenfrüchte oder 90 gr Neis oder 120 gr Graupe oder 
1500 gr Kartoffeln), 25 gr Salz und 10 gr Kaffee in gebrannten Bohnen, 
woraus eine Morgen: und Mittagskoft zu verabreihen war — wurden vom 
1. April 1898 ab erhöht; die gewöhnliche Gefammttagesverpflegung des Mannes 
jegt fi) von jegt ab zufammen aus 180 gr frischem Fleiſch oder 120 gr 
geräuchertem Sped oder 100 gr Fleiſchkonſerven, je nebjt 40 gr Nierenfett, 
250 gr Hülfenfrüchten oder 125 gr Neis ac. oder 150 gr Gemüfefonferven 
oder 1500 gr Kartoffeln, ſowie 25 gr Salz nebjt den erforderlichen Speife- 
zuthaten und 10 gr Kaffee aus gebrannten Bohnen; hieraus ijt für den Mann 
eine Morgen, Mittag: und Abendkoſt herzuftellen. Für Preußen betrug 
die Mehrausgabe zur Verbeſſerung der Soldatenkoft, einfchließlih der Ge- 
währung der Berpflegungsgelder auf 365 ſtatt 360 Tage, im Jahr 1898 = 
7,052,415 ME. Eine Beſſerſtellung des Soldaten in der Verpflegung hatten 
Schon der Etat für 1878/9 durch Gewährung der fog. großen Viktualienportion 
für die ganze Dauer der Truppenübungen, ftatt, wie vorher, nur für einen 
Theil derjelben (Mehransgabe für das betr. Jahr bei Tit. 5 = 464,536 Mt.) 
und der Nachtragsetat für 1895/56 — Geſetz vom 9. Juni 1895 — durch 
Bewilligung der höheren Säße der-Marjchverpflegung (ftatt derer der großen 
Biktualtenportion) an die Quartierwirthe für die den Mannjchaften freiwillig 
gewährte Verpflegung gebracht (Mebrausgabe bei Titel 5 = 916,433 Me). 
Für die Soldatenpferde it auf Grund des Etats für 1886/7 eine tägliche 
Haferzulage von 250 gr auf einen Zeitraum von 3 Monaten, und des Etats 
für 1887/8 eine folche auf das ganze Jahr (Mehrausgabe für das betr. Jahr 
bei Zit. 4 = 835,569 ME), jowie des Etats für 1896/7 die Erhöhung der 
Marichration um 1000 gr Heu täglich (Mehrausgabe bei Tit. 4 = 185,376 Mt.) 
eingeführt worden. Die, gejeßlich nicht feitgelegte, Zahl der Dienftpferde be: 
trug für Preußen 1577/38 = 62,757, 1899 (Schluß) = 80,108. Die (Tages:) 
Nationen, deren Zuſammenſetzung ebenfo, wie die der Bortionen fir die Mann- 
Ichaften durch die „Verpflegungsvorſchrift“ bejtimmt wird, find entweder kleine 
(in der Garniſon) oder große und gelangen je in 4 nach den einzelnen Truppen- 
theilen 2c. verichiedenen Sägen zur Verausgabung. Bedeutungsvoll für die 
Verwaltung war die auf Grund des Etats fir 1583/4 getroffene endgültige 
Regelung des Betriebs der Konjervenfabrif in Mainz, welche die Militärver- 
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waltung im Striegsfall bei Beichaffung des für die Feldverpflegung unentbebr 
lihen Konſervenbedarfs jelbitftändig machen jollte (itatt Verpachtung eigene 
Regie), und die durd die Etats für 1890/3 (einmalige Ausgaben, Kap. 5) 
bewilligte Erbauung einer zweiten, zur Sicherung der Berpflegung der Feld— 
armee dringend nöthig gewordenen, am 1. Dftober 1892 in Betrieb getretenen 
Stonjervenfabrif in Spandau. 

Das Dispofitiv des übertragbaren Titels 6 hatte bis 1886/7 gelautet: 
„Zur baulichen Unterhaltung der Magazingebäude und zu Eleineren Neubauten“; 
von 1856/7 ab erhielt e8 den Zuſatz „Zu Grundjtüdserwerbungen, zu letteren 
nicht über 30,000 Wit. im Einzelfall“, um, unter gleichzeitiger Abgrenzung 
der Ausgabefummen nach oben, gegen die einmaligen Ausgaben, außer Zweifel 
zu jtellen, daß der Fonds, der feitherigen Bewirthichaftung entiprechend, auch 
zu Örunditücdserwerbungen dotirt ſei (Etatsjag 1887/8 = 486,400 Die., 
1899 — 833,225 ME). WUls weitere mwejentliche Menderungen im Dispofitiv 
find hervorzuheben die Zerlegung des bisherigen Titels 4 „Brot: und Fourage— 
verpflegung“ in zwei Theile: Tit. 4a zur Beichaffung des Naturalienbedarfs 
u. j. w. und Tit. 4b zur Verwaltung und Bereitung der Naturalien u. j. w. 
von 1893/4 ab, um, wie die Erläuterungen bejagen, die Ucbertragbarfeit der 
für den Naturalienanfauf und zu VBerwaltungszweden im Etat ausgemworfenen 
Mittel auszuschließen. Die Etatsſätze diefer beiden Titel betrugen 1893/4 — 
51,444 und 4,946 Will. Mk., 1598 — 52,219 und 6,206 Mill. Mk., die 
wirklichen Ausgaben derjelben waren 1593/4 = 54,003 und 6,673 Mill. ME, 
15898 = 50,150 und 6,351 Mill. ME. Die betr. Wirthichaftskoften hatte 
man von 1877/8 bis 1593/4, und auch ſchon früher, fait immer zu niedrig 
berechnet; das Anwachſen diefer Koften it auf das Steigen der Ausgaben für 
Löhne, Transporte, Miethen 2c., die Minderung der Eontraftlichen Lieferungen 
und das Durchichnittlich längere Lagern der Beſtände zurüdzuführen. Im 
Nechnungsjahr 1599 fiel der Titel 3 infolge der jpäter zu erörternden ander: 
weitigen Regelung des Unterftügungs- und Vergütungsmwejens weg und erbielten 
der jeitherige Titel 4a die Nummer 3, der Titel 4b die Nummer 4. Seit 
1877/85 iſt dem Dispofitiv des zum Naturalienanfauf 2c. bejtimmten Titels 
die Anmerkung beigefügt: eg für Nationen werden nah Maßgabe 
des Neichstagsbeichlufies vom 16. Dezember 1875 gewährt”. Diejer Beſchluß 
ging dahin, daß für nicht vorhandene Pferde in dem Fall, wenn der Gelb: 
werth einer Nation nach den Marftpreifen den Betrag von 28 Mk. monatlich 
überjteige, nur legterer Betrag gewährt werden folle, damit nicht Rationsbe— 
rechtigten, welche keine Pferde zu füttern haben, in Jahren mit höberen Futter: 
preilen größere Nativnsbezüge zufließen. Nachdem auf Grund des Etats für 
1587,8 die ſchon genannte Haferzulage für die Dienitpferde gewährt worden 
war, erbielt von 1587/35 ab jene Anmerfung den Zuja „Die Berechnung 
erfolgt nach den bis zum Gtatsjahr 1886/7 giltig gewefenen Sätzen“. Mit 
dem Etat für 1592,3 trat bier, in Anerfennung der beftehenden Verhältmiſſe, 
die weitere Anmerkung binzu, daß ans den zum Anfauf von Futter bejtimmten 
Heldbeträgen den Truppen für einzelne nicht in Natur empfangene Rattons: 
theife ausnahmsweiſe Geldabfindimgen zur Beichaffung von anderen Futter— 
und Stremmitteln als Selbjtbewirthichaftungsfonds gewährt werden dürfen; 
bauptjächlich Tollte damit der etatsrechtliche Grundfag zum Ausdrud fommen, 
daß reichsfisfaliiche Mittel den Truppen nur mit Genehmigung des Etats zur 
Selbitbewirtbichaftung zu überlajien find. Als von 1896/7 ab die Beſchaffung 
dieſer Gutters ze. Mittel nicht mehr durch die Truppen, jondern durch die Pro- 
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viantämter erfolgte, wurden die Worte „als Selbjtbewirthichaftungsfonds“ 
mweggelafjen; im Uebrigen blieb die Anmerkung aus jachlichen Gründen weiter 
beftehen. Bon erheblicherem etatsrechtlichem Intereſſe it jodann die durch den 
Etat für 1897/38 bei gen. Titel eingeführte Anmerkung wegen der Vorausbe— 
Schaffung von Naturalien. Seit Beſtehen des regelmäßigen Etats für die 
Militärverwaltung war bier infolge des Nichtzufammenfallend von Budget— 
periode und Wirthichaftsperiode die Unregelmäßigkeit hervorgetreten, daß Gelder 
zum Ankauf von Naturalien als Vorſchüſſe auf die Mittel der jpäter zu be- 
willigenden Etats zur Verausgabung gelangten. Während des Ruhens des 
Naturalienankaufsgeichäfts vom April bis zur neuen Ernte mußte der Bedarf 
der Truppen ohne Erfapbeihaffung ausgegeben werden und jomit beim Auf- 
hören des Ankaufs ftet3 vorräthig fein; überdies mußte der Naturalienbedarf 
für die erfte Zeit der Mobilmachung jederzeit zur Verfügung jtehen. Der 
wirthichaftlichen Nothwendigkeit diefer „Vorgriffe“ auf künftige Etat3mittel war 
Rechnung zu tragen, und es geichah dies dadurd, daß man einerjeitS bei den 
einmaligen Ausgaben des Kapitels 5 die erforderlihen Summen „zur Ver: 
mehrung der Nejerven an PVerpflegungsmitteln“ einftellte, andererſeits durch 
Die vorgenannte Anmerkung beftimmte, daß nach Erreichung der nothiwendigen 
Höhe der Referven die betr. Borausbeichaffungen fich innerhalb der Grenzen 
des Bedarfs je für das folgende Rechnungsjahr halten ſollen. Da vorher die 
Reichsfinanz- und die Militärverwaltung durch VBenügung der vorhandenen 
Betriebsmittel (Realifirung der Anleihetitel vor Leiftung der betr. Ausgaben, 
Mehreinnahmen gegen den Etat, Reſtbeſtände bei den übertragbaren Fonds) 
hatten ausfommen können, fo wurde die Gefammtausgabe des Kapitels 5, über 
deren Nothwendigkeit zur Herjtellung des etatsrechtlih normalen Zuſtandes 
man fich bei Berathung des Etat3 für 1896/7 geeinigt hatte, als nicht dring— 
ih auf die folgenden Jahre vertheilt; hienach find bis 1899 für Preußen 
von dem Gejammtbedarf von 8,546,055 Mf. unter Kapitel 5 1896/7 = 
1,650,000 Mt., 1897/38 = 1,120,000 Mf., 1898 =: 1,000,000 Mf., 1899 
— 10,000 ME. zur Berilligung gelangt. Der je bei Kapitel 5 der weiteren 
Genehmigung noch vorbehaltene Betrag durfte, wie je der in Rede jtehenden 
Anmerkung zu Kap. 25 beigefügt wurde, über die in leßterer gegebene Grenze 
hinaus als Vorſchuß verausgabt werden. Auch bei Titel 5 „Mundverpfleg: 
ung“ find Vorausbeſchaffungen nöthig, weil die zur Auffriſchung bejtimmten 
Mengen aus den dauernden Kriegsvorräthen an Viktualien erjt dann zum 
Perbrauh an die Truppen überwiefen werden können, wenn der Erſatz dafür 
beichafft ift, und weil außerdem die Armeekonfervenfabrifen Worräthe bereit 
halten müſſen, um den für gewöhnlich im Sommer ruhenden Betrieb jederzeit 
aufnehmen zu können. Somit erhielt der genannte Titel 5 für 1897/8 die 
Anmerkung, daß die Vorausbefhaffungen an Mundverpflegung zu Lajten des 
Titel3 5 fich in Grenzen des dritten Theil® der Titelfumme halten müſſen. 
Bon 1898 ab erjchien nach Erhöhung der Titelfumme, die Begrenzung des 
Betrags der betr. Vorausbeichaffungen auf '/; ftatt '/, der Titelfumme aus- 
reichend und wurde die Anmerkung entjprechend geändert. 

Die wichtigfte Neuerung bei dem Kapitel 26 „Bekleidung und Aus— 
rüftung der Truppen“ iſt der Uebergang vom Klein zum Großbetrich 
bei Anfertigung der Truppenbefleidvung durch die Einrichtung der Belleidungs: 
ämter. Schon während des Strieges 1870/71 hatten die bei den einzelnen 
Truppentheilen vorhandenen zahlreichen kleinen Werkjtätten mit Handbetrich 
und zerjplitterter Leitung den Anforderungen vielfach nicht genügt; da der 
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nächſte Krieg auf diefem Gebiet weitaus ſchwierigere Verhältniffe bringen wird, 
jo war hier rechtzeitige Abhilfe durch organifatoriihe Maßregeln geboten 
Zunächſt wurden in den Jahren 1873/75 bei einzelnen Truppentbeilen vorerit 
nur für die Stiefelanfertigung fogen. Korpsrejervewerfftätten geichaften. Auf 
Grund der bei diefen Werkitätten gefammelten Erfahrungen erfolgte in den 
Jahren 1887/91 die Einrichtung von Belleidungsämtern für jedes Armeeforps. 
Während vorher die Benütung der Korpsrejervewerlitätten den Truppen frei— 
gejtellt gewejen war, wurden ſie jet verpflichtet, zunächit einen Theil des 
Schuhzeugs und der übrigen Bekleidung durch diefe Aemter zu beziehen. Weiter: 
hin wurde nach und nach unter Bejeitigung der früheren Montirungsdepots 
die Beichaffung des Tuchs und des Leders bei den Bekleidungsämtern zentrali: 
fir. Vom 1. April 1896 ab hatten ſodann die Bekleidungsämter die An- 
fertigung des gefammten Schuhzengs und die Beichaffung der fertigen Aus: 
rüſtungs- und Bekleidungsſtücke zu übernehmen; mit dem 1. April 1897 ging 
in der Hauptſache auch die Anfertigung der gejammten Bekleidung auf dieie 
Aemter über, jo daß fie fich jegt als ausgedehnte, mit zahlreichen Majchinen 
ausgeitattete, namentlich viel weniger Auffichts- und WArbeitsperfonal, als die 
frühere Einrichtung erfordernde Fabrikbetriebe darftellen. Durch die Etats für 
1895/6 und 96/7 find die Offiziersitellen bei den Bekleidungsämtern, die vor: 
ber Stellen für penfionirte Offiziere gewejen waren, in ſolche für aktive Tin: 
jiere umgewandelt worden. Die Organilation der Befleidungsämter iſt nod 
nicht völlig zum Abſchluß gelangt; beilpielsweife find, zufolge des Beſchluſſes 
des Reichstags, Verfuche im Gang, ob und inwieweit jtatt der Defonomie- 
handwerfer (Soldaten) bei diefen Aemtern Zivilarbeiter verwendet merden 
fünnen. Im Jahr 1877/85 hatte das Perfonal der Montirungsdepots3 aus 
44 Beamten mit einem Bejoldungsaufwand von 64,650 Mf. beitanden; im 
Fahre 1899 zählten die Belleidungsämter 67 Offiziere und 120 Beamte mit 
einem Bejoldungsaufwand von 546,855 ME. 

Nachdem jchon durch den Etat für 1879/80, den beſtehenden Verhält— 
niſſen entiprechend, durch eine Bemerfung im Gtatsdispofitiv ausgedrüdt worden 
war, daß die Titel 4 „Abfindung der Truppen für den gewöhnlichen Berbraud 
an Belleidungsitüden“ und Titel 5 betr. die Abfindung für die Ausrüftungs- 
ftüde, den Truppen zur Selbjtbewirthichaftung gewährt werden und dab auf: 
fommende Einnahmen diejen Fonds verbleiben, brachte bier der Etat für 
1859/90 den Zuſatz „deren fich gegenfeitig“, weil fich gezeigt hatte, daß die 
Anfammlung von Ausrüjtungsitüden bei den Truppen nicht den gleich günſtigen 
Fortgang nahm, wie die von Bekleidungsjtüden; auf diefe Weife wurden die 
Mittel des Titels 4, ſoweit nöthig, auch für die Zwede des Titels 5 nutzbar 
gemacht, und umgekehrt. (Titel 4 1377/8 = 11,233,045 Mf.; 1899 — 
14,791,411 MEf.; Tit. 5 1877/8 = 19%,973 Mk.; 1599 = 3,359,053 Mt. 
Der Titel 6 „Zur Beichaftung des Bedarfs an Tuch” war fchon 1877,83 über: 
tragbar geweien (5,032,761 Mf.; 1899 = 6,367,405 ME.); dieje Uebertrag- 
barfeit ermöglichte der Militärverwaltung die allmäblide Anjammlung von 
Nefervevorrätben an Tuch für die Mobilmachung aus laufenden Mitteln ſtatt 
der Inanſpruchnahme von einmaligen Ausgaben für diefen Zwed. 

Bei Kapitel 27 „SGarnijonverwaltungs- und Servisweien” 
waren, mie jchon erwähnt, die zur Utenſilienunterhaltung beitimmten Titel 9 
und 12 übertragbar geworden. Der Etat für 1879/80 bejeitigte zur Erledig- 
ung der beitebenden Abgrenzungsichwierigfeiten und jonitiger Unklarheiten den 
bisherigen Titel 14 „zu größeren Stajernenretablifjementsnenbauten und für 
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Neubaubedürfniije an jonftigen Heineren Garnijonanjtalten“ (1877/8 und 78/9 
— 825,000 ME.) unter Uebertragung feiner Dotation und Zweckbeſtimmung 
auf die verwandten Titel 8 und 11; eine dem Bedürfniß am meijten zufagende 
Vereinigung der Baufonds des Kap. 27 unter einem gemeinfamen Titel, wie 
jolche im Allgemeinen bei den andern Ausgabefapiteln bejteht, erjchien nad) 
der Eintheilung des Kap. 27 nicht durchführbar. Zugleich erhielten die Titel- 
gruppe 8—10 und 11—13 die Ueberfchriften „Kaſernen- und Garniſonge— 
bäude“ jowie „Dienjt- und Dienjtwohnungsgebäude“ ; die Bezeichnungen und 
das weitere Dispofitiv der Titel 3 und 11 wurden mit Rüdjicht auf vorge: 
nannte Neuerungen, die Bezeichnungen der Titel 9 und 10 en den 
Etat? der andern Verwaltungszweige dahin geändert, dal Titel 8 und 11 
lauteten: „Zur baulichen Unterhaltung, zu Retabliffementsbauten und zu kleineren 
Neubauten. Der Fonds ijt übertragungsfähig. Netablifjements: und Neubauten 
dürfen hieraus nur bejtritten werden, wenn die Koften des einzelnen Baus den 
Betrag von 100,000 ME. (bei Tit. 11 = 30,000 ME.) nicht überjchreiten.“ 
Tit. 9 und 11: „Zur Beichaffung und Unterhaltung von Utenfilien; der Fonds 
ift übertragungsfähig." Im Bujammenhang hiemit erfolgte die Negelung des 
Etats dahin, daß die Unterhaltungskoiten für Gebäude, welche theils Dienft- 
oder Dienftwohnungs-, theil® anderen Zweden dienen, ungetheilt von den Titel: 
gruppen 8—10 oder 11—13, und zwar von derjenigen Gruppe getragen 
werden, deren Zwecken diefe Gebäude hauptjächlich dienen. Seit 1880/1 ent- 
hält das Dispofitiv des Titel3 11 die weitere Beitimmung, daß die betreffen: 
den Bauten 2c., jofern die Koſten 15,000 bis 30,000 Mf. betragen, im Ctat 
namentlich aufgeführt fein müjjen. Der Etat für 1886,7 ftellte ſodann durch 
Ergänzung des Dispojitivs außer Zweifel, daß die Titel 8 und 11 der ſeit— 
berigen Uebung entjprechend auch zur Erwerbung von Grundſtücken dotirt jeien, 
und übertrug die Kojten der Unterhaltung der zu den Dienjtwohnungen ge— 
hörigen Gärten, entjprechend dem Verfahren bei den andern Zweigen der Reichs» 
verwaltung, von Titel 12 und 13 auf Titel 11. Durch den Etat für 1890/1 
wurde bei dem übertragbaren Titel 15 „Zur Unterhaltung der Uebungspläge, 
fowie zu kleineren Grundſtückserwerbungen“ ähnlich, wie dies bei den Titeln 
8 und 11 gejchehen war, der Betrag für Grundftüdserwerbungen nach oben 
auf 30,000 ME. feitgeitellt. Da jchon bisher den Truppen aus den Anſätzen 
der Titel S—10 Pauſchſummen zur Selbjtbewirthichaftung gewährt und den 
jo gebildeten Fonds auch die Rüdeinnahmen zugeführt worden waren, ohne 
daß das Etatsdispofitiv hiefür eine rechtliche Begründung enthielt, jo brachte 
der Etat für 1891/2 eine ähnliche Ergänzung des Dispofitivs der Titel 3—10, 
wie die, welche 1879/80 bei den Titeln 4 und 5 des Kapitels 26 erfolgt war. 
Durch den Etat für 1897/83 erhielt infolge Befeitigung der vollen 
Kafernenfelbitbewirthichaftung der Truppen durch die neue Garniſonverwalt— 
ungsordnung dieje Ergänzung die jegige Fallung: „Aus den Anſätzen bei den 
Titeln 8—10 fünnen den Truppen bejtimmungsmärig feitzujegende Pauſch— 
ſummen zur Selbjtbewirthichaftung überwiejen werden. Von den Erjparnifjen 
an Feuerungsmaterialien ift der fünfte Theil an die Reichskaſſe abzuführen. 
Die bei der Selbjtbewirthichaftung aufkommenden Berkaufserlöje verbleiben den 
Selbjtbewirthichaftungsfonds.“ Derjelbe Etat führte den weiteren Titel 10a 
ein „Miethen für Kajernen und Garnifongebäude, welche auf Grund von 
Verträgen für die Heeresverwaltung errichtet jind und für welche der jährliche 
Miethzins im Einzelfalle 6000 Mk. und mehr beträgt, in den Garnifonen 
ren “ und legalifirte durch einen Zuſatz im Dispofitiv des Titels 15 
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die Gewährung von Baufchjummen an die Truppen zur Eelbjtbewirtbichaftung 
ihrer Schießjtände. Durch die Etats für 1897/58 und 1595 wurde jodann 
im Intereſſe einer wirtbichaftlicheren Ausnugung der verfügbaren Mittel zc. 
das Dispofitiv des legtgenannten Titels mehrfach ergänzt und erweitert (1877 /5 
Etatsjag für Titel 15 = ‚564,270 Mt.; 1899 = 1,252,500 Mi). Der 
Titel 15 — Manöverfojten — erfuhr, abgejehen von der jeit 1878,9 einge- 
tretenen Erweiterung des Tertes betr. die Anrechnung der Erlöje für Holz 
und Strohrejte in den Biwaks auf die Ausgaben des Titels, ſeit 1877,8 feine 
wejentliche Aenderungen (Etatsjag 1877/8 = 1,251,32ö, 1899 = 2,032,000 Mif., 
Das Gleiche gilt von dem Dispojitiv des Titels 17 „Servis“ als ſolchem 
Etatsſatz 1877/35 = 12,306,718 Wit, 1399 = 16,511,687 Mk.) Zur Er: 
böhung der Ausgaben trugen bier, übrigens nicht erheblich, bei die Geſetze 
vom 3. Auguſt 1878, vom 28. Mai 1587 und vom 26. Julı 1897 betreffend 
den Seristarif und die Ktlafjeneintheilung der Orte. Eine fleine Verminder— 
ung des Servisbedarfs wurde Dadurch bewirkt, daß den jelbiteingemietbeten 
Truppenfommandeuren vom 1. Aprıl 1882 ab die in den Kaſernen ac. vor- 
handenen Gejchäftslofale bemügen mußten; diefe Räumlichkeiten jind Damit 
Dienjtlofale geworden und es fonnte daher der dafür zu entrichtende */, Betrag 
des Gejchäftszimmerjervijes nicht mehr als Miethsertrag den eigenen Einnahmen 
zugeführt werden, jondern war hier bei Titel 17 abzujegen. Die durch den 
Etat für 1896/7 eingeführte dispofitive Anmerkung zu Titel 17 befam dur 
den Grat für 1898 die jegige Faſſung: „Aus diefem Anjag erhalten Feldwebel, 
jowie Unteroffiziere mit ;samilıe, denen eine Wohnung in Dienftgebäuden nicht 
überwiejen werden fann und die daher auf Selbjteinmiethung angewieſen find, 
einen Zuichuß im Betrag des Serpijes der fünften Klaſſe“. 

Da fajt jeder Etat neue Stellen jchafft oder bejtehende verändert umd 
damit eine Ergänzung oder Berichtigung des Stellenverzeichnifies zum Servis: 
tarif erfordert, jo wird jeit 1398 dieje zweddienlicher Weife nicht mebr be: 
junderg, jondern je Durch das Gtatsgejeg bewirft. 

Das Sarnifonsbaumwejen — Kapitel 23 — zeigt 1899 eine gegen 
früher völlig veränderte Gejtalt. Bor Gründung des Deutjchen Reichs waren 
die Garnifongbaugejchäfte theils durch Baubeamte der Zivilverwaltung, tbeils 
durch Ingenieurorfiziere bejorgt worden. Nah Einrichtung des Reichshaus— 
halts und namentlich auch inrolge des Geleges vom 25. Mai 1373 über das 
Neichseigenthum wurde die Uebernahme der Koiten des Militärbaugeſchäfts 
auf das Reich dringlid. Da ein Anichluß des Garnijonbaumweiens an das 
Reichspoſt- und Telegrapbenbaumejen jich als nicht durchführbar erwies, jo 
erfolgte auf Grund des Etats fir 1877/38 die Organijation einer eigenen Bau— 
verwaltung für das Militärweſen zu Yaften des Reichs; es wurde dadurch 
obne wejentlihe Mehrkoſten gegen vorher eine rajchere und bejiere Geſchäfts— 
erlediqung erzielt. Während der Etat für 1876 bei Kapitel 27 — Garniſon— 
verwaltungs- und Servisweien — Titel 2 zwei Regierungs- und Baurätbe 
als technische Nevifionsinitanz und 24 Yofalbaubeamte (Bauinjpektoren und 
Yandbaumeiter) aufgeführt hatte, brachte derjenige für 1377/8 bei demjelben 
Titel 7 Intendantur- und Bauräthe als techniihe Reviſionsinſtanz und +49 
Yofalbaubeamte Garniſonbauinſpektoren und =Baumeijter; mit den Gehalts: 
jügen Der preußiichen Baubeamten Dderjelben Stategorie. Oejammtbejoldungs: 
aufwand = 212, 400 Mf. Durch den Etat für 1879/80 wurde wejentlich 
mit Rückſicht darauf, daß Damals der Bejigitand der Militärverwaltung an 
baulichen Anlagen, Die der technifchen Kontrole der Intendantur: und Bauräthe 
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hinsichtlich der laufenden baulichen Unterhaltung zc. unterlagen, nach ungefährer 
Schätzung, ausfchlierlich des Werts von Grund und Boden, einen Kapital: 
werth von ca. 700 Millionen ME. darftellte, für jeden Korpsbezirf eine Re— 
vifionsinftanz bewilligt und damit die Zahl der Intendantur: und Bauräthe 
auf 14 erhöht. Der Etat für 1880/1 verwandelte nach dem Vorgang der 
preußifchen Bauverwaltung die feitherigen Garnifonbaumeifter- in Garnijon- 
bauinjpeftorenjtellen mit entiprechend höheren Gehaltsjägen. Die durch die 
neuen Verhältniſſe gebotene Veränderung in der Organifation der bautechnifchen 
Leitung in der Zentralinjtanz vollzog fih auf Grund des Etats für 1882/3 
durch Einrichtung einer bejonderen Bauabtheilung des Kriegsminifteriums unter 
Wegfall des bisherigen Baubureaus. Der Etat fir 1887/8 vermehrt die Zahl 
der Garnifonbaninjpeftoren um 10 und erhöhte das Durchjchnittsgehalt der: 
jelben nach dem Vorgang der preußischen Bauverwaltung um 600 Mk.; in 
den legten 6 Fahren hatten die Musgabeetats für Neubauten und Reparaturen 
bei dem preußifchen Hochbaumwejen mit ca. 300 Kreis: und Landbauinjpektoren 
durchichnittlich jährlich ca. 21 Mill. ME., bei dem Garnifonbaumejen mit 
49 Garnijonbauinipeftoren ca. 22 Mill. ME. betragen. Theils um die Ge: 
Ichäftsüberlajtung diejer Beamten zu befeitigen, theil3 wegen mehrfacher Ver— 
änderungen in der Organifation — Uebergang des technifchen Revifionsge: 
Ichäfts für eine große Anzahl von Militärbauten vom Kriegsminifterium auf 
die Korpsintendanturen von 1892/3 ab u. f. w. —, fowie aus Anlaf der 
Heeresverjtärfungen genehmigten die folgenden Etats, namentlich diejenigeh für 
1890/1, 92/3 und 99, weitere Perjonalvermehrungen, jo daß der Etat für 
1899 25 Jntendantur: und Bauräthe, 81 Garniſonbauinſpektoren in Lokal: 
baubeamtenjtellen und 36 Garnifonbauinpeftoren als technifche Hilfsarbeiter 
und zur Leitung einzelner bejonders wichtiger Bauten, ſowie 81 Garniſon— 
baumarte und 81 Garnijonbaufchreiber mit einem Gefammtbejoldungsaufwand 
von 995,400 ME. aufweilt. Die Garnifonbauwarte und =baufchreiber find 
etatsmäßige Beamte jeit 1896/7; vorher hatten diefelben zur vorgejegten Dienit- 
behörde in einem privatrechtlichen Verhältniß gejtanden und waren aus den 
Baufonds der fortdauernden AusgabenTund den einmaligen Baufonds entjchädigt 
werden. 

Den Fortſchritten in der Heilkunde folgte das Kapitel 29 — Militär: 
medizinalwejen — durch vermehrte Ausgaben für das ärztliche Bildungs: 
wejen — das „medizinifch:chirurgiiche Friedrichs: Wilhelmsinftitut” und die 
„medizinisch: chirurgische Akademie für das Militär“ find am 2. Dezember 1895 
zur „Kaiſer Wilhelsafademie für das militärärztliche Bildungswefen“ vereinigt 
worden — und für die Verbeſſerung der Krankenpflege; in leßterer Beziehung 
traten zu den Militärkuranftalten die „Geneſungsheime“ (vgl. hierüber die „Vor: 
bemerfung“ zum Sapitel 29 des Etats für 1899). Eine Beijerjtellung der 
Militärärzte wurde durch) Mahnahmen, deren Koften das Kapitel 24 enthält 
— Schaffung von Divifionsarztitellen auf Grund des Etats jür 1896/7, Er- 
böhung des Dienfteinfommens der älteren Sanitätsoffiziere durch den Etat 
fir 1898 — bewirft. 

Für Yazarethivirtbichafts-: und Kranfenpflegekoften fett der Etat, Kap. 29 
Tit. 12, für 1877/85 = 3,126,400 Mk., für 1899 — 4,498,101 ME. aus; 
der übertragbare Titel 16 des genannten Kapitels der jegt in Uebereinſtimm— 
ung mit den Schon erwähnten Aenderungen der entjprechenden Titel der Kapitel 
25 und 27 lautet „Zur Unterhaltung der Yazarethgebäude, zu Heineren Wieder: 
herjtellungs: und Neubauten, ſowie zu Grundjtücdserwerbungen, zu leßteren 
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nicht über 30,000 ME. im Einzelfalle“, beträgt 1899 = 798,721 Mf. gegen 
361,400 Me. für 1877/8. Grmwähnenswerth ift noch der 1898 zugetretene 
Titel 18 „Zu den Ausgaben der Oberleitung der freiwilligen Krankenpflege 
bei der Armee im Felde“ — 10,000 Mi. (1399 desgleichen); es ijt Dies der 
Betrag der dem Saiferlichen Kommiljar und Militärinfpefteur der freimilligen 
Krankenpflege, mit welchem zur Sicherjtellung einer augreichenden Fürſorge 
für die Verwundeten und Erfranften im Striege bereit$ im ‘Frieden umfang: 
reiche organifatorische Maßregeln vorzubereiten find, für das ihm zugetheilte 
Perſonal und für das Bureau erwachſenden bejonderen Unkoſten. 

Eine gründliche Aenderung erfuhr das Kapitel 32 — Ankauf der Re— 
montepferde — in feinem Titel 3 betreffend die Geldvergütungen zur Be: 
ihaffung von Dienftpferden. Bis zum Etatsjahr 1891/2 erhielten, abgejehen 
von den Leutnant3 der Kavallerie und der reitenden Artillerie, welchen ein 
„Chargenpferd* in Natur auch jegt noch zufteht (früher alle 5, jeit 1891/2 
alle 4 Jahre), nur die als Adjutanten fommandirten Leutnants zur Beſchaff— 
ung je eines Dientpferdes eine Entjchädigung von 825 ME. auf 5 Jahre. 
In allen andern Fällen Hatten die Orfiziere ihre Dienftpferde aus eigenen 
Mitteln zu befchaffen. Für dem Unterhalt diefer Pferde gewährte das Reich 
Nationen und Stalljervis, beides jedoch in vielfach unzureichenden Sätzen. 
Für die Inhaber gewiſſer Dienftjtellen war die Rationsgebühr jo bemeijen, 
daß daran zur Dedung der durch Beichaffung, Ausrüjtung umd Unterhaltung 
der dienftlich nothtwendigen Pferde Erſparniſſe gemacht werden Fonnten. Die 
vom Reichstag am 12. Dezember 1874 gewünjchte Reform des bisherigen, auf 
alten Herfommen beruhenden, Syjtems der Gewährung der Fouragerationen 
jcheiterte in erjter Linie an den entgegenftehenden finanziellen Schwierigkeiten ; 
die Militärverwaltung verlangte bei einer Berabfolgung der Nationen nad 
Mafgabe der thatjächlicy unterhaltenen Dienjtpferde eine gleichzeitige Entjchä- 
digung für die anderweiten, vielfach jehr beträchtlichen Koften der Pferdeunter- 
haltung. Am 12. Januar 1885 erjuchte der Reichstag die Regierung um 
eine Nevifion der Nationsbezüge im Sinne einer Verminderung derjelben und 
event. um eine Ablöfung des Nationsbezugs durch Fuhrtoftenentichädigung und 
PVierdehaltungsgelder. Letzteres Verlangen erachtete die Regierung aus militär- 
dienstlichen Gründen nicht für durchführbar; dagegen einigte man fich über 
eine Negelung des Nationsweiens und die Gewährung von Pferdegeldern in 
der Weife, daß den rationsberechtigten Offizieren der Fußtruppen und Der 
fahrenden Artillerie vom Sekondlieutenant aufwärts bis zum Negimentsfomman: 
deut, jedoch ausjchlieglich des Yegteren, ſowie denjenigen vationsberechtigten 
Dffizieren gleicher Chargen, welche, aus den Fußtruppen oder der fahrenden 
Artillerie hervorgegangen, fich in bejonderen Funktionen befinden, Geldver- 
gütungen zur Beichaffung der für den Dienit nöthigen Pferde entiprechend der 
für jede Stelle durdy den Etat feitgejegten Zahl der Fouragerationen (Pferde: 
gelder) gewährt werden, jorwie daß Pferdegelder und Nationen innerhalb der 
durch den Etat feſtgeſetzten Maximalzahl nur für wirklich vorhandene Pferde, 
in vollen Monatsfägen, zuftehen jollen; die Gewährung von Nationen in Geld 
wurde nur für Ausnahmefälle zugelaſſen. Erjag jür Berluft jollte gewährt 
werden können, wenn den Befiger feine Schuld- an der Dienftunbrauchbarkeit 
oder dem Tod des vorher nachweislich dienitbrauchbaren Pferdes trifft. Für 
die übrigen, bienad von dem Bezug von Pferdegeldern ausgejchlojienen Ra— 
tionsberechtigten blieb das jeitherige Abfindungsverfahren weiter bejtehen. In 
dDiefem Sinne wurde in den Etat für 1891/2 bei Kapitel 32, in Eomplizirter 
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Faſſung, der Titel 3 mit 1,207,400 Mt. eingeftellt; vorher — von 1877/8 
ab = hatte fich die Summe diefes Titel auf rund 120— 150,000 ME. be: 
laufen. 

Der Etat für 189%5/6 jtellte durch Feſtſetzung einer einheitlichen Dauer: 
zeit für alle Pferde (8 Jahre) und nur eines Pierdegeldjages für alle Chargen 
(1500 ME.) die hier dringend nöthig gewordene Vereinfachung ber. Im den 
Sahren 1891/2 bis 94/5 war der Etatsſatz des Titels je um rund 100,000 
bis 237,000 ME. jährlich überfchritten worden; von 1895/6 bis 97/8 ſinkt 
die Ueberjchreitung von rund 64,000 ME. auf 36,000 Mk.; das Jahr 1898 
zeigt bei einem Etatsjag von 1,585,067 eine Wenigerausgabe von rund 11,000 
Markt. Da bei der Bejoldungsaufbejlerung die Regimentstommandeure unbe: 
rücjichtigt geblieben waren, jo gewährte der Etat für 1898 die Pferdegelder 
auc den Negimentsfommandeuren der Fußtruppen und der Feldartillerie unter 
entiprechender Herabjegung der Nationsgebühr, während die Regimentskomman— 
deure der Kavallerie umd die aus dieſer hervorgegangenen Offiziere, die jich 
in Stellungen mit den Gebührnijjen eines Negimentsftommandeurs befinden, 
an Stelle der Entichädigung für Pferdehaltung eine bei Kapitel 24 Titel 8 
ausgemworfene nicht penjionsfähige Zulage von jährlich) 600 ME. erhielten; bei 
demjelben Titel wurden jodann für die rationsberedhtigten, aber nicht oder 
nicht voll pferdegeldberechtigten Dberleutnants, Hauptleute und NRittmeifter, 
jowie Stabsoffiziere (ohne Regimentsfommandeursgebührnifie) der Savallerie 
und reitenden Artillerie jährliche Enfchädigungen von 180, 360 und 300 ME. 
eingejtellt. Der Gejammtbedarf diefer Zulagen des Titels 8 des Kapitels 24 
beträgt für 1899 = 335,100 Mf., während Titel 3 des Kapitels 32 für 
1899 = 1,643,433 Mi. anſetzt. 

Im Fahre 1577/8 war der Durchichnittsanfaufspreis für ein Nemontes 

pferd im Alter von 3 bis 6 Jahren auf 655 ME. berechnet, jo daß fich da- 
mal3 bei einem Gejammtbedarf von 6719 Pferden für Titel 2 des Kap. 32 
„Zum Ankauf des Bedarfs an Remontepferden“ einschließlich eines Zujchlags 
für die in Medlenburg anzufaufenden volljährigen Pferde die Summe von 
4,431,005 Dit. ergab; für 1899 beträgt legterer Aufwand etatsmäßig bei 
einem Gejammtbedarf von 8635 Pferden und einem Durchichnittspreis für ein 
Nemontepferd im Alter von 3 bi8 4 Jahren, einfchlieglich der Ankaufskoſten, 
von 830 Mk. = 7,167,050 Mk. Die Aufnahme diefer im Lande angefauften 
Nemontepferde und deren in der Regel ein Jahr dauernde Vorbereitung für 
ihre Beitimmung als Truppenpferde it der Hauptzwed der von 1821—1825 
zur Sicherung des Pferdebezugd der Armee aus dem Fnland eingerichteten 
Nemontedepots. Das Kapitel 33 — Verwaltung der Remontedepots 
— weiſt 1877/5 bei einem Bejtand von 15 Depot3 eine Gejammtausgabe 
von 1,427,750 ME. auf; zur Beitreitung der Wirthichaftsfojten von 2,051,399 
Mark war laut Titel 4 des genannten Kapitel3 nach Abzug der ebenfo, wie 
die Wirthichaftsfoften, Damals, wie jegt noch, in einer bejonderen Beilage zum 
Etat nachgewiejenen Wirthichaftseinnahmen von 993,999 ME. ein Zuſchuß von 
1,057,400 Me. erforderlich; 1599 beträgt der Eiatsfab dieſes Titels (jeßt 
Nr. 3) = 2,177,759 ME. (Bufchußbedarf bei 3,272,878 Mit. Wirthſchafts— 
fojten und 1,095,119 ME. Wirthſchafts- und Berwaltungseinnahmen) und des 
ganzen Kapitel3 bei einem Bejtand von 17 Depots — 2,640,804 ME. Für 

3 Nechnungsjahr 1900 find zweckmäßiger Weiſe die ſämmtlichen ſächlichen 
ee der Nemontedepots in einem übertragbaren Titel enthalten, jo daß 
das Kapitel gegenüber den früheren 7 bezw. 6 Titeln nur noch 3 umfaßt. 
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(Tit. 1: Befoldungen, Tit. 2: andere perfünliche Ausgaben, Tit. 3: ſächliche 
Ausgaben.) 

Der Etatsſatz des Kapitels 34, Titel 1 „Neifefoften und Tage: 
gelder“ ilt von 2,397,407 Mt. (1877/8) auf 4,201,762 ME. (1599), der 
des Titel 2 „Borfpann: und Transportfojten“ von 1,661,340 Mt. 
(1877/8) auf 3,682,659 ME. (1899) geftiegen; zu diefer Steigerung trugen 
außer den Heeresverjtärfungen bei erjterem Titel die durch Königliche Kabinets— 
ordre vom 21. März; 1889 genehmigte Neifeordnung für die Perfonen des 
Soldatenjtandes, jowie die Kaiferlihe Verordnung vom 20. Mai 1880 über 
die Gewährung von Tagegeldern, Fuhrkoften und Umzugskoſten an die Be 
amten der Militär: und Marineverwaltung, bei letterem Titel die Durch die 
Gejege vom 21. Juni 1887 und vom 24. Mai 1898 eingetretenen Aender— 
ungen des Geſetzes über die Naturalleiftungen für die bewaffnete Macht im 
Frieden vom 13. Februar 1875 weſentlich bei. Uebrigens ijt nicht jede bei 
Kapitel 34 erjcheinende Mehrausgabe eine jolche für den Militäretat im Ganzen; 
beifpielsweife jtehen erhöhten Ausgaben für Eijenbahnbeförderung (Titel 2) 
öfters Minderausgaben für Marjchverpflegung, Quartier, Vorſpann 2c. gegen: 
über. Laut einer jeit 1877/38 bejtebenden Anmerkung zu dem genannten Etats— 
fapitel werden aus Titel 2 auch die often gedeckt, welche entjtehen, wenn die 
Truppen ꝛc. den Vorſpann nicht von den Gemeinden entnehmen, jondern gegen 
Entihädigung anderweitig KKrümperfuhrweſen 2c.) ſicher jtellen. 

Das Anwachjen der Ausgaben des Kapitels 35 — Militärerzieb- 
ungs= und Bildungswefen — von 3,758,662 Me. (1877/8) auf 
6,656,370 ME. (1899) wurde namentlich verurfacht durch die Vergrößerung 
der Kriegsafademie und des Kadettenkorps (Etats für 1888/9 und 91/2, Ver: 
hältniß 15 Kadetten auf 100 Dffiziere), die Vermehrung der Kriegsſchulen, 
der Unteroffizierfchulen und Unteroffiziervorjchulen, ſowie die Vergrößerung der 
Militärroßarztichule und die Vermehrung der Lehrſchmieden, ferner durch die 
Einrichtung der Gewehrprüfungskommiſſion (Etats für 1883/4 und 91/92. 
Der Etat für 1897/8 bringt zu dem Dispofitiv des übertragbaren Titels 47 
„UnterrichtSgelder der Truppen“ — 362,616 ME. die den thatlächlichen Ver: 
bältnijien entiprechende Anmerkung, daß die Mittel für den Unterricht der 
Mannschaften den Generaltommandos 2c. zur Vertheilung an die Truppen nad 
Bedürfniß als Pauſchbeträge übertwiefen werden. 

In der Organiſation der Verwaltung des Artillerie: und Waffen— 
weſens — Stapitel 37 — und des Trainwejens — Kapitel 30 — trat mit 
dem Rechnungsjahr 1898 eine wichtige Aenderung durch Errichtung einer Feld— 
zeugmeilterei ein. Da die dringlich gewordene Entlaftung des allgemeinen 
triegsdepartements, mit welchem im Jahr 1893 das 1890 von dort abge 
zweigte Waffendepartement wieder vereinigt worden war, durch Organijations- 
änderungen innerhalb des Kriegsminiſteriums nicht durchführbar erichien, wurde 
die Feldzeugmeifterei als bejondere Behörde außerhalb de3 Kriegsminiſteriums 
geichaffen. Diele Stelle hatte nunmehr jtatt des allgemeinen Kriegsdeparte 
ments die Aufjicht über die Beihaffung, Anfertigung und Verwaltung der 
Streitmittel und des Feldgeräths, ſowie über das hiebei verwendete Perſonal 
zu führen. Der Feldzeugmeiſter (ein Generalleutnant oder älterer General— 
major — Kap. 37 Tit. 1 — erbielt folgende Organe zugetheilt: eine Zentral: 
abtheilung (Kap. 37 Tit. 1), die either zur Verfügung des Kriegsminiſteriums 

ejtandenen 4 Infpizienten der Waffen und des Artilleriematerials (Kap. 37 
it. 6), eine Artilleriedepotinfpektion (Kap. 37 Tit. 1) ala obere Verwaltungs: 
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behörde für die bisherigen 4 Artilleriedepotinspektionen — von jetzt ab Artillerie 
depotdireftionen — und die Artilleriedepots, eine Traindepotinjpeftion (Kap. 30 
Tit. 1) als obere Berwaltungsbehörde für 4 meu zu bildende Traindepotdiref- 
tionen (unter Fortfall der bisherigen Traindepotinfpektion mit den Gebührnifjen 
eines Negimentsfommandeurs) und die Traindepots, eine Inſpektion der tech— 
nischen Inſtitute der Infanterie (Kap. 37 Tit. 3) als obere Verwaltungsbe: 
börde für die Gewehr: und Munitionsfabriten, und eine Inſpektion der tech— 
nischen Zuftitute der Artillerie (Kap. 38 Tit. 1) als obere VBerwaltungsbehörde 
für dag Artilleriefonjtruftionsbureau, die Artilleriewerkjtätten, Feuerwerkslabo— 
ratorien, Bulverfabrifen, Geſchützgießerei und das Militärverfuchsamt. Letztere 
beiden Inſpektionen erjegten Die bisherige Inſpektion der technischen Inftitute 
im Kriegsminiſterium mit deren beiden Abtheilungen (Rap. 14 Tit. 2). Die 
Sufpefteure erhalten die Gebührniſſe eines Brigadekommandeurs. Die jähr: 
lien Mehrkojten diejer Neuorganijation berechneten fich nach Abrechnung von 
145,346 ME. Minderausgaben für fortfallende Stellen auf 295,429 Mi. Der 
Seldzeugmeifterei waren 1598 ca. 550 Offiziere, 1700 Unteroffiziere, 370 
Beamte und 21,000 Arbeiter umterjtellt; der Werth der durch diejes Perjonal 
zu verwaltenden Bejtände bezifferte jich auf ca. 850 Mill. ME. Bon früheren 
Organijationsänderungen find zu nennen die Vereinigung des vorher getrennt 
Tit. 1 bezw. la und 2 — geführten Zeug: und seuerwerfsperjonals unter 
einem Titel (2) durch den Etat für 1887/8, umd die Trennung der dem 
Kriegsminiſterium unterjtellten Artilterieprüfungsfommiflion in 2 Abtheilungen 
durch den Etat für 1333/4 und deren Vergrößerung durch den Etat für 1887/8. 
Die jächlihen Ausgaben und Einnahmen bei den techniſchen Fnftituten 
der Artillerie, Kapitel 38, Titel 48, und die Ausgaben des Titels 9 
(zur laufenden Unterhaltung der Gebäude und VBetriebswerfe u. ſ. w.) find 
bis zum Etat für 1881/2 durch Ueberfichten, die dem Etat beigefügt waren, 
näher erläutert worden. Infolge der anläßlich der Berathung des Etats für 
1879/80 zu Kapitel 38 gefaßten Refolution des Neichstags wegen anderweiten 
Nachweiſes der Betriebsausgaben der technischen Inftitute der Artillerie und 
der Ausgaben für das Urtilleries und Waffenweſen wurden vom Etatsjahr 
1381/2 ab die bisherigen Titel L—8 des Kapitel 33 aufgegeben und die 
Betriebsausgaben der genannten technischen Inſtitute unmittelbar auf die bes 
treffende, von jetzt ab unter jich mach dem Aufwand für Juſtandhaltung 2c. 
der Geſchütze und dem für Mumition abgetheilten Tit. 19 u. 20 des Kap. 37, 
ähnlich, wie dies vorher jchon bei den Ausgaben der Gewehr: und Munitions- 
tabrifen gejchehen war, angewiefen. Die nähere Erläuterung der Betriebs: 
ausgaben der genannten Juſtitute gefchah fernerhin durch, dem Kapitel 37 — 
zu Titel 19 und 20 — beigefügte, Ueberjichten. Im Jahre 1581/2 belief 
Jih die Summe der Betriebsausgaben der Suftitute, beitehend aus den Ars 
tilleriewerkftätten zu Spandan, Danzig, Deutz und Straßburg, der Geſchütz— 
gießerei zu Spandau, der Geſchoßfabrik zu Siegburg, dem Feuerwerkslabo— 
ratorium zu Spandau, ſowie den Bulverfabrifen zu Spandau, Hanau und 
Meg, auf rund LO Mill. ME, worunter rund 3'/, Mill. ME. Löhne ꝛc. für 
das Arbeiterperfonal; 1899 erreichte jene Summe die Höhe von rımd 36 Mill. 
Mark, worunter 14 Mill. Mk. Löhne 2c, für das Arbeiterperfonal; inzwischen 
war das Feuerwerkslaboratorium zu Siegburg neu zugetreten und Die Pultver— 
jabrif zu Metz weggefallen. Bon 1881,2 ab entbielt ſomit das Kapitel 38 
— Technische Juſtitute der Artillerie — außer den Bejoldungen und den anderen 
perfünlichen Ausgaben für das Perſonal der Inſtitute — Titel 1—8 bezm. 4 — 
63* 
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zunächft nur noch den übertragbaren Titel 4, bezw. 5 „Zur laufenden Unter- 
haltung der Gebäude und Betriebswerfe, und zu Eeineren Ergänzungsbauten“. 
Leßterer Titel, welchem ſchon 1881/2 die Anmerkung im Dispofitiv beigefügt 
war, daß die im eigentlichen Betrieb erwachjenden baulichen Ausgaben aus 
den Betriebgeinnahmen beftritten werden, erhielt 1886/7 die zu Kap. 25 Tit. 6 
erwähnte Ergänzung hinfichtlich der Grundftücdserwerbungen und 1894 5 eine 
folche wegen der Arbeiterwohnungen in Hafelhorjt bei Spandau; der Etats— 
ja betrug 1881/2 = 214,188 Me., 18599 = 209,521 Mk. Bei Titel 1 
find neu binzugetreten die Bejoldungen für das von einem Stabgoffizier ala 
Direktor geleitete Artilleriefonftruftionsbureau (jeit 1894/5) und das anfangs 
— 1890/1 — aus 2 Chemifern und 1 Phyſiker, 1899 aus 1 Direftor, 
2 Chemifern und Phyſikern, 1 Nendant und 1 Meiſter — Zivilbeamten der 
Militärverwaltung — bejtehende Militärverfuchsamt. Unter den fächlichen 
Ausgaben reihten fi im Jahre 1890/1 an der 1899 ſich auf 60,000 Me. 
beziffernde übertragbare Titel 6 „Für Verfuchsmittel aller Art, Injtrumente zc., 
Bibliothek und fonjtige aus Anlaß der Verſuche bei dem Militärverfuchsamt 
entjtehende Koften“ und 1893/4 der Titel 7, betreffend die Verwaltung des 
Gutsbezirks Hafelhorit (1899 — 25,900 ME.). 

Das Kapitel 39 — Bau und Unterhaltung der Feitungen — 
erfuhr 1886/7 mejentliche Wenderungen. In den Etat diejes Jahres wurden 
unter Titel 6 die Koften der neu errichteten, zur theoretiichen Ausbildung des 
Hortififationsunterperjonals beftimmten Feitungsbaufchule eingeftellt = 26,0UVOM. 
(1899 = 21,276 ME.); fodann erfolgte die Vereinigung der jeitherigen über: 
tragbaren Titel 5 — Dotirung der Feſtungen — und Titel 6 — Fixirter 
Zuſchuß zur Dotirung der Feitungen — in den einen übertragbaren Titel 7 
für Inſtandſetzungs- und Fleinere Neubauten an den Feſtungswerken u. j. w., 
weil die getrennte Verrechnung der aus den beiden erjtgenannten Titeln zu 
bejtreitenden Musgaben bei der gleichen Zweckbeſtimmung derjelben fich als 
undurchführbar erwiefen hatte; gleichzeitig erhielt diefer Titel hinfichtlich der 
Grundſtückserwebungen diejelbe Ergänzung, wie Titel 4 des Kap. 38 (Tit. 7 
1886/7 = 1,792,163 Mt., 1899 = 1,810,500 Mf.); endlih wurde das 
Dispofitionsquantum für die größeren technischen Pionierübungen mit 72,000 
Mart — Seither Tit. 8 — auf Kap. 23 Tit. 4 übertragen. Im Etat für 
1893/4 traten die beiden Titel 14 und 15 für die Militärtelegraphenjchule 
neu hinzu; infolge der Auflöfung der Inſpektion der Militärtelegraphie und 
Errichtung der Inſpektion der Telegraphentruppen, ſowie der Ummwandlung 
der Militärtelegraphenichule in eine Kavallerietelegraphenjchule fallen im Etat 
tür 1900 dieſe Titel, jowie Titel 13 „Militärtelegraphie“ durch Uebertragung 
auf andere Kapitel und durch Minderbedarf weg. Der Etat für 1890/1 hatte 
eine Neuorganijation des Feſtungsbauperſonals gebracht (Tit. 1 u. 2); das— 
jelbe follte neben den bisherigen Geichäften des Kafjen-, Bureau: und Material: 
verwaltungsdienstes auch die jogen. niederen Baugejchäfte mit einem gewiljen 
Grad von Selbjtitändigfeit übernehmen und allmählid) die Ingenieure und 
Zeichner des Zivilitandes erfegen; in der unteren Stufe beitand diejes Perſonal 
wie bisher aus Wallmeiftern Perſonen des Soldatenftandes), in den oberen 
aus Feſtungsbau- und DOberbauwarten (Beamte, entiprechend den bisherigen 
Aſſiſtenten und Sefretären). Mit der Veränderung in der Organifation war 
wegen der zunehmenden Vermehrung der fortififatorifchen Anlagen eine erbeb- 
liche Verſtärkung des Perſonals verbunden. Die dauernden Mebrfojten der 
nach und nach dDurchzuführenden Neugeftaltung berechneten ſich nad Abzug der 
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bisher für das Zivilperſonal der Fortififationen (Zeichner zc.) bei Titel 7 ver: 
ausgabten Summe auf jährlich rund 150,000 ME. 

Das Kapitel 40 — Wohnu ngögeldzufcüife — enthält jeit 1878/9 
im Dispofitiv die Anmerkung, daß der jeder Stelle gebührende Wohnungsgeld- 
zufchuß bei den einzelnen Ausgabefapiteln erjichtlich gemacht ift, und ferner, 
„daß Offiziere und Merzte der Stategorie I und II des Tarif zum Geſetz vom 
30. Juni 1873 den — —— nach dem Satze der Stelle, Offiziere 
und Aerzte der Kategorie III und IV des Tarifs nach der Charge, deren 
Gehalt fie beziehen, empfangen.“ Einem Beichluß des Neichstags zufolge werden 
ſeit 1880/1 in das Dispofitiv des Milttäretats nur die Dienftwohnungen der: 
jenigen Kategorien von Diffizieren und Beamten mit der Bezeichnung „freie 
Dienftiwohnung“ aufgenommen, bei denen die Dienftwohnung als Befoldungs- 
theil infofern anzujehen ift, al3 in Ermangelung einer Dienftwohnung in einem 
militärfisfalifchen 2c. Gebäude eine jolche ermiethet oder dem Berechtigten eine 
Miethsentihädigung in Geld gewährt werden muß. Bei allen übrigen In: 
habern von Dienjtwohnungen dagegen wird an Stelle des Dienftwohnungs: 
vermerfs der Tariffaß des zuftändigen Wohnungsgeldzufchuffes angegeben; die 
entjprechenden Ausgleichungen erfolgen bei dem Kapitel „Wohnungsgeldzuſchüſſe“ 
in den Erläuterungen derart, daß in den letzteren der volle Wohnungsgeldzu— 
ſchuß ausgeworfen und von der Summe der Betrag des infolge von Ueber— 
weiſung von Dienſtec. wohnungen vorausſichtlich nicht zur Auszahlung kommen— 
den Wohnungsgeldzuſchuſſes abgezogen wird; hienach ſtimmt die ſich ergebende 
Reſtſumme mit dem im Dispoſitiv eingeſtellten Betrag überein. 

Das jegige Kapitel 41 hatte 1877/83 mit der Nummer 40 unter der Ueber: 
Schrift: „Unterftügungen für aktive Militärs und Beamte, für welche feine be- 
fonderen Unterftügungsfonds bejtehen“ aus Titel 1: „gur Allerhöchiten Ver: 
fügung“ = 54,000 ME. und Titel 2: „Zur Verfügung des Kriegsminifteriumsac.“ 
— 16,800 ME. beſtanden; 1883 /4, bezw. 1885/6 war der übertragbare Titel 3: 

„ur Unterftüßung von Unteroffizieren, Gemeinen und Militärunterbeamten mit 
Familien“ — dieje Beträge waren vorher aus einem bejonderen, nicht etat- 
ilirten Fonds gewährt worden — mit 29,000 ME. zugetreten. Von Titel 2 
wurden in den folgenden Jahren, beſonders 1886/7, Beitände auf andere 
Kapitel übertragen, jo daß 1898 die Titelfumme nur noch 10,800 ME. betrug. 
Im Uebrigen waren jeit Bejtehen des Neichshaushalts noch eine größere An 
zahl von Titeln bezw. Kapiteln für derartige Unterftügungen dotirt. Die ſog. 

„Nemumerationen und Zulagen“ hatte bis zum Gtat für 1876 in der he 
fache der Neifefoftenfonds unter Nr. 3 enthalten; mit dem Etat für 1876 fiel 
hier diefer Poften weg und wurde die Gefammtfumme — 15,000 ME. auf 
die Kapitel 24, 25, 26, 27 und 29 übertragen. Nach und nah find noch 
bei weiteren Kapiteln Unterftügungs- und Nemumnerationsfonds zugetreten und 
hatten die betr. Fonds faſt durchweg eine Erhöhung erhalten. Namentlich 
wegen diefer Beriplitterung geſchah die Verwaltung der genannten Fonds 
nicht mach einheitlichen Grundfägen. Nachdem nun der Etat fiir 1898 Die 
Fonds zu Nemumerationen und Unterftügungen der Beamten mit Nüdjicht auf 
die eingetretene Gehaltserhöhung bei den übrigen betheiligten Zweigen der 
Neichsverwaltung ermäßigt und gleichmäßig bemeljen hatte, erfolgte für das 
Sahr 1899 in gleihmäßiger Anwendung der für die Zivilbehörden maßgeben- 
den Beitimmungen auch bei der Milttärverwaltung, bei welcher übrigens die 
Anſätze fir Remumerationen und Unterftügungen ſchon jeither im Allgemeinen 
nicht höher bemeijen waren, als bei den anderen Reichsverwaltungen, die Neu: 
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regelung der Fonds zu „außerordentlichen Vergütungen und Unterftügungen“. 
Hienach blieb Titel 1 des Kapitels 41 in der bisherigen Faſſung beiteben 
(1899 = 75,500 ME); der jeitherige Titel 2 fiel weg; deſſen Beſtand Fam 
bei den nachitebend bezeichneten Titeln in Zugang. Der nene Titel 2 lautete: 
„Zu außerordentlihen Vergütungen für die mittleren Beamten der Militär: 
verwaltung mit Ausnahme derjenigen des Kriegsminijteriums” (69,792 ME.). 
Es folgen die ütbertragbaren Titel 3: „Unterftügungen für die höheren umd 
mittleren Beamten der Miitärverwaltung mit Ausnahme derjenigen des Kriegs— 
minifteriums“ (205,916 ME) und Titel 4: „Zu außerordentlichen Vergütungen 
und Unterjtügungen für die Kanzlei- und Unterbeamten der Militärverwaltung 
mit Ausnahme derjenigen des Kriegsminiſteriums“ (220,655 Mf.). Die bei 
diefen Titeln 2—4 angejegten Beträge wurden bei den Kapiteln 14—39, aus- 
genommen die nicht betheiligten Kapitel 15, 17—21, 23, 30—32 und 34 ab: 
gejeßt; e3 verloren jomit jene Kapitel die für Remunerationen und Unteritüg- 
ungen angejegten Titel und erhielten die daſelbſt verbliebenen Titel zum Theil 
eine andere Nummertrung. Bei Kapitel 14 — Kriegsminiſterium — wurde 
der beitehende Titel 8 „Fonds zur Annahme von Hülfsarbeitern 20.“ neu ges 
regelt und traten an Stelle des jeitherigen Titels 10, entiprechend den vor: 
genannten Titeln 2—4 des Kapitels 41, die neuen Titel 1O—12 für die Be: 
amten des Kriegsminiſteriums. 

Der frühere Titel 3, welcher 1897/58, namentlich wegen des Wegfalls der 
bisher zur Unterjtügung von verheiratbeten Unteroffizieren mitverwendeten Ein 
nahmen aus den Nücdvergitungen der Hundeſteuer infolge des preußiichen 
Stommmmalabgabengejeges vom 14. Juli 1893, unter Zugrumdelegung eines 
Einheitsfages von LO ME. für den verheiratheten Unteroffizier 2c. von 70,700 Mk. 
des Borjahrs auf 145,000 DE. erhöht worden war, erhielt die Nummer 5 
und lautet jetzt: „Beihülfen an Soldaten und Yandwehrmänner, die einen Ver: 
luft an ihrer Habe erlitten haben, Unterftügung von Militärperfonen niederer 
Grade, Unteroffizieren und Gemeinen ohne Familie in befonderen Fällen 2400 MiE., 
Unterjtüägung von Unteroffizieren und Gemeinen mit Familie 145,000 Mit.“ 
(Sejfammtiumme 1899 — 147,400 ME). Wegen der anderweiten Gejtaltung 
und Gruppirung der in Nede ftehenden Fonds erhielt 1899 das Kapitel 41 
die Ueberfchrift: „Unterftügßungen und außerordentliche Vergüt— 
ungen an aftive Militärs und Beamte, für die an andern 
Stellen Unterſtützungs- und Vergütungsfonds nicht ausge: 
worfen find.” 

Das Kapitel 43 „Verſchiedene Ausgaben“ war 1877/8 aus folgen: 
den 3 Titeln gebildet: Titel 1 zur Gewährung von Entſchädigungen im Be: 
reich der Vülttärverwaltung, welche feinem der übrigen Kapitel des Militär: 
etats zur Laſt fallen u. j. w. = 15,900 Me. (1899 = 21,000 Mk.), Titel 2 
„Dispofitionsfonds jür unvorhergefebene Ausgaben, welche ihrem Gegenjtand 
nach feinem der übrigen Kapitel des Militäretats zur Laſt geftellt werden 
können“ — 39,825 Mf. (1399 — 49,000 ME.), und Titel 3 „Zu geheimen 
Ausgaben“ — 34,500 ME. (1899 — 34,500 ME.) Als Wirkung der neuen 
Sozialgefeggebung traten zu 1886/7 Titel 4 „Zu den Ausgaben infolge der 
Unfaliverjicherung“ = 20,000 ME. und 1891/2, unter gleichzeitiger Erhöhung 
der vorgenannten ZTitelfumme auf 70,000 ME. Titel 5 „Zu den Ausgaben 
infolge der Invaliditäts- und Altersverficherung“ = 300,000 Mk., ſowie 
Titel 6 „Zu den Ausgaben infolge der Krantenverficherung” = 150,000 if. 
Im Jahre 1898 wurden nach dem Vorgang der Marineverwaltung unter dem 
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übertragbaren Titel 7 „Zur Gewährung von Unterftügungen an das aus 
jächlichen Fonds der Kapitel 30, 35 (Tit. 9, 10 u. 22), 37, 38 und 39 des 
laufenden Etats bezahlte nicht etatsmäßige Betriebs: und Arbeiterperjonal, ins— 
bejondere zum Zwed der Unterjtügung, Alters, Wittwen- und Sinderverjorg: 
ung früherer, und zur Unterjtügung noch aktiver, nicht etatsmäßiger Ingenieure, 
Chemiker, Konftrufteure, Techniker ꝛc, Arbeiter und Arbeiterinnen in Fällen 
bejonderer Nothlage und Bedürftigfeit" 210,000 Me. (1’/,°/, der im Laufe 
eines Etatsjahres gezahlten betr. Löhne und Nemunerationen) mit der Anmerf: 
ung eingejtellt, daß aus diefem Fonds auch die Zufchüfje der Militärverwalt: 
ung zur Benfionszufchuß: und Wittwenkaſſe für die Arbeiter und Arbeiterinnen 
der Gewehrfabrifen und der Munitionsjabrif in der Höhe der Hälfte der Bei: 
träge der Arbeiter 2c. jolange bejtritten werden, bis dieſe Kajjen aufgelöft jind. 
Border waren joldhe Unterjtügungen in einzelnen, bejonders dringlichen Aus: 
nahmefällen aus den an ich hiefür nicht dotirten laufenden Betriebsfonds ge: 
währt worden. Außerdem werden nach der betr. Bemerkung im Etatsdis— 
pofitiv feit 1876 Unterjtügungen bewilligt für „Magazinarbeiter in bejonders 
dringlichen KrankHeitsfällen" (Kap. 25 Tit. 4) und iſt weiterhin im Etat für 
1900 durch entfprechende Bemerkungen im Dispofitiv der Kapitel 27 Titel 9 
und 10, 29 Tit. 12 und 15, fowie 35, Tit. 29, 44, 46 und 48 das bereits 
bestehende Verhältniß der Gewährung von einmaligen Unterjtügungen an die 
aus den betr. Titeln gelöhnten Arbeiter 2c. rechtlich anerkannt; das Gleiche 
ift der Fall Hinfichtlich dev Gewährung einmaliger Unterftügungen an Hinter: 
bliebene verjtorbener, zulegt für Rechnung der Titel 8 und 12 (Baufonds) 
des Kapitel 27 bejchäftigter Hülfsbaubeamten. 

Die Etatsjähe der vorerwähnten Titel 4, 5, 6 und 7 betragen für 1899 
(desgl. für 1900) 270,000, 240,000, 270,000 und 210,000 Mi. 

Mit diefem lebten Kapitel der fortdauernden Ausgaben gelangen unjere 
Erörterungen zum Abjchluß, mit denen wir unter Weglajjung dejjen, was uns 
für den vorliegenden Zwed weniger erheblich erichien, die Entwidlung der 
Etats des deutjchen NReichsheeres in ihren Grundzügen darzulegen verfuchten. 
Wir haben gejehen, wie der Organismus des Ddeutjchen Heeres unter dem 
Geſetz der Notwendigkeit allmählich) zu der jegigen Größe herangewachjen iſt. 
Gleichzeitig hat aber auch die Arbeit, welche der Haushalt dieſes Heeres be- 
ſonders bei feiner Veranfchlagung, Führung und Kontrole verurfacht, dermaßen 
zugenommen, daß fich die Frage aufdrängt, ob diefer Aufwand jachlich unbe: 
dingt nothwendig ijt oder ob fich Hier nicht eine wejentliche Verminderung er- 
möglichen ließe. Nach unjerer Auffallung wäre eine folche zu erreichen eines: 
theil3 mitteljt einer Durchgreifenden Vereinfachung jämmtlicher Gebührnifje der 
Dffiziere und Beamten, der Mannjchaften und Pferde von Seiten der Ber: 
waltung und von Seiten der Geſetzgebung durch ein vorwiegend von jachlichen, 
nicht von formalen Gefichtspunften ausgehende Neichsfomptabilitäts: und 
Nehnungshofgejeg, anderntheils durch einen zwar gejeglich feitzuftellenden, aber 
dem Wejen der Verwaltung Nechnung tragenden, logisch aufgebauten, klar und 
gemeinverjtändlich gefaßten Wirthichaftsplan. 


Miszellen. 


Die Geſchäftsergebniſſe der deutſchen Feuerverſicherungs-Aktiengeſellſchaften 
im Jahre 1899. Das Jahr 1899 wird in der Geſchichte der deutſchen Feuer— 
verſicherungs-Aktiengeſellſchaften beſonders ſchwarz angeſtrichen bleiben. Wohl 
mag es Jahre geben, in denen manche Geſellſchaften infolge von großen Brand: 
fataftrophen verhältnigmäßig höhere Entihädigungen zu zahlen hatten al& in 1899; 
faum aber dürfte ein Nahr zu finden fein, das auf allen Gebieten in fo gleich: 
mäßiger Weile jo verluftbringend war wie da3 leßtvergangene. Es könnte das 
auffallend ericheinen, da doch gerade im legten Jahr Handel und Gewerbe fait 
überall blühten; aber gerade hierin liegt einer der Hauptgründe für den Ichlechten 
Verlauf des Tenerverficherungsgeichäftd. Denn durch die hohen Anforderungen, 
die an die Induftrie geitellt wurden, find nicht nur die maſchinellen, jondern auch 
die menjchlichen Sträfte aufs Höchſte angeipannt, ja in Tages: und Nachtarbeit 
oft überjpannt, und das „Vorwärts, nur vorwärt3!” hat vielfach dazu geführt, 
die Aufmerkiamfeit in Bezug auf die Vermeidung von Feuerſchäden zu vermin- 
bern. Weiter führte die Profperität ‚der Induftrie aber zur Anhäufung großer 
Rorräthe an ganz oder halb fertigen Fabrikerzeugniſſen, an Rohmaterialien ꝛc. 
in den Lagerhäufern der inbuftriellen Etabliffements, wodurch felbitveritändlich im 
Falle eines Brandes der Umfang des Schaden® zunehmen mußte. Ueberhaupt 
liegt in bdiefer Anhäufung immenjer Werthe auf einem verhältnikmäßig Beinen 
Raum eine der größten Gefahren für die Feuerverſicherung, wie die großen Lager: 
und Maarenhausbrände der legten Jahre aufs Deutlichite gezeigt haben. Aus 
dem induftriellen und Waarenhaus-Geſchäft refultirt denn auch zum 
großen Theil das schlechte Ergebniß der legten Jahre; jedoch keineswegs aus 
diefem allein. In den meilten Ländern und beionderd in Deutichland iſt auch 
das landwirthſchaftliche Geichäft wieder außerordentlich ſchadenreich geweſen, 
was zum Theil darauf zurücdzuführen it, daß auch in der Landwirthſchaft die 
Anwendung mafchineller Arbeitsfräfte immer mehr an Umfang gewinnt. Leider 
liegt auch das Feuerlöſchweſen auf dem Lande noch vielfach im Argen, was 
um To gefahrbringender ift, als jih die Induftrie immer mehr aufs Land hinaus: 
zieht. Den PBerwaltungsbehörden bleibt auf dem Lande auf dem Gebiete des 
Feuerſchutzes jedenfalld noch eine große Aufgabe zu löſen. — In erichredender 
Weile nimmt auch die Sorglofigfeit im Umgeben mit Feuer und 
Licht zu, und zwar nicht nur in den gewerblichen Betrieben, jondern mehr noch 
in den Familien, jo daß die einfachen Haushaltichäden gleichfalls fih in auf: 
fteigender Nihtung bewegen, und zwar nicht nur der Zahl, fondern auch der 
Schwere nad, weil die Wohnungseinrichtungen 2c. immer reichhaltiger und werth— 
voller werden. — Erwähnen wir nun noch, daß die Blitzgefahr und die bös— 
willigen Branditiftungen in jteter Zunahme begriffen find, und daß die 
eleftriihen Licht» und Kraftanlagen infolge ichlechter Initallation und 
ungenügender Beauflichtigung mit ihrer Verbreitung auh von Jahr zu Jahr 
mehr Schäden, und zwar meiltens recht ſchwere Schäden verurſachen, fo haben 
wir damit eine Reihe von Faktoren, die die Zunahme der Brandichäden, aber 
nod) lange nicht den finanziellen Rückgang des Feuerverſicherungsgeſchäfts erklär— 
lih machen. Daß trog der nicht zu beftreitenden Thatſache, daß ſich die baulichen 
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Verhältniffe in Bezug auf Feuerſicherheit ebenfo wie die Feuerlöfcheinrichtungen 
überall, beionder® aber in den Städten, in bem letzten Jahrzent ſehr verbeffert 
haben, infolge der Wandlung, die fi innerhalb der legten Dezennien in ben 
Handeld-, Produktions- und Verkehrsverhältniſſen vollzogen haben, das Feuer: 
rifito wejentlih erhöht ift, darüber dürfte faum eine Meinungsverichiebenheit 
berrihen. Damit ift aber natürlich auch die Leiftung der Feuerverficherer ges 
ftiegen, und die natürliche Folge davon hätte jelbftverftändblich jein müffen, daß 
auch die Gegenleiftung der Berliherungänehmer, der Preis der Verficherung, d. i. 
die Prämie eine Erhöhung erfahren hätte. Die Konkurrenz, die fi bie Feuer: 
verfiherungs-Gefellfchaften untereinander machen, hat aber biäher nicht nur eine 
Erhöhung der Prämien unmöglich gemacht, ſondern hat die früheren, an fi 
ſchon unzureihenden Prämien noch weiter heruntergedrüdt, fo daß man heute 
geradezu von einer Schleuberwirthihaft fprehen muß. Dad Feuerriſiko durch 
Präventivmaßregeln dauernd herabzumindern, dürfte kaum gelingen; deßhalb 
müſſen aber die Prämien erhöht werben, um die Gejellichaften Teiltungsfähig zu 
erhalten — eine Forderung, die im Namen einer vernünftigen Wirthichaftöpolitif 
oeitellt werden muß, weil unſer geſammtes wirthichaftliches Leben die Feuerver— 
fiherung nicht entbehren kann. Seit einiger Zeit haben fich unſere deutſchen 
Feuerverficherungs-Gejellihaften bemüht, zu einer rationellen Prämienbemeſſung 
zurüdzufehren, und wir fünnen nur wünjcen, daß ihnen das gelingt, che es zu 
ipät ift. 

Die befannte Theorie von der Vertheilung und Auögleihung der Gefahr 
hat im legten Jahre aber nicht nur daran Schiffhruch gelitten, daß faſt alle Kate: 
gorien von Nijifen von zahlreihen und jchweren Schäden betroffen find, fonbern 
auch daran, daß ſich diefe Brandfalamität nahezu über alle Länder ausgebreitet 
hat, wenigftens über alle Länder, in denen unsere deutſchen Geiellichaften bireft 
oder indirekt thätig find. Obenan fteht hier leider Deutſchland, wo das in: 
duftrielle, Tandwirthichaftlihe und Waarenhausgeihäft große Opfer gefordert 
haben. Könnte man eine Statiftit für das deutſche Geſchäft allein aufftellen, 
was bei dem vorliegenden Material leider nicht möglich ift, dann würde fich 
jedenfalls ein ganz bedeutender Verluft ergeben. Die gewöhnlichen Mobiliarver: 
fiherungen haben zwar im Allgemeinen günftig, aber doch jchlechter al3 im Bor: 
jahre abgeichnitten, wa man daraus jchliegen fann, daß die Entihädigungsleift: 
ungen der fleinen Wereine, die ausjchlieglid oder doch größtentheild Mobiliar: 
verjicherung betreiben, gegenüber dem Vorjahr nicht unbedeutend geitiegen find. — 
In DefterreihsUngarn und in Italien dürfte das Geichäftsergebniß, ſo— 
weit ſich das feititellen läßt, gleichfalld negativ gemwejen fein. — Rußland 
weift zwar gegenüber dem Worjahr eine kleine Beſſerung auf, von der aber uniere 
deutſchen Gejellichaften, die am ruffiihen Geihäft nur im Wege der NRüdver: 
fiherung betheiligt find, nur wenig profitirt haben dürften. — Was Franf: 
reich anbelangt, jo find unſere deutichen Gejellichaften auch hier nur indirekt 
thätig, dürften aber aus dieſem Geſchäft einen fleinen Gewinn gezogen haben. — 
In England it das Geihäft im Ganzen gut verlaufen, und werben auch 
unsere deutichen Geſellſchaften, ſoweit fie daran direft oder indireft betheiligt find, 
hier Gewinn erzielt haben. — Für Skandinavien, beionders Schweden und 
Norwegen, die in den letten Jahren sehr günftig abgeichloflen hatten, ift das 
Jahr 1899 wieder eines der hier nicht ſeltenen Sataftrophenjahre geweien, To daß 
der Gewinn aus diefem Geihäft, wenn überhaupt einer erzielt ift, fiher nur fehr 
minimal geweien ilt. — Geradezu fataftrophal ift das Geihäft in den Ver: 
einigten Staaten von Amerifa geweien, an dem unſere deutſchen Gejell: 


Von der Nettoprämieneinnahme find at 


Nettoentihädig- | Erh der 
—2 —— gramienrelerven 


A * 
8. 
1,157,191| 49.4 


1,237,674 52.6 
2,342,011/1109.8 


Namen 
der 


Geſellſchaften 


Brutto⸗ 
prämien- 
einnahme 


MODE BART |Nettopräm ” 
Einnahme 





1. 2 | 


3 I | 
- Berlinifche 3,898,191| 1,556,904 3.9 2,341,287 
- Leipziger . 3,060,014 56.5| 2,353,832 


5,413,846 | 
Patriotiſche 3.269.148 1,134 9583 347 2,134,195 


Vaterländiſche 


Aachener und 


Münchener 


—— Bayer. H- und 


M-Bant . 


Colonia 


Magdeburger 


J 
% 


* 


J 


© 


J Sanfeatifche 


Deutfcher Phönix 
Preuß. National 


— Schlefiiche. 
Thuringia 


Hamburg-®remer 
Providentia . 
Oldenburger . 


—— Deutiche - 


Gladbacher 


BVreußiſche 


Meitdeutiche . 


4 Norddeutiche . 


Transatlantische 
Union . 


Nachen-Leipziger 
Teuer-A.-Co.v.77 
Rheinland 

Rhein u. Mofel 
Alfatia 


7,182,787 
| 


16,541,210. 


| 
| 





3,817,503 


7,218,751 





49.1, 3,965,284 


ws 9,322,459 


| 
10,669,196 3,459, 068,32 4| 7,210,128 


6,608,553| 3,132,395 47.4) 


3,476,458 


2,918,996 


73.6 


5,878,291 


3,985,104 
2,026,166 


27,361,701 10, 963,525 40. ı) 16,398,176|12,159,852) 


6,778, 173 3,098,261| 45. 


5,837, 844 
4,266,284| 2 


8,257,976. 


8,745,268 
3,354,078 


984,749 


1,649,025 
4.932,501 
2,241,768 


3,278,674| 


8,010,644 
7,431,940 


2,292,310, 


2,106,154 


1,984,313 


1,683,600 


1274 429 
2470,350 


5 522 ‚842 





2,032,320': 


2,223,938)51.9 
3544 770 


3,148,754 
1,291,232 
279,756 
944,823 


2,654,556) 


630,049 
1,694,148 
5,372,777 
4,118,079 
1,087.393 
1,195,766 

754,162 

783.337 

702 ‚832; 

977, 147 

108,259) 


 3,679,912 
* 3.805,524 
2 2,052,346 
4,713,206 
5,596,514 
2,062,846 
704,993 
704,202 
2,277,945 
1,611,719 
1,584,526 
2,637,867 
3,313,861 
1,204,917 
910,388 
1,230,151 
900,263 
571,597 
1,893,203 
414,583 


429 
‚36, 0 
38.5 5 
284 
97.8 
538 
28.1] 
51.7 
67.1 
55.4 
47.4 
56,8 
38.0 
‚46.5 3 
55.1 
23.4 
20,7) 








1,861 ‚310 
2,118,129 
1,237,807. 
2,808,539 
3,396,233) 
950,722 
334,281 
417 ‚20 
1,523,037 
926,660) 
1,081 ‚92 
1,668,832 
2,265,461 
681,386. 
590,910. 
885,905 
723,892) 
374,189 
1,444,858 
310,691 





74.9 


3,911 ‚2702| 1,550,435,39.6, 
2,583,657) 346,0: 53.18, 4, 2,237,604| 2,009,768 
209,045 


125,392'60.0| 83,653 7,908 


166,352,258 72,597,352.43.6/93,754,906[61,198,065) 
152,397,027 68,491,643. 44.9 83,905,384|48,259,603 
137,883,768 61,559,552 44.6 76,324,216|42,698,417 
126,741,376 56,466,971 44.6 70,274,405[89,339,114 
123,380,908 53,627,556 43 5 69,753,352]45,054,780 
121,404,444,52,116,374 42.9,69,288,070[39,050,530 


A 


Siübddeutiche . 
Kosmos 
Badilhe . 


Zuſammen 1899 
1898 
1897 
1896 
1895 
1894 


2,361,267| 1,917,780| 81.2 
89.8 


9.4 


65.8) 4,145,414| 4.4114,569,180|155 
57.5 4,004,285| 4.8112,840,466) 
56.0) 3,596,183| 4.711,261,3%4 
56.0 1,828,744| 2.6) 9,909,705 
64.6 1,783,240| 2, 10,111,479 

56.4 2,794,411 9,95€ 














Miszellen. 


949 

















































































































d in Prozent der Nettoprämie verwendet für Prämienüber | Neben- Binfen, || Gefammt- 
* El | geiftumgen f. | Kturäverluft - y 2 Beben — 
— | ee. | | GemenAg | tbfchreibungen ren —— nahmen | 1899 
4 %| MA || MM 1% MM | — I} MM. 
— 1. I! ı6 Im] _ 18 l1e.l Im. 2 31 
>6,089| 24| 3839,862114.5| 610703 61,740 2 319, 189 18.6 20,576 148.235) 488,000 
142,609) 6.1) 228,118] 9.7 18,770 0.8 02 634,649 '26.9| 24,044] 415,447) 1,074,140 
332801 8814 41 — — "5,000. 0 — 399,305 18.7)1 — 7,153i— 392.152 
96,533 2.4 518 314118. ı 27,861| 0.7, war 20 — 67,983 1.7j 23,694 364.193 320,134 
| ! 
93,210 1.0) 772,545 19 — 0.2 367,228 3.91 82,620 055,011 1,105,454 
— 08 497,740) 6.9 60,689| 0.8 5,186. 0.1] — 262,410] 3.6) 45,327| 129,971] — 87,112 
134,302| 3.9, 394 ‚916,11.4 21,228 0.6 157,714 45/  463,404113.3| 30,173] 538,632) 1,032,209 
345,085] 2.1| 1,081,017| 6 8.105,418 0.6 374225 23 — 1,185,559) 7.2|132,901| 561,608 — 491,050 
87,908 2.4 493,14713.4 4847 011 25,855) 0.7 417,649.11.4| 88,506| 312,555 818,710 
108,886 2.9 361,818 9.5| 3,88810.1] ? _ 131,326) 34] 23,158| ? | 154,484 
57,208 2.8| 281,233113.7] 9,695 0.5 5.055 0.2)  249,496112.2] 27,840| 9,695, 287,031 
119,790 2.6 496,848 10.5 4,645] 0.1 ? — 170042 3.6| 44,533| 98,635, 313.210 
134,985| 2.4) 878.523,15.7] 4,14110.1) 17,630 0.3) 52,011 0.9| 34,235| 308,685, 389,931 
69,225 3.4 177,136 86 6,543 03 58,586) 261 888,074 188—1 42,961] 64,099, 495,134 
21,844| 3.1, 105,34815.0| 2,553/04 16,115) 2.3 60,270) 8.5] 10,395] 104,183. 174,848 
20,700 2.9) 166,705.23.7] 9620.11 39,852] 57 — 1,391 0.2] 10,289 66,061) 74,959 
28,363 1.2 294, ‚325112. 9 11,622)0.5 33,510 1.51 — 84,466) 8.7| 35,492| 103,356 54,382 
18.5791 0.9) 170,92810.6 454 —| 82,363 511 81,104] 5.0] 3.0301 55,211) 139,345 
28.027 18| 330,066 20.9) 2,878 0.2 26,994| 1.7] — 179,622 11.4] 41,673 103,368, — 34,581 
106,1891 40 560,79221.2 29,28110.9 11,889] 04 — 3.464, 0.1| 30,784| 152,147 179,467 
38,847| 1.2 573,611117.3| 14,761) 0.44 48,790 1.5 199,487 5.8| 8,861] 186,407) 2,781 
24.307201 23521411951 1,735|0.1 64,813] 5. 15.777 1.3| 16,118] 80,271, 112,161 
8,224 0.9 177,394 19,5 2311 03 8,494| 0.9 13,645) 15] 4406| 69,698 87,749 
15,158! 1.2] 106,806, 8.7] 1441 0.1 97,471) 7.9) — 95,852| 78| 1,532 46,969| — 47,351 
? | 235433862 ? |? | 5,780| 0.61 — 87,342) 9.7] 7 27,276, — 60 066 
16.4011 2.9 128,548 22,5) 2,602 0.5 1,967 0.3 2,546| 0:5| 24,567 102,252; 129 365 
47319125] 148,779 79) 7 12 29,812 1.5) -—191,528101] 9; 257,401 65,873 
8,568 2.11 31,444 77 ? |? 2390 051 —4l, 578 100] ? ' 90,570, 48,902 
24,209| 1.0, 412,19217.5] 1,703 01 65,341) 2.8) — 709, 147 30.0 20,785  68,349,— 620,013 
5,583 03 66840 85) — — 500: 0.0) — 299445184] — | 11,088 285,407 
162] 0.2 2 49624593) 1,125113) 29,6703544 — 57, 921,69.1| 7,5651 50,856; — 
917,426) ‚20 10,352,710,11.0,704,304 08) 1,365,95 215) — 493,095] "0 51836,060 5.184.662 | 5,527,627 
509,790 19} 6,649.274.11.5]794.037, 09 633,494 0.8 6,114,435 7.31792,428)5,999,816 12,906 67) 
106 148) 1.8) 8,989, 492 11.8.643, 255,08 869,852] 11 6.863,945. 9.0[741,264 5,897,795 13,503,004 
330,468 19 8,453 ‚241112.0,648, 382 0.9 604,441 0.9. 8,165,310 11.6]708,817,5,511,950 14,386,0%% 
261,995) 1.8 8,015,275 11.5. 724,463. 1.0} 538,121) 0.8, 2,263,999, 3.2 709,629 6,110,282, 9,084,010 
396,656 2.0) 7,763 soon? 2.715,166 1.0! 7,208,404|10.4]642,660 5,801,184 18,152,198 


| 


403,023 0.6, 


I 





Mis 


950 


DLO'SIE—OBRORLR 


008 vol — 
00951 — 
117'Y 
000°09 — 
868 
990°09 — 
19808 — 
000°51 
000'°1 
0008 — 
188'88 — 
£92'74 


sıa LE — 
908 88 
000.08 
SEE 991 
000'0% 


000%, 
FrE'90l 


020168 1— 


866 61 — 
gr8’sol 
F90'661 
Lr9 IEL 
000 96% 
Lar'zıl 
000 *0 








a a 
ee 
6681 12a 
stpvamt! | * — 
DET u uoanoſoſh· AS n-Jonduy 





] 





| 


gaLar 
BrO'BIF“I 


“16, PR 


| 


*49 
92 LH 
000° 88 


6601 
00°08L 
19'999 
eLerE 
000'009 


—2— 


0 


048649 


Get 16a I 
982 7647 
az88 06*71 
000'% Gr0 
000° Or : 
0002,61 
219297 
086 60 
066 FI6 8 
og 
£06'689'9 | 
3o8'r80'% 








‚ash l 181 


— 





93 


6“ 


006 POL 
00851 
rer 
Er0 8Lr I 
290 #83 
02899 
op8'69 
000218 
000650 
086 0311 
000'0%L 
000'06L 
c9P'887 
000009 
Gac'gRg 
920861 1 
987* 183 
0280.71 
& 000's I TE 
000°0FL I 
000006 I 
IgLaSIE'Z 
00 82 
ẽto 90 6 
988 164 
LIE 86 
6049186 
000 940 
866114 
LI FOE I 





o6 ren’ vL Ip PorIr 870 


u 
0% 
9 

9 


— 19 1% 
0 0 000 008 
— — — — 
GE 11906 

98 195818 

EC 1008'33 

29 100935 

6r 190883 


T 
IR 
0% 
'9L 
6 
00 
L 
IT 
r£ 00073 — Fr 
— 
I 
8 
0 
y 
08 
5 
L 


9 
L 
12 


— erI | 
23 |LII’83 
© &1190L.911 
vr |oso're 
£9 \96€'E9 
13 0001 — 
+48 | 
HrRcH 
000081 | 6 
<BR al | L 


Ir 
89 
LS 
IS 
0% 
19 
0% 
= 
0 


r& 
6° 
6& 


62 
SG 
Li 


Be 





22 [6 “sl Ur 
6TTI0LLHZE | S18 
gELFIZEOE 689 


Le 808 80 | EB 
10 less 9E8 
VIIIFLOGFT ErC 


98 861 4/93 608 
Er JIEETI 019 
EC 00009 — TE 


e0 8689 
LS 536*6681 


ou 


Da u [una 

(Gugvuas —) | 50% 
8681 wabad RR 
stpvant 


Gl 





or nur’ — 800 reli 56 


vr or 
00005 l 
69T 088 
14769 
168°160'1 
Lbz sch 
000098 
996° Ki € e 
000' ‚089 
000'269 
888.002 1 
#86 1281 
E66 816 
89 908, 
850 6, 0 I 
6 000° 069 
mo, IF 
—691 
000061 6 
FAR rd 


\SLOLSSITIEZ 


20T 107€ 
DEE LETZ 
Ss06l6! 
FIT st 63 
EFTEIGE 
9. Fre L 

188617 
000'0L0°1 


TISI FET’980’E 


IS 86T 





mjo qv 





6681 


000008 
«cr’089 
£17'098 
sgL’gso'I 
L6F 08r 
008 LEE 
091 687 
000'039 
000'91L 
erL00r1 
198865 1 
LER TOR 
286858 
380 9101 
000600 
068618 
180°66%/ 1 
VO0000E 
EL rel 
‚E6H POTT 
eg. 1LL'% 
911 38338 
sr 16* 
0TE'C06 7 
LEE TIEF S 
*ᷣ28083 
9006803 
0000611 
Erste 
eẽt gocui 


| ſ 





ı malgu 
| 8681 
u⸗aaaolo⸗uauutvaꝙ · ON, 





* 608 
06008 88 
086*080 
5% 960 11 
ws |66L.94 — 
TL jası'98 
r<ı G8L 706 
G8 88, SSı 
g88 |829'99 
66 56118 — 
eo 1066 96F 
Ba1l8rL 218 
L’ETILIS’EHE 
19 |LH0'621 
EETI99L'6L8 
81 De 
ı8 |eLdC 
er —— 
001817961 
9:4 ILSTIFF 
GE Kaas Frl 
oTI ser’ JAH 
SE | a 
08€ ‚007 BL 
6% 76989 
664907068* 
59 69 696 
Ge ‚127807 
PSTHSTN 
re 84H 97 


LFI TIEF IS 


Ei; 

Aihvug — 
8681 Uadad 
sipvpain 


fa | 


ugpmmg)- unuvi ounag 


0'605 
169 686° 
Z0L.II6E 
er8'23% 
cg.0LF G 
6a*281 
— 
818786 1 
PST90T 
018 768% 
OB TER L 
79 010'8 
HLIBLEE 
1892 res 
| 106 266. F 
30 6491 
\6FL +86 
830 FEEE 
Bene 
ar ! 6 LSE 58 
88 993*4 
Frhr Less 
ELI 8LL’I 
10'198 13 
88099 
961 — 
oa lh“ 9 
L8L a8. 
SFT 607 & 
grS EL F«% 
IHT 868€ 








"HG 


6681l 


ve BlRez zer Lo Lanze 


8rL’00r T 
18L.'908 8 
9rLTIe 
erl Lac’ 
LLZOGTT 
31883301 
39 8a81 
9.766607 
808 883 
0667169 
968 81 
98 I88 3 
1a. '211'3 
GEL see r 
GL0’61.9 1 
IL 6r6, 
88158 
0ER 
(618 H18 2 ' 
IS ‚Ict F 
IITL —— 
FI93 
| LIE BELEG 
191 078,9 
166 8:2 
iur ii “ 
IIEGLEL 
LFE'LOD‘ : 
‚E60°L81'C 
092 916 





3681 











ıl: wong 


pl 
“golsoy 
pmagaıD 
’ * . . ” * vyv| R 
plo qun iph⸗ 


. * ” ” * quojm 
LıgT uoa 'o Age sank 


29dırdıaz-uaporg 
"atpiqvalung 
re om 
oaApſuuvnosuva 
oPlin⸗doao 
oꝙunodlogð 
rn pjmangk 
* a0(pvgquJg) 
oꝙmoag 
aobanquaog 
vuuaqaoag 
aamaagg=bangumeg 
vidirungg 
Apuapꝰ 
uuouv qꝙ ↄaꝙpaũnoagh 
“Aue ping, 
auıngrauprg 
"0° MOON) 
JUDE 1 ac uotvg 
* BUMPUINGK I aauapvſg 
play ıuyg 

tr PINOLINO: 
j : EPIUTHIAM 
NP EI 


* ‘ * 


4 


uarvpiioo—— 
10 
uomvg 








II >y2guZ 


eins — m Be 


Miszellen. 951 


ſchaften augenblidlich in recht weitem Umfange betheiligt find. Bekanntlich haben 
fie vor einigen Jahren, als dad deutſche Geihäft fo bebeutend zurüdging, jenes 
Land in der Hoffnung aufgefucht, ihre fchlechten deutichen Gewinnrejultate aus 
dem amerikanischen Geſchäft aufbeffern zu können. Diele Hoffnung ift aber nicht 
in Erfüllung gegangen; im Gegentheil ift das bi! vor wenigen Jahren fo ge 
winnreihe Geſchäft in den legten beiden Jahren in das birefte Gegentheil ums 
geichlagen, jo daß im Jahre 1899 wohl feine deutſche Gejellihaft aus dieſer 
Quelle Gewinn erzielt haben wird. Leider ift auch wenig Hoffnung vorhanden, 
daß ſich die dortigen Verhältniffe bald beflern werden. — Was die übrigen Länder 
anbelangt, jo fommen dieſe für unfere deutichen Gejellichaften im Allgemeinen 
weniger in Betracht; joweit fie dort aber arbeiten, haben fie nad) den Geſchäfts— 
berichten auch befriedigende Nefultate erzielt. 

Wir veröffentlichen zwei größere Tabellen über die von ben 31 deutichen 
seuerverficherungs-Aftiengelellihaften im Jahre 1899 erzielten Geihhäftsrefultate, 
und zwar bringt Tabelle I (j. S. 948) den Jahresbetrieb der behandelten Ge: 
jellfchaften zur Darftellung, während in Tabelle II (welche zugleich mit dem 
Schlußartifel gebracht wird) das Jahr 1899 in einigen wejentlichen Punkten mit 
dem Jahre 1898 verglichen wird. Zur leichteren Beurtheilung find den abjoluten 
Zahlen überall die NRelativzahlen hinzugefügt. 

Bergleiht man nun die in Tabelle I zur Darftellung gelangten Iahreser- 
gebniffe der einzelnen Gejellihaften mit dem Vorhingeſagten, To könnte es fait 
icheinen, als hätten wir übertrieben oder doch in unzuläfliger Weife verallgemeinert ; 
denn wir finden unter den Gejellichaften jolche, die 12 Proz. und mehr, ja fogar 
über 26 Proz. ihrer Nettoprämieneinnahme ind Verdienen gebracht haben, ein 
Reſultat, das jelbft jehr hoc geichraubten Anforderungen genügen fünnte. Da: 
mit wird unjere Charafterifirung der Geſchäftslage des fetten Jahres aber durch— 
aus nicht widerlegt. Es muß nämlidy berüdjichtigt werden, daß unſere Statiftif 
nur den Jahresbetrieb der Gejellfhaften für eigene Rechnung, nicht ihren ge 
jammten Sahresbetrieb zur Darftellung bringt, weil legteres nach dem zur Ver: 
fügung stehenden Material leider nicht möglih it. Dazu müßten die Gejell: 
ſchaften mindeftens, wie dies 3. B. in Oeſterreich vorgejchrieben ift, auch die Anz 
theile der NRücdkverficherer an den bezahlten Entihädigungen, an den Schadenrejerven 
und an den Prämienreferven in ihren Abrehnungen aufführen, wa3 aber nicht 
geichieht. Nun machen aber unfere deutichen Gejellichaften im Allgemeinen einen 
jehr ausgedehnten Gebrauch von der Nüdverfiherung, und zwar naturgemäß in 
eriter Linie bei den großen und ſchweren imduftriellen, kommerziellen und land: 
wirthichaftlihen Nijiten, die, wie wir fagten, im letzten Jahre ganz beionders 
von Schäden betroffen find. Wir könnten alfo Icon hieraus jchließen, daß das 
Schabdenprozent der Niüdverficherer bedeutend höher war als das der Pireftver: 
jiherer, auch wenn uns die Abrechnungen der erfteren dieſe Vermuthung nicht 
ausdrüdlich beftätigten. Gerade die Gejellichaft, die dein obenerwähnten hohen 
Gewinn von über 26 Proz. der Nettoprämie erzielt hat, nämlich die „Leipziger 
Feuer-Verſicherungs-Anſtalt“, kann als Beweis für dem ſchlechten Verlauf des 
Jahres 1899 dienen. Es iſt befannt, daß die genannte Gefellichaft ein aus— 
gefucht gutes Geſchäft befigt und in der ausgiebigiten und vorfichtigften Weile 
von der Rückverſicherung Gebrauch macht — im legten Jahre hat fie nicht weniger 
al8 56.5 Proz. der Bruttopränie für Nüdverliherung verausgabt, obgleich fie 
ein bedeutendes Geichäft niedrigiter Gefahrenklaile beſitzt! — trotzdem ftellten ſich 
die Schäden bei ihr auf 52.6 Proz. der Nettoprämie, ein Sat, der als außer: 
ordentlich hoch zu bezeichnen ift. — Selbſtverſtändlich kann man die Lage des 


952 Miszellen. 
Geſchäfts aber nicht nach einer einzigen Geſellſchaft, ſondern nur nach der Ge— 
ſammtheit der Geſellſchaften beurtheilen, und da beſtätigt unſere Statiſtik vol: 
ſtändig unſere Darſtellung. Bon den legten fünf Jahren vor 1899 — während 
diefer ſechs Jahre haben die Gejellichaften in gleiher Weiſe abgerechnet, jo das 
die Zahlen untereinander vergleichbar jind — war das Jahr 1895 das un: 
günftigfte; doc war es bedeutend beffer als das legte Jahr. In 1895 haben 
die Gejellihaften bei einer Nettoprämieneinnahme von 69,753,352 Mark doch 
noch einen Weberihuß von 2,263,999 Mi. = 3.2 Proz. der Nettoprämien er: 
zielt; im legten Jahre haben fie dagegen bei einer Nettoprämieneinnahme von 
93,754,906 Mt. 493,095 Mt. = 0,5 Proz. baar zugeiegt. Daraus folgt 
aber, dab die heutigen Prämien zur Dedung der Schäden und nothwendigen 
Ausgaben nicht mehr ausreichen! 

Die Einrihtung der Tabellen ergibt ſich aus ihrem Kopf und bedarf Feiner 
weiteren Erläuterung ; nur zu der Spalte 6 ber Tabelle I: „Nettoentihädigungen 
inkl. Schadenreferven” müſſen wir eine Bemerkung mahen. Die in dieſer Spalte 
aufgeführten abfoluten Zahlen berechnen fid) jo: In 1899 bezahlte Entſchädig— 
ungen + Scadenrejerve auf 1900 — Scadenrejerve aus 1898. Das Sailer: 
liche Statiftiihe Amt hat in feinen Statiftifen als Jahresichäden die für Schäden 
des Berichtsjahres gezahlten Entichädigungen zuzüglich der am Jahresſchluß für 
ichwebende Schäden refervirten Beträge eingeftellt und die aus der Schadenrejerve 
des Vorjahres fich ergebenden Weberihüife in die Jahreseinnahmen aufgenommen. 
Wir halten die von uns befolgte Methode, wenn man nicht die einzelnen Poiten 
getrennt aufführen will — was wir unterlaflen haben einmal der Raumerfparnis 
und dann der leichteren Weberficht wegen —, für richtiger, und zwar abgeiehen 
davon, daß einige Gejellichaften die für die Methode des Statiftiichen Amts er: 
forderlihen Angaben in ihren Geihäftsberichten nicht machen, aus folgenden 
Grunde: Es ift unmöglid, die Schadenreferve auf Heller und Pfennig genau zu 
berechnen; die Gejellichaften ftellen fie deihalb in ihre Abrechnungen vorfichts: 
halber mit einem höheren Betrage ein, als ſchließlich zur Abwidlung der jchmwe: 
benden Schäden erforderlidy ift — von der Scadenreierve des Jahres 1898 
haben 3.8. 25 Gejellichaften, die die betreffenden Angaben machen, fait 18 Pros. 
erfpart — ; die Schäden würden alfo zu hoch ericheinen, wenn man die ganze 
Scadenrejerve mit zu den Jahresichäden rechnete. Dagegen iſt bei der von uns 
angewandten Methode anzunchnen, daß fi) die zu viel rejervirten Beträge ber 
beiden in Berechnung fommenden Jahre wenigitens nahezu ausgleihen; und die 
Erfahrung der legten fünf Jahre but dies denn auch ausdrüdlich beitätiat. 

Was nun im einzelnen das Gejchäft der deutichen Feuerverficherungs-Aftien: 
gejellichaften, von denen übrigens 15 auch nod andere Branchen betreiben, an: 
belangt, jo darf wiederum die hocherfreuliche Thatſache fonftatirt werden, dat der 
Geihäftsumfang abermals eine bedeutende Erweiterung erfahren hat. Ueber 
die Bewegung der Verſicherungsſummen geben die Geiellichaften allerdings 
feine oder nur ungenügend Auskunft, jo daß ihr Geihäftsumfang leider wicht 
genau feitgeitellt werden kann; aus der bedeutenden Zunahme der Prämien darf 
man aber auf eine beträchtliche Erweiterung jchließen, da von einer Erhöhung 
der Prämien im Jahre 1899 noh nichts zu fpüren geweſen ift. Insgeſammt 
it die Bruttoprämieneinnahme um 13,955,231 ME. geitiegen, wobei 
allerdings zu beachten iſt, daß ein großer Theil diefer Steigerung aus indirekten 
Geſchäft rejultirt, mit dem ſich manche Gejellichaften neuerdings, vielleicht mebr 
als gut ift, befaſſen. Wie Tab. II zeigt, hatten vier Gejellihaften im legten 
Jahre eine niedrigere Prämieneinnahme als im Jahre 1898, die anderen eine 
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größere. Beſonders hervoritechend ift der Zuwachs bei der „Bayeriſchen Hypotheken— 
und Wechjelbanf” und bei dem „Kosmos“, der hier aber zum großen Theil aus 
Nüdverficherungen ftammt. — Die Ausgaben für Rückverſicherung find pro— 
zentual etwas zurüdgegangen, infolgedellen die Nettoprämien verhältnigmäßig 
jtärfer geitiegen find als die Bruttoprämien. — Aus der folgenden Lleinen Auf: 
ftellung ift zu eriehen, wie fih das Geſchäft der deutichen Feuerverjicherungs- 
Aktiengeiellihaften in den legten 6 Jahren entwidelt hat. Es betrugen 
im die Bruttoprämien die Nettoprämien 
Jahre insgeſammt Zuwachs insgeſammt Zuwachs 
1899  166,352,258Wlf. 13,955,231 Mt, 98,754 906 Ml. 9,849,522 ME. 
1898 152,397,027 „  14,513,259 83.905.384 = 7.581.168 u 
1897  1837,883.768 „  11,142,395 76,324,216 „ 6,049, 811 „ 
1896 126,741,576 „ 3,360,468 70,274,405 „ 521,053 „ 
1895 123,380,908 „ 1,976 ,464 69,753,352 „ 465,282 „ 
1894 121,404, ‚444 — 5,163, sıl 69, ‚288,070 2,566, 242 „ 
Näheres über Die Brämieneinnahmen der einzelnen Geſellſchaften iſt aus den 
beiden Tabellen zu erſehen, auf die wir deßhalb verweiſen. Die Tab. I zeigt 
auch, in welchem Umfange die einzelnen Gejellihaften von der Rüdverficherung 
Gebraud; gemadt haben. 
Die Brämienrejerven Haben fih insgefanmt um 4,145,414 Marf 
— 4,4 Proz. der Nettoprämieneinnahme (1898 um 4.8 Proz., 1897 um 4.7 Proz‘, 
1896 um 2.6 Broz3., 1895 um 2.6 Proz. und 1894 um 40 Proz.) erhöht 
und ftellten ſich für alle Gejellihaften zujanımen auf 62.8 Proz. der Nettoprämien 
gegen 64.5 Proz. in 1898, 66.0 Proz. in 1897, 67.6 Proz. in 1896, 66.6 Proz. 
in 1895 und 65.4 Proz. in 1894; fie find aljo in den legten Jahren prozentual 
gefallen. Bei den einzelnen Gejellihaften ift die Prämienreſerve außerordentlic) 
verschieden hoc bemeflen, wie aus der Tabelle II zu erjehen ilt; dad Minimum 
und das Marimum liegen um fait 100 Proz. der Nettoprämie auseinander. 
Wie hoch die Prämienreferve fein muß, läßt fih allgemein faum jagen; das 
hängt zum großen Theil auch von der Zujanımenjegung des Geſchäfts ab. Ge— 
wöhnlid nimmt man an, daß 33.33 Proz. der Nettoprämn das Minimum 
bilden, aber doch noch genügen. Danach wäre die Prämienrejerve aljo bei allen 
31 Gejellihaften hinreichend, bei den meilten jogar jehr hoch bemeſſen. Wie fid) 
die Prämienrejerven in 1899 gegenüber 1898 verändert haben, zeigt die Tab. II. 
leber die Schäden haben wir im allgemeinen ſchon geiprocden; die Ent— 
ſchädigungen haben eine größere abiolute Zunahme erfahren als die Netto: 
prämien. In Tab, I find die Jahresichäden der einzelnen Gejellichaften auf: 
geführt und angegeben, wie ſich dieje zu der Nettoprämieneinnahme ftellen. Man 
jieht daraus, daß die Schadenfüge bei den einzelnen Gejellichaften ſehr weit aus— 
einandergehen, was fih aus der Zuſammenſetzung des Geichäft3 und dem — 
größeren oder geringeren Glüd der Gejellihaften erklärt. Insgeſammt ſtellt 
jih der Schadenjag noch merklich höher als in dem biöher jchlechteiten Jahr 1895. 
Um indeß eine richtige VBorftellung von der Höhe der Schäden zu befommen, muß 
man die Jahresnettoihäden, wie fie in Tabelle I aufgeführt find, den Jahres: 
nettoprämien, d. h. den Nettoprämien abzüglich der Präntienreferve-Erhöhungen, 
gegemüberftellen, weil legtere den Geiellichaften thatſächlich zur Defung der Schäden 
nicht zur Verfügung geftanden haben, und dann erhalten wir für die legten 
6 Jahre für alle Gejellichaften zufammen, folgendes Bild: 


x 


az 2 2% 


Jabresnettoprämien Jahresnettoſchäden 
1899 . . . 88,609,492 MI. 61,193,065 ME. = 68.29 Prozent 
1898 . .. . .. 79901,099 „ 48.259,603 „ = 6040 Ä 


1897 °... 0... 72,728,033 „ 42,093,417 , 58.70 ” 
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Yahresnettoprämien Jahresnettoichöden 
186 . .. 2.0. 68,450,661 Mt. 89,839,114 „ = 57.47 Prozent 
1895 . . .. . 67970112 „ 45,054,780 „ = 66.29 < 


1894 . .... 0... 66,493,659 „ 89,050,580 „ = 58.73 — 


Alſo hienach war das Jahr 1899 noch um genau zwei Prozent ſchlechter 
als das Jahr 1895, und der Schadenſatz hat bereits die Höhe erreicht, bei der 
an Gewinn nicht mehr gedacht werden kann, wohl aber um die dauernde Leiſt— 
ungsfähigfeit der Geſellſchaften gebangt werden muß. Sämmtliche Berufsſtände 
bedürfen aber in gleicher Weile einer ſtarken und leiſtungsfähigen Feuerverſicher— 
ung; und beihalb muß e& die Sorge der Geſellſchaften fein, dieſe Leiftungsfähig- 
feit zu erhalten, reſp. wieberherzuitellen. Bon welder Bedeutung die Feuerver— 
fiherung für unfer gefammtes Wirthichaftsleben ift, läßt ſich am beften daraus 
abnehmen, daß die deutichen Feuerverſicherungs-Aktiengeſellſchaften in den lesten 
6 Jahren für eigene Rechnung nicht weniger ald 275,590,509 ME. (= 61.91 Proz. 
der 445,153,056 ME. betragenden Nettoprämien) an Entihädigungen bezahlt 
haben, wozu dann noc die bebeutenden Zahlungen der Nüdverficherer hinzu: 
fonmen. 

Die Ausgaben für Proviſionen (abzüglih der Nüdverfierungsprovi- 
fionen) und Verwaltungskoſten, über die die Tab, I nähere Angaben ent: 
halten, find gleihfall® bei den einzelnen Gejellichaften fehr verichieden, je nachdem 
die Gejellihaften in mehr oder weniger erheblihem Mate am ausländiichen (im 
allgemeinen theureren) Geichäft beiheiligt find oder ihr Berficherungsbeitand ſich 
aus fleinen Mobiliarverficherungen oder großen gewerblichen Berfiherungen zu: 
janımenjegt; auch wirft die Nüdverficherung, und zwar die NRüdverficherungs: 
provifion hierauf ein. Für alle Gejellihaften zuſammen stellt fih der Unkoſten— 
jag auf 26.5 Prozent der Nettoprämien und ift jo niedrig, wie wir ihn faum 
in irgend einem Lande finden, obgleich faſt überall die Prämien höher find als 
bei uns in Deutichland. 

Ueber die Steuern und die freiwilligen Leiltungen der Gejellihaften zu ge 
neinnügigen Zmweden, insbejondere für dad Feuerlöſchweſen finden fich die 
Angaben in der Tab. I, ſoweit ſolche überhaupt aus den Abrehnungen zu ent: 
nehmen find. Die „Nachener und Münchener Feuerverficherungs:Gejellichaft” be: 
ftimmt alljährlich einen gewiſſen Theil ihres Ueberſchuſſes für gemeinnügige Zwede, 
der im Folgenden zur Vertheilung kommt. Aus dem Gewinne ded Jahres 1899 
find 364,008 ME. dafür feitgeiegt, die wir im uniere Tabelle eingeitellt haben. 
In 1899 ift der Antheil am 1898er Gewinn in Höhe von 673,718 ME. zur 
Bertheilung gelangt, jo daß die thatlächliche Aufwendung aller Gejellihaften für 
gemeinnügige Zivede im legten Jahre 1,041,536 ME. beitrug. In den legten 
ſechs Sahren haben die Gejellichaften bezahlt für Steuern 8,923,083 ME. und 
für freiwillige Yeiltungen 4,566,839 ME., zuſammen alio 13,489,922 ME. oder 
durhichnittlid pro Jahr 2.25 Mill. ME, die, außerhalb der eigentlichen Auf: 
gabe der Feuerverſicherung liegend, der Allgemeinheit zugute gefommen find. 

Mehr als doppelt jo hoch wie im Vorjahre waren in 1899 die Abſchreib— 
ungen, und zwar erflärt fi} dies aus den hohen Kursverluiten in Folge des 
niedrigen Kursſtandes der meisten Anlagepapiere am Jahresihluß. Die Abichreib- 
ungen auf Forderungen an Agenten u. A. find aud im legten Jahre wieder be: 
merfenswerth niedrig gemejen. 

Aus den Prämieneinnahmen haben 15 Gefellidhaften einen Gewinn von 
zuſammen 3,366,405 Mi. erzielt, während 16 Gelellihaften einen Berluft von 
zujanımen 3,859,500 Dif. erlitten haben, jo daß das Geſammtergebniß ein Wer: 
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luft von 493,095 ME. war. An Nebenleiltungen find zuſammen 836,060 ME. 
vereinnahmt, fo daß aus den reinen Verſicherungsgeſchäft der lächerlich geringe 
lleberihuß von 342,965 ME. verblieb, der fich durch die Zinjen= u. ſ. w. Ein: 
nahmen auf 5,527,627 ME. erhöhte. Wie diejer Ueberſchuß vertheilt ift, dar— 
über laffen fich detaillirte Angaben nicht machen, weil die meilten Geſellſchaften 
auch noch andere Branchen betreiben und der Gewinn aus diejen zuſammen mit 
dem aus der Feuerveriicherung vertheilt ift. Werfchiedene Gejellichaften haben auch 
noch ihre Neiervefonds zur Bezahlung von Dividenden herangezogen. Grwähnen 
wollen wir nur, dab die Geſellſchaften im Ganzen 8,527,150 Mark Aktionär: 
dividenden gezahlt haben, gegen 10,878,325 ME. in 1898 und 10,431,950 ME. 
in 1897. 

Was jchlieglih noh die Finanzlage der Geiellichaften anbelangt, jo find 
ihre Prämienrejerven, wie Schon gelagt, und voraussichtlich auch wieder die Schaden: 
rejerven reichlich bemeifen. Das Aktienkapital aller Gejellihaften betrug 
nominell 191,326,794 Mk., worauf 45,882,859 ME. baar eingezahlt waren. 
Nun haben aber drei Gejellichaften an ihrem Aktienkapital zujammen 2,959,663 ME. 
verloren, jo daß nur noch 188,367,131 ME. vorhauden find. Auch die Kapital— 
und Spezialreierven haben fih bei 15 Gejellichaften vermindert; bei 12 Ges 
jellichaften find jie zwar geitiegen, jedoc bei weitem nicht in dem Grade, wie jene 
Berminderung ftattgehabt hat. Jusgeſammt find diefe Reſerven um 2,215,076 ME. 
dem Borjahre gegenüber zurücdgegangen. Spezielle Angaben hierüber enthält die 
Tabelle II. — Die Aktiven ohne die Wechielverpflichtungen der Aktionäre und ohne 
Die Fehlbeträge bei drei Gelellichaften bezifferten fi Ende 1899 auf 262,893,330 Me. 
und waren folgendermaßen angelegt: Hypothekenfreier Grundbeiig 17,402,577 ME., 
Hypotheken 102,163,897 ME. ‚Werthpapiere 78,889,448 ME., Wechſel 4,535,454 ME., 
Bankguthaben 9,357,469 ME, Guthaben bei Gejellichaften 11,888,075 ME., 
laufende Zinien 899,564 ME., Ausitände bei Agenten 15,226,823 Mf, Nüd: 
ftände bei Berjicherten 9,825,856 DE, baare Kaſſe 1,568,680 Mk., Inventar 
und Drudiaden 121,243 ME. und Diverfe 11,014,244 Mt. — An Schulden 
(Forderungen, Penſionsfonds u. ſ. w.) ſtanden dieſen Aktiven 20,977,943 ME. 
gegenüber, jo daß das reine Vermögen 241,915,387 ME. gegen 235,850,901 ME. 
Ende 1898 und 226,378,429 ME. Ende 1897 betrug. — Zu beachten ift, daß 
jih die Angaben dieſes Abſatzes bei den Gejellichaften, die mehrere Verlicherungss 
zweige betreiben, auf alle Branchen beziehen, weil die Gejellichaften eine Trenn— 
ung nad den einzelnen Branchen nicht durchgeführt haben und auch kaum durch— 
führen fönnten. (Allg. Zeitung.) 
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Alphabefifces Gefammt-Regifter 


über 
die Jahrgänge 1868 bis 1900 der „Annalen“. 


Vorbemerkung. Das folgende Regiſter joll die Benugung der ganzen 
Reihe erleichtern. Gegenüber den durchweg jachverjtändigen Lejern der „Annalen“ 
bedarf es nicht eines Negifters, das in pedantiicher Umftändlichkeit Tauſende 
von Stichwörtern aufzählt; es wird ihnen ein Leichtes jein, das geſuchte 
Bejondere unter der Angabe des Allgemeinen aufzufinden. Die fett gedrudten 
Bahlen 68 bis 1900 bedeuten die zweiunddreißig Jahresbände 1868 bis 1900; 
die mageren die Seitenzahl des Bandes. 


Wir bitten zu beahten, daß im Zaufe der verjhiedenen Jahr— 
gänge oft derjelbe Gegenstand wiederholte Bearbeitung gefunden bat. 
Beim Nachſchlagen wird es ſich daher empfehlen, die legten bez. Veröffent— 
lihungen zuerſt nachzuſehen, und erjt, wenn dieje die gewünjchte Auskunft 
nicht oder unvollftändig enthalten, auf ältere Jahrgänge zurüdzugehen. Man 
wolle auch die bejonderen alphabetiſchen Regiſter nachjehen, welche einzelnen 
größeren Abhandlungen beigegeben jtnd. Die Herausgeber. 


a Afrika, internationale Verhältniſſe 85, 829. 
a ©. auch Schutzgebiete. 
Abgaben. Die öffentlichrechtliche Veriährung Agrarpartei, Programm 76, 103. 
nach den Abgabengeſetzen des deutſchen Reiches Agrarverhältniſſe, deutſche. Ein fran- 
(Hoffmann) 98, 184. zöniges Buch über diefelben (Kaufmann) 
Abrechnungsweſen der Zoll und Steuer- 98, 
verwaltung 68, 13 und 32, 72, 1489. 73, 
487. 74, 97. 98, 3855. ©. auch Kaffen- 
weien, Zölle. 
Abzahlung — Regelung derſelben 
Cudw. Zuld) 94, 65 
Aderbau-Straj en und DaB: 
für entlaſſene Sträflinge an ðe ‚1,73. 
Acquits-A-caution u 


Attiengeletticaften, Gefetsgebung über 
diefelben, 71, 216. 381. 72, 127. — Mip- 
bräuche des Altienwejens, Denkichrift der 
Handelsfammer zu Chemnit 13, 605. — 
Verhandlung im Reichstag 1873. 74, 306. 
— Materialien zur Reform des Aktien 
weſens 74, 359. (Unterfuhungstommiifton) 

zer Handelsfammer, Ad. Wagner, 


Ndrefie des nordd. Reichstags * den König Ber, f. Sozialpolitik, Juriſtentag, Perrot., 
von Preußen in Verſailles 33 
des Königs ib. 707. — Adrefie an den Kaifer 383. 75, 1196. Statiftif der preußischen 
71, 317, 74, 145. A. 76, 640. 892. — Altiengründungs- 
Nemter, f. Behörden. weien 77, 19%, 240. — Ummandlung 


Aerzte, in Preußen 76, 637, Abnahme im 
Reiche S1, 152. Aerzte in Deutfchland 1900, 
476, ©. a. Modizinalperfonen, Gewerbes 
ordnung und Freizügigleit. 

Aeußere Verhältniſſe, f. EN | 
Konfulatweien, Seeredt ꝛc. 


der Altien in Reichswährung 77, 638. 
— Statiſtik der Kurſe und Dividenden 
preußischer Aktiengefellfchaften 1858-75 
717, 1075 fi. — Denkichrift der preuß- 
schen Regierung 78, 4. — Gutachten der 


| 

765. Antwort | — Grörterungen von W. Endemann 7#, 
| 
Handelslfammer zu Stuttgart 78, 1. — 
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Zur Reform des Alttenrechts (Emdemann) 
81, 417. — Betrieb fonzefftonspflichtiger Ges 
werbe dur X. 82, 620. — Materialien 
zur Reform des Attiengejellihaftsrechts 84 
739. — Gutachten der Handelskammer zu 
Damburg 84, 121. — Aeußerungen des 
rbeinl.swejtiäl. Intereſſenvereins 84, 139; 
der Leipziger Handelsfammer ib. 235; der 
Münchener Dandelsfammer ib. 247; der 
Breslauer Handelöfammer ib, 253; Bericht 
für den 12. Deutjchen Handelstag ib. 265. 
Bol. a. Bodenkredit, Emiſſionen, Kriſis ac. 
Aktienkurſe und allgemeine Preisbildung 
(Gärtner) 86, 1. 285, 
Aktienſtempel j. Stempelfteuer. 
Altersverjorgumg der Arbeiter in Elfaß- 
Lothringen (Ch. Grad) 82, 760. 
Altersverfiherung, die Alters» u. Fur 
validenverfiherung der Arbeiter 88, 21. 
673. 89, 411. W, 799. (W. Zeller) — 
Die Berfiherungepflict der Haustinder (H. 
Roſin) 90, 910. — Umfang der Berficher 
ungspflicht (Fuld) 91, 392. — Denticrift 
über Errichtung der Alters-, Invaliden- und 
Nelittenverforgung für Das Arbeiterperfonal 
der bayer. Staatsbahnverwaltung 88, 42. 
S. a. Arbeiterfrage, Verſicherungeweſen. 
Amerila, Bereinigte Staaten von. Gtaate- 
angehörigfeitsvertrag vom 22, Februar 1868 
nebft Erläuterungen und dem Auslieferungs: 


vertrag vd. 1852, 68, 959. — Die lieber: 
wanderung in der nordamerilaniſchen Union 
(von Yandgrafj) 72, 503. — Koufularver« 
trag 54, 225. — Zur Kritik des Staatsan— 
gehörigleitsvertrags (v, Martitz) 75,793. 1113, 
(H. Weſendouck) 77, 204. — Die wirth— 
ſchaftlichen Yuftände in den Bereinigten 


Staaten 77, 1052. 1123. — Wirtbichatte 
lihe Konkurrenz mit Deutichland SO, 965. 
— Die Unionsverfaffung (A. Haenel) 78, 
796, — Die Wirkungen des Schutzzollſyſtems 
in den Vereinigten Staaten 79, 805. — Han« 
dels- und Schifffahrtsvertrag 93, 439. 464, 
©. a. Auswanderung, Kriſis. 

Anleihen, fiche Sculdenweien, Kriegs— 
foften ꝛc. 

Annalen, deren Aufgabe, Borwort zum 
Jahrgang 1872, Ein Vorwort aus 
Oeſterreich (K v. Ste) 76, 1. 213. — 
Borwort (Seydel) SL, 1. 

Antragsdelifte 76, 88. 

Anmwaltswejen 75, 1205. 











Apothekenweſen, reihsrechtliche Ordiiung | 


74, 1809. Gefegentwürfe und Deulſchrift 
vom jahre 1877 77, 926. 

Arbeit, volfswirtbichaftliher Begriff 72, 
529. 73, 809, 74, 11. Roesler 75, 36, 
Häusliche Arbeit (Werth derjeiben, Hirth) 75, 
y12. Preis und Ertrag der Arbeit (Hirth) 
75, 1296. — Preis der Arbeit im Staats- 
dienfte 78, 439. — Belafiung der Arbeit 
in den zivilifirten Staaten 0), 79. ©. a. 
Gewerbeordnung. 
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Arbeiter, jugendliche zc. 81, 695. 
Arbeiterbudgers, Elſäßiſche. (Dehn) 79, 
100. Schleſiſche 80, 581. Bayeriſche ibid. 
843. 81, 540. ©. a. Löhne. 
Arbeiterfrage, Materialien 73, 1471. 
1494, 74, 33. 1195. Beichäftigung von 
Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern 
im Großbherzogthum Heſſen 77, 253. — 
Stiftungen für das Arbeiterwohl im Reichs» 
lande (Ch. Grad) 82, 714-768. — Bur 
Theorie und Praxis des Arbeiterfchuges 
(Debn) 86, 493. — Hrbeiterfammern, Ge- 
jegentwürfe für Defterreid. 87, 115. — 
Der internationale Schuß der Arbeiter 
(Adler) 85, 465. Konferenz von 1890, 91, 
235. — Das gewerblide Arbeitsverhältniß 
(E, Bornhak) YO, 647. — YFahresarbeitsver- 
dienft land- und forftwirthichaftlicher Arbeiter 
in Deutſchland 93, 720. — Wohnungsver- 
hältniſſe gewerblicher Arbeiter in Braun« 
ſchweig (Zimmermann) 93, 721. 925; Ge- 
winnberheiligung in einer Mafchinenfabrit 
23, 855. — Die Arbeitsverbältmiffe in der 
Kleider- und Wäſchekonfeklion nnd die 
gejeglihe Regelung der SKonfeftionsarbeit 
(Frantenftein) 98, 1. — Die foziale Yage 
der Heimarbeiter (Ruland) 98, 608. — 
Die Eröffnung des öſterreich. Arbeiterbeis 
rathe vom 25. September 1898. 99, 483, 
— Gentralverein Hir Arbeitsnahmweis in 
Berlin 1895 1900, 79. — Yage der Kohleu— 
bergarbeiter in Oefterreih 1900, 479. — 
Bergl, a. Alteröverfiherung, Hülfskaſſen, 
Konmaftbrud, Krankenverſicherung, Unfall» 
verſicherung 2C. 
Arbeiterhüljsfalien 73, 1529. 74, 1195. 
Geſetzentwurf 75, 873, 
Urbeiterlolonien in Preußen 86, 508. 
Arbeiterrecdt, deutiches (E. Bornhatj92,501. 
Arbeiter» und Arbeitsftatiftif, WM, 752. 
(Regulativ der Kommiſſion für). 93, 157, 
9, 484, 9, 80, 99, 209; die Yabrilar- 
beiterzäblungen vom 1. Oftober 1592 und 
1898 in Baden. Yo, 243, 
Arbeiterverfiherung SO, 492, Die Ur- 
ſachen der Arbeiterinvaldität 95, 407. — Die 
Verſicherung der landwirihſchaftl. Arbeiter 
H. vd. Franfenberg) 1900, 393. — ©. a. 
Altersverfiherung, Krantenverfiherung, Uns 
fallverfiherung, Reichsverſicherungsamt. 
Arbeiterwohnungen in Eljaß-Yothringen 
s2, 732, in Braunichweig 93, 721, 925. 
5. a. Arbeiterfrage. 
Arbeitgeber, ländliche, Thefen der Berliner 
Konferenz derſelben, 73, 1556. 
Arbeitsbüder 74, 427. 119. 


' Arbeitslohn 74,33. 75, 1296. S. a. Löhne. 


Arbeitstheilung im Haufe 75, 928, 
Arbeitsvertrag 73, 1541. 75, 40. ©. a. 
Kontraktbruch. 
Arbeitszeit 73, 1474. 74, 33. 430. 
Archivweſen, ſ. Reichsarchiv. 
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Argentinien, Handelsvertrag 9%, 174. 438 
459, 


Armeeforpsbezirte 73,91. 1556. 74, 500, 
77, 486. 82, 159. 89, 1020. 92, 746, 

Armenpflege, u. (Seyffardt-Ere- 
feld) 82, 704. — Statiftil 87, 302. — Aus- 
gaben 1885 in Frankreich und Deutſchland 
90. 495. Armenfürſorge für Ausländer, ins: 
beſondere in Deutſchlaud (Reitzenſtein) 95, 1 

Armenrechtliche Familieneinheit 83, 449. 

Armenweſen, ſ. ——— — 

Armuth und Arbeit 83, 572 

Artillerie, Neuformation 3, 82. ©. a. 
Mititärverwaltung. 

Arzneien, unentgeltliche Ueberlaffung, 76, 83. 

Aufenthalts ie ſ. Freizügigkeit. 

Ausfuhr, f. Erporthandel, Zölle, 

Ausgaben des Reichs 73, 490. Bol a.. 
Finauzweſen zc. 

Ausland, Vertretung des Reichs, |. Auswärtige 
Berhältniffe, Konfulatweien, Gejandtfchaften. 

Auslieferungsverträge 75, 1173. Die 
Auslieferungsverträge des Neiches (Reit) 

Auswärtiges Amt, 70, 165, 71, 300. 715. 
Etat 80, 20. — ©. a. Verträge, Gefandt- 
ſchaften, Konfulate ꝛc. 

Auswärtige Verhältnifſe, verfaſſungs— 
mäßige Regelung und Leitung, 71, 87. S. a. 
Gefandtichaften, Konfulatwefen, Bertrags- 


recht ꝛc. 
Auswanderung 70, 55. — Die deutſche 


Auswanderung (Neßmann) 73, 1455. 75, 
1099. 76, 243, 96, 651. — Berichte der 
Neihstommiffare 75, 1107. 76, 214. 77, 


699. 78, 461. 79, 552. SO, 593. 81, 345. 
83, 189. S4, 515. 85, 368. 86, 817. 87,285. 
898. 88, 454. 89, 933. 90, 566. 91, 432. 92, 
441, 93, 609, 94, 462, 95, 804. 96, 798, 97, 
806. 98, 624. 99, 469. 1900, 795. — lleber- 
fit 77, 805. SI, 245. 246. 350, — Ein 
wanderung in Amerifa 1874 75, 1549, — 
Auswanderung nad Amerifa 82, 239. 85, 
299. —- Geſetz v. 9. Juni 1897, Materialien 
97, 587, 777. — S. a. Reichsangehörigkeit. 

Ausweifung, ſ. Hreizügigfeit, Gothaer Ver- 
trag, Oeſterreich. 

Averja für Zölle und Steuern 69, 223. 71, 
593, 72, 1622. 73, 509. 80, 531. 644. 
773.98, "205, 396, — S. a. Zollausſchlüſſe. 


B. 

Baarzahlung, ſ. Zahlungsreform. 

Baden. Beitritt zum deutſchen Bund 7O, 
768; zur Verfaſſung des deutschen Reichs 
70, 771. 71, 37. 41. — In Gültigfeit ges 
bliebene Beftimmungen des Vertrags vom 
15, Nov. 1870, 71, 359. — Einführung 
nordd. Bundesgeſetze 71, 389. — Berech— 
nung der Matrilularbeiträge 71, 702, 72, 
1624 — Bettel und Yandftreicherei 1885, 
87, 305. — Verbältniß zum Bollverein und 
Weich 93, 164. 194. 417. — Jahresbericht 
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des Min. des Innern 97, 776. — Bgl.« 
Einfommenfteuer, Wohlgefege, Wafi Si 
Zollverein xc. 
Bahnpolizeireglemen 73, 338. 
Bankweſen. Dentichrift von Dr. Al. Meyer 
(März 1870), 70, 95. — Motive zu dem 
Gefeg Über die Ausgabe von Banknoten 
vom 27. März 1870 70, 107. — PBrome- 
moria der Direktoren der Braunfchmeiger 
Bank ꝛc., betreffend gemeinfame Notemane- 
* der Privatbanken 70, 119. Dae 
eld, fein Weſen und feine wirthſchaftlichen 
ee Ein Beitrag zur Löfung der 
anl-, Münz- und Währungsfrage von 
F. Berrot 70, 299. — Die Berwaltung der 
preußischen Bant 70, 216. — Erflärung 
des Minifters Delbrüd über die Zettelbanfen 
in Württemberg und Baden 70, 757. 


——— über das Baniwefen da, 
— Die Bantjrage. Bon G.D. Auge 
on 71, 1045, — Die Verlängerung der 


Banknoteniperre 72, 1334. — Rechtsgut⸗ 
achten in der Papiergeld- und Bantıroten- 
frage (von W. Endemann) 73, 361. 
Materialien zur Bantfrage 73, 615; Dent: 
jchrift der Banllommiffion des Handelstags 
(1870) 73, 617; vom fünften deutſchen 
Handelstag (1872) 73, 685; vom deutichen 
Landwirthſchaftsrath (Denkſchrift Richters 
73, 695; Statiſtiſches über die deutſchen 
er 73, 721 (hierzu graphiſche 
arftellung am Schinff e des Jahrg. 1373); 
Seichäftsverfehr der preuß. Bant 1862—71 
73, 728; der Wechſelverkehr im deutichen 
Reiche 1872 73, 736. — Abermalige Ber- 
längerung der Banfnotenjperre 74, 300. — 
Ueberſicht der geſetzlichen ꝛc. Beftimmungen 
über die deutſchen Zettelbanken (amtlich 
ib. 633. Statiftit der Notenemiffton 
1871—73 (W. Herberk) ib. 709. — Ber: 
rss Fig der preußischen Bank 1872/73 
74, 1111, Erjter Entwurf eines 
Reihshantgefepes (Juli 1874) ib. 1611. 
Löſung der Banffrage vom rechtl. 
Stanbpunft (Hirtb) ib. 1631 und 1816. 
Notenzirkulation der deutſchen Banten 
Mitte 1874, 75, 151. — Materialien zum 
Neichsbanfgefeg: Bericht der Reichstags— 
lommiſſion (Bamberger) 75, 835. 945. An- 
lage 996. Das Geſetz jelbit, ib. 999. Das 
preußifche Gefeg vom 27. März 1875, ib. 
1019. Bertrag mit der bayer. Hupotheten- 
und Wechſelbank, ib. 1021. Bemerkungen 
zum Neihsbanfgefeg (2. Sonnemaun) 75, 
1027, Vertrag über Abtretung der preuß. 
Bank an das Weich, ib. 1563. Statut der 
Neichsbant, ib. 1585, Statuten der bayer. 
Notenbant ib. 1581. — Das Bantlgeſetz 
(MHeberficht v, Endemann) 75, 1187. — Aus 
dem Verwaltungsbericht der preuß. Ban 
pro 1874, 75, 1385. — Verordnung betr. 
die Anftellung der Reichsbankbeamten 76, 
335; Penftonen u. Kautionen der legteren ib. 
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887. Die drei großen fontinentalen Banken 
(v. Lucam) 76, 862. — Die preußifche 
Bank in den Jahren 1874 u. 75, 76, 943, 
— Abjhlüffe der deutſchen Bankinftitute pro 
1875, 76, 986. — Einheit in Miünz- und 
Bankweſen (Wehrenpfennig) 77, 277. — 
Jahresbericht über Bankwefen und Geld- 
verkehr im Neiche für 1876 (E. Stevogt) 
77, 705. — Berwaltungaberichte der Reichs» 
banf für 1876—1896 77, 736; 78, 673; 
79, 577; 80, 434; 81, 354; 82, 329; 83, 
600; S4, 193; 85, 375; 86, 638; 87, 514; 
88, 709; 89, 770; 90, 917; 91, 442; 9, 
450. 93,561. 94,663. 95,817. 97,169, 722. 
98, 759.99, 857. 1900, 601. — Ueberficht der 
Geſetze u. Berordinungen 77, 820. — Dividen- 
den der Banken. 1858/75 77, 1075. — Sta» 
tiftit der deutschen Notenbanfen 83, 646. 86, 
824. — Organifation der bedeutenderen Zettel- 
banfen Europa’s (Jacoby) 88, 368. — Uleber- 
ficht der Beftimmungen über Zettelbanfen und 
Banknoten in Deutchland 90, 1. — Statift. 
Unterfuhungen über die Entwidlung und 
Ausbreitung des Giroverfehrs der deutichen 
NReihsbant (Blum) 96, 165. — Der Streit 
um die Berftaatlihung der Reihsbant Lotz) 
98, 161. — at eines Geſetzes, betr. 
Abänderung des Banfgefeges v. 14. März 
1875 (1899) 99, 445. — Ueber die An— 
nahme von Banknoten an öffentlihen Kaffen 
(E. K. Mayer) 1900, 243. — Bgl. a. Münz- 
frage, Papiergeld. 

Bauffremont (MNectsfall) 76, 139. 1022, 

Baummolleninduftrie. Geichäftliches und 
Statiftifches über deren Lage im Boll 
verein vor, während und nach der Kriſis 
(Hirth) 70, 533. — Die B. in Elfaß-Yolh- 
ringen 71, 999. — Deutihe B. 1863 bis 
1874 75, 1391. — Die deutiche Baummoll- 
fpinnerei 78, 661. — Motive zum neuen 
Bolltarif 79, 691. — Amerikanifche Baum- 
wollen» Produktion 82, 615. ©. a. Terxtil- 
induftrie, Bolltarif ꝛc. 

Baupolizeireht, das dentfche. Leuthold) 
79, 809, 

Bayern. Ausnahmebeftimmungen des Ver— 
trages vom 23, November 1870 70, 746, 
771. 71, 362. 366. 369. — Beitritt zum 
deutſchen Reh 71, 37. — Einführung 
nordd. Bırndesgefege in Bayern 71, 371. 
Verhandlungen im Reichstage ib. 382, 
Tabellarifche Ueberficht 389. — Die bayer. 
Geſetzgebung über Gewerbsweſen, Heimat, 
Verehelichung und Armenpflege 71, 469. 
— Berechnung der Matritularbeiträge für 
1871 71, 698. — Erklärung der bayer. Re» 
gierung vom 14. Oftober 1871 (Unfchlbarfeit 
betr.) 72, 1— 52. — Deutiche Neihspoft und 
bayerische Boftverwaltung 72, 597. 52, 61T, 
— Milttäwerwaltung 73, 38. — Einführ- 
ung der Öewerbeordnung 73, 759. — a 


dienſtgeſetz 74, 186. — Genoſſenſchaftsgeſetz 


ib. 382. — Reform der direlten Steuern 





(K. Burkart) 74, 1681. — Bierbeſtenerung 
76, 61. — udels- und Genofjenichafts- 
regifter 76, 894. — Reichsrecht und Pandes- 
recht in Bayern (2. A. Miller) 76, 840. 
— Bertehrsanftalten 1877 79, 1077. — Die 
ſtaatlich geleiteten Berfiherungsanftalten 
(Haag) 84, 65. — Landestultur-NRentenanftalt 
84, 316. — Berwaltungsrechtspflege (Seydel) 
85, 213. — Zwangsweife Veräußerung land- 
wirtbichaftlicher Anmwefen 85, 842. — Heimat- 
recht (Seydel) 86, 719. — Staatsbahnen 
88,803. — Rechtsſatzung und Geſetz zunächſt 
nach bayeriſchem Staatsrecht (Dyroff) 89, 817. 
— Verhältniß zum Bollverein und zum 
Reich 93, 164. 174. 194. 417, — Juriftiiches 
Prüfungsmefen 93, 910. — Berfafjung und 
Neform der direlten Steuern 98, 79. — 
Die Schaffung eines Reihsmilitärgerichts 
und die bayr. Refervatrechte (Seydel) 98, 
151. — Die Sonderftellung des bayerifchen 
Heeres und das Neihsmilitärgeriht (Graß— 
mann) 98, 721. — Bgl. auch Beamte, Re- 
fervatrechte, Berfaffung, Voltszählung, Wahl» 
gejege, Waſſerrecht, Zollverein zc. 


Beamte, Neihsbeamte 71,304, — Bejoldungs- 


verbeiferungen 73, 80. — Rechtsverhältniſſe 
der Neihsbeamten 73, 345. 74, 223. 254, 
Erörterungen von W. Endemann ib. 400. 
75, 1201. — Beamteneid 76, 34. — Das 
Reichs-Beamtenreht (Thudihum) 76, 265, 
ipezielle Ueberficht 76, 397. — Klaffififation 
der Neichabeamten 76, 361. 374, — Ber. 
zeihniß der Meichsbehörden 76, 378. — 
Yaband’s Auffaffung d. Beamtenrechts (Meyer) 
76, 667. — Ueberſicht der iiber die Reichs— 
beamten erlajfenen Gefege und Verordnungen 
77, 841. 81, 439. — Wittwen- und Waijen« 
fürforge (Thudihum) SL, 551. — Grund» 
ſätze |. d. Befegung der Subaltern: und Unter: 
beamtenftellen bei den Reichs- und Staats- 
bebörden mit Militäranmwärtern 52, 556. — 
Die Vorentſcheidung bez. der gerichtl. Ver— 
folgung öffentl. Beamter aus Amtshandlungen 
nach Reichsrecht und bayr. Yandesrecht (Fipp- 
mann) 85, 421. — Neihsgefeg vom 15. März 
1886, betr. die Fürſorge für Beamte und Per: 
ſonen des Soldatenftandes in Folge von Be- 
triebsunfällen 87, 1. — Haftpflicht des Staates 
für rechtswidrige Handlungen und Unter- 
laffungen der Beamten (Piloty) 88, 245, 
— Die Disziplinargewalt des Staates über 
feine Beamten (Yabes) 59, 213. — Beamten 
befoldungen in Preußen und Bayern 77. 
520, in Bayern 78, 484. 92, 93. 93. 889 
(Gehaltsregulativ); Wittwen- und Waifenfür- 
forge (Zimmermann) 983, 140. — Der Be- 
amtenbegriff des Bürger!. Geſetzbuches (Herm. 
Nehm) 1900, 369. ©. a. Behörden, Diszipli- 
narbebörden, Penfionen, Zollverwaltung :c. 


Begleitſchein-Regulativ 69, 997. 73, 


166. 56, 60. — Bol. a. Bollgefeß, Zölle. 


Behörden. Die Kompetenzen und Perſo— 


nalien der oberen Behörden des nordd. 
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Bundes und der einzelnen Bırndesjtaaten 
70, 147. 671. — Die Reihsämter und die 
Neichsbeamten 71,375. — — ————— 
ſerlich“ ꝛtc. 76, 351. — Verzeichniß der Heiche- 
behörden 76, 378. — Ueberſicht aller Geſetze 
und Verordnungen über Neichsbehörden 
77, 838. — Die Neichs-Zollbehörden 98, 
358. — (S. a. unter „Beamte“, jowie die 
einzelnen Behörden und Beamten.) 

Belagerungszuftand. nn preuß. Gefet 
vom 4, Juni 1851, 68, 1055 

Belgien, Handelsverträge 9, 170. 174. 182, 
186, 188. 438. 446. 

Bergwerfsproduftion im deutſchen Reiche 
75, 687. 1728. 78, 664. — Bergarbeiter- 
löhne 1889 und 1890 in Preußen 90, 574. 
93, 718. — Bergbau der Welt 91, 415. 
S. a. Steintohlenförderung. 

Berlin. Handel und Induſtrie im Jahre 
1868, 69, 342, desgl. im Jahre 1869, 70, 
437, desgl. im Jahte 1870, 71, 838, desgl. 
im Jahre 1871 72,971. Berlin’ Gewerbefleig 
78, 110. — Finanzen von Paris und Berlin 
im Jahre 1888 bezw. 1887/88 88, 708, 

Berufsgenofjenihaften, Rechnungser— 
gebnifie für 1885—1895 87, 795. 88, 272. 
59, 397. 90, 206. 91, 534. 98, 700, 742. 
94,443. 95, 785, 96, 307, 97, 147. 98, 929. 
99, 296. 1900, 517. 

Berufszählung, vom 5. Juni 1882, 84, 43. 

— Rom 14. Juni 1895, 97, 217 (Preußen), 
633 (Reid). — Berufliche und foziale Blie- 
derung des deutſchen Volkes nach der Zähl- 
uug 1895 (Dr. F. W. R. Bimmermann) 
1900, 195. ewerbe und Handel im 
Deutſchen Reih nah der Betriebszählung 
1895 (Zimmermann) 1900, 483. 

Beſchlagnahme, ſ. Löhne, Boftverwaltung 2c 

Beſitz, vollswirthſchafilicher Begriff desfelben, 
72, 526. 73, 849. Geſchichtl. Entwickelung 
des Beſitzes (Roesler) 75, 27. 

Bejjemerftablfabrilation 76, 86. 78, 96. 

Betriebsfonds der Reichskaſſe 72, 1481. 
73, 415, 

Bertiebsunfälte (Reichegefeh v. 15. März 
1886) 87, 

Bettel und — in Baden 1885 87. 

Bevölkerung. Faktiſche und Zollabrech—- 
nungsbevölferung nad der Zählung von 
1867 68, 779. 793. Staatsangehörige Be- 
völterung 68, 1101. — Ueberſicht der Be» 
völferung des Zollvereins (amtliche Aufitell- 
ung vom Zentralbureau des Hollvereins) 
69, 855. — Statiftil der Bewegung der 
Bevöllerung 70, 5l. — Bewegung der Be- 
völferung ım preuß. | Staate 1885, 86, 949 
— Die Bevölterungszahl in der Bundesver- 
fafjung 70, 446. — Die Bevöllerung von 
Elfaß-Forhringen 71, 989. — Vollswirth- 
Ichaftliche Bedeutung der Bevölkerung (Hoes- 
ler) 75,281. — Natürliche Zunahme der preuß. 
Bevöllerungv. 1872 bis 1875, 76,526. — Zu: 
fammenftellung der produktiven Bevöller— 
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ung in Europa 76, 783. — Wanderungen 
der gewerbtreibenden Bevölferung Preußens 
76, 891. Die Art des Zufanmen- 
febens der Bevölkerung Preußens 185 87, 
803. — Bevölkerung des Zollgebiets 93, 195, 
205. — Die großflädtiihe Bevölkerung als 
Theil der gefammten in Europa und Nord— 
afrita 95, 815. S. a. u. Rolfszählungen, 
Statiftif, Areal. 

Bibliothelordnungdes Reichsſstags 77,501. 

Bierbefteuerung, |. Braumalz. 

Binnenſchifffahrts-Geſetz, eim deutiches 
90, 195. — Die privatredtlihen Berbält- 
niffe der Binnenichiffahrt und der Flößerei 
(3. Keidel) 97, 289, 360. 

Birma, Meiktbegünfti — 93, 459. 

Bismard, Für, Grundzüge einer ala 
Staatstehre nach den politiihen Reden umd 
—————— des Fürſten Bismarck (Rofin 

81. — S. Reichskanzler. 

— Korreſpondenz der Regierung in 
Waſhington mit dem Miniſter von Columbia 
85, 812. 

Bodenfredit und Bodenfreditanftalten mir 
befonderer Rüdfiht auf Hypotbefenbanten 
(8. v. Stengel) 78, 841. Die Lant- 
ſchaften * die preuß. Hypothefenattien- 
banten (Wegener) 98 544. 

Bodenfee, Hoheitsrechte über denſelben 
(vd. Martit) 85, 278, Verlehr 93, 232, 245. 

Börfen, voltswirthichaftl. Bedeutung 75, 383. 

ie Vorſchläge der Börſen-Enquöte— 
Kommilfion 94, 470. Entwurfeines Börjenge- 
ſetzes 95, 863, Reichstagskommiſſionsbericht 
%, 657. — Börfenordng. f. Berlin 97, 348. 
— Begriff u. Erridtung einer Börfe ri 
dem —B— vom 22. Juni 1876 
Tiſcher) 99, 

en Beftimmungen we Rei 
vereinsvertrags 68, 8. 20. 23. 45. 
Steuergefege v. J. 1868 68, 701 705. 
723. — Statiftit der Branntweinfteuer 71, 
588. — Die Beftimmungen über die Brannt- 
meinftener (von v. Auffeß) 75, 890. 76, 79. 
93, 307. — Statiftit 74, 920. 75, 905. 76, 
99. 804. 806. — Bertrieb und Austchant 
in Preußen 78, 366. — Reform der Spiritus- 
beſteuerung (Verrot) 78, 613. — Die Brannt- 
weinſteuer in Württemberg (Reuß) 85, 620. 
— Neidyseinnahmen von 1870 bis 1883.54 
S6, 283. — Das Branntweinmonopol (Ge: 
feentwurf dv. Februar 1886 und ftatiftiiche 
DMeaterialien)S6, 421. — Reform der Brannt- 
weinftener 87, 30. — Reichsgeſetz v. 4. Juni 
1887. 87, 644. 725, ſyſt. Daritellung von 
Haushalter 90, 761.— Branntweinbrennerei 
und »Bejteuerung 95, 247. — Reichsgeſet 
vom 16. Juni 1895 %, 377, — Bgl. a. 
Verbrauchsiteuern, Finanzweien ⁊c. 

Braumalz. Beſtimmungen des Zollvereins— 
ne 68, 8. 20. 44. — Steuergeſetz v. 
4. Juli 1868 68, 691, desgl, vom 8, Juli 
68, 699. — Stariftit der Braumalzfteuer 


71, 585. — Neform der Bierbefteuerung 
72, 609; Gefegentwurf 636. — Die Be- 
ftimmungen über die Braufteuer (v. Aufſeß) 
75, 889. 76, 79. 93, 296. — Gtatiftif 
74, 922. 75, 903. 76. 98. 807, 97, 248. 
— Zur Reform der Bierbeftenerung (Boccius) 
76, 52. — Zur Gefdicdhte der mürttemb. 
Bierfteuer (Daudert) 97, 85. — Ueber eine 
allg. Heichsbierfteuer (Boccius) 97, 109, 651. 
Vgl. auch VBerbrauchsfteuern, Finanzweſen sc. 

Braunfhweig. Neffortverhältniffe der Be— 
börden 70, 671. — Berbältniß zum Zoll- 
verein 98, 166, 194, 413. — Das Schlaf- 
gängerweien (Dr. F. W. R. Zimmermann) 
94, 117. — Erziehg. nicht vollfinniger Kınder 
(Zimmermann) 95, 64. — Tridinengefeg- 
gebg. (Zimmermann) 97, 66. 

Bremen. Organifation der Handelsftatiftif 
70, 407. Reffortverbäftniffe der Behörden 
70, 699. — Berhältnig zum Zollverein u. 
Reich (Aufſeß) 93, 166, 183, 187, 194, 401, 
419. — Bolloraanifation 98, 359. — Stati- 
ftit (Aufieß) 93, 379, — S. a. Auswander- 
ung, Handelsftatiftif, Breife, Zollausſchlüſſe zc. 


Buchführung (häusliche, Hirtb) 75, 931. 


Budgetrecht, des Neiches (P. Yaband) 78, 
524. Gefet, Verordnung, Budget, Staats- 
vertrag (Ph. Zorn) 89, 344. — Budget, 
Geſetz und Berordnung (A. Arndt) 91, 
225. — ©. a. Finanzweſen, Militärbudget. 

Bulgarien, Handelsvertrag 9, 438. 

Bund, norddeuticher, ſ. Berfaffung, Neiche- 
tag u. ſ. w. 

Bundesafte, deutiche, 71, 4. Der ehemalige 
deutiche Bund nad der Wiener Schlußalte 
ib. 5. Auflöſung des deutihen Bundes 
i. %. 1866; 71, 19 

Bundesangehörigleit, f. 
börigfeit. 

Bundesbehörden, f. Behörden. 

Bundesgebiet 71, 51. 325. 

Bundesgericht, ſ. Gerichtshof. 

Bundesgeſetze, norddeutiche, Termine der 
— derſelben 71, 359. 371. Ta— 
bellariiche Ueberfiht ib. 389, 72, 485. — 
S. a. Fuftizgefeßgebung, Finanzweſen u. |. w. 

Bundesglieder?1. 64. -S. a. Reſervatrechte. 

Bundespräfidium, ſ. Kaiſer, Verfaſſung, 
Thronreden. 

Bundesrath, verfaſſungsmäßige Stellung 
desſelben 71, 221. Seine Thätigkeit ib. 224, 
Ueberfiht der Entfchliegungen desfelben auf 
Beſchlüſſe des Reichstags aus der Seifion 
von 1872 73, 863; desgl. aus der Seſſion 
von 1873 74, 727. — Stellung des Reichs— 
fanzlers zum B. 82,9. — S. a. Berfaffung, 
Berordnungsreht, Neichstanzler , Eifaß- 
Lothringen ꝛc. 

J eilcn j. Schul⸗ 
denwefen. 

Bundesftaat und Staatenbund 71, 7, 50. 
Die neueften Geftaltungen des Bundesftaats: 
begriffes (Seydel) 76, 641. — Laband’s 


Reichsange- 





— — — — — — — — — — — — — 


fiber die Jahrgänge 1868—1900 der „Annalen“. 


961 


Auffaffung des Bundesftaats (G. Meyer) 
16, 657. Zur Kritit der Begriffsbe— 
flimmung des Bundesftaats (Hänel) 77, 
73. — Neue Beiträge zur Lehre vom 
Bundesftaat (Zorn) 84, 453. ©. a. Bun« 
desrath, Vertragsrecht, Verfaffung ac. 
Bundesftaaten, ſ. Berfaffung, Berord- 
nungsrecht zc. 
Bundesfteuern, eim fchmweizerifches Urtheil 
über, 75, 785. 
Bundesverfaffung, ſ. Berfaffung. 
Bundesverjammlung, ſ. Bundesafte. 
Bürgerlihes Recht, f. Zivilrecht. 


€. 
Camera apostolica W, 823, 
Chauffeegelder 9, 207. 
Chemilalien. Zölle auf diefelben, ſowie auf 
Barbewaaren 69, 632. Vgl, a. Bolltarif. 
Chemiſche Jnduftrie 72, 394. 
Ehile, Handelsverträge 9, 174, 438, 460, 
China, Handelsverträge 9, 174, 186, 459. 
Cholera. Unterfuhungsplan zur Erforfhung 
der Urfachen derjelben sc. (Denkſchrift der 
Reichs⸗Cholerakommiſſion) 73, 1611. Gefund- 
heitspolizeilihe Anordnungen 1892, 93, 781. 
Eolumbien, Handelsvertrag 93, 465. 
Eofta Rica, Handelsverträge93, 183,438, 460. 


D. 

Dänemark, Markenſchutz 81, 404. Zollver- 
hältniſſe 98, 439, 466. 

Darlehenskaſſen 72, 1397. — Die länd— 
lichen Darlehnskaſſenvereine 1875 88, 243. 

Dehargirung, ſ. Kontrole, 

Defekte der Reichebeamten 76, 332, 

Desinfeltionsverfahren, ſ. Beterinär- 
polizei. 

Diäten, für den Reichstag, 74, 159. 166. 
249. — Diätenverbot der Neichsverfaffung 
(Joel) S6, 613. — Urtheil des preuß. Ober- 
landesgerichts Königsberg vom 14. April 
1856, S6, 624. 

Dienfteid der Neihsbeamten 76, 346. 84. 

Dienftentbebung d. Reihsbeamten 76, 329. 

Dienftvergehen, f. Disziplinarbehörden, 

Dienftbotenfrage (Hirth) 75, 917. 

Dienftinfiruftion für die Konfuln 71, 
595. 72, 1263. Für Zollämter S6, 184. 

Diplomatifher Ausfhuß im Bundes- 
rath 70, 759. 71, 229. 

Disziplinarbehbörden 76, 308. 367. 
Geſchäftsordnung ib. 369. 377. — Yaband’s 
Auffaffung der Disziplinargewalt (Meyer) 
76, 672. — Gefhäftsordnung für die Diszi- 
plinarbehörden 80, 489. 

Dispofition, Offiziere zur, 71, 1006. 

Dominilanifhe Republik, Handelsver- 
träge 93, 188, 439, 460. 

Doppelbefteuerung, Beleitigung der, 71, 
168. 76, 177. — Reichsgeſetz vom 13. Mai 
1870 (NR. Blohmann) 87, 773. 

Dotation der Kreife u. Provinzen in Preußen, 
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f. Kreisordnung 78, 1392, 1444. 75, 1635. 
Ju Sadjen 75, 1291. 

Dotationen der Feldherren 74, 168, 

Drei-Könige-Bündniß v, Jahre 1849, 
71, 12. 

Durhfchnittspreife, ſ. Preife. 


€. 

Edelmetalle, f. Miünzfrage. 

Egypten, Handelsvertrag U3, 438, 465, ſ. a. 
Koniularweien. 

Eheſcheidungen in Sachen 77, 252. 

Eheſchließung. Aufhebung der polizeilichen 
Beſchränkungen 68, 901. 71, 166. Preuß. 
Verfügung vom 20. Auguft 1868, 68, 927. 


— Ausnahmebeftimmungen des Bertrags | 


mit Bayern 71, 866. — Das bayerijche 
Gefeg über Heimarh, Berebelihung und 
Aufentbalt 71,469, 487; 91, 61,72 (Seydel). 
— Geſchichtliches (von Friedberg) 74, 485. 


— Statiftil 75, 1725. 76, 220. 78, 108. 


79, 109. 378. — Eheſchließungen zwiſchen 
Blutsverwandten 82, 50. — Bgl. Zivilehe. 
Ebrengerichtr (ſ. Offiziere) M, 1808. 
Eichämter, ſ. Maaß- und Grwichtsordung. 
Eid der Beamten WG, 84. 346. 
Gınigungesämter A, 434. 
Eigenihum (wirthſch. Begriff), ſ. Beſitz; 
des Reiches, ſ. Vermögen. 
Einjährigfreiwillige, Lehranſtalt mit 
Zeugnißberechtigung +6, 765. 
Einfuhr, ſ. Handeleftatiftit, Zölle, 
Eintommen, Begriff deflelben, 72, 536. 





74, 997. 1793. (Noesler) 75, 271. Ber- | 


tbeilung des Einfommens und Einfluß auf 
die Preispildung (Hirth) 75, 1270. 1283, 
Die vier Grumdigpen der Einf.» Bertbeilung 
75 1305. (Hierzu Tafel nah S. 1312.) — 
Eintommensunterichiede in Preußen umd 
Sadfen i6, 239. Cintommensverbältniffe 
in Preußen, Belin, Altona, Wandobeck, 
Geeſtemünde, VBremerbaven, Bremen und 
Hamburgs), 566. — Die großen Einfommten 
in Deuiſchland und ihre Zunahme (Heiß) 
», 1. 

Einfommenfteuer 73, 8:6. 74, 25. — 
Materialien zu einer Reichs Einfonmenfteuer: 
Die Einfommenfteuer in Hamburg 74,101, 75, 
385. Preuß. Steuerverwaltung 1870/72 ib. 
897. Die preußische Ktaffen- und Einkom— 
menftener ib. 927, 944, 1029. Aus den Gut- 
achten des Vereins für Sozialpolitik ib, 979, 
Vom landmwirtbichaftlichen Kongreß ib. 985. 
Die Neichseinfommenftener und ihre Gegner 
ib, 987. Vorfchläge zum Progreſſionsmodus 
ib. 1015; zur Selbjteinihägung 1022. — Die 
Steuerreform im Königreich Sachſen (Genſel) 
74, 1373. 75, 1519. — Die Reform der 
direften Steuern (Burkart) ib. 1681. — 
Matrilularbeiträge oder Neihs-Einfommen- 
ſteuer? (Hirth) 75, 115. — Der deutiche 
Stenerreformvereim 75, 483. — Klaffen- 
fteuer in Berlin pro 1875, 79, 485. — 


Ein ſchweizeriſches Urtbeil über Bundes- 
fteuern ib. 785. — Die Höchſtbeſtenerter 
in Berlin 75, 791. — Einihäbtungs-Fr- 
firuftion für das Königreich Sachjen 75, 
1534. — Die beitehenden Einkommenſteuern 
(vergl. Darftellung v. 8. Burkart) 76, 21. 
682, 77, 219. 79, 1. 80, 914. 960. — Ein» 
fommensunterfchiede von Ztadt und Yand in 
Preußen u. Sachſen 76, 239. — Denfichrift 
und Petition betr. den badischen Geſetzeutwuri 
über Erwerbſteuer (Hecht) +6, 400; Er- 
widerung zur Nedtfertigung der Negier- 
ungsvorlage ib. 6955 Replik der Handels— 
fammer zu Mannheim (Het) ib. 7U7. — 
Die Stellung der Vermögens» und Ber- 
fehrsfteuern im Steuerigfteme (v. Bilinski) 
76, 719. — Veranlagungen in Preußen für 
1876 77, 1014. 78, 262. — it die direkte 
Steuer ein überwundener Standpunft? 79, 
153. — Einfommenftener in Hamburg 
1875/76 79, 600. — Erträge der Ein, 
fommenftener in Sadien 1877 79, 1066; 
1875/79 80, 833. — Einlommensverbält: 
niffe des preußiſchen Boltes INTT — 8182,44. 
Prenß Geſet v. 24. Juni 1891 O1, 909; 98, 
816; Ergebniffe der Veranlagung 98, 731. 

Einnahmen des Reichs 73,496. — S Zölle xc, 

Eifen. „Zölle und Produktion im Bollverein 
69, 623. 70, 369. 74, 84. Deutſche Eifen- 
induftrie i. 3. 1874/75, 1547. 1661. 1695. 
1728. — Befjemer-Stablfabrifation 76, 86. 
Eifeninduftrie und Submiffionen 77, 237. 
1119. — Yage der Eifeninduftrie (Handels: 
fammer Köln) 77, 1054. — Dividenden der 
Eifenbüttenwerte ꝛc. 77, 1076. 1078. — 
Preuß. GEifeninduftrie im Dezember 1875 
(Engel) 77, 1099. — Ein- und Ausfuhr 1877 
78, 446. — Gifeninduftrie und Eiſenenquéète 
(Bbilippfon) 79, 649. — Botum der Minder: 
heit in der Zolltariflommiffton 79, 654. — 
Motive zum neuen Zolltarıf 79, 713. — 
Deutſchlands Eifeneinfuhr und -Durchfuhr 
(Laspryres) 80, 255. — Eifeninduftrie, Lage 
91, 945 — Vgl. a. Bergmwerlöproduttion, 
Bolltarif, Zölle. 

Eifenader lebereintunft 9, 178 
(Seydel). 

Eiſenbahnen. Reichsgeſetzgebung über das 
Eiſenbahnweſen 71, 205. 72, 128. 74, 302. 
1087. — Deutſche Eiſenbahnſtatiſtik für das 
Betriebsjahr 1867, 69, 947. — Deutſch— 
lands Eiſenbahnen 73, 875. — Eiſenbahn— 
beichlüffe des Handelstags 73, 887. Gründ- 
ung des Neichseifenbabnamts 74, 302. 76, 
358, — Eifenbabnellnterfuhungstommiffion 
(preußifche) 74, 359. — Neichs-Eiienbabn- 
gejegentwurf ib. 891. — Die Eontrole 
des Reichs über das Eifenbahntarifweien 
(F. Berrot) 74, 1087. — Berriebsreglement 
für die Eifenbahnen Deutfchlands 73, 340. 
74, 1147. 75, 1195. — Bericht des Heiche- 
Eifenbahnamtes 74, 1525. — Die Eifen- 
babntarifreform (1874) ib. 1527. 1639. — 
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Kritiiche Beiträge zum PVerftändniß des 
Eiſenbahnweſens (Trommer) 75, 105. (I. 
Der kommerzielle Betrieb, II. der Uni— 
verjaltarif), 569. (III. Tarifigfteme, IV, 
über Siüterverfiherung, V, Einnahmen und 
Ausgaben, VI. von der Erzielung einer 
guten Bilanz, VII. Bergleichsmaßftäbe, VIIL. 
vom Sparen, IX. Auffaffung des Trane- 
portwefens). 75, 1057. (X. Staats- oder 
Privatverwaltung? X1. Univerfaltarif gegen 
Publikum und Bahnverwaltung, XII. Zoll- 
einrichtungen und Eiſenbahn, XIII. Schluß: 
folgerungen. Neue Folge 76, 121. (1. Bom 


Nationalismus im Giüter-Tarif-Erpeditions« | 


wesen, 11. Werthnachnahmen, Ill. An- und 
Abfuhr, Beladen und Entladen der Güter, 
IV. Zransportvorbereitung der Einzelgüter zc, 
V. der Umiverfaltarif, VI. der Pfennig- 
tarif, VII. Paket- und Einzelqut-Beförder- 
ung, VIII. Wertbverfiherung, IX. Folgen, 
X. Schluß). — Gutachtliche Ausfagen des 
Vräſidenten Maybab vor der Yaster'ichen 
Unterfuhungstommiifion 75, 403. — Dent- 
Schrift des Rrichs-Eiſenbahnamts über die 
Tarifreform vom 3. Dezember 1874, 75, 
551. 1701. — Deuticher Eiſenbahn-Reform— 
verein 75, 935. — Eifenbahn-Polizeiregles 
ment 75, 1175. — Borläufiger Entwurf 
eines Reichs-Eifenbahngefeßes (April 1875) 
nebjt amtlichen Bemerkungen 75, 1225. — 
Berriebsergebniffe der Eiſenbahnen Deutich- 
lands 1875 76, 244, der preußischen Bahnen 
1874 76, 245. — Kautionen der eljaß- 
lotbringifchen Meichseiienbahnbeamten 76, 
352. — Statiftif der preußischen Eifenbabnen 
fir das Betriebsjahr 1875 76, 425, (I. Aus» 
dehnung 425, 11. Anlagelapital 426, III, 
Transportmittel und Yeiftungen derſelben 





427, IV. Verkehr 428, V. Finanzergebniffe | 


431, VI. Reſerve- ꝛc. Fonds, Beamten zc., 
Unfälle 441). — Ausdehnung und Anlage 
foften des deutschen Eifenbabnneges zu Ans 
fang 1876 76, 445. — Bericht des Neichs- 


Eijenbabnamtes für 1875 76, 460. (Anlage: | 


Gutachten der Tarifreform-Enquöte Kom: 
milfion vom 13. Dezember 1875, ib. 463. 


Anträge des Herrn Bergmann ib. 467, 
Verzeihniß der vernommenen Sachverſtän- 


vigen 468.) — Geſetzentwurf, betr. die Er- 
werbung der preußischen Eiienbabnen durch 
das deutiche Reich. Nebſt Motiven 76, 470. 
— Für und wider die Erwerbung der 
Eifenbahnen durch das Neich 76, 487. (Bor- 
bemerfung 487, Anlaufspreis und Börfen- 
fur&werth der preußischen Aktion-Eifenbabnen 


483, Promemoria des Dr. Biltor Böhmert | 


489, Rede des Grafen Udo Stolberg im 
preußifchen Herrenhaufe 494, Nede des Dr, 
Elben im württembergiichen Landtag 498, 
Verſuch einer objektiven Erwägung der ent- 
gegengejegten Standpunfte 513, Erklärung 
des Herrn ©. Bergmam 523, — Die 
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Preußen und im beutfchen Reiche 76, 529: 
Das preußische Gejeg über die Eifenbahn- 
Unternehmungen vom 3. November 1838 
ib, 529, Regulativ, die Eifenbahn-Kom- 
mifjariate betr. 538. Aus dem allgemeinen 
deutichen Handelsgefegbudh 540. Aus dem 
Bundesgeieß, betreffend die Kommandit- 
Geiellihaften anf Altien und die Altien- 
Gejellichaften 542. Aus der Berfaffung des 
deutfchen Reichs 543. Verfiigung des Mini- 
fters für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten, d. d. Berlin den 6. Sept. 1871 
an den Ausſchuß der Privat» Eifenbahnen 
im deutfchen Neiche 544. Bericht der XIII. 
Kommiffion des preußiihen Abgeordneten» 
baufes über den Entwurf eines Geſetzes 
über die Eifenbahn » Kommiffariate 550, 
Die gegenwärtige Lage der Eifenbahngefeg- 
gebung Preußens 551, die feitherige Stell- 
ung der Eifenbahn- Kommiffarien und der 
Eiſenbahn-Kommiſſariate 554. Der Inhalt 
des Gefegentwuris 556, General-Distuffton 
557, Sprzial-Disfuffion und Petitionen 561. 
Das Neihs-Eifenbahnamt 563. Regulativ 
für das durch Richter verftärkte Reichs— 
Eifenbahnamt ib. 563, Eifenbahn-Berriebs- 
reglement vom 11. Mai 1874 564. Bahn- 
polizei» Reglement für die Eiſenbahnen 
Deutfchlands vom 4. Januar 1875 564, 
Eifenbahn-Boftgefeg, betr. die Abänderung des 
84 des Gejetses über das Boftwefen d. deutjchen 
Reichs vom 8. Oft. 1871, vom 20. Dez. 1875 
580, (Einleitung aus einer Rede des General- 
poftmeifters Stephan) 580, das Geſetz 583. 
Bollzugsbeftimmungen zum Eifenbahn-Boft- 
geiege vom 20. Dezember 1875, 587. 

eglement über die Benutung der innerhalb 
des Ddeutichen Weichstelegraphengebiets ge- 
legenen Eifenbahn-Telegrapben zur Beför- 
derung folder Telegramme, welche nicht den 
Eifenbahndienft betrefien, vom 8. März 1876, 
595. Aus dem Bericht der Tarifreform- 
Enquete- Kommiffion vom 13. Dez. 1875. 
596. (1. Stellung der Anhänger des natilr- 
lihen Syſtems zu diefer Frage 596, 2. Stell- 
ung der Anhänger der Klaffifilation zur 
Syitemfrage 609, 3. die Stellung der An— 
bänger des gemijchten Syftems zur Syitem» 
frage 620.) — Der Etat der preußischen 
Eifenbahn-Berwaltung für 1876, 622. All— 
gemeine Erläuterungen zum Etat für 1876, 
622. A. Staats-Eifenbahnen 622, B. 
Privat-Eifenbahnen, bei welchen der Staat 
betheiligt ift 630. Nachweilung über das 
bis zum Schluſſe des Jahres 1874 auf 
die Staatseiienbahnen verwendete Anlage— 
fapital unter Bergleihung mit dem etats» 
mäßigen Neinertrage der einzelnen wifen- 
bahnen für das Jahr 1876, 631. Weberficht 
der im Befitse des Staats befindlichen Eiſen— 
bahn-Aftien 632. Ueberficht der vom Staate 
übernommenen Zinsgarantien fir Eifenbahn- 
Unternehmungen 633. — Vergleich der 
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preußifchen und englifhen Eifenbahnen in 
den Jahren 1872 bis 1874, 76, 636. — 
Objektive Bemerkungen eines Ausländers 
zur deutfchen Eiſenbahn-Reichsfrage (AL. v. 
Dorn) 76, 738. — Ein englisches Urtheil 


Eifenzölle, ſ. Eiſen. 

Ekuador, Handelsvertrag 983, 189, 439, 460. 
Elbzoll, j. Stromſchifffahrt. 
Elementarihulen, j. Vollsſchulweſen. 
Elſaß-Lothringen. Die Wiedervereinig: 


über (für) Staatseifenbahnen 76, 776. — 
Die Landwirtbichaft und die Eifenbabnen, 
Nede des preuß. Minifters Dr. Friedenthal 
958. Aus den Böhmert'ſchen Enquäteberichten. 
(5. Die Neichs- Eifenbahnfrage vor dem 
preußifchen Landtage 967. 6. Die Stell- 
ung des Fürſten Bismard und des Minifters 
Delbrüd zur Reichseifenbahnfrage 974. 7. Die 
Stellung des preußischen Abgeordnetenhaufee 
zur Neichs-Eifenbahnfrage 981.) — Gut. 
achten der Münchener Handels» und Ger 
werbefammer 77, 109. — Bericht über 
Eifenbabn» und Berkehrsweſen (Wehren« 
pfennig) 77, 292, — Geichäftsthätigkeit des 
Neihs-Eifenbahnamts bis Ende 1876, 77, 
683. — Die preußiihen Staatseifenbahnen 
im Sabre 1875 77, 696. — Ueberſicht der 
Reichsgeſetze zc. 77, 812. — Tarifvorfchriften 
für den Gütertransport 77, 874. — Ent— 
ſcheidung des Lübecker Oberappellgerichts bez. 
der Berlins» Dresdener Eijenbahn 77, 993, 
— Fahrgeihwindigkeit der Eiſenbahnzüge 
und Dampfichiffe auf verfchiedenen Routen 
der Erde 77, 1044. — Betriebsergebniffe, 
Kurfe und Dividenden der preuß. Eiſen— 
bahnen 1855—75 77, 1073, 1077. — Das 
Wert der Tarifreform 77, 1106. — Die 
Submiffionen auf Eiſenbahnſchienen 77,1119. 
— Neues Spitem der Selundärbahnen be- 
ſonders normal- und ſchmalſpuriger Eifen- 
bahnen mit Dampfbetrieb auf Straßen und 
Chauſſeen 78, 101. — Eilenbahnftatiftif für 
1876 78, 814. — Der zollpflichtige Eifen- 
bahnverkehr 80, 618. 659, 86, 20. 61. — 
Zwangsvollftredung gegen Eifenbabnen 81, 
402, 411. — Der franzöfiihe Eifenbabn: 
ausfhuß 81, 566. — Deutſchlands Eifen- 
bahnen 18568 bis 1881 83, 642. — lieber 
einige Erleichterungen in der Berfonen» 
beförderung auf den Eiſenbahnen (Wermert) 
ss, 624. — Die Staatsbahnen in Bayern 
ss, 803. Die Eifenbahnen Deutſchlands, 
Englands und Frankreichs 1885/89, bezw. 
1886— 1858, 91, 166. 4, 159. — Die Re— 
form der Berfonentarife 91, 490. — Der inter- 
nationale Eiſenbahnfrachtverkehr 9, 554, — 
Die Eifenbahnen der Erde 91, 587. 94, 399. 
— Das internationale Uebereinfommen über 
den Eifenbahnfrachtverfehr (G. Eger) 92, 303. 
691, 753. — Statiſtil der preuß. Staate- 
eifenbahnen 93, 798. — Dentichrift, betr. 
Umgeftaltung der preuß. Eifenbahnbebörden 
94, 610. — Die geihichtlihe Entwidelung 
des Eiſenbahn-Transportrechts in Preußen 
(G. Eger) 95, 333. — Die Eifenbahnen 
Deutichlande, Englands und Frankreichs 
1891/93 96, 414. — Tie Eifenbahnpotitif 
Frankreichs v. Kaufmann) 97, 250. Vgl. 


a. Poft, Zollgefeg, Zölle, 


nen — — — — — — — 


ung mit dem Deutſchen Reiche. Verhandlungen 
im Reichstage) 71, 845— 958. Beſtellung des 
Bundes» Oberhandelsgerihts zum oberſten 
Gerichtshofe ib. 959. — Beihafjung von 
Betriebsmitteln für die Eifenbabnen ın El— 
faß und Fothringen ib. 968. — Statiſtiſches 
über Eljaß und Lothringen: natürliche Be- 
Ihaffenheit, Wafferftraßen, franzöfiihe Ber- 
waltung, Kreis- und Ortsbepölferung, Ju: 
duftrie, (Brämer) 71, 969. — Die Ge- 
feßgebung vom 9. Juni 1871 bis Mitte 
Februar 1872, 72, 5593—59. — Erſter 
Bericht des Neichsfanzlers über Geſetzgeb— 
ung und Berwaltung für 1871/72, 72, 861. 
(Regelung der Beziehungen zu Frankreich 
863). — Gründung der Univerfität Straf- 
burg 72, 959, — Verlängerung der Dit- 
taturperiode (Gejeg vom 20. Jun 1872) 72, 
1291. — Die Reihs-Eifenbahnen (reis-, 
finanzrechtlid) 73, 414. — Stellung von 
Elſaß-Lothringen im Reichsfinanzrecht (Ya- 
band) 73, 562. — Gejete und Berord— 
nungen aus dem Verwaltungsjahr 1872 
bis 1873, 78, 939. — Zweite Jabres- 
überficht über die Gefegebung und Ber- 
waltung fir 1872/73, 78, 967. — Ver: 
bandlungen im Reichstage über Elfaß-Yoth- 
ringiſche Angelegenbeiten in den Seiftonen 
1871—1873 74, 155, 292, — Einfübr- 
ung der Keichsverfaffung 74, 294. — Die 
ftaatsrechtliche Gilltigleit der 1870/71 von der 
franzöfifhen Regierung erlaſſenen Geſetze 
(vd. NRichthofen) 74, 521. — Dritte Jahres- 
überficht über Gefeßgebung und Bermalt- 
ung für 1873 74, 773; Gefege und Ver— 
ordnungen bierzu ib. 810. — Laband über 
die Sonderftellung E.L.“s im Reiche (Meyer) 
76, 677. — Deffentlihes Recht u, Verwalt- 
ungsgerichtsbarfeit in E.“. (v. Stengel) 76, 
808. 897. — Entwidelung der Gejeßgebung 
bis 1876 (Wehrenpfennig) 77, 272. — 
Machtbefugniß des Oberpräfidenten nad 
$ 10 des Berwaltungsgejeges (v. Stengel) 
«8, 113. — Laband über das Weſen der 
reihsländiichen Gejeggebung 78, 377. — 
Die direlten Steuern in Elſaß-Lothringen 
(von Eh. Grad) 79, 114. — Gefeß betr. 
die Berfafjung und Verwaltung Elſaß-Loth— 
ringens vom 4. Juli 1879 79, 1028. — 
Die Stiftungen für das Arbeitermobl im 
Reichslande 82, 714. — Elſ-loth. Zoll- und 
Steuerweien 98, 194, 311, 416, 418. — 
Bewegung der Berölferung 98, 887. — 


Staatsgewalt und — in Elſaß⸗ 
Lothringen (Ernſt Mayer) 96, 249. — Reichs: 


geſetze ıı. — — in Elſaß⸗Lothringen 
W. Roſenberg) 99, 882. — ©. a. Arbeiter⸗ 
budgets, Yöhne u. ſ. w. 


fiber die Jahrgänge 1868—1900 der „Annalen“. 


Elfaß-Lotbringifche Geſetzgebung u. 


Verwaltung feit 1871. (Berichte des 
Reichsfanzlers, Befege und Verordnungen). 
Geſetz, betr. die Verkündung der Gejege u. 
Verordnungen 72, 558. 

I. Organifation der Verwaltung im All- 
gemeinen. Berichte des Neichskanzlers: 72, 
874. 73, 967. 74, 773. Bereidigung 
der Staatsbeamten 72, 554. Einrichtung der 
Berwaltung (Geſetz v. 30. Dez. 1871) 72 
555. Tagegelder der Zivilbeamten 72, 590 
Verlängerung der Diktaturperiode 72, 1291 
Verfahren vor den Bezirfsräthen 73, 939 
vor dem faiferl. Rath ib. 945. Befähig- 
ung für den höheren Verm.-Dienft 73, 951. 
Umzugsloften der Zivilbeamten 78, 951. 


Amtl. Geichäftsiprade 73, 957. Kreispirel- 


— 


toren 74, 774. 811. Rechtsverhältniſſe der Be— 
amten und Lehrer 74, 813. Penſionen der 
Wittwen u. Waiſen ib. 816. Kautionen der 
Beamten 74, 819. 823. Verordnung betr. 
den Landesausſchuß 75, 481. 

II. Rechtspflege und Juſtizverwaltung. 
Berichte des Reichskanzlers: 72, 869. 73, 
975. 74, 781. Oberfter Gerichtshof 71, 959. 
72, 565. Abänderung der Gerichtsverfafjung 
72, 566. 570. Etat der Juſtizverwaltung für 
1871/72, 72, 572. Einführung des Neiche- 
ftrafgefegbuchs 72, 573. Kompetenz d. Kriegs- 
gerichte 72, 
Juſtizdienſt 72, 591. Wechſelordnung und 
Handelsgejetbuch 72, 1318. Erforderniſſe der 
Serichtsfchreiber und Gerichtsvollzieher 73, 
955. Neifegebühren der FFriedensrichter ib. 
957. Berfügungen zur todten Hand zc. 74, 
810. Aufhebung der Kriegsgerichte 74, 781. 
826. Notariatsordnung 74, 828. Zwangs- 
verfauf von Liegenfchaften 74, 834. Außer: 
gerichtliche Theilungen und gerichtliche Ber- 
käufe von Liegenfchaften 74, 843. Vormund— 
Ichaftsverwaltung 74, 847. Eheſcheidung 74, 
849. Berichollenheitserflärung 74, 850. 

II. Militär» Angelegenheiten. Berichte 
des Reichskanzlers 72,867. 73,973. 74, 779. 
Onartierleiftung 72, 576. Einfiihrung reiche- 
geſetzl. Beftimmungen 72, 576. 1329. Koften 
der Garniſonen 72, 596. Militärerfaginftruf- 
tion 72, 868. Kriegsgerichte 74, 826. 

IV. Finanzweien, Zölle, Steuern. Be— 
richte 72, 885. 73, 992. 74, 801. Etat für 
1872 72, 564. Einführung der deutschen 
Zoll- und Steuergeieggebung 72, 578; des 
Art. 33 der R.-Berf. 72, 579. Zollverkehr 
712,580. Wechlelftempelfteuer 72, 580. Dop- 
pelbeftenerung 72, 581. Etat der Zollvermwalt- 
ung 72, 581. Landeshaushalt für 1872 72, 
1299. 1317; für 1874 74, 858. Zuwider— 
bandlungen gegen Zollgeſetze ꝛc. 72, 1330. 
Depofitenverwaltung 73, 959. Weinfteuer 73, 
960. 966. Gnregiftrement 73, 1001. 74, 
802. 

V. Innere Verwaltung, Bolizei, Kom— 
munalangelegenheiten. Berichte des Reichs- 


575. Vorbereitung zum höheren 
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fanzlers: 72, 874. 73, 967. 978. 74, 784. 
Kriegergrabftätten 72, 596. Einrichtung der 
Gendarmerie 72, 1326. Bezirks-, Kreis: u. 
Gemeindevertretungen 73, 952. 953. 74, 773. 
Statiſtik 74,785.787. Gefängnißweſen 74,790. 

VI. Unterrichtsweien und Kultus-Berichte 
des Neichätanzlers 72,832. 73, 987. 74, 795. 
Gründung der Univerfität Straßburg 72, 959. 
Geſetz betr. das Unterrichtsweien 73,958. Aus: 
führung deffelben 74, 852. Nechtsverhältniffe 
der Lehrer 74, 813; deren Wittwen und 
Waifen ib. 816. Wittwen- Penfionen der 
Univerfität 74, 856. Slirchenverwaltung 72 
8832. 78, 991. 74,800. Stiftungen des pro- 
teftantifhen Seminars 74, 857. 

VII Boltswirtbichaftlihe Verwaltung, 
(Forftweien, Bergwerke, Eifenbahnen, Bau- 
ten, Yandwirthichaft). Berichte des Reichs— 
fanzlers: 72, 879. 73, 74. Einrichtung d. 
Forftverwaltung 72, 582. Etat derjelben ib. 
534. Einrichtung und Zuftändigkeit der 
Bergbebörden 72, 584. Forſtweſen 72, 582, 
584, 73, 1001. 74, 805. Eiſenbahnweſen 
71, 968. 72, 586. 73, 414. 74, 792. 76, 
352. 356. 377. Straßen, Wafferbauten ı. 
Kanäle 73, 983. 74, 790. Bergvermaltung 
72, 584. 73, 1004. 74, 808. Hochbauweſen 
72, 561. 587. 73, 982. 74, 792. Yandwirtb- 
ſchaft 73, 985. 74, 793. Poſt- und Tele- 
graphenweſen 72, 587. Maß-, Geld- und 
Bankweſen 72, 588. 73, 984. Patentweſen 
783, 985. 74, 793. Die Grundfteueraus- 
gleihung und das Katafterwefen (Ch. Grad) 
s5, 471. Ein Beitrag zur Katafter- und 
Grundbuchsfrage (Th. Mayer) 87, 606. 

VIII. Regelung der Beziehungen zu 
Frankreich 72, 863. 73, 968. 74, 775. 
Option 72, 1293. 78, 971. 

IX. Befeitigung der Kriegsſchäden. 72, 
865. 78, 972. 74, 778. 


Emifjjionen von 1870 --76 78, 437. 
England. Ueber die Entftehung und Praris 


der Vollsvertretung (Augspurg) 499. 

im Großberzogthum 
Heffen (X. Fuld) 85, 58. — Das öffentliche 
Recht bei der Enteignung (Neumann) 86, 357, 


| Entlafjungszeugnifie, Gelegentwurf 75, 
789. 
Erbrecht, (Preisaufgabe) 74, 748. Volls— 


wirthichaftl. Bemerkungen zur Neform des 
E. (von H. v. Scheel) 77, 97. — Die 
bäuerliche Erbfolge (v. Helferich) 83, 702. — 
Entwurf eines Gejeges für die bäuerliche 
Erbfolge von K. Peyrer v. Heimftätt, 54, 
482. — Neform des bäuerl. Erbredts in 
Baden (H. Schulze) 54, 484. 


Erbſchaftsſteuer (Hirtb) 75, 1309. Ueber- 


tragung derfelben auf das Reich (preuß. 
Antrag) 77, 1036. Ueberſicht der deutfchen 
Erbichaftsitenern 79, 955. Tabelle hinter 
&.990. — Erbſchaften in Frankreich 78, 260. 
— Erbichaftsfteuer in Heffen 86, 745. — 
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Eine Erbichafts- und Schenfungsftener im 
deutſchen Reich (Dito Bacher) 87, 259. 
Erfurter Barlament 71, 14. 
Erlajfe, ſ. VBerordnnungsredt. 
Ermland, Bifchof von, ſ. Kremeng. 
Ernteftatiftik, f. Getreide. 
Erſatzgeſchäft (Militär) 75, 1447. 1513. 
Ermwerbsgenofjenfchaften, ſ. Genofien- 


ſchaftsweſen und Wirthichaftsgenoffenfchaften. | 





Erziehungsmwefen, Gefepgebung über die 


Ausbildung nicht vollfinniger, ſchwach- oder 
blödfinniger Kinder im Herzogthum Braun— 
ſchweig (Zimmermann) 95, 64. 
Etatsgejege, ſ. Finanzweſen, Budgetrecht zc. 
Etatsüberfhreitungen 78, 337. 
Erporthandel, deutfcher 86, 708. 
Eıpropriation, ſ. Enteignung. 
Erterritorialität der deutfchen Landes: 
berren (Thudichum) 85, 320. 


Fabriken, |. Arbeiterfrage, foziale Frage, 
‚srauenarbeit, Kinderarbeit, Löhne, Gewerbe- 
ordnung, Unfallverfiherung ꝛc. 

Fabrikatſteuer 93, 271, 277, 326. 


Fabrikgeſetzgebung 72, 901. 78, 1471. 
74, 432. 78, 25. — Die verwaltungsredt- ⸗ 


lihe Bedeutung der Fabrifordnung (Herm. 
Rehm) 94, 132. S. a. Unfallverficherung zc. 

Fabrikinſpektoren, preußiiche 76, 997. 
Die deutihen Fabrilinfpektoren (Meberficht 
von P. Dehn) 81, 153, 441. — Gefetsgeb« 
ung (Seydel) SI, 714. — Die Zulunft der 
deutschen Fabriliuſpeltion (B Dehn) 82, 527. 
— Die deutfhe Fabrikinſpektion im Fahre 
1890 (K. Franfenftein) 92, 849. ©. a. 
Gewerbeordnung. 

5 u. Waarenzeichen 74, 305. 
achgerichte, ſtändige, 73, 1546. 

Familienbudget und häusliche Buchführ— 
ung (Hirth) 75, 907. 

Samilienfideifommiffe,f. Fideitommiffe, 

Fauſtpfandrecht für Pfandbriefe (Hecht) 
850, 304. (Endemanm) S1, 410. 

Fälſchu ng von Lebensmitteln 78, 106. 


yeldbereinigungsmwefen, Neformen auf | 


dem Gebiete deifelben (Haag) SS, 161. 
Feſtungskommiſſion, deutiche, 72, 1579. 
Feſtungen, Neichseigenthum an denfelben 


13, 433. — Umgeſtaltung derjelben 74, 262, | 
— Garnijonen 74, 263. — Beihräntung | 


des Grundeigentbums 73, 342. 74, 1066. 


Feftungsbaufonds 77, 337. 982, — Ueber | 


die Berehnung der Erfagfumme nah $ 35 
des Geſetzes vom 21. Dez. 1871 (Hegele- 
berger) SO, 241. 

Feunerverſicherung 73, 786. 77, 1117. — 
Denlkſchrift zur Frage der Verflaatlichung der 


Mobiliar-Feuerverſicherung in Bayern 86, | 
781, — Die Entwidelung des Immobiliar- | 


Fenerverfiherungswejens i. Preußen (Simon) 
ss, 62. — Vorzüge und Nachtheile der 








Orgamfation des euerverfiherungsweiens | 
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auf öffentlicher und auf privatrechtlicher 
Grundlage (Simon) 88, 231. — Berband 
beutkördDrinetfenrzurrfiherunabnfeikbahen 
98, 464. — Die öffentlichen Feuerverſicher— 
ungs-Anfalten in Preußen 1900, 816. — 
deuerverfiherung in Preußen bei Privat- 
geſellſchaften auf Gegenfeitigkeit 1900, 818. 
— Die Geichäftsergebniffe der deutichen 
Syeuerverfiherungs-Altiengefellihaften 1899 
1900, 916. 

Fideifommiß des Heffifhen Kurbaufes 77, 
844. 1040. Die in den deutihen Staaten 
bejtehenden gejeglihen Beftimmungen über 
Familienfideiflommiffe (W. Yewis) 79, 465. 

Finanzrecht, Finanzweſen. Das zinanz- 
wefen des norddeutfchen Bundes (volljtändige 
Kodifizirung aller gefeglihen Beftimmungen 
und der Etats pro 1868 und 1869 :c.) 69, 161. 
Anhang: Die Finanzverhältniffe der Bundes» 
ftaaten 69, 303. — Denkſchrift des kgl. 
preuß. Finanzminiftere vom 18. Mai 1869, 

, 403. — Preußens Staatefinanzen 1849 
bis 1867, 69, 593. — Inſtruktion für 
den Bundes-Rechnungshof 70, 157. 
Bericht des Vorftandes der national-Tiberalen 
Bartei 70, 601. — Die verfaffungsmäßige 
Regelung der Reichsfinanzen 71, 126. — 
Der Reichshaushaltsetat für 1871, nebſt 
Einleitung 71, 689. — Das Finanzredt 
des deutichen Reichs (PB. Yaband) 73, 405. 
— Steuerkompetenz des Reichs 74, 30. — 
Berhandlungen des Reichstags über Finanz- 
vorlagen 1871— 73 74, 167. 206. 274. — 

Preußens Finanzlage 1873 74, 349, 1105. — 

Einnahmen des Neichs 1873, 74, 887. Steuer- 

verwaltung in Preußen 1870— 1872 (Bericht 

des Finanzminifters) 74, 897. — Zur 

Provinzial, Kreis und Kommunalfinanz- 

ftatiftit in Preußen 75, 1261. — Reichs— 

haushalt vom Jahre 1875 77, 409. 422. 

Abſchluß der Neichshauptlaffe für 

1876/77 77, 1114. — Spezialetats des 

Neihshausbalts für 1879/80 80, 1. 104. 

161. — Die Zölle und Steuern, fomwie die 

auswärtigen Handelsbeziehungen des Reichs 

(v. Auffeß) 93, S. 161 (Regifter S. 468). — 

Einfluß des Neichslanzlers auf die Finanz- 

verwaltung 82, 45. Laband’s Finanz- 

recht 82, 776. — Das Reichsgeſetz wegen 

Befeitigung der Doppelbefteuerung vom 13, 

Mai 1870 (N. Blohmann) 87, 773. — Die 

öffentlichen .. der größeren europä- 

iſchen Länder 94, 241. — Die Reichsfteuer- 

gejeß-Entwürfe von 1893 94, 292. 325. 

539. 565. — Neihshaushalt für 1894/95 

94, 737. — Zum Komptabilitätsgefeg für das 

Neich. (Joel) 95, 81. — Die geichichtliche 

Entwidelung des Kommunal-Abgabemwejens 

in Preußen (Schön) 95, 249. — Entwürfe zur 

Neichsfinangreform von 1895 95, 454. — Be» 

richt über die Finanzverwaltung Preußens 

vom 1. Juli 1890 bis 1. April 1897 98, 

509. 1900, 234. — Preußiſches Gejch betr, 


über die Jahrgänge 1868—1900 der „Annalen“. 


Waarenhausfteuer vom 18. Juli 1900 1900, 
884. Bol. a. Einfommenftener, Kabinets- 
ordres, Kafjenweien, Kriegsentihädigung, 
Kriegsfoften, Deatrikularbeiträge, Nehnungs- 
hof, Reſervatrechte, Schuldenweien, Ver 
fafjung, Zölle ꝛc. 
Fistus des Reichs 73, 408. 74, 403. 75, 
1493. 77, 836, 
leiſchkonſum u. Fleiſchpreiſeßb, 574. 
lößerei, Abgaben von ‚der, Aufhebungen 
in Preußen 68, 2833; im nordd. Bunde 
71, 183. 380. 77, 813. ©. a. Binnenjdiff: 
fabrtsgefet, Stromſchfffahri. 
Flotte, ſ. Marine, 
Flußſchifffahrt, deutſche, 75, 332. 
Flüſſe, zollpflichtiger Verlehr 98, 226. 
Forſtſtatiſtik, deutſche, 74, 1677. 
Fortbildungsſchulen 73, 837. 1504. 
1543. 74, 29. 1195. — Verordnung des 
preuß. Kultusminifters 74, 1674. 
Fraktionen des Reichstags 72, 282, 332, 
74, 143. — Bol. a. Zentrum x. 
Franfenheim, traurige Buftände, 76, 247. 
Frankfurt a. Mi |. Nationalverfammlung, 
Friede mit SFranfreich, Fürſtenlongreß ꝛc. 
Frankreich. Notiz über den Handelsver— 
a 68, 226. 73, 326. — Statiſtik der 
Zölle und Verbrauchsſteuern 68, 156 bis 
218. — Organifation der Zoll- und Han— 
deisftatiftit 70, 410. 76, 88. — Die Ber- 
failler Präliminarien und der Frankfurter 
Friede 71, 507. Rede des Fürſten 
Bismard über den Frankfurter Frieden 
ib. 876. Wirthichaftliche Beziehungen 
zu Frankreich 71, 835. 72, 976. Con⸗ 
vention vom 12. Oftober 1871, 72, 163. 
Denkichrift - dazı ib. 169, Separatlon« 
vention ib. 173, Nede des Fürſten Bis- 
mard 176. Die Zujagfonvention vom 11. 
Dezember 1871, 72, 437. — Beziehungen 
zu Elſaß-Lothringen 72, 863. Die 
Spezialfonvention v. 29. Juni 1872, 72, 
1467. — Die Drei» Milliarden-Anleibe ib. 
1476. — Die llebereintunft v. 15. März 
1873, 73, 893. — Ordnung der Bezich- 
ungen Elſaß-Lothringens zu Frankreich 74, 
775. — Einfluß des Kriegs auf die Be 
wegung der Bevölferung 75, 626. — Frans« 
zöftiches Geſetz zum Schuß der Kinderarbeit 
76, 231. — Die franzöfifhe Rekrutenein— 
tellung 76, 233. — Die Barijer O Ommibus- 


— 


gejellihaft 76, 234. — Die Steuern F.'s 


im Sabre 1875 76, 249. — Finanzielle 
Lage Franfreiche 77, 233. — Tabadınonopol 
78, 260. — Erbſchaften und Staatsein- 
nahmen 78, 262. — Handelsverfehr Deutjch- 
lands mit Frankreich 79, 383. SU, 576, — 
Handelsvertrag 93, 172, 438, 455. 
Eifenbahn-Ausshuß SL, 566. — Stempel- 
fteuern 51, 799, — Bewegung der Bevölter- 
ung 82, 614. 
roh 88, 316. — Finanzen von Paris und 
Berfin im Nahre 1888 bezw. 1887/88 88, 


— Die Fremden in Frau | 


| — — — —⸗—ú— _ J 
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* “. in 


967 


708. 901. — Haundelsflotte Ende 1887 90, 
416. — Franuzoſ. Haudelskammern im Aus— 
land 93, 158. — Die Deutſchen in Frankreich 
95, 405. — Das franzöf. Fremdenrecht (Otto 
Mayr) 96, 329. — Eiſenbahupolitit 97, 250, 
98, 127. — Laudwirthſchafil. Produktion 9. 
71.— ©... Kriegseniſchädigung. 

Frauenarbeit in den Yabrifen 72, 901. 
73, 1471. 74, 1545. (X. Hirt) 75 43. — 
©. a. Familienbudget. 

Freihäfen 98. 183, 227, 

| Freihändler, das Programın der deutjchen 

| 

| 


72, 895. 73, 840. 
greihandel, ſ. Zolltarif, Zölle ꝛc. 
Freizügigkeit. Gejeg vom 1. Nov. 1867 
nebjt Erläuterungen und Ausführungsver- 
orduungen 68, 467. 71, 408. — Die Yandes- 
verweiſung im Gebiete des nordd Bundes 
68, 923. — Verfügung betr. den Ausdrud 
„Untertommen“ 65, 928. — Freizügigkeit 
der Aerzte 68, 995. — Ausführungen von 
L. v. Ronne 71, 161; von M. Seydel 76, 
159. W, 90, 173 (zu $ 3 des Freiz. Gef.), 
von €, Mayer (zu 8 3) W, 562. — Eins 
führung in Süddeutſchland 71, 374. — 
| Erläuterungen von H. Stolp 71, 408. — 
Bayeriſche Geſetzgebung 7L, 469. 491. — 
Ueberficht 77, 804. — ©. a. Reichsangehörig- 
feit, foziale Frage. 
Srirdensteiftwngen (militärische) 74, 1037. 
75, 1 
| ——— Vom Jahre 1866, 71, 
21. 34. Vom jahre 1871, 71, 507. ‚876. 
72, 163. 447. 1467. S. a. Frankreich. 
| Friendly Societies in Englaud 76, 229. 
Fürſten, deutſche, Erterritorialität derjelben 
(Thudichum) 85, 32U. 
Fürftenfongreß zu Frankfurt a. M. 71, 16. 
Fuhrkoſten, j. Zaggelder. 


G. 

Garantie zu Laſten des Bundes, ſ. Schulden- 

weſen. 
Gaſteiner Konvention 71, 17. 

| Gebäudeſteuer in Preußen 74, 901; Zahl 

der Gebäude in Preußen 91, 414; Gebäubde: 

ſteuer in Bayern 74, 1688. 

| Gebiet des Hollvereins 69, 885. 98, 195 

| — Gebietshoheit (Banfi) d8, 641, 

Geburtsregiſter, j. Sivilebe. — Statiftil 
75, 1725. 76, 220. 79, 109. — Geburts 
und Sterbligpfeitsverhältiffe in den fünf 
deutfch. Großftädten im Jahre 1893 95, 408. 

Gebühren: und Steuerwejen (das öffent- 
lie \nterejje dabei; Neumann) 86, 357, 

Gebührenordnung, |. Nechtsamwaltsord. 
nung ꝛc. 

Gefangene, Beihäftigung in Preußen, 76, 999 

Geiftige Getränke, j. Branntwein, 

Geiſtliche Amtshandlungen 76, 78. 

Geiftlihe, Vorbildung derjelben, 74, 11€ 

Geijtlihes Amt, Mißbrauch desfelbe, 

\  (Kanzelparagraph) 72, 983, 
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Geld, Geldwirthſchaft GKoesler) 75, 265. 
288 ji. (Hirth) 75, 918. 1266, — S. a. 
Banlwejen, Münzfrage, Papiergeld. 

Gemeindeangehorigfeit, Erwerb (H. 
Rehm) 92, 137, 

Gemeindejteuern, ſ. Kommunalfteuern, 

Gemeindeverwaltung, ſ. Selbftverwaltg. | 

Seneralzolltonferenzen des Zollvereins 
Aufzählung derjeiben 93, 167. 

Genoſſenſchaften, die landwirtbfchaftlichen, 
im Deutſchen Beide und ihr derzeitiger 
Beitand 99, 960. 

Genojjenjhaftswejen, das, in Deutſch— 
land, Frankreich und England, von Schulze | 
Delitzſch, 7?2, 947. — Veichsgejeßgebung | 
47, 152. 382, 77, 637. — In Bayern 6, 
894. — Yevifion des Genoſſenſchaſtsgeſetzes 
88, 754. 848. 89, 7411. — Gejeg vom 1. Dlai 
1559 (erläutert von M. Joel) W, 417. — 
Entwickelung d. 8. über dem neuen Ge 
uoſſenſchaftogeſetz 92, 600, 93, 935. ©. a. 
Bırtbichaftsgenojienjchaften, 

Genußmittel, j. Nahrungsmittel, | 

Gerichtliches Berfahren 72, 141. 78, | 
345. 354. Ueberſicht der bis 1877 hierüber | 
erlajjenen Neichsgejege und Berorduungen 77, 
825. — Der Ausgelieferte vor dem Werichte 
(E. Müller) 87, 565. — Bgl. a. Zwilprozeß, 
Scieds- und Handelsgerichte, Schöffen» und | 
Schwurgerichte ꝛc. 

Gerichtsbarkeit, inländiſche, über fremde 
Staaten, Bayr. Erkenniniß 85, 325. 

Gerichtshof, oberjier des Reichs. Die Er- 
richtung des Bundes-Oberhandelsgerichts 69, 
1057. «1, 297. 377; Forteuwidelung d2, 
150; Perſonal 0, 161. — Eiat für 1571, 
#1, 722. — Thaugkeit desjelben (Kritik) 78, 
352, — Disziplinarbefugniſſe desſelben 74, 
407. — diegulauv für den Geſchäftögang 
desjelben 74, 1537. — Das ſchweizeriſche 
Bundesgericht andgraff) 76, 105. — ©. 
a. Elſaß⸗Lothringen. 

Gerichtsverfaſſung des Reiches 71, 85. 
72, 150. 73, 348. 354, 75, 420. 1533, 
— in Preußen 30, 249. — Bemerkungen | 
zum Eutwurf der Gerichtsverfaſſung (Boris) 
75, 97. — Allgememe Begründung zum 
1874er Entwurf 45, 169. — Scöffen- und 
Schwurgerichte 75, 239. — Bemerkungen 
über das Weihsgeriht von W. Endemann 
75, 1208. — Reichsjuſtizamt 75, 1216, — Ber- 
lauf der Verhandl. 47, 646. 79, 602. S1, 544. 
— llebergang von Geſchäften auf das Reichs— 
gericht Sr, 397. — Vgl. a. Juftizgefeggebung, | 
pandelsgerichte, Berwaltungsgerichte 2c. 

Geſandtſchaften im Austande 70, 167, 
72, 1105. 73, 492. 74, 155. 279. 80, 24. 
Zollfreiheit derjelben SU, 646, 86, dd. — 
Deutſche Geſandtſchaftörecht (Zorn) 82, 81. 
— S. a. auswärtige Verhältniſſe. | 

Geſchäftskriſen, ſ. Krifis, 

Geſchäftsordnung, ſ. Reichstag. 











Geſchichte des deutſchen Bundes, des nord— 
deutſchen Bundes und des deutſchen Reiches 
a1, 1-4. (S. a. Reichstag, Verfaſſung 
Zollverein ꝛc.) 

Geſellen, ſ. Arbeiter. 

Geſetz, ſ. Reichsrecht. — Rechtsſatzung und 
Geſetz zunächſt nach bayeriſchem Staaisrecht 
Dyxoff) 89, 817. — Berichtigung eines 
Vteichögefeges 98, 480. 

Gejeggeber, Begriff (Endemann) 75, 1206, 
(Yaband) 78, 369, 

Gefeggebumg. Ueberſicht der Geſetze und 
Verordnungen zur Ausführung des Art. 4 
der Reichäverfaffung 72, 485. — Beridt 
über die Gejeßgebung 1867—70 (Laster) 
70, 563; 1871—76 (Webhrenpfenuig) 77 
257 ff. — Ueberficht aller Gejege und Ber- 
orduungen von 1867 bis 1877 (Harburger) 
77, 801. — Entwurf eines bürgerlichen 
Gejegbuches für das deutſche Reich (Jacoby) 
ss, 581, 89, 293, 637. — Die Santtion 
der Reichögeſetze (W. Wofenberg) 1900, 
577. — S. a. Bundesgefege, Jujtizgefet- 
gebung, Berfaffung, Reichstag, Heichstangler, 
Hollparlament, Preußen x. 

Gejundheitsamt, Aufgaben und Ziele des⸗ 
jelben 78, 466. Etat Su, 12. 

Getreide, Getreidezölle 78, 839. SO, 619. 
S6, 53, — Ernährungsbilang des deutſchen 
Reichs jür 1878/79 79, 462, — Emte- 
mengen und Anbanfläden 1878 79, 552. — 
Motiwe zum neuen Zolltarif 79, 719. — 
Internationale Statiftit 79, 1073. — Boden: 
benugung ın Preußen 79, 1075. — GErnte- 
ertrag 1890 im Preußen und Bayern 91, 
904, 906. 1892 in Defterreih 98, 944. — 
Getreidezoll uud Identuätsnachweis (W. 
Troliſch/ 92, 709. — Dentigrift, betr. das 
Ergebniß der Verhandlungen des preußifchen 
Staatsraths Über Maßregeln zur Hebung 
des Getreidepreifes Y5, 446. — Ernteergeb- 
niſſe in Deutschland 1891—97 98, 160. — 
Bgl. a. Zolltarıf sc. 

Gemwerbeanlagen (Seydel) SL, 624. 

Gewerbegericte, j. Schiedsgerichte. 

Gewerbelammern, Organifatıon und Ber: 
zeichniß derjelben 78, 925. 83, 201. 714. 
51, 294. ©, a. Handelsfammern. 

Gewerbeordnung. Das Nothgewerbegeſetz 
vom 8. Juli 1868 nebjt Erläuterungen und 
Ausführungsverordinungen 68, 849. — Die 
Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 (nebft 
Erläuterungen und alphabetiſchem Sach— 
regiſter) 69, 441. — Anweiſung zur Aus- 
führung derſelben im der preuß. Monarchie 
69, 689. — Vorſchriften über die Prüfung 
der Aerzte, Zahnärzte und Apothefer 69, 
919. — Desgi. der Seeſchiffer, Seefteuer- 
leute auf deutſchen Kaufjahrteifchifien 69, 
939. — Anweifung der preuß. Minifter für 
Handel x. zur Ausführung des Tu, 111 
der Gewerbeordnung (Gewerbebetrieb im 
Umperziehen) 68, 957. — Belanutuad)- 
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über die Jahrgänge 1868—1900 der „Analen“. 


ungen betr. ärztliche und veterinär-ärztliche 
Prüfungen 68, 994. Thätigleit der 
Neichsgewalt für die Ordnung des erbe» 
betriebes 71, 194. — Das bayerijche Ge- 
werbegejeß 71, 469. — Einführung der 
deutichen Gewerbeordnung in Bayern 78, 
759, — Materialien zur Reform der Ge- 
werbeordnung 73, 1471. 74, 425. 1196. 
— Entwurf eines Gejetes, betr. Abände- 
rumg einiger Beitimmungen der Gewerbe» 
ordnung 74, 1219. Berhandlungen des 
Neihstags darüber ib. 1233. Kommiffions- 
bericht darüber ib. 1317. — ragen zur 
Enquöte über das Gewerbeweien 75, 940, 
— Berhandlungen 1874, 75, 1199. — 
Die Gefetgebung 1871— 76 (Wehrenpfennig) 
717,287; — (Endemann) 77, 643. — Ueber- 
fiht der Geſetze ac. bis 1877 77, 805. — 
Geſetzentwurf der fozialdemokratifchen Frak— 
tion 77, 885. — Neferate von Schmoller 
und Dannenberg vom Berein fir Sozial 
politit 78, 129. — Novelle zur Gewerbe» 
ordnung vom 17. Juli 1878 78, 953. 79, 
534. — Hamburger Denkſchrift 79, 570. 
— Bur Reform der Innungen SL, 171, 
600. Wortlaut der Gew.-Ord. nad dem 
Stande von 1880 81, 724. — Gewerbe» 
polizeirecht des Reichs (Seydel) 78, 529, 929, 
952. — Menue Bearbeitung (Seydel) 81, 
569; alphabet. Regifter S1, 719. — Der Be- 
trieb fonzeffionspflicht. Gewerbe durch jurift. 
Perfonen (Seydel) 82, 620. — Normal» 
Innungsſtatut 82, 644, — Bericht der Reichs- 
tagsfommijjion iiber die Novelle von 1891, 
91, 253. — Die Schaffg. ärztl. Ehrengerichte 
u. deren reichsrechtliche YZuläffigkeit Seydel) 
97, 393. — Die Gerichtsbarkeit der Inu— 
ungen u. der Junungefciedsgerichte (H. von 
Frankenberg) 99, 58. — S. a. Arbeiterfrage, 
Arbeiterret, Kontraftbruch, Yabrikarbeiter, 
Gewerbeftatiftit, Schauftellungen, Straßen» 
muſik, foziale Frage zc. 

Gen rebelanter (Hirth) 77, 793. 

Gewerbeftatiftif, Grundzüge zur Organi- 
fation derfelben 70, 58. — Die deutichen 
Gewerbe und ihre ftatiftiihe Darftellung 
72, 363. Syſtematiſche Ueberfiht der Ge— 
werbe ib. 391. — Die Bedeutung der Ge- 
werbeftatiftit (Engel) 76, 101. Ergebniſſe 
der Gewerbezählung in Preußen v. 1. Dez. 
1875 77, 987. — Die Theilung der Arbeit 
im preuß. Staate (Engel) 77, 1120. — 
Bemerkungen über die preuß. Gewerbe— 
zählung (Samter) 78, 209. (Aufſeß) 98, 369. 
— Verhältniß der ſelbſtändigen Gewerbe— 
treibenden zu den Arbeitnehmern im Klein— 
gewerbe in Preußen 86, 950. — Gewerbe 
und Handel im Deutjchen Reich nad der 
gewerbl. Betriebszählung 1895 (HYimmer» 
mann) 1900, 483, 

Gemwerbefteuer 74, 905. 999. 1690. 75, 
129. 76, 400. 695. 77, 41. S. a. 
Steuern. 
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Gewichte, ſ. Maß- und Gewichtsorduung. 
Gemwinnbetheiligung der Arbeiter 82, 758. 
Gleichheit, wirthicyaftliche (Hirth) 75, 1276. 
Goldwährung, ſ. Münzfrage. 

Gothaer Bertrag vom 15. Juli 1851 
nebjt jpäteren Berabredungen 68, 478. Ans 
wendung in Bayern 71, 366. 472. Syftem- 
atiihe Darftellung (Seydel) 90, 178, 

Gotthardbahn. Dentſchrift an den Bun— 
desrath und Reichstag 70, 457. Reichs- 
finanzrechtliches darüber 73, 443, 

Grenzbewachung WM, 225, 252, 360. 

Griehenland, Handelsverträge 93, 186, 
438, 458, 

Großbritannien. Statiftif der Zölle uud 
Berbrauchsftenern 68, 155— 218. 79, 571. 
DOrganifation der Handelsftatiftit 70, 4u7. — 
Stempelfteuern SL, 803. — Handelsverträge 
93, 174, 454. 

Großinduftrie, f. Induſtrie. 

Großjährigfeit, Reichsgeſetz 75, 1185, 

Gropftädte im 19. Jahrh. 98, 808, des 
Deutihen Reichs 98, 638. 

Gründungswejen, fiche Aktiengefellihaften, 
Krifis ꝛc. 

Grundbejig, die drei Fragen desfelben und 
jeiner Zukunft, von %. v. Stein (befpr. v. 
Stengel) 82, 70. — Bertbeilung in Preußen 
91, 498. — Abgabe von Hofübertragungen 
in einer rechtsrheiniſchen Yandjchaft des vor- 
igen Jahrhunderts 91,499. — Verſchuldung 
in Preußen 92, 91. — Die Verſchuldung des 
Grund: und Gebäubdebejiges in den vor- 
wiegend ländlichen Bezirken des Königreichs 
Sachſen 1884— 90. 95, 167. 

Grundeigenthum, ſ. Feſtungen. 

Grundrechte, Aufnahme in die Bundes— 
verfaſſung 70, 750. 71, 50. 329. 74, 146, 

Grundſteuer in Preußen 74, 897; 79, 991. 
81, 95. in Bayern 79, 1682. — Grumd- 
fteuerausgleihung u. Kataſterweſen in Eljaß- 
Lothringen (Ch. Grad) 85, 471. — Zur 
Katajter- und Grundbudhsfrage in Elſaß— 
Yothringen (Th. Mayer) 87, 606. 

Guatemala, Zolle und Handelsverträge IB, 
439, 460. 

Guinea, ſ. Schußgebiete, 

Giterumlauf (Roesler) 75, 263. ©. a. 
Arbeit, Produktion, Preisbildung, Werth. 
Gymnaſien, Neifezeugniffe 74, 1671. 76,765, 
— Statiftit 96, 243, 

9. 

Hafengelder 9, 207. 

Hafenregulative, Normativbeftunmungen 
für die, 72, 1507. 98, 230, 

Haftpflicht 74,150. 81,413, Statiftit97, 405. 

Dagelverjiherung, Bayriiher Entwurf 
53, 557, — Deuiſche Hagelverjiherungs- 
anftalten 1900, 888, 

Hagelmetter und Hagelihäden in Preußen 
1853/84 85, 843; 1894 96, 328. — Hagel» 
Ihäden in Bayern 91, 906, 
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Hamburg. 
65, 1075. — Anſchluß an den Zollverein 
68, 1112, — Organifation der Handels. 


ftariftif 70, 407. — Die Hamburger Ein- 


fommenfteuer 74, 101. 75, 335. 79, 600. SU, 
568. 589. St, 336. 90, 914. 94, 736. — Ges 
werbefleiß 78, 110. — Haupiſteueramt 80, 
663. 748. 86, 177. — Hamburgs Frei: 
hafenſtellung und Zollanſchluß (H. A. Buech 
S1, 314. (Aufjeß) 9, 183, 187, 198, 414. 
— Altenftüde betr. den Zollauſchluß SL, 489, 
516. — Hollorgamıfation Aufſeß) 93, 359, 
401, 416. — Siauſtik (Aufieß) BB, 379. — 
Das ehemalige Humburger 


wanderung, Preiſe, Zollausichlüfie zc. 
Handel, Induſtrie und Verkehr im Jahre 


1870, 71, 549. 833. im Jahre 1871, 72, | 


971. — Der deutsche Handel ın feiner Ent- 
widelung und Organiſation (Schönborn) 
Sb, 653. — S. a, Berlin, Zölle, Handels- 
ſtatiſtik ꝛc. 

Handelsamt des Reichs 86, 716. 


Pandelsbilanz, deutſche Maſſe) 75, 605. 


— Tabellen über 1872/73, ds, 685. — 
Bemerkungen über die H. Deutfchlands 
(Ad. Soetbeer) 75, 731. ©. Hanbdelsjtatiftil. 
Handels» und Zollverträge, f. unter 
den betr. Staaten, mit denen Diefe Verträge 
abgeichloffen wurden. Bgl. die Ueberſicht 
65, 230. iO, 732. 72, 921. 96, 435. 94, 
747, — ©. a. Vertragsrecht, Zollverein ꝛc. 
Haudelsgerichte. Beſchluß Des Handels— 


tags 1868, 68, 977. — Die Errichtung eines | 


oberen Bundes⸗Gerichtshoſs für Haudels- 
ſachen 69, 1057. — Die Organiſauon der 
Handelsgerichte (aus dem 1874er Entwurf) 


Amtsgericht, 
(Dr. ©. Hedſcher) 99, 264. — Vgl. a. Aus | 


Handels» und VBerlehrsftatiftit | 








“5, 199. — Bgl. aud Gerichtshof, Hau- 


delsrecht. 


Handelskammern. Organiſation uud Ver- 


zeichniß derſelben 78, 78, 925. — Die Be» 


jtımmungen über Die Handels: und Ge | 


werbefammern im dem deutſchen Bundes» 
ftaaten Ss, 201, 714. 84, 294. — Erricht- 
ung deutſcher H. im Auslande 89, 391. — 
Franzöſiſche H. ım Ausland 3, 158, — Die 
Haudelolammern im Deuiſchen Reich 95, 245, 
in Preußen 95, 483. — Zur Geſchichte u. 
Reform der preuß. Handelelanmern Meitz 
VG, 1. — S. a. Haudel, Handelstag. 
Handelsmarine des Neiches, Einheitlichleit 
derivtyen 71, 179. S. a. Konſulatweſen, 
inspelondere die Dienftinftrultion für die 
Konjuln 71, 607. — Geſetz, betr. die Nar 
tionalität der Kauffahrteiſchiſfſe 71, 657. — 
Die Rechtsverhältniſſe der deutſchen Handels- 
marine (J. dieitz) 74, 55. — Regiſtrirung 
der Kaufahrterichifje 74, 306. 381. — Die 
deutiche Handelsflorte 1874, 75, 1709. — 
Beſtaud im Jahre 1875, 6, 216. — Autheil 
der deutſchen am der allgemeinen Handels- 
marine DI, SO. — Anmufterung von Voll- 
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matrojen und Scifisjungen 855, 844. — 
S. a. Konſulatweſen, Schıffsunfälle zc. 

Handelspolitit, künftige, mitteleuropäifche 
S9, 634; j. ferner Handel, Zölle, Zolltarif, 
Zollverein, Handelsſtatiſtik zc. 

Handelsregifter ın Bayern 76, 3894. — 
S. a. Handelsgerichte, 

Handelsrecht Die Einführung der allgem. 
deutschen Wechjelordnung, der Nürnberger 
Novellen und des allgem. deurihen Handels» 
gejegbuchs als Bundesgefege 69, 1047. — 
Einführung in Süddeuiſchlaud 71, 375. 
Entmidelung des Handelsrchtse bie Ende 
1871, 72, 125. — Zukunft desjelben (Ende⸗ 
mann) 74, 417; (Juftizausichuß) ib, 1370. 
— Ein-, Durch- und Ausfuhrverbote und 
deren rechtliche Natur (Arudt, 95, 151. — 
Entwurf eines Gejeges zur Belämpfung des 
unlauteren Werbewerbs 95, 427. — Bl. 
a, Attiengefellichaften, Handelsgerichte, Schauf- 
gewerbe, Berfaffung zc. 

Handelsftariftil. Zur Literatur derfelben 
68, 239. — Bou Hamburg 68, 1475. — 
Beiträge zu einer deutſchen Haubdelsftanitit 
(Huth) 69, 67. — Bon Berlin 69, 423. 70, 
437. — Örundzüge zur Organifanon der 
Handelsjtarjtif des Zollvereins 70, 65. — 
Merhoden der Zoll- und Handelsftatiftif im 
England, Frankreich, Holland, Hamburg, 
Bremen umd ım Zollverein (Hirth) 70, 407. 
— Thejen zur Reform der Handelsjtanitif 
des Zollvereins 70 433. — Wertbberrag der 
Waareneinfuhr in Hamburg und Bremen 
1851—69, 0, 621. Deutibe Haudels- 
ftatınif pro 1872/73, 75, 685. 731. 
Deutſche Handelsbilanz (Soetbeer) 75, 731, 
— Spezialhaudel Fraukreichs mir Deutſch— 
land ib. 943. — Bremens Waarcneinfubhr 
1874, 75, 1388, — Die franzöfiihe Kom- 
milfion des valeurs 76, 88. — Werth der 
Baarenausfuhr Deutſchlands an Ganzjabri« 
faten 1868— 75, 77, 343. — Handelsver« 
fehr zwiichen Deutfchland umd Frankreich im 
Jahre 1375 77, 531. — Ein- und Ausfuhr 
von Halb» u. Ganzfabrifaten 1875/76 77, 
1051. — lieber die ftatijtiiche Gebübr bei der 
Waaren-Ein- u. Ausfuhr 78,526, 93, 375. 
— Ausmweije für Januar u. Februar 1878 
78, 666. — Angebliche Zunahmen des eng- 
lichen Erports nad Deutſchland 78, 837, 
Deutschlands Waaren-Ein- und Ausfuhr 
18654 —77 78, 902, 964. — Ein- und Aus- 
fuhr der widhtigeren Artikel 1877 und 1878 
79, 421; Nachtrag 679. — Deutihe Han- 
delsbilanz für 1877 79, 657. — Werth der 
Ein und Ausfuhr 1876/78 79, 904. — 
Handelsverfehr mit Frankreich 79, 383. — 
Deutfhe Handelsbilanz für 1879 SL, 249. 
Ein- und Ausfuhr in den Jabren 1872 — 
1579 81, 276. — Ein- und Ausfuhr wich— 
tiger Artikel in 1880 81, 284. Reform der 
Handelsjtatiftit vom 1. Jan. 1880 SL, 279. 
— Einfuhr und Ausfuhr im Jahre 1881 


Über die Jahrgänge 1868—1900 der „Annalen. 


s2,565. — Einfuhr und Ausfuhr im Fahre 
1882 83, 107. — Bremens Handels und 
Schifffahrtsverlehr 1882 83, 390. — Deut- 
Ihe Ein- und Ausfuhr, 1883 (Hauptergeb- 
nie) 84, 447, (Spezialüberfiht) ib. 523. 
Der auswärtige Handel Englands und 


Deutihlands 85, 342, — Ein- und Aus- 
fuhr im Jahre 1884, 85, 772. 775; 
für 1885, 86, 881; fllr 1886 87, 681; 


für 1887 88, 415; für 1888 80, 901; 
für 1890 91, 859. — Spezialhandel des 
öſterreichiſch ungarischen Zollgebietes 1883 
—-1885 über die Grenzen gegen Deutſchland 
87, 562. — Ein- u. Ausfuhr für die Jahre 
1880— 1886 nad Waarengruppen 87, 1007. 


— Berbrauchsberehnungen des Deutſchen | 
Handel | 


Reiches 88, 961. — Der — 
des Deutſchen Zollgebietes 1893 (Wieſinger) 
9, 149. — Die Handels- und Gewerbe— 


fammern, ſowie die kaufmänniſchen Korpora- 


tionen des Deutschen Reiche 95, 245. — Die 
Darftellung der Handelsftatiftil in Defterreich- 





Ungarn (Wıefinger) 96, 26. — Die deutfde 


— Wieſinger) 96, 417.— Handel 


euiſchlands mit den nothleidenden Staaten | 


97, 243. — Die Grundlagen der Handels» 
ſtatiſtik einiger fremden Staaten (Otto Richter) 
1900, 538. — Die Steigerung der deut- 
ſchen Serintereffien von 1896 bis 1898 
1900, 655. — Bol. a. reife, Statiftil, 
Werthberehnung, Zölle ꝛc. 
Handelsfyftem des Reiches, ſ. Zölle, Zoll. 
tarif, Zollverein, Handelsfatiftit 2C. 
Handelstag, deuiſcher. Statut und Be- 
ichlüffe desjelben im Oftober 1868, 68, 971. 
— Statut vom Jahre 1874 78, 89. — 
Gefhäftsorduung 78, 91. — Wirkſamkeit 
bis 1877 78, 93. — (Bgl. die Denkſchriften 
des Handelstags bei den betr. Materien.) 
Handelsverträge, internationale 79, 562. 
Ss, 812. 250. Die Handelsverträge der 
europäifchen Staaten (R. Schreiber) WW, 7456. 


' Holzinduftrie 72 


— Die vertragsmäßigen Handelsbeziehungen | 


der europätichen Staaten (F. Hahn) 94, 485. 
(S. a. die beir. Yänder und Bollverein.) 
Handlungsgebilfen, Lage der 91, 1. 
Handwerk, moderne Arten 77, 787, deſſen 
Regelung, Handmerlerfammern, Fachge- 
noſſenſchaften 2c. 74, 1195, 93, 801. 
Sejegentwurf, betr. die Errihtung von 
Handmwertstammern 96,524. — Verhältniſſe 
im bayer. Handwerk 96, 816. 
Hannover Die hauptfächlichften Staats- 
einfünfte des ehem. Königreichs 9. 69, 619. 
Berbälinig zum Zollverein 93, 166, 171. 
— ©. a. Preußen. 
Haushaltungen im Reiche 78, 69. 
Haushalts-Etat, j. Fmanzweſen. 
Haushaltungoebudgets (Dehn) 79, 100. 
su, 581, 843. 81, 540. 82, 163. Ars 
beiterbudgers, Buchführung ꝛc. 


Haus induſtrie im deutfchen Reiche (Stieda) | 
A ı Infanterie, f. 


s4, 1 
Annalen des Deutfhen Reichs 1900. 
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Haufirbandel 81, 665, 9, 760. ©. a. 
Gewerbeordnung. 

Hamwai, Handelsverträge 98, 183, 438, 461. 

an 78, 607. 

ee 1 Unterſtützuugswohnſitz. 
eere, deutſche, Kriegsftärte 1870/71, 72, 928, 
eeresformation, A „ Miiräwerwaltung, 
eeresftariftil 98, 

Herz, Inlerpeliation F das Unfehlbarteits- 
dogma ıc. 72, 8, 

Hellen. Bertrag mit dem norbd. Bunde, 
die Befteuerung des Branntweins u. Biers 
betreffend, vom 9. April 1868 68, 725. — 
Organifation und BPerfonalien der oberen 
Behörden 70, 288. — Beitritt zum deutfchen 
Bund 70, 768, zur Bundesverfafjung 
70, 771. 71, 87. — Aufrecht erhaltene 
Beftimmungen des Bertrags vom 15. Nov. 
1870 71, 359. Einführung norddeutſcher 
Bundesgefege ib. 389, — Militärtonvention 
mit Preußen 72, 57. — Steuerreform 77, 
638. — Erbfchaftsfteuer 86, 745. Grof- 
berzogl. Heſſiſches Gejeg vom 15. Mai 1885 
über die Wahlen zur Vertretung und Ber- 
waltung der Gemeinden, Kreife und Pro» 
vinezn (Zeller) 87, 89. — Waffergefeg vom 
80. Juli 1887 (Beller) 88, 685. — Ber- 
hältniß zum Zollverein und Reid 98, 164, 
194, 416, Bgl. a, Enteignungsrecht, Bolts- 
zählung, Zollverein ꝛc. 

Aliioee Kurhaus, f. Fideilommiß. 
euervertrag 74, 65. 
— Zufdaer, vom 11. April 1872 
33 


Holgendorff- Stiftung 98, 558. 
‚, 898. Holz-Ein- und 
Ausfuhr 76, 228, 


opfen (Produktion u, Verbrauch) 75, 1732. 
ülfstafjen (Arbeiter-) 78, 1529, 74, 322, 
Geſetzentwurf des Reichskanzleramts 75, Hr 
— Statiftit (Preußen) 75, 1722. 77, 

643, — Der korporative Süifetafengmang 
82, 602. — NArbeiterbülfstafien in Eifaß- 
Lothringen 88, 723. 

üttenmwerte, j. Eifen. 

ygieine, f. Cholera. 
ypothetenbanken, ſ. Bodenkredit. 


J. 
Japan, Handelsverträge 98, 164, 461. 
Impfgeſetz 75, 1173. 1, 435. 
Indigenat, ſ. Freizügigkeit, Rechtshülfe 
Reichs - und Staatsangehörigkeit zc. 


Industrie. Die Lebensbedingungen der deut 


Kon Induſtrie ſonſt und jegt (Hirt) 77, 
777. — Die deutfhe Induſtrie und die 
Neichsregierung 77, 1032. — Umfang der 
Großinduſtrie im deutfchen Neiche 82, 605, 
— S. a. Arbeiterfrage, Baummollinduftrie, 
Elſaß-Lothringen, Fabriken, Gewerbe, Handel, 
Handelsftatiftil, Hausinduftrie, Löhne ꝛc. 
dilitärverwaltung. 
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Inhaberpapiere 72, 138. 73, 342. 
Innungen, gewerbliche, % Gewerbeordnung. 


9 nterelfenvertretung, wirtbfchaftliche 8%, 
553, 


Fnterpretation, f. Motive. 
Fnvalidenfonds des Neichs 74, 257. Bi 
88. 77, 316. 383. 391. 979. ©. 
Benfionen. 
Juvalidenſtiftung, Deutſche, 71, 1035. 
S. a. Penſionen. | 
Irrenanftalten in Preußen 78, 443. — 
Preuß. Minift.-Anmweifung v. 20. September 
1895 über Aufnahme und Entlaffung, Ein- | 
richtung, Leitung u. Beauffichtigung 96, 160. 
Ftalien, Stempelfteuern 81, 808. — Yänge 
der Grenzen Jtaliens 88, 14. Handele-, | 
Zoll u. Schifjahrtövertrag 92, 852. — Han 
delsverträge 93, 174, 182, 186,188, 438, 444. 
Fefuiten, Petitionen im Reichstage 72, 1121. 
74, 230. Das Gneift’iche Referat 72, 1121. 
Das Verbot des Ordens ib, 1171. Zur | 
Ausführung ib. 1233. 71, 280. 
FJungholz, öfterr. Gemeinde 98, 194, 417. 
Jura singulorum, |. Nefervatrechte. 
YJuftiztommiffion des Reichstags 75, 1202, 
Juftizgefeggebung. Die J. des nord 
deutihen Bundes (Endemann) 69, 1. 
Ueberficht der Thätigfeit der Zuftiggefeß- 
gebung im nordd. Bunde im Fahre 1869, 
(Endemann) 70, 5. — Die Gerichtsorgani- 
fation des Neichs 71, 85. — lieberficht der 
a Zuftiggeietggebung 71, 212. — Be 
te über die —— der Juſtizgeſetz- 
J ung und Rechtspflege (Endemann) bis Ende 
1871, 72,113; für 1872 73, 331; für 1873 
74, 379; für 1874, 75, 1171; für 1875/76 
77, 631; für 1877 und 1878 79, 501; 
für 1879 u. 1880 81, 394. — Die großen 
Gejetentwiürfe vom Hadre 1874 ee) 
75, 1201. — Die Nechtseinheit (Wehren- 
pfennig) 717, 274. — Anſprache des nationale - 
liberalen Aentraltomitss 717, 44 — 
Nüchterne Betrachtungen über die 18 
Punkte des Kompromifjes (3. Bölt) 77, 
450. — Beriht von W. Endemann 77, 
647. — Die Aufgaben des Neichsjuftig- 
amts 77, 680. — ©. a. Finanzrecht, Rechts— 
bülfe, Strafrecht, Zivilprozeß, Zivilrecht zc. 


8. 


Nabinetsordres, jwitifizirende (M. Joel) 
Ss, 805, 940. — Der gnadenmeife Erlaß | 
von Steuern und Stempeln (M. Feel) | 
9, 417. — Das Gnadenrecht in Finanz. 
ſachen (M. Joel) 92, 283. — Kronrechte 
und Steuererlaßreht in Preußen (Eurtius) 
93, 670, 

Kadettenanftalten 74, 218, 264, 

Kaffee. Ueberficht der 'Preife, des Verbrauchs 
und des Zolles von Kaffee 1847 bis 69, 
70, 351; für 1847/77 79, 804. Xermins | 
bandel in Hamburg (Denlſchrift der Handels- 
fammer.) 59, 942, Vgl. a. Zölle, Jolltarif ıc. | 











un. An A 


Alphabetifches Gefammt-Regifter 


er deuticher, 70, 764. Anſprache an 
das deutihe Bolt 70, 770. Berfaffungs- 
mäßige Rechte und Pflichten 71, 87. 104, 
235. 72, 434. 76, 666. 78, 374. Seine 
Stellung in Elſaß-Lothriugen 71, 847, 920. 
— Bgl. a. Bundesftaat, Reichslanzler, Reiche» 
tag, > Verordnungsrecht zc. 

Kamerun, ſ. Schutgebiete. 

Ranaliglitlahrt, ee? 15, 332. SO. 646. 

4 


Kanzelparagraph, |. Strafgejegbuch. 
Kapital (Begriff) bei Noesler 75, 33. 396. 
3. a. Werth, Einfommen. 


* 


Kapitalreuntenſteuer (Bayern) 74, 1703. 


Kaſſenſcheine, ſ. Papiergeld, Wechſel. 

Kaſſenweſen. Reichskaſſe und Landeskaſſen 
72, 1481, 98, 185, 188, 410. ©. a. 
Abrehnungsweien, Finanzweſen. 


Kathederſocialismus 73, 851. 


Katholiſche — 
ſuiten, Orden u, 
Kauffähigkeit, ſ. — 


2, Unfeblbarleit, Je—⸗ 


‚ Kauffahrteifchiffe, ſ. Handelsmarine, Kon- 


julatwejen. 

Kaufmannsftand, die Sozialreform uud 
der, (G. Adler) 91, 1. — Gefepentwurf, 
betr. die Pflichten der Kaufleute bei Auf— 
bewahrung fremder Wertbpapiere 96, 129. 


ı Kautionen 73, 440. Gejeg vom 2. Juni 


1869 76, 341. Sonftige bez. Beftimm- 
ungen ib, 344. 347. 360. 352. 857. 368. 
375. 387. 

Kinderarbeit in Fabriken 73, 1471. 74, 
©. a. Gewerbeordnung, Arbeiter 2c. 1545. 
80, 969. Franzöftiches Geſetz 76, 231. 


Kirche, Verhältniß des Staats zur, ſ. Un— 
fehibareit, Jeſuiten, Strafgefeg, Schulanf- 
fiht, Namszanoweli zc. 

Kirhlid- -politifhe Gejeßgebung, Preuß. 
Maigeſetze 74, 117, 187, 228, 1151, 1578, 
1576. 75, 1174. 77, 297. — Defterreichifche 
Kirchengeſetze 74, 1584, — Zom’s „lirchen⸗ 
ftaatsrechtliche Gefege* 77, 349. — S. auch 
Schulaufſicht, Zivilehe zc. 

Kirchenkollektenweſen in Preußen 76, 77. 

Kirhenftaat. Handels- und Scifffahrtsver- 
trag mit dem 8. 68, 675. 

PIE MERDELLIEL j ung; evangeliiche (Wehren- 
pfennig) 77, 

Klage, sffentfiße. 
(Keuthold) S4, 378. 

Klajjenfteuer, ſ. Einfommenfteuer. 


im Berwaltungsrechte 


Klauenſeuche, j. Veterinärpolizei. 


Nuappicaftsvereinei in Preußen 76, 989. 
s2, 610, 

Koalitionsfreiheit 68, 861. 872. 69, 475, 
507. — S. a, Arbeiterfrage, Kontraftbruc ic. 

Koblenz, Kommmnalfteuern, 76, 91. 

Koburg-Gotha. Reifortverhältniffe der Be 
börden 70, 678. 


Kohlen, Fudufrie, deren Lage 91, 945, 


Vorräthe in Europa n. Nordamerila 98, 450. 


u 


über die Jahrgänge 1868—1900 der „Annalen“. 


— Lage der Kohleubergarbeiter in Defter- 
reich 1900, 479. — Koblenhandel 1900, 566. 

Kolonialftaatsredt ſ. Schußgebiete, 

Kommumnalfteuern. Im Neg-Bez. Koblenz 
76, 91. — Theſen und Refolutionen vom 
Verein für Sozialpolitit 78, 248. — Sta- 
tiftit der Gemeindeabgaben in Preußen 78, 
265. — Die finanzielle Bedrängniß der 
preuß. Kommunalverbände 82, 608. — Die 
Finanzlage der preuß. Gemeinden 84, 320. 
564. 644, 

Kommunismus 75, 23, 1280, 

Kompetenz des Reiches und die Erweiterung 
derjelben 71, 62. 74, 193. 240. 310. 412. 
— 9. a. Berfaffung, Juſtizgeſetzgebung, 
Reſervatrechte, Schulweien, Finanzweſen zc. 

Konjesjionen, ftaatsbirgerliche Gleichberech— 
tigung 71, 169. Einfluß der Konfeſſion bei 
den Wahlen 72, 338. 359. 1018. Konf. in 
Preußen 75, 634. 

Kongojtaat, Meiftbegünftigungsvertrag 98, 
462. 


Kongregation, f. Orden. 

Konfursordnung 68, 978. 72, 149. Tb. 
1220. 81, 405. 

Konfulatwejen Berzeihniß der nordd. 
Konfuln im Jahre 1870 70, 170. — Ein- 


beitliches Reichs Konſulatweſen 71, 183. — | 


Abänderung des Gejeges vom 8. Nov. 1867 
71, 376. — Allgemeine Dienftinfiruftion 
für die Konſuln des deutichen Reichs (vom 
6. Juni 1871) enthaltend alle bez. geje- 
lihen und Verwaltungsvorfchriften 71, 595. 
— Etat für das Konfulatwejen 69, 171. 
71, 719. — Verzeichniß der Konjulate 
(Januar 1872) 72, 457. Alphabetiiches 
Ortsregifter dazu 72, 481. — Inſtruktion 
vom 1. Mai 1872, betr. den Schuß im 
türliſchen Reiche, China und Japan 72, 
1263. — Gejeß, betr. die Gebühren und 
Koften bei den Konfulaten 72, 1268. 74, 
281. — Die Konfularverträge des deutſchen 
Neihs von J. Weiß, 72, 1281. Organi« 
fation der Bundestonjulate 74, 70. — Kon- 
' fulargerichtsbarfeit in Egypten 75, 1176. 
77, 636. — leberficht fänmtl, Geſetze zc. 
77, 809. — Konfulatsetat 80. 26. — Kon- 
fularverträge 80, 827. 86, 271. — Das 
Geſetz vom 10. Juli 1879 über Konfular- 
gerichtsbarfeit 81, 400. — Das deutjche 
Konſularrecht (Ph. Zorn) 82, 409—453. — 
Das Reichsgefe über die Konfulargerichts- 
barkeit vom 10, Juli 1879 (Commentar von 
Goes) 97, 493. — ©. a. Geſandiſchaften, 
Handelsmarine ꝛc. 
Konjumtion(Roesler) 75,283.(Hirth)ib. 1269. 
Konjumvereine in Elfaß-Yorhringen 82, 
745. — ©. a, Genoſſenſchaftsweſen, Wirth: 
ſchaftsgenoſſenſchaften ac. 
Kontingentsherrliteit 80, 343. 
Kontraftbrucd der Arbeiter 73, 1494, 1514, 
1528. 1541. 1547; 74, 323 (Meichstags- 
verh.), 410 (Endemann), 427 (Gutachten der 


— — — — — — — — 
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Leipziger Handelsfammer), 1219, 1238, 
1340 (Gefegentwurf, Reichstagsverh. und 
Kommiffionsbericht). — S. a. Arbeitsvertrag. 

Kontrole des Bundesfinanzwejens 69, 283. 
71, 146. 689. 73, 552. 74, 9. — ©. a. 
Zollbehörden, Rechnungshof zc. 

Konzefiionspflichtige Gewerbe, Betrieb 
derjelben, 82,620. ©. a. Gewerbeordnung ⁊c. 

Korea, Handelsverträge 93, 186, 438, 462, 

Krankenpflege, j. Unterftügungswohnfig. 

Kranlenverfiherung der Arbeiter. Ge- 
jeg - Entwurf vom April 1882 83, 228. 
Reichsgeſetz vom 15. Juni 1883, $4, 728. — 
Statutenentwürfe für Orts- und Berriebs- 
trantentaffen 84, 750. Statiftit über den 
gegenwärtigen Beſtand 85, 418. — Die 
Kranten- und Unfallverfiherung der Arbeiter 
nach der Heichsgefeßgebung (Proebft) 88, 
317. — Die Arbeiter - Kranfenverfiherung 
nach deutſchem Reichsrecht (ſyſt. Darjtellung 
von R. Leweckh) 90, 101. — Die Ber— 
ſicherungspflicht der Hauslinder (H. Roſin) 
”, 910, 

Kredit (Bollsw. Wefen und Bebeutun 
Noesler) 75, 371. Kreditanftalten um 
Vereine ib. 379. Kredit für Zölle und 
Steuern 80, 649, 775. 86, 48. 203. 209, 
©. a. Zahlungsverfahren. 

Kredite, f. Zoll- und Steuerfrebite. 

Kreditlager u, 233, 236. 

Kreisordnung, preußifche. Geſetz v. 18. Dez. 
1871 nebjt Juftrultionen und erläuternder 
Ueberfiht 78, 1271—1456. ©. a. Pro- 
vinzialordnung. 

Kremeng, Biſchof von Ermland, 72, 1246, 

Kriegsentjhädigung, die franzöfiiche, 
ihre Verwendung und Vertheilung 72, 1417. 
73, 417. 889. 74. 171. 217. 286. Dent- 
ihrift vom Februar 1874 74. 749. — 
Einfluß der 5 Milliarden auf die deutfche 
Bollswirthichaft (Naffe) 75. 606. (Hirth) 924. 
77, 192. — Die Milliarden und ihre Ver— 
wendung (Wehrenpfennig) 77, 260, 265. 
— Amiliche UWeberfiht des Standes pro 
1877/78 77, 761; amtliche Ueberfiht vom 
März 1879, 79, 1034. Nachweifung der 
Ausgaben bis 1878 79, 1042. ©. a. 
Kriegstoiten. 

Kriegstoften. Denkſchrift über die Aus- 
führung der den Geldbedarf für die Srieg- 
führung (pro 1870/71) betr. Geſetze 72, 
1371. Tabellariſche Ueberficht der Ktriegs- 
foften ib. 1399. — ©. aud Frankreich, 
Schuldenweſen, Kriegsentfhädigung. 

Kriegsleiftungen 74,406, 1050. 75, 1200. 
77, 645. ©. a, Kriegsentihädigung. 

Kriegsminifterium, j. Kriegsweſen. 

Kriegsihag des Reiches 78, 415. 459. 
74, 169. 77, 986. 

Kriegsmejen des Reiches, verfaffungsmäßige 
Ordnung desjelben 71, 99,351. Ergänzende 
Beftimmungen der Verträge mit den Süd— 
faaten 71, 869. 72, 57, 1557. Die 
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Präſenzſtärle und die Militärausgaben 72, 
426. — Die deurfhen Militärgefege (Ueber- 
fit) 72, 498. — Das Paufhquantum für 
1872—74, 78, 2. — Die Nadläffe an den 
Militärausgaben 73, 17. — Etatsftärle und 
Hormation des Reichsheeres für das Jahr 
1873, 73, 21. — Die proviforifche Neu- 
formation der Artillerie 78, 82, — Der 
Hauptetat für 1873, 73, 86. — Das Extra: 
ordinarium von 1851—1873, 78, 49. — 
Milittärausgaben ueben dem Paufchaletat 
18, 69. — Gelbverpflegung im Frieden 
78, 78. — Befoldungsverbefferungen für 
Difiziere 73, 76; für Beamte 73, 80. — 
Geldverpflegung je eines Infanterie-, Ka- 
vallerier und Artillerie-Regiments 78, 84. 
— Naturalverpflegung im —— 73, 87. 
— Eigene Einnahmen der Militärverwalt- 
ung 73, 90. — Friedensdislofation des 
deutſchen Heeres mit Angabe der Bataillons- 
Standquartiere ac. 78, 91. 95. — Neidhe- 
eigenthbum in der Mifitärverwaltung 18, 
429. Entwurf eines Reichsmilitär- 
ejeßes vom Mai 1873 78, 1549. — Ber- 

ndlungen bes Reichstags über den Militär- 
etat in den Fahren 1871 — 1873 74, 173. 
264. — Die Organifation des preußischen 
Kriegeminifteriums 74, 487. — Bevöller: 
ung der Armeelorpsbezirte 74, 500. — Die 
preußischen Offiziers-Ehrengerichte ib. 1803. 
— Entwurf eines Reihe-Militärgefeges 78, 
1449, — Das Kriegsweien des deutichen 
Reichs (M. Seydel) Inhalt 75©. 1393. — Er- 
gebniffe des Militär-Erjaggeichäfts 1871/74, 
75, 1518. — Kautionsweſen 76, 847. — 
Ueberfiht der auf Widerruf anzuftellenden 
Beamten ib. 853. — Entwidlung der Ge— 
feßgebung 1871—76 (Wehrenpfennig) 77, 
268. — lleberficht ſämmtl. Geſetze u. Ber- 
ordnungen 77, 833. Etat fiir die Bermalt- 
ung des Reichsheers 1879/80 80, 47. 104. 
161. — Schulbildung der Rekruten 80, 238. 
— Das Kriegsweſen in Labaud's Reichs— 
flaatsrecht (Meyer) 80, 337. — Die Marid- 
routen für Kriegsverhältniffe 82, 668. — 
Das Militärfeptennat 87, 123. — Die Aus- 


t 


— — — — 


dehnung der Wehrpflicht 88, 236. — Ueber | 


die Verpflichtung der aktiven Difiziere, zur 
Unterhaltung der gemeinen 
Schulen ihres Wohnfikes auspäterbeiträge 
zu leiften. (Eurtius.) 9, 947. — Die 
Militärverhältniffe der Studirenden in 
Preußen 95, 490. — Die preuß. Kabinets- 


ordre vom 7. Juni 1853 über eidliche Ver: | 


ſprechen evangel. Offiziere binfichtlich der 


religtöjen Erziehung ihrer Kinder 96, 42. | 


— Zur Entwidliung der „Etats für die 
Verwaltung des deutſchen Reichsheeres“ 
(W. Thrän) 1900, 409, 891, 


Krifis, vollewirthſchaftliche, in Deutfchland, | 


Ein franz. Urtheil 76, 95. — Ameritanische 
Geſchäftskriſen 76, 235. — Unſere volle: 
wirthſchaftliche Kriſis Hirth) 77, 187, 


(Sozietäts-) 





| 
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(Wehrenpfennig) 77, 319. Franzöſiſche 
Stimmen über die Kriſis in Deutſchland 77, 
346. S. a. Induſtrie, Kriegsentſchädigung x- 
Kulturkampf Wehrenpfennig) 77, 297. 
Kulturpolizei und Rechtsgleichheit (Hirtb) 
73, 795, 828. — ©. auch Bolebildung. 
Kulturzuffände (Frankenheim) 76, 247. 
Kunſthandwerk, j. Handmwerf. 


8, 

Laband’s „Reichsftaatsrecht“ (beſprochen von 
Meyer) 76, 656. 78, 369. 80, 337. 82, 771. 

ladungsverzeihniffe 70, 419. — Bgl. a. 
Zollgefeg, Eifenbahnen xc. 

Lager (zollamtliche) 93, 238. 

and, Stadt und, 74, 17. 76. 239. 78, 73, 

Landesverordnungen zu Weichsgefegen 
Seydel), 74, 1143. 76, 11. 

Landestafjen, f. Kaſſenweſen. 

Landesvermweifuug, f. Freizügigkeit, Gothaer 
Bertrag. 

Fandftreiherei in Baden 87, 305. 

Landſturmgeſetz 75, 665. 

Landtageder Bundesftaaten, Berathungen über 
die Bundesverfaffung 71,29.41. Gleichzeitiges 
Tagen mit dem Heichstage 74, 202. 251. 

Landwehr, f. Wehrpflicht. 

Landwirthſchaft, Broduftion der Welt 98, 
943. — Die Landwirihſchaftslammern im 
Preußen 95, 75. — Unterfuhung der wirtb- 
ſchaftlichen BVerbältniffe in 24 Gemeinden von 
Bayern 6, 547. — Stand der Pandmwirtb- 
haft in Württemberg 9, 551. — Laud— 
wirthſchaftliche Verſchuldung in Baden 6, 
565. — Reinerträge in der Laudwirthſchaft 96, 
569. — Verhälmiß des Gebäudrcapitale zum 
Grundcapital 98, 315. — Die Yandmwirtb- 
Ihaft im Deuſchen Reich nad dem Ergebniß 
der Berriebszählung vom 14. Juni 1895 
99, 317. 489. — Bgl. a. Arbeitgeber, Yand- 
Getreide, Zölle, Unfallverficherung ꝛc. 

Lauenburg. Stellung 71, 52. 709. 80, 
622, 792. 86, 15. Behörden 70, 256. 

lebensmittel, j. Nahrungsmittel. 

Lebensverſicherung, ſ. Verfiherungsmweien. 

Legitimationspriffung, parlamentariſche 
oder richterliche (M. Seydel) 89, 273. 

Lehranſtalten, .Schulen, Einjährigfreiwillige. 

Lehrlingsfrage 77, 790. 78, 25. 81, 715. 
— ©. a. Gewerbeordnung, Arbeiterfrage, 
Entlaffungszeugniffe. 

Liberalismus, Einfluß auf die Geſetz- 

— 77, 259, 

iberia, Zoll» u, Handelsvertrag 93, 439, 462° 

ippe: Detmold. Neffortverhältnifie der Be- 
ördeı 70, 693. Berfaffungszuftände 74,320. 

Löhne. Die Beichlaguahme der Löhne (Er- 
läuterungen zum Gejeg vom 21. Juni 1869) 
69, 1069, — Taglohnſätze für ländliche 
Arbeiter in Deutichland 75, 629. — Löhne 
in Württemberg ib. 683. — Yöhne in El— 
faß-Fothringen (Grad) 77, 772. — L. für 
weibl, Handarbeiter im landwirthſchaftlichen 


L 
v 


fiber die Jahrgänge 1868—1900 der „Annalen“. 


Gewerbe des deutfchen Reichs (v. d. Golk) 
77, 863. — Die Gefindelöhne im land» 
wirthichaftl. Gewerbe des deutichen Reichs 
(v. d. Colt) ib. 897. — Arbeitslöhne in 
den Fabriten (Ch. Grad) 77, 772. 82, 61. 
— ©. a, Arbeit, Arbeitgeber u. f. w. 

Fothringen, f. Elfaß. 

?otterieftempel, ſ. Stempelfteuer. 

?umpenzoll 80, 623, 


Fübed. Anſchluß an den Zollverein 68, 1117. 
— Reffortverhältniffe der Behörden 70, 696. 
— Berhältnißz. Zollverein 98,194, 309, 414. 


!uremburg. Eifenbahnen 74, 226. 291. — 
Auslieferungsvertrag 77,636. —Uebereinfunft 
betr. Armenredt 81, 402. — Berhältniß zum 
Bollverein 93, 166, 169, 193, 415, 423, 

!urus, Begriff (Roesler) 75, 280. 

urusfteuer (Bilineli) 76, 719. 


M. 
Maßweſen (wirthſchaftl. Bedeutung) 75, 286. 


Maf- und Gewidhtsorbnung v. 17. Aug. 
1868 68, 1007. — Hebultionstabellen zur 
Einführung derfelben von Herger und Duste, 
Auhang zu Jahrgang 1870 der „Annalen“. 
— Die neuen Maße und Gemwichte 72, 185. 
Konferenz von Aichungsbeamten 74, 1813, 
— Ueberſicht aller Gefege und Verordnungen 
77, 817. — Die Thätigfeit der deutichen 
Aichämter 1870/75 77, 1111. Desgl. im 
Jahr 1888, 85, 504. — Thätigkeit ber 
Aihämter in Bayern 87, 232. — Abänder- 
ungen der Maß- und Gewichtsordnung (auch 
neue Aihordnung von 1884) 85, 545 bis 
619. 824. 

Maifhraumfteuer 98, 307, 

Malthuſiſches Geſetz (Hirth) 75, 1281. 

Malzauffhlag 9, 416. Malzfurrogate 
98, 298, 303, 

Marine. Entwidelungsplan vom Jahre 1867 
69, 194. — Haushaltsetat der Marinever- 
waltung 69, 194. 71, 693. 721. — Bericht 
des Bundesfanzlers über den Stand der 
Kriegsmarine im Beginn des Jahres 1870 
70, 127. — Neffortverhältniffe und Perfo- 
nalien der Bentral-Marineverwaltung 70, 
188. — BVerfaffungsmäßige Beftimmungen 
72, 125. — Die deutihe Marine-Alademie 


i-, 

72, 925. — Neuer Flottengründungsplan 

74, 272. — Einjährig » freiwillige der | 
Matrofendivifion 76, 85. — Kautionsweſen 

76, 349. — Ueberfiht der auf Widerruf 


anzuftellenden Beamten 76, 364. — leber- 
fiht der Gefeggebung 77, 833. — Das 
Neihsmarineamt 95, 243. — Flottengeſetz 
98, 336. 693. — Bgl. a. Handelsmarine, 
Finanzrecht, Verfaſſung zc. 
Markenſchutz. Beſchluß des Handelstags 
1868 68, 979. — Das Reichsgeſetz (Ende⸗ 
mann) 75, 1192. — Die bei Anmeldung 
von Zeichen zu beobachtenden Förmlichleiten 
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bezeihnungen (2. Fuld) 95, 413. ©. a, 
Mufterfhut, Dänemark xc. 

Marktverkehr 78, 603. 82, 677. 86, 78. 

Maroklko, Handelsvertrag 93, 189, 439, 462, 

Marihrouten ſ. Kriegsverhältniffe 82, 668, 

Mafhineninduftrie 72, 393, 

Matrifularbeiträge. Etat 69, 253. — 
Berichte des Ausſchuſſes des Bundesraths für 
Nehnungswefen von 1868 über die Zu- 
läffigleit der Erhöhung derjelben 69, 274. 

Statiftit 72, 690; Berehnung für 

1871 72, 698. — Berechnung für 1873 

72, 1621. — Die Matrifularbeiträge vom 

finanzrechtlihen Standpunft (Laband) 78, 

519, Statiftif für 1868—1875 74, 
1010. — Erfegung dur Reichgeinlommene 
fteuer (Hirth) 75, 115. — Berehnung für 
1875 77, 409; für 1878/79 78, 696; für 
1879/80 79, 891; für 1880/81 80, 497; 
für 1883/84 83, 563; für 1887/88 87. 624; 
für 1888/89 88, 306; für 1889/90 89, 292, 

Maturitätszeugniffe der Gymnafien 74, 
1671. 

Medlenburg. Boll-Uebereinfommen mit 
Frankreich 68, 233. Anfhluß an den Zoll- 
verein 68, 1117. Berhältniß zum Zollverein 
und Reich 93, 194, 416. — Organijation und 
Berjonal der oberen Behörden 70, 291. — 
Militärkonvention mit Preußen 72, 1569. 
— S. a. Auswanderung, VBollsvertretungenzc. 

Medizinalperjonen im preuß. Gtaate 
76, 637. ©. a. Aerzte. 

Medizinalpoligei, UWeberfiht 77, 804. 
Kurpfufcherei 81, 435. Heilgewerbe 82, 681 

Meßkonten 98, 244. 

Metallinduftrie 72,892. — ©. a. Eifen :c. 

Meriko, ewigen © 98, 174, 186, 488, 
463. Staaten 90, 239. 

Militäranmärter 76, 76. 82,556. S. a. 
Beamte. 

Militärbudget (Seydel) 75, 1502, — 
S. a. Kriegsweſen. 

Militär eh a cha s; 1. Rriinäneinr Wen 
fionen, Anvaliben Berfaffung (XI. Abfchnitt) 

Militärhoheit und Bundesfeldherrenam 
nah deutſchem Staatsredht (Karl Gümbel 
9, 131. 

Militärtonventionen (Preußens mit 
deutfchen Bundesftaaten) 71, 99. 72, 1667. 
— Zwiſchen Preußen und Braunfchmweig 
86, 946. — ©, ferner unter den betreff 
Bunbesftaaten. 

Militärpenfionsredht (Seybel) 75, 53 
1507. 

Militärpflichtige, Körperbefchaffenheit SL, 
483, 


Militärfeptennat f. Kriegsmefen. 
Militärfonderredte (Seydel) 75, 1483. 
Militärftrafgefegbud 78, 337, 74, 220. 
Militärvermögen 75, 1493, 
Militärverwaltung, f. Kriegsweſen zc. 
Milzbrand, ſ. Veterinärpolizei. 


77, 527. — Das Geſetz über die Waaren- Miniſteranklage nad geltendem deutſchen 
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Recht und ihre —— in Reichsſachen 


(F. Thudichum) 85, 
Miniſterien der — f. Behörden, 
fowie unter Preußen, Sachſen u. |. w. 


Minifterverantwortlileit 71, 280. 
74, 252. — ©. a. Minifterienflage, Reiche- 
fanzler. 

Mittelberg, öfterr. Gemeinde, Zollanfchluß 
93, 187, 194, 196, 204 

Moti ve zu Gefegentwürfen, Bedeutung ber: 
felben (Endemann) 75, 1205. 

Münzhoheit des Staats 73, 363. 


Münzvertrag vom 24. Yan. 1857 68, 129. 


Münzweſen. Beichlüffe des deutſchen Han 
delstags vom Oftober 1868 68, 974. 
—— und Münze, von Fohn Prince: 
Smith 69, 143. — Denffchrift, betr. deutſche 
Münzeinigung vom Ausſchuſſe des deutjchen 
—— (Berichterftatter Dr. Soetbeer), 
69, 729, — Erwägungen und Fragen zur 
Münzenquste (Bromemoria des nordd. Bın- 
desratbs) 70, 451. — Die wirtbichaftlichen 
Geſetze des Uebergangs zur Goldwährung 
(Augspurg) 71, 757. — Zur Miüngzreform, 
Öutachten der Handelsfammer zu Köln 71, 
825. — Geſetz, betr. die Ausprägung von 
Neihegoldmünzen, vom 4, Dez. 1871 (voll: 
ftändige Wiedergabe der Neichstagsverhand: 
ungen) 71, 647—857. — Verlängerung 
2.  Bantnotenfperre (Rede Bambergers) 71, 

— Gutadten der Kölner Handels: 
ei (Juni 1872) ib. 13851. — Ber: 
bandlungen des Reichstags über die Münz- 
frage 1871—73 74, 180. 297. 384, 
Münzgefeg vom 9. Fuli 1873 (erläutert von 
einem Mitglied des Neichstags) 74, 545. — 
Denkiriften über Ausführung der Münz- 
geſetze 71, 858; 74, 618; 76, 180, 77, 353; 
79, 905, 923; 80, 508; 82, 134. — Gefet 
betr. Abänderung des Art. 15 des Milnz- 


gejeßes 76, 203. — Werthrelation der Edel: 


metalle (wirthichaftsgefchichtlihe Skizze von | 


Soetbeer) 75, 297. — Miünzreform und 
Wechſelkurſe (E. Naffe) 75, 595. — Un 
rehnung der Aktien in Reichsmarkwähr— 
ung 75, 197. 76, 202. 
nah DOftaften. ib. 1708, Sinten des 
Silberpreifes 76. 527. — Einheit im Münz— 
wejen (Wehrenpfennig) 77, 277. — Ueberſicht 
aller Geſetze 77, 817. — Das deutſche Münz— 
ſyſtem in Gefahr? (Soetbeer) 80, 76. — 
Deutſche Denkſchrift zur Barifer Münzlon— 
ferenz 81, 474. Zur Währungsfrage 
(v. Dechend?) 81, 401. — Anfechtung der 
deutſchen Goldwährung 85, 628, — Aus—- 
ſichten der bimetalliftifchen Beſtrebungen für 
das Berfebrsleben (Jacoby) 88, 97. 
Sold- und Sılbergewinnung 1891 und 1892 
9, 410. ©. a. Banfwefen, Geld, Bapier- 
geld zc. 
Mufiziren im Umberziehen 76, 80. 





Silberabfluß | 





Muſterſchutzgeſetz, das deutiche, (3. Yand- | 
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graf) 76, 7438. — Beridt von W. Ende 
mann 77, 640. 


Nachläſſe an den Militärausgaben 69, 191. 
71, 706, 78, 17. 

Nahrungsmittel, Berfälihung 78, 106, 
(Bresgen) Denkichrift des d. Yandwirtbichafte- 
raths 77, 1079. Geſetz von 1879 81, 433. 
Geſetz nebft Erläuterungen zc. 82, 781. 

Namszanomwsli, Armeepropft 72, 1113. 

Nationalitätsprinzip, das, in 
Staatenbildung (Gneift) 72, 929. 

Nationalverfammlung,yrankfurter, 71,7. 

Naturalifation, ſ. Reichsangehörigkeit. 

Naturalleiſtungen im Frieden (Seydel) 
75, 1081. 1200. 

Niederlage-Regulativ 69, 995. 93, 233. 
Bol. a. Boligefet, Zölle. 

Niederlande, Zoll- und Handelsvertrag 9, 
488, 452, Stempelftenern 81, 804. 

Norddeutider Bund, f. Reidstag, Ber- 
ee 

Nord Riee-Ranal 74, 278. 

Normal: Aihungstommiilion 80, 11. 

Norwegen, Hollverhältniffe 93, 439, 466. 

Notariatsordnung 72, 157. 

Nothbedarf, Begriff (Hirth) 75, 1293, 


O. 


Oberhandelsgexicht, ſ. Gerichtshof. 

Oberkirchenräth, evangelifcher, in Preußen 
70, 213, 

Oberrehnungstammer, preußifhe 70, 
218. — S. auch Finanzrecht. 

Oeffentliches Intereſſe, das (Neumann) 
86, 357 

Oeffentliches Recht, das Recht der Rüd- 
forderung im Gebiete des deutichen öffent» 
lihen Rechts Gläſſing) 96, 46, 81, 279. — 
©. i. Uebrigen Staat, Verwaltungsrecht u. j.w. 

Defterreih-Ungarn. Frühere Berträge 
68, 235, Handeld- und Hollvertrag vom 
9. März 1868, 68, 545. 71, 546. 73, 322. 
— Ablommen wegen Uebernahine Aus- 
zumeifender 76, 85. — Die öfterreichiiche 
Bank (Lucam) 76, 862. — Deukſchrift über 
Abſchluß eines neuen Handelsvertrags 78,422, 
— Handelsvertrag vom 16. Dezember 1878 
79, 385, 609. — Uebereinfunft wegen Ur— 
fundenbeglaubigung S1, 404. — Handele- 
vertrag von 1881, 81, 517. — Zur Frage 
der Bolleinigung zwiſchen dem Deutjchen 
Neiche und Öefterreih- Ungarn 86, 508, 87, 
81. — Arbeiterfammern 87, 115. — Ein— 
und Ausfuhr 1883—85 87, 562. — Handels» 
und BZollverträge 92, 796, 93, 171, 173, 
182, 186, 188, 438, 440, — Der öjterr. 
Gefeg- Entwurf betr. die direlten Berjonal- 
ge (Struß) 98, 108. — Poftipartafjen 
97, 168. — Allohol. Getränfe u. Trunfen- 
beitsgefeggebung 97, 773. — Arbeitsein- 
ſtellungen und Ausfperrungen 1895 98, 154. 


der 
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Offiziere, ſ. Kriegsweſen. 

DOldenburg(Zollverein)93,168,171,194,416, 

Dlympia, Ausgrabungen zu, Neihsfubvention 
bierzu 80, 35. 

DOmnibusgefellichaft, parifer, 76, 234. 

Option in Elfaß-Lothringen 72, 1293.78, 971. 

Orden und Kongregationen der latholiſchen 
Kirche in Deutichland 75, 1381. — ©. a. 
Jeſuiten ıc. 


P. 

Papiergeld. Tabellariſche Ueberſicht der 
Staatépapiergeld-Emiſſionen 70, 117. — 
Die Konjolidation des deutſchen Staats- 
papiergeldes (Hirtb) 71, 1103. — Rechtsgut⸗ 
achten von W. Endemann 73, 861. — Ber- 
bandlungen des Neichstags 1873 74, 300, 
— Ausgabe von Reichspapiergeld (Hirth) 73, 
715. — Neihstaffeniheine, Münzreform und 
Neichsbant (Bamberger) 74, 1601. — Weſen 
des Papiergelds (Roesler) 75, 374. — Reiche- 
kafjenscheingejeg (Endemann) 75, 1186. — 





Entwidelung der Pfandbrieffhufd in Preußen | 


88, 96. — ©. auch Bankweſen, Münzfrage. 

Bapft. Die deutfche Geſandtſchaft beim Papfl 
(Kandidatur des Kardinals Hohenlohe) 72, 
1105. — Bapft Pius IX. und das deutiche 
Neih (der Koloß und das Steinden) 72, 
1227. — Kaifer Wilhelm und der Papfi 
(Briefmechlel) 74, 135. 

Paraguay, Handelsvertrog 98, 174, 189, 


439, 464. 
Paßweſen. Gefeß vom 12. Oftober 1867 
68, 903. — Ueberfiht der Stempel- und 


Ausfertigungsgebühren 68, 905. — Reichs— 
gejeßgebung 71, 210. — Mufterpäfle 86, 150. 
Batentwefen. Uebereinkunftwegen Ertheilung 
von Erfindungspatenten und Privilegien 
vom 21. September 1842 68, 139, 
Antrag des Bundesfanzlers betrefis die 
Neform der WPatentgefeggebung 69, 33, 
Dentichriftt von W. Siemens 69, 41, — 
Neichepatentgejep 73, 357. - Patenttare im 
deutichen Neiche 75, 625, — Entwurf eines 
Patentgefees 77, 325. — Dentjchrift des 
Batentfhutvereins 77,505. — Heiche-Patent- 
gejeg v. 25. Mai 1877 nebſt Verordn. 77, 
914, 921, 924, 1011. 
dem Geſetz 79, 541. — Etat des Patent» 
anıtes 80, 14. — Bericht des Patentamts 
für 1878 80, 479. — leberfichten über die 
Entwidlung des deutſchen Patentwejens 1877 
bis 1889 91, 240. — Die patentrechtlichen 
Beflimmungen des deutſch-öſterreichiſchen 
Uebereinfommens vom 6. Dezember 1891 
(Schanze) 94, 245. — Deulkſchrift über das 
Batentgeieg vom 7. April 1891 und das 
Geſetz betr. den Schub von Gebrauds- 
muftern vom 1. Juni 1891 94, 618. — 


Dentichrift über die Gejchäftsrhätigkeit des | 


Batentamts 1893/95 96, 867. — Der An— 


ſpruch des Erfinders auf Patent (R. Piloty) | 


97, 409. — Erfindung und Gntdedung 
(Schanze) 97, 653. — 


Erfahrungen mit | 
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Paris, Die Nahrungsjorgen des Parifers 
77, 254 


Bartei, deutich-freifinnige 86, 350. — ©. a. 
Wahlen. 

Pauſchſummen-Etat, ſ. Kaffenwefen, Mi- 
fitärverwaltung, Zollverein u. |. w. 

Benfionen. Das Reichs - Militär» Penfions- 

ejeg vom 27. Juni 1871 und die Kaifer 

ihelms-Jmvalidenftiftung 71, 1001. Er- 
{aß des Kriegsminifters v. 27. Juni 1871 
72,181. — Finanzrecitliches über Benfionen 
78, 441. — Das Militärpenfionsrecht 75, 
53. 1507. — Wiedergewährung der Benfion 
76, 83. — Das Penfionsreht der Heiche- 
beamten 76, 292. 387. — Penſionsweſen 
in Bayern 78, 484. — ©. a. Beamte, 
Fuvalidenfonds zc. 

Berfien, Handelsverträge 74, 100, 830; 80, 
816, 86, 255; 98, 174, 182, 438, 464, 

Berjonalunion 71, 60, 

Berfonenftand, Borjcriften zur Feſtſtell— 
ung desjelben in den einzelnen Bundes. 
ftaaten 73, 1251. Entwurf von 1873 74, 
437. 1551. — Taufen und Trauungen in 
Preußen 77, 245. — Bgl. a. Bivilehe. 

Petroleumlager 80, 665. 86, 70, 

Petroleumſteuer, ſ. Bolltarif. 

Pfaudbriefe, zur Frage des Fauſtpfand— 
rechts (Hecht) 80, 304, 

Pierdebeftand, militär., in Preußen 77, 247. 

Photograpbien, Urheberrecht 77, 640. 

Bolizeiliche Geſetzgebung des Reiches 71,209. 
S. a. Gewerbeordnung, Beterinärpolizei zc. 

Portugal, Handelsvertrag 93, 189, 439, 467. 

Bofdampfidifiverbindung, deutſche, 
mit Oftafien und Auftralien (Vertrag) 85, 689. 

Boftfparkaffen 78, 807. — Bur Frage der 
Einführung derjelben (Dehn) 83, 649. Ent- 
wurf eines Gefeßes vom Januar 1885, 85, 1. 
Begründung deffelben ib. 25. Staatsrechtl. 
Bemerkungen von Seydel 85, 48. 
Defterr. P. im J. 1895 97, 168. 

Voftüberfhüfje, Antheile der Bundes: 
ftaaten daran 69, 241. 71, 706, 72, 1627, 
— ©. a. Finanzweſen. 

Boft- und Telegraphenweſen, verfaß- 
ungsmäßige Ordnung bdeffelben 71, 198. 
Beckarbung 72, 494. Neichseigenthum 78. 
423. Berwaltungsfompetenz des Reiches 73, 
492, — Berjchmelzung der Telegraphie mit 
der Poſt 75, 1730. 76, 205. — Amtsblatt 
76, 104, — Abgrenzungs des Geſchäfts- 
freifes des General» Poftmeifters ꝛc. 76, 
205. — Bezirls- Poft- und Telegraphen- 
behörden 76, 210. — Kautionen der Poft- und 
Telegraphenbeamten 76, 344, 350. 368. — 
lleberficht aller Gefege und Verordnungen 
bis 1877 77, 815. — Revidirte Reichs-Poſt 
ordnung von 1879/8383, 491. Berichtigung 
83, 765. — Deutfches Poft- u. Telegraphen- 
weſen feit 20 Jahren 91, 965. — Das 
deutjche Reichs-Poft- und Telegraphenweſen 
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1892 94, 239. ©. a. Poftverwaltung, Tele- 


graphenvermaltung. 


Poftverwaltung, Etat derjelben 69, 224- 

“1, 693. — Statiftit der Poftverwaltung 
pro 1868 69, 311; dal. pro 1869 70, 493, 
— Reffortverhältniffe der Bundespoftbehör- 
ben 70, 161. 71, 286. — Gehaltsaufbefjer- 
ungen und Neorganifation des Beamten- 
—— 71, 725. — Auszug aus dem Regler 
ment für die Annahme und Anftellung von 

ivil- und Militäranmwärtern 71, 733. — 

rundfäße für die Ueberleitung der vorhan- 
denen Beamten in die neue Organifation 
71, 738. — Herftellung eines Dienftgebäu- 
bes für das Generalpoftamt ib. 741. — 
Die gemeinfamen Zentral» Poftverwaltungs- 
toften 71, 746. — Dentfchrift, betr. den 
allgemeinen Pofttongreß 71,751. — Deutjche 
Reichspoſt und bayerifche Poftverwaltung 72, 
597. — Das Reichspoftgefeg vom 28. Of- 


73, 21. 1552, 
Militärverwaltung. 


S. a. 


Kriegsweſen. 


| Bräzipuen, 98, 171. — Wegfall derſ. 71,545. 


tober 1871 73, 839, 74, 154. Wortlaut des- | 
felben 73, 1003. Erläuterungen dazu ib, | 


1237. — Reorganifation des faiferlichen Ge- 


neralpoftamts 73, 591. — Beiliinmungen | 


über den Verkehr mit der Reichspoſt 73, 
1008. — hang nebft Ausführungs« 
beftimmungen 78, 1017. — Beltimmungen 
über den Pofttarif 73, 1127, — Zollamt- 
lihe Behandlung im Poftverlehr 73, 1147, 
— Gelbvermittelungsverfehr ib. 1163, — 
Portofreiheitsweſen 98, 1217. — Beidjlag- 
nabme von Poftfendungen 78, 1248, — 
Garantieleiftungen 78, 1250. — Wedjel- 
verfehr mit Bayern, 
reih und Luremburg 78, 1255. — Ber- 
fegung von Poftfetretären 74, 155. — Iſt 
die Poft im Sinne des Handelsgefegbuches als 
Kaufmann zu betrachten? ib. 1530.— Inter 
nationaler Poftvertrag vom 9. Oft. 74, 75 
451. Bericht des Bundesrathsausichuffes da- 
zu ib. 464. — Erlaß einer neuen Poftordnnung 
25, 621.1195.— Neue Pofttarifbeftimmungen 


ib. 622. — Ueberficht der auf Widerruf an« | 
auftellenden Beamten 76,355. — Berner Poft- 


fonferenz 1876, 76, 780. — Ergebniffe der 
Reiche-Boftverwaltung während der Jahre 
1872—1875, 77, 120. 1069; im Jahre 1876 
78, 36. — Poſtgeſetz v. 20. Dez. 1875 7@, 
583. 587; 77,642. — Aufnahme von Wedel: 
proteften durch PBoftbeamte 78, 42. — Porto: 
freiheit in Zoll» und Reichsdienſtſachen SO, 
647. — Bollabfertigung von Poſtgütern SO, 


Preiſe. 


Preisbildung (Noesler) 75, 392. 
Urſachen der Theuerung (Hirth) 75, 918. 
Das ſouveräne Geſetz der Preiebildung 
(Hirth) 75, 1265. — Das Geſetz des Vreiſes 
72,532. — Waarendurchſchnittspreiſe in Ham- 
burg (1847—1868) 69, 85 und 435 ; für 1869 
70, 899; für 1870 71, 537; für 1871 
bis 1875 77, 165; für mehrjährige Zeit- 
räume von 1847 — 75 77, 178; für 1876 
und 1877 79, 81,87; für 1877—1879, 80, 
81, 856; für 1880 82, 127; für 1881 82,676; 
in Bremen (1851—1868) 69, 79 und 645. — 
Preife und Yöhne in Württemberg 75, 631. — 
Preife für den deutfchen auswärtigen Handel 
1872/73 75, 689. 695. — Durhichnittspreiie 
wichtiger Waaren im Großhandel 1879/80 
81, 195; 1881 82, 517; 1882 83, 739. 
Hamburger Waarendurhichnittspreife 
1847 bie 1882 88, 753; 1882/83 84, 560, 
1883/84 85, 628; 1884/85 86, 877; 
1855/86 87, 720. — Lehre von der Preis. 
bildung auf Grund der Attienkurfe (Gärtner) 


88, 285. — ©. a. Werthberechnung. 
Prefje. Grundlagen eines Reichsgeſetzes über 


Wirttemberg ‚ Defter- | 





662. 750. 86, 65. 178. — Weltpoftverein: | 
Uebereinfunft betr. Poftpadete SI, 477. — | 


Die deutfchen Poſtwerthzeichen (Seydel) 82, 
617. Briefpoftvertehr der Erde im 
Jahre 1881 (W. Schulze) SB, 393. — 
Weltpofiverein 86, 763. — Wohlfahrtsein- 
richtungen der dentichen Voſt- und Tele 
graphenverwaltung im Jahre 1890 91, 248, 


Prämienverloofungen 72, 138. 74, 151, 
Präjenzftärte des Reichsheeres 72, 426. 


| 


die Preffe, MNeferat von 8. Biedermann 
12, 85; Entwurf des Bereins „Berliner 
Preſſe“ 72, 107. 73, 3857. — Berhand- 
lungen im Neichstag 74, 160. 197. 314. 
— Reichépreßgeſetz (Endemann) 75, 1179. 
— Deffentlihe Aufforderung zum lnge» 
borfam 76, 84. — Das Heichspreßgeiet 
(Wehrenpfennig) 77, 178. — Die Jmmuni- 
= der parlament, Berichterftattung (Hubrich) 
1 


3 [2 
Preußen. Neffortverhältniffe, Berfonalien 


der Minifterien und Provinzialbebörden 70, 
191. — Bericht des Vorftandes der national« 
liberalen Partei über die Legislaturperiode 
1868—70 des preußischen Abgeordneten- 
ra 70, 563. — Aus dem Verwaltungs» 
ericht des Minifters für Handel, Gewerbe 
und Öffentl. Arbeiten für 1867—69 70, 
650. — Die Eigenart des preuß. Staate 
(R. Gneift) 74, 508. — Steuerlaft 77, 244. 
— Beamtenbefoldungen 77, 520. 78, 439. 
— Zur Wohlhabenheits- und Steuerftatiftif 
preuß. Städte 78, 442. — Erwerb nnd 
VBerluft der Staatsangebörigkeit 82, 611. 
— Berhältniß zum Follverein 93, 164. 194, 
416. — Eifenbabnftatiftit 98, 798. — Zmangs- 
berjteigerungen in Preußen 1881 —87 88, 706. 
Was koſtet der öffentliche Unterricht 
in Preußen ? 88, 802. — Gutsbezirke in Voſen 
90, 663. — Steuerreform 91, 909. 98,475. 
791. 9, 63, 81, 161. — Steuerreform 
(Struß) 94, 207, 405. — Bevöllerung: 
Altersftufen 78, 658; innere Wanderungen 
82, 607, Art des Zufammenlebens 1885 57, 
803, Stammeszugehörigkeit 93, 559. — 
Statiftifches Bureau 93, 797. — Ergebniffe 


A ee Ten — Dun Ze DE 2b —— — 


über bie Jahrgänge 1868—1900 der „Annalen“. 


der Öemwerbe- und Betriebsſteuerveranlagung 
für 1893/94 in Preußen 94, 400, — Die 
Amortifation der preußiihen Staate- und 
Eiſenbahnſchuld 98, 311. — Bertheilung des 
ergänzungefeuerpflidyiigen Bermögens #8, 
318. — Preußiiches Geſetz, betr. den Staate- 
haushalt vom 11. Mai 1898, 99, 197, — 
Preußiſches Gefe betr. Waarenhauoſieuer, 
vom 18. Juli 1900 1900, 884. — Siehe 
auch Bolfszählung, Finanzwefen, Grund: 
fteuer, Eintommenfteuer, Kommumalfteuern, 
Gemwerbefteuer, Kabinetsordres, Gewerbeord⸗ 
nung, Subhaftationsorpnung, Unterftigungs- 
wohnfig, Boltsihulen, Schulaufficht, kirchen⸗ 
politifche Befetsgebung, Bermwaltungsretorm, 
Provinzial- und Kreisordnung zc., Reiche- 


angebörigleit, Bankweſen, Sparkaſſen, BWahl- 
geſetze, aflerredht. 
Privatredt, Scheidung vom öffentlichen 


Recht (Neumann) 86, 357. — ©. Nedte- 
gebiete, Zivilrecht zc. 

Produftion (Begriff) 75, 8. 26. 1226. S 
a. Preisbildung, Werth. 

Produktivität (Moesler) 75, 259. 

Promulgation (Yaband) 78, 372. 

Provinzialbebörden in Preußen 70, 219, 
und 249. — ©. a. Kreitorbnung. 

Provinzialordnung, preußifche, 75, 1593. 
77, 805. 

Prozeßordnung, ſ. Zivilprozeß, Straf- 
prozeß. 

Prüfungsweſen, ed in Preußen 
91, 412, in Bayern 98, 910 


O. 
Duartalsertralte 98, 388, 
—— im Frieden 74, 1037, 

75, 1081. 


NRealunion 71, 60. 
Reaktion, bie ne 
pfennig) 77, 819 


(Webhren- 


Neblauseinfuhrsi, 434. — Internationale | 


Reblausfonvention 82, 625. 83, 544. 
Rechnungsweſen, |. Raffenwefen. 
Rehnungshof 

Juſtrultion 75, 1253, 
Rechtsanwaltsordnung 79, 508 Ge 

bührenordnung 79, 1016. 81, 394. 
Nechtegebiete, privatrechtliche, in Deutfch- 

land 83, 575 
Rechtsg lei ch 6 eit. Ueber Kulturpolizei und 

Rechtsgleichheit (Hirth) 73, 795, 839. Grund: 

ſätze der Rechtsgleichheit (Endemann) 74,419, 
Rechtshülfe. 


e, (Ausſchußbericht des Bundesraths 


— Die Gewährung der Rechtshülfe 


* — Bunde 69, 1031, 71, 378. 72, 
158. — Rechtshülfe für Reichsangehörige 
(Srydel) 76, 170. 
Rechtspflege. Zur Enmwidiung der Unab⸗ 
bängigleit der Rechtſprechung (Siegel) 98, 


<0, 157. 74, 214. 257. — | 


‚ Reihseinftommenfteuer, 





Bundesindigenat und Hechis- | 


— Ueberſicht 77, 833. | 
| nd f. Kriegsweſen, Militärverwalt- 
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Rechtswiſſenſchaft, Beziehungen zur Volles 
wirtbichaftslehre 72, 509. 78, 858. 74, 8, 
Aufgaben derfelben im Heide 76, 6. — 
Marquardiens Handbuch des öffentlichen 
Rechts u, die moderne Staatsichre (E. Mayer) 
87, 550. 

Regierung, fonftitutionelle und parlamen- 
tarifhe (Seydel) 87, 287. 

Reich, deutfches, Organismus desſelben (L. v. 
Stein) 76, 5. — Sociale und ölkonomiſche 
Bewegun * franzöſiſ * ee (Wie« 
finger) 98, 641. — ©. a. Reichetag, Ber- 
fafjung, Zollverein u. |. w. 

Reihsangehörigkeit. Zum Meiche- und 
Stansangehöigtetgeie (Zandgraff) 70,625 
— Reichs- und Staatsangehörigteit (Rönne) 
71,151. — Abänderung des Geſetzes 71, 381, 
Wortlaut des Geſetzes ib, 653. — Das 
Recht der Staatsangehörigleit im  inter- 
nationalen Verkehr (d. Martik) 75, 793. 
1113. — Die deutfche Neichs- und Staats. 
— — 76, 135. 81, 67. 88, 
577. — Koften der Naturalifationsurktunden 
(Landgraff) 76, 729. — Das deutiche Naturali» 
fationsverfahren (Seydel) 76, 733. — Der 
Fall Bauffremont (Landgraff) 76, 1022, — 
Ueber den deutſchamerikan. Vertrag vom 
22. Febr. 1868 (Wejendond) 77, 204. Zur 
Frage der Entlaffung von Neferviften 2c. aus 
dem Heicheverbande 81, 67. — Statiftifches 
81, 482. 82, 611. — Erwerb und Berluft der 
Reiche. und Staatsangehörigkeit in Preußen 
1873 75, 1883; 1885 86, 744; en 1886 
87, 724, desgl. 1887 89, 379. — Die deutſche 
Reichsangehörigkeit vom nationalen u. inter- 
nationalen Standpunft (Bodo Lehmann) 99, 
776, — S. aud —— börigleit. 

Reichsarchiv. Wiederherſtellung eines R’s 
und Reformen im Archipweſen (Frhr. v. 
Hagle) 68, 451. 

Reihsarmenre 6, j. Unterftägungsmwohnfig. 

Reihsbanf, f. Baukweſen. 

Reihsbeamte, |. Beamte, Behörden, 
Neichslangler zc. 

Reichsbevollmächtigte für Böll 
Steuern 93, 423. 

Reihsbürgerthbum 74, 20. — Bal. a, 
Neichsangehörigleit zc. 

Heihseigenthum 72, 1447. 78, 412. 422, 
74, 255, 408. 


und 


ſ. Einfommen- 
fteuer. 

Reihseifenbahnamt, ſ. Eifenbabnen. 

Reichsgeſetzblatt 71, 48. 

Reichsgeſetze, ſ. Geſetzgebung. 

Reichsgericht, ſ. Gerichtsorganiſation. 

Reichsgewalt, Definition —— bei L. v. 
Rönne 71, 45. 62. — ©. a. Verfaſſung. 

Reichs baush altsetat,j. Matrifularbeiträge, 
Finanzweſen. 


ic. 
221. — ©. a. Juftizgefeggebung u. |. w. | Reic sjuftizamt 75, 1216. 77, 335. Die 
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Aufgaben desjelben (Rede des Präf. Fried- 
berg) 77, 680. 
cht (H. v. Reitzenſtein) 
42 


Reichskanzlei, Etat derſelben 80, 3. 

Reichskanzler. Verfaſſungsmäßige Stellung 
und Verantwortlichkeit 71,275. Subftitutione- 
befugniß des Reichskanzlers (M. Joel) 78, 
402. — Rede des Fürſten Bismard 78, 
503. — Stellvertretungsgefeg vom 17. März 
1878 78 (M. Joel) 78, 761. Das neue 
Birtbihaftsprogramm des Fürften Bismard 
79, 219. — Reden des Fürften Bismarch: 
über die Reviſion der Reichsverfaffung 70, 
324. 326; über die Kriegstoften-Anleibe ib. 
686; über den Frieden mit Frankreich ib. 


876; über den Anſchluß von Elfaß-Lorhringen | 


ib. 851. 928. 948; über die Konvention 





mit Frankreich 72, 176. — Finanzreform- | 


pläne des Fürſten Bismard 80, 626. S1, 


338. — Stellung des Reichskanzlers nad | 


deutſchem Staatsrechte (PB. Henfel) 82, 1— 60. 
— Materialien zum Reichsfanzlerrecht ac. 86, 
321. — ©. a, auswärtige Berhältnifle, Bun« 
desrath, Eljaß-Fothringen, Kaifer, Minifter- 
anflagen, Heichstag, Berfafjung, Berord- 
nungsredt zc. 

Reichskanzleramt. Etat 69, 165. 71, 707. 
— Neffortverhältniffe 70, 156. 71,285. — 


Organifation und Etat 77, 835. 838, 80, 4. | 


Reichskaſſe, ſ. Kaſſenweſen. 
Reichskaſſeuſcheine, ſ. Papiergeld. 
Reichskontrole für Zölle und Steuern 98, 


420. 

Neihsmilitärgefek, Entwurf deſſelben 
Reihsmilitärgerit 9, 151. 721. 
Neihsoberhandelsgeridht 73, 351. ©. 
a, Gerichtshof. 
Neihspoftdampferlinien 98, 855. 





1629. — Die Witglieder des deutichen Reicht- 
tags (biograph. Notizen) 72, 191; Frattions 
verzeihnig ib. 282. — Statiftif der Wablen 
zum erften deutſchen Reichstag (. Knorr) 72, 
287. — ZThronrede von 1873 73, 1641. — 
Rüdblide auf die I. Yegisfaturperiode dee 
deutſchen Neichstage (1871/73) 74, 130. 
— Borläufiger Bericht über die 1. Seffion 
IV. Legislaturperiode (Frühjahr 1874) 74, 
1134. Thronrede ib. 1129. — Berbait- 
ung von Reichstagsmitgliedern während der 
Sigungsperiode 76 82. — Bericht über 
die Gejengebung 1871— 76 (Webrenpfennig‘ 
77, 257. — Geſchäftsordnung nebft Biblio 
theforduung 77, 490, — leberficht der Ge— 
fee und Berordnungen über den Reichsrag 
717, 843. Ergebnig der Reichſstagswahlen 
1878 79, 574, — Etat des Reichstags SO, 
18. — Die Wahlen zum Neichstag 1871 
bis 1878 SO, 333. — Der deutiche Reichs 
tag (rechtswiſſenſchaftliche Darſtellung, Seyde 
80, 352. — Stellung des Reichslanzlers zum 
Reichstag 82, 15. — Statiftil der Reichstags. 
wablen 1881 823, 542. — Straffreibeit wabr- 
beitsgetreuer Neichstagsberichte (Fuld) =7, 
251. — Zeugnißverweigerung der Heichstage- 
mitglieder (Fuld) 88, 6. — Reichstagswabl 
und Neichstagseröffuung (Jonge) 88, 669. 
— Beiträge zur Bablprüfungsitatiftit (Pren- 
gel) 92, 1. — Zur Wahlſtauſtit (Siegfried) 
98, 483. — Geheime Reihstagefigung vom 
17. März 1900 betr. Lex Heinze (Müller- 
Meiningen) 1900, 567. 


| Neihstagsgebäude 74, 289. 


Reihsverordnungsredt,f. Berordnungs- 
recht. 

Reihsverwaltung,Charalter derjelben,76, 9. 

Reichsverfaſſung, ſ. Berfaffung. 


Reichsverſicherungsamt, Geſchäftsberichte 


Reichsrecht, zu den Streitfragen fiber Geſetz 
und Verordnung (Zorn) 85, 301. 89, 344, | 


(Arndt). 91, 225. 

Neihstag. (S. a. Berfaffung.) Der fon- 
ftituirende nordd. Reichstag 71, 28. Redt- 
lihe Natur des Reichstags 71, 243. — Mit: 
glieder im Jahre 1868 68, 433. Gefchäfts: 


ordnung vom 6. Juni 1868 68, 913. — | 


Geſchäftsordnung des deutſchen Reichstags 


71, 267. — Thronreden 68, 1061. 1066. | 
1068, 69, 1095, 70,1. 617. 717. 93, 171. | 


— Etat des Neichstages 69, 170. — Ber 
richt des Vorftandes der national-liberalen 
Partei (Yasfer) über die Yegislaturperiode 
1867/70 70, 563. — Ueberſicht der Geſetz— 
gebung des nordd. Bundes und des Boll 
vereins 1867 70, 721. — Die Gründung 


des neuen Reiches 70, 735. — Nichtge- | 


meinschaftlichkeit bei den Berathungen der ein- 
zelnen Gegenftände 70, 753. — Eröffnung 
(Thronrede und Adrefie) und Schluß des 
erjten deutichen Neichstags 71, 313. 1041. 





91, 521. W, 421. WB, 618. 94, 504; 95, 
922, 96, 765, 97, 459, WM, 89, 907. 1900, 
819, — Die rechtſprechende Thätigleit des 
Neichöverfiherungsamtes (Fuld) 94, 536. 
Religionsbefenntnig in Preußen 75, 634, 
Neligionsunterricht, preuß. Recht98, 934. 
Rentenfonvertirung (Zahn) 96, 222. 
Nefervatrechte in der Reichsverfaſſung 72. 
423. — Authentiſche Erflärungen füdd 
Minifter 72, 1585. — Begriff der Sonder: 
rechte nach deutſchem Neichsrecht (Yaband) 74, 


1487. — Die Sonderredhte der deutjchen 
Staaten und die Heichsverfaffung (Loening) 
75, 337. — ©, a. Bayern, Bunbdesftaat, 


Berfaffung, Berordnungsrecht zc. 


Reſtverwaltung 73, 546. 


Netablijfementsftoften 72, 1371. 1392. 
1466. 73, 70. 74, 261. 
Nettungsanftalten 88, 41. 


Reuß (Fürſtenthümer). Reffortverbältniffe der 


Behörden 70, 691. — Verhältuiß zum Zoll. 
verein und Reich 98, 166. 194. 416, 


Rhederei, ſ. Handelsmarine, Konſulatweſen :c. 


— Thronreden von 1871 nnd 1872 72, 51. | Rheinbund, Geſchichte 71, 2. 


— —— —ñ — 
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Rheinſchifffahrt 90, 825. 93, 226. 

Rinderpeft, Gefeggebung darüber 71, 210. 
77, 635. — Dentſchrift über deren Vor— 
fommen 1872. bis 1877, 78, 512, 629. — 
Belanntmahung, Gebührniffe und SKoften- 
erftattung betr. 79, 602.5. a. Beterinärpoligei. 

Robben, Schouzeit 77, 636. 

Rom, Casa Zuccari 80, 41. 

Rotz, ſ. Beterinärpolizei. 

Rübenzucker, ſ. Zucker. 

Rumänien, Zol- und Handelsverträge 98, 
186. 189. 438. 458. 94, 747. 

Nußland. Ueber einen Handelsvertrag mit 
Rußland 69, 1081. — Hinterlaffenichafts- 

regulirung 75, 1175. — ÜErbredtsverhält- 

niffe Neihsangehöriger nad) der Konvention 

von 1874 (Frommelt) 78, 385. — Boll: 

verhältnifie 93, 466. — Vertrag mit Auf 

land 94, 853, 


S. 

Sachſen (Königreih). Behördenorganiſation 
und Perſonalien 70, 258. — Mililärvertrag 
mit Preußen 71, 106. — Steuerreform 
(J. Genſel) 74, 1373. 75, 1519, 76, 95. 
— Dotation der Bezirksverbände 75, 1391. 
— (Einlommenfteuer 94, 402, 

Salvador, Handelsvertrag 98, 189.439. 464. 

Salz. Uebereinkunft wegen Erhebung einer 
Abgabe von Salz vom 8. Mai 1867 68. 
119. — Bundesgeſetz vom 12. Oft. 1867 
68, 141. — Die Denaturirung des Salzes 
68, 1097. — Statiftit 71, 575, 74, 916. 
75, 902. 76, 93. 802, 97, 248. — Be 
fiimmungen über die Salzfteuer (v. Aufſeß) 
93, 175. 287. 382. 392. 

Samoa, Zoll- und Handelsverträge 98, 186. 
464. 


Sanltion der Geſetze (Faband) 78, 851. 
Schankgewerbe, Begriff nach der Gewerbe- 
orduung (Seydel) 85, 51. 88, 955. 
Schaganweifungen 78, 44. — ©. a. 
Anleihen, Schuldenmweien zc. 
Skauftellungen 76, 79. 
Schiedsgerichte, gewerbliche 74, 430, 434. 
1195. Gejegentwurf und Kommiffionsbericht 
ib. 1219, 1317. — Gemwerbegerichte in 
Deutfchland (Fuld) 98, 481. — Das jdiede: 
richterlicde Verfahren nad) dem Entwurf der 
ers ns rg, 75, 163. — Die 9. 
Schiedsgerihte in Preußen 77, 96. — Die 
nu der Gemwerbegerichte (vd. Fran— 
enberg) 97, 329. — ©. Arbeiterfrage. 
Scdiffer, |. Handelsmarine, Konfulatwejen ꝛc. 
Skhifffahrtsabgaben, Aufhebungen in 
Preußen 68, 238. ©. a. Flößerei. 
Scifffahrtsftatiftif. Organifation derfelben 
70, 70. Beftand der deutſchen Seeſchiffe 
Anf. 1883 84, 62. Dampfleffel und Dampf- 
mafchinen der Schiffe in Preußen 1879 und 
1889 90, 99, Die Steigerung der deutfchen 
Seeinterefien von 1896—1898. 1900, 655. 
Schifffahrtsverträge 98, 435. 
Sıiffsbau. Beftimmungen über die Ge- 
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währung einer Zollvergütung für die ver» 
wendeten Materialien 71, 1580. 78, 186. 
Schiffsmeldungen 81, 437. 
Schifisunfälle an der deutſchen Küfte 
1867— 73, 76, 218. — Geſellſchaft zur 
Rettung Schifibrüdiger 78, 111. Ber: 
bütung des Zufammenjtoßene auf See 81,437. 
Schleswig-Holſtein. Anlaß zum Konflikt 
zwifchen Preußen und Defterreih 71, 17. 
— Dffizire der ehemaligen Scleswig- 
Holfteinifhen Armee 73, 441. 
Schleuſengelder 9, 207. 
Schlußnotenftempel, f. Stempelfteuer. 
Schöffengerichte, Zuftändigfeit nach dem 
T4er Entwurf, 75, 239, 
Schulauffihtesgefeg, preußijches 72, 1029. 
74, 24 


Schulbildung, in Preußen 75, 634. Schul: 
bildung der 1875—79 im bdeutjchen Heer 
eingeftellten Rekruten 80, 238. — Ein Blid 
auf den Stand des Unterrichts im Deutfchen 
Reiche 1900, 658. 

Schule, ſ. Fortbildungsichule, Gymnaſien, 
Vollsſchule zc. 

Schulgeſetzgebung 78, 824. 74, 3. 

Schuldenweſen des Reiches 69, 287. 7L, 
147. Schulden der Bundesftaaten 69, 309. 
Preußiſche Staatsfchulden 69, 607. — Bun» 
desihulden-Kommilfion 70, 160. — Die 
erften drei Berichte der Bundesichulden- 
Kommiffion für 1868, 1869 und 1870 71, 
665. — Kriegskoftenanleihe vom Jahre 1871 
71, 680, — Bericht der Reihsihulden-Kom- 
miffion für 1871 72, 1359, fir 1875/76 
und 1876/77 77, 380. 973. — Die Neiche- 
ſchulden (Laband) 73, 435. 460. — Entmwidel« 
ung der Mfandbriefichuld in Preußen 88, 96. 

Schuldhaft, Geſetz über deren Aufhebung 
vom 29. Mai 1868 68, 806. 72, 185. 
Frage der Wiedereinführung 81, 402, 

Schulzwang, Theorie desjelben 74, 14. 

Schuggebiete, deutſche. Denkichrift von 
1886 56, 483. — Geſetz, betr. die Rechts— 
verhältniffe der deutſchen Schußgebiete, vom 
17. April 1886 (Joël) 87, 191. — Deutſches 
Kolonialftaatsredht (dv. Stengel) 87, 309, 805. 
Berichtigung 88, 244. — Reichsgeſetz vom 
15. Mär; 1888 88, 343, — Die Deutſchen 
Schutgebiete, ihre rechtliche Stellung, Ber- 
fafjung und Verwaltung (v. Stengel) 89, 
1. 9, 493—782, — Anleihen für die 
Schutgebiete (Joel) 91, 386. — Geihäfte- 
ordnung des Kolonialrathbs 92, 751. — 
Sammlung der Gejege ꝛc. 93, 800. 

Schugzoll, f. Zollarif. 

Shug- und Trugbündniffe, Preußens 
mit den Südftaaten 71, 33. 

Schwarzburg-Sondershaufen. Refjort: 
verhältniffe der Behörden 70, 687. 

Schweden, Roll» und Handelevertrag 98, 439. 

Schweiz, Zoll. und Handelsverträge 92, 881. 
93, 183. 186. 188. 438. 448. — Die Bun 
desverfafjung der Eidgenofjenshaft (Gareis) 


Wo: 
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75, 489. — Bunbesfteuern ib. 785. — Das 
Bundesgericht (Landgraff) 76, 106. — Re- 
frutenprüfungen 96, 942. 
Schwu ra erichte (1874er Entwurf) 75, 239. 
Seebebörden, Seeunfälle (Perels) 76, 1001, 
— Berzeihniß der deutichen Seehäfen 1900, 
654 


Seeleute, ſ. Marine, Handelemarine, Kon- 
fulatwefen ꝛc. 

Seemannsordnung 78, 343. 
224. 380, 

Seeredt, |. Strandungsorbnung ac. 

Seeverkehr, |. Hafenregulative, Schifffahrt zc. 

Seide, robe, Erzeugung feit 1887 93, 942. 
— Erefeld, Seideninduitrie 1896 97, 651. — 

Selbftmorde, f. Unfälle. 

Selpftverwaltung, Begriff 78, 1444. 74, 
28.83, 283. 305. — ©. in Preußen (Wehren- 
pfennig) 77, 305. — Heffiiches Geſetz vom 

_15. Mai 1885 87, 89. 

Serbien, Zoll- nud Handelsverträge 98, 186 
438, 458. 94, 747. 

Servis, ſ. Militärverwaltung. 

Seuchengeſetzgebung, f. N 
Beterinärpolizei. 

Siam, Handelsverträge 9, 174. 465. 

Silberwährung, ſ. Münzfrage, 

Sonderredte, j. Kriegsweſen, Refervat- 

trechte ac. 

Sonntagsarbeit 73, 1471; 91, 236, 253. 


74, 63, 


RETTEN 


Redizinal- und | 


Sonntagsruhe, Störung derfelben, 76, 76. | 


Souveränetät u. Selbftverwaltung (Rofin) 
88, 265. 

Soziale Frage 78, 795. 1471. 1536. 74, 
9, 33. 322. — ©. Vollswirthſchaftslehre, 

_ Arbeiterfrage, Freihäudler, Boltsbildung zc. 

Sozialdemolratie 78, 812, 74, 33. 75, 
23. 1715. 1716. 76, 226. 77, 885. — 
Gefeg zur Abwehr fozialdemokratiicher Aus- 
fhreitungen: Entwurf vom Mai 1878 78, 
757; Breußiicher Entwurf vom Auguft 1878 
78, 921; Vorlagen an den NWeichstag 78, 
989; Bericht der Reichstagsfommiifion 709, 
27; aus den Verhandlungen im Neichstage 
79, 161. 225; Kommentar (8. Gareis) 79, 
285; Nachtragsgeſetz von 1880 80, 600; 
ECharakteriftit des Geſetzes Endemann) 79, 
543. 81, 437. — Ueberfidht der verbotenen 
Vereine und Schriften 80, 295. 324, — 

_ Sozialdem. Barteiprogranım 91,561. 98, 477. 

Sozialgejetgebung Bayerns, ſ. Bayern. 





Spanien. Zoll- und Handelsveriräge 68. | 


_ 669. 98, 186. 188. 438. 456. 

Spartafjen in Preußen 76, 89. 77, 248, 
541. 111ö. 80, 157. 94, 398; in Württem« 
berg 76, 1057. — Einführung der Poſtſpar- 
kafien in Deutichland 78, 807, — Spar- 
taffenwejen und Boltsbanten in Elfaß-toth- 
ringen (Ch. Grad) 683,426. — Die preußiichen 
Sparfaffen im Rechnungsjahre 1885 bezw. 
1885/86 87, 303; 1894 bezw. 1894/95 96, 
247. — Schulfparfaflen in Braunfchweig 





Zimmermann) 96, 235. — Sparlaffen in | 


der Schweiz 97, 246. — S. a. Poftipar- 
laſſen. 

Spielbanken, Geſetz vom 1. Juli 1868 
nebſt Erläuterungen 68, 819. 

Spiellartenftempel 9%, 183. 185. 346 
409. 

Spiritusbefteuerung, j. Branntwein. 

Staat, Begriff (Hirth) 74, 5. — Das Na- 
tionalitätspringip in der Staatenbildung 
(Gneift) 72, 929. — Der Werdegang des 
Staatsgedantens bei den Weftgermanen 
(Dabn) 91, 501. — Idealſtaaten der Re 
naiffance (Dr. &g. Adler) 99, 409. — Regent⸗ 
Ihaft und Vertretung des Staatsoberhauptes 
(M. Zeunert) 1900, 287. — Staat u, Kirche, 
f. Zefuiten, Namszanowski, Schulaufficht, Un— 
fehlbarteit x. — S. a. Bundesftaat, Selbft- 
verwaltung, Souveränetät. 

Staatsangebörigleit, das Recht der- 
felben im internationalen Berkehr (Martig) 
75, 763, 1113, Ueberfiht der Geſetze x. 77, 
803. — Der Erwerb von Staate- und 
Gemeindeangehörigleit nah römifhem und 
deutfhem Staatsrecht (Rehm) 2, 137. S. auch 
Reichsangehörigkeit, Volkszählung. 

Staatsbürgerredt, |. Reichsangehörigkeit. 

Staatsdienft, rechtliche Natur desjelben 
nach deutihem Staatsrecht, (Rehm) S4. 565. 
645. 85, 65. — Staatsbeamte in Preußen 
77, 250. — Befoldung in Bayern 92, 93. 
93, 889, 

Staatspapiergeld, ſ. Bankweſen, Münz- 
frage, Papiergeld. 

Staatsredt, allgemeines (Seydel) 98, 321. 
481. 641. 746, 99, 249. 1900, 177, 351. 

Staatsfhuldenlommijfion, j. Schulden- 
wejen. 

Staatsvertrag (Zorn) 89, 374. 

Stadt und Land 74, 17. 76. 239. 78, 73. 

Städte. Die Organifation der ftädtifchen 
Bermwaltung in Preußen (P. Schön) 91, 707. 

Stände, ſ. Wahlgeſetze, Volfevertretungen. 

Stahl, j. Eiſen. 

Standarte, kaiſerliche, 76, 351. 

3 ae a. ne) j. Berjonenftand, Zivilehe. 

Stationsfontroleure 98, 420. 

Statiftil, Bericht an den Zollbundesrath 
über die Neform der Statiftif des Boll- 
vereins vom 28. Mai 1869 69, 641. 
— sKommiffion zur weiteren Ausbildung 
der Statiftil des Zollvereins und ihre Ar- 
beiten 70, 21. — Ueber Gründung und 
Einrichtung einer Reichsbehörde für deutiche 
Statiftit 72, 69. 1547. — Organifation der 
Statiftil der Zoll- und Steuerverwaltung umd 
des Maarenverfehrs (v. Aufſeß) 98, 367. 
— Drganifation der Statiftil in Jtalien 
und den Niederlanden 79, 807. — Sta- 
tiftifche Gebühr 98, 375. — Die Waldungen 
in Baden 91, 97. — Statiſt. Jahrbud 
1899 1900, 75, 815. — Probultionsfatiftif 
1900, 737. — Bergl. aud Volkszählung, 
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fiber die Jahrgänge 1868—1900 der „Annalen*, 


Bevölferung, Handelsftatiftil, Berbrauds- 
ftenern, Finanzweien, Münzfrage. Eijen- 
bahnen, Zelegraphen- und ER 
Wahlen, Gewerbe, Arbeiterftatiftit u. |. m. 

Statiftifdes Amt des Reiches 72, 69, 
1547. 98, 420. — ©, Statiftif. 

Statiftifhes Bureau in Berlin, Biblio» 
tbet, 75, 938. Seminar 80, 831. Zeit- 
fchrift 98, 797, 

Stein, 2, v., die Zufunft der Staats- und 
Rechtswiſſenſchaft in Deutfchland, beipr. von 
K. v. Stengel, 76, 251. 

Steinlohlenförderung in Preußen 69, 
639. 75, 637. 77, 1055. Bgl. a. unter 
Preußen (Bericht des Handelsminifters 2c.) 
— Deutjher Steintohlenbergbau 1881/90 
92, 498, 

Stempeleinnahbmen in Preußen 76, 222. 

Stempelfteuer, Uebertragung a. d. Reich 
77, 1036. Ueberſicht der Stempelfteuer in 
den deutschen Bundesftaaten 79, 955. Reichs · 


gefeg und Verordnungen SL, 768. 83, 198. | 


— Ueberſicht ausländiſcher Beftimmungen 
81, 799. — Abänderung des Geſetzes 85, 
755. — Gefeg betr. Erhebung d. R. 85, 
761. 98, 185. 349. 409, 


Sterbregifter, |. Zivilehe. Statiftit 76,220. 
79, 109. 


Steuern, ſ. unter den einzelnen Steuern und 
Staaten, Finanzweſen zc. 
Steuerpolitit, Grundfäge (Schäffle), 
bejpr. v. Gefiden, 82, 681. 
Steuerreform im Weiche, Dentfchrift des 
Neichstanzlers vom 17. März 1881 81, 338. 
Strafgeiegbud. Aus dem Entwurf 69, 
657. — Zur Kritil des Geſetzes 70, 580. 











— Einführung in Bayern 71, 379. — | 


Kanzelparagraph ($ 1308.) Mißbrauch des 
geiftlihen Amtes 71, 983. 74, 187. — Die 
Strafgejegnovelle vom 26. Febr. 1876 76, 
388. — Vgl. auch Juſtizgeſetzgebung. 

Straflolonien und Fürforge für entlaffene 
Sträflinge (Flärl) 83, 1. 73. 

Strafprozeßordnung, Vorbereitung dazu 
72, 148. 73, 848. 74, 421. 1533. — Ein- 
leitung zum 74er Entwurf 75, 251. — Be- 
merfungen zum Entwurf von ®. Endemann 
76, 1218. — Verlauf der Verhandlungen 
77, 646. — Strafverfahren in Bollfahen 
80, 679. 685. 696. 712. 730. — 
regifter und wechjelfeitige Mittheilung der 
Urtheile im deutichen Reiche 82, 635. 

Strafredt, Entwidelung 72, 121. 78, 337. 
75, 1172. 77, 632. 79, 519. — Ueberficht 
der bis 1877 erlaffenen Reichs-Geſetze und 
»Berordnungen 77, 825. 

Strafregifter (Nachmeifung der zur Führ— 
ung derjelben beftimmten Behörden) 8%, 
199. 

Strandungsorduung 75, 1177. 80, 660, 
86, 63. 

Straßburg, Gründung der Univerſität 72,959. 

Stragenumujil 76, 80. 


Straf: | 


| 
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Strifes 74, 33. — Arbeitseinftellungen im 
Gewerbebetrieb in Defterreih 1894 96, 538. 
— Die deutfhe Streikſtatiſtil (EI. Heiß) 
1900, 271. — ©. a. Arbeiterfrage. 

Stromſchifffahrt. Beichlüffe des Handels. 
tags vom Oftober 1868 68, 975. — Eib- 
ol 69, 430; Ablöſung (Etat der Ent- 
(ädigun en) 71, 709. — Güterverkehr auf 
den Baffeıftrakeit Elfaß-torhringens 1880 
bis 97 1900, 77. 

Subhaftationsordnung, preußiiche vom 
15. März 1869 69, 635. 

Südafritanifhe Republik, Haudelever- 
trag 93, 188. 465, 

Syrup, ſ. Zucker. 


T. 

Tabad. Materialen zur Tabadfteuerfrage (Ge- 
ſetzgebung bis zum Jahre 1868 und Sta» 
tiftit) 68, 357. Befteuerungsgejeg vom 26. 
Mai 1868 und Entwurf 683. Statiftil 1867 
68, 1093, 1868—1870 71, 578. — Bur 
Tabadfteuerreform (Statiftiiches und Be— 
fteuerungsinodus) 78, 741. 74, 93. 
Stariftit 74, 919. 75, 901. 1712. 76, 
801. — Der Tabad im deutichen BZoll- 
gebiete (amtlihe Statiftil für 1876/77) 78, 
214, — Zur Frage der Befteuerung des 
Tabades (Schleiden) 78, 233. 273, — Das 
Tabadmonopol und die amerifanische Tabad- 
fteuer (Felſer) 78, 800. 449. — Das Tabad- 
monopol in Frankreich 78, 260. 658. 671. — 
Zur Frage der Einführung des ameri- 
fanifhen Tabaditempels in Deuiſchland 78, 
621. — Wie fteht fih der Konfument beim 
Tabadmonopol 78, 672. — Ein neues 
Tabadfteuerprojett 78, 749. — Fragebogen 
zur Zabadenquete 78, 834. — Aus dem 
Berichte der Enquäte-Nommiffion 79, 456, 
— Geſetzentwurf vom April 1879 79, 
627. — Die Befteuerung von 1879/80 Geſetz, 
Belanntmahung, Dienftvorichriften, Nieder: 
lageregulativ 80, 689, 875. — Strafgejeß« 
lihe Beftimmungen 81, 435. — Materialien 
zur Monopolfrage 82, 177. 371. 489. 86, 
103. — Gracbnib des öfterreihifchen Tabad- 
verfaufs 85, 845. — Deunlſchrift iiber Aender- 
ungen des Gef. 91, 933. — Die Tabad- 
bejteuerung in Deutichland (Graf) 93, 521. 
94, 1.95, 170, 1900, 81, 789. — Entwurf 
eines Tabadijteuergefeges 95, 458. — Die 
Beitenerung des Tabads (Frhr. v. Aufſeß) 
93, 276. — Statiftil des öfterr. Tabad- 
monopols 96, 412. — Tabadbau im deut» 
ſchen Zollgebiete 1895/96 97, 247, 

Zaggelder der Reihsbeamten 76, 3831. 384, 
©. a. Diäten. 

Zara, Beitimmungen über die, 72, 1541. 
74, 90. 76, 790. 86, 58. 98, 223. 

Tarifreform, ſ. Zolltarif, Eifenbahnen ꝛc. 

Telegraphenmwejen, Etat 69, 243, 
Statiftit pro 1868 69, 719. — Zentralver- 
waltung (Perfonalien) 70, 164. — Rang der 
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Telegraphendireftoren 76, 351. — Wort: 
tarif 77, 1088. — Ergebuiß der Bermalt- 
ung für 1876 78, 39. — Entwidelung des 
Neichstelegraphenweiens 79, 157. — Feler 
graphenftationen und Apparate 81, 486. — 
Zelegraphenmefen im deutfchen Weiche, 82, 
237. — Deuitſche Telegraphenordnung 73, 
340. 76, 761; vom 15. Juni 1891 YL, 690, 
— Reichs⸗Telegraphengeſetz 91, 589.98, 499. 
— S. a. Poft- und Zelegrapheumejen, 

Telephonie 78, 254. 

Tertilinduftrie 72, 396. — Lage der— 
jelben 1872—77 78, 751. — ©. Baum- 
wolljpinnerei xc. 

Theuerung, j. Preisbildung. 

Thüringifher Zoll- und Handels- 
verein 68, 33, 44, 241. 98, 358. 413. 420. 

Tollwutb, ſ. Beterinärpolizei. 

Iranfitlager 9%, 233, 

Transportwefen. Dentichrift des Handels- 
tage 69, 51. 

Tridinen 97, 66. 

Türkei, Handelsverträge 98, 174. 189. 438, 
453, 

u. 

lebergangsabgaben 68, 11. 21. 38. 43, 
71, 585. 74, 98. 75, 893. 93, 185. 207. 
230. 238. 410. 416. — Zur Frage derfelben 
(Petition deutfher Handelstammern) 85, 352, 

Umzugstoften, j. Zaggelber. 


Unfallverfiderung in Preußen 76, 994. 
Geſetz- Entwurf nebſt Motiven von Baare- 
Bochum 81, 69. — Reichs Unfallverfiherung, 
erfler Entwurf 81, 97. 139; zweiter Entwurf 
53, 323; Grundzüge vom Januar 1884 
84, 12; Geſetz vom 6. Juli 1884 84, 688. 
— Euitwurf eines Gefeges für die Unfall« 
verfiherung der land» und forftwirthichaft 
lichen Betriebe 85, 712. — Geſetz über Aus- 
dehnung der Unfallverfi, v. 23. Mai 1885 
85, 751. — Verordnung betr. das Ber- 
fahren des R.-BVerfiherungsamtes 85, 819. 
Neichegefeg vom 15. März 1886 (Fürſorge 
für Beamte und Perfonen des Soldaten- 
jtandes) 87, 1. — Reichsgeſetz vom 5. Mai 
1886, betr. die Unfall u. Krantenverfiherung 
der in land» u. forftwirtbichaftlichen Betrieben 
beſchäftigten Perjonen (Zeller) 57, 405. 469. 
— Reichsgeſetz vom 11. Juli 1887, betr, 
die Unfallverfiherung der bei Bauten be- 
ſchäftigten Perfonen (Zeller) 88, 105. — 
Die Kranfen- und Unfallverfiherung der 
Arbeiter nach der Heichsgejeggebung (Proebſt) 
Ss, 317. — Der internationale Schuß der 
Arbeiter (Adler) 88, 465. — Reichsgeſetz 
vom 12, Juli 1887 über die Unfallverficher: 
ung der Seeleute :c. (Beller) 89, 381. — 
Zur Reform der Unfallverfiherung (Piloty) 
v2, 290. — Statiftif der Unfälle in der Land— 
wirtbicbaft (Yubm. Fuld) 94, 58. — Entwurf 
eines Gejeges, bei. Erweiterung der Unfall» 
verfiherung 95, 192. 285. — Die Auf 
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bringung der Mittel im Reihäunfallver- 
fiherungsredt (H. Poeverlein) 1900, 1. 
©. auch Berufsgenofjenihaften. 

Unfälle ac. in Preußen 1874 75, 1724. 1879 
81, 342, 

Unfeblbarfeit, Dogma der päpftlichen, 
Erflärung der bayr. Regierung v. 14. Oh. 
1871 72, 5. — Stellung der preußifchen 
Negierung zur kathol. Bewegung 72, 1011. 
Neden des Fürſten Bismard xc. 1015. — 
Wer hat den Krieg begonnen? (Ein Zeug: 
niß der deutihen Biſchöfe) 72, 1233. 

Unionsparlament zu Erfurt 71, 14. 

Univerfitäten, Beſuch durch Ausländer 
97, 83. 

Unterbaltspflicht, gejetliche, deren Ber- 
Ihärfung (Fuld) 98, 618. 

Unteroffiziere. Berbefjerung ihrer Yage 
74, 266, 

Unterridtsanftalten für 
Reichslande 82, 715. 

Unterrichtsweſen, f. Arbeiterfrage, Kultur- 
polizei, Vollsſchulen zc, 

Unterffügungsmwohnfig 71, 169. Zu— 
fammenftellung des Reichsgefeges vom 6. Juni 
1807 mit dem preußifhen Armenpflegegeiet 
vom 8. März 1871, (Stolp) 71, 395. — 
Inſtruktion des preuß. Minifters des Innern 
vom 10. April 1871 71, 443. — Das 
bayeriihe Heimats- und Armenpflegegeieg 
71, 469. 480. 495 — Unterftügung Reichs- 
angeböriger im Ausland 71, 632, — Etat 
de8 Bundesamts für das Heimatsweien 71, 
713. — Präjudikate 76, 81. 86. — Das 
Reichsarmenrecht (Seydel) 77, 545. — Ab- 
änderung des Gejetes über den U. 77, 
1042. — Das bayerische Heimatrecht (Seydel) 
56, 719, 91, 72. — Armenftatiftit für 
Preußen 86, 741. — Statiftit der Armen- 
pflege in Goburg-Gotha im Jahre 1885 87, 
302. — Gothaer Bertrag und Eiſenacher 
Uebereinfunft (Seydel) 90, 178. 

Urlaub der Neihsbeamten 76, 376. 

Urheberrecht, Geſetz zum Schub des geift- 
igen Eigenthums 71, 217. 382. 72, 132, 
717, 638. Ueberſicht der Geſetze ꝛc. 77, 809. 

Uruguay, Auslieferungsvertrag SL, 404. — 
Handelsvertrag 9, 182. 


®. 
Berbraudsberehnungen 88, 961. 
Berbraudsjteuern. Statiftit bis zum J. 
1866 68, 155—218. — Gefepgebung von 
1868 68, 689. Statiflif für 1867 68, 727. 
Statiftit für das erfte Semefter 1868 68. 
997. — Bundeseinnahmen aus denjelben 
69, 216. — Gejeggebung des Reiches 7L, 
30. — Statiftik für 1868 bis 1870 71, 543. 
694. — Die Zölle und Verbrauchsſteuern zc. 
des deutschen Reiche, von Frhru. v. Aufſeß 
73, 117. 80, 609. 86, 1. 93, 161. — Ber- 
waltungstompetenz des Reichs (Laband) 73 
471. — Eutwidelung der Gejeggebung 1837 


Arbeiter im 


über die Jahrgänge 1868—1900 der „Annalen“. 


(v. Auffeß) 74, 81. 75, 881. — Einfluß der 
Steuern auf den Familienhaushalt (Hirth) 
75, 925. — Statiftif für 1870/74 74, 914. 
837. 75, 897. — Geſetzgebung 1871 bis 
1876 (Wehrenpfennig) 77, 282. — Ueber— 
fiht 77, 820. — Zur Charalteriſtik der 
Berbrauchsfteuern 78, 927. (Vgl. a. Brannt- 
wein, Bier, Zölle zc.) 

Verbrecherthum in Preußen, Statiftit 79, 
74. — ©. a. Ötraffolonien. 

Beredlungéverkehr 80. 673. 86, 80. 

Berehelichung, ſ. Eheſchließung. 

Vereinigte Staaten, ſ. Amerila. 

Bereinsgeſetzgebung 72, 131. 73, 346, 
74, 197. 242. 383. — lirtheile des preuß. 
Obertribunals über politische Vereine 75, 145. 
— Das deutfche Vereins u. Berfammlungs- 
recht 96, 817. 

Verfafjung. Gründungsgeichichte des nordd. 
Bundes 71, 22. Berfaffung des nordd. 
Bundes mit Anmerkungen (Metel) 68, 1017. 
— Gründung des deutſchen Reiches (zur 
Geſchichte und Fnterpretation der Berträge 
mit den Südftaaten) 70, 735. — Berfaffung 
des deutſchen Reiches (Zufammenftellung mit 
der nordd. Bundesverfaffung) ib. 771. — 
Das Berfafjungsrecht des deutſchen Reiches, 
biftorifch-dogmatifch dargeftellt (v. Rönue) 
71, 1, 72, 421. Revid. Reichsverfaffung 
vom 16. April 1871 nebft den ergänzenden 
Vertragsbejtimmungen 71, 321. — Befug- 
niffe des Reichs ac. in Bezug auf das Kriegs» 
weſen (Seydel) 75, 1393. — Konftitutionelle 
und parlamentariiche Regierung (Seydel) 
87, 237. — Straffreibeit wahrheitsgetreuer 
Neichstagsberichte (Fuld) 87, 251. — Ber- 
faffungsänderung während der Regentichaft 
(Kohler) 88, 1. — Deutihe Berfaffungen 
und Verfaſſungsentwürfe (geh. v. Böldern- 
dorff) 90, 241. — S. a. Bayern, Bundes: 
gejege, Bundesftaat, Eljaß-Forhringen, Fir 
nanzwejen, Juſtizgeſetzgebung, Sabinete- 
ordres, Kaifer, Weichslanzler, Keichstag, 
Reſervatrecht ꝛc. 

Verjährungéfriſt, einjährige 77, 228. 

Verkehr, vollswirthichaftliche Bedeutung des- 
jelben (Rorsler) 75, 385. — Die Steiger: 
ung der deutlichen Seeintereffen von 1896 
bis 1898 1900, 655. S. Handel, 
Zransportweien, Poftverwaltung, Eijen- 
bahnen, Telegraphen, Stromfdifffahrt zc. — 
Die Anliegerbeiträge bei Trottoirifirung nach 
bayerifhem Rechte (H. Rehm) 95, 5U. 

Bermögen des Reichs 73, 412. 422, 74, 
255. 403. 75, 1498. 

Verordnungsreht 74, 1143. 76, 7. — 
Reichsverordnungsrecht (Seydel) 76, 11. 
(Labaud, Meyer) 78, 376. — Zu den Streit: 
fragen über Sejeg und Berordnung (Zorn) 
85, 301, 89, 349. — Steht dem Bundes- 
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rathe ein jelbftftändiges B.-Hecht zu? (Arndt) | 


85, 701. — Das preußische VBerordnungs- 
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recht in feiner Einwirfung auf das Reichs— 
recht (Arndt) 86, 311. 

Berfailler Berträge 71, 37. 359. 72, 
1585. 

Berfegung der NReihsbeamten 76, 287. 

Berjiherungsmejen. Beſchlüſſe des Han- 
delstags 1868 68, 979. — Die Yebens- 
verfiherung in Deutſchland, Statiftifches) 68, 
1011, — Gefeggebung über Berfiherungs- 
vet 70, 19. 72, 129. — Ueberſicht der 
Berfiherungsgewerbe 72, 403. 73, 358. — 
Zur Reichs erfigperungegefengebung (von 
Sendtner) 73, 773. — Weſen und Arten 
der Verſicherung (Roesler) 75, 388. — Das 
Lebensverfiherungegeihäft 1878 80, 74. — 
Reichsgeſetzliche Hegelung des Berfiherungs- 
mwejens 50, 138. — Die ftaatlidh geleiteten 
Berf.-Anftalten in Bayern (Haag) S4, 65. 
— Nachweiſung der Geſchäfts- und NRed- 
nungsergebniffe der auf Grund des In— 
validitäts- und Altersverfiherungs-Gejetes 
errichteten Berfiherungsanftalten für 1892 
94, 710; für 1893 95, 954, für 1895 97, 
920; fir 1896 98, 889; für 1897 99, 506; 
tür 1898 1900, 436. — Entwurf eines In» 
validenverficherungsgefeges (Januar 1899) 
9”, 546. — Die Berfiherung der laud- 
wirihſchaftl. Arbeiter (9. von ————— 
1900, 393. — Die Frage der Berſicherung 
gegen Ueberfhiwemmungsihäden 99, 408. 
— 9. a. Arbeiterverfiherung ꝛc. 


Berträge, ſ. d. einzelnen Staaten, mit 
welchen diefelben abgejchloffen wurden. Bgl. 
die Ueberficht 68, 230. 70, 731. 72, 921, 
73, 311. 80, 812. 86, 250. ©. a. aut: 
wärtige Berhältniffe, Friedensverträge, Han- 
delsverträge, Staatsvertrag, Zollverein zc, 

Bertragsrect des deutihen Reichs (Borius) 
74, 759. 75, 531. — (Labaud u. Meyer 
78, 375. — Der Abſchluß völkerrechtlicher 
Berträge durch das deutiche Reich uud deſſen 
Einzeljtaaten (Proebjt) 82, 241, 

Bermwaltungslompetenz des Heiches, von 
P. Laband 73, 458. LE. v. Stein 76, 5. 
— Meyer über Laband 8, 382. — ©. a. 
Berordnungsredt. 

Bermwaltungsgerichte. Webertragung der 
Berwaltungsrectiprehung an die ordentl. 
Gerichte (Frhr. dv. Stengel) 75, 1313. — 
Preuß. Gejet vom 3. Julı 1875 75, 1619. — 
Verwaltungsgerichtsbarteit in Eljaß-Yoth- 
ringen (Stengel) 76, 808, 897. — Gejeg- 
gebung in ne (Wehrenpfennig) 77, 
305. — Bermwaltungsrechtspflege ın Bayern 
(Seydel) 85, 203. — S. a. VBerwaltungsredt. 

Berwaltungsorganifation in Elſaß— 
Lothringen 72, 554. 

Bermwaltungsredt, Reform 72, 538. 75, 
1307. — Deffentl. Intereſſe und öffentl, 
Nlage im Verwaltungsrechte (Leuthold) 84, 
321. — Berwaltungsredhtspflege in Bayern 
(Seydel) 85, 213. — Das Bermaltungs- 
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u nad) preuß. Rechte (E. Born: 

et) 99 

Verwaltungsreform in Preußen (Leber 
blid) 75, 329. — Deuffchrift der Regierung 
75, 657. — Dotation der Kommımalver- 
bände (Kreife und Provinzen) in Preußen 
74, 1392. 1444. 75, 1635, — S. a. freie» 
und Provinzialordnun 

Beterinärpolizei. Fuftruttion zum Ge- 
fege vom 23. Juni 1880 81, 205. Die 
Beterinärpolizei-Gefebgebung noch den reichs⸗ 
gefeglihen Beftimmungen (Ph. Göring) 81, 

809, — Beterinärpolizeiliche Gejeggebung 
sl, 432. — ©. a. Ninderpeft. 

Viehausfuhr, — nach England und 
Frankreich 9, 

Viehhandel, Gemäßrteifung im 78, 359. 

Biebfeuden, f. Beterinärpolizei. 

Biebtransporte 77, 635. 

Biebzählung. Ergebniffe der deutfchen 
Viehzählung am 1. Dezember 1892, 95, 411. 
— Am 1. Dezember 1897 98, 888, 

Bivifeltion 81, 435. 

Bolfsbanten, ſ. Sparkaſſenweſen, Genoſſen— 
ſchaften ac, 

Bolfsbildung, Kulturpolizei und Rechts— 
gleichheit (Hirth) 73, 795. 823. Das deutſche 
Reich und die Schule 74, 3. 

Bolfsjhulen, ftaatsrechtlihe Stellung der- 
felben 73, 823. — Reform der preuß. Volls— 
ſchule vom 15. Oftober 1872 73, 897, 
— Wetition, betr. reichsrechtliche Ordnung 
des Bolksihulmeiens 74, 889. — Statiftit 
der preußifchen Boltsichullehrer 76, 237. — 
Das Roltsfhulmeien im Preußen 77, 93. 





811. 82, 407. — Was toftet der öffentliche 


Unterricht in Preußen? 88, 802, 


VBollsvertretungen in den Bundesflaaten 
74, 195. 8319. — Wahlgeſetze deutfcher Bun» 


desjtaaten (L. A. v. Müller) 81, 3. — Im— 
mumtät der parlament. Berichterſtattung 
(Hubrid) 97, 1 
Boltswirthichaftslchre, Beziehungen zur 
Rechtswiſſenſchaft (Roesler) 72, 509, Ueber 
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völlerung des Zollvereins (Aufſtellung vom 
Zentralbureau des Zollvereins) 69, 855. 
Zollabrechnungs- Bevölkerung für 1868-70 
71, 544. — Organijation * Bolks ʒã hlung 
für 1871 70, 24. — Bundesverfaſſung und 
Vollszählung (Gutachten der nordd. Mit— 
—— der Kommiſſion zur weiteren Aus 
ildung der Statiftif des Bollvereine) 70, 
445. — Anhäufung und Bewegung der 
Bevölferung in Breußen 78, 268. 
Altersftufen der preuß. Bevölferung 78, 658. 
— Bedeutung für die Bollabrehnung 80, 
645, 757. — Städtebevölterungen in Breußen 
81, 92. — Bevöllerungsbewegung in Deutſch⸗ 
land und Franfreih 82, 614, — Bolle- 
vermehrung 1879/88 in Preußen 90, 98. 
— Mäunlihe und weiblide Bevölterung 
Preußens 1890, 91 586. — Großftädte des 
Deutihen Reichs 98, 638, im 19. Yabrb. 
9, 808. — Vgl. auch Berufszählung, Be- 
völferung, Statiftif, Bollverein :c. 
Borlagen an den Reichstag 74, 162. 251. 
Borparlament in Frankfurt a. Main 711,9. 


W. 

Waaren (Ein- uud Ausfuhr ꝛc.), ſ. umter 
Haubdelsftatiftik, Preife, „Hölle, Zolltarif x. 

Baarenauftionen 77, 1064. 78, 738, 

Waarenverzeihniß, "amtliches 75, 883. 
76, 82. 98, 223, 378. 

Waarenzeichen, |. Markenſchutz. 

Wahlberechtigung 72, 323, 

Wahlen, Statiftil 72, 287. ©. a. Reichstag. 

Wahlgeſetze deutscher Bundesjtaaten ı(. 
A. v. Müller) SL, 3. Preußiſches 
Reichſstagswahlgeſetz vom 15. Oft. 1866 68, 
1053. — Wahlgefeg vom 31. Mai 1869 
71, 245, 

MWabitreife zum Neichstag 72, 291, 213. 


' Wablprüfungen 72, 347. 80, 386. 92, 1. 


die Geſetzmäßigkeit der vollswirthſchaftlichen 


Ericheinungen (Roesler) 75, 1. 269, 371. 
— Die Bollswirthichaftslehre ale Wiffen- 
haft (Hirth) 75, 1810. — Der Entwuif 
eines bilıgerlihen Geſehbuches für das deutſche 
Reich. Auf vollswirthſchaftlicher Grundlage 
beſprochen (Jacoby) 88, 581. — ©. a. ſoziale 
Frage. 
Boltkéwirthſchaftéerath, 
961. 


preußiicher 80, 
Ernennungen bierzu 81, 91. 


Vollszählung. Ergebniſſe der B. von 1864 | 


68, 149, 1867 68, 501, 779; , 1er, 72, 
902, 73, 1271; 1875 75, 1720, 76, 888, 
73, 4T1, 78. 49, 178, 491; or S2, 146; 


1585 59, 1004; 1890 91, 626, 92, 732, 
— Die ftaatsangehörige Bevölkerung ſämmt— 
liher Staaten des nordd. Bundes (Engel) 
68, 1101, — Die ſeemänniſche Bevöllerung 
Preußens 68, 1005. — Ueberfidht der Be- 


Wahlrecht, Proudbon’s Theorie des allge» 
gemeinen (Miülberger) 91, 169. — Pro—- 
portonalwahl und Minoritätenvertretung 
95, 168. 

Waifenfürforge, ſ. Beamte. 

Wanderlager 77, 1064. 78, 

Wappen, failerlihes 76, 351. 

Waſſerrecht, deutiches. (Brüdner) 77, 1. — 
Heſſiſches Waflergejeg vom 30. Juli 1887 
(Zeller) 88, 635. — rt. 4, Ziff. 9 der 
Reichsverfaflung (Frhr. vd. Bölderndorff) 9, 
825. — Entwurf eines preußiſchen Waſſer⸗ 
geſetzes (Zeller) 94, 587. — Beibhüifen zu 

eo Hohmaflerfhäden vom Sommer 1897. 

86, 


707. 


Wäbrung, f. Münzweſen. 

Wei el (Weſen derfelben, Roesler) 75, 381, 
S. a. Banfweien, Papiergeld. 

Wecfelatzepte, Einholung dur Poftauf- 
trag 77, 231. 

Wechſelfähigkeit, Beſchränkung SL, 418 

Wechſelkurſe af) 715, 596. 

Wechſelordnung, j. Handelsrecht. 


über die Jahrgänge 1868— 1900 der „Annalen“. 


MWecjelprotefte, Aufnahme derfelben durch 
Poftbeamte 78, 42. 

menjeltenzel, Denkſchrift des Handels- 
tags 69, 63. — Die Wedhielitempelfteuer 
im nordd. 8 und ihre Erhebung 69, 
1011. — Mopififation des Geſetzes vom 
10. Juni 1869 71, 377. — Gtatiftil pro 
1870 71, 592. — Berwaltungsfompetenz 
des Neichs (Laband) 73, 467. 497. 
Statiftit der Bedjfelftempelfteuer 73, 786, 
74, 725. PBräjudilate 76, 81. — Lage der 
Gefeggebung 9, 108, 185, 338, 

Wegabgaben 86, 35. 45. 

Wenrgeld (Steuer) 74, 1018, 

Wehrpflicht, allgemeine 71, 109. 75, 1431, 
— Ausdehnung der Wehrpflicht 88, 286, 
Ueber die Wehrpflicht nach Erwerb und Ber- 
luft der Reichsangehörigkeit (Siegel) 98, 781. 

Beingroßhandel S0, 666. 86, 71. 

Weinſteuer in Elfaß- Lothringen 73, 960. 
Projekt einer Reichsſteuer 74, 1002. — Ein 
fuhr und Bollertrag von Wein im deutfchen 
BZollgebiet und hp. Lothringen 1843/77 
79, 802. 803. S. a. Zölle, Zolltarif ꝛc. 

Beltaustelfung: in Wien 1873 (Programm 
2c.) 72, 910. 

——— !. —— 

Werth (Begriff) 75, 10. — Der Werth in 
feiner bolfsmirthfhaftlichen und gefellichaft- 
fihen Bedeutung (Ad. Samter) 83, 457. — 
©. a. Preisbildung. 

Wertbberehnung der Ein- und Ausfuhr 
des Bollvereins 69, 67 u. 438, Ueber 
Merihermittelungen in ber Handelsftatiftif 
70, 429. — Vgl. a. Handelsftariftif, Preife zc. 

Werthpapiere, f. Preiſe, Altienkurſe zc. 

Werthvertheilung (Roesler) 75, 268, 

Wettbewerb, unlauterer Fuld) 96, 918. 

Wiener Schlußalte 71. 4. 

Wirthſchaftliche Fntereffenvertretung 
(v. Kaufmann) 83, 553, 

BWirtbfhaftsgenofienfhaften. Geſetz 
vom 4, Juli 1868 68, 825. 72, 130, Sta 
tiftit für 1859 — 1867 68, 843, für 1873 
(Bröbft) 75, 321, für 1892 98, 939. — 
— S. a. Genoſſenſchaftsweſen. 

aa RE N. geſchichtl, (Roesler) 
75, 15. ©. a. Zollverein. 

Wittwenfürſorge, j. Beamte 

Wohnungsgeldzuſchüffſe 7, 267. 76, 
359. 361. 86, 213, 246. 

Wucergefege, Aufhebung derjelben und 
der Schufdhaft 68, 799. — Wuchergeſetz 
von 1880 81, 423. — Die — des 
Wuchers auf dem Lande (Fuld) 88, 654. 

Württemberg. Anfchluß au dei deutfchen 
Bund 70, 769, an die Neichsverfaffung 70, 
771. 71, 37. 41. Mititärtonvention 71, 
120. — — Aufrechterhaltene Beitimmungen des 
Bertrags vom 25, Nov. 1870 71, 359, — 
Einführung norbd. Bundesgefeße 71, 889, 
— Berehnung der Matrifularbeiträge für 
1871 71, 701. — Militäretat 73, 46. — 
Annalen des Deutichen Reihe, 1900 
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Bierbeſteuerung 76, 65. 97, 85, — Branut⸗ 
weinjtener (Reuß) 85, 620. — Berbältniß zum 
Zollverein und Reich 98, 164, 174, 194, 417. 
— WProportionalwahlen zur Abgeordneten- 
fammer 97, 326. — S. a. Wahlgefeke, 
Wafferredht, "Bollverein x. 


3. 
BUNINHSENTEIADEEN, Reform 76, 1031. 
717, 22 


3a — hg ar, Handelsvertrag, 98, 188, 439, 


Benttatpurean des Bollvereins 72, 1556. 
93, 367, 

Pe ee proviforifhe von 93, 367, 
385, 1848 71 10. 

Zentrum, — ERAENDR 72, 1. 288. 
335. 1018. 74, 144 

BEL DENE E Banfweien. 
eugenpfliht 82, 776. — Beugnißver- 
Weigerung der Reihstagsmitglieder (Fuld) 
88, 6. 


Sinfproduttion 1892 98, 797. 

insfuß 76, 882, 91,959. S. a. Banfwefen. 

Zinſen, Geſetz, betr. die — 
v. 14. Nov. 1868 68, 800. 72, 

Zivilehe, obligatorifche 74, 188. 387. 811. 
408. Entwurf und Kommifftonsbericht von 
1873 74, 437. Preuß. Gele von 1874 74. 
1551. Reichsgeſetz vom 6. Februar 1875, 
75, 641, 1181, 1553. — Umwandlung von 
Geld- in Freiheitsftrafen 76, 84. — Standes- 
amtsbezirfe in Bayern 76, 85. — Aus 
führungen von Seydel 76, 172. ©. a. Ehe- 
ſchließung. 

— Aus dem Entwurf einer 
nordd. Zivilprozeßordnung 69, 649. Borar- 
beiten für diefelbe 72, 143. 73, 348. Aus 
dem 1872er Entwurf 73, 567. — Aus dem 
1874er Entwurf: Das jchiedsrichterliche Ber» 
fahren, 75, 153. 1219. — Verlauf d. Ber- 
bandlungen (Endemann) 77, 646. — Bl. 
a. Juſtizgeſetzgebung. 

Zivilrecht, Entwidelung desfelben, 71, 125. 
78, 339. 74, 193. 310. Verhandlungen i im 
bayer. Landtag 74, 330 (Minifter Fäuitle), 
339 (Reichsrarth v. Neumayr). — W. Endes 
mann ib. 412, — Eine Feſtrede Lasker's 
ib. 743. — Bericht des Juſtizausſchuſſes 
über Plan und Methode bei Ausarbeitung 
eines bürgerlichen Geſetzbuchs 74, 1329. 
Die Mitglieder der Bivilgejegbuc) · Kom: 
miſſion iv. 1680. — Weiteres über den 
Entwurf des Geſetzbuchs (Emdemann) 77, 
1222. 77, 678. — Stand der Arbeiten 
für das Bivilgefeßbudh im Sommer 1876 
(PB. v. Roth) 76, 940. — Amtlicher Bericht 
über die Arbeiten der Kommilfion bis 1876 
77, 423. — leberfit der bis 1877 er- 
lafjenen zivilrechtl. Geſetze und Verordnungen 
77, 822. — Der Entwurf eines bürgerlichen 
Sefegbuches für das deutiche Reich. Auf 
vollswirthihaftlihe Grundlage in Einzel. 
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erörterungen beiprocden (Jacoby) 88, 581. 
89, 293, 637. W, 34, 834. 91, 81. — Der 
Entwurfdes bürgerlichen Geſebbuches und das 
öffentl. Recht (GBornhak) 91, 212. — S. a. 
Juſtizgeſetzgebung, Konkursordnung zc. 

Zivilſtandéregiſter, ſ. Perjonenftand. 

Zollausjchlüffe, 93, 196 (Auffeß). Bericht 
der Kommilfton zur Erörterung der Frage 
betr. die Averfa 50, 581. 

Zoll- und Handelsipftem des Reiches, 
Einbeitlichkeit desfelben, 71, 171. 98, 196 
Cufleb). — Ueberſicht fämmtlicher Geſetze ꝛtc. 
77, 807. — S. a, Zolltarif ꝛc. 

Zoll. a Steuerfredite, Abbürdung der- 
felben 72, 1481, — 170. — Beflimmungen 
über diefelben MB 208, 388. ©, Kredite. 

Zölle, Statiftit für die Beit bis 1868 68, 
165— 222. Statiftif für 1867 68. 729, 
— Statiftil für das erfte Semefter 1868 
68, 998. — Waaren- Ein- und Ausfuhr 
1867 69, 115. — Bundeseinnahmen aus 
den Zöllen 69, 216. — Organifation der 


Statiftit der Zölle 70, 71. — Statiftil der | 


Zolleinnabmen zc. 1862—1869, 70, 348. 
— Die Reichs-Zollgeſetzgebung 71, 130. 
72, 389. — Statiftif der Zölle und Waaren- 
Ein- und Ausfuhr 1868—70 71, 543, — 
Die Zölle und Berbrauchsfteueru 2c. des 
deutfchen Reichs, von Frhrn. v. Auffeß 93, 
161. — Bermwaltungsfonpetenz des Reiches 
(Laband) 78, 471. 498. — GStatiftil 74, 
911. 75, 897. 1389. 1701. 76, 799, — 
Werth» oder Gewichtzölle? (Seyfardt-Ere- 
feld) 77, 135. — Die Gefeßgebung über 
Zölle und Steuern 1871— 1876 (Wehren- 
pfennig)_ 77, 282. — Ueber Schutzzölle 
(Hirth) 77, 896. — Handelspolitiiche Er» 
flärung von 208 Reihstagsmitgliedern 79, 
460, — Das bandelspolitiihe Programm 
des Meichsfanzlers (Schreiben an den 
Bunbesrath) 79, 219. — Eingabe des Frei— 
bandelsvereins an den Bundesrath 79, 358. 
571. — Rede des Herin v. Riede in der 
mwirttembergifchen I. Kammer 79, 370. — 
Die wichtigſten Finanzzölle in Deutſchland 
und Großbritammen 79, 571. — Einnahmen 
1879/50 80, 591. — ©. a. Finanzweſen, 
Handelsftatiftit, Kaſſenweſen, Statiftit, Zoll» 
ausſchlüſſe, Zollgefeg, Zolltarif, Zollverein xc. 

Zollbehörden in Deutichland Neflortver- 
hältniſſe, Ueberficht dev Aemter zc. 68, 405. 
— Die Bereinsbeamten des deutichen Zoll: 
vereins (Anfang April 1870) 70, 139, — Ors 
ganifatton der Zoll und Steuerverwaltung 
und Reichsfontrole (v. Auffeß) 93, 367, 420, 
olllartel vom 11, Mai 1833 68, 126. 

74, 79. 493. 75, 881. — Be 
—F und Bevölkerung der Zolldireftiv- 

ezirte 77, 478. 89, 1010. 

Bollgeiet vom 23. Jan. 1838 68, 51. — 
Vereinszollgeſetz vom 1. Juli 1869 69, 511. 
— Zur Ausführung des HZollgeieges 69, 
995. 98, 211, 








Bollordnung vom Jahre 1838 68, 61. 
Denlſchrift des Handelstags betr. Heform 
bes Bollverfahrens 68, 249. Gefe wegen 
Abänderung einzelner Beftimmungen der 
Zollordnung u. der Zollftrafgefeggebung vom 
18. Mai 1868 68, 679. — Bgl. a. Zollgeſetz. 

Zollparlament. (S. a. Shi) Mit- 
glieder 1868 68, 433. — Thronreden der 
erften Seffion 68, 1070, der zweiten Seifton 
69, 1100, der dritten Seffion 70, 713. — 
Bericht des Borftandes der nationalliberalen 
Partei über die Legislaturperiode 1867 bis 
1870 70, 563. — Ueberjicht der Geſetzgebung 
des nordd. Bundes und des Zollvereins in den 
Jahren 1867—70 70, 721. 

Zollftrafgefeg, Grundfäge, betr, das vom 
Jahre 1836 68, 115. — Straffälle 1892/93 
98, 940. — Bgl. a. Zollgefeg. 

Bolltarif vom 1. Juli 1865 68, 9. 
Denkichrift des deutſchen Handeldtags über 
Neform des Bolltarifs 68, 249. Geiler 
vom 25. Mai 1886 68, 649. Zolltarif 
vom 1, Juni 1868 ab gültig 68, 651. 
— Material zur Petroleumjteuerfrage 69, 
891. — Der Bolltarif zu Anfang des Jahres 
1870 70, 92. — Reform des Bereins- Zol- 
tarifs vom Mai 1870 70, 325. — Der Holl- 
tarif vom 1, Juli 1870 du 70 879. — 
Beſtimmungen über die Tara 72, 1541. — 
Zarifreform von 1873 74, 83. 282, — 
Nedaltion des Zolltariſfs vom 1. Oktober 
1873 (in der Marktwährung) 77, 144. — 
Freihandel oder Schutzzoll? Denkſchrift des 
Borftcheramts der Königsberger Kaufmann- 
ſchaft 75, 1549. Bur Bertheidigung ge: 
mäßigter Schugzölle (J. Schulze) 75, 1681. 
Zur Dentichrift des Bereins der Eiſen— 
induftriellen ib. 1695. — Ueberficht der haupt: 
ſächlichſten Schutzzölle des Bollvereins 77, 
200. — Die Hlaufel der „meiftbegünftigten 
Nation” 77, 534. — Die acquits-A-caution 
77, 535. — Holltarifentwurf vom 4. April 
1879 mit Motiven 79, 617, 681 (ipezuelle 
Ueberficht im Inhalteverzeihniß des Jahrg. 
1879). Zarifgefeg vom 15. Juli 1879, 79, 
993. — Lage ber Gejegebung 1880 80, 
623. 627. 653. — Abänderungen des Zell 
tarifgefeges in den Jahren 1880—82 82, 
674, Abänderungen des Zolltarifgefegee vom 
15. Juli 1879: Geſetze von 1883 bis 1885, 
85, 505. — Rebaftion des Zolltarifs (Mai 
1885) 85, 521, — Erörterungen von Auf- 
ſeß 98, 176, 214. — Zur frage der Zoll 
einigung zwifchen dem Deutjchen Reiche und 
Defterreih-Ungarn 87, 81. — ©. a. Zölle, 
Bollverein ac. 


Zollverein, BZollverträge. Mittelbare 


Bollvereinsglieder. Bertrag vom 8. Juli 1867, 
die Fortdauer des Zoll- und Handelsvereins 
betreffend. Bericht für den nordd. Bundes- 
rath 68, 1, 15. — Piteratur über den Zoll- 
verein 68, 232, — Der territoriale Abſchluß 
des Zollvereins 68, 1109, 71, 171. — Die 
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Bollvereinsgejeggebung als Bejtandtheil des 
Peichöverfaffungsrechis 71, 357. — Boll. 
vereinsbevollmädhtigte 73, 306. — Aus der 
Enquöte über die Bandelöverträge 77, 395. 
Gutadten der Handelsfammer zu Köln ib. 
1049. — Weberfiht der deutfchen Handels- 
verträge 79, 384. 562. — Einige Betracht. 
ungen über einen mitteleuropäichen Zoll» 
verein 88, 943. — Handeld- und Zollverträge 
mit Defterreih-Ungarn, Schweiz, Ftalien 
92, 796. — Bol. a. Getreidezölle, Handels- 
ftatiftil, Statiftit, Verfaffung, Zollgefeg, Zoll 
parlament, Zolltarif ꝛc. — Geſchichte des 
ollvereins (v. Aufjeß) 93, 167. — Umfang, 
öße und Einwohnerzahl des Zoll- um 
Handelsgebiets des on ru Neichs 93, 194. 
— Zoll-, Handels- und Schifffahrtsverträge des 
deutichen Reiche mit fremden Staaten 93, 435. 
— Handels, Zoll- und Scifffahrtsvertrag 
mit Rumänien und Serbien 9, 747. — 
Bertrag mit Rußland 94, 853. 
BZollvermwaltung, deutfhe, Organifation 
(Auffeß) 93, 838. 
BZuder. Uebereintunft wegen Befteuerung 
des Rübenzuckers vom 16. Mai 1865 68, 
123. Befteuerung im Zollverein, in Groß⸗ 
britannien und Frankreich 68, 155. Dent- 
ſchrift der Handelsfammer zu Hamburg über 
Reform der Zuderbefteuerung 68, 303. — 


Beihluß des Handelstagg 68, 983. — 
Denkichrift zur Reform der Zuder- Zoll. 
und Steuergefeggebung von E, Langen 69, 
861. — Die HZuderbeftenerung im Boll. 
verein nach dem Geſetz vom 26. Juni 1869 
69, 905. — Nübenzuderfteuerftatiftif für 
die Jahre 1868—70 71, 573, — Statiftik 
75, 899, 1551. 76, 248. — Denlſchrift 
über die Reform der Zuder-Steuer von 
Witte-Roftod 83, 142. — Amtlihe Berid- 
tigung zur Rübenzuder-Statiftil 84, 445. — 
Bericht der Enqudte-Kommijfion vom März 
1886 86, 517. — Gef. vom 1. Juni 1886 
und Materialien 86, 826, 857, 864, 867. 
— Nachweiſung der vom 1. Auguſt 1886 
bis 31. März 1887 innerhalb des deuts 
chen Bollgebietes mit dem Anfpruch auf 
31 und Steuervergütung abgefertigten 

uckermengen 87,306. — + Bea der Zuder- 
fteuer (Reichsgeſetzvom 9. Juli 1887) 87,957; 
Neichsgefeg vom 31. Mai 1891 91, 642. 
— Die Befteunerung des Riübenzuders (Frhr. 
v. Aufieß) 93,262. — Gef. vom 27. Mai 1896 
und Materialien 96, 577. — Zuderfatiftit 
1900, 814. 


Zwangsverfiherung, f. Berfiherung x. 
Zwangsvollfiredung gegen Eifenbahnen 


81, 411. 
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“ Ppreis-Ermäßtaung der früheren Jahrgänge. 


Bei neuen Abonnements wird oft mit Bedauern bemerkt, dah 
die Erwerbung der früheren Iahraünge der „Annalen“ mit fo 
großen Koften verknüpft fei, und der Wunſch ausgeſprochen, bei 
Bezug der volltändigen Serie eine Preisermähigung eintreten zu 
lafen. Um nun derartigen Wünfdhen entgeaenzukommen, haben 
wir uns eutſchloſſen, nen eintretenden Abonnenten dir Jahr- 
gänge 1870-1879. 1881—1897 anftatt zu Milk. 432.— u 


nur Mark 188.— 


in licfern, ſoweit der dazu beſtimmte Vorrath reicht. 

Der Preis der einzelnen Bande reſp. Yahrgänge bleibt wie 
guvor Alk. 16.-—— Die Dahraänge 1868, 1869 und 1880 find gamı 
vergriffen. 

Die „Annalen des Deutſchen Beides", feit 1868 ericheinend, find ala 
praktiſch - wilenfchaftlicddes Qnellenwerk widtig für Minifterien, 
Bezirks Kegierungen, Bingiftrate, Landräthe, Conſuln, für Gerichte 
aller Inftangen, Beidjis- und Landtagsabgeordnete, Advokaten, 
Motare, Zollämter, Handelskammern, Bedacrtionen und größere 
Siblistheken. 

ME Yutereifenten ſteht ein alphabetifdes Gefammt-Regifter über die 
Jahrgänge 1868 bis 1900 der „Aunalen“ gratis zur Verfügung. 
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udler, Dr. Georg, Profeſſor der Nationalökonomie in Baſel, Die Sozialreform und der Kauf— 

ee (Separat-Abdrud aus den Annalen des Deutihen Reichs 1891.) 4 Bogen 
8. Preis broih. ME. 1.50. 

Aufſeß⸗ Biefinger, Die Zölleund Steuern, jowie die vertragämäßigenausmwärtigen 
Handelsbejtimmungen des Deutihen Reiches. Fünfte, vollitändig umgearbeitete 
Auflage. 1899. 28 Bogen gr. 8°, Preis broſch. Mi. 7.—, in Leinwand geb. Mt. 7.75. 

Bornhal, Conrad, Das deutſche Arbeiterredt. 12 Bogen gr. 8°. Brojdirt Mt. 3.—. 
(Separat-Abdrud aus den Annalen des Deutihen Reichs, 1892.) 

Burlart, Karl, kgl. Regierungsrath, VBerfajjung und Reform der dbirelten Steuern und 
der Finanzverwaltung | in Bayern, Zweite Aufl. 4 Bogen gr. Br”, broich. Me. 1.50. 

Debn, Paul, Zur Einführung der Reichspoſt⸗Sparkaſſen. 1884. 54 Seiten, gr. 8°. Wit. 1.20. 

Eger, Dr Georg, Regierungsrath, Die gejhihtlide Entwidlung des Eiſenbahn-Trans— 
portrehts in Preußen mit bejonderer Berüdjichtigung des Eiſenbahn-Tarifrechts. Eine 
vom Verein für Eijenbahnkunde in Berlin preisgefrönte Abhandlung. (Separat-Abdrud aus 
den Annalen des Deutihen Reichs 1895.) 4’ Bogen gr. 8°. Preis broſch. ME. 1.75. 

Seller, 5, kgl. bayer. Oberzollrath, Das Zabafsmonopol und die amerikaniſche Tabat- 
Steuer. Eine ſtaatswirthſchaftliche Unterſuchung der Tabakfbejteuerungsiyiteme, Zugleich eine 
Entgegnung auf den G. M.-Artifel der Allgemeinen Zeitung: ——— Studien zut 
Einführung des Tabakmonopols in Deutichland“. 1878. Mi. 

Seller, 5. fol. bayer. Oberrechnungsrath, Zur Tabakiteuerfrage. —— gegen die kritiſchen 
achträge zu den Dr. Mayr'ſchen Studien über das Tabahnonopol. 1878. 50 Pi. 
Sranlenftein, Dr. Kuno, Die deutihe Fabrikinſpektion, ihre Thätigkeit im Jahre 1890 

und ihre Reform. 4° Bogen, gr. 8°. Broſchirt Mt. 1.50. (Separatabdrud aus den 
Annalen des Deutjchen Reichs 1892.) 
Göring, Boilipp, Die Beterinär-Polizeiverwaltung nad den reichsgejeplichen Beitimmungen 
882. 11’Je Bogen, gr. 8°. Broſchirt Mi. 3.—. 

Sei, Dr. Clemens, Die großen Einfommen in Deutjihland und ihre Zunahme in den 
legten Jahrzehnten. Bon der hohen ſtaatswiſſenſchaftlichen Fakultät der Univerfität Tübingen 
mit dem alademijchen Preiſe gefrönte Arbeit. (Separatabdrud aus den Annalen des Deutſchen 
Reichs 1893.) 7 Bogen gr. 8°, brojchirt ME. 1.75. 

Henfel, Dr. Paul, Die Stellung des —— nach dem Staatsrechte des Deutſchen Reichs. 
1882. 4 Bogen, gr. 8°. W. 

Hirth, Dr. Georg, Freiiinnige A — der Volkswirthſchaft und des Staats. 1876. 27 Bogen 
fi. 8°. Broſchirt ME 4.—. 

Joöl, Mar, Rechtsanwalt und Notar in Berlin, Das Geſetz betrejfend die Erwerb3- und 
Wirthihaftsgenvjjenihaften vom 1. Mai 1889. (Separatabdrud aus den Annalen 
des Deutihen Reichs 1890.) 17’Ja Bogen gr. 8°, broid. Mi. 5—. 

Lehmann, Bodo, Kaijerl. Conjul 3. D., Die deutjde Reichsangehörigteit vom nationalen 
und internationalen Standpunkt. Eine Studie. 5'/a u gr. 8°. (Separatabdrud aus 
den Annalen des Deutjchen Reichs 1899.) Broſch. Me. 1.7 

Rob, Dr. Walther, Der Streit um die Berjtaatlihung * Reichsbank. Vortrag, — 
halten am 19. November 1897 im Sozlalwiſſenſchaftlichen Verein zu München. 1 

r. 8°, Preis broſch. 50 Pf. (Separatabdrud aus den Annalen des Deutichen Reichs 1898.) 

Prengel, Theod, Beiträge zur Wahlprüfungsſtatiſtik des deutſchen Reihstages 1871-W. 
5% Bog. gr. 8°. Broich. ME. 1.50. (Separatabdrud aus den Annalen des Deutichen Reichs 1892.) 

Rehm, Brof. Dr. Hermann, Der Erwerb von Staat: und Gemeindeangebörigfeit in 
geihichtlicher Entwidelung nad römischen und deutichem Staatsrecht. 9/s Bogen gr. 8°, 
broihirt ME. 2.50. (Separatabdrud aus den Annalen des Deutſchen Reichs 1892.) 

Rofin, Prof. Dr. 9., Souveränetät, —— Gemeinde, Selbſtverwaltung. Kritiſche 
Begriffsſtudien. 4 Bogen, gr. 8°. Mt. 1.7 

— — Örundzüge einer Allgemeinen ——— nach den politiſchen Reden und 
Schriftſtücken des Fürſten Bismard. (Separat-Abdruck aus den Annalen des Deutſchen 
Reichs 1898.) 3 Bogen gr. 89, Mi. 1.—. 

Schanze, Dr., Regierungsrath, Die patentredtlihen Beitimmungen des deutſch-öſter— 
veihiihen Uebereintommens über den gegenieitigen — Mujter- und 
Martenihug vom 6. Dezember 1891. 3 Bogen gr. 8°, broih. Mi. —.75. (Separat- 
Abdrud aus den Annalen des Deutſchen Neiches 1894,) 

Seydel, Dr. Mar, Das Gewerbe:-Polizeireht nad der Reichs-Gewerbeordnung. Mit einem 

Anhang: Tert der Gewerbeordnung. 1881. 13 Bogen, gr. 8. M. 3.— 

Stengel, Carl von, Profefior der Rechte in Münden, Die deutſchen Schupgebiete, ibre recht⸗ 
liche Stellung, Verfajjung und Verwaltung. Dritte vermehrte Auflage. 18'/, Bogen 
gr. 8° brodh. Me. 3.—. (Separat-Abdrud aus den Annalen des Deutihen Reiches 1895. 

Thudidum, Dr. Fr. ord. a an = Univerfität Tübingen, Das Reichs-Beamtenrecht 
1876. 8'/a Bogen, gr. 8°. ME 4.— 
— Dr. Otto Freiherr — Bayer. Minifterialrath, Deutſche Berfajjungen und 
Berfafjungsentmwürie. 11 Bogen gr. 8°. Brojdirt Mf. 3.—. (Separat-Abdrud aus 
den Annalen des Deutichen —* 1890.) 
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